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Wochenblatt für merkwürdige Nechtsfälle. 


Neue Folge Achtzeinter Jahrgang 1870. 


Abbreviaturen, ſ. Wechſel. 

Abtretung; Unterſchied zwiſchen Abtretung und An— 
weiſung einer Forderung. S. 272 ff. S. auch Ceſſton, Gei: 
fionar. 

Actiengeſellſchaftz; der vollziehende Director it im 
Zweifel zu rechtlicher Vertretung ber Geſellſchaft nad Außen 
berehtigt. ©. 217 ff. 

Adverfative, ſ. Eideslelftung. 

Alimente; auch wenn der von der Mutter auf Ali— 
mente für die Zufunft belangte außerehelihe Vater fi aus: 
fluchtsweife lebiglih auf einen Verzicht ber Mutter pi 
bat und rechtskräftig auf Bewels dieſer Ausflucht erkannt 
worben it, muß ber Beweis mit barauf gerichtet werben, daß 
der Werzicht mit Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts 
erfolgt fei. S. 231 fi. 484 ff. 

Anweiſung einer Forderung. ©. 273. 

Appellation eines Dritten im Sülfsverfahren. 
S.146 ff. N. der Streitgenofien. S. 301 ff. S. auch Redtss 
fraft, summa appellabilis. 

—— in vim securitatis iſt nicht auf bie in ber 
Proe.:Drbn. Tit. $.1. angegebenen Fälle befhränft. Be: 
figentjegung bes Schulbnere in bierbei nur ausnahmsweife 
geftattet. Die Koften einer Sicherheitsmaßregel find zunächſt 
vom Antragfteller zu bezahlen, das Geriht fann vorher Koſten⸗ 
vorfand verlangen. S. 146 f. Wirkungen der Sicherheits: 
beihlagnahme in Bezug auf fpätere Berfügungen bes Gigens 
— re das eg rg weg * = f 

uftragz zur Lehre von der Ge eführung vermöge 
Auftrag. Ed 

Ausländifches Mecht; deſſen Anwendung bei dem 
Merfiherungsvertrage. S. 217 ff. Die Griftenz deſſelben if 
von bem bef — Verſicherer zu behaupten und zu beweiſen, es 
it aber biefe Behauptung nicht Einrede im techniſchen Sinne, 
fondern Gegenftand des directen Gegenbeweiſts. S. 217 fi. 

Auslegung, f- Pahtcontract, pactum reservati 
dominii. 

Auszug; das Halten von Heinem Vieh in einem Aus: 
zugshaufe. . 12 ff. Der Ehemann ift für feine Perſon 
ſelbſtſtaͤndig zur Rlaganftellung auf Gewährung von Auszugs: 
leiftungen berechtigt, wenn er felbige auch nicht für feine Berfon 
vorbehalten hat, fondern der Vorbehalt von feiner Ehefrau für 
ſich und zugleich mit für den Ehemann bewirft worden ift. Streit 
über Maaß und Gewicht einer Nuszugspräftation. &.401 fi. 
©. auch Herberge. 

B. 


Bagatellſachen; in B.iſt jedes erſt nad Ablauf bes 
decendii aufgeſtellte gravamen für verfäumt zu achten. ©. 412. 
Banvorftcher, Bearifi. ©. 337 ff. 
Bedingung; auficiebende B. beim Kaufabſchluß. 
S. 117 ff. ©. auch pactum reservati dominii. 
Benefiecium inventarii, ſ. Erbe. 


Bereicherung; ©. 201 fi. 

Befigübertragung, beren Form. &.350 ff. 

Beutelmufter, ſ. Kauf. 

Beweis. Beleugneter Rlaggrund oder @rception? 
©. 262 fi. 

Beweisinterlocut;z Ausjegung der Entſcheidung 
über die Statthaftigkeit des theilwelſe gebrauchten Eides— 
antrags zur Definitive. — Es ift ungwedmäßig, im Bewels⸗ 
interloeute auf die einzelnen möglidhen Rälle des birecten 
Gegenbeweiſes fpeciell einzugehen. &.217ff. Gs fann unter 
Ausfegung der Entfcheivung bezüglich des delati über ben ges 
leugneten Theil der Klage unter Umftänden zuvörderſt auf Ber 
weis ber Ausflüchte und der Replik erfannt werben. S. 381 fi. 

Beweismittel; bie in der A, Pr.»Drbn. Tit. XX. &. 8. 
und G. Pr.:Orbn. ad. Tit. XXI. 8. 2, dem Beweis-⸗, bez. 
Gegenbeweisführer eingeräumte Wiebereinfegung in ben vorigen 
Stand wider unverfhulbeten Berluft von Bemweismitteln muß 
dem Bros, bez. Meproducenten verfagt werben, wenn Zeugen von 
bem ihm ſchon bei deren Denomination befannten Ablehnungs- 
rechte Gebrauch mahen. ©. 399. 
ranbuerfiihernug, ſ. Berfiherung. 
———— eren Tilgung burh Wechſel. 


Bundesverfaflung vom 26. Juli 1867. Tragweite ber 
Beflimmungen im $. 3. über gemeinfames Indigenat. ©. 140. 
Bürge, ſ. Gontocorrent. 

Bürgfchaftz zur Schre von berfelben. ©. 289 fi. 


& 


Gaffirerz; ihn befreit der Umftand, daß auch der Prin- 
cipal fi im Belip von Schlüffeln zu dem Gelbfhranfe befindet, 
an ſich noch nicht von ver Verpflichtung, die Richtigkeit der Gaffe 
zu vertreten. ©. 254 ff. 

Gefftonz derjenige, welchem eine bereits rechtokräftig feſt⸗ 
geteilte orberung abgetreten worben, ift unbehindert, ohne 
Meiteres Ginleitung bes Hülisverfahrens wider ben ab— 
getretenen Schuldner, beziehentlich Fortſtellung des Grecutionss 
verfahrens zu verlangen. Die Seiten eines Ins 
teftaterben vor dem Tode eines Erblaffers bewirkte Abtretung 
einer beftimmten Summe von dem bereinftigen Erbtheile it un: 
gültig. ©. 499 fi. 

Geffionar, welchem eine hypoth. Korberung abgetreten, 
aber im Grund: und Hyvpothekenbuche nit zugeſchrieben ift, 
it nad erfolgter IZwangeverfleigerung des Pfandgrundſtücks 
Befrledigung aus ben Erftehungsgelbern zu verlangen nicht be- 
fügt, wenn au des Gebenten Vermögen inmittelft Goncurs aus— 
gebrochen if. ©. 108. ® 

Concurs;z ber Rechtavertreter im Goncurfe it nach ben 
Vorschriften des Geſetzes vom 8. Juli 1868 berechtigt, ſelbſt⸗ 
ftänbig ein Rechtsmittel gegen diejenigen Theile des Locations- 
erfenntnifies einzuwenden, welche fich nur auf bie ben einzelnen 
Gläubigern anzumeifende Rangorbnung beziehen. S. 470 ff. 
S. auch Geffionar, Erbe. 


u 





Gondictionenz deren — we unterſchled 
ber c. sine causa und c. indebiti, fowie ber actio publiciana 
in rem. Begründung des Irrthums, Gegenftand beffelben. 
©. 201 ff. Condictio ob causam datorum, beren Anwendung 
auf einen, unter einer nicht eingetretenen Borausfegung ers 
u. en S. 400 ff. Zur Lehre von der cond. indebiti. 


GEontocorrent; — Klage des Contocorrent ande Ser 
wider den Bürgen. Anfehtun bes —— Anerkenntniſſes 
eines Rechnungsabſchluſſes nach $. 1399. des bürgerlichen Ges 
ſetzbuchs. Beweis des Erfolgs gewiſſer in dem | rede 
dem Schulbner nicht gut gefchriebener Mehrzahlungen. Vers 
eg der Beweislaft, wenn der Gläubiger Sehens, daß die 
behaupteten Mebrzahlungen iventifch feien mit unter anderm 
Dato dem Schuldner gut gefchriebenen Beträgen. — Ift die Ber 
zn des Hagenden Öläubigers, daß eine von dem beflagten 

chuldner ercipirte Zahlung auf eine andere, im Gontocorrent 
nicht gebuchte Forderung bes Klägers gezahlt fei, als Replik an« 
ujeben, und iſt insbeſondere ber —— mit einer ſolchen Be⸗ 
aupfung, wenn er fie erſt im Beweisverfahren vorbringt, zu 
hören? Baflung ber theilweijen ——— reſp. Ent⸗ 
Bindung, wenn in Folge geführten Nachweiſes einzelner 
——— eine Umrechnung bes Contocorrents ſich nöthig 
macht. 9 ff. Liegt ſtillſchweigendes Anerfenntnif vor, 
wenn bei erfolgter * Einwendungen nicht * 
werden? &.365 ff. — Ueber die Erforderniſſe eines eigentlichen 
Eontocorrentverhältniffes. S. 381 fi. 
Curator litis, j. Concurs. 


D. 


Dampfſchiff; deſſen Verpfaͤndung. ©. 146 ff. 
Darlehn; Rüdforberung eines von einer Unmündigen 
egebenen. ©. 142 ff. Darlehn oder Vorauserfüllung einer 
erbinblichkeit? S. 142. Die Borauswegnahme von Zinfen, 
Provifionen und bergl. von einem Darlehn ift verboten. 
S. 290 ff. Darlehn beim Spiel, inwieweit flagbar? ©. 447. 
Defecturverfabren in’ Betreff eines von den Erben 
des Beflagten zu erg | ber Berlaffenfchaft in der Ere: 
eutionsinflang eingereichten Nachlaßverzeichniſſes. ©. 08 fl. 
©. aud Specificant und Erbe. 
Dicetum et promissum; ober blos unverbindliche 
Anpreifung® &.457 fl. 
Dienftbarfeitenz; deren Untheilbarfeit. ©. 129 fi. 
Dienftvertragz der im röm. Rechte beſtehende Unter: 
ſchied zwifhen operae liberales und illiberales ift bei ber loc. 
cond. operarum durch $. 1230. des —— —— auf⸗ 
var Welchen Einfluß hat die Unmöglichkeit der Leiftung? 


Discontverfprechenz; defien Interpretation. S. 40. 
Dispofitionsftellung; Gonbonirung der dieffallfigen 
Vorſchrift in Art. 347. des bürgerlichen Gefezbuchs. ©. 49. 
S. auch Kauf. 
E 


Ehefran, ſ. ie 4 

Ehemann; zu $. 1683. bes bürgerlichen Geſetzbuchs u. 
$. 52. bes Grecutionsgefepes. Der @. erwirbt bie Früchte des 
ehemeiblichen Vermögens nur abzüglich der auf legterem ruhen: 
den Laſten. Mit der Ereeution in die Früchte bes eheweiblichen 
Vermögens wegen Schulden des E.'s darf nur infoweit ver: 
fahren werben, als fi ein Ueberſchuß der —— des ehe⸗ 
weiblichen Vermoͤgens über ven bavon zu beitreitenden Auf⸗ 
wand ergiebt. ©. 10 ff. Klagrecht des G.'s bei Auszuges 
leiftungen. S. auch Auszug, Berfiherung. 

Eheweibliche — — S. 377. Gonfens bes 
Ghemannes, fann er auch außergerichtlih, vor oder nad der 
gerichtlichen Interceffiongerflärung erflärt werben? S.Al8 ff. 

Eheweibliches Vermögen, f. Niefbraud. 

Eidesantrag. Ausiegung der Enticheidung über deſſen 
Statthaftigfeit zur Definitive. S. 217 f. Givesantrag über 
bie Behauptung, baf Beklagter aus der Seide nur 16gähliges 
Schuß⸗, anſtati 175ähliges Kettengarn gefponnen, nicht zus 
läffig. ©. 397 fi. . 

Eidesleiftung der Handelsgefellihafter. S. 361 ff. — 
E des Procuriften für den Principal, S.365 ff. Bei Gides: 
leiftungen iſt die Beifügung der f. g. Adverſative auf den Fall 
zu beihränfen, wo bem — zu Begegnung von Mental⸗ 
tejervationen über die Bebeutung einer juriftijchen Thatfache 
Aufklärung gegeben werben fol. ©. 41? ff. 


iv 





Eigentbum; Vorbehalt beffelben, f. pactum reser- 
vati dominii. 

Einlaffung des Beflagten. Defien Erklärung im 
Sütes und Mechtstermine, daß er von ber Klage nichts eins 
räume, und berfelben * widerſpreche, genügt nicht. 
&.136. Mangel ſchriftlicher Ginlaffung, wieweit fann er durch 
eine verneinenbe, im Berhörstermine abgegebene Erklärung ers 
gänzt werden? S. 183 ff. 

. ———— deſſen verbindliche Kraft. 

Erbe, welcher ber Vorſchrift von $. 2331. des bürger⸗ 
lihen Geſeßbuchs nicht genä t hat, fann fi auf die Beftims 
mung von $. 2332. nicht berufen, ift aber nicht verbunden, neben 
der Berität der von ihm behaupteten Nachlaßpaſſiven auch beren 
durch ihm erfolgte Bezahlung nachzuweiſen. S. 68 ff. Der 
Grbe hat alle von dem Erblaffer inter vivos getroffenen Bers 
fügungen, foweit bie Kräfte des Nachlaſſes reichen, als ver: 
bindlich anzuerfennen. &.425. Iſt die Seiten eines Inteftat- 
erben von dem Tode feines Erblaſſers bewirkte Abtretung einer 
beflimmten Summe von bem —— Erbtheile an einen 
Dritten ein gültiges Rechtsgeſchäft, insbeſondere eine nach 
8. 964. des bürgerlihen Geſetzbuchs zu beurthellende Ceſſton 
und fann baber der Geffionar in dem nach dem Erbantritte 
er Dermögen des Gedenten eröffneten Goncurfe die ihm von 
etzterem abzutretene Summe vom Gütervertreter ausgezahlt 
verlangen? &.499 ff. 

rbſchaftsklage; Unterfhieb berfelben von ber Erb: 
theilungsflage. Grforbernifie beider Klagen. 8 

Erbtbeilungsklage, ſ. Erbihaftstlage. 

Erziehung und Ausbildung eines Kindes, Vertrag 
darüber, Dienft: oder Berdingungsvertrag? S. 412. 

Erecntion, f. Hülfsvollſtredung. 

Erxecntionsrichter; wenn berfelbe Hülfspfänder ohne 
vorausgegangene Feilbletung dem Gläubiger um bie Tare ver: 
abfelgt, fo ift ein folder Veräußerungsact fein nichtiger, fondern 
nur von Seiten bes Schuldners anfehtbar. Weber die Korm 
der Befigübertragung. 5.350 ff. 

Erpropriationsrechtz zur Lehre von demfelben, ins: 
befonbere F Auslegung des Sachſen-Altenburgiſchen Mans 
bats, die Abtretung bes zur Erbauung der Gifenbahn mie 
Gera erforberlihen Grunbeigenthums betr. vom 13. Juli 1863. 
Grenze der Juſtiz- und Verwaltungscompetengen bei diesfalls 
geltend zu machenden Schäbenanfprüdhen. ©. 305 ff 


* 


Feuerverficherung, ſ. Berfiherung. 

Fideicommiß, f. Oralfideicommiß. 

Fixgeſchäft; deſſen Begriff. S. 113 ff. 

Flußſchiffe; auf ſelbige find die Beltimmungen im all— 
gemeinen beutfchen H.:&.: Buche über das Seerecht nicht ans 
zuwenden. &.145 ff. 

©. 


Gaftwirthe, actio de recepto. S. 33. Voraus— 
feßungen ber Zuerlennung eines Scäpungseides bei biefer 
Klage. ©. 33. 

Generalvollmachtz die Beibringung ber beglaubigten 
Abſchrift einer G. genügt zur Legitimation des Manbatars, jo 
daß dem letzteren nochmalige Production der Generalvollmacht 
felbft nicht angefonnen werben fann. &.425 ff. 

Geringfügige Nechtsfache; ber Gegner bes Be: 
fheinigungspflichtigen hat fein unbebingtes Recht darauf, daß 
von dem zur Beicheinigung gebrauchten Gidesantrage bie Gnts 
ſcheldung der Sache abhängig gemacht werde. S. 165 ff. 

Getreidebandel, S. 113 ff: 

Glauchau, Ehegericht daſelbſt, — die —— 
Mitglieder deſſelben ſind dem Erforderniſſe der Ablegung der 
Staatsprüfung nicht unterworfen. ©. 246 fi. 

Grund: und Hypothekeubuch; die Gintragung ber 
vom Käufer eines Rathhauſes a übernommenen 
Verpflichtung: für fih und feine Nahhbefiger der verfaufenden 
Stadtgemeinde jederzeit meublirte, geheizte und beleuchtete 
Locale zu Sikungen und Verfammlungen einzuräumen, des: 
gleichen den Thurm des Gebäudes und die darin befindliche 
Thurmuhr im Stande und bez. Gange zu erhalten, auch im alle 
des Interganges Locale, Thurm und Uhr in der früheren Be: 
6 wleder herſtellen zu laſſen, als Reallaſt iſt zuläffig. 
S.286 ff. 


Grundftücsfauf; Nichtigkeit mündlicher Verband: 
lungen vor deffen ſchriftlicher Abfaſſung. S. 321 ff. Wirf: 
ſamkeit mündlicher, vom ſchriftlichen Wertrage abweichender 
Berabredungen über den Kaufpreis bei einem Smmobiientauf. 


5.405 ff. 
Güte: und Hechtötermin, ſ. Ginlaffung. 


Handelsgerichtz Gompetenz gegen Handwerker (Flei⸗ 
ide). ©. 1 fi. en faufmänniihen Mitgliedern der 
Hanbelsgerichte befannte Ufancen find bei ber Entſcheidung von 
Amtswegen zu beachten. S. 252 ff. Dandelsgerichte find ber 
fugt, über Öegenftände, deren Beurtheilung eine kaufmännlſche 
Begutachtung erfordert, auf rund ber ne fauf: 
männijhen Sadverftändigen au entſcheiden. &. 397 ff. 

Handelögefchäfte; wenn gelten ſie als für Rechnun 
einer offenen Handelsgeſellſchaft abgefchlofien? S. 121 f. 
Subjective und objective Seite der Hanbelsgefchäfte — Zinfen 
von Anfprühen aus 9. S. 217 fi. 

SHandelsgefellichafter fönnen aud verfönlic auf Ge— 
mwährung einer für die Gefellihaft contrahirten Schuld belangt 
werden; ſolchenfalls ift das im Art. 117. des Handelsgeſetzbuchs 
den gejhäftsführenden Geſellſchaftern — Bertretungs⸗ 
befugniß ausgeſchloſſen, und find bie Beklagten lediglich als 
Streitgenoſſen anzuſehen, daher in ihrer proceſſualen Ber: 
theidigung von einander unabhängig. S. 121 ff. Ueber die 
Gidesleiftung von Handelsgejellihaftern und die Wirkung der 
Berfäumnif Eines der letzteren an.berfelben. S. 361 ff. ©. aud 
Handelsgefhäfte. 

Handlungsfäbigkeit eines ausländifhen Prodigus im 
Inlande. S. 137 fi. 

Hauptverfabren; nad dem Termin, zu befien Antritt 
dürfen nr auf Vornahme der bis dahin unterbliebenen 
Vereivdung eines Zeugen, beffere Beiragung eines Sach— 
verftändigen ae. nicht mehr geitellt werden. S. 87 fi. 

Herberge; unter welchen Vorausfegungen hat der 
Herbergspflichtige nach $. 641. des bürgerlihen Geſetzbuchs die 
nothwendige Herbeigiehung dritter Perſonen zur Pflege des Be: 
rechtigten zu geftatten? &. 391 ff. 

Hülfsvollftrekung; Appellation eines Dritten im 
Grecutionsverfahren: Wenn ber Dritte gegen die Rechts— 
beftändigfeit eines vom Kläger erlangten Hulispfandredhts und 
gegen Kortitellung des auf deſſen Grund eingeleiteten Ere— 
eutionsverfahren MWiberfpruch erhebt, fo ift darüber mittelft 
rechtlichen Erkenntniſſes zu entfcheiden, jedoch nicht im Wege des 
in $. 55. des Grecutiondgefeges, bez. im Geſetze vom 30. Juni 
1868 sub II., vorgefchriebenen bern, fondern nad Ans 
beraumung eines Inrotulationstermins. Jedoch fann in diefem 
Halle die Verfteigerung des betr. Pfandes vom Richter ausgefept 
werden. ©. 145 f. Die Koften der Hüljsvellftredung find 
nidyt unter allen Umftänden vom Gericht zu verlegen. ©. 145 ff. 
Verzicht auf Hülfsacte: das Hülfspfandredht jegt ein wirkliches 
Hülfeverfahren nad) $. 10. des Grecutione efenes, insbefondere 
den Grlaß einer ra voraus, ©. af eber die Rechte: 
beftändigfeit eines Hülfsactes, welcher eine nicht im Gewahr: 
fam des Schulpners befindlihe Sache zum Gegenſtande hatte, 
und Form des procefjualifhen Verfahrens, wenn ein Dritter 
auf Grund jenes Umftands bie Legalität jenes Acts angreift. 
©. 236 f. Die Bollftredung der Hülfe in Mobiliareftecten, 
welche einem Dritten fhen abgepfänbet und wegen der von 
dem Bellagten daran erhobenen Anfprüche bereits Gegenſtand 
eines Interventionsprocefles find, ift während der Dauer biefes 


Proceſſes unzuläffig. S. 272 ff. — Eine Hülfsauflage, welche: 


in dem Grfenntnifle, beziehentlich in dem Bergleichsprotofolle, 
auf welches fie bafirt worden, feine Begründung findet, kann 
auch nah Ablauf der in $. 20. des Grecutionsgejeges vom 
28. December 1838 in Verbindung mit $. 24. der Elvilproceß⸗ 
novelle vom 30. December 1861 geordneten achttägigen Ari 
als nichtig von dem Beklagten angefechten werben. S. 311 ff. 
Mas gehort zur Begründung eines Hülfspfandredhtes an bes 
weglihen Sachen? S.470 ri ©. aub Ehemann, Inter: 
vention, Inbibition, Grecutiongridter, Identität. 

Hypothek. Können auch Theile einer gezahlten hypo— 
thefarifhen Korderung auf den Eigenthümer des verpfändeten 
Grundſtücks übertragen werden und ift der Inhaber einer an 
dem eigenen Grundſtücke erlangten Hypothek zu einer Nüd: 
trittserflärung betreffs dieſer Hypothek berechtigt? S.303 ff. 
Sell auf eine Hypothek eine von dem Hppothefengläubiger 


quittirte Korberung abgefchrieben werben, fo hat der Schulbner 
nadzumeifen, daß die legtere auf die Hypothel gezahlt worben 
ſei. ©. aud Kirhenlehn, Sequeftration. 


* 

dentitätz welches Verfahren ift einzuſchlagen, wenn 
der Beflagte im Erecutionsftadium die Identität der bei ihm 
vorgefundenen Gegenftände mit den von ihm an die Hagende 
Partei herauszugebenden Gegenfländen beftreitet? &. 375 fi. 

ei mehr f. Wechſel. 

ubaberpapier; dem Präfentanten eines Inhabers 
papiers fann von dem Berpflichteten die —— entgegen⸗ 
gehalten werden, er ſei blos Beauftragter eines Dritten und 
müſſe daher die gegen ben Letzteren beſtehenden Einwendungen 
gegen ſich gelten laſſen. ©. 329 ff. 

inbibition, f. Intervention, 

Jutervention. Ueber die rüdwirfende Kraft der Ber 
flimmungen des Gefeges vom 30. Juni 1868 $.1.u.2. Der 
Umftand, daß die reclamirten Mobiliargegenflände von einer 
beftehenven Rirma erworben find, er die Anwendung ges 
bachten Geſetzes nicht aus. S. 74 ff. Die gegen bie Hülfs⸗ 
vollfirefung in eine Korberung erhebene Intervention eines 
Dritten, der behauptet, daß ihm jelbft die in Beſchlag ges 
nommene Forderung auftehe, ift zuläffig, und nad Analogie 
der Vorſchriften in 8 55. bes Grecutionsgefepes vom 28. Juni 
1838, verb. mit 88.3. u. 9. bes Geſetzes vom 30. Juni 1868 zu 
behandeln. ©.325 ff. Dagegen ©. 455 ff. — Was ift bei der 
Intervention wegen einer Kaufgelderforberung zu materieller 
Begründung erforderlih. S. 375 Ff. Die Vorſchrift in $. 55. 
des Grecutionsgefeges leidet Feine Anwendung, wenn ein 
Dritter einer nad $. 57. 1. eit. verfügten Inbibition einer 
Forderung unter Berufung auf eine angeblidy vor der Inhibitlon 
an ihn erfolgten Geffion des Anfpruchs widerfpriht. Dem bes 
treffenden Geffionar fteht aber auch in bem von bem Ausbringer 
ber Inhibition wider ben debitor debitoris anzufellenden 
Separatproceſſe ein Recht der Intervention nit zu. ©. 439 ff. 
Das in $. 3. des Gefeges vom 30. Juni 1868 georpnete Ders 
fahren findet nicht Anwendung auf —— des debitor 
er gegen eine an ihn erlaffene Inbibitionsverfügung 
S. 455 

Ser eg ſ. Erbe. 

— deſſen Begründung bei der Gonpiction. 


RK. 


Kauf; über das Zuftandefommen von Bertragsabichlüffen 
unter Abwejenden, mit Rüdficht auf den Fall, wenn der Offerent 
dem Mitcontrahenten —— Drahtbeſtaͤtigung“ zur 
Pflicht gemacht hat (Art. 319. des H.G.Buchs). ei 
Lieferungsgeihäften begründet der Weiterverfauf einer zur Ab⸗ 
lieferung an den Käufer beftimmten, vemjelben aber nod nicht 
übergebenen Waare Seiten des Verkäufers im Zweifel fein Abs 
gehen von dem Kaufe felbit. Rechtsfolgen der Ueberſendun 
eines „„Beutelmufters‘. ©. 17 f. Dispofitionsftellung na 
Art. 347. bes H.⸗G.Buchs, Frift hierbei und Beweislaft g⸗ 
lich behaupteter Mängel ber Waare. Annahme ſtillſchweigender 
Gondontrung bes nach Art. 347. eit. verhangenen Verſaͤumniſſes. 
Discontverſprechen bei ſofortiger Zahlung des Kaufpreifes, 
defien Interpretation. S. 49 4 Kaufsabſchluß oder vor— 
bereitende Handlung? ($. 822. des bürgerl. Geſetzbuchs). Vor⸗ 
behalt, daß die Veraͤußerung erſt Gültigfeit habe, wenn die 
Obrigkelt dieſelbe genehmige, enthält auigieene Bedingung, 
©. 117 ff. auf Herbeifhaffung diefer Genehmigung kann in ber 
Regel nicht geflagt werden. S. 117 ff. Unterichieb zwifchen 
Genuss und Speriesfauf mit Rüdfiht auf Rephibition. Ans 
wendbarfeit der Vorfchriften des bürgerl. Geſeßbuchs $. 899. auf 
Genustäufe. Mechtsverhältniß zwiſchen Käufer und Verkäufer, 
wenn erfierer die bemängelte Waare weiter verlauft bat. Ber: 
theilung der Beweislaft in Bezug auf die Bertragsmäßigfeit ber 
Waare, S. 185 ff. Kauf über bereits fpeciell vorhandene bes 
wegliche Gegenſtaͤnde. ru welche bei derartigen Räufen 
der Berfäufer gegenüber dem Mbkäufer hinfichtlich ver Erhaltung 
und Bewahrung ber bereits verkauften Gegenftände übernimmt, 
fönnen nicht als die Erfüllung des Kaufvertrags ſelbſt ent: 
haltende, oder einen Theil der leptern bildende angeſehen werben, 
und wenn fie nur eine einfeitige Verpflichtung des Verkäufers 
betreffen, nicht nach den Grunbfägen über zweifeitige Verträge 
beurtheilt werden. S.241 ff. Nichtiafeit mündlicher Berhand⸗ 
lungen ver dem Juftandefommen eines jehriftlihen Grundſtücks⸗ 
kaufe. S.321 ff. Ueber Begründung der Berfaufsflage durch 
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vi 


Bezugnahme a) auf erfolgte Zufendung von Preiscouranten, 
b) geſchehene Uebermittelung der beftellten Waare mit Factura, 
ec) Angemefienheit und Kundenüblichleit der Preife, d) ausprüd: 
liches Anerfenntnif, e) ſtillſchweigendes Anerfenntnif, ab» 
geleitet aus dem Umftande, daß wider das zugeſendete Conto— 
corrente Einwendungen nicht erhoben worben. ©. 365 ff. Als 
ein Kauf auf Beficht ift es nicht anzuſehen, wenn der Kläger fich 
ausbedungen, einen Theil des Kaufpreifes fo lange retiniren 
zu dürfen, bis er ſich bei der vorbehaltenen Befichtigung von 
der vertragsmäßigen Beichaffenheit ver Waare überzeugt habe. 
a Fi promissum ober blos unverbindlihe Anpreifung. 
.4 

Kiud; Vertrag über deſſen Gylehung und Ausbildung, 
ob Dienft: oder Berdingungsvertrag? S. 412 ff. 

Kirchenlehn; die Vertretung der K. nach der Kirchen⸗ 
vorſtandserdnung v. 30. März 1868, insbefondere dle Quittung 
über hypothelariſch ausgelichene Kirchencapitalien betreffend. 
Gin von dem Pfarrer als —— aufgenommenes und von 
fümmtlihen Mitgliebern des Kirchenvorſtandes mitvellgogenes 
Duittungsprotofoll bietet Feine genügende Unterlage für bie 
Söfhung der Korderung im G.⸗ u. 9. Buche; das betreffende 
Protofoll muß vielmehr ein gerichtlides fein. S.26 f. 85 fl. 

Kirchenvorftand; über die Form, unter welcher von 
demſelben bie ihm ertheilten Beiugniffe nach außenhin auszu: 
üben find, bez. über bie Beſchaffenheit der proceflualen Ver: 
tretung deſſelben. S. 850 ff. ©. aud ©. 26. 

Klagabweiſung; über Bebeutung der Urthelsformen: 
„die Klage hat nicht Statt“, oder: „‚Ichlehterdings nicht 
— „in ber angebrachten Maaße nicht Statt“, 

Flagbeantwortung; per neter Klaggrund oder 
Ausfluht? S. 202 ff. S. aub Ginlaffung. 

Klage; deren Beurthellung durch die Richter, auch wenn 
fie von der rechtlichen Auffaflung des Klägers abweicht, Involvirt 
nicht die unguläffige Subftituirung eines anderen Klaggrundes 
S. 142 ff. Was gehört zur formellen Bearündung von Klagen 
gegen f. g. Knappfchaftsverbände. S. 179 ff. 

Stnappfchaftsverbäande, j. Klage. 

Kojtenz KR. ber ern er und bes Hülfes 
verfahrens. S. 146 ff. S. auch Reifefoften. 
Aundenüblichkeit, ſ. Preije. 


8. 


ebensverficherung; die Rechtsverhältniſſe rüdficht: 
lih einer ausbrüdlich auf den Inhaber lautenden Lebensver⸗ 
fiherungspolice. Iſt eine ſolche auf den Inhaber geitellt, fo 
gehört die Berechtigung zu Ginhebung der ——— 
nicht zu dem Beſtande des Rachlaſſes. S. 42. Nachtrag 
hierzu ©. 239 ff. 

Lehrvertrag; if nad den Grundſätzen ber locatio con- 
duetio operis zu beurtheilen. Auf das von dem Lehrling mit- 
gebrachte Bett hat ver Lehrherr nach —— des Vertrages 
verhältnifles an ſich feinen Anspruch, wenn nicht der Lehrvertrag 
eine andere Beſtimmung enthält; auch bas Lehrgeld lann wenn 
nicht Anderes bedungen worden, der Lehrherr erft nach Voll: 
enbung ber Lehrzeit und nach vertragemäßiger Ausführung ber 
übernommenen Ausbildung fordern, und auf Herausgabe bes 
Bettes fann der Lehrherr mit der actio ad exhibendum, oder ber 
Publicianiihen Klage oder mit der actio mandati directa be; 
langt werben (zu $. 1230. 1238. und 1243. des bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs) S. 412 ff. Rechtliche Natur des Lehrvertrags. Derfelbe 
iſt im Zweifel mit ber Handelsgeſellſchaft, nicht mit deren eins 
zelnen Inhabern abgeſchloſen. Gin Givilanfpruc gegen den 
rechtlichen Vertreter des Lehrlinge ift auch nach Aufhebung der 
Betimmungen in $. 83. Abſ. 8. bes Saͤchſ. Gewerbegeſetzes 
vom 15. October 1861 unftatthaft. ©.473 fi. 

Vicitalgelderz; wer hat die gerichtlichen Koften der Gin: 
zahlung, Aufbewahrung und Wlederauszahlung der nach noth- 
wendiger Subhaftation eines Grundſtücks außenſtehenden 
Licitalgelder zu tragen, wenn leßtere ben Werceptionss 
ie zur Selbfteinhebung nicht übertwiefen worben ſind? 

.126 fl. 


Lieferungsaefchäft, ſ. Kauf. 

— conduetio operarum, ſ. Dienſt— 
vertrag. 

2otteriecollecteursz; Verträge zwiſchen benfelben und 
Spielern über die Soosrenovation, melde von den Ber 
fimmungen des Lotterieplans abweichen, find für die Con— 
trahenten verbindlich. ©. 58 ff. 


Manifeftationseid; inländifihen Requifitionen gegen: 
über Ift nur ber reguirirende Procefrichter, nicht aber der 
requirirte Grecutionsrichter harüber zu enticheiden befugt, ob 
dem ausgepfändeten Schuloner ber In.-Gip abzunehmen ift. 
PVorausfegungen pur bnahme diefes @ibes. Ginfluß der Beſtim⸗ 
mungen in $.1. 7.8.37. und 38. bes Bundesgefehes, betr. die 
Gewährung ber Rechtshülfe vom 21. Juni 1869. ©. 359 ff. 

Mehrzahlungen; deren Beweis, f. Gontocorrent. 

Miethvertragz; die Ghefrau ale Mermietherin. Im 
Allgemeinen und abgeſehen von dem durdı$. 1694. des bürgerl. 
Sch buchs betroffenen Kalle eines ſchenkungeweiſen Verzichts 
bes Ehemannes auf fein Nießbrauchsrecht find Eheleute nicht 
behindert, über die Art und Weife ver Verwaltung und Bes 
nugung des cheweiblihen Grundſtücks befondere Berabredungen 
au treffen, namentlih Fönnen Baht: oder Miethverträge über 
ein felches unter Juftimmung des Ehemannes auf ben Namen 
ber Ehefrau mit rechtlichen Erfolge abgefhloffen werben. Ueber 
Geltendmachung von Anfpräcen aus ſolchen Verträgen, 
($. 604. 623—629. 1677. des bürgerl. Geſetzbuche). Die Ghe: 
frau als Abmietherin (zu $. 1634. 1635, 1645. 1650. 1339. bes 
bürgerl, Geſetzbuche). S.435 ff. Wirfung der Vorauszahlung 
von Miethzinjen. ©. 485 ff. 

Mobiliarfenerverficherung, ſ. Berfiherung. 


N. 


Nießbrauch; wer ift zur Ginflagung einer bem ehe⸗ 
männlichen Niefbrauche unterworfenen Forderung der Ghefrau 
berechtigt? S. 00 ff. S. auch Auszug. 


O 


Oralfideicommiſt; zur Gültigfeit eines ſolchen wird 
nach den Vorſchriften des —5— Geſetzbuchs in $. 2384. und 
2385. erfordert, daß der Grblaffer feinen Willen dem gegen: 
wärtigen Erben gegenüber zu erfennen gegeben habe. ©. 277 fi. 


* 


Pachteontractz; Auslegung ber in bemfelben ent— 
haltenen —— daß dem Pachter, wenn Verpachter die 
verpachteten Immobilien waährend ber Pachtzelt verfaufen 
würde, jo daß Pachter räumen müßte, eine gewiſſe Ent— 
ſchaͤdlgung gewährt werben jollte. ©. 60 ff. PVegründung der 
Klage — ückgabe einer Pachtcaution. Anſpruch auf Erlaß 
des Pachtzinſes und auf Schadenerſatz wegen unvollſtändiger 
Gewährung der Pachtobjecte, beziehentlich vorzeitiger Auf⸗ 
löfung des Pachtverbältnifies ($. 1198. 1223. des bürgerlichen 
—— S. 498 ff. 

actum reservati dominii: Bewelslaſt bei ber 

Rrage, ob der Vorbehalt zu Sicherung bes Kaufpreifes geichehen. 

u diesfalliiger Wertragsberebungen. Bedingung. 
1 


< 


P andglänbi er, f. Sequeſtration. S. 169 fi. 
Manderundfiäd, f. Sequeftration. ©. 169 ff. 
‚wesdialfervitnten, S. 129; deren Untheilbarfeit. 


Preifez cd bedarf der beionderen PVerificirung ber 
Kundenüblichfeit ver Breife auch dann, wenn der Beflagte die: 
felben geleuanet, ohne mit fpeciellen Ausftellungen hervorzus 
treten eder bie angeblichen Minderpreife ausdrücklich zu be— 
zeichnen. ©. 365. 

Privatrechte, deren Ausihluß, ſ. Tagerinnen. 

Procuriſt; fann, auch wenn das betr. Geſchäft durch 
ſeine Vermittelung abgeſchloſſen worden, zur Leiſtung der dem 
Principal zuerkannten Eide nicht gelaſſen werden. ©. 365 ff. 


Q. 
Quittung, ſ.Kirchenlehn, Gmpfangsbefenninif. 


N. 


Reallaſt, ſ. Grund: und Hypothenbuch. 

——— — deſſen Anfechtung, ſ. Gontes 
eorrent. 

Nechts kraft; zur Lehre von derfelben. ©. 231 ff. 484 ff. 
Rechtekraft wegen unterlaffener Appellation. ©. 401 fi. 

Nechtöverhältnifie, welche dem Wechſel zu Grunde 
liegen. ©. 312 fi. 

Necognition, ſ. Urkunde. 


Medacteur einer Zeitung — fein Verhältniß zum Ber: 
feger. ©. 211 fi. 

NMegreßklage des Wechfelinhaber, ſ. Wechſel. 

Neiſekoſten; die von dem Sachwalter einer Partei 
behufs der Abwartung eines im Procefie angefegten Zeugen: 
verhörs aufgewenbeten Reifefoften, wenn fchon fie In der Negel 
der Grftattung von Seiten der Segenpartei im Falle vors 
banbener copia advocatorum an dem Sitze bes Gerihts, vor 
welchem der —— Termin ſtattgefunden hat, nicht unters 
liegen, find wenigftens nach Höhe besjenigen Koftenaufwandes 
u erftatten, welcher ber Bartei entftanden fein würbe, wenn ihr 

achwalter behufs — *2 bes betreffenden Termins einen 
am Sige des requirirten Gerichts wohnhaften Anwalt fpeciell 
infiruirt hätte. ©. 503 ff. 
NMesplik — zur Frage, inwieweit die Aufnahme der Neplif 

in die Klage nothwendig iſt? ©. 381 ff. 

Netentionsrechtz deſſen Begründung nach Art. 315. 
des H.⸗G.⸗Buchs. S. 185 Das durd) Art. 313. des allgem. 
deutſchen H.⸗G.«Buchs. begründete Netentionsrecht gebt durch 
Unterlafjung rechtzeitiger Anzeige von ber beabfidhtigten Muss 
übung nicht verloren. Dieſe Unterlaffung giebt nur bie Vers 
pflihtung zum Schabenerfag nad fih. ©. 441 ff. 

Nichter; die Frage, ob eine beftimmte Perſon als 
Richter habe angeftellt werden können, entzieht fid) der richter⸗ 
lien Entſcheldung. ©. 245. 


©. 


Sache; deren Werth. ©. 165 ff. 

Sachverständiger, f. Hauptverfahren. 

Sachmwalter, f. Zugefländnif, Reifefoften. 

Säce; deren Lieferung durch den Lieferanten. S. 113 fi. 

Schädenforderungenz deren Begründung. ©. 131 ff. 
Griorberniffe der Begründung eines Anſpruchs auf Schadens 
erfag wegen un tigter einfeitiger Aufhebung bes Lehr⸗ 
vertrage. ©. 473 ff. Fenfellung von Schaͤdenanſprüchen in 
—23 der Verordnung vom 13. März 1867. sub V. 
©. 489 fi. 

Schägungseid; jept die Beibringung factiſcher Unters 
lagen voraus. S. 33 f. in deren Ermangelung ift auf Beweis 
des Werthes & erfennen. ©.33 ff. Zur Lehre vom Schägungs- 
eide. Der Schägungseid ift nah ſächſiſchem Rechte nur bei 
einem durch Argliſt oder grobe Kahrläjfigfeit verurfachten 
Schaden, insbefondere dann zuläffig, wenn fi der Schaden 
font nicht ermitteln läßt. ©. 455 " 

S enkung; ber animus donandi auf der einen, und der 
animus donum accipiendi auf der anderen Seite find unerläf- 
liche —————— für die Annahme, daß in einem Rechtes 

&häfte eine Schenfung enthalten rn ©. 425 ff. In einem 
Bertrage, in welchem ver außereheliche Vater, um den ihm ala 
folhem obliegenden Verbindlichleiten gerecht zu werden, dem 
außerehelihen Kinde ein Mehreres verfpricht, als wozu er nach 
$. 1862. des bürgerl. Geſetzbuchs im höchſten Falle angehalten 
— gs iſt an fih eine Schenfung nicht zu erbliden. 

Schuldner; Beihlagnahme des gefammten Mobiliar: 
vermögens befjelben. ©. 120. 

— — ſ. Arreſtſchlag. 

Seerecht, ſ. Flußſ iffe. 

Sequeftrationz; der dieſelbe ausbringende Pfand⸗ 
gläubiger ift micht verbunden, von dem Sequeſtrationserlöſe 
bie Auszahlung der Zinfen von den im Range ihm vorgehenden 
Forberungen geſchehen zu laſſen. Das in $. 436. bes bürgerl. 
Gefepbudhs dem älteren Öypothefarier eingeräumte Recht, zu 
verlangen, ne Bar von einem jüngeren Bfandgläubiger ans 
gelegte Sequeitration zu feinen Gunſten fortgefegt werde, fann 
von dem Erſteren aud dann ausgeübt werben, wenn er feine 
Piandllage wider den Pfanpichulpner erhoben hat. ©. 170. 
Der hypothefariihe Gläubiger ift unbehindert, gleichzeitig 
Zwangsverfleigerung und Sequeftration des verpfändeten 
Grundftüds zu verlangen, ©. 178 ff.; er fann aud), wenn er 
zwei Borderungen bat, wegen der einen Swangsverfteigerung, 
wegen ber anderen Sequeitration beantragen, ©. 178, 

Servitutenz deren Untheilbarfeit. S. 129 fi. 

Sperificantz indem Deferturverfahren zu Gonflatirung 
ber Infelvenz eines von den Erben des Beklagten vertretenen 
Nachlaſſee. 1) Demfelben ift die Beibringung einer legalen 
Zare ber Nahlafobjecte nicht angufinnen; es genügt, wenn er 
den Werth derfelben zur Zeit des Todes des Grblafiers nad) 
feiner Meberzeugung angiebt und {ft diefe Werthangabe evens 
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tuell zum Gegenſtand bes Specificationseides zu machen. Dem 
Defectaten bleibt der Nachweis des Mehrwertbes unbenommen. 
2) Bebauptet der Specificant völlige Werthloſigteit einzelner 
Nachlaßobjecte, fo liegt dem Defectaten der Beweis des Gegen⸗ 
theils ob. 3) Die Berechnung der von dem Specificanten von 
einzelnen Nahlafobjecten gezogenen Früchte gehört nicht in das 
Nachlafverzeihnif. 4) Inwieweit ift der Sperificant ver 
bunden, wegen einzelner Nachlaßactiven bem Defectaten fpecielle 
Auskunft zu geben, beziehentlich Rechnung zu legen. ©. 68 ff. 
©. au Defecturverfahren und Erbe. 

Spiel; ift ein zum Behuf der Rortfegung eines Spiels 
gegebenes Darlehn rehtsgältig und einflagbar? ©. 447 ff. 

Stillfchweigen; auf eine —— auch in kauf⸗ 
—— BVerhältniffen in der Regel feine Genehmigung. 

. fl. 


Straßen, öffentliche, |. Tagerinnen. 

Streitanfündigung; bei der freiwilligen Str. ſteht 
dem £itisdenunciaten das efugniß zu einer weiteren gericht: 
lihen Str. nidt zu. ©. 462 ff. 

Streitgenoflen; wenn fie appelliren, beftimmt ſich bie 
Zuläffigfeit der Appellation nad dem &efammtbetrag der 
Appellationsbefhwerten. S. 361 ff. 

— — f. 3wangsverfteigerung, Licital— 
gelder, 

Suinma appellabilis: in einem Falle, in welchem 
mei Kläger auf Herausgabe ihres Pflichttheils Flagen und den⸗ 
Kiben je auf „mindeftens 25 Thlr.“ — veranſchlagt haben. 


T. 


Tagerinnen — über Benutzung der zu öffentlichen 
Straßen gehörigen Tagerinnen durch die Adjacenten und ben 
Ausichluß behaupteter Privatrehte. ©. 282 ff. 

Teſtament;z der bei Lebzeiten des Teftators aus— 
geſprochene —*— eines teſtamentariſch von ihm Honoritten 
auf Rechte aus dem Teftamente hat feine Wirkung. ©. 89 ff. 


u. 


Meberfendung von Waaren; Pilihten des Verfäufers 
bei jelbiger. ©. 550 ff. 

Unmöglichfeit der Leiftung, f. Dienftvertrag. 

Unmündiger; Rechtsfolgen eines von demfelben ges 
gebenen Darlehns. S. 142 ff. 

Urfundez bei der Recognition einer Urkunde vor einem 
Motar, wekhe zur Ginreichung bei der Hypotbhefenbehörbe bes 
hufs Gintragung beſtimmt ift, und zu welcher der gejegliche 
Stempel noch nicht verwendet worden iſt, bedarf es der Er⸗ 
legung und Gaffirung des Stempels bei dem Notar nicht, wenn 
bei der er rg die Grflärung abgegeben worden ift, daß 
der Stempel bei der Hnpothefenbehörde verwendet werben folle. 
S. 352. Durchſtrichene Urkunden find irrecognoscibel. S. 356 ff. 


B. 

Water, außerehelicher; Verfprehungen befielben gegen 
das Kind, inwieweit Schenfung. ©. 425. 

Veräußerungsverbot, allgemeines; Bedingungen 
deſſelben. S. 120, 

Berbürgung der Ehefrau für den Ehemann; 
die in $. 1650. des bürgerl. Gefegbuchs vorgefhriebene Ber 
Ichrung ber Ehefrau raucht In vem über die Verbuͤrgung niebers 

eichriebenen Protokolle nicht gerade mit den Worten, die Ehe⸗ 
rau fei über den Bermögensverluft, welchen fie fich Durch 
die Verbürgung zuziehen fönne, beichrt worden, Verlautbarung 
gefunden zu haben, jondern es ift auch der Gebrauch anderer, 
gleichbedeutender Worte flatthaft. S. 377 ff. 

Kerbingungevertean; der Uebernehmer eines Werkes 
haftet für ben durch feine Gehülfen bei defien Ausführung 
angerichteten Schaden. S. 165 ff. Zur Yehre vondem Ber- 
dingungsvertrage. ©. 337 fi. e 
a unetanfsklage; verfchiebene Begründung derſelben. 


S. 365. 

Verpfändung eines Wechſels. ©. 321 fi. 
Verkhwender: außerhalb Sadjen unter Rormunb: 
a ift im Inlande bandlungss und wechjelfähig. 
©. . 


Verficherung; Mobiliarfeuerveriherung. Sind Klagen 
wider Verficherungsgeiellibaften „auf Gegenfeitigfeit‘‘ bei dem 
Hanbelsgerichte oder bei vem forum ordinarium anzubringen? 
Rechtliche Kolgen ver Concurrenz des Agenten der Verſicherungs— 
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geſellſchaft bei ver Aufnahme der Verſicherung. Feſtſtellung des 
Brandſchadens durch die Beamten der erungsgeiellichaft. 
Kann der Ehemann bie B erungsfumme für bie jeiner Ehe: 
frau zugehörigen, von ihm mit verficherten Objecte einflagen ? 
Kann die wegen der Klaganitellung des Verſicherten feftgeiepte 
Praͤcluſtvfriſt durd eine vorläufige Anzeige des Schäden: 
anfpruchs bei der Gerlchtobehörde mit Erfolg unterbredhen wer: 
den? Sind die Verfiherungsbebingungen der Verſicherungs⸗ 
aefellihaft nur dann, wenn ein Abvrud der Bedingungen in 
Gemäßheit der Vorſchtift von 8. 35. der Verordnung vom 
20, Detober 1862 auf dem Kormular zu der Declaration fih 
befunden hat, für ben Verfiherungsnehmer bindend? S. 1 ff. 
Zur Lehre vom DVerfiherungsvertrage. Nusfertigung einer 
Bolice if Feine wefentlie Borausfegung für die Gultigfeit des 
Vertrags. Anwendung bes am Wohnſitze des Berſichtrungs⸗ 
nehmers geltenden uuslänblfhen Rechts. Befondere, für eine 
Berfiherungsgefellihaft geltende Beftimmungen find gegen den 
Verfiherungsnehmer nur dann wirkjam, wenn fie mit ihm zur 
lex contractus gemacht worden find. — Bezeichnung des Ver: 
fiherungsobjectt. Sind Gattungsfachen, 3. B. Faufmännifche 
Waaren in Frage, fo muf angenommen werben, baß die 
während des ganzen Laufe der cherung jeweilig vorhan⸗ 
denen Beſtände das Object bilden. Der vollziehende Director 
ift im Zweifel zur rechtlichen Vertretung der Geſellſchaſt nach 
Außen beredtigt. ©. 217 fi. Ueber das Weſen bes Ders 
fiherungsverfragse und die Klagbarfeit der Verſicherungs⸗ 
prämien. ©. 385 ff. Bei eingetretenem theilmeifen Schaden 
ift im Zweifel das Verhältniß der Verfiherungsfumme zu dem 
Merthe des ganzen Verfiherungsgegenflanbes behufs der Bes 
mefjung des dem Verſicherte zufommenden Gntihädigungs: 
beirags zu berücfichtigen, und hat deshalb in diefem Kalle der 
Berfiherten zu Begründung feines diesfalliigen Anſpruchs in 
ber Klage den Werth bes gefammten Berfiherungsobjects anz 
zugeben unb nachzuweiſen. ©. 460 fi. 
Vertrag zu Gunſten eines Dritten. &.321 fi. 
Vertragsabichluß vrer vorbereitende Handlung? 
f. Kauf. Kann die Vereinbarung der Fäuflihen Ueberlaffung 
eines Zeitungsträgergefhäfts ohne fpeciclle vertragsmeife Feſt⸗ 
ftellung der Leitungen des Verkäufers als Gegenftand eines 
verfecten —— äfts angeſehen werben, oder iſt eine ſolche 
Vereinbarung nichtig, mit der Wirkung, daß der Käufer bas 
Angezahlte conbiciren lann? But 1082. 1232. 90. 800.801. 
1547. 785. 864. 1089. des bürgerl. Geſetzbuchs.) S. 449 ff. 
Bertragsabichlüffe unter Abwefenden, f. Kauf. 
Vertragserfüllung, oder Darlehn? ©. 142 ff. 
Werzicht, 1. Teftament. * auf Hülfsacte. 
©. 146 v Verzicht unter einer nicht eingetretenen Voraus: 
fegung, giebt bie cond. ob causam datorum. ©. 409 ff. 
Üoranswegnahme von Zinfen ac. f. Darlehn. 


W. 


Waaren; Preisiäwanfungen, denen die Waaren unters 
liegen, begründen unter Umftänden eine Bermuthung für die 
Gingehung eines Rirgefhäfts, ©. 113 ff. Ueber die Der: 
tretungspflicht des Verkäufers, wenn derſelbe bei —— 
verkaufter Waare an den entfernten Wohnort des Käufers nid) 
den birerten —*—— hat. In der vorbehaltloſen Annahme 
der Waare von Seiten des Adreſſaten und in deſſen Schweigen 
auf bie ihm gemachte Mittheilung von ber Wahl bes Spebitlons— 
wegs liegt an fihnod feine Genehmigung bes legteren. ©.505 ff. 

Waarenhandel, f. Kauf. 

echfel; — des Wechſelinhabers gegen ben 
Incaffomandatar, welcher die Protefterhebung unterlaflen hat. 
S. 29. Zur Erläuterung der Worte: „andere a 
Art. 50, der allgemeinen deutichen Wechfelorbnung, S. 102 ff. 
Der bezüglich der libellirten Buchforderung in dem Handels: 
buche Klägers enthaltene Gintrag: „per Tratte entnommen “, 
fann {eis wenn biefe Tratte vom Gegner nicht angenemmen 
ober honorirt worden, als procefhindernde Ausflucht mit Br: 
folg geltend gem ht werben. ©. 162 f. Das Gefeh vom 
14. März 1870, — Beſtimmungen über das Bollſtreungé⸗ 
verfahren im Wechſelproceſſe sc. betr., einſchließlich der auf bie 
Sicerheitshaft bezüglichen Vorfchriften in $. 14 ff. it auch auf 
ſolche Fälle anzuwenden, wo bie gegen den Schulbner aus: 
geſprochene Berurtheilung vor der Bekanntmachung des Ge: 


fees liegt. Dem Antrage auf **8* der Sicherheitshaft 
fteht ber Umftand nicht entgegen, daß in dem im Wechfelverhör 
ertheilten Grfenntni der Bellagte nicht ausdrüdlich zur Ber 
iehlung nad Wechſelrecht verurteilt worden it. Gin folder 

ntrag erſcheint au dann flatthaft, wenn ber zugleich mit 
bemfelben beantragten Hülfsvellftredung bereits eine frühere 
erfolglofe vorausgegangen. S. 209 f. Nbbreviaturen auf 
Wechſeln. — —88 eines Wechſels auf mehrere Perſonen. 
S. 257 ff. Nur die Unterfchrift giebt dem Wechſel Dafein und 
Grebit. Ueber die Rechtsverhäliniſſe zwifchen dem Traffanten 
und Remittenten, bem Trafianten und Traffaten, dem Bemit: 
tenten und Trafjaten. Rechtlicher Unterfchied der Begebung eines 
Wechſels von der Tradition einer andern förperlihen Sache. 
Wird dem Inhaber eines Wechſels an deffen Stelle ein ander: 
weiter Mechjel gegeben, fo hat derfelbe fein Necht mehr aus dem 
erſten Wechiel. as an fih als Pfand nicht haften kann, vers 
mag auch nicht durch Ginverflänpnif der Parteien haftbar zu 
werden. ©. 313 ff. Die Durhftreihung einer vom Mechjele 
inhaber auf die Rückſelte des Wechfeld gebrachten Stunbungss 
erflärung ift ohne nachthelligen Einfluß auf den fonftigen 
gültigen Inhalt des Wechſels. Gültigkeit der Ausftellung 
eines Mechfels mit dem Befige: „mit geführter Weber“. 
S. 356 ff. Die nachträgliche Nusfüllung eines im Blanauet 
acceptirten Wechfelformulars ift, wenn überhaupt, doc —— 
fall® nur bie zu deſſen ng Geltendmachung zuläffig- 
©. 423 f. Der Ausfteller eines Wechſels an eigene Ordre, 
welcher feinem Indoffamente die Worte, „ohne Obligo“ ober 
einen gleihbebeutenden befchräntenden Zuſatz beigefügt at, fann 
beffenungeachtet noch als Ausfteller im Regreßwege in Anſpruch 
genommen werden. S. 510 ff. 

MWechjelfähinfeit eines im Auslande unter Guratel 
geftellten Verfchwenders im Inlande, ©. 137 fi. 

Wechſelproceß ; Einfluß des 2* die Aufs 
hebung der Schulphaft betr. vom 29. Mai 1868 auf die Ere⸗ 
eution älterer, bei Publication jenes Geſetzes ſchon gefpruchener 
Grfenntnife. S. 145 ſſ. S. Wedel. 

Wechſelproteſt, am letzten Tage der Proteſtfriſt erſt 
nach Ablauf der zur Proteſtaufnahme beſtimmter Tagesfrift 
erhoben, ift —— S. 207. 

— — einer Sache, ordentlicher und außerordentlicher. 
. >. 

Wiedereinfegung in den vorigen Stand auf Grund 
der Vorſchrift in Nr. III. 2. der Verordnung vom 13. März 1867. 
S. 360 ff., vergl. auch Beweismittel, 


itung, ſ. Rebacteur. 

enge ſ. Hauptverfahren. Wenn werben fie ge: 
meinfchaft id. ©. 47 ff., deren Verluſt. &. 399 ff. 

Jean; gerichtliche Zeugniffe find, auch wenn fie bei 

Ueberjendung von Acten dem betreffenden Ueberſendungs- 
beſchluſſe einverleibt werben, mit dem Siegel over Stempel 
des Gerichts zu verfehen. S. 26 ff. 

infen, f. Handelsgefhäfte. 

ugeftändnißz; von einem Sachwalter irrthümlich abs 
gelegt, befien Widerruf. ©. 49. Widerruf eines nicht aus: 
drüdlic abgelegten, fondern aus ber Totalität der Erflärungen 
einer Partei zu folgenden Zugeſtaͤndniſſes. Derjelbe iſt aus 
dem Geſichtepunkte der Reftitufion anzufehen. &. 217 fi. 

ed m" f. Retentionsredt. 

wangsverfteigerungz; zur Lehre von ver Zwangs— 
verfteigerung unter Annahme doppelter Gebote in Gemäßbeit 
8. 519. des —— Geſetzbuche. S. 353 ff. Der Erficher 
eines zwangsweife verſteigerten Grundſtücks erwirbt vor dem 
Gintrage in das Grundbuch Fein bingliches Recht an dem Kaufes 


Mm je Beweis, f.Eontosorrent, Hypothek. 
e 


objecte: (8. 1225. u. 1226. des bürgerl. Geſetzbuche) Was 
bat der Subhaftationsrichter dem Grfteher des Grundſtücks 


zu gewähren? Der Erſteher hat wegen der Miethzinien, die 
das verfteigerte Grundftüd vom Erfichungstage an bis aur Der: 
lautbarung des Eigenthumswechſels trägt, an fi fein flag- 
bares Recht pe en die Miethbewehner felbf, fondern lediglich 
einen perjön Iden Anfpruch an feinen DBerfäufer, ven Sub— 
haftationerihter. ©. 485 f. ©. auch Geffionar, Ses 
queftration. 
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Mobiliarfeuerverfiherung. — Sind Klagen wider 
Berficherungsgefellichaften „auf Gegenſeitigkeit“ 
bei dem Handelägerichte, oder bei dem forum 
ordinarium anzubringen? — Rechtliche Folgen 
der Goncurrenz ded Agenten der Berficherungs- 
gejellichaft bei der Aufnahme der Berficherung. — 
Feſtſtellung des Brandſchadens durch die Beamten 
ber Berficherungsgefellichaft. — Kann der Ehe: 
mann bie VBerficherungsfumme für die feiner 
Ehefrau zugehörigen, von ihm mit verficherten 
Objeete einflagen? — Kann die wegen ber Klag« 
anftellung des Berficherten feftgefegte Präclufiv- 
frift durch eine vorläufige Anzeige des Schäden: 
anſpruchs bei der Gerichtäbehörde mit Erfolg 
unterbrochen werden? — Sind die Verficherungs: 
bedingungen der Berficherungsgefellfchaft nur 
dann, wenn ein Abdruf der Bedingungen in 
Gemäßheit der Vorſchrift von $. 35. der Ver: 
ordnung vom 20. October 1862 auf dem For: 
mulare zu der Declaration fih befunden hat, für 
ben Berficherungdnehmer bindend? 


Mitgetheilt von 
Herrn W. in &. 


Die Mittheilung des nachftehenden Rechtsfalles 
fcheint namentlich wegen der darin in verfchiedener 
Weiſe erfolgten Beantwortung der in der Ueberfchrift 
an legter Stelle erwähnten praftifch wichtigen Frage 
und der in dem Urthel der zweiten Inftanz ausführ- 


Heue Folge Achtzehnter Fahrgang. 
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licher bewirften Motivirung der von der Anficht des 
K. Oberappellationsgerichts abweichenden Meinung 
des K. Appellationsgerichts zu Leipzig ſich zu recht: 
fertigen. 

M. in Kl. verflagte im Jahre 1867 den Leipziger 
Generalagenten der „Deutfchen Feuerverficherungs- 
geſellſchaft auf Gegenfeitigfeit”, in Manheim, bei dem 
Gerichtsamt im Bezirksgericht Leipzig auf Vergütung 
eines am 7. April 1867 entftandenen Brandfchadene. 
In der Klage war unter Anderem gejagt: „Der 
Werth fämmtlicher verbrannter, dem Kläger und feiner 
Ehefrau zugehörigen Gegenftände habe laut fpeciellen 
Berzeichniffes unter C. 1477 Thle. 18 Ngr. — = bes 
tragen. Am 10. April 1867 fei der Kläger wegen 
Verdacht eigener Anftiftung des Feuers zur Haft 
gebracht, am 17. Mai aber die Unterfuchung wider 
ihn eingeftellt worden. Während er in Haft geweſen, 
fei der zur Verhandlung und Mobiliarfchadenfeftftel- 
lung mit dem Kläger und beffen Ehefrau vom Be- 
Hagten ausdrüdlih beauftragt gewefene Director AI. 
von Leipzig zu dem Kläger in das Gefängniß gekom— 
men, habe die auf feine ausprüdliche Aufforderung 
vom Kläger ald durch den Brand zerftört bezeichneten 
verfiherten Mobilien aufgefchrieben, auch die vom 
Kläger gemachten Werthsangaben, welche KI. vielfach 
zu Ungunften Klägers noch herabgejept, und den 
Mobiliarfhaden auf den (unter gewiflen Rubrifen 
näher berechneten) Betrag von 1144 Thlen. 10 Ngr. 
—s feftgeftellt, und unter Klägers Acceptation als 
den Brandfchaden Klägers an ben verfichert geweſe⸗ 
nen Mobilien ausprüdlich anerfannt. Kläger habe 
fi) dabei lediglich gegen die Annahme verwahrt, als 
wolle er auf Entfhädigung derjenigen Mobilien ver- 
zichten, welche er augenblidlich anzugeben außer Stande 
fei und welche unter der feftgeftellten Summe nicht 


—,— 


mit enthalten feien. Darauf habe Al. den Kläger 
ausbrüdlich davon in Kenntniß gefegt, daß ihm ber 
feftgeftellte Schäbenbetrag nicht ausgezahlt werben 
fönne, weil Klägers Berficherung bei der BVerfiche- 
rungsgefellfchaft falfch aufgenommen und nicht in 
Wirkfamfeit getreten ſei.“ 

Der Kläger redueirt felbit den von dem Director 
Kl. angeblich berechneten Betrag von 1144 Thlrn. 
10 Ngr. —, weil er an Flachs und Hanf weniger, 
ald er gegen Kl. irethümlich angegeben, verloren, 
auf die fchließlich geforderte Minderfumme von 1126 
Thlen. 10 Ngr. —-, bezog fich ferner bezüglich des 
Umftandes, daß er erft nach Ablauf der in der Police 
bedungenen fechsmonatlichen Frift Klage erhebe, dar- 
auf, daß er vor Ablauf diefer Frift durch eine Seiten 
des Procefgerichts an den Bellagten erlafjene Noti- 
fication dieſe Frift habe unterbrechen laſſen, und be— 
merkte in Betreff der ihm zur Laft gelegten falfchen 
BVerfiherung noch Folgendes: 

„Er habe fih Anfang 1867 erft bei einer anderen 
Geſellſchaft verfihern wollen; deren Agent D. habe 
fämmtliche Verſicherungsobjecte befichtigt, fei dabei 
von ihm und feiner Ehefrau ausprüdlih davon in 
Kenntniß gefegt worden, welche Saden Klägerm, 
und welche deſſen Ehefrau zugehörten, habe über 
Alles ein genaues Verzeichniß aufgenommen, endlich 
aber ihn zurüdgewiefen und unter Ueberantwortung 
bed nurgedachten Berzeichnifjes ihn an den Agenten 
der jegt verflagten Geſellſchaft S., welcher dies Ver—⸗ 
zeihniß in Empfang genommen, empfohlen. Genann- 
ter ©. fei darauf mit dem Verzeichniſſe wiederholt in 
Klägers Wohnung gefommen, und habe dort bie 
Verfiherungsobjecte befichtigt. Kläger fei zwar dabei 
nicht felbft zugegen geweſen, babe aber feine Ehefrau 
und feinen Zeugarbeiter A. beauftragt, dem Agent ©. 
Alles genau mirzutheilen und zu zeigen, ihn aud) 
aufzufordern, Alles gut und ordentlich zu beforgen. 
Klägerd Frau und N. hätten auch den Agent ©. 
überall herumgeführt; ©. jedoch eine eingehende Mit- 
theilung über die Verficherungsobjecte mit der Bemer: 
fung abgelehnt, 

daß er das nicht brauche, er habe dies Alles 
ſchon; er könne fich auf das verlaffen, was Agent 
D. bereitd aufgezeichnet habe. 
Namentlich habe A. ihm auch fämmtliche weiche, wie 
harte Dachungen genannt, und ihn davon in Kennts 
niß geiegt, daß Klägers Wohnhaus Schindeldach 
habe. 

Der Agent S. habe den sub L. abjchriftlich bei- 
gehenden Verſicherungsantrag felbit angefertigt, und 
durch den von ihm ausprüdlich dazu aufgeforberten 
Zeugarbeiter A. mit Klägers Namen vollziehen laffen. 
Enplich habe fich weder ein Abdrud der Verſicherungs⸗ 


bedingungen auf dem Antragebogen befunden, noch 
feien die Berficherungsbedingungen mit dem Antrage- 
bogen in irgend welche andere Verbindung gebracht 
geweſen; Kläger habe überhaupt vor und bei Abſchluß 
des Vertrags weder von den Verficherungsbedingun- 
gen, noch von den Statuten der Gefellfchaft Kenntniß 
erhalten.” 

Die Klage war in Betreff aller mit dem Agenten 
©. und dem Director Kl. gepflogenen Verhandlungen 
auf den Eid geftellt. 

Die Auslaffung des Beflagten auf die Klage, wie 
feine Ausflüchte, ergeben fih aus den nachfolgenden 
Erfenntniffen, begiehentlich den beigefügten Bemer- 
fungen. 

Das K. Bezirksgericht zu Leipzig erfannte im 
Juli 1868, indem es im Rubrum die im Gingange 
genannte Gejellihaft felbft als Bellagte bezeichnete, 
folgender Maaßen: 

„Weil der Ausfteller der von dem Sachwalter 
der Beflagten beigebrachten Nachvollmacht BI. — zur 
Vertretung der Erfteren in diefem Nechtäftreite nach 
$. 6. c. der Ausführungsverordnung zum VI. Abs 
fnitte des das Immobiliarbrandverficherungsweien 
betreffenden Geſetzes vom 20. October 1862 nur 
dann berechtigt fein würde, wenn er in Gemäßheit 
von $. 12. diefer Verordnung von der Bellagten als 
ihr hierlaͤndiſcher Bevollmächtigter der Königlichen 
Brandverfiherungscommiffion präfentirt, und nad 
feiner von dieſer erfolgten Beftätigung von dem 
Stadtrathe zu Leipzig nach dem der nurangezogenen 
Verordnung beigefügten Formulare sub C. verpflichtet 
worden wäre, jo ijt der gedachte Sachwalter darüber, 
daß ſolches geichehen, binnen 14 Tagen bei 5 Thaler 
—⸗ —s Gtrafe ein glaubwürdiges Zeugniß der zu- 
ftändigen Verwaltungsbehörde beizubringen verbun— 
den, indem bdiefer Nachweis nach dem befannten 
Rechtögrundfage: „legitimatio fit judici“ dem Rich— 
ter zu liefern ift und daher nicht durch das Einver« 
ftändniß der Gegenpartei, wie foldyes in dem vorlies 
genden Falle in der Klage enthalten ift, erfegt werben 
fann. 

Und weil biernächft, die Hauptfache anlangend, 
befanntlich dilatorifche Einreden, wozu aud die des 
unzuftändigen Gerichts gehört, bereits im erften Ber- 
fahren bejcheinigt werben müflen, wenn fie Berüd- 
ſichtigung finden follen, das von der Beflagten zu 
Begründung der von ihr vorgejchügten Einrede der 
Unzuftändigfeit des gewählten Forums Angeführte 
aber, nämlich daß fie gewerbmäßig Verſicherungs⸗ 
geichäfte betreibe, welchen Falls fie allerdings zu den 
Kaufleuten im Sinne des Handelögefegbuchs zählen 
und gegenwärtige Rechtsfache vor das Handelögericht 
gehören würde, ganz unbejcheinigt geblieben ift, indem 





nah dem Randzeugniffe Bl. — die Bellagte ihrer 
biesfallfigen Behauptung zuwider im Leipziger Han⸗ 
belöregifter nicht eingetragen ift und daraus, daß die- 
jelbe, wie es feheint, ein Perfonenverein ift, welcher 
Berficherungen gegen Brandfchaden für eine beftimmte 
Prämie übernimmt, noch feineswegs folgt, daß dies 
gewerbmäßig gefchieht, da ſich dies von folchen 
Vereinen, welche, wie die Bellagte, bei welcher dies 
ſchon der Name an die Hand giebt, auf Gegen— 
feitigfeit beruhen, leineswegs fagen läßt, vielmehr 
derartige Bereine ihren Gefchäftöbetrieb nur auf ihre 
eigenen Mitglieder befchränfen und deren gegenfeitige 
Unterftügung, nicht aber gemeinfchaftlichen Erwerb 
bezweden, 

weiter nach den Zugeftändniffen der Belfagten 
bei den Einlafjungsabfchnitten 1. 2. 4. 5. und 7., 
fowie Bl. — darüber zwifchen den Parteien Einver- 
ftändniß herrſcht, daß 

1) der Kläger fein Mobiliar auf die Zeit vom 
1. April 1867 bis dahin 1872 nach Höhe von 4245 
Thalern —⸗ — + bei der Bellagten gegen Brand» 
ſchaden verfichert und die flipulirte Verficherungs- 
prämie am 4. April 1867 gegen Aushändigung der 
betreffenden Police an die Bellagte bezahlt hat, 

2) am 7. April 1867 in dem Mühlengrundftüde 
Klägers, worin ſich die Verficherungsobjecte befinden 
follten, ein Schadenfeuer ausgebrochen und dadurch) 
diefed Grundſtuͤck zum Theil eingeäfchert worden ift, 

3) Obrigfeitöwegen ein Bedenken gegen die Aus- 
zahlung der BVerficherungsfumme für das Mobiliar, 
welches dem Kläger, nad deſſen Behauptung, bei 
Gelegenheit dieſes Schadenfeuerd mitverbrannt fein 
foll, nicht entgegenfteht, 

4) die Beflagte der Vergütung des angeblich vom 
Kläger durch diefen Brand an den Berficherungs- 
objecten erlittenen Schadens bisher fich geweigert hat 
und noch weigert, 

dagegen die Beflagte das weitere Anführen Klä- 
gerd, daß ihm bei dem fraglichen Brande von den 
Verficherungsobjecten die in der Klagbeifuge sub C. 
aufgeführten Gegenftände befchädigt, zerftört und un 
brauchbar geworben jeien und diefelben den babei 
angegebenen Einzel-, mithin den Gefammtwerth von 
1477 Thalern 18 Ngr. —= gehabt hätten, ' ebenfo 
wie die fernere Behauptung Klägers, daß der von 
dem hierlaͤndiſchen Bertreter der Beflagten mit der 
Beftftellung des betreffenden Brandſchadens beauftragt 
gewefene Director Kl. diefen Schaden auf 1144 Thas 
ler 10 Nr. —» feflgeftellt und unter feiner Accep⸗ 
tation ausdruͤcklich anerfannt habe, daß fich dieſer 
Schaden auf fo hoch belaufe, bei den Einlaffungs- 
abfchnitten 10—16. 34. und 39— 53. in Abrebe 
geftellt hat, 





und nun zwar nicht beftritten werben mag, daß, 
wenn die Ermittelung des angeblid von dem Kläger 
an den fraglichen Verfiherungsobjecten erlittenen 
Brandſchadens bereits durch die Beflagte erfolgt 
wäre und dieſe Feftftellung das vom Kläger behaups 
tete Refultat gehabt hätte, dies den Lepteren um fo 
gewifler jedes weiteren Nachweijes in Bezug auf die 
Eriftenz; und die Höhe jenes Schadens überheben 
würde, ald die von bemjelben mittelft gegenwärtiger 
Klage geforderte Brandfhadenvergütung die angeb- 
ih von jenem Kl. als Betrag feines biesfallfigen 
Schadens anerfannte Summe noch nicht einmal er= 
reicht, j 

jedoch die Klage in diefer Beziehung insbejondere 
mit Rüdkficht auf den über diefen Theil derfelben ans 
getragenen Eid ald der erforderlichen thatfächlichen 
Begründung entbehrend fich darftellt, wenn man ers 
wägt, baß nach ber eigenen Sachdarſtellung Klägers 
die angeblich erfolgte Feſtſtellung feines behaupteter- 
maaßen an ben fraglichen Verficherungsobjecten ers 
littenen Brandſchadens lediglih als ein gütliches 
Abkommen erfcheint, ein folches zu treffen, der mehr⸗ 
beregte Al. aber nach $. 1306. des bürgerlichen Ges 
jegbuchs nur dann, wenn er befonders dazu von 
der Beflagten beauftragt geweſen wäre, berechtigt ges 
weſen fein würde, mithin die in der Klage zu vers 
miffende Bezugnahme auf einen foldhen fpeciellen 
Auftrag, um den Kläger des Beweiſes der Eriftenz 
und der Höhe des behaupteten Brandſchadens zu 
überheben, ganz unentbehrlicy gewefen wäre, 

enblich, foviel die von der Beflagten vorgefchügten 
peremtorifhen Einreden anlangt, dieſelben ins— 
gefammt als belanglos und unbeachtlich ſich darſtellen, 
indem ſich die Beklagte dabei in der Hauptſache auf 
die in der Klagbeifuge unter A. enthaltenen allgemei⸗ 
nen Verſicherungsbedingungen, gegen welche Kläger 
in mehrfacher Beziehung verftoßen haben ſoll, beruft, 
dieſe allgemeinen Verficherungsbedingungen aber ber 
Kläger nur dann gegen fich gelten zu laffen hätte, 
wenn er davon auf bie in $. 35. der obangezogenen 
Verordnung vom 28. März; 1863 vorgefchriebene 
Art und Weife vor Abſchluß des Berficherungsvers 
trags in Kenntniß gefegt worden wäre, was jedoch 
nach Ausweis der von der Beflagten eingeräumten 
Klagbeifuge unter L. nicht der Fall geweſen iſt, 

insbefondere aber ber Einwand unter IIL b. 
Bl. — flg., daß eine beträchtliche Anzahl der als 
verbrannt bezeichneten Mobilien der Ehefrau des 
Klägers gehörten, mithin der Leptere die Entſchaͤdi— 
gung für diefe Mobilien nicht, wie geſchehen, im 
eigenen Namen fordern dürfe, um beswillen ohne 
alle Bedeutung ift, weil der Kläger den betreffenden 
BVerficherungsvertrag im eigenen Namen und leviglich 


zu feinen Gunften abgeichlofien hat und daher auch 
um fo gewifler die Brandfchädenvergütung für bie 
feiner Ehefrau gehörig geweſenen Berficherungsobjecte 
im eigenen Namen einzuflagen berechtigt wäre, als 
man befanntlih auch eine fremde Sache, welche 
man in feinem Befige und an deren Erhaltung man 
ein wejentliches Interefie hat, wie dies bei dem Ehe- 
mann rüdfichtlich der ihm von feiner Ehefrau ein» 
und zugebrachten Mobilien wegen des ihm gejeplich 
daran zuftehenden Verwaltungs» und Nupniefungs- 
rechts unbeftritten ber Hall ift, dergeftalt gegen Brand: 
ſchaden verfichern fann, daß man für den Fall eines 
die Sache vernichtenden Brandes ausſchließlich An- 
fpruch auf die Verſicherungsſumme hat, 

nicht minder die Bl. — flg. unter No. IV. von 
ber Beflagten entwidelte Anficht, daß eine Verſiche— 
rungdanftalt aus einer ftrafbaren Weberverficherung, 
wenn fie diefelbe nicht mit verfchuldet, ſchon Fraft 
bes Geſetzes den Verluſt des Entfchädigungs-An- 
fpruches herzuleiten berechtigt jei, in den von ihr zu 
dem Zwede angezogenen gefeglichen Beftimmungen 
feine Begründung findet, vielmehr die betreffenden 
Gefegeöftellen für den Fall der ftrafbaren Ueberver- 
fiherung nur Geld» beziehentlih Gefängnißftrafe ans 
drohen und außerdem nur noch beftimmen, was über: 
haupt unter einer „ftrafbaren” Ueberverficherung zu 
verftehen fei, bad Recht der Berficherungsanftalt aber, 
im Falle des Borhandenfeins einer ſolchen ftrafbaren 
Ueberverficherung die Bezahlung des Entſchaͤdigungs⸗ 
anſpruchs zu verweigern, davon abhängig machen, 
daß die betreffende Verficherungsanftalt die Ueber: 
verficherung nicht mit verfchuldet hat und der Verluft 
des Entjhädigungsanfpruchs für dieſen Fall im Vor⸗ 
aus zwilchen den Bertragichließenden ausdrücklich 
ausgemacht worden ift, 

weiter die Bl. — flg. unter No. V. von der Be- 
flagten gerügten angeblichen Unrichtigfeiten der Klag- 
beifuge unter L. (Antragsbogen) dem Kläger fchon 
um beöwillen nicht nachtheilig fein fönnten, weil nach 
$. 11. der mehrangezogenen Berorbnung vom 20. 
October 1862 jede Verfiherungsanftalt ihre Agenten 
wegen ber benfelben obliegenden Agenturgefchäfte zu 
vertreten hat und nad} $. 20. derjelben Verordnung 
zu den Rechten und Obliegenheiten eines Agenten 
auch die Prüfung und, da nöthig, Berichtigung der 
Declarationen gehört, im vorliegenden Falle aber es 
fi) um ſolche Unrichtigfeiten der betreffenden Decla- 
ration handelt, welche dem Agenten der Bellagten, 
welcher die fragliche Berficherungsnahme vermittelt 
bat, nach den Zugeftänpniffen der bei dem 90. und 
109. Einl.⸗Punkte gar nicht hätten entgehen können, 
mithin die Beflagte den Kläger nicht für etwas ver- 
antwortlich machen kann, was fie felbft verfchuldet hat, 


Br. 


ebenfo aber auch die Bl. — fig. von der Beklag⸗ 
ten unter No. VI. vorgefchügte Einrede der Zuviel: 
forberung aller Begründung entbehrt, indem es nad) 
$. 705. des bürgerlichen Geſetzbuchs jelbftverftännlich 
ift, daß die Zahlung der geflagten Entſchaͤdigungs— 
fumme nur hier in Leipzig zu erfolgen hätte, etwas 
Anderes aber der Kläger gar nicht verlangt hat, foviel 
dagegen die gegen bie mitgeforberten Verzugszinſen 
erhobene Ausftellung anlangt, diefelbe ebenfalls feine 
Berechtigung hat, da, abgefehen davon, daß die all- 
gemeinen Berficherungsbedingungen überhaupt den 
Kläger nicht binden, die darin enthaltene Beſtimmung, 
daß im Falle der Berurtheilung der Bellagten die 
Entihädigungsfumme erft vier Wochen nad) Rechts⸗ 
fraft des Erkenntniſſes zahlbar fein folle, fhon um 
beswillen feine Gültigkeit hat, weil ihr befannte ge» 
jegliche Borfchriften entgegenftehen, welche publici 
Juris find und daher im Vertragswege nicht abge 
ändert werben fönnen, 

nach allevem daher die Entfcheidung der Sache 
von dem Erweife des in den Einlaffungsabjchnitten 
10—16. enthaltenen, nicht auf Eid geftellten Anfüh- 
rend abhängt, wobei es ſich von jelbft verfteht, daß 
es, da Kläger nur 1126 Thlr. 10 Ngr. —= fordert, 
ſchon genügen würde, fobald nur in rechtliche Gewiß- 
heit gefegt werde, daß von den fraglichen Verſiche— 
rungsobjecten mindeſtens ſoviel an Werth bei dem 
in Rede ſtehenden Schadenfeuer mit verbrannt fei, 

fo ift Kläger den Grund ber erhobenen Klage, 
foviel ihm daran bei den Einlaffungsabfchnitten 10. 
bis 16. von dem Beflagten verneint worden, binnen 
breimöchiger Frift, der Bellagten der Gegenbeweis 
und Eidesantrag, fowie beiden Theilen weitere Rechte- 
zuftändigfeiten vorbehältlih, wie Recht zu beweiſen 
ſchuldig und ergeht hierauf fowohl in der Hauptfache, 
als der Koften halber ferner, was Recht ift.” 

Nachdem wider dies Erfenntniß beide Theile 
appellirtt hatten, wurde von dem Königlichen 
Appellationsgerichte zu Leipzig die Klage am 
24. November 1868 aus folgenden Gründen abge- 
wiefen: 

„Die von der Beflagten vorgebrachte Einrede des 
unzuftändigen Gerichtes ift auch nach der Anficht des 
Königlichen Appellationsgerichts eine unerhebliche, 
und zwar, ganz abgefehen von den Seiten der vorigen 
Richter diesfalls Bl. — geltend gemachten, mindeſtens 

vergl. von Hahn, Kommentar, Br. 2. ©. 21. 
nicht zweifellofen Gründen, um deswillen, weil, wenn 
bei dem Abfchluffe eines im Jahre 1867, aljo längjt 
nach Publication des allgemeinen deutſchen Handels» 
gefegbuchs, vereinbarten Berficherungsvertrages, in 
welchem ausdrüdliche Beftimmungen über das even⸗ 
tuell zur Entfcheidung von Differenzen zuftändige 
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Gericht aufzunehmen für gut befunden worden, von 
den Betheiligten beabfichtigt worden wäre, dad Han- 
belögericht ded Drtes, wo das Verficherungsdocu- 
ment audgeftellt worden, für diesfalls competent im 
Voraus anzuerkennen, vorausfeplich diefes Handels» 
gericht ausdrüdlich benannt worden fein würde, das 
gegen, ba legteres nicht gefchehen, unter dem in $. 14. 
der Berfiherungsbedingungen gedachten „Eivilge- 
richte” dieſes Ortes — deſſen Gegenfag der ganzen 
Sachlage nad) weder in der Militärgerichtd- noch in 
der Griminals oder Verwaltungsbehörde gefunden 
werden fann — präfumtiv die allgemeine Civil— 
gerichtsbehörde verftanden werben muß; übrigens, 
wenn und infoweit in einer derartigen Stipulation 
ein Compromiß auf ein an fich für Streitigfeiten der 
fraglichen Art nicht zuftändiges Gericht zu finden 
wäre, die Rechtöverbindlichkeit einer derartigen Ver- 
einbarung nach den einfchlagenden Rechtögrundfägen 

vergl. Wochenblatt für merfw. Rechtsfälle, 1864. 

©. 201. 
Zeitſchrift für Rechtspflege und Verw., N. F. 
Br. 26. ©. 243. 

nicht zu bezweifeln fein würde. 

Dagegen ift die Bl. — unter II. von der Be 
klagten als „Eintede der Verjährung” vorgefchügte 
Ausſlucht für beachtlich anzujehen geweien. 

Daß an fich die erft am 23. December 1867 — 
aljo längft nach Ablauf von 6 Monaten feit dem am 
6./7. April defielben Jahres ftattgefundenen Schaben- 
feuer — erfolgte Anftellung der Klage gegenüber der 
Beitimmung von $. 13. der Bl. — zu lefenven „all⸗ 
gemeinen Beftimmungen” eine verfpätete fei, bedarf 
feines Nachweifed. Ebenfo gewiß ift, daß des Kla— 
gerd Verſuch, die nachtheiligen Folgen feines Saͤum— 
nifjes in der Klaganftellung durch die BI. — erficht- 
lihe Eingabe und deren Zufertigung an die Ber 
klagte abzuwenden, ein vollftändig mißlungener ift. 
In legterer Beziehung unterliegt ed zunächft jchon im 
Allgemeinen erheblichen Zweifeln, ob überhaupt auf 
eine berarfige vertragsmäßig feftgeftellte Präclufiv- 
frift die Orundfäge von der Verjährung anzumen- 
den jeien. 

vergl. Malß, Zeitfchrift für das Verſicherungs⸗ 
wejen, Bd. 2. ©. 300. und 302. 

Wollte Man felbft hiervon abfehen, jo würbe 
doch einer Anzeige des Forderungsberechtigten und 
einer demgemäß Gerichtöwegen erlaffenen Notification 
— welche das Sächfifche Recht nur allein in Betreff 
der in dem Gefepe wegen Einführung einer kurzen 
Verjährung vom 23. Juli 1846. $. 1. gedachten 
Forderungen ald Mittel zu Unterbrechung diejer Ver— 
jährung gefannt hat — wegen des hier in Frage 
ftehenden völlig verfchiedenen Anſpruches eine gleiche i 
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Wirkung fhon an fich nicht beigelegt werben können. 
Ueberbies ift die BL. — erfichtliche Zufertigung, wie 
an fi ganz in Ordnung, gar nicht nach der Vor— 
ſchrift von $. 5. J. c. unter b. eingerichtet, auch erft 
nach Ablauf der fechsmonatlichen Frift erlaffen, und 
folglid) auch erft an einem fpäteren — bei dem Mangel 
der Infinuationsregiftratur aus den Acten nicht zu 
erfehenden — Tage der Bellagten behändigt worden. 
Es ift aber weiter auch die ganze Veftimmung in 
$-5.1. e., da fie in das bürgerliche Geſetzbuch nicht 
mit aufgenommen worben, für durch das leptere 
ſtillſchweigend aufgehoben zu erachten, 

vergl. Wochenblatt für merfw. Rechtöfälle, 1866. 

©. 230. 

und endlich würde — wenn diefe Bedenken nicht vor⸗ 
lägen — die von dem Kläger ergriffene Maafregel 
die Stelle einer „förmlichen, vor dem zuftändigen 
Richter angebrachten Klage”, wie fie $. 13. der Ber- 
fiherungsbedingungen vorfchreibt, in alle Wege nicht 
vertreten können. 

Zu vergl. die einen ähnlichen Fall betreffende Ent- 

fcheidung bei Malß I. c. Br. II. S. 392. 

Es bleibt hiernach nur noch zu unterfuchen übrig, 
ob und wieweit der Kläger auf Grund der von ihm 
ſchon in der Klage Bl. — und vorzugsweije in ber 
Replif BI. — in Bezug genommenen Beftimmung in 
$. 35. der Ausführungsverordnung zum III. Ab» 
ichnitte des das Immobiliarbrandverficherungsweien 
betreffenden Gefeged vom 20. October 1862 und 
überhaupt um besiwillen, weil ihm die „allgemeinen 
Verfiherungsbedingungen” vor und bei Abfchluß des 
Verfiherungsvertrages nicht mitgetheilt worden feien, 
fo, wie er gethan, die in jenen Bedingungen feftge- 
ftellten Pönalcaufeln, und namentlich die Vorſchrift 
von $. 13. derjelben als für ihn fchlechtiweg unver- 
bindliche zu bezeichnen befugt fei. In diefer Rüd- 
fit ift nun allerdings auf Grund der Bl. — von 
der Bellagten ohne Vorbehalt eingeräumten Klagbei- 
fugeL. als liquid zu erachten, daß auf dem Antrags- 
bogen Bl. — ein Abprud jener Bedingungen, wie 
died die gedachte Verordnung vorfchreibt, nicht fich 
befunden habe. Allein ebenfo gewiß ift, daß ber 
Verficherungdvertrag, welcher nach dem eigenen Ans 
führen des Klägers zwifchen ihm und ber Beflagten 
abgefchloffen worden und die Grundlage der erhobe- 
nen Klage bildet, auf dem in ber fraglichen Declaras 
tion geftellten Verficherungsantrage beruhet, d. i. daß 
der legtere die fpäter von der Bellagten acceptirte 
Propofition für den eingegangenen Berficherungsver- 
trag bildet. Daß der Kläger nach den übereinftim- 
menden Auslaffungen der Parteien diefe Declaration 
nicht ſelbſt vollzogen, ift ohne rechtliche Bedeutung, 
da er bucch fpätere Zahlung der Prämie den Vertrag 


— — 


genehmigt hat und das von ihm felbft als Unterlage 
der Klage producirte Schriftſtück auch gegen fich gel⸗ 
ten zu laffen verbunden ift. In diefer Declaration 
ift num theils im Eingange auf die allgemeinen Ver- 
fiherungsbedingungen Bezug genommen, theild auch 
denjelben und insbefondere den 88. 5-11. am 
Schluſſe ausbrüflih von dem Antragfteller ſich unter- 
worfen worden. Die civilrechtliche Geltung einer 
ſolchen Unterwerfung läßt fi im Allgemeinen blos 
aus dem Grunde, weil Kläger feiner Behauptung 
nad) den Inhalt der „Beringungen” nicht gefannt 
hat, nicht beftreiten. Entſchließt fich bei den Ber- 
handlungen, welche dem Abſchluſſe eines Vertrages, 
wie der vorliegende, vorauszugehen pflegen, der eine 
Theil, im Voraus gewiffe von dem andern Theile 
ald unabweisliche Beftandtheile des einzugehenden 
Vertrages bezeichnete Elaufeln als für ihn bindend 
anzuerfennen, ohne vorher fich über deren Inhalt in» 
formirt zu haben, fo hat er die Folgen einer ſolchen 
Unterlaffung fpäter als von ihm ſelbſt verfchuldet ans 
zuerfennen und darf ſich — abgefehen von dem Falle 
eines wirklichen, dem anderen Theile zur Laft fallen» 
den Betruged oder einem aus dem materiellen Ins 
halte der betreffenden Glaufel wider deren Statthaf- 
tigfeit fich ergebenden Bedenken — nicht darüber 
beflagen, wenn von dem Mitcontrahenten fpäter auf 
jene Elaufel Bezug genommen wird. In dem vor« 
liegenden Falle ift Seiten des Klägers die Beſchuldi— 
gung eines von der Bellagten oder ihren Bertretern 
wider ihn verübten Betruges nicht erhoben worden; 
ebenfowenig läßt fich rüdfichtlich der zur Zeit in Be— 
tracht kommenden Dispofition von 8. 13 eit. ein 
materielles Bedenken erheben, da fein Geſetz es vers 
bietet, daß — wie befanntlich ſehr häufig geichieht — 
zwei Contrahenten vertragsmäßig eine gewiſſe Prä- 
celufivfrift für die Geltendmachung gewiſſer Anfprüche 
aus einem mit einander verabredeten Bertrage feſt⸗ 
jegen. 

Ueberdem ift aber auch die vom Kläger felbft 
produeirte, einen Abdrud der Bedingungen enthaltende 
Police von dem Kläger, und zwar, wie bei dem 
Mangel eines entgegengejepten Anführens vorausge- 
fegt werben darf, vorbehaltlos angenommen worden, 
— ein Umftand, welcher allein nach der von der ges 
genwärtigen Inftanz wiederholt unter Zuftimmung 
des Königlichen Oberappellationsgerichts 

vergl. Wochenblatt für merfw. Rechtsfälle, 1863. 
©. 417. und 421. Spalte 1. 
befolgten Anfiht eine Unterwerfung des Berfiche- 
rungsnehmers unter die auf der Police abgedrudten 
Bedingungen involvirt. 

Nun enthält allerdings die obengebachte Verord— 

nung in 8.35 cit. die präceptive Vorfchrift, daß „auf 
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ben Formularen zu ben Antragsbogen, welche den 
BVerficherungsnehmern von der Berficherungsanftalt 
oder deren Agenten zugeftellt zu werben pflegen, ſich 
ein Abdrud der Verficherungsbedingungen befinden 
müfle, fo daß der Verficherungsnehmer vor Abſchluß 
der Verfiherung fi von den Bedingungen, welche 
er einzugehen hat, genau zu unterrichten im Stande 
fei.” Allein diefe Vorfchrift der gedachten, lediglich 
von dem Königlichen Minifterium des Innern aus— 
gegangenen und daher präfumtiv nur im polizeilichen 
Intereffe erlaffenen Verordnung fann nad) der An- 
fiht der gegenwärtigen Inſtanz — von welcher aller 
dings die in einem neueren Falle 

vergl. Wochenblatt für merfw. Rechtsfälfe, 1867. 

©. 178 flg. und beſonders S. 179. Spalte 2. 
Annalen des Königlichen Oberappellationdge- 
richte, N. F. Do. 3. ©. 216. und 218. 

von dem Königlichen Oberappellationsgerichte befolgte 
abzumweichen fcheint, — nur eine polizeiliche, zur 
Wahrung des Interefies der Berficherungsnehmer den 
Berficherungsanftalten für ihr Vorhalten bei der Ein- 
leitung von Affecurangverträgen ertheilte Weifung an« 
geliehen werben, welche die legteren der Auffichtöbe- 
hörde gegenüber verantwortlich macht, eventuell zu 
Einziehung der Eonceffion führen fann. Nicht aber 
darf — nad der Meinung des Appellationsgerichts 
— dieſer Beftimmung eine noch größere Tragweite, 
und namentlich nicht, wie der Kläger unter Zuftims 
mung der erften Inftanz behauptet, die Bedeutung 
beigelegt werben, daß auch in folchen Fällen, wo an 
fih die Vorausfegungen für eine in dem Wege des 
Vertrages erfolgte Stipulation der „Berficherungsbes 
dingungen” vorliegen, gleichwohl eine ſolche Stipula- 
tion dann als unverbindlich zu gelten habe, wenn 
auf dem Antragbogen der Vorfchrift von $. 35. eit. 
nicht Genuͤge gefchehen war. In der gedachten Ver— 
ordnung ſelbſt ift eine eventuell die Nullität einer 
derartigen Stipulation ausfprechende _Beftimmung 
nicht getroffen worben. Für den Fall von Gontra- 
ventionen wider die Borfchriften derjelben ift eine 
weitere Anorbnnng, als die eventuell Geld» beziehent- 
lich Gefängnißftrafen in Hecht Rılande Verfügung 
des 8. 79. in jene Verordnung nicht aufgenommen 
worden. Es darf vorausgefegt werden, daß, wenn 
der Wille des Gefeggeberd dahin gegangen wäre, 
durch gefeglihe Beftimmungen fo, wie Kläger an- 
nimmt, in der Privanoillführ der Betheiligten und 
in vertragdmäßige Nechte der Kontrahenten einzu— 
greifen, diefer Wille des Gefepgebers in dem Gefepe 
vom 23. Auguft 1862 felbft, deſſen jechiter Abſchnitt 
das Privatfeuerverficherungswefen und die Mobiliar: 
verfiherung zum ausfchließlichen Gegenftande hat, 
Ausdruf gefunden haben würde. Died würde um 


fo näher gelegen haben, als jenes Geſetz in $. 134. 
Abi. 2. (S. 367. des Gefeh« und Verordnungsblattes 
von 1862.) mit befonderen Worten vorjchreibt, daß 
die betreffende Verficherungsanftalt den Inhalt der 
Police dem Berficherten gegenüber fo lange und in- 
foweit ald für fie verbindlich anzuerkennen habe, 
als fie nicht einen dem Verficherten zur Laft fallenden 
Betrug oder Irrthum nachzuweiſen vermöge,—eine 
Dispofition, an welche die weitere Beitimmung, daß 
die Berficherungsanftalt ihrerfeit® und zu ihren 
Gunften auf die in der Police abgedrudten Ber- 
fiherungsbedingungen nur dann fich zu berufen bes 
fugt ei, wenn fie auf dem Antragebogen bereits ab» 
gedruckt geweſen, unmittelbar ſich würde angeichloffen 
haben. Ueberdies — und dies fällt hauptfächlich in 
Betracht — würde bei Befolgung der von dem Klä- 
ger und der erften Inftanz vertretetenen Anficht es 
ſchwer fallen, eine Grenze aufzufinden, welche der 
Richter in Betreff der Anerfennung oder Nichtaners 
fennung der auf dem Antragebogen nicht abgebrud- 
ten Verficherungsbedingungen einzuhalten habe. In 
der $. 35. cit. ift den Verficherungsanftalten, wie 
bereitd erwähnt, der Abvrudf jener Bedingungen ganz 
im Allgemeinen, ohne irgend eine Ausnahme, aljo 
der jämmtlihen Bedingungen auferlegt worden. 
Sollte nun der Richter, wenn diefer Vorfchrift nicht 
genügt worden, die Geltung fämmtlicher Beftim- 
mungen verneinen, jo würde es entweder an einer 
lex contractus vollftändig fehlen, oder das Gericht 
bei feiner Entfcheidung ſich an die allgemeinen Grunds 
füge des Verficherungsrechtes halten müflen, während 
doch jedenfalls gewiß ift, daß nad dem, auch dem 
Berficherungsnehmer befannt gewejenen Bertragswils 
len des DBerfichererd, dieſe allgemeinen rechtlichen 
Grundfäge entweder überhaupt nicht, oder mindeſtens 
nur mit wejentlihen Modificationen ald Vertrages 
norm haben gelten, die Hauptgrundlage für das 
wechjeljeitige Rechtöverhältniß vielmehr gewiſſe, ein 
für alle Mal vorgezeichnete „Berficherungsbedinguns 
gen” haben bieten follen. Wollte aber der Richter 
blos die dem Verfiherungsnehmer günftigen 
Bedingungen anerkennen, den ihm nachtheiligen und 
fein Recht befchränfenden dagegen die Anerfennung 
verfagen, fo würde auch in diefem Falle von dem 
Richter ein Vertragsverhältniß fingirt werden, welches 
mit den ausgefprochenen Intentionen der Verfiche- 
rungsanftalt in directem Widerfpruche ftehen würde, 
und welches — wie mit fait apodictifcher Gewißheit 
fi behaupten läßt — in dieſer Weife von der ber 
treffenden Anftalt ficher nicht eingegangen jein würbe. 
Blos aus der Nichtbefolgung der Vorjchrift der $. 35. 
eit. einen dolus der Beflagten, begiehentlich ihrer Ver- 
treter, ableiten und auf Grund eines folchen dolus 
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die Geltung der dem Kläger ungünftigen Bedingun⸗ 
gen bemängeln zu wollen, würbe im vorliegenden 
Falle ſchon um deswillen bedenklich fein, weil Kläger 
nach diefer Richtung hin irgend eine Andeutung nicht 
gemacht hat. Es würde aber, auch abgeiehen hiervon, 
einer ſolchen Annahme der Umftand entgegen ftehen, 
daß von der Beklagten jelbft in den am Eingange, 
wie am Schluffe des Antragebogens ſich wiederholt 
vorfindenden Hinweifungen auf die Statuten der Ge—⸗ 
ſellſchaft und die Berficherungsbebingungen einem 
vorfichtigen Berfiherungsnehmer hinreichende Beran- 
lafjung geboten war, vor Eingehung des Vertrages 
über den Inhalt der ihm vorgezeichneten Bertrags- 
normen fich genaue Kenntniß zu verfchaffen, eine 
doloſe Verheimlihung jener Pönalclaufeln mithin 
ſchon aus dieſem Grunde der Bellagten nicht zur Laft 
gelegt werden darf. 

Es bleibt demgemäß nad der Anficht der gegen- 
wärtig erfennenden Inſtanz für den Richter fein 
anderer Ausweg übrig, ald auch in diefer Rüdficht 
der Wachfamfeit jedes einzelnen Berficherungsnehmers 
die Wahrung ſeines Interefies zu überlaffen, und 
fann namentlich in einem alle, wie der vorliegende, 
der ſaͤumig gewejene Kläger durch eine in Hinblid 
auf 8.13, der Verficherungsbedingungen wegen Ber: 
fpätigung der Klagerhebung verfügte Klagabweifung 
um fo weniger ſich für befchwert erachten, als er, wie 
auf Grund der Klage und der der legteren beigefügten 
Abjchrift der Police angenommen werden muß, auch 
nad dem Brandunglüde, welches ihn betroffen, 
im Befige der Verficherungsbedingungen ſich befun- 
den hat, und daher über die Vorfchrift von $. 13. 
derfelben — welche nicht eine bei der Berfiherung 
felbft, fondern eine erft nach dem Brandſchaden 
zu beachtende Verpflichtung des Verficherungsnehmers 
zum Gegenftande hat — mit leichter Mühe rechtzeitig 
fih zu inftruiren, präfumtiov im Stande gewejen 
wäre. 

In der fonad gebotenen Abweifung der Klage 
findet das Rechtsmittel des Klägerd von jelbft feine 
Erledigung. Da hiernach diefem Rechtsmittel in 
feiner Weije ftattzugeben gewefen, hat dem Kläger die 
Erftattung der durch dafjelbe erwachjenen Koften zur 
Laft gelegt werden müflen. Die durch der Beflagten 
Berufung veranlaßten Unfoften find compenfirt wor« 
den, weil die Beklagte auch in der Appellationsinftanz 
die Competenz des Proceßgerichtes beftritten hat, ihre 
hierauf bezügliche erfte Beſchwerde aber zurüdzumeijen 
gewejen iſt.“ 

Auf anderweite Appellation des Klägers ftellte 
jedoch das Königl. Oberappellationsgericht im 
Frühjahr 1869 die Prima wieder her, mit dem Zu— 
fage, daß „auch nach Befinden des Eidesantrages 


über die bezüglichen Theile der Klage halber‘ ferner 
ergehen foll was Recht ift. Die Nationen lauten: 

„Das Königliche Oberappellationsgericht hat feine 
Veranlaffung von der Bl. — bezogenen Anſicht 
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‚abzugeben. 

Wenn die vorige Inftanz am angezogenen Orte 
bemerkt, daß die Verordnung am 20. October 1862 
lediglid) vom Minifterium des Innern ausgegangen 
und daher präfumtiv nur im polizeilichem Interefle 
erlafjen fei, jo ift darauf hinzuweifen, daß 

a) in $. 131. des Gef. v. 23. Auguft 1862 das 
Privatfeuerverficherungsweien unter die Auflicht der 
$. 13. bezeichneten Verwaltungsbehörben geftellt und 
der Gefchäftsbetrieb einer ſolchen Privatanftalt in 
Sachſen von der Eonceffion der oberften jener Bes 
hörden, des Minifterium des Innern, abhängig if, 
die Goneeffion aber zu genauer Beobachtung aller im 
Gejep- und Berordnungswege ergangenen Bes 
flimmungen verpflichtet, und 

b) die Verordnung vom 20. October 1862 dem 
Auftrage in $. 142. zufolge, zudem mit Allerhöch— 
fter Genehmigung erlaflen; aud) 

ec) ohne Zweifel bei deren Erlaß nicht blos ein 
„polizeiliches Intereſſe“, wenn damit etwas Anderes, 
ald der allgemeine Staatszweck — Fürforge für das 
Wohl der Angehörigen — gemeint fein follte, fondern 
eben legteres die Abficht geweien if. 

Hiernah muß angenommen werben, daß die 
darin enthaltenen präceptiven Borfchriften wegen Abs 
ſchluß des Verfiherungsvertrages zugleich; Normativs 
beftimmungen für die Zuläffigfeit und Anwendung 
der dabei von dem Berficherungsinftitute zu jtellenden 
Bedingungen und Glaufeln enthalten, dergeftalt, daß 
3. B. in Folge der Beftimmung des $. 11. der Ber- 
ordnung, wonach jede Berficherungsanftalt ihre Agen- 
ten wegen der benjelben obliegenden Agenturgefchäfte 
zu vertreten hat, eine Elaufel, wie die im zweiten 
Sape des $. 5. Bl. — wegen alleiniger Haftung 
des Verſicherungsnehmers für die Nichtigkeit der Der 
elaration, felbft „wenn irgend ein Vertreter der Ge: 
nofjenfchaft bei Ausfüllung des Antragebogens einges 
wirft haben follte”, — inwiefern ſich ſolche nicht 
ohnehin als eine folche, ne dolus praestetur, darftellen 
würde — dem Antragfteller, welcher dem Agenten die 
Selbftorientirung und Anfertigung der Declaration 
überlaffen, die vorgefommenen Unrichtigfeiten unfchäd«- 
lich, und überhaupt in Folge der mehrangezogenen Bes 
ftimmung des $. 34. der Verorbnung jede aus den 
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gewöhnlichen Nechtögrundfägen nicht folgende Vers 
ficherungsbedingung, alfo aud) die des 8.13. Bl. — 
dem Berficherungsnehmer unſchaͤdlich ift, fofern ſolche 
nicht in Gemäßheit der Vorfchrift des $. 35. auf 
dem Formulare zu der Declaration wörtlich ausge- 
druͤckt geweſen. 

Daß dies auch nicht auf dem Bl. — angedeute⸗ 
ten Wege, namentlich in Folge Annahme der Police, 
erledigt fei, hat das Oberappellationsgericht ebenfalls 
bereits früher aus dem 

Annalen. c. ©. 218. 
angegebenen Grunde, daß der Vertragsabſchluß als 
der Aushändigung der Police vorausgehend ange 
nommen werden müfle, ausgeſprochen. 

Da fih nad) dem Vorbemerkten die Klage nicht 
aus dem von voriger Inftanz geltend gemachten 
Grund ohne Weiteres ald verfpätet in der angebrach⸗ 
ten Maaße abweijen läßt, fo ift auf die Einwendung 
der Beflagten Bl. — (die exceptio fori Bl. — ift 
techtöftäftig erledigt) einzugehen. 

Man begegnet hier zumächft dem bereits oben ge- 
dachten, als exc. litis ingressum impediens unbe- 
achtlihen Einwande unter dem Gefichtspunft ber 
exc. peremtoria. Allein auch als ſolche fönnte fie 
nad dem Obigen nur dann begründet fein, wenn 
dem Kläger die Berficherungsbedingungen vorjchrifte- 
mäßig in dem Antragbogen vorgelegen hätten. Der 
Beweis, daß dies gejchehen, liegt der Bellagten ob, 
und ed gehört daher in Bezugnahme darauf zu Bes 
gründung der Erception jeden Falls dann, wenn wie 
hier bereits in der Klage p. I. c. — die entiprechende 
Verneinung aufgeftellt war. Hat nun Bellagte in 
der Deduction Bl. — die beftimmte Behauptung auf« 
geftellt, daß jener Vorfchrift Genuͤge geichehen fei, und 
mag dies nicht als verfpätet angefehen erfcheinen, da 
die negative Einlaffung bei diefen Punkten BI. — 
die Stelle der Erception vertreten fann, fo wird ber 
Bellagten unverwehrt fein, diefe Erception in dem 
Gegenbeweis mit auszuführen. 

Der weitere Einwand sub IIIa. erledigt fih, for - 
weit darin Bl. — auf die Beftimmungen in 8. 13., 
resp. 12. der allgem. Verficherungsbedingungen Bes 
zug genommen ift, nad) dem oben wegen der Trag- 
weite des $. 35. ber Verordnung Gefagten und ift 
diefelbe außerdem auf $. 46. diefer Verordnung zu 
verweifen, wonach der Beflagten die Ermittelung des 
Schadens obgelegen hätte. 


(Schluß folgt in der naͤchſten Nummer.) 
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(Säluß des ©. 8. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


Dem Einwande sub IIIb. BI. — ift bereits Bl. — 
zur Genüge begegnet. 

Weiter ift gegen IV. Bl. — einzuhalten, daß, 
worauf im Wefentlihen Bl. — flg. bingewiefen, 
$. 48. der Verordnung, namentlich im zweiten Sap, 
nicht als ein felbftftändiger Ausſpruch, daß Ueber: 
verfiherung von 20 Procent unter allen Umftänden 
den Entfhädigungsanfpruch ausfchließe, fondern nur 
als Norm für den Fall, daß beim BVerficherungsver- 
tragsichluffe unter Berüdfichtigung der Beitimmung 
des $. 35. ein ſolches Präjudiz bedungen fei, gelten 
fann. Zudem aber ift $. 44. und, was namentlich 
Vorräthe von Mehl u. dergl. angeht, zu berüdfichtigen, 
daß die Verficherung bei einem gangbaren Geſchäft 
bei ſolchen Gegenftänden im Zweifel ald eine even- 
tuelle, nämlich ald dem möglichen Marimalfage, nach 
welchem dergleihen in den verficherten Räumen bei 
den verfchiedenen Gejchäftsfluctuationen ſich aufhäu— 
fen fönnen, geltende anzufehen ift. 

Jedenfalls aber fommt diefem, und dem Ein- 
wande V. Bl. — gegenüber in Betracht, was in ber 
Klage über die Betheiligung des Agent S. bei An- 
fertigung der Declaration bemerkt ift, inden, wenn 
der Hergang der in der Klage geſchilderte geweſen, 
dem Kläger unter allen Umftänden weder eine dolofe 
Ueberverfiherung, noch eine unrichtige Decaration 
in Betreff der Situation und der Beichaffenheit der 
Gebäude vorgeworfen werben fann. Inzwiſchen mag 
die definitive Beantwortung der Frage wegen Noth— 
wendigfeit der bezüglichen Replif und demnach, ins 
wiefern auf den Bl. — teferirten Haupteid zum Theil 
zurückzukommen ift, der Definitive überlaflen bleiben. 
Wegen der Bl. — bezogenen Verficherungsclaufel in 


$. 5. ift übrigens auf das mehrfach oben Gefagte zu 
verweifen. 

Endlich fann auch die Beurtheilung der Einwände 
unter VI. 1. und 2. unbedenklich der Definitive über- 
laſſen werden. 

Warum es aber einer foldyen bebürfe, und ohne 
den Bl. — erfannten Beweis nicht durchzukommen 
fei, ift zu Alägers Bl. — eingewendeter und nun» 
mehr wieder auflebender Berufung zu befprechen. 

Es handelt fich hierbei um den Beweis der Höhe 
ded dem Kläger durch die in der Klage bemerkte 
Feuersbrunft zugezogenen Schadens. Während nun 
Kläger fih hierunter Cabgejehen von dem Beweis- 
paſſus p. 1. ce. —) auf ein vorgebliches Anerfenntnif 
Eeiten des Director AI. bezieht, hat die erfte Inftanz 
Bl. — ſolches mit Rüdfiht auf den diesfalls ge- 
brauchten Eidesantrag als der erforderlichen thatfäch- 
lichen Begründung entbehrend, namentlich auch um 
deswillen angefehen, weil es an jedem Anbalte fehle, 
daß Al. den nach $. 1306. des bürgerl. Geſetzbuchs 
erforderlichen fpeciellen Auftrag Seiten des Beflagten 
gehabt habe. Man würde das Gewicht diefes Grun— 
des anzuerkennen Bebenfen tragen, da der Director 
einer Verfiherungsanftalt im Zweifel jchon vermöge 
feiner Stellung ald NRepräfentant derſelben zu gelten 
hat. Inzwilchen hat Man der vorigen Inftanz darin 
beizupflichten, daß fie annimmt, es habe fich bei 
Kl.'s Auftreten gar nicht um die Schädenfeftitellung 
gehandelt. Denn allerdings gewinnt es den Anfchein, 
daß weder eine folche, noch aber auch ein gütliches 
Abfommen, fondern nur Gewinnung am Material 
für Prüfung des Entſchädigungsanſpruchs in der 
Abficht diefes Directord gelegen habe, als er mit 
Klägerm und begiehentlich deffen Ehefrau verhandelt. 
Daß namentlich die betreffende Verhandlung nicht zu 


einem acceptationsfähigen Abjchluffe für Alägern ges 
führt habe, folgt daraus, daß er nach Bl. — wegen 
der Mehrforberung Vorbehalte gemacht haben will 
und Kl. in Beantwortung deflen mit der Ablehnung 
jeder Entfchädigung wegen falfcher Declaration her— 
vorgetreten ift. 

Inwiefern von diefer auf Eid ftehenden Partie 
Einzelnes, beziehentlich in Verbindung mit der Eins 
laflungsbeilage sub O Bl. — für Conftruction des 
Beweiſes benugt und zu deffen Führung dienlich ers 
ſcheinen fann, mag bei der Definitive Beantwortung 
finden.” 


2. 


Zu $. 1633. des bürgerlichen Geſetzbuchs und 
$. 52. des Executionsgeſetzes. — Der Ehemann 
erwirbt die Früchte des eheweiblichen Vermögens 
nur abzüglich der auf legterem ruhenden Laften. 
— Mit der Erecution in die Früchte des eheweib: 
lichen Vermögens wegen Schulden des Eheman— 
nes darf nur infoweit verfahren werden, ala jich 
ein Ueberſchuß der Nutzungen des cheweiblichen 
Vermögend über den davon zu beftreitenden 
Aufwand ergiebt. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n— in D. 


In einer vor dem Königl. Gerichtsamte im Be- 
ziefögerichte D. anhängigen Klagfache war im Decems 
ber 1868 von dem Bellagten M. zwar das vom 
Kläger F. auf 25 The. 2 Nor. 2 Pi. berechnete 
Liquidum zum Depofito des Procefgerichts eingezahlt, 
gleichzeitig aber daffelbe auf Antrag der Ehefrau des 
Beflagten M. wegen einer ihr an den Kläger zus 
ftehenden, auch bereits gerichtlich geltend gemachten 
Forderung mit Beichlag belegt werden. Der Kläger 
widerfprach diejer Beſchlagnahme, weil das Alagobject 
von Mierhzinfen des feiner Ehefrau zugehörigen Haus: 
grundſtuͤcks gebildet werde. 

Das Procefgericht bejchied die Parteien unter 
dem 31. December 1868 dahin, daß dem Kläger F. ein 
Recht, für feine Perjon auf $. 52. des Erecutions— 
geieges und $. 1683. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
Bezug zu nehmen, nicht zugebilligt werden Fönne, 
weil diefe Stellen nicht einen Vortheil für ven Ehes 
mann gewähren, jondern die Erhaltung des der Ehe— 
frau gehörigen Vermögensobjected und die Sicherung 
des Unterhaltes der betreffenden FBamilienglieder be— 
zweden, daß man ferner mit Nüdficht auf die Zeit, 
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” 

‘ für welche der Miethzins eingeflagt fei (Michaelis 
1867 bis Oftern 1868), wohl annehmen müffe, daß 
F. die Laften des Grundftüds auf diefe Zeit bereits 
getragen, und daher die Mierhzinfen als Erſatz erft 
recht zu beanfpruchen habe, und folgeweije in dieſem 
Falle feiner Gläubigerin überlaffen müfje, daß fodann 
durch die Baarzahlung die Mierhzinfen ihre Natur 
als Miethzinfen verloren, und ein einfacher baarer 
Vermoͤgensbeſtand F.'s geworden feien, welcher der 
Hülfsvollftredung unterliege, und daß endlich, aus 
diefen Gründen, nad Ablauf von drei Tagen mit 
der Auszahlung des verholfenen Betrages, foweit 
derjelbe zur Erfüllung des in Sachen verehel. M. 
/- 8. feftgeftellten Liquidi erforderlich fei, verfahren 
werde. 

5. wiederholte, nunmehr unter Beitritt feiner 
Ehefrau, feinen Widerfprudh, indem er — eventuell — 
gegen die nochmalige Abweifung des lepteren appels 
lirte. 

Hierauf erging unter dem 2. Februar 1869 fol- 
gende Verordnung des Königl. Appellations- 
gerichts au Dresden: 

„Das Königliche Appellationsgericht giebt nach 
angehörtem Vortrage der Sache feine Entjchliefung 
auf die ꝛc. in Folgendem zu erfennen: 

Der Widerjpruch der B.’ichen Eheleute gegen die 
Huͤlfsvollſtreckung Bl. — gründet ſich nad BI. — flg. 
darauf, daß die auf Antrag der verehel. M. in 
Beſchlag genommenen 25 Thlr. 2 Nor. 2 Pf. nad 
Ausweis des Actenheftes D. 20,515. die BI. — ver- 
gleichsweife zwifchen F. und M. feftgeftellten Mieth- 
zinfen der dem Legteren in dem Bl. — näher bezeich- 
neten Haufe der verehel. 3. vermietheten Räumlichfeiten 
auf die Zeit von Michaelis 1867 bis Oftern 1868 
umfaflen, die Miethzinſen des gedachten Haufes aber 
für jeine, F.'s, Gläubiger ein Erecutionsobject um 
deöwillen nicht bilden fönnen, weil die von ihm, als 
Nutznießer des cheweiblichen Vermögens, zu bezies 
henden Früchte jenes Haufes zu Dedung des davon 
zunächit au beftreitenden Aufwandes nicht ausreichen, 
gefchweige denn davon ein Ueberſchuß verbleibe. 

Nah den Beitimmungen in $. 52. des Execu— 
tionögefepes vom 28. Februar 1838, beziehentlich der 
damit im Wejentlichen übereinftimmenden Vorjchrift 
in $. 1683. des bürgerlichen Geſetzbuchs 

vergl. Siebenhaar, Gommentar, Band TIL. 

Eeite 67. 
ift nun die Hülfsvollftrefung in die dem Ehemanne 
gebührenden Nupungen des eheweiblichen Vermögens 
wegen Schulden des Ehemannes nur infoweit zus 
Käfig, als nicht diefelben einestheild zu Beftreitung 
der Koften, welche der Nupniefer auf die Erhaltung 
der feinem Niepbrauche unterworfenen Sache felbjt 


zu verwenden fchuldig ift, anderntheils zum Unter- 
halte des Ehemannes felbit, fowie feiner Ehefrau und 
Kinder, für welchen, infoweit und folange folcher 
nicht durch den Schuldner felbft, z. B. durch den 
Ertrag feines Gewerbes oder durch die Nugungen 
anderen, feinem Wiebbrauche nicht unterworfenen 
Vermögens gededt werben kann, ein hinreichendes, 
mit Rüdficht auf den Betrag des Bermögend, den 
Stand der betheiligten Perfonen und die etwa ſonſt 
zu beachtenden Verhältniffe zu beftimmendes Quan— 
tum audzufegen ift, erforderlich find. Hiernach liegt 
dem Richter, und zwar ehe er die Inhibition von 
Nutzungen des dem ehemännlichen Nießbrauche unters 
worfenen Vermögens der Ehefrau wegen einer Schuld 
des Ehemannes verfügen fann, in jedem Falle die 
Verpflihtung ob, ſich für Beurtheilung der bier 
maaßgebenden Berhältniffe, insbejondere aljo des 
Betrages der auf die Unterhaltung derjenigen Sadıe, 
deren Nupungen in Frage find, zu verwendenden 
Koften, fowie der Erwerböverhältniffe des Ehemans 
ned und beziehentlich auch feiner Ehefrau, und ber 
Bedürfniffe des Ehemannes, der Ehefrau und ber 
Kinder die nöthigen Unterlagen durch Anjtellung 
geeigneter Erörterungen zu verſchaffen, und es hat 
der Richter diefer Verpflichtung auch ohne Anregung 
von Seiten des Schuldners oder feiner Ehefrau ſchon 
in Folge des Antrags auf Hülfsvollftredung von 
richterlichen Amtswegen zu genügen. 

Vergl. Wochenblatt für m. R., Yahrg. 1866. 

©. 382 fig. 

Zeitfchrift für R.u. V., N. 8. Band XXIX. 

S. 84 fig. 

Hiernach ftellt fih das Berfahren des Gerichis- 
amtes, infofern dafjelbe auf den Antrag der verehel. 
M. wegen der diefer aus der vorliegenden, in dem 
Actenhefte D. 8756. verhandelten Rechtsſache gegen 
#- zuftehenden Forderung gegen Legteren ohne Wei- 
tered mit der Hülfsvollftredung in die Seiten der 
verehel.M. für ihren Ehemann auf die von 5. wider 
viefen Inhalts des Beilagsactenheftes flagbar ger 
machten Miethzinjen des Haufes der verehel. F. bei 
dem Gerichtsamte eingezahlten 25 Thlr. 2 Ngr. 2 Pf. 
vorgegangen ift, nicht ald gerechtfertigt dar. Viel— 
mehr hätte daſſelbe, nach den oben hierüber entwidels 
ten Grundfägen, mit dieſer Hülfsvollftredung nur 
erit dann und infoweit verfahren dürfen, wenn und 
inwieweit fich infolge der vorher deshalb angeftellten 
Grörterungen ein Ueberjchuß der Nugungen des Haus 
ſes der verehel. F. über den davon nach dem Obigen 
zunächit zu bejtreitenden Aufwand ergeben hätte, 


Wenn das Gerihtsamt Bl. — zur Rechtfertis | 
gung dieſes jeines Berfahres darauf Bezug nimmt, | 
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i gegen M. eingeflagten Miethzinſen auf die Vergan— 


— — — 


genheit (auf die Zeit von Michaelis 1867 bis 
Oſtern 1868) gefordert worden, anzunehmen jei, daf 
Eriterer die Laften des Grundftüds feiner Ehefrau 
auf dieſe Zeit bereits getragen und daher die Mieth- 
zinfen ald Grfag erjt recht zu beanfpruchen habe, und 
folgemweife diefelben in diefem Falle feinen Gläubigern 
überlafien müfje, jo hat man hierin der vorigen 
Inſtanz nicht beipflichten fönnen. Denn es fehlt 
für die aufgeftellte VBermuthung zur Zeit an that- 
ſächlichem Anhalten und fann im Allgemeinen, wenn 
in $. 52, des Grecutiondgefeßed von den „Nutzun— 
gen” und in $. 1683. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
von den „Fruͤchten“ des eheweiblihen Vermögens 
ganz im Allgemeinen beftimmt ift, daß ſolche von den 
Gläubigern des Ehemannes zu ihrer Befriedigung 
nur mit den dort gedachten Beichränfungen in Ans 
ſpruch genommen werben dürfen, ſchon nad dem 
Wortlaute diefer Gefegesvorfchriften nicht voraus— 
gefegt werden, daß nur die erſt fünftig zu ziehenden 
Früchte der unbeſchränkten Grecution wegen Schul« 
den des Ehemannes entzogen, dagegen bereitd gezo— 
gene oder auf die Vergangenheit noch außenftehende 
Früchte der unbejchränften Erecution haben ausgejegt 
fein follen. Denn auch im legteren Falle find und 
bleiben die betreffenden Emolumente „Nupungen” 
und „Früchte des cheweiblichen Vermögens, und 
die erfolgte Berception entzieht ihnen, jo lange wenig» 
ftend, ald fie noch in Natur vorhanden, dieſe Eigens 
ichaft fo ohne Weiteres offenbar nicht. Es würden 
bei einer dem entgegengefegten Auffaflung die ges 
dachten gejeglichen Beftimmungen fehr leicht illuſoriſch 
und deren Zwed geradezu vereitelt werden können, 
infofern als dann die Gläubiger des Ehemannes mit 
ihren Erecutionsanträgen bezüglid, der Nugungen des 
eheweiblichen Vermögens, um damit durchzudringen, 
nur fo lange Anjtand zu nehmen brauchten, bis der 
Ehemann jelbige bezogen hätte, wobei die Intereffen 
der Ehefrau und begiehentlich deren Familie, welche 
durch Die geſetzliche Beichränfung gewahrt werden 
jollen, offenbar gefährdet und verlegt werden würden. 
Vielmehr ift davon auszugehen, daß der Ehemann - 
die Früchte des eheweiblichen Vermögens nur unter 
den nach den angezogenen gefeglichen Beitimmungen 
darauf gelegten Laſten erwerbe, fo daß daher, fo lange 
die legteren nicht beftritten find, ein Zuwachs ber 
Brüchte zu dem Bermögen des Ehemannes wenigftens 
im Berhältniffe zu feinen Gläubigern gar nicht eris 
ftirt. Auch bereitö gezogene oder für die VBergangen- 
heit noch außenjtehende Früchte des cheweiblichen 
Bermögend können daher die Gläubiger des Che: 
mannes nur unter den oben angegebenen Beihräns 


daß mit Nüdjicht darauf, daß die fraglichen von F. kungen zu ihrer Befriedigung in Anfpruch nehmen. 
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Aus Vorftehendem ergiebt ſich zugleich die Uns 
haltbarfeit der weiteren Annahme der vorigen Inftanz 
Bl. —, daß dur die Baarzahlung die Miethzinjen 
ihre Natur ald Miethzinfen verloren hätten und ein 
einfacher baarer Bermögensbeftandtheil F.'s gewor- 
den jeien, vielmehr hat auch durch die Seiten der 
verehel. M. für ihren Ehemann bewirkte Depofition 
der 25 Thle. 2 Nor. 2 Pf. bei dem Gerichtsamte, 
ganz abgefehen von der Frage, ob dieſe Depofition 
überhaupt gerechtfertigt geweien und in legaler Weife 
erfolgt fei, das Rechtöverhältniß der F. ſchen Ehe 
leute bezüglich diefer Miethzinfen feine den Legteren 
nachtheilige Aenderung erlitten. 

Wenn endlich das Gerichtsamt BI. — angenom> 
men hat, daß dem Ehemanne F. felbft ein Recht, 
für feine Perfon auf die Beftimmungen in $. 52. 
des Grecutiondgefepes und $. 1683. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs Bezug zu nehmen, überhaupt gar nicht 
zuftehe, dieſes Recht vielmehr vorfommenden Falls 
nur ber betheiligten Ehefrau würde zugebilligt werben 
fönnen, jo fann die Frage, ob und inwieweit diejes 
Bedenken begründet geweſen jei, gegenwärtig ganz 
dahingeftellt bleiben. Denn daſſelbe ift nunmehr, 
wie bereit Bl. — von dem Appellanten mit Recht 
bemerft worden ift, jedenfalls als erledigt zu betrach⸗ 
ten, nachdem die verehel. $. Bl. — dem Wider: 
fpruche ihres Ehemannes gegen die Hülfsvollitredung 
Bl. — beigetreten ift, und deren Aufhebung gleich- 
falls beantragt hat. 

Die vorftehenden Erwägungen führen jedoch noch 
nicht dazu, die Bl. — erfolgte Hülfsvollfitedung in 
die fraglichen Miethzinfen jo ohne Weiteres wieder 
aufzuheben, wie dies von den #.’jchen Eheleuten 
Bl. — beantragt worden ift. Denn wenn fchon es, 
unter den von dem Appellanten Bl. — angegebenen 
Umftänden, feinem Zweifel unterliegen fönnte, daß 
die verchel. M. die gedachten Miethzinſen wegen 
ihrer Forderung gegen F. in Anfpruch zu nehmen 
nicht berechtigt gewefen fei, fo fehlt es doch zur Zeit 
noch an jedweder Beicheinigung jener Bl. — von 
dem Appellanten zur Unterftügung jeines Wider— 
ſpruchs angeführten Thatfahen. Vielmehr hat das 
Gerichtsamt, wie an daffelbe hiermit verordnet wird, 
nach Anleitung des oben hierüber Bemerften und 
mit- Berücdfichtigung des von dem Appellanten BI. — 
Angeführten, unter Herbeiziehung der betreffenden 
Grund- und Hopothefenacten, fowie unter Benugung 
der nach Befinden von dem hiefigen Stadtrathe fich 
zu erbittenden Auskunft über die einfchlagenden Er- 
werbs> und Hamilienverhältniffe der F.’ichen Ehe: 
leute, darüber, ob und inwieweit die mit Bejchlag 
belegten Mietbzinfen von der verehel. M. ald Hülfs- 


object $.'n gegenüber in Anfpruch genommen werben | 
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fönnen, ſorgfaͤltige Erörterung anzuſtellen und zu 
diefem Behufe — was im vorliegenden Falle ald das 
Zwedmäßigfte fich darftellt — zwiſchen der verehel. 
M. und den F.'ſchen Eheleuten einen Verhandlungs- 
termin nach Maaßgabe des Gejeped vom 16. Mai 
1839 anzuberaumen, nad beendigter Verhandlung 
aber über die Frage, ob und beziehentlich inwieweit 
die Bl. — erfolgte Hülfsvollftrefung aufrecht zu ers 
halten oder aber wieder aufzuheben fei, und babei 
zugleih auch darüber, was auf den gegen die noch 
außerdem DI. — auf der Klägerin Antrag verfügten 
Mierhzinsinhibitionen von den F.'ſchen Eheleuten 
Bl. — erhobenen, noch unerledigten Widerfpruch zu 
verfügen ſei, zuvörderſt in erfter Inſtanz anderweite 
Entſchließung zu faſſen und ſolche den Betheiligten 
zu eröffnen. 

Soweit fih nun hierdurch die Eingangs gedachte 
Berufung nicht erledigt, wird diefelbe hiermit ver 
worfen.” x. 


3. 


Das Halten von Fleinem Vieh in einem 
Auszugähaufe. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. Dr. B, in P. 


Im Jahre 1868 erhob A. gegen B. eine Klage 
mit dem Petitum: 

daß Bellagter fi alles Viehhaltens in dem in 
der Klage gedachten Auszugshaufe bei 20 Thlrn. 
—⸗ —⸗ Strafe für jeden Zuwiderhandlungsfall 
zu enthalten, die jegt von ihm gehalten werdende 
Ziege und Kaninchen abzufhaffen, auch bie 
Koften des Nechtöftreites ab = und dem Kläger 
zu erftatten ſchuldig. 

Zu Begründung der Klage hatte Kläger an— 
geführt: 

Inhalts des sub A. in Abfchrift anliegenden 
Kaufdrecognitiondicheindg vom 19. September 1864 
habe Kläger am 15. September 1864 dem Beklagten 
defien dafelbjt unter No. 47. des Brandfatafters ge 
legened Haudgrundftüd ꝛc. abgefauft. Bei dieſem 
Kaufe habe Kläger dem Bellagten und deſſen Ehefrau 
eine Herberge zugeftanden, hinfichtlich deren zwiſchen 
dem Käufer und dem Verfäufer noch befonders verabre⸗ 
det und feftgeftellt worden fei, daß, falls ed dem Kläger 
gelingen follte, das in der Dorfaue befindliche fogen. 
Schulwieschen, Parzelle No, 447. des Flurbuche 
fäuflih an fich zu bringen, er (Kläger) darauf ein 
felbftverftändlich in feinem Befige und Eigenthume 
verbleibendes Auszugshäuschen zu bauen habe, und 


zwar von ber Beichaffenheit, wie dasjenige fei, in 
welchem der Auszügler des Fabrikanten &., der 
Bandweber 3., feine Herberge habe. In dieſem 
Häuschen folle jodann Verkäufer und feine Ehefrau 
febenslänglich die Herberge und die Benugung aller 
Räume und Locale, fowie die Nutznießung des nach 
Abgang der Bauftelle noch verbleibenden Wiefentheils 
haben. 

Kläger, welcher am 19. September 1864 als 
Befiger des dem Bellagten abgefauften Grundftüds 
auf dem für dafelbe beftehenden Folium des Grund» 
buchs für ©. eingetragen und auch noch jegt Beſitzer 
fei, babe nun auch im Jahre 1865 das obengedachte 
Schulwieschen, Parz. No. 447. käuflich an ſich ge 
bracht und ſei ald Eivilbefiger deflelben auf feinem 
Folium am 1. November 1865 eingetragen worden, 
babe dafjelbe der diesfalls getroffenen Vereinbarung 
gemäß mit einem der Beichaffenheit desjenigen Aus— 
zugshaufes, in welchem der Auszügler 3. feine Her- 
berge habe, entfprechenden Auszugshaufe für Bellag- 
ten und feine Ehefrau bebauen laſſen, Bellagter aber 
fei mit feiner Ehefrau endlich am 18. September 1867 
vollftändig mit feinem Hab und Gut in diefes Aus- 
zugshaus ald in feine neue Wohnung übergefiedelt 
und befinde fich mit feiner Ehefrau auch jegt noch 
dort, bewohne dafjelbe noch immer. 

Es mache fi aber Bellagter bei Ausübung feines 
Auszugs verfchiedener Uebergriffe ſchuldig, halte na= 
mentlich in dem vorbejchriebenen Auszjugshaufe ver- 
ſchiedenes Vieh und habe einen befonderen Stall für 
dafjelbe im Auszugshaufe gebaut; im Winter von 
1867 auf 1868 habe er in dem Auszugshauſe Gänfe 
gehalten, und ald Kläger ihn mündlich aufgefordert, 
die Gänfe abzufchaffen, und ihm gejagt, er dürfe feine 
halten, habe Bellagter erwiebert, er glaube nicht, daß 
er feine halten dürfe, habe auch damals die Gaͤnſe 
nicht abgejchafft. Weiter halte und habe Beflagter noch 
jegt, und habe den ganzen Winter durch gehabt und 
gehalten in dem vorbejchriebenen Auszugshaufe ins- 
befondere in einem in demfelben befindlichen ungebielten 
Raume eine Ziege und Kaninchen, von denen nament- 
lich legtere in dem Auszugshaufe ihrer Natur nad) 
bedeutenden Schaden anrichten, nämlich den Fuß— 
boden im Auszugshaufe unterwühlen. 

In Beifuge A. war wörtlich gejagt: „Gelingt 
ihm (Klägerm) dies (der Ankauf des Schulwieschens), 
fo hat er ein Auszugshäuschen, was jelbftverftändlich 
fein Eigenthum ift und bleibt, darauf zu bauen, und 
zwar von der Beichaffenheit, wie dasjenige ift, in 
welchem der Auszügler 3. feine Herberge hat. In 
diefem Häuschen haben jodann der Berkäufer (Bes 
Hagter) und feine vorgen. Ehefrau lebenslänglich die 
Herberge und die Benugung aller Räume und Locale, 
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fowie die Nugniefung ded nach Abgang ber Bau- 
ftelle noch verbleibenden Wiefentheils ”. 

Bellagter räumte die thatfächlihen Behauptun- 
gen der Klage in der Hauptſache und indbejondere 
bezüglich des Haltens von Kanindyen, ®änfen und 
einer Ziege in dem ihm überlafienen Auszugshaufe 
ein. 

Das Königliche Bezirksgericht zu Baupen 
verurtheilte wegen der Kaninchen, wies aber im 
Üebrigen die Klage ab aus folgenden Gründen: 

ıc. „Weil hiernächft nach dem Haren Inhalte der 
Klagbeifuge unter A., in welcher e8 Bl. — folgender: 
maaßen wörtlich lautet: „in diefem Häuschen haben 
fodann der Verkäufer und feine vorgenannte Ehefrau 
lebenslänglich die Herberge und die Benugung aller 
Räume und 2ocale fowie die Nutznießung des nach 
Abgang der Bauftelle noch verbleibenden Wiefen- 
theils“ es einem begründeten Zweifel nicht unterliegen 
fann, daß das vom Kläger dem Beklagten und deſſen 
Ehefrau an dem auf der Wiefenparzelle No. 447. des 
Flurbuchs von ®. erbauten Auszugshaufe eingeräumte 
Recht nicht als ein bloßes Herbergsrecht nach 8. 641. 
des bürgerlichen Gejegbuchs, jondern vielmehr als ein 
Wohnungsreht im Sinne des $. 638. des gedachten 
Geſetzbuchs zu beurtheilen ift, vermöge deffen der Bes 
techtigte alle zucr Wohnung und Haushaltung bes 
fimmten Theile des Haufes, foweit er folder bedarf, 
benugen fann, aus diefem Grunde aber und obgleich 
bei Auszugsirrungen der Richter in analoger Anwen- 
dung der über die Ausübung von Servituten gelten» 
den Grundfäge darauf zu fehen hat, daß die Forbes 
rung des Auszüglers nicht in eine unangemeſſene 
Beihwerung des BVerpflichteten ausarte, 

ſ. Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 

N. F. Br. 13. ©. 460. 

dennoch) dem Bellagten das Recht, den in der Klage 
Bl. — erwähnten, vom Bellagten BI. — flg. näher 
befchriebenen und nach diefer Beihreibung zum Hals 
ten von Bieh nicht abjolut ungeeignet erfcheinenden 
ungebielten Raum in einem Seitenbaue ded Aus— 
zugshauſes nicht allein zu den vom Kläger Bl. — 
herausgehobenen Zwerten, fondern auch zum Halten 
von Vieh und insbefondere zum Halten einer Ziege 
zu benugen, nicht wohl abgeſprochen werben mag, 
wobei indeß vorausgeſetzt wird, daß durch diefe Art - 
und Weife der Benugung des fraglihen Raumes 
dem Kläger als Eigenthümer des Auszugshaujes ein 
befonderer Schaden nicht zugefügt werde, 

und weil endlich Kläger bezüglich der Kanindyen, 
welche von Bellagtem im Auszugshaufe gehalten 
werden Bl. — behauptet hat, daß diefe Thiere, in- 
dem fie den Fußboden im Auszugshaufe unterwühlen, 
im legteren bedeutenden Schaden anrichteten, hier— 
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nach aber in Verbindung mit demjenigen, was man 
über das Recht des Beklagten in dem fraglichen uns 
gebielten Raume feines Auszugshaufes Vieh zu halten, 
bereitö bemerkt hat, das Anverlangen Klägers, daß 
Bellagter die Kaninchen abfchaffe, um jo gewiffer als 
gerechtfertigt erfcheint, als es in Notorietät beruht und 
diejerhalb nicht erft eines befonderen Beweiſes bedarf, 
daß Kaninchen vermöge ihrer Natur in den Räumen, 
in denen fie gehalten werden, und fonft durch Unters 
wühlen bes Bodens mannigfahen Schaden verur- 
ſachen, wogegen im llebrigen die erhobene Klage, in» 
joweit fie darauf gerichtet ift, daß Beklagter auch feine 
Ziege abichaffe, um deswillen, weil Kläger auf einen 
für jein Auszugshaus durch das Halten diefer Ziege 
Seiten des Bellagten entftehenden Schaden fich zu 
beziehen nicht im Stande gewefen ift, als nicht ge» 
hörig begründet ſich darftellt, 

jo ift Beflagter die Kaninchen, welche von ihm 
in dem in der Klage Bl. — erwähnten ungebielten 
Raume des Auszugshaufes gehalten werben, bei Vers 
meidung von 5Thlen. — — Strafe abzufchaffen 
verbunden, im Uebrigen aber hat Klägers Suchen, 
inmaßen es angebracht, nicht Statt.” 

Auf die vom Kläger eingewendete Appellation be— 
ftätigte das Königliche Appellationsgericht zu 
Baupen aus folgenden Gründen: 

„Zur Interpretation des Ausdruds „Herberge 
und Auszugswohnung” ift defien Bedeutung in jedem 
einzelnen Kalle aus den deöfallfigen Verabredungen 
der Gontrahenten und den fonftigen thatjächlichen 
Umftänden zu entnehmen. 

Nah Inhalt des der Klage Bl. — unter dem 
Buchftaben A. abfchriftlich beigefügten Kaufes vom 
15. September 1864 ift nun dem Beflagten und der 
Ehefrau defjelben in dem vom Kläger auf dem jo- 
genannten Schulwieschen zu erbauenden und in der 
Folge aud) erbauten Auszugshäuschen lebenslänglich 
die Herberge und die Benupung aller Räume und 
Locale, ſowie noch außerdem die Nutznießung eines 
Wieſentheiles zugeftanden worden. Danach hat Be 
Hagter nicht etwa blos das Recht der Herberge, wie 
ſolches in $. 641. des bürgerl. Geſetzbuchs definirt 
ift, jondern das Recht der Wohnung in einem bejon- 
deren Haufe und erftredt fich daflelbe nach $. 638. des 
bürgerl. Geſetzbuchs auf die bedarfsmäßige ausfchließe 
lie Benugung aller in diefem Haufe zur Wohnung 
und Haushaltung beftimmten Theile. Daß Bellag- 
tend Befugniß in diefem legteren Sinne aufzufafien 
fei, ift auch vom Kläger nicht beftritten worden, wohl 
aber fucht derſelbe aus der Begriffsbeftimmung des 
Rechts der Wohnung in einem Haufe abzuleiten, 
daß daffelbe das Recht zum Viehhalten nicht mit 
umfaffe. 
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Eine auf alle Fälle anwendbare Regel läßt fi 
hierüber nicht aufftellen, vielmehr fommt es in jedem 
einzelnen Falle auf die Umftände an. Enthielte ein 
dem Wohnungsrechte unterworfenes Haus nur Localis 
täten, die lediglich zum Bewohnen beftimmt und ein- 
gerichtet find, jo würde fich in demfelben das Halten 
folder Hausthiere, die in Ställen untergebradht zu 
werden pflegen, ald unzuläffig darftellen, allein wenn 
fi) in einem ſolchen Haufe noch Räumlichkeiten be- 
finden, in welchen ihrer Beichaffenheit und Einrich— 
tung nach ohne Nachtheil für das Grundftüd Thiere 
gehalten werden werden fönnen, fo wird, dafern nicht 
eine bejondere Feftfegung entgegenfteht, dem Berech- 
tigten das Vichhalten nicht zu verwehren fein. In 
dem obengedachten Auszugshäuschen befindet ſich 
nun nad Klägers eigenen Angaben Bl. — und — 
ein ungebdielter, alfo jedenfalls nicht zum bleibenden 
Aufenthalte für Menſchen beftimmter Raum, welcher 
vom Bellagten Bl. — noch näher befchrieben worden 
ift, und man hat der Anficht der vorigen Inftanz, daß 
Kläger diefen Raum auch zum Halten von Vieh und 
indbejondere einer Ziege benugen dürfe, um jo unbes 
denklicher beizutreten, als in fleineren ländlichen 
Haushaltungen, wie der des Bellagten, das Halten 
von Ziegen nicht ungewöhnlich ift und. foldye Haus- 
thiere, dafern fie einmal angefchafft worden, mit 
zur Haushaltung gehören, als ferner dem Beflagten 
duch die Cingangs erwähnte Auszjugsvereinbarung 
felbft Gelegenheit gegeben ift, auf dem ihm zur Ber 
nugung überlaffenen Wiefentheile Futter für feine 
Ziege zu gewinnen und als in der Klage gar nicht 
angegeben worden, in welcher Weife die vom Bes 
flagten gehaltene Ziege den fraglichen Raum befchä- 
dDige, wie denn auch endlich die thatfächlichen Unter— 
lagen für den in der Debuctionsfchrift Bl. — beroges 
nen Präcedenzfall, in welchem es fi um das Necht 
ded Auszüglerd zum Halten von mehr Thieren als 
der ihm vertragsmäßig augeftandenen einen Kuh 
handelte, weſentlich andere ald für den gegenwärtigen 
Rechtöftreit waren. 

Man hatte daher auf Klägers Berufung das an— 
gefochtene Urthel zu beſtätigen.“ 

Auf weitere Appellation des Klägers refor- 
mirte dad Königl. Oberappellationsgericht im 
Jahre 1869 dahin: 

„Daß es bei diefem UÜrthel und demgemäß auch 
bei dem Erfenntniffe Bl. — flg. auf die Appellation 
des Klägers nicht zu laſſen, ſondern es ift Beflagter 
auch des Haltens von Gänfen und Ziegen in dem in 
der Klage erwähnten Auszugshauſe bei fünf Thaler 
Strafe für jeden Contraventionsfall fich zu enthalten 
ſchuldig, er könnte und wollte denn fein erceptivifches 
Vorbringen unter 2. Bl. — flg., daß das gedachte 


Auszugshaus, als er in daſſelbe eingezogen, vermöge 
der Beichaffenheit und Einrichtung der darin befind- 
lihen Räumlichkeiten auch zur Aufnahme und Ein- 
ftallung von Hleinem Vieh, wie Ziegen und Gaͤnſen, 
beftimmt und geeignet geweſen fei, binnen dreimöchent- 
licher Friſt, Klägerm der Gegenbeweis, beiden Theilen 
die Gewiflensrührung und andere Rechtszuftändig- 
feiten vorbehältlih, wie Recht erweifen, fo ergehet 
deshalb ſowie der Unfoften halber ferner in der Sache, 
was Recht iſt. 

Entjheidungsgründe Man ift mit den vori« 
gen Inftanzen einverftanden, daß dem Beflagten 
durch den eingegangenen Vertrag ein nad) $. 638. 
des bürgerlichen Gefegbuchs zu beurtheilendes Woh- 
nungsrecht eingeräumt worden ift, zufolge deſſen Bes 
flagter berechtigt wurde, alle zur Wohnung und Haus: 
haltung beftimmten Theile des Haufes zu benupen. 
Dagegen it Man der Meinung, daß es dem Beflag- 
ten nicht freigeftanden habe und freiftehe, die Räume 
zu andern Zweden zu benugen, als wozu fie nach der 
Einrichtung, welche diefelbe zu der Zeit gehabt, wo 
Bellagter fie übernommen, geeignet geweſen find und 
denjelben eine ganz andere Einrichtung zu geben, um 
fie auch für andere Zwede, namentlic zum Viehhalten 
verwenden zu fönnen, denn auch der Nießbraucher 
darf zufolge der Beitimmung in $. 611. des bürgers 
lichen Geſetzbuchs wefentliche Aenderungen mit ber 
Sache nicht vornehmen, wenn fie nicht durch den 
Zwed orbnungsmäßiger, der Beitimmung der Sache 
entiprechender Benutzung gerechtfertigt werben. 

Nun führt zwar Kläger jelbit in der Klage BI. — 
an, daß in dem fraglichen Auszugshaufe ein unge 
dielter Raum fich befinde, in welchem Bellagter jept 
eine Ziege halte; auch mag zugegeben werden, daß 
ein ungebielter Naum fi nad Befinden zu Be 
nugung ald Stall eignen kann, allein Kläger beftrei- 
tet ſchon mittelft der Klagbehauptung Bl. — daß 
Beklagter im Auszugshaufe einen befonderen Stall 
für das Vieh gebaut habe, daß jener ungedielte Raum 
an fich als Stall zu benugen gemwefen, er will offenbar 
fagen, daß jener Raum für diefe Art der Benutzung 
erft durch wefentliche Veränderungen Seiten Beflag- 
tend geeignet gemacht worden fei, während Beflagter 
Bl. — flg. unter 2. das Gegentheil behauptet. Wäre 
Bellagtens Behauptung gegründet, jo würde Kläger 
nicht in der Lage fein, Bellagtem die Haltung und Eins 
fallung derartigen Viehes verwehren zu fünnen, viel 
mehr würde man dann ein gleich Anfangs vorhanden 
gewejenes, durch die Art der Einrichtung zu erfennen 
gegebenes ſtillſchweigendes Einverftändniß des Klä- 
gerd anzunehmen haben, daß es dem Bellagten frei- 
ftehe, in diefem Raume im Interefje feines Haus: 
haltes auch Bich zu halten, und diefe Anfdauung 
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führt von jelbft dahin, daß man die Klage bezüglich 
des Haltens von Gaͤnſen und Ziegen nicht in ber 
angebrachten Maafe abweifen kann, fondern den Bes 
flagten auch nach diefer Richtung hin, jedoch mit 
Vorbehalt des Ausfluchtöbeweifes zu verurtheilen hat. 
Daß den Bellagten die Beweislaft treffe, kann nicht 
zweifelhaft fein, da im Mangel einer ausbrüdlichen 
Vereinbarung feine Berechtigung im Auszugshaufe 
Vieh zu halten, eben nur unter der das Beweisthema 
bildenden Borausfegung ſich ald begründet anjehen 
läßt.” 

Hiergegen appellirte Beklagter, indem er in 
erfter Linie Abweifung der Klage (joweit Died nad) 
Lage der Sache überhaupt zuläfig), in zweiter Linie 
Aenderung des Beweisthemas forderte. 


Auf Appellation des Bellagten ftellte die vierte 
Inſtanz im Jahre 1869 die Secunda aus folgenden 
Gründen wieder her: 


„Nach der Beftimmung des der Klage — 
Kaufsaufſatzes Bl. —, daß der Beklagte in dem zu 
erbauenden Auszugshauſe lebenslänglich die Herberge 
und Benutzung aller Räume und Locale haben ſoll, 
erſcheint Seiten der Auszugsberechtigten keine mit der 
Beſchaffenheit des Hauſes vereinbare Benutzung deſ— 
ſelben ausgeſchloſſen, ſofern ſie ohne Schädigung des 
Gebäudes vorgenommen werben kann, und einer auds 
drüdlichen Beitimmung ber einzelnen Benutzungs⸗ 
arten bevarf ed innerhalb dieſer Grenzen nicht, es 
erfcheint vielmehr eine jede mit der Befchaffenheit des 
Grundftüds vereinbare pflegliche Benugung fo lange 
als zuläffig, als fie nicht durch maaßgebende Willens- 
erflärungen der Parteien ausgefchloflen worden ift. 
Nah Inhalt der Klage enthält das fragliche Aus— 
zugshaus eine Räumlichkeit, deren Fußboden ungebielt 
ift, wie dies Räume zu fein pflegen, die entweder zu 
Aufbewahrung von VBorräthen, die dem Berderben 
weniger ausgefegt find, wie Brennmaterialien, Kar⸗ 
toffeln oder andere Erbfrüchte, oder auch zur Stals 
lung, namentlich für Fleineres Vieh, beftimmt find, 
und weder behauptet Kläger, noch zeigt der beigefügte 
Kaufcontract, daß die Benugung des gedachten Rau— 
mes lediglich für den erften Zwed geitattet worden 
jei; es hätte daher Kläger, da er auf ein ausdrück- 
liches Verbot des Viehhaltens fich nicht beziehen fann, 
mindeitend in der Klage behaupten müffen, daß das 
Halten der jet allein in Frage ftehenden Ziege und 
Gänfe mit der pfleglihen Benugung des Haufes 
unvereinbar fei, oder daß die Vorrichtung, welche 
Bellagter, wie von diefem eingeräumt worden, im 
Innern ded Gebäudes mit Rückſicht auf die Unter- 
bringung der gehaltenen Thiere vorgenommen, ents 
weder das Halten von Thieren erft ermöglicht oder 


eine weſentliche Wenderung in der Beichaffenheit des 
Haufes hervorgebracht habe. Abgeſehen davon, daß 
legtern Falls Kläger fich auf das Verlangen der Ent- 
fernung der Vorrichtung zu beichränten haben würde, 
ift aber auch weder das Eine noch das Andere in 
der Alagfchrift behauptet, wie denn auch die Bezug. 
nahme auf die angebliche Beihädigung des Holzwerfs 
im Gebäude durch die Ziege oder Gaͤnſe, wenn fie 
Beachtung finden follte, ebenfalld in dem Klagvors 
bringen aufzunehmen gewefen wäre. 


Außer dem Umftande aber, daß fchon aus ber 
‘in der Alage enthaltenen Beichreibung des Haufes zu 
entnehmen, daß daflelbe zur Aufnahme von Thieren 
der gedachten Art geeignet ift, ohne daß es hierfür 
erſt eines befondern Beweifes bevürfe, zeigt die aus 
dem Kaufsauffage fich ergebende Ueberlaſſung der 
Grasnugung von der am Haufe gelegenen Wiefe, 
daß auf die Möglichkeit des Viehhaltens von Seiten 
des Bellagten von Haus aus Rüdfiht genommen 
worden ift, da mwenigftens die zunächft liegende Bor- 
ausfegung bei Ueberlaffung der Grasnugung, die der 
Verwendung des Grafes zum Futter für Vieh ift, 
was wiederum den Nüdichluß auf die Beitimmung 
des zur Stallung geeigneten Theiled des Haufes zur 
Haltung von Thieren rechtfertigt. 


Das Oberappellationdgericht ift in diefen Erwäs 
gungen bei nochmaliger Prüfung der Sache zu ber 
Anficht gelangt, daß es neben den Zugeftändniffen 
des Klägers felbft nicht erft noch des in voriger Ins 
ſtanz erfannten Ausfluchtöbemweifes bedarf, um bie 
erhobene Klage, jo weit diefelbe nicht bereits in erfter 
Inftanz zur theilweifen Berurtheilung des Beklagten 
geführt hat, in der angebrachten Maaße zurüdzu- 
weifen, und war deshalb dad Erfenntniß erfter und 
zweiter Inftanz wieder herzuſtellen.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Der- 
orduungen. Das 22. Stück des Gefeh- und Ver— 
ordnungsblattes für das Königreih Sachſen (vom Jahre 
1869) enthält: 

No. 94. Bekanntmachung, die Wafferbauinfpectiond- 
bezirke Chemnig und Rochlig betreffend, vom 9. Novem- 
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ber d. 3. No. 95. Berorbnung, die Schubübernahme- 
ftationen im Königreiche Böhmen betreffend, vom 13. 
November d. 3. No. 96. Bekanntmachung, bie ders 
malige Zufammenfegung des Landtagsausſchuſſes zu 
Verwaltung der Staatöfchulven betreffend, vom 22. No— 
vember d. J. No. 97. Verorbnung wegen Abänderung 
und Grläuterung von $. 171. der Verordnung vom 
2. Januar 1865, dad Verfahren im nichtftreitigen 
Rechtsſachen betreffend, vom 22. November d. 9. 
No. 98. Bekanntmachung, die Ernennung eines Com- 
miffard für den Bau der Fortfegung der Zittau-Groß« 
fhönauer Staatdeifenbahn bis zur Landesgrenze bei 
Warndporf betreffend, vom 2, December d. I. — 
Letzte Abjendung: am 13. December 1869. 


Ernennungen, Unftelluugen zc. Seine Majeftät 
der König haben Alergnävigft geruht, dem Aeceffiften . 
bei der Kreisdirection zu Leipzig, Dr. Otto Alerander 
Anger das Prävicat ald Regierungdreferendar zu ver« 
leihen. 


Seine Königlige Majeftät haben ven zeitherigen 
Gerihtdamtmann in Marienberg Alwin Theodor Klim- 
mer zum Gerichtdamtmann bei dem Gerichtäamte Dip— 
poldiswalde zu ernennen allergnävigft geruht. 


Seine Königliche Majeftät Haben den zeitherigen 
Gerichtdamtmann zu Dippoldiswalde Friedrich Auguft 
Drewig zum Gerichtsrathe zu ernennen und befen 
Berfegung zum Bezirkögericht Cibenftod für die Stelle 
bed erſten Gerichtörarhes zu genehmigen gnädigſt ge= 
ruht. 


Seine Königliche Majeſtät Haben ven zeitherigen 
Aſſeſſor beim Gerichtsamte Zwendau Ernft Rudolph 
Alerander Ockhardt zum Gerichtsamtmann bei dem 
Gerichtsamte Marienberg zu ernennen gnädigſt ges 
rubt. 


 Immatricnlation von Notaren. Der Advocat 
Herr Johann Friedrich Auguft Pfennigwerth in 
Zwönig ift für die Dauer feines Wohnfiges daſelbſt 
nad Maafgabe der Notariatdordnung vom 3. Juni 
1859 zum Notar ernannt und ala folder verpflichtet 
worden. 


Dffiein der Verlagshanplung. 


Wochenblatt 


Alle Pohämter 


. - be "2 * f ür u. Buchhandlungen 
ſcheinen jährlich * übernehmen Beſtel⸗ 
mn. merkwürdige Rechtsſfälle, ==: 

uartbogen und das Quartal zu dem 
—— in actenmäßigen Darſtellungen praenumerandozu 
resichluffe einaus: . . entri en Preife 
en aus dem Gebiete der Iustizpflege ——— 


und verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 





Verlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 











4. 


Ueber dad Zuftandefommen von Bertragsabichlüf: 
fen unter Abwefenden, mit Rüdficht auf den 
Ball, wenn der DOfferent dem Mitcontrahenten 
„umgehenbe Drahtbeftätigung” zur Pflicht ge: 
macht hat (Art. 319. des Handelsgeſetzbuchs). — 
Bei Lieferungsgefchäften begründet der Weiter— 
verfauf einer zur Ablieferung an den Käufer be: 
ftimmten, demfelben aber noch nicht übergebenen 
Maare Seiten ded Verkäufers im Zweifel Fein 
Abgehen von dem Kaufe felbft. — Rechtsfolgen 
der Ueberſendung eined „Beutelmufters". 


Mitgetheilt von 
Herın —r in L. 


Ein Wiener Getreivehändler forderte im Juni 
1868 im Wege der Klage von einem Leipziger Ge— 
treivehändbler Abnahme erfaufter 1000 Eentner Weizen 
und Erfag der durch verzögerte Bertragserfüllung ent- 
ftandenen Schäden, indem er zur Begründung des 
Klaganfpruchs Folgendes anführte: 

Laut Originalbriefes sub O habe der Beklagte 
den Kläger unterm 23. April 1868 erfucht, ihm Offer- 
ten in gelbem Weizen zu machen. Mittelft Briefes 
vom 28. April 1868, den Bellagter erhalten, habe 
Kläger darauf dem Erfteren 1000 Zollcentner gelben 
Kanifhaner Weizen, fofort von Wien ab verlabbar, 
zum Kaufpreife von 7 Gulden öfterreichifch für den 
Zollcentner oder 84 Thaler für 200 Pfund Zollgewicht, 
frei ab Wien, offerirt. 

In diefem Briefe habe Kläger dem Beflagten 
gleichzeitig angezeigt, daß er ihm eine Probe des 
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1870. 


offerirten Weigens unter No. 5. am gleichen Tage 
per Fahrpoſt überfende und um telegraphifche Exflä- 
rung beflelben bezüglich der ihm gemachten Offerte 
gebeten. 

Die bezeichnete Probe fei fpäteftens am 30. April, 
der Brief aber früheftens am 29. April 1868 bei 
Beflagtem angelangt. 

Am 1. Mai Abends gegen 9 Uhr habe darauf 
Kläger die von Hannover aus Seiten des Beflagten 
am gleihen Tage an ihn gerichtete, Nachmittags 
1 Uhr 9 Minuten aufgegebene, Abends 7 Uhr auf 
dem Telegraphenamte in Wien eingetroffene Depefche 
B. erhalten, welche wörtlich gelautet: 

„Heinrich R. Wien. Acceptite 1000 bemufterte 
Weizen. franco Norbbahn. 7 Gulden. Umge- 
hende Drahtbeftätigung. Hartmanns Hotel Han- 
ver. Sendet Beutelprobe Leipzig. ©." 

Durch diefe Erflärung habe der Beflagte unzwei- 
felhaft die ihm „bemufterten” 1000 Etr. Weizen zu 
T Gulden franco Nordbahn in Wien acceptirt, wie 
auch Seiten Klägers offerirt, um Beftätigung des 
Empfanges der Depefche durch Telegramm und um 
Zufendung einer fogenannten Beutelprobe, d. i. einer 
größeren Probe der Waare, wie diefe die Getreide 
fäufer häufig vor Ankunft der Waare felbft fich er- 
beten, um ihren Kunden Proben vorlegen zu können, 
gebeten. 

Am folgenden Tage, Vormittags 9 Uhr, habe 
Kläger des Bellagten Wunfche gemäß demfelben nach 
Hannover die Betätigung des Eintreffens von deffen 
Acceptation in einer Depefche, welche gelautet: 

„1000 Weizen 7 Gulden geſchloſſen Berladung 

nächfte Woche. Probe folgt. NR.” 
und die Beflagter erhalten, gefendet, und am gleichen 
Tage an denfelben den unter C. der Klage beigelegten 





Brief nad) Leipzig abgefchict, den Beflagter fpäteftens 
am 4. Mai Vormittags 9 Uhr in Empfang genoms 
men habe und Inhalts deffen Kläger ihm die dem- 
nächft bevorftehende Verſendung des Weizens ange- 
zeigt. 

Darauf habe Kläger am Nachmittage des 4. Mai 
eine Depefche des Beklagten vom gleichen Tage, lau— 
tend: 

„000 Weizen noch nicht abjenden erwarte Beu- 

telmufter. Brief folgt. &.r 
fowie am 5. Mai des Bellagten vom 4. deſſ. Mts. 
datirten Originalbrief E., in welchem ſich diefer aus 
nichtigen Gründen der Erfüllung des Kaufgefchäfts 
geweigert, erhalten. — 

Kläger, welcher inzwiſchen die gewuͤnſchte Beutel⸗ 
probe dem Beklagten zugeſendet, die bei dieſem auch 
angetroffen, habe ſogleich am 6. Mai dem Beklagten 
brieflich geantwortet, daß er auf der Uebernahme der 
1000 Genmer Weizen Seiten des Bellagten beftehe 
und habe Beflagter das bezügliche Schreiben am 
7. oder 8. deſſ. Mies. erhalten. 

Beflagter wolle ſich zwar troß des Klägers wie- 
derholter Verficherung, daß er vollfommen probemäßig 
zu liefern bereit fei, zur Abnahme des erfauften Wei: 
zend nicht verftehen, wie deſſen Originalbrief F. vom 
8. Mai ergebe, ftelle indefien in dem Originalbrief 
vom 13. Mai — G. — dem Kläger das Anfinnen, 
bie Waare nad) Hannover zu ſchicken, wo er fie gegen 
baar abnehmen wolle, wenn fie der erften ihm ge 
fendeten Probe gemäß fei, wogegen ihm Kläger am 
15. Mai in einem Briefe, den Beflagter erhalten, 
gefchrieben, daß die vom Bellagten vorgejchlagene 
Art der Regulirung in Wien nicht üblich fei, er, 
Kläger, daher nur gegen Caſſe in Wien liefern fönne, 
doc) aber bereit fei, ihm auf den Kaufpreis vergleichs- 
weife 10 £r. Bonification pr. Centner zu gewähren. 

Im Originalbrief H. vom 18. Mai 1868 habe 
Bellagter bei feinem Anfinnen behartt. 

Darauf habe derfelbe am 22. oder 23. Mai den 
der Klage sub I. angefügten Brief des Klägers vom 
21. def. Monats erhalten, in welchem Legterer ihm 
freigeftellt, durd; einen von ihm, Beklagtem, jelbft zu 
beftellenden VBertrauensmann in Wien die Mufter- 
mäßigfeit des zu liefernden Weizens feftitellen zu 
laffen, im Uebrigen aber auf Abnahme ab Wien bes 
ftanden. 

Diefen Brief habe Bellagter gar nicht beantwors 
tet, vielmehr erft am 2. Juni, nachdem einige Tage 
zuvor mündliche Verhandlungen zwifchen ihm und 
Klägerm in Leipzig ftattgefunden und Legterer ihm 
wegen eined Vergleichs nachmals von Berlin aus 
gejchrieben, diefem nach Berlin telegraphirt: 
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„Brief erhalten. Weceptire fein Arrangement, 
da Differenz nicht durch meine Schuld. S.“ 

Hiernach bleibe denn dem Kläger nichts übrig, 
ald auf Erfüllung des mit Bellagtem in bündigfler 
Weife abgefchloffenen Vertrages im Klagwege zu bes 
ftehen. 

Beklagter räumte das Klagvorbringen im Wefent- 
lichen ein, feine Einwendungen waren ausſchließlich 
rechtlicher Natur und ergeben fi aus dem nach— 
ftehenden Erfenntniffe des Königlichen Handels 
gericht zu Leipzig, publicitt den 30. November 
1868: 


vr Weil 
1 


die vom Bellagten Bl. — unter Bezugnahme bar- 
auf, - 
daß das libellitte Kaufsgefchäft nach eigener 
Angabe des Klägers ein Probehandel fei, Letz— 
terer aber fi darauf, daß er die fragliche Waare 
in probenräßiger Qualität zur Lieferung bereit 
gehalten, fich nicht bezogen habe, 

erhobene Einrede der Unſchlüſſigkeit ald ungerechtfer- 
tigt ſich darftellt, da, abgejehen davon, daß die vom 
Bellagten vermißte Bereitichaftserflärung bereits in 
dem Bl. — in Abfchrift befindlichen Schreiben des 
Klägers vom 2. Mai 1868, welches Beflagter jeinem 
Zugeftändniffe in der Anmerkung zum — Einl.-PBunft 
zufolge am 4. Mai 1868 erhalten hat, zu befinden 
ift, überdies aber der Kläger, worauf derfelbe Bl. — 
mit Recht hinweift, a} nach Ausweife des Klag— 
petitums Bl. — zu probemaͤßiger Lieferung ausdruͤck⸗ 
lich erboten hat, — nach dem geltenden Rechte — 
zu vergl. die auch hier einſchlagende Beſtimmung in 
$. 8600. des bürgerlichen Geſetzbuchs — der Verkaͤufer 
ſich bei der Klage aus einem Probehandel auf die 
probemäßige Qualität der fraglichen Waare gar nicht 
zu beziehen braucht, fondern abwarten darf, daß ihm 
der Beflagte eine darauf gerichtete Einrede entgegen- 
fege, im Uebrigen aber auch im vorliegenden Falle 
der Kläger gegenüber der vom Bellagten wegen ber 
angeblich probewidrigen Beichaffenheit des ihm vom 
Kläger gejendeten Beutelmufters BI. — wirllich erho- 
benen förmlichen Einrede — |. nachher unter No. 4. — 
replifweife die Probemäßigfeit Bl. — ausdrüdlich 
behauptet hat; 

hiernaͤchſt 


nach den bejahenden Einl.Punkten — unter den 
Parteien zuvörderft ſoviel in thatſächlicher Gewißheit 
beruht: 


a. 
daß der Kläger mittelft Briefed vom 28. April 1868 
dem Beflagten 1000 Zollcentner gelben Kanifchaner 


Weizen ab Wien nad) der an demſelben Tage dem 

Bellagten vom Kläger gefendeten Probe zum Preife 

von 7 Fl. öfterreichifch pro Zolleentner offerirt hat, 
b. 


daß Bellagter dem Kläger mitteld Telegramms vom 
1. Mai 1868 von Hannover aus die Acceptation der 
gedachten Offerte unter der Aufforderung zu „umge— 
hender Drahtbeſtaͤtigung“ mitgetheilt, 
c. 
daß Kläger in Erwiderung hierauf am folgenden 
Tage dem Beklagten ebenfalls telegraphiich den er— 
folgten Handelsabjchluß unter der Bemerkung, daß 
die Verladung des Weizens nunmehr erfolgen werde, 
notificitt, 
d. 
daß Bellagter mittels Telegramms vom 4. Mai 1868 
dem Kläger die Anweifung, den Weizen noch nicht 
abzuſenden, ertheilt und hierbei auf einen nachfolgen- 
den Brief Bezug genommen, und endlich, 
e. 
daß in dem eben gedachten, am 5. Mai 1868 beim 
Kläger angelangten Briefe Bellagter die Abnahme 
des Weizens abgelehnt habe, weil die in feinem 
Telegramme vom 1. Mai 1868 zur Bedingung ges 
machte umgebende Drahtbeftätigung vom Kläger nicht 
bewirft worden fei, weiter 
3. 
nad) diefer Lage der Sache dem Einwand des Bes 
klagten, welchen er Bl. — in ausführlicher Weife zu 
begründen verfucht hat, nämlich den, 
daß das libellirte Nechtögefchäft unter den Par- 
teien überhaupt noch gar nicht zur Eriftenz ges 
langt fei, 
nicht beigepflichtet werben fann, wenn man erwägt, 


daß zwar 
a 


auf Seiten des Bellagten, wie diefer ſelbſt ſchon 
DI. — richtig dargelegt hat, durch die im Telegramme 
vom 1. Mai 1868 fundgegebene Acceptation der 
flägerifchen Offerte, mit Rüdficht darauf, daß der in 
legterer feftgefegte Tag der Antwort des Beklagten 
bereits verftrichen war, der Geichäftsabjchluß wegen 
der vom Kläger an den Bellagten zu liefernden 
taufend Gentner Weizen noch nicht mit Sicherheit 
angenommen werden durfte und daher Beflagter ein 
gerechtfertigtes Intereffe an der feinerjeits verlangten 
umgehenden Bernehmlaffung des Klägers hatte, um 
durch diefelbe die Gewißheit wegen deflen Einver: 
ftändniffes mit dem Gefchäftsabfchluffe zu erlangen; 
dahingegen 
b. 

die von dem Kläger dem Bellagten am 2. Mai 1868 
ertheilte telegraphifche Antwort nicht, wie Lepterer 
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will, als verfpätigt angefehen werden kann, da Der 
klagter felbft beim — Einl.Punkte zugeftanden hat, 
daß die von ihm an den Kläger gerichtete Depejche 
erft um 7 Uhr Abends am 1. Mai 1868 auf dem 
Telegraphenamte in Wien eingetroffen fei, nun aber, 
auch angenommen, es fei, wie Bellagter in der An- 
merfung zum — Einl.Punkte behauptet, die gedachte 
Depeche bereits um 7 Uhr 50 Minuten auf Klägers 
Eomptoir abgegeben worden, doch zuvörderſt dem 
Kläger deswegen, weil er feine befondere Vorfehrung 
getroffen, um fofort in den Befig diefer Depeſche ge 
fegt zu werden, nicht, wie Bellagter a. a. D. ans 
nimmt, ein Borwurf gemacht werden fann, dies um 
fo weniger, als auch hiernach die Abgabe des Tele- 
gramms erft nad) Schluß der gewöhnlichen Geſchaͤfts⸗ 
zeit erfolgt fein würde, ebenfowenig aber aud) es dem 
Kläger zur Laft zu legen ift, daß er nicht, nachdem 
feiner Angabe zufolge die mehrgedachte Depeiche am 
1. Mai 1868 um 9 Uhr Abends in feine Hände 
gelangt war, noch in felbiger Nacht die Rüdantwort 
an den Bellagten abfertigte, immaaßen eine ſolche 
Vornahme — wie auh von den Faufmännifchen 
Mitgliedern des Hanvelögerichts zu dem hierauf ber 
züglichen Anführen des Klägers BI. — auf befonde- 
red Beftagen übereinftimmend beftätigt worden — 
nur in aufergewöhnlichen Fällen durch die Sorgfalt 
eines ordentlichen Geſchaͤftsmannes geboten erfcheint, 
nun aber im vorliegenden Falle für den Kläger, ehe 
er fih nunmehr nach Ablauf der von ihm felbft 
urfprünglich feftgefegten Frift dem Beflagten gegen» 
über zur fraglichen Lieferung definitiv verbindlich 
machte, präfumtiv befonderer Beranftaltungen, um 
fich die Gewißheit zu verfchaffen, daß er die fragliche 
Lieferung in gehöriger Weife werde ausführen fönnen, 
bedurfte, und eben mit Rüdficht hierauf, insbefondere 
auch nad) der Anficht der faufmännifchen Mitglieder 
des Handelsgerichts, auf deren Urtheil fi Beflagter 
felbft bei dem hier fraglichen Punkte Bl. — ausprüd- 
lich berufen hat, die Abfertigung der Depeche des 
Klägers in Berüdfichtigung der in Wien herrſchenden 
geihäftlichen Einrichtungen felbft dann nicht als eine 
duch ſchuldhafte Verzögerung des Klägers verfpätigte 
anzufehen ift, wenn man annimmt, daß fie von ihm 
nicht, wie er beim — Einl.Punkte behauptet, um 
9 Uhr Vormittags, fondern, wie Bellagter in ber 
Anmerkung zum — Einl.Bunfte unter Beibringung 
des Bl. — befindlichen Telegramms geltend gemacht 
bat, erft um 9 Uhr 45 Minuten Vormittags am 2. Mai 
1868 aufgegeben worden, hiernächft 
C. 

ed, wie feiner weiteren Auseinanderfegung bedarf, 
dem Kläger nicht zum Präjudize gereichen kann, wenn 
Bellagter, wie er Bl. — anführt, ohne die Ankunft 
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ber Antwort des Klägers abzuwarten, von Hannover 
abgereift ift, und in Folge deflen die ihm von dorthin 
nachgejendete Depefche des Klägers erft am 4. Mai 
1868 in Leipzig erhalten hat; 
enblich aber 
d. 
das eigene fernere Verhalten des Beflagten die An- 
nahme, daß das fragliche Gefchäft unter den Parteien 
durch die erfolgten gegenfeitigen Kundgebungen volls 
ftändig zum Abfchluffe gediehen fei, in noch höherem 
Grade gerechtfertigt erfcheinen läßt, da die fpätere 
Depeſche des Bellagten vom 4. Mai 1868 an fid) 
betrachtet durchaus feine Hinweifung darauf, daß er 
das fragliche Gefchäft nicht als abgefchlofien betrachte, 
enthält, im Gegentheile, feiner Faſſung nad), wie 
ſchon Kläger Bl. — zur Genüge dargethan hat, auf 
der Borausfegung des erfolgten Geſchaͤftsabſchluſſes 
bafirt, unter folchen Umftänden aber der Inhalt des 
erft am Tage nachher in Klägerd Hände gelangten 
Briefes nicht weiter in Betracht zu gelangen hat, 
infofern zwar in jener Depefche bereits die Andeutung 
auf einen noch nachfolgenden Brief enthalten ift, dies 
aber nicht zur Folge haben fann, daß anftatt bes 
Inhalte der Depefche felbft der mit demſelben in 
offenbarem Widerfpruche ftehende Inhalt des fpäteren 
Briefes ald maafgebend zu gelten hat; 
ferner 
4, 

die vom Bellagten Bl. — ad 3. vorgefhügte Ein: 
rede der probewibrigen Beichaffenheit des ihm vom 
Kläger gejendeten Beutelmufterd anlangend, zwar 
nad dem vom Kläger felbft beim — Einl.-PBunfte 
angegebenen Zwecke jenes Mufters und deſſen Seiten 
des Berfäufers vor der Lieferung der Waare felbft 
an den Käufer zu bewirkender Zufendung unter Um- 
ftänden die Beichaffenheit jenes Mufters auf das 
Rechtöverhältniß der Parteien bei der Frage wegen 
der Berpflichtung des Käufers zur Abnahme der 
Waare felbft einen Einfluß zu aͤußern geeignet ift, 
doch im vorliegenden Falle ſich jene Einrede ſchon 
deshalb erledigt, weil Beflagter bereits früher dem 
Kläger unmittelbar gegenüber fchriftlich unter dem 
13. Mai 1868 joviel, daß er in Wahrheit nicht wegen 
der angeblichen, probewidrigen Beichaffenheit des 
Beutelmufterd, fondern wegen der behaupteten Ver— 
fpätigung der flägerifchen Depejche vom 2. Mai 1868 
die Abnahme des Weizens ablehne, unzweideutig zu 
erkennen gegeben hat und es daher dem guten Glau- 
ben wiberfprechen würde, wenn er, nachdem er zuvor 
dem Kläger zu der präfumtiv ſchnell und leicht zu 
bewirfenden Nachſendung eines anderen, der Probe 
entiprechenden Beutelmufters feine Beranlaffung ge: 
geben, vielmehr in dem Briefe F. geradezu erflärt hat, 


daß er auf die behauptete Unprobemäßigfeit des 
Mufters überhaupt Fein entſcheidendes Gewicht legen 
wolle, nunmehr gleichwohl von ber Frage wegen ber 
Beichaffenheit des mehrgedachten Mufterd die Ent- 
ſcheidung des Procefies abhängig gemacht jehen will; 

weiter 

5. 

fih dem Inhalte des Voftferiptes in dem vom Bes 
klagten beigebrachten, Bl. — befindlichen Briefe unter 
B.b., audy angenommen, daffelbe rühre vom Kläger 
her, feines Falles die vom Bellagten BI. — geltend 
gemachte Nechtsfolge beimefien läßt, in welcher Bes 
ziehung es genügt, auf das hierüber bereits vom 
Kläger Bl. — Gefagte zu verweilen; 

endlich aud) 

6. 

der Anfpruch des Klägers, infoweit er auf Bezahlung 
von Berzugszinfen von dem libellirten Kaufpreife auf 
die Zeit vom 15 Mai 1868 an gerichtet ift, als 
gerechtfertigt fich darftellt, da, nachdem fich Kläger 
dem Beklagten gegenüber zur Lieferung des fraglichen 
Weizens bereits brieflich unter dem 2. Mai 1868 
bereit erflärt hat — zu vergl. oben No. 1. —, mit 
Rüdficht hierauf der fernere, Seiten des Klägers an 
den Bellagten nach deffen Zugeftändniffe beim Einl.- 
Punkte — unter dem 6. Mai 1868 erfolgte briefliche 
Erklärung, daß Erfterer auf der Uebernahme der 
1000 Gentner Weizen Seiten des Lepteren beftche, 
der Eharafter der erfolgten Mahnung beigulegen und 
ihr als ſolcher auch — zu vergl. $. 733. des bürgerl. 
Geſetzbuchs — die rechtliche Folge des Verzuges auf 
Seiten des Beklagten beizumeffen ift, da deſſen Vers 
binplichfeit wegen Erfüllung des libellirten Rechts— 
geihäfts zu jener Zeit dem unter No. 3. Geſagten 
zufolge bereits eingetreten war: 

fo ift Bellagter von dem Kläger die libellirten 
1000 Zollcentner Weizen in Wien abzunehmen und 
demfelben dafür einen Kaufpreis von 7 BI. öfterreichifch 
pro Zollcentner nebft geforderten Zinfen des Verzugs 
zu 6 vom Hundert aufs Jahr vom 15. Mai 1868 
an gerechnet zu bezahlen, ingleichen demfelben die 
duch die Verzögerung der Vertragserfüllung entſtan⸗ 
denen und entftehenden erweislichen Schäden zu er» 
fegen, auch die Proceßloſten zu erftatten ſchuldig.“ 

Diefed Erfenntniß wurde auf eingewendete Be- 
rufung Bellagtens fowohl in zweiter, als in britter 
Inſtanz beftätigt. 

I. Rationen des am 30. März 1869 eröffne— 
ten Erfenntniffes des Königl. Appellations- 
gerichts zu Leipzig: 

„Die Beftätigung des erftinftanzlichen Erfennt- 
nifjed beruht auf folgenden Erwägungen: 
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1, 

Als Kläger dem Bellagten mittels der Zufchrift 
sub A. Bl. — unter dem 28. April 1868 1000 Gentner 
Kaniſchaner Weizen unter den dort bezeichneten Be- 
dingungen offerirte, hatte er am Schluſſe jener Zufchrift 
die Bemerkung beigefügt, daß er fich eventuell „über- 
morgen”, d. i. am 30. bed gebachten Monats, des 
Beklagten „Drahtordres” erbitte. Dadurch hatte er 
in einer gefeglich nicht ausgefchlofienen Weiſe die 
Grenze derjenigen Frift, bis zu welcher er an die von 
ihm audgegangene Offerte gebunden fein wollte, näher 
beftimmt. 

Wenn nun Bellagter darauf mitteld des Bl. — 
erfichtlichen, an den Kläger gerichteten Telegrammd 
am 1. Mai 1868, alfo nad) Ablauf jener Frift, die 
erwähnte Offerte nachträglich noch acceptirte, fo mußte 
er fich allerdings jagen, daß dieſe feine Willensäufe- 
zung nicht dazu führen fonnte, ben proponirten Ber- 
trag ohne Weiteres zum Abjchluffe zu bringen. Denn 
offenbar war fie eine verfpätigte. Ganz richtig er- 
ſcheint e8 daher, wenn ber Beflagte in den Ausfüh- 
rungen Bl. — den Sachverhalt fo auffaßt, daß feine 
nad dem Wortlaute eine Annahme der gegentheiligen 
Vertragsofferte ausbrüdende Depefche der Sache nach 
das feinerfeitige Erbieten zu einem Bertragsabichluffe 
enthalten habe, ber erft durch die beifällige Antwort 
Klägers herbeigeführt werben konnte. Selbftverftänd- 
lich ftand es hierbei dem Beklagten an fich ebenfalls 
frei, durch Beifügung einer beftimmten Friſt bie 
gefegliche Zeitdauer des Gebundenfeins an biefe 
Offerte willfürlich zu befchränfen. In der That will 
nun Bellagter durch die der Depefche beigefügten 
Worte: „umgehende Drahtbeftätigung” eine derartige 
Beihränfung zum Ausdrucke gebracht haben, indem 
er von ber Anficht ausgeht, es fei hierdurch der Ge— 
ihäftsabjchluß von der Bedingung abhängig gemacht 
worben, daß Kläger unverweilt nad Empfang- 
nahme der Depefche feine Entſchließung über feine 
Zuftimmung telegraphifch ihm fund thun werde. Man 
bat indefien hierin dem Bellagten nicht beipflichten 
fönnen. 

Nah Art. 319. des allgemeinen beutfchen Han- 
delsgeſetzbuchs bleibt bei einem unter Abweſenden ge- 
ftellten Antrage der Antragende bis zu dem Zeitpunfte 
gebunden, in welchem er bei orbnungsmäßiger, rechts 
zeitiger Abfendung der Antwort den Eingang der 
legteren erwarten durfte. Wenn hiermit 

zu vergl. Lutz, Protokolle, S. 567. 
der Rechtsfap ausgefprochen worden ift, daß bie 
Antwort des Acceptanten fo jchnell, ald bei einem 
ordentlichen Geſchaͤftsgange thunlich zu erfolgen habe, 
die Entſcheidung darüber aber, ob im einzelnen Falle 
diefem Erforberniffe genügt worden, dem richterlichen 


Ermeſſen anheimgegeben fei, fo fann es im Allgemei- 
nen feinem Zweifel unterliegen, daß die gefeglidhe 
Verpflichtung des Acceptirenden nicht dahin geht, un- 
mittelbar nach Empfang der Offerte, fondern nur, 
fobald nad) dem Empfang der legteren zu antworten, 
daß nach den befonderen Berhältniffen eine Verzöge⸗ 
rung nicht vorliegt. 

zu vergl. von Hahn, Gommentar zum allgem. 

deutfchen Handelögefepbuch, Br. 2. ©. 147. 

Daß nun in diefem Sinne der am anderen 
Morgen abgefendeten Antwort des Klägers ber Bor: 
wurf der Berfpätigung nicht gemacht werben könne, 
das ift von der vorigen Inftanz Bl. — unter Hin» 
weis auf die Anforderungen der in Betracht lommen⸗ 
den Geſchaͤftszeit einerfeits, ſowie auf die nach den 
Umftänden vorausfeglic auf Klägers Seite noth— 
wendig gewordene Erfundigung über die Ausführbar- 
feit der Offerte andererfeits ebenfo richtig, ald über- 
zeugend nachgewiefen worben, und es genügt bie 
allgemeine Bezugnahme auf das Ausgeführte um fo 
geroiffer, ald Bellagtens neuere Einwendungen vor- 
zugsweife den Punkt betonen, daß der Kläger in 
Bezug auf die ihm für feine Antwort vergönnte Frift 
vertragsmäßig limitiert geweſen fei. Im diefer 
Beziehung ift Folgendes zu bemerfen: 


Die Beftimmung, etwas umgehend in das Werf 
zu ſetzen, enthält, wenigſtens bei Gefchäften unter 
Abweſenden, ebenfowenig, wie die Stipulation fofors 
tiger Lieferung einer Waare 

zu vergl. Zeitfchrift für Rechtöpfl. und Verw., 

N. F. Br. 27. ©. 34 fig. 

eine fefte Zeitbeftimmung ; beide gebachten Stipula- 
tionscaufeln find vielmehr im Mangel gefeplicher 
NRormirung des damit zu verbindenden Rechtöbegriffs 
beim Handelöverfehre unter Abweienden der Natur 
der Sache nach in einer fowohl durch die Ortsent- 
fernung, als durch die fonftigen einfchlagenden Reben- 
umftände mobificirtee Bedeutung aufzufaffen und 
fönnen, wie im Zweifel anzunehmen, nur die Beftim- 
mung gehabt haben, den Mitcontrahenten auf die 
ſchon gefeglich beſtehende Pflicht ehebaldigfter Rüd- 
antwort noch ausbrüdlich und befonders hinzumeifen. 
Wie aber bei Bemeffung der hiernach einzuräumenden 
Frift im Allgemeinen unbedenklich davon ausgegangen 
werben darf, daß der Dfferent die Annahme ver 
Offerte zu erreichen wirklich beabfichtigt habe, fo folgt 
weiter von felbft, daß dem Mitcontrahenten allent- 
halben da, wo es an einer beflimmten und unzwei— 
deutigen Contractsvorſchrift mangelt, diejenige Frift 
nicht zu verfagen ift, ohne welche es demjelben nad) 
ben concreten Berhältniffen vorausfeglich nicht mög- 
lic) gewefen fein würbe, Gewißheit über die Annehm= 


barfeit und Realifirbarkeit der Offerte ſich zu vers 
ſchaffen. 
v. Hahn, a. a. O. 

War nun bei Anlegung dieſes Maaßſtabes die 
telegraphiſche Antwort des Klägers zweifellos als eine 
orbnungsmäßige und rechtzeitige anzufehen, fo erlangte 
nach der ferneren Borfchrift in Art. 321. des Han- 
belögejegbuchs der Vertrag bereitd mit dem Zeitpunfte 
ber Aufgabe des Telegramm zur Beförderung an 
Beklagten Rechtswirkung, und Beflagter hat es ſonach 
felbR fich beizumeffen, wenn er fi) durch feine vor- 
zeitige Abreife von dem Drte, an welchen er die 
Annvort Klägers beordert hatte, außer Stand gefept 
hat, dafelbft die Antwort rechtzeitig in Empfang zu 
nehmen. 

Bei diefer Sachlage fann die von der vorigen 
Inſtanz Bl. — unter d. gleichfalls bejahte Frage, 
ob aus dem Inhalte der von dem Beflagten unter 
dem 4. Mai 1868 erlaffenen, Bl. — wiedergegebenen 
Depeſche geeignete Momente für die Annahme fich 
ableiten laffen, Bellagter habe damals felbft das 
Geſchaͤft als abgeſchloſſen angefehen, um fo mehr auf 
fi beruhen, als in feinem Falle durch den Inhalt 
Ipäterer Willensäußerungen des Beklagten die bereits 
vorher begründeten Verpflichtungen einfeitig wieder 
aufgehoben werden fonnten. 

2. 

Der Inhalt der mehrfach erwähnten telegraphi- 
hen Offerte BI. — weiſet darauf hin — und Kläger 
felbft giebt dies zu —, daß das in Frage ſtehende 
Lieferungsgefchäft auf Grund der im — Einl.Punkte 
bezeichneten, dem Beklagten überjendeten Probe zum 
Abjchluffe gelangt fei. Demgemäß hat fi auch Klä- 
ger in dem Petitum der auf Abnahme der Waare 
und Bezahlung des ftipulirten Kaufpreifes gerichteten 
Klage zur Gewährung probemäßigen Weizens aus- 
brüdlich erboten. Ob und in wie weit Kläger im 
Stande fein werde, diefer ihm obliegenden Berpflich- 
tung Genüge zu leiften, wird fich erft bei der Fünfti- 
gen, an dem feftgeftellten Erfüllungsorte — Wien — 
zu realifirenden Abnahme der Waare zeigen, zw der 
Bellagter dem Gefagten zufolge allenthalben nur unter 
Vorausſetzung gegentheiliger Vertragserfüllung, d. i. 
lediglich infoweit verpflichtet ift, als die den Gegen» 
ftand des Kaufs bildende Waare der gedachten Probe 
entipricht. 

Eine ganz andere Bewandtniß hat es mit dem 
"dem Bellagten nach dem Einverftändnifie der Par— 
teien beim — Einl.Abfchn. fpäter von dem Kläger 
überfendeten Waarenbeftandtheile — dem fogenannten 
„Beutelmufter‘‘, welches im concreten Falle den Zweck 
verfolgte, den Bellagten in den Stand zu fegen, feis 
nen Kunden Proben der erwarteten Waare vorlegen 
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zu können. Der Ausfall dieſes Muſters, gegen 
welches Bellagter Inhalts des Briefs Bl. — aus— 
drücklich Ausſtellungen gegen den Kläger erhoben hat, 
war nach Anficht gegenwärtiger Inftanz leineswegs 
geeignet, auf die Berechtigung des Bellagten zur 
definitiven Ablehnung der erfauften Waare maaß- 
gebenden Einfluß zu Außern. 

Zwar fonnte für den Fall, wenn Beflagter recht: 
zeitige Ausftellungen gegen die Qualität des über- 
fendeten Mufters unterlaffen hätte, unter Umftänden 
in Frage kommen, ob Beflagter für berechtigt anzu⸗ 
fehen gewefen wäre, die MWaarenlieferung jelbft, 
infofern fie mit diefem Mufter übereinftimmte, zu 
beanftanden. 

zu vergl. Bufch, Archiv für Handelsrecht, Bd. 8. 
©. 324. 

Allein eine derartige Rechtswirkung fteht nach dem 
gegenwärtigen Sachverhalte nicht in Frage. Im 
Allgemeinen aber fehlt e8 an jedem gejeglichen Anhalte 
für die Annahme, daß ein nach Abſchluß des Kauf: 
vertragd vom DVerfäufer dem Käufer überſendetes 
Mufter in dem Sinne ald Nepräfentant der zu lies 
fernden Waare betrachtet werben dürfe, daß per Kaͤu⸗ 
fer ald ermächtigt gelten könnte, wegen mangelhafter 
Beſchaffenheit diefer partiellen Borlieferung von dem 
Kaufe überhaupt zurüdzutreten. Auch hat Bellagter 
jelbft Bl. — mit Nüdficht auf die erhobene Aus- 
ftellung gegen den Ausfall des Beutelmufterd nur das 
Befugniß fich refervirt, Lieferung ſolcher Waare, welche 
mit der urfprünglichen, der Vertragsvereinbarung zu 
Grunde gelegten Probe übereinftimme, zu fordern. 

3 


Kläger hat dem BI. — erfihtlichen Briefe, in 
welchem er fich dem Beflagten gegenüber ausbrüdlich 
zu Effectuirung der ihm gegebenen Ordre bereit erflärt, 
am Schluffe die Bemerfung beigefügt: 

„die früher für Sie angefauften 1000 Eentner 
Weizen habe ich mit 30 Procent Verluft weg- 
geben müffen, da ich die Waare nicht auf der 
Bahn wegen Lagermiethe liegen laſſen fonnte.‘ 

Beflagter ift der Anficht, daß Kläger, da er ges 
ftändlich über den ihm, dem Beflagten, offerirten 
Weizen anderweit verfügt habe, thatfächlic von dem 
ftreitigen Gefchäfte zurüdgetreten fei. Diefe Annahme 
beruht auf einer irrigen Auffaffung des Sachverhaͤlt⸗ 
niſſes. 

Allerdings hat Kläger vertragsmaͤßig Lieferung 
des dem Bellagten „bemufterten” Weizens übernom- 
men. Darin liegt aber offenbar nicht die Berpflich- 
tung, gerade die Waare zu gewähren, von welcher 
die dem Bertragsfchluffe zu Grunde gelegte Probe 
entnommen worden, fondern nur bie Zuficherung, 
Waare zu liefern, welche an Güte und fonftiger Be- 


ihaffenheit der entnommenen Probe entfpredhe. Es 
fand mithin lediglich ein durch das dietum et pro- 
missum der Probemäßigfeit mobificirter Genusfauf 
in Frage. 

Diefer Sachſtand wurde dadurch nicht verändert, 
daß Kläger, wie aus der gedachten brieflichen Bemer- 
fung hervorgeht, eine beftimmte Quantität aus ber 
zu feinen VBorräthen gehörigen Gattung zum Zwecke 
der Verſendung an Bellagten einfeitig ausgeſchieden 
gehabt hat. Sofern diefe Ausfcheidung nicht die 
Uebergabe an Beklagten oder feine Bevollmächtigten 
zur Folge hatte — und daß dies gefchehen, hat Be- 
Hagter nirgends zu behaupten vermocht —, wurde 
durch diefelbe ein Recht des Bellagten auf die bes 
ftimmte Waare, ald Species, Feineswegs begründet. 
Die anderweite Dispofition Klägers über jene Waare 
war daher ein für das Rechtsverhältnif der Parteien 
unter einander völlig irrelevanter Act. 

zu vergl. $. 897. verb. mit 204. des bürgerlichen 

Geſetzbuchs und zu legterem $. die Bemerkung 

bei Siebenhaar, Commentar, Bd. I. ©. 203. 
4. 

Die Frage, ob das mittelft Briefs vom 2. Mai 
1868 erfolgte, gedachter Maaßen noch am 15. deſſel⸗ 
ben Monats — dem Datum des unter 3, erwähnten 
Briefs — feitgehaltene, blos wörtliche Erbieten zu 
Lieferung der bedungenen Waare ausreiche, um den 
Bellagten zur Zahlung von Berzugszinfen von 
dem geforderten Kaufgelde zu verpflichten, darf im 


vorliegenden Falle in Uebereinftimmung mit der erjten 


Inftanz um fo unbedenklicher bejaht werben, als 
Bellagter Inhalts der Alagbeifugen D. und E. die 
Annahme der Waare bereits unter dem Aten des ges 
dachten Monats abgelehnt hat, jomit zu Gunſten 
des Klägerd die Echlußbeftimmung in $. 748. des 
bürgerl. Geſetzbuchs Play ergreift.” 


U. Rationen des im Juni 1869 publicirten 
Urthels des K. Oberapellationsgerichts: 
„Nachdem Kläger Inhalts des BI. — in Abjchrift 
anzutreffenden Briefes d. d. Wien, den 28. April 
1868 dem Bellagten 1000 Zollceniner gelben Kani— 
ſchaner Weizens zu dem Preis von 7 Fl. für den 
Zollcentner offerirt und dabei zugleich für übermorgen, 
d. b. für den 30. April 1868, um Drahtordre des 
Beflagten gebeten hatte, telegraphirte der Leptere 
Inhalts der Bl. — im Originale erfichtlihen Depefche 
unter dem 1. Mai 1868 an den Kläger, er acceptire 
die Offerte Kläger und verlange „umgebende 
Drahtbeftätigung”. Diefe Depefche langte, wie 
aus ihr jelbjt hervorgeht, am 1. Mai 7 Uhr Nachts 
in Wien an und Kläger giebt in feiner Klage Bl. — 
zu, daß er biefelbe an dem nämlichen Tage gegen 
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9 Uhr Abends erhalten habe. Am darauf folgenden 
Tage, und zwar, wie Bl. — bemerkt wird, Vormit⸗ 
tags 9 Uhr, hat Kläger dem Beklagten zurücktelegra⸗ 
phirt, daß das Geſchaͤft gefchloffen fei, wogegen 
Bellagter nunmehr am 4. Mai telegraphifch die Ab- 
fendung des Weizens beanftandet verlangte und 
gleichzeitig mitteld des BL. — im Original anzutref⸗ 
fenden Brief die Annahme des Weizens für den 
vorher von ihm offerirten Preis um deswillen ver- 
weigerte, weil die von ihm geforderte „umgehende 
Drahtbeftätigung” Seiten des Klägers nicht erfolgt 
fei. Mit diefem Grunde fucht Beflagter auch gegen- 
wärtig feine Weigerung in Betreff der Erfüllung des 
erwähnten Geſchaͤfts zu rechtfertigen. 

Auch das Königliche Oberappellationsgericht ift 
jedoch in Uebereinftimmung mit den vorigen Inſtanzen 
der Anficht, daß dem Bellagten in feinen Ausführuns 
gen nicht beizupflichten fei. 

Zuvörberft nämlich fann nicht angenommen wer⸗ 
den, daß Beflagter, indem er umgehende Draht- 
beftätigung verlangte, damit die Beantwortung feiner 
Depeiche vom 1. Mai in einer noch kürzeren, als in 
der von dem Kläger ohnehin nach der Vorfchrift in 
Artifel 319. des Allgem. Deutichen Handelsgefegbuchs 
einzubaltenden Frift gefordert habe. Der Ausdruck 
„umgehend‘ ift kein fo beftimmter, daß davon aus 
gegangen werben müßte, ed habe Beflagter, indem er 
„umgehende” Antwort begehrte, dem Kläger zur 
Obliegenheit gemacht, die Rüdantwort ohne jeglichen 
Zeitverluft, unmittelbar nad) Empfang der Depefche 
abgehen zu laffen. Vielmehr läßt fidy jener Ausdruck 
im Zweifel nur dahin verftehen, daß Bellagter ehe⸗ 
baldigfte Antwort verlangte, mithin eine fo jchnelle, 
als fie bei Beobachtung des ordnungsmäßigen Ge⸗ 
Ihäftsganges ertheilt werben konnte, und nur infofern 
hatte er dem Kläger noch außerdem eine befondere 
Beichleunigung der Antwort zur Pflicht gemacht, als 
er von demjelben die Benupung des Telegraphen ges 
fordert hatte. Traf nun die von dem Beklagten 
unter dem 1. Mai an den Kläger gerichtete Depefche, 
wie aus ihr felbft hervorgeht, erft Abenps 7 Uhr in 
Wien ein, und erhielt Kläger dieſelbe fonach erft noch 
fpäter, präfumtiv, und wie Beflagter Bl. — felbft 
ausdrüdlich eingeräumt hat, fogar nach Ablauf der 
üblichen Gejchäftszeit, jo war Erfterer Doch um des— 
willen allein, weil Beflagter umgehende Drahtbeftäti- 
gung verlangt hatte, nicht unbedingt verpflichtet, feine 
Antwort bei der Telegraphenftation in Wien noch an 
dem nämlichen Abend aufzugeben, jondern er fonnte, 
ohne damit dem Wunſch des Beflagten entgegen zu 
handeln, den naͤchſten Morgen abwarten. Brachte 
er daher feine Antwort, wie ſolches Bellagter Bl. — 
zugiebt, und wie auch aus dem von diefem Bl. — 
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beigebrachten Originaltelegramm hervorgeht, am 2.Mai 
Vormittags 9 Uhr 45 Minuten zum Abgang, fo läßt 
ſich ihm eine Verzögerung feiner Antwort um fo weni- 
ger beimefjen, ald er, worauf auch ſchon die erfte 
Inftanz Bl. — bingewiefen, vorausfeplich ſich erft 
darüber Gewißheit zu verfchaffen hatte, ob er im 
Stande fein werbe, der ihm von dem Bellagten an- 
geftellten Offerte unter den proponirten Bedingungen 
zu entfprechen. Die hierzu erforderliche Friſt mußte 
Beflagter, auch wenn er umgebende Antwort verlangte, 
vernünftiger Weife dem Kläger einräumen, er mußte 
mithin dem Kläger die nothwendige Zeit laflen, um 
fi über das Vorhandenfein der zu liefernden Waare, 
beziehentlich über die Preife, zu welchen letztere abzu⸗ 
laffen fein werde, die nöthigen Unterlagen zu ver- 
fhaffen, und wenn Kläger bereits am nächften Mor- 
gen zu der angegebenen Zeit feine Antwort abgehen 
ließ, fo erfüllte er damit nicht nur des Bellagten 
Berlangen, jondern entiprach auch den in dem ange- 
zogenen Artifel 319. enthaltenen Borfchriften. Hätte 
Bellagter eine noch fehnellere, beziehentlih unmit- 
telbar nach Empfang der Offerte zu ertheilende Ant- 
wort begehren wollen, jo wäre es feine Sache geweſen, 
dieſes unter genauer Beftimmung der Stunde, bis zu 
welcher er an feine Offerte gehalten zu fein gemeint 
fei, dem Kläger fund zu geben, nicht aber eines Aus- 
drucks ſich zu bedienen, welcher eine ganz fefte Zeit- 
beftimmung nicht in fi ſchloß. That er Erfteres 
nicht, fo würde eine unzuläffige Verzögerung auf 
Seiten des Klägers höchftens dann anzunehmen fein, 
wenn die befonderen Umftände des Falls fo gelegen 
hätten, daß eine jofortige, unmittelbar nach Eingang 
der Depeche des Beflagten zu bewirfende Beantwor- 
tung der Letzteren dringend geboten geweſen wäre. 
Allein ein Fall diefer Art war hier nicht vorhanden, 
und namentlich Fonnte Kläger die Dringlichkeit der 
zu eriheilenden Antwort nicht ſchon daraus allein 
abnehmen, daß Bellagter die letztere in feiner Depefche 
vom 1. Mai nad Hannover, alfo nach einer anderen 
Stadt als feinem Wohnort, beordert hatte, da Kläger 
nicht wiſſen Fonnte, wie lange Beflagter dort ſich 
aufhalten werde, und berfelbe zugleich vorausſetzen 
durfte, daß Bellagter entweder feine, den Umftänden 
nach für rechtzeitig angufehende Antwort in Hannover 
erwarten werde, ober daß er doch Veranftaltungen 
getroffen habe, welche ihn in den baldigften Befig der 
Antwort gelangen laſſen würden. War nun Beflagter 
in Gemäßheit Art. 319. des Handelsgeſetzbuchs an 


ben von ihm geftellten Antcag bis zu dem Zeitpunkt 
gebunden, im welchem er bei rechtzeitiger Abfendung 
ber Antwort deren Cingang erwarten durfte, und 
war zugleich nach dem vorſtehends Bemerften eine 
Verzögerung der Antwort von dem Kläger nicht ver- 
bangen worben, fo konnte auch Beflagter nachgehends 
von dem zum Abjchluß gelangten Geſchaͤft nicht ein- 
feitig aurüdtreten. 


(Schluß folgt in der naͤchſten Nummer.) 


Miscellen. 


Unzeige nen ergaugener Gefege und Ders 
ordnungen. Dad 23. Stück des Gefeg- und Ver 
orbnungsblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1869) enthält: 

No. 99. Berorbnung, die ſtaatsärztlichen Prüfuns 
gen betreffend, vom 29. October dv. 3. No. 100, 
Decret wegen Beftätigung der Genoſſenſchaftsordnung 
der Genoffenfchaft für Berichtigung der Göſel zu Dreis« 
fau, vom 29. November d. J. No, 101. Geſetz, bie 
Gleichſtellung der Schuldverfchreibungen des Norbbeut- 
fhen Bundes mit den inlänbifchen Staatöpapieren be— 
treffend, vom 2. December d. I. No.102. Verorbnung, 
den Wegfall der Portofreiheit betreffend, vom 14. Des 
cember d. 3. No. 103. Gefeg, den Umtaufch ber 
Albertöbahnactien gegen Staatsjchuldencaffenfcheine be— 
treffend, vom 15. December d. 3. No. 104. Bekannte 
madhung, den Bezirfdarmenverein zu Sorga betreffend, 
vom 9. December d. 3. No. 105. Geſetz, die Ver⸗ 
fügung über die bei dem Landtagsausſchuſſe zu Ver— 
waltung der Staatsſchulden nievergelegten 5procentigen 
Staatsſchuldencaſſenſcheine betreffend, vom 17. December 
db. 3. — Letzte Abfendung: am 22. December 1869. 
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Ernft Wilhelm Rüdiger; am 16. December 1869 
der vormalige Gerichtäpirector, fpäter Actuar im Königl. 
Gerichtsamte Pegau Ehriftian Lebrecht Ludwig, Ritter 
des Königl. Sächſ. Verdienftordend; am 17. December 
1869 ver Advocat und Motar Carl Oßwald in 
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Director Friedrich Morig Graner in Borna. 
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(Schluß des ©. 24. abgebrochenen Rechtefalles.) 


Nun hat zwar Bellagter BI. — noch darauf ſich 
berufen, daß Kläger felbft feinen Rüdtritt von ge— 
dachtem Gefchäft fpäter erklärt habe, und es ift von 
ihm nach diefer Richtung bin auf die unter dem von 
ihm Bl. — beigebradhten Brief des Klägerd vom 
15. Mai 1868 befindliche Nachichrift Bezug genom- 
men worden, in welcher Kläger erflärt habe, daß er 
bie früher für Beklagten angefauften 1000 Gentner 
Weizen mit 30 Er. Berluft habe weggeben müflen, 
da er fie wegen der Ragermiethe auf der Bahn nicht 
babe liegen lafien fönnen. Allein diefe Auslaffung 
des Klägerd hebt defien Recht, die Erfüllung des 
zwifchen ihm und dem Beflagten abgeichloffenen Ges 
ſchaͤfts beanfpruchen zu fönnen, noch keineswegs auf. 
In dem angezogenen Briefe felbft befteht der Kläger 
ausprüflih und mit Beftimmtheit auf Abnahme des 
von dem Bellagten erfauften Weizens, und wenn 
fchon derfelbe in der Nachfchrift bemerft, daß er den 
früher für Beflagten erfauften Weizen wieder verfauft 
babe, jo läßt fich doch hieraus, wenn man den Inhalt 
des Briefs felbft in Betracht zieht, feine Abficht, daß 
er das Geſchaͤft ald aufgelöft betrachten und ſich mit 
Erſtattung des bei dem Wiederverfauf der Waare 
entitandenen Verluſts begnügen wolle, noch feines» 
wegs entnehmen. Demnächft geht zwar aus ber 
angezogenen Nachſchrift hervor, daß Kläger bereits 
1000 Gentner Weizen, welche von ihm Behufs deren 
Abſendung an Bellagten angefauft worden waren, 
auf der Eifenbahn lagern hatte. Dagegen liegt dafür 
nichts vor, daß von ihm die Waare auch bereit der 
Gifenbahnverwaltung zur Abfendung an Bellagten 
übergeben geweſen fei, und daß mithin der Letztere, 
da er in feiner erften Depefche Berfendung der Waare 


mittel8 der Norbbahn angeordnet hatte, in Gemäß- 
heit der Beftimmung in $. 204. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs den Befig an den fraglichen 1000 Eent- 
nern bereits erlangt gehabt habe, fo daß auch von 
diefem Gefihtspunft aus eine thatfächliche Wieder- 
auflöfung des Gefchäfts Seiten des Klägers nicht 
ohne Weiteres angenommen werben kann. Die bloße 
Abficht Klägers, die auf der Bahn lagernden und 
nachher von ihm wieder verfauften 1000 Gentner 
dem Beflagten zugufenden, gewährte aber dem Letzte⸗ 
ten noch fein Recht gerade auf diefe Waare und 
beren Wiederveräußerung Seiten des Klägerd war 
daher an fich in Bezug auf das zwifchen den Par— 
teien beftehende Rechtöverhältnig ohne weiteren Ein- 
fluß. 

Endlich ift auch der vorigen Inftanz in dem- 
jenigen beizutreten, was diefelbe Bl. — unter 2. 
hinfichtlih der Beurtheilung des von dem Beklagten 
erhobenen Einwandes bemerft hat, daß das ihm 
nachträglich, nach Abſchluß des Kaufvertrags über: 
fendete Beutelmufter mit der Probe, auf Grund deren 
das in Rede ftehende Lieferungsgefhäft abgefchloffen 
worden ift, nicht überein geftimmt habe. Diejes 
Beutelmufter hatte, wie Bellagter bei Einl.Punft — 
ausdrüdlich zugiebt, nur die Beftimmung, daß Be- 
Flagter in den Stand gefept werde, noch vor Ankunft 
der Waare felbft feinen Kunden Proben der Lepteren 
vorlegen zu fünnen. Hätte nun auch dad Beutel: 
mufter der Probe, nach welcher gehandelt worden, in 
der Qualität der Waare nicht entfprochen, fo würde 
das doch immer den Belflagten nicht berechtigen, die 
Waare felbft, dafern fie nur probemäßig geliefert 
wird, zurüdzumeifen, vielmehr fonnte eine Abweichung 
des Beutelmufterd von der Probe dem Bellagten nur 
Beranlaffung geben, den Kläger nochmald darauf 
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ausdrüdlich hinzuweiſen, daß die Waare probemäßig, 
d. h. der urfprünglichen Probe, nicht aber dem fpäter 
zugeſchickten Mufter gemäß, zu liefern fein werde. 
Kläger felbft aber hat fich im feiner Klage zu Liefe- 
rung der Waare in probemäßiger Qualität und zwar 
in Gemäßheit der am 28. April 1868 überfendeten 
Probe noch befonders erboten und es wird fich fünf- 
tighin finden, ob derjelbe im Stande fein werde, dies 
jem Erbieten zu entjprechen.” 


5. 


Die Vertretung der Kirchenlehne nach der Kirchen: 
vorftandsorbnung vom 30. März 1868, ind- 
befondere die Quittung über hypothekariſch aus: 
geliehene Kirchencapitalien betreffend. — Ein von 
dem Pfarrer ald Borfigendem aufgenommened 
und von jämmtlichen Mitgliedern des Kirchenvor: 
ftanded mitvollzogened Duittungsprotofoll bietet 
feine genügende Unterlage für die Löſchung ber 
Forderung im Grund: und Hypothekenbuche; dad 
betreffende Protofoll muß vielmehr ein gericht: 
liches fein. — Gerichtlihe Zeugniffe find, auch 
wenn fie bei Ueberfendung von Acten dem betref: 
fenden Ueberſendungsbeſchluß einverleibt worden, 
mit dem Siegel oder Stempel des Gericht zu 
verjehen. 


Mitgetheilt von 
Herrn ®. in &. 


Am 2. Januar 1869 ward von dem Auszügler B., 
indem er fich durch Production eines Zeugniffes des 
Gerichtsamts 3. ald Caſſenverwalter der Kirche zu P. 
legitimirte, vor dem Gerichtsamte im Bezirksgericht 2. 
über ein für die Kirche zu P. auf einem Grundſtück 
in L. bypothefariich eingetragenes Capital zu Proto— 
foll quittirt. Gleichwohl wurde der auf Grund dieſes 
Protofolld von dem Befiger des verpfändeten Grund— 
ftüds geitellte Antrag auf Löſchung der Hypothek 
Seiten ded Gerichtsamts im Bezirfögericht L. abges 
lehnt, „da der Gaflenverwalter das Kirchenlehn nicht 
zu vertreten vermöge, ed vielmehr einer Quittung des 
Kirchenvorftandes, oder einer von Legterem dem Caſ— 
fenverwalter zur Erflärung der Quittung ertheilten 
Vollmacht, oder einer Ratihabitiongserflärung zu der 
gedachten Quittung Seiten des Kirchenvorftandes 
bebürfe”. Der Beliger des Pfandgrundftüds bat 
darauf, wegen Erledigung diefer Nefolution unmittels 
bar mit dem Gerichtsamt T. zu communiciren. Letz⸗ 
tered war jedoch ber Anficht, daß, da nad) einer 


Erflärung des Königl. Minifteriums des Eultus und 
öffentlichen Unterrichts — vergl. Saͤchſ. Wochenblatt 
vom Jahre 1868. No. 49. S. 337.*) — die Quit- 
tungsleiftung des Gaffenverwalterd im Vereine mit 
dem Pfarrer als Vorfigendem des Kirchenvorftandes 
genüge, infofern nicht eine hiervon abweichende local- 
ftatutarifche Feftiegung etwas Anderes vorfchreibe, 
eine derartige Beitimmung aber in P. nicht beftehe, 
nur noch die Grflärung des betreffenden Ortspfarrers 
erforderlich und demgemäß diejer annoch zu hören fei. 
Diefer Pfarrer trat darauf auch im befonderen ge- 
richtlichen Protofolle der Quittung des Eaffenverwal- 
ters ausbrüdlich bei. Aber auch hiermit glaubte die 
Hypothefenbehörde fich nicht begnügen zu fönnen. 
Diefelbe befchied vielmehr den zeitherigen hypothekari— 
hen Schuldner, „daß man der von dem Gerichte: 
amte T. angezogenen, überbied nur im nichtamtlichen 
Theile des Sächſiſchen Wochenblatts mitgetheilten 
Anficht nicht beitreten fönne, daß man vielmehr, und 
zwar in analoger Anwendung der in $. 26. sub a. 
der Kiechenvorftandsordnung getroffenen Beftimmung, 
bei der früheren Entſchließung es bewenden lafje”. 

Die gegen diefe Entichliefung von dem Pfand» 
grundftücdsbefiper erhobene Beſchwerde ward von dem 
Königl. Appellationggericht zu Leipzig mittelft 
Beichluffes vom 16. Februar 1869 aus folgenden 
Gründen verworfen: 

x. „Zu Dispofitionen über die einer Kirche zus 
jtehende Forderung ift nur der gefeglich geordnete 
Vertreter des Kirchenvermögens befähigt. Diefe Vers 
tretung liegt aber nach $. 18. unter 4. und 9. der 
Kirchenvorftandd- und Spnodalordnung vom 30. 
März 1868 dem ganzen Kirchenvorftande ob; 
dagegen ift dem in $. 22. leg. eit. gedachten Rech— 
nungsführer die Ermächtigung zu einer foldhen Ver— 
tretung in dem Geſetze nicht zugetheilt worden. Ins— 
befondere läßt fih aus der Beitimmung von $. 22. 
eit. Abj. 1., wonach der Redhnungsführer „die Ein- 
nahme und Ausgabe bei dem Kirchenvermögen beforgt 
und die Rechnung darüber führt, auch zu diefem Amte 
eidlich zu verpflichten iſt“, mit Sicherheit nur fo 
viel abnehmen, daß ihm die Führung von Buch und 
Rechnung über die laufenden Einnahmen und Aus— 
gaben obliege. Zu Liberation der Schulpner des 
Kirchenvermögens von deren Verbindlichkeiten erfcheint 
berjelbe durch jene Beftimmung eben fo wenig auto- 
tifirt, wie ein Privarbedienfteter, welchen fein Prin— 
cipal „zu Beforgung feiner Ginnahme und Ausgabe 
und Führung der Rechnung” angewielen, oder der 


*) Die betreffende Nerordnung iſt auch abgebrudt in ber 
Zeitſchrift für Bermaltungspraris und Geſetzgebung, von Krug, 
Band 8. ©. 21, 


Buchhalter eines Kaufmannes, welcher auf des leh- 
teren, dem Zutritte des Publifums der Regel nad 
unzugänglichen Comptoire mit der Führung der Bücher 
beichäftigt ift, indem es in allen diefen Fällen an ver 
gehörigen Kundgebung einer den Nechnungsführer zu 
wirklichen Dispofitionsacten und zu dem Abjchluffe 
von Rechtsgejchäften mit Dritten ermächtigenden lex 
praepositionis fehlt. 

Der aus dem Gefagten in Betreff der Quittung 
DI. — fid) ergebende Legitimationsmangel ded Aus— 
fteller8 der Quittung wird auch durch den Bl. — 
regifteirten Beitritt des Vorfigenden des Kirchenvors 
ftandes von P. nicht fanirt. Denn der legtere ift, 
wie präfumtiv jeder andere Vorfigende eines Colle— 
giums, nur zu Leitung der Gefchäfte des dortigen 
Kirchenvorftandes berufen, kann aber nicht ohne 
Weiteres Gefchäfte, welche zum Neffort des ganzen 
Gollegiums gehören, an Stelle des letzteren allein 
vornehmen, oder allein die Functionen deflelben einem 
einzelnen Mitgliede übertragen. In beiderlei Bezie- 
hung würde vielmehr zur vollen rechtlichen Geltung 
derartiger Acte des Vorfigenden ed befonderer zweifels 
lofer gejeglicher oder ftatutarifcher Beftimmungen bes 
dürfen, wie folche 3. B. in Betreff der Gemeindevors 
ftände auf dem Lande in der Landgemeindeorbnung 
vom 7. November 1838. 8. 38. unter e. ertheilt 
worden find. Als eine derartige Beitimmung fünnen 
die in $. 28. Abf. 4. der Kirchenvorftandss und 
Spnodalordnung getroffenen Anordnungen nad der 
Meinung des Königlichen Appellationsgerichts nicht 
angejehen werben. Diefelben enthalten vielmehr nur 
die oberften Grundzüge einer Geſchaͤftsordnung für 
den Kirchenvorftand und deſſen Vorfigenden. ft 
namentlich darin gefagt worden, daß der Legtere „Für 
die Ausführung der Beichlüffe des Vorſtandes“ zu 
jorgen habe, fo folgt hieraus weiter Nichts, als daß 
er das zu diefem Behufe Erforderliche vorzufehren 
und einzuleiten habe. Dagegen ift in jenen Worten 
darüber, was zur Ausführung jedes einzelnen Bes 
ichluffes erforderlich fei, Nichts beftimmt worden und 
hat darüber Nichts angeordnet werden fönnen, weil 
in dieſer Rüdficht die einzelnen einfchlagenden Normen 
des materiellen Rechtes Maaß zu geben haben. Am 
wenigften iſt dafelbft gefagt worden, daß der Vor: 
figende dieſe Beihlüffe ausnahmslos allein mit 
Rechtswirkung für die Kirche auszuführen berufen 
ſei. Ebenfo handelt es fich bei der Quittung über 
ein Kirchencapital nicht um „die Vermittelung der 
Gejhäftsverbindung (des Kirchenvorftandes) mit ber 
Kircheninfpection und anderen Behörden‘, fondern 
um einen für die Kirche und deren Schuldner 
gegenüber zu erflärenden Dispofitionsac. Es iſt 
auch für Bälle der legteren Art, joweit joldhe in dem 
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Geſetze befondere Erwaͤhnung gefunden haben, wie 
namentlich rüdfichtlich der Fälle der Ertheilung eines 
Actoriums und der Mifnahme eines Darlehns für 
die Kirche, in $.26. ausprüdlich, daß der Kirchen» 
vorftand für das Kirchenlehn in Rechtdangelegen- 
heiten den Actor beftelle und die Schuldverfchreibung 
vollziehe, angeorbnet worden.” 

Nah Eröffnung diefes Befchluffes wurden auf 
Antrag des Pfandgrundftüdsbefigers die Acten anders 
weit behufs der Beichaffung des in der früheren 
Nefolution des Gerichtsamtes im Bezirksgericht 2. 
Grforderten dem Gerichtsamte T. überfendet. Lepteres 
ließ diefelben dem Ortspfarrer zu P. mit der Ver— 
anlaffung zugehen, duch den dortigen Kirchenvor« 
ftand Ratihabitionserflärung zu dem bereits geftellten 
Antrag auf Löſchung der Hypothek ausſprechen zu 
laflen, und das darüber aufzunehmende Protofoll 
cum actis wieder einzureichen, überjendete auch fos 
dann das von dem Ortdpfarrer aufgenommene, von 
ſämmtlichen Mitgliedern des Kirchenvorftandes voll 
zogene, die verlangte Genehmigung ausfprechende 
Protokoll dem Gerichtsamte im Bezirksgericht L. mit- 
telſt Befchluffes vom 13. April 1869, in welchem 
zugleich atteftirt wurde, „daß der Kirchenvorſtand zu 
P. aus den am Schluffe des nebenftehenden Protos 
folls bezeichneten Perfonen beftehe”. Das zulegt- 
gedachte Gericht remittirte jedoch die Acten an das 
Gerichtsamt T., und veranlaßte dafjelbe, „da bie 
Niederſchrift des Ortspfarrers, folange fie gerichtlich 
nicht recognoseirt worden, für eine öffentliche Urkunde 
nicht angefehen werden fünne, dem Ueberſendungs— 
beichluffe des Gerichtsamts T. auch der Berichtes 
ftempel nicht beigebrudt fei, die gerichtliche Recogni— 
tion der erwähnten Nieverjchrift noch veranlaflen, 
und den erwähnten Beſchluß mit dem Gerichtsfiegel 
verjehen zu wollen”. 

Beides wurde vom Gerichtsamte T. abgelehnt: 
das erftere namentlich unter Berufung auf $. 18. 
der Kirchenvorftandsorbnung al. 4. und 9., fowie bie 
Beſtimmungen von $. 4. und 28. leg. cit., und die 
Vorichrift von $. 1. des Geſetzes, das Befugniß zur 
Aufnahme von Protofollen betreffend, vom 20. Mai 
1867, und $. 1. sub 3. ver zu letzterem erlaffenen 
Ausführungsverordnung; das zweite nur deshalb, 
weil der fragliche Befchluß unter amtlichem Verſchluſſe 
dem Gerichtsamte im Bezirfögericht 2. überfendet 
worben jei. 

Auf berichtliche Anzeige des Gerichtsamts im 
Bezirksgericht 2. trat jevoch das Königl. Appellas 
tionsgericht zu Leipzig laut Beichluffes vom 
5. Juni 1869 in beiden Beziehungen der Anficht der 
legtgedachten Hnpothefenbehörde bei, und bemerfte zu 
deſſen Motivirung Folgendes: 


„Die Aufnahme eined die Quittung über ein 
bupothefarifches Capital oder eine bezügliche Rati- 
habitionserflärung enthaltenden Protofolls, weldyes 
als Unterlage für die Löfchung der betreffenden For— 
derung im Grund» und Hypothefenbuche zu dienen 
beftimmt ift, gehört lediglich dem Gebiete der frei— 
willigen Rechtspflege an. Denn fie betrifft die 
Belundung eines privatrechtlichen Dispofi- 
tiondactes, welcher die Natur eines folchen auch 
dann behält, wenn die Quittung nicht von einer 
Privatperfon, fondern von den geſetzlichen Vertretern 
eines an fi dem öffentlichen Rechte angehörenden 
Inftituts, einer Kirche, Schule, milden Stiftung und 
dergleichen mehr, geleiftet wird. Es kann daher aud) 
ein derartiges Protofoll in einer für den Hppothefen- 
richter genügenden Weife ($. 170. der proviforijchen 
Gerichtsorbnung vom 9. Januar 1865) nur von 
ſolchen Behörden, resp. Perfonen aufgenommen wer: 
den, weldien das Berugniß zum Protofolliren in 
Saden der freiwilligen Rechtspflege zu— 
fteht. 

Diefen Behörden oder Perfonen find aber bie 
DOrtögeiftlichen weder nad) dem älteren Rechte, noch 
nad) den Beftimmungen der neueren, von dem Ge— 
richtsamte T. angezogenen Gejege beizuzählen. 


Denn jeder öffentliche Beamte ift in Betreff der 
Ausübung feiner Amtspflicht an die Grenzen feiner 
Zuftändigfeit gebunden, und es ift den von ihm vor- 
genommenen Handlungen nur, infoweit fie ſich inner: 
. halb diefer Grenzen bewegen, die Bedeutung einer 
ordnungsmäßigen Amtsverrichtung, und insbefondere 
auch feinen Protofollen nur unter diefer Beſchraͤnkung 
publica fides beizumefien. In Gemäßheit dieſes 
oberften im Gebiete der Verwaltung, wie in dem ber 
Rechtspflege, in gleicher Weife geltenden Grundfages 
darf alfo auch die Dispofition von 8.1. des Gefeges, 
das Befugniß zu Aufnahme von Protokollen ꝛc. be— 
treffend, vom 20. Mai 1867, wonach das Recht, 


in den bei Juftig- und bei VBerwaltungsbehörben 
vorfommenden Angelegenheiten aller Art Pro- 
tofolle mit der Wirkung öffentlichen Glaubens 
aufzunehmen, 
den dort unter 1. und 2. benannten Perfonen bei: 
gelegt ift, nur unter der Befchränfung auf die inner- 
halb der Gompetenz der einzelnen Behörben liegenden 
Angelegenheiten verftanden werden, ohne daß es zur 
Aufrechthaltung jenes oberften Principe der Auf: 
nahme eine® daſſelbe ausdrücklich wahrenden Vor— 
behalts in das neue Geſetz bedurft hätte, wie ein 
ſolcher 3. B. dem älteren Gefege, einige Beftimmun- 
gen über das Regiftriren betreffend, vom 3. Juli 1840 
bei den Worten: 


„in den zu ihrer Gompetenz gehörigen öffent« 
lichen Angelegenheiten” 
befonder® einverleibt geweſen. 

Nun ift aber in $. 28. der Kirchenvorſtands⸗ 
ordnung vom 30. März 1868 — welcher Paragraph, 
wie bereit8 in dem früheren Beſchluſſe vom 16. Fe- 
bruar 1869 bemerkt worden, beftimmt ift, die oberjten 
Grundzüge einer Gejhäftsordnung für die Kirchen» 
vorftände feitzuftellen — den Pfarrern als Vorfigen- 
den dieſes Vorftandes das Befugnis zum Protofolli- 
ten offenbar nur in ſehr befchränfter Weife zugetheilt 
worden. „Der Vorfigende” — heißt ed a. a. D. in 
Abſatz 4. — „führt — — über die Verhandlungen 
ein Protokoll, in welches wenigftens alle Beichlüfie 
einzutragen find, verwahrt die Acten, forgt für die 
Ausführung der Beichlüffe und vermittelt die Ge— 
ihäftsverbindung mit der Kircheninfpection und 
anderen Behörden”. Es handelt aljo bei dieſen 
Protofollen des Vorſitzenden ſich lediglid um die 
Gonftatirung der gefaßten Befchlüffe, wie ſolche bei 
jedem Collegium, beziehentlich bei jeder gejchäftlichen 
Berfammlung Mehrerer, im Intereffe der Ordnung 
des Geichäftsganges und der vertretenen Corporation, 
Geſellſchaft u. dergl. mehr, zur Nachricht für alle 
Zeiten vorgefchrieben, oder mindeftens üblich ift, und 
find demgemäß auch diefe Protofolle (mie andere 
ähnliche Niederichriften, 3. B. die in 8.46. der Land⸗ 
gemeindeordnung vom 7. November 1838 wegen ber 
Beichlüffe der Gemeinderäthe vorgefchriebenen) nur 
zur Aufnahme in die Acten des Kirchenvorftandes — 
der Bollftändigfeit diefer Acten halber —, überhaupt 
aber nur für den inneren Berfehr des Kirchenvor- 
ftandes, beziehentlich zur Einficht der oberen Kirchen» 
behörben, beftimmt. Dagegen hat die Ausführung 
der Beichlüffe des Vorftandes nad) außen, indbefon- 
dere auch die Vermittelung der Gefchäftsverbindung 
mit den Behörden (wie ſchon Bl. — bemerft worden) 
in der nad) der Natur des einzelnen Geichäfts zu 
defien Ordnung erforderlichen Weife zu erfolgen, und 
hat demgemäß, wenn eine protofollarijche Quittungs- 
leiftung über ein hypothekariſches Capital, resp. eine 
darauf bezügliche protofollarifche Ratihabition nur im 
Wege eines gerichtlichen Protofolls vor fid; gehen 
fann, die Ausführung des von dem Kirchenvorftande 
zu P. nad Bl. — gefaßten Beichluffes auch in die— 
jem Wege zu geichehben. Es würde auch voraus: 
feglih in dem an ſich ganz gleichen Falle, wo ein 
Kirchenvorftand (3. B. wegen Anlegung eines Got- 
tesaders) den Ankauf eines Grundftüds befchlieft, 
das Gerichtsamt T. mit Recht Bedenken tragen, das 
über den bezüglichen Beichluß aufgenommene Protokoll 
als eine auf Seiten des faufenden Theiled genügende 
Unterlage für den betreffenden Befigereintrag anzuſehen. 


Nicht minder befindet fich das Gerichtsamt im 
Bezirkögerichte 2. in feinem Rechte, wenn es nad 
Bl. — daran Anftoß genommen hat, daß dem eben- 
dafelbft zu lefenden Beſchluſſe des Gerichtsamtes T. 
der Gerichtsftempel nicht beigefügt if. Denn jener 
Beichluß follte zugleich ein die Legitimation des Kirchen» 
vorjtandes von P. nachweiſendes Zeugniß enthalten. 
Gerichtliche Zeugniffe find aber nach befannten Örunds 
jägen unter Gerichts-Hand und Siegel auszu— 
fertigen. Daß an diefem Sage bei Marginalatteftas 
tionen, welche ein Gericht in feinen eigenen Acten 
ertheilt, weniger ftreng feitgehalten wird, vermag 
das Princip an ſich nicht zu alteriren und fann 
namentlich bei Atteftationen in fremde Acten nicht 
in Betracht kommen. Ebenſowenig ift e8 von Ein: 
fluß, daß Die betreffenden Acten in einer mit dem 
Siegel des Gerichtsamtes T. verfchloffenen Verpackung 
dem Gerichtsamte im Bezirfögerichte L. zugeſendet 
worden find. Denn diefe Berpadung wird nicht zu 
den Acten genommen und fann daher der amtliche 
Verſchluß der erfteren ſchon aus diefem Grunde nicht 
die Stelle des unter das Zeugniß gehörigen Sie» 
gel» oder Stempelabdruds vertreten.” 

Demgemäß wurde das Gerichtsamt im Bezirks— 
gerichte &. angewieſen, von dieſem Beichluffe das 
Gerichtsamt T. in Kenntniß zu feßen, legtered aber 
veranlaft, der an daſſelbe ergangenen Requifition 
nunmehr ungefäumt in der beantragten Weije Folge 
zu leiften. 


6. 


Negreßflage des Wechſelinhabers gegen ben 
Incaffomandatar, welcher die Protefterhebung 
unterlaffen hat. 


Mitgetheilt von 
Herren R. in R. 


Der Kaufmann V. in Eh. hatte an die Firma 
Eduard N., deren Inhaber die Strumpfiwaaren- 
fabrifation betrieben, ein mit verfchiedenen Giri's, 
zulegt mit feinem Blanco» Giro verfehenes, auf 
100 Thlr. —⸗ — » lautendes und ultimo Juli 1868 
gefälliges Accept mit der Bitte überfendet, „das Ins 
caffo gefäll. beforgen laffen zu wollen und den Betrag 
nach Eingang defjelben abzüglid der Spejen einzu— 
ſenden“. 

Die Inhaber der gedachten Firma hatten ſich 
bemüht, die Valuta vom Acceptanten in Güte zu 
erlangen, jedoch nicht Baarzahlung, ſondern einen 
andern Wechfel ald Dedung erhalten und dem Klä- 
ger B. eingefendet, inzwifchen aber es verabfäumt, 
zur Verfallzeit wegen nicht erhaltener Zahlung Proteft 


29 


erheben zu laſſen. V. nahm den ihm ald Zahlung 
eingefendeten Wechjel nicht an und verlangte vielmehr, 
da ihm wegen unterlaffener Protefterhebung der Regreß 
gegen feine Vormänner verloren gegangen war, bie 
Zahlung der 100 Thlr. — —» ſammt Zinfen und 
Koften von der genannten Firma, und nahm, da biefe 
die Zahlung verweigerte, felbige in rechtlichen Anſpruch. 

Die erfte Inftang — das Gerichtsamt im Königl. 
Bezirksgericht Mittweida — verurtheilte die Beflagten 
in Gemäßheit des Klaggefuchs mitteld des am 10. 
December 1868 publicirten Beſcheides aus folgenden 
Gründen: 

„Die Bellagten haben die Abweijung der Klage 
aus zwei Gründen beantragt, nämlich: 

1) weil der Bl. — in Abfchrift erfichtliche Brief 
(Klagbeilage A.) nicht den Auftrag zur Protefterhes 
bung, fondern nur den, das Incaſſo des Wechſels 
(Klagbeilage B.) beforgen laſſen zu wollen und ben 
Betrag nach Eingang deffelben einzufenden, enthält, 

2) weil zur Begründung der Klage die Behaup- 
tung gehört hätte, daß der MWechielbetrag von dem 
Bezogenen nicht zu erlangen fei. 

Keinen diefer Gründe hat man indefien für richtig 
anzufehen, und ift hierüber 

zu 1. 
zu bemerfen: 

Daß die Bellagten Kaufleute find, haben fie felbft 
nicht beftritten, e8 geht dies aud) daraus hervor, daß 
fie fih (f. das Randzeugniß Bl. —) im Handeldregi- 
fter eingetragen befinden. Es ift daher nach Art. 273. 
Abf. 1. und Art. 274. Abi. 1. des A. D. Hanbels- 
gefegbuchs als ein Handelögefchäft anzufehen, wenn 
die Beflagten den Auftrag, einen Wechfelbetrag ſich 
auszahlen zu laffen, übernehmen. Zwar muß man bie 
Ausführung eines ſolchen Auftrags zu den Banquier- 
gejchäften rechnen, welche nach Art. 272,2. nur dann, 
wenn fie gewerbmäßig betrieben werden, zu den Hans 
deldgefchäften gehören, und Kläger felbjt giebt an, daß 
die Bellagten ſich mit Herftellung von Strumpfwaaren 
befchäftigen. Da indefien die Bellagten nad) Aus— 
weis der Klagbeilage C.*) für ihre Bemühung Bezah- 
lung gefordert haben, jo ift auch daraus zu entnehmen, 
daß fie den ihnen vom Kläger ertheilten Auftrag in 
Ausübung ihres Handelögewerbes übernommen haben. 

Solchenfalld waren fie aber dem Kläger zur Ans 
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
verpflichtet (Art. 282. des A. D. Handelsgeſetzbuchs), 
wogegen das bürgerl. Gejegbuch in $. 1303. die Be- 
flagten anwies, in Grmangelung einer vom Kläger 
ertheilten beftimmten Anweijung jo zu handeln, wie es 


*) Beklagte hatten in einer ver Klage als Veil. C. abſchrift⸗ 
lich beigefügten Zujchrift dem Kläger „5 Nar. für Aranfirung 
und Bemühung“ berechnet. Anmerk. bes Einf, 


der muthmaaßlichen Abficht deifelben, der Natur des 
Geichäfts und dem Vortheile Jenes entipradh. 

Iſt hiermit ſchon dargethan, daß auf die den Be- 
Hagten nach ihrer Angabe Bl. — beimohnende, nur 
mangelhafte Kenntniß des Wechſelrechts Feine Rüdficht 
zu nehmen ift, jo mag auch noch hinzugefügt werden, 
daß es ihnen freiftand, die Uebernahme des Auftrags 
abzulehnen, daß aber, nachdem fie einmal deſſen Aus— 
führung angefangen, fie diefelbe auch fo zu bewirfen 
hatten, wie e8 die Geſetze vorfchrieben. 

Nun erhellt allerdings aus der Klagbeilage A., 
daß der von dem Kläger ertheilte ausprüdliche Aufs 
trag ſich nur auf das Incafjo des überjendeten Wech- 
feld und die Einfendung des Betrags erftredte, und 
daß ed an einer ausdrüdlichen Anweifung für den 
Fall fehlt, wenn die von dem Kläger vorausgeſetzte 
Einlöfung des Wechfeld nicht eintreten follte. Allein, 
da auch eine Anweifung, die Proteftirung des Wechfels 
zu unterlaffen, nicht ertheilt, und fomit eine beftimmte 
Anweifung für den Fall der Nichteinlöfung vom Kläs 
ger nicht gegeben war, fo mußten die Beklagten bei 
Erwägung der Umftände fich fagen, daß ein forgfäls 
tiger Kaufmann die Proteftirung veranlaffen würde, 
indem nicht nur die Natur des Gefchäfts ſolches mit 
fih brachte, fondern die A. D. Wechfelordnung die 
Protefterhebung vorfchreibt und es der Vortheil des 
Auftraggebers erheifchte, durch Erhebung des Proteftes 
demfelben den Rüdgriff gegen die Bormänner zu fihern 
und ed nicht darauf ankommen zu laffen, ob der Be— 
zogene, über defien Sicherheit die Beklagten nad) der 
Klagbeilage G. ungünftig denfen, zahlen werde und 
ob ein von ihm an Zahlungsftatt angebotener Wechſel 
eingehe. Hierbei mag noch darauf hingewiejen wer= 
den, daß die Beflagten, wie vorjtehend erwähnt, Vor— 
theil von Ausübung des Flägerifchen Auftrags zu zie- 
hen gejucht haben und deshalb fich auf $. 728. Schlußf. 
des bürgerl. Geſetzbuchs nicht beziehen fünnen, daß 
aber auch der von ihnen mehrfach angezogene $. 117. 
nicht einfchlägt, weil fie, wie oben nachgewiefen, eine 
Verpflichtung zum Handeln hatten. 

Die Bezugnahme der Bellagten darauf, daß fie 
nicht ausdrüdlich zur Protefterhebung angewiefen 
worden feien, ift auch dem Art. 278. des A. D. Hans 
delsgeſetzbuchs gegenüber unftatthaft, indem aus dem 
Briefe des Klägers vom 29. Juli 1868 im Allgemeinen 
deſſen Beftreben hervorging, feine Rechte aus dem 
mitüberjendeten Wechfel wahrnehmen zu wollen, wobei 
er die Unterftügung ber Beklagten nachfuchte. 

Zu 2. 

Den Beklagten ift beizutreten, wenn fie jagen, daß 
duch die unterlaffene Protefterhebung das Wechjels 
recht gegen den Bezogenen nicht verloren gegangen 
und daß ber von dem Kläger erhobene Anſpruch ein 


Schädenanſpruch fei, fowie daß aus dem obangejoge- 
nen Briefe G. nicht das Zahlungsunvermögen des 
Beklagten bervorgehe, wie denn auch der Kläger Died 
nad Einl.⸗Abſchn. 13. aus dem Briefe nicht folgert. 

Allein daraus geht nicht hervor, daß der Kläger 
den Bezogenen erit ausflagen müßte, und nur ben 
etwaigen Ausfall feiner Forderung von den Beklagten 
erfept verlangen fönnte. 

Denn der Schaden, den der Kläger durch die 
Beklagten erlitten hat, befteht in dem Verluſte feines 
Rüdgriffrechtes gegen feine Vormänner und für dieſen 
Schaden müffen ihm viefelben auffommen. Es ift 
nämlich der im Wechielverfehre gewöhnliche Weg, daß 
der Inhaber eines Wechiels, welcher am Verfalltage 
nicht eingelöft wird, nicht den Bezogenen in Anfpruch 
nimmt, ſondern fein Recht gegen feinen Vormann 
geltend macht, welcher ihm gegen Uebergabe des 
Wechſels Erfag fchaffen muß. 

Die Bellagten können ſich daher nicht darüber 
befchweren, wenn fie, durch deren Schuld der Kläger 
die Forderung an feine haftpflichtigen Vormänner 
verloren hat, an Stelle der Lepteren gejegt und dem 
Klaggefuche gemäß verurtheilt werben, gegen Empfang 
des Wechfeld Erfag zu leiften, wobei ihnen unbenom= 
men bleibt, etwaige Anfprücde aus demfelben weiter 
geltend zu machen. 

Hier mag übrigens noch bemerft werben, daß bie 
Zahlungsfähigfeit der Vormänner Klägers als erwie- 
fen angenommen werden muß, da der Beklagte nicht 
behauptet und befcheinigt hat, daß fich diejelben in 
mißlichen VBermögensumftänden, in Abfall der Nah— 
rung, befinden. 

Uebrigend erledigt fih die Bl. — a. E. unter 
Bezugnahme auf die Klagbeilage H. und den Brief K. 
gemachte Ausftellung durch die Erwägung, daß bie 
Beklagten damals jedweden Schadenerjag abgelehnt 
hatten, daß deren Sachwalter nicht zur Androhung 
eines Nechtsnachtheild für den Fall einer gewiſſen 
Handlung beredhtigt war, und daß in der Klage die 
Nüdgabe des Wechſels angeboten ift. 

3. 

Auf der Wechfelabfchrift BI. — befindet fich die 
Firma des Klägers quer gefchrieben. Man fann zwar 
nicht erfehen, was es damit für eine Bewandtniß hat, 
allein man hat hieran auch feinen Anftoß zu nehmen, 
da die Beklagten hierauf feinen Einwand geftügt haben. 

Daß der Kläger im Falle der rechtzeitigen Pro« 
tefterhebung feiner aus Art. 45. der A. D. Wechfel- 
ordnung fich ergebenden Verbindlichkeit nachgefommen 
fein würde, ift vorauszuſetzen; ohnedies könnte, wenn 
man dies nicht annehmen wollte, es jih nur um die 
Abweifung eines ganz geringen Zinfenanfprudhs hans 
deln. — 


Der Kläger hat bei Einl.-Abfchn. — zugegeben, 
daß aus Anlaß der Wechjelvorlegung an den Bezoge- 
nen —⸗ 25 Nr. —- von diefem an ihn gelangt feien, 
daß er dieſe jevoch nicht angenommen habe. Mit Rüd: 
ficht auf Art. 38. der A. D. Wechſelordnung fönnte 
es jcheinen, als fei die Klage nach diefer Höhe uns 
ftatthaft. Allein man muß darauf hinweifen, daß 
diefe — - 25 Ngr. —- dem Kläger nicht als Theil- 
zahlung auf den Wechfel, fondern als Zinfenvergütung 
und unter der Borausfegung angeboten worden waren, 
daß er den gleichzeitig mit überfendeten Wechſel als 
Zahlung annehme. 

Da nun der Kläger hierauf allenthalben nicht ein» 
gehen wollte, fo entfteht fogar die Frage, ob er ber 
rechtigt gewejen wäre, diefe —⸗ 25 Ngr. — = zu bes 
halten; in feinem Falle kann ihm ein Vorwurf daraus 
gemacht werden, baß er dieſes Geld nicht annahm. — 

Das die Beklagten zur Haftung zu ungetheilter 
Hand verurtheilt worden find, rechtfertigt fich durch die 
Vorfchrift in Art. 112. des A. D. Handelsgeſetzbuchs. 

4. 

Die Bellagten haben fi) darauf berufen, daß der 
Bezogene einen anderen, jiheren Wechjel an Zahlungs- 
ftatt angeboten habe. Hierauf ift indeflen feine Rüd- 
ficht zu nehmen, weil der Kläger nicht genöthigt wer- 
den konnte, diefen Wechfel anzunehmen ($. 694. des 
bürgerl. Geſetzbuchs) und weil (obſchon geringfügige 
Sache vorliegt) unbefcheinigt geblieben ift, daß diefer 
an Zahlungsftatt angebotene Wechfel ficher eingegan- 
gen jein würde.” ıc. 

Gegen diefe Enticheidung appellirten die Beflag- 
ten, worauf das Königl. Appellationsgericht zu 
Leipzig unterm 5. März 1869 erfannte: 

„Daß es bei nurgedachtem Beicheide (1. Inftanz) 
nicht zu laflen, vielmehr hat Klägers Suchen, in 
Maaben ed angebracht, nicht Statt. 

Gründe: Die vorftehende Enticheidung beruht 
auf folgenden Erwägungen: 

1 


Nach 8.1303. des bürgerlichen Geſetzbuchs ift der 
Beauftragte verpflichtet, den Auftrag nach der Anweis 
fung des Auftraggebers auszuführen und in Erman« 
gelung einer beftimmten Anweijung jo zu handeln, 
wie es der muthmaaßlichen Abficht des Auftraggebers, 
der Natur des Geſchäfts und dem Bortheile des 
Auftraggebers entipriht. Dabei haftet derjelbe nad) 
$. 1302. jet. $. 728. und $. 729. des bürgerlichen 
Gefegbuchs nicht blos für abfichtliche Verſchuldung 
und grobe Negligenz, ſondern auch ſchon für geringe 
Fahrläffigfeit. 

Daß die Beflagten, wenn fie die in Art. 41. der 
allgemeinen deutichen Wechjelordnung vorgejchriebene 
techtzeitige Protefterhebung in Betreff des Bl. — sub B. 
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abfchriftlich zu lefenden Wechſels verfäumten, nicht nur 
gegen die Natur des ihnen aufgetragenen Geichäfts, 
fondern offenbar auch gegen den Vortheil ihres Auf- 
traggeberd gehandelt haben, fann im Hinblide auf 
die angezogene gefepliche Vorſchrift nicht bezweifelt 
werden. Es fragt fi nur, ob es den Bellagten ge- 
genüber, welche liquider Maafen von dem Kläger 
um das Incaffo des nurerwähnten Wechſels erfucht, 
nicht aber zu einer eventuellen Protefterhebung beauf⸗ 
tragt worden waren, einer birecten Hinweifung auf 
die Nothwendigfeit der letzteren beburfte, um dieſelben 
für die Nichtvornahme diefer Solennität verantwort- 
lich machen zu können. Nach der Anficht des Königl. 
Appellationsgerichts, welche injoweit mit der Auffaf- 
fung der vorigen Inftanz übereinftimmt, ift diefe Frage 
zu verneinen. Denn der Kläger war zu der Annahme 
und Erwartung berechtigt, daß den Bellagten, als 
den Inhabern einer in das Handeldregifter eingetra- 
genen Firma, die diesfalls geltenden Gefegvorfchriften 
nicht nur befannt feien, fondern daß fie auch dieſe 
Vorſchriften bei Ausführung des übertragenen Ge- 
Ihäfts, das für Bellagte die Eigenſchaft eines Han- 
delsgeſchaͤfts annahm, zur Richtfchnur nehmen würben. 
Die Beflagten find zwar ihrem wejentlichen Gewerbe- 
betriebe nach zufolge des Einverftändniffes beider Bar- 
teien Strumpfwaarenfabrifanten und gegenwärtig fteht 
ein Gefchäft in Frage, das an fi dem Gewerbs— 
betriebe des Bankiers anheimfällt. Weil daffelbe aber 
von den Beklagten ald Kaufleuten im Betriebe ihres 
— wenn aud gewöhnlich auf andere Gejchäfte ge- 
richteten — Handelsgewerbes ausgeführt worden ift, 
jo fällt e8 dennoch der ausdrüdlichen Vorſchrift im 
Art. 272. Abi. 2. des allgem. deutſchen Handelögefep- 
buchs zufolge auf Seiten der Beflagten unter den Be— 
griff eines Handelsgeſchaͤfts. Demgemäß hatten auch 
die Beklagten nad) Art. 282. des angezogenen Gefep- 
buchs die Sorgfalt eined ordentlichen Kaufmannes 
anzuwenden, zumal fie der Ausführung des Geſchäfts, 
wie aus dem Inhalte der Bl. — zur Genüge einge: 
räumten Klagbeifuge C. zweifellos fich ergiebt, nicht 
ohne allen Anfprucd auf Vergütung für ihre Bemü— 
hungen ſich unterzogen haben. 

Hiernach fällt den Beflagten zum mindeften eine 
geringe Fahrläffigfeit zur Laf. Denn unbedenklich 
ift Davon abzugehen, daß der Negel nach, und falls 
nicht ganz bejondere, gegenwärtig nicht actenfundige 
Thatjachen dem entgegenftehen, ein ordentlicher Kauf« 
mann ed nicht unterlaffen wird, diejenigen, noch über» 
dies im vorliegenden Falle weder mit erheblichen 
Schwierigkeiten, noch mit beträchtlichen Koften ver- 
fnüpften Vorfichtsmaaßregeln zu ergreifen, welche 
nothwendig find, um ein, wenn auch nur eventuelle, 
Vermögensrecht nicht völlig untergehen zu laſſen. 


Die Haftverbindlichfeit des Incaſſo-Mandatars, 
welcher ſich an rechtzeitiger Protefterhebung verfäumt 
hat, wird übrigens von der Theorie und Praris übers 
einftimmend anerfannt. 

vgl. Thöl, Handelsr., ed.2. Bd.2. 8.247. subIL1. 
Hofmann, ausführliche Erläuterung der deutſchen 
Wechſelordnung, $. 23. ©. 269 flo. 
Borchardt, deutfche allgem. Wechjelordnung und 
die Ergänzung und Erläuterung derjelben betr., 
4. Aufl. (Berlin 1868.) Seite 118. Zufag 226. 
Seite 192. Zufag 394. 
Archiv für deutfches Handels» und Wechſelrecht, 
Br. V. ©. 75 fig. Br. XII. ©. 195 fig. 
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Wiewohl Man nad Vorftehendem mit der erften 
Inſtanz darin übereinftinmt, daß die Beklagten der 
Vorwurf einer von ihnen zu vertretenden geringen 
Nachläſſigkeit trifft, und daß hierdurch ein Rechtsnach⸗ 
theil für den Kläger herbeigeführt worden ift, welcher 
in dem Berlufte des Wechſelregreſſes gegen feine Bor- 
dermänner befteht, jo hat Man die vorliegende Klage 
dennoch nicht aufrecht zu erhalten vermodht. 

Auf eine abfichtliche Verſchuldung der Beklagten 
hat Kläger fich nicht zu beziehen vermocht. In jedem 
anderen Falle fann aber nad) $. 688. des bürgerl. 
Geſetzbuchs der Beſchädigte Erfag des Schabeng, 
welcher von ihm durch Anwendung der Sorgfalt eines 
ordentlichen, aufmerfjamen Hausvaters hätte abgewen⸗ 
det werben fönnen, nicht verlangen. Es war aljo 
die Pflicht des Klägers, zunächſt alle ihm nach den 
Geſetzen zuftehenden Mittel zu benugen, welche geeig- 
net jchienen, den ihm drohenden Schaden abzuwenden, 
bevor er berechtigt wurde, die Beflagten im Wege der 
Klage zu belangen. Daß Kläger diefer Verpflichtung 
zue Zeit noch nicht nachgefommen, wird ſich aus 
Nachſtehendem ergeben: 

Der Wechfel, zu deſſen Incafio die Beflagten von 
dem Kläger beauftragt worden waren, ift nach Bl. — 
eine von Emil E. ausgeftellte, von Louis D. acceptirte 
Tratte, auf welcher fich verfchiedene Indoffamente be— 
finden. Diejelben reichen in ununterbrochener Aufs 
eirianderfolge bis zu dem Namen der Firma des Klä- 
gers, als des legten Indoſſatars, defien auf den Wechjel 
gebrachtes Blancogiro augenjcheinli nur den Zwed 
verfolgt hat, den Bellagten die Füglichfeit der Ein— 
hebung des Wechjelbetrags zu gewähren. Bekannten 
wechjelrechtlichen Grundfägen nach fommt in einer 
derartigen Tratte der Wechfelvertrag in einer dreifachen 
Anwendung zur Erfcheinung, nämlich erftlich zwiſchen 
dem Traffanten und Wechjelnehmer — ein für die 
Entſcheidung des vorliegenden Falles irrelevantes Ver⸗ 
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tragsverhältnig —, zweitens zwifchen dem Indoſſatare 
und ben früheren Indoflanten (Begebungsverträge) 
und drittens in der Richtung gegen den Acceptanten 
(Hecceptationdvertrag), und es befteht der zulegt ge- 
dachte Vertrag in dem Berfprechen der Gewährung 
der Wechfelvaluta, während der Inhalt des an zweiter 
Stelle bezeichneten Vertrags durch die übernommene 
Oarantie für die Regreßſumme gebildet wird, d. h. 
durch das Verfprechen, daß der Indoffant im Falle der 
Nichtzahlung des Wcceptanten den Courswerth der 
Wechſelſumme nebft Unfoften zahlen werde. 

Vergl. auch von Gerber, Syſtem des beutfchen 

Privatrechts, 8. Aufl. 8. 209. S. 543. 

Wiewohl diefe verfchiedenen Verpflichtungen einen 
von einander unabhängigen, felbftftändigen Inhalt 
haben, fo ift doch die des früheren Indoffanten dem 
fpäteren Indoffatare gegenüber ftets nur eine eventuelle, 
welche erjt dann wirkſam wird, wenn auf gehörige 
Präfentation des Wechſels zur Zahlung und Proteſt⸗ 
erhebung Mangeld Zahlung feine Zahlung von dem 
Acceptanten erfolgt ift. Der Proteft ift nach Art. 41. 
der allgem. deutſchen Wechfelorpnung die nothwendige 
Bedingung für den Wechſelregreß, und hieraus ergiebt 
fi) von felbft, daß dieſes Regreßrecht im gegenwaͤrti⸗ 
gen Falle für den Kläger verloren gegangen ift. Ande= 
rerſeits fteht aber nach dem oben Ausgeführten dem 
Kläger noch eine jelbftftändige Klage gegen den Accep- 
tanten D. zu, da es diefem gegenüber nach Art. 44. 
der gedachten Wechfelordnung feiner Protefterhebung 
bedarf, weil er das Berfprechen zu Bezahlung der 
Wechſelſumme unbedingt abgegeben hat. Es befindet 
fi) alſo in dem Vermögen des Klägers noch ein felbft= 
ftändiges, auf eine wechjelmäßige Verpflichtung ges 
gründetes Klagrecht, durch deflen Geltendmachung er 
möglicher Weife fein Forderungsrecht aus dem Wechſel 
vollftändig realifiren fann. So lange daher der Kläs 
ger nicht im Wege der Klaganftellung oder auf andere 
Weiſe dargethan hat, daß die Erhebung einer Klage 
gegen den Acceptanten des Bl. — in Abjchrift be— 
findlichen Wechfeld zu einem ungünftigeren Refultate 
führen würde, ald von der Befchreitung des durch der 
Beklagten Schuld ihm abgefhnittenen Regreſſes gegen 
feine Vormänner zu erwarten geweien wäre — in 
welcher Hinficht allerdings davon ausgegangen werden 
darf, daß die Bormänner folvent geweſen —, fo lange 
fehlt ed noch an einem id quod interest, an dem Nach⸗ 
weife einer durch das Verſäumniß an der Proteft- 
echebung ihm zugefügten effectiven vermögensrechtlichen 
Schädigung. Daß aber diefer Nachweis die nothwen⸗ 
dige Bafis für jede Schädenklage bilden muß, bedarf 
feiner weiteren Ausführung.” 


Officin der Berlagshanblung. 


Bon viefem Wo: 
benblatte er 


Wochenblatt 


für 


Ale Poflämter 
u. Vuchhandlungen 


Iheinen jährlich 8 ® N f ® fi übernehmen Beflel: 
u. Merkwürdige Hechtsfälle, 7 

uartbogen und tasDuartalzudem 
men in actenmäßigen Darftellungen praenumerandozu 
re ufle einaus: . . entritenben Preife 
fühelicehRegifer. aus dem Gebiete der Iustizpflege von 1 Thaler. 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 


Berlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 





7. 


Zur Lehre von ber Haftpflicht der Gaſtwirthe 
($$. 1283. und 1285. des bürgerlichen Gefeg- 
buchs). — Die Zuerfennung des Schägungseibes 
fegt die Beibringung factijcher Unterlagen voraus, 
um den Richter in den Stand zu ſetzen, von dem 
ihm zuftehenden Moderationdrechte Gebrauch zu 
machen, und ift, im alle diefe Unterlagen un- 
genügend erfcheinen, auf Beweis des MWerthes 
zu erfennen. 


Mitgetheilt von 
Heren Fr in M. 


Im Jahre 1868 erhoben die Inhaber der Firma 
X. in 2. gegen den Hotelbefiger W. in M. vor dem 
dortigen Bezirfögerichtdamt Klage, in welcher fie an- 
führten: 

Ihr Reifender K. fei am 17. März defl. Jahres 
in den Gafthof des Beflagten abgeftiegen, habe als 
Gepäd einen ihm felbft gehörigen Koffer, in welchem 
feine Kleider ıc. fich befunden, und einen ihnen, den 
Klägern, gehörigen Mufterfoffer, welcher mit Muftern 
ihrer Verfaufsartifel gefüllt geweſen, bei ſich geführt 
und beide Koffer mit in das Hotel des Beklagten ge- 
nommen; der bei Beflagtem dienende Hausfnecht habe 
beide Koffer nad) Ankunft des Reifenden K. im Hotel 
von lepterem übergeben erhalten und den Kleiderkoffer 
8.8 in das lepterem angewiefene Zimmer gebracht, 
den Mufterfoffer aber in die Hausflur geftellt; nach 
Verlauf einer halben Stunde, von feiner Ankunft in 
das Hotel an gerechnet, habe der Reijende K. mit 
Hülfe des Hausknechts des Beklagten den in ber 
Hausflur eingeftellten Mufterfoffer geöffnet, Muſter 


Vene Folge Adıtzehnter Jahrgang. 
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daraus entnommen, mit legteren Kunden befucht und 
nad) Beendigung feiner Befuche die Mufter wieder in 
den in der Hausflur ſtehenden Mufterkoffer gelegt, 
legteren verfchloffen und an dem Plage ftehen gelaffen, 
auf welchen er von dem Hausknecht des Beflagten in 
der Hausflur geftellt geweſen fei; 

als der Reifende K. Tags darauf früh habe ab⸗ 
reifen wollen, fei der Koffer verfchwunden gewefen 
und, wie fi) herausgeftellt habe, geftohlen worden; 

in dieſem Mufterfoffer hätten nun bei deſſen Ein— 
bringung in das Hotel des Bellagten die auf der 
Beifuge A. nach den einzelnen Nummern, nad) Dua- 
lität und Quantität verzeichneten, ihnen, den Klägern, 
eigenthümlich gehörig gewefenen feidenen Waaren, 
deren Werth hinter jeder einzelnen Poft angegeben, 
fi befunden und hätten dieſe Waaren einen Ge- 
fammtwerth von 465 Thlen. 18 Ngr. —- gehabt; 
biefer Werth ſei jo angefept, wie fie, die Kläger, bie 
einzelnen auf der Beifuge A. verzeichneten Waaren 
allen ihren Kunden zu berechnen pflegten; es hätten 
ſich aber in dem Mufterfoffer weiter noch eine Partie 
ihnen gehörig gewefener Mufterabfchnitte im Gefammt- 
werthe von 95 Thlen. — —e, welcher Werth, eben- 
falls den orts⸗ und gefchäftsüblichen Preifen ſolcher 
Mufterabfchnitte entipreche, fowie drei ſchwarze Ein- 
fagfaften im Selbftfoftenpreife von 9 Thlrn. — —⸗ 
befunden, wogegen der Mufterkoffer felbft 12 Thlr. 
25 Nor. —⸗ im Einfaufe gefoftet und noch werth 
gewejen, die zu demfelben gehörige fteife Kappe mit 
Riemen aber einen Werth, von 5 Thlm. 15 Nor. — 
gehabt habe, fo daß der Geſammtwerth 527 Thlr. 
28 Nor. — betrage; ihr Reiſender K. habe aber in 
M. an fpeciell genannten Waaren verfauft für 2 Thlr. 
20 Ngr. —⸗, ferner feien durch die gerichtspoligeilichen 
Erörterungen wiebererlangt fpeciell bezeichnete Waaren 
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aus dem Koffer für 4 Thlr. 24 Nor. —⸗, fowie die 
ſteife Kappe im angegebenen Preis von 5 Thlen. 
15 Nor. —⸗, fo daß nach Abzug diefer Beträge noch 
514 Thlr. 29 Nor. —- als diejenige Summe übrig 
bliebe, welche die Höhe desjenigen Schadens beziffere, 
der ihnen, den Klaͤgern, durch Entwendung des 
Mufterfoffers erwachfen fei; er habe aber, wie fich 
aus Beifuge B., einer Ceſſionsurkunde d. d. et recogn. 
2., den 29. Mai 1868 ergebe, der Reifende K. die 
ihm an den Beflagten nad) 8.1280. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs zuſtehende Forderung nach Höhe von 
514 Thlen. 29 Ngr. —⸗ mit.allen Rechten und Klag— 
befugniffen an fie, die Kläger, abgetreten; 

und verlangten num Kläger, indem fie über Klage 
und Beifugen den Eid antrugen, ſich auch ihrerfeits 
zur Ableiftung des Schägungseides erboten, um den 
Betrag des von ihnen vorftehend angegebenen Scha- 
dens eidlich anzugeben, die Verurtheilung des Beflag- 
ten in Zahlung der geforderten 514 Thlr. 29 Ngr. — 
fammt Zinfen des Berzugs von Zeit erhobener Klage 
und Koften. 

Das am 27. October 1868 publicitte erftinftanz: 
liche Urthel lautete: 

„Weil Bellagter zu den Einl.-Punften — und — 
beziehentlich in der Anmerkung zu Einl.-Punkt — 
bis —: 

daß am 27. März laufenden Jahres bei ihm, 
da er aus der Beherbergung von Fremden in 
dem ihm gehörigen Hotel — in M. ein Gewerbe 
mache, der Gejchäftsreifende der Kläger, Auguft 
K. eingelehrt fei und daß, während Letzterer bei ihm 
logirt hat, von dem Reifegepäde deſſelben, welches 
alabald nach deflen Ankunft in dem gedachten 
Hotel der in Bellagtens Dienfte ftehende Haus- 
fnecht übernommen und worunter ſich ein Mufter« 
foffer befunden hatte, der von dem Hausknecht 
in der Hausflur des Hoteld abgefegt und dort 
ftehen gelaflen worden war, dieſer Mufterfoffer 
aus gedachter Hausflur weg entwendet und nicht 
wiebererlangt worden ſei, 
zugeftanden hat, 

überdies aber der Seiten des Beflagten mit Nichts 
wiffen erfolgten Klagbeantwortung zu Einl.-PBunft — 
ohngeachtet die Thatfache, daß der genannte Reijende 
feine etwaigen, ihm infolge des Abhandenfommend 
diefes Mufterfoffers aus Bellagtens Gafthaufe wider 
Legteren entftandenen Schädenanfprüce an das von 
den Klägern vertretene Handlungshaus abgetreten 
bat, duch die von diefen in gerichtlich recognoscirtem 
Originale beigebrachte Geffion Bl. — flg. — deren 
Zuläffigfeit übrigens Beflagter, da hier Feiner der in 
8.966. des bürgerlichen Gefegbuchs vorgefehenen Bälle 
vorliegt, fondern die Regel in $. 964. des bürgerl. 


Geſetzbuchs Play greift, mit Unrecht beftreitet — in 
Liquidität beruht, 
und hiernach, fowie in fernerer Erwägung, daß 
dem Beflagten, wenn er zu Einl.-Punft — verneinen 
wollen, daß die Hausflur eines Gafthofes denjenigen 
Räumen beizuzählen fei, welche zur Ausübung des 
Gewerbes des Gaftwirths dienen, nicht beigupflichten 
war, angefichts der Beftimmungen in $$. 1280. bis 
1283. und 1285. des bürgerlichen Gejepbuchs, inhalts 
deren der Gaftwirth den bei ihm eingefehrten Reifen- 
den, dafern er eine ſolche Haftpflicht nicht fofort bei 
Aufnahme des Fremden abgelehnt hat — vergl. 
8. 1287. des bürgerl. Geſetzbuchs —, ausnahmslos 
für jeden nicht unabwendbaren Verluſt an den ein« 
gebrachten Sachen, gleichviel ob ihm oder feinen 
Dienftleuten dabei eine Fahrläffigfeit zur Laft fällt 
oder nicht, und wenn nur der Reifende diefen Verluſt 
nicht felbft verjchuldet hat, ex recepto zu haften hat, 
vergl. Wochenblatt für merfw. Rechtsf., Jahrg. 
1860. Seite 6. 
nicht blos darüber, daß ber Bellagte dem in feinem 
Hotel abgeftiegenen Reijenden der Kläger, falls der 
fraglihe Mufterfoffer ohne deſſen Verſchulden abhan- 
den gefommen, für die Rüdgabe des Koffers zu haf- 
ten hat und nunmehr, nachdem derfelbe geftohlen wor- 
den und nicht mehr zurüdgegeben werben fann, zum 
Erjage ded dadurch entftandenen Schadens verbunden 
ift, fondern auch darüber fein Zweifel obwalten kann, 
daß die Kläger in Anfehung dieſes, allerdings nach 
$. 1280. des bürgerlichen Geſetzbuchs zunaͤchſt ihrem 
Reifenden, ald dem in Bellagtens Hotel Aufgenom- 
menen, erwachfenen Schädenanfprücdhe e8 auf Grund 
der an fie erfolgten Ceſſion des Lepteren, deren ihrer« 
ſeits erfolgte Annahme ſowohl aus dem Befige des 
betreffenden Geffionsinftrumentes, wie aud) aus der 
Klaganftellung felbft fich hinlänglich ergiebt, zur Zeit 
allein forderungsberechtigt find, unter diefen Berhält- 
niffen aber (vorläufig abgefehen von dem unten noch 
befonders zu gebenfenden Einwande des Bellagten 
zu Einl.-Bunkt —) Bellagtens Berurtheilung nad 
Maafgabe des BI. — geftellten Klaggefuches im Hin- 
blik auf die vom Lepteren ind Nichtwiffen geftellten, 
bez. verneinten Rlagangaben zu Einl.-Punft — bis — 
im Wejentlihen nur noch 
einmal a. von dem Beweife des Elägerifcher Seite 
behaupteten Inhalts des fraglichen Mufter- 
koffers und das andere Mal b. davon abhängt, 
daß die Angemeflenheit des von den Klägern 
geforderten Werthes des entwenbeten Kofferd 
fammt Inhaltes an Waaren, Muftern und Ein- 
fagfäften in rechtliche Gewißheit gejept wird, 
nun aber 
zu a. Beklagter ben ihm in diefer Beziehung Bl. — 


angetragenen Eid den Klägern BL — zurüdgegeben 
hat, jo daß hiernach infoweit auf das Klagrelatum 
der Kläger zu Einl.Punft — und — zu erkennen 
war, 
zu b. dagegen, in welcher Beziehung die Kläger, 
und zwar, da nad) Lage der Sache im vorliegenden 
Falle der Richter beim Nichtmehrvorhandenfein der 
abzuſchaͤtzenden Sache ſich außer Stande befindet, die 
ihm jugewiefene vera rei aestimatio ohne das Hülfs- 
mittel einer eidlichen Werthsangabe der Kläger ins 
Werk zu fegen, in gefeplich zuläffiger Weife fi BI. — 
zum Schägungseide erboten haben, 

anerwogen, was zuvörderſt die Höhe der bean- 
fpruchten Schäden anlangt, die Kläger auf Grund 
der hierbei maafgebenden Beftimmung in $. 686. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs im Falle nachgewiefener Er⸗ 
fagverbindlichkeit des Beflagten zweifellos für berech⸗ 
tigt anzufehen fein würden, vom Bellagten Erfag des 
in das Gebiet des id quod interest fallenden außer 
orbentlichen Werthes der durch Die Kofferentwendung 
verloren gegangenen ®egenftände und nicht blos des 
ordentlichen gemeinen Verkehrswerthes derjelben — 
vergl. 8. 78. des bürgerl. Geſetzbuchs — fordern zu 
fönnen, und demzufolge Bellagter infofern, ald die 
Kläger ihren Schäbenanfpruh nur auf Erſatz des 
ordentlichen, des Berfaufswerthes der geftohlenen 
Sachen gerichtet haben, feinen Grund hat, den Lep- 
teren den Borwurf einer Zuvielforberung zu machen, 

näcdftdvem aber, wenn ſchon dem Gegner bes 
Schägenven bei fhäpungseidlichen Werthsermittelun: 
gen das Recht zufteht, vom Richter zu verlangen, daß 
derfelbe der Eidesabnahme diejenigen Erörterungen 
vorausgehen laſſe, welche die Ausübung des geſetz⸗ 
lihen Moderationsrechtes erfordert, und obgleich Be— 
Hagter nicht ohne Berechtigung BI. — flg. gegen die 
Klage aufgeftellt hat, daß diefelbe jede Angabe, durch 
welche der Richter zur Ausübung des ihm zur Pflicht 
gemachten Moderationsrechted befähigt werde, ver 
miffen lafle, doch trop des Mangels der zur richter- 
lihen Gognition über die Angemeflenheit des gefor- 
derten Schäbenwerthed erforderlichen Unterlagen bei 
dem Urthelöverfpruche die Klage nicht zurüdzumweifen 
war, vielmehr die diesfallfige Eognition des Richters 
unbebenflih und um fo gewifler bis zum Fünftigen 
Schwörungstermine auögefegt bleiben kann, als ber 
MWürderungseid an ſich nicht zu den gewöhnlichen 
Beicheinigungsmitteln gehört, 

vergl. Zeitjchrift für Rechtöpfl. u. Berw., N. F. 

Bd. II. ©. 366. 

deshalb aber auch die durch die Ausübung des rich- 
terlichen Moderationdrechtes bedingten, procefjualen 
Bornahmen an feine Beicheinigungsfrift gebunden 
find, 
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— vergl. wegen des von dem proceßleitenden Rich- 
ter hierbei einzubaltenden Berfahrens Wochen bl. 
für merkw. Rechtsf., Jahrg. 1866. S. 284 fig. — 

die Entſcheidung von einem den Alägern zu Einl.s 
Punkten — — bis — und — nachzulaſſenden Schä- 
tzungseide, betreffs deſſen Man, da es zur Zeit an 
geeigneten Unterlagen zur Ausübung des richterlichen 
Moderationsrechtes gebricht, fich im gegenwärtigen 
Erfenntniffe auf bloße Vorzeigung der Richtung, den 
die darin ald Bedingung der Verurtheilung des Bes 
Hagten hingeftellte Eidesleiftung zu nehmen bat, zu 
beihränfen und dem proceßleitenden Richter für den 
Schwörungstermin die Förmelung deſſelben unter 
Beachtung der Ergebniffe der durch die Ausübung des 
Moderationdrechtes bedingten Erörterungen zu über 
laffen hatte, abhängig zu machen war, 

vergl. das letztangezogene Eitat aus dem Wocdhenbl. 
für merfw. Rechtsf., 

hierüber alfenthalben jedoch dem Bellagten, da 
diefer in der Anmerfung zu den Einl.-Punften — 
bis —, bey. — bis — Bl. — fig. und — fig. ſich 
darauf berufen hat, 
daß der flägerijche Reijende, ald derſelbe alsbald 
nach feiner Ankunft in Beklagtens Gafthaufe 
von dem Hausfnechte des Lepteren gefragt wors 
den, ob er auch, wie dies mit dem eigenen Reifes 
gepäde des Reifenden gefchehen follte, den mits 
gebrachten Mufterfoffer auf das ihm anzuweiſende 
Gaftzimmer getragen haben wolle, joldhes aus⸗ 
drüdlich verneint und mit dem Bemerfen abge- 
lehnt habe, daß der Mufterfoffer unten bleiben 
möge, worauf denn auch diefer Mufterfoffer dem 
ausdrüdlich erflärten Willen des Reijenden ge- 
mäß und unter deſſen Billigung vom Hausfnechte 
in ber Hausflur bed Hotels niedergefegt und dort 
ftehen geblieben fei, 
der Beweis diejes ald Einrede einer Selbfiverfchuldung 
des Berluftträgers anzufehenden Einwandes nicht ver: 
jagt werden fonnte, falls in Betracht gelangte, daß 
nad) $. 1285. des bürgerlichen Gejegbuchs die Haft- 
pflicht des Gaftwirthes ex recepto dann wegfällt, 
wenn ber Fremde den Verluſt feiner Sachen felbft 
verjchuldet hat, eine ſolche Selbftverfchuldung der Ent⸗ 
wendung des Mufterfoffers dem klaͤgeriſchen Reifenben 
nach Anficht der gegenwärtigen Inftanz aber dann 
zur Laſt zu legen fein würde, wenn er, obſchon ber 
Hausfnecht des Bellagten fich erboten hatte, ihm den 
Mufterfoffer auf fein Zimmer zu tragen, dies abge- 
lehnt und mit Hintanfegung derjenigen Sorgfalt, 
weldhe von einem ordentlihen und aufmerffamen 
Hausvater voraudgefegt werben muß — vergl. $. 688. 
des bürgerl. Geſezbbuchs — und die in der That aud) 
hinfichtlich des ihm eigenthümlichen Reifegepädes von 
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ihm beobachtet worben ift, verlangt und angeorbnet 
hat, daß der feinen Principalen gehörige Mufterkoffer 
an einem anderen, ald dem zur Aufbewahrung feiner 
eigenen Sachen beftimmten und joldyen Orte fliehen 
bleiben folle, welcher, wie er fich fagen mußte, bei der 
freien Zugänglichfeit von außen und dadurch beving- 
ten Schwierigfeit fteter Beauffichtigung nur Außerft 
geringe Oarantieen für die Sicherftellung ded Koffers 
darbieten fonnte, indem hierbei ferner davon aus— 
gegangen werben muß, daß einerfeits der Anordnung, 
daß der Koffer „unten ftehen bleiben möge”, da nad) 
dem eigenen Anführen der Kläger bei pet. I. c. — 
und — der Fägerifche Reifende nicht nur das Stellen 
des Koffer in die offene Hotelhausflur widerſpruchs⸗ 
108 geſchehen ließ, fondern auch durch fein nachfols 
gended Gebahren fein Einverfländniß mit dem Bes 
lafien des Koffers in der Hausflur zweifellos zu er- 
fennen gab, nicht füglich eine andere Deutung unter» 
gelegt werben kann, als daß der Reifende mit obigem 
Berlangen den Kofferverbleib in der Hausflur habe 
anorbnen wollen, anderer Seits aber auch zweifellos 
die Annahme volle Berechtigung hat, daß die nächfte 
und ausſchließliche Beranlaffung zur Entwendung des 
Koffers einzig und allein in der Unficherheit des Ber- 
gungsortes deſſelben zu fuchen ift, und fomit, wenn 
die Aufbewahrung des Kofferd an diefem nur wenig 
oder Feine Sicherheit darbietenden Orte auf einem 
ausdrüdlichen Befehle des Reifenden beruhte und der 
Hausknecht diefem Befehle, welchen derfelbe in feiner 
Stellung füglich nicht unbeachtet laffen fonnte, Folge 
leiftete, der Reifende den erlittenen Schaden fich ſelbſt, 
und ohne daß dabei die Dienftleute des Beflagten 
eine abfichtliche Verſchuldung trifft — vergl. 8. 781. 
des bürgerl. Geſetzbuchs — zugezogen haben würde, 
und enblid dem Vorbringen des Bellagten zu 
Einl.Punkt — bis — überhaupt rechtliche Beachtung 
nicht zu Theil werben fönnen, weil es fi; dort um 
eine nur vorbehaltene, nicht aber zugleich auch 
vorgefhügte und zudem um eine foldhe Einrede 
handelt, von welcher der Beflagte allda felbft befennt, 
daß fie ihm wenigftens zur Zeit noch nicht zur Seite 
ftehe, 
fo ift Beflagter den Klägern, dafern Lebtere zu⸗ 
naͤchſt 
1) annoch den Relateid zu Einl.⸗Punkten — — 
und —, als wozu dieſelben, da Beklagter von dem 
ihm nach der Erl. Proc.»Drbn. ad tit. XVII. $. 6. 
zuftändigen Rechte, zu verlangen, daß der Cedent 
fhwöre, feinen Gebrauch gemacht hat, zweifellos 
verbunden find, dahin fchwören, 
daß, wie fie nicht anders wiflen, glauben und 
dafür halten, ur Zeit der Entwendung des beim 
— Einl./Abſchn. gedachten Mufterkoffers aus 
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der Hausflur des Gafthaufes — in M. fi in 

diefem Mufterkoffer außer drei Einfapfaften auch 

noch die in der Klagbeifuge A. nah Nummern, 

Quantität und Qualität verzeichneten Seiden⸗ 

waaren, mit Ausnahme jedoch der beim — Einl.= 

Punkte erwähnten Gegenftände, und eine Partie 

Mufterabfehnitte wirklich befunden haben, 

überdies aber, 

2) gleichzeitig noch fowohl den Werth, welchen 
der entwendete Mufterfoffer und die beim — Einl.s 
Punkte erwähnten drei Stück Ginfagfäften ihrer 
Ueberzeugung nach zur Zeit der Entwendung ge> 
habt haben, wie auch — indeß mit Ausnahme der 
Preife für die in der Klagbeifuge A. unter no. — 
aufgeführten und befage der Klage zu Einl.-PBunft 
— und — wiebererlangten „5 p. Newchwang, 
fowie der Preife für die bei Einf. PBunft — er» 
wähnten und wegen früheren Verkaufes durch den 
Reifenden mit dem Koffer nicht mitgeftohlenen 
15 Dupend Eolibris und + p. Cohras — diejenis 
gen Preife eidlich erhärten würden, zu denen bie 
in dieſer Alagbeifuge A. verzeichneten ſeidenen 
Waaren und die bei der Entwendung des Koffers 
in denfelben gelegenen Mufterabjchnitte zu ber naͤm⸗ 
lichen Zeit ihrer Ueberzeugung nach verfäuflich ges 
wejen find, — wobei jedoch allenthalben der Maris 
malbetrag dieſer Angaben annoch vor der Eibeslei- 
ftung im fünftigen Schwörungstermine richterlicher 
Seits nad) entſprechender vorgängiger Sachcogni⸗ 
tion feſtzuſtellen ſein wird, — 

die Geſammtſumme der durch dieſen Schaͤtzungseid zu 
ermittelnden Werthsbetraͤge, indeſſen in keinem Falle 
eine höhere Summe, als die Bl. — geforderten fünf— 
hundert und vierzehn Thaler 29 Ngr. —, zu 
bezahlen, auch von dem hiernach für die Kläger ſich 
ergebenden Forderungsbetrage denfelben Verzugszinien 
vom Tage der erhobenen Klage ab zu gewähren und 
ihnen die Koften zu erftatten fchuldig, 

es fönnte und würde denn der Beflagte den Grund 
feiner, in der Anmerkung zu Einl.Punkt — bis — 
vorgefchügten Einrebe: 

wornach fein Hausfnecht dem klaͤgeriſchen Reis 

fenden K. bei deſſen Einfehr in fein, Beklagtens, 

Gaſthaus angeboten, den fpäter abhanden ge= 

fommenen Mufterfoffer auf das dem Lepteren 

angewiefene Gaftzimmer zu tragen, K. dies aber 
ausdrüdlih und mit dem -Bemerfen, daß der 

Mufterfoffer unten bleiben möge, abgelehnt haben 

foll, 

binnen dreimöchentlicher Frift, den Klägern der Ges 
genbeweis und beiden Theilen die Gewifiensrüh- 
rung und fonftige Rechtsjuftändigfeit vorbehältlich, 
wie Recht erweifen, folchen Falles ergehet in der 





Hauptfache wie der Koften halber ferner, was Rech⸗ 
tens iſt.“ 

Die am 3. Februar 1869 publicirte Entfcheidung 
des Königl. Appellationdgerichts zu Dresden 
ging dahin: 

„Daß e8 bei der am 27. October 1868 befannt 
gemachten Entſcheidung, infoweit darin den Klägern 
die Leiftung des Bl. — unter 2. geförmelten Schä> 
pungseides, dem Bellagten aber der Beweis ber 
Bl. — flg. und Bl. — flg. vorgefhügten Ausflucht 
nachgelaffen worben, nicht zu lafien. Würde viel: 
mehr Kläger den Bl. — unter 1. geförmelten Eid 
leiften, ingleihen den Grund der erhobenen Klage, 
foviel ihmen bei dem — —, begiehentlih dem — 
Einl.»-Abfchn. daran geleugnet, binnen einer brei- 
wöchentlichen, von der Leiftung dieſes Eides an zu 
berechnenden Frift, Beflagtem der Gegenbeweis, jeboch 
ohne Erſtreckung auf das oberwähnte erceptiwifche 
Borbringen, und die Gewiffensrührung, fowie beiden 
Theilen andere Redhtözuftändigfeiten vorbehältlich, wie 
Recht erweifen, fo ergehet in der Hauptfache fowohl, 
als der Koften halber weiter, was Recht if. Dahin⸗ 
gegen ift die angefochtene Entſcheidung im Uebrigen, 
wie hiermit gefchieht, zu beftätigen und ift Beflagter 
die durch das Rechtsmittel der Kläger verurfachten 
Koften denfelben zu erftatten jchuldig, wogegen bie 
Koften der Berufung des Beklagten zwifchen den Par⸗ 
teien aufgehoben werben. 

Entfheidungsgründe: 

Die vom Beklagten BI. — flg. und Bl. — gegen 
die rechtliche Wirkſamkeit der nach Bl. — flg. bewirk⸗ 
ten Abtretung der geflagten Forderung an bie als 
Kläger aufgetretenen Inhaber der BI. — begeichneten 
Handelsgefellichaft vorgebrachten Einwendungen und 
den damit verbundenen Antrag auf Abweifung der 
Klage hat Man nicht für begründet erachten lönnen. 
Denn der Fagbar gemachte Anſpruch auf Schaben- 
erfag fegt zu feiner Geltendmachung offenbar nicht 
eine bejondere Eigenfchaft des Cedenten der Kläger 
voraus, welche nad) 8. 966. des bürgerl. Geſetzbuchs 
die Abtretung deſſelben zu hindern vermöchte, ſondern 
er ift allgemein vermögensrechtlicher Natur und dem» 
nach nach $. 964. auf dritte Perfonen vermittelft 
Ceſſion übertragbar. Ebenjowenig läßt fich gegen 
die Rechtöbeftändigfeit ber gedachten Ceſſion mit 
Grund einwenden, daß den Klägern nur der Anfpruch 
ihres Gedenten wider den Bellagten, nicht aber auch 
wider etwaige dritte Perfonen, defien Eeffion an fich 
ſelbſt er nach 8.961. des bürgerl. Geſetzbuchs für den 
Fall, daß er den Klägern als Rechtsnachfolgern ihres 
Handlungsreifenden K. den verlangten Schabenerfag 
leiftet, zu fordern berechtigt jei, abgetreten worden ift, 
da einestheild noch gar nicht in Gewißheit beruht, 
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daß und gegen welche dritte Perfonen dem Cedenten 
der Kläger ein diesfallſiger Schädenanfpruch zuftehe, 
anderentheild daraus, daß in ber beigebrachten Gef» 
fionsurfunde ein folder Anſpruch an einen Dritten 
nicht erwähnt worden ift, noch nicht folgt, daß Alä- 
ger außer Stande feien, dem Bellagten wegen ber 
Uebertragung defielben auf ihn, welche er erft nach 
der Erfagleiftung zu verlangen berechtigt ift, 

vergl. Siebenhaar, Gommentar x., Band IL 

Seite 281. zu 8. 1285. 

gerecht zu werben, überhaupt aber auch das Erbieten 
besjenigen, dem bie in dem angezogenen $. 961. er» 
wähnte Abtretungsverbinblichfeit obliegt, dieſe Abtres 
tung bewirfen zu wollen, bei einer auf Schabenerjag 
gerichteten Klage nicht als ein Theil des Klaggrundes 
angejehen werden kann. 

In der Hauptfache war ber vorigen Inftanz darin 
beizutreten, daß durch die Zugeftänpnifle des Beflag- 
ten bei Einl.-PBunften — —, in der Anmerkung zu 
Einl.Bunft —, fowie bei Einl.»PBunften — —, in 
Berbindung mit den Beftimmungen in $. 1280 fig. 
des bürgerl. Geſetzbuchs für den Cedenten der Kläger 
ein Anfpruch wider den Beflagten auf Erjag des ihm 
duch das Abhandenfommen des von ihm mit in den 
Gafthof des Lepteren gebrachten Mufterfoffers aus der 
zu biefem Gafthofe gehörigen Hausflur erwachjenen 
Schadens an und für fi) begründet worden: ift. 
Bellagter hat dies auch nicht fpeciell beftritten, jedoch 
Bl. — flg. und Bl. — fig. ausfluchtsweie behauptet, 
daß der Handlungsreifende K. den Verluft des er- 
wähnten Mufterkoffers dadurch felbft verſchuldet habe, 
daß er bei feiner Ankunft dem in feinem, Beflagtens, 
Dienften ftehenden Hausfnecht, auf deſſen Frage, ob 
er auch den Mufterfoffer auf fein, K.'s, Zimmer brin- 
gen folle, dies mit dem Bemerfen verneint habe, daß 
der Mufterkoffer unten bleiben möge, daß K. auch an 
demjelben Nachmittage diefen Koffer in der Hausflur 
zu zwei verfchievenen Malen geöffnet und wieder ver- 
ſchloſſen und ſonach den Aufbewahrungsort defielben 
gefannt und tharfächlich genehmigt habe, obgleich er 
fi jagen müffen, daß die Hausflur fein fiherer Auf- 
bewahrungsort fei. Im diefem Vorbringen hat Man 
jedoch eine fchlüffige Ausflucht nicht erbliden fünnen. 
Denn daß die Hausflur, aus welcher der fragliche 
Koffer abhanden gefommen ift, ein Beftandtheil feines 
Gafthofs jei, hat Bellagter in der Anmerkung zu 
Einl.Punkt — zugegeben, wenn fi) daher nad 
$. 1283. des bürgerl. Gejegbucdhs die Haftpflicht des 
Gaftwirthes auf alle Räume erftredt, welche zur Aus⸗ 
übung des Gewerbes dienen, jo läßt fich auch nicht 
bezweifeln, daß der Beflagte für die aus diefem Raume 
abhanden gefommenen ®egenftände, vorausgefegt, daß 
feine Haftpflicht für diejelben übrigens begründet ift, 


— 38 


den Gäften ebenſowohl einzuftehen hat, wie für bie 
jenigen, welche in andere, etwa zum Wohnen beftimmte 
Räumlichkeiten eingebracht worden find. Hieran wirb 
auch nach der Anficht der gegenwärtigen Inftanz 
weder Dadurch etwas geändert, daß der Handlungs⸗ 
zeifende K. dem Hausfnechte des Beklagten angeblich 
erflärt hat, daß der Koffer unten bleiben folle, da 
hierin noch feine fpecielle Anordnung dahin liegt, daß 
derfelbe in der Hausflur ſtehen bleiben folle, noch 
dadurch, daß K. fpäter den in der Hausflur ftehenden 
Koffer geöffnet und gegen beffen Aufbewahrung da⸗ 
felbft feine Einwendungen gemacht haben fol. Denn 
die Haftpflicht des Bellagten für diefen Koffer war 
durch die Illation deflelben in die zu feinem Gafthofe 
und Gewerböbetriebe gehörige Hausflur bereitd be- 
gründet, es war daher Sache des Bellagten oder 
deſſen Stellvertreters, fi durch eine K.'n gegenüber 
abzugebenve, dem $. 1287. des bürgerl. Gejegbuchs 
entfprechende Erklärung von biefer Haftpflicht ganz 
oder theilweife zu befreien, worauf jedoch von ihm 
nicht Bezug genommen worden if. Deshalb kann 
auch in dem angegebenen Verhalten K.'s nicht mit 
der vorigen Inftanz Bl. — eine Selbfiverihuldung 
beffelben gefunden werben, zumal fi, wie bemerkt, 
nicht behaupten läßt, daß die Wahl dieſes fpeciellen 
Aufbewahrungsortes unmittelbar von ihm und nicht 
vielmehr von dem in den Dienften des Bellagten 
ftehenden Hausfnecht ausgegangen fei, diefem lepteren 
aber in Hinblid auf die auf Seiten des Bellagten 
bereits begründete Haftpflicht dann, wenn die Haus- 
flur als ein ficherer Aufbewahrungsort nicht angefehen 
werden fonnte, die Unterbringung des eingebrachten 
Koffers an einem hierzu geeigneten Orte im PBarterre 
des Gafihofs obgelegen hätte. Deshalb war auf die 
Berufung der Kläger die vorige Entfcheidung, welche 
dem Bellagten den Beweis feines oberwähnten Vor⸗ 
bringens nachgelaffen hat, in diefem Punkte abzu- 
ändern, auch Beflagter, da dieſe Abänderung dem 
Antrage der Kläger BI. — allenthalben entfpricht, 
in Gemäßheit der Berordnung vom 13. Mär; 1867 
unter VII. zur Erftattung der durch Klägers Rechts- 
mittel verurfachten Koften zu verurtheilen. 

Hiernähft hat Man aber auch der vorigen Ent- 
fheidung darin nicht beizupflichten vermocht, daß 
darnach dem Berlangen der Kläger BI. —, bezüglich 
des Werthes der ihrem Gedenten abhanden gekomme⸗ 
nen Gegenftände ohne Weiteres zum Schägungseide 
zugelaflen zu werben, flattgegeben werben foll. Denn 
wenn ſchon im vorliegenden Falle der ftreitige An- 
fpruch urfprünglich als auf die Reftitution gewiffer 
Gegenftände gerichtet anzufehen war und baher von 
diefem Geſichtspunlte aus ein Bedenken gegen bie 
Zuläffigfeit des juramenti in litem nicht vorliegen 





würbe, fo ift diefelbe body nach der auch vom König- 
lichen Appellationsgericht befolgten Rechtsanſicht nicht 
auf alle Fälle, in denen eine Verpflichtung des Be- 
Hlagten zum Schavenerfage begründet ift, auszubehnen, 
fondern auf diejenigen zu befchränfen, in denen ber 
Schaden dur Ungehorfam gegen richterliche Anorb- 
nungen, durch dolus oder durch culpa lata des Er- 
fagpflichtigen entftanden ift. 
vergl. Sintenis, das praftifche gemeine Civilrecht, 
Band II. 8. 86. not. 36. Seite 81 fig. 
Schröter, in der Zeitfchrift für Eivilrecht und 
Proceß, Band VII. Seite 362. 378. 
von Bangerom, Lehrbuch der Pandekten, Band I. 
8. 171. Seite 266. ed. VII. 
Mommjen, Beiträge zum Obligationenrecht, Bd. IL. 
8.23. Seite 261. 
Eurtius, Handbuch des Eivilrechts, Band III. 
Abtheilung 1. Seite 9. 
Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle vom 
Jahre 1864. Seite 310. 312. 

Im gegenwärtigen Falle aber lann die dem Be- 
klagten, beziehentlich defien von ihm zu vertretenden 
Dienftperfonal zur Laft fallende Fahrläffigkeit nad) 
$. 122. des bürgerl. Geſetzbuchs nur als eine geringe 
angejehen werden. Es liegt daher fein ausreichender 
Grund vor, von dem allgemeinen Rechtögrundfage, 
daß auch die Höhe des erlittenen Schadens von dem 
deſſen Erfag Fordernden durch die gewöhnlichen Bes 
weismittel dargethan werden muß, abzugeben und 
den Beklagten bei der Erfüllung feiner vertragamäßi- 
gen Berpflichtungen durch eine ohnehin nur auss 
nahmsweiſe und unter Berüdfichtigung aller einſchla⸗ 
genden Umftände zuläffige proceffualifche Begünftigung 
der Gegenpartei zu befchweren, und zwar um jo weni» 
ger, als nach den von den Alägern in Betreff der 
fraglichen Gegenftände in der Klage gemachten Ans 
gaben nicht anzunehmen ift, daß fie den Werth der- 
felben durch andere Beweismittel, ald den Würde: 
rungseid, darzuthun gänzlid außer Stande feien, 
auch dadurch der Frage, ob bei Prüfung der Ergebs 
niffe eines künftigen Beweiſes ber fraglichen Klag- 
behauptungen auf die Schwierigkeit des den Klaͤgern 
obliegenden Beweifes ihrer Werthsangaben mit Rüd- 
ficht zu nehmen fei, keineswegs präjubicirt wird. Es 
ward daher den Klägern unter Abänderung der vori- 
gen Entfcheidung in diefem Punkte der Beweis der 
vom Bellagten geleugneten Klagbehauptungen, foweit 
fie fih auf den Werth der abhanden gefommenen 
Gegenftände beziehen, da diefelben ald von dem Bl. — 
übrigens über die Klage fammt Beilagen gebrauchten 
Eidesantrage ausgefchloflen anzufehen find, aufzu- 
erlegen. Dem Antritte dieſes Beweifes hat jedoch die 
Leiftung des ihm über den — Einl.⸗Abſchn. Bl. — 


zurüdgegebenen Eides vorauszugehen, da dem Beflag- 
ten nicht anzufinnen ift, fi in ein den Werth der 
fireitigen Gegenftände betreffendes Beweisverfahren 
einzulaffen, fo lange nicht durch dieſe Eidesleiftung 
in rechtliche Gewißheit gefept ift, daß er zum Erfage 
derfelben wirklich verpflichtet ift. Durch dieſe Abände- 
rung der vorigen Entſcheidung erledigen fich zugleich 
die vom Bellagten BI. — flg. unter b. 3. und 5. 
aufgeftellten Beichwerbepunfte von felbft, wogegen fich 
bie vierte Beichwerde Bl. — als völlig unerheblich 
darftellt, da in die BI. — unter 1. zu leſende Eides⸗ 
formel felbft die im — Einl.-Abfchn. enthaltene 
Behauptung, welche ſich auch für den gebrauchten 
Eidesantrag gar nicht eignen würde, nicht mit aufs 
genommen worben if. 

Die Koften des Rechtsmittel des Beflagten waren 
zu compenfiren, ba bie vorige Entſcheidung auf daffelbe 
nur zum Theil abgeändert worben ift.“ 

Diefe Entſcheidung, gegen welche beide Theile 
appellirten, wurbe durch Erfenntnif des Königl. 
DOberappellationsgerichtö zu Dresden, publicirt 
am 31. Mai 1869, beftätigt und waren demſelben 
folgende Gründe beigegeben: 

„A- Die Appellation des Beklagten betr. 

Bellagter hat nicht in Abrede geftellt, daß er die 
Beherbergung von Fremden in dem ihm zugehörigen 
Gaſthofe — in M. gewerbmäßig betreibt, daß ber 
Reifende der Kläger, Auguft K., am 27. März 1868 
bei ihm eingefehrt ift, und daß während der Zeit, zu 
welcher legterer bei ihm gewohnt hat, von dem Reifes 
gepäd befielben der in der Hausflur aufbewahrte for 
genannte Mufterkoffer entwendet worben ift. Obwohl 
nun Bellagter feine durch die Aufnahme K.'s mit 
feinen eingebrachten Sachen begründete Haftpflicht 
an und für fich nicht beftreitet, fo glaubt er dennoch, 
daß dieſelbe nach Maafgabe der Vorfchrift in $. 1285. 
des bürgerl. Gefegbuchs deshalb in Wegfall gekommen 
fei, weil der genannte Reifende felbft den Diebftahl 
des Muſterkoffers verjchuldet habe, Die in dem 
erceptivifchen Vorbringen BI. — fig. und — flg. ans 
geführten Thatfachen reichen jedoch nicht aus, um 
eine Verſchuldung K.'s im Sinne des $. 1285. verb. 
mit 8. 688. des bürgerl. Gefegbuchs in fchlüffiger 
Weiſe zu begründen. 

Denn der Bellagte hat ſich Bl. — flg. und — flo. 
in diefer Beziehung lediglich darauf bezogen, daß ber 
Reijende der Kläger, als er nach feiner Ankunft im 
Gaſthofe von dem Hausfnecht des Bellagten gefragt 
worben fei, ob er auch den Mufterfoffer auf das ihm 
angewiejene Zimmer bringen folle, diefe Frage mit 
dem Bemerfen verneint habe, daß der Mufterfoffer 
unten bleiben möge, worauf der Hausknecht den einen 
nach BI. — mit den Kleidern des Reifenden gefüllten 
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Koffer auf deſſen Zimmer gebracht, den Mufterfoffer 
aber in der Hausflur des Gaſthofs habe ftehen laffen. 
Die erfte Inftanz hat BI. — darauf Gewicht gelegt, 
daß der Reijende bei Unterbringung des feinen Prin- 
eipalen zugehörigen Kofferd nicht dieſelbe Sorgfalt 
eines ordentlichen aufmerffamen Hausvaters, welche 
er bei Aufbewahrung feines eigenen Reifegepädes 
bewiejen, angewendet habe (8. 688. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs). Gegen diefe Anficht ftreitet jedoch, daß 
bei Erörterung der Frage, ob Jemand in feinem 
Benehmen die Sorgfalt eines diligens pater familias 
beobachtet habe, die in dem concreten Falle vorgeles 
genen objectiven Momente zu berüdfichtigen find, und 
mithin zu unterfuchen ift, welche Vorfichtsmaaßregeln, 
Vorkehrungen u. f. w. in einem folchen Falle von 
Männern angewendet zu werben pflegen, bie man 
als forgjame aufmerffame Männer betrachtet. 

Bergl. Mommfen, Beiträge zum Obligationsrecht, 

Abth. 3. ©. 362 fig. 

Da nun ein Gaftwirth für alle Sachen, welche 
ein dafelbft verfehrender Fremder thatfächlich einbringt, 
haftet, und dieſe Haftpflicht ſich nicht nur auf alle 
Räume, welche zur Ausübung des Gewerbes dienen, 
erftredt, fondern fich auch auf jede Art der Entwen- 
dung, gleichviel ob fie vom Wirth, oder von deſſen 
Leuten oder von Dritten ausgeht, bezieht (vergl. 
$$. 1282. 1283. 1285. des bürgerl. Gefegbuchs), fo 
fann dem Reifenden der Kläger aus dem Grunde, 
weil er den Mufterfoffer nicht, wie fein eigenes Reife 
gepäd, auf das ihm angewiefene Zimmer hat tragen 
laſſen, eine eigne Verſchuldung im Sinne des 8. 688. 
des bürgerl. Gefegbuchs nicht beigemefien werben, 
indem er hierbei Tediglich von dem ihm zuftehenden 
Befugnifie, die Obhut des Mufterkoffers dem Gaft- 
wirth, bei welchem er eingefehrt ift, anzuvertrauen, 
Gebrauch gemacht hat. Auch zeigt ſchon die vom 
Hausknecht an den Reifenden nad Bl. — geflellte 
Frage: „ob er auch den Mufterfoffer auf das Zimmer 
bringen folle”, daß in dem Gafthof des Beflagten 
die von Geſchaͤftsreiſenden mitgebrachten Mufterkoffer 
nicht ohne Weiteres, wie dies bei dem Reifegepäd 
gewöhnlich gefchieht, fondern nur auf ausdrüdliches 
Verlangen auf das angewiefene Zimmer getragen, 
und dafelbft untergebracht zu werben pflegen. Eben- 
fowenig ift in der vom Reifenden ertheilten Antwort, 
daß der Mufterkoffer unten bleiben möge, eine An 
orbnung dahin, daß ber gedachte Koffer in der Haus: 
flur untergebracht werde, enthalten, da hierin nur die 
Willensäußerung des Reifenden, daß er nicht den 
Transport ded Mufterfoffers auf fein Zimmer, fon- 
dern deſſen Unterbringung in eine nicht näher bezeich⸗ 
nete Parterrelocalität wünfche, zu erbliden ift. Nicht 
minder ift der Umftand, daß der Reifende während 
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feines Aufenthaltes in Bellagtens Gafthof den in ber 
offenen Hausflur ftehenden Mufterkoffer geöffnet, und 
aus diefem Grunde von der Aufbewahrung des Koffers 
an einem gegen Entwendungen volle Sicherheit nicht 
darbietenden Orte Kenntniß erlangt hat, für die Ent- 
ſcheidung einflußlos, weil die nähere Beftimmung 
derjenigen Räume, in welchen die von den Fremden 
mitgebrachten Sachen unterzubringen find, von dem 
Ermeflen des Wirth abhängt, und der Fremde bei 
den diesfalls vom Wirth oder feinen hierzu beftellten 
Dienftleuten getroffenen Maafregeln um jo eher Bes 
ruhigung faflen darf, als er vorausfegen muß, daß 
der Wirth der ihm obliegenden Berpflichtung, die 
Zugänge zu feinen für das gaftwirthichaftliche Gewerbe 
dienenden Räumen gehörig überwachen zu laflen, 

vergl. Siebenhaar, Kommentar, Thl.2. ©. 280. 

zu $. 1281. des bürgerl. Geſetzbuchs. 

nachfommen werde. Ueberdies zeigt die Faſſung der 
Vorfchriften in 88. 1280 flg., daß die Illation der 
Sachen Seiten des in den Gaſthof einkehrenden 
Fremden zu Begründung der Haftpflicht des Gaſt— 
wirths genügt, ohne daß außerdem eine perfönliche 
Thätigfeit des Fremden, 5. B. die Eröffnung des ver- 
ſchloſſenen Kofferd und Vorzeigung des Inhaltes deſ⸗ 
felben, oder die Concurrenz des Gaſtes bei der Be— 
ftimmung und Ueberwachung des Aufbewahrungsortes, 
erfordert wird. Will der Wirth die Haftpflicht für 
die eingebrachten Sachen nicht übernehmen, fo hat er 
folches nach $. 1287. des bürgerl. Geſetzbuchs fofort 
bei der Aufnahme des Fremden zu erflären. Eines 
befonderen Nachweiſes bedarf ed nicht, daß die facti- 
fhen Unterlagen der vom Bellagten Bl. — angezo— 
genen Fälle, wo Geld oder eine Uhr, welche der Gaſt 
auf dem Abtritt oder auf der Treppe des Gafihaufes 
hat liegen lafien, geſtohlen worben, oder die Entwen- 
dung der Sachen aus dem dem Gaft angewiejenen 
Zimmer zu einer Zeit, zu welcher der Gaft dajjelbe 
bei feinen Ausgängen nicht verfchloflen gehabt, erfolgt 
it, von dem jegt zur Entfcheidung vorliegenden Falle 
völlig verfchieden find. 

Die übrigen Einwendungen des Beklagten gegen 
die Schlüffigfeit der Klage find bereits in voriger 
Inſtanz BI. — flg. ausreichend widerlegt worben. 

B. Die Appellation der Kläger betr. 

Die vorige Inftanz hat den von der erften Inftanz 
Bl. — flg. unter 2. bezüglich des Werthes der geftohs 
lenen Gegenftände erfannten Schägungseid in Wegfall 
gebracht, vielmehr in diefer Beziehung Bl. — auf den 
Beweis der Werthsangaben bei den Einl.-Abfchn. — 
und — erkannt. Die gegen diefe Entſcheidung ges 
richtete Appellation der Kläger verdient feine rechtliche 
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Beachtung. Denn das Bedenken Bl. —, ob die Be- 
ſchwerden des Bellagten ausreichende Beranlaflung 
zu der ertheilten Reformatoria dargeboten haben, er- 
ledigt fih dur das Bl. — erwähnte allgemeine 
Gravamen, mittelft deſſen Beflagter die Abweifung 
der Klage in der angebrachten Maaße beantragt hatte, 
indem der erfennende Richter nad) der Anficht des 
Oberappellationsgerichts zufolge dieſer Beſchwerde nicht 
nur berechtigt, jondern fogar verpflichtet war, zu prü- 
fen, ob in dem Falle, daß die Klage nicht ohne Wei- 
tered zurüdzuweifen fein follte, nach anderen von dem 
Appellanten nicht fpeciell im Voraus beantragten Rich⸗ 
tungen bin zu Gunften des lepteren das angefochtene 
Erfenntniß abzuändern fei. Nicht minder unrichtig 
ift die Behauptung der Kläger BI. —, daß fie fi) in 
der Klage in Betreff der Werthsangabe des Eides- 
antrags bedient hätten, da fie fich vielmehr BL. — zur 
Ableiftung des Schägungseides erboten haben, ganz 
abgefehen davon, daß die Frage, ob der Eidedantrag 
zuläffig gewefen fein würde, nicht unerheblichen Be— 
denfen unterliegt. 

Was die Hauptfache anlangt, fo fteht dem Gafte, 
weldyer die actio de recepto gegen den Wirth anges 
ftellt hat, ein unbedingtes Recht, ohme alle vorgängige 
Beicheinigung des Werthes der abhanden gefommenen, 
beziehentlich geftohlenen Sachen zur eidlichen Beftär- 
fung ded Werth derſelben zugelaſſen zu werden, nicht 
zu, vielmehr a vom gr des Richters ab, 
ob zunächft auf Beweis oder fofort auf den Beitär- 
fungseid zu erfennen fei. 

vergl. Glüd, Commentar, Th. 6. S. 122. 
Wochenblatt f. m. Rechtsf. Jahrg. 1864. S. 312. 

Daß nun im vorliegenden Falle eine Beweisauf- 
lage nicht zu rg ift, erfcheint dem Oberappellas 
tiondgericht, mit Rüdficht auf die beſondere Beichaffen- 
heit der geftohlenen Sachen BI. — flg., die allgemeinen 
Werthsangaben in der Klage, von denen z. B. die 
der Anzahl und Größe nach nicht näher bezeichneten 
Mufterabjchnitte Bl. — ganz im Allgemeinen auf 
95 Thle. — —= von den Klägern — ** worden 
ſind, und den nicht unbetraͤchtlichen Geſammtwerth 
der geſtohlenen Effecten nicht zweifelhaft. Eines Ein— 

ehens auf die Frage, ob und welcher Brad der Vers 
——— dem Beklagten, beziehentlich deſſen Stellver⸗ 
treter bei Aufbewahrung des Mufterkoffers zur Laſt 
falle, bedarf es nicht, da jelbit, wenn die Vorauss 
fegungen, unter denen auf ein jus jurandum in litem 
erfannt werden fann, vorliegen follten, das willfürs 
liche Ermeflen des Schwörenden nicht allein entfchei= 
den, fondern die Zuerkennung diefes Eides die Bei- 
bringung factifcher Unterlagen vorausfepen würde, um 
den Richter in den Stand zu fegen, von dem ihm zu— 
ftehenden Moderationsrechte Gebrauch zu machen. 

Da die Berufungen beider Parteien ald unbeacht: 
lich fich darftellen, fo ift jeder Theil zu Erftattung der 
durch das von ihm gebrauchte Rechtsmittel verurſach⸗ 
ten Koften verurteilt worden.” 


— nn nn — 
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Die Rechtöverhältniffe rüdfichtlich einer ausdrück⸗ 
lih auf den Inhaber Tautenden Lebenäverfiche- 
rungspolice. — Iſt eine Lebendverficherungspolice 
auf den Inhaber geftellt, jo kann die Berechtigung 
zu Einhebung der Berficherungsfumme nicht ald 
Beftand bed Nachlaffes des Berficherten gelten. 


Mitgetheilt von 
Herrn —n— in D. 


©. und ©t., von denen der Erftere weniger be- 
mittelt, der Leptere aber das Kind reicher Eltern war, 
hatten von Jugend auf in Freundfchaft mit einander 
gelebt. Nachdem Beide die Kaufmannfchaft erlernt, 
affociirten fie fih unter der Firma „St. und ©.” in 
Eh. im Jahre 1865. Hierbei verpflichtete ſich St., 
dem Geichäfte foviel Gelpmittel zur Verfügung zu 
ftellen, als nöthig fein würden, ©. dagegen behielt 
ſich zwar vor, nad) Möglichkeit Gefchäftseinlagen zu 
machen, vor Allem aber follte er nach dem Willen 
der Compagnons durch feine Thätigfeit und feine aus— 
gebreiteten Belanntfchaften für das Geſchäft wirken. 
Die junge Firma blühte rafch empor und erfreute fich 
bald eines namhaften Rufes, und es wurde hierdurch 
das Freundfchaftsband der beiden Affocies nur immer 
fefter gefnüpft. 

Im Herbfte 1865 wurden die Inhaber der Firma 
Et. und S. von einem Agenten der Lübeder Lebens- 
verſicherungsgeſellſchaft aufgefucht und aufgefordert, 
ihr Leben gegenfeitig zu verfihern. Derfelbe wußte 
ihnen namentlich dringend an das Herz zu legen, wie 
vortheilhaft ed im Kalle des Todes des Einen bei 
Auseinanderjegung mit den Erben deſſelben für den 
Ueberlebenden fein werde, die Berficherungsiumme in 
die Hände zu befommen, welche ihn in den Stand 
ſetzen werde, die Liquidation der Geſellſchaft fchleunigft 
zu vollziehen. S. und St. liefen ſich hiervon über- 
zeugen, und fchloflen hierauf durch den Letzteren mit 
der Lebensverficherungsgefellfchaft zu Luͤbeck noch im 
Jahre 1865 einen Verficherungsvertrag ab, vermöge 
deſſen der Weberlebende im Todesfalle des Anderen 
5000 Thaler zu beanfpruchen hatte. Der Habilität 
wegen und auf befonderes Anrathen des Agenten, 
welchem von der Banfdirection angeblih empfohlen 
war, möglichft auf Austellung von InhabersBolicen 
binzuwirfen, wurden über diefe Verficherung zwei für 
den Todesfall jedes Einzelnen berechnete und auf den 
Inhaber lautende Policen ausgeftellt und den Inhabern 
der Firma St. und ©. behänbdigt. 

Am 24. Februar 1867 ftarb plöplih St. Der 
Vater und einzige Erbe defielben ſetzte fich hierauf mit 
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©. wegen Liquidation der Handelsgeſellſchaft durch 
einen Bevollmächtigten in Verbindung, und ließ bier 
bei durch Legteren bei S. auch anfragen, ob verfelbe 
wohl wifie: ob, wie hoch und bei welcher Gefellichaft 
fein Sohn verfichert gewefen ſei? S. gab hierüber 
unummwundene Auskunft mit dem Bemerfen, daß er 
im Befige der Police und der legten Prämienquittung 
fei, auch bereitd Schritte gethan habe, um die Ver— 
fiherungsfumme ausgezahlt zu erhalten. Der Bevoll- 
mächtigte von St. sen. forderte hierauf Herausgabe 
diefer Papiere von S., und da folche ihm unter Mit- 
theilung ber Sachbewandtniß verweigert wurde, erhob 
St. unter dem 23. Mär; 1867 vor dem K. Bezirks— 
gerichtsamte zu Eh. gegen S. Klage auf Herausgabe 
der beregten Documente und beantragte gleichzeitig 
die gerichtliche Inhibition der Verficherungsfumme bei 
dem Agenten der Luͤbecker Verficherungsgefelichaft 
zu Ch., hiermit eventuell Appellation gegen bie Ab- 
ſchlagung diefes Antrags verbindend, welcher er jedoch, 
nachdem abfällige Beicheidung erfolgt, auch bereits 
Berihtsabgangstermin anberaumt worben war, in 
der zweiten Hälfte des April bis auf Weiteres wieder 
entfagte. 

In dem am 27. April 1867 ftattgehabten Güte 
und Rechtötermin fam ein Vergleich nicht zu Stande, 
im Verfahren beftritt der Bellagte die Competenz des 
Proceßgerichts, weil nach feiner dem oben Mitgetheil- 
ten conformen Darftellung die Verficherung zum Zwecke 
bereinftiger Liquidation der Societät abgefchlofien 
worden, und weigerte fich im Uebrigen, die Police 
herauszugeben. Leptere duch Erhebung des Ver— 
ficherungscapitals, wie beflagtifcher Seits tendirt 
worden, zu verwerthen und dadurch Die Klage gegen- 
ftandslos zu machen, war Bellagter auch nad; Abwei- 
fung des beim Procefigerichte geftellten Inhibitions— 
antragd duch einen neuen Coup des Klägers ver- 
hindert worden. 

Der Kläger hatte nämlich inzwifchen nicht Genüge 
daran gefunden, den früheren Aſſocié feines Sohnes 
in einen weitfichtigen Proceß zu verwideln, fondern 
da das Givilgericht feinen Antrag auf Inhibitione- 
maaßregeln für nicht begründet erachtete, hatte St. 
ih an die Staatsanwaltfchaft gewendet, um durch 
diefe die Inhibition der Verſicherungsſumme zu erlan- 
gen, und den Beflagten wegen Betrugs und Unter- 
ſchlagung in Unterfuchung zu bringen. 

Der Beflagte ſprach fich über diefen Zwifchenfall 
in einer Beſchwerde folgender Maafen aus: 

„ec. Ich wurde demgemäß (am 6. April 1867) 
in der Zeit von 412 Uhr Vormittags durch einen 
Gerichtsdiener erjucht, vor 12 Uhr zum Herrn 
St.-A. E. zu fommen, welcher mich in einer 
Angelegenheit zu befragen habe. Ich begab mich 


deshalb zur gewöhnlichen Zeit dahin und wurbe 
auch alsbald vorgelaffen. — Herr &. fagte mir, 
daß eine Klage des Heren St. gegen mich vor« 
liege, die mir ja auch bereits befannt fei, und 
forderte mich zur Herausgabe der auf den Namen 
meined verftorbenen Aflocie lautenden Police, 
wogegen ich mich — — dahin zu verantworten 
ſuchte, daß St. feine vermeintlichen Anſprüche 
auf die Police ſchon im eivilrechtlichen Wege zur 
Geltung gebracht habe und die Angelegenheit 
ihon zum Austrage gelangen werde. — Hierauf 
forderte mich Herr X. auf, die Police unter allen 
Umftänden herauszugeben, und ald ich ihm ent» 
ſchieden erflärte, daß ich dies nicht thun werde 
und überhaupt nicht thun fünne, da ich fie zur 
Erhebung des Geldes bereitd dem Agenten der 
Gejellfchaft übergeben habe, — — verhaftete er 
mich und ließ mich durch einen Gerichtödiener 
in Gewahrfam bringen — —. Bis ungefähr 
44 Uhr war ich inhaftirt, hierauf warb ich dem 
Heren &. vorgeführt — —. Ich wurde von 
demfelben verhört und ſchließlich veranlaßte er 
mich, die Inhibition der Police zu genehmigen, 
morein ich denn auch aus Furcht, daß mir an« 
bernfalld die Freiheit wieder entzogen würde, 
willige — — 1.” 

Auf Grund der vom Beklagten dergeftalt zu Pros 
tofoll erflärten Genehmigung ber Inhibition der ftreis 
tigen Police hatte der Staatsanwalt X. an bie 
Direction der Lebensverficherungsgefellfchaft zu Lübeck 
Inhibitorialverfügung erlaffen. 

Am 17. April erflärte indeflen Beflagter, daß er 
die nach Vorftehendem ertheilte Genehmigung wider- 
rufe, und unter dem 4. Mai erftredte der Rechts— 
anmwalt beflelben die von ihm wider das von der 
Staatsanwaltfchaft feinem Gonftituenten gegenüber 
eingehaltene Verfahren erhobene Beſchwerde auf die 
ausgebrachte Inhibition. 


Hierauf wurde dem Bellagten am 20. Mai eine 
Verfügung der Königl. Oeneralftaatsanwaltfchaft ers 
öffnet, wodurch die Befchlagnahme der Police wieder 
aufgehoben ward. Sofort darauf that Bellagter die 
nöthigen Schritte, und erhielt am 1. Juni 1867 
die Verficherungsfumme ausgezahlt. — Am gleichen 
Datum ging, auf die inzwifchen vom Kläger fort- 
geitellte Appellation gegen die vom Proceßgerichte er— 
langte abfällige Beicheidung auf fein Befchlagnahmes 
gejuch, bei dem Rechtsanwalte des Beklagten folgende 
Verordnung des Königl. Appellationsgerichte 
zu Zwidau ein: 


„ic. Wenn jedoch, nachdem der Impetrant gegen 
den Impetraten auf Herausgabe ber fraglichen Lebens⸗ 
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verficherungspolice nebft zubehöriger letzter Praͤmien⸗ 
quittung Klage erhoben hat, diefe Police res litigiosa 
geworden ift, und in einem berartigen Falle es zu 
Begründung eines Inhibitionsgefuchs der Beſcheini⸗ 
gung der Gefahr des Verluftes des betr. Anſpruchs 
oder einer zu befürdhtenden erheblichen Erſchwerung 
der Rechtöverfolgung nicht erft bedarf, übrigens das 
von der Staatdanwaltichaft zu Eh. nah BI. — an—⸗ 
gebrachte Verbot, felbft wenn es noch fortbeftehen 
follte, was jedoch von dem Impetranten in einer 
neuerlichen Eingabe beftritten worden, die Stelle der 
beantragten Inhibition nicht zu erjegen geeignet fein 
würde, fo ergehet, in Beachtung des ergriffenen 
Rechtsmittels, an — Gerichtdamt bei Remiffion der 
eingejendeten Acten andurch Verordnung, dem Ans 
trage des Impetranten gemäß mit Erlaß der Inhibi— 
tion zu verfahren ꝛc.“ 

Jedoch, da inmittelft, wie erwähnt worden, der 
Bellagte die Verficherungsfumme ausgezahlt erhalten 
hatte, fo war damit ebenfowohl das Beichlagnahmes 
gefuch des Klägers erledigt, wie die Klage jelbft ge 
genftandslos geworden, und ed renuncirte daher der 
Kläger, wiewohl erft nad) einem vergeblichen Ber- 
fuche, die von dem Beflagten erhobenen 5000 Thaler 
—⸗—⸗ſelbſt gerichtlich in Befchlag nehmen zu laſſen, 
im Sommer 1867 dem erhobenen Proceffe, che es zu 
einer Entfcheidung in materialibus hatte fommen 
fönnen. — 

Im Mai 1868 nun erhob St. abermald Klage 
gegen S. Er begründete dieſelbe im Hauptwerfe 
durch die nämlichen Anführungen, wie im früheren 
Procefie unter dem Behaupten: Bellagter habe ſich 
feiner Zeit unrechtmäßiger Weife in den Befig der 
Police, wie auch fpäter deren Werthes gefept, und 
richtete das Petitum auf Herausgabe der erhobenen 
Verficherungsfumme von 5000 Thalern —⸗ —⸗ cum 
annexX, 

Der Bellagte berief fih in der Hauptſache auf 
diefelben Thatjachen, welche er der früheren Klage 
opponirt hatte, im Uebrigen die (wenn auch nicht 
unrechtmäßige) Anfichnahme der Police, jowie bie 
Erhebung des Verfiherungsbetrags einräumend. 

Am 14. November 1868 wurde hierauf folgendes 
Urthel des Königl. Bezirksgerichts zu Chemnig 
befannt gemacht: 

„ic. Weiter hat Kläger fi ald Erben feines in 
der Klage benannten Sohnes Friedrich Auguft St. jun. 
durch beizubringende Beglaubigung der Bl. — fig. in 
Abſchrift erfichtlichen beiden Zeugniffe zu rechtfertigen. 
Und würde fodann Belflagter die Bl. — von ihm 
vorgefchügte Ausflucht, daß die in der Klage bejchries 
bene Lebensverficherungspolice über 5000 Thlr. — —r, 
welche auf den Namen des genannten St. jun. ge 
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ftellt geiwefen, in bem zwifchen ihm und genanntem 
St. jun. eingegangenen Gefellfhaftövertrage begriffen 
geweien, und einen Theil des Gejellichaftsvermögens 
gebildet habe, binnen dreimöchiger, von Zeit der ihm 
über die Hägerifche Erblegitimation zugehenden Nach» 
richt zu berechnender Frift, Alägerm ıc., wie Recht 
erweifen, fo ergehet ferner in der Sache, ſowie der 
Koften halber, was Recht ift ıc. 
Entfheidungsgründe: 

Kläger ftellt den Grund der dermalen erhobenen 
Klage darauf, daß fein Sohn und Erblaffer, welcher 
Handlungsgefellichafter des Belflagten geweſen, fich 
im Befige der in der Klage befchriebenen, auf des 
BVerftorbenen Namen lautenden Lebenspolice über 
5000 Thlr. — = —» befunden, welche er in dem ge- 
meinfchaftlichen Handlungscomtoirfchranfe aufbewahrt, 
woraus aber nach deſſen Tode der Beflagte diefe Police 
genommen, dieſe auch bei dem betreffenden Berfiche- 
zungsinftitute nach ihrem Nennwerthe baar eingehoben 


Was zuvörberft die Competenz des Procefgerichts 
betrifft, fo ift diefelbe nach der Anficht des Bezirks— 
gerichts infofern begründet, ald es ſich hierbei um 
eine Thathandlung des Beklagten, nämlich) dad Weg- 
nehmen der Police handelt, was nicht unter die Be- 
griffsbeftimmung 8.8. sub 3.a. der Verordnung vom 
30. December 1861 betreffend das Handelsgeſetzbuch 
gehört. 

Der Klaggrund, nämlih das MWegnehmen und 
Verwerthen der Police, ift von Bellagtem bei dem 
Ginlaffungsabfhnitte 12. und 21. zugeftanden, und 
es bedurfte nicht, wie Beflagter Bl. — vermeint, des 
Anführens in der Klage, daß Bellagter fehlerhaft be- 
feflen. 

Das Einlegen der Police des Berftorbenen im 
Gaffafchranfe, felbft wenn es nicht, wie Kläger be 
hauptet, an einer geſonderten Stelle, wo defunctus 
feine Privatpapiere aufbewahrt, gefchehen fein follte, 
berechtigt den Beflagten nicht fo ohne Weiteres, dies 
felbe als Geſellſchaftseigenthum anzufehen, vielmehr 
bedurfte es hierzu in Gemäßheit Artt. 90 fig. des 
Deutſchen Handelsgefegbucdhs einer ausdrüdlichen Be- 
ftimmung im Handelögefellfchaftsvertrage. Eine folche 
Beftimmung hat jedoch Beflagter ausfluchtsweife vor- 
gebracht, und es wird ihm daher obliegen, dies und 
daß die vom Kläger (Einl.⸗Abſchn. 7.) zugegebene 
Abfindung mit 2000 Thle. — — bei Theilung des 
Gefellihaftsvermögens den Betrag jener Police fchon 
in fich begriffen habe, zu beweifen. 

Der Antritt diefes Beweifes kann jedoch dem 
Beklagten nicht eher angefonnen werben, als bis ihm 
die Hägerijche Erblegitimation befannt gemacht worden 
fein wird, denn es ift dem Antrage Klägers Bl. — 


auf entiprechende Beglaubigungen vom Proceßgerichte 
zur Zeit noch nicht gefügt worden 10.” 

Auf Appellation des Bellagten erging unter dem 
20. April 1869 folgende Entfcheidung des Königl. 
Appellationsgerichts gu Zwidau: 

„Daß der Kläger Demjenigen, was ihm der Beis 
bringung feiner Activlegitimation, fowohl deflen Ber: 
treter Demjenigen, was ihnen ihrer Proceßlegitimation 
halber BI. — aufgegeben worden, nad Bl. — nun» 
mehr zur Genüge nachgekommen. 

Anlangend die Hauptfache, fo ift das Eingangs 
gedachte Urthel (erfter Inftanz), des ergriffenen Rechts⸗ 
mitteld ungeachtet, zwar, wie hiermit gefchieht, zu 
betätigen, jedoch; auf Beklagtens zweite Beſchwerde 
mit der Erläuterung, daß auf ber zweiten Seite des 
— Metenblattes, auf der zweiten bis mit elften Zeile 
von Oben, anftatt der Worte: „die Bl. — fig.” ıc. 
bis mit „Geſellſchaftsvermögens gebildet habe‘ die 
Worte: „fein erceptivifches Borbringen Bl. — fig.” 
zu fegen find ıc. 

Gründe: 

Die von dem Beflagten vorgefchügte Ausflucht 
bes incompetenten Gerichtöftandes verdient feine recht: 
liche Beachtung. 

Denn der Kläger Hagt nicht etwa aus einem 
Rechtsverhältniffe, welches aus dem zwifchen feinem 
verftorbenen Sohne und dem Beflagten beftandenen 
Handelögefellfhaftsvertrage entftanden ift, auf Her- 
auszahlung der libellirten 5000 Thle. — —, ſon⸗ 
dern fügt feine Klage auf eine angeblich von dem 
Beklagten fid) zu Schulden gebrachte eigenmächtige 
und wiberrechtlihe Handlung, indem derſelbe die 
feinem Sohne zugehörig gewefene Lebensverſicherungs⸗ 
police aus dem Gaflafchranfe, in welchen diefer fie 
eingelegt gehabt, heraus» und an fi genommen 
habe, 

Dei Beantwortung der Frage aber, ob die han— 
delögerichtliche Competenz begründet fei, oder nicht, 
ift jelbitverftändlich auf das Anführen des Klägers 
in feiner Klage, nicht auf die noch unerwiejenen Be— 
hauptungen des Bellagten Rüdficht zu nehmen. 

Das diesfallfige Vorbringen des Klägers reicht 
auch zur jchlüffigen Begründung der Klage vollfommen 
aus, und bedurfte es nicht der Bezugnahme auf ſon— 
ftige befondere Umftände, aus welchen zu entnehmen, 
daß der Befig der Police Seiten des Bellagten ein 
ungerechtfertigter geweſen. 

Denn nad) der Police hat der mehrgedachte Sohn 
des Klägers fein Leben für 5000 Thlt. — — ver 
ſichert. 

Es iſt daher auch im Zweifel, und bis zu dem 
Beweiſe des Gegentheils, anzunehmen, daß das Recht, 
die Verſicherungsſumme nach dem Tode des Verſicher⸗ 
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ten zu erheben, nur den Erben des Lepteren, bezie⸗ 
hentlich demjenigen, auf welchen St. jun. oder deſſen 
Erben dieſes Befugniß übertragen, zugeftanben habe. 

Auch läßt fich der Natur der Sache nad) daraus 
allein, daß der verftorbene St. die mehrberegte Police 
in dem Gaffafchranfe, welcher fi) in dem gemein- 
ſchaftlichen Gefchäftscomtoire befunden, aufbewahrt 
gehabt, nicht fchon herleiten, daß foldhe Eigenthum 
der Gejellfchaft geweſen. 

Deflagter, welcher eingeräumt hat, fi ohne Ein- 
willigung des Klägers nach dem Tode des Sohnes 
defielben in den Befig der Police gefegt zu haben, 
mußte fi) daher, um die Verpflichtung zu Heraus- 
gabe des Betrages der von ihm erhobenen Berfiche- 
rungsſumme von fi) abzulehnen, erceptionsweije auf 
Umftände berufen, welche feine diesfallſige Berechtis 
gung darzulegen geeignet wären. 

Dies hat er Bl. — flg. gethan. Die vorige 
Inftanz hat dem Bellagten den Erweis der BI. — flg- 
von ihm vorgefchüsten Ausflucht auferlegt und deren 
Gegenftand in der Bl. — bemerften Maaße näher 
bezeichnet. 

Allein offenbar hat Bellagter, wie auch aus feiner 
Deductionsſchrift Bl. — fig. hervorgeht, mit dem 
Anführen Bl. — flg. unter L., welches den Zwed hat, 
die Incompetenz des Gerichtsamtes im Bezirkögerichte 
zu Chemnitz darzuthun, nur das Vorbringen BI. — fig. 
im Auge gehabt, und aus Lepterem die Folgerung 
gezogen, daß ed fih um eine Handelsſache handele, 
und daß der in der Klage erwähnte [Vertrag mit 
der]*) Lebensverficherungsgefellichaft zu Lübed, [fraft 
deflen der Bellagte] *) auf die Police die fraglichen 
5000 Thle. —⸗ — =» ausgezahlt erhalten, ein Theil 
ded mit dem nunmehr verftorbenen St. jun. abge- 
ſchloſſen geweſenen Handelsgeſellſchaftsvertrages ges 
weſen. 

Es mußte deshalb auf Beklagtens zweite Bes 
ſchwerde das vorige Urthel in der gefchehenen Maaße 
declarirt, und demfelben im Allgemeinen der Erweis 
feines erceptivifchen VBorbringens BI. — fig. auferlegt 
werben. 

Was endlich die Austellung des Beklagten bezüg- 
lich des von der vorigen Inftanz beftimmten Zeit 
punftes, mit welchem die Beweisfrift ihren Anfang 
zu nehmen habe**), anlangt, jo hat diefelbe unbe— 








*) Die eingeflammerten Worte find zwar in ber dem Gin: 
ſender vorliegenden Erkenntniß⸗-Abſchrift nicht enthalten, jeden⸗ 
falls aber zu interpoliren. 

Anmerf. des Einf. 
*) Der Bellagte hatte in der Deductionsfhrift beiläufig 
bemerft, daß bie im Urthel gefchehene Beftimmung ber Beweis« 
frit faum den Procefgefegen entſprechen bürfte, da hiernach 





zweifelt bamit nicht jagen wollen, daß die breimöchent- 
liche Frift unbebingt von der Zeit an, wo dem Be- 
klagten über die Hägerifche Erblegitimation Nachricht 
zugehen werde, zu berechnen fei, felbft wenn dies vor 
Ablauf des decendii gefchehen follte, fondern hierbei 
ſtillſchweigend vorausgefegt, daß erft nach Ablauf des 
decendii Beflagter die betreffende Nachricht erhalten 
werde. 

Uebrigens hätte ed einer derartigen Beftimmung 
nicht bedurft, fondern genügt, wenn Klägerm ſich 
vor allen Dingen zur Sache zu legitimiren aufgegeben 
worden wäre.‘ 

Gegen die vorftehende Entſcheidung remebirten 
beide Parteien, und es wurde nun am 3. September 
1869 ein Erkenntniß des Königlihen Ober: 
appellationsgerichts publicitt, durch welches die 
Klage in der angebrachten Maaße abgewiejen 
ward. 

Entfheidungsgründe: 

„Soweit Beflagter die Zurüdweifung der Klage 
wegen Unzuftändigfeit des vor dem Gerichtsamte im 
Bezirfögerichte Chemnig gewählten Gerichtsftandes 
beantragt hat, ift demſelben nicht beigupflichten ge— 
weſen. Kläger gründet die Verfolgung der mit der 
in der Klage gedachten, von der Deutfchen Lebens- 
verficherungsgefellfchaft zu Luͤbeck ausgeftellten Lebens⸗ 
verficherungspolice verbundenen Berechtigung darauf, 
daß diefe Berechtigung einen Theil des Beftandes des 
Nachlaſſes feines am 24. Februar 1867 verftorbenen 
Sohnes ausmachen jolle, und darauf, daß er, Kläger, 
alleiniger Erbe feines Sohnes geworben fei. 


An fih fommt hiernach fein Rechtöverhältniß in 
Frage, von welchem man annehmen fönnte, daß es 
aus dem Handelsgeſellſchaftsvertrage zwifchen dem 
Erblafjer Klägers und Beflagtem hervorgegangen 
wäre; dies aber wäre der einzige Gefichtöpunft, von 
weldem aus ftatt des gedachten Gerichtsamtes das 
Handelögericht im Bezirfögerichte Chemnitz in ber 
vorliegenden Sache als zuftändig erfcheinen könnte. 
Die befonderen Berabredungen, aus welchen Bl.— flg. 
verbunden mit Bl. — flg. der Bellagte berzuleiten 
fucht, daß die Befugniß, die mit der Police verbun- 
dene Berechtigung zu verfolgen, ein Ausfluß des 
gedachten Societätövertrags fei, find mit Liquidität 
nicht behauptet worben, und es eignet ſich mithin die 
Bezugnahme darauf, wie fchon die vorige Inftanz 
bemerft hat, nicht zur Begründung eines die Com— 
petenz des Proceßgerichts betreffenden Einwandes. 


es fich hätte ereignen fönnen, daß noch vor Ablauf des decendii 
die Beweisfrift zu laufen begonnen hätte. 
Anmerf. des Ginf. 


Dagegen ift Bellagtem infoweit beizutreten ges 
wefen, als derfelbe die Klage als unfchlüffig bezeichnet 
und deshalb BI. — deren Abweifung beantragt hat. 
Die mehrgedachte Police ſtellt fi nad dem, was 
Kläger felbft über deren Beichaffenheit und Inhalt 
Bl. — im Einverftändniffe mit dem Beflagten gel- 
tend gemacht hat, als ein eigentliches Inhaberpapier 
dar. Hiernach ift es die Innehabung (zu vergl. 
8. 1039. des bürgerl. Geſetzbuchs) der Police, welche 
zur Einhebung des durch diefelbe verbrieften Geld— 
betrags, bei Verfall des letzteren, berechtigt. Die 
Innehabung aber als ein rein thatjächlicher Zuftand 
(zu vergl. $. 186. des bürgerl. Geſetzbuchs) geht auf 
den Erben als folhen aus der Perfon des Erblaſſers 
nicht über. Kläger fann alfo allein daraus, daß er 
Erbe feines im Cingange der Klage genannten Soh— 
nes — des Verfichernden — geworden, die Berechti— 
gung, die BVerficherungsfumme zu erheben, ba dieſe 
Berechtigung nad) dem vom Kläger ſelbſt geltend ge- 
machten Inhalte des maafgebenden Verſicherungs⸗ 
documentes eben nur für den nach dem Tode des 
Verſichernden auftretenden Inhaber der Police 
erworben worben ift, nicht herleiten, wobei ſich zu— 
gleich ergiebt, daß die aus diefer Verſicherung hervor: 
gehende Berechtigung auf Einhebung des Berfiche- 
rungsbetrags als Beftand des Nadlafied des 
Sohnes Klägers, foweit fi) die Sache nach der Dar- 
ftellung in der Klage überfehen läßt, nicht gelten 
fann. Darauf, daß er, Kläger, für feine Perfon 
jemals Inhaber des fraglichen Werthpapiered gewors 
den, insbefondere daß daffelbe bei dem Tode feined 
Grblaffers in feiner, Klägers, Innehabung ſich bes 
funden habe, oder nad) diefem Zeitpunfte in feine, 
Klägers, Innehabung gelangt fei, ift bei Begründung 
der Klage nicht Bezug genommen worden. Ja Kläger 
hat mit der für den gebrauchten Eidesantrag erfor 
derlichen Schlüffigfeit fich nicht einmal darauf berufen, 
daf die Police zur Zeit des Todes feines Erblaffers 
in deflen Innehabung gewefen fei; in der Hinweifung 
darauf Bl. —, dafi der Erblaffer die Police, nach— 
dem er diejelbe in Empfang genommen, in denjenigen 
Gaflenfchranf gelegt habe, welcher fich in dem Comtoire 
des Erblaſſers Klägers und des Beklagten befunden 
babe, und daß Erfterer das Papier an diejenige 
Stelle des gedachten Schranfes gelegt habe, wo er 
feine Privatpapiere aufzubewahren gepflegt, fann 
die Geltendmachung factijcher Umftände, welche die 
Innehabung der Police Seiten des oftgedachten Erb» 
lafjers erfennen ließen, nicht gefunden werben. Denn 
durch die Niederlegung an jenem, beiden Afjocied 
gemeinfamen Aufbewahrungsorte ift auch Bellagter 
in die Lage gefegt worden, jeden Augenblid feinerfeits 
über die Police zu verfügen, und diefer Umftand hat, 
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der Natur der Sache nach, einen fo bejchränfenden 
Einfluß auf das thatjächlihe Verhaͤltniß des Erb» 
laſſers Klägers in Betreff des Papieres äußern müf- 
fen, daß fich nicht mehr fagen läßt, es habe Klägers 
Erblaffer die Police — wie es zum Begriffe der 
Innehabung erforderlich geweſen wäre — thatſaͤchlich 
in feiner Macht gehabt, und wenn vom Kläger 
bei dem hier betrachteten Klaganführen Bl. — noch 
die Behauptung eingefchaltet worden ift: fein Erb— 
laſſer habe auf die vorgedachte Weife die Police „für 
ſich“ aufbewahrt, fo find mit diefem Urtheile feines: 
wegs folche Thatfachen zur Geltung gebracht worben, 
aus welchen das Berhältniß der Innehabung, wie 
ed vorftehend bezeichnet worden, hervorginge. 

Auch auf eine in rechtswidriger Abjicht vom 
Bellagten vorgenommene Handlung oder eine vom 
Beflagten verhangene Verfhuldung, wonach derjelbe 
zum Erfage des durch Einhebung des Policenbetrages 
dem Kläger erwachfenen Schadens verpflichtet erachtet 
werden fönnte, hat Kläger ſich nicht zu ftügen vers 
mocht; es könnte hier allein das Anführen Bl. —: 
Beflagter habe die Police aus dem erwähnten Eaffen- 
ſchranke heraus = und an fich genommen, in Betracht 
fommen. Bei der obengevachten Beihaffenheit des 
Werthpapieres und der Art und Weife der Aufs 
bewahrung deſſelben erfcheint aber an und für fich 
die Anfihnahme als ein rechtswidriger, zum Schaben- 
erfage nach irgend einer Richtung verpflichtender Act 
noch nicht; befondere, nicht zu vermuthende Umftände 
dagegen, welche auf in unreblichem Glauben erfolgte 
Wegnahme des Papieres und darauf hinweifen, daß 
die in der Klage gedachte, vom Bellagten bewirkte 
Nealifirung des Papieres in foldhem Glauben vor— 
genommen worden fei, finden fich zur Begründung 
der Klage ebenmäßig nicht geltend gemacht und man 
fann alſo auch nicht verfuchen, aus einer berartigen 
Willensrichtung des Beklagten den geflagten Anſpruch 
herzuleiten. 

Sonach hat man gegenwärtig in Beachtung der 
erften Beſchwerde Beflagtens Bl. — die ſchon durch 
die Berufung an die zweite Inftang Bl. — angeftrebte 
Abweifung der als unfhlüffig fi darftellenden Klage 
auszufprechen gehabt, wodurd das nähere Eingehen 
auf Klägers Bl. — eingewendete Berufung, von 
welcher bei der durch die vorftehenden Gründe dar— 
gelegten Sadjlage ohne Weiteres jo viel ſich ergiebt, 
daß Kläger damit einigen Erfolg zu erreichen nicht 
vermocht hätte, fich verüberflüffigt.” 


— 


9. 


Kann ber aus einem contractlich zu feinen Gun— 
ſten übernommenen, aber im Grundbuche nicht 
verlautbarten Auszuge Berechtigte die Eintragung 
oder die Sicherung deſſelben durch eine Protefta= 
tion beantragen? — Eingetragene Rechte bebür- 
fen nicht der Sicherung durch eine Proteftation. — 
$. 218. oder $. 219. der proviforifchen Gerichtö- 
ordnung ? 


Mitgetheilt von 
Herren 9. K—r in D. 


I. G. M. beantragte unterm 20. Februar 1868 
bei dem K. Gerichtsamte M. die Eintragung einer 
Berwahrung auf den dem E. W. Th. gehörigen und 
auf Fol. 52. und 53. des W.’er und auf Fol. 126. 
und 276. des R.’er Grundbuchs eingetragenen Grund⸗ 
ftüden; die thatfächliche Begründung dieſes Antrags 
ergiebt fich aus der nachſtehends mitgetheilten Appella- 
tionsgerichtöverorbnnung. 

Das K. Gerichtsamt M. fand die eingelegte Ver— 
wahrung nicht für beachtlich, weil die in dem hier 
einfchlagenden $. 219. der proviforiichen Gerichts— 
ordnung vorgejchriebene Beſcheinigung nicht beige 
bracht ſei. 

Auf die hiernach in Kraft tretende Eventual— 
appellation des Impetranten — zu deren Erledigung 
er übrigens in der Ausführungsichrift die Verlaut— 
barung des Auszuges jelbft beantragte — reformirte 
das Königl. Appellationsgericht zu Dresden 
in feiner Verordnung vom 23. April 1868, in welcher 
es ausführte: 

„Die Verwahrung if vom Impetranten zum 
Zwecke feiner Sicherung wegen derjenigen Auszugs— 
und Nugungsberechtigungen, welche er fih und feis 
ner Ehefrau bei Veräußerung mehrerer Grundftüde, 
unter denen ſich auch die auf den obenbezeichneten 
Folien (52. und 53. resp. 126. und 276.) befinden, 
an den Befigvorgänger des Impetraten nad Bl. — 
vorbehalten hat, erhoben worden und ftellt ſich als 
eine Verwahrung der in $. 218. der Verordnung 
vom 9. Januar 1865 gedachten Art dar. Wegen 
der gedachten Rechte it nun von ihm an dem 
(Haupt-) Orundftüd auf Folium 52. des Grundbuchs 
für W. Hypothek vorbehalten und diefe auch dafelbft 
verlautbart worden. Es ergiebt fi hieraus ohne 
Meiteres die Unftatthaftigfeit der vorliegenden Pros 
teftation, foweit joldhe auch auf das ebenbezeichnete 
Grundftüd fich bezieht, da jeder dritte Erwerber des 
legteren die auf deſſen Folium eingetragenen Rechte 
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gegen ſich gelten laffen muß und felbige daher nicht 
exit einer Sicherftellung durch Eintragung einer Ver- 
wahrung gegen die Veräußerung jenes Grundftüds 
bedürfen. Infoweit fann demnach dem Rechtsmittel 
ded Impetranten Beachtung nicht zu Theil werben. 
Dagegen läßt fich diefer Gefichtspunft bezüglich der 
übrigen im Eingange genannten Grundftüde nicht 
geltend machen, da auf deren Folien die fraglichen 
Rechte nicht verlautbart find, und ed muß daher die 
eingelegte Verwahrung bei diefen Grundftüden zu- 
gelafien werben, wenn beicheinigt ift, daß Impetrant 
an denſelben Rechte erworben hat, welche an ſich 
zum Eintrage in das Grundbuch geeignet find und 
auch gegen den Impetraten als dritten Beſitzer geltend 
gemacht werben können. 

Impetrant hat nun nach den Beftimmungen der 
Kaufsurfunde BI. — die auf Folium 53. des Grund- 
buchs für W. und auf den Folien 126. und 276. 
des Grundbuhs für R. eingetragenen Grundftüde 
für fih und feine Ehefrau zur alleinigen lebensläng- 
lihen Benugung vorbehalten und hierdurch ohne 
Zweifel an diefen Grundftüden feinem Mitcontra- 
henten gegenüber ein zum Eintrag geeignetes Recht 
erworben, und ed hat fid; weiter Letzterem gegenüber 
ber Impetrat bei Erfaufung der hier in Rede ftehen- 
den und ber übrigen, dem Impetranten gehörig ger 
wejenen Grundftüde nad Bl. — verbindlich gemacht, 
den auf Folium 52. des Grundbuchs für W. für 
Impetranten und defien Ehefrau eingetragenen Woh- 
nungs- und Naturalauszug zur Erfüllung und Ge- 
währung zu übernehmen. Nun läßt ſich allerdings 
nicht verfennen, daß dieje Stipulation, infofern darin 
nur von dem auf Folium 52. eingetragenen Auszuge 
bie Rede ift, mach der Nichtung zu Zweifeln Ver- 
anlafjung giebt, ob diefelbe auch auf die hier frag- 
lichen Nießbrauchsgerechtfame, welche wohl faum als 
Theil des auf Folium 52. eingetragenen Auszugs, 
jondern zunächft als jelbfiftändige Rechte an anderen, 
nad dem Grundbuche mit dem Auszuge nicht be 
ſchwerten Grundftüden aufzufaffen find, mit bezogen 
werden könne. Es läßt ſich aber eine derartige Aus- 
legung auch nicht als völlig ausgefchloffen und ſchlech⸗ 
terdings verwerflich anſehen. Denn ed fann recht 
wohl in der Abficht der Eontrahenten gelegen haben, 
ed jolle der Käufer, der gegenwärtige Impetrat, bie 
dem Jmpetranten vorbehaltenen Gerechtfame, für 
welche der Berfäufer dem Impetranten perjönlich 
verhaftet ift, jämmtlich und ganz in dem nämlichen 
Umfange, in welchem der Verkäufer dafür haftet, 
übernehmen, wofür fih namentlich geltend machen 
läßt, daß dem Berfäufer, um nicht Schädenanfprüchen 
des Impetranten audgefegt zu fein, daran gelegen 
fein mußte, den Käufer zur Erfüllung aller ihm, dem 


Verkäufer, gegen den Impetranten obliegenden Ber- 
bindlichfeiten zu verpflichten. Die Richtigfeit dieſer 
Auslegung vorausgefept, würde Impetrant, der aus 
den vom Verkäufer zu feinen Gunften getroffenen 
Stipulationen nad 8$. 853. 854. ded bürgerlichen 
Geſetzbuchs felbftftändige Rechte unmittelbar gegen 
den Impetraten erworben hat, feine, auf die frags 
lichen drei Grundftüde ſich beziehenden Berechtiguns 
gen, ungeachtet deren Gintragung im Grundbuche 
unterlaffen worden ift, auch dem Impetranten gegens 
über zur Geltung bringen und nach Befinden deren 
nachträgliche VBerlautbarung im Grundbuche bean» 
ipruchen fönnen, und Man hat daher, da die anges 
gebene Auslegung wenigftens nicht als von vornherein 
ausgeſchloſſen betrachtet werben fann, ohne daß hier 
duch irgendwie einer fünftig zu ertheilenden rechts 
lichen Entſcheidung vorgegriffen werden foll, die nach 
Obigem dem Impetranten obliegende Beicheinigung 
rüdfichtlich der zulegt gedachten drei Grundftüde infos 
weit, als ed zu Begründung einer blos proviforischen 
Sicherheitsmaaßregel erforderlich ift, ald erbracht an» 
zufehen. 

Demgemäß erhält das Gerichtsamt hiermit An- 
weijung, die vom Impetranten wider Veräußerung 
der Grundftüde auf Folium 53. des Grundbuchs für 
W. und auf den Folien 126. und 276. des Grund- 
buche für R. eingelegte Verwahrung auf diefen 
Grundbuchsfolien, unter Löſchung der jegt dort ein- 
getragenen Berufung des Impetranten zu verlaut- 
baren. Inſoweit ſich hierdurch das Eingangs ges 
dachte Rechtsmittel nicht erledigt, wird dafjelbe hier- 
mit verworfen 20.” 

Auf die hiergegen von beiden Parteien eingewens 
dete Berufung ftellte das Königl. Oberappella- 
tionsgericht in der Verordnung vom 18. Juli 
1868 die erfte Inſtanz wieder ber, indem ed aus— 
ſprach: 

„Wenn die Gerechtſame, welche Impetrant bei 
Veräußerung der BI. — erwähnten Grundftüde nad) 
Inhalt der BI. — erfichtlihen Beftimmungen (der 
oben erwähnten Kaufsurfunde) fich vorbehalten, zum 
Eintrag auf den betreffenden Folien des Grund- und 
Hypothekenbuchs nicht gelangt find, demnächft die in 
8. 3. des Bl. — zu lefenden Kaufvertrags enthaltene 
Stipulation ausbrüdlid nur von der UÜebernahme 
des auf Folium 52. des Grund» und Hypotheken⸗ 
buchs für W. eingetragenen Wohnungs- und Natu— 
ralauszugs handelt, diefelbe mithin, fo lange in diefer 
Beziehung etwas Anderes auf Grund andermweiter, 
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gegenwärtig nicht vorliegender Momente nicht noch 
befonderd ausgeführt worden, auf die obengedachten 
Rechte, welche nicht die Gartennahrung Folium 52. 
ded Grund» und Hnpothefenbuchs für W., fondern 
die auf dem Folium 53. des nämlichen und auf den 
Folien 126. und 276. des R.’er Grundbuchs ein- 
getragenen Immobilien betreffen, nicht bezogen wer- 
den fann, hiernach aber eine Beicheinigung dafür, 
daß Impetrant berechtigt ſei, die erwähnten Gerecht⸗ 
fame auch gegen den Impetraten als dritten Befiper 
geltend zu machen, nicht beigebracht worden ift, und 
unter diefen Umftänden die von dem Ampetranten 
BI. — eingewendete Proteftation auch inſoweit, als 
fie auf die legtgedachten Grundſtücke fi) bezieht, als 
unbegründet ſich darftellt, jo hat das Königl. Ober- 
appellationsgericht die von dem Smpetranten ein« 
gewendete Appellation, wie hiermit gejchieht, zu vers 
werfen bejchlofien, wogegen, was bie von dem 
Impetraten eingelegte Berufung anlangt, das Bl. — 
(vom Appellationdgericht) Angeordnete außer Wirf- 
famfeit zu jegen, die von dem Impetranten gegen bie 
Zurüdweifung feiner Proteftation Bl. — eingewen- 
dete Appellation aber nunmehr zur Löfchung zu brin= 
gen iſt.“ ac. 


Miscellen. 


Orden. Seine Königliche Majeſtät haben dem 
Oberappellationsrathe Gurt Heinrich von Criegern 
das Ritterkreuz des Verdienſtordens zu verleihen huld⸗ 
reichſt geruht. 

Seine Königlihe Majeſtät haben allergnädigſt ge— 
ruht, dem Geh. Regierungsrathe Dr. Reuning bei 
Gelegenheit der Entlaſſung deſſelben aus dem Staats- 
diente in huldvoller Anerkennung feiner verbienftlichen 
Berufsrhätigkeit das Comthurkreuz erfter Glaffe vom 
Verdienftorben zu verleihen. 


Immatrieulation von Advocaten u, Notaren, 
Der Redhtscandivat Herr Guſtav Meyer in Dresven 
ift zum Advocaten ernannt und als folder verpflichtet 
worden. 

Dem vor dein Erfcheinen der Notariatdorpnung vom 
3. Juni 1859 ald Notar immatrieulirten Aovocaten 
Herrn Paul Rudolph Adler in Lengenfeld ift für die 
Dauer feines Aufenthalts daſelbſt auf Anſuchen bie 
Ausübung des Notariatd in dem durch die Notariat. 
orbnung beftimmten vollen Umfange geftattet worden. 
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Dispofitionäftellung nach Art. 347. des Allgem. 
Deutfchen Handelsgeſetzbuchs, Friſt hierbei und 
Beweislaft bezüglich der behaupteten Mängel der 
Maare. — Annahme ftillihweigender Gondoni- 
rung bed nach Art. 347. cit. verhangenen Ber: 
ſaumniſſes. — Interpretation eined Discontver: 
ſprechens bei fofortiger Zahlung des Kaufpreijes, 
mit Rückſicht auf die Verpflichtung zur Berzin- 
fung beffelben bei unterbleibender Zahlung. — 
Zuläffigkeit des Widerrufs eines von einem Sad): 
walter irrthümlich abgelegten Zugeftänbniffes. 


Mitgetheilt von 
Herrn U 8, in D. 


Der Kaufmann N. in Berlin flagte gegen ben 
Kaufmann und Fabrifanten B. in D. unter dem 
auf Eid geftellten Anführen, daß Beflagter, nachdem 
er bereits früher von ihm eine Probe Korkholz bes 
zogen, auf feine Beftellung weitere 20 Ballen ber 
gleichen Waare nad feiner R.'er Fabrif, wo das 
Holz, von Berlin am 11. Mai 1868 abgegangen, 
fpäteftens am 14. deffelben Monats angefommen fei, 
vom Kläger geliefert erhalten habe, auf Bezahlung des 
dafür facturirten Preifes von 258 Thlr. 10 Ngr. —⸗ 
nebft Zinfen zu 6 v. H. vom Tage des Empfangs 
der Waare an gerechnet. 

Der der Klage in Abjchrift beigefügte Beftellbrief 
enthielt folgenden Paflus: 

„Bon Neuem erfuche Sie heute, wieder an meine 
R.er Fabrik 


10 Ballen Oporto A. P. 

10 do. do. A.C. 
abzufenden, rechne aber auf thunlichfte Preisrebuction - 
und noch beflere Waare, denn das Hol, war im 
Allgemeinen noch etwas unreif.” . 

Die Factur, in welcher für die beiden Sorten 
verfchiedene Preiſe berechnet waren, enthielt die Schluß- 
bemerfung: 

„p- Caſſa mit 2 %, Discont.” 

Beflagter räumte die Klage durchgängig ein, lehnte 
aber feine Zahlungsverbindlichkeit ab, indem er in 
der Hauptfache vorjchügte: 

1. Das Holz fei unreif und zu porös, und fomit 
nicht einmal Handeldgut mittlerer Art und Güte ge- 
weien. Er habe diefen Befund dem Kläger mittelft 
Briefes vom 31. Mai 1868 mitgetheilt und ihm bie 
Waare zur Dispofition geftellt. 

2. Während nad) dem Frachtbrief die 20 Ballen 
Korkholz ein Gewicht von 2225 Pfund haben follten, 
hätte die ihm übergebene Waare nur 2130 Pfund 
gewogen. 

3. Der Preis fei der nämliche, wie der früher 
berechnete, während er nur unter der Bedingung, daß 
ein billigerer Preis notirt würde, beftellt habe. 

4. Die (oben wiedergegebene) Schlußbemerfung 
in ber Rechnung habe nur den Sinn, daß Bellagter 
an und für fich zu fofortiger Zahlung in Baarem 
nicht verpflichtet fei, daß ihm aber, wenn er deſſen 
ungeachtet freiwillig Zahlung per Caſſa leifte, der 
angegebene Discont zugeftanden fein folle. Hiernach 
fonne von einer Verpflihtung zu Berzinfung bed 
Kaufpreifes vom Empfang der Waare an nicht die 
Rede fein. 

Kläger geftand an diefen Einwendungen nichts zu. 


Das K. Handelögeriht im Bezirksgericht 
Dresden ertheilte hierauf folgenden, am 14. Novem⸗ 
ber 1868 befannt gemachten Befcheid: 

„Weil nad Art. 347. des allgemeinen Deutichen 
Handelsgeſetzbuchs der Empfänger einer von einem 
andern Orte überfendeten Waare verpflichtet ift, die— 
jelbe ohne Verzug zu unterfuchen, und, fofern fie ſich 
nicht ald vertrags- oder gefegmäßig herausftellt, dies 
dem Abſender fofort anzuzeigen, widrigenfalld bie 
Waare für genehmigt gilt, hiernach auch der Beflagte 
im vorliegenden Falle verbunden war, das vom Klä- 
ger auf feine Beftellung ihm überfendete Korkholz un- 
verzüglich zu unterfuchen und, wenn daffelbe wirklich 
als von der BI. — gedachten mangelhaften Beichaf 
fenheit fich zeigte, dem Kläger hiervon fofort Meldung 
zu machen, dieſer Verpflichtung aber der Beklagte 
nicht entfprochen hat, wenn er feinen eigenen Zuge 
ſtaͤndniſſen Bl. — zufolge von der behaupteten Man- 
gelhaftigfeit der fpäteftens am 14. Mai 1868 in feiner 
Babrif zu R. für ihm abgelieferten Waare den Kläger 
erſt mittelft Briefes vom 31. Mai 1868 in Kenntniß 
fegte, und daher Beflagter feiner Einwendungen gegen 
die Qualität der vom Kläger ihm überfendeten Waare 
aus diefem Grunde für verluftig zu achten ift, an 
welchem Ergebniffe auch duch die Umftände nichts 
geändert wird, daß die Waare für den in D. wohn- 
haften Kläger in feiner in R. befindlichen Fabrik 
abgeliefert worden ift, und daß, während Beflagter 
allerdings nach der eigenen Angabe Klägers Bl. — 
bei der Beſtellung erflärt gehabt, daß er auf noch 
befiere Waare rechne, da das Holz im Allgemeinen 
noch etwas unreif gewejen, Kläger nad Bl. — ihm 
gleihwohl von der nämlihhen Sorte Holz, welches 
eben von Beflagtem ald noch zu unreif bezeichnet wor⸗ 
ben, gejendet hat, wenn man nämlich erwägt, daß, 
anlangend den erfteren Punkt, Bellagter, welcher die 
Ablieferung in feiner R.'er Fabrik ſelbſt verlangt hatte, 
dafür Sorge tragen mußte, daß auch dort die gefeglich 
vorgefchriebene fofortige Unterfuchung der Waare und 
beziehentlich Anzeigeerftattung bewerfftelligt wurde, 
anlangend aber den zweiten Punkt, davon, daß Kläs 
ger dem Beklagten eine ganz andere Art Waare, als 
von dieſem beftellt worden, gefendet habe und daher 
Beflagter wegen ermangelnder Beftellung, oder weil 
Kläger ſich eines Betruges ſchuldig gemacht, der Ber 
folgung der Borfchrift in Art. 347. des allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs überhoben geweſen fei, 
nicht die Rede ſein kann, im Uebrigen aber, mag man 
auch in der Erklaͤrung des Beklagten: „er rechne auf 
befiere Waare“, die Stellung einer Bedingung er 
bliden, diefe — weil die Behauptung der Nichterfüls 
lung derfelben auf die Berneinung der vertragsmäßi- 
gen Beichaffenheit der Waare hinausfommt — den 
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Beklagten nicht davon befreien konnte, ſich ſofort 
nad) Empfang der Waare von deren Zuſtand zu uͤber⸗ 
zeugen und begiehentlich fie dem Kläger zur Verfügung 
zu ftellen; 

weiter auch die Einwendung Bellagtens rüdficht- 
lich des Preifes der Waare als unerheblich zu be- 
trachten, da nad) feinem Zugeftändnig BL. — Bellag- 
ter die Waare mit einer Rechnung, auf welcher der 
jest geforderte Preis notirt gewejen, erhalten hat, 
hiernach aber Beflagter, wollte er nicht ald einver- 
ftanden mit dem Preife angefehen werden, zur fofor- 
tigen Reclamation deswegen verbunden war, wobei 
nur noch zu bemerfen, daß die Annahme der Liqui- 
bität des geforderten Kaufpreifes um fo unbedenklicher 
erjcheint, als Bellagter in dem Briefe Bl. — gegen 
den Kläger felbft erflärt hat, daß er es auf eine Boni- 
fication nicht abgefehen habe; 

bemnächit aud) die Bemerkung Bellagtens BI. —, 
daß die Quantität des gefendeten Holzes um 95 Pfund 
geringer, als ‚berechnet worden, geweſen fei, ſich zur 
Berüdfichtigung nicht eignet, inmaafen Bellagter 
ſelbſt nirgends ausfpricht, ob er dieſem Umftande eine 
rechtliche Folge gegeben wiſſen wolle, und bejiehent- 
lich weldye dies fein folle, insbefondere aber Beflagter 
auch unterlaffen hat, anzugeben, wie viel Pfund von 
jeder Sorte gefehlt haben, fo daß, da die beiden 
Sorten verfchiedene Preije haben, jedes Anhalten zu 
einer Berechnung des vom Gejammtlaufpreife etwa 
zu fürzenden Betrages mangelt; endlich aber auch 
der BI. — bezüglich des Zinfenpunftes vom Beflagten 
erhobene Ginwand als unerheblich fi) darftellt, da 
die fragliche Facturenbeftimmung nur fo verftanden 
werben Fann, daß, falls Beflagter den Kaufpreis 
jofort zahle, ihm ein Nachlaß von 2 Procent zu ges 
währen fei, dieſe Beftimmung alfo durch die Nicht 
zahlung ſich erledigt hat und Beklagtens Verpflichtung 
zur Zahlung der vollen Kauffumme fammt gefeplichen 
Zinfen von Zeit der Uebergabe der Waare an ein- 
tritt, 

hiernach alfenthalben aber Beflagtens unbedingte 
Verurtheilung nach dem Klaggefuche geboten er 
fcheint, 

fo ift Beflagter dem Kläger die geforderten zwei— 
hundert und acht und fünfzig Thaler 10 Ngr. — 
nebft Zinfen zu 6 vom Hundert, vom 14. Mai 1868 
an gerechnet, zu bezahlen ꝛc. ſchuldig.“ 

Gegen dieſes Erfenntniß appellirte der Beflagte; 
in der Deductionsſchrift widerrief derjelbe zugleich 
das von feinem Sachwalter im erften Verfahren ab» 
gelegte Zugeftänpniß, daß die Waare am 11. Mai 
von Berlin abgegangen und längftens am 14. Mai 
in feiner R.’er Fabrik abgeliefert worben fei, indem 
er unter Beifügung des Driginalfrachtbriefes darauf 
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hinwies, daß nach den darauf befindlichen Stempeln 
der betreffenden ifenbahnverwaltungen die Waare 
erſt am 12. Mai in Berlin aufgegeben und am 
25. Mai in S., der feiner Fabrik in R. zunächt ge- 
legenen Station der K. S. Weftl. Staatseifenbahn, 
ausgeliefert worden fei. Erwäge man nun, daß die 
Waare erft noch von S. nah R. habe gefchafft wer- 
den müflen, fo liege ein Verfäumniß nicht vor, wenn 
die Dispofitionsftellung unter dem 31. Mai 1868 
erfolgt fei. Zur Entſchuldigung des Irrthums be- 
merkte Beflagter, daß, wie Kläger weber in der Klage, 
noch in der Replif das von der erften Inftanz anges 
nommene Berfäumniß gerügt habe, fo auch in der 
vor der Klaganftellung zwiſchen den Parteien ftatt- 
gefundenen Gorrefpondenz des Umftandes, daß die 
Dispofitionsftellung verfpätet jei, niemald Erwähnung 
geichehen fei, und daß er deshalb unterlaffen habe, 
feinen Sachwalter rüdfichtlih des Zeitpunftes der 
Ablieferung der Waare, den er für völlig einflußlos 
gehalten, im Voraus mit Inftruction zu verfehen. 
Der Sahwalter wiederum habe in Folge deffen bona 
fide die Klage in diefem Punkte zugeftanden. 
Das Königl. Appellationsgericht zu Dres- 
den entſchied hierauf folgender Maaßen: 
„Daß es bei der Bl. — flg. zu lefenden, am 
14. November 1868 befannt gemachten Entfcheidung 
nunmehr nicht zu laflen; vielmehr bewendet es bei 
dem von Bellagtem BI. — erfolgten Wiverrufe des 
zu Einl.-Abſchnitt 11. a. Bl. — abgelegten Zuge: 
Rändniffes, und würde demnaͤchſt Bellagter den ihm 
Bl. — angetragenen, für angenommen zu achtenden 
Eid über den Inhalt dieſes Einlaffungsabfchnittes 
dahin jchwören, 
daß, wie er nicht anders wifle, auch glaube und 
dafür halte, es nicht in Wahrheit beruhe, daß 
die in der Klage gedachten, vom Kläger mit 
Rechnung vom eilften Mai 1868 an ihn abge- 
jendeten zwanzig Ballen Korkholz fpäteftens am 
14. Mai 1868 in jeiner, Beklagtens, Fabrif 
in R. abgeliefert worden feien; vielmehr dieſe 
Waaren erft am 25. Mai 1868 von der Bahn- 
verwaltung zu ©. feinem dortigen Beauftragten 
übergeben worden feien, 

fo ift er von der gegenwärtig erhobenen Klage zu 

entbinden und losjuzählen ıc. 

Entideidungsgründe: 

Die von der vorigen Inftanz der Klagbitte gemäß 
ausgeiprochene Verurtheilung des Bellagten beruht in 
der Hauptfache darauf, daß, wenn die dem Beflagten 
vom Kläger von Berlin aus zugefendeten Waaren, 
wie Erfterer bei Einl.- Pkt. 8.11.b. ausdrüdlich ein» 
geräumt, in des Bellagten Pfropfenfabrit in R. jpä> 
teftens am 14. Mai 1868 abgeliefert worben feien, 
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berfelbe aber nach feinem Zugeftänpniffe beim 23. Einl.- 
Punkt und BI. — erft mitteld Briefes vom 31. Mai 
1868 den Kläger von der angeblichen Mangelhaftig- 
feit der gelieferten Waare in Kenntniß gefegt habe, 
ber Beflagte den in art. 347. des allgem. Deutjchen 
Handelögefegbuchs enthaltenen Beftimmungen nicht 
gehörig nachgefommen, mithin die Waare ald geneh⸗ 
migt und bie gegen deren Qualität erhobenen Ein» 
wendungen ald verjpätigt zu erachten feien. Diefe 
Annahme erfcheint vom Standpunkte der vorigen 
Inſtanz vollfommen gerechtfertigt. Die in dem an— 
gezogenen art. 347. ausgefprochene Verpflichtung des 
Käufers einer von auswärts zugefendet erhaltenen 
Waare, diefe ohne Verzug nad) der Ablieferung, fos 
weit dies nach dem orbnungsmäßigen Gefchäftsgange 
thunlich ift, zu unterfuchen und, daferx ſich diejelbe 
nicht ald vertragsmäßig oder gefegmäßig ergiebt, dem 
Verkäufer fofort davon Anzeige zu machen, ift zwar 
nicht dahin zu verftchen, daß diefe Unterfuchung in 
einem der Ablieferung unmittelbar folgenden Zeit» 
momente zu veranftalten fei — wie dies fchon aus 
der Bezugnahme auf den orbnungsmäßigen Geſchaͤfts⸗ 
gang erhellt —, und daß die Anzeige der vermeint- 
lien Mängel an den Berfäufer gerade mit der erften 
Gelegenheit erfolgen müffe, ſondern es bedeuten dieſe 
Beflimmungen nur foviel, daß der Käufer nicht eine 
Zeit verftreichen laſſen folle, welche nach georbnetem 
Geſchaͤftsbetriebe ald ein unmotivirter Verzug erfcheis 
nen müßte. Welche Frift in diefer Beziehung maaß- 
gebend jei, ift unter Berüdfichtigung der Umftände 
des einzelnen Falls nach richterlichem Ermeflen zu 
beftimmen. 

vergl. Treitſchke, Kaufcontract, $. 99. not. c. 

©. 361 flg. der 2. Aufl. 

Hiernach aber fann auch nad) dem Dafürhalten des 
Königlichen Appellationsgerichts im vorliegenden Falle 
die Seiten des Beflagten erft am fiebzehnten Tage 
nad) Ablieferung der Waare bewirkte Dispofitions- 
ftellung als eine rechtzeitige nicht gelten. Denn nach 
der dem Beklagten ald Kaufmann obliegenden Ber- 
pflihtung zu orbnungsmäßiger Führung feiner Han⸗ 
delsgeſchaͤfte hatte derſelbe in feiner Fabrik eine der- 
artige Einrichtung zu treffen, daß die in art. 347. 
Abſ. 1. des allgem. Deutſchen Handelsgejepbuchs vor⸗ 
geſchriebene Unterſuchung der ihm vom Kläger übers 
fendeten Waaren und die Anzeige daran befundener 
Mängel an den Kläger zu einem früheren Zeitpunfte 
ftattfinden konnte. Es ift dies um fo unbebenklicher 
anzunehmen, als Bellagter felbft neuerdings geltend 
gemacht hat, daß die Prüfung der Waare und die 
Anzeige der angeblichen Fehler derfelben an den Ver— 
fäufer in der That binnen weit fürgerer Frift nach 
der Ablieferung erfolgt ift. 





Der Bellagte hat nämlich in der Appellationd- 
inftanz Bl. — fein in Einl.-PBunft 11.2. abgelegtes 
Zugeftändniß, die in Rebe ftehende Waare fpäteftens 
am 14. Mai 1868 geliefert erhalten zu haben, unter 
der Behauptung widerrufen, daß diefe Waare erft 
am 25. Mai 1868 von der Bahnverwaltung zu ©. 
feinem dortigen Beauftragten übergeben worden jei 
und ber von ihm für gegenwärtigen Rechtöftreit mit 
Vollmacht verfehene Sachwalter das gedachte Zuge 
ftändniß lediglich in Folge eines Irrthums abgelegt 
habe. Die Richtigfeit diefer neuerlichen Angabe vors 
ausgejegt, würde allerdings die am 31. Mai 1868 
vom Beklagten erhobene Reclamation wegen der ges 
liefert erhaltenen Waare noch als rechtzeitig erfcheinen, 
zumal auch Seiten des Klägers, daß die Prüfung 
von Korfhölzern, wie er fie dem Beflagten geliefert, 
nicht ohne Aufenthalt und Schwierigkeit ſei, Bl. — 
anerfannt worden if, und es fragt fich daher, ob dem 
erwähnten Widerrufe rechtliche Beachtung zu Theil 
werben fönne. 

Der Widerruf eined von einem Sachwalter für 
die von ihm vertretene Partei irethümlich über That- 
fachen abgelegten Zugeſtaͤndniſſes fteht, wie dies auch 
in der Saͤchſiſchen Praris anerkannt worden ift, 

: vergl. Zeitfhrift ER. u. V., N. F. Bo. XIV. 
©. 370 fig. 

Biener, syst. proc. jud. ed. noviss. $. 35. not. 6. 
der Proceßpartei, dafern dieſe nicht hierbei perfönlich 
concurrirte, bis zu rechtsfräftiger Entfcheidung ber 
Sache unter der Borausfegung frei, daß fie zu bes 
fcheinigen vermag, daß das zurüdgenommene Zuges 
ftändniß auf einem factifhen Irrthum beruhe. Um 
dies darzuthun, hat Kläger den BI. — erfichtlichen 
Frachtbrief beigebracht und darauf hingewiefen, daß 
der darauf gebrachte Stempel der Empfangsftation ©. 
als Tag der Uebergabe der im Frachtbrief bezeichneten 
Waaren den 25. Mai 1868 anzeige (Bl. —). Spricht 
nun zwar bie Uebereinftimmung des Inhalts dieſes 
Frachtbriefs mit den Angaben der Klagbeifuge B. 
unverfennbar dafür, daß der erftere fich auf die in der 
legtern gedachte Waarenfendung beziehe und erfcheint 
auch duch das Vorhandenfein des Stempeld der 
Empfangsftation auf dem Frachtbriefe ein hoher Grad 
von Wahrjcheinlichkeit dafür herbeigeführt, daß die 
in Srage fiehende Waare nicht am 14. Mai 1868, 
fondern erft am 25. defielben Monats an den Bellag- 
ten abgeliefert worden fei, jo reicht doch zu völliger 
Liquidftellung der legterwähnten Thatjachen die vom 
Beklagten unternommene Beicheinigung noch keines— 
wegd aus und kann namentlich davon offenbar nicht 
die Rede fein, daß, wie Bellagter Bl. — annehmen 
will, dem befagten Stempel der Charakter einer 
öffentlichen Urkunde und fomit volle Beweisfraft beis 
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zulegen wäre. Gleichwohl bedarf es eines beſonderen 
prägnanteren Beweifes über den in dem wiberrufenen 
Zugeftändnifle enthaltenen Irrtum im vorliegenden 
Falle nicht; denn wenn es auch nach Lage der Sache 
an ſich als gerechtfertigt zu erachten. wäre, ben Be— 
klagten deshalb zur eidlichen Beftärtung zu laflen, 
fo ift dies doch hier um deswillen nicht erforderlich, 
weil ohnehin ſchon durch den in der Klage auch über 
die darin behauptete Ablieferungszeit der Waare 
Bl. — angetragenen Eid dargethan wird, ob das 
hierunter vom Sachwalter des Bellagten in der Ein- 
laſſung Eingeräumte irethümlich gewefen fei, der dem 
Beflagten aufzulegende Beftärfungseid aljo mit dem 
legteren Eide zufammenfällt. 

Zu der Annahme der Zuläffigfeit des mehrbereg- 
ten Widerrufs gelangt man übrigend aud dann, 
wenn man biefelbe, was dahin geftellt bleiben kann, 
von dem ferneren Erforderniß der Entſchuldbarkeit des 
verhangenen Irrthums abhängig machen wollte; 

vergl. Log, Archiv für die Eivilpraris, Band ILL. 
©. 301 fig. 
Annalen des Königl. Saͤchſ. Oberappellations- 
gerichts, N. F. Band 2. ©. 84 fig. 
denn es handelt fich bei jenem Zugeftändniß um eine 
Thatfache — die Ablieferung von Waaren an Bes 
flagtens Fabrif in R. — bei der nach Inhalt der 
Klage der in D. wohnhafte Beflagte vorausjeplich 
nicht perfönlich concurrirt hat, von der er aljo aus 
eigner Wahrnehmung feine Kenntniß hatte. Der 
Irrthum über fremde Handlungen aber muß in ber 
Regel als entichuldbar angejehen werben. 
1. 3. D. de juris et facti ignorantia. (XXII. 6.) 
Thibaut, Syitem des Pandectenrechts, 8. Aufl. 
8. 29. 
Wächter, Handbuch des Würtemb. Privatrechts, 
Th. IL. $. 21. ©. 122. 
Es hat fonady über die Ablieferungszeit der bem Be- 
klagten zugejendeten Waare ber über die Klage ange- 
tragene Eid zu entfcheiden. Obwohl nun der Beflagte 
diefen Eid Bl. — flg. dem Kläger referirt hat, jo ift 
doch diefe Eidesrüdgabe nur auf die zur Zeit derjelben 
geleugneten Klagpunfte und jomit nicht auf die in 
der Einlaffung vom Sachwalter des Bellagten ein- 
geräumte Klagbehauptung über die Ablieferungszeit 
der Waare zu beziehen, weshalb nach zuläffiger Weife 
erfolgtem MWiderrufe jenes Zugeftändniffes infoweit 
der Eid über die Klage in Ermangelung entgegen- 
fiehender Erklärung des Bellagten ald von demjelben 
angenommen gelten muß. 

Bei Leiftung des in Gemäßheit des Vorftehenden 
dem Bellagten, und zwar, ba es fi, wie ſchon er— 
wähnt, nicht um Thatjachen handelt, bei denen er 
perfönlich concurrirt hat, ald Glaubenseid zuerfannten 





Delatums, fällt nun aber die Vorausſetzung weg, 
unter welcher nach dem thatjächlichen Inhalte ver 
Klage die vom Bellagten gegen bie gelieferte Waare 
unter dem 31. Mai 1868 erhobenen Ausftellungen 
ald verfpätigt, die Waare als genehmigt und auf 
Grund deſſen ſchon Bellagter zu Bezahlung des fac- 
turirten, ebenfalls ſtillſchweigend gebilligten Kauf- 
preiſes an den Kläger für verpflichtet erachtet werden 
fonnte, und ed würde alddann nur, wenn die Ein- 
wendungen bes Bellagten gegen die Waare unge 
rechtfertigt wären und dieſe vielmehr ber vertrage- 
mäßigen Berpflihtung des Klägers entfpräche, die 
erhobene Kaufpreisforderung begründet fein. Schon 
nach allgemeinen Grundfägen über die Beweislaſt 
aber hat derjenige, welcher die feinerfeits gefchehene 
Erfüllung eines Vertrags für ſich geltend machen will, 
den hierunter erforderlichen Nachweis zu führen. 
Bürgerl. Geſetzbuch, 8. 861 flg. 


Iſt nun auch von diefer Verpflichtung der Ver 
fäufer in Bezug auf bie vertragsmaͤßige oder gefeß- 
mäßige Beichaffenheit von Waaren, 

ef. Artifel 346. 335. des allgem. Deutfchen Han- 

delsgeſetzbuchs, 

welche er von auswärts einem Käufer zuſendet, dann 
befreit, wenn in Folge des Verhaltens des Käufers 
in Gemaͤßheit der Beitimmungen des bereits angejo- 
genen Artikel 347. auf die Genehmigung der Waare 
geihlofien werden fann, jo läßt ſich doch dem Käufer, 
falld er rechtzeitig Einwendungen gegen die Waaren 
erhebt, nicht der Nachweis aufbürden, daß der Ver- 
fäufer feinen vertragsmäßigen Verpflichtungen nicht 
nachgefommen fei. In dem erfteren Falle beruht die 
Befreiung des Verlaͤufers von der Beweislaft hinficht- 
li der auf feiner Seite in Bezug auf die Qualität 
der gelieferten Waare erfolgten Vertragserfüllung auf 
der Annahme, der Käufer erkenne die Contractmäßig- 
feit der Waare an; von einem folchen Anerfenntniffe 
fannn jedoch, fobald der Käufer tempeftiv Ausftellun- 
gen gegen die Waare geltend macht, nicht weiter die 
Rede fein, und dann hat der Berfäufer barzuthun, 
daß die Waare zur Zeit der Abfendung derfelben für 
den Käufer empfangbar gewefen fei, da ber Letztere 
nur in biefem Falle verpflichtet fein würde, fie zu be 
halten und zu bezahlen (Art. 346.), und der Berfäu- 
fer eben derjenige ift, welcher aus der Empfangbar- 
feit der von ihm gelieferten Waare Rechte für fich 
ableitet. 

Es fann deshalb der Umftand allein, daß bei 
Erhebung von Einwendungen gegen die überjendete 
Waare biefe fi in den Händen des Käufers befin- 
det, feinen ausreichenden Anlaß zu einer Abweichung 
von den allgemeinen Regeln der Beweislaft bieten, 
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vergl. Brinfmann, Handelsrecht, 8.68. S.265 fig. 

TDreitſchke, a. a. O. 8. 82. ©. 295 flg., $. 83. 
zu not. 11. und diefe S. 305. 

Goldſchmidt's Zeitſchrift für das gefammte Hans 
beldrecht, Band 9. ©. 555 flg. 

Lug, Protokolle der Nürnberger Eonferenz, S. 643. 
645. 648. 

Kläger hat nun zwar bereits in der Klage beim 
12. Einl.s Punkt darauf unter Eidesantrag Bezug 
genommen, daß das von ihm gelieferte Korkholz der 
beftellten Qualität entfpreche, obwohl ihm frei geftan- 
den hätte, vorerft die Einwendungen des Bellagten 
in diefer Beziehung abzuwarten und diefen als Replif 
die Behauptung contractmäßiger Befchaffenheit der 
gelieferten Waaren erft im Repliffage entgegen zu 
ftellen ($. 860. des bürgerl. Geſezbuchs). Die eben 
angegebenen, auf bloße Schlußfolgerungen hinaus- 
fommenden Behauptungen in der Klage find jedoch 
für ſich allein offenbar ungeeignet durch Eidesantrag 
in rechtliche Gewißheit gefegt zu werben, und da nun 
die in denfelben enthaltene Replif, nachdem fie einmal 
der Klage inferirt worden, gefeplicher Beftimmung zu 
Folge der den eigentlichen Grund der Klage bildenden 
Behauptungen gleich zu behandeln, mithin wegen des 
auch infoweit gebrauchten Eidesantrags ein Erkennt⸗ 
niß auf förmlichen Beweis ausgefchloflen ift, 

vergl. Erl. Proceforbnung ad tit. XVII 

$. 1. und 2. 
Griebner, Discurs zur Erl. Proc.⸗Ordn. ad 
eund. tit. 8. v. „Replif”. 

hieran aud) der Umftand, daß der Kläger im Replik— 
fage BI. —, jedoch ebenfalls ohne nähere thatfächliche 
Begründung, auf die Behauptung contractmäßiger 
Beihaffenheit der Waare zurüdgefommen ift, Etwas 
nicht zu ändern vermag, fo bleibt nichts übrig, als 
den Beflagten in theilweifer Beachtung der erften und 
zweiten Berufungsbefhwerde BI. — für den Fall der 
Leiſtung des ihm zuerfannten Eides von der vorlie- 
genden Klage zu entbinden und loszugählen. Dabei 
bleibt jedod; dem Kläger unbenommen, in einer neuen 
Klage in fchlüffiger Weife den Anfpruch auf das ges 
forderte Raufgeld durch Bezugnahme darauf, daß er 
feinerfeitd den Kaufcontract durch Abfendung von 
Korkhölzern in der dem PVertrage entfprechenden Bes 
ſchaffenheit gehörig erfüllt habe, zu begründen und 
auszuführen. — 

Hiernächft erübrigt noch zu bemerfen, daß auch 
die gegenwärtige Inftanz Dasjenige, was der Beflagte 
DB. — über ein angebliches Gewichtdmanguo von 
95 Pfund bei Empfang der Waare und in der An- 
merfung zu Einl.» Punkt 22. gegen die Schlüffigfeit 
der Klage in Betreff der geforderten Verzinfung des 
libellirten Kaufpreifes vom Tage der Empfangnahme 
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der zugefendeten Waare vorgebracht hat, für beachtlich 
nicht hat finden fönnen. 

Denn, foviel den erften Punkt anlangt, jo hat 
ſich zunächit Bellagter nicht darauf zu beziehen ver- 
mocht, daß der fragliche Handel unter Feftftellung des 
Gewichts der zu liefernden Waare abgefchloffen wor: 
den fei, vielmehr enthält der vom Bellagten BI. — 
eingeräumte Bejtellungsbrief Bl. — nur die Auffor 
derung zu Lieferung von zufammen zwanzig Ballen 
von den dafelbft näher bezeichneten Sorten Korkholz, 
eine ſolche Quantität aber geliefert erhalten zu haben, 
hat Beflagter BI. — zugeftanden. Außerdem fommt 
in Betracht, daß Bellagter nur angegeben hat, das 
Korkholz habe bei der Ankunft gegenüber der Angabe 
in dem darauf bezüglichen Frachtbriefe ein Gewichts— 
manquo von 95 Pfund gehabt (BI. —), nicht aber, 
daß es bereitd mit diefem Gewichtsmanguo vom Kläs 
ger abgefendet worden fei, fomit aber es an ausrei— 
chendem thatſaächlichen Anhalte dafür fehlt, ob wegen 
des mangelnden Gewichts, auch unter ven fonft hierzu 
geeigneten Borausfegungen eine Haftpflicht des Ab- 
fenderd (art. 345. des allgem. Deutfchen Handels— 
gejegbuch8), oder nicht vielmehr der Transportanftalt 
begründet fei. 

Eodann würde aud nach der Anficht des König- 
lichen Appellationdgerichtd an fich der gefeglich be- 
gründete Anfpruch des Verkäufers auf Verzinſung 
des Kaufgeldes von der Zeit der Uebergabe der Waare 
an (art. 289. 342. des Handelögefepbuchs, $. 1095. 
des bürgerl. Geſetzbuchs) im vorliegenden Falle dadurch 
nicht ausgefhloffen fein, daß die vom Kläger über 
die gelieferte Waare ausgeftellte Rechnung Bl. — die 
Bemerfung „per Cassa mit 2 Procent Discont” ent⸗ 
hält. Daß ein fogenanntes Disconto 

vergl. Zeitfhrift f. R.u. V., N. F. Bd. XVIII. 

©. 142., Br. XXI ©. 513. 

betreffd des geflagten Kaufpreiſes unter den Contra— 
henten vereinbart worden wäre, ift von feiner Seite 
behauptet, und es ftellen ſich daher die bezeichneten 
Worte ald eine Offerte dar, mitteld deren der Kläger 
dem Bellagten für den Fall fofortiger baarer Zahlung 
des in der Factura berechneten Preifes eine Ermäßi« 
gung deſſelben um zwei Procent in Ausficht geftellt 
bat. Hat nun aber der Beklagte weder nach Empfang 
der Waare Zahlung geleiftet, noch überhaupt über 
jene Offerte fich unverzüglich erklärt, fo ift dieſelbe 
au für den Offerenten nicht weiter verbindlich 
(art. 319. des Handelsgeſetzbuchs, $. 817. des bürgerl. 
Geſetzbuchs).“ 1c. 


Nunmehr appellirte Kläger, und das Königl. 
Oberapellationsgericht zu Dresden erkannte 
unter dem 14. Mai 1869: 


„Daß es bei Eingangs gedachtem Urthel (weiter 
Inftang) nicht allenthalben zu laffen, fondern es ift 
Bellagter die geflagten 258 Thlr. 10 Ngr. —⸗ nebft 
Zinfen zu 6 vom Hundert, vom 14. Mai 1868 an 
gerechnet, dem Kläger zu bezahlen ıc. verbunden, er 
fönnte und wollte denn den ihm Bl. — zuerfannten 
Eid ſchwören und fein erceptivifches Vorbringen 
Bl. —, daß das ihm von dem Kläger mittel der 
der Klage unter B. beigefügten Rechnung überjendete 
Korkholz nicht einmal Handelögut mittlerer Art und 
Güte gewefen fei, binnen dreiwöchiger, vom Tage 
der Leitung des gedachten Eides ab zu berechnender 
Frift, dem Kläger der Gegenbeweis, beiden Theilen 
der Eidesantrag und andere Rechtszuftändigfeiten 
vorbehältlich, beweifen, ſolchenfalls ergeht fowohl in 
der Hauptfache, als der Procefkoften halber, ferner, 
was Recht ift. 

Entfheidungsgründe: 

Der Bellagte hat in feiner Einlaffung bei Ein- 
(affungspunft 11.a. eingeräumt, daß das ihm von 
dem Kläger zugefchite Korkholz wenige Tage nad 
der am 11. Mai 1868 erfolgten Abſendung und fpä- 
teftens am 14. Mai am Beitimmungsort angelangt 
und in feiner, des Bellagten, Fabrik abgeliefert wor- 
den fei. An ſich würde hiernach, wie auch ſchon bie 
vorigen Inftanzen angenommen haben, eine von dem 
Bellagten erft mitteld Briefs vom 31. Mai bewirkte 
Dispofitionsftellung wegen angeblicher Behlerhaftigfeit 
der Waare nad) der in Artikel 347. des allgemeinen 
Deutfhen Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Beftimmung 
als rechtzeitig bewirkt nicht angejehen werden fönnen, 
da Beflagter, wie auch aus feinen eigenen Anfüh- 
rungen Bl. — fich ergiebt, nach dem orbnungsmäßi- 
gen Gange feines Geichäfts einer 16tägigen Frift 
offenbar nicht bedurfte, um die gelieferte Waare zu 
unterfuchen. 

Sleihwohl war im vorliegenden Falle nach dem 
Dafürhalten des Königlichen Oberappellationsgerichts 
auf die Frage, ob die dem Beflagten Seiten des Alä- 
gers gelieferte Waare wegen der nicht rechtzeitig bes 
wirkten Anzeige der angeblich vorhandenen Mängel 
in der Beichaffenheit des Korfholzes für genehmigt zu 
gelten gehabt habe, überhaupt nicht weiter zuzukommen. 
Der Kläger feiner Seits hat nämlih nad) Bl. — 
feld anerkannt, daß die fragliche Waare ihm von 
dem Beflagten zur Dispofition geftellt worben fei, er 
hat aber weder bei diejer Gelegenheit, noch auch in 
feiner Klage bei Erwähnung der von dem Bellagten 
in feinem Brief vom 31. Mai gemachten Ausftellun- 
gen gegen die Beichaffenheit ver Waare und die dafür 
berechneten Preife ein etwaiges Verſaͤumniß der Dis- 
pofitionsftellung irgendwie geltend gemacht. Gleich— 
wohl hätte gerade die Berufung auf ein ſolches Ver—⸗ 
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ſaͤumniß für ihn ſehr nahe gelegen, wenn er die Abficht 
gehegt hätte, durch daſſelbe alle materiellen Einwen- 
dungen des Beflagten in Bezug auf die Beichaffenheit 
der Waare von vornherein zu befeitigen, und wenn 
er jelbft der Meinung geweſen wäre, daß er ein Ber- 
fäumniß der erwähnten Art nach der Bewandtniß der 
Sache für fi anziehen könne. Bei feinem vollftän- 
digen Schweigen hinfichtlich dieſes Punktes liegt daher 
die Annahme fehr nahe, daß Kläger felbft von der 
Meinung ausgegangen fei, es jei von dem Beflagten 
ein Berfäumniß in Bezug auf die von ihm bewirkte 
Dispofitionsftellung nicht verhangen worden, und ed 
erklärt fi) das um fo leichter, wenn man berüdfich- 
tigt, daß durch den von dem Beflagten Bl. — im 
Original beigebrachten Frachtbrief eine jehr erhebliche 
Wahrfcheinlichfeit dafür beigebracht ift, es fei das in 
Rede ftehende Korkholz erft am 25. Mai, nicht aber, 
wie in der Klage angegeben worden, bereitd am 14. 
Mai auf dem Beftimmungsort S. angelangt, und 
daß Kläger, wenn er das mußte, fich ſelbſt gefagt 
babe, er fei hiernach nicht in der Lage, dem Beflagten 
eine Säumniß bezüglich der Anzeige der angeblich 
vorhandenen Mangelhaftigfeit der Waare beizumeſſen. 
Man fann daher unter den vorliegenden Umftänden 
füglich annehmen, daß Kläger ſelbſt die Dispofitions- 
ftellung des Beflagten als redhtzeitig erfolgt anerfannt 
und demgemäß nicht die Abficht gehabt habe, nad) 
diefer Richtung hin eine Einwendung geltend zu machen, 
oder wenigſtens, daß er Willens geweſen fei, ein et 
waiges Verfäumniß des Beflagten in diefer Beziehung 
zu condoniren und von den Ausftellungen, die er gegen 
die Rechtzeitigfeit der Dispofitionsftellung etwa hätte 
erheben fönnen, feinen Gebrauch zu machen. Selbſt 
wenn man daher davon audgehen wollte, daß es zu- 
nächft dem Bellagten obgelegen habe, darauf fich zu 
berufen, daß er dem Kläger von der mangelhaften 
Beichaffenheit der ihm gelieferten Waare rechtzeitig 
Anzeige gemacht habe, jo würde doch immer, nad) 
Lage der Sache, darauf, daß Bellagter in diefer Bes 
ziehung während des erften Verfahrens etwas nicht 
angeführt hat, ein weiteres Gewicht nicht zu legen 
fein. 

Nah Anficht der gegenwärtigen Inftanz fommt 
mithin darauf, ob Beflagter, beziehentlicy fein Beauf- 
tragter, die Waare bereits am 14. Mai oder erft am 
25. Mai empfing, und ob demnach eine am 31. Mai 
erfolgte Dispofitionsftellung an ſich eine rechtzeitige 
geweien fein würbe oder nicht, bei Beurtheilung der 
Sache überhaupt etwas nicht an und es fann dem— 
nach auch die Frage, ob der von dem Beflagten bei 
Begründung feiner gegen die Entſcheidung erfter In- 
ftanz eingewendeten Appellation nach Bl. — bewirkte 
Widerruf des bei Einlafjungspunft 11.a. abgelegten 


Zugeftändnifjes als zuläffig zu betrachten, begiehentlich 
ob dem Beflagten die von ihm gleichzeitig in dieſer 
Beziehung nachgefuchte Wiedereinfegung in den vori- 
gen Stand zu ertheilen fein möchte, dahin geftellt 
bleiben. 


Man würde daher auch in gegenwärtiger Inftanz 
von dem dem Beflagten im vorigen Urthel Bl. — 
zuerfannten Eid Umgang genommen haben und wenn 
ſchon zu einer Bejeitigung des Lepteren auf das von 
dem Kläger gebrauchte Rechtsmittel nicht zu gelangen 
ift, fo lag doch nach Anficht des jegt erfennenden 
Gerichtshofs für den Kläger fein Grund zur Beſchwerde 
vor, wenn bem Bellagten auferlegt worden ift, ben 
Umftand, daß fein Beauftragter in R. vie in ber 
Klage erwähnten Korkhölzer erſt am 25. Mai 1868 
von der Bahnhofverwaltung in S. übergeben erhalten 
habe, durch Leiftung des ihm BI. — zuerfannten Eides 
zuvörderſt in rechtliche Gewißheit zu fegen. Infoweit 
mußte ed mithin bei dem vorigen Urthel auch gegen- 
wärtig jein Bewenden haben. 


Dagegen hat man der zweiten Inftang nicht beis 
pflichten fönnen, wenn fie angenommen hat, ed ge- 
nüge die Leiftung jenes Eides, damit Beflagter von 
ber erhobenen Klage zu entbinden und loszuzählen ſei. 


Dadurch, daß Bellagter diefen Eid fhwört, wird 
an ſich nichts weiter verificirt, als daß verfelbe die 
Waare dem Kläger rechtzeitig zur Dispofition geftellt 
habe, nicht aber wird auch durch gebachten Eid gleich- 
zeitig conftatirt, daß Bellagter in der That befugt 
geweſen fei, dem Kläger die Maare zur Verfügung 
zu ftellen. Run handelt es fich aber im gegenwärtigen 
Fall nicht um einen Kauf nach Probe oder Mufter, 
vielmehr hatte Beflagter nach Ausweis des der Klage 
Bl. — abichriftlich beigefügten, Bl. — zugeftandenen 
Briefs nur im Allgemeinen 10 Ballen Oporto Kork: 
hol; A. P. und 10 Ballen dergleichen A. C. bei dem 
Kläger beftellt, und wenn er auch dabei hinzugefügt 
hatte, er rechne auf noch befiere Waare, als die ihm 
mit der vorhergehenden Sendung zugejchidte gewejen 
fei, jo rechtfertigt diefe Bemerkung doch noch nicht die 
Annahme, daß er damit die ihm vorher zugejendete 
Waare ald Mufter für die auf feine anderweite Ber 
ftellung auszuführende Sendung hingeftellt habe, im 
Gegentheil ergiebt fih aus ihr, daß von ihm dem 
Kläger anheim gegeben worden fei, ihm andere Waare, 
als die frühere zu liefern. Ebenfowenig erhellt aber 
aus jenem Briefe mit ausreichender Deutlichkeit, daß 
Beflagter die Lieferung einer bejonders guten Qualität 
von Waare ausdrüdlich fi) ausbedungen habe, und 
wollte man ferner auch davon ausgehen, daß mit dem 
Ausdrud „Oporto Korkholz A. P. und A. C.” bes 
fondere Gattungen Korkholz bezeichnet gewejen feien, 


56 


wofür indeß ein näherer Anhalt nicht vorhanden ift, 
fo hat doch Beflagter felbft, wie aus dem von ihm in 
feinem Einlafjungs- und Dupliffag Vorgebrachten zu 
entnehmen ift, nicht beftritten, vaß das ihm von dem 
Kläger überfendete Korkholz Oportoforfhol; A. P. 
und A.C. geweſen fei, fondern er hat nur Bl. — fig. 
behauptet, das fragliche Korfholz fei zum Theil un- 
reif, zum Theil zu porös und jomit von ganz gerin- 
ger, zur Erzielung guter Korfe nicht tauglicher Bes 
fhaffenheit und demgemäß nicht einmal Handelsgut 
mittlerer Art und Güte gewefen. 

Unter diefen Umftänden handelte es ſich nur noch 
darum, ob die gelieferte Waare überhaupt die gefeh- 
mäßige Beichaffenheit gehabt habe, ob fie alſo Han- 
delögut mittlerer Art und Güte geweſen fei. 

Run hat aber der Verkäufer, welcher Bezahlung 
des Kaufpreifes für eine von ihm gelieferte und von 
dem Käufer empfangene Waare fordert, zu Begrün- 
dung feines diesfallfigen Anfpruchs nicht noch befon- 
ders zu behaupten und beziehentlich nachzuweiſen, daß 
die betreffende Waare überhaupt empfangbar und von 
der gejegmäßigen Beichaffenheit geweſen fei, fonbern 
es fteht ihm in dieſer Hinficht bis zum Nachweis bes 
Gegentheild die Bermuthung zur Seite, und wenn 
daher der Käufer jene Beichaffenheit leugnet und be 
hauptet, daß er wegen der vorhandenen, der Waare 
die Eigenſchaft einer empfangbaren entziehenden Män- 
gel nicht verpflichtet fei, die Waare zu behalten und 
zu bezahlen, fo trifft ihn die Obliegenheit, diefe Man- 
gelhaftigfeit nadhzumweifen. An diefer Berweislaft des 
Käufers wird auch dadurch, daß er die betreffende 
Waare wegen Fehlerhaftigkeit derfelben dem Verkäufer 
rechtzeitig zur Dispofition ftellte, etwas nicht geändert, 
indem er hiermit nur der Annahme begegnete, daß er 
auf Geltendmachung des vorhandenen Mangels, jei 
ed im Wege der Klaganftellung, fei ed in dem ber 
Einrede, ſtillſchweigend Verzicht geleiftet habe. 


Unter dieſen Umftänden fommt hier darauf etwas 
weiter nicht an, ob die der Klage inferirte Behaup- 
tung, die gelieferte Waare habe der beftellten Qua— 
lität entfprochen, für den Eidesantrag ſich eigne, indem 
diefe Behauptung ſich eben nur auf den von dem Bes 
Hagten nicht angezweifelten und deshalb auch nicht 
weiter zu erweifenden Umftand bezieht, daß die gelies 
ferte Waare in 10 Ballen Oportoforfhol; A. P. und 
10 dergleichen A. C. beftanden habe. 


Schwört daher auch Bellagter den in voriger 


Redaction: interimiftifh unter Verantwortlichleit der Verlagshandlung. 


Inſtanz ihm zuerfannten, für präjubiciell zu achtenden 
Eid, fo fann er doch folhenfalls nicht ohne Weiteres 
von der jept erhobenen Klage losgefprochen werben, 
fondern e8 war ihm zugleich noch der Beweis der von 
ihm behaupteten Mangelhaftigfeit der Waare aufzus 
erlegen.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Der- 
ordunngen. Dad 24. Stüf des Geſetz⸗ und Ber- 
ordnungsblattes für das Königreich Sachen (vom Jahre 
1869) enthält: 

No. 106. Berorbnung, die Publication des mit 
dem Gefammthaufe Schönburg wegen der Einführung 
der auf die Revifion der Strafprocefgefeßgebung, ſowie 
die Einrichtung von Gefchwornen« und Schöffengerichten 
bezüglichen Gejege und Verorbnungen in den Schön— 
burgiſchen Receßherrſchaften vereinbarten Nachtrags zu 
der Uebereinkunft vom 22. Auguſt 1862 betreffend, vom 
15. December d. J. No. 107. Bekanntmachung, die 
Bewilligung der vom Spar- und Darlehnövereine zu 
Döbeln erbetenen Ausnahmen von beſtehenden Gefegen 
betreffend, vom 16. December d. 3. No. 108, Ver- 
ordnung, ben Gewerbebetrieb im Umberziehen betreffend, 
vom 18. December d. 3. No. 109. Gefeß, die provis 
forifche Borterhebung der Steuern und Abgaben im 
Jahre 1870 betreffend, vom 23. December d. 9. 
No. 110. Berorbnung zur Ausführung diefes Geſetzes, 
vom 24. December d. 3. No. 111. Bekanntmachung, 
Nachträge zur Argneitare auf das Jahr 1870 betreffend, 
vom 20. December d. I. — Letzte Abfendung: am 
30. December 1869. 


Ernennungen, Entlafiangen ıc. Seine König« 
liche Majeftät haben den Affeffor beim Bezirkögericht zu 
Pirna Georg Lothar Trummler zum Gerichtsrathe bei 
biefem Bezirkögericht zu ernennen allergnäbigft gerußt. 


Seine Majeftät der König haben allergnäpigft ger 
ruht, dem Geheimen Regierungsratbe Dr. Reuning 
bie aus Geſundheitsrückſichten nachgeſuchte Entlafjung 
aus dem Staatödienfte mit der gejeplichen Penfion zu 
bewilligen. 


Dffiein der Derlagshanblung. 


Wochenblatt 


Bon tiefem Wo: für Ale Bofämter 
(hen Jürg merkwürdi Rechtsfälf ee 
64 Nummern zu et wür ige ech 8 fü e, lungen und liefern 
1 Ouartbogen und dat Quartal zu dem 
außerdem am Jah: in actenmäßigen Darftellungen —— 
tes eein ant- . J entrich tenden Ureiſe 
ae. aus dem Gebiete der Iustizpflege — 


und verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachſen. 
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Verträge zwifhen den Lotteriecollecteurd und 

Spielern über die Loosrenovation, welde von 

den Beftimmungen bed Lotterieplaned abweichen, 
find für die Kontrahenten verbindlich. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in &. 


Der Untercollecteur €. $. in L. wurbe von F. M. 
dafelbft auf Grund der Thatfachen, daß er dem Lep- 
teren % 2008 I. Claſſe der Königl. Sächf. 73. Landes- 
lotterie vor Beginn der Ziehung J. Claſſe verkauft 
und dabei verfprochen habe, die Loofe der übrigen 
vier Glaffen pünftlih an ihn abliefern, vefpective in 
feine Wohnung fenden zu wollen, wogegen Iener den 
Preis für fämmtliche Claſſen bei Ablieferung des 
betreffenden Looſes der V. Elaffe bezahlen folle, ferner 
daß kurz vor der Ziehung der III. Claſſe derfelben 
Lotterie ein in dem Geichäfte des Beflagten angeſtell⸗ 
ter und von Bellagtem dazu beauftragter Mann bie 
entfprechenden Looſe IL. und III. Claſſe der 73. Lot» 
terie in der Wohnung Klägers der Wirthichafterin 
defielben übergeben und dabei bemerft habe, Herr 
€. F. habe bisher Klägers Wohnung nicht gefannt, 
ihm, dem Ueberbringer, aber aufgetragen, auszurich⸗ 
ten, daß er nunmehr die betreffenden Looſe der IV. 
und V. Claſſe pünktlich dem Aläger zuſenden werde, 
daß endlich Bellagter die betreffenden Loofe IV. und 
V. Glaffe nicht an Klaͤgern gejendet, noch irgendwie 
abgeliefert habe, in der Ziehung der V. Claſſe aber 
das fragliche Loos mit einem Gewinn von 400 Tha- 
lern gezogen worben fei, auf Bezahlung des auf ein 
Achtel des Looſes mit 50 Thalern gefallenen Gewinnes, 
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abzüglich der planmäßigen Einlagen und Aufgelder, 
fowie Abzüge, und auf Erftattung der Koften bes 
Proceſſes verflagt. 

Beklagter leugnete, verfprochen zu haben, er wolle 
die Looſe der übrigen vier Elaffen refpective in bes 
Klägers Wohnung fenden, leugnete ferner das An» 
führen, der Bote, welcher das 2008 II. und III. Elaffe 
in Klägers Wohnung gebracht, habe ſich gegen die 
Wirtbfchafterin deffelben hierbei in der angegebenen 
Weife ausgefprodhen, und endlich er, der Bellagte, 
habe diefen Boten beauftragt, die gedachte Erflärung 
dem Kläger zu überbringen. 

Das Königl. Gerihtsamt im Bezirksgericht 
zu 2, ertheilte hierauf folgenden Beſcheid: 

„Weil ein Jeder, der fich bei der Königl. Saͤch— 
fiichen Landeslotterie als Spieler betheiligt, nad) der 
ausdrüdlichen ald lex contractus ſich darftellenden 
Vorſchrift des Lotterieplans vom 9. Juli 1867. 8. 5. 
auf den in einer Claſſe auf das gewählte Loos ge= 
falfenen Gewinn nur dann Anfpruch hat, wenn er 
das 2008 zur betreffenden Claſſe gegen Entrichtung 
der planmäßigen Einlagen und des Aufgeldes recht⸗ 
zeitig, d. h. längftens bis zum achten Tage vor Anfang 
der Ziehung der betreffenden Claſſe gelöft und erneuert, 
in dem Falle aber, wo er fich hieran verfäumt oder 
doch fein Loos binnen gedachter Zeit von dem Eollec- 
teur nicht erhalten, nach feiner Wahl entweder an 
den auf dem Looſe bemerften Hauptcollecteur ober 
nach Befinden an die Lotteriebirection unmittelbar, 
mit Einfendung des Loofes der vorigen Elaffe und 
der planmäßigen Einlage nebft dem Aufgelde dergeftalt 
ſich gewendet hat, daß eine ſolche Anzeige fpäteftens 
bis vor Ablauf des vierten Tages vor Ziehung der 
betreffenden Claſſe wirklich eintrifft, inmaaßen, wer 
fih daran verfäumt, aller Anfprüche an das bie babin 


geipielte Loos verluftig und ber betreffende Eollecteur 
dann berechtigt ift, ein dergleichen nicht erneuertes 
Loos anderweit zu verfaufen, 

biefe Beftimmung des Lotterieplaned aber unbe- 
zweifelt klagendem F. M. entgegenfteht, da er feinen 
Zugeftändniflen zufolge das in der Klage näher be- 
zeichnete Loos bei dem beffagten Untercollecteur E. F. 
nicht tempeftiv erneuert, noch weniger angeführt und 
nachgewiefen hat, daß er unter Einfendung eines 
Looſes der früheren Glaflen wegen Erlangung des 
Loofes V. Elaffe bei dem Haupteollecteur oder ber 
Lotteriebirection die erforderlichen Schritte gethan 
habe, 

übrigens der Kläger gegen die nachtheiligen Folgen 
der diesfallfigen Unterlaffung nicht durch die behaup- 
tete Zufage des Beflagten, ihm auch das Loos zur 
V. Claſſe — vorausgefegt, daß folches nicht früher 
mit einem Gewinne herausfomme — zufenden zu 
wollen, gefchügt ericheint, da aus einer foldyen Zu- 
fiherung noch feine Berzichtleiftung auf die dem 
Eollecteur aus der Vorfchrift in 8. 5. des Lotterie 
planes entipringenden Bortheile ſich ableiten läßt, 
und daher der Kläger auf Grund der präjumtiv ihm 
wie jedem Lotteriefpieler befannt geweſenen Beftim- 
mungen des Planes ſich wohl bewußt jein mußte, 
daß dem möglichen Nachtheile, der ihn, wenn auf 
das geipielte Loos ein Gewinn falle, er jedoch nicht 
im Befige des Looſes fei, treffen fünne, nur durch 
Bigilanz, alfo durch rechtzeitige Meldung beim Eollec- 
teur und jofortige Bezahlung des Loosbetrages gegen 
Aushändigung des Loofes V. Claſſe vorgebeugt wer: 
den könne, 

nad) alle dem aber gegenwärtig es fi) um einen 
Schaden handelt, defien Erſatz Kläger nicht verlangen 
fann, weil er ſolchen fich ſelbſt augezogen hat (vergl. 
$. 781. des bürgerlichen Geſetzbuchs), 

fo hat Klägers Suchen fchlechterbings nicht 
Statt 1.” 

Auf die von dem Kläger gegen diefen Beſcheid 
eingewendete Appellation erfannte das Königl. 
Appellationsgericht zu Leipzig im Jahre 1869 
reformatorisch dahin: 

„Weil 

1, 
den Gründen, auf welche in voriger Inftanz Die 
Abweifung ded Klägers geftügt worden ift, nicht hat 
beigepflichtet werben fönnen, da die Beftimmungen 
des Lotterieplanes fich Tediglich auf das Obligations- 
verhältniß zwifchen dem Loosfäufer und dem Lotterie 
unternehmer, dem durch die Rotteriedirection vertres 
tenen Staatöfiscus, beziehen und einen planmäßigen 
Verkauf des Loofes Seiten des Eollecteurs in feiner 
Eigenſchaft ald institor der Direction vorausfegen, 
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nicht aber dasjenige Obligationsverhältnig berühren, 
welches zwifchen dem Loosfäufer und dem Eollecteur 
zur Entftehung gelangt, dafern der legtere dem erfteren 
gegenüber für feine Perſon und in Vertretung feines 
eigenen Bermögend durch ein befondered, in dem 
Lotterieplane Abf. 5. 8. 5. ald „Privatvertrag” be 
zeichnetes Abfommen Berbindlichkeiten übernimmt, zu 
deren Uebernahme er als institor der Direction nicht 
ermächtigt ift, wie dies jederzeit der Fall ifl, wenn er 
Credit gewährt, oder einen Mandatscontract eingeht, 
welcher ihn zu Aufbewahrung oder Ueberjendung ber 
Looſe für feinen Gontrahenten oder an denſelben ver- 
pflichtet, 
2. 
die Bezugnahme auf das Bl. — erwähnte, angeblich 
durch einen Beauftragten ertheilte Zufendungsver- 
fprechen zwar nicht als ein felbftftändig wirkſamer 
zweiter Klaggrund aufgefaßt werden kann, da bie 
Berufung auf eine rechtzeitige, dem Bellagten gegen- 
über erfolgte Acceptation mangelt, wohl aber die 
Behauptung jenes Verfprechens für die Entſcheidung 
Bedeutung gewinnt, jobald man fie mit dem Bl. — 
angeführten Abkommen in Verbindung bringt, 
3 


diefes Abkommen von dem Kläger in folgender Weife 
geſchildert wird: 
a) bei Aushändigung des 4 Loofes No. — 
L Claſſe 73. Landeslotterie habe Bellagter ihm, dem 
Kläger, erklärt, 
er wolle die Looſe der übrigen vier Elaffen 
pünktlich an ihn, den Kläger, abliefern, reipec- 
tive in feine, Klägers, Wohnung fenden, 
b) damit habe der Bellagte die weitere Erklärung 
verbunden, 
dagegen folle er, ber Kläger, den Preis für 
fämmtliche Glaffen bei Ablieferung des betr. 
Looſes fünfter Elafje an ihn, den Bellagten, 
bezahlen, 
c) er, Kläger, habe fich hiermit alljeitig mit aus⸗ 
drüdlichen Worten einverftanden erflärt, 
4. 
dieſe Uebereinfunft, beruhete fie in Wahrheit, für ſich 
allein nicht als eine geeignete Unterlage für den klag— 
bar gemachten Entſchaͤdigungsanſpruch betrachtet wers 
den fonnte, da es 
a) dem Bellagten freigeftanden haben würde, nur 
für die 2te, Zte und Ate Elaffe die Ereditgewährung 
und das Zufendungsmandat anzubieten, für bie 
5te Claſſe dagegen lediglich den planmäßigen Ber- 
fauf in Ausficht zu ftellen und dem entfprechend dem 
Kläger zu eröffnen, er fei zwar bereit, für die 2te, 
Zte und Ate Glaffe ein Privatabfommen in dem oben 
sub 1. bezeichneten Sinne zu treffen, verkaufe jedoch 
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die te Elafje nur in feiner Eigenfchaft ald Mandatar 
der Direction und unter den planmäßigen Bedingun⸗ 
gen, — und erwägt man bie, 

b) die Einfchaltung des Wortes „refpective” 
in der Erflärung sub 3. a., hätte fie ftattgefunden, 
es im Unflaren gelaffen haben würde, ob der Wille 
des Beflagten, rüdfichtlich der Öten Claſſe ein Zufen- 
dungdmandat zu übernehmen, mit der erforderlichen 
Beftimmtheit zum Ausdruck gelangt fei, — diejem 
Mangel der Klagbegründung indeß 

6. 


durch die Berufung auf die ſpaͤtere, angeblich durch 
die Bezugnahme auf die bisherige Unkenntniß der 
Wohnung des Klaͤgers motivirte Erklaͤrung des Be- 
klagten, nunmehr auch das Loos Ater und Öter 
Claſſe dem Kläger pünktlich zuſenden zu wollen, 
begegnet worben ift, da in dieſer Erklärung, wäre 
fie erfolgt, im Zweifel eine Erläuterung des Sinnes, 
in welchem er, der Bellagte, feine frühere Zufage 
verftanden wiffen wolle, und fomit eine dem Kläger 
günftige aufflärende Mittheilung gefunden werben 
dürfte, deren obligatorifche Wirkung von einer beſon⸗ 
deren nachträglichen Acceptationderflärung nicht ab⸗ 
hängig geweſen wäre, 


6. 
ein Abkommen, wonach fi} der Eollecteur bei Abgabe 
des Loofes I. Elafje dem Spieler verpflichtet, ihm die 
Loofe der übrigen Claffen pünktlich in veflen Woh— 
nung zu fenden, ohne den Hinzutritt befonderer, eine 
abweichende Auslegung vechtfertigender Momente, 
offenbar den Zwed verfolgt, den Spieler der Oblie- 
genheit zu entheben, ſich um die Zeit der einzelnen 
Ziehungen fümmern und die planmäßigen Renova- 
tionsbedingungen erfüllen zu müflen, ebendeshalb 
aber im Zweifel ald ein „Privatvertrag” im Sinne 
des Abſatz 5. 8. 5. des Lotterieplanes zu gelten hat, 
welcher der Sache nad) die Zuſage des Eollecteurd 
enthält, das betreffende Loos, fobald ed ihm mit den 
übrigen feiner Eollecte angehörigen Looſen von ber 
Direetion übermittelt fein werde, für den Spieler, 
welcher daffelbe von der Direction kaufen zu wollen 
erflärt hat, auszufcheiden, als deſſen Befigrepräfen- 
tant zu betiniren, für rechtzeitige Zufendung Sorge 
zu tragen, das auf dem Looſe quittirte Kaufgeld an 
die Direction verlagsweife zu berichtigen, begiehentlich 
dieſer gegenüber zur eigenen Vertretung zu überneh- 
men und den Berlagsbetrag dem Spieler fammt dem 
auf dem Loofe gleichfalls quittirten Aufgelde zu credi⸗ 
tiren, und macht fich hierbei, wie im vorliegenden 
Falle gefchehen fein fol, der Spieler verbindlich, 
„die Einlagen ſammt Aufgeld für fämmtliche Elaflen, 
dafern das Loos nicht in einer früheren Glaffe ge: 
zogen werde, bei Ablieferung des Loofes Öter Elafle 





zu bezahlen”, diefe Stipulation nicht behindert, dieſen 
Vertrag feinem jubjectiven Beftande nad) ale ein 
Ganzes und fomit auch rüdfichtlich der Öten Claſſe 
lediglich als einen von dem Gollecteur für feine Pers 
ſon abgejchloffenen zu betrachten und in den Worten 
„bei Ablieferung“ nicht die Bezeichnung einer Refos 
lutivbedingung, fondern nur die Beftimmung der 
Zahlungszeit zu finden, da, ift ed die Abficht bed 
Eollecteurs, das Privatablommen auf die vier erften 
Glaffen zu befchränfen, in Betreff der Öten Claſſe 
dagegen als institor der Direction und plangemäß 
zu verfaufen und dabei für feine Perſon lediglich die 
Mühwaltung eines einmaligen Angebotes des Looſes 
in der Wohnung des Spielers zu übernehmen, ihm, 
dem Gollecteur, ald dem Bertragsofferenten, ed ob» 
liegt, für eine jpeciellere und deutlichere Faſſung der 
Bertragsofferte Sorge zu tragen, ald weshalb in dem 
gegenwärtigen Falle, die Wahrheit der Angabe des 
Klägers vorausgefegt, der Bellagte jedenfalls zur 
Erfüllung der Vorleiftung rechtzeitiger Zuftellung des 
Looſes Hter Claſſe verbindlih, und hätte er hierbei 
die bedungene Zahlung nicht erlangen fönnen, bei 
der ihm günftigften Annahme zu einem Mehreren 
nicht als zu einer Retention und Aufbewahrung des 
für den Kläger ausgefchiedenen Loofes bis zur Be— 
tichtigung des Mandatsverlags berechtigt, anderer 
Seits aber auch der Kläger an das ertheilte Mandat 
gebunden und deshalb zur Bezahlung der von dem 
Bellagten zum Berlag übernommenen Kaufgelvder und 
geftundeten Aufgelver für fämmtliche Claſſen, mit 
Einfluß der Öten, auch dann gehalten geweſen fein 
würde, wenn das Loos in diefer Glaffe nicht mit 
einem Gewinne gezogen worben wäre, — Erwaͤgun⸗ 
gen, aus denen von felbft folgt, daß in dem vorlie- 
genden Falle auf die von dem Bellagten hervorgeho- 
bene Ausftellung gegen die Schlüffigfeit der Klage ein 
Gewicht nicht gelegt werden fann; 
7 


die Klage ald actio mandati directa zwar an ſich 
auf Herausgabe des fraglichen Gewinnloofes gegen 
Erftattung des von dem Bellagten übernommenen 
Verlags an planmäßigen Kaufgeldern und gegen Bes 
zahlung der Aufgelver zu richten gewejen wäre, jebodh, 
wie geichehen ift, um deswillen auf Leiftung des id 
quod interest gerichtet werben durfte, weil der Bes 
flagte das 2008 Öter Claſſe dem Kläger nicht zuge— 
jendet, vielmehr verfauft hat, und fomit, wäre ber 
der Klage zu Grunde liegende Mandatsvertrag zur 
Perfection gelangt, durch fein vertragswidriges Ver: 
halten dem Kläger die actio emti vereitelt haben 
würde, bie demfelben gegen den Staatsfiscus des 
Gewinnes halber zugeftanden hätte, wäre er in den 
Befig des Trefferloofes gekommen, die Höhe des id 





quod interest übrigens fich von feldft in dem Werthe 
deö vereitelten Klagrechts quantificirt (zu vergl. bad 
in dem Jur. Wochenbl. 1865. p. 315. abgebrudte 
Erfenntniß des Königl. Appell.»Gerichts zu Leipzig), 
endlich, was 
8. 

bas procefiuale Ergebniß der Streitverhandlungen 
anlangt, aus den Bl. — und BI. — befindlichen 
Protokollen hervorgeht, daß der Bellagte lediglich 
folgende Beftandtheile der factifchen Klagbegründung 
als wahrheitswidrig bezeichnet hat, 

a) die Behauptung, er habe bei der Bertrage- 
offerte erflärt, „er wolle die Looſe der übrigen 
vier Glaffen refpective in Klägers Wohnung 
fenden”, 

b) das Anführen, der Bote, welcher das Loos 
2ter und Zter Glaffe in Klägers Wohnung gebracht, 
habe ſich gegen die Wirthichafterin defielben hierbei 
in der angegebenen Weiſe ausgeiprochen, 

e) er, ber Bellagte, habe diefen Boten beauftragt, 
bie behauptete Erklärung dem Kläger zu überbrin- 
gen, — 

als weshalb 

9. 

bie Entſcheidung von der Leiftung eined dem Kläger 
in der Form eines Beftärkungseides aufzulegenden 
Erfüllungseides rüdfichtlich der Thatfache sub 8. b., 
welche die Bl. — abgehörte, des Dienftverhältniffes 
halber, in welchem fie zu dem Kläger fteht, nicht 
vollglaubwürdige Zeugin beftätigt hat, und von der 
Leiſtung eines alternativen Delati in Betreff der Be- 
hauptung sub 8. a. und c. abhängig zu machen ge— 
wejen ift, da ber Beflagte den über die eine, wie über 
die andere dieſer Behauptungen angetragenen Eid 
acceptirt hat, 

fo ift es bei dem angefochtenen Erfenntniß in 
theilweifer Berüdfihtigung der aufgeftellten Befchwer- 
den nicht zu laffen, fondern würde der Kläger mittelft 
Eides erhärten und 

„daß der Bote, welcher das Achtelloos 2ter und 

ter Elaffe 73ſter Landeslotterie im Februar 1868 

in feine, Klägers, Wohnung gebracht, bei der 

Aushändigung der Looſe an feine, Klägers, 

MWirthichafterin fich gegen die leptere dahin aus: 

gefprochen habe: Herr F. habe bisher Herrn 

M.s Wohnung nicht gefannt, er habe ihn, den 

Boten, beauftragt, Herrn M. auszurichten, daß 

er ihm nunmehr die Loofe Ater und Öter Claſſe 
pünktlich zufenden werde”, 
fhwören, fo ift Beflagter bem Kläger eine demjenigen 
Betrag gleichftehende Entihädigungsfumme, welcher 
fich ergiebt, wenn von dem auf ein Achtel des Looſes 
No. — in der Öten Elaffe der Töften Königl. Sädf. 
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Landeslotterie mit 50 Thalern gefallenen Gewinne 
die planmäßigen Abzüge, nicht minder die planmäßi- 
gen Einlagen und Aufgelder eines Achtelloofes für 
fämmtliche Claſſen gekürzt werben, zu bezahlen, auch 
die in erfter Inſtanz erwachfenen Koften zu erftatten 
ſchuldig, er fönnte und wollte denn ben über bie 
nachftehenden, zur Klagbegründung gehörigen Bes 
bauptungen angetragenen Eid nad) feiner Wahl ent- 
weder dahin, 

a) daß, ald von ihm im ‘December 1867 das 
Achtelloos No. — erfter Claſſe 73ſter Landeslotterie 
dem Kläger eingehändigt worden fei, er fich hierbei 
gegen benjelben nicht in der Weife ausgefprochen 
habe, 

„er wolle ihm, dem Kläger, die Looje der übri- 
gen vier Claſſen pünktlich abliefern, refpec- 
tive in feine, Klägers, Wohnung ſenden“, 

b) oder dahin, daß er den Boten, von welchem 
im Februar 1868 die Adhtelloofe 2ter und Zter Claſſe 
der No. — Töfter Landeslotterie in Klägers Woh- 
nung abgeliefert worden feien, nicht beauftragt habe, 
dem Kläger auszurichten, 

„er, F., habe bisher die Wohnung M.'s nicht 

gefannt, er werde demfelben nunmehr die Looſe 

4ter und dter Claſſe pünktlich zuſenden“, 
ihwören, ſolchenfalls ift er ebenfo wie in dem Falle, 
wenn der Kläger den ihm zuerfannten Beftärfungseid 
nicht leiftet — in welchem legteren Falle es ber 
Abnahme des Eides sub a. und b. nicht bedarf —, 
von der erhobenen Klage zu entbinden und loszuzaͤh⸗ 
len x.” 

Der dem Kläger zuerfannte Beftärfungseid wurde 
übrigens bei der Hörmelung der Eidesnotul Seiten 
der erften Inftanz in einen Glaubenseid verwandelt. 


12. 


Ueber die Auölegung ber in einem Prachteontracte 
enthaltenen Beflimmung, daß dem Bachter, wenn 
Berpachter die verpachteten Immobilien während 
der Pachtzeit verfaufen würde, fo daß Vachter 
ben Pacht räumen müßte, eine gewiſſe Entjchä- 
digung gewährt werden folle ($$. 809. 1222. 
1225. bed bürgerl. Geſetzbuchs). 
Mitgetheilt von 
Herren —r— in N. 
Im September 1866 hatte R. von K. deſſen 
Gafthof zu W. auf fechs hinter einander folgende 


Jahre und zwar auf die Zeit vom 1. October 1866 
bis zum 1. October 1872 für eine jährliche Pacht⸗ 


jumme von 450 Thlen. —⸗ —» erpachtet; in dem 
ſchriftlich hierüber verabfaßten Vertrage war u. 9. 
in $. 13. die Beftimmung getroffen, daß, bafern ber 
Berpachter vor Ablauf der Pachtzeit die verpachteten 
Immobilien verkaufen follte, fo daß der Pachter den 
Pacht räumen müßte, Erfterer dem Lepteren und zwar, 
wenn dies im erften Jahre gefchehe, 500 Thlr. — —, 
wenn im zweiten, 400 Thle. — —, wenn im brits 
ten, 300 Thle. —⸗ —⸗, wenn im vierten, 200 Thlr. 
— —: und wenn ed in ben beiden legten Jahren 
geichehe, je 100 Thle. — —⸗ Entfchädigung fofort 
und noch vor Räumung ber erpachteten Rocalitäten 
Seiten ded Pachters zu zahlen und baar zu erlegen 
habe, und es hatte R. den Pacht angetreten, auch 
den von ihm nad Maaßgabe des Vertrages über- 
nommenen Berbinblichfeiten gehörig entjprochen. 

Am 31. Juli 1868 hatte K. bei Anweſenheit in 
D. den fraglichen Gafthof an den bafigen Deconom F. 
verkauft, auch hiervon den Pachter R. mit der Bes 
merfung, daß er deöhalb genöthigt fei, diefem ben 
Pachwertrag aufzukündigen, von D. aus am näm- 
lichen Tage telegraphifch benachrichtigt und bald dar⸗ 
auf dem Pachter R. gegenüber den abgeſchloſſenen 
Kauf mündlich beftätigt, auf deflen Frage aber, wenn 
er den Pacht zu räumen habe, geantwortet, daß er, 
K., hierüber nichts zu beftimmen habe, die Entjchlie- 
Bung vielmehr dem Käufer F. zuftehe und R. ſich mit 
diefem über ben Zeitpunkt der Pachträumung zu vers 
ftändigen habe. 

Letzteres war erfolgt, worauf R. den erpachteten 
Gafthof am 1. October 1868 geräumt und nebft dazu 
gehörigem Inventar am 4. d. M. dem Bellagten 
zurüdgegeben; gleichwohl hatte dieſer fich gemeigert, 
dem Pachter R. die vereinbarte, noch im September 
1868, alſo noch im zweiten Pachtjiahre zahlbar ge 
weſene Entichädigung von 400 Thlın. — —⸗ zu 
gewähren und in Folge deſſen R. auf deren Bezah— 
fung fammt Berzugszinfen, vom 1. October 1868 an 
gerechnet, gegen K. geflagt. 


Tom Procefgericht, wurde die Klage in ber an— 
gebrachten Maafe abgewieſen; das Königliche 
Appellationsgericht zu Zwidau confirmirte mit- 
telft Erfenntniffes vom 27. April 1869 und ſprach 
fi in den Gründen folgendergeftalt aus: 


„Wenn bie vorige Inftanz bei Auslegung der, 


Beftimmung, welche zwijchen den Parteien in $. 13. 
ded der Klage zu Grunde gelegten Pachtvertrags 
BL. — vereinbart worden ift, von der Anficht aus- 
geht, daß jene Beftimmung nur auf den in $. 1225. 
ded bürgerlichen Geſetzbuchs bemerkten Fall bezogen 
werben fönne, jo hat Man ihr hierin allerdings bei- 


wpflichten gehabt. 
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Der fragliche Pachtvertrag ift nah Bl. — auf 
die Dauer von ſechs hinter einander folgende Jahre, 
vom 1. October 1866 an gerechnet, feft und bergeftalt 
abgefchloffen, daß einer früheren Auflöfung befielben 
in Folge vorheriger Kündigung des einen oder andern 
Theils nicht Erwähnung gefchieht, das Vertragsver⸗ 
haͤltniß alfo gemäß $. 1214. des bürgerlichen Geſetz- 
buchs an fich erft mit Ablauf der feftgefegten Pacht» 
zeit erlifcht und bis dahin von beiden Gontrahenten 
ausgehalten werben muß. 

Beftimmt nun $. 13. des Contracts Bl. —, es 
habe der Bellagte ald Verpachter, dafern er vor Ab» 
lauf der Pachtzeit das verpachtete Grundftüd ver- 
faufen würde, fo daß Kläger ald Pachter ven Pacht 
räumen müßte, dem legteren je nach dem Zeitpunfte, 
wo folches geſchieht, die diet. fol. näher normirte 
Entihädigungsfumme fofort und noch vor Räumung 
bes Pachtes zu gewähren, fo ergiebt ſowohl der Wort» 
laut ald der Zufammenhang zunaͤchſt foviel, daß hier- 
bei an einen ganz befonderen Fall der Vertragsauf- 
löfung, nämlih an denjenigen gedacht worden ift, 
wo das Pachtgrundſtück durch Beräußerung Seiten 
des Bellagten als Berpachter in die Hände eines 
Dritten übergehen follte, welcher nach dem Grund 
fage: „Kauf bricht Miethe‘ regelmäßig zur Fortfegung 
des Pachtes nicht verpflichtet ift. 

Zugleich erjcheint ed aber auch ferner einem we⸗ 
fentlihen Zweifel nicht unterworfen, daß die für den 
Kläger ald Pachter im Falle eines Verkaufs des 
Pachtgrundftüds eintretende Nothwendigleit der Räus 
mung des Pachtes, welche in den Worten Ausdruck 
gefunden hat: „fo daß Pachter den Pacht räumen 
müßte‘, im Sinne des Vertrags nicht auf die Perfon 
des Beklagten ald Verpachter und beziehentlich Ver⸗ 
fäufer, fondern lediglich auf die Perfon des Käufers 
fi) zurüdführen läßt. 

Die Eventualität der Veräußerung ded Pacht: 
grundftüds macht in Bezug auf das zwiſchen den 
Parteien bejtehende Berhältniß eine doppelte Mög- 
lichkeit denkbar. Entweder verpflichtet der Beklagte 
feinen Käufer zur Fortfegung und Aushaltung des 
Pachtes, beziehentlich der Käufer verfteht fich dazu 
freiwillig. Dann ändert fich für den Kläger an der 
Sache etwas nicht, er verbleibt im Pachte und er 
erreicht die contractlichen Bortheile, welche er voraus- 
feglich durch die Stipulation einer feften Pachtzeit zu 
erlangen beabfichtigt hat. Oder es macht der Beflagte 
feinem Käufer die Erfüllung des Pachtvertrags nicht 
zur Pflicht, beziehentlich der Käufer übernimmt folche 
nicht. Hier geht Kläger feines Pachtrechts in der 
Weiſe verluftig, daß er den Beflagten nicht zur Ber- 
tragserfüllung, indbefondere nicht zur Gewährung 
der Füglichfeit, die Pachtzeit auszufigen, anhalten 
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fann, fondern ſich mit der im Voraus für einen ber- 
artigen Berluft des Pachtrechts ftipulirten Entſchädi— 
gung begnügen muß. Der Eintritt diefes Berluftes 
aber hängt infoweit nicht unmittelbar vom Beflagten 
ab. Denn ein Recht deſſelben, für den Fall der 
Veräußerung des Pachtgrundftüds dem Kläger ben 
Pacht zu kündigen, oder eine Verpflichtung des Kl: 
gerd, eine ſolche Kündigung anzunehmen, ift im 
Pachtvertrage nicht begründet. Bielmehr geht aus 
dem Umftande, daß auf den Fall der vorzeitigen Auf: 
löfung des Pachtverhältniffes eine vom Bellagten dem 
Kläger zu gewährende Entihädigung vorgejehen wor⸗ 
den ift, hervor, daß Beflagter jederzeit an den Ber- 
trag gebunden fein und nur unter ber in $. 13. cit. 
erwähnten Eventualität an die Stelle der Natural- 
erfüllung die Gewährung des Intereffe Klägers hat 
treten ſollen. Es zeigt fich daher, daß ein Zwang 
gegen den Kläger, den Pacht zu räumen, nur vom 
Käufer des Beflagten ausgeübt werben und nur diefe 
Möglichkeit bei der Beftimmung in $. 13. des Ber: 
trags voraudgejegt fein kann. 

Bon felbft gelangt man hiernach auf die Vorſchrif⸗ 
ten in 8. 1225. des bürgerlichen Geſetzbuchs. Wird 
aber Inhalts derjelben dem Dritten, welcher das 
Eigenthum oder das Benugungsrecht an einem Grund⸗ 
ftüde erwirbt, das Befugniß einen bezüglich des letz⸗ 
teren beftehenden Pacht» oder Miethvertrag zu fündi- 
gen, in Uebereinftimmung mit dem in 8. 276. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs ausgefprochenen Grundfage, 
daß das Eigenthum an Grundftüden nur durch die 
Eintragung des Erwerberd in das Grundbuch erwors 
ben werden fann, erft nad jeiner Eintragung im 
Grundbuche ertheilt, fo beruht es hierauf ebenſo wie 
auf den allgemeinen Regeln über die Auslegung der 
Verträge — vergl. $. 809 fig. des bürgerlichen Gefep- 
buchs —, daß, joweit nad) $. 13. des Pachtvertrags 
die vom Beklagten dem Kläger zu leiftende Entjchä- 
digung mit dem Falle, daß der Kläger in Folge einer 
Beräußerung des Pachtgrundftüds den Racht räumen 
müffe, in Verbindung gebracht ift, unter diefem 
„Müſſen“ fi nur der Eintritt einer rechtlichen 
Nothwendigkeit verftehen läßt; welche, wie bemerkt, 
für den Kläger dem Käufer des Pachtgrundſtücks 
gegenüber als ſolche eben erft dann ftattfindet, wenn 
der Käufer als Eigenthümer des legteren im Grund- 
buche eingetragen worden ift und nunmehr von dem 
ihm eingeräumten Rechte der Austreibung des Pach— 
terd Gebrauch gemacht hat. 

Man hat deshalb der vorigen Inftanz zu Bl. — 
auch infofern Beifall zu geben, als fie zur Schlüffig- 
feit der vom Kläger wider den Bellagten erhobenen 
Klage auf Gewährung der in 8. 13. des Padhtver- 
trags ftipulirten Entſchaͤdigung das Anführen, es fei 


der Käufer des Pachtgrundftüds, an welchen Beklag⸗ 
ter daſſelbe veräußert, im Grundbuche eingetragen 
worben, erfordert und auf den Mangel diefer Be- 
bauptung die Abweifung der Klage in der angebracdh- 
ten Maaße jept. . 

Kläger befchränft fi auf die Behauptung, theils 
daß der Beflagte am 31. Juli 1868 das Pachtgrund⸗ 
ftüd mittels notariell recognoscirten Kaufvertrages an 
den Bl. — genannten F. veräußert und ihn hiervon 
am nämlichen Tage telegraphifch benachrichtigt, theils 
daß bderfelbe einige Zeit darauf den Verkauf ihm 
mündlich beftätigt, auch auf feine Frage, wenn er 
den Pacht räumen müffe, ihn dahin, daß er, Bellag- 
ter, hierüber nichts zu beftimmen habe und Kläger 
fih an den Käufer wenden möge, beſchieden, theils 
endlich, daß er, Kläger, darauf mit letzterem fich der⸗ 
geftalt vereinigt, daß er den Pacht zum 1. October 
1868 räumen ſolle und auch fodann wirflich geräumt 
habe. Dagegen fchweigt er über die Thatfache, daß 
und wenn der Kaufvertrag durch Eintragung des 
Käufers zur Perfection gekommen fei. Gebricht es 
mithin an einem Anhalten für die Beantwortung der 
Frage, ob zu der Zeit, wo Kläger mit dem Käufer 
über die Räumung des Pachtes und über den Zeit 
punft derfelben ſich geeinigt hat, der Käufer durch 
feinen Eintrag bereits ein wirffames Erpulfionsrecht 
erlangt gehabt und dadurch Kläger in die Nothwen- 
digkeit verfegt gewefen, dem leßteren fich zu fügen, 
jo bleibt es mindeftens nach der eigenen Darftellung 
Klägers zweifelhaft, ob die Borausfegung, an welche 
der Verfall der ftipulicten Entihädigung als durch 
$. 13. des Pachtvertrags geknüpft angefehen werben 
muß, vorhanden ift oder nicht. 

Dasjenige, was Kläger Bl. — flg. gegen dieſe 
Auffaffung geltend macht, erjcheint nicht von Be— 
lang. 

Zur Widerlegung der Anficht, daß die ftreitige 
BVertragsbeftimmung nur auf einen Beräußerungs- 
vertrag bezogen werben dürfe, welcher geeignet fei, 
dem Käufer ein Recht auf Austreibung des Klägers 
als Pachter zu verfchaffen, genügt der Hinweis ſchon 
auf den deutlichen Wortausdrud der Eontractsurfunde, 
worin lediglich von dem „Räumen müfjen“ des 
Pachtes die Rede ift, fowie darauf, daß der Verkauf 
des Bachtgrundftüds nicht an fich, ſondern erft dann, 
wenn der Käufer von dem Erpulfionsrechte Gebrauch 
machen fonnte und wirklich Gebrauch machte, den 
Berluft des Pachtrechts für den Kläger herbeigeführt 
haben würde. 

Es fallen daher auch die von legterem hieraus 
weiter abgeleiteten Folgerungen, nad} welchen darauf 
etwas nicht anfommen fol, ob der Kaufvertrag ers 
fült oder wieder rüdgängig, begiehentlih ob ver 





Käufer eingetragen und ob von ihm das Kündigungs- 
recht gegen den Kläger ausgeübt worden, als haltlos 
jufammen. 

Inöbefondere bietet die Beftimmung, daß bie 
bebungene Entfchädigung fofort und noch vor ber 
Räumung ded Pachtes gezahlt werben foll, fein Ge- 
genargument bar. 

Denn einmal fegt diefelbe immer die Betagung 
der Entihädigungsverbindlichkeit des Beflagten jelbft 
voraus, löft aljo an ſich nicht die Frage, wenn ihr 
Verfall eintritt. Andererfeits aber beſagt fie nicht 
mehr, ald daß mit der Zahlung nicht bis zur Räu- 
mung gewartet werben foll, was unter dem Gefichts- 
punfte des $. 1225. des bürgerlichen Gejegbuchs bie 
Bedeutung haben würde, daß der Zeitpunkt der Kün- 
digung Seiten des Käufers mit dem der Zahlung 
zufammenträfe. 

Ebenfowenig endlich rechtfertigt das in der Klage 
geihilverte Verhalten des Beklagten die Bl. — auf- 
geftellte Annahme. Der Vertrag betrifft in 8. 13. 
einen fpeciellen Ball und geftattet namentlich dem 
Beklagten nicht, gegen Gewährung der bebungenen 
Entſchaͤdigung etwa beliebig davon zurüdzutreten. 
Iſt von demfelben Bl. — bei der Anzeige vom Ber- 
kaufe des Pachtgrundftüds dem Kläger zugleich er- 
Öffnet worben, wie er fich deshalb genöthigt ehe, den 
Pachtvertrag zu kündigen, fo konnte dies, da ihm 
weber auf diejen Fall, noch fonft ein Kündigungs- 
recht contractlich zugeſtanden ift, für den Kläger feine 
Beranlaffung zur Räumung des Pachtes darbieten, 
fondern höchſtens die Bedeutung einer Mittheilung 
haben, daß Beflagter dem Käufer die Aushaltung 
des Pachtes nicht zur Pflicht gemacht habe, refp. daß 
biefer zur freiwilligen Uebernahme des Pachtes nicht 
geneigt jei. Soweit aber fpäter der Beflagte bei 
münblicher Verhandlung mit dem Kläger dieſen an 
den Käufer verwiefen haben foll, fpricht ein derarti— 
ges Berhalten mindeftens nicht dafür, daß derſelbe 
zur Zahlung der Entjchädigung fi ohne Weiteres 
und ohne Rüdfiht darauf habe verbindlich machen 
wollen, ob Kläger zur Räumung des Pachtes ge- 
nöthigt fein werde oder nicht. 

Dem Bertrage gegenüber würde jene Verweiſung 
etwas ganz Selbftverftändliches geweſen fein. 

Der Inftanzbeicheid ift ſonach zu beftätigen ges 
wejen und es verüberflüffigt fi dadurch eine Erörtes 
rung der möglicherweife noch weiter aufzuwerfenden 
Fragen, theils weldhen Einfluß es auf das Forbes 
rungsrecht des Klägerd äußern würde, wenn ber 
Käufer zwar zu der Zeit, wo er mit KAlägerm über 
die Räumung des Pachtes verhandelt, noch nicht im 
Örundbuche eingetragen gewejen wäre, aber fpäter 
nach dem Eintrag erlangt hätte, theild wiefern ein 
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Abkommen zwifchen dem Kläger und dem Käufer 
über eine Abänderung der in $. 1225. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs geordneten Friften die in 8.13. 
bed Pachtvertrags nach dem Pachtjahre, in welchem 
Kläger den Pacht zu räumen hat, näher normirte 
Höhe der vom Beflagten zu gewährenden Entſchädi— 
gung zu alteriren vermöchte, beziehentlich ob in die— 
fer Hinficht die ſchon erwähnte Verweifung des 
Klägers durch den Bellagten an den Käufer dem 
erfteren zu Statten fommen fönnte.” ıc. 


Auf anderweite Berufung Klägers verurtheilte 
dagegen das Königlihde Dberappellations- 
gericht durch Erkenntniß vom 24. Auguft 1869 den 
Dellagten in Bezahlung der geforderten 400 Thlr. 
—.: —« ſammt Zinfen des Verzugs von Zeit der 
erhobenen Klage an gerechnet, und fügte folgende 
Entjheidungsgründe bei: 


„In der vorliegenden Rechtsſache hängt die Ent 
fheidung von der Interpretation des 8. 13. des 
Pachtcontractes BI. — ab. Der angegebene $. lautet 
wörtlich fo: 

Würde Verpachter vor Ablauf der (jechsjährigen) 
Pachtzeit die verpachteten Immobilien verfaufen, 
jo daß Pachter den Pacht räumen müßte, fo 
hat erfterer an legteren, wenn folches im erften 
Jahre geſchieht, eine Entſchaͤdigung von 500 
Thlrn. — —, im zweiten von 400 Thlen. 
—⸗ —«, im dritten von 300 Thlın. —⸗ —», 
im vierten von 200 Thlen. —⸗ —» und in den 
beiden legten Jahren von je 100 Thlen. — — 
fofort noch vor Räumung der erpachteten Loca⸗ 
litäten Seiten des Pachters an diefen baar zu 
erlegen. 

Auf die Interpretation einer einzelnen Vertrags⸗ 
beftimmung, wie der vorliegenden, hat namentlich die 
aus dem Vertrage in feinem Zufammenhange zu ent 
nehmende Abſicht der Vertragichließenden Einfluß; 
ed find, wenn aus dem Gefammtinhalte des Bertrags 
hervorgeht, welchen Zweck die Vertragichließenden 
mit der einzelnen Bertragsbeftimmung verbunden 
haben, etwaige dunfle, eine verfchiedene Auslegung 
zulafiende Worte oder Ausdrüde aus der muthmaaß- 
lien Willensmeinung ber Vertragfchließenden zu er- 
flären; es ift nicht umgefehrt die einzelne Bertrags- 
beftimmung aus ihrem Zufammenhange zu reißen, 
und bei deren Erflärung ift namentlich nicht lediglich 
auf die Worte, in welche die Vertragfchließenden ihre 
Willensmeinung eingefleidet haben, zu fehen, ohne 
Rüdficht darauf, ob mit der grammatifchen Inter- 
pretation zu einem Ergebniffe gelangt wird, welches 
mit den übrigen Bertragsbeftimmungen, mit der muth- 
maaßlichen Willensmeinung der Vertragfchließenden 


in Widerfpruch fteht und die Harmonie des ganzen 
Vertrages ftört. 

Der oben wörtlich gegebene $. 13. bes Pacht— 
contracted hat nun unzweifelhaft den Zwed, dem 
Verpachter, ungeachtet der vereinbarten fechsjährigen 
Dauer des Pacteontracts, freie Hand in Beziehung 
auf den Berfauf des verpacdhteten Gafthaufes zu ver- 
fchaffen. In dem Pachteontracte Bl. — wird naͤm— 
lich die Dauer des Gontracts auf ſechs Jahre, vom 
1. October 1866 bis dahin 1872, feftgefegt. Das 
Recht, den Eontract vor Ablauf diefer Zeit durch 
Kündigung aufzuheben, ift weder dem Berpachter, 
noch dem Pachter vorbehalten worden. Nur im 8.11. 
BI. — wird auf den Fall des Ablebend der Vertrag- 
fhließenden während der feitgefegten Pachtzeit Rüd: 
fit genommen, aber auch hier wirb beftimmt, daß 
der PBachtcontract nicht ohne Weiteres für aufgehoben 
zu betrachten fein joll, wenn ein Vertragfchließender 
während ber Pachtzeit verſtirbt, fondern es follen die 
Erben deflelben die Wahl haben, ob fie das Pacht: 
verhältniß fortfegen wollen, oder nicht. 

Unter diefen Berhältniffen hatte der Verpachter, 
wollte er fi nicht im Falle des Verkaufs feines 
Grundftüds allerhand Schädenanfprüchen von Seiten 
feines Käufers und von Seiten des Pachterd aus— 
ſehen, die dringendfte Aufforderung, ſich mit dem 
Pachter über die Entfhädigung, welche im Falle eines 
Verfaufes zu zahlen fein follte, im Voraus zu ver- 
ftändigen. So würde, um wenigftens bie haupt: 
ſaͤchlichſten Gefichtspunfte zu berühren, der Verpachter, 
hätte er das verpachtete Grundſtuͤck während der Pacht⸗ 
zeit verfauft und feinem Käufer nicht die Fortfegung 
des Pachtceontracts zur Pflicht gemacht, nicht blos 
dem Pachter, wegen Nichterfüllung des Bachtcontracts, 
nad $. 1222. des bürgerl. Geſetzbuchs (man vergl. 
auch Gommentar, Bd. II. ©. 258.) ſchadenerſatz⸗ 
pflitig, fondern auch, wenn ber Pachter von dem 
ihm nad 8. 1225. des bürgerl. Gefegbuchd (man 
vergl. auch Commentar a. a. D. S. 259.) zuftehen- 
den Rechte Gebrauch gemacht hätte, dem Käufer re 
greßpflichtig geweſen fein. Gegen beide Anfprüche 
fteflte er fih dur den $. 13. des Pachtcontracts 
fiber, indem der Pachter, wenn er fih der Bepin- 
gung unterwarf, daß er im Falle eines Verkaufs des 
verpachteten Grundftüds während der Pachtzeit nur 
die dort angegebene Entſchaͤdigung erhalten follte, 
nicht blos auf das Recht, nach $. 1222. des bürgerl. 
Geſetzbuchs Schadenerfag zu verlangen, fondern auch 
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auf das im 8.1225. des buͤrgerl. Geſetzbuchs gebachte 
Recht, das erpachtete Grundftüd erft nach einer Kün- 
digung von Seiten des neuen Erwerbers zu räumen, 
verzichtete. 

Beide vorige Inftanzen haben den $. 13. des 
Pahteontracts lediglich auf den Fall bezogen, wo der 
Pachter in Folge des Expulſionsrechtes des neuen 
Ermwerbers zur Räumung des Pachtes gezwungen fein 
würde, und fie haben namentlich die Behauptung 
aufgeftellt, daß die Worte: „ſo daß Pachter den Pacht 
räumen müßte”, für die Beichränfung des 8.13, des 
Pachtcontracts auf dieſen fpeciellen Fall fprechen. 
Dem hat man jedoch in der gegenwärtigen Inftanz 
nicht beizutreten vermocht. Iſt es fchon an fich im 
höchften Grade unwahrfcheinlich, daß bei der Schlie- 
fung eines Pachteontracts auf die aus dem Ingroffa- 
tionsſyſteme fließenden eigenthümlichen Grundfäge 
über den Erwerb des Eigenthums an Grunpftüden 
Rüdficht genommen werden follte, fo giebt die Faſſung 
des 5.13. des Pachtcontracts ganz far an die Hand, 
daß die Vertragfchließenden über den Verkauf der 
verpachteten Immobilien, nicht über den Eigen- 
thumswechſel durch Eintragung des neuen Erwer⸗ 
bers im Grundbuche contrahirt haben. Namentlich 
würde die Bertragsbeftimmung, wollte man fie fo 
bejchränfen, wie es von den beiden vorigen Inftangen 
geihieht, dem Zwecke nicht entiprochen haben, welchen 
der Berpachter muthmaaßlich damit zu erreichen beab⸗ 
fichtigt hat, weil er ſich darnach im Falle des Ver- 
faufes außer Stande befunden hätte, der Verbind- 
licyfeit zur traditio vacuae possessionis dem Käufer 
gegenüber Genüge zu leiften. Auch weifen die Worte: 
„ſo daß Pachter den Pacht räumen müßte”, nicht 
darauf hin, daß die Vertragfchließenden blos an den 
Fall der Erpulfion des Pachters auf Grund der Bor- 
fchrift in $. 1225. des bürgerl. Gefegbuch® gedacht 
haben. Wie bereit8 oben bemerkt worden ift, find 
mehrdeutige Worte in möglichfter Uebereinftimmung 
mit der muthmaaßlidhen Abficht der Vertragfchließen- 
den zu interpretiren, und da nun ber $. 13. blos 
den Sinn haben fann, es folle der Berpachter durch 
den auf jehs Jahre gefchloffenen Pachtcontract an 
dem Verfaufe des erpachteten Grundftüds und na- 
mentlich an der traditio vacune possessionis an ben 
Käufer nicht gehindert fein, fo find Die angegebenen 
Worte im Allgemeinen von dem Gegenfage eines 
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(Schluß aus No, 8.) 


Berfaufes, bei welchem ſich der Käufer zur Fortfegung 
des Pachtcontracts nicht verbindlich machen würde, 
und eines Verkaufes, bei welchem der Käufer ven 
Pachtcontract mit übernehmen würde, zu verftehen. 
Das „Müffen“, von welchem im 8.13. die Rebe ift, 
hat nicht die Bedeutung der Nothwendigfeit, in bie 
der Pachter durch die Eintragung des neuen Eigen- 
thümerd in das Grundbuch verfegt werden würde, 
fondern die Verbindlichkeit, das erpachtete Grundftüd 
gegen Gewährung der im Boraus feftgefegten Ent- 
fhädigung zu räumen, wenn der Verpachter das er- 
pachtete Grundftüd verfaufen follte, ohne den Käufer 
zur Fortfegung des Pachteontracts zu verpflichten. 
Könnte aber nad dem bisher Gefagten, über bie 
Interpretation der oben gedachten Worte ein Zweifel 
übrig fein, fo würde fich derfelbe doch durch ben 
Schluß des $. 13. des Pachtcontracts erledigen, weil 
darnach der Zeitpunkt, zu welchem das jevesmalige 
Entſchaͤdigungsquantum zu bezahlen fein foll, fogar 
noch vor die Räumung des Pachtes verlegt wird, 
diefer Zeitpunft aber nad) dem ganzen Zufammen- 
hange nur der Berfauf des verpachteten Grundftüds, 
nicht die Erpulfion des Pachters durch den Käufer, 
nach deffen Eintragung im Grundbuche, fein fann. 
Daß nun der Fall, in welchem der Beflagte ſich 
dem Kläger gegenüber zu Bezahlung einer Entſchaͤdi⸗ 
gung verpflichtet hat, in der That eingetreten fei, fannn 
nach den Angaben des Klägers in der Klage feinem 
Zweifel unterliegen. Der Bellagte hat dem Kläger 
durch das Telegramm Bl. — unter dem 31. Juli 
1868 angezeigt, daß er das verpachtete Grundftüd 
verkauft habe und deshalb genöthigt fei, dem Kläger 
den Pachtvertrag zu fündigen. Nach dem jchriftlichen 


Padteontracte ftand aber dem Beklagten ein Künbdi- 
gungsrecht gar nicht zu und es fann daher das Tele- 
gramm nur auf den $.13. des Pachtcontractd bezogen 
werben, deſſen Inhalt auch fo verftanden werben 
fann, es folle der Beflagte das Recht haben, gegen 
Gewährung der Entfhädigung den Pachtcontract 
durch die Anzeige ded Kaufs über das verpachtete 
Grundftüd für aufgelöft zu erflären. Jeder hierüber 
denfbare Zweifel verfchwindet aber auch nad) dem 
weiteren Inhalte der Hlage Bl. — Noch im Laufe 
des Monats Auguft 1868 hat der Beflagte auf die 
Anfrage des Klägers, wenn er nun den Pacht zu 
räumen haben werde, die Antwort gegeben, daß er, 
der Beflagte, hierüber Nichts zu beftimmen habe, die 
Entſchließung hierüber vielmehr dem Käufer 8. zu- 
ftehe und der Kläger fich mit leßterem über den Zeit- 
punft der Pachträumung zu verftändigen habe. Der 
Kläger ift diefer Weifung ded Beklagten gefolgt und 
hat ſich mit gedachtem F. dahin geeinigt, daß ber 
Pacht am 1. October 1868 geräumt werben folle; 
es bat auch der Kläger die erpachteten Localitäten 
nebft dem dazu gehörigen Inventar fogar dem Be- 
flagten felbft zurüdgegeben. Aller diefer Thatfachen, 
welche die Klage begründen, ift der Bellagte wegen 
Gontumaz für geftändig und überführt zu achten. 

Aus diefen Gründen waren die vorigen Entjchei- 
dungen, welche die Klage in der angebrachten Maaße 
abgewiefen, fo wie im vorftehenden Urthel geichehen, 
zu reformiren.” ıc. 

Gegen dieje Entfcheidung wendete nunmehr Be- 
flagter Berufung ein, und ed erfannte in beren Folge 
das Königliche Oberappellationdgericht unter 
dem 30. October 1869 dahin: 

„Daß es bei dem Urthel dritter Inftanz, foweit 
darin die erhobene Klage durchgängig aufrecht erhal« 


ten ıc. worden, nicht zu laflen, vielmehr ift Bellagter 
dem Kläger nur Dreihundert Thaler fammt Zinfen 
des Verzugs, von Zeit erhobener Klage an gerechnet, 
zu bezahlen fchuldig und hat Klägers Suchen, foweit 
felbiges auf ein Mehreres gerichtet ift, in Maaßen es 
angebracht, nicht ftatt ꝛc.“ 

Hierzu waren folgende Entfheidungsgründe 
beigefügt: 

„Es ift der gegenwärtigen Inſtanz nicht zweifels 
haft geweſen, daß diejenige Auslegung, welche der 
in $. 13. des der erhobenen Klage sub A. Bl. — 
beigefügten Pachtcontracts enthaltenen Bertragsbeitim- 
mung in ben bem Urthel voriger Inftanz Bl. — beis 
gegebenen Gründen zu Theil geworben ift, vor ber- 
jenigen den Borzug verdient, welche den Erfenntniffen 
der beiden eriten Inftangen Bl. — und Bl. — zu 
Grunde liegt. In der That würde über dieſe Aus- 
legung faum eine andere Auffaflung möglich geweſen 
fein, wären der gedachten Vertragsclaufel nicht bie 
Bl. — auf der fiebenten und achten Zeile zu lefenden 
Worte: „fo daß Pachter den Pacht räumen müßte”, 
eingefchaltet. Nach $. 1. der gedachten Klagbeifuge 
war der Pachtvertrag auf die Dauer von jechs auf 
einander folgenden Jahren vom 1. October 1866 ab 
abgejchlofien worden. Dabei hatte ſich der Berpachter 
weder verbinblic gemacht, das Pachtgrundſtuͤck wäh- 
rend dieſes fechsjährigen Zeitraums nicht zu vers 
äußern, noch auch dem Abpachter gegenüber die Ver— 
pflichtung übernommen, im Falle einer Veräußerung 
dem neuen Erwerber die Erfüllung des Pachtvertrags 
zur Bedingung zu machen. Gbenjowenig hatte aber 
auch berjelbe, abgejehen von der in $. 13. enthaltenen 
Vertragsclaufel, fi einen unbedingten Vorbehalt, 
den eingegangenen Bachtvertrag im Falle einer jolchen 
Veräußerung einfeitig fündigen zu können, geftellt. 
An und für ſich würde daher der Verpachter, falls 
er während der Dauer ded Pachtes das Grundftüd 
veräußerte, einerfeits im Hinblide auf die Beftimmung 
in $. 1225. des bürgerl. Geſetzbuchs überhaupt nicht 
in der Lage gewejen fein, dem Abfäufer dasjenige, 
was ihm an ſich nach den Grundjägen omerofer 
Rechtögefchäfte zu leiften oblag (— die vacua pos- 
sessio —), zu gewähren, andererfeits aber auch dem 
Pachter für die Fortdauer des eingegangenen Ver— 
trags zu haften, verbunden, d. h. dafern er dem 
Käufer nicht die Fortſetzung des Pachtvertrags zur 
Pflicht machen oder diefer, fonft in den Vertrag ein- 
zutreten, fich bereit finden lafien würde, in Gemäß 
heit von $. 1222. des gedachten Geſetzbuchs fchäden- 
pflichtig geworden fein. Nach beiden Seiten hin 
war daher der Verpachter durch fein eigenes Interefie 
dringend veranlaßt, fich möglichft ficher zu  ftellen, 
und ind Befondere einerfeits ſich die Füglichfeit zu 
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verfchaffen, bei einer etwa fich darbietenden Gelegen- 
heit zum Berfaufe den Pachtvertrag fofort einfeitig 
auflöfen zu können, andererjeits für diefen Fall den 
Betrag der dem Pachter zu leiftenden Entſchaͤdigung 
im Boraus feftzuftellen. Trafen nun die Pacht— 
intereffenten bei dem Vertragsabichluffe ein Abfommen 
dahin, daß der Verpachter, falls er vor dem Ablaufe 
der Pachtzeit die verpachteten Immobilien verfaufen 
würde, dem Pachter die in $. 13. gedachte Entichä- 
digungsfumme zu erlegen haben folle, fo liegt es auf 
der Hand, daß diefe Vertragsclaufel dem vorgedachten 
Interefje des Verpachters zu dienen beftimmt war. 

Es fragt ſich nun unter diefen Umftänden, welcher 
Einfluß dem Umftande zuzufchreiben fei, daß bie 
Paciscenten bei diefer Vereinbarung der mehrerwähn- 
ten Bertragsclaufel die oben hervorgehobenen Worte 
beigefügt haben? 

Schon im Allgemeinen läßt fih num nicht anneh- 
men, daß biefelben durch eine ſolche bloße Einfchal- 
tung an dem Weſen des getroffenen Abkommens 
etwas zu Ändern beabfichtigt hätten. In der That 
enthält aber jene Einjchaltung eine ſolche Aenderung 
nicht. Augenfcheinlich Liegt derjelben die Abficht zu 
Grunde, den Fall, für welchen fi der Bellagte dem 
Kläger gegenüber fchäpenpflichtig erflären wollte, 
näher zu präcifiren und zwar dahin zu befchränfen, 
daß nur ein folder Verkauf die gedachte Wirkung 
haben jolle, in deſſen Folge auch wirklich eine Auf: 
löfung des Pachtverhältnifjes eintreten würde. Man 
fann nun dem Appellanten zunächkt darin Recht geben, 
daß die Paciscenten hierbei den in $. 1225. des 
bürgerl. Geſetzbuchs vorausgefegten Ball infoweit im 
Sinne gehabt haben, als fie nur für den Fall Be— 
ftimmungen getroffen haben, daß der Berfäufer un— 
terlaffen würde, dem Käufer die Uebernahme und 
Fortfegung der Pachtverbindlichkeiten bei dem Kaufs- 
abſchluſſe zur Pflicht zu machen. Dies vorausgefept, 
fonnte aber eine den jonftigen Beftimmungen des 
Pahtcontractd gegenüber intempeftive Auflöfung des 
PBachtverhältniffes und fomit ein „Räumen Müffen” 
der Pachtlocalitäten jowohl dann, wenn der Käufer 
von dem ihm nach erlangter Eigenthumsübertragung 
zuftehenden Erpulfionsrechte, als auch dann eintreten, 
wenn der Verkäufer, um dem neuen Erwerber vacuam 
possessionem gewähren zu fönnen, von dem ihm 
ſolchenfalls nach der fraglichen Vertragsbeſtimmung 
gegen Leiftung der ftipulirten Entſchädigungsſumme 
vorbehaltenen Künbigungsrechte Gebrauch machte. 
Augenjceinlih enthalten die Worte des Vertrags 
nichts, was darauf hindeutete, daß die Paciscenten 
nur einen oder den andern diejer beiden Fälle, und 
ins Bejondere nur den oben an erfter Stelle erwähn- 
ten, hätten berüdfichtigen wollen. Im Gegentheile 
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fprechen die Worte: „Würde Verpachter — verkau— 
fen” und der Umftand, daß hiernach das Abſchließen 
eines Kaufvertrags als dasjenige Moment, auf 
welches es anfommen joll, bezeichnet wird, offenbar 
für eine Ertenfion der ftipulirten Strafbeftimmung 
auf Bälle der zulegt gedachten Art. Daß aber der 
Beklagte jelbft die oftgedachte Vertragsclaufel in dem 
Sinne verftanden habe, daß ihm in Kraft derjelben 
beim Falle der Veräußerung ein Kündigungsredht 
zuftehe, zeigt jowohl der Inhalt des Bl. — erficht- 
fihen Telegramms, ald auch der Inhalt der fpäteren, 
im Laufe des Monats Auguft 1866 unter den Pacht: 
interefienten getroffenen Vereinbarung unzweifelhaft 
an. GSelbftverftändlich hat aber der Beflagte, wenn 
er die Verbindlichkeit Klägers, in Folge der ftatt- 
gehabten Veräußerung das Pachtgrundftüd räumen 
zu müffen, für fich geltend machte, auch die für 
diefen Fall feinerfeits übernommene Verbindlichkeit 
wider fich gelten zu laſſen, und es fönnte fich nur 
fragen, ob berfelbe dann, wenn von dem neuen 
Erwerber die Uebernahme des Pachtes zur Pflicht 
gemacht, oder dann, wenn ber Erwerber, obgleich er 
eine Verpflichtung zum Eintritte in den Padhtvertrag 
nicht übernommen, gleihwohl zur Fortſetzung deſſel⸗ 
ben unter den früheren Bedingungen bereit gewejen 
und ſolches dem Kläger befannt geworben wäre, hier 
aus eine den libellirten Anfpruch elidirende Einrede 
abzuleiten für berechtigt angefehen werben fönnte. 
Bon einer Beantwortung diefer Frage fann Man 
jedoch in dem vorliegenden Falle ſchon im Hinblide 
auf die eingetretene Gontumaz ded Beklagten abjehen. 

Wenn Man gleihwohl zu einer theilweifen Aende- 
rung des angefochtenen Grfenntnifies gelangt ift, fo 
beruht dies auf folgenden Erwägungen: 

Nah den Beitimmungen in $. 13. des Vertrags 
follte die dem Pachter zu gewährende Entſchaͤdigung, 
je nachdem das Pachtverhälmiß längere oder fürzere 
Zeit hindurch fortbeftanden haben würde, eine ges 
ringere oder größere fein. Maaßgebend ift in biejer 
Hinficht der Ablauf eines vom 1. October eines bis 
zum 1. October des naͤchſten Jahres laufenden Pacht: 
jahres. 

Nun hat allerdings der vorausgefegte Fall eines 
Verfaufes noch während der Dauer des zweiten 
Pachtjahres ftattgefunden, und ebenfo hat der Ver— 
pachter die Kündigung noch innerhalb dieſes Zeit- 
raums bewirft. 

Dagegen ift der Pachter nad) dem Inhalte der 
Klage auf Grund einer deshalb mit dem neuen Er- 
werber getroffenen Vereinbarung annoch bis zu dem 
1. October 1868 und fomit bis zu demjenigen Tage, 
mit welchem das dritte Pachtjahr begann, in dem 
Pachtbeſitze verblieben und hat das ihm pachtweije 


überlaffene Inventar und die Schlüffel zu ven Pacht⸗ 
localitäten dem Berpachter fogar erft an dem 4. Dctos 
ber 1868 zurüdgegeben. Iſt nun auch nach dem in 
Vorftehendem vargelegten Sinne der hier einfchla> 
genden Bertragsbeftimmung auf den Verkauf des 
verpachtet gewejenen Grundftüds das hauptfächlichfte 
Gewicht zu legen, fo geben doch in der hier fraglichen 
Hinficht die gebrauchten Worte infofern zu Zweifeln 
Anlaß, als die in dem Sage: „wenn ſolches in dem 
erften Jahre gefchieht”, enthaltene Zurüdverweifung 
fowohl auf die Worte: „Würde Verpachter die ver: 
pacdhteten Immobilien verfaufen”, als auch auf das 
unmittelbar vorher erwähnte „Räumen Müffen” 
bezogen werden fann. Offenbar wäre es Sache 
Klägers gewefen, dieſe Zweifel zu Begründung feines 
höhern Anfpruchs zur Erledigung zu bringen. 

Schon hiernach war nad) der Anficht der gegen- 
wärtigen Inftanz die erhobene Klage, foweit fie auf 
ein Mehreres, ald die im Falle einer im dritten 
Pachtjahre ftattfindenden Pachtauflöfung ftipulirte 
Entſchaͤdigung gerichtet ift, in der angebrachten Maafe 
abzumeifen. Wenn Kläger Bl. — damider geltend 
macht, daß, weil nah der Schlufbeftimmung in 
$. 13. des Vertrags die Entfchädigung noch vor der 
Räumung der Pachtlocalitäten zu erlegen geweſen 
wäre, aus dem Umftande, daß er die Pachtlocalitäten 
am 1. October geräumt habe, gefchloffen werden müfle, 
daß für den Bellagten die Verbindlichkeit erwachſen 
fei, bereit8 im September 1868 Zahlung zu leis 
jten, fo erjcheint dies ſchon infofern irrig, ald von 
einer ftattgehabten Räumung des Pachtes im Hins 
blide auf die Beftimmung in 8.1208 flg. des bürgerl. 
Gejegbuchs erft nach erfolgter vollftändiger Rüdgabe 
ver ocalitäten und ded dem Pachter überlaffenen 
Inventard die Rede fein fann. Hätte Man aber 
auch die fraglihe Schlußbeftimmung dahin zu ver- 
ftehen, daß die Zahlungsfrift fofort mit dem Begin- 
nen des Räumensd habe ald abgelaufen angeiehen 
werden follen, fo würde doch nach dem ſonſtigen 
Inhalte der Klage diefer Zeitpunkt immer erft auf 
den 1. October 1868 verlegt werben fünnen. Jeden⸗ 
falls fommt es aber nach) den obenangezogenen Wors 
ten des Vertrags bei der Bemeffung der Höhe ber 
zu gewährenden Entſchädigung nicht auf den für 
die Zahlung der lepteren beftimmten Tag, fondern 
auf denjenigen Tag an, mit welchem die Berbind- 
lichkeit zum Aufgeben des Pachtrechtes wirkſam 
wurde. Nach den eigenen Angaben Klägers Bl. — 
hatte ſich derjelbe aber mit dem Käufer des Orund- 
ftüds dahin geeinigt, daß er den Pacht erft am 
1. October 1868, d. h. mithin nach dem Ablaufe des 
zweiten Bachtjahres räumen folle.” ꝛc. 
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13. 


Defecturverfahren in Betreff eines von ben Erben 
des Beklagten zu Gonftatirung der Infolvenz der 
Berlaffenfchaft in der Executionsinſtanz eingereich- 
ten Nachlagverzeichniffes. Insbeſondere: I. Dem 
Sperificanten ift die Beibringung einer unter 
Öffentlicher Autorität aufgenommenen Taxe ber 
Nachlaßobjecte, inäbejondere der zum Nachlaſſe 
gehörigen Immobilien, nicht anzufinnen; es ge: 
nügt, wie er den Werth derfelben zur Zeit des 
Todes des Erblafferd nach feiner Ueberzeugung 
angiebt, und ift diefe Werthsangabe eventuell mit 
zum Gegenftand des Sperificationdeided zu machen. 
Dem Defectaten bleibt der Nachweis des Mehr: 
werthes unbenommen. — II. Behauptet der Spe- 
cificant völlige Werthlofigfeit einzelner Nachlaß⸗ 
objecte, insbeſondere die nerigibilität gewiffer 
Außenftände, fo liegt dem Defectaten der Beweis 
bed Gegentheiles ob. — IIL Die Berechnung ber 
von dem Specificanten von einzelnen Nadhlap- 
objecten gezogenen Früchte gehört nicht in das 
Nachlaßverzeichniß. — IV. Inwieweit ift der 
Sperificant verbunden, wegen einzelner Nach: 
laßactiven dem Defectanten fpecielle Ausfunft 
zu geben, beziehentlih Rechnung zu legen? — 
V. Der Erbe, welcher der Vorſchrift von $.2331. 
bed bürgerlichen Geſetzbuchs nicht genügt hat, 
fann ſich auf die Beftimmung von $.2332. nicht 
berufen, ift aber auch nicht verbunden, neben ber 
Berität der von ihm behaupteten Nachlaßpaſſiven 
auch deren durch ihn erfolgte Bezahlung nadyzu: 
weiſen. 
Mitgetheilt von 
Herrn W. in &. 

In dem im Jahrgange 1868 diefes Wochenblattes 
©. 371 flg. erzählten Rechtöftreite hatte, wie bereits 
a. a. D. S. 375. bemerkt worden, ber Bruder des 
urfprünglichen Beflagten, Guftav M., Namens Morig 
M., als Eeifionar der Erbin des Erfteren, zum Nad)- 
weis der Infolvenz der Guſtav M. ſchen BVerlaffen- 
fchaft eine Nachlaßfpecification eingereicht. Das in 
Betreff diefer Sperification eingeleitete Defecturver- 
fahren gab zur Erörterung der vorftehend bezeichneten 
Fragen Anlaß. 

Zu L 
Unter den Activen des Nachlaſſes waren mehrere 
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Baupläge aufgeführt, und dabei ein Werth derfelben 
nach gewiffen Preiſen für die Quadratelle angegeben 
worden. Als die Defectanten die Richtigkeit dieſer 
Werthsangabe beftristen, und nad dem Urheber der 
Tare fragten, entgegnete der Defectat: „es gemüge, 
daß er den Werth angegeben; wer tarirt habe, fei 
irrelevant; übrigens rühre die Angabe von ihm ſelbſt 
her: „er habe die Werthe zu Grunde gelegt, die kurz 
nach dem Tode des defunctus, und bis in die neuefte 
Zeit für die in der Nachbarfchaft gelegenen Baupläge 
verwilligt worden“, wogegen die Kläger einer ſolchen 
Tare jede Bedeutung abfprachen. 

Die erfte Inſtanz — das K. Bezirksgericht zu 
Leipzig — beftimmte in dem im Januar 1869 publis 
cirten Erfenntnifje: „der Defectat fei durch die von 
ihm zu veranlafiende Befragung Sachverftändiger, 
wovon einen er felbit, einen die Gegenpartei, und 
einen das Gericht zu benennen habe, darzuthun ver⸗ 
bunden, daß die — Grundftüde zur Zeit ded Ablebens 
feines Bruders, Guſtav M., keinen höheren Werth, 
ald den von ihm felbft angegebenen, gehabt haben“. 
In den Rationen wurde bemerkt: „Die Defectanten 
vermiffen in mon. 1—3. eine legale Tare, weshalb 
auf deren Beibringung zu erfennen war. Selbftver- 
ftändlich wird der betreffende Nachweis darauf zu 
richten fein, welchen Werth die fraglichen Grundftüde 
zur Zeit des Todes des Erblafjers gehabt haben, 
da feiner der ftreitenden Theile behauptet habe, daß 
feitdem in Bezug auf diefe Grundftüde eine Werths— 
vermehrung oder Berminderung eingetreten fei. Die 
beizubringende Tare wird jedoch nur dann an Die 
Stelle der eigenen Werthsangaben Defectatens zu 
treten haben, wenn biefelbe die lehtere überfteigt. 
Andernfalls bleibt Defectat an feine diesfallfigen 
Werthsangaben gebunden.” 

Auf Appellation des Defectaten brachte das 
Königl. Appellationsgericht zu Leipzig im 
April 1869 dieſes Injunct in Wegfall, indem es in 
den Rationen Folgendes bemerkte: 

„Wie ſchon Bl. — bemerft worben, hat in Fällen 
der vorliegenden Art das auf den Antrag der Erben 
eines Schuldners eingeleitete Moniturverfahren die 
Beftimmung, die von dem Erben behauptete Inſol⸗ 
venz der ihm angefallenen Verlaſſenſchaft nachzuwei⸗ 
jen, und fchließlich feftzuftellen, daß der Nachlaß— 
gläubiger entweder gar feine, oder wenigftens nur 
eine theilweife Befriedigung feiner Forderung von 
dem Erben zu verlangen befugt ſei. Hieraus folgt, 
daß, abweichend von anderen ähnlichen Monitens 
ftreitigfeiten — indbefondere den unter Miterben 
vorfommenden — 

vergl. Zeitfchrift für R.u.B., N. 5. Bo. 26. 

©. 49. 
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in Differenzen, wie die gegenwärtige, eine Haupt» 
aufgabe des Specificanten in der Verzeichnung und 
dem Nachmweife der Verlafienfchaftspaffiven befteht, 
weil deren Richtigkeit eine wefentliche Grundlage 
und Borausfegung für die von dem Erben behauptete 
und den Schwerpunft feiner Bertheidigung bildende 
Infolvenz des Nachlaffes if. Soviel dagegen bie 
Activbeftände der legteren anlangt, fo ift zwar zwei⸗ 
fello8 der Erbe auf Grund feiner Specificationspflicht 
verbunden, diejelben vollftändig zu verzeichnen, aud), 
daß died geichehen, auf Verlangen feines Gegners 
eidlich zu verfichern, damit in foldher Weife der letztere 
in den Stand geſeht werbe, fich ein eigenes Urtheil 
über den Effectivbeftand der Verlaflenfchaft zu bilven. 
Auch läßt für die Meinung, daß der Erbe dieſem 
Berzeichnifle der Activpoften, foweit die legteren nicht 
in baarem Geld beftehen, eine feinem beften Willen 
und Gewiffen entſprechende Angabe des Werthes, 
welchen bie betreffenden DObjecte zur Zeit des Todes 
des Erblafjers gehabt haben, beizufügen gehalten fei, 
die Erwägung ſich geltend machen, daß jene Activ- 
poften präfumtiv irgend einen Werth gehabt haben, 
zur Ermittelung der Höhe des Nachlaſſes eine Auf- 
rechnung des Geldwerthes der einzelnen Poſten uns 
umgänglich nöthig ift, und der Erbe, wenn er eines 
Nachlaſſes, insbejondere einer, wie ihm befannt war, 
infolventen Verlaſſenſchaft fi angemaaßt, damit 
auch ohne Weiteres die Verpflichtung übernommen 
hat, den Erbjchaftsgläubigern über den Effectivbeftand 
des Nachlaſſes eine feiner Wiffenfchaft entſpre— 
chende genaue Auskunft zu geben. Von diefem Stand» 
punkte aus erfcheint ed auch nach der Anficht der 
gegenwärtigen Inſtanz gerechtfertigt, in Fällen ber 
vorliegenden Art die allgemeine Specificationspflicht 
des Erben fjoweit auszudehnen, daß er, dafern er 
nicht von freien Stüden eine unter öffentlicher Autos 
rität ausgeführte Tare die in Rede ſtehenden Objecte 
beibringt, außer der Bollftändigfeit der Eonfignation 
auch die von ihm felbft beigefügte Tare, das heißt, 
deren Uebereinftimmung mit feiner Uebergeugung von 
dem Werthe der Gegenftände zur Zeit des Todes bed 
Erblaſſers eivlich zu erhärten habe. Allein bedenklich 
muß es fallen, in den diesfalls an den Erben zu 
ftellenden Anforderungen noch weiter zu gehen, und 
namentlich denfelben eine pofitive Berpflichtung dahin 
aufzubürden,. daß er eine öffentliche Tare der betref- 
fenden Activen unbedingt beizubringen gehalten jei. 
Denn an ſich geht die Specificationspflicht des 
Erben nur auf die Verzeichnung der Nachlaß— 
objecte, während dem Widerſpruche, welchen ver 
Erbe der Befriedigung des Erbichaftsgläubigers ent- 
gegenfest, der Paſſivbeſtand der Berlafienfchaft zur 
weientlichen Grundlage dient, und biefer baher den 


Schwerpunkt für die Bertheidigung des Beklagten in 
dem in der Erecutionsinftanz entflandenen Incident⸗ 
ftreite bildet. Demzufolge liegt auch dem Erben eine 
eigentliche Beweislaft nur in Betreff der Baffiven 
ob. Dagegen muß jede Aufführung einer Activpoſt 
und jede der Berzeichnung eines Activum beigefügte 
Werthsangabe procefrechtlih ald Zugeftändniß 
des Erben aufgefaßt werben, welche der Gläubiger 
zwar zu feinen Gunften geltend zu machen befugt ift, 
welchem er aber, falls er einen Mehrbeftand oder 
Mehrwert behauptet, und auf diefe Behauptung 
einen Anfpruch auf volle, oder mindeſtens höhere, 
ald die zugeftandene, Befriedigung fügt, mit dem 
Beweife der größeren Subjtanz, begiehentlic, 
bed Mehrwerthes, entgegenzutreten verbunden ift. 
Andererfeitd erfcheint aber eine Beftreitung der Rich— 
tigfeit der von dem Defectaten angegebenen Tare, 
wie die Bl. — zu mon. 1. zu leſende, an fi als 
genügend, um dem Defectanten den procefjualifchen 
Anſpruch auf Nachlaß des gedachten Beweiſes zu 
fihern, infofern in der Erflärung, daß die angegebene 
Tare zu niedrig fei, unverfennbar die pofitive Bes 
hauptung eines Mehrwerthes des betreffenden Gegen- 
ftandes gefunden werden muß, und ift in biefer 
Rüdficht von dem Defectanten in formeller Bezies 
hung nur foviel zu erfordern, daß er wenigftend in 
Betreff einer Activpoft (wie hier, Bl. — zu mon. 4. 
gefchehen) durch Bezifferung des von ihm behaupteten 
Mehrmwerthes die Eriftenz einer das Maaf der causa 
minuta überfteigenden Differenz andeutet, und jo bie 
proceffualifche Füglichfeit eines förmlichen Beweis- 
interlocutes herbeiführt.” 

Demgemäß ward in zweiter Inftanz, in welcher 
dem Beflagten (Defectaten) der Beweis der von ihm 
behaupteten Nachlaßpaffiven auferlegt wurde, zugleich 
den Klägern der Beweis eines höheren Beftandes 
des Nachlaſſes, beziehentlich eines höheren Werthes 
der in Cap. I. IV. etc. verzeichneten Gegenftände 
nachgelaffen, und in diefer Rüdficht noch in den 
Rationen bemerft: 

„Reformatorifch ift das vorftehende Urthel auch 
infofern, als die den Klägern nachgelaffene probatio 
majoris substantiae nicht in den ihnen bezüglich der 
Verlaffenfhaftspaffiven verftatteten Gegenbeweis ver 
wiefen, jondern zum Objecte eines befonderen, den 
Klägern nachgelaffenen Beweifes gemacht worden ift. 
Died war ſchon um deswillen angemeflen, weil der 
Inhalt des dem Beklagten auferlegten Beweifes mit 
dem Nachweife eines größeren Activbeftandes in 
durchaus feinem Zufammenhange fteht, und nach der 
in voriger Inftanz getroffenen Anordnung dem Be- 
flagten die Füglichfeit eines wider die probatio ma- 
joris substantiae zu führenden Gegenbeweifed ent= 


zogen gewejen wäre. Daß mit der Förmelung des 
Specificationdeides erit dann, wenn in Betreff der 
auferlegten, beziehentlich nachgelafienen Beweiſe zu 
entfcheiden ift, verfahren werben fünne, ift jelbftvers 
ftändlich.” 

Das Königl. Oberappellationdgericht be 
ftätigte im Auguft 1869: 

„Anlangend die monita 1—3., fo befteht für 
Bellagten feine Verbindlichkeit, für eine gerichtliche 
Tare der zu dem M.'ſchen Nachlaffe gehörigen Grund— 
ftüde Sorge zu tragen. Vielmehr hat derfelbe feiner 
Obliegenheit fhon dadurch genügt, daß er die Nach— 
laßgrundftüde unter den Activen des Nachlaſſes ver- 
zeichnet und dabei zugleich angezeigt, wieviel diejelben 
feiner Ueberzgeugung nach werth feien. Wollen Kläger 
bei diefer Werthsangabe nicht Beruhigung faflen, jo 
ift e8 ihre Sache, einen höheren Werth; nachzuweiſen, 
wie dies ihnen Bl. — ausdrüdlich verftattet wor- 
den iſt.“ 

Gleichzeitig warb weiter in Betreff der Appellation 
des Beklagten bemerkt: 

„Rad Bl. — hält ſich Beflagter weiter dadurch 
für bejchwert, daß den Klägern die fogenannte 
probatio majoris substantiae nachgelaflen worden. 
Daß diefe Beſchwerde unbegründet jei, fann einem 
erheblichen Zweifel nicht unterliegen. Denn jene 
probatio majoris substantiae würde, da im vorlie- 
genden Falle die Ableiftung des Specificationseides 
nicht zu umgehen ift, den Alägern jelbft dann ver 
ftattet werben müffen, wenn diefelben einen größeren 
Beftand des M.’fchen Nachlaffes, ald den von Be- 
flagtem zugeftandenen, nicht ausdrücklich behauptet 
hatten, wie dies gleichwohl von denfelben nach Bl. — 
und Bl. — (hier durch die Behauptung, daß Be- 
flagter einzelne Nachlaßgegenftände zu niedrig ver» 
anſchlagt), fowie Bl. — gefchehen ift. ıc. 


Gegen den Ausfpruch der vorigen Inftanz in den 
Entjcheidungsgründen Bl. —, es erfcheine in Fällen 
der vorliegenden Art gerechtfertigt, den Specifications⸗ 
eid auch mit auf die von dem Specificanten bewirften 
Werthsangaben zu richten, hat Beflagter nicht fpeciell 
temebirt. Es erjcheint auch unthunlich, die allge 
meine Beſchwerde BI. — hierauf zu beziehen, indem ıc. 
— Es lag daher für die gegenwärtige Inftanz feine 
Beranlaffung vor, obigen Ausſpruch einer näheren 
Prüfung zu unterwerfen. Man würde indeß auch 
fein Bedenfen getragen haben, fi) den Ausführungen 
der vorigen Inftanz anzufchließen.” 


U. 


Rüdfichtlih einiger dem Verftorbenen zugehörig 
geweſenen Kurantheile, fowie einiger mit aufgeführter 
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außenftehenden Forderungen hatte der Specificant 
völlige Werthlofigfeit, beziehentlih Inerigibilität bes 
hauptet. Die Defectanten beftritten Beides. Das 
vorgedachte erftinftanzliche Erfenntniß verlangte von 
dem Defectaten wegen der Rurantheile die Beibrin- 
gung eined Zeugniffes des zuftändigen Bergamtes 
darüber, „daß die Kure zur Zeit des Todes des Erb- 
laſſers ganz werthlos geweſen ſeien“, indem „bie 
Anfichten der Parteien hierbei nicht maafgebend fein 
könnten“, und legte überdies dem Specificanten den 
Beweis der behaupteten Inerigibilität der fraglichen 
Außenftände auf. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig brachte 
in Gemäßheit der oben unter L. zu lefenden Grund» 
füge, beziehentlih aus formellen Gründen, beide 
Injuncte in Wegfall. 

Das Königl. Oberappellationsgericht be 
Rätigte und bemerkte unter Anderem: 

„Im Mebrigen würde den Beklagten in Betreff 
der Imerigibilität der Außenftände eine Beweidlaft 
überhaupt nicht treffen, wie fchon daraus erhellt, daß 
ein etwaiges Verfäumnig an dem Beweiſe oder ein 
Miplingen deſſelben niemald dahin würde führen 
fönnen, daß Bellagter die betreffenden Forderungen 
aus feinen Mitteln bezahlen müßte. Vielmehr fön- 
nen Kläger, wenn fie die fraglichen Forderungen für 
erigibel halten jollten, höchftens etwa verlangen, daß 
ihnen Beflagter folhe zu Dedung ihrer Forderung 
abtrete.” Ferner wegen ber Aurantheile: „Es ift 
nicht abzufehen, wie Beflagter dazu fommen jolle, 
ſeinerſeits nachzuweiſen, daß die von ihm unter den 
Activen des M.'ſchen Nachlaffes aufgeführten Kure 
werthlos feien. Denn die gegentheilige Behauptung 
der Kläger läuft offenbar auf die Behauptung bins 
aus, daß der Activbeftand jenes Nachlafies ein grö- 
ferer, als der vom Beflagten eingeräumte, jei, und 
infofern trifft lediglich fie felbft die Beweislaſt.“ 


II. 


Die Kläger hatten in mon. 13. erinnert, daß 
unter den Activen des Nachlaſſes jede Angabe von 
Nupungen der Grundſtücke fehlte, und bemerkt, daß 
einzelne Baupläge verpachtet gewefen, 4. B. an den 
Kohlenhaͤndler M. — Die erfte Inftanz erklärte 
dieſes monitum unter vorausfeglicher Leiftung des 
Spercificationseides Seiten des Defectaten, und dafern 
nicht Defectanten in dem (ihnen nachgelaffenen) Ges 
genbeweife in Anfehung der betreffenden Poſten einen 
größeren Beftand des obgedachten Nachlaſſes aus- 
führen jollten, für erledigt. Auf Appellation des 
Beflagten warb in zweiter Inftanz dieſe Erinne- 
zung für ſchlechterdings abgelehnt erachtet, und 
in den Kationen bemerft: 


„Das gegenwärtige Defecturverfahren hat fich 
nur mit der Feftftellung der Höhe der Verlaſſenſchaft 
zue Zeit des Todes des Erblajfers zu befaflen. 
Die Erinnerung der Kläger BI. —, daß die Nutzun— 
gen der Immobilien in dem Nachlaßverzeichniffe fehl- 
ten, und bie daran angeichloffene Behauptung, daß 
diefe Immobilien zum Theil verpachtet geweien, z. 2. 
an den Kohlenhändler M., laͤßt ganz ungewiß, ob 
die Beträge, deren Aufnahme unter die Activen ver- 
langt wird, vor ober nach dem Tode Guſtav M.’s 
vereinnahmt worden fein follen. Erfteren Falls 
würden fie vorausfeglich, wenn fie von Guſtav M. 
nicht bereit8 confumirt worden, einen Theil der hin- 
terlaffenen Baarjchaft bilden; letzteren Falls wür- 

"ven fie zu dem zur Todesjeit vorhanden geweſenen 
Beftand des Nachlafjes, wie folcher nach dem Obigen 
zu verzeichnen geweſen, gar nicht gehört haben, oder 
mindeftens nur ald Außenjtände aufzuführen gewefen 
fein. Das monitum ift fomit unflar ober trifft 
wenigftend die Nadylaßipecification nicht. Es ift 
daher für abgelehnt zu achten, und alfo weder bei 
der fünftigen Förmelung des Specificationdeides dars 
auf Rüdficht zu nehmen, noch auch den Klägern nad 
diefer Richtung hin die probatio majoris substantiae 
zu verftatten.’ 

Das Königl. Oberappellationsgericht pflichtete die— 
fen Ausführungen lediglich bei. 


IV. 


Der verftorbene Guftav M. hatte bis zu feinem 
Tode in Gemeinfchaft mit feinem Bruder, dem De- 
fectaten Morig M., ein Handlungsgefchäft betrieben. 
In deſſen Folge wurde von dem lepteren unter den 
Rachlafactiven „ein Guthaben des defunctus aus 
dem Gejchäfte laut Inventur von 1864 nach Abzug 
feines Verbrauches 1864 an 9886 Thlr. 21 Ngr. 
5 Pf.” mit netto 316 Thlen. 11 Nor. 5 Pf. in 
Anfap gebracht. Die Kläger beftritten diefe Poft als 
unrichtig und viel zu gering, verlangten Vorlegung 
der Inventur und der Geſchaͤftobucher der Hand- 
lung ꝛc. — Die erfte Inftanz legte dem Bellagten 
den Beweis der behaupteten Zahlung von 9886 Thlrn. 
21 Nor. 5 Pf. an den Verftorbenen auf, und fagte 
in den Rationen: 

„Wenn Defectanten behaupten, daß das angeb- 
liche Guthaben des defunctus erheblich mehr betragen, 
jo läßt ſich dies nur fo verftehen, daß fie beftreiten, 
daß der defunetus, wie von dem Defectaten behauptet 
worden, bereitd bei feinen Lebzeiten 9886 Thlr. 
21 Nor. 5 Pf. auf dafielde erhoben habe. Demgemäß 
war dem Defectaten der Beweis diefer Behauptung 
aufzuerlegen. Selbſtverſtaͤndlich bleibt es den Defec- 
tanten unbenommen, im ©egenbeweis zugleich den 
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Nachweis zu verfuchen, daß und wieviel das fragliche 
Guthaben mehr betragen habe, und fich hierbei auf 
die Handlungsbücher des Defectaten, infoweit derſelbe 
nad) den Proceßgejegen überhaupt zu deren Edition 
verbunden ift, zu beziehen.‘ 

Das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
erachtete Dagegen das fragliche monitum, dafern der 
Beklagte den ihm obliegenden Specificationgeid leifte 
und dafern nicht die Kläger die probatio majoris 
substantise führen würden, für abgelehnt. In den 
Rationen wurde gefagt: 

„Der gegenwärtige Bellagte fteht den Klägern 
nit ald Theilhaber der Handlung Morig M., 
deren anderer Affocie der Berftorbene geweien, fons 
dern ald Erbe des lepteren gegenüber. Es fann 
daher auch Seiten der Kläger von dem Bellagten 
nur die Erfüllung der in legtgedachter Beziehung 
ihn obliegenden Verbindlichkeiten, nicht aber ohne 
Weiteres die Ertheilung von Auskunft und Rech— 
nungsablegung nach ſolchen Richtungen hin gefordert 
werben, bei denen lediglich die Eigenjchaft des Be- 
Hagten als socius in Betracht fommt. Hiernach 
wird von dem letzteren den Verpflichtungen, welche 
ihm im gegenwärtigen Rechnungsproceffe dem Kläger 
gegenüber in Betreff des Guthabens des Verftorbenen 
an die Handlung Morig M. obliegen, durch bie 
Aufführung dieſes Guthabens mit 316 Thlen. 11 Nor. 
5 Pf., in Verbindung mit der fpätern eidlichen Bes 
ftärfung- der Specification, ausreichend Genüge ge— 
leiſtet. Es fann dagegen den Klägern ein Recht 
auf jpecielle diesfallfige Rechnungslegung nicht eins 
geräumt werden, ba die perfönlichen, diesfalls dem 
Verftorbenen zugeftandenen Rechte keineswegs ohne 
MWeitered auf defien Gläubiger übergegangen find. 
Der Nachweis, daß jenes Guthaben ein größeres ge— 
weſen ſei, fällt lediglich in das Gebiet der probatio 
majoris substantiae. Es wird aud) an dieſer Auf- 
faflung duch den Umftand, daß die Poſt 29. der 
Activen jenes Guthaben des Verftorbenen unter „Abzug 
feines Verbrauches 1864 an 9886 Thlen. 214 Ngr.” 
aufgeführt wird, nichts geändert. Denn die von 
dem Erblaffer bei feinen Lebzeiten verbrauchten Be- 
träge bildeten eben nicht mehr einen Theil feiner 
Verlaffenichaft; es leidet daher auch auf dieſe die 
Specificationspflicht des Beflagten feine Anwendung. 
Würde es an fi) genügt haben, wenn der Bellagte, 
ohne die fragliche hiftorifche Bemerfung beizufügen, 
einfach auf die Angabe jenes Reftguthabens ſich be— 
ichränft hätte, fo kann andererjeitö die in jener Po— 
fition 29. gemachte Angabe nicht willfürlich zertrennt, 
und namentlid nicht aus jener Einſchaltung eine 
Beweispflicht des Beflagten abgeleitet werben, welche 
demjelben an fich nicht obliegt.” 


un — 


Auf Appellation der Kläger erfannte das Königl. 
Oberappellationsgericht in diefer Beziehung re- 
formatorifch wie folgt: 

„Es ift Bellagter vorerft binnen 4 Wochen bei 
5 Thlr. —⸗ —⸗ Strafe den Klägern über das Gut- 
haben, welches Guftav M. zur Zeit feines Todes bei 
der Handlung Morig M. gehabt, eine fpecielle Rech— 
nung abzulegen ſchuldig. Würden nun Kläger, wie 
ihnen binnen drei Wochen bei deren Berluft zu thun 
obliegt, mit ihren Erinnerungen gegen diefe Rechnung 
unter fortlaufenden Nummern einfommen, Beflagter 
aber binnen ebenmäßiger Frift, unter Beibehaltung 
derfelben Nummer, diefe Erinnerungen beantworten, 
als wozu er unter der Verwarnung, daß ſolche außer: 
dem für eingeräumt würden erachtet werben, gebüh- 
rend vorzuladen, jo ergeht, nachdem die Parteien 
noch fürzlich mit einander verfahren, infoweit ferner, 
was Recht iſt.“ 

Die bezüglichen Rationen lauten: 

„Wenn Kläger fih durch das Erfenntniß der 
zweiten Inftanz um deswillen für beſchwert gehalten 
haben, weil darin ausgefprochen worden, daß die 
von ihnen — gezogene fiebente Erinnerung BI. — 
unter den Bl. — angegebenen VBorausfegungen für 
abgelehnt zu erachten fei, fo erfcheint dies nach ber 
Anfiht der gegenwärtigen Inftanz allerdings bes 
gründet. 

Denn es fteht zwar Bellagter den Alägern nicht 
eigentlich als Theilhaber der Handlung Morig M., 
deren anderer Aflocie der verftorbene Guſtav M. ge 
wejen, fondern als Geffionar der Erbin des legtern 
gegenüber. Allein, ift derfelbe einmal verbunden, ben 
Klägern über den Stand des Nachlaſſes des Guſtav 
M. Auskunft zu geben, weil er behauptet, daß dieſer 
Nachlaß zur Befriedigung der Hägerifchen Forderung 
nicht ausreicht, und es feine Sache ift, fothane Be- 
hauptung näher zu belegen, gehört ferner zu bem 
beregten Nachlaffe zweifellos das Guthaben Guftav 
M.'s bei der Handlung Morig M., jo fann ed auch 
nicht genügen, wenn Bellagter in dem von ihm her- 
ausgegebenen Nachlaßverzeichniſſe nach Bl. — unter29. 
ſich auf die einfache Angabe befchränft hat, jenes Gut⸗ 
haben betrage nach der Inventur vom Jahre 1864 
316 Thlr. 11 Ngr. 5 Pf. 

Ganz zu gefhweigen nämlich, daß Guftav M. 
nah Bl. — erft am 16. März 1865 verftorben ift, 
mithin für diefes Guthaben die Inventur vom Jahre 
1864 allein nicht maafgebend zu fein vermag, fo 
läßt fi den Klägern, bei der gebachten einfachen 
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Angabe ohne Weiteres Beruhigung zu fallen, um des⸗ 
willen nicht gumuthen, weil eine nähere Prüfung der 
Richtigkeit derfelben ohme vorherige fpecielle Rech— 
nungsablegung geradezu unmöglich ift. 

Zu Vornahme einer foldyen näheren Prüfung 
aber haben Kläger unbeftritten ein Recht, und im 
vorliegenden Falle fogar infofern befondere Veranlaf- 
fung, als aus dem eigenen Anführen Bellagtens 
Bl. — erhellt, daß das Guthaben Guſtav M.'s an 
fi) ein weit höheres gewefen fein würde, und nur 
duch angeblichen 

„Verbrauch im Jahre 1864 an 9886 Thaler 
214 Nor.” 
auf den geringen Betrag von 316 Thlen. 11 Nor. 5 Pf. 
herabgefunfen jein foll. 

Man hat es daher für angemeffen befunden, die 
Entſcheidung der vorigen Inftanz über das fiebente 
monitum der Kläger fo, wie geichehen, abzuändern.” 


(Schluß folgt in der naͤchſten Nummer.) 


Miscellen. 


Ernennungen, Eutlafjungen ꝛc. Seine Majeflät 
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gnädigft zu ernennen gerußt. 


DOffein der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Von dieſem Wo: 
chenblatte ers 
fheinen jäbrlid 
64 Nummern zu 
1 Duartbogen un 
außerdem am Jab⸗ 
retſchluſſe ein aus: 
führliches Regiſter. 


für 


merkwürdige Rechlsfälle, 


in actenmäßigen Darſtellungen 


aus dem Gebiete der Justizpflege 


Alle Voſtaämter 
u Buchhandlungen 
übernebmen®eftel« 
lungen unb liefern 
basDuartalgunem 
praenumerandoyu 
entrichtenbenPreije 
von I Thaler, 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 


Verlag von Bernbard Tauchnik in Leipzig. 





NM 10. 





(Schluß des S. 72. abgebrochenen Reditsfalles.) 


V. 

Der Specificant hatte in dem Nachlaßverzeichniß 
eine große Anzahl angeblicher Paſſiven unter ganz 
ſummariſcher Bezeichnung der Sachbewandtniß auf- 
geführt. Die Kläger beſtritten ebenſo die Sufficienz, 
als die Berität diefer Angaben. Gleichwohl erfannte 
die erfte Inftanz „auf Beweis der aufgeführten For— 
derungen an den Nachlaß des Guftav M. nad Höhe 
und Grund, beziehentlich deren angeblich erfolgter 
Bezahlung”, und fügte der Ausführung, daß die be: 
treffenden Angaben ald Unterlagen für ein Beweid- 
injunct genügten, in den Rationen die Bemerkung 
bei: „Dabei war jedoch dem Defectaten zugleich der 
Nachweis zur Pflicht zu machen, daß er auch die 
betreffenden Forderungen, infoweit er nicht felbft der 
Bereibtigte ift, bereitd gezahlt habe, indem es nicht 
ohne Einfluß auf die Höhe der Rate des Defectariten 
fein würde, wenn einzelne Gläubiger des Nachlaſſes 
zu defien Gunften auf ihre Forderungen verzichtet 
hätten”. 

Gegen die betreffende Dispofition appellirte Bes 
flagter, indem er die Hinwegnahme des Beweis: 
injunetes lediglidy aus dem Grunde verlangte, weil 
die einfchlagenden Nechte der Kläger durch Ableiftung 
des Specificationdeided vollftändig gewährt würden. 
Die zweite Inftanz befchränfte ſich darauf, dieſe 
Bemerkung des Beklagten ald unzutreffend zurüdzus 
weiien. Auf nochmalige Berufung des Bellagten 
erfannte das Königl. Oberappellationsgericht 
zum Theil reformatorifh, infofern cd den Beklagten 
mit dem Nachweife der durch ihn erfolgten Bezah- 
lung der Nachlafpajfiven "verfhonte. In den Ras 
tionen ward bemerft: 


Neue Folge Adhtzehnter Jahrgang. 


1870. 


„Nah Bl. — verlangt Bellagter zunächft, mit 
dem ihm Bl. — auferlegten Beweiſe gänzlich verſchont 
zu werben, indem er meint, daß zu Gonftatirung der 
Berität der von ihm Bl. — verzeichneten Nachlaß— 
paſſiven jchon die Ableiftung des Specificationseided 
ausreiche. 

Hierunter befindet ſich Beklagter im Irrthume. 
Denn da derfelbe Bl. — einräumen müffen, daß zu 
dem Guftav M.'ſchen Nachlaffe bedeutende Activen 
gehören, welche an fich mehr als vollftändig genügen, 
die Forderung der Kläger zu deden, fo ift es, wenn 
er gleichwohl ſich weigert, den Klägern gerecht zu 
werden, jelbftverftändlich feine Sache, barzuthun, daß 
der Nctivbeftand jenes Nachlaffes durch deſſen Paſſi— 
ven überftiegen werde. Ja es beftcht in Streitigfeiten 
ber vorliegenden Art in dem Nachweile der Nachlaß» 
paffiven gerade die hauptjächlichfte Aufgabe des Be— 
Hagten. Dieſer Nachweis fann aber durch die bloße 
Ableitung des Specificationdeides wenigftend dann 
nicht geführt werden, wenn, wie im vorliegenden 
Balle, die Nachlaßpaſſiven in einer großen Anzahl 
noch dazu zum Theil ſehr bedeutender Schuldpoiten 
beftchen follen, und zudem die Angaben darüber mei- 
ftens fo allgemein und unbeftimmt lauten, daß es ten 
Klägern nicht einmal möglich fein würde, über die 
Verität fi duch Erfundigungseinziehung Gewißheit 
zu verfchaffen. 

Es konnte daher Bellagter mit der Führung fürme 
lichen Beweiles überhaupt nicht verſchont werden, 
und zwar um fo weniger, als fich den Klägern das 
Recht, einen Gegenbeweis zu unternehmen, nicht ab- 
ſchneiden läßt. 

Wenn Man nun gleihwohl mit Nüdficht auf 
Beflagtens dritte Bejchwerde das Grfenntniß der 
vorigen Inftanz infoweit abgeändert, als nach ſolchem, 
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ebenfo wie nach dem Urtheil der erften Inftanz Be— 
Flagter neben der Verität der beregten Nachlaßpaffiven 
zugleich deren durch ihm geichehene Bezahlung nach— 
weifen fol, fo rechtfertigt fich dies durch folgende 
Erwägungen: 

Nach $. 2331. des bürgerlichen Geſetzbuchs kann 
ein Erbe, wenn er innerhalb eines Jahres von der 
Zeit an, zu welcher er den Anfall erfahren, über die 
Erbſchaft von einem Gerichte oder einem Notare ein 
Verzeichniß aufnehmen laffen, oder ein Nachlafver- 
zeichniß, wie er ed auf Erfordern eidlich beftärken 
fann, aufgenommen und bei Gericht überreicht hat, 
fofern die Ungulänglichfeit der Erbichaft nicht vorliegt, 
oder nicht zu befürchten ift, die erbichaftlichen Gegen- 
ftände veräußern und die Erbichaftsgläubiger, Vers 
mächtnißnehmer und Anwärter ohne Rüdficht auf das 
Vorzugsrecht des einen vor dem anderen, auch wenn 
er Gläubiger der Erbſchaft ift, fich felbft befriedigen, 
vorbehältlich der befonderen Rechte der hypothefarijchen 
Gläubiger. 

Es fann ferner nach $. 2332. des nämlichen 
Geſetzbuchs, wenn die Erbfchaft durch die nach $. 2331. 
erfolgten Zahlungen erfchöpft wird, gegen den Erben 
feine weitere Forderung geltend gemacht werben, viels 
mehr fteht denjenigen Berechtigten, welche ihre Befrie— 
digung aus der Erbſchaft nicht erhalten haben, ein 
Anfpruch nur gegen die Perfonen zu, welche befriedigt 
worden find, und zwar, foweit biefe ihnen gleich— 
ftehen, auf verhältnigmäßige, und foweit diefe ihnen 
nachftehen, auf volle Herausgabe des Empfangenen. 

Aus dieſen gefeplichen Betimmungen folgt zus 
gleich, daß ein Erbe, wenn die Borausfegungen des 
$. 2331. nicht vorhanden find, alſo wenn entweder 
von ihm ein Nachlaßverzeichniß friftgemäß nicht über: 
reicht worden ift, oder wenn eine Unzulänglichfeit 
der Erbichaft vorliegt oder doch zu befürchten, die 
Erbfchaftsgläubiger Feineswegs nach Belieben beftie- 
digen darf, und daß ein Erbe, welcher lepteres ohne 
die Vorausfegungen des $. 2331. gleichwohl thut, 
den unbefriedigt gebliebenen Erbichaftsgläubigern zwar 
nicht über die Kräfte des Nachlafjes hinaus — indem 
er hiergegen durch die Vorfihrift in $. 2328. gefichert 
it —, wohl aber nach demjenigen Betrage haftet, 
welcher auf diefelben bei einer gleichmäßigen, bezie- 
hentlich unter Berüdfichtigung etwaiger VBorzugsrechte, 
bewirkte Vertheilung des Nachlaffes ausgefallen fein 
würde. 

Was den vorliegenden Fall betrifft, jo hat Ber 
Hagter allem Anfceine nach innerhalb der in 
$. 2331. des bürgerlichen Geſetzbuchs geord- 
neten Frift ein VBergeichniß des Guſtav M.'ſchen 
Nachlaſſes nicht aufnehmen laſſen, beziehentlich bei 
Gericht übergeben. Es hat ferner Bellagter, wie 


aus der von ihm Bl. — übergebenen Urkunde beuts 
lich hervorgeht, die angebliche Infolvenz jenes Nach- 
laſſes gleich von vornherein erfannt. Er hat alſo, 
wenn er Nachlaßfchulden bezahlt hat, dies wenigftens 
nicht unter den Boraudfegungen des $. 2331. gethan, 
und kann fich daher auch den Klägern gegenüber nicht 
auf die. Beftimmungen des $. 2332. berufen. 

Hieraus ergiebt fi) nun ganz von felbft, daß es 
überhaupt gleichgültig erfcheint, ob Beflagter die von 
ihm jpecificitten Nachlaßſchulden bereits bezahlt hat 
oder nicht. Denn möge er dies nun gethan haben, 
oder nicht gethan haben, unter allen Umftänden bleibt 
er den Klägern nach demjenigen Procentfage, welcher 
auf diefelben bei einer regelrechten Bertheilung des 
Nachlaſſes zu fommen hat, beziehentlicdy zu kommen 
gehabt haben würde, verpflichtet.” 


14. 


Ueber die rüdwirfende Kraft der Beftimmungen 

des Gefeged vom 30. Juni 1868 $$. 1. und 2, 

— Der Umftand, daß die reclamirten Mobiliar: 

gegenftände von einer beftchenden Firma Fäuflich 

erworben worden find, jchließt die Anwendung 
de8 obigen Geſetzes nicht aus. 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. in ®. 


Wie aud dem Seite 281 flg. des vorigen Jahr— 
gangs dieſes Wochenblattes referirten Rechtsfalle zu 
erjehen ift, hat das Königliche Oberappellationsgericht 
die Frage, ob die Vorfchrift in $. 1. des Gefeges 
vom 30. Juni 1868 auf die vor dem Inkrafttreten 
des Geſetzes zwifchen Ehegatten abgefchloffenen Mobi- 
lienfäufe Anwendung leide, verneint. Das Könige 
liche Appellationsgericht zu Zwickau hält indeſſen, wie 
aus dem nachftehend referirten Rechtöfalle zu erſehen, 
an der entgegengefegten Anficht feit. 

Die Inhaber der Firma: S. und M. zu D., 
Kläger, hatten Anfang des Jahres 1869 gegen Fer- 
dinand 3. und Franz 3., als die alleinigen Inhaber 
bes zu W. jeither beftandenen, auf Fol. 211. des 
Handeldregifters für leptere Stadt eingetragenen Han 
delögefhäfts I. ©. 3. & Söhne, Bellagte, Wechfel- 
klage erhoben und war nach rechtöfräftiger Verurtheis 
lung der Beklagten und beziehentlich Einleitung des 
Hülfsverfahrens auf den Antrag der Kläger mit 
der Hülfsvollftretung gegen die Bellagten verfahren, 
auch dabei ein Superpfandrecdht an denjenigen Ma— 
ſchinen, welde bereits für mehrere andere Hülfs- 
gläubiger der Beklagten abgepfändet worden waren, 
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am 18. Maͤrz 1869 beſtellt worden. Dieſe Maſchinen 
reclamirte nun der Vater der Beklagten, Johann 
Gottlieb 3., deshalb, weil er ſolche zur Deckung von 
6000 Then. —⸗ —» Kaufihilling für das Gefchäft 
faufsweife von feinen genannten beiden Söhnen den 
Beflagten übereignet und übergeben erhalten habe. 

Nachdem noch 3. sen. auf feinen Antrag, die 
Einleitung des gegenwärtigen Interventionsftreites 
bis zur rechtöfräftigen Entſcheidung der zwifchen ihm 
und den älteren Hülfsgläubigern feiner Söhne rüd- 
ſichtlich derſelben Maſchinen anhängigen Interven> 
tionsproceſſe auszuſetzen, abfällig beſchieden worden 
war, wurde nach abgehaltenem Verhandlungstermin 
in einem den Parteien unterm 20. April 1869 publis 
citten Beſcheid, wie folgt, erfannt: 

„Weil der Interventionsfläger nah Bl. — die 
nah Bl. — der vor dem unterzfichneten Proceß— 
gericht in Sachen der Inhaber der Firma: S. und M., 
Kläger, entgegen Ferdinand 3. und Franz 3., ald 
die nad Bl. — alleinigen Inhaber des zu W. feirher 
beftandenen, auf Fol. 211. des Handelsregifters für 
legtere Stadt eingetragenen Handelsgefhäfts I. ©. 3. 
und Söhne ergangenen Acten am 18. März dieſes 
Jahres — jedoch unbefchadet der von Dritten daran 
erlangten Hülfsrehte — mit gerichtlichem Beſchlage 
belegten Mafchinen als fein Eigenthum reclamirt hat, 
indem hierbei zur näheren Begründung feiner dies— 
falls von ihm erhobenen Anfprücde Bl. — von dem— 
jelben ausvrüdlich angeführt worden, daß ihm feine 
erwähnten Söhne noch Kaufgelder für das denfelben 
von ihm überlaffene Erabliffement und fonftige 
Summen jchuldig geweſen und daß zur Dedung und 
Ausgleihung feines diesfallfigen Guthabens die bes 
treffenden, gegenwärtig in Frage ftehenden Majchinen 
für 6000 Thlr. — —« von feinen erwähnten Sölj- 
nen unter Quittungsleiftung über den Kaufpreis im 
Jahre 1866 ihm eigenthümlich überlaflen worben, 
daß er ferner auch wirklich Befig an diefen Mafchinen 
ergriffen und felbige alsdann nur pachtweife den ges 
dadıten Söhnen weiter wiederum überlaffen habe, 

nun aber weiter aus dem nach Bl. — von ben 
Interventiondbeflagten zu den Acten überreichten, 
DB. — erfichtlihen pfarramtlihen Zeugnifle vom 
10. April diefes Jahres hervorgeht, daß die erwähn- 
ten Söhne des Imterventiondflägerd zur Zeit des 
gedachten, mit ihrem Bater bewerfftelligten Mafchinen- 
faufabfchluffes verheirathet geweſen find und auch jetzt 
noch find, 

hiernächft aud) aus dem Dato des den angejoges 
nen Acten Lit. Z. Rep. A. cap. XVII. No. 38. 
vorgehefteten Wechfeld, welcher BI. — diefer Acten 
in beglaubigter Abjchrift fich befindet, jowie dem fon- 
ftigen Inhalte der Tegteren zur Genüge fich ergiebt, 
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daß die Forderung, um welche es fich handelt und 
wegen welcher die Hülfe in das Vermögen der Haupt⸗ 
beflagten vollftredt worden, während der Ehe der 
fegteren entftanden, wobei zu bemerfen, daß, wenn 
auch der Ausftellung des gedachten Wechſels eine bes 
reitd vorher entftandene Schuldforberung zu Grunde 
liegen follte, in dieſer Ausftellung doch die Begrüns 
dung eined neuen Schuldverhältniffes durch Rovation 
zu erbliden ift, 

im Uebrigen auch die von dem Interventions- 
fläger unter 1. und 2. vorgebrachten Einwendungen 
ihon mit Rüdfiht auf die Haren Beftimmungen in 
$. 112 flg. des deutſchen Handelsgefegbuchs irgend 
eine Beachtung nicht finden fönnen, 

bei dieſer Sachlage aber mit Rüdficht auf bie 
Beftimmungen in $. 1. des Geſetzes vom 30. Juni 
1868, eine Bejchränfung der Wirkfamfeit u. f. w. 
betreffend, welchem nach der übereinftimmenden Anſicht 
der meiften der obern Sädfifchen Spruchbehörben 
ruͤckwirkende Kraft beizulegen ift, dem Intervens 
tionsfläger ein Recht zur Erhebung der von ihm ge— 
genwärtig geltend gemachten Interventionsanfprüche 
unter allen Umftänden nicht zugeiprochen werben 
fann, 

fo hat das Suchen des Interventionsklägers 
ſchlechterdings nit Statt und ift nunmehr — 
mit Verfteigerung der reclamirten Objecte — jedoch 
ohnbeichadet der Dritten an jelbigen bereits zuftehen« 
den Pfand» umd fonftigen dinglichen Rechten — 
Behufs Befriedigung der Interventionsbeflagten aus 
dem GErlöfe gebührend zu verfahren und bedarf es bei 
diefer Sachlage eines weiteren Eingehens auf die 
Frage, ob das Anbringen des Interventionsflägers 
DB. — für verfpätigt zu achten, überhaupt weiter 
nicht.” 

Diefer Beicheid wurde auch auf Appellation des 
Interventionsflägerd durch ein den ‘Parteien am 
6. Auguft 1869 publicirtes Erfenntniß des König- 
lihen Appellationsgerihts zu Zwidau aus 
folgenden Gründen beftätigt: 

ıc. „In der Sache jelbit hat Man, bei noch— 
maliger Prüfung der einjchlagenden Sach- und 
Rechtsverhaͤltniſſe, Feine Beranlaffung gehabt, den 
angefochtenen Beſcheid in der vom Appellanten beanz 
tragten Maaße abzuändern. 

Der Bertrag, durch welchen der Interwentions: 
fläger nad} feinem eigenen Anführen Bl. — in Ver: 
bindung mit Bl. — der Acten unter Lit. S. Rep. A. 
Cap. XI. No. 441. die Bl. — der nurbezogenen, 
beziehentlich Bl. — der Acten unter Lit. Z. Rep. A. 
Cap. XVIIL. No. 38. bezeichneten Gegenftände von 
feinen Söhnen Carl Ferdinand 3. und Franz Lud— 
wig 3., ald dermaligen alleinigen Inhabern des laut 


Bl. — der zuerſt gedachten Acten bisher unter ber 
Firma: 3. ©. 3. und Söhne beftandenen Handels— 
geſchaͤfts, Fäuflich erworben haben will, und auf 
Grund deſſen Interventionsfläger dieſe feinen eben» 
genannten Söhnen nad) Inhalt ded Bl. — der Sach— 
acten behaupteten Abkommens zur einftweiligen Be— 
nugung wieder überlafienen Oegenftände als fein 
GEigenthum in Anfpruch genommen hat, ift zwijchen 
den Gontrahenten im Jahre 1866 abgefchlofien und 
volljogen worden. 

Hiernächft geht aus dem von den Interventiond- 
beflagten Bl. — angejchafften pfarramtlichen Zeug. 
niffe hervor, daß beide Söhne des Interventiond- 
klaͤgers bereitd zu dem Zeitpunfte, zu welchem ver 
beregte Kaufsabſchluß ftattgefunden hat, mit ihren 
auch dermalen noch am Leben befindlichen Ehefrauen, 
und zwar Garl Ferdinand 3. feit dem 4. Januar 
1852 mit Ida Sidonie geb. E., Franz Ludwig 3. 
feit dem Monat Juli 1860 mit Amalie Ida geb. J., 
verheirathet geweſen find. 

Endlich erhellt aus den ſchon angezogenen Acten 
unter Lit. Z. Rep. A. Cap. XVII. No. 38., daß 
während des Beſtehens diefer Ehen die Forderung 
der Interventiondbeflagten, zu deren Berichtigung die 
in Brage befangenen Mobiliargegenftände den Gebrü- 
dern 3. abgepfändet worden find, entjtanden ift, wie 
died aud) von Seiten des Interventionsklägers felbjt 
nicht beftritten wird. 

Es find demnach — abgejehen von einer weiter 
unten noch jpeciell zu erörternden Frage — alle dies 
jenigen Vorausfegungen bier vorhanden, unter denen 
nah Maafgabe der in dem bereits oben näher be— 
zeichneten Gefege vom 30. Juni 1868. $$.1. und 2. 
enthaltenen Borfchriften eine von dem einen Ehegatten 
zur Benadhtheiligung feiner Gläubiger vorgenommene 
Veräußerung für unwirkfam zu achten ift. 

An diefer Auffaflung vermag aud) im vorliegenden 
Falle der Umftand, daß der in Rebe ftehende Ver— 
trag noch vor Bekanntmachung dieſes Gefeges abge: 
ſchloſſen worden ift, etwas nicht zu ändern, inmaaßen 
nach der von dem jegt erfennenden Gerichtöhofe wies 
derholt und in Uebereinftimmung mit den Königlichen 
Appellationsgerichten in Leipzig und Dresden aus— 
gefprochene Rechtsanficht 

zu vergl. Wochenblatt für merfwürbige Rechts: 
fälle, Jahrg. 1868. Seite 509 flg., Jahrg. 1869. 
Seite 33 flg. und Seite 37 fig. 
— von welder abzugehen, ungeachtet der von dem 
Königlichen Oberappellationsgerichte nach dem im 
angezogenen Wocenblatte, Jahrgang 1869. 
Seite 281 fig. 
und in den 
Annalen x. N. F. Band V. Seite 328 flg. 


veröffentlichten Präjudicate befolgten entgegengefehten 
Rechtsmeinung Man fich nicht hat bewogen finden 
fünnen —, den nurerwähnten Gefepesvorfchriften 
rüdwirfende Kraft allerdings beigulegen ift, diefelbe 
daher auch auf vor Publication des Geſetzes erfolgte 
Veräußerungen Anwendung zu leiden haben, jobald 
nur die angefochtene erftinftanzliche Entſcheidung 
nad) diefem Zeitpunfte abgefaßt und befannt gemacht 
wurde, was im vorliegenden Falle geſchehen ift. 

Es hat auch Interventionskläger von den bisher 
erörterten Gefichtöpunften aus die Anwendbarfeit des 
Geſetzes vom 30. Juni 1868 auf das dermalen zu 
entſcheidende Sach⸗ und Rechtöverhälmiß neuerdings 
in der Deductionsjchrift Bl. — felbit nicht beftritten, 
fondern er ijt vielmehr nur auf den bereits früher 
Bl. — unter 2. von ihm geltend gemachten Einwand, 
daß er die reclamirten Mobiliargegenftände nicht von 
einer Brivarperfon, jondern von einer beftehenden 
Firma käuflich erworben habe und daß deshalb die 
Anwendung jenes Geſetzes ausgeſchloſſen fei, noch— 
mals zurüdgefommen. 

Man hat jedoch auch diefen Einwand, unter den 
beſonderen Berhältnifien des vorliegenden Falles, nicht 
für erheblich erachten können. 

Allerdings finden fih in dem allgemeinen deut- 
ſchen Handelögefegbuche eine Neihe von Vorfchriften 
(zu vergl. Art. 106. 108. 119. 120, 122. in Berbins 
dung mit Art. 113. 166. 121. 169.), aus welchen 
hervorgeht, daß dieſes Geſetzbuch ein bejfonderes 
Gejellfhaftsyermögen anerkennt, diefes von dem 
Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter trennt 
und mit befonderen Rechten und Pflichten ausjtattet, 
namentlich auch Privatgläubigern, denen, wie 3. B. 
ber Ehefrau, ein Anjpruch auf vorzugsweife Befries 
digung gefeglich zufteht, die Geltendmachung dicjes 
Vorzugsrechts dem Geſellſchaftsvermögen gegenüber 
entzieht. Ferner ift in Art. 91. des nämlichen Gejep- 
buchs ausgefprochen, daß die in die Gejellichaft ein» 
gebrachten Gegenftände Eigenthum der Gejellichaft 
werden, nicht aber in das ideelle Eigenthum der eins 
zelnen Gejellfchaften übergehen, wie venn endlich in 
Art. 114. noch verfügt ift, daß Veräußerungen des 
Gefellfchafters nur im Namen der Geſellſchaft gültig 
vorgenommen werden fönnen. 

Wenn ſchon nun hieraus zunächft die Annahme, 
daß der einzelne Gejellfchafter nicht im eigenen 
Namen, auch nicht zu ideellen Antheilen über das 
Geſellſchaftsvermögen verfügen, vielmehr über legteres 
nur im Namen der ganzen Geſellſchaft disponiren 
fann, und daß im Hinbli auf jene dem Geſellſchafts— 
vermögen zufommende gefonderte Stellung die eins 
zelnen Stücke deffelben, auch nicht zu ideellen Antheis 
len zum Vermögen des Schuldners gerechnet werben 


dürfen, fich ableiten läßt, und hieraus weiter auch 
gefolgert werben fönnte, daß, dafern ein Gefellichafts- 
mitglied, welches zu dem Erwerber in einem verwandt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniffe der in $.1. des Geſetzes vom 
30. Juni 1868 gedachten Art fteht, eine zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen gehörige Sache ohne Concurrenz ber 
übrigen Gefellfchafter veräußert, eine derartige Ver: 
Außerung mit Rüdficht darauf, daß diesfalls die 
Gejellihaftsfirma die zum Gefellihaftsvermögen 
gehörigen Stüde veräußert habe, nicht als eine nach 
den Borfchriften dieſes Geſetzes unzuläfige ſich dar— 
ſtelle — eine Frage, welche jedoch mit Rückſicht auf 
die Sachlage dermalen keiner näheren Erörterung 
und Entſcheidung bedarf —, fo kommt doc) im vor- 
liegenden Falle hiergegen in Betracht, daß die hier 
fragliche Veräußerung von beiden Gebrübern 3. 
gemeinfchaftlich vorgenommen worden ift, hiernach 
aber die Perfonen der einzelnen Gefellfchafter 
recht eigentlich als diejenigen anzufehen find, mit 
welchen der Intervenient contrahirt hat. Und da 
weiter das zwijchen diefen Perfonen und dem Inter- 
venienten begründete verwandtichaftliche Verhaͤltniß 
ein ſolches ift, bei welchem die in $.1. jenes Gefeges 
gedachte Vorausjegung an und für fich zutrifft, fo 
hat Man Bedenfen tragen müffen, der oben ange- 
deuteten befonderen rechtlichen Natur des Gefellichafts- 
vermögend bei Beantwortung der Frage, ob bie 
Anwendbarfeit dieſes Geſetzes auf den gegenwärtig 
vorliegenden Fall begründet fei, für ſich allein ein 
enticheidended Gewicht beizulegen. Vielmehr it Man 
aus den vorftehenden und beziehentlich aus den be— 
reits Bl. — flg. von voriger Inftanz geltend gemach- 
ten Gründen zu einer Beftätigung der vom Inters 
ventionsfläger angefochtenen Entſcheidung gelangt, 
wobei nur bemerft werden mag, daß, wenn jchon 
nach den vorliegenden Acten über die nämlichen 
Pfandftüde, außer den jegigen, noch verfchiebene 
andere Interventiongftreitigteiten gleichzeitig im Gange 
find, doch hierdurch die dermaligen Intervertions- 
beffagten nicht ald behindert angejehen werden fonn= 
ten, ihrerſeits ſchon jept, unerwartet des Ausgangs 
jener anderen Proceffe, wenigftens eine definitive 
Entſcheidung über den ihnen gegenüber vom Inter 
venienten geltend gemachten Reclamationsanſpruch 
zu verlangen, hiernach aber dem vom Interventiond- 
Häger Bl. — gegen die Fortftellung des jegigen 
Rechtöftreites erhobenen Widerfpruche rechtliche Be— 
achtung nicht zu fchenfen war.‘ 
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15. 
Pactum reservati dominii ($.292. bed bürger: 
lihen Geſetzbuchs). — Beweislaft bei der Frage, 
ob der Vorbehalt des Eigenthums zu Eicherung 
ded Kaufpreifed gefchehen. — Auslegung dies— 
fallfiger Vertragsberedungen. — Bedingung. 


Mitgetheilt von 
Heren AU K. in D. 


Dem Beklagten B. waren auf Antrag des Kläs 
gers W. drei franzöfiiche Billards nebit Zubehör 
abgepfändet worden. Die Fabrifanten 5. F. und 
Sohn in M., die diefelben dem Bellagten geliefert 
hatten, reclamirten die Billards unter dem Anführen, 
daß fie vertragsmäßig fowohl bei der Beitellung, als 
auch bei der Uebergabe fich das Eigenthum daran-bis 
zu vollftändiger Tilgung ded Kaufpreifes, welcher, im 
Betrage von 900 Thlen. — = —s, nach einer Anzah- 
lung von 100 Thlen. — — in acht vierteljährlichen 
Terminen habe bezahlt werden jollen, vorbehalten 
hätten. 

Die näheren Umftände des Falles und namentlich 
der erwähnten Vertragsverhandlungen zwijchen dem 
Bellagten und den Intervenienten ergeben fich zur 
Genüge aus den Gründen der nachfolgenden, in der 
Sache ergangenen Entjcheidungen. Nur das mag 
noch bier bemerft werden, daß Intervenienten bei der 
Reclamation unter Anderm auch auf eine „am Tage 
der Uebergabe” in Bezug auf diefe errichtete, vom 
Beklagten vollzogene Urkunde fi berufen hatten, 
deren in den Entjcheidungen mehrfach angejogener 
$. 5. jo lautete: „Die Billards bleiben Gigenthum 
von F. F. und Sohn bis zur völligen Abzahlung des 
Kaufpreifes, B. befigt und benupt die Billards ledig— 
lich im Namen von $. 3. und Sohn.” 

1; 

Entfcheidung des Königl. Handelsgerichts im 
Bezirksgericht au Dresden vom 22. October 
1868: 

„Weil die von den Intervenienten aufgeftellten 
Behauptungen, daß die drei den Gegenftand bes 
Reclamationsſtreites bildenden Billards fammt Zus 
behör von ihnen für den Bellagten auf deſſen Be- 
ftellung gefertigt und geliefert worden, vom Kläger 
Bl. — zur Genüge zugeftanden und nur die auf den 
bei der Beftellung und fodann nochmals bei der 
Ablieferung des Billards vereinbarten Eigenthums— 
vorbehalt von den Intervenienten gerichteten Klag— 
behauptungen vom Kläger, unter gleichzeitigem Wider— 
fpruch gegen die Beachtlichfeit derartiger Vorbehalte, 
mit Bezugnahme auf die Beftimmung in $. 292. des 


bürgerlichen Geſetzbuchs, verneint worden find, nun 
aber dieſer letztere Widerſpruch als unerheblich ſich 
darſtellt, wenn man erwägt, daß in ber nurangezo— 
genen Beftimmung des bürgerlichen Gefegbuchs oder 
fonft in einer gefeglichen VBorfchrift eine Bermuthung 
dafür, daß ein Eigenthumsvorbehalt lediglich den 
Zwed der Sicherung einer Forderung habe, nicht 
begründet ift, und daher die Beurtheilung eines 
Eigenthumsvorbehaltes nad; den Vorfchriften über 
den Pfandvertrag nur dann eintreten fann, wenn, 
fei ed dadurch, daß die Kontrahenten felbjt den Zweck 
der Sicherſtellung einer Forderung beim Vertrags: 
fhluffe angegeben haben, oder dadurch, daß vom 
Gegner der Nachweis, daß diefer Zwed dem Eigen- 
thumsvorbehalte zu Grund gelegen, befonders geführt 
wird, die auf Sicherung einer Forderung gerichtete 
Abſicht der Eontrahenten dargethan ift, wogegen fich 
auch nicht einhalten läßt, daß — wie allerdings zu— 
zugeben — den thatjächlichen Verhältniſſen des vor- 
liegenden Falles zufolge eine andere Abſicht, als die 
der Sicherung einer Forderung zunächft nicht wohl 
angenommen werben fünne, inmaaßen eine derartige, 
auf eine bloße Wahrfcheinlichkeit hinauslaufende fac- 
tiiche Vermuthung bei der Vertheilung der Beweislaft 
nicht maaßgebend ins Gewicht fallen fann, überdies 
aber die Eontrahenten eine foldye Bermuthung ohne 
Meitered dadurch befeitigen fünnten, daß fie einen 
andern Zwed, ald den der Sicherung einer Forbes 
rung, namhaft machten, jo daß ed nad) ber jet 
fraglichen Richtung hin als gleichbedeutend erfcheint, 
ob die Parteien bei einem Eigenthumsvorbehalte aus- 
drüdlich einen andern Zwed ald den der Sicherung 
einer Forderung, oder gar feinen Zwed angeben, 
nun aber nach der Darftellung des Intervenienten 
bei der Vereinbarung des Gigenthumsvorbehaltes mit 
Beflagtem von dem Zwede der Sicherung des Kauf: 
preijes oder fonft einer Forderung mit ausdrüdlichen 
Worten nicht die Rede geweſen ift, zu dem Nachweife 
aber, daß diefer Zwed von ihnen verfolgt worden, 
Kläger — abgefehen davon, ob diefe Behauptung 
von ihm in fchlüffiger Weife und als Thatſache hin— 
geftellt worden — aus dem Grunde nicht gelaffen 
werben fann, weil er die Verabredung ded Eigen— 
thumsvorbehaltes felbft geleugnet und den darüber 
angetragenen Eid Bl. — angenommen hat, hiernach 
allenthalben aber von der Leiftung diefes Eides allein 
die Entſcheidung noch abhängt ꝛtc.“ 
2 


Erfenntnif des Königl. Appellationsgerichts 
zu Dresden vom 16. Januar 1869, auf Berufung 
beider Theile: 

„Daß es bei dem Bl. — zu lefenden, Bl. — 
am 2. November 1868 befannt gemachten Beſcheide 
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nicht zu laſſen, es hat vielmehr das Suchen der 
Intervenienten in ber angebrachten Maaße nicht 
ftatt ıc. 
Entjcheidungsgründe: 
Intervenienten haben den von ihnen Bl. — er: 
hobenen Anfpruch auf die dem Bellagten Bl. — mit 
abgepfändeten, Bl. — unter No. 10. aufgeführten 
drei franzöfijchen Billard, nebft den daſelbſt unter 
No. 11. bis mit 14. verzeichneten Zubehörungen, 
Bl. — zunächft darauf gegründet, daß bei den zwis 
hen ihnen und dem Bellagten über die Beftellung 
und Lieferung diefer Gegenftände gepflogenen Vers 
bandlungen zwifchen ihnen ausprüdlic vereinbart 
worden ſei, daß der verabhandelte Kaufvertrag erſt 
dann als perfect gelten folle, wenn der ganze Kauf- 
preis der 900 Thle. —⸗ — » wirklich vom Bellagten 
an fie bezahlt ſei und fie ſich bis zu Eintritt diefer 
Bedingung ausprüdlich das Eigenthum an den brei 
Billards fammt Zubehör vorbehalten und dem Be— 
klagten nur die Benugung diefer Gegenftände geſtattet 
hätten, womit fich der Legtere ausbrüdlich einver- 
ftanden erklärt habe, ingleichen, daß dieſet Vorbehalt 
von ihnen bei der Uebergabe der Billards an den 
Beflagten unter deſſen ausbrüdlicher Zuftimmung 
wiederholt und auch in die Bl. — in Abfchrift bes 
findlihe, vom Bellagten ausgeftellte Urkunde mit 
aufgenommen worden fei. Bei der Beurtheilung der 
rechtlichen Wirkſamkeit diefer Vereinbarung kommt 
zunaͤchſt in Betracht, daß nach dem Inhalte derjelben 
nicht füglich bezweifelt werden fann, daß der von den 
Intervenienten gemachte Eigenthumsvorbehalt lediglich 
zur Sicherung der ihnen vom Bellagten zu gewähren» 
den Kaufgelver, von denen bei der Uebergabe der 
dem Lepteren gelieferten Billard nur ein verhältniß- 
mäßig geringer Betrag, der Reft aber in einen zwei- 
jährigen Zeitraum umfaffenden Raten zu zahlen war, 
babe dienen follen, da irgend ein anderer Zwed aus 
dem Vertrage nicht erfichtlich ift, wohl aber für jene 
Annahme der Umſtand fpricht, daß der angegebene 
Vorbehalt nur bis zur vollftändigen Tilgung der 
Kaufjumme in Kraft bleiben follte, wie denn auch 
berfelben die von den Intervenienten Bl. — vorge- 
brachten Anführungen keineswegs entgegenftehen wür⸗ 
den, da auch hiernach eine Sicherftellung der Forbes 
rung, nämlich der Innehaltung der Zahlungstermine, 
beabfichtigt worden fein joll. Eines befonderen Bes 
weifes diefer ſich aus dem Vertrage felbft ergebenden 
Annahme bedarf es daher nach der Anficht der gegen« 
wärtigen Inſtanz nicht. 
Vergl. auch Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw., 
N. F. Band XXXI. Seite 506. 
Da nun nad $. 292. des bürgerlichen Gefeg- 
buche der Vorbehalt des Eigenthums zur Sicherung 





einer Forderung ald Vorbehalt eines Pfandrechts zu 
betrachten und nach den über deſſen Entftehung gel» 
tenden Borjchriften zu beurtheilen ift, nach dieſen 
jedoch (vergl. 8. 466 fig. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
und Erl. Proceßorbnung ad tit. XLIV. $. 2.) im 
vorliegenden Falle ein ſolches nicht begründet fein 
würde, fo fann auch dem von den Antervenienten 
geltend gemachten Vorbehalte für ſich allein eine recht- 
liche Wirkung nicht beigelegt werden. Diefer Auf- 
faffung haben zwar die Intervenienten durch die 
Behauptung zu begegnen gejucht, daß ber ganze 
Kaufvertrag von der oben erwähnten aufſchiebenden 
Bedingung abhängig gemacht worben fei, indem fie 
muthmaaßlich davon ausgehen, daß hiernadh ein auf 
Mebertragung des Eigenthums an den fraglichen 
Billards auf den Beflagten gerichteter Vertrag über- 
haupt noch nicht zur Vollendung gelangt fei; allein 
ed müßte, wenn überhaupt auf dieſe Vereinbarung 
bei Entjcheidung der Sache Gewicht zu legen wäre, 
mindeftens als zweifelhaft erfcheinen, ob derſelben die 
rechtliche Wirkung einer Suspenfivbebingung beis 
gelegt werben fönne, da die als eine folche bezeichnete 
Leiftung ded Käufers nicht in einem außerhalb der 
wefentlichen Vertragsbeftimmungen liegenden, in Be- 
zug auf feinen Eintritt ungewiffen Ereignifie, fondern 
in einer aus ber rechtlichen Natur des Kaufvertrages 
fich ergebenden Folge befteht, mithin fich fragen würde, 
ob hierauf nicht die Beftimmungen in $. 113. und 
888. des bürgerlichen Gefegbuchs Anwendung finden 
müßten. Indeſſen bedarf es eines weiteren Eins 
gehens hierauf um deswillen nicht, weil, abgefehen 
davon, daß die Intervenienten, wie nad ihren Aus— 
führungen Bl. — angenommen werben muß, die 
vorftehend erwähnte Vereinbarung überhaupt bei Ent» 
ſcheidung der Sache nicht in Betracht gezogen willen 
wollen, diefelbe durch den nach ihrem weiteren An- 
führen Bl. — zwifchen ihnen und dem Belfagten am 
23. December 1867 abgefchloffenen Vertrag für auf- 
gehoben erachtet werden muß. Denn über den lep- 
teren foll die Bl. — in Abfchrift befindliche Urkunde 
abgefaßt worden fein, in welcher davon, daß der ziwi- 
ſchen dem Bellagten und den Intervenienten abge— 
fchlofjene und von den Letzteren bereits erfüllte Kauf⸗ 
vertrag nur unter einer Suspenfivbebingung als abs 
geihlofien gelten und insbejondere nur unter ber bei 
der oben gedachten mündlichen Vereinbarung von 
ihnen ald Bedingung bezeichneten Borausfegung der 
vollftändigen Kaufgelderzahlung Seiten des Beflagten 
als rechtlich wirkſam gelten folle, etwas nicht erwähnt 
wird. Es muß daher hier der Rechtögrundfag An- 
wendung leiden, daß dann, wenn nad) vorausgegan« 
genen mündlichen Verhandlungen über ein Rechts— 
gefhäft eine Urkunde abgefaßt worden ift, von ber 
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Vorausſetzung ausgegangen werden muß, daß das 
Rechtsgeſchaͤft in der Maaße, wie es in der Urkunde 
verlautbart worden, zu Stande gekommen ſei und 
daher von einer Partei behauptete frühere muͤndliche 
Berabredungen, welche eine Abänderung oder Vers 
vollftändigung der urfundlichen Beftimmungen ent⸗ 
halten, nur dann beachtet werden dürfen, wenn nach— 
gewiefen wird, daß die Betheiligten vor, bei und nad) 
Vollziehung der Urkunde darüber einverftanden ge- 
wejen jeien, daß bie mündliche Verabredung, obwohl 
fie in die Urkunde nicht aufgenommen worden, gelten 
folle. 

Vergl. Annalen des Königl. Oberappellations- 
gerichtd, Band I. Seite 472., Band V. Seite 
336., Band VIL Seite 368., Band VII. 
Seite 311. 

Eine hierauf gerichtete thatjächliche Behauptung 
haben jedoch die Intervenienten in Bezug auf bie 
von ihnen Bl. — geltend gemachte Feſtſetzung einer 
aufichiebenden Bedingung bei dem Abfchluffe des 
Kaufvertrags mit dem Bellagten nirgends aufgeſtellt. 
Wenn daher auch eine folche Bedingung wirklich feft- 
gelegt worden fein follte, würde diefelbe doch durch 
die vermittelft der Ausftellung und Vollziehung mehr- 
erwähnter Urfunde erfolgte definitive Regulirung des 
zwifchen den Betheiligten beftandenen Rechtöverhälts 
nifies ihre rechtliche Wirkfamfeit verloren haben. Es 
fonnte daher ſchon aus dieſem Grunde der Anfpruch 
ber Intervenienten, foweit er auf die Beifügung jener 
Bedingung geftügt worden, nicht aufrecht erhalten 
werden 20.” 

3. 

Erfenntniß des Königl. Oberapellationd- 
gerihts zu Dresden vom 27. April 1869, auf 
Berufung der Intervenienten: 

„Daß nurgedachtes Urthel (zweiter Inftanz), wie 
hiermit gefchieht, zu beftätigen ıc. 

Gntiheidungsgründe: 

Den Entjceidungsgründen der vorigen Inftanz 
ift nur Folgendes noch beizufügen: 

Das fogenannte pactum reservati dominii ift 
fein befonderer, im fich abgefchloffener Vertrag, ſon— 
dern nur eine bei Veräußerungsverträgen jeder Art, 
entgeltlichen jowohl als unentzeltlichen, vorfommende 
Nebenbeftimmung, deren Zwed und rechtliche Wirk— 
famfeit nad) dem jonftigen Inhalte des Beräußerungs- 
vertrags und dem erflärten oder vorauszufegenden 
Willen der Parteien beurtheilt werden muß. 

Vergl. Annalen, N. 5. Band 4. Seite 100. 

Haben fich die vertragsichließenden Theile darüber, 
was fie mit dem Borbehalte des Eigenthums an der 
veräußerten Sache oder durch andere gleichbedeutende 
Ausprüde zu erreichen beabfichtigt, nicht ſchon jelbft 
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mit der erforderlichen Beftimmtheit ausgefprochen, fo 
treten die Vorfchriften des $. 292. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs ein, nach welchen der Vorbehalt des Eigen- 
thums gur Sicherung einer Forderung ald Vor— 
behalt eines gleiche Zwede verfolgenden Pfandrechts 
gilt, während bei einem zu anderen Zwecken erflärten 
Eigenthumsvorbehalt im Zweifel anzunehmen ift, daß 
der Uebergang des Eigenthums auf den Andern von 
einer aufjchiebenden Bedingung abhängig fei. Es ift 
auch insbefondere die im erften Sage des $. enthaltene 
Dispofition ganz richtig und folgerecht; denn foll 
durch den Vorbehalt des Eigenthums nur die Sicher— 
ftellung einer dem Veräußerer an den Empfänger zus 
ftehenden Forderung erreicht werben, fo ift der eigent- 
liche und wirfjame Bertragswille auf eine Pfand- 
beftellung gerichtet gewejen, weil diefe das zu jenem 
Behufe geeignete und in den Gefegen gebotene Mittel 
gewährt. Wendet man dieſe Grundfäge auf den vor- 
liegenden Fall an, fo kann gegen die Richtigkeit der 
vorigen Entjcheidung fein Zweifel entitehen. In der 
DI. — beigebrachten, nah Bl. — am Tage der 
Uebergabe ausgeftellten Urkunde ift der zwiſchen den 
Intervenienten und dem Beklagten über die Lieferung 
und Aufftellung von drei Billards fammt Zubehör 
abgejchloflene Kaufvertrag in Feiner Beziehung als 
ein bedingtes, fondern als ein vollendetes Nechtögefchäft 
bezeichnet worden. Die Intervenienten haben (vergl. 
Bl. —) auf Grund diefes Vertrags dem Käufer — 
Bellagtem — die beftellten Billards übergeben, die 
Uebergabe ift alfo nicht miethweife oder precario er⸗ 
folgt, fondern es ift eine Fäufliche geweſen, welche, 
dem Wefen des abgejchlofienen Vertrags gemäß, eine 
Eigenthumsübertragung zur Folge haben mußte. Wenn 
nun in $. 5. des jchriftlichen Vertrags Bl. — gefagt 
ift, „die Billards bleiben Eigenthum der Firma F. und 
Sohn bis zur völligen Abzahlung des Kauf- 
preifes”, jo ergiebt fi) hieraus ganz von felbft, daß 
der Vorbehalt ded Eigenthums zur Sicherung der credi⸗ 
tirten Kaufgelder dienen follte. Die mündliche Ver: 
abredung bei der Uebergabe enthält, der Sache nad), 
ganz dafjelbe, denn auch bei diefer foll nah BL. — 
die Tradition unter Vorbehalt des Eigenthums bis zu 
völliger Abzahlung des bedungenen Kauf- 
preifes geichehen fein. Auf den auch in $. 5. der 
Urkunde zu lefenden Beifag, e8 feien die Billards fammt 
Zubehör Beflagtem ausdrüdlich nur zur Benugung und 
mit der ausgefprochenen Bedingung übergeben worben, 
„daß er diejelben bis zur völligen Bezahlung des Kauf- 
preifes im Namen der Firma F. F. und Eohn beige”, 
ift gar fein Gewicht zu legen. Denn nad dem, auch 
hierbei wiederholt erklärten Zwede des gefammten 
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Eigenthumsvorbehalts, würde auch in einer Erklärung 
und Verabredung diefer Art nur ein nach $. 466. 467. 
des bürgerl. Geſetzbuchs bei der Beitellung eines Fauſt⸗ 
pfands unzuläffiged constitutum possessorium liegen. 
Die Anficht der Intervenienten Bl. —, daß auf die 
urfprüngliche Abficht der Parteien Etwas nicht ans 
fomme, wenn fi) eine Form finden laffe, welche das 
Bedenken, daß ein Pfandrecht an beweglichen Sachen 
nur ald Fauftpfand denkbar fei, befeitige, iſt nicht 
richtig. Der eigentliche Bertragswille der Betheiligten 
ift, wie in anderen Fällen, fo auch bei dem einem Ber- 
äußerungsvertrage beigefügten Vorbehalte des Eigen: 
thums, maaßgebend. Iſt es die Abficht der Contra— 
henten, dem Beräuferer wegen der ereditirten Kaufgel⸗ 
der eine objective Sicherftellung zu geben, fo ift nach 
der Vorfchrift im erften Abjage der $. 292. der bloße 
Eigenthumsvorbehalt nicht die Form, in welcher dies 
fer Zwed erreicht werden kann, vielmehr ift derſelbe 
nur ald Borbehalt eines Pfandrechts zu betrachten, 
defien Entjtehung von der Beobachtung der hierüber 
geltenden Vorſchriften abhängt. Es fann den Bes 
theiligten nicht geftattet werden, die Anwendung diejer 
Vorſchriften duch willfürliche, der Sache nicht ent— 
Iprechende Erklärungen zu vermeiden. 

Auf die angeblich bei der Beftellung getroffene 
Verabredung fommt ſchon deshalb nichts an, weil in 
Betreff der Frage, ob durch die fpäter bewirkte Tras 
dition eine Eigenthumsübertragung erfolgt fei, Dass 
jenige entjcheiden muß, was bei der Uebergabe felbit 
geſchehen ift. UWebrigens läßt ſich in der Darftellung 
Bl. — nicht einmal die Behauptung finden, es fei bei 
der Beftellung eine Verabredung des Inhalts getrofs 
fen worden, daß der Kaufvertrag von einer aufſchie— 
benden Bedingung abhängig und erft perfect fein jolle, 
wenn der Kaufpreis vollftändig bezahlt worden jei. 
Denn die nädjitfolgenden Worte, „indem fich die 
Intervenienten bis zum Eintritt diejer Bedingung das 
Eigenthum an den drei Billards ſammt Zubehör vors 
behalten ıc. zeigen ganz deutlich an, daß die Inter 
venienten dieſem Gigenthumsvorbehalte nur durch eine, 
ihrer Anficht entfprechende Auslegung die Eigenſchaft 
einer aufichiebenden Bedingung vindiciren wollen. 
Dazu fommt, daß die vollftändige, zu den vereinbarten 
Zeitpunkten zu bewirfende Bezahlung der bedungenen 
Kaufpreije nicht als eine dem Vertrage beigefügte auf: 
[hiebende Bedingung gedacht werden kann, weil fte 
eine Gegenleiftung des Käufers ift, welche einen end— 
gültig abgejchloffenen Kauf vorausiegt. Was die Be- 
theiligten mit dem Gigenthumsvorbehalte gewollt haben, 
das ift, wie bereits erörtert, bei dem entſcheidenden Acte 
der Uebergabe und in der Urkunde Bl. — deutlich zu 
erfennen gegeben worden, und hiernach ericheint die 
erhobene Interventionsflage allerdings unfchlüffig- 

Aus diejen Gründen ijt die Entſcheidung der voris 
gen Inftanz zu bejtätigen geweſen.“ 
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Vorbereitende Handlung oder Kaufsabfchluß ? 
($. 822. des bürgerlichen Geſetzbuchs.) 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. Dr. ®, in P. 


Im Jahre 1867 erhob N. eine dahin gerichtete 
Drbdinarklage, daß Bellagter B. einen abgefchlofienen 
Kaufvertrag erfülle und das damit erfaufte Grund- 
ftüd übernehme. 

Zur Begründung der Klage war gefagt: 

Am 11. April 1867 habe Kläger den &. beauf- 
tragt, dad dem Kläger gehörige, zu P. unter No. 265. 
des Brandfatafters gelegene Wohnhaus zu verfaufen. 
Der genannte X. habe diefen Auftrag angenommen, 
im P.'er Wochenblatte befannt gemacht, daß das dem 
Kläger gehörige, in P. unter No. 265. des Brand- 
fatafter8 gelegene Wohnhaus den 20. April 1867 
Nachmittags 3 Uhr freiwillig an den Meiftbietenden 
verfauft werben folle und Kaufluſtige erfucht würden, 
fi) zur angegebenen Zeit in des X. Erpebition ein- 
aufinden. — Es habe X. am 20. April 1867 vie 
Bedingungen hinfichtlich dieſes Kaufs wörtlich fo 
aufgefegt und aufgefchrieben, wie fie in der Klagbei— 
fuge sub A. abgefchrieben und zu finden feien. 

Am 20. April 1867 feien in F.'s Erpebition ber 
M., der NR. und der Bellagte erfchienen, es feien 
diefen die aufgefegten Bedingungen vom £. wörtlid) 
fo vorgelefen worben, wie folde von ihm aufgefeßt 
worden und in der Abjchrift sub A. wörtlich enthal« 
ten feien. Es hätten M. und der Bellagte befannt, 
mit diefen Bedingungen durchgängig befannt zu fein, 
hätten fich denfelben unterworfen und habe ald hödh- 
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fies Gebot M. 5300 Thlr. —⸗ —r, der Bellagte 
5310 Thlr. —⸗ — = gethan. 


Hierauf habe aldbald der £. die sub B. in wört- 
licher Abfchrift anliegende Regiftratur aufgejegt, dies 
felbe dem M. und dem Bellagten vorgelefen, und 
hätten beide biefelbe genehmigt und ein jeder biefe 
fofort mit feinem Namen fo, wie dies in der unter B. 
abjchriftlich anliegenden Urkunde erfichtlich fei, unters 
ſchrieben. 

In den genannten Bedingungen ſei nun, wie 
auch in der Beifuge B. erſichtlich, beſtimmt geweſen, 
daß jeder Bieter an ſein höchſtes Gebot gebunden ſei, 
während Berfäuferm die Auswahl unter den Bietern 
freiftehe, daß aber, wer innerhalb drei Tagen Zufage 
nicht erhalten habe, feines Gebotes enthoben ſei; 
ebenfo fei beftimmt gemwefen, daß Käufer die auf dem 
Grundftüd haftenden Hypothefen ꝛc. übernehme. 


&. habe nun dem Kläger mündlich das Refultat 
des Bietungstermins, indbefondere, daß Beklagter 
5310 Thle. — — geboten habe, mitgetheilt, Kläger 
aber habe genehmigt, daß Bellagter das Grundftüd 
für den gedachten Preis und allenthalben unter den 
zwifchen mehrgedachtem X. und Bellagtem, wie ge- 
dacht, feftgefegten und acceptirten Bedingungen er= 
halte, habe diefe Genehmigung auch jchriftlich unter 
das gedachte Bietungsprotofoll, die Klagbeifuge B., 
gebracht, indem er unter fie eigenhändig, wie unter 
ihr erfichtlich fei, gefchrieben habe: „dieſer Verhand⸗ 
lung tritt bei und genehmigt A.“, habe den £. beauf- 
tragt, dem Bellagten mitzutheilen, daß er, Kläger, 
dem Bellagten das betreffende Grundftüf für das 
Höchſtgebot der 5310 Thlr. — — Überlaffen wolle 
und der Kauf für definitiv gefchloffen gelten folle, und 
ed habe auch der X. am 22. April 1867 dem Beflag- 





ten in der Behaufung deffelben mündlich dies erklärt, 
ihm gefagt, daß Kläger ihm, Bellagtem, das frag- 
liche Grundftüf für das von ihm, Bellagtem, gethane 
Höchfigebot der 5310 Thle. — — überlaffen wolle 
und nunmehr den Kauf für definitiv abgefchloffen 
halte. 

Am 31. Mai 1867 habe weiter K. mündlich dem 
Beklagten in feiner Behaufung erflärt, daß Kläger 
bereit fei, ihm morgen, nämlich den 1. Juni, das 
Grundftüd zu übergeben, was auch wirklich der Fall 
geweſen fei. 

Bellagter weigere fich, den Kauf zu erfüllen. 

Ueber die Klage und Beifuge A. und B. war ber 
Eid angetragen. 


Klagbeifuge A. lautete in dem hierher gehörigen 
Theile wörtlich: 

„Bedingungen beim Verkaufe des Herrn A. ge 
hörigen, zu P. gelegenen Hausgrundftüds, Brandfat. 
no. 265. fammt Garten: 

1. 

Jeder Bieter ift an fein höchftes Gebot gebunden, 
während Verkaͤuferm die Auswahl unter den Bietern 
freifteht. Wer innerhalb 3 Tagen Zufage nicht er- 
halten hat, ift feines Gebotes enthoben. Werfäuferi- 
her Seits erfolgt durch das heutige Ausgebot eine 
definitive Zufage nicht. 

2. 

Das Grundftüd wird verkauft mit allen darauf 
haftenden Rechten und Befchwerungen und mit 
allem, was dabei erd⸗, wied⸗, niet=, wand, band», 
mauers x. 

4. 

Die Uebergabe fann bereits in 8 Tagen erfolgen, 
hat aber fpäteftens am 1. Juni heuer zu gejchehen. 

P., den 20. April 1867. 

A.“ 

Klagbeifuge B. lautete wörtlich: 


„P., den 20. April 1867. 
Zu dem heut angefegten Bietungstermine hatten 


ſich 

Herr B. von hier 
und 

Hert M. und N. 
eingefunden. 


Zunächſt wurden den Anweſenden die vorftehen« 
den Bedingungen befannt gemacht und hatten bars 
auf 

Herr B. als höchftes Gebot 
Fünftaufend dreihundert und zehn Thaler 
und 
Herr M. als höchftes Gebot 
Fünftaufend dreihundert Thaler — —⸗. 


Die beiden Herren unterwerfen fich ben vorftehen- 
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den Bedingungen und befennen mit denfelben durch» 
gängig befannt zu fein. 
BVorgelefen, genehmigt und unterfchrieben. 
& 


Nachricht. & 

B. 

M. 
Dieſer Verhandlung tritt bei und genehmigt 
A.“ 


Das Königl. Bezirksgericht zu Bautzen er— 
fannte: 

„Weil die von dem Beflagten gegen die Schlüffig- 
feit der Klage Bl. — und — erhobenen Einwendun— 
gen für begründet nicht angejehen werben können, da, 
foviel die Behauptung, ed liege nach der eignen (von 
dem Beflagten bei Abjchnitt 4. 8. 17. 9. 21. und 22. 
der Einlaſſung im Wefentlihen als der Wahrheit 
entfprechend anerfannten) Darftellung Klägers ein 
rechtögültiger Vertrag nicht vor, anlangt, in der Klage 
mit gehöriger Deutlichfeit behauptet worden ift, es fei 
über das dem Kläger gehörige, in P. auf der Töpfer: 
gaffe gelegene Wohnhaus duch den von Klägerm 
beauftragten F., welcher vorher, daß dieſes Grund⸗ 
ftüd an den Meiftbietenden verkauft werben folle, in 
dem P.'er Wochenblatte befannt gemacht habe, am 
20. April 1867 ein Kaufvertrag in der Weife abge: 
ihloffen worden, daß, nad dem in Gegenwart Ber 
klagtens und anderer Kaufluftiger durch X. erfolgten 
wörtlichen Borlefen der in der Klagbeifuge A. ent⸗ 
haltenen (vom Kläger unterfchriebenen) Bedingungen, 
Beflagter das höchſte Gebot von 5310 Thlrn. — — 
gethan, weiter, rüdjichtlic) der Form des abgefchlofies 
nen Vertrags, der in $. 822. des bürgerlichen Gefep- 
buchs enthaltenen Vorjchrift einerfeitd durch die von 
dem Kläger zu den Bedingungen in der Urkunde A. 
gebrachte Namensunterfchrift, deren Vorhandenſein 
nad den Erklärungen Beflagtens in der Anmeldung 
zu pet. 9, und bei pet. 49. der Einlaffung für zu— 
geftanden zu achten ift, da Bellagter lediglich das 
Vorlefen, nicht aber die Exiſtenz der Ueber» und 
der Unterfchrift des Driginald der Klagbeifuge A. 
geleugnet hat — bei welcher Sachlage darauf, ob 
Kläger die am Schluffe der Klagbeifuge B. erficht- 
lihen Worte zu berjelben gebracht habe, was Bellags 
ter bei pet. 52. der Einlaffung nicht zu wifjen erflärt 
hat, etwas nicht anfommt —, anderer Seits durch 
die von dem Bellagten als von ihm bewirkte, bei 
pet. 51. der Einlafjung eingeräumte Unterzeichnung 
der Urfchrift der Klagbeifuge B. Genüge gefchehen, 
ferner, daß X. bei jenem Kaufvertrage als Beaufs 
tragter Klägerd gehandelt habe, dem Bellagten, wie 
aus deſſen Zugeftändniffen über den Inhalt des 
Inferatd in dem P.'er Wochenblatte bei dem Aten 
Einlafjungsabfhnitte und über die Benachrichtigung 


Klägers von dem Refultat der Verfteigerung durch X. 
bei dem 23ften Einlaffungsabfchnitt hervorgeht, zur 
Zeit des von ihm gefchehenen Meiftgebots befannt 
geweſen ift, fobaß e8 der Bl. — von dem Beflagten 
vermißten Eröffnung £.8, daß er von dem Kläger zu 
dem Berfauf des Wohnhaufes deflelben Auftrag er 
halten habe, nicht bedurfte, wie denn auch, wenn 
eine folche Bekanntſchaft nicht ftattgefunden hätte, 
nicht abzujehen wäre, wie Bellagter meinen könnte, 
ſich durch Bezugnahme auf die von ihm Bl. — er 
wähnte Unterredung mit Klägerm, von ber von ihm 
eingegangenen contractlichen Verpflichtung befreien 
zu fönnen, nicht minder dem Beklagten darin, daß 
durch die Worte in der Klagbeifuge A.: „verkäuferis 
ſcher Seits erfolgt durch das heutige Ausgebot eine 
definitive Zufage nicht“, ausgefprochen fei, daß durch 
die Licitation der Vertrag über das Grundftüd noch 
nicht für abgefchloffen gelten folle (BL. —), nicht beis 
jupflichten ift, da durch die angezogenen Worte ohne 
Zweifel nur zu Gunften des Klägers dem durch das 
Ausgebot des Hägerifchen Grunpftüds und das höchfte 
Gebot von Seiten Beflagtens nach $. 819. des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs abgejchloffenen Kaufvertrage eine 
Refolutivbedingung hat beigefügt werden follen, hier- 
naͤchſt es dahin geftellt bleiben fann, ob, wie Bellag- 
ter BI. — behauptet hat, die bei dem Einlaſſungs— 
punft 24 flg. von der Klage beiprochene Genehmigung 
Klägers für den Eidesantrag zu allgemein fei, da es 
in dieſer Hinfiht nur darauf anfommt, ob ber Kläger 
dem &. den bei dem 33ſten Einlafjungsabfchnitt mit 
binreichender Specialität befchriebenen Auftrag ertheilt 
und dieſer denfelben zu der von dem Kläger bei den 
Einlaffungsabfchnitten 35. und 39. angegebenen Zeit 
und bejchriebenen Weife ausgeführt habe, endlich das 
erceptivifche Vorbringen Bl. —, infoweit es den ans 
geblich am 20. April 1867 ftattgefundenen Vorgang 
betrifft, allerdings rechtliche Beachtung verdient, da 
hiernach, die Wahrheit des von dem Beflagten ge- 
Ihehenen Anführens vorausgefegt, eine Vereinigung 
jwijchen den Parteien erfolgt ift, welche vie von dem 
Beklagten durch fein Höchftgebot übernommene Vers 
pflihtung wieder dergeftalt aufgelöft hat, daß ed dem 
Kläger nicht freigeftanden haben würde, dieſelbe durch 
eine ſpaͤtere Eröffnung an den Bellagten, wie ſolche 
nach dem betreffenden Anführen in der Klage durch 
den hierzu beauftragten X. am 22. April 1867 erfolgt 
ift, wieder. aufleben zu laffen, wogegen dasjenige, was 
Bellagter über eine an ihn am 21. April 1867 von 
dem Kläger gefchehene Anfrage und die von ihm 
hierauf abgegebene Erklärung BL. — vorgeſchützt hat, 
als unſchluͤſſig fich darftellt, da in der Anfrage Klaͤ⸗ 
gers, ob Beflagter nicht noch 100 Thlr. — —⸗ über 
das gethane Höchftgebot geben wolle, feineswegs ein 


Verzicht des Erfteren auf das von ihm durch dieſes 
Höchſtgebot erworbene Recht, fondern nur ein Ver 
fuh, den Beklagten zur Erhöhung diefes Gebotes 
um ben beregten Betrag zu beftimmen, zu erbliden 
ift, die einfeitige Erflärung Bellagtens aber, „daß er 
ab jei, das Grundftüd nicht nehme”, eine Aenderung 
in den zwifchen dem Kläger und dem Beflagten be 
ftehenden rechtlichen Berhältniffen herbeizuführen, nicht 
vermochte, nach Vorftehendem aber die Entfcheidung 
gegenwärtiger Sache von Leiftung des über die Eins 
laffungsabichnitte 33. 35. und 39. von dem Kläger 
DI. — dem Bellagten angetragenen, von dieſem 
DI. — referirten Eides, fowie des über die Ausflucht 
Bl. —, foweit folhe den Vorgang vom 20. April 
1867 zum Gegenftand hat, von dem Beklagten dem 
Kläger Bl. — angetragenen, von dieſem dem Beklag⸗ 
ten Bl. — zurüdgegebenen Eides abhängig zu machen 
gewefen, fo ift, fofern Kläger das Relatum über die 
angezogenen Einlaffungsabfchnitte in der Weife, 
daß er den X. nach dem im deffen Erpebition 
am 20. April 1867 ftattgefundenen Bietungs⸗ 
termine beauftragt habe, dem Bellagten mitzu- 
theilen, daß er, Kläger, demjelben fein zu P. 
in ber Töpfergaffe unter No. 265. des Brand« 
verficherungsfatafters gelegenes Wohnhaus für 
das Gebot von 5310 Thlrn. — —⸗ überlafjen 
wolle, und daß auch der genannte X., foviel er, 
Kläger, wife, auch glaube und dafür halte, am 
22. April 1867 dem Bellagten in deſſen Be 
hauſung die gedachte Mittheilung gemacht habe, 
leiftet, Beflagter den in der Klage befchriebenen Kaufs 
vertrag zu erfüllen, demnach das ihm vom Kläger 
verfaufte, oben bezeichnete Grundftüd mit der darauf 
baftenden hypothefariihen Schuld von 3000 Thlen. 
—⸗ —s zu übernehmen, den hiernach verbleibenden 
Kaufgelderreft an 2310 Thlen. — —⸗ nebft Zinfen 
des Verzugs und zwar von-231 Thlen. — —» vom 
1. Zuni 1867 und von 2079 Thlen. — —s vom 
1. Juli 1867 ab dem Kläger zu bezahlen, nicht mins 
der auch demjelben die ihm durch feine, Beflagtens, 
Verzögerung der Kaufserfüllung verurfachten erweid- 
lihen Schäden zu erfegen ꝛc. ſchuldig; es Fönnte und 
wollte denn Bellagter den ihm über das Bl. — er⸗ 
fichtliche erceptivifche Vorbringen Bl. — referirten 
Eid in der Maaße: 
daß Kläger am 20. April 1867 gegen ihn, Be— 
flagten, fi dahin, daß er das (in der Klage 
beichriebene) Grunpftüd für den Erftehungspreis 
nicht erhalten fünne, ausgefprochen und er, Be— 
klagter, auf diefe Eröffnung „nun gut, da bin 
ich ab’, geantwortet habe, 
leiften und ſchwören, folchen Falls ift Beflagter von der 
erhobenen Klage zu entbinden und loszuzählen ꝛtc.“ 
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Auf Appellation des Beklagten reformirte das 
Königliche Appellationdgericht zu Baugen im 
Jahre 1868 und wies die Klage in der ange» 
brachten Maaße ab aus folgenden Gründen: 

„Der Anficht der vorigen Inftanz, daß im vors 
liegenden Falle durch die der Klage unter A. und B. 
beigefügten Schriften in Verbindung mit der Thätig- 
feit des Bl. — erwähnten Beauftragten des Klägers 
berjenigen Form genügt fei, welche nach den Beftims 
mungen des bürgerlichen Geſetzbuchs $. 822. 824. 
und 825. zu der Vollendung eines die Uebertragung 
ded Eigenthums an einem Grundftüde bezweckenden 
Bertrags erforderlich ift, hat man gegenwättig nicht 
beizutreten vermocht. 

Die Urfunde A. enthält die Bedingungen, bie 
fich Kläger in Betreff des Berfaufes feines dort bes 
zeichneten Grundftüds ftellte, und Beflagter hat durch 
Mitvollgiehung des Protofolld vom 20. April 1867 
— Urkunde B. — feine Befanntfchaft mit dieſen 
Bedingungen, ſowie feiner Unterwerfung unter die- 
felben ausgefprocdhen. 

Etwas Mehreres ald die Submiffionserflärungen 
der im Licitationstermine erfhienenen Bieter und die 
Höhe der von benfelben auf das öffentlich feil ge 
botene Grundftüd des Klägers gethanen Gebote geht 
aus dem oben bezogenen Protokolle nicht hervor, und 
insbeſondere weift baffelbe nicht nach, daß Kläger 
den Beklagten ald Käufer diefes Grundſtücks ange- 
nommen und ſolches demſelben rechtzeitig und den 
formellen Erforderniſſen entfprechend zu erfennen ge 
geben habe. Kläger hat fi nämlich Inhalts der 
Urkunde A. die Auswahl unter den Licitanten mit 
dreitägiger Ueberlegungsfrift in der Weife vorbehalten, 
daß feinerfeitd am Tage des Ausgebotes eine befini- 
tive Zufage noch nicht erfolgen, jeder Bieter aber an 
fein höchftes Gebot gebunden und nur dann befielben 
enthoben fein ‚folle, wenn er innerhalb dreier Tage 
entfprechende Zufage nicht erhalte. Unter diefen Ber- 
hältniffen ericheinen die Bedingungen unter A. nur 
ald Anerbietungen des Klägers und die Gebote der 
diefen Bedingungen beigetretenen Lieitanten als bloße 
Dfferten, die zum definitiven Bertragsabichluß noch 
die ausprüdliche Annahme des Berfteigernden erheifch- 
ten, mit andern Worten: die Verhandlungen im Bie- 
tungstermine, wie da find: das Vorlefen der aufs 
geftellten Bedingungen, das Unterwerfen der Bieter 
unter diefelben, das Eröffnen und Notiren der Gebote, 
waren lediglich vorbereitender Natur, 

cfr. Siebenhaar’s8 Commentar, B. II. Seite 95. 
zu $. 808. und ©. 99., zu $. 816. des bürgel. 
Geſetzbuchs. 

und es bedurfte, da das Verſteigerungsobject ein 


Grundftüd bildete, zur Perfection des Vertrags des | 
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ſchriftlichen Ausbruds ber übereinftimmenden Willens» 
erflärung der Intereffenten in einer von denjenigen 
Formen, die $. 822. des bürgerl. Geſetzbuchs und 
$. 13. der Ein- und Ausführungsverorbnung vom 
9. Januar 1865 vorfchreiben. 

Nun behauptet zwar Kläger, welcher ven Sub» 
haftationsverhandlungen perfönlich nicht beigewohnt 
hat, nad) erlangter Kenntnig vom Ergebnifle des 
Bietungstermins die Fäufliche Meberlaffung des frag- 
lien Grundftüds an den Bellagten um deſſen Gebot 
genehmigt und diefe Genehmigung unter das Bie- 
tungsprotofoll vom 20. April 1867 gefchrieben zu 
haben; allein diefe in Abwejenheit des Beklagten ver- 
zeichnete Genehmigung liegt ganz außerhalb des In- 
halts der eben bezogenen Regiftratur und während 
die Urkunde B. feinen Nachweis darüber liefert, daß 
Bellagter von der Zuftimmungserflärung des Klägers 
rechtzeitig Kenntniß erlangt, ift in folcher nicht ein⸗ 
mal ausgeiprochen, daß Kläger gerade das Gebot 
ded Beflagten und Leptern ald Käufer des verftei- 
gerten Grunbftüds angenommen habe. Denn bie 
betreffende Niederfchrift BL. — lautet, wenn fie 
orthographijch richtig wiedergegeben wird, folgender⸗ 
maaßen: 

diefer Berhandlung tritt bei und genehmigt U. 
läßt mithin darüber, welder von den Beiden mit 
Geboten hervorgetretenen Licitanten das Grundftüd 
erhalten folle, ganz im Unflaren, fo daß Bellagter, 
felbft wenn er innerhalb dreitägiger Frift vom Bie- 
tungstermine an den Inhalt der Nachtragsbemerfung 
BI. — erfahren hätte, immer noch nicht wiffen fonnte, 
ob Kläger ihm das Grundftüd um die Summe von 
5310 Thalern laffen wolle. Beregtem Mangel wird 
auch nicht dadurch abgeholfen, daß nad Klägers 
Anführen deſſen damaliger bevollmächtigter £. dem 
Beklagten die auf ihn gefallene Wahl des Klägers 
am 22. April 1867 mitgetheilt hat, und zwar um 
deöwillen nicht, weil nach den obenbezogenen Beſtim⸗ 
mungen des bürgerlichen Gejegbuchs alle zum Abfchluffe 
eines Kaufs erforderlichen rechtlichen Borausfegungen 
aus der Bertragsurfunde hervorgehen müflen und ber 
Vertrag felbft erft mit Vollendung der Form bindend 
wird. Unter diefen Berhältniffen kann dahingeſtellt 
bleiben, ob überhaupt im vorliegenden Falle ver 
beregten Formvorſchrift durch eine von dem Kläger 
einfeitig, wenn auch rechtzeitig und fchriftlich aus« 
geiprochene Wahl genügt werden fonnte, und ob 
nicht in Hinblid auf den präparatorifchen Charakter 
der Subhaftationsverhandlungen das Nefultat ders 
felben von den Betheiligten in eine von ihnen ge— 
hörig zu vollziehende Urfunde zu bringen oder gericht« 
lich und beziehentlich notariell zu Protokoll zu geben 
geweſen wäre. Man hatte ſchon vielmehr wegen des 
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vorhin hervorgehobenen Mangels fhriftlihen Aus- 
druds der vom Kläger erklärten Wahl die Klage in 
der angebrachten Maaße abzumeifen.” ꝛc. 

Auf Appellation des Klägers beftätigte das 
Königliche Oberappellationsgericht im Jahre 
1869 aus folgenden Gründen: 

„Zuvörberft mag bemerkt werben, daß aud das 
Oberappellationdgericht der Meinung ift und diefelbe 
ſchon wiederholt zur Geltung gebracht hat, daß, wenn 
ed ſich um einen durch einen Beauftragten abgefchlof- 
fenen Kauf über ein Orundftüd handelt, der Mangel 
der fchriftlichen Beauftragung feinen Grund abgiebt, 
das Kaufgefchäft für ungültig zu achten, dafern nur 
fonft der erforderlichen fchriftlichen Form Genüge ge 
leiftet war, und daß dies gefchehen, behauptet und 
dargethan werben fann. 

Man ift aber auch mit der vorigen Inftanz darin 
einverftanden, daß aus ber vorliegenden Klage ſich 
nicht entnehmen laffe, daß im gegenwärtigen Balle 
wirklich zwifchen Alägerm und Bellagtem ein Kauf 
über das in ihr erwähnte Grundftüd des Erfteren 
zum Abfchluß gediehen fei. Das mit Klägers Namen 
unterzeichnete Schriftftüd unter A. Bl. — enthält 
weiter etwas nicht, als eine Aufzeichnung der Bebin- 
gungen, unter welchen Kläger fein Grundſtück zum 
Kaufe ausbiete, aljo ein Verfaufsanerbieten, und es 
heißt darin unter 1. wörtlich alfo: 

„Jeder Bieter ift an fein höchftes Gebot gebun- 

den, während Verfäuferm die Auswahl unter 

ben Bietern freifteht. Wer innerhalb 3 Tagen 

Zufage nicht erhalten hat, ift feines Gebots ent= 

hoben. Verfäuferifcherfeitd erfolgt dur das 

heutige Ausgebot eine befinitive Zufage nicht.” 

Das Schriftftüd B. aber, ein von dem BI. — 
genannten X. aufgefegtes Protofoll vom 20. April 
1867, welches nicht blos von diefem £., fondern auch 
von M. und dem Bellagten unterzeichnet ift, enthält 
blos das Bekenntniß der beiden Legteren, daß fie in 
dem Bietungstermine fich eingefunden und, nachdem 
ihnen jene Bedingungen befannt gemacht gewelen, 
auf das Grundftüd Gebote und zwar nah M. Bes 
Hagter das Höchſtgebot mit 5310 Thlın. —⸗ —» 
gethan, ſowie die Erflärung derjelben, daß fie den 
geftellten Bedingungen fi) unterwerfen. Es liegt 
Har auf der Hand, daß hiermit ein Abſchluß des 
Kaufs noch nicht erfolgt war, alfo aud) dem Umſtande, 
daß &., welchen Kläger nach feiner Behauptung mit 
dem Verkaufe des Grundftüds beauftragt hatte, das 
Protofoll mit unterzeichnet hat, irgend ein Gewicht 
nicht beizulegen ift, denn zufolge des oben hervor⸗ 
gehobenen Satzes in der Schrift A. hatte Kläger nicht 
nur ausdrüdlich die Auswahl unter den Bietern fich 
vorbehalten, jondern auch erflärt, daß derjenige, ber 





innerhalb dreier Tage eine Zufage micht erhalten 
habe, feines Gebotes enthoben fei, überhaupt Seiten 
feiner, Klägers, duch das Ausgebot eine definitive 
Zufage nicht ertheilt werde. Alles, was bis dahin 
geichehen, bewegte fich in den Grenzen vorbereitender 
Handlungen, und es bedurfte daher, follte eö zu einem 
wirflihen Kaufsabfchluffe mit dem Einen oder dem 
Anderen der als Bieter Aufgetretenen kommen, einer 
beftimmten Erklärung des Klägers gegen ben von ihm 
Ausgewählten, daß er auf Grund des von bemfelben 
gethanen Gebotes ihn ald Käufern annehme und be= 
trachte. Diefe Erflärung aber mußte nicht allein 
binnen den nächften 3 Tagen, fondern auch in einer 
jeden Zweifel ausjchließenden Weife fhriftlich erfolgen, 
denn geihah das erfte nicht, fo war der betreffende 
Bieter feines Gebotes enthoben, bie fchriftliche Form 
aber war unentbehrlich, weil, fo lange fie fehlte, eine 
übereinftimmende Willenserflärung der Interefienten 
noch nicht vorhanden war und zur Perfection des 
Vertrags hier, wo es ſich um den Verkauf eines 
Grundſtücks handelte, ed des fchriftlichen Ausdrucks 
der übereinftimmenden Willensmeinung in einer der 
vom Geſetze in $. 822. des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
verb. mit $. 13. der Ein» und Ausführungsverord« 
nung vom 9. Januar 1865 vorgefchriebenen Formen 
bedurfte. Daß diefen Erforberniffen durch die unter 
der Urkunde B. Bl. — zu lefende, mit Klägers 
Namen unterzeichnete Niederfchrift nicht Genüge ge— 
feiftet fei, ift Bl. — fo far gezeigt worden, daß es 
überflüffig erjcheint, hierunter noch etwas Weiteres 
hinzuzufügen. 

Nach dem Allen ftellt das vorige Urthel, welches 
die Klage in der angebradhten Maaße abgewiefen hat, 
als vollfommen gerechtfertigt ſich dar.” 


17, 


Ueber die Form, unter welcher von einem Kirchen 

vorftande die demſelben ertheilten Befugniffe nach 

außen hin auszuüben find, bez. über die Beſchaf⸗ 
fenheit der proceffualen Vertretung beffelben. 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in —u. 


Hierüber enthält ein Erkenntniß bes Königl. 
Appellationsgerichts zu Zwidau vom 22. Juni 
1869 Folgendes: 

„Rad einem feftftehenden Gerichtöbrauche ift auf 
den von einer Proceßpartei verhangenen Ungehorfam 
dann nicht zu erfennen, wenn ber Gegner des Unges 
horſamen bei dem in Frage befangenen gerichtlichen 


Vorkommniſſe durch einen gar nicht oder doch nicht 
gehörig zum Nechtäftreite gevechtfertigten Anwalt ver- 
treten gewefen ift, 
vergl. Annalen des KR. Oberappellationsgerichts, 
Band I. ©. 273. 
und daffelbe hat auch für den Fall zu gelten, daß ein 
für die gehorfame Partei vor Gericht erfchlenener 
Vertreter es unterlaffen hat, feine Berechtigung hierzu 
ausreichend nachzuweiſen. 
vergl. Annalen, N. F. Band III. ©. 62. 
Die Frage aber, ob hierunter den einfchlagenden ge- 
feslichen Beftimmungen Genüge gefchehen fei, ift um 
jo gewiffer richterlichen Amtswegen zu erörtern und 
zu entjcheiden, 
vergl. Bieneri Syst. proc. jud., $. 34. pag. 62. 
Ed. secundae. 
Oſterloh, orbentl. bürgerl. Proceß, $. 182. 


als es fi) dabei um einen Mangel der Vollmacht 
und fomit um eine an fich unheilbare und zu jeder 
Zeit geltend zu machende Nichtigkeit des Verfahrens 
handelt. 

vergl. $. 1. zu Tit. XXXVIII. der Erl. Broceß- 

orbnung. 

In Gemäßheit diefer Auffaffung hat auch der jept 
erfennende Gerichtshof auf die Appellation des Bes 
Hagten gegen ein wider ihn ergangenes Ungehorfamss 
erfenntniß felbft ohne eine beſondere Anregung jenes, 
und fomit Amtshalber der Prüfung der von dem 
Sachwalter ded Gegners beigebrachten Bollmacht ſich 
unterzogen und in Fällen befundener Unzureichenheit 
der legteren auf Abſtellung der Mängel, dann aber 
auch dahin gejprochen, daß der verhangene Ungehors 
fam dem Appellanten unſchädlich und zunächſt ein 
neuer Termin anzuberaumen fei. Diefelbe Auffaf- 
fung bat zu dem vorftehenden, den Inſtanzbeſcheid 
abändernden Erfenntniffe geführt und ift zu des lep- 
teren Rechtfertigung Folgendes zu bemerfen: 


In der vorliegenden Rechtöfache ift der Kirchens 
vorftand der Kirchenfprengel St. Marien und St. 
Gatharinen zu 3. al® Kläger aufgetreten und hat 
den auf den 15. April 1869 anberaumt gewefenen 
Termin zu Güte und Recht, in welchem Bellagter 
außengeblieben ift, nah BI. — durch den Advocaten 
Moritz Emil K. abwarten laffen, welcher feiner Recht: 
fertigung zum Rechtöftreite halber auf das Bl. — 
erfichtliche, Tediglich von dem Stadtpfarrer zu 3. als 
Borfigendem des Kirchenvorftandes unterfchriebene, 
wiewohl mit der Genehmigungserflärung der dafigen 
Kircheninfpection zur Klaganftellung verfehene Acto— 
rium fich berufen hat. 


Nun fann es zwar, was zunächft dem neuerlich 
Bl. — vorgebrachten Einwande des Bellagten, daß 
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er dem Kläger etwas nicht ſchuldig fei, gegenüber 
bemerft werden mag, einem Zweifel nicht unterliegen, 
daß nad 8.1. verb. mit 88. 2. und 18. unter 4. 
und 9. der Kirchenvorftands= und Spnodalorbnung 
vom 30. März 1868 verb. mit $. 1. des zu deren 
Publication erlafienen Gefeges von demfelben Tage 
die Wahrnehmung der Vermögensrechte der vorge 
nannten Kirchenfprengel und deren Aerare dermalen 
dem immittelft und in Folge der neuen Gefepgebung 
eingetretenen Kirchenvorftande zufällt und daher von 
diefem aud) die den Meraren beider Kirchen vor dem 
Eintritte der nurgedachten Einrichtung Anfprüde an 
die Schuldner der legteren geltend zu machen find. 
Dagegen ftellen fi die Bedenken, welche gegen die 
Form, unter weldyer von dem Kirchenvorftande Die 
demjelben ertheilten Befugniffe nach außen hin aus— 
zuüben find, beziehentlich wie deflen Vertretung be— 
ſchaffen fein müffe, zu erheben find, als die weſent— 
lichften dar. 

In den hierher gehörigen Stellen der nurbezoge- 
nen Öefege wird allenthalben nur der Kirchenvorftand 
in feiner Gefammtheit als Bertreter der Kicchen- 
gemeinde aufgeführt, während darüber, wie berfelbe 
jeinerfeitö nach außen hin und bei feinen Rechts— 
gefhäften mit Dritten zu vertreten fei, nirgends eine 
nähere Anordnung getroffen worden ift, vielmehr die 
Regelung diefes Punktes allem Anfcheine nach befon- 
deren localftatutarischen Beftimmungen hat vorbehalten 
bleiben follen. Namentlich bejchränfen ſich die Be— 
fugniffe des Vorfigenden neben dem Borfige felbft 
und der ihm bei Stimmengleichheit nad) $. 28. der 
Kirchenvorftands= und Synodalordnung zuftehenden 
Entſcheidungsſtimme lediglich darauf, daß er den 
Borftand zu den ordentlichen und außerordentlichen 
Verfammlungen einzuberufen, in Ermangelung eines 
Protofollfführers die Protokolle zu führen, die Acten 
zu bewahren, für Ausführung der gefaßten Befchlüffe 
zu forgen und bie Gefchäftsverbindung mit der Kirchen⸗ 
infpection und anderen Behörben zu vermitteln hat, 
auch bei etwa hervortretenden Bedenken die gefaßten 
Beichlüffe der Superintendentur oder der Kirchen« 
infpection vorlegen und die Ausführung bis zu deren 
Erledigung ausfegen fann. Daraus aber, daß er 
für die Ausführung der Befchlüffe zu forgen und den 
Gejchäftsverfehr mit den betreffenden Behörden zu 
vermitteln hat, folgt, zumal in Zufammenhaltung mit 
8. 6. des Publicationsgeſetzes und $. 21. Abſatz 2. 
der Synodalordnung, noch nicht, daß er auch bei 
Rechtsgefchäften mit Dritten die behufigen Erflärun- 
gen allein abgeben und die bezüglichen Urkunden voll 
ziehen fönne. 

In Erwägung der hierdurch bedingten Annahme, 
daß bei Nechtsgefchäften mit Dritten und nach außen 
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bin ber Kirchenvorftand nur in feiner Gefammtheit 
auftreten, auch daran durch den Umftand, daß die 
Kircheninfpection dem Vorgehen und Handeln des 
Vorfigenden ihre Genehmigung ertheilt hat, etwas 
nicht geändert werben kann, hat der jegt erfennende 
Gerichtshof die grundbücherliche Beachtung einer von 
dem Borfigenden des Kirchenvorftandes allein, wie- 
wohl unter Zuziehung des Rechnungsführere aus- 
geftellte Eeffion eines hypothefarifchen firchenärarifchen 
Außenftandes zu beanftanden beichloffen und als 
duch Vernehmung mit der betreffenden Conſiſtorial⸗ 
behörbe, obgleich derfelben die aufgebotenen Bedenken 
nicht entgangen waren, die Erledigung des einzelnen 
Falles nicht zu erlangen gewefen, aus der Sache 
Vortrag an das Königliche Minifterium der Juſtiz 
erftattet, darauf aber in einer Verordnung vom 26. 
Mai diefes Jahres die Eröffnung erhalten, daß, nach⸗ 
dem auch das Oberappellationsgericht und die Appels 
lationsgerichte zu Dresden, Leipzig und Baugen in 
den von ihnen erforberten Vorträgen fich übereinftim- 
mend dahin ausgefprochen haben, daß nad; den Bor- 
fhriften der Kirchenvorftands- und Synodalordnung 
weber der Vorfigende des Kirchenvorftands für ſich 
allein, noch auch in Gemeinfchaft mit dem Rechnungs- 
führer für legitimirt zu achten fei, an Stelle des 
Kirchenvorftande jelbft Die Kirchengemeinde nach außen 
bin zu vertreten, dad Königliche Juftigminifterium ſich 
nicht in der Lage befinde, Juftizauffichtswegen anzu= 
orbnen oder zu genehmigen, daß von ben Grunds 
und Hypothefenbehörben bei der Beichlußfafiung über 
Anträge auf Verlautbarungen im Grund» und Hupo- 
thefenbuche, die auf Grund von Namens der Kirchen- 
gemeinde abgegebenen Willenserflärungen bewirkt wer- 
den follen, ein jener Anficht aumwiderlaufender Grund» 
fag zur Richtſchnur genommen werde, unter der weiteren 
Mittheilung, daß das Königliche Minifterium des 
Eultus und öffentlichen Unterrichts von diefer Sachs 
lage in Kenntniß gejept worden fei und dieſe gegen- 
wärtig der Erwägung, ob und in welcher Weife hier- 
unter eine Aenderung zu treffen fei, unterliege. 

Der Unterfhied des nurerwähnten Vorkommniſſes 
mit dem vorliegenden Falle ift lediglich der, daß es 
fi dort um die Beichaffung einer Unterlage für den 
grundbücherlichen Eintrag einer von dem Vorfigenden 
des Kirchenvorftandes allein über einen Theil des 
betreffenden Aerarialvermögens getroffenen Verfügung, 
bier um eine einfache Proceßvollmacht handelt, die 
jedoch nach dem Umfange der dem beftellten Actor 
BI. — ertheilten Gewalt gleichergeftalt zu Verfügun— 
gen über firchendrarifche Anfprüche führen fann, und 
find beide Fälle darin volllommen glei), daß babei 
auch die Rechte dritter Perfonen in Frage fommen 
und dem Vorfigenden des Kirchenvorftandes eine Ber- 





tretung des letzteren nach aufen hin verftattet werden 
will, die ihm vom Standpunkte des erfennenden 
Richters aus nach den rechtswifienfchaftlichen Regeln 
über Geſetzesauslegung zur Zeit nicht zugeftanden 
werden fann, und ift hierinnen zugleich der Grund 
zu erkennen, aus welchem auf den Bl. — befchafften 
Eintritt der Kircheninfpection ein Gewicht nicht zu 
legen gewefen ift. 

Aus diefen Gründen hat dem Bl. — genannten 
Actor des Kirchenvorftandes die Beibringung einer 
vollftändigeren, von fämmtlichen Mitgliedern des letz⸗ 
teren zu untergeichnenden Bollmacht auferlegt, daneben 
auch in Folge der Eingangs erwähnten procefjualen 
Rechtsfäge das gegen den Beklagten Bl. — abgege- 
bene Gontumacialerfenntniß wiederum aufgehoben 
und demjelben durch Anberaumung eines anderweiten 
Termins zu Güte und Recht das Bl. — begehrte 
rechtliche Gehör geftattet werben müffen.“ 

Obwohl der vorliegende Rechtsſtreit summam 


appellabilem betraf, jo erlangte dennoch vorftehende 
Entfheidung unbeanftandet Rechtskraft. 


18. 


Nah dem Termin zu Antritt des Hauptverfah: 
end (cfr. $. 22. der Givilproceßnovelle vom 
30. December 1861) dürfen Anträge auf Bor- 
nahme der bis dahin unterbliebenen Bereidung 
eined Zeugen, beffere Befragung eines Sachver— 
ſtaͤndigen u. dergl. nicht mehr geftellt werben. 


Mitgetheilt von 
Herrn KL, in Dr. 


In der Proceffache 3. und Ben. ’/. S. war von 
beiven Parteien Beweis- und Gegenbeweis geführt 
worden. 

Bei feinem Beweife hatte Bellagter u. N. einen 
auswärtigen Zeugen benannt, welcher auf Requifition 
des Proceßgerichts von feiner ordentlichen Obrigkeit 
abgehört, jedoch — weil er fich deſſen weigerte — 
nicht vereidet worden war. 

Einen Theil feines Gegenbeweijes ferner hatte er 
auf fachverftändiges Gutachten geftellt, der von ihm 
benannte Sachverftändige aber hatte ſich irrthuͤmlich 
nicht über den betreffenden Gegenbeweisartifel, fon- 
bern über gewifje Beweisartifel des Gegners gutacht- 
lich ausgelaffen. 

Bei Gelegenheit des — rügte nun 
Kläger diefe Mängel in feiner Salvationsjchrift, und 
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Bellagter nahm hieraus Anlaß, im Ueberreihungs- 
ſchreiben zur Erceptionsfchrift und beziehentlich noch 
fpäter zu beantragen, daß fein Zeuge zur eiblichen 
Beftärfung der von ihm bereits erftatteten Ausfage 
und weiter fein Sadjverftändiger zu Beantwortung 
des quaest. Gegenbeweisartifeld annoch angehalten 
werde. 

Das Proceßgericht lehnte es jedoch ab, biejen 
Anträgen zu entfprechen, da fie verfpätet feien und 
andererfeitö früher dazu, das Erforderliche ex officio 
zu verfügen, nach der im Givilproceß geltenden Vers 
handlungsmarime für den proceßleitenden Richter ein 
ausreichender Grund nicht vorgelegen habe. 

Die hiergegen vom Bellagten eingewendete Ber 
rufung wurde vom Königl. Appellationsgericht 
zu Dresden mitteld Verordnung vom 27. Mai 1869 
verworfen, in welcher gefagt iſt: 


„Nach den vor der Bekanntmachung des Geſetzes 
vom 30. December 1861, die Abkürzung und Ber 
einfahung des bürgerlichen Proceßverfahrens betr., 
in Kraft beitandenen Vorſchriften des fächfifchen 
Proceßrechts war im ordentlichen Proceſſe mit der 
Eröffnung der Zeugenrotuln die Beweis⸗ und Gegen» 
beweisführung als gefchloffen zu betrachten und feinem 
Theile geftattet, nach diefem Zeitpunkte noch „fernere 
Beweifung zu führen oder mehr Zeugen verhören zu 
laſſen“; eine Ausnahme hiervon fand nur infoweit 
ftatt, ald ed den Parteien geftattet war, bis zum 
Ablaufe der vierzehntägigen Frift, innerhalb welcher 
die Zeugenrotuln zugefertigt werben mußten, noch 
auf Vornahme einer gerichtlichen Befichtigung anzu- 
tragen. 

Bergl. Const. 16. P. I. vom 21. April 1572. 

Alte Proc.Ordn. tit. 29. 8. 7. 

Erl. Proc.» Drdn. ad tit. 29. 8.1. 

Biener, syst. proc., tom. I. $. 163. 

Ofterloh, der ordentl. bürgerl. Proc. nach Königl. 
Sädf. Net, Bd. II. $. 298. b. bei not. 16. 


Nachdem nun das angezogene Gefeg vom 30. De- 
cember 1861 in $. 22. die Ausfertigung und Publis 
cation von Zeugenrotuln abgefhafft und die Anbe— 
raumung eined Termins zu Antretung ded Haupt- 
verfahrens vorgefchrieben hat, ift biefer letztere als 
Schluß und Enppunft der Beweis- und Gegenbeweis⸗ 
führung zu betrachten. 


Nebaction: Interimiftifh unter Berantwortlichfeit der VBerlagshandlung. 


vergl. Wend, die Königl. Sächf. Eivilproceßnovelle 
su 8. 22. p. 83. 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verwaltung, R. F. 
Br. 22. p. 239., Bo. 27. p. 29. 

Wenn daher Bellagter erft nach Ablauf dieſes 
Termins und erft im Ueberreichungsſchreiben zu feiner 
Exceptionsſchrift Bl. — den Antrag auf nadhträgliche 
Bereidung des von ihm Bl. — der Proceßacten als 
erften Beweiszeugen benannten X. und, geraume Zeit 
nachher, Bl. — den Antrag auf Abhörung des von 
ihm Bl. — über den 2öften, Bl. — erfichtlichen 
Gegenbeweisartifel ald Sacverftändigen benannten 
Dr. K. geftellt bat, fo find diefe Anträge verjpätet 
und daher mit Recht vom Proceßgerichte zurückgewie⸗ 
fen worben. Bellagter, welcher bei ber Abhörung 
ded genannten &. nach Bl. — der die Zeugenproto- 
folle enthaltenden Actenlage vertreten war, mithin 
von der Verweigerung des vorgejchriebenen Zeugens 
eides Seiten des genannten X. Kenntniß haben mußte, 
war in feiner Weife behindert, dann, wenn er beab» 
fichtigte, denfelben zur Leiftung dieſes Eides gerichte- 
wegen anhalten zu laflen, die erforderlichen Anträge 
bei dem Proceßgericht rechtzeitig zu ftellen; im jegigen 
Stadium des Proceffed aber, nach beendigtem Haupt⸗ 
verfahren, ftellt ſich die nachträgliche Einleitung eines 
Zwangsverfahrend wider den Zeugen, welde im 
Weſentlichen einer neueren Zeugenabhörung ihren 
rechtlichen Wirkungen nad) gleichlommen würde, den 
oben angezogenen gefeglihen Beftimmungen zufolge 
als unzuläjfig dar. Ebenſo verhält es fich mit dem 
Antrage auf anderweite Abhörung des Sacverftän« 
digen Dr. K. über den 2öften Gegenbeweisartifel, 
Beklagter, welcher BI. — jet. BI. — zu dem Termine 
behufs Antretung des Hauptverfahrens vorgeladen 
war, hatte bis dahin genügende Zeit und Gelegenheit, 
fi mit dem Inhalte des von dem genannten Sach— 
verftändigen erftatteten, Bl. — erfihhtlihen Gut⸗ 
achtens befannt zu machen und deſſen Bervollftändi- 
gung zu beantragen, fowie — da nöthig — gegen 
Anberaumung ded Termind zum Antritt ded Haupt- 
verfahrens Widerfpruch zu erheben oder deſſen Wie- 
deraufhebung zu beantragen. Dadurch, daß er dieſes 
zu thun unterlaffen, hat er fich des Rechts, derartige 
Anträge zu ftellen, begeben und fann daher im gegen- 
wärtigen Proceßſtadium mit dergleichen Anträgen 
nicht mehr gehört werben.” 


— — —— — 


Offiein der Verlagehandlung. 
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19. 


Unterfchiede der Erbſchaftsklage und der Erbthei— 
lungäflage. — Grforderniffe beider Klagen. — 
Der bei Lebzeiten des Teftatord ausgefprochene 
Verzicht eined teftamentarijh von ihn Honorir- 
ten auf Nechte aus dem Teftamente hat Feine 
rechtliche Wirkung. 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n— in Dr. 





Diejenigen Verhältniffe, welche dem in diefem 
Wocenblutte, Jahrg. 1868. S. 185 flg. mitgetheilten 
Rechtsfalle zu Grunde lagen, haben dem damaligen 
Kläger nach Ausgang jenes Procefjes im Jahre 1868 
zu einer nochmaligen Klage gegen diejelben Beklagten 
Veranlaſſung gegeben. Derjelbe klagte aber nunmehr 
wieder in eigenem Namen. 

Das Nähere über die Klage und deren Beant- 
tung, ſoweit die einfchlagenden Verhältniffe nicht ſchon 
aus jener früheren Mittheilung als befannt voraus— 
zufegen find, ergiebt fih aus den nachftehenden Ers 
fenntnifjen, und namentlich demjenigen der dritten 
Inſtanz. — In dem neuen Rechtäftreite entjchied 
zunächft das Königl. Bezirksgericht zu Bautzen 
im December 1868 (Publ.⸗Termin 29. December 1868) 
folgendermaaßen: 

„Weil dem gegenwärtigen Nechtöftreite diefelben 
thatfächlichen Vorgänge zum Grunde liegen, auf welche 
der Kläger in dem inhalt der Acten Rep. I. a. 
Lit. S. No. 85. verhandelten Borprocefle, welder 
wegen Eidesunfhlüffigfeit der vorgebracdhten That- 
fachen mit der Abweifung des Klägers endigte, feinen 
dermalen von Neuem geltend gemachten Anjpruch auf 


Neue Folge Adhtzehnter Jahrgang. 





1870. 


antheilige Herauszahlung feines Erbtheils gegen bie 
jegigen Beklagten bereits geftügt hatte, fo daß es einer 
fpeciellen Darlegung und Wiederholung diefer bereits 
binlänglich befannten thatfächlichen Anführungen des 
Klägers nicht bedarf, auch die gegenwärtige Inftanz 
in ihrem Bl. — der Boracten No. 85. erfichtlichen 
Erfenntniffe und den dazu gegebenen Entſcheidungs— 
gründen die Nechtögrundfäge, von denen fie bei 
Beurtheilung diefer in der Klagfchrift entwidelten 
Vorkommniſſe ausgehen zu müffen glaubt, in auss 
führlicher Weife auseinander gefegt hat, und demnach 
eine einfache Bezugnahme hierauf um fo eher genügt, 
ald die in den Acten No. 85. enthaltenen Entſchei— 
dungen der höheren Inftanzen den diefjeitigen An— 
ſchauungen nicht entgegengetreten find, die in den 
Meten No. 111. ergangenen Grfenntniffe aber mit der 
dem gegenwärtigen Rechtsſtreite ganz fernliegenden 
Frage fich zu befchäftigen hatten, inwieweit auf Grund 
ded vom Kläger dargeftellten Sachverhältniſſes den 
Kindern defielben ein Anfpruch gegen die Bellagten 
zuſtehe, 

weil ſich ferner die gegenwärtige Inſtanz in dem 
Erfenntniffe Bl. — der Acten No. 85. zu der auch 
heute noch für richtig angejehenen, Bl. — ibid. moti⸗ 
virten Anficht befennt, daß, den Beweis der that- 
fählihen Behauptungen des Klägers vorausgefept, 
angenommen werden müſſe, es fei der Wille der 
Gontrahenten gewejen, daß Klägers Verzicht nur 
dann gelten folle, wenn deſſen Vater den Kindern 
des Klägers ein gleich hohes Erbtheil, wie es defjen 
übrigen neun Kinder, beziehentlih Kindesſtamm, 
dereinſt erhalten würden, teftamentarifch oder fonft 
ficher ausfege und anweife, und daher dem von dem 
Kläger audgefprochenen Berzichte auf fein väterliches 
Erbtheil nur eine fuspenfiv bedingte Geltung beizu— 
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legen, auch die nachfolgenden Einwendungen der 
Beklagten, ſoweit ſie nicht nach dem Vorſtehenden 
bereits als erledigt anzuſehen find, als unerheblich ſich 
darſtellen, indem 
zu Bl. — unter 1. 

der gegenwärtigen Klage die exceptio rei judicatae 
feineswegs entgegenfteht, da, wie ſchon oben erwähnt 
wurde, bie damalige Klage wegen Eidesunſchlüſſigkeit 
der ihr zu Grunde gelegten Thatfachen zurüdgewiefen 
werben mußte, 

vergl. Annalen des K. Oberappellationsgerichts, 

Band 5. Seite W. 
zu Bl. — unter 2. 
in der Klage gar nicht behauptet wird, daß Kläger 
den am 19. Januar 1859 gefchriebenen Brief feines 
Vaters ſchon am 1. Februar 1859 in New» Morf 
empfangen babe, fondern der Empfang des Briefes 
überhaupt nur in die Zeit vor dem 10, Februar 1859 
gefegt worden ift, 
zu Bl. — unter 4. 
eine Klage auf Erfüllung einer aufichiebenden Bedin- 
gung — vergl. $. 871. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
und Eintenid, Anleitung zum Studium vieles 
Geſetzbuchs, Seite 242. — gar nicht denkbar, viel 
mehr für den Fall, daß Gewißheit vorliegt, e8 werde 
die auffchiebende Bedingung nicht zur Eriftenz kom— 
men, der unter derjelben geſchloſſene Vertrag als nicht 
geſchloſſen anzufehen ift, 
zu DB. — 
bie Erklärungen, welche der Kläger in den Voracten 
No. 111. im Namen feiner Kinder und als deren 
gefeglicher Vertreter abgegeben hat, für ihn infoweit 
nicht bindend find, als er jegt im eigenen Namen und 
fraft eigener Rechte flagt, 
weil dagegen, 

1) joviel die Klage auch gegen den unter No. 5. 
im Klagrubrum aufgeführten Kindesftamm Carl Hein» 
rich G.'s gerichtet worden ift, der hiergegen Bl. — 
unter No. 6. erhobene Ginwand infofern nicht als 
unerheblich angefehen werben fann, als Kläger bereits 
in der Klagichrift augeftcht, daß er diefem Kindes: 
ftamme felbjt foviel jchulde, ald der von demfelben 
geforderte Antheil feines väterlichen Erbtheils betrage, 
auch mit demjelben aufrechnen wolle, und demnach 
der in $. 988. des bürgerlichen Geſetzbuchs adoptirte 
gemeinrechtliche Grundſatz Pla greift, daß, wenn 
ein Gläubiger eine Forderung auf Geld und der 
Schuldner gegen ihn eine gleichartige fällige Gegen- 
‚forverung hat, beide Forderungen durch Aufrechnung 
erlöjchen, jo daß, nachdem die dermalen gegen dieſe 
Mitbeflagte geltend gemachte Forderung als erlojchen 
anzuſehen iſt, diejelbe nach $. 144. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht mehr Gegenftand einer Klage fein, 


90 


fondern nur injoweit im Wege der Einrede benugt 
werden fann, um damit den Gegenanfprudy der hier 
in Rede ſtehenden Mitbeflagten zu entfräften, falls 
er von diefen gegen den Kläger geltend gemacht wer— 
den jollte, 
weiter 

2) der Anſpruch auf Verzugszinfen zwar nur von 
Zeit erhobener Klage ftatthaft erfcheint, da ſich Kläger 
auf eine frühere Mahnung nicht berufen fann, hierbei 
jedoch nicht die gegenwärtige, fondern bereits vie 
frühere, inhalt6 der Acten No. 85. den Bellagten 
infinuirte VBorladung in der Erwägung maaßgebend 
erfcheint, daß, wenn auch diefe Klage zurüdgewiefen 
wurde, dadurch nad) $. 733. des bürgerl. Geſetzbuchs 
die in Folge der Anftellung diefer Klage bereits 
eingetretene Wirfung der Mahnung nicht wieder 
aufgehoben worden ift, 

weil, foweit nad} diefen Erwägungen die Klage 
nicht wiederum als unfchlüffig zurüczuweifen gewefen 
ift, weiter zu prüfen war, imwieweit nach dem Ins 
halte der Litisconteftation der Beflagten dem Kläger 
der Beweis der den Klaggrund enthaltenden Angaben 
noch obliege und in dieſer Beziehung die Bellagten 
in den Einlaffungspunften 1. 2. 5. 8. 34. 56— 59. 
Bl. — flg. in Verbindung mit den Ginlafjungspunf: 
ten 5. 8. 13. 14. 16. 42. Bl. — flg. die Teftaments- 
errichtung und den Tod des älteren G., das Nefultat 
der Nachlaßinventur und die Vertheilung, fowie die 
Ihatfahen und Ereigniffe, welche das Uebertreten 
Klägers nad) News York veranlaßten, fowie die paffive 
Sachlegitimation zugeftehen, überdem Bellagter am 
4ten Theile in den Einlaffungspunften 26. 28. die 
allgemeine Thatfache bejaht hat, daß Kläger die Ver— 
zichtleiftungsurfunde abgefendet und der Vater deifel- 
ben foldye empfangen habe, dagegen in den Einlaf- 
fungspunften 9b—18. in Verbindung mit 22 — 25. 
27. 29. 30. Bl. — diejenigen Thatſachen verneinen, 
welche den Abſchluß des obenerwähnten Vertrags 
zwiſchen dem Kläger und feinem Vater enthalten und 
den über dieje Klagabjchnitte und die Klagbeifugen 
XI. und XII. Bl. — angetragenen Eid Bl. — dem 
Kläger zurücdgegeben haben, fo daß von diefem Eide 
die Entjheidung über den Anfpruch des Klägers, 
joweit er fchlüffig befunden worden ift, um fo mehr 
abhängig zu machen war, als 

a) die Bedenfen, welche die Abweifung der in 
den Acten No. 85. verhandelten Borflage herbeiführ- 
ten, durch die Vorlage einer vollftändigen Abfchrift 
des Briefes vom 19. Januar 1859 — Klagbeilage 
No. XL — befeitigt worden find, 

b) durch das Geftänpniß des Mitbeflagten Guftav 
Theodor ©. in den Ginlaffungspuntien 26. und 28. 
Bl. —, Kläger habe die Verzichtleiftungs- und 
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Quittungsurfunde an feinen Vater abgefendet und 
Letzterer ſolche empfangen, gelefen und feinem Rechts— 
freunde übergeben, die Ableiftung des Relateides über 
die Einlaffungspunfte 20. und 21. Bl. — nicht, wie 
Kläger Bl. — angenommen wifien will, überflüffig 
gemacht wird, indem dieſes Geſtändniß den übrigen 
Bellagten gegenüber, welche daffelbe nicht abgelegt 
haben, wirkungslos ift, andern Theils dieſes Geftänd» 
niß aber auch jelbft dem Bellagten am Aten Theile 
gegenüber infofern als unzulänglic ſich darftellt, als 
derfelbe, abweichend von dem umfaffenderen Geſtänd— 
nifle im 27. und 30. Einlaffungspunfte Bl. — der 
Boracten No, 111., im gegenwärtigen Rechtöftreite 
nicht ausdrüdlich zugefteht, daß der Kläger die Vers 
zihtsurfunde am 11. Februar 1859 ausgeftellt 
habe, gerade diefe Thatfache aber in Verbindung mit 
der Angabe Klägers, den Brief feines Vaters noch 
vor dem 10, Februar 1859 empfangen, und dar» 
auf, am 11. Februar 1859, den Verzicht ausge: 
ftellt und abgeſendet zu haben, wie bereits oben be- 
merkt und Bl. — der Acten No. 85. fpeciell ausgeführt 
worden ift, zur Begründung der Behauptung weſent⸗ 
lich gehört, Kläger habe die feinem Erbanfpruche an 
fich entgegenftehende Verzichtsurfunde in Folge des 
Briefes vom 19. Januar 1859 und zur Ausführung 
der darin enthaltenen Vorſchläge ausgeftellt, indem, 
wenn die Ausfertigung der Berzichtsurfunde unmittel= 
bar nach Empfang der dem Kläger von feinem Vater 
gemachten Vorſchlaͤge erfolgte, hierin eine thatſäch— 
liche Erflärung feines Einverftändniffes mit dem ihm 
gemachten Vorſchlage unbedenklich gefunden werden 
fann, 
weil endlich den Bellagten am 1. bis 4. Theile 
der Beweis der Bl. — unter 5. vorgefchügten Aus- 
flucht der Gegenforderung nicht abgejchnitten werben 
fonnte, da nach $. 766. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
die im Concurſe des Schuldners nicht voll befriedigten 
Forderungen eines Gläubigerd nad) Beendigung des 
Schuldenweſens joweit geltend gemacht werben kön— 
nen, als fie im Concurſe leer ausgegangen find, 
fo find, wenn zuvor Kläger die befagten Relateide 

dahin jchwört, 

daß, wie er nicht anders wiffe, auch glaube und 

dafür halte, fein Vater Ehriftian Gottlob ©. 

an ihn nah New-Nork unter dem 19. Januar 

1859 den der Klage Bl. — unter XL in Ab- 

fchrift beigefügten Brief gejchrieben, er jelbft aber 

diefen Brief noch vor dem 10. Februar 1859 in 

New: Dorf richtig erhalten und gelefen habe, 
ingleichen 

daß er die der Klage Bl. — unter XII. in 

Abſchrift beigefügte Quittungs- und Verzichtleis 

ftungsurfunde am 11. Februar 1859 ausgeftellt 


und unterfchrieben, hierauf aber diefelbe mittelft 
Briefes vom 11. Februar 1859 an feinen Bater 
Ehriftian Gottlob G. nah B. abgefenvdet, Lepte- 
rer auch diefe Urkunde, wie er nicht anders wifle, 
glaube und dafür halte, noch im Monate Februar 
1859 richtig erhalten und gelefen habe, 
die in der Aufichrift der Klage Bl. — flg. unter 1. 
bis 4. benannıen Bellagten ein Jeder Gin Taufend 
ein Hundert und vier und neunzig Thaler 2 Nor. 
4 Pf. ſammt Zinfen des Verzugs, von Zeit der in 
den Ucten No. 85. erhobenen Klage an gerechnet, aus 
dem auf fie gelangten Antbeile an dem Nadylaffe 
Ehriftian Gottlob G.'s dem Kläger zu bezahlen vers 
bunden, fie fönnten und wollten denn ihre Bl. — 
unter 5. vorgefchügte Ausflucht der Gegenforderung 
binnen dreiwöciger, vom Tage des Schwörungs— 
termins an laufender Frift, dem Kläger den Gegen» 
beweid, beiden Theilen vie Gewiffensrührung, ſowie 
andere Rechtszuſtändigkeiten vorbehältlih, wie Recht 
erweijen, fo ergeht in der Hauptfache, wie der Koften 
halber ferner, was Recht ift. 

Dagegen hat Klägers Suchen, foweit es gegen 
die im Klagrubro unter no. 5. gedachten Mitbeflagten 
gerichtet geweſen, ingleichen wegen der mehrgeforder- 
ten ald der oben zugebilligten Verzugszinfen, in ber 
angebrachten Maaße nicht ſtatt.“ ꝛc. 


Auf von fümmtlichen Parteien wider vorftehendes 
Urthel erhobene Berufung erging im April 1869 
(Bubl.-Termin 18. Mai 1869) Seiten des Königl. 
Appellationsgerichts zu Baugen folgendes, theils 
weife reformatorifches Erkenntniß: 


„ꝛc. vielmehr ift Kläger anftatt des an zweiter 
Stelle vorgefchriebenen Eides, welcher in Wegfall ge— 
langt, alſo: 

„daß er hierauf die der Klage Bl. — unter XL. 
in Abjchrift beigefügte Quittungs» und Berzicht- 
leiftungsurfunde am 11. Februar 1859 oder 
wenige Tage fpäter an feinen Vater, Ehriftian 
Gottlob G., nach B. abgejendet, Lepterer auch 
diefe Urfunde, wie er nicht anders wifle, glaube 
und dafür halte, noch im Monate Februar 1859 
richtig erhalten habe’, 
zu ſchwören fchuldig, und auf der zweiten Seite des 
— Netenblattes anftatt der Worte: 
„Ste fönnten und wollten denn ihre BI. — unter 5. 
vorgefchüigte Ausflucht der Gegenforderung” 
vielmehr Folgendes: 
„es fönnten und wollten denn Bellagte am 
erften, zweiten und dritten Theile die Bl. — 
unter 5. und Bellagter am vierten Theile bie 
DB. — vorgefhügte Ausflucht“ 
zu fepen. 
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Im Uebrigen wird gedachtes Erfenntniß andurch 
beftätigt ıc. 

Entfheidungsgründe: 

Anfoweit die Klage in der vorigen Inftanz auf: 
recht erhalten worden ift, bat Man dieſelbe auch in 
gegenwärtiger Inftanz für fchlüffig erachtet, Die von 
den Bellagten gegen deren Schlüffigfeit im eriten 
Verfahren erhobenen Einwendungen find zum Theil 
bereitd von der vorigen Inftanz zur Genüge widerlegt 
worden, und nur infoweit die Bellagten auf jene 
Einwendungen in der Appellationsinftanz zurüdfom- 
men oder die Klage aus neuen Gefichtspunften bes 
fämpfen, hat Man zur näheren Begründung der dieſ— 
feitigen Auffaffung Folgendes zu bemerken: 

In der Hauptjache ift die erhobene Klage als 
Erbſchaftsklage nach $. 2291. des bürgerl. Geſetzbuchs 
zu beurtheilen. Denn obwohl font unter Miterben 
nad) $. 2343. die GErbtheilungsflage ftattfindet, fo 
fann doc von diefem Rechtömittel dann fein Gebrauch 
gemacht werben, wenn, wie im vorliegenden Falle, 
unter Ausichluß eines Miterben die übrigen Erben 
die Erbſchaft unter fich bereits getheilt haben. In 
einem ſolchen Falle ftcht dem ausgeſchloſſenen Mit: 
erben nur noch die Erbfchaftsflage zu Gebote, als 
worauf auch die Beftimmung im eriten Cape des 
$. 2293. des bürgerl. Geſetzbuchs hinweift, welcher in 

Siebenhaar'd Kommentar, III. Bv. ©. 306. 
ausprüdlich dahin erläutert wird, daß die in dieſer 
Gefepesftelle dem Miterben eingeräumte f. g. heredi- 
tatis petitio partiaria auch gegen Miterben, welche 
das Erbrecht des Klägers beftreiten, erhoben werben 
könne. Daß die thatjächliche Begründung der Klage 
den in $. 2294. aufgeftellten Erforberniffen der Erb» 
ſchaftsllage entipricht, unterliegt feinem Zweifel. Die 
Bedenken, welche gleihwohl gegen die Schlüfjigfeit 
der Klage entitanden find, rühren daher, daß Kläger 
felbft einräumen muß, auf das die Grundlage feines 
Anſpruchs bildende Erbrecht verzichtet au haben, und 
es fragt ſich hauprfächlich, ob ed dem Kläger gelungen 
fei, die Wirkſamkeit diefes Verzichts durch die zu Dies 
fem Zwede unternommenen Ausführungen zu ent— 
fräften. 

Bei Beantwortung diefer Frage it Man von 
nachitehenden Erwägungen geleitet worden: 

Nach römiſchem Rechte 

vergl. 1. ult. Dig. (38, 16.) 

l. 3. Cod. (6, 20.) 

Sintenis, Eivilrecht, III. Band $. 159. bei 

Anm. 13. 
fonnte gültiger Weife auf ein Erbrecht im Voraus 
nicht verzichtet werden. Die deutfchrechtliche Auffaſ— 
fung geitattete jedoch dergleichen Erbverzichte in Form 
des Vertrags. 


Bergl. Mittermaier, Grundfäge ded deutſchen 
Privatrechts, 6. Ausg. II. Bd. $. 466. 

Diefer Theorie hat ſich auch das bürgerl. Geſetzbuch 
für das Königreich Sachen angeſchloſſen, indem es 
in 8. 2560. beftimmt, daß Verzichte auf Erbichaften 
nach den Vorfchriften über Verträge zu beurtheilen 
fein. Insbefondere wird in den fpeciellen Motiven 
zu dem Abfchnitte: Won Erbverträgen und Erbvers 
zichten, $$. 2542 —2563., hervorgehoben, daß man 
fich im Wefentlicyen darauf beſchränkt habe, diejenigen 
Säge zufammenzuftellen, welche bereitö zeither in der 
Praris recipirt waren. 

Auch der vorliegende Verzicht ift nach der Dars 
ftellung des Klägers auf dem Wege eines zwiſchen 
ihm und feinem Vater abgeichlofjenen Vertrags zu 
Stande gefommen. Zur Vollendung diefes Vertrags 
genügt das Alaganführen: daß Klägers Vater Chris 
ftian Gottlob ©. unter dem 19. Januar 1859 an 
den Kläger den der Klage unter XI Bl. — in 
Abjchrift beigefügten Brief geichrieben, Kläger aber 
diefen Brief in den erften Tagen des Februar 1859 
und noch vor dem 10. Februar in New Morkf richtig 
erhalten und gelefen, die von feinem Bater verlangte 
Entfagungsurfunde, welche der Klage unter XL. 
Bl. — in Abjchrift beiliegt, ausgeftellt, vor einem 
Notar am 10. Februar 1859 recognoscirt, am 11. 
Bebruar vor dem dortigen Sächfifchen Generalconjul 
zur Legalifation gebracht und ſodann mittelft befondes 
ten Brief am 11. Februar oder wenige Tage danach 
an feinen Vater nach B. gefendet, welcher dieſelbe 
nod) im Februar 1859 richtig erhalten habe. Jener 
Brief enthielt das Anerbieten zu Eingehung des Ver- 
trags, welchem der Kläger thatfächlih dadurch zus 
fimmte, daß er die ihm angefonnene Leiftung durch 
Austellung und Ueberfenvung der VBerzichtsurfunde 
jofort erfüllte. Hiernach erfcheint die in der Klage 
zwiſchen jene Thatfachen eingefchobene Behauptung, 
daß Kläger den Borfchlag feines Vaters, eine Ber- 
zichtleiftung auf fein väterliches Erbtheil auszuftellen, 
wogegen der Teftator die Ausfegung einer dem Erb— 
theile des Klägerd entſprechenden Summe für defien 
Kinder angelobt, angenommen habe, entbehrlich 
und die Bl. — unter III. gegen die Zuläffigkeit des 
in diejer Hinficht gebrauchten Eidesantrags erhobene 
Ausjtellung unerheblib. Ebenjowenig vermag Man 
eine Lüde des Klagvorbringens darin zu erbliden, 
daß Kläger unterlaflen bat, den befonderen Brief, 
mitteljt defien er die Entjagungsurfunde an feinen 
Vater eingejendet hat, in Abfchrift beizubringen. Denn 
die Beveutung des von dem Kläger in diefer Urkunde 
ausgeiprochenen Grbverzichtes iſt zumächit lediglich 
nad) ihrem Verhältniffe zu dem vorausgegangenen 
Briefe des Erblaſſers zu beurtheilen, da mit ber 





Abfendung und Empfangnahme der gedachten Urkunde 
der zwiſchen dem Kläger und feinem Vater abgejchlof- 
fene Vertrag zur Vollendung gelangte. Wäre defien 
Inhalt durch jenen Begleitbrief verändert worden, fo 
würde es in das Gebiet der Ausflucht fallen, folches 
geltend zu machen. Daß aber zwijchen dem Empfange 
ded an den Kläger von deflen Vater unter dem 19. 
Januar 1859 gefchriebenen Briefes und der Leber: 
fendung der Verzichtdurfunde an Letzteren ein urfäch- 
licher Zufammenbang beitehe, muß unter den vom 
Kläger angeführten thatfächlichen Verhältniſſen aller 
dings aus der bloßen Aufeinanderfolge jener That— 
ſachen um fo mehr gefolgert werden, ald diefelben auf 
einander paflen, und durch die Ueberſendung der Vers 
sichtöurfunde das in dem vorausgegangenen Briefe 
geftellte Verlangen erfüllt wurde. Die Ueberfendung 
der Entfagungsurfunde enthält demnach nicht blos 
die Ginwilligung des Klägers in den von feinem 
Vater in deſſen Briefe vom 19. Januar 1859 vors 
geichlagenen Vertrag, fondern zugleich die Erfüllung 
defielben von Seiten des Klägerd. Deshalb fann 
über den Sinn und die Bereutung diejer Urfunde 
nicht blos deren Wortlaut ald entjcheidend angefehen 
werden, fondern es muß diefelbe im Zufammenbange 
mit dem Vertrage, zu deflen Erfüllung fie ausgeftellt 
wurde, aufgefaßt werden. Seinem Inhalte nach war 
diefer Vertrag auf eine Leitung und eine Gegenleis 
ftung gerichtet, welche der Erblaffer jelbft in feinem 
Briefe vom 19. Januar 1859 mit folgenden Worten 
vorgefchrieben hat: 
„Du ſchickſt mir eine gerichtlich recognoscirte 
Urfunde herüber, daß Du für Deinen Theil feis 
nen Anfpruch mehr an mich und meinen Nachlaf 
haft, fondern ich Dich bei Lebzeiten abgefunden 
habe. Diefe Urkunde lege ich dann zu meinem 
Teftamente und fege dabei gleichzeitig Deinen 
Kindern eine entiprecbende Summe aus.” 
Hieraus ergiebt fich von jelbft, daß, wenn Kläger 
in thatfächlihem Gingehen auf diefen Vorſchlag die 
Quittungs⸗ und Berzichtleiftungsurfunde Bl. — aus: 
ftellte und feinem Vater überfendete, er ſolches in ver 
Erwartung that, daß nun auch Lepterer in der zuges 
fagten Weife eine entiprechende Summe den Kindern 
des Klägers ausſetzen werde, und daß durch Diele 
Erwartung eine Beihränfung der in der Urfunde 
ausgedrüdten Willenserflärung begründet wurde. Es 
fragt ſich nur, welche rechtliche Bedeutung diefer Wils 
lensbejhränfung beigulegen ſei. Die vorige Inftanz 
hat diejelbe ald aufſchiebende Bedingung auf 
gefaßt und angenommen, es jei der Wille der Con» 
trahenten geweſen, daß Klägers Verzicht nur dann 
gelten jolle, wenn deſſen Water den Kindern des 
Klägers ein gleich hohes Erbtheil, wie es deſſen übrige 
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neun Kinder, beziehentlich Kindesftämme, bereinft er 
halten würden, teftamentariich oder fonft ficher aus— 
fege und anweife, und daher der vom Kläger aus— 
geiprochene Verzicht auf fein väterliches Erbtheil 
wegen Nichteintritts der auffchiebenden Bedingung, 
an welche fie gefnüpft worden, niemals zur endgüls 
tigen Wirkfamfeit gelangte. Die erwähnte Willens» 
beihränfung läßt fih aber auch noch aus einem andes 
ten rechtlichen Gefichtöpunfte auffaflen, nämlih als 
Borausfegung, infofern man darunter „eine beſondere 
Art der Selbftbefhränfung des Willens neben der 
Bedingung und Befriftung und ftat des Modus’ 
verfteht. 
vergl. Windſcheid, die Lehre des römischen Rechts 
von der Vorausſetzung, 8. 1. 
Die eine wie die andere Auffaffung führt zu dem 
nämlichen Erfolge, da, wenn man annimmt, Kläger 
habe den Verzicht auf fein Erbtheil unter der Vor— 
ausſetzung ausgeiprochen, daß fein Vater nunmehr 
dafjelbe den Kindern des Klägerd ausfegen werde, 
diefer Verzicht wegen Nichteintritts der Vorausſetzung 
nach den mit Rüdficht auf $. 18. der Verordnung, 
die Publication des bürgerl. Gefegbuchs betr., vom 
2. Januar 1863 auf den vorliegenden Fall noch ans 
wendbaren Grundfägen des gemeinen Rechts über die 
condietio causa data causa non secuta, welchen 
fi) übrigens die Lehre des bürgerl. Geſeßbuchs in 
s$. 1534. bis 1539. über die Rüdforderung des 
unter Vorausfegung eines fünftigen Ereigniſſes Ges 
feifteten im Weſentlichen anichließt, ebenfalls für 
unwirffam zu achten fein würde. Die Entfheidung 
darüber, welcher von beiden Auffaffungen der Vorzug 
zu geben fei, beruht auf der Auslegung des Vertrages 
willens. Läßt fih nun auch aus dieſem Geſichts— 
punkte die Annahme einer fuspenfiv bedingten Oels 
tung des vom Kläger ausgefprochenen Erbverzichts 
nicht fchlechterdings abweilen, jo ericheint es doch der 
gegenwärtigen Inftanz im SHinblide auf die Auss 
drucksweiſe des Erblafiers in dem Briefe, welcher zur 
Ausstellung der Verzichtsurfunde die Veranlaſſung 
gab, einfacher und ficherer, den Verzicht des Klägers 
als an die Borausjegung gebunden zu betradıten, daß 
fein eigener Grbtbeil feinen Kindern zufließen werde, 
zumal im Zweifel nach der Auslegungsregel in 1. 9. 
Dig. de reg. jur. (50, 17.): semper in obscuris 
quod minimum est sequimur, und da in der Bedins 
gung eine ftärfere Willensbeichrinfung enthalten ift, 
als in der Borausfegung, der Annahme einer bloßen 
Vorausfegung der Vorzug zu geben ift. 
vergl. Windſcheid, a. a. 0.8.9. ©. 143. 
Hiernach ericheint aber Kläger nach dem in 
8. 1534. des bürgerl. Gefegbuchs formulirten Rechts: 
jage berechtigt, das unter Vorausjegung eines fünf- 
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tigen Ereigniſſes Geleiftete, weil das Ereigniß nicht 
eingetreten, von dem Empfänger zurüdzuforbern, d. h. 
im Hinblide auf die auch gemeinrechtlichen Vorfchrife 
ten in $. 1538. verbunden mit $. 1551. des bürgerl. 
Geſetzbuchs feinen Miterben gegenüber, welche ſich, 
infofern der fragliche Verzicht zu ihren Gunjten ges 
reichte, ald Empfänger der Leiftung darftellen, Wie— 
berherftellung des früheren Rechtsverhaͤltniſſes, wie 
es vor feiner Verzichtleiftung beftand, zu fordern, weil 
er diefen Verzicht unter der aus den Umſtänden fich 
ergebenden Borausfegung ausgelprochen hat, daß fein 
Erbrheil werde feinen Kindern beſchieden werben, 
biefe Borausjegung aber, indem fein Vater vor Er— 
füllung der hierauf gerichteten Zufage verftarb, nicht 
eingetreten ift. Der gegen die Anwendbarfeit dieſer 
Grundfäge vom Bellagten am vierten Theile Bl. — 
erhobene Einwand wird durch den Inhalt des von 
ihm felbft angezogenen $. 1536. des bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs widerlegt, indem es hiernad) gleichgültig ift, 
ob der Grund des Nichteintritts des Ereignifles, unter 
befien Borausjegung Etwas geleiftet wurde, in einer 
Verſchuldung des Empfängers oder in einem Zufalle 
liegt, ald womit aud) das in dieſem Punkte allerdings 
nicht unbeftrittene gemeine Recht nach der richtigeren 
Anficht 

vergl. Sintenis, Givilrecht, IL. Br. $. 109. bei 

Anm. 70. 

übereinftimmt. Ebenfowenig wird die Anmwendbarfeit 
jener Grundjäge dadurch ausgeichlofien, daß Klägers 
Miterben an dem zwifchen ihm und feinem Vater 
nah Obigem abgefchloffenen Vertrage feinen Theil 
genommen haben, da diejenige Obligation, aus welcher 
die condictio causa data causa non secuta entjpringt, 
als eine obligatio re contracta ſich darftellt, und in 
tharfächlicher Hinficht nur vorausfept, daß Etwas 
durch freiwillige Veräußerung aus dem Vermögen 
des Einen in das Vermögen des Anderen übertragen 
worden jei. 

vergl. Errleben, die cond. sine causa, II. Abth. 

©. 4 fig. 

Wenn nämlich Beflagter am vierten Theile BI. — 
auf die ſchon Bl. — fig. vorgefchügte, angeblich pro: 
ceßhindernde Ausflucht des vom Kläger auf die Gel- 
tendmachung feines Erbrechtes in dem zweiten Vor— 
procefie zwiſchen deſſen Kindern und den jetzigen 
Beklagten bewirkten Verzichts zurüdfommt, fo hält 
Man den Enıfceidungsgrund, aus welchem nad 
Bl. — diefer Einwand zurüdgewiejen worden ift, 
für richtig und vermag der zu deſſen Widerlegung 
Bl. — aufgeftellten Anficht, daß jene Verzichtleiftung 
des Klägers feine Grflärung im procejlualen Sinne 
zur Firitung des Rechtsſtreites, fondern eine auf das 
materielle Recht bezügliche Dispofition fei, die ihre 


Wirkfamkeit über die Grenzen des betreffenden Civil⸗ 
procefies unter den Berheiligten mit Nothwendigkeit 
äußern müffe, nicht beizutreten. Denn abgejehen 
davon, ob die Anerfennung der Gültigfeit ded vom 
Kläger auf fein väterliches Erbtheil geleifteten Vers 
zichts Bl. — flg. der Acten unter Rep. I. a. Lit. S. 
No. 111. mit ſolcher Beftimmtheit erflärt worden ſei, 
mit welcher fie Bl. — von dem Bellagten am vierten 
Theile angenommen worden ift, enthalten überhaupt 
die an jener Actenſtelle zu lefenden Auslaſſungen nur 
Schlußfolgerungen, weldye zur rechtlichen Begründung 
der damaligen Klage dienen jollen, keineswegs rechts⸗ 
verbindliche Erflärungen, welchen die Abficht, ſich zu 
verpflichten, untergelegt werden fönnte, und erjcheinen 
daher zur Begründung eines materiell rechtlichen Ver— 
hälmifjes ganz ungeeignet. 

Dagegen war, infoweit Klägers Suchen in ber 
vorigen Inftanz nah Bl. — gegenüber dem Mit- 
beflagten am fünften Theile gänzlich, und in Anfehung 
ber von einem früheren Zeitpunfte ald von Zeit der 
in den Acten no. 85. erhobenen Klage an geforderten 
Verzugszinſen in der angebrachten Maaße abgewiefen 
worden ijt, auf die hiergegen gerichtete Kte und Öte 
Appellationsbejchwerde des Klägers Bl. — zur Aufe 
rechterhaltung der Klage auch in diefen Beziehungen 
nicht zu gelangen. 

Denn wenn nad) $. 988. des bürgerl. Geſetzbuchs 
duch Aufrechnung die gegenfeitigen Forderungen 
erlöſchen und nach $. 992. die Aufrechnung ftatt« 
findet, wenn der eine Gläubiger dem anderen gegen« 
über gerichtlich oder aufergerichtlich erklärt, daß er 
aufrechnen wolle, ein erlofchenes Necht aber nicht 
klagend verfolgt werden fann, jo hat Kläger durch 
die Bl. — in der Klage abgegebene Erklärung, daß 
er den Mitbeflagten am fünften Theile noch foviel 
ſchulde, als die jegt von denfelben geforderten Sum⸗ 
men betragen, und daß er fich daher compensando 
diefe jeine Schuld anrechnen lafen wolle, diefen Mit— 
beflagten gegenüber feines Klagerechts fich begeben. 
An diefer Beurtheilung wird auch dadurch Nichts 
geändert, daß Klägers Forderung zur Zeit noch nicht 
in Liquidirät beruht, da, jelbft wenn fie in rechtliche 
Gewißheit gefegt würde, Died immer nur dahin fühs 
ten fönnte, daß fie in Folge jener Compenſations— 
erflärung für erlofchen angefehen werden müßte. 
Auch ald Klage auf Anerkennung eines Rechts nach 
$.147. des bürgerl. Gejegbuchs fann Klägers Suchen 
in dieſer Richtung nicht aufrecht erhalten werden, da 
dieſe Vorſchrift, wie namentlich aus dem Erfordernifje 
eined gegenwärtigen rechtlichen Intereffe hervor— 
geht, nur auf Anerfennung eines Nechtsverhältnifies 
vor Eintritt der Bedingung oder der Verfallzeit fich 
bezieht. 
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Annalen des Oberappellationsgerichts, N. 8. 
II. Br. ©. 313. 

Andererjeitd folgt aber hieraus von jelbit, daß Aläger 
auf Grund der gegenwärtigen Klage von den 
Bellagten am fünften Theile nicht weiter provocirt 
werden fann, da eine Diffamation ihrem Begriffe 
nah Berühmung mit einem Fagbaren Anfpruche 
voraudjept. 

v. Bayer, Theorie der fummarifchen Proceffe, 

$. 53. ©. 26. der 6. Aufl. 

Berner würde ſich zwar ein Anfpruch auf Verzugs- 
zinſen von einem früheren Zeitpunfte, ald von erfolg- 
ter Mahnung an mit Rüdfiht auf die Eigenſchaft 
der Klage als Erbichaftsflage aus der Vorfchrift in 
$. 2311. des bürgerl. Geſetzbuchs unter der Voraus: 
fegung haben ableiten lafjen, daß die Bellagten von 
demjenigen Zeitpunfte an, von welchem der Kläger 
Berzugszinfen fordert, ald unredliche Befiger des ihm 
entzogenen Erbtheild zu betrachten wären. Allein in 
diefer Beziehung fehlt e8 der Klage an der erforder 
lichen thatſächlichen Begründung. 

Wendet Man fich hiernächſt zur Prüfung der 
Frage, ob die Entjcheidung der vorigen Inftanz, ins 
foweit nad Vorſtehendem die Klage für fehlüffig zu 
erachten gewefen, den Verhandlungen der Parteien 
entiprechend und fonft richtig ausgefallen jei, fo kann 
zwar dem Kläger auf deſſen erfte Appellationsbefchwerde 
Bl. — die Ableiftung des ihm über den 13. 18. 20. 
22. Abſchnitt der Einlafjung der Bellagten am erjten, 
zweiten und dritten Theile BL. — flg., und über den 
23. und 25. Abſchnitt der Einlaffung des Bellagten 
am vierten Theile Bl. — zurüdgegebenen Eides nicht 
eripart werden, da in diefen geleugneten Einlaffungs- 
abjchnitten der Grund der Klage, infoweit derſelbe 
nach den Bl. — hervorgehobenen ZJugeftändniffen 
noch beftritten, enthalten ift, und auch die Zugeftänd- 
nifje des Beklagten am vierten Theile im 26. und 
23. Ginlafjungspunkte Bl. —, infofern er daneben 
die vorherige Abjendung und Empfangnahme des an 
den Kläger von defien Vater unter dem 19. Januar 
1859 gejchriebenen Briefes geleugnet hat, den Streit: 
punft nicht erfchöpfen. Wenn aber mittelft der zwei— 
ten, obwohl nicht weiter ausgeführten Appellations- 
beſchwerde des Klägers die jenem Eide in voriger 
Injtanz gegebene Faſſung angegriffen worden ift, fo 
würde Kläger allerdings nicht im Stande fein, zu 
befhwören, daß er die unter XII. der Klage in Ab- 
ſchrift beigefügte Quittungs- und Verzichtleiſtungs— 
urfunde am 11. Februar 1859 ausgejtellt und 
unterfchrieben habe, da er diejelbe nach Bl. — bereits 
am 10. Februar deſſelben Jahres vor einem Notar 
recognodeirt hat. Auch bat Kläger nicht behauptet, 
daß er diejelbe mittelft Briefes vom 11. Februar 


1859, ſondern nach Bl. — nur foviel, daß er dieſelbe 
mittelft bejonderen Briefed am 11. Februar oder 
wenige Tage danach an feinen Vater abgejenvet habe. 
Uebrigens fommt auf den Tag der Ausftellung und 
Unterjchrift jener Verzichtsurkunde überhaupt Etwas 
nicht, jondern Alles nur darauf an, ob Kläger die 
felbe nady Empfang des Briefes feines Vaters vom 
19. Januar 1859 an denfelben abgeſendet habe, indem 
theild unter diefer Vorausfegung die Abfendung der 
Verzichtsurfunde als Folge des vorausgegangenen 
Driefes betrachtet werden muß, theild erſt mit der 
Abjendung jener Urkunde Kläger die Leiftung, um 
deren Rüdforderung es fich gegenwärtig handelt, aus 
der Hand gegeben hätte. Nicht minder gleichgültig 
erjcheint es, ob Klägers Vater die Urkunde nad) 
deren Empfang gelejen habe, da ſchon mit deren 
Empfang die Leiftung des Klägers vollendet wurde. 
Diefen Erwägungen entjprechend ift daher die Faſ— 
fung des Bl. — an zweiter Stelle vorgefchriebenen 
Eides abzuändern geweſen. 

Dagegen konnte der nach Bl. — nachgelaſſene 
Ausfluchtsbeweis auf die dritte Appellationsbeſchwerde 
des Klaͤgers Bl. — nicht nur nicht in Wegfall ge— 
bracht, ſondern es mußte derſelbe im Hinblicke auf 
die Tragweite der Berufung des Beklagten am vierten 
Theile zu Ounften diejes Legteren fogar noch erweitert 
werden. Der von dem Kläger Bl. — gerügte Widers 
Ipruch zwifchen dem erceptivijchen Vorbringen Bl. — fig. 
unter 5. und dem Anführen Bl. — löſt ſich jofort, 
wenn Man ein jedes für fich ind Auge faßt. Jedes 
diefer Vorbringen, für ſich allein betrachtet, iſt volls 
fommen ſchlüſſig; nur ift dabei nicht außer Acht zu 
laffen, daß das Vorbringen Bl. — flg. lediglich von 
den Bellagten am erften, zweiten und britten Theile, 
und das Vorbringen Bl. — flg. lediglih von dem 
Beflagten am vierten Theile ausgeht, woraus folgt, 
daß der Beweis des erjteren den Bellagten am eriten, 
zweiten und dritten Theile, und der Beweis des letz⸗ 
teren dem Bellagten am vierten Theile nachzulaſſen 
ift, während die vorige Inftanz das Borbringen 
D. — flg. gaͤnzlich unbeachtet gelafien, und den 
Beweis des Borbringens Bl. — flg. zugleich aud) 
dem Beflagten am vierten Theile, welcher fich defiel- 
ben gar nicht bedient, nachgelaſſen hat.” ꝛc. 

Nach Bekanntmachung vorftiehenden Urthels ver- 
glichen ſich Bellagte am zweiten und dritten Theile 
mit dem Kläger. Im Uebrigen remedirten alle Par— 
teien, und es erging hierauf im Monat Auguſt 1869 
folgende Entſcheidung des Königl. Oberappella« 
tionsgerichts: 

„Daß es bei dem angefochtenen Urthel (zweiter 
Inſtanz), ingleichen dem Erkenntniſſe der erſten In— 
ſtanz inſoweit, als darin erfannt worden iſt, daß 
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1) der Klaͤger zwei NRelateide in der Bl. — flo. 
und Bl. — angegebenen Faffung zu fhwören 
habe, und 

2) das Suchen ded Klägerd an den Mitbeflagten 
am („nunmehr“) dritten Theile gegenüber in 
der angebrachten Maaße nicht ftatt habe, 

auf die Appellation des Klägers nicht zu laffen, ſon— 
dern es hat 
zu 1. 
der Kläger nur Ginen Relateid und zwar in ber 
af jung zu ſchwören, 
daß er die Bl. — fig. in Abfchrift befindliche 
Quittungs- und Verzichtleiftungsurfunde vom 
1. Februar 1859 nah dem Empfange des 
Bl. — fig. in Abfchrift befindlichen Briefes ſei— 
nes Vaters Chr. ©. Gr., vom 19. Januar 1859, 
an dieſen legteren gefendet habe, 
es find auch 
zu 2. 
die Mitbeflagten am dritten Theile, wenn der Kläger 
den vorftehend erfannten Relateid leiftet, die Bl. — flg. 
berechneten Beträge, unter Anredinung der ihnen in 
gleicher Höhe gegen den Kläger zuftehenden Forderun— 
gen dem Kläger zu bezahlen verbunden, fie könnten 
und wollten denn die BI. — flg. unter 5. vorgefchügte 
Ausfluct ac. 

Dagegen wird das Urthel der zweiten Inſtanz im 
Uebrigen, der vom Kläger eingewendeten Appellation 
ungeachtet, hierdurch beitätigt. Und erledigen fich 
hierdurch die Appellationen der Beklagten und Mit- 
beflagten. 

; Gründe: 

Der Kläger fordert in feiner gegenwärtigen Klage 
Bl. — fig. von feinen Geſchwiſtern, und foweit fie 
bereits verftorben find, von deren Ablömmlingen die 
Herausgabe feines väterlichen Erbtheild. Das Fun- 
dament feiner Klage bilder das DI. — fig. in Abjchrift 
beigebrachte Teftament feines am 25. März 1859 
verjtorbenen Baters Chr. G. Gr.'s in B., vom 
5. Februar 1857, weldyed zwar nur den Bellagten 
und Mirbeflagten publicirt worden ift, von dem Klaͤ— 
ger aber BI. — fly. unbedingt als gültig anerfannt 
wird. In dem Tejtamente ſelbſt ift der Kläger nad 
DB. — nebit feinen Geſchwiſtern und Geſchwiſter— 
findern zum Erben eingefegt. Hierüber herrſcht (man 
vergl. die Zugeftändnifle Bl. — flg.) zwiſchen den 
Parteien Einverftändniß. 


Redacteur: Appellationsraib Werner. 


Ueber die Natur diefer Klage hat fich unter den 
Parteien eine große Verfchiedenheit der Anfichten 
ergeben, indem namentlich darüber geftritten worden 
it, ob die Klage eine hereditatis petitio oder ein 
judicium familiae ereiscundae jei. Da, wie weiter 
unten gezeigt werden wird, zur richtigen Beurtheilung 
des im factifcher Hinficht ſehr verwidelten Rechtsſtrei⸗ 
tes es allerdings wünfchenswerth erjcheint, vor einem 
näheren Eingehen auf die Ginzelnbeiten den allge 
meinen Geſichtspunkt feitzuftellen, unter welchen die 
von einander abweichenden Behauptungen und Ge— 
genbehauptungen der Parteien zu faſſen find, und für 
die Entſcheidung eine fichere Orundlage zu gewinnen, 
fo bemerft man über die Natur der ihrem wejentlich- 
ten Inhalte nad oben angegebenen Klage Nach— 
ftehendes: 

Die hereditatis petitio, welche fi) von der rei 
vindicatio indbefondere dadurch unterjcheidet, Daß 
mittelft derjelben nicht eine einzelne körperliche Sache, 
jondern eine Erbichaft, d. i. eine universitas, welche 
nicht blos aus förperlichen Sachen, fondern auch aus 
Nechten und Obligationen beftehen fann, gefordert 
wird, ift nach den 88. 2291. und 2292. des bürgerl. 
Geſetzbuchs (man vergl. auch Gommentar, ed. II. 
Br. 3. ©. 338 fig.) nur dann begründet, wenn der 
Beklagte entweder dem Kläger die Erbichaft oder eins 
zelne erbſchaftliche Gegenftände vorenthält, weil er 
Erbe zu fein behauptet (pro herede possidet), oder 
fich der Erbjchaft oder einzelner erbſchaftlicher Sachen 
ohne irgend einen Grund angemaaßt hat (pro pos- 
sessore possidet). Zwar fteht fie von mehreren 
Miterben auch dem einzelnen Miterben, nach Ber 
hältniß feines Erbtheils, zu (8. 2293. des bürgerl. 
Geſetzbuchs und Gommentar a. a. O. ©. 240. und 
S.259 fg.) und es ijt namentlich nicht ausgefchloffen, 
daß fie auch von einem Miterben wider feine Mits 
erben angeftellt werben fann. Immer aber wird 
voraudgefegt, daß, wenn blos ein Erbtheil gefordert 
wird, der Bellagte die Erbichaft pro herede oder 
pro possessore bejigt, oder wenn fie gegen Miterben 
gerichtet wird, diefe das Erbrecht des Klägers be— 
ftreiten und die Erbichaft nach dem Verhältniffe der 
Erbportion des Klägers ald Erben für fih in Ans 
ſpruch nehmen (pro herede possident) oder nach der 
Erbrate des Klägers ohne irgend einen Grund befigen 
(pro possessore possident). 


(Schluß in ver gleichzeitig erſcheiuenden Nummer 13.) 
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(Schluß aus No. 12.) 
In dem vorliegenden Falle läßt ſich num aber, 


nad den Verhältniffen, wie fie durch das Einvers 


ſtaͤndniß der Parteien außer Zweifel gefegt worden 
find, nicht behaupten, daß dic Beflagten und Mit- 
beklagten die G.'ſche Erbſchaft nach dem Erbtheile 
des Klägerd pro herede oder pro possessore befigen. 
Denn das Erbrecht des Klägers beruht auf dem 
G.e'ſchen Teftamente, defien Gültigkeit von allen 
Parteien anerfannt worden ift. Hiermit ift die Denf- 
barfeit, daß die Bellagten und Mitbeflagten pro 
herede befigen, ausgejchlofien. Aber auch davon, 
daß dieſelben pro possessore befigen, fann feine 
Rede fein, weil fie das Erbrecht des Klägers gar 
nicht beftreiten, fondern ihre Weigerung, dem Kläger 
feinen Erbtheil verabfolgen zu laflen, auf die Behaup- 
tung ftügen, ber Kläger habe noch bei Lebzeiten des 
Grblaffers, mit dem Befenntniffe, wegen feines Erb» 
theils abgefunden zu fein, auf fein Erbrecht verzichtet. 
Ueber diefen Weigerungsgrund ſoll weiter unten noch 
das Epeciellere gefagt werden. Hier wird die allges 
meine Bemerfung genügen, daß dem auf das väters 
liche Teftament gegründeten Erbrechte des Klägers 
gegenüber die Behauptung, es habe der Kläger noch 
bei Lebzeiten des Erblaffers auf fein Erbrecht ver- 
zichtet, nicht als ein Beftreiten des teftamentarifchen 
Erbrechts des Klägers angejehen werden fann, weil, 
wenn felbft der Kläger inter vivos auf fein (gefeh- 
liches) Erbrecht verzichtet hätte, dies dem Erbrechte, 
welches er aus dem legten Willen des Erblaffers ab- 
leitet, nicht entgegenfteht. 

Mehr fcheint auf den erften Augenblid die Ans 
nahme für fi zu haben, daß die Klage Bl. — flg. 
unter den Begriff der familiae erciscundae actio zu 
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faffen fei. Bei näherer Betrachtung ift jedoch auch 
dies nicht der Fall. 

Entjcheidend ift in diefer Beziehung der $. 2343. 
des bürgerl. Geſetzbuchs, welcher wörtlich lautet: 

„Unter Miterben findet die GErbtheilungsflage 
ftatt, vermöge deren die Theilung der Erbſchaft, 
joweit fie gemeinfhaftlih ift und nicht 
gemeinfchaftlich bleiben ſoll, verlangt werden 
fann. In Ermangelung anderer Beftimmungen 
gelten dabei die Vorfchriften über die Theilungs- 
age.” 
Hiernach ift die Gemeinſchaftlichkeit der Erbſchaft 
unter den Miterben eine wejentlihe Vorausſetzung 
der Erbtheilungsflage (judicium familiae erciscun- 
dae). An dieſer Vorausfegung fehlt e8 aber nad 
dem $. 2347. des bürgerl. Gefepbuchs, wenn in der 
Erbfchaft blos nomina vorhanden find, weil diefe als 
nach Verhältniß der Erbtheile (ipso jure) getheilt zu 
betrachten find. Allerdings können auch die erb— 
fhaftlihen nomina mit in das judicium familiae 
erciscundae gezogen werden. Dies ift aber nur in= 
foweit denkbar, als, wenn in der Erbſchaft förperliche 
Sachen vorhanden find, an welchen die Miterben 
ihrer Erbportion entiprechende ideelle Antheile haben, 
zu dem Zwede der Ausgleichung eine Ueberweifung 
der erbjchaftlichen nomina an einen Miterben anges 
meſſen erfcheint. 

In dem vorliegenden Falle herricht nach BI. — flg. 
unter den Parteien Ginverftänpniß darüber, daß der 
G.'ſche Nachlaß, nach Abzug der Paſſiven, 113,750 
Thle. 5 Nor. 6 Pf. betragen und ſich bis zu ber 
Vertheilung unter die G.'ſchen Relicten durch die in 
der Zwifchenzeit gezogenen Nugungen auf 114,267 
Thle. 11 Nor. 4 Pf. erhöht habe. Für die Frage, 
ob erft noch eine Nachlaßtheilung erforderlich fei, ift 
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dieſes Moment inſofern weſentlich, als die für die 
arithmetiſche Berechnung der Erbtheile erforderlichen 
Unterlagen, zu deren Erreichung das judicium fami- 
liae erciscundae vorzüglich beſtimmt iſt, nämlich die 
Abſchaͤtzung der erbichaftlichen Sachen und die Ermitte- 
lung der f. g. personales praestationes 

man vergl. Commentar, Bd. 3. ©. 362., Bd. J. 

©. 334. (ed. IL) 

bereits unzweifelhaft vorliegen. Insbefondere find 
aber die Erklärungen des Klägers Bl. — flg. rüds 
fichtlih der 6800 Thlr. Prälegate von Wichtigfeit, 
weil, hätte ſich der Aläger nicht damit einverftanden 
erflärt, daß die Prälegate zuvörderſt von der Nach— 
laßmafje in Abzug zu bringen feien, der Zweifel noch 
möglich geweſen wäre, ob nicht die Vorſchrift des 
bürgerl. Gefegbuchs in $. 2401. hätte zur Anwendung 
fommen follen, was, wie zu Tage liegt, ein für den 
Kläger günftigered Ergebniß geliefert haben würde. 
Man will dahin geftellt fein laffen, ob, wenn infolge 
des judicium familiae erciscundae die erbichaftlichen 
Sachen zu Gelde abgefhägt und die aus der Ges 
meinjchaft hervorgegangenen gegenfeitigen Anfprücde 
der Miterben unter einander feftgeftellt worden find, 
die bloße arithmetijche Berechnung der Erbtheile zu 
dem Erbtheilungsverfahren gehöre. Soviel aber bes 
ruht außer allem Zweifel, daß, wenn die Erbtheir 
lungsintereffenten über die erforderlichen Unterlagen 
für die Bezifferung der Erbtheile mit einander ein— 
verftanden find, die richterliche Tchätigfeit bei der 
Erbtheilungsflage ſich erledigt hat, indem, wenn ſich 
über die bloße Berechnung der Erbtheile noch Meis 
nungsverfchiedenheiten unter den Theilungsinterefjen- 
ten ergeben follten, die Entfcheidung nur Rechnungss 
verftändigen zufommen fünnte und die richterliche 
Thätigfeit ſich höchftend auf die proceßrechtliche Leis 
tung bei der Einholung des Gutachtens der Rech— 
nungsverftändigen zu beichränfen haben würde. 
Indeſſen find in dem vorliegenden Falle dergleichen 
Streitigkeiten über die Calculatur bei der Bertheilung 
des G.'ſchen Nachlaſſes nicht einmal entftanden und 
es kann daher auch, wenn man jelbft in dieſer Bes 
ziehung anderer Anficht wäre, die Klage nicht aus 
diefem Gefihtspunfte als judicium familiae ercis- 
cundae aufgefaßt werben. 

Nach dem bisher Gefagten wird es nicht einer 
ausführlicheren Wirerlegung des Einwandes bedürfen, 
daß, obſchon die G.'ſchen Erben, mit Ausſchluß des 
Klägers, den Nachlaß unter fich getheilt haben, deſſen 
ungeachtet immer noch eine neue Erbtheilung zum 
Zwede der Berechnung des Erbrheiles des Klägers 
nöthig fei. Diefer Einwand würde nämlich nur dann 
begründet fein, wenn es fi) um bie Feititellung des 
G.'ſchen Nachlaſſes und um die fog. personales 
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praestationes handelte. Da aber hierüber Einver- 
ftändniß unter den Parteien herrjcht, jo fann ed nur 
noch auf eine einfache Berechnung des Geldbetrages 
anfommen, welchen der Kläger von feinen Miterben 
aus dem Grunde zu erhalten hat, weil fie den Nach— 
laß ohne Nüdficht auf fein Erbrecht unter ſich ver- 
theilt und an fi) genommen haben. 

Endlich erledigt fich der Zweifel, welcher gegen 
die hier vertheidigte Meinung aus den Einreden 
Bl. — unter No. 5. und Bl. — infofern abgeleitet 
werden könnte, als die Tendenz dieſer Einreden im 
MWefentlihen dahin geht, daß die von dem Kläger 
geforderte Erbquote fih in dem Berhältniffe mindere, 
in welchem ſich die Erbquoten der Beklagten und des 
Mitbeflagten durch die Beträge, welche der Kläger 
dem Nachlaſſe fchulvig fei, erhöhen, durch die oben 
gemachten Bemerfungen über den Grundjag nomina 
sunt ipso jure divisa. Denn in dem Berhältniffe 
der Miterben unter fidy macht es feinen Unterſchied, 
ob die Forderungen des Nachlafies an einen Miterben 
zu dem Betrage des reinen Nachlaßbeſtandes hinzus 
gerechnet und die Erbtheile der Miterben von dieſem 
Betrage berechnet, oder ob die Forderungen, ohne 
Nüdficht auf den übrigen Nachlaß als ipso jure ge— 
theilt betrachtet werben. 

Aus dem vorftehend Bemerkten ergiebt fi, daß 
die Klage Bl. — flg. weder eine hereditatis petitio, 
noch eine actio familiae erciscundae ift, fondern 
deren Zwed lediglich dahin geht, daß die Beklagten 
und der Mitbeflagte dem Kläger Dasjenige heraus- 
geben jollen, was fie durch die Vertheilung des G.'ſchen 
Nachlaffes unter fi, ohne Berüdfichtigung des Erb- 
rechtes des Klägers, im Verhältnifje zu einer Erbthei— 
lung, bei weldyer das Erbredyt des Klägers mit in 
Anfag kommt, Zuviel erhalten haben. Allerdings 
ftügt fich der Kläger auf fein teftamentarifches Erb— 
recht an dem Nachlaſſe feines Vaters, es fehlt aber 
zu dem Begriffe der hereditatis petitio auf Seiten 
der Beklagten und Mitbeflagten das possidere pro 
herede oder pro possessore, und zu dem Begriffe 
der actio familiae erciscundae das Erforberniß der 
Semeinfchaftlichfeit oder des Ungetheiltfeins der Erb: 
fchaft. Wohl aber ift die Klage als fog. Singular- 
klage begründet, mittelft deren ein Erbe eine ihm, als 
ſolchem, zuftehende Forderung wider Nachlaßſchuldner 
geltend macht. — 

Die Entſcheidung der vorliegenden Rechtsſache 
hängt vorzüglich von der Beitimmung des Einflufjes 
ab, welchen die Quittungs- und Verzichtleiftungs- 
urfunde des Klägers Bl. — flg. auf die Klage hat. 
Die Anfichten der Parteien und jelbit der beiden 
vorigen Inftanzen gehen bei diefem Gegenſtande weit 
auseinander. In der gegenwärtigen Inftanz hat 
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man einen Gefichtspunft für entfcheidend gehalten, 
von welchem ſich weder in den Vorträgen der Parteien 
noch in den vorigen Urtheln eine Andeutung findet, 
deffen confequenter Durchführung jedoch allerdings, 
wenigftend zum Theil, res judicata entgegenfteht. 

Die vom Kläger ausgeftellte Quittungs- und Ver- 
zichtleiftungsurfunde, welche das Datum „New: Dorf, 
am 1. Februar 1859 trägt und legal beglaubigt ift, 
lautet wörtlich fo: 

„Nachdem mich mein Vater, Herr Babrifbefiger 
Eh. &. ©. bezüglich meines von ihm dereinft zu 
erwartenden Erbtheiles noch während Lebzeiten 
volftändig abgefunden hat, leiſte ich hiermit 
ausdrüdlih auf alle Anfprüche an feinen der—⸗ 
einftigen Nachlaß Verzicht und habe vorftehende 
Quittungs» und Verzichtleiftungsurfunde 

audgejtellt und eigenhändig unterfchrieben. 

Wie bereits oben beiläufig erwähnt worden ift, 
fann das teftamentarifche Erbrecht des Klägers nicht 
ald durch dieſe Urfunde aufgehoben betrachtet werben. 
Allerdings hätte der Erblaffer, fofern er nicht durch 
befondere Nebenverträge daran gehindert geweſen 
wäre, auf Grund der Urkunde den Kläger von der 
Succeſſion ausfchließen fünnen. Dies ift jedoch von 
ihm nicht gefchehen, vielmehr hat er fein Teftament, 
in welchem der Kläger ald Erbe eingeſetzt ift, nicht 
geändert. Die bloße Denfbarfeit aber, daß ein Erb» 
laffer fein Teftament zu ändern beabfichtigt habe, ift 
ein für die Giltigfeit des Teftamentes völlig einfluß- 
lofer Umftand. Namentlich treten in dem vorliegen- 
den Falle Momente hinzu, welche fogar die Annahme, 
es habe der Erblaffer den Willen gehabt, daß fein 
Teftament rüdfichtlich der Erbeinfegung des Klägers 
nicht gelten folle, in hohem Grade unwahrfceinlich 
machen. Die Urkunde enthält nämlich theils einen 
Berzicht des Klägers auf das Erbrecht an dem väter 
lihen Nachlaſſe, theils das Bekenntniß deſſel— 
ben, wegen feines „bereinft zu erwartenden” Erb— 
theiles von feinem Water noch bei deflen Lebzeiten 
abgefunden zu fein. Soviel den Verzicht anlangt, 
jo kann derfelbe nur das gefepliche Erbrecht betreffen; 
der Kläger gründet aber fein Erbrecht nicht auf das 
Geſetz, fondern auf das väterliche Teftament, welches 
zwar bereitd im Februar 1857 errichtet worden, jedoch 
erft mit dem am 25. März 1859 erfolgten Ableben 
des Erblafjers in Kraft getreten it. Wollte man den 
Verzicht auf das teftamentarifche Erbrecht beziehen, 
jo würde man einen ganz ungewöhnlichen Begriff 
damit verbinden, indem befanntlich ein Teftament von 
dem Erblaffer während feines Lebens zu jeder Zeit 
widerrufen werben und im bdiefer Zeit von einem 
Berzichte des Honorirten auf Rechte aus dem Tefta- 
mente feine Rede fein fann. Zudem hätte der Erb— 


laffer eines Verzichts des Kläger zu der Aenderung 
feines Teftamentes nur dann beburft, wenn er dem⸗ 
felben auch nicht einmal den Pflichttheil hätte hinter- 
laffen wollen. Er änderte aber fein Teftament nicht 
einmal infoweit, als er dazu ohne die Einwilligung 
des Klägerd berechtigt geweſen wäre, und felbft noch 
nah Empfang der Berzichtleiftungsurfunde des Klä— 
gerd ließ er mehrere Wochen verftreichen, ohne das 
Teftament zu ändern. Soviel weiter das Bekennt— 
niß des Klägers, wegen feines Erbrechtes noch bei 
Leibzeiten feined Vaters abgefunden worden zu fein, 
betrifft, fo ergiebt fih, daß demfelben nach dem über 
die Unerheblichfeit des darauf gegründeten Verzichts 
Geſagten eine felbittändige Bedeutung nicht beigelegt 
werben kann. Indeſſen, auch abgejehen hiervon, 
leidet diefed Bekenntniß infofern an Unbeftimmtheit, 
als aus der Urfunde weder das Recht, wegen deffen 
der Kläger abgefunden worden, namentlich ob es das 
gefepliche Erbrecht oder blos das Pflichttheilsrecht ge— 
weſen fei, noch die Art und Weife der Abfindung, 
namentlich ob fie in der Anrechnung von Gollationd- 
poften, in baaren Zahlungen, in Gompenfationen, 
ober in gegenfeitiger Abrechnung und Gegenrechnung 
beftanden habe, zu erfehen it. Vorzüglich enticheidend 
aber ift auch hier das Moment, daß der Kläger das 
väterlihe Teftament für fih hat und der Urfunde 
eine Gewalt angethan würde, wenn man die darin 
enthaltene Quittung auf das teftamentarifche Erbrecht, 
alfo auf ein Recht beziehen wollte, welches damals 
noch gar nicht beftand, fondern erft nach dem Ableben 
des Erblaſſers zur Griftenz gelangte. 

Nach diefer Auffaffung des Verhältniffes erledigen 
fi alle Fragen, weldye in den Acten behandelt wor— 
den find, indbefondere ob der Verzicht des Klägers 
ein bedingter oder unbebingter, ein von der Erfüllung 
eined modus oder wohl gar von einer ihrem Begriffe 
nach nicht zu beftimmenden ſog. Vorausſetzung ab- 
hängiger fei, welche rechtliche Folgen fih an die Un— 
möglichfeit ded modus oder der ſog. Borausfegung 
fnüpfen, unter welchen Vorausſetzungen die condictio 
ob causam datorum ftatthabe u. f. w. Da näm- 
lich der Erblaſſer das Teftament, in weldem der 
Kläger zum Erben eingefegt worden ift, nicht ges 
ändert hat, fo juccedirt der Kläger aus dem Teſta— 
mente. Die ausgeitellte Quittungs- oder Verzicht: 
feiftungsurfunde hat ihren Zwed nicht erfüllt, weil 
der Erblafjer von der ihm dadurch gegebenen Dispo— 
fitiondfreiheit feinen Gebrauch gemacht hat, fondern 
mit Hinterlaffung eines Teftamentes verftorben ift, 
welches die Erben als eine für fie maßgebende Vers 
fügung anzuerkennen haben. 

Man hat bereits oben erwähnt, daß der vor- 
ftehende, den Intentionen des Klägers günftige, Ge: 
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fihtapunft wegen entgegenftehender res judicata nicht 
mehr in voller Gonjequenz ald Grundlage der Ent- 
fheidung dienen fann, und es ift zum Verſtändniſſe 
diefer vorläufigen furzen Andeutungen noch Nach— 
ftehendes zu bemerfen. Die dem Kläger ungünjtige 
res judicata liegt in dem Ergebniſſe des Vorproceſſes, 
über welchen die beiliegenden Acten sub Rep. V. a. 
Lit. S. No. 85. ergangen find. Schon damals 
forderte der Kläger unter Beziehung auf das väterliche 
Teftament und unter dem Anführen, die Quittungs— 
und Verzichtleiftungsurfunde vom 1. Februar 1859 
ftehe feinem Erbrechte nicht entgegen, weil fie im Eins 
verftändniffe des Erblajjers blos den Zwed gehabt 
habe, den Erbtheil des Klägers gegen Anfprüche der 
Gläubiger defielben fiher zu ftellen, die Herausgabe 
feines Antheiled an dem väterlichen Nachlaſſe in Ge- 
mäßheit der teftamentarijchen Anordnungen feines 
Baterd. Die Klage wurde in allen drei Inftanzen 
aus formellen Gründen, namentlich weil der Kläger 
zum Zwede der Glifion der angegebenen Quittungs— 
und Berzichtleiftungsurfunde fich im Wefentlichen auf 
einen Schriftenwechfel bezogen, die einjchlagenden 
Schriften aber nicht in extenso beigefügt, jondern 
blos deren Inhalt dem Sinne nach angegeben und 
fih) darüber des Eidesantrages bedient habe, in ver 
angebrachteu Maafe abgewiefen. In diefen Erkennt— 
nifien ift zwar auf die Frage, ob die Klage nicht ſchon 
durch das G.'ſche Teftament begründet fei, nicht 
fpeciell eingegangen worben. Aber es muß angenom- 
men werben, daß man dieſe Frage, und zwar ganz in 
Vebereinftimmung mit der ſchon in der Faſſung der 
Klage zu Tage getretenen Tendenz des Klägers, ver: 
neint habe, weil, hätte man bie entgegengefegte Meis 
nung gehabt, ed einer Prüfung des Theils der Klage, 
deffen Zwed darauf gerichtet war, daß die Quittungs— 
und Verzichtleiftungsurfunde vom 1. Februar 1859 
dem Kläger nicht entgegenftehe, gar nicht erft bedurft 
hätte, und noch weniger. die Klage wegen Unftatt- 
haftigfeit ded darüber gebrauchten Cidesantrags in 
der angebrachten Maaße abzuweifen gewefen wäre. 
Laͤßt fih nun zwar hiernach allerdings nicht vers 
fennen, daß dem Kläger infoweit res judicata ent— 
gegenftehe, ald e8 überhaupt eines Thatumftandes 
bedarf, durch welchen die angegebene Urkunde befeitigt 
wird, fo ift doch immer noch die Frage, wie der die 
Urfunde elidirende Thatumftand befchaffen fein müfle, 
eine offene geblieben und es ſteht namentlich Fein 
Bedenfen entgegen, daß in Gemäßheit des oben ent= 
widelten, für den Kläger günftigen Gefichtspunftes 
an den hierauf bezüglichen Theil der Klage die milde: 
ften Anforderungen geftellt werben, weil die res 
judicata in allen Fällen, insbefondere aber dann 
stricte zu interpretiren ift, wenn fie eine Ausnahme 


von allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen enthält, des Um— 
ftandes nicht zu gedenfen, daß in dem vorliegenden 
Falle die dem Kläger nachtheilige res judicata in 
ihrer Entjtehung auf einen der früheren Klage zu 
Grunde liegenden Rechtsirrthum zurüdzuführen ift. 
Der Kläger hat in feiner Klage Bl. — flg., unter 
Gidesantrag, im Wefentlichen auf nachftehende That- 
fachen Bezug genommen: 
Sein Vater habe den Wunfc gehabt, daß fein 
(des Klägers) fünftiges Erbtheil vor den An- 
fprüchen feiner (des Klägers) Gläubiger gefichert 
fein möchte. Bon diefem Wunſche befeelt habe 
fein Bater unter dem 19. Januar 1859 an ihn 
(den Kläger) den Bl. — in Abjchrift befind- 
lichen Brief gefchrieben, in welchem er ihm (dem 
Kläger) den Vorſchlag gemacht habe, er (der 
Kläger) folle ihm (dem Briefichreiber) eine ges 
tichtliche Urfunde des Inhaltes fchiden: „daß er 
(der Kläger) für feinen Antheil feinen Anſpruch 
an ihn (den Briefichreiber) und feinen Nachlaß 
habe, fondern ſchon inter vivos abgefunden 
worden fei; dieſe Urfunde werde er (der Brief- 
fchreiber) zu feinem Teftamente legen und dabei 
gleichzeitig feinen (des Klägerd) Kindern eine 
entfprehende Summe ausjegen. Auf dieſen 
Vorjchlag ſei er (der Kläger) eingegangen, er 
habe die angegebene Quittungs- und Verzicht— 
leiftungsurfunde volljogen und öffentlih bes 
glaubigen laffen, und dieſelbe hierauf mittelft 
bejonderen Briefes vom 11. Februar oder wenige 
Tage danach an feinen Vater nach B. geſendet. 
Bon diefen Thatfachen bat die erfte Inftanz nach» 
ftehende in die Bl. — gefürmelten relata aufgenom- 
men, nämlidy: daß der Vater ded Klägers den Brief 
Bl. — unter XL. an ihn (den Kläger) nad New: 
Dorf gefchrieben, und er (der Kläger) diefen Brief 
noch vor dem 10. Februar 1859 in New-Morf richtig 
erhalten und gelefen habe [erfted relatum], ferner, 
daß er (der Kläger) die der Klage Bl. — unter XIL 
beigefügte Quittungs» und Berzichtleiftungsurfunde 
am 11. Februar 1859 audgeftellt und unterfchrieben, 
hierauf aber diefelbe mittelft Briefes vom 11. Febr. 
1859 an jeinen Bater nad B. abgefendet, leßterer 
auch diefe Urkunde noh im Monat Februar 1859 
richtig erhalten und gelejen habe [zweites relatum]. 
Dagegen hat die zweite Inftanz Bl. — es zwar 
bei dem erften relatum gelaflen, jedoch das zweite 
relatum aljo geförmelt: 
daß er (der Kläger) hierauf die der Klage Bl. — 
unter XI. in Abſchrift beigefügte Quittungs- 
und Berzichtleiftungsurfunde am 11. Februar 
1859 oder wenige Tage fpäter an feinen Vater, 
Chriſtian Gottlob G. nad) B. gefendet, letzterer 
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auch dieſe Urkunde, wie er nicht anders wiſſe, 
glaube und dafür halte, noch im Monat Februar 
1859 richtig erhalten habe. 

Das Oberappellationdgericht ift der Anficht, daß 
in diefen relatis, auch nad) der angegebenen Aende— 
rung des zweiten, eine Menge unerheblicher That: 
jachen aufgenommen worden find. So fann z. B. 
dem Kläger unftreitig nicht angefonnen werden, zu 
befhwören, daß fein Bater den Brief Bl. — unter XI. 
an ihn (und noch dazu nad) New-Porf) gefchrieben 
und er denfelben noch vor dem 10. Februar 1859 
(und noch dazu, in New-York richtig) erhalten und 
gelefen, ingleihen daß er die Urkunde Bl. — unter 
XI am 11. Febr. 1859 oder wenige Tage fpäter 
an feinen Vater nach B. gefendet, der letztere auch 
biefe Urfunde noch im Monat Februar 1859 (und 
noch dazu, richtig) erhalten habe. Allem Anjcheine 
nad) hat man diefe Specialitäten in den Eid mit auf- 
genommen, um die Erforderniffe eines zwijchen Ab» 
weſenden gefchloffenen Bertrages in Gewißheit zu 
fegen. Aber diefe Auffaffung, welche noch überdies 
auch in manchen anderen Beziehungen auf die Be- 
urtheilung nachtheiligen Einfluß gehabt hat, it, wie 
oben nachgewiefen worden, nicht begründet. Als 
wejentlihe Thatſachen laſſen ſich nur betrachten 
erftend ein von dem Vater des Klägers ausgehender 
Vorfchlag, wie er in dem Briefe BL. — unter XI. 
enthalten ift, zweitens das von dem Kläger durch 
die Ueberfendung der Urkunde Bl. — unter XIL 
thatfächlich erflärte Einverftändniß mit dem Vorfchlage. 
Die Zeitfolge diefer Thatfachen muß allerdings die 
fein, daß die erfte Thatfache vor der zweiten liegt. 
Aber wie groß der zwilchen inne liegende Zeitraum 
fei, hat auf die Entfcheidung feinen Einfluß. Am 
wenigiten ift die Gonftatirung des Ginganges der 
Urkunde Bl. — unter XIL bei dem Vater des Klä- 
gers noch im Monat Februar 1859 erforderlich. 

Aus diefen Gründen hat man in der gegenwärs 
tigen Inſtanz an Stelle der in den vorigen Urtheln 
geförmelten zwei relata Gin relatum gefegt, nad 
welchem der Kläger nur die wejentlihen Thatfachen 
zu beihwören hat. 

Beide vorige Inftangen haben nah Bl. — fig. 
bie Klage gegenüber den Mitbeflagten am fünften 
(nah Wegfall der Mitbeflagten am zweiten und 
dritten Theile, man vergl. Bl. — flg., am dritten) 
Theile in der angebrachten Maaße abgewielen, weil 
fie von der Anficht ausgegangen find, daß dem Kläger 
das in der Klage Bl. — abgelegte Geftändniß, den 
angegebenen Mitbeflagten foviel ſchuldig zu fein, als 
die von denfelben geforderten Summen betragen, ent» 
gegenftehe. Nun läßt ſich zwar keineswegs bejtreiten, 
daß, wenn der Kläger cum compensatione flagt, es 


in der Regel fo zu betrachten ift, als hätte der Kläger 
von vorn herein nur ſoviel eingeffagt, als von der 
Forderung nah Abzug der zugeftandenen Gegen- 
forderung noch übrig bleibt. Aber, wie bereits von 
Siebenhaar, in der Zeitfchr. für NRechtspfl. und 
Berw., N. F. XIX. ©. 106 fig. 
nachgewiefen worden ift: dieſe Regel gilt nur, wenn 
der Kläger in der That einen Anfpruch hat, welcher 
nad) Abrechnung der zugeftandenen Gegenforberung 
noch fo viel beträgt, ald in der Klage zu feiner voll- 
ftändigen Erfüllung gefordert wird. Dagegen kann 
allerdings auch felbft dann, wenn der Kläger cum 
compensatione flagt, über die Forderung, mit welcher 
der Kläger compenfiren zu wollen erflärt, zu erfennen 
fein, nämlich dann, wenn dem Kläger die Gegens 
forderung nicht zufteht, mit welcher er compenfirt, 
oder wenn dies wenigftens der Beklagte beftreitet. 
In den meiften Fällen wird, wie Siebenhaar 
a.a. D. ausführt, der Streit über die Gegenfordes 
rung nur auf die Beurtheilung des Beweifes der 
Klage Einfluß haben. Aber es lafien ſich auch Fälle 
denfen, in weldyen auch jelbft darauf geflagt werden 
fann, daß dem Kläger eine Gegenforderung zuftebe, 
welche auf eine Forderung des Beflagten in Aufrech—⸗ 
nung fommen müfje, nämlich dann, wenn ber Klä— 
ger behauptet eine Forderung an den Beflagten zu 
haben, durch welche eine Gegenforberung des leßteren 
compenfationsweife aufgehoben worden fei, der Bes 
flagte aber die Forderung des Klägers in Abrede 
ftellt. In diefem Falle hat der Kläger allerdings ein 
wefentliches Interefje daran, daß die Eriftenz feiner 
Forderung in rechtliche Gewißheit gelegt werde, und 
es findet daher die WVorfchrift des 8. 147. des 
bürgerl. Gefepbuches (man vergl. auch Gommentar, 
ed. Il. Bv. 1. S. 179.) Anwendung. 

War unter diefen VBerhältniffen die Klage auch 
infoweit aufrecht zu erhalten, als fie gegen die Mits 
beflagten am dritten Theile gerichtet iſt, jo bedarf es 
zur Rechtfertigung der hierauf bezüglichen reformatoria 
nur noch eined Hinweijed darauf, daß für den Ans 
ſpruch des Klägerd an die gedachten Mitbeflagten 
das erfannte relatum des Klägers ebenfalls präjudis 
ciell ift, und der Beweis der Einrede Bl. — unter 
No. 5. auch auf die Rechte der gedachten Mitbeflag« 
ten infofern Einfluß haben fann, als von deſſen Er— 
gebniffe die Frage abhängt, ob und inwieweit dem 
Kläger der geflagte Anfpruch zufteht. 

Im Uebrigen bezieht Man fih zu Rechtfertigung 
des gegenwärtigen Erfenntnifles, ſoweit es eine con- 
firmatoria enthält, auf die Entiheidungsgründe zu 
dem vorigen Urthel” ıc. 


— —— 
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20. 


Zur Erläuterung der Worte „andere Auslagen im 
Art. 50. der Allgem. Deutjchen Wechfelordnung. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8 in 2. 


Die thatfächlichen Unterlagen eines zwifchen den 
Inhabern der Firma C. 8. & Co. in 2., als Klägern, 
und den Inhabern der Firma H. E. Pl. ebenda, als 
Beklagten, geführten Procefies, aus welchem dieſe 
Mittheilung entnommen, ergeben fich, foweit fie zum 
Berftändniß nothwendig find, aus den Erfenntniffen 
der erften und zweiten Inſtanz und den denſelben 
beigefügten Entfcheidungsgründen. 

Das erfte, vom Königl. Handelsgericht zu 8. 
geiprochene und den Parteien am 14. November 
1868 eröffnete Urthel lautet folgendermaaßen: 

„Daß Kläger den Grund der erhobenen Klage, 
foweit derjelbe von den Beflagten beim Einl.-Bft. — 
verneint worden ift, binnen jächfifcher Frift, den 
Beklagten die Gegenbefcheinigung, auch Gewiffens- 
rührung und beiden Theilen andere Rechtszuftändig- 
feiten vorbehältlich, zu bejcheinigen fchuldig, worauf 
fowohl in der Hauptfache, als der Koften halber ferner 
ergeht, was Recht ift.. 

Dabingegen hat die erhobene Klage infoweit, als 
die in den drei Retourrechnungen Bl. — berechneten 
Zinfen und Provifionen unter Zugrundelegung eines 
die im Rückſtand verbliebene Regreffumme von 
605 Fred. 55 Eis. überfteigenden Betrages in Rech: 
nung geftellt worden find, in Maapen fie angebracht, 
nicht ftatt. 

Entſcheidungsgrunde: 
T. 


Nach den von den Bellagten bei den Einl.⸗Pkt. — 
gemachten Zugeftändniffen beruht Folgendes in recht⸗ 
licher Gewißheit: 

Kläger haben von den Bellagten am 30. April 
1868 einen über 8500 Free. von Fr. ©. I. in Ham⸗ 
burg auf Abel 2. in Paris unter dem 22. April 1868 
gezogenen, 30 Tage a dato zahlbaren Secundawech— 
fel gefauft, auf welchem ſich die Bemerkung gefun- 
den hat: 

„Prima zum Accepte bei Herren N. SP. Meyer, 

5. Rue Pierre Lescot.“ 
Nachdem hierauf diefer Wechfel im Wege der Meiter- 
begebung durch verjchiedene Hände gegangen und 
unter Anderem auf die Beflagten, von dieſen aber 
binwieberum an die Kläger girirt worden war, ijt 
er auf Veranlaffung des legten Inhabers, C. in 
Paris, von dem dafigen huissier D. am 23. Mai 
1868 den genannten Berwahrern ver Prima mit dem 


Verlangen auf deren Herausgabe vorgelegt, von Sei— 
ten derſelben aber erflärt worden, „fie fönnten die 
Prima nicht herausgeben, weil der Acceptant, Abel 2., 
bei welchem fie diefelbe zur Acceptirung niedergelegt, 
fie troß ihrer wiederholten Bitten noch nicht zurück— 
gegeben habe”. Es ift nun wegen nicht erfolgter 
Herausgabe der Prima durch genannten D. Proteft 
erhoben worden, und daſſelbe auch gefchehen, nachdem 
Seiten des Traffaten 2. auf erfolgte Präfentation 
der fraglichen Secunda Zahlung nicht geleiftet wor— 
den ift. 
I. 

Im Anſchluſſe an das auf die nicht erfolgte Her- 
ausgabe der Prima und deswegen gejchehene Proteft- 
erhebung bezügliche Vorbringen bemerfen nun Kläger 
Bl. —, daß, da fonach die Prima des fraglichen 
Wechſels nicht zu enthalten und aus diefem Grunde 
nicht in Erfahrung zu bringen gewefen fei, ob ber 
gefeglihe Stempel von 4 Fred. 50 Eis. bereits ver- 
wendet worden fei, die Secunda aber einen Stempel 
nicht enthalten habe, nach dem in Frankreich gelten- 
den Rechte nicht nur die Nacdhverwendung des Stem— 
pels nöthig, fondern auch die gefepliche Stempelftrafe 
von 591 Fred. wegen nicht verwendeten Stempeld 
verwirft gewefen jei. 

Es fei nun — fo fahren Kläger weiter fort —, 
nachdem der Traffat nach Erforderung weder die 
Wechfelfumme, noch den angegebenen Etempelftraf: 
betrag erlegt habe, der Wechfel im Regreßwege an 
den unmittelbaren Nachmann der Kläger, Jacob B. 
in Set. ©. zurüdgelangt, und fie, die Kläger, feien 
von demfelben wegen des Betrags der Regreffumme 
in laufender Rechnung belaftet worden. Aus dieſem 
Grunde haben nunmehr die Kläger ihrerfeitö von den 
Beflagten unter Abrechnung der von den leteren 
gezahlten 8545 Ares. 25 Ets. Remboursleiftung ger 
fordert. 

III. 

Die Bellagten haben die dieſes Vorbringen ber 
Kläger betreffenden Einlaſſungspunkte in der Haupt: 
ſache mit Nichtwiffen beantwortet und gegen die 
Regreßforderung der Kläger vor Allem deshalb, weil 
fih diefelbe auf den angegebenen Stempel: 
ftrafbetrag mit beziehe, Widerſpruch erhoben, 
indem fie BI. — im MWefentlichen Folgendes be— 
merfen: 

Der Regreßpflichtige habe dem Regrefnehmer nur 
diejenigen Auslagen zu erftatten, welche durch gefeg- 
mäßiges Gebahren mit dem proteftirten Wechfel ver— 
urfacht worden feien, die Stempelftrafe habe aber in 
einem gejegwidrigen Gebahren ihren Grund, fie 
diene nicht zur Erhaltung der geltend zu machenten 
Wechfelforderung, ftehe mit derfelben in feinem Zus 
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jammenhange; ihrer Natur nach fei die Erjagleiftung 


wegen derſelben ausgejchloffen, denn außerdem würde 
ja nicht derjenige, welchem die Strafe auferlegt wor- 
den, und der fie präfumtiv auch verwirft habe, jon- 
bern eine andere, möglicher Weiſe ganz unfchuldige 
Perſon beftraft, insbejondere hätten Kläger nicht dar— 
gethban, wer zur Stempelverwendung verpflichtet ges 
weſen, nod weniger, daß fie, die Beflagten, ſich 
hierin eine Unterlaffung zu Schulden gebracht haben. 


IV. 
Das Königl. Handelögericht ift jedoch in ber 
fraglichen Hinficht zu einer anderen Anſicht gelangt, 
und zwar aud folgenden Gründen: 


Da fih auf dem betreffenden Secundawechſel die 
Bemerkung befand, daß die Prima zum Accepte bei 
den Herren N. & P. Meyer in Paris liege, fo hatten 
die Beflagten ald Indoffanten den Klägern und deren 
Nachmännern gegenüber die wechjelrechtliche Garantie 
übernommen, nicht nur, daß der fragliche Wechſel— 
betrag zu gehöriger Zeit von dem Traffaten bezahlt, 
fondern auch, daß zuvor ald Vorbedingung des gegen 
denfelben geltend zu machenden Rechtes das mit deifen 
Accepte verfehene Wechfeleremplar von den Verwah— 
tern herausgegeben werden würde. Letzteres ift aber 
nicht gefchehen, und, nach der Sachdarſtellung der 
Kläger, in unmittelbarer Folge hiervon bie 
Verwirfung der Stempelftrafe eingetreten. Daß ſich 
bei den weiteren Manipulationen mit dem Wechſel 
weder deffen Inhaber, noch einer der übrigen Nach— 
männer ber Beflagten Etwas habe zu Schulden 
fommen laffen, in deilen Folge die Straffälligfeit 
herbeigeführt worden fei, ift in der Klage zwar nicht 
befonders behauptet worden; allein dafür, daß bie 
Prima nicht ausdgeantwortet worden ift, fann ber 
MWechfelinhaber nicht verantwortlich gemacht werden, 
von feinem Standpunfte aus war die Erlegung der 
Stempelftrafe ein nothwendiger Act, „um fich feine 
Rechte aus dem fraglichen Wechfel durch defien Inne- 
habung zu fichern, und zwar deshalb, weil präfumtiv 
defien Verabfolgung an ihn Seiten des huissier oder 
der betreffenden Behörde ohne die vorherige Erlegung 
der Stempelftrafe nicht erfolgt fein würde. 

Ebenfowenig haben aber auch die Beflagten ihrers 
ſeits zu behaupten vermocht, daß von Seiten des 
Wechfelinhabers E. in Paris oder eines ihrer übrigen 
Nahmänner Etwas verfchuldet und daß hierdurch 
— nicht durch die unterbliebene Herausgabe der 
Prima — die Stempelftrafe verwirft worden fei. 

Dem Gefagten zufolge fonnte nun — die thats 
fächliche Wahrheit der Elägerifchen Sachdarſtellung 
vorausgefegt — dein Werhfelinhaber das Recht nicht 
beftritten werden, von feinen Vormännern Rem: 


boursleiftung auch wegen bes verwirften Stempels 
ftrafbetragd zu fordern als einer Auslage, welche ihm 
dadurch erwuchs, daß das auf der Secunda Gewähr- 
leiftete — die Herausgabe der Prima — nicht erfolgte. 
Gine andere Frage ift, ob Kläger zur Führung des 
Nachweiſes, daß lediglich die Nichtherausgabe der 
Prima den Eintritt der Stempelftrafe im Gefolge 
gehabt habe, im Stande fein, oder ob ſich etwa her⸗ 
ausftellen werde, daß nicht diefer Grund, fondern 
eine andere von den Klägern oder ihren Nachmännern 
zu vertretende Handlungsweiſe die Straffälligfeit 
herbeigeführt habe. Erbringen aber die Kläger jenen 
Nachweis, jo fann es feinen Zweifel leiden, daß 
nunmehr auch die Bellagten den Klägern ald ihren 
Nahmännern für die bezahlte Stempelftrafe aufjus 
fommen haben. 
y, 

Dahingegen entbehrt allerdings die erhobene Klage 
nad einer anderen Ridytung hin der zureichenden 
Begründung: 

Nah der eigenen Angabe der Kläger beim — 
Einl. Punkt befanden fih nämlich auf dem fraglichen 
Werhfel von den Beklagten und deren Vormännern 
herrührende Nothadrefien. Nach weiterem Anführen 
ber Kläger beim Einl.-Punkt — ift nad) Mangels 
Zahlung gefchehener Protefterhebung der gedachte 
Wechſel den auf demfelben befindlichen Nothadreflaten 
zur Zahlung vorgelegt worden. Diefe haben ſich 
jedoch jämmtlih nur zur Zahlung der Wechjelfumme 
und Proteſtſpeſen, nicht aber auch zu derjenigen der 
Stempelftrafe bereit erflärt. Hiernach ift alſo von 
den Nothadreflaten eine Theilzahlung — naͤmlich die 
der Mechielfumme nebft Proteftfpefen — offerirt 
worden. Zur Annahme derfelben war der Wechjel- 
inhaber verpflichtet (vergl. Art. 38. der Wechſel⸗ 
ordnung). 

Darauf, daß die Theilgahlung etwa nur unter 
der Bedingung der Auslieferung des Wechſels nebft 


Proteſt angeboten worden und. deshalb die Annahme 


derfelben unterblieben fei, haben fich die Kläger eben 
jo wenig bezogen, als hierüber in dem in beglaubig« 
ter Abfchrift bei den Acten befindlichen Proteft (Klag- 
beilage D. Bl. —) Etwas verlautbart ift. Bewandten 
Umftänden nad beruht mithin gegen die Kläger in 
Liquidität, daß der Wechfelinhaber eine ihm von den 
Nothadrefiaten — und zwar, was gegenüber den 
Beflagten allein in Betracht fommt, von den Noth— 
abrefjaten der Lepteren und ihrer Vormänner ange: 
botene Theilzahlung nicht angenommen worden ift. 
Die folhenfalld eintretende, in der Wechjelconferenz 
bei Berathung des Art. 62. der Allgem. Deutfchen 
Wechſelordnung (Art. 58. des Entwurfs) ausdrüds 
lich anerkannte Rechtöfolge ift der Wegfall des 
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Regrefies gegen den Honoraten und deſſen Nach— 
männer 

vergl. Protokolle der Leipziger Wechfelconferenz. 

©. 137. der Thöl’fchen Ausgabe. 

im vorliegenden Falle aljo der Verluft des Anſpruchs 
des Wechfelinhabers in Paris und der Vormänner 
defielben bis hinauf zu den Alägern gegenüber den 
Bellagten wegen der Wechjelfumme nebft Proteft- 
ſpeſen. 

Da nun aber eben dieſe beiden Beträge von 
den Beklagten wie nach ihrem eigenen Zugeſtaͤndniſſe 
Bl. — anzunehmen, an die Kläger bereits entrichtet 
worden ift, jo ftellt fich die gedachte, den Klägern 
nachtheilige Rechtsfolge infoweit als befeitigt dar. 
Sie äußert aber ihre Wirfung noch in einer anderen 
Deziehung. 

So gewiß nämlich bei Annahme der gedachten 
Theilzahlung Seiten des Wechfelinhabers E. in Paris 
von ihm und feinen Bormännern der Negreß nur 
noch wegen der unberechtigten Beträge von zufammen 
605 Fred. 55 Eis. — 2ter, 3ter, ter und 6ter An- 
fag der Bl. — in Abſchrift befindlichen Retourrech— 
nung — zu nehmen geweſen wäre, fo gewiß hätten 
auch folhenfalld nur nach Maafgabe dieſes Betrages 
die üblichen Provifionen und Zinfen berechnet werden 
fönnen, während diefelben in Wahrheit unter Zu— 
grundelegung des Öefammtbetrages der Wechielfumme, 
Proteftipejen und der gedachten übrigen Beträge in 
Rechnung geftellt worden find. 

In Hinficht der fich hiernach ergebenden Differenz- 
beträge ftellt fi daher die erhobene Klage als unbe- 
gründet dar und war infoweit abzuweifen. 


VI. 

Was nun die einzelnen Beitandtheile, aus welchen 
fid) die libellirte Regreßfumme zufammenfegt, betrifft, 
jo iſt hierüber Folgendes zu bemerfen: 

Beklagte haben Bl. — zwar zugeftanden, daß 
ihnen von den Klägern die dem Originale der Klag- 
beilage A. DI. — angefügten, Bl. — in Abjchrift 
befindlichen Retourrechnungen, ingleichen die Origis 
nale der beiden Netourrechnungen E. und F. Bl. — 
eingehändigt worden feien, fie haben aber hierbei die 
Richtigkeit der in diefen Rechnungen aufgeführten 
einzelnen Anfäge mit Nichtwiffen beantwortet, be— 
ziehentlich in Abrede geftellt. Lepteres ift von ihrem 
Standpunkte aus inſoweit erflärlich, als in jenen 
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Rechnungen die verwirkte Stempelſtrafe mit enthals 
ten ift. Abgeſehen von diefem und zwei anderen, 
nachher noch bejonderd zu erwähnenden Beträgen 
haben aber Beflagte fpecielle Einwendungen gegen 
einzelne Anfäge der erwähnten Rechnungen nicht er= 
hoben. Auch das Königl. Handeldgericht hat bei der 
Ipeciellen Prüfung der gedachten Rechnungen gegen 
die Richtigfeit der einzelnen Anfäge — abgefehen von 
dem unter No. V. Gefagten — Etwas nicht zu bes 
merfen. 

Inöbejondere aber läßt ſich die der Protefter- 
hebung in Paris vorausgegangene Ueberfegung des 
Deutſchen Gontertes des Wechjels in die Franzöfifche, 
alſo in die Sprache ded Ortes, wo mit der betreffens 
den Urkunde Amtshandlungen vorzunehmen waren, 
nicht, wie die Beklagten wollen, als eine unnöthige 
Vornahme und der dadurch verurfachte Aufwand 
von 3 Fred. als ein überflüffiger anfehen. 

Was aber den von den Hlägern Bl. — berechs 
neten, von den Bellagten beim Einl.⸗Plt. — in’s 
Nichtwiſſen geftellten Betrag von 1 res. 15 Gie. 
für Porto und Necommandationsgebühren anlangt, 
welde durch die Seiten ihres unmittelbaren Nach— 
manned Br. in Sct. Gallen von dort an fie nad) 
Leipzig geichehene Ueberfendung des Wechfels nebft 
Zubehör erwachfen feien, jo rechtfertigt fich diefer Ans 
ſatz nad) den zur betreffenden Zeit in Geltung ge- 
wejenen, ben faufmännifchen Mitgliedern des Han- 
delögerichtö befannten und auch von ihnen ausdrüd- 
lid) genehmigten Portis unter Berüdfichtigung der 
conereten Umftände, indem die betreffende Poſtſen— 
dung nicht eine gewöhnliche gewefen ift, fondern 
mehrere Schriftftüde — nämlich außer dem Wechjel 
noch die zwei in Paris aufgenommenen Protefte und 
drei Retourrechnungen umfaßt hat. 


VII. 

Dahingegen iſt aber allerdings den Beklagten 
darin beizuſtimmen, daß die Klaͤger kein Recht haben, 
ihnen, den Beklagten, auch die Erſtattung der durch 
die Aufnahme der Bl. — in beglaubigter Abſchrift 
befindlichen Notariatsurkunde erwachſenen Bl. — ver- 
zeichneten fänmtlichen Notariatöfoften, welche Kläger 
nach dem Klagpetitum mit gefordert haben, anzu— 
finnen. 
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Denn der in der gedachten Urkunde verlautbarte 
Proteftact war fein durch die Umftände gebotener 
und kann insbefondere aus dem Gefichtöpunfte der 
Eeiten der Kläger an die Bellagten gefchehenen 
Notification ſchon deshalb nicht in Betracht fommen, 
weil er in diefer Eigenichaft, als erft am 20. Juni 
1363 gefchehen, für verfpätet angefehen werben 
mußte. — Doch ift der 10. Anſatz der gedachten 
Koftenrehnung — 1 Thlr. für Vidimationen — zur 
Hälfte als für die in den Acten befindlichen Bes 
glaubigungen erwachſen, für reflitutionsfähig zu 
achten. Da übrigens die fraglichen Koften von den 
Klägern nur als ein Theil der Proceßkoften gefordert 
worden find, fo bedarf es ihretwegen feiner theilweifen 
Abweifung der Klage. 

VII. 

Was endlich den Beweis der in der Klage ent- 
haltenen thatfächlihen Behauptungen betrifft, jo 
brauchte nur auf die Beicheinigung des auf die bes 
haupteten Beftimmungen des franzöfiihen Rechts, zus 
folge deren die Etempelfttafe erwachſen, bezügliche 
Klagvorbringen, welches die Kläger von dem wegen 
des übrigen Klaginhaltes gebrauchten Cidesantrage 
ausgenommen haben, erfannt zu werden. Denn was 
die damit in Verbindung ſtehenden Umftände — die 
nicht gefchehene Herausgabe der Prima, und das 
Behlen des Stempeld bei der Secunda — anlangt, 
fo ift erftere durch den erhobenen, von den Beflagten 
bei dem Einl. Pkt. — zugeftandenen Proteft erwieſen, 
während letzteres als eine Negative des Nachweifes 
nicht bedarf, übrigens auch aus der Randbemerfung 
in der Alagbeilage A., deren Inhalt von den Ber 
klagten zugeftanden worden ift, fi) ergiebt, daß ber 
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1868 unter gleichzeitiger Erhebung der Stempelftrafe 
nachgenommen worden ift. 

Der übrige Klaginhalt erjcheint nad dem Um— 
fange der von den Bellagten geleifteten Zugeftänd- 
niffe eines bejonderen Nachweiſes nicht ‚bedürftig. 
Daß er rüdfichtlich der beim Einl.“Pkt. — behaup- 
teten, von den Bellagten in’s Nichtwiffen geftelften 
Notificationsertheilungen nicht geführt zu werden 
braucht, ergiebt fich daraus, daß die Behauptung der 
gefchehenen Notification — Art. 45. der Wechfelord- 
nung — nicht zur Begründung der Wechfelregreß- 
Hage gehört. Vielmehr ift ein in diefer Beziehung 
etwa verhangenes Verfäumniß vom Beflagten — was 
jedoch im vorliegenden Falle nicht gejchehen ift — 
mitteld Eintede geltend zu machen. 

vergl. Annalen des Königl. Oberappellationd« 

gerichts, II. 253. 
Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verwaltung, N. $. 
XXI. 81. 

Uebrigend aber läßt der Umftand, daß die Be- 
klagten zugeftandenermaaßen die bezügliche Mitthei- 
(ung am 4. Juni 1868 von den Klägern erhalten 
haben, erfennen, daß die betreffenden Notificationen 
über die am 28. Mai 1868 gefchehene Nichteinlöfung 
des Wechfeld an die 3 Nachmänner der Kläger, an 
welche nach Ausweis der den Beflagten zufolge ihres 
Zugeftändnifjes eingehändigten Retourrechnungen der 
Regreß genommen worden iſt, fowie an die Kläger 
ſelbſt rechtzeitig erfolgt ift. 

Endlid aber haben zwar die Beflagten bei dem 
Einl.“Pkt. — die Behauptung der Kläger, daß die 
jelben von ihrem Nachmanne Br. in Sct. Gallen mit 
dem Betrage der Retourrechnung E. Bl. — belaftet 
worden feien, mit Nichtwiffen beantwortet. Auch 





würde, wollte man fagen, die Bellagten haben ver- 
möge ihrer auf der Klagbeilage E. erfolgten Erklärung 
die Aechtheit des ihnen von den Klägern ausgehän- 
digten Originals derjelben anerkannt und daher deſſen 
Inhalt gegen fich gelten zu laflen, hiergegen einges 
wendet werden fünnen, daß die in diefem Schrift: 
ftüde enthaltene Bemerfung B.'s, daß er die Kläger 
mit dem betreffenden Betrage belaftet habe, bei ber 
Frage nad) deren Beweidfraft im Proceffe den Bes 
klagten gegenüber immerhin nur ald das unbeſchwo— 
rene Privatzeugniß einer dritten Perfon angefehen 
werben dürfte. 

Dahingegen fommt den Klägern die Erwägung 
zu Statten, daß Art. 51. der Wechſelordnung vom 
Indoffanten, welcher ven Regreß an feinen Bormann 
nimmt, den Nachweis, daß er felbft Rembours geleiftet 
habe, nicht erfordert. Eben deshalb nimmt man auch 
in praxi conftant an, daß der Regredient gegen ben 
Negreffaten durch den Befig des Wechjeld und Pros 
teftes hinreichend legitimirt fei. 

zu vergl. Annalen des Königl. Oberappellations- 
gerichts J. 71. und N. F. IIL. 524. 

Diefe Annahme hat aber confequenterweife auch 
auf die quittirten Netourrechnungen, Durch deren Aus- 
lieferung die Zahlungsverbindlichfeit des Regrefpflich- 
tigen nach Art. 54. der Wechſelordnung bedingt ift, 
Anwendung zu leiden und infofern gereicht allers 
dings den Klägern der Befig der gedachten quittirten 
Retourrechnung ihres Nachmannes Br. auch hinficht- 
lih der Beweisfrage den Bellagten gegenüber zum 
Vortheil. 

Auf die hiergegen von den Beklagten eingewendete 
Berufung ertheilte das Königl. Appellationsges 
richt zu Leipzig am 17. März 1869 folgendes Er- 
fenntniß: 

„Daß es bei dem Erfenntniß erfter Inſtanz nicht 
zu laſſen, es hat vielmehr das Suchen der Kläger 
feinem ganzen Umfange nad in Maaßen es ange 
bracht nicht Statt. 

Entfheidungsgründe: 

Nah Art. 81. der Allgem. Deutfchen Wechjelord- 
nung erſtreckt fi) die Verpflichtung jedes Wechjelver- 
pflichteten auf Alles, was der Wechfelinhaber wegen 
Nichterfüllung der Wechfelverbindlichfeit zu fordern 
hat und nad) der fernern Beftimmung in Art. 50. 
unter 2. werden unter den Beträgen, die der Inhaber 
des MWechfels, welcher das Papier Mangels Zahlung 
hat proteftiren lafien, im Regrefwege zu fordern be— 
rechtigt if, und wofür nad Art. 51. jeder fpätere 
Regrefpflichtige dem Indoffanten, von dem der Wechjel 
eingelöft worden, wieder aufzufommen hat, neben ven 
Proteſtloſten ausdrüdlih und ganz im Allgemeinen 
auch andern Auslagen aufgeführt, worunter im 
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Mangel mehrerer Begrenzung außer Zweifel alle dies 
jenigen Aufwendungen zu verftehen find, die ihren 
Grund unmittelbar in dem Wechfel als ſolchem und 
in ben durch denſelben bedingten wechjelmäßigen Ver: 
hältnifien finden, eine Vorausſetzung, die, handelt es 
fih um den Erfag einer von dem Werhfelinhaber er- 
legten Stempelftrafe, der Natur der Sache nad) um 
fo gewifler fpecieller factifher Begründung bedarf, als 
der Eintritt der Straffälligfeit im. Zweifel ftets auf 
das jchuldvolle Gebahren des einzelnen Inhabers 
zurüdzuführen iſt. Gleichwohl würde in Gemäßheit 
vorgedachter gefeplidher Normen aud das Königl. 
Appellationsgericht an fich fein Bedenken tragen, bie 
Beflagten als verpflichtet zum Erfag der in der Klage 
bezeichneten Stempelftrafgelver anzufehen, dafern es 
mit der Erlegung dieſer Strafe in Wirkfamfeit fo 
ſich verhalten haben follte, wie nach der Darftellung 
der Kläger vorausgefept werden muß. 

68 ftellen nämlich die Kläger den Sachverlauf in 
der Weife dar, daf 

a) ber legte Inhaber des Wechſels, A. E. in 
Paris, nach Verfall des Papiers am 23. Mai 1868 
duch den Bl. — namhaft gemachten Huiffiier die 
Secunda behufs Erlangung der dazu gehörigen accep- 
tirten Prima den auf der Secunda angezeigten Ver: 
wahrern N. & P. M. ebendafelbit habe vorlegen und 
wegen unterbliebener Herausgabe den Bl. — ab- 
fchriftlich wiedergegebenen Proteft erheben laſſen, 

und daß ferner 

b) weil ſonach die Prima nicht zu erhalten, mit: 
hin nicht zu erkennen gewefen, ob der gejegliche 
Stempel von 4 Fres. 50 Ets. verwendet fei, während 
die Secunda einen Stempel nicht erhalten habe, 
nad) dem in Frankreich geltenden Rechte nicht nur 
die Nadjverwendung bed Stempeld nöthig gewefen, 
fondern auch die gefegliche Stempelftrafe von 591 Free. 
wegen nicht verwendeten Stempeld verwirft worden 
fei. 

Dem Wortlaute fowohl ald dem Zufammenhange 
nach läßt fich hierin lediglich die Behauptung finden, 
daß der Inhaber des Wechſels mit der bezeichneten 
Strafe um deswillen belegt worden fei, weil die 
unter a) gedachte, die Herausgabe der Prima be— 
zwedende wechjelmäßige Manipulation erfolglos ge— 
blieben fei. Died vorausgefegt, würde, wie auch an 
fi) ganz mit Recht die vorige Inftanz den Sinn der 
Klage aufgefaßt hat, die Verwirkung der Strafe 
allerdings ald die unmittelbare Folge der vers 
weigerten Herausgabe der Prima anzufehen 
fein, ſolchenfalls aber die Bellagten die Verpflichtung 
für die Strafgelder einzuftchen, um fo gewifler treffen, 
ald der Grund der Strafverwirfung bei einer der— 
artigen Sachgeftaltung feineswegs in einem indivis 
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duellen Berfchulden des Wechjelinhabers, fondern in 
der umnterbliebenen Grfüllung der gewilfen dritten 
Perfonen, den Berwahrern der Prima, von dem Aus- 
fteller des Wechſels auferlegten Handlung zu fuchen 
geweien wäre, für welche die Beflagten durch Bei: 
fügung ihres Indofjaments nach Art. 14. verb. mit 
Art. 69. der MWechjelordnung die Mitgarantie über- 
nommen haben. ine ſolche Mitgarantie war in der 
That vorhanden. Denn wenn fchon nach Vorfchrift 
des letztgedachten Artifeld Seiten des Wechfelinhabers 
nicht ohne Weiteres wegen unterbliebener Berab> 
folgung des zum Aecept verjendeten Exemplare, jon- 
dern lediglich Mangels Annahme, bezichentlih Mans 
geld Zahlung Regreß zu nehmen ift, jo ordnet doch 
derfelbe Artikel ausprüdlich an, daß die Nichtheraus- 
gabe des bei dem Dritten gejuchten Eremplars durch 
Proteft feitgeitellt werden müfle, und infofern diefe 
Feftftellung gefeglich die Vorbedingung jedes weiteren 
Regrefies bildet, erfennt der Gefepgeber jedenfalls 
foviel an, daß alle Wechfelverpflichteten für die Fol— 
gen der unterbliebenen Herausgabe einzuftchen, aljo 
die Berantwortung für die Unterlaffung des Ver— 
wahrers zu übernehmen haben, wobei ed gleichgültig 
ericheint, ob die regreßpflichtigen VBormänner eine 
eigene Schuld dabei trifft oder nicht. 

Es fann jedoch der Natur der Sache nach die 
Berwirfung der Stempelftrafe ald eine unmittelbare 
Folge der unterbliebenen Herausgabe der Prima nur 
dann angejehen werden, wenn biefelbe hiftorifch hinter 
dem Zeitpunfte der wechlelmäßigen Gonftatirung 
jener Unterlaffung liegt. Denn wenn, wie nach dem 
Inhalte des angezogenen Artikel 69. sub 1. nicht zu 
bezweifeln fteht, Rechtögewißheit darüber, ob die Ber- 
wahrer des zum Mecept verjendeten Eremplard ihrer 
Verpflichtung zur Herausgabe dieſes Exemplars ge— 
nügen würden, erft durch die Proteftaufnahme zu 
erlangen war, fo gebricht ed offenbar für den Fall, 
daß die Erlegung der Stempelftrafe vor diefem Zeit— 
punkte erfolgte, an jedem erfennbaren innern Zujfams 
menhange zwifchen dem Eintritte der Straffälligkeit 
einerfeits, und der unterlafjenen Production der Prima 
anbererfeits. 

Hiernach ift es im conereten Falle zweifellos von 
Wichtigfeit, wann und unter welchen Umſtaͤnden 
die gedachte Strafe erlegt worden iſt. Wie jedoch 
das Klagvorbringen BI. — flg. in diefer Beziehung 
ſich lediglich mit dem Hinweiſe darauf begnügt, es 
fei Die angegebene Stempelftrafe fo, wie oben unter b) 
bemerft, verwirft worden, jo ericheinen jedenfalls 
die nach der Sachdarftellung der Klage obgedachter 
Maaßen zu ftatuirenden Vorausjegungen eintretender 
Bertretungspflicht der Beflagten in wefentlicher Weiſe 
dadurch alterirt, daß nach Ausweis der auf der Klag⸗ 


beifuge A. Bl. — erfichtlihen Quittung über die er⸗ 
folgte Zahlung des ftreitigen Strafgelverbetrages — 
einer Urkunde, deren Inhalt Kläger als die Produs 
centen jedenfalls gegen fich gelten laffen müflen — 
jene Zahlung bereits am 22. Mai 1868 d. i. am Tage 
vor der Protefterhebung wegen unterbliebener Heraus- 
gabe der Prima in das Werf gefept worden ift. 

Die in der vorigen Inftanz Bl. — mit vollem 
Rechte angeregte, von ihr jedoch mit Nüdficht auf die 
fonftige Auffaflung der Definitiventfcheidung vorbe- 
haltene Brage, ob nach den vorliegenden Verhältniffen 
anzunehmen ftehe, daß lediglich die Nichtherausgabe 
der Prima den Eintritt der Stempeljtrafe im Gefolge 
gehabt, findet dem Gefagten zufolge ſchon dermalen 
genügende Beantwortung. Die Frage ift offenbar 
zu verneinen. Denn ift die Strafe erlegt worben zu 
einer Zeit, zu welcher es, wie bereit bemerkt, noch 
an rechtlicher Gewißheit mangelte, ob die auf der 
Secunda benannten Werwahrer der Prima ihrer 
mandatmäßigen Obliegenheit zu deren Herausgabe 
genügen würden, jo muß im Zweifel und bis zum 
Nachweiſe befonders geftalteter thatfächlicher Verhält— 
niffe, auf welche Bezug zu nehmen den Klägern 
oblag, angenommen werben, daß nicht die unter- 
(affene Herausgabe der Prima, fondern irgend ein 
anderer, zur Zeit unbefannter, in den Aften wenigs 
ftend nicht ermittelter Grund die Straffälligfeit her⸗ 
beigeführt habe. 

Daß nun diefer Grund außerhalb des indi- 
viduellen Verſchuldens der Kläger und ihrer Nach— 
männer liege, fann von vornherein ohne nähere 
Kenntniß des einfchlagenden Sachverhaltes zum Nach» 
theile der Bellagten in alle Wege nicht präfumirt 
werden. Wenn hiernady diejenige factifche Voraus— 
fegung befeitigt ſich darftellt, auf welche die vorige 
Inſtanz die Statthaftigfeit des Klaganfpruches, foweit 
er den Strafgelverbetrag betrifft — und nur wegen 
diefes Anfpruches fammt den damit verbundenen 
Nebenforderungen ift die Klage nah Bl. — aufrecht 
erhalten worden — bafiren zu dürfen geglaubt hat, 
andere geeignete Stügpunfte hingegen in dem Vor— 
bringen der Kläger nicht geboten find, indem, worauf 
noch befonverd hingewiefen werden mag, zwar in 
dem Betrage der von den Klägern im Einl. Pkt. — 
aufgeführten Stempelftrafe an 591 Fred. nach dem 
Inhalte der Quittung Bl. — der Verlag für Stempel- 
impoft an 4 Fred. 50 CEts. inbegriffen zu fein fcheint, 
deſſen Nüdforderung an fich nicht den im BVorftehen- 
den dargelegten Bedenken unterliegen würde, jedoch 
im conereten Falle die Regreßnahme auch infoweit 
mit Nüdficht auf das Bl. — unter V. hervorgehobene 
Moment um fo gewifler ald ausgefchloffen ſich dar— 
ftellt, ald von dem Nothaddreffaten die Honorirung 
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des Wechjeld Bl. — allein nur wegen der Straf 
gelder „amende“ abgelehnt worden ift, fo war das 
Suchen der Kläger wie gefchehen, feinem ganzen Um» 
fange nach, den Anträgen der Beklagten entiprechend, 
in der angebrachten Maaße abzuweiſen.“ 


21. 


Der Gejfionar, welchem eine bypothefarifche For: 
berung abgetreten, aber im Grund= und Hypo— 
thefenbuche nicht zugefchrieben worden, ift nad 
erfolgter Zwangsverfteigerung des Pfandgrund— 
ſtücks Befriedigung wegen der abgetretenen For: 
derung aus den Erſtehungsgeldern zu verlangen 
jedenfalld dann nicht befugt, wenn zu des Gedenten 
Vermögen immittelft Goncurd ausgebrochen: ift. 


Mitgetbeilt von 
Herrn ®, in &. 


Auf dem Haufe des Korbmachers Zimmermann *) 
waren am 8. März 1866 8541 Thlr. — — aners 
kannte Schuld für einen gewiſſen H. und für ben 
Maurermeifter Meier hypothekariſch eingetragen wor— 
den. Der legtgedachte Gläubiger cedirte mittelft zweier 
gerichtlich recognoscirter Geifionen vom 9. November 
und 29. October 1866 von der ihm an jener Forbes 
derung auftehenden Hälfte wei Theilbeträge an Liebelt 
und Conrad; es wurde jedoch die beantragte Ueber— 
ſchreibung der cedirten Beträge in dem Grund» und 
Hypothekenbuch durch eine Proteftation eines Gläubi- 
gerd Meiers verhindert. Nachdem inzwifchen Zimmer- 
mann im Juni 1866 gejtorben, wurde zu feinem Ber: 
mögen Concurs eröffnet und das Haus am 27. April 
1868 nothwendig verfteigert. Noch bevor lepteres 
geichehen, war auch zu des Gedenten Meier Vermögen 
Concurs eröffnet, und, alsbald nad) defien Erfolg 
aud von dem Meierjchen Gütervertreter wider Ueber— 
ſchreibung der von Meier cedirten Theilbeträge an die 
Geffionare proteftirt worden. So fam es, daß in 
dem Zimmermannjcen Nachlaßereditweien gleich- 
zeitig 

a) die ganze Meiern zuftändig geweſene Gapital- 
hälfte von dem Meierſchen Gütervertreter, und 

b) die cedirten Theilbeträge von den beiden Gef- 
fionaren, Liebelt und Conrad, liquidirt wurden. 

Die Lepteren bemerkten unter Bezugnahme auf 
Zeitſchrift für R. u. V., N. F. Bo. 13. ©. 452. 
und Eiebenhaar, Commentar zu $. 438. (Br. 1. 
©. 350. Anm. 2.), daß, wenn auch die an fie be 


*) Die Namen find durchweg verändert, 





wirkten Geffionen nicht im Grundbuche verlautbart 
worden, doch biefer Mangel dem Suchen der Liquis 
danten nicht entgegenftehe, da das verpfändete Grund⸗ 
ftüd unterdeß am 27. October 1868 fubhaftirt worden 
fei, fomit aber die Forderung aufgehört habe, eine 
hupothefarifche zu fein, und bei diejer veränderten 
Sadjlage der Grund ber fpeciellen Dispofition in 
$. 438. des bürgerlichen Geſetzbuchs (daß die Ceſſion 
einer hypothekariſchen Forderung erft durch die Ein» 
tragung Gültigfeit gegen den Schuldner, wie gegen 
Dritte erlange) und die Ausführbarfeit der darin er 
theilten formellen Vorſchrift hinmwegfalle. 

Es wurde jedoch in dem am 7. December 1868 
publicirten Zocationsbefcheide nur der Meierjche Güter: 
vertreter mit dem von ihm liquidirten Betrage (d. i. 
der Meierfchen Hälfte des Capitals) locirt, das Suchen 
der Zweigceſſionare aber abgewiefen, „da beide von 
den Geffionen vom 29. October und 9. November 
1866 feinen Gebrauch gemacht, und weder der Redyts- 
nachfolger des bereitd am 22. Juni 1866 verftorbenen 
Schuldners Zimmermann von den Eeffionen in Kennt: 
niß gelegt, noch diefelben behufs der Uebertragung 
der cebirten Rechte auf fie bei dem Hypothekenrichter 
zum Eintrage hätten bringen laflen, mithin laut ver 
Motiven zu $. 438. des bürgerlichen Gejegbuchs der 
Zimmermannjche Nachlaß Schuldner des Meier, und 
diefer @igenthümer der hupothefarifchen Forderung 
geblieben, und, als zu feinem — Meierd — Bermögen 
unterm 27. November 1866 der Concursproceß eröff- 
net worden, die hypothefariiche Forderung an den 
Zimmermannihen Nachlaß mit allen übrigen über- 
tragbaren Bermögensrechten Meier auf die Geſammt⸗ 
heit der Meierfchen Gläubiger übergegangen fei, auch 
der Meierſche Gütervertreter laut bed Eintrags unter 24. 
Bl. — bereits am 3. December 1866 die Rechte der 
Meierichen Gläubigerihaft gewahrt habe, hiernady 
aber die Gründe der Bl. — angezogenen Entſchei— 
dungen nicht zur Anwendung kommen fönnten, indem 
vor Subhaftation des Zimmermannſchen Haufes vie 
Meierfchen Gläubiger an die Stelle Meiers getreten 
feien.” 

Es warb auch diefe Entfheidung der von ben 
Zweigcefionaren eingewendeten Berufungen ungeachtet 
fowohl vom K. Appellationsgericht zu Leipzig (März 
1869) ald vom K. Oberappellationsgericht (Juni 
1869) beftätigt. 

Die Nationen der zweiten Inftanz lauten: 

„In 8.438. des bürgerlichen Geſetzbuchs ift ganz 
im Allgemeinen beftimmt, daß in allen Fällen, außer 
dem in $. 437. gedachten Bererbungsfalle, die im 
Grund» und Hypothekenbuche eingetragene Forderung 
jowohl gegen Dritte, ald gegen den Schuldner ſelbſt 
erft durch die Umfchreibung auf den neuen Oläus 


biger übergehe. Es folgt hieraus von felbft, daß, 
obſchon Heinrich Bernhard Meier mittelft der BI. — 
erfichtlichen Gejjionen am 9. November und 29. Octp- 
ber 1866 von feiner auf dem Zimmermannjchen Haus: 
grundſtück verficherten Stammforberung zwei Theil- 
beträge von — und — an die in den Urkunden be- 
nannten Geffionare abgetreten und zu dieſer Abtretung 
an den nämlichen Tagen vor Gericht ſich befannt hat, 
doch dieſe Theilforderungen in Grmangelung des Er- 
folged einer grundbücherlichen Ueberfchreibung nad) 
wie vor in dem Vermögen Meierd verblieben find, 
und namentlich auch noch zu deflen Vermögen (be— 
ziehentlich zu der Maffe des am 27. November 1866 
zu Meierd Vermögen eröffneten Creditweſens) gehör- 
ten, ald am 27. April 1868 mit der Zwangsverfteis 
gerung des verpfändeten Hausgrundftüds verfahren 
wurde. Es waren mit anderen Worten die betref- 
fenden Zweigceffionen, weil fie im Grundbuche nicht 
verlautbart worden (abgejehen von dem Verhältnifje 
zwijchen den Gedenten und Geffionarien), allen drit- 
ten Perſonen gegenüber ald nicht erfolgt anzufehen 
und namentlich die Geffionare nicht in der Lage, zu 
verlangen, daß ber hypothekariſche Schulpner fie als 
Inhaber der antheilig abgetretenen Forderungsrechte 
anerfenne, ihnen Zahlung der Zinfen oder des Gapi- 
tals leifte u. dgl. m. Es find diefelben aber auch 
folgerecht nicht für befugt zu erachten, Forderungen, 
welche überhaupt nicht auf fie übergegangen find, bei 
dem vorliegenden Concurſe des abgetretenen Schuld- 
ners in dem Wege der Liquidation geltend zu 
machen. 

Nun vermeinen zwar die mehrerwähnten Geffionare 
nah DL. — und Bl. —, daß ihre Rechtslage um 
deswillen fich weſentlich günftiger geftalte, weil das 
Zimmermannfdhe Grundftüd bereitd vor dem Liqui— 
dationdtermine jubhaftirt, und ſodann die gefammten 
Hypothefen gelöfcht worden feien, ſomit aber naments 
lich die Meierfche Stammforberung ihres den Intens 
tionen der Geffionare im Wege geftandenen hypo— 
thefarifchen Charakters entfleidet („ihrer Banden 
entfeffelt”) worden, und vemgemäß fie, die Ceſſionare, 
die an fie erfolgte Abtretung des jegt nicht mehr in 
dem Grund- und Hppothefenbuche eingetragenen 
Anfpruchs zu ihren Ounften geltend zu machen nicht 
weiter behindert feien. Allein (ganz abgejehen davon, 
daß, wenn jchon das Grundſtück bereits am 27. April 
1868 verfteigert worden, doch die Löfchung der darauf 
intabulirt gewejenen Hypothefen nach Bl. — erft am 
25. Mai 1868 vorgenommen worden und mithin 
zur Zeit des am 8. Mai deſſ. Jahres angeftandenen 
Liquidationstermind die Meieriche Forderung noch 
ungelöfcht im Grund» und Hppothefenbuche eingetra= 
gen geweſen) fiehen der bezüglichen Deduction der 
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Kläger wefentliche rechtliche, von dem Streitvertreter, 
wie von ber erften Inftanz bereits Bl. — und Bl. — 
hervorgehobene Bedenken entgegen. Man kann, um 
das Unhaltbare der diesfalls vom Liquidanten auf: 
geftellten Anfichten nachzuweiſen, die mindeftens nicht 
unerheblichen Zweifel ganz dahin geftellt laſſen, welche 
der Streitvertreter im Allgemeinen wider bie in der 
Zeitfchrift für Rechtöpfl. u. B., N. 5. Bd. 13. 
©. 453. 


ausgeführte, nach Bl. — die wejentliche Grundlage 
für das Verlangen der Liquidanten bildende Rechts— 
meinung geltend gemacht hat. Denn der vorliegende 
Fall ift von dem durch das angezogene Präjubiz zur 
Entſcheidung gebrachten in mehrfacher Beziehung 
wejentlich verfchieden. Insbefondere liegt in dem 
erfteren, im Gegenfage zu dem legteren, das Ein» 
verftändniß des Cedenten mit der Befriedigung der 
Geffionare aus der Erftehungsgeldermaffe nicht vor; 
es fteht auch den Geffionaren nicht ein folventer 
Gedent, fondern das zu ded Gedenten Vermögen 
eröffnete Ereditwejen gegenüber, und es ift von 
dem Vertreter des leßteren die ganze urjprüngliche 
Forderung Meiers in dem Zimmermannfchen Grebits 
weſen geltend gemacht worden. Sit dieſe leptere 
Anmeldung an fich nach $. 438. cit. als eine voll 
ftändig berechtigte anzufehen, und eine zwiefache 
!ocation einer und derfelben Forderung rechtlich un— 
möglich, jo fann auch ein Recht der Liquidanien, 
auf Grund der Ceſſionsurkunden Bl. — und 
Bl. — wider das Verlangen der Meierfihen Güter: 
vertreter Widerfpruch zu erheben, und an deffen Stelle 
ihre Location mit den cedirten Theilbeträgen zu vers 
langen, nicht anerkannt werden. Denn nad) be» 
fannten concurdrechtlichen Grundjägen konnten, nach⸗ 
dem zu Meierd Vermögen der Concurs eröffnet wor- 
den, jene Gejfionen den Liquidanten einen Rechtstitel, 
auf deffen Grund diefelben von dem Nichter die ans 
theilige Ueberfchreibung der Forderung zu verlangen 
befugt gewejen wären, überhaupt nicht weiter gewäl- 
ten. Es würde vielmehr der Hypothefenrichter einen 
folhen Antrag, wäre er nach Eröffnung des Meier- 
jchen Greditwejens an ihn geitellt worden, felbft ohne 
die Eriftenz der Proteftation BI. — mit dem Bemer⸗ 
fen zurüczumweijen gehabt haben, daß über die ihrem 
ganzen Betrage nach zur Meierſchen Concursmaſſe 
gehörige Forderung nur dem Bertreter dieſer 
Mafje die Verfügung zuſtehe, der frühere Dispofi- 
tionsact Meier aber, weil er zur grumdbücherlichen 
Berlautbarung nicht gelangt fei, den Gejfionaren nur 
ein Necht auf Liquidation des id, quod interest, bei 
dem Meierfchen Eoncurfe, nicht aber auf Ausfühs 
rung des bis zum Goncursausbruche unausgeführt 
gebliebenen Geffionsgeichäfts gewähre. 
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vergl. Zeitfchrift für R. u. V., N. 5. Bo. 25. 

©. 61. 
In derjelben Weije ift aber auch der Goncursrichter 
im Zimmermannfcden Grebitwejen verbunden, die— 
jenigen Gonjequenzen anzuerfennen, welche in Betreff 
der Unmöglichkeit einer zwangsweifen Realifirung des 
Geffionsgefchäfts fofort mit dem Ausbruche des Meier- 
fchen Creditweſens aus jenen angebeuteten concurd« 
rechtlichen Sägen zu Gunſten der Meierfchen Maſſe 
fi ergeben; das ift mit andern Worten: die legt 
gedachte Mafle ift mit dem vollen Betrage ber 
Stammforberung anzufegen, weil biefe ihrem ganzen 
Betrage nad) zu dieſer Maffe gehört, und die Zweig. 
cejfionarien zwar wohl befugt geweien wären, ber 
betreffenden Anmeldung, wäre fie von ihrem ſolven— 
ten Gedenten erfolgt, unter Bezugnahme auf den 
offen vorliegenden dolus vejjelben im Wege ber 
Prineipalintervention entgegenzutreten, nicht aber die 
Anmeldung ded Meierfhen Gütervertreters zu bes 
mängeln vermögen, welchen, foweit er die Regeln 
des Goncurdrechtes geltend macht, ein dolus nicht 
zur Laft gelegt werden fann, wohl aber das Recht 
zufteht, zu verlangen, daß alle Gläubiger des Gemein» 
ſchuldners die ihnen aus einem noch nicht ausgeführs 
ten Bertrage wider den leßteren zuftehenden Anfprüche 
im Wege der Liquidation des id, quod interest, in 
dem Meierfchen Greditweien geltend machen. Das 
Bl. — zu Gunſten der Liquidanten Bemerfte erledigt 
fih dadurd, daß injomweit, das ift in Betreff der 
Füglichkeit, die Realifirung noch nicht ausgeführter 
Nechtsgefhäfte abzulehnen, die Rechtslage der Con— 
eurdmafle nach befonderer gejeglicher Vorſchrift 
eine günftigere ift, als die des Gemeinfchuldners vor 
Ausbruch des Concurſes. Die Bl. — angezogene, 
in den 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bd. 6. 

©. 234. 
abgebrudte Entſcheidung fest, wie in derſelben aus» 
drücklich angedeutet worden, eine „in gültiger Weiſe“ 
erfolgte Abtretung voraus, eine Borausfegung, welche 
gezeigter Maafen dem Zimmermannfchen Ereditweien, 
wie den Oläubigern Meier gegenüber, nicht zutrifft, 
und ed fann endlich davon, daß, wie Bl. — gejagt 
wird, „Sofort mit der Subhaftation” des Zimmers 
mannjchen Hausgrundftüds die in Frage geftandenen 
Ceſſionen „vollftändig gültig dageftanden” um des— 
willen nicht die Rede fein, weil fchon mit dem Aus- 
bruche des Meierichen Creditweſens jede Möglichkeit 
hinweggefallen war, das Ceſſionsgeſchaäft noch zur 
vollen Geltung zu bringen.” 

Die Entiheidungsgründe des Königlichen 
Dberappellationsgerichts lauten folgender Maas 
pen: 


„Zu Rechtfertigung des vorftehenden confirmato- 
tifchen Erkenntniſſes genügt die Verweiſung auf die 
fachgemäßen Rationen der vorigen Entſcheidungen 
Bl. — und Bl. — in denen alle diejenigen Gründe, 
durch welche die Appellanten den von ihnen Bl. — 
angemeldeten Anfpruch zu ftügen gefucht haben, bereits 
eingehend geprüft und widerlegt worden find. Die 
von den Appellanten Bl. — dawider neuerlich erho— 
benen Ausftellungen lafien in der wiederholten Bezug- 
nahme auf das in der Zeitfchrift f. R. u. V., N. F. 
Br. 13. ©. 453 fg. erfichtliche Praͤjudiz des Königl. 
Oberappellationsgerichts die wichtige Unterfheidung 
des dort referirten Falles von dem jegt vorliegenden 
Falle unbeachtet, daß es ſich gegenwärtig um das 
Rechtöverhältniß des Eeifionars nicht, wie in jenem 
Falle zu dem Gedenten, fondern zu dritten Per— 
fonen, der Gläubigerfchaft des infolventen Gedenten, 
handelt. Der Sag, daß auch die Gläubiger des in 
Goncurs verfallenen Gedenten in der bier fraglichen 
Beziehung ald Dritte, nicht als ſolche Rechtsnach- 
folger des Erfteren anzufehen feien, welche in die 
Verbindlichfeiten deſſelben, ebenſowohl als in deſſen 
Rechte, in ungefchmälerter Intenfivität und Ausdeh— 
nung eintreten, beruht auf einem Beichluß des Ober- 
appellationsgerichts vom 15. Juni 1852 (vergl. 
Annalen, Bd. 3. ©. 223.), der gerade in Faͤllen der 
vorliegenden Art bei Entjcheidung der Frage, ob der 
Geffionar das Recht auf Verſchaffung des Ceſſions— 
eintrags auch gegen den Goncurs ausüben fünne, 
ſchon wiederholt zur Geltung gebracht worden ift. 

Vergl. auch Wochenblatt für m. R., 1852. 

©. 419. 

Annalen, Br. 7. ©. 128. 

Wie Bl. — bemerkt worden, hat durch den vor 
Eintragung der Geffion an die Appellanten erfolgten 
Goncurdausbruh zu dem Vermögen des Gedenten 
Heinrich Bernhard Meiers das Sachverhaͤltniß ähn- 
lih dem Kalle ſich geftaltet, wenn außerhalb des 
Goncurfes der Gedent die hypothekariſche Forderung 
anderweit cedirt, und der zweite Gejfionar jeine Ein- 
tragung wirklich erlangt hat. Auch die Gläubiger 
ichaft der Gedenten, weldye durch die von diefem freis 
willig erflärte oder bei amtlicher Goncurseröffnung 
fraft des Gejeges ftattfindende Güterabtretung in einer 
der des zweiten Gejfionars analoge Rechtslage kommt, 
braucht dem frühern Ceſſionar nicht zu weichen, weil 
ihr gegenüber das Geffionsgefchäft, auf welches 
das Recht des letzteren fich gründet, unwirkſam ift 
und die in Folge des Concursausbruchs eintretende 
Dispofitionsunfähigfeit des Cridars, fofern fie auf 
deſſen eigenen Immobilien in der durch die Berords 
nung, das Verfahren in nichtftreitigen Rechtsfachen 
betr., vom 9. Januar 1865. $. 223. vorgefchriebenen 
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Maafe, oder, wie nad Bl. — hier geſchehen, durch 
eine auf dem fremden Grundftüd eingetragene Pros 
teftation verlautbart ift, fie gegen jede ihr nachtheilige 
hypothekenrechtliche Verfügung fchügt. 

Was von den Appellanten hauptfädhlich urgirt 
wird, daß nämlich in Folge der inzwifchen ausgeführ- 
ten Eubhaftation des Pfandgrundftüds mit dem 
Erlöfhen der Hypothek die perfönliche Natur der 
Forderung ausſchließlich hervorgetreten, mithin der 
Mangel der vorfchriftsmäßigen Eintragung erledigt 
fei, beruht auf einem Irrthume über die Tragweite 
der einfchlagenden Vorſchrift. Die Unwirkfamfeit 
der nicht eingetragenen Ceſſion — außerhalb des 
Berhältniffes zwifchen Cedent und Eeffionar — bezieht 
ſich nicht blos auf die Geltung in hypothekenrechtlicher 
Hinfidht, fondern auch auf die perfönliche Seite der 
Forderung. So hat das Oberappellationsgericht die 
betreffende Beſtimmung in 8. 84. des Hypothefen- 
gefeges vom 6. November 1843 aufgefaßt, 

vergl. Wochenblatt a. a. D. ©. 423. 
und für eine andere Auffafjung bietet auch die ent- 
fprechende Dispofition in $. 438. des bürgerl. Gefep- 
buchs feinen Anhalt, da fie ausweislich der Motiven 

vergl. Siebenhaar, Gommentar, Bd. 1. ©. 349. 
die vorerwähnte ältere Beftimmung wiederzugeben 
beftimmt ift und keineswegs eine Spaltung der hypo= 
thefarifhen Forderung nad ihrem dinglichen und 
perjönlichen Elemente bezwedt. 

Nah dem Allen geht ven Appellanten mit dem 
Rechte zu Geltendmachung der cedirten hypothekari— 
fhen Forderung auch die Legitimation zu deren Ans 
meldung im Goncurje des Pfandſchuldners gänzlich 
ab, während, wie fich von ſelbſt verfteht, ihrem etwai- 
gen Schädenanfprucche gegen den Cedenten, beziehent⸗ 
lich der Geltendmachung des betreffenden id, quod 
interest, bei dem Goncurje des Letzteren hierdurch nicht 
präjubicirt wird. 

Die durchgängige Beftätigung der angefochtenen 
Entſcheidung mußte auch die fernerweite Berurtheis 
lung der Appellanten in Grftattung der durch dad 
ergriffene Rechtsmittel veranlaßten Koften nad ſich 


ziehen.” : 


22. 


Die verbindlihe Kraft eined Empfangs— 
bekenntniſſes. 
(Nachtrag zu dem Seite 225 flg. vorigen Jahrganges 
mitgetbeilten Rechtsfalle.) 
Mitgetheilt von 
Herrn U 8. in L. 


Auf Appellation des Bellagten erfannte das 


Königliche Oberappellationsgericht in vierter 
Inſtanz im Sabre 1869: 

„Daß es bei dem nurerwähnten Uethel (britter 
Inſtanz) fo allenthalben nicht zu laſſen, fondern es 
bewendet bei der BI. — ausgefprochenen Berurtheis 
lung Bellagtens in Bezahlung der geflagten Sechs 
Taufend Thaler —= —- fammt Zinfen zu jährlich 
fünf vom Hundert vom 22. Auguft 1866 an gerech- 
net, ingleihen 15 Thaler Provifion, fowie in Erftat- 
tung der in erfter Inſtanz erwachſenen Proceßkoften 
nur mit dem Zufage: 

„Es könnte und wollte denn Bellagter den Bl. — 
angetragenen, von ihm ſtillſchweigend angenom⸗ 
menen Eid über den 5Often Einlafjungsabfchnitt 
in der Maafe: 
daß, wie er nicht anders wiffe, auch glaube und 
bafür halte, der Bl. — genannte Wilhelm P. 
von ber Klägerin am 22. Auguft 1866 bie 
Summe von 6000 Thalern oder mehr oder we— 
niger keineswegs ausgezahlt erhalten habe’, 
ſchwören, folhenfalls ift derfelbe von der wider ihn 
erhobenen Klage zu entbinden und loszuzählen ıc. 

Dagegen ift das beregte Urthel im Uebrigen, ber 
noch weiter gehenden Beſchwerden Bellagtens uns 
geachtet, wie hiermit geſchieht, au beftätigen. 

Entjheidungsgründe: 

Wenn Bellagter nächft Bl. — geltend gemacht, 
die dritte Inftanz habe, indem fie ihn unbedingt ber 
Klagbitte gemäß verurtheilt, formell über die Be— 
fehwerden der Klägerin hinaus die früheren Ent- 
fheidungen abgeändert, fo erfcheint dies unrichtig. 
Denn mag auch zugegeben werden, daß einzelne 
Auslaflungen in der Deductionsſchrift Bl. — flg- 
darauf hindeuten, als habe Klägerin ein Erfenntniß 
auf den Eid über die Klage erwartet, fo hat doch 
Klägerin, wie nad) BI. — gegen das Uxthel der 
eriten, ſonach Bl. — auch gegen das Urthel der 
zweiten Inſtanz ausbrüdlih um deswillen Berufung 
eingewenbet, 

„weil nicht ad petita erfannt worden”, 
und dieſe Beſchwerde ftellt fih ihrem Inhalte nad) 
als eine fo umfaffende dar, daß die dritte Inſtanz 
formell durchaus nicht behindert gewefen, eine joforz 
tige unbedingte Condemnatoria auszufprechen. 

Anlangend die Sache felbft, fo it Man bei dem 
vorftehenden, wenigftens zum Theil reformatorifchen 
Grfenntnifje von folgenden Erwägungen geleitet 
worben: 

Nach dem, was Klägerin Bl. — in Verbindung 
mit BL. — angeführt und Beflagter bei dem 1jten 
und 52jten Einlaſſungsabſchnitte als richtig einge— 
räumt, beruht joviel in rechtlicher Gewißheit, daß 
zwiſchen den Parteien ein Contocorrentverhältniß be- 
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ftanden, ingleichen daß zwifchen ihnen nur eine ein» 
zige Poſt im Betrage von 6000 Thalern ftreitig it, 
welche Klägerin am 22. Auguft 1866 auf das Gonto 
Bellagtend zu des Lepteren Lajten eingetragen hat. 

Bellagter hat nun bei den Einlaffungspunften 7. 
34. 36. 39. 41. 43. 45. und 46. in Verbindung mit 
den Anmerkungen zu dem ten und 43ſten Einlaj- 
fungsabjchnitte weiter zugeftanden, daß Klägerin, 
nachdem er berfelben am 22. Auguft 1866 einen 
Brief — defien näheren Inhalt er anzugeben nicht 
für gut befunden — geichrieben und zugeſandt ges 
habt, nod am nämlichen Tage durch den Commis 
©. fagen lafjen, der Brief genüge nicht, er möge die 
von ©. gleichzeitig mitgebrachte Quittung unterzeich- 
nen, und daß er hierauf auch wirklich diefe Quittung, 
welche in ihrer Urfchrift der Bl. — zu leſenden 
Abſchrift gleichlautet, und wonach er befennt, am 
22. Auguft 1866 von der Klägerin die Summe von 
6000 Thalern a Conto empfangen zu haben, unter 
fehrieben und nach der VBollziehung an S. zurüdzu- 
geben. 

Nach diefen Zugeftändniffen erfcheint der von der 
Klägerin erhobene Anfpruch rüdfichtlich des geforder- 
ten Hauptftammes der 6000 Thaler —= —-, und 
wenn man bad weitere Zugeftändniß Bellagtens 
Bl. — bezüglid) des Bl. — behaupteten Abkommens 
binzunimmt, auch rüdfichtlich der geforderten Zinfen 
und Provifion an fih als vollfommen fundirt und 
bereitö dargethan. 

Denn Klägerin hat eben den Inhalt der beregten 
Quittung auf ihrer Seite, weldye Beklagtem gegen- 
über voll für fie beweift, und Man ftimmt daher der 
vorigen Inftanz darin vollfommen bei, daß das, was 
Klägerin Bl. — fig. ihrerfeitS über den Inhalt des 
von Bellagtem am 22. Auguft 1866 an fie gefchrie- 
benen Briefs angeführt, zu Begründung der Klage 
überhaupt nicht weiter erforderlich war und daß eben 
deshalb die Bedenken gegen die Schlüffigfeit der Klage, 
welche die erfte und zweite Inftanz aus der Unftatt- 
haftigfeit des Eidesantrags über jenes Anführen ber 
geleitet, ſich von ſelbſt erledigen. 

Nun ift es zwar richtig, daß die Wirkung einer 
Quittung auch wieder aufgehoben werben fann. Allein 
hierzu genügt keineswegs die bloße Behauptung des 
Ausitellers, oder felbjt das Zugeftändniß des Quit- 
tungsempfängers, daß in Wirklichkeit feine Zahlung 
erfolgt fei. Vielmehr muß der Ausfteller zu diefem 
Behufe auch außerdem auf befondere Thatumftände 
Bezug nehmen, wie namentlich darauf, daß er durch 


Redacteur: Appellationsrath Werner, 


Gewalt, oder Furcht, oder Betrug oder Jrrthum zur 
Ausftellung der Quittung beftimmt worden fei, ober 
daß zwijchen ihm und dem Quittungsempfänger ein 
befonderes Abkommen getroffen worden, wonad) der 
Leptere ungeachtet der Quittung doch erſt noch zahlen 
jollen, indem nur auf dieſe Weife die durch Ausftel- 
lung der Quittung an ſich fundgegebene Abficht, den 
Empfang der darin bezeichneten Summe befennen zu 

wollen, widerlegt werden fann. 
Vergl. Wochenblatt für merfwürbige Rechtefälle, 

Jahrgang 1852. Seite 7. 
Zeitfchrift für Nechtspfl. u. Verw., N. F. Bd. 9. 
©. 306 flg., Bd. 17. ©. 54 fig., Bd. 18. ©. 

49 flg., Bo. 22. ©. 466. 

Da nun von alledem im Einlaffungsfage mit kei⸗ 
nem Worte die Rede ift, wie denn überhaupt Beklagter 
der fraglichen Quittung gegenüber irgend welche Aus- 
flucht nicht vorgefhügt hat, fo würde Man an fid) 
die von der dritten Inftanz ausgefprochene fofortige 
unbedingte Berurtheilung Bellagtens auch bei noch- 
maliger Erwägung der Sache für vollfommen ange- 
mefjen zu erachten gehabt haben. 

Indeſſen es ift Klägerin felbft Beklagtem einiger 
Maafen zu Hülfe gefommen, indem aus ihren Ans 
führungen in der Klage zweifellos hervorgeht, daß fie, 
obwohl Bellagter den Empfang der 6000 Thaler in 
der Urkunde Bl. — bereit befannt gehabt, doch die 
beregten 6000 Thaler erft noch auszahlen follen und 
wollen, wiewohl nicht an Bellagten felbft, ſondern 
für defien Rechnung an den Bl. — genannten Wil- 
beim PB. Hiernach bedarf ed allerdings erſt noch 
einer Gewißheit darüber, daß Klägerin wirklich wie 
fie dies gethan zu haben BI. — ausdrücklich behauptet, 
am 22. Auguft 1866 an P. die Summe von 6000 
Thalern ausgezahlt habe. Dagegen benöthigt es nicht 
etwa erjt noch eines befonderen Nachweijes, daß Ber 
Hagter die Klägerin ermächtigt, die 6000 Thaler an 
P. auszuzahlen. Denn das obige Anführen der 
Klägerin ift als ein Ganzes aufzufaflen, darf daher 
nicht in feine einzelnen Theile zerlegt werden und ift 
darnach eben nur jo viel ald eingeräumt anzufehen, daß 
6000 Thaler noch an P. ausgezahlt werden follen. 

Hiernad hat Man es bei der von der dritten 
Inftanz ausgefprochenen Verurtheilung zwar bewen- 
den laſſen, Bellagtem jedoch verftatten müfjen, durch 
Ableitung des Bl. — angetragenen, ſtillſchweigend 
angenommenen Eides über den ins Nichtwifien ges 
ftellten 5Often Einlaffungsabfchnitt feine Entbindung 
von der Klage herbeizuführen.” ꝛc. 


Dffiein der Berlagshandlung. 
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Getreidehandel. — Lieferung der dabei nöthigen 
Säde durch den Lieferanten. — Firgefchäft iſt 
es nicht, wenn Lieferung „im September und 
October“ verabredet worden (zu Art. 328, 2. 
und 357, bed Allgem. Deutfchen Hanbelögefeh: 
buchs). — Zu $. 699. des bürgerl. Geſetzbuchs. — 
Begründung von Schäbenforderungen. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©. 9. in Dr. 


Am 4. November 1868 erhob vor dem Handels⸗ 
gerichte im Bezirfögerichte Dr. der Gutsbefiger A. 9. 
gegen den Getreidehändler K. W. K. eine Klage fols 
genden Inhalts: 

„Er fei mit Bellagtem am 16. September 1868 
in ausdrüdlien Worten dahin übereingefommen, 
daß leßterer ihm 150 Sad Korn & 163 Pfund Netto 
zum Preife von 52 Thlen. — —⸗ für je 2016 Pfund 
oder einen MWispel preußifch, welcher 12 Sad & 168 
Pfund Netto oder 24 Scheffel Berliner Maaf 
enthalte, im September und October 1868 frei 
Ober⸗L. fäuflich zu liefern und dabei die benöthigten 
Säde zu I Ngr. —- per Stüd zu beſchaffen ver- 
pflichtet fein folle. Dies fei gefchehen, nachdem Be— 
Magter mitteld von ihm an feine, Klägers, Adreſſe 
gerichteten Briefes vom 13. Auguft 1868 ihm, Klä- 
germ, geichrieben gehabt: „Sie befommen noch 
150 Sad Korn von mir im September, October zu 
52 Thle. —⸗ — frei Oberst. geliefert. Heute koſtet 
Roggen dort 62 Thle. —⸗ —-, mithin haben Sie 
Nugen 10 Thlr. — —⸗ auf den Wispel jchon heute.“ 
Bellagter fei aber feinem Lieferungsverfprechen, ob- 


gleich er ihm, dem Kläger, mitteld eines Briefes vom 
1. October 1868 avifirt habe, daß er bis Montag 
den 5. October 1868 eine Wagenladbung Roggen, 
d. i. 67 Sad à 168 Pfund Netto, nad) Ober⸗L. von 
ihm geliefert erhalten folle*), nicht nadhgefommen 
und ungeachtet zweier brieflicher Aufforderungen zur 
Lieferung von feiner, Klägers, Seite, am 13. und 
16. October 1868, den ganzen Monat October 1868 
mit der Lieferung in Verzug geblieben. Er, Kläger, 
babe num die ihm zu liefern gewefenen 150 Sad 
Roggen zum Preiſe von 65 Thlen. —⸗ —» für je 
12 Sad & 168 Pfund, alfo für den Malter oder 
preußifchen Wispel, nach dem 16. September 1868 
weiter verfauft gehabt, diefen Handel aber wegen bes 
Lieferungsverzugs Beflagtens rüdgängig machen müfs 
fen, wodurch ihm ein Gewinn von 13 Thlrn. — —⸗ 
pro je 12 Sad Roggen & 168 Pfund und fomit 
überhaupt ein Gewinn von 162 Thlen. 15 Ngr. —⸗ 
entgangen fei. 

Ueberdies aber habe er auch feinen Abläufern 
wegen Nichteinhaltung des Handeld Schadenerfag im 
Belaufe von 37 Thlen. 15 Ngr. —», und zwar 
3 Thle. —⸗ —⸗ per Malter, zahlen müflen und 
wirflich bezahlt. 

Kläger petirte unter Eidesantrag über diefe Klage: 
„daß Beklagter ihm den libellirten Roggen in libellir- 
ter Weiſe zu liefern und den durch verzögerte Liefe- 
rung ihm zugefügten Schaden mit mindeſtens 200 
Thlen. —= —- zu vergüten, alle durch weitere Ver—⸗ 
zögerung der fchuldigen Lieferung dem Kläger noch 





*) Diefer Brief lag ber Klage in Abfchrift bei und lautet: 
„Dr., den 1. October 1868. Sie befommen bis Montag eine 
Wagenladung Roggen nah Oberst, W. K.“ 
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erwachſenden erweislichen Schäden ihm zu vergüten, 
auch die Proceßloſten ihm zu erftatten ſchuldig.“ 

Der tbatfächliche Inhalt der Erflärungen Beklag— 
tens auf diefe Klage und feiner Einreden gegen die 
erhobenen Anfprüche ift in den Entfcheidungsgründen 
zu dem in der Sache in erfter Inftanz ergangenen 
Urthel genügend vollftändig wiedergegeben, weshalb 
man bier fid) mit der Verweifung auf diefelben be» 
fchränfen fann. 

Das gedachte Urthel lautete folgendermaapen: 

„Daß vie erhobene Klage, foweit fie auf bie 
Grftattung der Bl. — und Bl. — Auf zujammen 
200 The. —= —⸗ quantificirten Schäden gerichtet 
ift, in Maaßen fie angebracht, nicht Statt hat. 

Im Uebrigen ift Bellagter dem Kläger 150 Sad 
Korn & 168 Pfund Netto zum Preife von 52 Thlen. 
—- — für je 12 Sad & 168 Pfund Netto frei 
Ober». gegen Zahlung diefes Preijes zu liefern, ihm 
auch die durch Unterlaffung diefer Lieferung bisher 
erwachjenen erweislichen Schäden zu vergüten ſchul— 
dig xc. 

Beflagter könnte und wollte denn ſchwören nach 
feiner Wahl entweder: 

1) daß bei Gelegenheit, als er mit Klägerm den 
Handel über das in der Klage gedachte Korn 
abgeichloffen, dies nicht unbedingt gefchehen fei, 
vielmehr er, Beklagter, und Kläger ausdrücklich 
dahin übereingefommen jeien, daß, bevor er, 
Bellagter, das Korn abfende, Kläger ihm das 
Geld dafür einjchiden müffe; 

oder 

2) daß bei Abjchluß des Handels über das in der 
Klage gedachte Korn zwijchen ihm und Kläs 
germ der Eaf Korn nidyt auf 168 Pfund 
Netto, fondern auf 160 Pfund Brutto und ber 
Preis, fowie die Lieferung nicht auf 52 Thlr. 
— + — für je 2016 Pfund Netto frei Ober⸗L., 
fondern auf 52 Thle. — —- für je 1920 
Pfund Brutto frei Ober-L., oder, nach jeiner, 
Beklagtens, Wahl, 50 Thle. —⸗ — = für die: 
jelbe Quantität Korn frei ab Dr. ausdrücklich 
verabredet worden fei, — 

foldyenfalls ift Beflagter bei Yeiftung des Eides unter 1. 
von der wider ihn erhobenen Klage zu entbinden und 
loszuzählen ıc- 

Könnte oder wollte aber Belflagter zwar nicht 
den Eid unter 1., wohl aber den unter 2. gefürmelten 
Eid ſchwören, jo ift derſelbe Klägerm, während es 
bei der Verurtheilung in die Erftattung der erweis— 
lihen Schäven bewendet, nicht die oben erfannten 
Quantitäten Korn zu den dabei genannten Preiſen, 
fondern folgende, nämlid) 150 Ead à 160 Pfund 
Brutto frei Ober⸗L. zum Preiſe von 52 Thlen. — — 


für je 1920 Pfund Brutto und gegen Bezahlung dies 
ſes Preifes zu liefern verbunden ıc. 
Enticheidungsgründe: 

1. Beflagter hat Inhalts feiner Einlaſſung Bl. — 
den Abſchluß des der Klage zu Grunde liegenden 
Kornlicferungsvertrags im Allgemeinen nicht beftritten, 
vielmehr bei Einl.Abichn. 2. in feinen wejentlichen 
Beftandtheilen eingeräumt. Indbefondere find auch 
feine Angaben dafelbft betreffs der Zeit dieſes Han— 
dels, wonach derfelbe bereits im Mai 1868 zum Ab— 
ſchluſſe gelangt fein foll, während Kläger ihn laut 
Bl. — auf den 16. September defielben Jahres 
verlegt, mit den Klagbehauptungen nicht fo ſchlecht— 
hin unvereinbar, da Kläger durch die Bl. — ge 
ihehene Bezugnahme auf den daſelbſt zu lefenden 
Brief Beflagtens vom 13. Auguft 1868 ſelbſt zu er- 
fennen giebt, daß fchon an diefem Tage der fragliche 
Handel perfect geweien fein muß. 

Die Einwendungen Bellagtens beſchränken ſich 
vielmehr auf folgende Punkte: i 

Erſtens will derſelbe bei Abichluß des Korn- 
handels mit Klägerm dahin übereingefommen jein, 
daß dieſer ihm, ehe er das Korn an ihn abzuführen 
habe, den Kaufpreis dafür zu ſchicken verbunden fei 
vergl. Bl. —), Kläger aber fei diefer Verpflichtung 
nicht nachgefommen. 

Zweitens babe er die Lieferung der zur Leber: 
jendung des Kornes an Klägern nöthigen Säde nicht, 
wie diefer Bl. — behauptet, unbedingt, fondern nur 
für den Fall übernommen, „wenn möglich“, „wenn 
er fie habe”, „wenn er fie auftreiben könne“, und als er 
nun zur Lieferzeit in der That feine Säde zur Vers 
fügung gehabt oder zu beichaffen gefonnt, habe ihm 
Kläger, welchem er dies angezeigt, feine Säde über: 
ſchict und dadurch die rechtzeitige Lieferung des 
Kornes vereitelt (vergl. Bl. —). 

Drittens endlich fei die Quantität und der Preis 
der zu liefernden 150 Sad Getreide zwifchen ihm 
und Klägerm nicht auf 52 Thle. — —= für je 
2016 Pfund oder 12 Sad a 168 Pfund Netto, und 
zwar jedenfalls frei Ober-!., verabredet, jondern ihm 
die Wahl gelafen worden, ob er jene 150 Sad, 
und zwar 160 Pfund Brutto, frei ab Dr. für 50 Thtr. 
— — = pro 1920 Pfund Brutto oder 12 Sad, oder 
frei Ober-L. für 52 The. —⸗ —- für die nämliche 
Quantität liefern wolle (vergl. BI. —). 

Dem Einwande unter 2. hat man nun aber 
feine Beachtung fchenfen fünnen, da man, felbft wenn 
die Parteien betreffs der zur Lieferung des behandel— 
ten Getreides nöthigen Säde in der vom Bellagten 
behaupten Weife übereingefommen wären, davon 
ausgehen müßte, daß Jemand, der aus dem Getreide— 
handel ein Gewerbe macht (und diefe feine Dualifi- 
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tation hat Bellagter Bl. — felbft eingeräumt), unter 
allen Umftänden in der Lage fein werde und müfle, 
die zu einer Getreidelieferung, wie der gegenwärtig 
in Frage befindlichen, nöthigen Säde felbft zu bes 
ihaffen, und daher in der fraglichen Verabredung 
der Parteien nicht die Abficht derjelben erbliden fann, 
die beim Kornhandel herfümmliche Verpflichtung des 
Lieferanten zur leihweifen Mitlieferung der nöthigen 
Säde für gewiffe Eventualitäten aufheben zu wollen. 

Dahingegen war den Ginwendungen unter 1. 
und 3. ein Einfluß auf die Entjcheidung nicht abzu— 
ſprechen. 

Denn, ſoviel zunächſt das Vorbringen unter J. 
anlangt, ſo macht zwar der Getreidehandel von der 
allgemeinen Regel des bürgerlichen Rechts, daß die 
Leiftungen aus einem Kaufvertrage Zug um Zug zu 
erfolgen haben (bürgerl. Geſetzbuch $. 1098.), an und 
für fich feine Ausnahme, 

vergl. auch Annalen des K. Oberappellationd: 
gerihts, Bd. 6. ©. 377 fig. 
natürlich aber ift aucd bei diefem die Füglichfeit ande- 
ter Verabredungen, insbejondere die der Vorauss 
bezahlung des Kaufpreiſes vor der Lieferung der 
Waare, nicht ausgejchloffen. j 

Die Behauptung diefer Verabredung, weldhe Bes 
klagter Bl. — in ſchlüſſiger Weife angebracht hat, 
läuft darauf hinaus, daß dem fraglichen Getreide: 
handel, foviel die Leiftung des Beklagten anlangt, die 
Grfüllung einer Suspenfivbedingung durch Klägern 
beigefügt worden fei, und da procefiualifch diefe Be— 
hauptung als Leugnen des Klaggrundes anzufchen ift, 

vergl. Annalen des K. Oberappellationsgerichts, 

Br. 5. ©. 317. 

fo war in diefer Beziehung die Entfcheidung von dem 
über die Klage Bl. — angetragenen und vom Bes 
klagten Bl. — angenommenen Eide, und zwar in 
der oben gewählten adverfativen Faſſung, abhängig 
zu machen, bei deffen Leiftung der Hägerifche Anfpruch, 
da Kläger fih auf eine Vorleiftung feinerfeits gar 
nicht bezogen hat, ald ungerechtfertigt fich darftellt, 
und daher zurücdzumeifen war. 

Das Vorbringen unter 3. endlich betrifft nur 
die Modalität des geichlofienen Getreidehandels bes 
treff8 der Quantität und des Preifes des zu liefern- 
den Kornes, bezichentlich betreffs des Lieferungsortes. 
In legterer Hinficht war demfelben aber fein Gewicht 
mehr beizufegen. Denn wenn fchon an ſich für den 
Fall der Wahrheit der Behauptungen Bellagtens in 
diefer Beziehung demfelben die Wahl zugeftanden 
haben würde, ob er das Getreide dem Kläger „frei 
Ober⸗L.“ oder „frei Dr.” liefern würde, wonad) fid) 
dann auch der Preis defjelben modificirt haben würde, 
jo hat er mittels des in ber Klage DI. — angeführten 


und von ihm Bl. — eingeräumten Briefes, in welchem 
er dem Kläger die 150 Sad Kom „frei Ober-L.“ 
zu liefern zugefagt, dieſes Wahlrecht thatfächlich aus— 
geübt, ohne daß er nunmehr von diejer feiner Wahl 
einfeitig wieder abgehen fann (vergl. bürgerl. Geſetz⸗ 
buch $. 699.). Würde daher Beflagter durch Leiftung 
des auch in dieſer Hinficht maaßgebenden Delateides 
über die Klage (2.) feine diesfallfigen Behauptungen 
in Gewißheit fegen, fo ift er folhenfalls nunmehr auf 
die Erfüllung ded Handels. „frei Ober⸗L.“ unter den 
von ihm behaupteten Kaufsbedingungen bejchränft 
und zu diefer allein anzubalten gewejen. 


U. Was hiernähft die außerdem von Klägerm 
geltend gemachten Schädenanfprüche anlangt, jo hat 
man diefelben, foweit fie BI. — auf die Summe von 
200 Thlen. — —: fpeeialifirt worden find, für fchlüf- 
fig begründet nicht anfehen können. 

Denn nicht nur fehlt e8 den diesfallfigen Behaup— 
tungen an ber erforderlichen Detaillirung, wie fi 
insbefondere die Beichaffenheit des angeblichen Scha- 
denderjages von 3 Thlen. — — = pro Malter aus 
demjelben durchaus nicht erfennen läßt, fondern es 
würde Kläger, da nach feinem eigenen Anführen bie 
Lieferung des Getreides im September und Octo— 
ber 1868 zu erfolgen hatte, und daher Beflagter feiner 
Verpflichtung zu diefer Lieferung während diefer beis 
den Monate nad) Willfür nachkommen fonnte, ja 
noch rechtzeitig erfüllt haben würde, wenn er die ganze 
Lieferung auf einmal am letzten Tage des Monats 
October 1868 bewirft hätte, 

vergl. Annalen, Br. 6. ©. 379. 
daraus, daß er vor dem 31. October 1868 jenes 
Getreide weiter verfauft, aber vom Beklagten nicht 
erhalten habe, an und für fi) überhaupt gar feine 
Berechtigung herleiten fönnen, vom Bellagten Scha- 
denerfaß zu fordern. 

Wenn fi dagegen andererfeits gegenwärtig noch 
nicht überfehen läßt, inwiefern der Inhalt des Brie- 
fes unter A. Bl. —**), welchen Bellagter Bl. — 
ebenfalls zugeftanden hat, hierbei etwa modificirend 
in Betracht fommt, auch nicht zu verfennen ift, daß 
dem Kläger aus der Verzögerung der Oetreidelieferung 
feit Ende October 1868 Schäden erwachſen fein fön- 
nen, fo hatte man Bellagten, wenn diefer fi nicht 
durch Mbleiftung des Eides unter 1. überhaupt vor 
jedweder Verpflichtung im gegenwärtigen Procefle zu 
befreien vermag, zugleich in Grftattung der dem 
Kläger verurfachten erweislichen Schäden zu ver- 
urtheilen.” 








**) Mit dem oben in der Anmerlung *) milgetheilten 


dentiſch. 
Anmerf, bes Ginf. 


Diefes Urthel wurde auf dagegen von beiden 
Theilen eingewendete Berufung vom Königl. Appel- 
lationsgericht zu Dresden in der nachftehenden 
Weiſe abgeändert: 

„Weil 

1) nad dem Anführen des Klägers Bl. — das 
der erhobenen Klage zum Grunde liegende Lieferungs- 
geihäft dahin abgefchloffen worden ift, daß ihm Be 
flagter 150 Ead Korn zu dem daſelbſt angegebenen 
Preife im September und October 1868 liefern folle, 
mithin daflelbe in Hinblid auf die Beftimmung in 
Artitel 328. unter 2. des Allgemeinen Deutichen 
Handelsgeſetzbuchs als ein ſolches anzuſehen ift, bei 
dem die Waare binnen einer feftbeftimmten Friſt ge: 
liefert werden foll, und deshalb die in Artikel 357. 
des angezogenen Geſetzbuchs in Betreff der jogenann- 
ten Firgefchäfte gegebenen, übrigens auch bei foge- 
nannten einfeitigen Handelögefchäften nad Artikel 
277. maafgebenden Vorſchriften darauf anzuwenden 
find, wonad unter Anderem im Falle der Nichterfüls 
fung eines ſolchen Geſchaͤfts derjenige, welcher nad) 
Ablauf der Lieferungsfrift noch auf der Erfüllung 
beftehen will, dies unverzüglich dem anderen Con» 
trabenten anzeigen muß, außerdem aber fpäter nicht 
auf der Erfüllung beftehen fann, nun aber Kläger 
fi weder darauf, daß er unverzüglich nach dem 
5. October 1868, für welchen Tag ihm nach Inhalt 
der Klage Bl. — der Bellagte eine Wagenladung 
Roggen, deren Inhalt Kläger, übrigens ohne nähere 
Begründung auf 67 Sad veranfhlagt, angekündigt 
hat, noch darauf, daß er aldbald nach dem 31. Octo⸗ 
ber 1868, ald dem Tage, an welchem die vertragds 
mäßig feftgefegte Lieferungsfrift für Die übrige Quan— 
tität Roggen verfloffen war, an den Beflagten eine 
ſolche Anzeige gerichtet habe, fich bezogen hat, indem 
die vom Kläger Bl. — erwähnten brieflichen Auf— 
forderungen, als einerfeits erft mehrere Tage nad 
dem 5. Detober 1868 und andererjeits noch vor dem 
31. October 1868 bewirkt, hier nicht in Betracht 
fommen fünnen, ebenjowenig aud) die Erhebung der 
Klage felbit, obwohl das Ueberreihungsichreiben dazu 
vom 30. October 1868 datirt und am 4. November 
1868 mit der Klage bei Gericht eingereicht worden, 
die Stelle jener Anzeige vertreten fann, da als foldhe 
doch nur erjt die Behändigung der Klage betrachtet 
werden fönnte, diefe aber nah Bl. — erft am 
14. November 1868, mithin im Sinne des Artikel 
357. ohne Zweifel zu fpät bewirkt worden ift, ſonach 
die Klage, foweit fie auf Erfüllung des obgedachten 
Lieferungsvertrags gerichtet ift, fih als unjtatthaft 
darftellt, es auch, obwohl Bellagter nur dagegen feine 
Berufung gerichtet hat, daß auf die in der Entſchei— 
dung erfter Inftanz geförmelten Eide erfannt worden, 
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und fein Rechtsmittel rechtzeitig näher zu begründen 
unterlafjen hat, unbedenklich fällt, die Abweifung der 
Klage als durch den beantragten Wegfall der erfann- 
ten Eide bedingt in den Bereich diefer Berufung zu 
ziehen, hiernächft 

2) zu Kläger Berufung der vorigen Inftanz 
darin, daß die Klage auch in Anfehung des vom 
Kläger geltend gemachten Schaͤdenanſpruchs der ſchlüſ⸗ 
figen Begründung ermangele, beigetreten werben muß, 
da Kläger weder über die Beichaffenheit des von ihm 
nad) feiner Behauptung Bl. — wegen der Nicht: 
erfüllung des geflagten Vertrags Seiten des Beflagten 
rüfgängig gemachten Kaufvertrags überhaupt, noch 
insbefondere über deflen Erfüllungszeit, ebenfowenig 
über diejenigen Umftände, durch welche er veranlaßt 
worden, feinen Berfäufern den Bl. — bemerften 
Schadenerſatz zu gewähren, nähere Angaben gemacht 
hat, jo daß ſich in feiner Weiſe überfehen läßt, ob 
und inwieweit der Beklagte ihm gegenüber zur Leiſtung 
von Schadenerfag verpflichtet fei, weshalb auch die 
von ihm Bl. — angezogene gefegliche Beftimmung ***) 
bier feine Anwendung finden fann: 

fo ift e8 bei der BI. — flg. zu lefenden, nad 
Bl. — am 10. Februar 1869 befannt gemachten Ent« 
fheidung, infoweit darin die Entfcheidung der Sache 
zum Theil von der Leiftung der Bl. — erfannten 
Eide abhängig gemacht, nicht zu laffen, es hat viel- 
mehr, unter Wegfall deſſen, was in voriger Inftanz 
Bl. — flg. von den Worten an: „Im Uebrigen ift 
Beklagter” bis zu den Worten: „zu liefern verbun- 
den” Bl. — audgeiprochen worden ift, Klägers 
Suchen auch infoweit, ald es auf Erfüllung des in 
der Klage gedachten Lieferungsvertrags gerichtet ift, 
in der angebrachten Maaße nicht ftatt. Im Uebri- 
gen aber wird gedachte Entjcheidung hiermit be- 
ftätigt.” 


Nachdem Kläger gegen diefes Erfenntniß wieder- 
um appellirt, wurde das Urthel erfter Inftanz vom 
Königl. Oberappellationsgericht mittel nach— 
folgenden Erkenntniſſes wieder hergeftellt: 

„Daß es bei vorgedachtem Urthel (zweiter Inftanz), 
foweit darin Kläger audy mit dem auf Erfüllung des 
in der Klage erwähnten Lieferungsvertrags gerichteten 
Suden angebrachter Maaßen abgewiejen worden, 
nicht zu lafien, fondern es ift, was den eben bemerk⸗ 
ten Klagpunft anlangt, die Bl. — fg. befindliche 
Entſcheidung wieder berzuftellen. 

Dagegen ift das angefochtene Urthel im Uebrigen, 
wie hiermit gejchieht, zu beftätigen. 


”**) No. V, ber Berorbnung vom 13. März 1867. 
Anmerf, bes Einſ. 
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Entfheidungsgründe: 

Die vorige Inftanz hat zur Abweifung der Klage, 
foweit letztere auf Erfüllung des Bl. — behaupteten 
Lieferungsvertrags gerichtet ift, lediglich durch die 
Erwägung fi veranlaßt gefunden, daß ber oben 
gedachte Vertrag als ein nach den Borfchriften in 
Art. 357. des Allgem. Deutihen Handelsgeſetzbuchs 
zu beurtheilendes fogenanntes Birgefhäft aufgefaßt 
werden müfle und aus dem Klagvorbringen nicht 
hervorgehe, ob Kläger der Anzeigepflicht, welche am 
Schluſſe des erften Abſatzes jener Gejepitelle dem auf 
Bertragserfüllung beftehenden Gontrahenten angejon- 
nen werde, Genüge geleiftet habe. Nach der von 
der jegigen Inftanz feither in ähnlichen Bällen ſchon 
mehrfach ausgefprochenen Anficht läßt fi) jedoch das 
der Klage zu Grunde liegende Kaufgeſchaͤft als ein 
Firgefhäft im Sinne des angezogenen Geſetzartikels 
nicht betrachten. Denn unter einem foldyen Gejchäfte 
fann, wie das in der erwähnten Gefepftelle einge: 
fchaltete Wort: „genau deutlich ergiebt, nur bas- 
jenige verftanden werben, bei welchem auf Seiten 
der Gontrahenten der Wille, daß die bedungene eis 
ftung puͤnktlich zu einer feftbeftimmten Zeit oder binnen 
einer feftbeftimmten Frift erfolgen, mithin eine frühere 
oder fpätere Leiftung nicht ald Vertragserfüllung gel- 
ten folle, wirflih vorhanden und entweder Direct zur 
Ausiprache gelangt oder aus den concreten Umftänden 
ungweideutig zu erfennen ift, zu vergl. Annalen 
des Königl. Oberappellationsgerichtd, Band 8. Seite 
537 fig. Diefes weſentliche Merkmal für den Begriff 
eines Firgefchäfts ift aber hier, wo die Verabredung 
der Parteien, wie diefelben einverftanden find, einfach 
nur dahin gegangen, es folle Beflagter die behandelte 
Waare in den Monaten September und October 
1868 liefern, ohne Zweifel zu vermiffen. Zwar ent 
hält diefe Verabredung eine feite Beftimmung über 
den Zeitraum, innerhalb deſſen der Vertrag zu er- 
füllen war, allein für die Abficht der Parteien, daß 
an diefem Zeitraume ganz ftreng feitzuhalten und eine 
erſt nach deſſen Ablaufe zu bemwerfftelligende Lieferung 
nicht weiter als die vertragsmäßige anzuerfennen fein 
folle, gewährt ihe Wortlaut feinerlei Anhalt, und 
ebenfowenig liegen bejondere factiihe Momente vor, 
welche eine ſolche Abſicht ausreichend zu conftatiren 
geeignet wären. Hoͤchſtens ließe ſich in der legteren 
Beziehung daraus, daß den Gegenftand des in ber 
Klage aufgeführten Kaufgeichäfts eine Waare bildet, 
welche befanntlich öfteren Preisihwanfungen unter- 
worfen ift, eine gewiſſe Vermuthung herleiten, die 
indefjen für fih noch feinen entjcheidenden Einfluß 
zu äußern vermag, fondern nur bei dem Zuſammen⸗ 
treffen mit anderen abminiculirenden Umſtaͤnden 
sechtliche Bedeutung würde gewinnen fünnen. 


Iſt daher die Schlüffigfeit des die Erfüllung des 
ftreitigen Lieferungsvertrags betreffenden Klagpunftes 
aus dem von der zweiten Inftanz hervorgehobenen 
Gefihtspunfte nicht zu bemängeln und giebt die Be- 
gründung dieſes Klagpunftes auch fonft zu Aus- 
ftellungen feinen Anlaß, jo war auf die von der 
eriten Inftanz ertheilte Entſcheidung zurüdzufommen, 
welche den Ausgang des Procefjes, foweit es fih um 
die Lieferung der erfauften Quantität Roggen und 
die Vergütung der durch den Verzug des Beflagten 
entftandenen erweidlihen Schäden handelt, von ber 
Leiftung der dem Bellagten über den geleugneten 
Beitand des fraglihen Kaufgefhäfts BI. — fig. 
nachgelaflenen Eide abhängig gemacht hat. Dadurch) 
erledigt fich von felbft ein Eingehen auf die von dem 
Kläger Bl. — angeregte Brage, ob die BI. — auf 
geftellte Beſchwerde formell fo weit reichte, daß die 
zweite Inftanz fi) für ermächtigt halten durfte, auf 
Grund derjelben zu einer Klagabweifung zu ver 
fchreiten. 

Rüdfichtlich des in der Klage erhobenen Anſpruchs 
auf Erfag eines Schädenbetrage von 200 Thlen. 
—⸗ —s war Dagegen die von beiden vorigen In— 
ſtanzen ausgejprochene Abweifung vollflommen zu 
billigen, und demgemäß confirmatorifch zu erfennen. 
Denn die gänzliche Lüdenhaftigkeit der Bl. — unter- 
nommenen Eubftantiirung dieſes Anſpruchs liegt Mar 
zu Tage, und ed genügt um fo mehr, den Kläger 
inſoweit auf die den früheren Entſcheidungen bei- 
gegebenen Gründe zu verweilen, je weniger von ihm 
neuerlich zu deren Widerlegung irgend etwas vor- 
gebradyt worden ift. 

Hiernach hat es nunmehr im Betreff der Haupt- 
ſache allenthalben bei der von der erften Inftanz ge 
fällten Entſcheidung zu verbleiben.” 


24. 


Der bei einem Kaufsabjchluffe gemachte Vor— 
behalt, daß die Veräußerung erft Gültigfeit haben 
folle, wenn die Obrigfeit dieſelbe genehmige, 
enthält eine aufjchiebende Bedingung. Es Fann 
auf die Herbeifchaffung diefer Genehmigung im 
Wege des Givilproceffes ohne Hinzutritt ganz 

bejonderer Momente nicht geflagt werden, 

Mitgetheilt von 
Herren —r in —u. 
N. hatte von der Gemeinde zu T. eine Parcelle 


erfauft und dieſelbe, nach erfolgter Berichtigung des 
Kaufpreifes, in Befig genommen. Der Kaufsabſchluß 
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war unter Vorbehalt der Genehmigung der betreffen- 
den Gemeindeobrigfeit erfolgt. Später erhob N. 
Givilflage gegen die Gemeinde N. auf Erfüllung des 
gedachten Kaufes, indem er an zweiter Stelle fein 
Klaggefuch darauf richtete, daß die beflagte Gemeinde 
die vorbehaltene obrigfeitliche Genehmigung zu erwir— 
fen habe. 

Das Procefgericht wied in dem von ihm abge: 
faßten Bejcheide die erhobene Klage in der zuerft ges 
dachten Richtung als unflüffig in der angebrachten 
Maaße, dagegen in der legteren Richtung fchlechter- 
dings ab. 

Auf die hiergegen vom Kläger ergriffene Berufung 
erfannte das Königl. Appellationsgericht zu 
Zwidau unterm 10. April 1869 reformatorifch ins 
foweit, ald es das Suchen des Klägers überhaupt 
nur in der angebrachten Maaße abwies, den ange- 
fochtenen Beſcheid im Uebrigen aber beftätigenv. 

Diefer Entiheidung find folgende Gründe bei- 
gegeben: 

„Nach Inhalt der Klagbeifuge unter —, welcher 
von der Bellagten als richtig eingeräumt worden ift, 
hat die beflagte Gemeinde durch ihren gefeglichen 
Vertreter die im Blurbuche für T. mit No. — bezeich⸗ 
nete Wiefenparcelle an den Kläger für die Summe 
von 230 Thlen. —= — = verfauft. Diefes Rechtes 
geſchäft ift, nach weiterem Inhalte der angezogenen 
Klagbeifuge, zwar mit ausprüdlicher Genehmigung 
des Gemeinderaths zu T., jedoch „unter Vorbehalt 
der Genehmigung des K. Gerichtsamts zu G., als 
Gemeindeobrigfeit” abgefchloffen worden. Ferner hat 
der Käufer (vergl. Bl. —) die Kaufsfumme bereits 
an die Verkäuferin unter der von Seiten der legteren 
bewirften Quittung darüber berichtigt, dagegen feiner- 
feits befannt, daß ihm das erfaufte Grundſtück von 
der Berfäuferin am Tage des Kaufsabjchluffes richtig 
übergeben worden fei. Endlich ift die Klagbeifuge 
unter A. von den Kaufsintereffenten unterfchriftlich 
vollzogen worden. 

Hieraus erhellt zunächft foviel, daß die gedachte 
Urkunde der Borfchrift in 8. 822. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs, wonad Verträge, welche die Uebertra— 
gung des Eigentums an einem Grundftüde zum 
Gegenftande haben, mittelft einer von den Berheiligten 
volljogenen Urkunde oder vor Gericht zu Protokoll zu 
-fchließen find, an und für fich entſpricht. Nun ift 
zwar, wie gedacht, einer bei dem Kaufsabfchluffe von 
den Betheiligten getroffenen Stipulation zufolge, die 
Genehmigung deſſelben von Seiten der zuftändigen 
Obrigkeit in Gemäßheit der Beftimmung in $. 62. 
der Landgemeindeordnung für das Königreich Sachſen 
vom 7. November 1838 (vergl. Geſetz- und Verord- 
nungeblatt v. 3. 1838. ©. 431 flg.) ausdrücklich 


vorbehalten worden. Allein diefer Vorbehalt ift für 
die Beurtheilung der Frage, ob die Klagbeifuge unter 
A. den in $. 822. des bürgerlichen Geſetzbuchs ange- 
gebenen formellen Erfordernifien genügt, ohne Ein— 
fluß und es fann insbefondere die Beibringung jener 
Genehmigung nicht als ein jene Form bedingendes 
Requifit angefehen werben. Hierdurch erledigt fich 
der Einwand, welchen die Beklagte Bl. — aus den 
Vorſchriften in 88. 824. und 100. des angegogenen 
Geſetzbuchs gegen die Statthaftigfeit der Klage hat 
herleiten wollen. 

Es fann ſich vielmehr nur um die Frage handeln, 
welcher Einfluß jenem Vorbehalte der obrigfeitlichen 
Genehmigung, welchem Kläger fich feinerfeits in der 
Kaufsurfunde unterworfen hat, beizulegen if. Nach 
der Rechtsanſicht der gegenwärtig erfennenden Inftanz 
läßt nun aber derfelbe den in Nede ftchenden Kauf 
allerdings als ein ſuspenſiv bedingtes Rechtsgefchäft 
mit der Wirfung erfcheinen, daß dafjelbe erft mit dem 
Eintritte diefer Bedingung zur Vollendung zu fommen 
hat (vergl. bürgerliches Gefegbuch $. 872.), daß alfo 
nad dem vorausjeplichen Willen der Contrahenten 
die definitive Gültigkeit des Kaufes bis zu dieſem 
Zeitpunfte hinausgeſchoben fein und der Kauf für 
nicht geichloffen zu gelten haben follte, wenn derjelbe 
von Seiten des Gerichtsamts nicht genehmigt werden 
würde. Dieſer Auffaflung steht auch der Umftand, 
daß der Kläger ald Käufer das ftipulirte Kaufgeld 
bereits an die Verkäuferin bezahlt, Leptere dagegen 
ihm die verfaufte Parcelle übergeben hat, nicht ohne 
Weiteres entgegen, da eine derartige Stipulation und 
deren Ausführung auch bei einem fuspenfiv bedingten 
Kaufe an ſich keineswegs ausgefchlofien ift. 

Nun kann aber die Frage darüber, in weldyer 
Weife der Eintritt jener Bedingung fortzuführen fei, 
ob mithin die Gemeindeobrigkeit die Genehmigung zu 
dem Kaufe zu ertheilen habe und ob fie hierzu nad 
den beſtehenden gefeglichen Vorſchriften angehalten 
werden könne, lediglich im Verwaltungswege, 
nicht aber im Wege eines Civilproceſſes zum Aus: 
trage gebracht werden. Darauf, daß der Kauf von 
Seiten der Gemeindeobrigfeit bereits genehmigt wors 
den umd fomit die VBorausfegung, von weldyer bie 
endliche Perfection jenes Rechtsgeſchäfts abhängt, ein- 
getreten fei, hat Kläger in der Klage fi) nicht bes 
zogen, und es ergiebt ſich im Gegentheile aus dem 
Inhalte der von der Bellagten angezogenen Beilags— 
acten (vergl. BI. — der Acten unter —), daf die 
Bedingung noch jchwebt. Nun läßt fich zwar weiter 
jene Vertragsbeftimmung nicht ſchlechthin dahin aufz 
faffen, daß lediglich die Beflagte allein die vor— 
behaltene Genehmigung am gehörigen Orte einzuholen 
habe, vielmehr muß es auch dem Kläger unbenommen 





fein, Die hierunter geeigneten und erforderlichen Schritte 
feinerfeits zu ergreifen. Allein auch dies kann zunächft 
nur im Berwaltungswege nefchehen, und indbefondere 
fteht dem Kläger im Verhältniffe zu der Bellanten 
eine civilrechtlich begründete Klage auf Erfüllung der 
ftipulirten Bedingung an und für fich nicht zu (vergl. 
$. 871. des bürgerl. Geſetzbuchs). 

Es ift jedoch die vorige Inftanz (vergl. BI. —) 
zu weit gegangen, wenn fie auf Grund dieſer geſetz— 
lichen BVorfchrift das Suchen des Klägers, infoweit 
dafjelbe laut Bl. — auf Erwerbung der gemeinde: 
obrigkeitlichen Genehmigung gerichtet ift, als ſchlech— 
terdings unftatthaft gurüdgewiefen hat. Denn es 
ift die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß Kläger 
diefen Theil feines Sachgefuchs durch Bezugnahme 
auf befondere Momente, 3. B. auf Erklärungen der 
Beklagten, nach welchen diefe felbit fich zu Herbei— 
ſchaffung jener Genehmigung ihm gegenüber vertrags- 
mäßig verpflichtet haben kann, beffer, als bisher ge— 
fchehen, zu begründen vermöge. 

Man hat daher infoweit in Beachtung des vom 
Kläger gegen die Entſcheidung voriger Inftanz ergrif— 
fenen Rechtsmitteld die BL. — gebrauchte Spruchfors 
mel in Wegfall gebracht und an deren Stelle eine 
andere, in der angegebenen Beziehung zu Gunften 
des Klägers gereichende gewählt, dagegen im Uebrigen 
— bezichentlih mit Nüdficht darauf, daß das von 
dem Kläger BI. — angezogene Präjudicat*) einen 
Rechtsfall betrifft, welcher in feinen thatfächlichen und 
rechtlichen VBorausfegungen mit dem gegenwärtig vor 
liegenden feineswegs allenthalben und vollftändig 
zufammentrifft, wie auch Kläger dies felbit zum Theil 
Bl. — zugiebt — lediglich confirmatorifch zu erfennen 
gehabt, als wodurch fich zugleich der eventuelle Antrag 
des Appellanten Bl. — erledigt.” 

Das K. Oberappellationdgericht confirmirte 
unterm 2. September 1869 aus folgenden Gründen: 

„Auch in gegenwärtiger Inftanz hat man die von 
dem Kläger erhobene Klage für ſchlüſſig begründet 
nicht zu erachten gehabt. 

Wenn die beflagte Gemeinde nach Inhalt des der 
Klage Bl. — flg. unter A. abfchriftlich beigefügten 
Kaufvertrags die ihr gehörige Parcelle 88. des Flur- 
buchs für T. an den Kläger verfaufte, jo war nad) 
der ausdrüdlichen Vorſchrift in $. 62. der Land— 
gemeindeordnung vom 7. November 1838 zur Gül- 
tigfeit der Beräußerung eines ſolchen Gemeindegrund— 
ftüd8 die Genehmigung der Gemeindeobrigfeit erfors 
derlich, und es erfcheint hiernach der vorgenommene 
Verkauf jo lange als ein in Anfehung ver beflagten 
Gemeinde in Folge ihrer in diefer Beziehung obwal- 


*) Annalen des K. Oberappellationsgerichte, IV. Br. ©. 85. 
Anmerf. bes Einſ. 
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tenden beſchränkten Handlungsfähigkeit rechtlich un— 
wirffames Rechtsgefchäft, als nicht die Genehmigung 
der Obrigfeit ertheilt und damit dasjenige Moment 
binzugetreten ift, welches ihre MWillenserflärung zu 
einer ſolchen macht, durch welche rechtliche Wirkungen 
gegen fie erzeugt werben. 

Wäre daher auch in dem angezogenen Kaufsaufſatze 
nicht, wie folches geſchehen ift, die Genehmigung des 
Gerichtsamtes G., ald Gemeindeobrigfeit, zum aus— 
drüdlihen Vorbehalt zwifchen den Gontrahenten ge— 
macht worben, fo'würde doch immer Kläger auf Grund 
der angezogenen gefeplichen Beſtimmung in Berbins 
dung mit $. 787. und 81. des bürgerl. Geſetzbuchs 
nicht für befugt zu achten fein, auf Erfüllung des 
abgefchloffenen Kaufvertrags zu Magen, dafern er nicht 
zugleich darauf fich au bezichen im Stande war, daß 
die Gemeindeobrigfeit zu der Veräußerung des in 
Nede ftehenden Gemeindegrundftüds ihre Genehmi— 
gung ertheilt habe. 

Im vorliegenden Falle ift aber dieſe Genehmigung 
bei dem Kaufsabfchluß auch noch ausdrüdlich vor— 
behalten und durch diefen in den Kaufsauffag auf- 
genommenen Vorbehalt, welchem ſich Kläger unterwor- 
fen hat, Seiten der Gontrahenten anerfannt worden, 
daß die vorgenommene Veräußerung erft dann Gültig« 
feit haben folle, wenn die erwähnte obrigfeitliche Ge— 
nehmigung ertheilt fein werde. Diefe legtere ift mitbin 
noch befonders als dasjenige Moment bingeftellt wor— 
den, von deſſen Eintritt die Vollendung des Kaufs- 
geichäfts abhängig fein folle, und auch von dieſem 
Geſichtspunkt aus hatte demnach Kläger zur gehörigen 
Begründung feiner Alage darauf Bezug zu nehmen, 
daß das Gerichtsamt G. die fragliche Veräußerung 
genehmigt habe. Nun fehlt aber nicht nur eine der— 
artige Behauptung in dem Klagvorbringen Klägers, 
fondern es ergiebt fich aus den ſchon Bl. — angezo— 
genen Beilagsacten, daß das Gerichtdamt ©. zur Zeit 
fich nicht veranlaßt gefehen hat, darüber ſich auszu— 
fprechen, ob es feine Genehmigung zu ertheilen oder 
zu verfagen habe. Hiernach mangelt es dem Klage 
vorbeingen Klägers, infoweit es auf Raufserfüllung 
gerichtet worden, in feiner gegenwärtigen Faſſung an 
der gehörigen Subftantiirung, und es fonnte daher 
daffelbe nach diefer Richtung hin der Abweifung nicht 
entgehen. 

Aber auch infoweit, als Kläger gleichzeitig fein 
Klaggefuch noch darauf gerichtet hat, daß Beflagte die 
erwähnte obrigfeitliche Genehmigung zu erwirfen habe, 
läßt ſich Klägers Suchen nicht aufrecht erhalten. 

Betrachtet man die Hinzufügung des erwähnten 
Vorbehalts, wie unter den hier obwaltenden Umftän- 
den zu gefchehen hat, ald die Stipulation einer bie 
Vollendung des Vertrags hinausichiebenden Bebin- 
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gung, fo hat Aläger nach 8.871. des bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs überhaupt feine Klage auf Erfüllung dieſer Be- 
dingung. Auch felbft abgejehen hiervon würde aber 
Kläger, wenigftens ohne den Hinzutritt ganz befonderer 
Momente, nicht für befugt zu achten fein, die Beflagte 
auf Grund eines von ihr abgefchloffenen, an fich für 
fie nicht verbindlichen Vertrags wider ihren Willen 
zur Herbeilhaffung der ihre rechtliche Verpflichtung 
bewirfenden Genehmigung der Obrigkeit im Wege der 
Klage anzuhalten. Denn war der Vertrag in feiner 
Totalität der Bellagten gegenüber ungültig, fo fann 
er auch an fich nicht die Wirkung äußern, daß Beklagte 
verpflichtet fei, diefem Bertrage dadurch Gültigkeit zu 
verichaffen, daß fie die zu Letzterer erforderliche Zuſtim⸗ 
mung der zuftändigen Obrigfeit einhole. 

Ebenfo folgt endlich aus der auf Seiten der Bes 
Hagten vorhandenen Ungültigfeit des gedachten Ver: 
trags von jelbft, daß eine Klage auf Anerfenntniß des 
rechtlichen Beftandes des Lepteren ausgefchlofien ift. 

Man hatte daher das vorige Urthel zu betätigen ꝛc.“ 


25. 

Ueber bie Statthaftigfeit eines allgemeinen Ber: 
aͤußerungsverbots und der Beichlagnahme bed ge: 
fammten Mobiliarvermögensd des Schuldners. 
Mitgetbeilt von 
Herren P. in O. 

Bei dem K. Gerichtsamt De. beantragte der Kohlen⸗ 
händler H. in F. unter Ueberreihung einer von dem 
Seilermeifter T. in De. ausgeftellten, aerichtlich recog⸗ 
noscirten Schuldverfchreibung über 1475 Thlr. — —⸗ 
bie Beſchlagnahme des gefammten Vermögens des nur- 
gedachten Schuldners zum Behufe der Sicherftellung 
der erwähnten Forberung, wegen deren gleichzeitig gegen 
T. Klage angeftellt werde, und bezog ſich zu Begrün- 
dung feines Geſuchs darauf, daß T. fein gegebenes 
Verſprechen, die obgedachte Schuld in monatlichen 
baaren Raten von je 25 Thlen. — — an ihn, 9., 
abzuführen, nicht gehalten und alfo offenbar nicht im 
Beſitze der zu feiner, H.'s, Befriedigung erforderlichen 
baaren Geldmittel fei, daß ferner das dem T. gehörige 
Hausgrundftüd über den wahren Zeitwerth mit Hypo⸗ 
thefen belaftet ſei, daß T. zufolge einer Befanntmachung 
im Wochenblatt von De. feine am Ort betriebene Ma- 
terialmaarenhandlung niedergelegt und gleichzeitig deſ⸗ 
fen Sohn in T.'s Haufe eine Materials und Seiler: 
waarenbandlung eröffnet habe, und hiernach anzuneh- 
men fei, einmal daß der Sohn die Waaren feines 
neuerrichteten Gefchäfts von T., feinem Vater, fäuflich 
überlafjen erhalten habe, und fodann daß die Trennung 
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der hiernach überlaffenen Waaren von den etwa auf 
eigene Rechnung des Sohnes angefchafften Waaren 
fehr erfchwert fei. Mit diefem Gefuch vom Gerichtdamt 
abgewieſen, beantragte T. nunmehr, und zwar in ber 
Hauptfache unter Bezugnahme auf diefelben vorhin 
angeführten Gründe, Erlaffung eines allgemeinen Ver⸗ 
äußerungsverbotd an T., welchem Antrag das Gerichts⸗ 
amt, indbefondere auch mit Rüdfiht auf die acten- 
fundig gemachten Hypothefenverhältnifle T. s, nunmehr 
fügte. Hiergegen wendete jedoch T. Berufung ein, in 
deren Beachtung ſodann das K. Appellationsgericht 
zu Zwickau mittels Verordnung vom 23. September 
(2. October) 1869 dahin entfchieb: 

„Dem K. Appellationsgericht zu Zwidau ift über 
die Berufung Vortrag eritattet worden, welche Carl 
Wilhelm T. nah Bl. — wider das Bl. — an ihn erlafs 
jene allgemeine Veräußerungsverbot eingewendet hat. 

Nun fegt die Statthaftigfeit einer Maafnehmung 
diefer Art voraus, daß nicht nur eine Mehrheit von 
Gläubigern, welche Sicherftellung und Befriedigung 
fuchen, vorhanden, fondern auch ein derartiger Zuftand 
in den Vermögensverhältniffen des Schuldners eins 
getreten ift, daß die Eröffnung des formellen Concurſes 
als nahe bevorftehend betrachtet werden muß. 

Annalen des K. Eee Bd. 1. 
©. 380., Br. 2. ©. 137., Bd. 4. ©. 391. 
Siebenhaar, Commentar zum bürgerl. Geſetzbuch, 
Br. 1. ©. 232. 
Auch ift außer der Vorfchrift in $.1. ad Tit. LI. der 
Erl. Proceßordnung im fächfifhen Proceßrechte Feine 
Beftimmung enthalten, auf Grund deren der Richter 
fonft befugt wäre, auf Antrag eines einzelnen Glaͤu— 
bigerd und zu deſſen Sicherftellung ein ſolches Ver— 
Außerungsverbot zu erlaffen. 

Nach demjenigen aber, was fi aus den Acten 
über die Bermögensverhältniffe des Impetraten ergiebt, 
fann Man noch nicht annehmen, daß derfelbe fich in 
dem Uebergangsftadium von der materiellen Injolvenz 
zum formellen Concurfe befinde, fowie denn auch da— 
von etwas nicht verlautet, daß andere &läubiger Anträge 
auf Hülfsvollftretung oder Sicherheitsmaafregeln ges 
ftellt hätten. 

Erſcheint daher die angefochtene Verfügung nicht 
ausreichend gerechtfertigt, jo mag nur noch bemerkt 
werden, daß auch dem BI. — vom Impetraten vorher 
angebrachten und BI. — zurüdgemwiefenen Gejuche um 
Beichlagnahme des ganzen Mobiliarvermögens des 
Impetraten wejentliche Bedenken entgegenftehen wür« 
den, da ed außer unter beionderen, u nicht vorlies 
genden Umftänden Anftand finden muß, zum Behufe 
der proviforifchen Eicherftellung einzelner Gläubiger 
die dem Schuldner gehörigen, in deſſen Befig und 
Gewahrſam befindlichen beweglichen Sachen mit Be- 
ſchlag zu belegen, vielmehr eine Maafnahme diefer 
Art der Regel nach erft bei der Vollſtreckung rechts— 
fräftiger Entſcheidungen eintreten darf. 

Das K. Appellationsgericht hat hiernach die ergrif- 
fene Berufung au verwerfen fich nicht bewogen finden 
fönnen, fondern dahin zu entfcheiven gehabt, daß das 
angefochtene Verbot wieder außer Kraft gefegt werde.” 


Dffiein der Verlagshandlung. 


Wochenblatt 
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Die Inhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft 
fönnen auch perfönlich auf Gewährung einer für 
bie Gefellihaft contrahirten Schuld belangt wer: 
ben — art. 111.112. des Haelögefegbuhs —; 
ſolchenfalls ift aber das in art. 117. des Handels 
geſetzbuchs den gefchäftsführenden Gejellfchaftern 
eingeräumte Vertretungsbefugniß ausgejchloffen 
und find die Beklagten lediglich ald Streitgenoffen 
anzufehen, baher in ihrer proceffualen Vertheidi— 
gung von einander unabhängig. — Wenn gelten 
Handelsgeſchaͤfte ald für Rechnung einer offenen 
Handelsgeſellſchaft abgeſchloſſen? 


Mitgetheilt von 
Herrn —r— in A. 


Gegen Carl St. und Otto Fuͤrchtegott S., als 
die alleinigen Inhaber eines unter der Firma St. 
und ©. von denſelben in faufmännifcher Weiſe betrie— 
benen Wollfpinnereigefchäfts zu E., erhob im Januar 
1869 die verehelichte, gewwerbmäßig mit Wollabgängen 
bandelnde W. in 3. eine Eideöflage, in welcher fie 
die Berurtheilung der Bellagten zu folidarifcher 
Bezahlung einer Forderung von 90 Thlen. 29 Nor. 
T Pf. fammt Zinfen zu 6 Procent vom 30. December 
1866 an verlangte und zur Begründung auf folgende 
Thatumftände Bezug nahm: 

Am 14. April 1866 habe ihr ©. ihren ganzen 
damaligen Borrath an Flügelwolle, die in Ch. ge— 
lagert, und zwar 259 Pfund um den übereinkunfts- 
gemäßen Preis von 9 Thlen. — — für den Gentner, 
abgefauft, gehörig in Empfang genommen, auch auf 
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den Kaufpreis von 23 Thlen. I Nor. 3 Pf., den fie 
jedoch mit Rüdficht auf eine von S. geltend gemachte 
Taradiffereng um 3 Thle. —⸗ —» mindern wolle, 
fofort eine Abfchlagszahlung von 15 Thlen. — —⸗ 
geleiftet und die Wolle von dem Lagerplage weg in 
das ihm und St. gemeinfchaftlich zugehörige Spinnerei- 
geſchaͤft zu E., wofelbft fie verarbeitet worden, fchaffen 
laffen; 

unter den nämlichen Umftänden habe am 28. April 
1866 ernannter ©. von ihr 918 Pfund Fluͤgelwolle 
um ben vereinbarten Preis von 9 Thlen. 10 Ngr. —⸗ 
für den Gentner erfauft und erhalten, dabei um eine 
Rechnung mit der Bemerfung, daß er diefe feinem 
Eompagnon vorzeigen müfle, gebeten und fei nicht 
minder diefe Poft in dem Gefchäfte der Beflagten, 
bie ihr dafür 85 Thle. 20 Nor. 4 Pf. ſchuldig ge— 
worben, verarbeitet worden; 

während nun ©. die fraglichen Kaufsabichlüffe 
nicht in Abrede ftelle und ihr hiernach noch die Summe 
von 90 Thlen. 2I Ngr. 7 Pf. zu fchulden befenne, 
beftreite Et. feine Zahlungsverbindlichfeit unter dem 
Anführen, daß ©. die Wolle auf feinen Namen er: 
fauft und in feinen Nugen verwendet habe; 

da fie jedoch ſchon vor dem April 1866 mit ber 
Firma St. und ©. in Gefchäftswerbindung geftanden, 
ihr auch befannt gewefen, daß S. deren Mitinhaber 
fei und der Leptere beim Abfchluffe der beregten Kauf: 
verträge es unterlaffen, zu erflären, daß er diefe ledig⸗ 
lih auf feinen Namen fchließe, fo fei fie um fo ge» 
wiffer zu der Annahme berechtigt geweſen, daß ©. 
für die unter ber Firma St. und ©. beftehende Han» 
belögefellfchaft faufe, ald biefe zum Betriebe ihres 
Geichäfts auch Wollabgänge zu Faufen pflege; 

im Uebrigen gehe aus ber zwifchen ihrem bereits 
im December 1866 von ihr zu Führung des Rechts⸗ 





fireites beauftragten Sachwalter und den Beklagten 
geführten Gorrefpondenz, resp. dem Inhalts der sub 
A. und B. angefügten, von Pegteren geſchriebenen 
und lediglih mit der Firma unterzeichneten Briefen 
zur Genüge hervor, daß St. und ©. felbft von ber 
Idee ausgegangen feien, wie ©. für die Firma ge: 
fauft habe. 
Die Klagbeifugen lauteten: 
A 


€., den 30. Decbr. 1866. 
Heren Dr. jur. 8. in Ch. 

Ihr Werthes vom 21. d. M. beantwortend, bitten 
wir bis nächften Sonnabend um Nachſicht, indem 
wir dann in Ch. eine Forderung zu caffiren haben, 
mit welcher wir die Frau W. zufrieden ftellen werden. 

Hochachtungsvoll 
St. & S. 
B. 
E., ven 4. Febr. 1867. 
Herrn Adv. Dr. jur. 8. in Ch. 

Ihre Werthes vom 25. v. M. empfingen wir 
geſtern und da wir verceift, fo haben mir heute erft 
Gelegenheit, daffelbe zu beantworten. Wir follen bis 
naͤchſten Sonnabend Gaffe empfangen und werben 
an diefem Tage Sie befuchen. Im Fall dies nicht 
geſchieht, find wir gern erbötig, Ihnen ein Aecept 
einzuhändigen und werben das in den Brief von 
Ihnen beigelegt ſelbſt mitbringen. Bis dahin Bitten 
wir noch um Nachficht und zeichnen hochachtungsvoll 

&.& S. 
C. 
Herm St. & ©. in €. 

Im Auftrage der Frau W. in 3. erfuche ich Sie, 
bie derjelben ſchuldigen 93 Thle. 15 Ngr. 5 Pf. noch 
vor Schluß d. J. an mich oder an Frau W; bei Ber 
meidung der Klaganftellung zu bezahlen. 

Ch., den 21. Dechr. 1866. 

Dr. K., Adv. 

Von den verflagten Geſchaͤftsinhabern, welche 
ihre procefjuale Vertheidigung getrennt von der des 
anderen unternehmen, ftellte der beflagte St. den 
Grund der Klage fammt den Beifugen theilweife in’s 
Nichtwiſſen, theils in's Leugnen, nahm den Eid über 
die behauptete Verarbeitung und Berwendung der in 
Frage befangenen Wolle in dem gemeinfchaftlichen 
Geſchaͤfte, ingleichen über die angebliche frühere Ge⸗ 
Ihäftsverbindung der Klägerin mit der Firma St. 
& ©., fowie darüber, daß er mit deren Sachwalter 
correſpondirt und die der Klage beigefügten Briefe 
geſchtieben, mit Bezug hierauf bemerkend, wie er auch 
davon keine Kenntniß habe, daß dies Seiten ſeines 
Compagnons geſchehen ſei, der ihm niemals eine hier— 
auf bezügliche Mittheilung gemacht habe, an, teferirte 


122 


im Uebrigen den Eid und machte daneben unter 
Eidesantrag ausfluchtsweife geltend, daß der Mit- 
beffagte S., wle dieſer ihm verſichert, feit dem Be— 
fiehen der Firma zu jeder Zeit auch Gefchäfte ohne 
fein Borwiffen auf eigene Rechnung gemacht, ind: 
befondere in dieſer Maaße Wollabgänge gefauft und 
den bei deren Meiterverfauf gewonnenen Erlös in 
feinen eigenen Nugen verwendet, bei dergleichen Ge— 
fhäften, und nicht minder bei den dermalen in Frage 
befangenen, deshalb ftetd im Singular und nur von 
feiner Perfon als Contrahent gefprochen habe, und 
daß, foviel er, Bellagter, wiffe, glaube und dafür 
halte, auch die Klägerin davon überzeugt geweſen fei, 
daß fle die fraglichen Geſchaͤfte nur mit S. abjchließe, 
indem fie die demfelben eingehändigten Rechnungen 
nur auf deſſen Namen geftellt hätte. 

Mitbeflagter S. war dagegen der Klage in der 
Hauptfache geftändig, verneinte nur, daß die von ihm 
erfaufte Wolle in dem gemeinfchaftlihen Gefchäfte 
verarbeitet worden jei, daß Klägerin ſchon früher mit 
der Firma St. & ©. in Geichäftsverbindung geftan- 
den habe und Beflagter die Klagbeifugen A. und B. 
gefchrieben habe, und erklärte, indem er ſich im Uebri— 
gen der von dem Fetzteren vorgejchügten Ausflucht 
anfchloß, daß der Beklagte von den fraglichen Briefert 
etwas nicht wifle, vielmehr er diefelben allein und 
ohne Jenes Vorwiffen gefchrieben, der Uniftand aber, 
daß die Briefe mit der Unterfchrift der Firma vers 
jehen und im Plural gehalten worden feien, auf einem 
feinerfeitigen Verſehen, da er die Gorrefpondenz der 
Firma führe, daher gewöhnt fei, in deren Namen zu 
fchreiben, beziehentlih die Firma zu unterzeichnen, 
beruhe und er dabei außer Acht gelaffen habe, daß er 
die fraglichen Geſchaͤfte für feine Perfon abgeſchloſſen 
habe, auch in den Gefchäftsbüchern der Firma St.& €. 
nichts über die Beifugen enthalten ſei. 

Das Königl. Handelsgericht im Bezirksgericht zu 
U. erachtete die Zugeſtaͤndniſſe S.'s, als Mitinhabers 
ber beflagten Firma, für ausreichend, um leßtere zur 
Bezahlung der Klagforderung verpflichtet anſehen zu 
fönnen und verurtheilte diefelbe nach Maafgabe des 
Klaggeſuchs. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Zwickau 
erkannte indeſſen auf der Beflagten Berufung unter 
dem 9. Detober 1869 dahin: 

„Daß ed bei dem Decijum der erften Inftanz 
nicht und begiehentlich nicht jo allenthalben zu laffen, 

jendern es ift der Mitbeflagte am dritten Theile 
bie geforderten 90 Thlr. 29 Nor. 7 Pf. fammt Zin- 
fen davon zu 6 Procent vom 30. December 1866 an 
gerechnet der Klägerin zu bezahlen, derfelben auch die 
verurfachten Procefkoften antheilig zu erftatten ſchlech⸗ 
terdings verbunden. 
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Würde biernächft Klägerin den über die Klage 
angetragenen, ihr zurüdgegebenen Eid zu Einl.Abſchn. 
6. 7. 8. 9. 10. 20. 21. 22. 23. dahin: 

daß der Mitbeflagte S. am 14. April 1866 
259 Pfund Flügelwolle um den vereinbarten 
Preis von 9 Thlen. — —⸗ für den Gentner, 
nicht minder am 28. April 1866 918 Pfund 
dergleihen Wolle um den vereinbarten Preis 
von 9 Thlen. 10 Ngr. —- für den Gentner von 
ihr erfauft und übergeben erhalten habe, 
ihwören, fo ift aud) der Bellagte am andern Theile 
das Libelfat der 90 Thlr. 29 Ngr. 7 Pf. nebft eben⸗ 
mäßigen Zinfen und zwar ſolidariſch und bergeftalt, 
daß die Zahlung des einen der Bellagten den anderen 
befreit, zu gewähren ſchuldig, 

er könnte und wollte denn ben zu Klagabfchnitt 
61. 52. 56— 64. angetragenen, von ihm angenom⸗ 
menen Eid in der Maaße: 

daß weder er felbft, noch, foviel er wille, glaube 

und bafür halte, ver Mitbeflagte ©. einen Brief 

des BI. — angegebenen Inhalts erhalten, 
ingleichen: 

daß die BI. — in Abfchrift erfichtlichen Briefe 

weber von ihm felbft, noch feines Wiffens, Glau⸗ 

bens und Dafürhaltend von dem genannten 

Mitbeflagten gefchrieben oder unterfchrieben und 

abgejendet worden feien, 
folhenfalls ift er von der wider ihn erhobenen Klage 
zu entbinden und loszuzaͤhlen.“ 


Diefem Erfenntniffe waren folgende Entfcei- 
- dungsgründe beigegeben: 

„Die vorige Inftanz hat nah Bl. — die Rolle 
des Procefgegnerd der Klägerin nicht den im Rubrum 
genannten beiden Beflagten, fonbern ber Firma zus 
getheilt, unter welcher diefelben befage des Auszugs 
aus dem Handelsregifter Bl. — verbunden mit den 
Zugefändniffen zu Einl.-Abfchnitt 1. 3.4. Bl. — 
eine offene Handelsgeſellſchaft bilden. 

Allein diefe Auffaffung wird durch den Inhalt 
des Klagvorbringens nicht ausreichend gerechtfertigt. 
Denn es ift darin feineswegs gejagt, daß Klägerin 
die gedachte Handelögefellichaft unter ihrer Firma als 
folde und im Sinne von Art. 111. des Handels- 
geſetzbuchs 

zu vergl. Annalen des Königl. Oberappellations⸗ 

gerichts, N. F. Band 1. Seite 366. 
Hagend in Anfpruch zu nehmen beabfichtige, vielmehr 
geht nah Bl. — das Sachgeſuch der Klage gegen 
die Perſonen der Bellagten felbft und in Ueberein- 
fimmung hiermit ift auch Bl. — die Vollmacht des 
Sachwalterd der Klägerin auögeftellt. Nun nimmt 
zwar die leßtere darauf Bezug, nicht nur, daß die 


Beflagten Inhaber der BI. — aufgeführten Firma 
und Theilhaber der unter derfelben beftehenden offenen 
Handelögejellichaft feien, fondern auch, daß der Mits 
beflagte am dritten Theile die libellirten Kaufgeichäfte 
nicht für eigne, fondern für Rechnung der Geſellſchaft 
abgeichloffen habe. Daraus folgt aber ohne Weiteres 
weder, daß wenigftend mittelbar die Geſellſchaft als 
folde den Platz der verflagten Partei einnehmen 
müfje, noch daß nothwendig ebendahin die Tendenz 
der Klägerin gegangen fei, vielmehr ergiebt ſich bei 
Beurtheilung des Klagvorbringens in feinem Zufam- 
menhange, daß von der Klägerin mit jener Bezug- 
nahme auf die Eigenfchaft der Bellagten als Gefell- 
ſchafter und auf die Eigenfchaft der libellirten Forde— 
rung ald einer Geſellſchaftsſchuld zunähft nur ber 
Zwed verfolgt wird, die Bl. — petirte folidarifche 
Haftung beider Beflagten zu begründen. 

Diefer Weg fann dann auch feineswegs für un- 
ftatthaft erachtet werben. 

Würde ed nämlich der Klägerin nach der Beftim- 
mung in Art. 111. des Handelsgeſetzbuchs unbenom⸗ 
men geweſen fein, gegen die von den Beklagten gebil- 
dete Handelsgeſellſchaft ſelbſt infofern vorzugehen, 
als diefe zwar nicht den Charakter einer juriftifchen 
Perſönlichkeit, im Uebrigen aber zufolge einer Mehr- 
zahl von Dispofitionen des Handelsgeſetzbuchs ihr 
eigneß, von dem ber Einzelnen getrenntes Vermögen 
befigt, für welches felbftftändig Rechte erworben und 
Verbindlichkeiten eingegangen werben können, 

vergl. Annalen a. a. O. 
welchenfalls dann die Gejellfchafter gemäß Art. 117. 
nur als die Vertreter der Geſellſchaft in Betracht ge⸗ 
langten, fo erjcheint fie doch hierauf nicht beſchraͤnkt 
und namenslich nicht verhindert, die Beklagten per- 
fönlih auf Gewährung ber für die Geſellſchaft con« 
trahirten Schuld zu belangen. Es erhellt dies einer- 
feit8 daraus, daß nad) Art. 111. die Geſellſchaft als 
ſolche wegen Geſellſchaftsſchulden nicht verflagt wer- 
den muß, ſondern verflagt werden fann, anbererfeite 
aber aus der Vorſchrift in et. 112., wonach bie 
Gefellfchafter für alle Verbindlichkeiten der Gefell- 
ſchaft folidarifh und mit ihrem ganzen Vermögen 
haften. Infoweit fteht ed daher dem Gläubiger auch 
frei, alle oder nur einzelne Theilhaber der Geſellſchaft, 
ingleihen jeden Einzelnen auf das Ganze oder nur 
nach einem Kopftheile zu verklagen. Alsdann aber 
treten dem Kläger lediglich die einzelnen Geſellſchafter 
für ihre Perſon, nicht die Gefellfchaft und deren Ver— 
treter ald Procefgegner gegenüber, und zugleich bringt 
es diefe Parteiftellung mit fi, daß das in Art. 117. 
den gefhäftsführenden Gefellihaftern eingeräumte 
Vertretungsbefugniß ausgeſchloſſen ift. 
angez. Annalen, Band 8. Seite 173 fig. 
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Vermag es nun nicht nur bezüglich der Partei- 
rolle, fondern auch fonft fowohl in proceß- als 
materiellsrechtliher Hinfiht — worauf in gewiffer 
Richtung fpäter noch zurüdzufommen fein wird — 
wejentliche Unterfchiede zu begründen, je nachdem 
gegen bie Geſellſchaft als ſolche, oder gegen die Geſell⸗ 
ſchafter für ihre Perfon geklagt wird, fo ift es weber 
etwas Bedeutungslofes noch Willfürliches, ob die 
Klage ald gegen die Geſellſchaft, oder ald gegen die 
einzelnen Gejellichafter gerichtet behandelt wird. 

Gegenwärtig hat man, wie vorausgefchidt, davon 
auszugehen, daß letzteres der Ball fei, und unter 
Feſthaltung dieſes Gefichtöpunftes gelangt man bei 
Prüfung des zur Entjcheidung vorliegenden Sachver⸗ 
hältnifjes zu folgenden, von der erftinftanzlichen An- 
fhauung zum Theil ebenfalls abweichenden Ergeb- 
niflen. j 

Während, wie ſchon zu erwähnen geweſen ift, in 
Liquidität beruht, daß die Bellagten eine Handels— 
gefelfchuft bilden und jeder derfelben zu ber hier in 
Frage kommenden Zeit unbejchränfte Bertretungs- 
befugniß gehabt bat, wird dagegen zwiſchen aller- 
feitö Parteien darüber geftritten, ob- die libellirten 
Kaufsgefhäfte für Rechnung der Gefellihaft abge: 
ſchloſſen worden find oder nit. Mit Hinblid auf 
die Beftimmungen in Art. 112. 114. des Hanbels- 
gefegbuchs kommt ed deshalb vornehmlich auf die 
Klarlegung dieſes Punktes an. 

Da Klägerin felbft einräumen muß, theils, daß 
fie nur mit dem einen der Gefellfchafter, dem Mit- 
beflagten ©., contrahirt hat, theils, daß hierbei weder 
von legterem ausdrüdlich die bezüglichen Erklärungen 
im Namen der Gejellihaftsfirma abgegeben worben 
find, noch daß fonft der legteren fpecielle Erwähnung 
gefchehen, fo ift zu unterfuchen, ob — vergl. Art. 114. 
des Handelsgeſetzbuchs — Umftände vorliegen, welche 
ergeben, daß die Kaufdgefchäfte nach dem Willen 
der Kontrahenten für die Geſellſchaft geichloflen wer- 
den follen. 

Es gehören hierher die Anführungen: 

a) bei Klagabſchnitt 11 bis 17. 
b) " [2 24 " 28. 
e) " " 44 " 45. 
d) " " 49 [7 64. 

Nach Anficht jegiger Inſtanz erfcheinen die erfte- 
ren drei Behauptungen nicht ſchluͤſſig. Denn 

zu a. bietet der Umftand, daß der Mitbeflagte am 
dritten Theile die erfaufte Wolle in die der Geſell— 
ſchaft gehörige Spinnerei fchaffen laffen, allein fein 
ſicheres Anhalten für die Abficht, in weldyer er den 
Kauf geichlofien, und die Angabe, er habe die Waare 
im gemeinfhaftlihen Gefchäfte durch Berfpinnen, 
beziehentlich dur Weiterverfauf in den Nutzen ber 


Geſellſchaft, beziehentlidh deren Inhaber verwendet, 
läuft auf ein mindeftens für den gebrauchten Eides- 
antrag nicht genügend motivirtes Urtheil hinaus. 

Ebenſo bleibt, 

zu b. wenn der Mitbeflagte bei Eingehung des 
zweiten Kaufsgeſchaͤfts von der Klägerin eine Rech— 
nung verlangt und dabei bemerft haben foll, er müfle 
folcye feinem Compagnon vorzeigen, Sinn und Zwed 
diefer Handlungsweife mehrbeutig und das weitere 
Klagvorbringen, es ſei die betreffende Waarenpoft 
von den Bellagten durch Verſpinnen, refp. durch 
MWeiterverfauf in den Nupen derſelben verwendet 
worben, eignet ſich in diefer Allgemeinheit gleich wenig 
für den @idesantrag. 

Der legtere Einwand trifft auch das Anführen 

unter c., da ed zur Beurtheilung der Behauptung 
der Klägerin, daß fie auch ſchon früher mit der Firma 
der Beklagten in Gejchäftsverbindung geftanden, einer 
Specialifirung der Thatjachen bedurft haben würde, 
aus denen abzunehmen wäre, daß Klägerin nicht 
blo8 mit den einzelnen Gefellichaftern, jondern mit 
der Gefellicyaft felbit zu thun gehabt habe. 

Schon daraus aber, daß die Beflagten zugeftänd- 
lih Waaren der vom Mitbeflagten erfauften Art auch 
in dem gemeinjchaftlichen Fabrifgefchäft zu verwenden 
und damit zu handeln pflegen, wie Bl. — gefchehen, 
die Folgerung eines Bertragsabichluffes für Rechnung 
der Gefellichaft abzuleiten, erfcheint der jepigen Ins 
ftanz, abgefehen nody davon, daß BI. — die Bellag- 
ten behaupten, es habe der Mitbeflagte jederzeit neben 
feiner Berheiligung an der Firma auch felbftftändig 
und für eigene Rechnung Geichäfte betrieben, fo lange 
bedenklich, als der Abſchluß nur einzelner Gefchäfte 
in Frage und nicht foviel außer Zweifel fteht, daß 
eine Geichäftöverbindung wenigftens im Anfange 
concludent für Rechnung der Firma angefnüpft wor- 
den if. i 

Dagegen pflichtet man allerdings der vorigen 
Inſtanz binfichtlih des Klagpaffus unter d. bei. 
Wäre es in Wahrheit begründet, daß die Beflagten, 
nachdem fie unter ihrer Firma an die Berichtigung 
der geflagten Forderung erinnert worden, in ber 
Bl. — "erfichtlihen Maaße und insbefondere unter 
Gebrauch der Firmenzeichnung geantwortet hätten, 
fo würde hierin ein ausreichendes Anerfenntniß der 
Thatſache gefunden werben müflen, daß es ihnen 
jelbft nicht beigefommen, die libellirten Gefchäfte 
anders ald für Rechnung der Geſellſchaft abgefchloffen 
anzujehen. Unter der nämlichen Vorausſetzung würde 
dann auch dasjenige ohne Weiteres ald unerheblich 
fih darfiellen, was die Beflagten Bl. —, fowie neuer- 
(ih in der Deductionsfchrift Bl. — zu dem Ende 
vorgebraht haben, um glaubhaft zu machen, daß 
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Klägerin felbft Iediglich den Mitbeflagten am britten 
Theile ald ihren Schuldner betrachtet habe. 

Für die Sachentſcheidung handelt es ſich hiernach 
nur noch um die Beweisfrage. 

Diesfalls geht aber die Ginlaffung der Beklagten 
auf die Klage wefentlich aus einander. 


Der Mitbeflagte am dritten Theile hat nicht nur 
den Abjchluß der ftreitigen Kaufsgefchäfte und die 
Richtigkeit der Hägerifchen Forderung an ſich — vergl. 
Einl.-Abfchnitt 6. bis 10. 17. 18. bis 23. —, fon» 
dern aud in Betreff der Klagbehauptung unter d. 
zugeftanden, daß er den Mahnbrief der Klägerin 
empfangen und darauf, wie von der legteren angege- 
ben worden, geantwortet habe. Wie mithin berjelbe, 
hätte er für eigene Rechnung contrahirt, für das 
Libellat einftehen müßte, fo wird auch durch die von 
ihm abgelegten Befenntniffe feine Haftung als Han- 
delögefellfchafter nad Maafgabe von Art. 112. des 
Handelsgeſetzbuchs, alfo folidarifh und mit feinem 
ganzen Vermögen aufer Zweifel gefegt. Insbefon- 
dere verdient es feine Beachtung, wenn er Bl. — 
darauf ſich berufen will, theils daß er die Antwort« 
briefe ohne Vorwiſſen des Beklagten am anderen 
Theile gefchrieben, theild daß er dieje Briefe lediglich 
aus Berfehen im Namen der Gejellfhaftsfirma abge- 
faßt und unterfchrieben habe. Denn in erfterer 
Hinficht bedurfte ed gegemüber feiner unbejchränften 
Vertretungsbefugniß zur Verbindlichkeit feiner Erflä- 
rungen nach Außen hin nicht des Vorwiſſens ober 
der Genehmigung des Bellagten am anderen Theile 
— vergl. Art. 114. 115. 116. des Handelsgeſetz⸗ 
buch8 —, wogegen die Berufung auf ein bloßes Vers 
fehen weder glaubhaft erfcheint, noch fo ohne Weiteres 
den Mitbeflagten der Verantwortlichkeit für fein Han- 
deln zu überheben vermag. 


Anlangend aber den Beklagten am anderen Theile, 
jo ftellt er fowohl den Bertragsabichluß, als den 
Empfang des Mahnbdriefs, ingleihen die Abfaffung 
und Unterzeichnung der Antwortfchreiben auf Seiten 
des Mitbeflagten in's Nichtwiſſen — vergl. Einl.- 
Abſchnitt 6. bis 10. 20. bis 23. 49. bis 64. —, 
nicht minder leugnet er Bl. — feine eigene Betheilis 
gung an ber legtbemerkten Correſpondenz, indem er 
Bl. — den angetragenen Eid infoweit annimmt, 
außerdem aber zurüdgiebt. Geht nun bereits dem 
Borausgefchicdten hervor, daß er, auch wenn ihm die 
fragliche Correſpondenz gaͤnzlich fremd geblieben, 
immerhin noch duch die Thätigfeit des Mitbeflagten 
der Klägerin gegenüber haftbar geworben fein würde, 
fo beruht an fih und vorausgefegt, daß Klägerin 
das Relatum leiftete, feine eigene Sachfälligfeit auf 
dem Delatum zu Einl.⸗Abſchnitt 51. bis 64. 











Die vorige Inftanz fieht indefien BL. — die Ge- 
ftändniffe des Mitbeflagten für ausreichend an, um 
auch in Bezug auf den Beflagten die Verurtheilung 
auszuſprechen. Man nimmt aber Anftand, dieſer 
Meinung fih anzufchließen. 


Bei der Eigenthümlichkeit der Beftimmungen des 
Handelsgeſetzbuchs über das Verhaͤltniß der Handels⸗ 
geſellſchaft zu dritten Perfonen, welche, obſchon fie 
der leteren nicht das Recht der juriftifchen PBerföns 
lichkeit zugeftehen, verfelben doch in einzelnen Rich— 
tungen die Eigenſchaft eines felbftftändigen Rechts— 
ſubjects beilegen, ergeben fich, zumal das Vertretungs⸗ 
befugniß der Geſellſchafter nach Art. 117. nicht foweit 
reicht, um daffelbe auf Eidesleiftungen zu erftreden, 
allerdings dann, wenn die Geſellſchaft als ſolche ver- 
Hagt ift und daher die Gefellfchafter dem Kläger nur 
als Vertreter der erfteren gegenüber ftehen, wejentliche 
Zweifel über die Grundfäge, welche zu befolgen find, 
falls die procefjuale Vertheidigung der Gefellichaft 
nicht blos von einem, fondern von allen oder meh— 
teren Gejellichaftern, und von dieſen wieder nicht 
übereinftimmend, fondern fich widerfprechend, fo daß 
z. B. das, was der eine zugefteht, der andere leugnet, 
geführt wird. Insbefondere bietet unter foldhen Um— 
ftänden die Frage, ob das Geſtaͤndniß des einen 
Geſellſchafters dem anderen ungeachtet deſſen Vers 
neinung präjubicire, ebenfo wie die Beſtimmung ber 
Folgen, welche es für die Gefellihaft als ſolche 
haben würde, wenn man den Gefellfchaftern eine ſich 
wiberfprechende Procefvertheidigung fo ohne Weiteres 
geftattet und deshalb zulaffen wollte, daß der leugs 
nende dad, was der andere eingeräumt, eiblich ab⸗ 
lehnen dürfte, nicht unerhebliche Schwierigfeiten dar. 


Allein wie diefe Bedenken vorliegend um des— 
willen dahingeftellt bleiben können, weil eben nicht 
die Handelsgeſellſchaft als folche, fondern die Bellag- 
ten für ihre Perſon im Proceffe ftehen, fo fchließt fich 
auch an ben legteren Umftand neben der Conſequenz, 
daß die Berurtheilung nicht gegen die Firma gerichtet 
werden fann, bie weitere Folge an, daß die Beflagten 
lediglich als Streitgenoffen anzufehen und infoweit in 
ihrer Vertheidigung von einander unabhängig find. 


Formell und fo wenig es auch Wahrfcheinlichkeit 
für fi hat, der Belflagte am anderen Theile werde 
im Stande fein, die Unmwahrheit deſſen eiblich zu 
erhärten, was der Mitbeflagte am dritten Theile als 
wahr verfichert, mochte daher dem erftern weder das 
Recht, von der Klägerin ihm gegenüber das Rela- 
tum zu verlangen, noch das Recht, feinerfeits ſowohl 
bezüglich feiner eigenen, als der Thätigfeit des Mit- 
beflagten am britten Theile das Delatum zu leiften, 
verfagt und derſelbe folchergeftalt in feiner Bertheis 
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digung um-fo weniger beishränft werben, ald es 
minbeftens denkbar fein würbe, baß der Mitbeflagte 
feine Geftändnifje wider die Wahrheit und in Gollu- 
fion mit der Klägerin abgelegt haben könnte. 

Nah den vorftehenden Erwägungen rechtfertigt 
fi) die fpecielle Faſſung der reformatorijchen Ent- 
ſcheidung jegiger Inftanz von ſelbſt.“ 


27. 


Wer hat die gerichtlichen Koſten der Einzahlung, 
Aufbewahrung und Wiederauszahlung der nach 
nothwendiger Subhaſtation eines Grundſtücks 
außenſtehenden Lieitalgelver zu tragen, wenn 
legtere den PBerceptionäberechtigten zur Selbit: 
einhebung nicht überwiefen worden find? 


Mitgetheilt von 
Herrn 8, in Dr. 


Nach nothwendiger Subhaftation eines Grund— 
ftüds war ein Plan über Vertheilung der Erſtehungs— 
gelver von der Subhaftationsbehörde abgefaßt und 
den Interejlenten befanntgemacht worben; eine Ueber» 
weifung der darin den einzelnen Hypothefengläubigern, 
fomweit ſolche überhaupt zur Befriedigung gelangen 
konnten, von den fünftig feiten des Erſtehers zu er- 
legenden Licitalgeldern zugetheilten Beträge an bie 
Perceptionsberechtigten zur Selbfteinhebung hatte nicht 
ſtattgefunden. 

Der Erſteher berichtigte daher die nach und nach 
fällig werdenden Erſtehungsögelder an das Subhaſta— 
tionsgericht, und letzteres zahlte dieſelben dann jedes— 
mal, im Anhalte an den von feiner Seite angefoch— 
tenen Bertheilungsplan, an den betreffenden Gläubiger 
wieder aus. 

Die dur die Einzahlung, Aufbewahrung und 
MWiederauszahlung entftehenden Gerichtöfoften wurben 
dem betr. Hupothefengläubiger an den für ihn im 
Bertheilungsplan ausgeworfenen Beträgen gefürzt. 
Lepterer verlangte nun aber fchlieflich, daß bei der — 
nach der letzten planmäßigen Zahlung an ihn felbft — 
dem nächftfolgenden Hnpotbefarier, laut des Verthei⸗ 
lungsplans, zu leiftenden Zahlung die ihm nad) und 
nach gefürgten Gerichtöfoften vorweg abgezogen und 
deren Betrag ihm von der nächſten Einzahlung des 
Erſtehers nachgewährt werde, wogegen indeß der 
nächfte perceptionsberechtigte Gläubiger mit bem Be- 
merfen Widerfpruch erhob, daß nicht er, fondern ent» 
weber ber Erfteher oder der betreffende Gläubiger jelbft 
jene Koften zu tragen habe. 


In dem zu Bejeitigung dieſer Differenz abgehalter 
nen Berhandlungstermin ertheilte hierauf das Sub— 
baftationsgericht folgenden Beſcheid: 


„Weil diejenigen Koften, welche durch Aufbewah- 
zung und Wiederauszahlung von ben Perceptions— 
berechtigten zur Selbſteinhebung nicht überwiefenen 
Erftehungsgeldern erwachſen, als jedesmal von dem 
betreffenden Gläubiger aus eigenen Mitteln zu über: 
tragende Proprefoften fich darftellen, wenn man 
erwägt, daß einerfeits 


a) folde aud) dann, wenn die Hypothek des be- 
treffenden Gläubigers — wie im vorliegenden Falle — 
fih ganz allgemein mit auf die „Koften” erftredte, 
nad) ber inſoweit mit dem hier allerdings maafgeben- 
den früheren Recht im Wefentlichen übereinftimmenden 
Vorſchrift in 8.418. des bürgerlichen Geſetzbuchs aus 
der Licitalgeldermaffe nicht zu vergüten find, da hier- 
nad Koften, welche erft in der Zeit nach der Sub- 
baftation des verpfändeten Grundftüds erwachfen, bei 
Vertheilung ber Erftehungsgelver niemals in Betracht 
fommen bürfen, 

und daß andererjeits 

b) jene Koften auch dem Erſteher des Grundftüds 
nicht angejonnen werben fönnen, da biefer unter ber 
gedachten Borausfegung: daß — wie im vorliegenden 
Falle — mit feinem Einverftändniß eine Ueberweiſung 
ber rüdjtändigen Erftehungsgelver an die einzelnen 
perceptiondberechtigten Gläubiger zur Selbfteinhebung 
nicht ftattgefunden hat, mit legteren in gar feinem 
obligatoriichen Verhaͤltniß fteht und feinen mit dem 
Subhaftationsrichter abgeſchloſſenen Kauf durch recht: 
zeitige Einzahlung der fällig gewordenen Erftehungs- 
gelver zum Gerichtsdepoſitum vollftändig erfüllt, 

daß endlich 

ec) die gerichtlichen Handlungen, für welche die 
fraglichen Koften angefegt worden, zunächft lediglich 
im Interefje des Perceptionsberechtigten vorgenommen 
werden und es deshalb ganz in Ordnung iſt, wenn 
bie dafür gefeglich zu berechnende Gebühr ihnen abge 
fordert und resp. von den auszuzahlenden Erftehungs- 
gelderbeträgen vorweg abgezogen wird; 


fo hat ver BI. — geltend gemachte Anspruch des 
Impetranten Johann Gottlob K. darauf, daß ihm 
der daſelbſt erwähnte, rein aus Depofitalgebühren 
und Auszahlungsfoften zufammengefegte Gerichts: 
foftenbetrag nachträglich nody gewährt werde, nicht 
Statt, vielmehr find die freitigen 5 Thlt. 13 Nor. 
2 Pf., welche einitweilen von der am 1. April 1869 
fällig gewordenen und hiernächft vom Erſteher Morig 
Theodor H. eingezahlten Licitalgelderrate im Gerichte: 
bepofitum zurüdbehalten worden, annoch an den 
Impetraten Adv. Dr. Emil M. auszuzahlen.” 





Auf Berufung Iimpetratens erfannte das Königl. 
Appellationsgericht gu Dresden mittels Erfennt- 
niffed vom 24. Juli 1869: 

„Daß es bei dem BI. — flg. au lefenden, am 11. Juni 
1869 befanntgemachten Befcheide nicht zu laſſen. 

Bielmehr ift Impetrat die Auszahlung der nach 
DB. — im ®erichtödepofitum befindlichen 5 Thfr. 
13 Kor. 2 Pf. an den Impetranten gefchehen zu laſſen 
verbunden. 

Entfheidungsgründe: 

Bei der vorftehenden Entfcheidung ift Man von 
folgenden Erwägungen ausgegangen: 

Die Koften, die der Impetrant gegenwärtig aus 
der Erftehungsgeldermaffe des nach BI. — am 16. Mai 
1865 nothwendiger Weife verfteigerten Grunditüds 
erfegt verlangt, find nah Bl. — — und U. — 
theild durch Einzahlung der vom Erſteher des letzte⸗ 
ren zum Gerichtsbepofitum eingezahlten Licitalgelder: 
raten, theils durch deren Aufbewahrung bei Gericht 
und Wiederauszahlung an den Impetranten erwach- 
fen. Die vorige Inftanz ift nad Bl. — davon aus- 
gegangen, daß dies Proprefoften des betreffenden, 
auf die fraglichen Licitalgelder vom Gericht angewie— 
fenen Gläubigers feien und hat dies BL. — damit 
zu motiviren gejucht, daß die gerichtlichen Handlun— 
gen, für welche die Koften anzufeßen geweſen, zunächft 
lediglich im Intereffe des perceptionsberechtigten Gfäu- 
bigerd vorgenommen worden feien. Wäre died wirf- 
fih der Fall, jo würden bie fraglichen Koften nad 


8. 418. des bürgerlichen Geſetzbuchs allerdings von, 


dem Impetranten zu tragen fein, da fie erft nach bem 
Antrage auf Zmangsverfteigerung erwachſen find. 
Nach Anfiht der jegigen Inftanz gehören aber dieſe 
Koften vielmehr zu den Koften der Zwangsverftei- 
gerung, welche nad 8. 418. cit. von dem Erlöfe 
des Grundftüds im Voraus wegzunehmen find. Denn 
die Thätigfeit des Subhaftationsrichters als foldhen 
ſchließt keineswegs mit der Verfteigerung und dem 
Zufchlage, fondern erft mit der erfolgten Vertheilung 
der Erftehungsgelver, indem es Pflicht dieſes Rich— 
ters ift, für Befriedigung der Gläubiger aus den 
Erftehungsgelvern zu forgen, und es fällt daher in 
den Bereich biefer Verpflichtung auch die Cinziehung 
der etwa geftundeten Erftehungsgelderraten und deren 
Auszahlung an die Perceptionsberechtigten wenigftens 
dann, wenn die Rüdftände, wie im gegenwärtigen 
Fall, den betreffenden Gläubigern nicht zur eigenen 
Einhebung überwiefen worden find. 

Abgejehen davon, daß der erfte und legte Sag in 
8.418. des bürgerlichen Geſetzbuchs fich infofern 
correfpondiren, ald der Gefeggeber davon ausgegan⸗ 
gen zu fein fcheint, daß durch legteren die im erfteren 
ausgefprochene Beichränfung der Wirkung der Hypo» 
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thef gerechtfertigt werde, inſofern aber nach dem An- 
trage auf Subhaſtation dem Gläubiger nothwen— 
dige und unvermeidliche Koften nicht erwachſen 
fünnten und deshalb von jemer Beichränfung eine 
Schädigung des Hupothefenerebits nicht zu befürchten 
fei, fpricht für diefe Auslegung namentlich der Um— 
ftand, daß in $. 21. sub 1. des Geſetzes, eine Be— 
fchränfung der Wirkjamfeit ıc. betr., vom 30. Juni 
1868 ausdrüdlich neben den Koften der Verfteigerung 
auch die durch die Aufbewahrung und Verwaltung 
der Erftehungsgelder entitandenen Koften als folche 
aufgeführt werben, welche bei ber Bertheilung der 
Erftehungsgelder vor allen anderen Forderungen zur 
Befriedigung gelangen follen. Wenn Man nun auch 
diefe Beftimmung auf den vorliegenden Ball, da 
der Vertheilungsplan über die Erftehungsgelder BI. 
— flg. nah Bl. — längit vor Erlaß diefes Ge 
fees entworfen worben ift, (* nicht unmittelbar 
anwenden fann,) fo hindert doch Nichts, diefelbe zur 
Interpretation des in $. 418. eit. gewählten Aus— 
deuds: „Koſten der Zwangsverfteigerung” zu be 
nugen, zumal nicht angenommen werben fann, daß 
der Gefepgeber das bürgerliche Gefegbuh abändern 
wollen, vielmehr, wenn an der zufegterwähnter Stelle 
neben den Koſten der Berfteigerumg bie der Aufbewah⸗ 
rung und Verwaltung der Erftehungsgelder ausbrüd« 
fi erwähnt werben, hierin nur eine Erläuterung 
und nähere Beftimmung des in $. 418. des bürger- 
lichen Gefepbuchs gebrauchten allgemeinen Ausdrucks 
erblicdt werden fann. Daß aber unter den Koften 
der Verwaltung der Erftehungsgelder auch die der 
Auszahlung derfelben an die Perceptionsberechtig« 
ten mit verftanden werben müffen, erfcheint der jegi- 
gen Inftanz nicht zweifelhaft. 

Nach alle dem wäre das Gericht berechtigt und 
verpflichtet geweſen, die gegenwärtig ftreitigen 5 Thir. 
13 Nar. 2 Pf. aus dem Erlöfe des Grundftüds vor- 
weg zu nehmen, und kann fich daher auch Impetrat, 
der nah Bl. — flg. an die Stelle bed dem Range 
nach unmittelbar hinter dem Impetranten eingetragen 
geweſenen und zugleich des legten, aus dem fraglichen 
Erlöfe zu befriedigenden Hypothekariers getreten ift, 
nicht darüber befchiweren, wenn jener Betrag — nach⸗ 
dem ihn das Gericht von den dem Impelranten zu 
gewährenden Erftehungsgelderraten in Abzug gebracht 
hat, fo daß diefe Koften dem Impetraten zu Gute ges 
fommen fein würden — nunmehr von dem ihm zu— 
fommenden Licitalgelderantheil vorweg abgezogen und 
an den Impetranten ausgezahlt wirb. 

Demgemäß war fo, wie geichehen, zu erkennen.“ 





* zu Ausfüllung einer offenbaren Lüde der vorliegenden 
Abſchrift des Erfenntniffes. Anm. ber Red. 
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Miscellen. 


Unzeige nen ergangener Gefeke und Ver— 
orduungen, Das 1. Stüd deB Geſetz⸗ und Ber- 
orbnungdblattes für dad Königreih Sachen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 1. Geſetz, die Verminderung der Inftangen 
im Adminiſtrativ⸗ Juftizverfahren betreffend, vom 5. Ja- 
nuar 1870, No. 2. Bekanntmachung, die Bewilligung 
der von dem Spar= und Vorſchußvereine für Lobſtädt 
und Umgegend erbetenen Ausnahmen von beflchenden 
Gefegen betreffend, vom 3. Januar 1870. No. 3. 
Derret, die Beftätigung der Statuten der Schwäbifchen 
Stiftung betreffend, vom 3. Januar 1870. No. 4. 
Bekanntmachung, das Verfahren mit den nad dem 
1. Januar 1870 in das militärpflichtige Alter tretenden 
Studirenden der Theologie ze. bezüglich Ableiftung ihrer 
Militärdienftpflicht betreffend, vom 14. Januar 1870. 


Dad 2. Stüd des Gefeh- und Verordnungs— 
blattes für das Königreih Sachſen (vom Jahre 1870) 
enthält: 

No. 5. Gefeß über die Wegebaupflicht, vom 12. Ja- 
nuar 1870. No. 6. Bekanntmachung, die Bewilligung 
der von dem Grebit- und Sparbanf- Vereine zu Leipzig 
erbetenen Ausnahmen von beftehenden Gefegen betreffend, 
vom 24. Januar 1870. No, 7. Bekanntmachung, die 
Anleihe der Stadt Lengenfeld im Voigtlande betreffend, 
vom 25. Januar 1870. No. 8. Bekanntmachung, die 
Anleihe der Stadt Reichenbach betreffend, vom 31. Ja— 
nuar 1870. No. 9. Bekanntmachung, eine Declaration 
des $. 155, 2. der Bundes» Militär» Erjag« Inftruction 
vom 26. März 1868 betreffend, vom 1. Bebruar 1870, 
No. 10. Berorbnung, die Erpropriation von Grund- 
eigenthum für die Leipzig-Dredbner Eiſenbahn betreffend, 
vom 1. Februar 1870. No. 11. Bekanntmachung, dem 
Spar» und Borfchußvereine für Lobftädt und Umgegend 
bewilligte Stempelbefreiungen betreffend, vom 2. Februar 
1870. 


Das 3. Stück des Gefeg- und Verordnungs— 
blattes für das Königreih Sachſen (vom Jahre 1870) 
enthält: 

No. 12. Perorbnung, die den Kirdhenvorftänden 
zum Behufe ihrer Legitimation bewilligten Rechtöver- 
günftigungen betreffend, vom 10. Bebruar 1870. No. 13. 
Geſetz, einige Zufäge zu den Gewerbes und Perfonal« 


Redacteur: Appellationsratt Werner. 
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ſteuergeſetzen betreffend, vom 18. Februar 1870. 
No. 14. Verordnung zu Ausführung dieſes Geſehzes. 
No. 15. Landtagsabſchied für die Ständeverfammlung 
vom Jahre 1869 bis 1870, vom 24. Februar 1870. 
No. 16. Decret wegen Beftätigung des Regulativs für 
die Sparcaffe zu Kreiſcha, vom 2. Bebruar ‚1870, 
No. 17.. Geſetz, die Penfiondverhältniffe der Hinter⸗ 
laſſenen von Bundesbeamten betrefſend, vom 12. Februar 
1870. No. 18. Bekanntmachung, eine Beſtimmung 
des Geſetzes über die Berichtigung von Waſſerläufen ıc. 
vom 15. Auguft 1855 betrefiend, vom 22. Februar 
1870. No. 19. Geſetz, die Aufhebung des Verbots 
ber Veraͤußerung von Forderungen auf dem Wege öffent⸗ 
licher Verſteigerungen betreffend, vom 26. Februar 1870. 
No. 20. Verordnung zu Ausführung dieſes Geſetzes. 
No. 21. Geſetz, eine authentifche Erklärung der Schluß- 
fühe von $$. 2096. und 2097. des bürgerlichen Gefch- 
buchs betreffend, vom 26. Februar 1870. No. 22. 
Verordnung zu Aufhebung der Verordnung vom 27. 
Juni 1857, die Benachrichtigung der Bergämter von 
den wider Bergarbeiter einzuleitenden Unterfuchungen 
betreffend, vom 28. Februar 1870, 


Ernennungen, Anftellungen ıc. Seine Majeſtãt 
der König haben den Hülfsrath beim Appellationd« 
gericht zu Leipzig, charakterifirten Appellationsrath 
Konrad Nobert Rüger zum etatmäßigen wirklichen 
Appellationsrathe bei diefem Appellationdgeriht, den 
Hülfsarbeiter beim Appellationsgericht Dresden, Gerichtd« 
rath Guſtav Clemens Lindemuth zum Appellationd- 
rathe bei diefem Appellationsgericht, den Aſſeſſor des 
Bezirfögerichts Pirna Georg Lothar Trummler zum 
Gerichtörathe bei diefem Bezirfögerichte und den Aſſeſſor 
des Gerichtdamts Adorf Auguft Erdmann Borfel zum 
Gerichtdamtmann ded Gerichtsamts Lengenfeld zu ernen⸗ 
nen allergnäpigft geruht. 


Zodesfälle. Geftorben: am 31. December 
1869 ver Gerichtsamtsaffeffor Alerander Berbinand 
Stenvel zu Ehrenfriebersvorf; am 18. Januar 
1870 der Oberappellationsrath Dr. Chriſtian Theodor 
Tauchnitz; am 28. Januar 1870 der Bezirksgerichts— 
affeffor Adolph Hermann Schule in Leipzig. 


Dffiein der Verlagshandlung. 
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28. 


Zur Lehre von den Prädialjervituten. — Untheil: 
barfeit der Dienftbarfeiten. 


Mitgetbeilt von 
Herren Dr. —n— in D. 


Das thatfächliche Material des im Nachftehenden 
mitgetheilten, eine Wegeferpitut betreffenden und im 
October 1868 beim K. Gerichtsamte W. zwiſchen H. 
und ®. in St. anhängig gewordenen Rechtsftreites 
erhellt zur Genüge aus den in fo weit erfchöpfenden 
Rationen des erftinftanzlichen Erfenntniffes, und es 
bedarf daher zum Verftändniffe des Nechtsfalles nur 
einer Verweiſung auf die legteren. 

Das Urthel des Königl. Bezirksgerichts zu 
Oſchatz vom 26. Januar 1869 (publ. am 20. Februar 
1869) lautete: 

ıc. „Die Hauptfache anlangend, bewendet es bei 
der von dem Bellagten Bl. — abgegebenen Erflärung, 
daß er eine Wegegerechtigfeit in Anfehung der dem 
Kläger eigenthümlich zugehörigen, im Flurbuche von 
Str. unter No. 312. und 313. a. eingetragenen Grund» 
ftüde behufs der Bewirthichaftung des ihm, Beflagtem, 
eigenthümlich zugehörigen, in K.'ner Flur gelegenen 
und in dem dafigen Flurbuche unter No. 256. m. ein» 
getragenen Grundftüds nicht in Anspruch nehme. 

Würde hiernächft Bellagter das von ihm Bl. — 
prätendirte Befugniß, infoweit ihm nicht ſolches von 
dem Kläger Bl. — zugeftanden worden, binnen ıc. 
wie Recht erweilen, jo ergehet jowohl in der Haupts 
ſache, infoweit nicht die Klage nachftehends abgemwies 
ien worden ift, als auch der Koften halber ferner, 
was Recht ift, es hat aber Klägerd Suchen, foweit 
daſſelbe zugleich auf Enthaltung des Fahrens auf dem 


D. — befchriebenen Wirthſchaftswege behufs der 

Bewirthſchaftung des obgedachten, dem Bellagten 

zugehörigen Grundftüds No. 256. m. des Flurbuchs 

von K. gerichtet ift, und foweit ſich nicht Diefes Suchen 

durch die eingangsgedachte Erflärung des Bellagten 

erledigt hat, in der angebrachten Maaße nicht Statt. 
Gründe: 

Kläger, welcher ein Pferbnergut in Str. und 
zwei hierzu gehörige, in Str.'ner Flur gelegene, im 
dafigen Flurbuche mit No. 312. und 313. a. bezeich⸗ 
nete Grundftüde, ein Holsgrundftüd bez. Wiefen- 
grundftüd eigenthümlich befigt, fühlt fih Inhalts der 
vorliegenden Regatorienflage in feinem Eigenthums- 
techte in zweifacher Beziehung verlegt, einmal ba- 
durch, 

a) daß Beklagter zu wiederholten Malen den über 
fein Holzgrundſtück No. 312. des Flurbuchs 
führenden, Bl. — bejchriebenen und in der 
Handzeichnung Bl. — mit aa. bargeftellten 
Wirthſchaftsweg dazu benugt hat, um auf das 
ihm eigenthũmlich zugehörige, in K.'ner Flur 
gelegene Feldgrundftüd, No. 256. m. des Flur⸗ 
buchs, zu fahren und von da nach Str. wieder 
zurüdzugelangen, 

b) daß Bellagter einige Male, ald er auf jenem 
Wirthichaftswege gefahren, da, wo über diefen 
Weg eine Brüde führt, nicht über diefe Brüde, 
fondern um biefelbe herum in einem Bogen 
gefahren und hierbei feine, Klägers, Wiefe 
No. 313. a. berührt hat. 

Hierbei ift Kläger mit dem Beflagten nah Bl. — 
und BI. — darin einverftanden, daß dem Letzteren als 
Eigenthümer des in Str. gelegenen und auf Fol. 18. 
des Grund» und Hypothekenbuchs für dieſen Ort 
eingetragenen Gaͤrtnergutes das Recht zuftehe, zu 
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Bewirthſchaftung feiner in Str.'ner Flur und zwar 
öftlich von dem Holsgrundftüde des Klägers No. 312. 
gelegenen Parcellen den obgedachten Wirthſchaftsweg 
zu benugen, wie denn auch in Anjehung der obge- 
dachten Eigenthumsverhältniffe zufolge der Einl.: 
Abſchn. — — unter den Parteien völliges Einver- 
ftändniß herrſcht. 

Soviel nun zuvörderſt Die unter a. gedachte Rechts— 
verlegung betrifft, fo hat fich die erhobene Negatorien- 
Hage durch die von dem Bellagten in der Anmerkung 
DI. — abgegebene Submiffionserflärung in der Haupt⸗ 
fache erledigt. Diefelbe fommt daher infoweit nur 
noch in Anfehung der dem Beflagten hierunter beis 
gemeflenen Störungshandlungen in Betradht. In 
diefer Beziehung ift von dem- Kläger Bl. — unter 
Eidesantrag behauptet worden, daß Bellagter wiebers 
holt ſelbſt, namentlich aber deffen Bruder Auguft W. 
auf Bellagtens ausdrüdliches Geheiß am 31. Auguft, 
1. und 18. September 1868 auf jenem Wirtljchafte- 
wege nach feiner K.'ner Feldparcelle und von legterer 
aus nach Str. wieder zurüdgefahren fei. Beklagter 
hat dies auch, was das Befahren des Weges felbft 
betrifft, bei dem 21. Einl.-Abjchn. zugeftanden, jedoch 
das behauptete Ziel diefer Fuhren im 22. Einl.⸗Abſchn. 
mit dem Bemerfen in Abrede geftellt, daß er nur nad) 
feinen in Str.'ner Flur gelegenen Grundftüden ge: 
fahren fei, daß ihm aber, wenn er von dieſen Feldern 
aus auf jein K.'ner Grundftüd gehe oder fahre, dies 
weber vom Kläger, noch von fonft Jemandem ver 
wehrt werben fönne. 

Zufolge der obgedachten Submiffiongerflärung des 
Bellagten fteht nun allerdings dem Lepteren feines» 
wegs das Recht zu, jenen mehrgedachten Weg zum 
Zwede der Bewirthichaftung feines K.'ner Grund» 
ftüds zu befahren, und derartige, die Bewirthichaftung 
diefes Orunpftüds ausſchließlich oder auch nur theil- 
weife bezwedende Fuhren würden unzweifelhaft als 
folhe Turbationen anzufehen fein, welchen der Kläger 
mit der Regatorienflage entgegenzutreten befugt fein 
würde. Andererſeits fann es dem Bellagten als eine 
Störungshandlung nicht angerechnet werden, wenn 
derjelbe bei Gelegenheit der lediglich behufs der Be— 
wirtbichaftung feiner Grundftüde in Str.'ner Flur 
unternommenen uhren, jei es infolge eines ſchon 
vorher, oder erſt während jeiner Anweſenheit auf 
diefen Grundftüden gefaßten Beſchluſſes auch noch 
auf fein in K. gelegenes Grundftüd geht oder fährt, 
denn hierdurch wird eine ftärfere Benugung jenes 
Wirthihaftsweges in Feiner Weiſe herbeigeführt, 
Kläger daher in feinem Intereffe Feineswegs beein- 
teächtigt. Hieraus folgt von felbit, daß das Befah- 
ten jened Wirthſchaftsweges Seiten des Beflagten 
nicht ſchon dann, wenn er hierdurch auf das K.'ner 
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Grundſtück gelangt ift, fondern nur dann, wenn er 
zum Zwede der Bewirtbfchaftung des legteren Grund» 
ftüds oder aud allenfalls lediglich;, um auf dieſes 
Grundſtuͤck zu gelangen, ein unberechtigtes ift. Jeden: 
falls hat nun auch Kläger mit den Worten, Bellagter 
fei damals nach feinem K.'ner Felde gefahren, eine 
derartige Ausfchließlichkeit des Zwedes jener Fuhren 
behaupten wollen. Allein mit Nothwendigfeit folgt 
dies nicht aus jenen Worten, vielmehr läßt dieſe 
Ausdrudsweife auch noch die Möglichkeit zu, daß 
Bellagter jene Fuhren zum Zwede der Bewirthichaf- 
tung feiner in Str.'ner Flur gelegenen Grundftüde 
gethan und hierbei auch auf das K.'ner Feld gelangt 
fei. Nicht in der durch die Präpofttion „nach“ bes 
zeichneten Richtung des Fahrens, fondern in dem 
Zwede, zu weldem jener Weg von dem Beflagten 
befahren worden ift, liegt das entjcheidende Moment, 
und es fann daher im vorliegenden Falle jenes Klag— 
anführen keineswegs ald fo beftimmt und unzwei— 
deutig angefehen werden, als ber Gebrauch des 
Eidedantragsd bei diefem Klagpaſſus erfordert. Die 
Unfchlüffigfeit diejes Mlaganführens aber bedingt zu— 
gleich die Unfchlüffigfeit des weiteren, ebenfalls mit 
Eidesantrag unterftügten Klagvorbringens, wonach 
der Bruder des Beflagten bei jenen Öelegenheiten dem 
Kläger auf deſſen Vorhaltung erwidert haben foll, 
daß feinem Bruder (gegenwärtigem Bellagten) zu 
diefem Fahren ein Recht zuftehe. Denn läßt fid) dem 
Obigen zufolge nicht ermejien, ob das in Frage be— 
fangene Fahren ein unberechtigtes geweſen fei oder 


"nicht, fo fann auch diefen Aeußerungen, von denen 


nicht einmal behauptet worden, daß Beflagter feinen 
Bruder hierzu beauftragt habe, nicht die Bedeutung 
einer Verbalturbation beigelegt werben. 

Man hatte daher es bei der obgedachten Sub: 
mifftonderflärung bewenden zu laffen, im Uebrigen 
aber die Klage wegen Unfchlüffigfeit abzuweifen. 

Zu einem anderen Nefultate it man in Bezug 
auf die Klage, infoweit diefelbe durch die oben bei b. 
gedachte Turbation veranlaßt worden ift, gelangt. 
Bellagter hat die hierunter in der Klage behauptete 
Turbation in den Einl.-Abfhn. — — zur Genüge 
eingeräumt, denn wenn er auch bei dem 33. und 34. 
Einl.Abſchn. die Richtigkeit des in der Handzeich— 
nung Bl. — mit xxx marfirten Bogens, in welchem 
er um jene Brüde gefahren fein foll, in Abrede ge- 
ftellt und geleugnet hat, über Klägers Wiejengrund- 
ftüd No. 313. a. gefahren zu fein, fo hat er Doch in 
der Anmerkung zu diefen Ginlaffungsabichnitten zu— 
gegeben, daß er dieſes Grundſtück theilmeife berührt 
habe. Diejes Zugeftändniß genügt, da ja überhaupt 
jede Negatorienklage nur partielle Gigenthumsftörun: 
gen zum Gegenftande hat, und ed würde, wenn fonft 
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nicht Bellagter eine beachtliche Einrede vorgefchügt 
hätte, Beflagter dem Klaggefuche gemäß zu verurthei- 
len fein, ohne daß es hierbei der Erörterung des 
Anführens des Bellagten Bl. — und in den Anmer- 
fungen zum 30, und 31. Einl.Bunfte, wonach er 
lediglich wegen der fchlechten Befchaffenheit der Brüde 
biefelbe umfahren, bedarf. Denn auch in dem Falle 
der Unfahrbarfeit diefer Brüde und, felbft angenom- 
men, daß Kläger verpflichtet ift, diefelbe im Stande 
zu erhalten, durfte fich doch Bellagter nicht für er- 
mächtigt halten, die Brüde zu umfahren und hierdurch 
ein Grundftüd des Klägers zu berühren, welches der 
ihm zuftehenden Wegefervitut nicht unterliegt. Viel⸗ 
mehr mußte fi Bellagter, wenn er fih nicht einer 
Selbithülfe oder einer widerrechtlichen Cigenmächtig- 
feit fchuldig machen wollte, darauf befchränfen, den 
Kläger auf Wiederherftellung der Brüde zu belangen 
oder ſich jelbit diefer Wiederherftellung zu unterziehen 
und den hierdurch gehabten Aufwand von dem Klä- 
ger erjegt zu verlangen. Die Ueberfchreitung der 
Grenze des dienenden Grundftüds aber enthält unter 
alfen Umftänden einen Eingriff in das Eigenthum 
des Klägers, wegen deſſen Bellagter auch im vorlie- 
genden Falle mit Hinblid auf fein ebengedachtes 
Zugeftändniß zu verurtheilen fein würde. Allein zu 
einer derartigen Sentenz war darum nicht zu gelan- 
gen, weil Bellagter Bl. — mit der Behauptung auf- 
getreten ift, daß ihm auf Grund der Verjährung das 
Recht zuftehe, ber Klägers in der Klage befchriebene 
Grundſtuͤcke behufs der Bewirthſchaftung feiner öftlich 
von diefen Grundftüde im Str.'ner Flur gelegenen 
Felder zu gehen und zu fahren. 

Hierin liegt die Prätenfion eines Mehreren, als 
was Kläger dem Bellagten in der Klage zugeftanden 
bat. Nach der Klage fteht dem Beklagten eine Weges 
fersitut nur an dem Holzgrundſtücke No. 312. und 
zwar infoweit zu, als über daſſelbe der mehrgedachte 
Wirthihhaftsweg führt. Bellagter aber bezeichnet 
beide in der Klage erwähnte Grundſtuͤcke des Klägers, 
unter welchen nur die mehrgedachten Flurparcellen 
312. und 313. a. verftanden werben fönnen, als 
dienftpflichtig, und die Richtigkeit diefer Behauptung 
vorausgefegt würde es nicht ohne Weiteres als eine 
Turbation des Klägerd angefehen werden fönnen, 
wenn Beflagter bei der einen ober anderen Gelegen— 
heit den Wegetract verlaffen und dabei auf das Wie- 
fengrundftüd 313.a. gefommen wäre, zumal der Regel 
nad) Grunddienftbarfeiten auf dem ganzen bereichen: 
den*) Grundftüde haften (totus fundus servit). 

$. 538. des bürgerl. Geſetzbuchs. 


*) Soll jebenfalls heißen „dienenden“. 
Anmerf, des Ginf. 





Da fomit Beklagter eine Wegefervitut geltend ge 
macht, welche in diefer Ausdehnung in der vorliegen- 
den Negatorienflage (actio negatoria limitata s. 
qualificata) nicht zugeftanden worden ift, die Beweis- 
laft aber aud) in einem foldhen Falle ſchon nad} alls 
gemeinen Orundfägen dem Beklagten ald Demjenigen, 
welcher ein Recht an den Hägerijchen Grundftüden 
geltend gemacht, zufällt, 

Siebenhaar, Commentar zum bürgerl. Geſetzbuch, 

Bd. 1. ©. 291.*) 

fo hatte man infoweit auf Beweis der vorgeſchuͤtzten 
Einrede zu erfennen und dabei nur durch einen ent» 
ſprechenden Hinweis auf das betreffende Zugeftändniß 
in der Klage anzubeuten, daß ed nicht des Beweifes 
ber prätendirten Wegegerehtigfeit überhaupt, fondern 
nur infoweit bedarf, als nicht Kläger dem Bellagten 
ein foldyes Recht bereits zugeftanden hat.” ꝛc. 

Vorftehende Entfcheidung wurde unter dem 
22. Mai 1869 (Publ.»-Term. 9. Juli 1869) der von 
beiden Seiten dawider eingewendeten Rechtsmittel 
ungeachtet vom Königl. Appellationsgerichte 
zu Leipzig unter Berurtheilung der Parteien zu 
gegenfeitiger Erftattung der Inftanzfoften beftätigt. 

Entfheidungsgründe: 
„Die Appellation des Klägers betr. 

Dem Bellagten fieht das Recht zu, den auf dem 
Handriffe Bl. — mit na bezeichneten, über das Holz- 
grundftück des Klägers No. 312. des Str.'ner Flur- 
buchs laufenden und in deſſen Eigenthume befindlichen 
Weg bei der Bewirthichaftung feiner öftlich von dem 
gedachten Grunpftüde in Str.'ner Flur Tiegenben 
Barcellen zu benugen. Legtere grenzen an das dem 
Beflagten fernerweit zugehörige Weld No. 266. m. 
des Flurbuchs für K. Ueber diefen Sachverhalt find 
die Parteien nach p. 1. c. — verb. mit Bl. — fig. 
einverftanden. Einleuchtend darf fich der Beflagte 
der ihm an des Klägers Holgparcelle zuftändigen 
Wegegerechtigfeit zu dem Bortheile ded genannten 
K.ner Feldes, rückſichtlich deſſen er feinem Geftänd- 
niffe Bl. — zufolge eine gleiche Dienftbarfeit nicht 
zu beanfpruchen hat, nicht bedienen. Thut er es 
dennoch, fo berechtigt er den Kläger zu der Erhebung 
der Negatorienflage. Nur muͤſſen die Störungshand- 
lungen, auf welche der Kläger eintretenden Falles 
Bezug nimmt, als zum Vortheile des K.'ner Grund» 
füds unternommen fich Fennzeichnen. In dieſem 
Punkte erfcheint die erhobene Klage, joweit fie gegen 
die Anmaafung einer Dienftbarkeit für das nur 
erwähnte Grundftüd gerichtet und auf dergleichen 
tharfächliche Anmaafungen geftügt worden ift, auch 
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*) ©. 322. der zweiten Ausgabe. 
Anmerf, bes inf, 
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nach Anficht jegiger Inftanz mangelhaft. Demjeni- 
gen, was die vorige Inftanz Bl. — flg. hierüber 
bemerft hat, ift im Wefentlichen beigupflichten und 
anläßlich der Ausführungen des Klägers BI. — fig. 
nur noch Nachftehendes hinzuzufügen gewejen. 
Die einfhlagende Klagbehauptung Bl. — lautet 
dahin: 
Beflagter „ift neuerdings wiederholt felbft, na⸗ 
mentlich aber ift defien Bruder Auguft W., nach⸗ 
dem ihm dies Beflagter geheißen, mit einem ıc. 
Wagen am 31. Auguft, 1. und 18. September 
1868 über den ofterwähnten Wirthſchaftsweg ıc. 
vom Str.«D.’er Communicationdswege aus nach 
feiner, Beflagtens, in K.’ner Flur gelegenen 
Feldparcelle No. 256. m. xX. und von leßterer 
aus nad) Str. wieder zurüdgefahren”. 
Hieraus ergiebt ſich noch nicht mit Gewißheit, daß 
bei den fraglichen Gelegenheiten der über das Grund» 
ftüd Klägers führende Weg auch wirklich im Intereſſe 
der Parcelle No. 256. m. benugt worden fei. Denn 
nach der in der Klage enthaltenen Beichreibung von 
der Rage der betreffenden Grundftüde muß davon 
ausgegangen werben, daß der Beflagte oder fein 
Stellvertreter, wenn fie von Sir. auf dem Wege aa 
nad der K.'ner Parcelle oder von diefer auf demſel— 
ben Wege wieder nad) Str. zurüd ſich begeben, hier: 
bei jedesmal und zwar erfterenfalld vor der Ankunft 
auf dem K.'ner Grundftüde, legterenfalld vor dem 
Betreten der Holgparcelle des Klägers die fervitut- 
berechtigten Grundftüde des Beflagten in Str.'ner 
Flur berührt haben. Unter ſolchen Umjtänden ftellen 
fi die bemerften Fuhren ihrer äußeren Erſcheinung 
nad nicht als unbefugte Handlungen dar. Ueber 
die Barcelle No. 312. nach feinen öftlih davon in 
Str.'ner Flur belegenen Parcellen und von lepteren 
wieder über jene Parcelle zurüd zu geben und zu 
fahren, ift dem Bellagten fraft feines Dienftbarfeits- 
rechtes, dagegen zwiſchen den gedachten Str.'ner Bars 
cellen und der anftoßenden K.'ner Parcelle No. 256. m. 
bin und wieder zu gehen und zu fahren, Fraft feines 
Eigenthumsrechtes geitattet. Demnach bedarf es, um 
im einzelnen Falle, wo der Beflagte von der ihm an 
der PBarcelle No. 312. zufommenden Grunddienſtbar— 
feit Gebrauch gemacht, unmittelbar vorher oder nach⸗ 
ber aber auch fein K.'ner Grundftüd betreten hat, die 
Benugung der dienenden Sache ald zum Beten des 
legtgedachten Grundſtücks erfolgt zu charakterifiren, 
der Anzeige beftimmter äußerlicher, auf eine derartige 
Ueberjchreitung der in der Dienftbarfeit liegenden 
Befugniffe (vergl. 88. 536. 537. des bürgerl. Geſetz— 
buch) zweifellos hinweifender Merfmale. Als eine 
ſolche Ueberjhreitung würde beifpielsweife die Fort- 
ſchaffung von Erntefrüchten des K.'ner Grundftüds 





oder von zu deſſen Beitellung gehörigen Werkzeugen 
und Materialien über die Parcelle No. 312. betrachtet 
werden dürfen. Daß dies oder Aehnliched der Zweck 
der in der Klage ald Turbativacte bezeichneten Fuhren 
geweſen fei, erhellt aus dem Klagvorbringen in feiner 
Weiſe, und eben deshalb fommt das oben heraus— 
gehobene Anführen injoweit, ald damit ein ungebührs 
licher, den Intereflen der K.'ner Parcelle dienender 
Gebrauh des jervitutpflichtigen Areald behauptet 
werben follen, lediglich auf eine für die Bl. — ger 
brauchte Eidesvelation ungeeignete Folgerung aus 
unerwähnt gelaffenen Thatumftänden hinaus. Daf 
der nurbejprochene Mangel der Klage auch durch die 
Bezugnahme auf die Bl. — mangelhaft gemachten 
Aeuperungen Auguft W.'s nicht ergänzt werde, ift 
fhon Bl. — ausreichend gezeigt worden. 


Aus den vorftehenden Gründen wäre eine volls 
ſtaͤndige Abweifung des in Rede ſtehenden erften 
Klagpunfted geboten geweien. Daß die vorige In— 
ftanz denjelben als zum Theil durch die Auslaffungen 
des Beflagten BI. — erledigt erflärt hat, gereicht 
zweifeldohne dem Kläger nicht zur Beichwerbe. Sein 
Rechtsmittel Fonnte demnach feine Beachtung finden. 


Die Appellation des Beklagten betr. 

Wenn der Bellagte behauptet, daß die mehr- 
erwähnte rundvienfibarfeit nicht blos auf dem 
Holsgrundftüde No. 312. des Sir.'ner Flurbuchs, 
ſondern auch auf der daneben gelegenen Wiefenparcelle 
des Klägers, No. 313. a. des nämlihen Flurbuchs, 
hafte, und er daher durch das (zu p. 1. c. — und in 
der Anmerkung zu p. 1. c. — zugeftandene) theilweife 
Befahren der Parcelle No. 313. a. einen unberechtig« 
ten Gingriff in des Klägers Eigenthum nicht began- 
gen habe, jo liegt ed ihm nach allgemeinen und durch 
ausdrüdliche Geſetzvorſchriften ($. 323. des bürgerl. 
Geſetzbuchs) anerfannten Grundfägen ob, den Beweis 
der angeblichen, von dem Kläger Bl. — beftrittenen 
Grftredung feines Dienſtbarkeitsrechtes auf die Par- 
celle No. 313. a. zu führen; und es läßt fich nicht 
abjehen, wie er diejer Beweispflicht Durch die in die 
Klage eingefloffene Bemerkung, daß die Parcellen 
No.312. und 313.a. „in Natur ein Ganzes bilden“, 
überhoben worden jein fünnte. Mit der nurgedachten 
Bemerkung hat augenfcheinlihd nur der räumliche 
Zufammenhang beider Pareellen, allenfalls auch ber 
Mangel einer Scheidung derfelben durch fefte erfenn- 
bare Zeichen ausgedrüdt werden follen. Dies find 
ganz irrelevante Thatumftände, welche jedenfalls vie 
Folge nicht begründen, daß beide Parcellen in recht 
licher Hinficht völlig gleich behandelt, die von Dritten 
an der einen erworbenen Rechte auch auf die andere 
bezogen werben müßten. 
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Demnaͤchſt bedarf ed feines näheren Eingehens 
auf die Bl. — flg. erörterte Frage, ob es dem Bes 
Hagten geftattet gewefen fei, bei der Ausübung der 
ihm gebührenden Dienftbarfeit die auf der Handzeich- 
nung Bl. — mit c bezeichnete, nach feiner Angabe 
in ſchadhaftem Zuftande befindliche Brüde zu umfah— 
ren. Denn unter allen Umftänden lag es nicht in 
feinen Befugniflen, zu diefem Umfahren ein anderes, 
ald das jervitutpflichtige Grundſtuͤck des Klägers zu 
benugen. Es hängt mithin Alles davon ab, ob der 
Bellagte die von ihm in Anfpruch genommene Aus- 
dehnung der fraglichen Dienftbarkeit auf die Parcelle 
No, 313. a. in rechtliche Gewißheit zu fegen vermag. 

Die Bl.— flg. gegen das Beweisinterlocut Bl.— flg. 
vorgebrachten Einwendungen find daher unerheblich 
und war jomit das angefochtene Erfenntniß auch auf 
die Appellation des Beflagten lediglich zu beftäti- 
gen.” ıc. 


Auf biergegen gerichtete abermalige Appellation 
beider Parteien erfannte das Königl. Oberappel- 
lationsgericht im September 1869 reformatorifch 
folgendermaaßen: 


„Daß es, anlangend die Appellation des Klägers, 
bei dem in zweiter Inftanz beftätigten erften Erfennt- 
niffe BI. — flg. infoweit, als darin auf Bewenden 
bei der von dem Bellagten BI. — abgegebenen Er— 
kläärung erfannt, und die Klage in Betreff der Bes 
nugung des in berjelben bejchriebenen Wirthſchafts— 
weged zum Zwede der Bewirthichaftung des dem 
Bellagten zugehörigen Grunpftüds No. 256. m. in 
K'ner Flur in der angebrachten Maaße abgewieſen 
worden ift, nicht zu laffen, fondern es ift der Beflagte 
fh des Gehens, Reitens und Fahrens auf dem 
Bl. — lg. befchriebenen Wirthichaftswege zu dem 
Zwede, um auf bemfelben nad) dem Grundſtücke 
No. 256. m. des Flurbuchs für K. hin und zurüd zu 
gelangen, bei Zwanzig Thalern Strafe für jede Zu— 
widerhandlung, zu enthalten, aud) dem Kläger die 
verurfachten erweislichen Schäden zu vergüten ver 


bunden, er fönnte und wollte denn den ihm über die 


Einl.⸗Abſchn. — — angetragenen, für ftillfchweigend 
angenommen zu achtenden Eid, und zwar nach jeiner 
Wahl, entweder in der Weiſe: 
wie es nicht in Wahrheit berube, daß fein Bru- 
der, Auguft W., mit einem ihm, dem Beflagten, 
zugehörigen zweifpännigen Wagen am 31. Auguft, 
1. oder 18. September 1868 auf dem Bl. — flg. 
bejchriebenen Wirthſchaftswege nach feiner, Be— 
Hagtens, in K.'ner Flur gelegenen Feldparcelle 
No. 256. m. des K.'ner Flurbudhs und von letz⸗ 
terer aus nach Str. wieder zurüdgefahren fei, 
oder in der Weile: 


daß er feinem Bruder, Auguft W., am 31. Aus 
guft, 1. oder 18. September 1868 nicht geheißen 
habe, auf dem Bl. — befchriebenen Wirthfchafte- 
wege nach feiner, Bellagtens, in K.'ner Flur 
gelegenen Feldparcelle No. 256. m. des K.'ner 
Flurbuchs, und von legterer aus nad) Str. wie- 
der zurüd zu fahren, 
ſchwoͤren, ſolchenfalls ift derfelbe rüdfichtlich des erften 
Klagpunftes von der erhobenen Klage zu entbinden 
und lodzuzählen, es hat jedoch bei der von dem Be— 
klagten Bl. — abgegebenen Erklärung, daß er eine 
Wegegerechtigfeit in Anfehung der dem Kläger eigen- 
thümlich zugehörigen, im Flurbuche für Str. unter 
No. 312. und 313.a. eingetragenen Grundftüde be— 
hufs der Bewirthichaftung der ihm, Beflagtem, eigen- 
thümlich gehörigen, in K.'ner Flur gelegenen Feld- 
parcelle unter No. 256. m. des K.'ner Flurbuchs nicht 
in Anfpruch nehme, fein Bewenden, es werden auch 
die Koften der Appellation des Klägers wider das 
erfte und zweite Grfenntniß zwifchen den Parteien 
aufgehoben. 

Dagegen wird das Eingangs gedachte Urthel, der 
vom Bellagten eingewendeten Appellation ungeachtet, 
hierdurch beftätigt, es ift auch der Bellagte die Koften 
jeiner Appellation dem Kläger zu erftatten verbunden. 


Gründe: 
Zur Appellation des Klägers. 

Nach der Erklärung ded Bellagten in der Anmer- 
fung zu dem 38. Einl.Abfchn. Bl. —, er nehme für 
fein Grundſtück unter No. 256. m. des K.'ner Flur— 
buchs eine Dienftbarfeit auf den Grundſtücken des 
Klägers gar nicht in Anſpruch, verfteht es fi von 
felbft, daß der Beflagte auf dem in der Klage Bl.— flg. 
näher befchriebenen Wege weder von Str. aus nad) 
feiner K.'ner Beldparcelle, noch von legterer aus wies 
der zurüd nach Str. gelangen darf. Dabei madıt es 
namentlich feinen Unterfchied, ob er bei dem Fahren 
nad dem K.'ner Grundftüde eine öfonomifche Arbeit 
auf diefem Grundftüde zu verrichten beabfichtigt oder 
nicht, ob der Gebrauch des Weges das Oelangen auf 
die K.'ner Feldparcelle ausjchließlich oder in Berbin- 
dung mit dem Gelangen auf die Str.'ner Feldftüde, 
rüdfichtlich deren die Wegegerechtigfeit auf dem Grund« 
ftüde des Klägers begründet ift, zum Zwecke hat, ob, 
wenn Dünger auf das Feld gebracht oder Ernte ein» 
gefahren wird, der Dünger ganz oder nur theilweife 
für das K.'ner Grundftüd beftimmt ift, ober bie 
Ernteladung lediglich in Ernteerzeugniffen der K.'ner 
Flurparcelle befteht oder auch Ernteerzeugniffe der 
Str.'ner Grundftüde mit enthält. 

Nun ift zwar foviel richtig, daß in vielen Fällen, 
3. B. wenn der Bellagte Adergeräthe zum Zweig der 
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Beſtellung feiner Str.'ner Grundſtücke zunächft auf 
dieſe bringt und erſt nach Vollendung der Arbeit auch 
zur Beſtellung der K.'ner Feldparcelle verwendet, oder 
wenn er mit leerem Wagen führt, um auf den Str.'ner 
Grundftüden erbaute Früchte zu holen, und ſich erft, 
nachdem er dort Früchte geladen hat, auf die K.'ner 
Feldparcelle begiebt, um auch die dafelbft erbauten 
Früchte aufzuladen, e8 dem Hinfahren in der Regel 
an Äußeren Merkmalen fehlen wird, vermöge deren 
daffelbe als eine Ueberfchreitung der Wegegerechtigfeit 
zu betrachten fein Fönnte, indem darin eine größere 
Beläftigung des dienenden Grunbftüds nur dann lies 
gen würde, wenn ſich bei der Mitbewirthichaftung 
der K.'ner Feldparcelle eine größere Zahl von Fuhren 
nöthig machte, ald bei der ausichließlichen Bewirth— 
fhaftung der Str.'ner Felder der Fall wäre. Aber 
auch in diefen Fällen würde der Beklagte die Grenzen 
feiner Befugniffe überjchreiten, wenn er fich der Wege- 
gerechtigfeit auch zur Nüdfahrt bedienen, alfo Aders 
geräthe, welches er zur Beftellung feiner K.'ner Feld» 
parcelle gebraucht hat, auf dem dienenden Grundſtuͤcke 
zurüdichaffen oder Früchte, welche er auf dem K.'ner 
Grundftüde geerntet hat, auf dem ihm blos zur Bes 
wirthihaftung der Str.'ner Felpftüde zuſtehenden 
Wege einfahren wollte. 

Alles dies find felbftverftändliche Folgefäge der 
von dem Beklagten Bl. — abgegebenen Erklärung, 
und wenn man fi in dem Borftehenden mit deren 
Entwidelung befaßt hat, fo bedarf es wohl nicht erft 
der Bemerkung, daß damit nicht eine Entſcheidung 
hat ertheilt werden follen, daß namentlich nicht die 
fämmtlichen Folgefäge erihöpft worden find, daß, 
wenn der Kläger fünftig wegen Störungen feines 
Eigenthums Flagen follte, durch das Geſagte der Ent: 
ſcheidung des concreten Falles nicht präjudicirt wers 
den foll, daß überhaupt die vorftehende Ausführung 
der Rechtöfraft nicht fähig ift. 

Der Kläger hat aber auch fein Recht, zu ver- 
langen, daß der Bellagte im Allgemeinen zu dem 
Anerkenntniffe der Freiheit feines, des Klägers, Eigen: 
thums verurtheilt wird. Denn dies würde etwas 
Weiteres nicht enthalten, ald eine Wiederholung der 
geieplichen Borfchriften über das igenthum an 
Grundftüden und auf diefe hat der Kläger fein Recht 
dem Bellagten gegenüber, des Grundes nicht noch 
befonders zu gedenfen, daß auch gar nicht abzufehen 
wäre, welches Interefje der Kläger an dem Aus— 
fpruche allgemeiner gejeglicher Beftimmungen in einem 
Erfenntniffe haben könnte. 

Zu einer Verurtheilung des Beflagten wäre nur 
dann zu gelangen, wenn der Kläger ſich darauf zu 
beziehen vermocht hätte, daß der Beflagte fein, des 
Klägers, Eigenthum tharfächlich oder Durch die Ber 
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hauptung eines dafjelbe befchränfenden Rechtes (Vers 
balturbation) verlegt habe, und es entftcht daher die 
Frage, ob die Klage, foweit fie den erften Klagpunkt 
betrifft, nach diefer Richtung bin begründet fei. 

Zunächft fönnte es den Anjchein gewinnen, ald 
ob der Bellagte fid) in der Anmerfung zu dem 
20. Einl.Abſchn. Bl. — flg. infofern einer Verbal: 
turbation ſchuldig gemacht hätte, ald er das Necht, 
über dad Grundftüd des Klägers zu feinem K.'ner 
Grundftüde zu gelangen, dann in Anfpruch nimmt, 
wenn er auf feinen Str.’ner Feldftüden Etwas zu 
thun habe, während ihm dies nach dem oben Gejag« 
ten nur unter bejonderen Vorausſetzungen geftattet 
fein, oder vielmehr nicht verboten werben könnte. 
Indeſſen erledigt fich dies durch die fpätere Erklärung 
des Beklagten Bl. —, daß, wenn er von feinen 
Str.'ner Feldftüden auf die K.'ner Parcelle gelangt 
fei, er den Rüdweg nah Str. von feinem K.'ner 
Grundftüde aus auf dem an diefen ftoßenden Wirth. 
ſchaftswege in der K.'ner Flur und von da aus weis 
ter auf dem von K. nad) Str. führenden Communis 
cationdwege genommen habe. 

Hiernah muß auf die Klage, in welcher ber 
Kläger eine Turbation von Seiten des Bellagten an: 
geführt hat, zurüdgegangen werden. Das hierher 
gehörige Anführen fteht auf Eid und reducirt ſich 
darauf, daß der Bruder des Beflagten, Auguft W., 
auf Gcheiß des Bellagten in den Monaten Auguft 
und September 1868 wiederholt über die Grundftüde 
bed Klägerd nad) der dem Bellagten gehörigen Feld— 
parcelle No. 256 m. des K.ner Flurbuchs und von 
legterer aus wieder nady Str. zurüdgefahren fei, und 
daß derjelbe Bruder des Bellagten, deshalb von dem 
Kläger zur Rede gefegt, behauptet habe, fein Bruder 
und deſſen Angehörige hätten das Recht dazu. So— 
viel die letztere Aeußerung des Bruders des Beflag- 
ten anlangt, jo ftimmt man ber Anficht der beiden 
vorigen Inftanzen Bl. — flg. und Bl. — bei, daß 
die Klage dadurch überhaupt nicht, insbefondere aber 
nicht für den gebrauchten Eidesantrag thatſächlich 
ausreichend begründet werde. Dagegen hat man in 
der gegenwärtigen Inftanz in der Behauptung, daß 
der Bruder des Bellagten auf Geheiß des Lepteren 
bei dem Hinfahren nach der K.'ner Felbparcelle und 
zu dem Rüdfahren von dieſer über die Grundftüde 
des Klägers gefahren fei, die auch für den Eidesan- 
trag geeignete Behauptung gefunden, daß der Bes 
Hagte fih einer Störung des Eigenthums des Klä— 
gers ſchuldig gemacht habe. Zunaͤchſt nämlich dürfte 
es außer Zweifel beruhen, daß das Fahren nad 
einem Orte und von diefem zurüd eine Thatfache ei. 
Sodann aber würde, nad dem oben Gefagten, in 
dem Hin- und Zurüdfahren auch felbft dann eine 
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Furbation liegen, wenn in dem Hinfahren wegen 
des damit verbunden geweſenen Zweckes ber Bewirth- 
fhaftung der Str.'ner Flurftüde eine Störung des 
Eigenthums des Klägers nicht enthalten geweſen wäre. 

Unter dieſen Berhältniffen hat man auf den im 
gegenwärtigen Urthel geförmelten Eid erfannt und 
von deſſen Leiftung die Entfcheidung bei dem eriten 
Klagpunfte abhängig gemacht. Die Faſſung bed 
Eides wird nad den vorftehend angegebenen Ge- 
ſichtspunkten zu Mißverftänpniffen nicht Anlaß geben, 
und nur darauf mag noch insbefondere aufmerkſam 
gemacht werden, daß ber Beflagte das Fahren über- 
haupt eidlich abzulehnen hat, ed alfo darauf an— 
fommt, daß weder am 31. Auguft, noch am 1. Sep⸗ 
tember, noch am 18. September 1868 gefahren wor⸗ 
den ſei und der Bellagte feinem Bruder das Fahren 
an feinem dieſer Tage geheifien habe. 

Auf die Koften ded Proceffed war bei der vor- 
fiehenden reformatoria feine Nüdfiht zu nehmen, 
weil die Entfcheidung darüber von dem Ergebniffe 
des dem Beklagten auferlegten Beweifes bei dem 
jweiten Klagpunfte abhängt. Die Koften der Ap- 
pellation des Klägers ıc. 

Zur Appellation des Beflagten. 

Der Beflagte nimmt Bl. — fig. in Verbindung 
mit den Anmerfungen zu den Einl.Abſchn. — — 
Bl. — flg. ein Mehreres, ald der Kläger in der 
Klage zugeftanden hat, nach einer doppelten Richtung 
bin in Anſpruch, nämlich 

1) infofern, als er behauptet, daß der Kläger den 
Weg über fein Grundftüd unter No. 312. des 
Str.'ner Flurbuchs, namentlih an der Stelle, an 
welcher fich eine Brüde befinde, auf feine Koften im 
Stande zu erhalten habe, während nach den allge 
meinen Vorſchriften über die Dienftbarfeiten ($$. 525. 
526. des bürgerlichen Geſetzbuchs) die Verbindlichkeit 
zur Herftellung und Erhaltung der zur Ausübung der 
Dienftbarkeit erforderlichen Vorrichtungen dem Eigen- 
thümer des herrfchenden Grundftüdes obliegt, und der 
Eigenthümer des dienenden Grundftüds in diefer Bes 
ziehung nur zu einem Gefchehenlafien gehalten iſt, und 

2) infofern, als er die Wegegerechtigkeit nicht blos 
in dem in der Klage angegebenen Umfange, nämlich 
auf der Holgparcelle unter No. 312. des Str.'ner 
Flurbuchs, fondern in einer Ausdehnung erworben 
haben will, nad) welcher auch das angrenzende rund» 
ftüd des Klägers unter No. 313 a. ded gedachten 
Flurbuchs der Dienftbarkeit unterliege. 

Das den Bellagten in beiden Beziehungen bie 
Beweislaft trifft, beruht außer allem Zweifel. So— 
viel nämlich die Behauptung 

zu 1. 
anlangt, fo ift bereit darauf hingewiefen worben, 





daß in dem Geftändniffe des Klägers, es ſtehe dem 
Beklagten die Dienftbarfeit zum Zwede der Bewirth— 
fhaftung feiner Str.'ner Blurparcellen zu, nicht das 
Geſtändniß, daß der Kläger diefen Weg im Stande 
zu erhalten habe, gefunden werben fann. Hierzu 
fommt aber, daß, da nach 8. 522. in Verbindung 
mit 8. 512. des bürgerlihen Gefegbuchs eine Ber- 
bindlichkeit des igenthümers des dienenden Grund» 
ftüds zu einem Geben oder Thun nicht durch Er— 
ſitzung erworben werben fann, der Bellagte bei ſei— 
nem Beweife namentlih auch darauf Rüdficht zu 
nehmen haben wird, daß er das behauptete Recht 
nur dann durch Erſitzung erworben haben fönnte, 
wenn die Erfigung vor dem Inkrafttreten des bürger- 
lichen Geſetzbuchs vollendet geweſen wäre (8. 8. der 
Publ.⸗Verordnung zum bürgerlichen Geſetzbuch und 
Gommentar, edit. II. Br. 1. ©. 12 flg.) 

Soviel weiter die Einrede 

zu 2. 
betrifft, fo ift allerdings nicht abzufehen, wie der Be- 
klagte zu der Anficht, es hafte eine Grundbienftbar- 
feit auf dem ganzen Grundftüdscomplere, welchen der 
Eigenthümer des dienenden Grundſtücks neben dieſem 
leßteren im Eigenthume habe, gefommen ift. In dem 
8. 538. des bürgerlichen Gefepbuchs findet dieſe An- 
ſicht Feine Unterftügung, indem dort, wie fidh nament« 
lich aus dem zweiten Sage ergiebt, von der Untheil- 
barfeit der Grunddienftbarfeiten die Rede it. Was 
darunter zu verftehen fei, fann hier nicht weiter aus» 
geführt werben. 
Man vergl. Siebenhaar, Gorrealobligationen, 

©. 198 fig. 
Dagegen wird in dem bürgerlichen Geſetzbuche nicht 
gefagt, daß, wenn ein natürlicher Theil eines Grund» 
ftüds dienftpflichtig fei, die Dienftbarfeit auch die 
übrigen natürlichen Theile affieire, oder gar, daß, 
wenn ein einzelnes Grunbftüd dienftpflichtig fei, da—⸗ 
durch die gefammten Grundftüde des Eigenthümers 
ded dienſtpflichtigen Grundftüdes zur Mitleidenheit 
gezogen werden. ine fo gänzlich unrichtige Anficht 
konnte auch nicht einmal ald der Reprobation wertl) 
angejehen werden. In einer einzelnen Folge hat 
jedoch dad bürgerliche Geſetzbuch die natürliche Theil- 
barfeit der Grundftüde auch in der Lehre der Grund» 
dienftbarfeiten anerkannt, indem im $. 539. be 
ftimmt worden ift, daß, wenn ein Grundftüd natürs 
lich getheilt werde und eine Dienftbarfeit nur auf 
einem natürlichen Theile ruhe, nur diefer Theil nach 
der natürlichen Theilung des Grundjtüdes als dies 
nendes Grundftüd zu betrachten ſei. 

Aus diefen Gründen war das vorige Urthel, ber 
Appellation des Bellagten ungeachtet, zu beſtaͤtigen“ ıc. 
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29. 
Die Erflärung des Beflagten im Güte- und 
Nechtötermine, daß er an ber Klage Nichts ein- 
räume, berfelben durchgängig widerfpreche, ift ala 
eine deutliche und beftimmte Klagbeantwortung 
im Sinne von $. 11. des Geſetzes vom 30. Decem= 
ber 1861 nicht anzufehen, 
Mitgetbeilt von 
Herren B. in 3. 

Das Thatfächliche des betreffenden NRechtsfalles, 
in welchem in drei Inftanzgen in ber in ber Ueber: 
ſchrift erfichtlichen Weife entfchieden wurde, erhellt 
ausreichend aus den nachftehenden Entfcheidungen 
und bebarf daher befonderer Mittheilung nicht. Auch 
hat man der Kürze halber von Mittheilung der den 
Beicheid erfter Inſtanz lediglich beftätigenden Er— 
fenntniffe zweiter und britter Inftanz abjehen und 
fi) lediglich auf die Wiedergabe der einfchlagenden 
Stellen der betreffenden Entfcheidungsgründe befchrän- 
fen zu können geglaubt. 

Beſcheid des Gerichtsamts Großſchönau 
vom 16. April 1869: 

„Weil Beflagter im Güte- und Rechtstermine 
DI. — zwar anfcheinend an ber wider ihn erhobenen 
Klage etwas nicht eingeräumt, vielmehr berfelben 
durchgängig widerfprocdhen, dieſe Erflärung aber, zu— 
mal bei dem reichhaltigen Inhalte der vorliegenden 
Klage, zu allgemein ift, als daß fie den Erforder— 
niffen auch nur einer protofollariichen Ginlaffung 
genügen und zu Vermeidung der ad Tit. XII. $. 1. 
ber Erl. Proceßordnung angedrohten Rechtönachtheile 
nach $. 11. der Givilprocefnovelle vom 30. December 
1861 ausreichen fönnte, fo ift derfelbe in Gemäßheit 
der in der nah Bl. — richtig infinuirten Ladung 
enthaltenen Präjudizien der Klage für geftändig und 
überführt zu achten” u. f. w. 
Entfheidungsgründe zum Erfenntniß zwei: 

ter Inſtanz (Appellationsgericht Bautzen): 

„In der Seiten Beflagtens im Termine zu Güte 
und Recht abgegebenen Erklärung, daß er von ber 
Klage durchaus Nichts einräume, derfelben durch: 
gängig widerfpreche, ift aud) nach Anficht gegenwär- 
tiger Inftanz eine deutliche und beftimmte Klag— 
beantwortung im Sinne von $. 11. des Gefepes 
vom 30. December 1861 nicht zu erbliden. Denn 
wenn auch eine nur protofollarifche Auslafiung auf 
die Klage, dafern fie nur diefem Erforderniſſe der 
Deutlichfeit und Beftimmtheit entfpricht, für aus— 
reichend zu achten it, fo vermag doc, wie von 
Dr. Wend, die K. S. Procefnovelle, 2. Aufl. ©. 37. 
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unter Berufung auf Dr. Ofterloh, in der Zeitfchrift 
für Rechtspflege und Verwaltung, N. F. Bd. XXV. 
©. 212 flg. bemerkt wird, ein allgemeines Leugnen 
des Grundes der Klage, aus den dort entwidelten 
Gründen, vor der Strafe des Ungehorfams nicht zu 
fügen. Auf gleiche Weife wird auch die etwas 
beftimmtere Auslaffung eines Bellagten, das Leugnen 
fämmtlicher in der Klage angeführten Thatumftände, 
noch immer mindeftens im concreten Halle zu Zwei- 
feln Beranlaffung geben können, für die vorliegende 
Klage reicht aber die im Eingange gedachte Aus— 
laffung Bellagtens um fo weniger aus, als biefelbe, 
wie der Beſcheid Bl. — mit Recht hervorhebt, ein 
nicht geringes Material umfaßt, indem die Klaͤge— 
rinnen nächft der von ihnen in Anfprud) genommenen 
Erbberechtigung an dem Nachlaffe der verftorbenen 
Ehefrau Bellagtens die Bl. — bezeichneten Geld- 
beiträge und Effecten, als zu diefem Nachlaſſe aus 
verfchiedenen Gründen gehörig, bezeichnen.” 
 Entfheidungsgründe zu dem Erfenntniffe 
dritter Inftang vom 2. November 1869: 
„Wie bereit die vorige Inftanz Bl. — ausführ- 
licher nadhgewiefen hat, joll nad dem $. 11. des 
Gefeßes vom 30. December 1861 nur eine punft= 
weife Beantwortung der Klage nicht mehr erfors 
bert werben. Dagegen hat der Beflagte in feiner 
Ginlaffung über den geſammten Inhalt der Klage 
eine beftimmte und deutliche Erflärung abzugeben, 
wenn er nicht unter den Rechtönachtheil der nicht 
genügend beantworteten Theile der Klage für geftäns 
dig und überführt erachtet zu werden, verfallen will. 
Nun würde, wenn fich Bellagter über eine jo ums 
fängliche Klage, wie die Bl. — erfichtliche, blos im 
Allgemeinen dahin erflärte, daß er jede darin an— 
gegebene Thatſache verneine, eine ausreichende 
Erklärung nicht erblidt werden fönnen. Im vor 
liegenden Falle hat aber der Bellagte nicht ein Mal 
eine ſolche Erklärung abgegeben, fondern Bl. — nur 
zu Protofoll erflärt, daß er von der Klage durchaus 
Nichts einräume, derfelben durchgängig widerfpreche. 
Hierin liegt nicht ein Mal eine Verneinung des 
factifchen Inhalts des Klaglibelld. Denn unter der 
Klage muß in dem angegebenen Sage vielmehr die 
actio und unter dem Widerſpruche wider bie 
Klage, die Behauptung, es fei die Klage nicht be— 
gründet, es fehle ihr ein Alagfundament, oder auch, 
es ftehe ihr eine peremtorifche Einrede entgegen, vers 
ftanden werden. MWenigftens laffen die Worte diefe 
Interpretation zu und es herricht fogar eine Unge- 
wißheit darüber, ob der Beklagte fi über den factis 
hen Inhalt der Klage habe ausfprechen wollen” ıc. 
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Ein außerhalb Sachſen unter Guratel geftellter 
Verfchwender ift im Inlande Handlungs= umd 
wechfelfähig ($. 7. und 8. des bürgerlichen Gejeg: 
buchs; Art. 84. der Allgem. Deutſchen Wechjel: 
ordnung; $. 3. der Verf. des nordd. Bundes). 


Mitgetheilt von 
Herrn Rechtsc. Gerth-Rorigfch. 


Bellagter B., preußifcher Unterthan, war in Berlin 
im Jahre 1858 unter Euratel wegen Verſchwendung 
geftellt worden, hatte aber feit einiger Zeit Berlin 
verlaffen und fich im Königreiche Sachfen aufgehalten. 
Auf Grund eines Wechſels d. d. Dresden, ben 
15. Auguft 1869, zahlbar in Dresden, wurde ders 
jelbe ald Acceptant vor dem Königl. Saͤchſ. Handels⸗ 
gericht P. auf Bezahlung der Wechfelfumme im Bes 
trage von 260 Thlen. —⸗ —⸗ fammt Anhang von €. 
in Dresden belangt. Das Handelögeriht P. ver- 
urtheilte zwar Bellagten, der angebliche Curator deſ—⸗ 
felben, Rechtsanwalt 2. in Berlin, erhob jedoch, ehe 
auf den Flägerifchen Antrag auf Erlaß der Hülfs- 
auflage ausgefertigt worden war, unter Eventual- 
appellation Widerfpruch gegen Fortftellung des Ver- 
fahrens, indem er unter Production feines Curatorii 
fi darauf bezog, daß B. als erflärter Verſchwender 
nicht verpflichtungs- noch wechielfähig ſei, auch der 
persona standi in judicio ermangele und daher das 
Verfahren in der beregten Wechſelſache unheilbar 
nichtig ſei. 

Da Kläger auf Fortftellung des Hülfsverfahrend 
beftand, fo ertheilte das Proceßgericht folgende 
Refolution: 


„DaB. ald Ausländer nicht, vielmehr als In— 
länder anzufehen ift, indem abgefehen von Art. 3. 
ber Verfaffung des norbdeutfhen Bundes (Gefegblatt 
1867. p. 149.) bei Zugrundlegung des Art. 84. der 
Allgem. Deutſchen Wechfelordnung befage 8. 2. des 
Einführungsgefeges zu diefer vom 25. April 1849 
(Gefegblatt 1849. p. 68.) unter Ausland nur folche 
Länder zu verftehen find, in welchen diefe Wedhfels 
ordnung nicht ald Gefeg eingeführt ift und dieſe 
Beftimmung auch durch das Geſetz, die Einführung 
der Wechfelorbnung als Bundesgeſetz, vom 5. Juni 
1869 (Bundesgefegblatt 1869. p. 379.) nicht als 
aufgehoben zu betrachten, immaaßen jene in Sachſen 
getroffene Beſtimmung nur als eine Ergänzung einer 
Beftimmung der MWechfelorpnung (mie folder das 
Bundesgefeh $. 2. gedenkt) aufzufaflen ift; nun aber 
weiter nach Art. 1. der Wechſelordnung nur der, 
welcher fi) durch Verträge verpflichten fann, wechſel⸗ 
fähig ift, unter dieſe Perſonen dagegen gerichtlich 
erflärte Verfchwender, indem diefe nach Analogie der 
Vormundfchaft über Minderjährige bes. der Perſon 
und des Vermögens zu beurtheilen, nicht zu rechnen 
find, wie denn auch insbefondere Sintenis, im 
gemeinen Givilrecht, I. 8. 6. hervorhebt, „daß auf 
den fremden prodigus nur diejenigen Rechtswirfungen 
anzuwenden feien, welche unfere Landesgeſetze mit 
diefer Eigenschaft verbinden”, und ferner in Emming- 
haus’ Band. (unter Bezugnahme auf Hänfel’s Erc. 
zu Curtius, Abtheil. IIL p. 498. und Krig, Rechts: 
fälle, Theil I. p. 121.) zu lefen, „daß derjenige, 
welcher im Lande, womit er im Unterthanenverbande 
fteht, nach den daſelbſt geltenden Gefegen und Normen 
pro prodigo erflärt worden und alfo nicht dispofitionss 
fähig iſt, auch im Auslande als prodigus behandelt 
werden müfle”, jo fällt es allerdings bevenflich, dem 
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Antrage Klägers zu entfpredhen. Denn, wie dem 
Proceßgeriht aus verfchiedenen Bagatelltlagfachen 
contra B. erft neuerlich befannt worden, fteht Letzte⸗ 
rer laut Bormundfchaftsfcheind des Königlichen Stadt: 
gerichts zu Berlin als gerichtlich erflärter Verſchwen— 
der unter Guratel des Rechtsanwalts L., und zwar 
ift jene Prodig.-Erflärung laut deſſen Scheins durch 
Erfenntniß vom 7. Juni 1858 geichehen. 

Nach diefem darf in gegenwärtigem Falle eine 
unheilbare Nichtigfeit vorliegen, weldyer von Amts— 
wegen vorzubeugen ift, und aus diefem Grunde hat 
man Anftand genommen, das Grecutionsverfahren 
einzuleiten.” ꝛc. 

Nunmehr appellirte Aläger. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Dres: 
den verwarf jedoch die eingewandte Berufung, indem 
es jeine Entjchliefung alfo motivirte: 

„Inhalts des von dem Königl. Breußifchen Stadt: 
gerichte Berlin unter dem 25. März 1867 ausgeftellten 
Vormundſchaftoſcheines it Bellagter durch Erfenntniß 
vom 7. Juni 1858 für einen Verſchwender erflärt 
und unter Zuftandsvormundfchaft geftellt worden, 
und wenn auch biefe Urfunde dem Handelögerichte 
nur in einer nicht von der Ausftellungsbehörde, ſon— 
dern einem Notar beglaubigten Abjchrift vorgelegen 
bat, jo erledigt ſich doch das hieraus gegen deren 
volle Beweisfraft zu erhebende Bedenken durch Klä- 
gers Auslaffungen, wonach Kläger ſelbſt nicht bes 
fireitet, daß Beflagter in Preußen wegen Verſchwen⸗ 
dung bevormunbet fei. 

Wie nun ſchon nad früherem Recht einer im Aus- 
lande gültiger Weife ausgefprochenen Prodigalitäts- 
erflärung auch in hiefigen Landen Wirkſamkeit beizu⸗ 
legen war, 

Sintenis, das prakt. gem. Civilrecht, J. $. 7. 
©. 70. 3. Aufl. 
Windſcheid, Lehrb. des Pandectenrechts, I. 8. 35. 
©. 80. 2. Aufl. 
Hänfel, Ercurfe, III. ©. 498. 
Kris, Sammlung von Rechtsfällen, J. S.123 flg. 
Annalen des. K. S. Oberappellationdgerichts, VIL. 
©. 462 fig. 
fo folgt dad Nämliche auch für das jetzige Necht aus 
den Beftimmungen ver 88. 7. und 16. des bürgerl. 
Geſetzbuchs, Siebenhaar, Eommentar, L ©. 37. 
Anm. 5., und ed muß daher die in Preußen über 
Beklagten verhängte Zuftandsvormundichaft aud) vom 
fächlifchen Richter ald wirlſam anerfannt und Be— 
flagter rüdfichtlich feiner Handlungsfähigfeit nach 
den für gerichtlich erflärte Verſchwender geltenven 
Beitimmungen beurtheilt werben. 

Nah 8. 1998. des bürgerlichen Geſetzbuchs find 

nun ebenfo, wie nach $. 31. Theil 1. tit. I. des 


preußifchen Landrechts bevormundete Berfchiwender n 
ihrer Handlungsfähigfeit gleichermaaßen bejchränft, 
wie Minderjährige, denen nach 8.1910. und $. 1926. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs weder die Verwaltung 
ihres Vermögens, noch die Vertretung ihrer Angele— 
genheiten vor Gericht zufteht, und auch aus der Erl. 
Proceßorbnung zu tit. L X. $$. 3. 4. ergiebt fich, 
daß bevormundete Verſchwender gleich den Minder- 


jährigen in Procefien lediglich durch ihre Vormünder 


zu vertreten find. 
Es fehlt jomit dem Beflagten bie f. g. persona 
standi in judicio, 
vergl. auch Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, 
1860. ©. 99. 
zugleich aber hat deſſen Zuftandsvormund Erfläruns 
gen abgegeben, welche darüber feinen Zweifel laſſen, 
daß er das von feinem Pflegebefohlenen in dem wider 
denfelben geführten Proceß Verhandelte zu genehmigen 
nicht gemeint fei, und es leidet hiernach der ganze 
vorliegende Rechtsſtreit einſchließlich des ertheilten 
Beicheides an unheilbarer Nichtigkeit, 
L. 9., 1.45. $. 2., 1. 54. pr. Dig. de re jud. 
(XLIL 1.) 
L. 1. Cod. qui legit. pos. (III. 6.) 
Bayer, Verträge über den gem. orbentl. Civil— 
proceß, S. 512. in Verbindung mit ©. 26 flg. 
3. Aufl. 
inbem ein Fall des defectus citationis vorliegt, in 
welchem nach der Erl. Proc.»Drdn. zu tit. XXXVIII. 
$. 1. die aus einem ſolchen Mangel entipringende 
Nullität zu aller Zeit urgirt werden fann. 

Mit Recht hat daher das Procefgericht, nachdem 
daffelbe durch Bellagtens Bormund auf diefen Mans 
gel aufmerkjam gemacht worden war, dem ftattgehab- 
ten Verfahren feine weitere Folge zu geben und 
indbefondere mit der beantragten Cinleitung des 
Hülfsverfahrens wider Beklagten anzuftehen bejchlof- 
fen. Letztere würde übrigens auch fchon aus dem 
Grunde unftatthaft fein, weil dem Bellagten die Ber» 
fügung über fein Vermögen entzogen ift und deshalb 
die Anwendung von Ereeutionsmitteln wider denſel⸗ 
felben von felbit ausgefchloffen erfcheint. 

ſ. angez. Wochenblatt, ©. 99 fig. 104 

Unter folchen Umftänden ift auf das Materielle 
der Sache und namentlich auf die von den Parteien 
weitläufig erörterte Frage, ob der Beklagte ald Aus- 
länder im Sinne des zweiten Satzes von Artifel 84. 
der Allgemeinen Deutihen Wechſelordnung und 
der Beftimmung in $. 8. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs anzufehen fei, nicht unbemerft laffen, daß allem 
Anſcheine nad), möge nun diefe Frage zu bejahen 
ober zu verneinen fein, die rechtliche Beurtheilung 
der Sache die nämliche bleiben muß, da gerichtlich 





erklärte Verſchwender auch nach hierländifchen Gefepen, 
wie gezeigt, handlungsunfähig find. 

Auf hierauf abermald von Seiten des Klägers 
eingewandte Appellation entfchied das Königliche 
Oberappellationsgericht durch Verordnung, publ. 
den 11. Januar 1870, folgendermaaßen. 

„Der der erhobenen Klage zu Grunde liegende 
Wechfel ift in Dresden ausgeftellt, auch in Dresden 
zahlbar geftellt. Desgleichen waltet darüber, daß der 
Impetrat gegenwärtig feinen Wohnfig im Königreiche 
Sachſen hat, fein Streit ob. Dagegen enthält die 
auf dem Wechſel befindliche Ncceptationserflärung 
zwar eine Angabe darüber, daß fie im Inlande voll 
zogen worden fei, nicht; jchon nach dem Vorbemerf: 
ten, jowie nach der Schlußbeftimmung im Art. 4. 
der Deutſchen Wechfelorpnung ift aber bis zu dem 
Beweiſe des Gegentheiles davon auszugehen, daß es 
fich auch bei diefer, den Grund der erhobenen Klage 
bildenden Acceptationserflärung, um eine Verpflich- 
tung handelt, welche, mag fie auch, was zur Zeit 
nicht einmal völlig liquid vorliegt, von einem Auss 
länder ausgegangen fein, auf einer von demſelben 
im Inlande vorgenommenen Handlung beruht. 

Bereits hieraus folgt, daß auf die dermalen in 
Streit befangene Frage nicht die Beftimmung in 
8. 7., fondern lediglich die in $. 8. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung zu leiden hat, und daß daher 
nicht das von ber II. Inſtanz angezogene, in dem 
Gommentar zum bürgerlichen Geſetzbuche (1. Aus— 
gabe) Bd. I. bei $. 7. in Not. 5. ©. 37., fondern 
das ebendafelbft in dem Schlußfage der Bemerkungen 
zu 8. 8. ©. 41. (2. Ausgabe S. 46.) aufgeführte 
genau den hier vorliegenden Fall treffende Beifpiel 
als maafgebend angefehen werden muß. 

Wenn dagegen die vorige Inftanz die Anficht 
aufftellt, daß die rechtliche Beurtheilung der Sache 
auch vom Standpunfte des $. 8. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs die nämliche bleiben müfle, da gerichtlich 
erflärte Verſchwender auch nach hierländifchen Ge— 
ſetzen handlungsunfähig feien, fo fann man zwar 
das Leptere am fich nicht beftreiten, nad) der Anficht 
des Königlichen Oberappellationsgerichtd vermag dies 
jedoch die daraus gezogene Folgerung nicht zu recht⸗ 
fertigen, man geht dabei von folgenden Erwägungen 
aus: 

Die Bevormundung eined Verfchwenders ift nicht, 
wie in Betreff der Bevormundung Minderjähriger 
oder Wahn- oder Blödfinniger anzunehmen ift, blos 
declarativer Natur, fo daß damit nur die ſchon an 
fi) vorhandene Willend- und Dispofitionsunfähig- 
feit conftatirt wird, vielmehr entzieht erft die betref— 
fende richterliche Erflärung dem zu bevormundenden 
Verſchwender die ihm ohne eine folche vorausfeplich 
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beimohnende Handlungsfähigkeit. Die letztere kann 
daher gegen Dritte immer erſt durch einen pofltiven 
Act und zwar der Regel nach durch ihre in der übs 
lichen oder gefegmäßigen Form bewirkte Beröffent- 
lihung Kraft und Geltung erlangen. 
zu vergleichen das bei Borchardt, die Allgemeine 
Deutiche Wechfelordnung Zufag 14. ©. 9., mit- 
getheilte Erkenntniß des Oberappellationdgericht6 
zu Luͤbeck. 

Hiervon geht namentlich auch das Sächſ. Recht 
aus, indem es in 88. 10 flg. Cap. XXIV. ber alls 
gemeinen Vormundſchaftsordnung vom 10. October 
1782 die fpeciellen Bedingungen vorfchreibt, unter 
denen eine Prodigalitätserflärung im Königreiche 
Sachſen Wirkung gegen Dritte haben folle. Hieran 
it weder durch die Beftimmungen in $$. 1987 flg. 
des bürgerlichen Gefegbuches, noch durch die in 
$. 76. der Berorbnung, das Verfahren in nichtftreis 
tigen Rechtsfachen betreffend vom 9. Januar 1865 
etwas geändert worben. 

zu vergl. Commentar zum bürgerlichen Geſetzbuche 
(1. Ausgabe) Bd. III. Seite 190. Anm. zu 
8. 1987. 

Iſt nun, wie gezeigt, nach 8. 8. des bürgerlichen 
Geſetzbuches die Handlungsfähigfeit eines Auslän- 
ders, wenn Berpflichtungen defjelben aus einer im 
Inlande vorgenommenen Handlung in Frage find, 
nad den Gefegen des Inlandes zu beurtheilen, jo 
muß dies, wo bie Handlungen einer Perfon wegen 
angelegter cura prodigi angefochten werben follen, 
fich folgerichtig in der Frage auflöfen, ob die betref- 
fende Berfon unter den in Sachen gejeglich vorge 
fchriebenen Formen, alfo namentlich hier in Sad 
fen, und von einem fächfifehen Richter öffentlich für 
einen Berfchwender erklärt worden ſei? Denn bie 
Beichränfung der Handlungsfähigkeit, welche durch 
die Anlegung einer cura prodigi bedingt wird, ift 
fein foldher perfönlicher status, welchen ber prodigus 
nothwendig mit in das Ausland mitnehmen müßte, 
fondern diefelbe ift eine, nad) vorgängiger causae 
cognitio beſchloſſene, in der jedesmaligen Landes- 
gefeßgebung fundirte Maafregel, die, wie fie in ihrer 
Form nur für den Verkehr im Inlande berechnet ift, 
auch nur für das Leptere Wirkung äufern fann. 

zu vergl. Siebenhaar, im Archiv für Handeld- 
und Wechfelreht, Bd. XVI. ©. 142 fig. 

Ebenfowenig, wie auf die Vorfchrift in 8. 7., 
fann hiernächft aber auch auf die Beftimmung im 
$. 16. des gedachten Geſetzbuchs Gewicht gelegt wer⸗ 
den. Diefelbe würde nur dann einfchlagen, wenn 
die im Auslande angeordnete Vormundſchaft über 
haupt zu berüdfichtigen wäre, und es fich foldhenfalls 
um bie Beantwortung von Fragen, wie bie folgen- 


140 


den: ob dieſelbe als rite angelegt, beziehentlich als 
gefegmäßig publicirt anzuſehen fei, beziehentlih um 
eine Beurtheilung der Wirkungen der im Auslande 
verfügten Bevormundung überhaupt handelte. 

Diefe Fragen liegen aber da, wo eine im In» 
lande vorgenommene Handlung in Streit befangen 
ift, nach $. 3. des bürgerlichen Geſetzbuchs eben nicht 
vor. Daß hiernädhft die Geltung dieſer gefeglichen 
Vorfchrift die Beftimmungen im Art. 3. der Verfaſ— 
fung des norddeutfchen Bundes nicht entgegenfteht, 
ift von dem Appellanten BI. — fig. richtig gezeigt 
worden. Es mag jedoch in diefer Hinficht noch dar— 
auf verwiefen werden, daß, wenn in der gedachten 
Gejegesvorfchrift für den ganzen Umfang des Bun- 
deögebietes ein gemeinfames Indigenat begründet ift, 
hierbei, wie ſchon die beigefügten Beifpiele an die 
Hand geben, nur an eine Aufhebung der politischen, 
das öffentliche Recht angehenden Beichränfungen der 
Rechrsfähigfeit, welche den Unterthanen eines nord» 
deutichen Bundesftaates in einem anderen jolchen 
Staate entgegenftehen könnten, gedacht worden ift. 
Was die civilrechtlichen Gonjequenzen diefer Beitim- 
mung anlangt, fo fann daraus etwas Weiteres, als 
daß der Unterthan eined Bundesftaates in dem an— 
deren den vollen Anfpruch auf die Wohlthat aller in 
dem 2epteren für die Inländer geltenden Geſetze habe, 
nicht gefolgert werden. Wo daher in einem Bun— 
desſtaate die Geſetze den Ausländer in civilrechtlicher 
Beziehung weniger vortheilhaft ftellen, ald den Ins 
länder, haben für die Unterthanen eines anderen 
norbbeutichen Bundesftaates allerdings nicht die für 
den Erfteren, jondern die für den Lepteren beftehen- 
den Grundfäge zu gelten. Wo dies dagegen nicht 
der Fall ift, erfcheint die angezogene Beitimmung ohne 
Einfluß. Namentlich enthält diefelbe in Betreff der 
im Falle einer Gollifion in« und ausländifcher Ge- 
ſetze geltenden Normen feine Borfchriften und ebenfo- 
wenig fann aus jelbiger für das Befugniß eines 
bundesftaatlichen Ausländers in einem anderen Bun- 
deöftaate nach den in feiner Heimath geltenden Ge- 
fegen beurtheilt zu werden, etwas abgeleitet werben, 
verjelbe hat vielmehr auch infoweit nur das Recht, 
zu verlangen, daß er nach den diesfalls in dem ans 
deren Bundesftaate beftehenden Geſetzen auch infos 
weit beurtheilt werde, als die legteren eine Wirkjam- 
feit ausländifcher Geſetze überhaupt anerfennen. Dies 
ift im Königreiche Sachen nach den Vorſchriften im 
8. 7. und 8. des bürgerlichen Geſetzbuchs in Beur- 
theilung der Handlungsfähigfeit eines Ausländers 
nur dann und injfoweit der Ball, ald es fih um bie 
Beurtheilung einer im Auslande eingegangenen 
Verbindlichkeit handelt, nicht aber in Bezug auf 
Verpflichtungen derjelben, welche aus einer im In— 


lande vorgenommenen Handlung berrühren. In 
der That würde der einem norbdeutfchen Bundes— 
ftaate angehörige Ausländer, wollte man denſelben 
von diefer Gejegesvorjchrift ausnehmen, bei Rechts— 
geichäften, die er nicht in feiner eigentlichen Heimath, 
jondern in einem anderen Bundesftaate abgejchlofien 
bat, eben nicht dem Inländer gleich geftellt, nament⸗ 
lich nicht allenthalben nach dem im Inlande geltens 
den Gejegen beurtheilt, fondern e8 würde ihm das 
Befugniß eingeräumt werden, je nachdem er ed in 
feinem Intereffe erachten follte, bald die Gefege jei- 
ner Heimath, bald die an dem Orte der Bornahme 
der betreffenden Handlung geltenden Geſetze für fich 
in Anipruch zu nehmen. 

Daß dem Art. 3. der Bundesverfaflung vom 
26. Juli 1867 diefe Tendenz nicht zu Grunde liegt, 
bedarf feiner beionderen Darlegung und folgt auch 
ihon daraus, daß nach $. 46. des Bundesgefepes, 
die Gewährung der Rechtöhülfe betreffend, vom 
21. Juni 1869 (Bundesgejegblatt Jahrgang 1869. 
S. 315.) neben der norddeutſchen Bundesverfaflung 
aud Die zwijchen einzelnen norddeutichen Bundes: 
ftaaten in Betreff der Colliſion der Gejege einges 
gangenen Staatsverträge in Kraft verbleiben, ja 
nach der Verordnung, die Bekanntmachung einer mit 
der Königlihen Preußiſchen Regierung getroffenen 
Vereinbarung vom 8. December 1868 (Königl. Saͤchſ. 
Geſetz⸗ und Berorbnungsblatt, Jahrgang 1868. 
Br. UI. S. 1362 fig.) zum Theil noch weiter aus— 
gedehnt worden find. 

Handelte es fi) daher hier um eine, den gewöhn⸗ 
lichen civilrechtlichen Grundfägen zu unterftellende 
Schuldverbindlichkeit, jo würde, daß dem Rechtes 
mittel Klägers Beachtung gefchenft werden mülfe, 
nad) der Anficht der jegigen Inftanz nicht bezweifelt 
werden fünnen. 

Dem ift jedoch nicht fo, vielmehr haben auf den 
den Klaggrund bildenden Wechielaccept zunächit die 
wechjelrechtlichen Principien Anwendung zu leiden. 
Nun ift es zwar zunächſt wieder richtig, daß die Be— 
ftimmung im Art. 84. der Wechfelordnung dem Sinne, 
wie im Wejentlihen auch dem Wortlaute nach mit 
der Borjchrift im 8. 8. des bürgerlichen Gefegbuches 
übereinftimmt. 

Wenn jedoch $. 2. des Saͤchſ. Ausführungs- 
gefeges zu dem zuerft gedachten Gefege vom 25. April 
1849 vorjchreibt, daß, wo in der Wechfelordung vom 
Auslande die Nede fei, darunter nur foldye Länder 
und Orte zu verftchen jeien, wo die Wechſelordnung 
nicht ald Geſetz eingeführt jei, fo muß allerdings die 
weitere Frage entftehen, welcher Einfluß diejer Vors 
ichrift, fowie dem neuerlich dazugetretenen Umftande 
beizumefjen fei, daß die gedachte Wechfelordnung der- 
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malen ald Geſetz für das gefammte norbbeutiche 
Bundesgebiet anderweit publicirt worben if. Denn 
auf den erften Anblid wenigftens fcheint ſchon der 
zulegt gedachte Umftand die Schlußfolgerung zu recht- 
fertigen, daß, wo dad allgemeine Bundesgejeg zwi— 
hen einem In» und einem Auslande unterfcheide, 
unter dem Erfteren das gefammte Gebiet des norb- 
deutfchen Bundes im Gegenfage zu denjenigen Län- 
dern, welche nicht unter der vorgedachten Bundes- 
verfafjung begriffen find, zu verjtehen jei. 

Einerfeits erfcheint ed nun aber ſchon im Allge- 
meinen bevenflich, aus dem Umſtande der erneuerten 
Publication eined bereits vorher in demfelben Gel: 
tungöbereiche giltigen Geſetzes ohne eine fonftige hier- 
auf bezügliche Andeutung folgern zu wollen, daß 
einzelnen, ohne alle und jede Veränderung wieder 
mit aufgenommenen Beftimmungen dadurch allein 
eine veränderte Tragweite und ein wefentlich anderer 
Sinn, als denfelben vorher beigewohnt, habe unter- 
legt werben follen. Die zu Ausführung der Wechiels 
ordnung als eined Bundesgefeped getroffenen Bes 
flimmungen geben darüber, daß eine bezügliche Aen- 
derung des Sinnes der darin enthaltenen Borjchrif- 
ten beabfichtigt worden fei, feinen Anhalt. YAnderer- 
feit8 würde aber auch, wäre dem nicht fo, in ber 
fpeciell hier in Frage befangenen Hinficht nicht zu 
einem ben Intentionen des Appellanten entgegens 
fiehenden Refultate zu gelangen fein. 

Die Wechfelorpnung beftimmt in Art. 1. daß 
wechjelfähig Jeder fein fol, welcher fi durch Ver— 
träge verpflichten fünne. Daneben ftellt diefelbe all 
gemeine Grundfäge darüber, welche Perfonen fi 
duch Verträge verpflichten fönnen, nicht auf; die 
Beantwortung diefer Frage überläßt diefelbe vielmehr 
lediglich dem Eivilrechte und zwar, foweit in dieſer 
Hinficht eine Hebereinftimmung in den Gefeßgebungen 
einzelner Länder, welche das Geltungsbereich der 
Wechſelordnung bilden, nicht befteht, oder in dieſer 
Hinfiht durch befondere Eonventionen gegenfeitige 
Normativbeftimmungen nicht vereinbart worden find, 
denjenigen Grundſaͤtzen, welche in diefer Hinficht in 
jedem einzelnen der hierbei in Brage kommenden Län» 
der zu gelten haben. Infoweit ed fih um die Be- 
urtheilung der allgemeinen Bertragsfähigfeit einer bei 
einem Wechjel in Frage kommenden Perſon handelt, 
verweift jomit das Geſetz felbft auf die in den eins 
zelnen Ländern, für welche das an fich gemeinjfame 
Geſetz zu gelten hat, möglicher Weife weſentlich unter- 
ſchiedenen civilrechtlihen Principien und erkennt 
daher einen folchenfalld eintretenden Unterfchied der 
Rechte je nach dem für die Beurtheilung der bezüg- 
lihen Wechfelerflärungen maaßgebenden Orte jelbft 
an. Inſoweit wird und muß daher ein Unterfchieb 


zwiſchen dem In und Auslande innerhalb des nord⸗ 
deutjchen Bundesgebietes nothwendigerweiſe auch noch 
gegenwärtig fortbeftehen. In der That würde aber 
auch, wollte man, was die Beurtheilung der Wechjel- 
fähigfeit anlangt, den Unterſchied, welcher zwiſchen 
dem Ins und Auslande in Bezug auf Angehörige 
verjchiedener norddeutſcher Bundesftaaten befteht, für 
gänzlich aufgehoben anjehen, an der Hand der der- 
maligen geltenden Gefege zu einer feften Norm über- 
haupt nicht zu gelangen fein, und daraus namentlich, 
daß 3. B. die Wechfelfähigfeit eines Hamburgers 
oder eines Preußen auch dann, wenn er in Sachſen 
eine Wechjelverbindlichfeit eingegangen, nah Ham⸗ 
burgifchem oder Preußifchem Rechte zu beurtheilen fei, 
nicht gefolgert werben können. Denn Art. 84. ber 
Wechſelordnung fpricht eben lediglich und ausſchließ⸗ 
lich von der Wechjelfähigfeit eined Ausländers und 
enthält über die Wechfelfähigfeit der Inländer feine 
Beftimmungen. Der angezogene Artikel würde daher 
auf die Beurtheilung der Wechjelfähigfeit der als 
Inländer zu beurtheilenden Angehörigen norddeutſcher 
Bundesländer überhaupt nicht Anwendung zu 
leiden haben. Selbft mit einem argumentum e con- 
trario {ft nicht zu einer dem entgegenfiehenden Aufs 
fafjung zu gelangen. Denn, wenn nad) dem erften 
Abfchnitte von Art. 84. der MWechfelorbnung die 
Bähigfeit eines Ausländers, wechjelmäßige Verpflich- 
tungen zu übernehmen, nach den Gejegen des Staa- 
tes beurtheilt werden foll, welchem derfelbe angehört, 
jo würde daraus, wenn der Hamburger oder Preuße 
nicht ald Ausländer zu betrachten fein jollte, nur fo 
viel folgen, daß diefelben, abgefehen von der Vor— 
fchrift in $. 7. des bürgerlichen Gefegbuchs, ein ihnen 
in Kraft der beftehenden Wechfelgefeggebung zuftehen- 
des beneficium in Sachſen nad) den Gefegen ihrer 
Heimath beurtheilt zu werben, felbft dann nicht in 
Anfpruch nehmen könnten, wenn die Wechſelverbind⸗ 
lichkeit in ihrer Heimath eingegangen wäre. 

Dagegen enthält der zweite Abjag des Arı. 84, 
nur die beftimmte Anerkennung des Principe, daß 
die Wechielfähigfeit der Betheiligten bei der im In— 
lande erfolgten Uebernahme einer wechfelrechtlichen 
Verbindlichkeit nah den am Orte diefer Uebernahme 
geltenden Principien beurtheilt werben folle, gleich- 
viel, ob die Betheiligten Inländer oder Ausländer 
find. Hieraus folgt aber, daß die Wechfelfähigfeit 
des Hamburgers oder Preußen, welcher fih in Sach— 
fen wechjelmäßig verpflichtet hat, auch wenn er an 
ſich als Inländer anzufehen fein jollte, lediglich nach 
ſaͤchſiſchem Rechte beurtheilt werben foll. 

Aus diefen Erwägungen hat fi auch die Praris 
im Königreihe Sachſen von jeher für die Anficht 
entfchieden, daß die Vorjchrift in $. 2. des Ausfühe 
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tungsgefeßes vom 25. April 1849 auf die Beurtheis 
fung der Wechfelfähigfeit und fomit auf den Fall des 
Art. 84. der Wechfelorbnung feine Anwendung zu 
leiden habe. : 

Zeitſchrift für Nechtöpflege und Verwaltung, 
N. F. Bd. XIX. Seite 56 fig. 

Borchardt, die allgem. Deutfche Wechſelordnung, 
4. Ausg. Not. 457. ©. 387. 

Siebenhaar, Commentar zum bürgerlichen Ges 
fepbuche, Anmerkung zu $. 8. 1. Ausgabe ©. 
.89 fig. 

Schon hieraus folgt, daß auch in Bezug auf bie 
Beurtheilung der Wechfelfähigfeit eines Ausländers, 
welcher im Inlande eine wechjelmäßige Verbindlich- 
feit eingegangen hat, die allgemeinen in Sachſen 
wegen ber Beurtheilung der Handlungsfähigfeit eines 
Ausländers in Betreff der im Inlande vorgenom- 
menen, ihn verpflichtenden Handlungen geltenden 
Orundfäge Anwendung zu leiden haben. 

Aus diefen Gründen hat das Königliche Ober: 
appellationsgericht der eingewendeten Appellation 
Beachtung nicht verfagen können und verordnet dem« 
gemäß an das Handelsgericht im Bezirfögericht P., 
ſich durch den erhobenen Widerfprucd an der bean- 
tragten Einleitung bes Grecutionsverfahrens nicht 
behindern zu laffen.” 


31. 


NRüdforderung eined von einer Unmündigen gez 

gebenen Darlehnd. — Die von der rechtlichen 

Auffaffung des Kläger abweichende richterliche 

Beurtheilung der Klage involvirt nicht bie 

unzuläffige Subftituirung eines anderen Klag- 

grundes. — Darlehn? oder Borauderfüllung 
einer Verbindlichkeit? 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n— in D. 


Sch. erhob im April 1868 in Altersvormundſchaft 
der minorennen K. gegen die verw. D. in Leipzig 
Klage auf Rüdzahlung eines von feiner Münpelin 
der Letzteren gewährten Darlehns von 300 Thlen. 
—⸗ —⸗, zu deren Begründung er Folgendes an— 
führte: 

Im Juli 1867 habe X., der Berlobte der K., 
mit ber Beflagten einen Vertrag dahin abgeichloffen, 
daß diefe gegen eine in monatlichen Raten zahlbare 
Penſion von jährlich 200 Then. — —⸗ feine Braut 
in Koft und Logis nehme, und Leptere fei hierauf 


vom 12. Auguſt 1867 bis ult. November beflelben 
Jahres bei der Beflagten in Penſion geweſen, £. aber 
habe hierfür — mit Ausnahme des für den November 
zu entrichtenden Betragg — das Penfionsgeld be- 
zahlt. 

Am 3. October 1867 habe &. auf Veranlaffung 
der Beflagten feiner Braut zwei Aprocentige Säaͤchſ. 
Staatspapiere zu 500 Thalern gefchenft. Hierauf 
aber habe die Bellagte die K. um ein Darlehn von 
300 Thlrn. —⸗ — = gebeten und dabei bemerft, bie 
Rüdgewährung deſſelben folle ihrerjeitd durch An— 
rechnung auf das Penfionsgeld gefchehen. Die K. 
fei auf diefen Vorſchlag eingegangen, und es fei der 
Beflagten von derfelben andern Tages nach vorheriger 
Verpfändung eines ber obgebachten Staatspapiere 
ein Darlehn von 300 Thalern gewährt worden. 

Auf erlangte Kenntnis von diefem Vorgange 
habe £. das Penfionsverhältniß mit Ende November 
1867 aufhören laffen. Demungeachtet habe die 
Beflagte das erhaltene Darlehn noch nicht zurück— 
gezahlt. 

Die Bellagte räumte den Empfang der 300 Thlr. 
—⸗ — Seiten der K. ein, behauptete aber, £. habe 
die 8. bei ihr nur angemeldet, der Penfionsvertrag 
mit ihe fei aber von ber Legteren ſelbſt abgeſchloſſen 
worden. Diefelbe habe die 300 Thaler ihr freiwillig 
gezahlt, um das Penfionsgeld auf 14 Jahr im Vor— 
aus zu entrichten, und fei im Uebrigen fie, die Be: 
flagte, bereit, der K., fo wie bedungen gewefen, Koft 
und Logis zu gewähren. 


Hierauf erging am 16. Januar 1869 folgende 
Entiheidung des Königl. Bezirfsgerihts zu 
Leipzig: 

„Weil Beklagte, gegenüber dem Anführen des 
Klägers, daß fie von der K. darlehnsweiſe drei Hun- 
dert Thaler umter der Vereinbarung erhalten habe, 
daß deren Rüdgewährung je durch Anrechnung auf 
bie aus einem von dritter Seite für die Leptgenannte 
mit der Bellagten abgeſchloſſenen Penfionsvertrage 
zu zahlenden monatlichen Raten erfolgen folle, Bl. — 
den Empfang der gedachten baaren Summe von ber 
genannten Unmündigen eingeräumt, unter dem Ans 
führen, daß biefelbe ihr diefe Summe nicht dargelie- 
ben, fondern ald Vorausbezahlung des nach dem von 
der K. felbft mit ihr abgeſchloſſenen Vertrage für eine 
anderthalbjährige Dauer der Penfion zu berechnenden 
Betrages gewährt habe, hiermit aber, Angefichts der 
nad) der Autorifation des Klägers BI. — in Liquidität 
beruhenden Unmünbdigfeit der K. in Verbindung mit 
der BI. — erfolgten Verweigerung der Genehmigung 
des Bertragsabfchlufies Seiten des Bormundes außer 
Zweifel gefept ift, daß ihr die Zahlung gebachter 


baarer Summe in Folge eines im Sinne des $. 787. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs nichtigen Bertrags geleiftet 
worben ſei, die Bellagte auch der K. Worte oder 
Handlungen, durch welche fie bei Schließung des 
Vertrags mit der Beklagten eines betrügerifchen Ges 
bahrens im Sinne des $. 1962. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſich ſchuldig gemacht habe, zur Laft zu 
legen nicht vermocht hat und bei diefer Sachlage das 
Zurüdverlangen der gewährten Summe feine rechtliche 
Begründung im $. 850. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
findet, welcher auch eine Geſtattung angemeſſener Frift 
zur Erfüllung, wie fie $. 715. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
bus dem Berpflichteten vorbehält, nicht am Platze 
ericheinen läßt, 

fo ift Bellagte dem Kläger die libellirten 300 Thlr. 
— 5 — ⸗ jammt Zinfen des Verzugs zu 5 Procent 
vom Tage der Erhebung der Klage an, jedoch unter 
Abzug der in der Klage*) gedachten 16 Thlr. 20 Nur. 
— zu bezahlen verbunden.” 


Auf Appellation der Beflagten erging am 24. Mai 
1869 ein confirmatorifches Urthel des Königl. 
Appellationsgerichts zu Leipzig, welchem fol: 
gende Entfheidungsgründe beigefügt waren: 

„Dasjenige, was Bellagte gegen das angefochtene 
Erkenntniß in der Debuctionsjchrift Bl. — vorgebracht 
Hat, ift durch das vom Kläger Bl. — Ausgeführte 
bereits für ausreichend widerlegt zu erachten. 

Die erftinftanzlihe Verurtheilung der Bellagten 
unterliegt auch feinen fonftigen wefentlichen Bedenken. 

Aus der Faſſung der erhobenen Klage, insbejon- 
dere aus der Motivirung der Fälligfeit der klagbar 
gemachten Forderung in dem 21. Einlaffungsabjchnitte 
ergiebt fich allervings, daß Kläger urfprünglich von 
der Rechtögültigfeit des Seiten feinee Mündel mit 
der Beflagten abgeichloffenen Darlehnsvertrags aus: 
gegangen ift und das Recht auf Zurüdforderung ber 
fraglichen 300 Thlr. —⸗ — +» lediglich aus der Ge— 
währung dieſes Darlehnd und der dabei betreffs ver 
Rüdzahlung getroffenen Bereinbarung herzuleiten 
beabfichtigt hat. 

Dagegen baftrt die in voriger Inftanz ausgefpro- 
chene Berurtheilung der Beklagten nicht auf dieſem 
Klaggrunde, ſondern — in Uebereinftimmung mit ber 
erft in der Replik Bl.— vom Kläger geltend gemach— 
ten rechtlichen Auffaſſung — darauf, daß Bellagte 
nach dem Zeugnifie Bl. — und den von ihr BI. — fig. 


*) Kläger hatte ſich bereit erklärt, ben rüdftänbigen Pen: 
fionebetrag für den Monat November 1867 vom Libellat mit 
16 Thlrn. 20 Ngr. —s fürzen zu laflen. 

Anmerf, bes Einf. 
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abgelegten Zugeftändniffen den fraglichen Geldbetrag 
infolge eincd ungültigen Rechisgefhäfts von der 
Mündel des Klägers gewährt erhalten habe und des» 
halb nach 8. 850. (in Verbindung mit dem von ber 
vorigen Inftanz nicht ausprüdlich angezogenen$.1547.) 
des bürgerlichen Geſetzbuchs zu Zurüderftattung des 
Erhaltenen verpflichtet fei. 

Nun fonnte ed zwar fcheinen, als jei hierdurch 
dem der Klage zu Grunde liegenden Klaggrunde un- 
zuläffiger Weije ein anderer fubftitwirt worden. Dieſes 
ift jedoch nicht der Fall. 

Es ift nämlich auf fämmtliche Momente, deren 
Zufammentreffen den von der vorigen Inftanz als 
Grundlage der Berurtheilung benugten Klaggrund 
bildet, jchon in der Klage in Verbindung mit ber 
einen integrirenden Theil derjelben ausmachenden 
Klagbeilage B. Bezug genommen. Denn aus lepterer 
ergiebt fich die Unmündigfeit der Mündel ded Klägers 
und die Klage felbft gedenft ausdrücklich der von 
erfterer ohne Goncurrenz ihres Alterövormundes bes 
wirkten Vornahme eines Veraͤußerungsactes gegen- 
über der Bellagten in Betreff der Hagbar gemachten 
Summe. 

Daß diefe Veräußerung nach der Darftellung ber 
Klage in der Vorſtreckung eines Darlehnd nad der 
Geſchichtserzaͤhlung der Bellagten Bl. — in der Bors 
auserfüllung einer von der Unmündigen einjeitig eins 
gegangenen Verbindlichkeit beftanden haben joll, er 
fcheint wenigftens unter den Umftänden des gegen» 
wärtigen Falles rechtlich gleichgültig, da Beklagte 
überhaupt nach der auf der Natur der Sache beruhen- 
den und deshalb noch jegt anwendbaren Beftimmung 
in 1.19. Dig. de regulis juris (50, 17.) nicht auf 
die Unbefanntichaft mit den die Nechtsfähigkeit von 
Klägers Mündel beftimmenden perjönlichen Berhält- 
niſſen derjelben ſich mit Erfolg zu beziehen vermag, 
überdem unbedenklich angenommen werden darf, daß 
Beklagte bei Abſchließung des fraglichen Rechtsgeſchaͤfts 
fih der Unmündigfeit der bereits im Juli 1867 mit 
ihe in Beziehung getretenen, damals erft im 19ten 
Lebensjahre geitandenen Mündel des Klägerd recht 
wohl bewußt gewejen fei und folglich in unredlichem 
Glauben befunden habe. 


Hiernach ift Beklagte auch nad) 88. 1547. 1550. 
in Verbindung mit $$. 1528. 1499. und 687. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs nach dem vollen, ihr Seiten 
der Mündel des Klägers verabfolgten Betrage und 
nicht nur in der $. 1527. bezeichneten Maaße erfag- 
pflichtig. 

Bei dieſer Sachbewandtniß war die Beklagte auch 
von Anfang herein nicht nur in der Lage, ihre Ver— 





theidigung zugleich gegen den oben an zweiter Stelle 
gedachten Alaggrund richten zu fünnen, fonbern fie 
war hierzu auch proceßrechtlich verpflichtet, obwohl 
Kläger feine Abficht, diefen Klaggrund geltend zu 
machen, nicht von Anfang herein zu erfennen gegeben 
hatte. Denn ein Verzicht hierauf ift in der Klage 
weder ausdruͤcklich ausgeſprochen, noch aus ihrer 
urfprünglichen Anlage als einer condictio certi ex 
mutuo mit der erforderlichen Concludenz thatfächlich 
zu folgern, und im Allgemeinen genügt zu Begrün- 
dung einer Klage befanntlich die Anführung der deren 
Fundament bildenden Thatfachen, ohne daß Kläger 
nöthig hat, auf die gefeglichen Beftimmungen, unter 
welche vdiefelben zu fubjumiren, ausbrüdlich hinzus 
weijen. 

GEbenfowenig fann der Beflagten in diefer Bezie- 
hung zu Statten fommen, daß ſich nad; dem Auf- 
geführten Kläger urfprünglich anfcheinend felbit in 
einem Irrthume hinfichtlich der rechtlichen Natur der 
erhobenen Klage befunden hat, da Bellagte hierdurch 
offenbar nicht behindert wurde, die richtige Rechts— 
anficht in diefer Beziehung zu erfaflen und bei ihrer 
Rechtövertheidigung zu berüdfichtigen. 

Sollten daher der Beklagten diefem Klaggrunde 
gegenüber erceptivifche Momente — außer der offen» 
bar unbeachtlihen Bezugnahme auf eine ftillfchwei- 
gende Berlängerung des Penfionsvertrags durch bie 
BI. — wiedergegebene angebliche Aeußerung der Mün- 
del Kläger — zu Gebote geftanden haben, wofür 
übrigens die Acten Feinerlei Anhalt gewähren, fo 
würde ſich Beflagte deren Berluft felbft zuzufchreiben 
haben.’ 

Auch eine anderweite Berufung ber Beklagten 
nügte derfelben Nichts. Das Königl. Oberappel— 
lationsgericht zu Dresden beftätigte im Monat 
Auguft 1869 die vorige Entfcheidung unter Beifügung 
folgender Gründe: 


„L. Die Pilegbefohlene des Klägers ift nach dem 
Zeugniffe des Königl. Preußifchen Kreisgerichts zu 
Erfurt vom 28. März 1868 Bl. — am 18. Septem- 
ber 1848 geboren und daher zu der Zeit, wo die Bes 
flagte mit derfelben nach BI. — flg. contrahirt haben 
will, neungehn Jahre alt geweien. Wenn nun ber 
8. 8. des bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmt: 

Die Handlungsfähigfeit eines Ausländers wirb 
nad) den Gefegen des Inlandes beurtheilt, wenn 


Nedacteur: Appellationsrati Werner. 
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eine Verpflichtung beflelben aus einer im Inlande 

vorgenommenen Handlung in Frage ift, 
fo fteht auch diefe Beftimmung der Bellagten nicht 
zur Seite, weil die Pflegbefohlene des Klägers zu der 
angegebenen Zeit auch nad) dem Saͤchſiſchen Rechte 
noch minberjährig if. 

Man vergl. auch Siebenhaar’8 Gommentar, 

2. Ausg. Bo. I. ©. 44. 

2. Man fönnte vielleicht gegen die vorigen Ent⸗ 
ſcheidungen den Einwand machen, es fei awar ber 
Bertrag, welchen die Beklagte mit der Pflegbefohle- 
nen des Klägers gefchloffen zu haben behauptet, uns 
verbindlich, deſſenungeachtet ftehe aber der Beflagten 
das Recht zu, für die Zeit, während deren die Pfleg- 
befohlene des Klägers von ihr Wohnung und Koft 
gewährt erhalten habe, foweit darin eine nothwendige 
Verwendung zu erbliden, nach dem $. 1914. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs eine angemeſſene Entfhädi- 
gung zu fordern. Indeſſen würde biefer Anſpruch, 
welcher an fi) nur dann für begründet angefehen 
werben fönnte, wenn das von ber Beflagten zu dem 
8. Einlaſſungsabſchnitte Bl. — verneinte Alaganfüh- 
ren nicht in Wahrheit beruhte, eine fpecielle Angabe 
des Quantums voraudjegen, welches der Bellagten 
nad) diefem Gefichtspunfte zufommen könnte. Die 
Beklagte hat jedoch eine hierauf gerichtete Einrede 
gar nicht einmal vorgefchligt, gefhweige denn, wie 
bei der unverfennbaren Geringfügigfeit des Gegen- 
ftandes erforderlich gewefen wäre, fofortige Beichei- 
nigung geführt. Hierzu fommt noch, daß Bl. — 
lediglich darauf Bezug genommen wird, es habe die 
Pflegbefohlene des Klägers im Monat October 1867 
bei der Auszahlung der 300 Thaler an die Beklagte 
ausdrüdlich erflärt, daß damit die Penfion auf Ein 
und ein halbes Jahr im Boraus bezahlt fein follte. 
Da nun die Pflegbefohlene des Klägerd nach dem 
eignen Geftändniffe der Bellagten Bl. — bereits 
Ende Rovember 1867 aus der Penſion weggeblieben 
ift, der Kläger aber fich bereit in der Klage damit 
einverftanden erklärt hat, daß von den libellirten 
300 Thalern 16 Thaler 20 Nor. —» als Penfiond- 
geld für den Monat November 1867 in Abzug zu 
bringen jeien, fo fehlt es an jeder Unterlage für die 
Beftimmung der Zeit, auf welde die Beflagte eine 
Entſchädigung zu fordern haben fönnte. 

Aus diefen Gründen war das vorige Urthel zu 
beftätigen.” ꝛc. 


Dfficin der Derlagshanblung,. 
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Derlag von Bernbard Tauchnik in Leipzig. 








I. Einfluß des Bundeögefeges, die Aufhebung 
der Schuldhaft betr., vom 29. Mai 1868 auf 
bie Erecution älterer, bei Publication jenes Ge- 
ſetzes ſchon gefprochener Wechfelerfenntniffe. — 
II. Xrrefifhlag in vim securitatis (U. Proe.⸗ 
Ordn. Tit. LL $. 1.) ift nicht auf die im dieſer 
Gejegeöftelle angegebenen, nur beifpieläweije auf: 
geführten Fälle befchränft. — Beligentjegung 
des Schuldners ift bei demfelben nur ausnahms⸗ 
weiſe geftattet. — Auf die NRechtöverhältniffe 
eines Flußſchiffs kann das Seereht (Allg. D. 
Handelögefegbuh, V. Buch) nit angewendet 
werden. — IIL 1) Appellation eines Dritten im 
Grecutiondverfahren ($. 16. ber Ausf.Verordn. 
zu den A. B. C. Gefegen vom 28. März 1835 
und $. 31. ded Erecutiondgefehed vom 28. Bebruar 
1838). — Wenn ein Dritter gegen die Rechts— 
beftändigfeit eined vom Kläger erlangten Hülfs— 
pfandrechts und gegen bie Fortſtellung bed auf 
deffen Grund eingeleiteten Erecutiondverfahrend 
Widerſpruch erhebt, fo ift darüber mittels recht: 
lichen Erkenntniſſes zu entfcheiden, jedoch nicht 
im Wege ded in $. 55. des Cxecutionsgeſetzes, 
bez. im Gefege vom 30. Juni 1868 sub II. vor: 
gefchriebenen Verfahrens, fondern nach Anberau- 
mung eines Sneotulationdtermind. — Jedoch kann 
2) in diefem Falle die Verfteigerung bes betreffen: 
den Pfandes vom Richter außgefegt werben, ba 


Dritten fein jus quaesitum auf Fortjegung bed 
Erecutiondverfahrend giebt. — 3) Sicherheitd- 
maaßregeln find zunäcdhft vom Antragfteller zu 
bezahlen, das diefelben ausführende Gericht Fann 
baher vorher Koftenvorftand verlangen. — Auch 
die Koften einer wirklichen Hülfövollftrefung find 
keineswegs unter allen Umftänden vom Gerichte 
zu verlegen. Insbeſondere leidet 8.34. bed Execu- 
tiondgejeged auf eigentliche Borfchäffe Feine An— 
wendung. — IV. Mopdalitäten der freiwilligen 
Verpfändung eines Dampffchiffs (Birrgerl. Geſetz⸗ 
buch) und der Sicherheitöbefhlagnahme eines 
ſolchen. Wirfung der legteren in Bezug auf fpätere 
Verfügungen des Eigenthümers über das Sicher— 
heit3object. — Das Hülfäpfandredht an einer be: 
weglichen Sache fett ein wirkliches Hülfsverfahren 
nach 88. 10 fig. 43. des Executionsgeſetzes, ins— 
befondere den Erlaß einer Auflage, voraus (zu 
$. 487. des bürgerl. Geſetzbuchs). 


Mitgetheilt von 
Herın ©, 9. in D. 


Auf Grund einer am 8. Mai 1868 bei dem 
Königl. Handelsgerichte im Bezirksgericht zu Dreoden 
von Fr. Rud. Sch!. als alleinigem Inhaber der Firma 
Sch. und Sch. in 2. wegen eines Liquidi von gegen 
8000 Thlen. —r —r gegen den Schiffdeigner E. T. 
aus Torgau, damals in Dresden, erhobenen Wechiel- 
klage wurde Beflagter nach am 11. Mai 1868 abge- 
haltenem Wechfelverhöre, in welchem er erflärte, daß 
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er bem Kläger gegenüber nichts einzumenben habe, 
aber auch Zahlung zu leiften nicht im Stande fei, 
mittel Befcheides vom nämlichen Tage zur Bezahlung 
ded obigen Liquidi verurtheilt, und ed fand dieſer 
Beicheid ungeachtet gweimaliger Berufung Bellagtens 
durch die Erfenntniffe des Königl. Appellationsgerichts 
zu Dresden und des Königl. Oberappellationsgerichts 
vom 18. Juni 1868 und beziehentlich 4. Yuguft 1868, 
beziehentlich rechtskräftig, Beftätigung. 

L Schon am Tage nad) Einreichung obiger 
Wechſelllage ftellte Kläger, und zwar unter der Adreſſe 
des Königl. Gerichtsamts im Bezirkögerichte Dresden, 
unter Bezugnahme darauf, daß Bellagter Ausländer 
fei, fowie auf die Vorfchrift der A. Proc.-Orbn. Tit. 51. 
8. 1. den Antrag, zur Sicherung feiner geflagten 
Wechfelforderung das gerade in Dresden auf der Elbe 
por Anker liegende Schleppdampfichiff „Borussia“ 
des Bellagten mit Beichlag zu belegen, wurbe jedoch 
vom Gericht unter Hinweis darauf, daß Bellagter 
nad) Art. 3. der Berfaffung des norbdeutichen Bundes 
ald Inlaͤnder zu betrachten, und daher neben der 
Befcheinigung der zu fihernden Forderung auch noch 
die Beicheinigung des Nahrungsabfalls zur Begrün- 
dung bed Arreftgefuchs gehöre, abfällig beſchieden. 
Als jedoch Kläger unmittelbar nad Publication des 
obgedachten Wechjelbefcheides erfter Inftanz, am 
11. Mai 1868, fein Arreftgefuch, nunmehr beim 
Handelögerichte Dredven, wiederholt hatte, faßte das 
legtere unter Berufung darauf, daß durch die Ver— 
handlungen im Wechjelverhöre auch die Gefährdung 
der klaͤgeriſchen Forderung conftatirt worden jei, bei- 
fälligen Befchluß, welcher am 14. Mai 1868 durch 
Beſchlagnahme des obgenannten Schiffes fammt Aus- 
rüftungsgegenftänden, bez. Uebergabe deſſelben an 
einen Beauftragten des Gerichts zur Beauffichtigung 
und Bewachung, Ausführung fand. Gegen dieſes 
Verfahren legte Bellagter am 20. Mai 1868 (in 
Verbindung mit der Appellation gegen den Wechjels 
beſcheid) Proteft, und am 4. Juni 1868 Eventuals 
appellation, falls feinem mit berfelben verbundenen 
Antrage auf Wiederaufhebung der verfügten Beſchlag⸗ 
nahme nicht entfprochen werden follte, ein, welche 
durch die abermals abfällig ausfallende neuere Ent» 
ſchließung des Handelögerichts vom 5. Juni 1868 in 
Kraft trat. 

U. Nachdem Beflagter fofort nach Publication 
des erftinftanzlichen Wechfelbefcheides in Wechfelhaft 
genommen und aus berfelben nur erft nach Inkraft⸗ 
treten des Bundesgeſetzes vom 29. Mai 1868 ent» 
lafien worden war, beantragte Kläger, welcher fchon 
früher auf ein am 22. Mai 1868 geftelltes Geſuch 
wegen Erlaß einer Zahlungsauflage an Bellagten 
vom Handelsgerichte unter Bezugnahme auf die ins 


zwiſchen eingegangene Appellation Beklagtens gegen 
den Wechfelbefcheid abfällig befchieven worden war, 
am 6. Juni 1868 anderweit, an Bellagten wegen 
des in jenem Bejcheide feitgeftellten Schuldliquidi 
Zahlungsauflage zu erlaffen, wurde aber vom Han- 
delögerichte abermals abfällig beichieden, „da bei 
Publication des den Bellagten verurtheilenden Be- 
ſcheids Wechielhaft gegen den Bellagten nicht nur 
ftatthaft gewefen, fondern auch wirklich angelegt wor- 
den fei, und man ſchon deshalb die Beftimmung des 
$. 46. Abfah 2. des Gejepes vom 7. Juni 1849 auf 
den vorliegenden Fall nicht anwendbar erachte“. 


Durch diefen Gerichtöbefchluß trat eine dagegen 
eventuell eingelegte Appellation Klägers in Kraft. 


Beide oben unter I. und II. gedachten Berufun- 
gen wurben durch Verordnung des Königl. 
Appellationsgerichts zu Dresden vom 18. Juni 
1868, publicirt am 26. und 27. Juni 1868, für 
beachtlich gefunden. 

„Es wurde zunächit 

zu II. 
ausgeführt, Man habe davon auszugehen gehabt, 
daß 8.46. Abſatz 2. des Gefeges vom 7. Juni 1849 
im Berfolg des Bundesgefepes, die Aufhebung der 
Schuldhaft betreffend, vom 29. Mai 1868 auf den 
vorliegenden Fall analog anwendbar fei*), es fielle 
fich deshalb die Ablehnung des Antrags Klägers auf 
Erlaß einer Zahlungsauflage an Beklagten feiten des 
Proceßgerichts nicht als gerechtfertigt und das von 
Erfterem ergriffene Rechtsmittel ald begründet bar. 
Zul 
wurbe bemerkt: 

Um fi ein Erecutionsobject für die wider Be— 
Hagten 3. Hagbar gemachten Wechjelforderungen zu 
fihern, hat Kläger beim Handelsgericht, beziehentlich 
beim Gerichtsamte im Bezirksgericht Dresden Bl. — 
wiederholt, wie wohl damals vergeblich, beantragt, 
daß ein angeblid dem Bellagten gehöriges, im 
ftädtifchen Weichbilde auf der Elbe vor Anker liegen- 
des und den Namen Borussia führendes Dampfſchiff 
mit Bejchlag belegt werde, und es ift, nachdem Aläs 
ger bei Publication des den Beklagten. verurtheilen- 
den Wechſelbeſcheids BI. — feinen Antrag in erneute 
Anregung gebracht hatte, demjelben feiten des Pro- 
ceßgerichts nachmals ftattgegeben, auch die beichlofiene 
Sicherheitsmaaßregel laut Bl. — in der Maaße zur 


*) Die Motivirung biefer Anficht ift bereits in der ©. 343, 
bes im Jahrgang 1869 dieſes Wochenblatts abgedrudten Ver: 
orbnung bes K. Appellationsgerichts Dresden enthalten, auch 
hat diefelbe in Folge des neuen Geſetzes vom 14. März 1870 
im Befentlihen nur noch hiftorifches Interefie. 

Anmerf. ber Red, 


Ausführung gebracht worden, daß das Procefigericht 
nad dem formellen Acte der Beichlagnahme das 
Schiff dem Lootjenmeifter ©. ald Mandatar bes 
Gerichts zur Ueberwachung und Beauffichtigung uͤber⸗ 
geben hat. Beflagter verlangt nun Bl. — die Wie- 
deraufhebung diefer Beichlagnahme, welchem Antrage 
zu entſprechen das Procefigericht nach Bl. — abger 
lehnt hat. Allerdings befindet Man fich mit Lepterem 
infofern in Uebereinftimmung, als Man die Gründe, 
aus denen Bellagter die Zuläffigkeit der Beichlag- 
nahme des Schiffes Bl. — beftritten hat, für durch⸗ 
ſchlagend nicht zu erachten vermag. Was nämlich 
die bier in Frage kommenden fpeciellen Boraus- 
feßungen des Arreſts, Befcheinigung der Forderung 
und Gefahr des Verluſtes derjelben, anbelangt, fo 
beftreitet Bellagter, indem er die vorliegende Be- 
iheinigung der Forderung ausdrüdlich anerfennt, 
DI. — nur ihre Gefährdung, jedoch um fo mehr mit 
Unrecht, als ihm bierunter nicht bloß feine in der 
Entjchließung des Procefgerichts Bl. — hervorge- 
hobene Erflärung, wie er dem Kläger Zahlung zu 
leiften nicht im Stande fei, fondern indbefondere 
auch die von ihm Bl. — vor dem Proceßgerichte ges 
machte Bemerkung, daß er Mangels Rüdnahme des 
Hägerifchen Arreftgefuchs feine Infolvenz anzeigen 
muͤſſe, entfchieden entgegenfteht. Und wenn er im 
Üebrigen aus dem das Geerecht betreffenden Theile 
des Allgemeinen Deutfchen Handelsgeſetzbuchs die in 
Art. 446. rüdfichtlidh eines zum Abgehen fertigen 
Seefchiffes getroffene Beftimmung für fich anziehen 
zu fönnen, Bl. — vermeint, fo genügt zur Wider- 
legung bdiefer irrigen Anfchaunng der Hinweis dar- 
auf, daß eben die der Seeſchifffahrt eigenthümlichen 
Berhältniffe auch die Aufftellung befonderer beziehent⸗ 
lid abweichender Rechtsgrundfäpe erfordert haben, 
und, wie der in Art. 390. des Handelsgeſetzbuchs 
bezeichnete Frachtführer nicht nach den bezüglich des 
Seeſchiffers in Art. 478 flg. enthaltenen Beftim- 
mungen, fo auch das rechtliche Berhältniß eines für 
den Binnenverfehr oder für die Flußſchifffahrt bes 
fimmten und benugten Schiffes nicht nach den in 
Anfehung der für den Seeverkehr verwendeten Schiffe 
gegebenen Rechtsgrundſaͤtzen beurtheilt werben fann. 
Obſchon man daher hierunter allenthalben den in 
der angefochtenen Entfchliefung des Proceßgerichts 


enthaltenen Gruͤnden beizutreten hatte, fo konnte 


Man dennoch) die verfügte Befchlagnahme für gerecht: 
fertigt nicht anfehen. Wie aus dem Klaganführen 
DB. — erhellt, befand ſich Beflagter zur Zeit ber 
Klagerhebung, und vorausfichtlich auch zur Zeit fei- 
ner Bl. — bemerften Realeitation, auf feinem vors 
übergehend hier vor Anker liegenden mehrerwähnten 
Dampfichiffe, betrieb nach Klägers Darftellung BI. — 
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vermittelft diefes Schiffes ein Frachtgefchäft, und es 
wurde bei Ausführung der vom Procefgerricht ver- 
fügten Befchlagnahme laut Bl. — ein vom Bellag- 
ten angelohnter Steuermann auf dem Schiffe an— 
wefend getroffen. Selbfiverftändlich befand ſich daher 
das Schiff zur Zeit der Beichlagnahme im Befige 
Beflagtens. Aus diefem Befige ift nun Beflagter, 
ohne daß ein Hülfsverfahren vorausgegangen oder 
eine ſolche Maafregel durch Eröffnung des Eon» 
eurfes zu feinem Vermögen bedingt gewefen wäre, 
lediglich zum Zmwede der Sicherung der Forderung 
eines einzelnen Gläubiger entfegt worben. Ein 
derartiges Verfahren aber hat im Allgemeinen für 
unzuläffig zu gelten, weil, wenn der Schuldner im 
Befige des betreffenden Vermögensgegenftandes ſich 
befindet, eine Beichlagnahme des letzteren die Gren- 
zen einer noch nicht die Realifirung, fondern nur bie 
Sicherftellung eines vorläufig befcheinigten Anſpruchs 
bezweckenden richterlichen Anordnung überfchreitet, 
und in Eins mit der Hülfsvollftrefung zufammen- 
fallen würbe. 

vergl. Wochenblatt für merfwürbige Rechtsfälle, 

1856. ©. 254. Nr. 42. 

Die befonderen Borausfegungen, unter benen 
ausnahmsweife dennoch eine foldhe Pfändung der 
bloßen Sicherftellung des Gläubigers halber als ftatt- 
haft betrachtet werben fann (vergl. alte Proceßord⸗ 
nung Tit. LI. $. 1.), liegen hier nicht vor.- Denn 
Bellagter ift als ein in Torgau wohnhafter preußis 
ſcher Unterthan Angehöriger des norddeutſchen Buns 
des und daher zufolge Art. 3. der norbbeutfchen 
Bundesverfaffung in Betreff der Rechtsverfolgung 
und des Rechtsſchutzes, mithin auch in Betreff der 
Frage der Zuläffigfeit des Arreftes gegen ihn, als 
Inländer zu behandeln. 

vergl. Annalen des Königl. Oberappellations- 
gerichts, N. F. Bd. IV. ©. 69. 

Dafür aber, daß er der Flucht verdächtig ober 
gegen ihn die Vermutbung der Abſicht, fein Vers 
mögen feinen Gläubigern in betrügerifcher Weife zu 
entziehen, begründet fei, ift in den Acten fein Anhalt 
gegeben. 

Erfcheint aus diefen Gründen die vom Handels» 
gericht verfügte Beſchlagnahme des Dampfichiffes 
Beflagtens als gefeplich nicht gerechtfertigt, fo ift die— 
felbe, wie zu Erledigung des Rechtsmitteld des Lep- 
teren andurch verordnet wird, wiederum aufzuheben 
und das Schiff dem Beflagten wieder auszuantwor⸗ 
ten’ ⁊c. ıc. 

Auch ordnete das Königl. Appellationsgericht auf 
diesfallfige Immediatbefchwerde Klägers mittels Ver⸗ 
ordnung vom 7. Juli 1868 (publicirt am 13. deſſ. 
Monats) an, daß, foweit nöthig, auf Grund der 
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Beftimmungen in $. 31. des Gefeges unter B. vom 
283. Januar 1835 in Berbindung mit $. 10. des 
Gefeges vom 13. Januar 1838 der gegen bie Ber- 
orbnung vom 18. Juni 1868 ingwifchen eingegange- 
nen Appellation Bellagtens, foweit fie gegen Erlaß 
der mehrerwähnten Zahlungsauflage gerichtet fein 
follte, Suspenftvfraft nicht beizulegen, vielmehr nun 
fofort mit Erlaß der Auflage zu verfahren. 

Diefe Anorbnung erledigte fich jevoch durch den 
Eingang einer Verordnung bes Königl. Ober: 
appellationsgerichts vom 9./15. Juli 1868 
(publicirt am 17. deſſ. Mon.), mittel deren in Er« 
ledigung der obenerwähnten Berufung Bellagtens und 
einer Appellation Klägers gegen die Verordnung des 
Königl. Appellationsgerihts vom 18. Juni 1868 
verfügt wurbe: 

„1) mit Erlaß der BL. — beantragten Hülfsauffage 
bis nad Eintritt der Rechtskraft eines den 
Beflagten dem Suchen Kläger gemäß ver- 
urtheilenden Erkenntniſſes Anftand zu nehmen, 
ingleichen 

2) der BL. — zu leſenden Anordnung, die verfügte 
Beichlagnahme des dem Bellagten zugehörigen 
Dampfichiffes wieder aufzuheben und befagtes 
Schiff dem Beflagten wieder ausjuantworten, 
keine Folge zu geben.” 

In den diefer Berordnung beigegebenen Gründen 
hieß «8: 

„l. 
Zu Klägers Berufung. 

Die Beantwortung der von den Parteien fowohl, 
ald von der vorigen Inftanz aufgeworfenen Frage, 
welchen Einfluß die während der Dauer des gegen» 
wärtigen Rechtöftreites erfolgte Publication des Bun- 
beögefeges, die Aufhebung der Schulhaft betreffend 
vom 29. Mai 1868, in Folge der in $. 3. und 5. 
deſſelben enthaltenen Borfchriften auf die Anwendung 
der in dem 2. Abſatze vom $. 46. jet. $. 48. des 
Gefepes über den Schuldarreft und MWechfelproceß 
von dem 7. Junius 1849 enthaltenen Beftimmung 
auf andere, als die bajelbft fpeciell bezeichneten 
Bälle, auszuüben habe, kann nad) der Anficht der 
gegenwärtigen Inftanz hierorts dahingeftellt bleiben. 
Das die Örundlage des vorliegenden Wechfelprocefles 
bildende Wechfelverhör hat nah Bl. — flg. am 
11. Mai 1868 ftattgefunden, und es ift noch unter 
dieſem Tage das Erfenntnif, deſſen Erecution Klaͤ— 
ger beantragt, publicirtt worden. Zu diefem Zeit: 
punkte beftand das Gefep von dem 7. Junius 1849 
noch in voller Kraft. Weder von den Parteien noch 
von der vorigen Inflanz ift nun die Anficht vers 
theidigt worden, daß dem Kläger ſchon in Gemäßheit 
der Beftimmungen des lepteren allein das Recht zu- 


geftanden haben würde, anftatt der Anlegung ber 
Wechſelhaft die fofortige Erlaffung einer Hülfsauf- 
lage zu beantragen. Jedenfalls hat das Königliche 
Oberappellationsgericht zeither die Anficht befolgt, 
daß, dafern nicht einer der in 88. 7. 9. 20. 21. und 
22. dieſes Geſetzes jpeciell gedachten Ausnahmefälle 
vorliege, mit der in dem Gefege vom 10. März 1864 
sub 1. neben der Erecution gegen die Perfon des 
Schuldnerd angeordneten executio in bona nur unter 
genauer Beobachtung der Borfchriften des Erecu- 
tiondgejeßes von dem 28. Februar 1838 und fomit 
feinesfalld vor dem Gintritte der Rechtskraft des 
ben Bellagten in dem Wechſelproceſſe verurtheilenden 
Erfenntnifjes vorgegangen werben könne. Bei Publi- 
cation des Bl. — anzutreffenden Erkenntniſſes vom 
11. Mai 1868 war daher der Richter im Zweifel 
gar nicht in ber Lage, ein die Erecutionsbehörde vor 
dem Eintritte der Rechtskraft zu dem Erlaſſe der 
Hülfsauflage bereihtigendes Erkenntniß zu ertheilen. 
In der That enthält auch das Bl. — erfichtliche, 
dem Kläger gegenüber ohne Weiteres rechtäfräftig 
gewordene Erkenntniß nur eine Verurtheilung des 
Beklagten, das Libellat bei Vermeidung der „Wech- 
felhaft” zu bezahlen. Iſt nun auch in $. 3. des 
mehrerwähnten Bundesgeſetzes beftimmt, daß die in 
$. 1. deſſelben angeorbnete Aufhebung des Perfonal- 
arreſtes als Erecutionsmittel in bürgerlichen Rechte- 
ſachen auch auf die vor Erlaffung dieſes Geſetzes 
entftandenen Berbindlichfeiten, jelbft wenn auf Per- 
ſonalarreſt vechtöfräftig erfannt oder mit deflen Boll 
ftrefung begonnen fei, Anwendung zu finden babe, 
fo folgt doch daraus etwas Weiteres, ald daß von 
dem Tage der Verkündigung des betreffenden Ges 
feed auch ein bereits erfannter Wechfelarreft nicht 
mehr vollftveft werden dürfe, offenbar nicht, und 
namentlich muß es bedenklich fallen, daraus eine mit 
der urjprünglichen Tendenz des ertheilten Richter 
ſpruchs zweifellos nicht in Einklang ftehende Aus- 
legung dieſes legteren zu folgern. 
2 


Ebenfowenig fonnte Man aber auch der vorigen 
Inftanz in Demjenigen, was biefelbe BL. — flg- 
sub B. in Betreff der Bl. — von dem Bellagten 
eingewendeten Berufung bemerft hat, beitreten. 

Zunächſt giebt jchon die Anficht, daß in der 
Bl. — beſchloſſenen und nah Bl. — fig. ausge 
führten Beſchlagnahme des Schiffes des Bellagten 
eine Befigentfegung im Sinne des Bl: — angezoger 
nen Präjudiges (Wochenblatt für merhwürdige Rechts⸗ 
fälle, Jahrgang 1856, ©. 254 fig.) zu finden ſei, 
zu Bedenken Anlaß. Wenigftend erjcheint dasjenige, 
was Kläger Bl. — in dieſer Beziehung geltend ges 
macht hat, nicht fchlechterdings verwerflich. 





Wäre dem aber auch nicht fo, fo fonnte ber ein» 
gelegten Berufung doch fchon in anderer Beziehung 
Beachtung nicht verfagt werben. 

Richtig ift zwar, daß das dermalen geltende Pros 
ceßrecht den Arreftichlag in vim securitatis da, wo 
es fih um die, zum Behufe der dereinftigen Befrie—⸗ 
bigung eines perfönlichen Anfpruchs zu bewirfende 
Beichlagnahme eines dem Schuldner zugehörigen und 
in deflen Gewahrfam befindlichen beweglichen Gegen» 
ſtandes handelt, nur für die in $. 1: Tit. 51. der 
alten Proceßordnung aufgeführten Fälle geftattet. Es 
ift nun aber felbitverftändlich und folgt ſchon aus 
der in der gedachten Gefepesftelle enthaltenen Ber- 
weifung auf die Grundfäge des gemeinen Rechtes, 
daß hiermit nicht alle fpeciellen Fälle der Zuläffigfeit 
eines derartigen Arreſtſchlags haben erfchöpft, daß 
vielmehr durch die angezogenen Beifpiele nur die 
Grundfäge haben möglicht feftgeftellt werden jollen, 
nach denen der Richter ein an ihm gerichtetes Arreſt⸗ 
gefuch zu prüfen und zu beurteilen habe. Dies folgt 
augenfcheinlich auch ſchon daraus, daß das Geſeh, 
nachdem es zuerft zweier Fälle des Arreftichlages ohne 
Rüdfiht darauf, ob derſelbe wider einen Inländer 
oder wider einen Ausländer gejucht werde, fodann 
aber zweier Fälle, in welchen nur wider Ausländer 
damit vorzugehen fei, ausdrüdlich gedacht hat, des 
allgemeinen Falles, wenn Grund zu der Bermuthung 
einer Beifeitefchaffung oder Verjchleuderung des vor 
handenen Vermögens vorliege, Erwähnung thut. 
Für den vorliegenden Fall bedarf es aber nicht ein» 
mal einer Bezugnahme auf diefe allgemeine Bor- 
fhrift. Denn wenn das Gefep ausdrücklich des 
Balles gedenkt, daß der Schulpner aus dem Inlande 
in fremde Gerichte zu ziehen beabfichtige und nicht 
joviel an liegenden oder fonftigen Gütern zurüdlafjen 
wollte, daß fich der Kläger daran zu erholen ver 
möchte, fo fann es der gegenwärtigen Inftanz nicht 
jweifelhaft erfcheinen, daß hierdurch namentlich auch 
ein Fall ver hier vorliegenden Art betroffen werde. 
Einerfeitö hat der Bellagte der von dem Kläger 
Bl. — aufgeftellten Behauptung, daß das mit De 
ihlag belegte Schiff zu einer Fahrt außer Landes, 
nad Raubnig in Böhmen, beftimmt fei, wenigftens 
nicht widerfprochen, andererfeits genügt aber auch 
nad) der Anficht der gegenwärtigen Inftanz im Hin- 
blid auf die gedachte Geſetzesvorſchrift zu NRechtfer- 
tigung der von dem Proceßgerichte angeoroneten 
Seruritätdmaaßregeln, naͤchſt den bereitd von der 
vorigen Inftanz Bl. — flg. hervorgehobenen liquiden 
thatfächlichen Momenten (der Beſcheinigung einer 
ſicher zu ftellenden, fehr beträchtlichen Forderung Alä- 
gers und dem Nachweife einer bemjelben drohenden 
Gefährdung), jchon der Hinweis darauf, daß das 
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geſammte zur Zeit bekannte Vermögen des Schuld⸗ 
ners eben in einem, jedenfalls nicht zum fortwaͤhren⸗ 
den Verbleiben am hieſigen Plage, ſondern zu wei- 
teren Fahrten beftimmten Schiffe befteht. 

Aus diefen Gründen war die BL. — fig. verfügte 
Wiederaufebung der angeordneten Beichlagnahme 
außer Wirkfamfeit zu ſetzen.“ 

II, Als nunmehr das fchon im Eingange ges 
dachte Erfenntniß des Königl. Oberappellationdgerichts 
publicirt worden war, erließ das Procefgericht an 
Beklagten wegen des MWechfelliquidi Zahlungsauflage 
mit dem 28. Auguft 1868 als Zahlungstermin. 

Schon am 18. Auguft des nämlichen Jahres aber 
hatte Ich. Ad. Sohrm. gegen Bellagten T. aus 
einem Wechfel über 850 Thle. — — beim Königl. 
Handelögerichte im Bezirksgericht Dr. (dem obgedacdh- 
ten Proceßgericht) Klage erhoben, am nämlichen Tage 
auch deſſen Verurtheilung in erfter Inftanz erlangt, 


und es hatte T., gleichfalls am 18. Auguft, „den 


abgefaßten Beicheid als rechtöfräftig anerfannt, auf 
die wider ihm zu erlaflende Zahlungsauflage und 
deren Frift verzichtet, fo daß auf Antrag Klägers 
fofort die Hülfe in das dem Bellagten gehörige 
Dampfſchiff vollftreft werden könne”. 

Dem gleichzeitig von Sohrm. geftellten entfprechen- 
den Hülfsantrage fügte das Proceßgericht durch die 
Beichlagnahme des auf der Elbe bei Dr. liegenden 
Dampfihiffs Borussia, nebft einer Partie Inven- 
tariengegenftände im Wege der Ueberweiſung ber 
fämmtlichen, vorher confignirten Pfandobjecte zur 
Aufbewahrung an die bereit auf dem Schiffe ftatio- 
nirten Gerichtspiener durch den hierzu mit gerichtlicher 
Inſtruction verfehenen Erecutor, und zwar gleichfalls 
am 18. Auguft 1868. 

Ingleichen erlangten vier andere am 25. Auguft 
1868 gegen 3. mit Wechjelforderungen von zufammen 
mehreren Taufend Thalern beim Proceßgerichte Ha- 
gend aufgetretene Gläubiger, Rbr., Phle., Khlr. und 
Mhlr., an dem nämlichen Tage die wechfelrechtliche 
Berurtheilung T.'s, ſowie deſſen Verzicht auf den 
Erlaß von Zahlungsauflage und die darin zu fegende 
Zahlungsfriſt. 

So kam es, daß, als am 29. Auguſt 1868 der 
im Eingange genannte Kläger Schl. die Hülfsvolls 
firefung in das Dampfichiff Borussia beantragte, für 
ihn an demfelben nebjt den vorgedachten Inventar- 
ftüden nur ein Superarreft, und zwar unter gleichem 
Datum mit vier anderen dergleichen für die eben- 
genannten vier übrigen Wechfelgläubiger, jedoch hinter 
denjelben, annotirt werden fonnte. 

1. Kläger Schl. verwahrte ſich hierauf ausdrüd- 
lich gegen die Legalität des ihm vorangehenden 
Hauptarrefts und der mit ihm concurrirenden Super 
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arzefte, widerfprach bem Fortgange des auf den 
Antrag der genannten übrigen fünf Gläubiger vom 
Proceßgerichte eingeleiteten Erecutionsverfahrens, bes 
antragte, zur Verhandlung über fein Verlangen auf 
Freigabe der Borussia zu feinen Gunften einen Ver 
handlungstermin in Gemäßheit von 8.3. des Geſetzes 
vom 30. Juni 1868 anzuberaumen, und wendete, 
als ihn das Procefgericht abfällig beſchieden hatte, 
gegen dieſen Gerichtöbefchluf, 

a) infofern damit fein Widerfpruch gegen den Fort⸗ 
gang des obgebachten Erecutionsverfahrens un» 
berüdfichtigt gelaffen, Berufung, 

b) foweit aber fein Antrag auf Anberaumung 
eines Berhandlungstermind abgelehnt worden, 
Befhwerde 

ein. 

2. Nur infofern trat das Proceßgericht den gegen 
die Hülfsrechte der mehrgenannten fünf andern Gläu- 
biger gerichteten Anträgen des Klägers Schl. bei, als 
es am 26. September 1868 die Siftirung der nuns 
mehr an und für fich auf den Antrag der Erfteren 
ins Werk zu ſetzenden Verfteigerung ber Borussia 
befchloß. Hiergegen fam am 26. September 1868 
der Gläubiger Sohrm. mit einer Berufung ein. 


3. Zu einem weiteren Rechtsmittel führten fols 
gende Thatfachen: 

Seit der Hülfsvollftredung in die Borussia (am 
18. Auguft 1868) wurde daffelbe ununterbrochen von 
zwei hierzu vom Proceßgericht angewieſenen Gerichts⸗ 
dienern bewacht, überdied auch noch von einem 
Schiffsverftändigen beauffichtigt, welche Maafregeln 
einen nicht unbedeutenden Koftenaufwand mit fid) 
brachten. Zur Dedung derfelben hatte der Haupt: 
arreftgläubiger Sohrm. wiederholt Borfchüffe (zuſam⸗ 
men 55 Thle. — —«) geleiftet, erklärte aber nad 
deren völliger Erfchöpfung am 14. September 1868, 
daß er feinen anderweitigen Koftenvorftand mehr eins 
zahle und dem Proceßgerichte überlaffe, hiernach über 
die Art der weiteren Bewachung des Schiffs Ent- 
ſchließung zu faflen. Dieſelbe Erflärung gaben am 
16. September 1868 die vier Superarreftgläubiger 


(außer Sch.) ab, nachdem dieſelben bereits früher 


genehmigt hatten, daß das Schiff dem Bellagten zur 
Bewahung und zum Befige im Namen des Gerichts 
übergeben werde. Hierdurch ſah fih Kläger Sc. 
genöthigt, von jet an feinerfeits Koftenvorftand für 
die Bewachungsfoften zu ftellen, beantragte aber 
gleichzeitig, die vier übrigen Superarreftgläubiger, 
„für welche vor ihm Superarreft annotirt worben 
ſei“, zur Einzahlung eines Koftenvorftands anzuhal- 
ten und feinen Borjhuß nur, wenn fein anderer zu 
erlangen fei, zu verwenden. Gegen den ihm hierauf 


eröffneten abfälligen Befchluß des Proceßgerichts wen- 
dete er am 24. September 1868 Berufung ein. 

Auf die vorftehend unter 1. 2. und 3. gedachten 
vier Rechtsmittel erging eine Verordnung des 
Königl. Appellationsgerichts zu Dresden vom 
8. October 1868, welche in der Hauptfache folgen- 
dermaaßen lautete: 

„Zul. und 2. 

Franz Rudolph Schl. hat feinen Widerſpruch ge» 
gen die Fortftellung der auf Antrag der vorftehends 
unter 1. genannten Gläubiger vom Proceßgericht 
eingeleiteten Hülfsverfahren und beziehentlich feine 
gegen Nichtbeachtung dieſes Widerfpruchs eingewen- 
dete Berufung zunächft mit dem Anführen zu begrün- 
den gefucht, daß die von jenen Gläubigern beans 
fpruchten Hülfspfandrechte, weil fie nicht allenthalben 
in den Formen bes durch das Geſetz vom 28. Februar 
1838 georbneten Bollftrefungsverfahrens, ſondern 
auf dem Wege eines durch die freie Vereinbarung 
der Gläubiger einerfeits und des Schuldners T. 
andrerſeits abgefürzten Verfahrens erlangt worben, 
gegenüber feinem, des Appellanten, lediglich auf 
Grund der Vorfchriften des angezogenen Erecutiond« 
geſetzes entftandenen Hülfspfandrechte ald zu Recht 
beftehend nicht anzufehen feien und bieferhalb das 
Leptere Pfandrecht nicht zu beeinträchtigen vermöd- 
ten. Ob nun diefe Anficht in Bezug auf die Wirk: 
famfeit der betreffenden Pfandrechte richtig fei und 
ob insbefondere die in der von dem Appellanten ans 
gezogenen Entfcheidung des Königlichen Oberappella- 
tiondgerichtes in den Annalen, N. F., Band II. 
S. 412 fig. rüdfichtlih der Hülfsvollftrefung in 
Immobilien wegen einer Forderung aufgeftellten 
Grundfäge bei der Beurtheilung der vorliegenden 
Rechtöverhältniffe Plag ergreifen fönnen, hat der 
malen bei Beantwortung der Frage, in wieweir die 
in Rebe ftehenden Berufungen begründet erfcheinen, 
dahingeſtellt zu bleiben. Es genügt nämlich, daß in 
legterer Beziehung die in $. 16. der Verordnung vom 
28. März 1835 zu Ausführung der Gefege unter 
A.B. C. vom 28. Januar 1835 und in $. 31. des 
angezogenen Erecutiondgefeges enthaltenen Beftim- 
mungen klare Maaße geben. Nach der erfigedachten 
Verordnung ift nämlich die Appellation eines Drits 
ten gegen ein Erecutionsverfahren nur dann zu be= 
achten, wenn ber Appellant das Eigenthum an den 
Gegenftänden der Erecution in Anfpruch nimmt, oder 
fonft die Gefährdung eines ihm zuftehenden Rechts 
(nicht eines bloßen Intereffes) durch die Erecution 
behauptet, während nach der letzteren Gefegesftelle 
durch die Berufung eines Dritten, deſſen Wider 
ſpruchsrecht nicht fofort durch Urkunden nachgewieſen 
wird, das Gericht nicht gehindert werden fann, das 





Bolfirefungsverfahren bis zu derjenigen Handlung 
fortzufeßen, durch welche für jenen Dritten ein uner⸗ 
jeglicher Schaden entftehen fönnte, 

vergl. Bed, Anmerkung zum Erecutiondgefepe, 

©. 56. 
Käuffer, Ueber Appellationen, S. 47. Note 87. 

Nun hat aber in den bier fraglichen Fällen ber 
Appellant Schl. feinen Widerfpruch gegen die Fort- 
ftellung des auf Antrag der übrigen T.'ſchen Gläu- 
biger eingeleiteten Bollftredungsverfahrens feineswegs 
durch Urkunden fofort nachzuweifen verfucht, fondern 
denfelben vielmehr durch feinen unter 2. erwähnten 
Antrag auf Anberaumung eines Berhandlungstermins 
als der Verhandlung und Entſcheidung bebürftig 
felbft anerfannt, andererfeitd aber giebt das von ihm 
Borgebrachte feinen irgend ausreichenden Grund zu 
der Annahme, daß für ihn durch Fortftellung jenes 
Bollftretungsverfahrens fchon jept ein Schaden und 
noch weniger dazu, daß ihm daraus ein unerfeplicher 
Schaden entftehen könnte. Eine Gefährdung feiner 
Gerechtfame wäre vielmehr erft dann angezeigt, wenn 
das Procefgericht mit Bertheilung und Auszahlung 
des etwaigen Auctionserlöfed aus den dem gemein- 
famen Schuldner abgepfändeten Gegenftänden an die 
Gläubiger, welche an legteren ein Hülfsrecht erlangt 
haben, verfahren wollte. Denn bis zu diefem Zeit- 
punfte hat eben auch bei Fortftellung jener Hülfsver- 
fahren nichts anderes mit den dem Schuldner T. ab⸗ 
gepfändeten Gegenftänden zu geichehen, ald was ge= 
ſchehen müßte, wenn in biefelben im Intereffe des 
x. Schl. allein die Hülfe vollftredt worden wäre, 
und ed wird auch durch dieſe Fortftelung der Ents 
ſcheidung über die zwifchen den Betheiligten allein 
freitige Frage, wer aus dem bürch Berfteigerung 
der Pfandftüde künftig erlöften Gelde prioritätifche 
Befriedigung zu fordern berechtigt fei, in irgend einer 
Weiſe nicht vorgegriffen. Könnten ſonach die von 
x. Schl. eingewendeten, oben unter No. — erwähn- 
ten Berufungen*) mit Rüdfiht auf die Beftim- 
mungen des $. 31. des Gefeges vom 28. Februar 
1838 das Proceßgericht an ber Fortftellung jener 
Vollſtreckungsverfahren bis zur Auszahlung des etwai- 
gen Auctionserlöfes nicht hindern, fo hat man biefe 
Rechtsmittel, foweit fie auf fofortige Einftellung 
jenes Verfahrens gerichtet waren, als begründet an- 
zuſehen nicht vermocht. 

Dagegen erjcheint Appellant allerdings dadurch 
befchwert, daß fein Widerſpruch gegen die Rechtsbe— 
ftändigfeit der Hülfspfandrechte der übrigen Gläu- 
biger vom Procefgerichte überhaupt ohne Folge ge 
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laflen worden ift, denn es würde, wie ſchon oben 
angedeutet worden, das Hülfspfandrecht des Appel- 
lanten ganz oder theilweife gegenftandslos werben 
und ihm nach Befinden ein unerfeglicher Schaden 
drohen, wenn das Proceßgericht bei Unzulänglichkeit 
des Erlöfes aus den Hülfsobjecten zur Befriedigung 
fämmtliher Hülfsgläubiger ohne Weiteres mit der 
Auszahlung an die dem Appellanten entgegenftehen- 
den Intereſſenten verfahren wollte. Hiernach und 
da in Folge des von ıc. Schl. gegen die Rechtäbe- 
ftändigfeit jener Hülfspfandrechte erhobenen Wider: 
ſpruchs wefentliche Parteirechte ftreitig geworben find, 
über die als ſolche nicht im Wege einfacher Ent- 
ſchließung, fondern nur mittelft rechtlichen Erfennt- 
nifjes entſchieden werben fann und vor der Hinaus- 
zahlung des Auctionserlöfes entichieden werben muß, 
wenn bei derjelben die collivirenden Anſprüche fänmt- 
licher Gläubiger eine dem wahren Redhtöverhältnifle 
entfprechende Berüdfichtigung finden follen, liegt es 
dem Proceßgerichte ob, das ftreitige Rechtsverhaͤltniß 
vor der Auszahlung des durch die Verfteigerung ber 
Hülfsgegenftände eingehenden Exlöfes der richterlichen 
Entſcheidung zuzuführen. 

Hiermit hängen nun die von ıc. Schl. erhobenen, 
oben unter No. — *) gedachten Beichwerben zufam- 
men. Derfelbe will diefe Entſcheidung im Wege des 
durch das Geſetz vom 30. Juni 1868 unter II. ges 
orbneten Verfahrens herbeigeführt haben. Diefes 
Anverlangen kann Man aber aud) in gegenwärtiger 
Inſtanz für gerechtfertigt nicht erachten. Denn daß 
die in dem nurerwähnten Gefege sub II. getroffenen 
Beftimmungen nach der Abficht des Geſetzgebers nur 
auf die in 8.55. des Erecutiondgefeged vom 28. Febr. 
1838 gedachten Fälle Anwendung leiden fünnen, wo 
an einer dem Schuldner abgepfändeten Sache das 
Eigenthum von einer dritten Perfon in Anſpruch 
genommen worden ift, erhellt theild aus dem Um— 
ftande, daß dieſe Beftimmungen bed neueren Ges 
feges in gleicher Weife wie die $. 55. cit. des Erecu- 
tionsgeſetzes mit der Ueberſchrift: „Berfahren bei 
Anfprüchen Dritter” verfehen find, theild aus dem 
Wortlaute von $. 3. des Geſetzes vom 30. Juni 
1868, wonach die Vorfchriften derjenigen Geſetze, 
welche das Verfahren in Streitigkeiten über ganz 
geringe Eivilanfprüche regeln, auf alle die Fälle an- 
wendbar erklärt werden, wo über den Anſpruch auf 
Freigabe der im Wege der Hülfövollfiredung mit 
Beſchlag belegten beweglichen Sachen zwifchen dem 
Dritten, welcher denfelben erhebt und dem Gläubiger, 
für welchem die Hülfe vollftredt worden, zu entfcheiden 


*) nämlich die im obigen Referate unter IIL. 1. a. genanns |- 


ten Rehtsmittel. 
Anmerk, bes Einf. 


*) Im vorhergehenden Referate unter No. III. 1.b. erwähnt. 
Anmerf, des Einf. 
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if. Nun hat aber der Beichwerbeführer nur gegen 
die Wirffamfeit der von den übrigen Gläubigern 
x. T.'s beanfpruchten Hülfspfandrechte gegenüber dem 
von ihm ſelbſt erlangten Hülfsrechte Einwendungen 
erhoben und eben dadurch mittelbar prioritätifche 
Befriedigung aus der Subftanz der hier in Rede 
ftehenden Hülfsgegenftände gefordert, keineswegs aber 
ein Eigenthumsrecht an den Iegteren behauptet, und 
demgemäß auch nicht deren Freigabe mit Recht fordern 
fönnen oder gefordert. Wird daher der hier vorlie- 
gende Widerfprudh von ben Vorfchriften des angeyo- 
genen neueren Geſetzes ummittelbar nicht getroffen 
und fönnen diefe ald Ausnahme von den fonft gel- 
tenden Proceßgefegen auf eben jenen Anfpruch auch 
nicht analog angewendet werben, fo ift über den Letz⸗ 
teren bei unterbleibender gütlicher Vereinigung ber 
Interefienten nad; Maaßgabe der allgemeinen Proceß⸗ 
gelege unter Anberaumung eines gewöhnlichen Inro⸗ 
tulationstermind zu verhandeln und zu entfcheiden. 
Man hat daher des Beichwerdeführers Verlangen, 
daß zur Erledigung der von ihm angeregten rechtlichen 
Streitigfeit ein Berhandlungstermin anberaumt 
werde, für unbegründet und die von ihm zur Ber 
ſchwerde gezogene Entſchließung des Procefgerichts 
für gerechtfertigt befunden. 

Hiernächft ergiebt fich aber aus dem oben über 
die unter No. — gedachten Berufungen *) Gefagten 
von felbft, daß ıc. Schl., deſſen Hülfspfandrecht von 
feiner Seite angefochten worden it, fein rechtlich au 
beachtendes Interefje daran hatte, daß auch die Ver- 
fteigerung der ihm von den übrigen T.'ſchen Gläu- 
bigern verholfenen Pfandftüde, mit welchen fich der 
genannte Schuldner Bl. — der Acten unter T. No. — 
ausprüdlich einverftanden erklärt hat, bis nach Ent- 
ſcheidung darüber, ob jene Gläubiger aus diefen 
Pfandſtuͤcken eine bevorzugte oder gleiche Befriedigung 
wie er, ıc. Schl., beanfpruchen können, ausgeſetzt 
bleibe. Wenn nun demnach einem foldhen Verlangen 
ı. Schl.'3 durch den BI. — der zulegtgedachten Acten 
gefaßten Beichluß des Handelögerichts im Bezirls⸗ 
gerichte Dr. entiprochen worden, fo ift die dagegen 
DI. — derfelben Acten von Johann Adolph Sohrm. 
auf Grund des von ihm felbft an jenen Hülfögegen- 
ftänden beanfpruchten Pfandrechts eingewendete, auf 
der Lepteren ungefäumte Berfteigerung gerichtete 





*) Im Referate unter No, III. 1. a. 
Anmerk. bes Ginf, 





Rebacteur: Appellationsrath Werner. 


Berufung vom Königlichen Appellationsgerichte als 
begründet anzufehen gewefen. 

Aus den vorftehends entwidelten Gründen wirb 
das Handelsgericht im Bezirkögericht Dredden hiermit 
angewiefen, der Bl. — der Acten Lit. T. No. — 
gefaßten Entfchliefung feine weitere Folge zu geben, 
vielmehr in Gemäßheit feines BL. — derjelben Acten 
früher gefaßten Beichluffes mit PVerfteigerung der 
Bl. — flg. des Adenhefted unter Lit. T. No. — 
verzeichneten Pfandftüde ungefäumt zu verfahren und 
den hierdurch erlöften Geldbetrag einftweilen zum 
Gerichtövepofito zu nehmen, vor deſſen Vertheilung 
und Auszahlung aber zur Erlebigung der Frage, ob 
und inwieweit gegenüber dem von Franz Rudolph 
Schl. in Firma „Sch. & Schl.“ an jenen Hülfs- 
gegenftänden erlangten Hülfspfandrechte Die übrigeu 
im Gingange diefer Verordnung unter No. — ges 
nannten Gläubiger Carl Gottlob 3.8 auf Grund 
ber ihnen an denſelben Pfanpftüden zuſtehenden 
Hülfsrechte bevorzugte oder gleichmäßige Befriedigung 
aus der Auctionslofung zu fordern berechtigt find, 
zwiſchen fämmtlichen Betheiligten ein Berhör*) zu 
halten, und dafern unter denfelben hierbei eine Ber- 
einigung nicht zu Stande fommen follte, einen Inros 
tulationdtermin anzuberaumen, die Betheiligten von 
dem Lepteren gehörig in Kenntniß zu fegen und feiner 
Zeit rechtlich zu erkennen. x. 

Zu 3. 

Inhalts der Bl. — des Fasc. T. No. — von 
Franz Rudolph Sch. in Firma „Sch. & Schl.“ ein- 
gewendeten Berufung hat derfelbe ſich auch. um des⸗ 
willen bejchwert gefunden, weil es auf feinen Bl. — 
an das Proceßgericht geftellten Antrag, daß baffelbe 
ben dort genannten übrigen Superarreftgläubigern 
Carl Gottlob T.'s die ungefäumte Einzahlung eines 
Koftenvorfchufles zur Beftreitung des durch fernere 
gerichtliche Bewachung des mit Beſchlag belegten 
Dampfichiffes „Borussia“ erwachfenden Aufwandes 
unter der Verwarnung aufgebe, daß außerdem der für 
biefelben annotirte Superarreft für erlofchen werde 
angejehen werden, BI. — abfällig beſchieden worben 
ift. Allein diefe Beicheidung erachtet das Königliche 
Appellationsgericht für fachgemäß. 

(Fortſetzung folgt in ber nähften Nunmmer.) 


) Die Abhaltung deſſelben ift fpäter infolge DEN 
fämmtlicher Betheiligter unterlaffen werben. 
Anmerf. des Einf. 
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(Bortfegung des ©. 152. abgebrochenen Rechtöfalles.) 


Es ift ein in der Praris jederzeit befolgter Grund⸗ 
fag, daß Sicherheitsmaaßregeln zunächft von Dem 
jenigen zu bezahlen find, ber ſolche beantragt, und 
daß dem Gerichte, welches diefelben zu verfügen hat, 
die Beftreitung der zu ihrer Ausführung etwa nöthis 
gen baaren Verläge nicht angefonnen werben fann, 
daß vielmehr für die Lepteren der Antragfteller dem 
Gerichte einen entfprechenden Koftenvorichuß zu leiften 
bat, vorbehältlich feines etwaigen Anſptuchs auf 
Rüderftattung der vorgefchoflenen Beträge von Seis 
ten desjenigen, gegen welchen jene Sicherheitsmanß- 
regeln ergriffen werben. Andererſeits aber unterliegt 
es ebenfomwenig einem Zweifel, daß Niemand zur 
Herbeiführung von dergleihen Maaßregeln gezwun- 
gen werden fann, wenn er ed nicht felbft in feinem 
Interefie findet, fie zu beantragen. Wenn nun bie 
DB. — genannten Superarreftgläubiger dadurdh, daß 
fie die Bewachung des dem x. T. abgepfändeten 
Dampfichiffes „Borussia“, diefem ihrem Schuldner 
ſelbſt überlaffen zu wollen erklärt, deutlich zu erfennen 
gegeben haben, daß fie zur Sicherung dieſes Pfand» 
ftüds eine befondere Bewachung defielben durch vom 
Gericht beftellte Wächter nicht für erforderlich halten, 
und der beflagte Eigenthümer des Schiffes, ıc. T., 
fi) hiermit einverftanden erflärt hat, fo liegt nach 
den angebeuteten Rechtögrundfägen fein Grund vor, 
jenen Gläubigern wider ihren ausgefprochenen Willen 
das Ergreifen weiterer Sicherheitsmaaßtegeln und 
zwar unter Androhung irgend eines Rechtsnachtheils 
anzufinnen, und muß es dem Appellanten überlaffen 
bleiben, dergleichen Maaßregeln, falls er fie in feinem 
Intereffe für erforderlich erachtet, auf feine Koften 
ins Werk fepen zu laffen, wogegen es ihm unbenom- 


Ueue Folge Adıtzehnter Fahrgang. 
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men ift, in dem der fünftigen rechtlichen Entſcheidung 
über die Wirkfamfeit der von den übrigen Gläubigern 
1c. T.'s beanfpruchten Hülfspfandrechte vorausgehen« 
den rechtlichen Verfahren auf diejenigen Einwendun⸗ 
gen zurüdzufommen, welche er aus der von jenen 
Gläubigern mit ıc. T. vereinbarten Art und Weiſe 
der Bewachung des erwähnten Schiffes wider bie 
Rechtsbeftändigfeit der an demjelben erlangten Hülfe- 
rechte herleiten zu können glaubt. 

Das Königliche Appellationsgericht hat daher die 
Bl. — des Fasc. T. No. — eingewendete Berufung 
als unbegründet, wie hiermit gefchieht, zu verwerfen 
beſchloſſen.“ 

Gegen dieſe Verordnung appellirte, während im 
Uebrigen bei derſelben allenthalben Beruhigung ge— 
faßt wurde, Kläger Schl. nochmals, jedoch nur, fo- 
weit fie die oben unter III. 2. und 3. hervorgehobenen 
Streitpunfte betraf, und erreichte folgende Berord- 
nung des Königl. Oberappellationsgerichts 
vom 30. Januar 1869: 

u x. „Ad 

Die vorige Inftanz geht nach BI. — fig. ic. von 
der Anficht aus, daß durch den von dem Impetranten 
gegen die Nechtöbeftändigfeit der von den Bl. — 
deffelben Actenftüds sub No. — gedachten Gläubi- 
gern Carl Gottlob T.'s an dem Eingangs gedachten 
Dampfichiffe erlangten Hülfspfandrechte und gegen 
die Fortftellung des auf deren Grund eingeleiteten 
Erecutionsverfahrens erhobenen Widerfpruch weſent⸗ 
liche Parteirechte ftreitig geworben feien, über welche 
nicht im Wege einfacher Entſchließung, fondern nur 
mittelft rechtlichen Erfenntniffes Entfcheidung erfolgen 
fönne. Weiter hat fich der Appellant auch nunmehr 
mit der Anficht der vorigen Inftanz, daß die Erlebi- 
gung diefer Streitfrage nicht im Wege des im $. 55. 
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bes Erecutionsgefeges vom 28. Februar 1838, bezie- 
hentlich im Wege des in dem Gefege vom 30. Juni 
1868 sub IL. vorgefchriebenen Berfahrens, fondern 
in der Bl. — fig. Vol. II. angeordneten Art und 
MWeife zur rechtlichen Austragung gebracht werbe, 
ausdrüdlich einverftanden erflärt. Dagegen waltet 
in der bier fraglichen Beziehung noch infofern Streit 
ob, als die vorige Inftanz davon ausgeht, daß der 
Impetrant fein rechtlich zu beachtendes Intereffe daran 
habe, daß die Berfteigerung der Pfandftüde bis nach 
der vorgedachten Entfcheidung ausgeſetzt bleibe, und 
demnach die von dem Eingangs gedachten Impetraten 
Bl. — Vol. — gegen die Bl. — derjelben Acten zu 
lefende Refolution des Proceßgerichts eingewendete 
Appellation für beachtlich angefehen hat, wogegen 
Impetrant an der Anficht fefthält, daß mit der von 
dem Impetraten beantragten Berfteigerung erft dann 
verfahren werben fönne, wenn die Frage über die 
Nechtöbeftändigfeit des eingeleiteten Hülfsverfahrens 
zu Gunſten des Antragftellers entichieven fei. 

Wenn Impetrant hierbei nach Bl. — flg. Fase. T. 
No. — von der Anſicht ausgeht, daß er, indem er 
die Wirfjamfeit des von dem Impetraten erlangten 
Hülfspfandrechtes beftritten, nicht blos feinem an 
fih unbefirittenen Hülfspfandrechte eine Priorität vor 
dem Hülfspfandredjte des Impetraten vindicirt, fon» 
dern die Zuläffigfeit eines auf den Antrag des Impe— 
traten einzuleitenden Hülfsverfahrens überhaupt in 
Frage geftellt habe, jo ift dies zwar an fich richtig, 
die daraus gezogene Folgerung beruht aber infofern 
auf einem Irrthume, als er dabei die Stellung, die 
er, als dritter Hülfspfandgläubiger, einem 
anderen Piandgläubiger „ gegenüber einnimmt, mit 
derjenigen, welche der bei der Pfandbeftellung uns 
mittelbar betroffene Pfandſchuldner oder eine Perſon, 
welche Eigenthbumsanfprühe an dem Pfandobjecte 
verfolgt, einnehmen würde, verwechjelt. Ginerfeits 
liegt es ſchon an fich auf der Hand, daß eine foldhe, 
von einem dritten Pfandgläubiger ausgehende Anfech- 
tung feine abfolute Nichtigfeit des eingeleiteten Huͤlfs⸗ 
verfahrend zur Folge haben, fondern nur unter den 
dabei betheiligten Perfonen Wirkung äußern, 
und fomit nur dahin führen fann, den Fortgang des 
Executionsverfahrens, foweit legteres zum Nachtheile 
des MWiderfprechenden gereichen würde, aufzuhalten. 
Andererfeits hat aber auch Impetrant felbit bei Be— 
geündung feines Widerfpruchsrechtes im Wefentlichen 
nur darauf Bezug genommen, daß ein willfürlicher 
Verzicht auf den Erlaß der gefeglichen Zahlungsauf- 
lage und Zahlungsfrift keinen geſetzlichen Rechts— 
grund zur Erwerbung von Hülfspfandredten 
abgeben fönne, jondern nur die Bedeutung einer auf 
Beitellung eines freiwilligen Pfandrechts gerich- 


teten Willenderflärung habe, und behauptet, daß eine 
ſolche zu dem Nachtheile desjenigen, welcher fein Recht 
auf Befriedigung aus ber Sache ſchon vorher durch 
Seeuritätsmaaßregeln gewahrt habe, feine Wirkung 
äußern fünne. Schon hieraus geht aber hervor, daß, 
wie auch in dem von dem Impetranten mehrfach an« 
gezogenen Rechtöfalle (Annalen, Neue Folge Band LU. 
Seite 412 flg.) angenommen worden, ber unter ben 
verfchiedenen Pfandgläubigern über die Geltung der 
erlangten Pfandrechte entftehende Streit immer nur 
auf einen Streit über die Priorität ihrer beiderfeitigen 
Rechte hinausfommen wird. 

Wenn Man in der gegenwärtigen Inftanz gleich 
wohl zu der Anficht gelangt ift, daß der Auffaffung 
der erften Inftanz, nach weldyer die Entfcheidung der 
ftreitigen Rechtsfragen der Vornahme der Berfteige- 
tung des oben gedachten Pfandftüdes vorauszugehen 
habe, der Vorzug zu geben fei, fo beruht dies auf 
folgender Erwägung: 

Die Vorſchrift in $. 31. des Executionsgeſetzes 
vom 28. Februar 1838, auf welche man in voriger 
Inftanz in der hier fraglichen Beziehung ein haupt⸗ 
ſaͤchliches Gewicht gelegt hat, beftimmt nur, daß das 
Gericht durch Appellationen eines Dritten nicht ge— 
hindert werden fönne, das Bollftrefungsverfahren 
bis zu derjenigen Handlung fortzufegen, durch welche 
für den Appellanten ein unerfeglicher Schaden ent- 
ftehen würde. Das Gefep giebt daher fchon nad 
feiner Faſſung dem Gegner des Appellanten fein jus 
quaesitum, zu verlangen, daß, des erhobenen Wider- 
ſpruchs ungeachtet, mit dem Bollftrefungsverfahren 
bis zu einer Handlung der gedachten Art fortgefahren 
werde, fondern ertheilt dem Richter nur die Ermädh- 
tigung, ſich durch ſolche Widerfprüche, felbft wenn fie 
unter Einwendung eines bevolutiven Rechtsmittels 
erhoben worden find, an der Fortitellung gewiſſer 
Vollftrekungshandlungen nicht behindern zu laſſen. 
Jedenfalls fteht hiernach demfelben auch das Necht 
zu, derartige Widerſprüche Dritter jeder Zeit und 
noch vor weiterer Fortftellung des Erecutionsverfahr 
rend zum Austrage zu bringen. Weiter aber fpricht 
das Geſetz auch nur von dem Falle, wenn der erho- 
bene Widerfpruch nicht fofort durch Urkunden liquid 
geftellt if. Nun beruhen die factifchen Unterlagen, 
auf welche ſich Impetrant in dem vorliegenden Falle 
zu der Begründung feines Widerfpruchs bezogen hat, 
fämmtlich in Liquidität, und es waltet nur über den 
rechtlichen Einfluß diefer allenthalben actentundigen 
Borgänge Streit ob. Kann diefer auch, wie Impe- 
trant jelbft annimmt, und auch von der gegenwärtigen 
Inftanz in voller Webereinftimmung mit den vorigen 
Inftanzen als zweifellos richtig anerfannt wird, nur 
im Wege vechtlicher Entſcheidung zur Erledigung 
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gebracht werben, fo wird fich bie letztere doch nach 
Lage der Sache im Wefentlihen auf die rechtliche 
Beurtheilung bereits feftftehender Thatfachen zu be— 
ſchraͤnken haben. Eine folde wird aber in jedem 
derartigen Falle Platz zu ergreifen haben, und es 
fann offenbar daraus, ob diejelbe im concreten Falle 
mehr oder weniger Anlaß zu Zweifeln bietet, ein 
Moment gegen die Annahme der Liquidität des er- 
hobenen Widerfpruchs nicht gefolgert werben. Eben- 
fowenig fonnte Man der Meinung, daß, weil Impes 
trant durch den Antrag auf Anberaumung eines 
Berhandlungstermins fein Widerfpruchsrecht jelbft 
als der Berhandlung und Entſcheidung bebürftig 
anerkannt habe, eine Subfumtion des vorliegenden 
Falles unter die vorgedachte Ausnahmebeftimmung 
ausgeſchloſſen ericheine, beitreten. 

Iſt nun auch ein befonderes rechtliches Interefle 
des Impetranten an fofortiger Entſcheidung über den 
von ihm erhobenen Widerfpruch nicht nachgewieſen, 
fo fann doch die Eriftenz eines ſolchen nicht als ſchlech⸗ 
terdings ausgefchloffen angeſehen werben. 

An das Handelsgericht im Bezirfögericht Dresden 
wird daher andurch verordnet, dem auf Antrag des 
Impetranten eingeleiteten Hülfsverfahren bis zu dem 
Zeitpunfte, wo darüber, ob das von dem Impetraten 
in Anſpruch genommene Hülfspfandredht dem von 
dem Jmpetranten erlangten Hülfspfandrechte gegen- 
über als zu Recht beftändig anzufehen fei, entfchieden 
worden jein wird, feinen weiteren Fortgang zu 
geben. 

Ad 3. 

Dagegen war demjenigen, was von der vorigen 
Inftanz in der angefochtenen Verordnung Bl. — 
sub 3. bemerkt worden ift, im Wejentlichen beizu—⸗ 
pflichten. 

Was der Beichwerbeführer BI. — flg. Fasc. — 
dawider auszuführen unternommen bat, beruht im 
Wejentlichen auf der Annahme, daß die Koften einer 
wirklichen Hülfsvollftrefung, im Gegenfage zu benen 
einer bloßen Securitätömaaßregel, und insbefondere 
die Koften der Anlegung eines „ſichern Gewahrfams‘ 
unter allen Umftänden von dem Gerichte zu verlegen 
feien. Diefe Annahme erfcheint ſchon an ſich irr— 
thümlih. Die Koften, welche bei oder in Folge der 
Greeution entftehen, bilden einen Theil der Proceßs 
foften, und es gilt daher auch hier ſowohl der Grund» 
fag, daß die Verbindlichkeit zu deren Bezahlung im 
Zweifel demjenigen obliegt, welcher diefelben veranlaßt 
hat, oder in deflen Interefle fie aufgelaufen find, als 
auch der, daß das Gericht der Regel nach zur Bes 
fteeitung von baaren Verlaͤgen nicht verbunden ift. 
Erfteres ift fogar in $. 34. des Erecutiondgefepes 
noch fpeciell vorgefchrieben, und wenn dabei bejtimmt 


wird, daß die Hülfsvollftredung von der Leiftung 
des Verlags nicht abhängig gemacht werden bürfe, 
jo leidet dies auf eigentliche Vorfchüffe feine Anwen- 
dung, vielmehr ift auch hier davon auszugehen, daß 
der Richter die Vornahme von Handlungen, welche 
derartige außerordentliche Verläge nöthig machen, fo 
lange verweigern fann, bis ein angemeflener Vor—⸗ 
ſchuß erlegt ift. 

Dfterloh, der bürgerliche Proceß im Königreich 

Sachſen, 4. Ausg. $. 197. Not. 1. 

Dies wird auch von dem Beſchwerdeführer nicht 
eigentlich beftritten, vielmehr geht die Anficht deffelben 
dahin, daß derfelbe die Verpflichtung au Leitung des 
erforderlichen Verlags den übrigen Hülfspfanpgläus 
bigern gegenüber ausgefprochen wiflen will. Abgeſehen 
nun aber davon, daß von dieſen ein folcher ficherer 
Gewahrfam, wie ihn der Befchwerbeführer zu 
Sicherung feines Rechts verlangt, überhaupt nicht 
beanſprucht wird, tritt hier Impetrant mit ſich jelbft 
infofern in Widerſpruch, ald er die rechtliche Geltung 
des von den andern Gläubigern feines Schuldners 
prätendirten Hülfspfandrechtes überhaupt, und na⸗ 
mentlich auch deshalb, weil diefelben auf die Forts 
dauer des gerichtlichen Gewahrfams verzichtet, beftreis 
ten zu Fönnen glaubt. 

Aus diefen Gründen hat das Königliche Ober: 
appellationsgericht die erhobene Beſchwerde zu vers 
werfen befchloffen.” 2x. ıc. 


IV. Inzwiſchen wurde vom Procefgerichte zur 
Herbeiführung der durch die in dieſer Beziehung 
techtöfräftig gewordene Verordnung des Königlichen 
Appellationsgerichts zu Dresden vom 8. October 1868 
(fiehe oben No. III.) angeordneten rechtlichen Ents 
fheidung des Streites zwiſchen Kläger Schl. als 
Impetranten einerfeitd und den fünf übrigen mehr- 
gedächten Gläubigern des Beflagten T. ald Impetra- 
ten andererjeits über die Zurechtbeftändigfeit der von 
den leteren an dem Dampffchiffe Borussia erlangten 
Hülfsrechten gegenüber demjenigen des Klägers Schl. 
Inrotulationstermin anberaumt, und ergingen darauf 
folgende Exfenntnifle: *) 

1) des Königl. Handeldgerichts im Bezirks: 
gericht Dresden vom 24. März 1869: 

„In Sachen Franz Rudolph Schl., in Firma 

Sch. und Schl. in L., Impetrantens, entgegen Johann 


*) Diefelben beziehen ſich zunächft nur auf den Zwiſchenſtreit 
zwifchen Sohrm. und Schl., es lauten aber bie in den übrigen 
vier Iwifchenproceflen (gegen bie vier Superarrefigläubiger 
Nbr., Phl., Khlr. und Mhlr.) ergangenen Entſcheidungen 
gleihlautend bis auf diejenigen Abweichungen, welde dadurch 
bedingt waren, daß es fi in lepteren nur um Superarrefte 


handelte. 
Anmert. des Gin. 





Adolph Sohrm., Impetraten, erfennt das Königl. 
Handelögericht im Bezirksgericht Dr. für Recht: 

Daß Impetrat die Befriedigung des Impetranten 
wegen des Bl. — der Acten unter Lit. T. No. — 
aufgeftellten Schulbbetrags an 8383 Thlen. 17 Nor. 
6 Pf. fammt den von dem darunter begriffenen 
Hauptitamme an 7620 Thlen. 25 Nor. 7 Pf. vom 
2. October 1868 an erwachfenen und noch erwadhs 
fenden Berzugszinfen zu 6 vom Hundert, jowie den 
weiter auflaufenden Koſten aus dem Erlöfe des nach 
DI. — flg. derfelben Acten abgepfändeten Dampf- 
ſchiffs „Borussia“ fammt Ausrüftungsgegenftänden, 
wie foldhe a. a. O. unter No. 1. bis 73. aufgeführt 
fich befinden, vor feiner, des Impetraten, Befriedi— 
gung wegen des BI. — der Acten unter Lit. T. No. — 
vom Jahre 1868 conftitwirten Liquidums an 867 
Thlen. 15 Nor. 1 Pf. nebſt ferneren Zinfen und 
Koften gefchehen zu laffen, wie nicht minder dem 
Impetranten die durch gegenwärtige Differenz vers 
urjachten Koften zu erftatten verbunden.” 

In den Entfheidungsgründen zu bemfelben 
hieß es nach Borausfchidung einer Zufammenftellung 
des factifchen Materials: 

„Es entfteht zunächft die Frage, ob die voll- 
fländige Beobachtung der im Erecutiondgefege vom 
28. Februar 1838, verbunden mit der Proceßnovelle 
vom 30. December 1861 enthaltenen Borfchriften in 
der Art unerläßli ift, daß eine jede Abweichung 
davon eine unbedingte Nichtigkeit des vorgenommes 
nen Hülfsactes zur Folge hat. Muß man annehmen, 
daß jene Beftimmungen dem öffentlichen Rechte an- 
gehören, fo können die Parteien auf Grund $. 18. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs darüber nicht tranfigiren ; 
fie find vielmehr ihren Verfügungen entzogen. Indeß 
man glaubt, von der Beantwortung bdiefer Frage 
gegenwärtig abfehen zu fünnen, da ein bejonderer 
Grund vorhanden ift, welcher zur Pflicht machte, daß 
die Gejegesvorjchriften genau innegehalten wurden. 

Die an T.'n in Kraft der Sicherftellung erlaffene 
Inhibition, verbunden mit der ausgeführten Bes 
fchlagnahme des Dampfihiffs „Borussia“ jammt 
Ausrüftungsgegenftänden nämlich hatte die Wirkung, 
daß daran nur auf Grund eines im Laufe des regel- 
mäßigen Proceßverfahrens vorgenommenen Huͤlfs⸗ 
actes von Seiten eines Dritten ein dingliches Recht 
erworben werben Fonnte. Es war mithin auch, da 
hierbei Dispofitionsacte in Frage ftehen, berfelbe in 
Folge ded an ihn erlaffenen Interdictd verhindert, 
auf die Vornahme von procefjualifhen Formen, 
welche die Gefege zum Beſten des Schuldners ein- 
geführt haben, zu verzichten. Denn es fann feinen 
erheblihen Zweifel zulafien, daß ein Schuldner, 
welchem die freiwillige Veräußerung einer ihm ges 
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hörigen Sache unterfagt ift, nicht die Befugniß hat, 
dieſes Verbot dadurch zu umgehen, daß er auf Pro- 
ceßacte Verzicht leiftet, weldye vorgenommen werben 
müflen, um die Alienation als eine nothwendige er⸗ 
fcheinen zu lafien. 

Legterer Fall ift aber gegenwärtig eingetreten, 
infofern mehrgenannter T., wie im Borhergehenden 
gedacht worden, dem Impetraten gegenüber ber Er- 
laffung einer Zahlungsauflage zu dem Zwede aus— 
drüdlich fi) begeben hat, um zu ermöglichen, daß 
die Huͤlfsvollſtreckung in das gedachte Dampfihiff 
fammt Ausrüftungsgegenftänden fofort zur Ausfüh- 
rung gebracht werde, obfchon zu Folge des auf An— 
trag und zu Ounften des Impetranten angeordneten 
Arreftfchlags gerade diefe Gegenftände feiner freien 
Dispofition entzogen waren. Es hat dies zur Folge, 
daß die auf Antrag des Impetraten vom Gerichte 
vorgenommene Erecution, dem Impetranten gegen- 
über, in der Art effectlos ift, daß der auf Anjuchen 
des letzteren, wiewohl fpäter verfügten, im Uebrigen 
aber nirgends beftrittenen Hülfsvollftrefung vor jener 
der Vorzug gebührt. 

Man kann ſich im Uebrigen zur Rechtfertigung 
dieſer Anficht zugleich auf dasjenige beziehen, was 
von 

Siebenhaar, in defien Commentar Bd. I. zu 
$. 394. ©. 329 flg. verb. mit der 2. Anmer- 
fung ©. 330. 

ausgeführt worden ifl. Zwar ift dort nur von bem, 
an einer unbeweglichen Sache zu erlangenven, Pfand» 
rechte die Rede. Allein der Grund ift bderfelbe. 
Denn wenn in einem Falle diefer Art der Verzicht 
auf den Erlaf der gefeglichen Zahlungsauflage, um 
den Eintrag des Pfandrechts in den öffentlichen 
Büchern zu befchleunigen, keinen gefeglichen Rechte: 
titel begründen, fondern nur die Wirkung einer auf 
Beitellung einer Hypothef gerichteten freien Willens» 
erflärung haben fol, fo ift nicht abzufehen, weshalb 
ed anders gehalten werden fol, wenn es fi um 
Erwerbung eines gefeglihen Pfandrechts an einer 
beweglichen Sache handelt. Vielmehr ift nad) den 
neueren Entjcheidungen des höchften Gerichtshofes 
des Landes j 

vergl. Wochenblatt für merfwürdige Rechtsfälle, 
Jahrgang 1868. ©. 111 fig. und 

Annalen des Königl. Oberappellationsgerichts, 
N. 5. Br. Ill. ©. 412 flg. 

genügender Grund zu der Annahme vorhanden, daß 
nach deſſen Anficht mit Recht das Gebahren eines 
Schuldners, welcher zur Benachtheiligung einzelner 
feiner Gläubiger auf Erlaß der Zahlungsauflage vers 
zichtet, überhaupt eine unerlaubte if. Soldyes auf 
den Fall befchränfen zu wollen, wenn es fih um ein 





in das Grund» und Hypothefenbuch eingetragenes 
Bermögendobject handelt, fehlt ed an einem Anlaf. 

Wenigftens läßt fih nicht fagen, daß durch 
8. 394. des bürgerlichen Geſetzbuchs allein die hier 
auflaufende Frage zur definitiven Erledigung gebracht 
worden ift. Denn fo viel beruht gewiß außer Zwei⸗ 
fel, daß die Worte diefes Paragraphen von denen 
des 8.40. des Gefeßed, die Grund» und Hypothefen- 
bücher und das Hypothefenwefen betreffend, im Wefen 
durchaus nicht abweichen. Und doch ift befannt, daß 
von den Gommentatoren des angezogenen Hypothefen- 
geſetzes, als 

Heyne, Gommentar, Band I. Seite 224 fig. 
unter L 
Siegmann, das Königlich Sächfifche Grund» 
und Hypothenrecht, Seite 151 fig. 
gerade den Immobilien gegenüber, die gegentheilige 
Meinung vertheidigt, und demgemäß auch früher von 
Saͤchſiſchen Behörden entfchieden worden ift. 

Hierdurch allenthalben findet dasjenige feine voll» 
ftändige Widerlegung, was Impetrat nad) DI. — fig. 
der Acten unter Lit. T. No. — vom Jahre 1868 
auszuführen gefucht hat. 

Wenn im Uebrigen nach den Gründen ber vor- 
liegenden. Entſcheidung der Schwerpunft für die ans 
genommene bejchränfte Wirkjamfeit der zum Beften 
des Impetraten vorgenommenen Huͤlfsvollſtreckung 
auf den von demfelben ausgebrachten Arreftichlag 
gelegt worden ift, jo find zur Rechtfertigung noch 
folgende Bemerkungen hinzuzufügen: 

Das Nähere über diefe Beihlagnahme enthält die 
Bl. — fig. der Acten unter Lit. T. No. — zu lefende 
Erecutorrelation. Sind nun auch als Arreftobjecte 
außer dem Schiffe jelbft und deſſen Gajüte nebft 
Inhalt nur einige Ausrüftungsgegenftände namentlich 
erwähnt, fo geftattet doch die ganze Baflung der An- 
zeige, fowie die Art der Befigergreifung durch das 
Gericht feinen Zweifel darüber, daß das Schiff mit 
fämmtlichen an und auf demfelben befindlichen Ge— 
räthen und fonftigen zum Betrieb erforderlichen Ges 
genftänden arreftirt worden ift. Dies muß aber um 
fo mehr angenommen werben, ald nach der ferneren 
Anzeige Bl. — der Acten unter Lit. T. No. — vom 
Jahre 1868 die BL. — fig. derfelben Acten aufs 
geführten Sachen als ſolche bezeichnet werden, welche 
zue Ausrüftung des Schiffs nothwendig find. Da 
nun nach Bl. — flg. der Acten unter Lit. T. No. — 
in diefe Gegenftände insgefammt auf Antrag des 
Impetranten die Hülfe vollſtreckt worden ift, fo folgt, 
daß auch diefe fämmtlichen Objecte zur vorzugsweifen 
Befriedigung des Impetranten dienen müffen. Dabei 
verfteht es fich jedoch von jelbft, daß der nah Bl. — 
der Acten unter Lit. T. No. — vom Jahre 1868 
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vorgebrachte Reclamationsanfpruch in befonderer Weife 
zur Erledigung zu bringen iſt.“ 

2) des Königl. Appellationsgerichts zu 

Dresden vom 3. Juni 1869, 
welches das erftinftanzliche Erfenntniß mit folgender 
Motivirung beftätigte: 

„Die thatfächlichen Unterlagen der gegenwärtigen 
Differenz, wie fie die vorige Inftanz bereits BI. — fig. 
zufammengeftellt hat, beruhen insgefammt in Liquis 
dität und find auch neuerlich vom Impetraten nicht 
wieber in Zweifel gezogen worden. Man hatte fich 
daher in gegenwärtiger Inftanz auf die nochmalige 
Prüfung der in dem vorigen Befcheide Bl. — fig. 
ausgeſprochenen Rechtsanfichten, durch welche fich 
Impetrat nach BI. — flg. allein für beſchwert erachtet, 
zu befchränfen. Es fommt im gegenwärtigen Falle 
im Wefentlihen auf die Beantwortung der beiden 
Fragen an: 

1) ob anzunehmen fei, daß durch die nah BL. — 
Seitens des Gerichts erfolgte anderweite Beichlag- 
nahme des Dampficiffes „Borussia“ Impetrat ein, 
auch dem Impetranten gegenüber als ſolches wirk— 
fames, Hülfspfandrecht daran erlangt habe, oder ob 
diefe Beichlagnahme dem Impetranten gegenüber 
lediglich ald eine freiwillige Pfandbeftellung Seiten 
des Beflagten T. zu betrachten fei, und 

2) ob, wenn Letzteres anzunehmen wäre, dieſer 
Veräußerungsact wegen des auf Antrag des Impe— 
tranten über dad Dampfſchiff verhängten Arreſts 
diefem Legteren gegenüber für wirkungslos zu er- 
achten fei. 

Was zunaͤchſt die erftere Frage anlangt, fo hat 
Man kein Bedenken getragen, foldye aus folgenden, 
im Weſentlichen mit den Ausführungen der erſten 
Inftanz übereinftimmenden Gründen zu bejahen: 

Nach der Beftimmung in $.487. des bürgerlichen 
Gefegbuchs foll ein Hülfspfandrecht an einer beweg⸗ 
lihen Sache dann entftehen, wenn im Hülfsver- 
fahren die Hülfe durch Beichlagnahme der Sache 
vollftreft wird. Darnach wird aljo zu Entftehung 
eines ſolchen Pfandrechts vorausgejept, daß ein wirk⸗ 
liches Hülfsverfahren, deflen Erforderniſſe ſich ſelbſt⸗ 
verftändlich nach den hierüber geltenden proceffualen 
Vorfchriften zu richten haben, vorausgegangen if. 
Nun ift aber im Erecutiondgefeg vom 28. Februar 
1838, welches die hier einfchlagenden Grundfäge 
enthält, in $. 10 fig. $. 43. vorgefchrieben, daß nad) 
Rechtskraft des verurtheilenden Erkenntniſſes auf 
Antrag des Gläubigers eine Auflage an den Schuld« 
ner erlaffen werden fol, und daß erft nach Ablauf 
der in derfelben dem Schuldner gefeßten Frift mit der 
wirklichen Hülfsvolltrefung verfahren werben fann. 





Es findet dieſe Vorfchrift auch ihren guten Grund 
einmal darin, daß in der Regel in jevem Erfenntniffe 
neben ber Berurtheilung in den hauptfächlichen Ge— 
genftand des Procefjes auch eine ſolche in Neben» 
anfprüche enthalten fein wird, die im Erfenntnifle 
felbft noch nicht zur Ziffer gebracht find und daher 
erft vom Gericht feitgeftellt und dem Schuldner mit: 
getheilt werden müffen, dann aber auch darin, daß 
dem Schuldner eine Frift gefegt fein muß, um dem 
ihn veruetheilenden Erfenntniffe gutwillig nachzukom⸗ 
men, ehe daffelbe zwangsweife vom Richter zur Aus: 
führung gebracht wird, ganz abgefehen noch davon, 
daß es ohne eine Auflage dem Schuldner an einer 
Gelegenheit gebrechen würde, etwaige Einwendungen, 
foweit diefelben nach $. 20 flg. des Erecutionsgefepes 
überhaupt noch vorgebracht werden dürfen, geltend 
zu machen. Es muß daher allerdings davon aus— 
gegangen werben, daß der Erlaß einer Hülfsauflage 
an den verurtheilten Schuldner einen wefentlichen 
Beftandtheil des Hülfsverfahrens ausmacht, und daß 
daher auch duch eine Hülfsvollſtreckung ohne eine 
vorausgegangene Hülfsauflage ein Hülfspfandrect, 
welches ein Dritter ald folches gegen fich gelten laffen 
müßte, nicht begründet werden fann. Wollte man 
dad Gegentheil annehmen, jo würden die Worte des 
8.487.: „in dem Hülfsverfahren” völlig bedeutungs⸗ 
108 werben, da dann ein Hülfspfandredht in Folge 
einer freiwilligen Unterwerfung des Schuldners ohne 
jedwedes vorausgegangene Verfahren begründet wer- 
den fönnte. 

Gerade darin aber befteht das charafteriftifche 
Merkmal des Hülfspfandrechts, wodurch es ſich vom 
freiwilligen Pfandrecht unterfcheivet, daß es ohne 
Mitwirfung des Schuldners, lediglich auf Anordnung 
des Richters hin, dem Gläubiger beftellt wird, und 
daß, wie die Quellen des römijchen Rechts fich aus: 
drüden, die Autorität der Obrigkeit hier die Stelle 
eines Pfandvertrags vertritt. 

L. 1. C. si in causa judicati. (8, 23.) 

Was Impetrat den vorftehenden Ausführungen 
entgegen Bl. — flg. zur Rechtfertigung feiner Be- 
rufung vorgebracht hat, beruht zumeift auf einer Ver⸗ 
wechfelung der Frage, ob das eingejchlagene Berfah- 
ren unter den Parteien Geltung babe, mit der 
Trage, ob ed im Berhältniffe zu Dritten als ein 
legales Hülfsverfahren anzufehen jei, was feineswegs 
auf daſſelbe hinauskommt, da der Verzicht des Schuld» 
ners auf die Hülfsauflage, welchen diefer gegen fich 
gelten laffen muß, nicht ohne Weiteres gegen Dritte 
wirft. Der vom Impetraten BI. — gezogene Ber: 
gleich zwiſchen dem Verzicht auf das decendium und 
dem Verzicht auf die Hülfsauflage ift nicht zutreffend. 
Denn die zehntägige Friſt ift lediglich zu Einwendung 
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von Rechtsmitteln beftimmt. Daß aber ein Rechtes 
mittel eingeivendet were, gehört nicht zu den wejent- 
lichen Borausfegungen eines Procefies, während die 
Hülfsauflage allerdings einen weſentlichen Beftand- 
theil des Hülfsverfahrens bildet. Uebrigens erkennt 
auch das Erecutionsgejep vom 28. Februar 1838 in 
$. 3. einen derartigen Verzicht auf die zehntägige 
Frift ausdrüdlich an, während es von einem Verzicht 
auf den Grlaß der Hülfsauflage nirgends Etwas 
erwähnt. Endlich bedarf es eines Eingehens auf 
die Bl. — in Anregung gebrachte Frage*) hier um 
deswillen nicht, weil in dem dort vom Impetraten 
vorgejehenen Falle wirklich ein regelvechtes Hülföver- 
fahren vorliegt, was eben hier nicht der Fall ift. 


Nach dem Angeführten kann e8 daher nicht füg— 
lid einem Zweifel unterliegen,‘ daß der Bl. — vor- 
genommene gerichtliche Act, da er lediglich durch eine 
Willenserklärung des Bellagten T. überhaupt möglich 
gemacht worden ift, und ohne diefe von dem Impe— 
traten rechtlich nicht hätte erzwungen werben können, 
wenn man ihn auch im Berhältniffe zu Bellagtem 
nicht als nichtig zu betrachten hätte, doch jedenfalls 
dem Impetranten gegenüber nur als freiwillige Bes 
ftellung eines Fauftpfandes unter Mitwirfung des 
Proceßgerichts angefehen werben Fönnte. “Diefe 
Pfandbeftellung aber wäre dem Impetranten gegen» 
über nichtig. Denn der vom Impetranten lange vor 
Abhaltung des MWechjelverhörd BI. — ausgebrachte 
Arreftichlag, in Folge defien das hier fragliche Dampf- 
ſchiff dem Beſitze des Bellagten entzogen worden und 
in gerichtliche Obhut gefommen tft, vergl. BI. — flg. 
der Acten unter Lit. T. No. — im L. Bande, hatte 
die Wirfung, daß dem Impetranten an biefem Schiffe 
ein fünftiged Grecutionsobject für die Forderung, 
wegen deren der Arreftichlag verfügt worden ift, ge» 


ſichert, 


Heffter, Syſtem des römifchen und deutſchen 
Civilproceßrechts, 8. 405. 
Kind, quaest. for., Band III. Cap. 89. S. 390. 
der 2. Ausg. 
das mit Beichlag belegte Object, wenigftens infoweit, 
ald dadurch das durch den Arreftichlag erlangte even- 
tuelle Hülfsrecht gefährdet werben fönnte, der freien 
Verfügung des Bellagten entzogen wurbe und eine 
foldye Verfügung, foweit fie den Rechten des Impes 
tranten nachtheilig fein Fönnte, ungültig erfchien. 


*) Impetrat hatte an ber bier angezogenen Stelle eine 
Parallele zwifhen dem auf Grund eines Im Güte: und Rechte: 
termine geſchloſſenen Vergleichs eingeleiteten Hülfsverfahren 
und dem anderen gezogen, welches erft nach Durchlaufung aller 
geſetzlich zuläffiger Procefftabien zuläffie if. 

Anmerk des Einf. 


— 159 


Wepell, Syſtem des ordentl. Civilproceſſes, 8. 30. 
©. 292. der 2. Aufl. 
Es fonnte daher der Beflagte auch von der Zeit der 
Arreftanlegung an ein Pfandrecht mit der Wirkung, 
daß daffelbe dem vom Impetranten fpäter erlangten 
Hülfspfandrecht vorginge, dritten Perfonen nicht be» 
ftellen. 

Die dem Arreft nach dem Gefagten rechtlich zu- 
fommende Wirkung ift bemfelben im vorliegenden 
Falle auch nicht dadurch entzogen worden, daß das 
Gericht felbft, in deſſen Innehabung fi das Schiff 
jur Zeit der Befchlagnahme BI. — der gegenwärtigen 
Procefacten befand, die von dem Impetraten beans 
fragte Hülfsvollftrefung verfügt hat. 

Allerdings Fönnte, da die durch den erfolgten 
Arreftichlag dem Impetranten für feine Forderung 
eingeräumte Sicherung wefentlich mit darauf beruhte, 
daß das Hanbeldgericht den Beflagten aus der Inne: 
habung des Schiffes entfept und die leßtere nunmehr 
lediglich im Intereffe des Impetranten ausgelibt hat, 
die Frage aufgeworfen werben, ob nicht in biejer 
anderweiten, im ntereffe des Impetraten Seitens 
des Handelsgerichts erfolgten Befchlagnahme die Er- 
flärung deſſelben, nunmehr lediglich nur noch im 
Intereffe des Impelraten detiniren, die Detention für 
den Impetranten aber aufgeben zu wollen, zu erbliden 
fei und ob nicht mit diefer leßteren Erklärung bie 
Wirkungen des Arrefted als weggefallen zu betrachten 
wären. Allein dies würde doch immer voraudfegen, 
daß das Procefgericht die im Intereffe des Impe- 
tranten beftehende Arreftimaaßregel wieder aufgehoben 
hätte. Daß dies aber gefchehen fei, hat daſſelbe bei 
der Hülfsvollftrefung ausdrücklich nicht erflärt, es 
liegt died auch nicht ohne Weiteres ftillfchweigend in 
dem Beichluffe Bl. — und der Anweifung Bl. — *) 
ausgeſprochen. Man hat vielmehr von der Annahme 
auszugehen, daß das Proceßgericht dem Antrage des 
Impetraten zur Vermeidung etwaiger Verantwortung 
fügen zu müffen glaubte (wie dies denn auch felbft 
für den Fall, daß das Procefgericht die obigen An- 
fihten ſchon damals theilte, immerhin nicht zwecklos 
erfchienen wäre, da das für den Impetraten zu be- 
gründende Recht, auch wenn ed dem Impetranten 
gegenüber nichts wirken konnte, doch möglicher Weife 
im Berhältniffe zu anderen Gläubigern Einfluß ges 
winnen mochte), daher nunmehr das Schiff ſowohl 
für Impetraten, als auch noch ferner für Impetran- 
ten zu verwahren gedachte, und es liegt in der That 
fein Grund vor, zu bezweifeln, daß dieſe Abficht, 
wenn vom Impetraten einfeitig die Freigabe bes 


*) nämlich Beſchluß und Anweifung „auf Häülfsvoll- 
Äiredung”. 
Anmerf. des Einf. 





Schiffes beantragt worden wäre, fofort zu Tage ges 
treten fein würde. 

Sonach war auch die oben unter 2. aufgewworfene 
Frage zu Gunſten des Impetranten zu beantworten. 

Nah alledem erfcheint daher der Impetrant dem 
Impetraten gegenüber allerdings berechtigt, aus dem 
Erlös des Schiffes wegen feiner Forderung vorzugd- 
weiſe Befriedigung zu verlangen und mußte daher 
die vorige, dies entfprechende Entfcheidung lediglich 
beftätigt werben ꝛc.“ 


3) des Königl. Oberappellationdgerichts 
vom 30. September 1869, 
welches wiederum beftätigend ausfiel und folgende 
Begründung hatte: 

„Zu Rechtfertigung der vorftehenden Entſcheidung 
ift vor Allem die Uebereinftimmung hervorzuheben, 
in welcher Man fi mit den vorigen Inftangen be- 
züglich der Anficht befindet, daß durch die von dem 
Beklagten T. in dem wider ihn Seiten des Impetra- 
ten angeftellten Wechſelproceſſe Bl. — des Acten⸗ 
fascifeld sub Lit. T. No. — erklärte Verzicht⸗ 
leiftung auf die Hülfsauflage und deren Frift 
das darauf hin eingeleitete weitere Verfahren die 
rechtliche Ratur des gefeglichen Hülfsverfahrens im 
Sinne des bürgerlichen Geſetzbuchs $. 487. jet. $. 394. 
verloren habe. Diefelbe Anficht it von dem Ober- 
appellationdgericht nicht blos in dem Bl. — citirten 
Präjudize (Annalen, N. F. Bd. IIL ©. 412 fig.), 
fondern auch noch in anderen neueren Fällen (vergl. 
ibid. Bb. IV. ©. 106 flg., Br. V. ©. 519 fig.) 
audgeiprochen, insbejondere auch da, wo es fid) um 
Hülfsvollftredung in Mobilien handelte, befolgt wor- 
den. Sie beruht auf dem einleuchtender Weife für 
das Mobiliar- wie für das Immobiliarhülfsverfahren 
gleihmäßig gültigen Grundfage, daß die gefeplichen 
Vorjchriften über die nothwendigen Borausjegungen 
und die Formen des gerichtlichen Verfahrens, ver 
möge deſſen dem obfiegenden Kläger zu feiner Befrie⸗ 
digung aus dem Vermögen des Beklagten durch den 
Richter verholfen werden foll, dem öffentlichen Rechte 
angehören, mithin weder durch den Procefrichter, 
noch durch die Parteien willfürlich verändert und 
durch andere Formen mit gleicher Rechtswirkung er» 
jept werben fünnen. Was Jmpetrat Bl. — dagegen 
einwendet, ift unerheblich. 

Daraus, daß das Erecutiondgefeg vom 28. Fe- 
bruar 1838 in Abfchnitt I. unter 1. die Bedingungen 
vorfchreibt, welche für die Einleitung bes Boll: 
ftrefungsverfahrens wefentlih find, folgt offenbar 
nicht, daß alle nachfolgenden Dispofltionen über den 
Fortgang und die Formen beflelben als unmefent- 
liche zu gelten haben. 
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Ebenfowenig ift aus ber Beftimmung in $. 14. 
defielben Gefepes, wonach die einmal (in der erlaffe- 
nen Hülfsauflage) gefegte Frift ohne Einwilligung 
des Gegners nicht abgekürzt werden darf, die Zuläf- 
figfeit eined Compromifjes auf gänzlihen Wegfall 
. der Hülfsauflage oder der Zahlungsfrift abzuleiten. 
Im Gegentheile fept diefe Beftimmung den vorgän- 
gigen Erlaß der Hülfsauflage, verbunden mit ber 
Einräumung einer Zahlungsfeift nothwendig voraus, 
fhränft nur die in der vorausgegangenen $. 13. in 
das richterlihe Ermeſſen geftellte Berechtigung zu 
Berftattung einer kürzeren ald der gefeglichen Befol- 
gungsfrift ein und drückt gerade dadurch genugfam 
den Werth und die Bedeutung aus, welchen das 
Geſetz den zum Schutze des Bellagten geordneten 
Formen und Friften beilegt. 

Endlich liegt jelbftredend darin feine Inconſequenz 
(Qu Bl. —), daß der in der fraglichen Verzichts- 
erflärung und deren Benugung ausgebrüdten Abficht 
der Betheiligten ein Pfandrecht des Gläubigers zur 
Entftehung zu bringen, wenn auch nicht für die Be— 
gründung eines Hülfspfandredhts, doch wenigitend 
infoweit Wirkung beigelegt wird, als der ausgefprochene 
Wille des Schuldners in Verbindung mit dem nad)» 
folgenden gerichtlichen Vollziehungsacte die Annahme 
eines vertragsmäßig conftituirten Pfandrechts 
geftattet, deflen Entftehung an die Erforbernifle des 
Erecutionsverfahrens befanntlich nicht gefmüpft ift. 
Es liegt aber auch in dem gegenwärtigen Falle, in 
welchem der Beflagte T. weder die Rechtswirkung 
feiner Berzichtserflärung, noch überhaupt die Rechte- 
beftändigfeit des für Impetraten eingeleiteten Hülfs- 
verfahren® beftritten hat, gar nicht die Frage vor, 
wie fi das Rechtsverhaͤltniß dann geftalten würde, 
wenn T. jelbft dem Impetraten in ber vorerwähnten 
Richtung mit Ausftellungen entgegengetreten wäre. 
Gegenwärtig fragt es fi nur, wie Bl. — richtig 
hervorgehoben ift, ob gegenüber dem Impetran- 
ten, als einem bei den Abmachungen T.'s mit dem 
Impetraten unbetheiligten Dritten, das vom Impe- 
traten aus den gerichtlichen Erecutionsacten abgeleitete 
Recht als Hülfspfandrecht gelten könne. Iſt diefe 
Frage, wie ſchon gezeigt, zu verneinen, jo enthält es 
unftreitig die dem Impetraten günftigfte Auffaflung, 
wenn man jenes Recht wenigftens als ein Auf Ver- 
tragswillen beruhendes Pfandrecht betrachtet. Denn 
dann würde im Hinblid darauf, daß die Hülfsvoll- 
ftrefung für den Impetraten am 18. Auguft 1868, 
befielben Jahres ftattgefunden hat (zu vergl. BI. — 1c.) 





Nedactenr: Appellationsrath Werner. 


für den Impetranten aber erft am 30. September 
dem Pfandrechte des Erfteren als dem Älteren an fich 
die Priorität zukommen. 

(Schluß folgt in ber nähen Nummer.) 


Miscellen. 


Ernennungen, Anftellungen ꝛꝛc. Seine Majeftät 
der König Haben auf Anfuchen des Appellationdraths 
beim Appellationsgerichte Keipzig, Guftav Wöllner, 
deſſen DVerfegung zum Bezirksgericht Dredven für bie 
Bunction eines Gerichtsraths, unter Belaffung des Titels 
und Ranges eines Appellationsrathe, zu genehmigen, 
und den Vorftand des Gerichtsamts Noffen, Gerichtö- 
amtmann Dr. Detlev Alerander Müller, ald Gerichts— 
rath zum Bezirfögericht Dresden und ben Vorftand bed 
Gerichtsamtd Lengenfeld, Gerichtsamtmann Berdinand 
Knörich, zum Gerichtsamte Noſſen zu verfegen aller« 
gnädigft gerußt. 

Hierüber find bis auf Weiteres dem Appellationd« 
gerichte Bauen der Gerichtsrath des Bezirksgerichts 
Dredven, Oswald Reinhard, und dem Appellationd« 
gerichte Leipzig der Seeretär bei der Kanzlei deſſelben, 
Dr. Georg Otto Freiesleben, ald Hülfsarbeiter beie 
gegeben worden. 





Aimmatricnlation von Advocaten u. Notaren, 
Der Eonfiftorial- Affeffor und Seeretär Joſeph Hugo 
Paul Seyfert zu Baugen, ber feitherige Referendar 
bei dem Gerichtäamte Dredven Paul Shumann, Hugo 
Alerander von Metzſch im Leipzig, ber vormalige 
Rathsaſſeſſor Earl Wilgelm Rudolph Ritſcher daſelbſt, 
ber ſeitherige Aſſeſſor bei dem Bezirksgericht Drespen, 
Dr. jur. Heinrich Ernſt Nake, der Secretaäͤr bei der 
Lotterie» Direetion zu Leipzig, Dr. jur. Carl Bernhard 
Hermann Fiſcher und die Rechtöcandivaten Dr. Garl 
Hermann Wolf und Emil Louis Felix Victor Hugo 
Ferdinand Burdas, beide in Leipzig, find zu Advocaten 
ernannt, auch ift der vorgedachte Hugo Aleranvder von 
Metzſch in Leipzig noch nachträglich auf Grund der 
Beftimmung unter I. der Verordnung, die Erweiterung 
gewiſſer Beſtimmungen der Notariatdorbnung betreffend, 
vom 10. October 1864 ald Notar immatriculirt, und 
dem ſchon vor dem Erſcheinen der Notariatdorbnung als 
Notar immatriculirten Advocat Garl Auguft Stein— 
berger in Plauen ift auf die Dauer feines Wohnfiges 
dafelbft die Ausübung des Notariats im vollen Umfange 
geftattet worden. 


Dffiein der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Don tiefem Wo: 
Genblatte ers 
feinen jährlih 
64 Nummern. zu 
1 Duartöogen und 
außerbem am Jah⸗ 
tesfchluffeein aus: 
führliches Negifter. 


merkwürdige | hechtsfälle, 


in actenmäßigen Darftellungen 


aus dem Gebiete der Iustizpflege 


Alle Bofämter 
u Buchhandlungen 
übernehmen Beſtel⸗ 
lungen und liefern 
basOuartalzgupem _ 
praenumerandozu 
entrichtenden Nreiſe 
von 1 Thaler. 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachſen. 


Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 


NM 21. 
(Schluß des ©. 160. abgebrochenen Redhtsfalles.) 


Wenn Man gleihwohl auch von diefem Gefichtd- 
punfte aus in Uebereinftimmung mit den vorigen 
Inftanzen zu einer dem Impetraten ungünftigen Ent- 
ſcheidung gelangt ift, fo beruht dies zwar ebenfalls 
auf der Bedeutung, welche Man der BI. — fig. an- 
gezogenen, zu Gunſten des Impetranten verfügten 
Sicherheitsbeſchlagnahme des Hülfsobjectd, des frag. 
lihen Dampfihiffs ſammt Ausrüftungsgegenftänden, 
beilegt. Inzwiſchen ift über die dafür maaßgebenden 
rechtlichen Erwägungen noch Folgendes zu bemerfen: 

Man trägt Bedenken, die Wirkfamfeit der frag- 
lien Sicherheitsmaaßregel mig der erften Inftanz 
Bl. — darauf zu fegen, daß durch das darin liegende 
Veräußerungsverbot dem Bellagten T. jede freiwillige 
Verfügung über das Dampfihiff entzogen, mithin 
die dawider vorgenommene Veräußerung ald wider- 
techtliche Dispofition für nichtig und wirkungslos zu 
achten ſei. Zu Erreichung diefes Erfolge würde es 
nad) $. 223. des bürgerlichen Geſetzbuchs eines nad 
Maafgabe der Gefege unter Androhung der Nichtig- 
feir erlafjenen Veräußerungsverbotes bedurft haben. 
Ein derartiges Verbot ift jedoch, ganz abgejehen 
davon, ob ed im vorliegenden Falle überhaupt zuläffig 
gewejen fein würde (vergl. Siebenhaar's Commen- 
tar, Band I. Seite 213.) aus den Acten nirgends zu 
erjehen. Nach der Anficht des Oberappellationsgerichts 
it vielmehr der zu Gunften des Smpetranten den 
Ausſchlag gebende Schwerpunft jener Sicherungs- 
maafregel in ihrer auch von zweiter Inftanz Bl. — 
betonten befonderen Geftaltung, in der Modalität ihrer 
Ausführung zu fuchen. Das Procefgericht hat nach 
Bl. — flg. ıc. dem Bellagten T. nicht etwa blos eine 
rechtliche Beichränfung in der freien Verfügung über 


Nene Folge Adytzehnter Fahrgang. 


1870. 


das Arreftobject auferlegt, fondern das legtere feiner 
Inhabung und thatfächlihen Eigenthumsausübung 
vollftändig entzogen. Dem Antrage Klägerd gemäß 
und unter Billigung der Bl. — verbunden mit 
Bl. — fig. zu lefenden legtinftanzlichen Entfcheidung 
ift das in Rede ftehende Dampfſchiff fammt Aus- 
rüftungsgegenftänden in der Weife mit Beſchlag bes 
legt worden, daß man den Bellagten aus dem Beſitze 
gejegt und das Schiff durch Anftellung befonderer, 
für das Procefgericht detinirender Wächter unter ges 
richtlihe Obhut genommen hat. Alles dies ift — 
darüber laffen die Anträge Klägers und die darauf 
gefaßten Entfchliefungen des Gerichts feinen Zwei— 
fel — zu dem Zwede gefchehen, dem Impetranten 
ein fünftiges Grecutionsobject für feine den Arreft- 
flag veranlaffende Forderung zu fihern, und man 
fann daher das Proceßgericht füglih ald Detinentin 
des Schiffs für Impetranten betrachten. Ob jedoch 
ſchon hierdurch, wie die zweite Inftanz Bl. — an- 
nimmt, das Schiff der freien Dispofition des Beflag- 
ten mit der Wirkung entzogen geweſen fei, daß jede 
von ihm unternommene Verfügung, wenigftens infos 
weit fie das durch den Arreftfchlag geficherte Recht 
gefährdet, ohne Weiteres als nichtig ſich darftelle, 
fann nad der Anficht jegiger Inftanz dabingeftellt 
bleiben. 

Zu jeder thatfählichen Verfügung über das 
Schiff und damit auch zu jeder rechtlichen Bers 
fügung, welche ohne das thatfächlihe Indermacht- 
haben unausführbar war, ift der Beklagte durch die 
bewirkte Beichlagnahme zweifellos außer Stand gefegt 
gewefen, und dies allein genügt, die von ihm zu 
Bunften des Impetraten BI. — der Sadyacten abge- 
gebenen Erflärungen ald wirkungslos erſcheinen zu 
laffen. Denn der Zwed einer freiwilligen Pfand- 
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beftellung, ber ihnen dem Obigen zufolge allein unter 
gelegt werden könnte, bedingt befanntlidy ($. 466.) 
die Uebergabe der zu verpfändenden beweglichen Sache. 
Die Uebergabe des Schiffs an den Impetraten hat 
aber T. ſelbſt und unmittelbar weder bewirkt, noch 
nad) Rage der Sache bewirken fnnen. Ebenjowenig 
drüdft der feinen mehrermähnten Herauslaffungen 
Bl. — in dem Protofolle gegebene Zufag: „fo daß 
fofort auf Antrag Klägers die Hülfe in dad dem 
Deflagten gehörige Dampfichiff Borussia vollftredt 
werden kann“ — defien Wortfafjung überdies zwei⸗ 
felhaft läßt, ob damit die eigene Aeußerung des Bes 
Hagten wiedergegeben fein folle — in unzweideutiger 
Weife die Willensmeinung aus, daß Impetrat mit 
feiner, des Bellagten, Zuftimmung den Befig des 
Pfandes durch Uebertragung Seiten ded Proceßs 
gerichtd erwerben folle (bürgerliches Gefegbuch 8.199. 
a. €. $. 201. Abſ. 2.). Noch abgefehen davon, daß 
dad Procefgericht gar nicht ald Inhaber der Sache 
für den Beflagten angefehen werben fann, fünnen 
die fraglichen Worte füglich die Beftimmung gehabt 
haben, ohne jede Abficht weiterer Dispofition nur 
den Einn der vorausgeſchickten Berzichtserflärung 
und die Befanntichaft des Beflagten mit der für den 
Fortgang des Proceſſes wichtigen Tragweite derjelben 
in volle Klarheit zu ſetzen. Jedenfalls hat aber 
weber Impetrat, no das Procefgericht die Erklaͤ— 
rungen T.'s im Sinne einer freiwilligen Pfand— 
beftellung aufgefaßt. Der Erftere giebt dies durch 
den fofort Bl. — angeſchloſſenen Antrag auf Hülfs- 
vollftrefung in dasjenige Dampfſchiff Borussia, 
in weldes in Sachen Sch. & Schl. “. T. „die 
Hülfe in Kraft der Sicherftellung vollſtreckt worben”, 
fattfam zu erfennen. Daß aber auch das Proceß— 
gericht durch die Bl. — flg. vorgenommenen Acte 
nur dieſem einfeitigen Antrage, keineswegs einem 


unter den damaligen SBarteien abgefchloffenen Pfand⸗ 


vertrage habe entjprechen wollen, geht aus der acten- 
mäßigen Sachlage (vergl. die gerichtliche Verfügung 
DI. —) unwiderlegli hervor. Insbeſondere ift der 
zweiten Inftanz beizutreten, wenn fie aus den Bl. — 
entwidelten Gründen das Bedenfen, ob mit der auf 
Jmpetratend Antrag bewirften Beichlagnahme des 
Schiffs die zu Gunſten des Impetranten erfolgte 
frühere Beihlagnahme für wieder aufgehoben zu 
achten fei, für unerheblich befunden hat. Der gegen- 
wärtige Fall ift hiernach wefentlich unterfchieden von 
dem Falle, wenn auf Grund eines Hülföverfahreng, 
das an denfelben Mängeln, wie das hier vorgenoms 
mene, leidet, ein Pfandrecht an einem Grundjtüde 
dur Eintrag im Grund» und Hppothefenbuche er 
langt worben if. Während in dem zulegt gedachten 
Falle die Vorausfegung eines durch Vertrag beftellten 





freiwilligen Pfandrechts einer Seits mit dem Ber- 
halten der Betheiligten wenigftens unter gewöhnlichen 
Umftänden nicht unvereinbar ift, anderer Seits der 
Eintrag einen unter dem Schutze des Grundbuchs 
beftehenden, formell rechtsbeftändigen, zum Minpdeften 
unter den Contrahenten gültigen Anhalt dafür dar» 
bietet, fehlt e8 hier an einem zur Entftehung des 
Pfandrechts ſelbſt unerläßlichen rechtlichen Momente, 
der Beftpergreifung des Gläubigerd, und überdies 
müßte man den Grflärungen und Handlungen der 
Parteien offenbar Zwang anthun, wollte man fie im 
Sinne des Einverftändniffes mit einer freiwilligen 
Pfandbeftellung auslegen. Konnte aber dem Anfpruche 
des Impetraten die Annahme vertragsmäßiger Pfand- 
beftellung behufs Ergänzung der Mängel des Hülfs- 
verfahrend nicht zu Statten fommen, jo war auch 
die durchgängige Beftätigung voriger Entſcheidung 
gerechtfertigt.” 

Uebrigens hatten der Impetrat Khlr. bereits bei 
der erftinftanzlichen Entſcheidung, Phl. und Rbr. 
aber bei dem zweitinftanzlichen Erfenntniffe Beruhis 
gung gefaßt. 


« 
33. 


Der bezüglich der libellirten Buchforderung in 
dem Handelsbuche des Klägerd enthaltene Ein: 
trag: „Per Tratte entnommen“, fann felbit, 
wenn dieſe Tratte vom Gegner nicht angenommen 
ober honorirt worden, als procefhindernde Aus: 
flucht mit Erfolg zur Geltung gebracht werben. 


Mitgetbeilt von 
Herın Av. E ©, in D. 


Der zum Vermögen der falliten Firma B. S. N. 
& 3. in Gießen verordnete Maflavertreter Mar P. 
flagte gegen den Kaufmann Wilhelm N. in Dresden 
beim dafigen Handelögericht im Bezirfögericht auf 
Bezahlung von 243 Thlrn. 15 Nor. —- fammt Vers 
zugszinſen aus einer Verfaufsrechnung über 23 Mille 
im April 1867 gelieferte Eigarren. 

Bellagter geftand den Grund der erhobenen Klage 
allenthalben zu, fügte aber unter Bezugnahme auf 
einen von ihm überreichten, vom Hagenden Mafja- 
eurator felbft als richtig atteftirten Auszug aus dem 
Hauptbuche der vom Kläger vertretenen Firma, die 
Ausflucht der erfolgten Zahlung als liquid und proceß⸗ 
hindernd vor. 

Der vom Bellggten beigebradhte Auszug laus 
tet: 
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„Auszug 
aus dem Hauptbuche der Firma B. S. N. & J. in 
Gießen Fol. 212., Wilhelm N. in Dresden, Oftra- 
allee no. — haben 
‘ Soll. 
1867. 
Apr.d. An Eigarren no.652/728. Mai 22. per Tratte 
Thlr. 243. 15. — fl. 426. 7}. entnommen 
(Gebr. Heinemann.) 
243.15.—l.426.75. 


April 15. Eig. 1 Kifte von W. „24. do. do. 110.— 


Lehmann, Dresden no. 5629. fl. 192. 30. 
_Zhle. 110. „ 192. 30. 
„ 618. „ 874." „ 618. 37}. 


Die Richtigkeit dieſes Auszugs beglaubigt 

Gießen, 11. October 1867. 

Großherz. Heffifche Bürgermeifterei Gießen. 
Voigt. 

Der vorftehende Auszug ift für die Concursmaffe 
B. ©. NR. & 3. dadurd ausgeglichen, daß berfelbe 
im Haben des Hauptbuchs sub 24b. Mai 1867 
per Tratte entnommen eingetragen ift, was der unter 
zeichnete Maffecurator auf Verlangen befcheinigt. 

Gießen, 11. October 1867. 

Mar P.“ 

Kläger recognoscirte in der Replif den beigebrach- 
ten Auszug aus dem Hauptbuche der von ihm vers 
tretenen Firma, und bemerkte hierzu: Das im Haupts 
buche bemerkte Entnehmen des geflagten Betrags durch 
eine auf den Bellagten gezogene Tratte fei lediglich 
ein Berfuch der Firma B. S. N. & J. auf dem unter 
Kaufleuten üblichen Wege, ſich Zahlung zu verfchaffen, 
das Entnehmen eines Guthabens durch Tratte auf 
den Schulpner fei aber nur dann der Zahlung gleich 
zu adhten, wenn, was im gegenwärtigen Falle nicht 
behauptet worden, in Wahrheit auch nicht erfolgt, 
die Tratte bei Vorzeigung zur Zahlung vom Bezoge- 
nen honoriert worden fei. Der hier fragliche Wechſel 
habe überhaupt nicht zur Zahlung präfentirt werben 
fünnen, da er verloren gegangen. 

Beflagter beftritt in der Duplif, auf dieſe legten 
Anführungen Bezug nehmen zu müflen, — worauf 
das Königl. Handelögericht im Bezirfögericht 
zu Dresden folgender Maafen erfannte: 

„Weil die von dem Beflagten BI. — probucirte, 
vom Kläger Bl. — anerkannte Urkunde nicht blos, 
wie Kläger vermeint, ein Zeugniß darüber, wie bes 
fchaffen der Leptere das Conto des Beflagten in den 
Büchern der fallirten Gefellfhaft vorgefunden habe, 
fondern die, wenn auch motivirte, doch beftimmte 
Erflärung enthält, daß der aus dem diefer Erklärung 
vorausgehenden Buchauszuge hervorgehende Außen- 
ftand, unter welchem ſich die gegenwärtig geflagte 


Waarenpoft mit befindet, für die Concursmaffe der 
B. S. N. & J. ausgeglichen fei, ald wornach dar— 
auf, ob dieſe Ausgleichung, wie in der Urkunde be— 
merkt, vermittelſt Entnahme durch eine oder, wie aus 
dem vorſtehend gedachten Buchauszuge hervorgeht, 
durch zwei Tratten oder auf ſonſt andere Weiſe be— 
wirft worden, überhaupt etwas nicht weiter anfommt, 
demnaͤchſt das replicatorifche Vorbringen BI. —, daß 
die von der Firma B. S. N. & 3. auf den Beflagten 
über den geflagten Betrag zur Ausgleihung gezogene 
Tratte von dieſem nicht honorirt worden, fondern 
vor der Präfentation zur Zahlung verloren gegangen 
fei, aber, ganz abgefehen davon, daß dieſes Anführen, 
welches weder, ob Beflagter den fraglichen Wechfel 
nicht acceptirt, oder nur nicht eingelöft, noch legteren 
Falles, ob der durch das angebliche Berlorengehen 
des Wechſels erwachſene Berluft die Firma B. S. N. 
& 3. oder einen Dritten betroffen haben folle, erken— 
nen läßt, fich jeder rechtlichen Beurtheilung entzieht, 
im gegenwärtigen Procefie fchon im Hinblid barauf 
nicht berüdfichtigt werben fann, daß es — wie ber 
fofort in Liquidität gefegten, materiell conneren Ein— 
rede gegenüber zu geichehen gehabt hätte — nicht bes 
reitd der Klage inferirt worden, 

cf. Annalen des K. Oberappellationsgerichts, 

N. F. Bd. 2. ©. 83. 


fo hat die BI. — erhobene Klage in der angebrachten 
Maaße nicht ſtatt.“ 


Auf hiergegen vom Kläger eingewendete Berufung 
teformirte das Königl. Appellationsgericht zu 
Dresden und verurtheilte Beklagten in die Klag— 
fumme. Die dieſem Erfenntnifje beigegebenen Gründe 
find folgende: 


„Bellagter, welcher die geflagte Forderung Bl. — 
eingeräumt, hat unter Ueberreichung eined von bem 
Kläger Bl. — ald Acht anerkannten Auszugs aus 
dem von der BI. — genannten Hanblungsfirma, zu 
deren Maffecurator er beftellt worden, geführten 
Hauptbuche Bl. — die Einrede der Zahlung vors 
geihüst, ohne diefelbe jedoch thatfächlich zu begründen. 
In dem beigebrachten Buchauszuge ift nun Beflagter 
mit zwei PBoften, von denen die eine dem Betrage der 
geflagten Forderung entipricht, belaftet, daneben ift 
ihm aber auch eine gleiche Summe gutgefchrieben mit 
der Bemerkung: „am 22. Mai 1867 per Tratte ent- 
nommen”, auch enıhält das Bl. — überreichte Schrift« 
ſtück am Schluffe eine Erflärung des Klägers, daß 
der vorftehende Ausftand für die von ihm vertretene 
Concursmaſſe dadurch ausgeglichen fei, daß derſelbe 
im Hauptbuche ald „per Tratte entnommen” eins 
getragen fei. Aus diefem legteren Eintrage ergiebt 
fi) jedoch, wie Kläger Bl. — mit Recht bemerkt hat, 
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ein Mehreres nicht, ald daß die frühere Firma, deren 
Vermögendmafle er gegenwärtig vertritt, auf ben 
Beklagten Tratten von den im Buchauszuge bemerften 
Beträgen gezogen habe; dies reicht aber für ſich allein 
zum Beweife der behaupteten Zahlung noch nicht aus, 
da, wenn ſchon die zum Zwecke der Erfüllung einer 
früheren Berbindlichfeit vom Schuldner bewirkte Aus- 
ftellung oder Begebung oder Acceptation eines Wech— 
feld unter Kaufleuten im Zweifel der Zahlung recht- 
lich gleich zu achten ift, 

vergl. Annalen des K. Oberappellationdgerichts, 

Br. L ©. 24. 75. 

doch die Ausftellung einer von dem Gläubiger auf 
den Schuldner gezogenen Tratte, welcher die Annahme 
Seiten des Lepteren nicht nachgefolgt ift, als etwas 
davon wefentlich Verſchiedenes angejehen werden muß. 
Denn da eine Berpflihtung des Legteren zur Accep- 
tation nicht befteht, jo fann auch daraus, daß vom 
Gläubiger eine Tratte auf ihn gezogen worden, nicht 
ohne Weiteres eine Bermuthung dafür abgeleitet wer- 
den, baß die Annahme fpäter vom Schuldner bewirkt 
worben fei, e8 vermag daher auch der erftere Umftand 
allein, auch wenn er an und für fich voll bewiefen 
ift, den Beweis der Zahlung nicht herzuftellen. Eben» 
fowenig ift im gegenwärtigen Falle hierzu die dem 
fraglichen Wuszuge beigefügte, bereit oben erwähnte 
Bemerkung des Klägers geeignet, weil in berjelben 
thatfählich etwas Mehreres, als ſchon an und für 
fih aus dem Auszuge erhellt, nicht beftätigt wird, 
indem der vom Kläger gebrauchte Ausprud, daß der 
Außenftand ausgeglichen fei, nur dahin verftanden 
werden fann, daß nach der im faufmännifchen Ge- 
fchäftsbetriebe üblichen Art und Weife der Buchfüh— 
zung das Conto des Beflagten ald ausgeglichen zu 
betrachten fei, woraus jedoch, noch keineswegs mit 
Beftimmtheit gefolgert werben darf, daß derfelbe fich 
der ihm obliegenden Berbinblichfeit durch Zahlung 
oder auf eine andere derfelben rechtlich gleichftehende 
Art und Weife entledigt habe. 

Es fann ſich daher nur noch fragen, ob in dem 
Umftande, daß die in Concurs verfallene Firma dem 
Beklagten in ihrem Hauptbuche gleich hohe Beträge, 
wie bie, mit denen er dort belaftet ift, gutgefchrieben 
hat, ein felbftftändig wirfendes Anerfenntniß des 
Inhalts, daß fie vom Beklagten wegen der geflagten 
Forderung befriedigt worden fei, gefunden werben 
müffe. Im Allgemeinen muß fogar davon ausgegans 
gen werben, daß ein Kaufmann, welcher in feinen 
Handelsbüchern einem Dritten Zahlungen zufchreibt, 
diefe Einträge auch gegen fich gelten lafjen muß, 

vergl. Erdmann, Handelsrecht, $. 22. ©. 109. 
no. 27. 
von Hahn, Eommentar, Br. I. ©. 107. $. 6. 


Anſchütz, in Goldſchmidt's Zeitfchrift für Handeld- 
recht, Bd. J. S. 210. 
Bush, Archiv des deutſchen Handelsrechts, Bd. X. 
©. 187. 
Wochenblatt für merfwürdige Nechtöfälle v. J. 
1856. ©. 388. und v. 9. 1866. ©. 309. 
ed würde daher auch im vorliegenden Falle, im Zwei- 
fel und wenn nad dem Inhalte der betreffenden 
Einträge angenommen werden könnte, daß die dem 
Beklagten gutgefchriebenen Poften auf Zahlungen 
oder dieſen gleichzuachtenden Rechtsgefchäften beruh— 
ten, bis zum Beweiſe des Gegentheils die geklagte 
Forderung als getilgt angeſehen werden müſſen. 
Allein da ſich nach dem vorher Bemerkten und aus 
dieſen Einträgen ſelbſt mit Beſtimmtheit ergiebt, daß 
ihnen derartige Gefchäfte nicht zu Grunde liegen, daß 
vielmehr die mehrerwähnte Firma nah Höhe der 
gebuchten Beträge nur Wechſel auf den Beflagten 
gezogen hat, ohne daß über den Erfolg diefer Maaf- 
nahme irgend etwas zu jehen wäre, jo fann ihnen 
aud) eine über die Wirkungen dieſer Thatſachen hin- 
ausgehende rechtliche Bedeutung nicht beigelegt und 
in ihnen ein Anerfenntnif, daß die gellagte Horde: 
rung getilgt fei, nicht erblidt werden. Da fi ſonach 
die Richtigkeit der vom Bellagten Bl. — vorgejbüg- 
ten Ausflucht der Zahlung aus der von ihm angezo- 
genen Urkunde nicht ergiebt, in anderer Weile aber 
diefe Ausflucht thatfächlich nicht begründet worden ift, 
fo fonnte der Anficht der vorigen Inftanz, daß eine 
proceßhindernde Einrede liquid vorliege, nicht beis 
getreten werden und lag auch nicht einmal Grund 
vor, dem Bellagten einen Ausfluchtsbeweis nachzu- 
laffen, vielmehr war Bellagter auf Grund jeiner 
Zugeftändniffe zur Bezahlung der geflagten Forderung 
nebft Verzugszinfen von Ablauf des jechiten Monats 
nah Empfang der erfauften Waaren ab zu ver 
urtheilen.“ 
Auf Appellation des Beklagten wurde durch ein 
im November 1869 publicirtes Urthel des Königl. 
DOberappellationsgerichts die Entſcheidung des 
Königl. Handelsgerihts im Bezirksgericht Dresden 
wieder hergeftellt und zwar aus folgenden Gründen: 
„Das Königl. Oberappellationsgericht bat bei 
einer nochmaligen Erwägung der Sache, wie foldhe 
durch das Nechtömittel Beflagtend geboten geweſen, 
dem Erfenntnifje der erften Inſtanz, welches die 
DL. — erhobene Klage in der angebrachten Maafe 
abgewiejen, vor dem der zweiten Inſtanz, durch wels 
ches Beklagter unbedingt zu Bezahlung der geflagten 
243 Thlr. 15 Nor. —⸗ ſammt Zinfen verurtheilt 
worden, den Vorrang geben müflen. 
Denn die vom Bellagten Bl. — überreichte, den 
Acten im Originale vorgeheftete, von Klägerm Bl. — 


— 16 


als Acht anerfannte Urkunde befagt in ihrem erften 
Theile, einem gerichtlich beglaubigten Auszuge aus 
dem Hauptbuche der Firma B. S. N. & J. auf 
drüdlich, daß der Betrag der gedachten Forberung 
am 22. Mai 1867 „per Tratte entnommen worden“ 
und in deren zweitem Theile hat Kläger ſelbſt auf 
Berlangen beftätigt, es fei jener Außenftand für bie 
nurgenannte Firma dadurch ausgeglichen worden, daß 
berfelbe im Haben des Hauptbuchs unter dem 24. Mai 
1867 als „per Tratte entnommen’ eingetragen fei. 

Muß nun hiernach, namentlich nad} der Faflung 
des zweiten Theild der Urkunde, wenigftend im Zweis 
fel davon ausgegangen werben, baß nicht nur bie 
Firma B. S. N. & I. zu Erlangung ded Betrages 
von 243 Thlen. 15 Ngr. —⸗, welchen Beflagter ihr 
für erfaufte Eigarren fhuldig geworben, einen Wechfel 
auf den legteren gezogen, fondern auch Bellagter die- 
fen Wechfel acceptirt habe, indem außerdem von einer 
„Ausgleihung‘ nicht fügli würde haben die Rede 
fein fönnen, fo konnte auch Kläger nur entweder aus 
dem Wechfel Hagen, oder er mußte wenigftend näher 
angeben, weshalb er trogdem, daß die obige Firma 
einen Wechſel auf Bellagten gezogen, und legterer 
ſolchen acceptirt, aus dem urfprünglichen Geſchaͤfte 
zu Hagen berechtigt fei, begiehentlich fich zur Zurüds 
gabe des Wechſels erbieten, indem für Beflagten 
außerbern die Gefahr vorhanden fein würde, nad 
Befinderr doppelt bezahlen zu müfjen. 

Nur hat zwar Kläger, um die auf die beregte 
Urkunde gegründete Ausflucht Bellagtens zu befeitigen, 
in feinem. Repliffage Bl. — geltend gemacht, die in 
jener Urfunde erwähnte Tratte fei Beflagtem niemals 
zur Zahlung präfentirt worden, weil foldhe verloren 
gegangen, und ed mußte daher in Frage gelangen, 
ob nicht wenigftend Klägerm der Beweis des nurs 
gedachten replicatorifchen Vorbringens zu geftatten 
fei. Allein diefe Frage war bei näherer Prüfung zu 
verneinen. Wenn man nämlich auch dahingeftellt 
fein laffen will, ob der Anſicht der erften Inftanz 
Bl. —, wonach eine Berüdfichtigung jenes Borbrin- 
gend um deswillen unthunlich fein ſoll, weil daſſelbe 
bereitd der Klage zu inferiren geweſen wäre, ſich 
würde beitreten laflen, fo lautet doch das Anführen 
Klägers fo allgemein und unbeftimmt, daß nicht ein- 
mal ein Erfenntniß auf Beweis als. gerechtfertigt 
ericheinen könnte. Denn wie darin die Behauptung, 
daß der fragliche Wechiel, bevor ed noch zu einer 
Acceptation deffelden gefommen, verloren gegangen 
fei, überhaupt nicht gefunden werben fann, und zwar 
um fo weniger, als Kläger eben nur davon fpricht, 
der Wechfel fei niemals zur Zahlung präfentirt wor« 
den, fo fehlt auch jede Angabe darüber, wie und auf 
welche Weife der Verluſt erfolgt, ob der Wechſel, als 





er verloren gegangen, bereits girirt geweſen ober 
nicht, und wem zur Zeit des Abhandenfommens das 
Eigenthum an dem Wechfel zugeftanden. Gleihwohl 
liegt ed auf ber Hand, daß ohne eine Gewißheit 
hierüber fich gar nicht überfehen läßt, ob die That— 
fahe, daß der mehrgedachte Wechfel vor der Präfen- 
tation zur Zahlung verloren gegangen, Alägerm über- 
haupt etwas zu nüßen vermöge. 

Demzufolge war das Erfenntniß der erften In— 
ſtanz wieder herzuſtellen.“ 


34. 


Zu $. 687. des bürgerlichen Geſetzbuchs. — 
Der Uebernehmer eined Werks haftet für den 
durch feine Gehülfen bei deſſen Ausführung 
angerichteten Schaden (zu $$. 1232 flg. bes 
bürgerlichen Geſetzbuchs). — In geringfügigen 
Nechtöjachen hat der Gegner des Beſcheinigungs— 
pflichtigen fein unbedingtes Recht darauf, daß 
von dem zur Befcheinigung gebrauchten Eides— 
antrage die Entſcheidung der Sache abhängig 
gemacht werde. — Orbentlicher und außerordent: 
licher Werth einer Sade (zu $$. 78. und 686. 
bed bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Mitgetbeilt von 
Herrn © 9, in Dr. 


Der Glafermeifter M. in Dr. verflagte den Kauf- 
mann R. dafelbft vor dem Handelsgerichte im Bezirfs- 
gerichte zu Dr. auf Bezahlung von 65 Thlrn. — —⸗ 
Accordpreis für Herftellung eines Schaufenfters in 
des legteren Berfaufsgewölbe, mit Verzugszinſen 
davon vom Tage der erhobenen Klage an. Beflagter 
geftand den Grund der Klage allenthalben zu, machte 
aber im Laufe des Verfahrens folgende Einrede gel— 
tend: 

Das nad) der Klage vom Kläger hergeftellte 
Fenfter fei nur der innere Theil feines Schaufenfters, 
dafielbe beftehe außerdem noch aus einem äußeren, 
nach der Straße zu gewendeten Fenfter aus Spiegel» 
fcheiben, welches Kläger nicht mit hergerichtet habe. 
Während nun die Gehülfen des Klägers am 17. Octos 
ber 1868 daran gearbeitet, das innere Schaufenfter 
zu verglafen, habe er, Beflagter, feinen Markthelfer 
beauftragt, das Äußere Fenſter, welches in halber 
Höhe, damit in den Laden nicht hereingefehen werden 
fönne, mit Schlemmfreide angeftrichen geweſen fei, 
vorfichtig abzuwaſchen. Nachdem dieſer ſich aber 
angeihidt gehabt, dem erhaltenen Auftrage nachzu⸗ 
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fommen, habe Kläger ihm, Beflagtem, gejagt: „Er, 
Beflagter, folle den dem Marfthelfer ertheilten Aufs 
trag zurüdnehmen. Seine, Klägers, Gehülfen würs 
den, wenn fie mit dem Verglafen fertig feien, ſchon 
alle Fenftertafeln gehörig putzen, das verftehe fi) von 
ſelbſt.“ Gleichzeitig habe Kläger feine anmwefenden 
Gehülfen beauftragt, auch das Außere Schaufenfter 
zu pugen, und dieje feien feiner Weiſung nachgegan- 
gen. Während aber das nurgedachte Fenfter bisher 
feinerlei Verlegung gezeigt gehabt, habe daſſelbe nad) 
geihehener Reinigung durch die Gehülfen Klägers 
eine Menge ftarfe und große Kripe enthalten, beren 
Beichaffenheit mit Beftimmtheit darauf hinweife, daß 
fie dem Glafe entweder abſichtlich oder durch grobe 
Bahrläffigkeit ver Gehülfen Klägers beigebracht wors 
den feien. Wenn nun efnerfeits hierdurch das äußere 
Scaufenfter um wenigftens 65 Thle. — —- im 
Werthe gemindert worden fei, andererfeits aber unter 
den vorliegenden Umftänden Kläger den durch feine 
Leute angerichteten Schaden zu vertreten habe, jo 
bringe er demjelben den legteren in ber angegebenen 
Höhe von 65 Thaleen —- —- in Gegenvedy- 
nung. 

Die Mopdalität und die Ergebniffe der vom Be— 
klagten angetretenen Bejcheinigung diefer feiner ihm 
von Klägerm beftrittenen Einrede haben in den unten 
mitgetheilten Gntfcheidungsgründen zu dem in ber 
Sache ergangenen zweitinftanzlichen Erfenntnifje voll» 
ftändige Erwähnung gefunden, fo daß man fid) hier, 
um Wiederholungen zu vermeiden, mit ber Bezug- 
nahme auf jene Gründe begnügen fann. 

Das Procefgericht wies nun in dem am 7. Juni 
1869 ertheilten Beicheide, indem es den Bellagten 
der Klagbitte gemäß pure verurtheilte, die vorgedachte 
Einrede mit folgenden Worten zurüd: 

„Weil ıc. der Beachtlichfeit aber der von ihm 
(Bellagtem) Bl. — vorgefchügten Compenſations⸗ 
einrede allerdings ſchon der auch vom Kläger BL. — 
unter No. 1. hervorgehobene Umftand entgegenfteht, 
daß der betreffende Gegenanfprud in Anwendung 
der Borfchrift in $. 687. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
als ein joldyer erjcheint, welcher zunädhit lediglich auf 
Wiederherftellung des befchädigten äußeren Schaus 
fenfters in Bellagtend Berfaufsgewölbe gerichtet wers 
den müßte, folchenfalld aber derſelbe ald ein mit der 
Klagforderung „‚gleichartiger” im Sinne ber $$. 988. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht gelten fann, und 
unter diefen Umftänden von der Prüfung der vom 
Kläger Bl. — unter No. 2. beftrittenen Frage, ob 
die vom Beklagten hierunter angeführten Thatjachen 
überhaupt einen Schädenanfpruh an Klägern zu 
begründen geeignet ſeien, ganz abgefehen werben 
fann, x.” 


Auf Beflagtens Appellation reformirte das Königl. 
Appellationsgericht zu Dresden obige Entſchei— 
dung mitteld Erfenntnifjes vom 9. September 1869 
in folgender Weije: 

„Daß es bei der Bl. — zu lefenden, am 7. Juni 
dieſes Jahres befannt gemachten Entjcheidung, injo- 
weit darin die Kompenfationseinrede des Beklagten 
DI. — fig. unberüdfichtigt gelaffen und derſelbe un- 
bedingt der Klagbitte gemäß verurtheilt worden ift, 
nicht zu laffen, fondern es bleibt dem Bellagten nach⸗ 
gelafien, zur Abwendung dieſer Berurtheilung zur 
Erfüllung zu fhwören: 

1) daß, ald am 17. October 1868 fein Markthelfer 
Et. mit dem Putzen feines äußeren Schaufen» 
ſters bejchäftigt geweien, Kläger ihm mit aud« 
drüdlichen Worten erflärt habe, er folle den 
feinem Markthelfer zum Putzen des Benfters 
ertheilten Auftrag zurüdnehmen, feine, des Klä- 
gers, Gehülfen würden, wenn fie mit dem Ber- 
glafen des inneren Schaufenfters fertig feien, 
jhon alle Fenftertafeln gehörig pugen, und 
Kläger zugleich feine anmwefenden Gehülfen be 
auftragt habe, auch das Äußere Schaufenfter zu 
pußen, 

und 

2) daß, wie er nicht anders wiffe, auch glaube und 
dafür halte, zu der Zeit, als Klägers Gehülfen 
am 17. October 1868 mit dem Putzen feines 
äußeren Schaufenfters begonnen, letztetes die auf 
der zweiten Seite des — Actenblattes bejchrie- 
benen Berlegungen noch nicht gehabt habe; daß 
aber diefelben von ihm alsbald nach Beendigung 
des Pugend Seiten der Gehülfen des Klägers 
wahrgenommen worden jeien; 

und ift Beflagter, falls er diefe beiden Eide leiftet, 
von der wider ihm erhobenen Klage zu entbinden und 
loszuzaͤhlen. 

Entſcheidungsgründe: 

Der Auslegung, welche die vorige Inſtanz den 
Vorſchriften in 8. 687. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
gegeben hat, vermag das Königliche Appellationsd- 
gericht Sich nicht anzufchließen. Wenn dort gejagt 
ift, daß, wenn eine Forderung ihrer Entftehung nad 
oder in Folge fpäterer Ereignifie auf Schadenerjag 
geht, der Verpflichtete zunächft dasjenige, was dem 
Berlegten unmittelbar oder mittelbar entzogen, zerftört 
oder verjchlechtert worden ift, in Natur wieder zu 
verfchaffen oder wieder herzuftellen habe, jo ift dies 
nur in dem Sinne zu verftehen, daß der Berpflichtete 
ſich nicht entbrechen könne, auf Verlangen des Vers 
legten das Beichädigte wieder herzuftellen, joweit dies 
überhaupt möglich ift, keineswegs aber kann barin 
die Beftimmung gefunden werden, daß der Anſpruch 
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bed Verletzten hierauf gerichtet werben müffe. Wenig 
ftens in allen den Fällen, wo eine Berfchuldung des 
Verpflichteten den Anfpruch auf Schadenserfag be- 
gründet hat, muß es dem Berechtigten unbenommen 
fein, ohne Weiteres die Vergütung des verurfachten 
Schadens in Gelde zu verlangen. Es ergiebt fich 
das eines Theild aus dem zweiten Sage von 8. 761. 
bes bürgerlichen Gefegbuchs, welcher die Klage auf 
Schadenserſatz an Stelle der fogenannten Natural 
erfüllung dann zuläßt, wenn befondere Gründe vor 
banden find, aus denen die Gefepe einen Anſpruch 
auf erfteren ohne Weiteres gewähren, wie dies ins- 
befondere dann ber Fall ift, wenn in einem Vertrags⸗ 
verhältniffe die Verhaftung eines Betheiligten für 
Verſchuldung nach $. 728. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs eintritt (vergl. Siebenhaar’s Gommentar, 
UI. Seite 67.), anderntheild aus dem Schlußfage der 
8. 687. jelbft, infofern hiernach in allen den Fällen, 
wo die Forderung des Verlegten weiter geht, ald auf 
Wiederherftellung in Natur, wo alfo, wie namentlich 
im Falle einer der Entftehung der Forderung zu 
Grunde liegenden Verfchuldung des Verpflichteten, 
das volle Interefie zu leiften ift (88. 124. 125. des 
bürgerlihen Geſetzbuchs), die Vergütung des Scha- 
dens in Gelde Pla ergreift. Ein derartiger Fall 
liegt der vom Beflagten vorgefhügten Eompenfations- 
einrede zum Grunde, wie fogleich noch näher gezeigt 
werben fol, und es läßt fich daher das Verlangen 
des Beflagten nad) Leiftung einer Geldentſchaͤdigung 
nicht als ſchon an fich unftatthaft zurüdweifen. 

Aber auch im Uebrigen erfcheint Bellagtens Ge- 


genanfpruch durch das hierunter Bl. — flg. Vor⸗ 


gebrachte ausreichend begründet. Zwar hat Beklagtens 
Behauptung Bl. —, daß die vom Kläger übernom: 
mene Herftellung des inneren Schaufenfterd in feinem 
BVerfaufsgewölbe handwerfögebräuchlich zugleich das 
Putzen des Äußeren Schaufenfters in fich fchließe, 
dergeftalt, daß die vertragsmäßige Uebernahme der 
erfteren dem Kläger ganz von ſelbſt die Berbinplichkeit 
zum Putzen des äußeren Schaufenfterd auferlegt 
haben würde, in den Ausſprüchen der Sachverſtän— 
digen Bl. — feine Beftätigung gefunden. Wenn 
aber Kläger, wie Bl. — behauptet ift, als deſſen 
Gehülfen am 17. October 1868 mit Verglafung des 
inneren Scaufenfterd bejchäftigt waren und ber 
Markthelfer des Bellagten das Putzen des äußeren 
Scaufenfterd begonnen hatte, ben Letzteren auffors 
berte, den feinem Marfthelfer hierzu ertheilten Aufs 
trag zurüdgunehmen, und hinzufügte, feine Gehülfen 
würden, wenn fie mit dem Berglafen fertig feien, 
fhon alle Fenftertafeln gehörig pugen, zugleich auch 
feine anweſenden Gehülfen beauftragte, auch das 
äußere Schaufenfter zu pugen, fo fann es feinem 


begründeten Zweifel unterliegen, daß derfelbe wenig- 
ſtens in dem vorliegenden einzelnen Falle das Putzen 
bed äußeren Schaufenfters freiwillig als einen Theil 
ber mit der ihm übertragenen Herftellung des inneren 
Scaufenfters verbundenen Arbeiten übernommen hat, 
und wurde bad Äußere Schaufenfter durch deſſen 
Gehülfen beim Putzen in der BL. — fig. beichriebenen 
Weife bejhädigt, jo kann er fich nicht entbrechen, 
dem Beklagten den ihm hierdurch verurfachten Scha⸗ 
den zu vergüten. Zwar ift ed gemeinrechtlich nicht 
unbeftritten, ob in einem folchen Falle der, welcher 
eine Dienftleiftung oder Herftellung unternimmt, für 
bie Berfchuldung feiner Gehülfen unbedingt, oder 
nur dann einzuftehen habe, wenn er bei deren Aus—⸗ 
wahl nicht die gehörige Sorgfalt angewendet hat 
(vergl. namentlih Windfcheid, Lehrbuch des Pan- 
bectenrechtö, IL. $. 401. Anmerkung 5. Seite 456 fig. 
2. Auflage, welcher noch die legtere Anficht vertheis 
digt); indeflen fprechen überwiegende Gründe für die 
Annahme der unbedingten Haftungsverbindlichkeit 
bed Unternehmers (vergl. Puchta, Borlej. U. zu 
$.302. Seite 146 fig. der 1. Auflage, Sintenis, das 
prakt. gem. Givilveht, $. 118. IL Anmerkung 129. 
Seite 678 flg. Seite 682. 3. Auflage, Ubbelohde, 
im Archiv für praft. Rechtswiſſenſchaft, VIL. Seite 
243 fig. 262 flg.), und es entfpricht diefelbe auch den 
Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs 88. 1232. 
1236. 1237. 1243. 1244. 1247., infofern dort dem 
Unternehmer einer Dienftleiftung oder Herftellung die 
Berbindlichfeit zur Haftung für Mängel der Ausfühs 
sung und für dabei angerichteten Schaven ganz all» 
gemein und ohne Unterſchied, ob er dabei in Perjon 
thätig gewejen ift oder die Arbeit durch Gehülfen hat 
verrichten lafjen, auferlegt wird, während body, da 
heutzutage bei Handwerkern und andern Perjonen, 
weldye gewerbliche Dienfte leiften, die Zugiehung von 
Gehülfen allgemein üblich ift, eine ſolche Unterſchei— 
dung, wenn fie vom Geſetzgeber beabfichtigt wors 
den wäre, ohne Zweifel ausprüdlich hätte gemacht 
werden müſſen (vergl. auch Sintenis, Anleit. 
Seite 327.). 

Es fann aljo nur noch in Frage kommen, ob dem 
Bellagten die Beicheinigung feiner erceptivifchen Be- 
hauptungen gelungen ſei. Nun liegt zunächft dafür, 
daß das äußere Schaufenfter bei Beginn des Putzens 
dur Klägerd Gehülfen noch frei von den Bl. — 
bejpriebenen BVerlegungen gewejen fei, daß dagegen 
die legteren aldbald nach Beendigung dieſes Putzens 
wahrgenommen worden, — welchenfalls bis zum 
Nachweiſe eines Anderen allerdings angenommen 
werden müßte, daß Klägers Gehülfen das Fenfter 
beim Putzen befchädigt haben und daß benfelben 
dabei, wie wenigftens nach dem Gutachten BL. — flg- 
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feinem Zweifel unterliegen fönnte, eine Berfhuldung 
zur Laft falle, — nad) den Zeugenausfagen Bl. — 
eine erheblihe Wahrfcheinlichfeit vor, welche dem 
Königlichen Appellationdgerichte ausreichend erfcheint, 
um den Bellagten zum Erfüllungseide zu laffen. 
Wenn Man aber denfelben in feinem erften Theile 
ald Glaubenseid geförmelt, fo beruht dies darauf, 
daß das Schaufenfter, bevor e8 von Klägers Gehülfen 
gepußt war, zum großen Theile mit Schlemmfreide 
bededt war und deshalb nicht angenommen werben 
fann, daß Bellagter zu der angegebenen Zeit den 
Zuftand des Fenſters in der hier fraglichen Beziehung 
genau zu beobachten im Stande gewefen fei (vergl. 
DB. —). Die Behauptungen ferner, durch welche 
begründet werben foll, daß Kläger auch das Putzen 
des Äußeren Schaufenfterd übernommen und folches 
feinen Gehülfen aufgetragen habe, find zwar von 
Bellagtem nad Bl. — auf Eid geftellt, welcher vom 
Kläger ftillichweigend angenommen worden iſt. Da 
indeffen auch infoweit durch die Bl. — erfichtlichen 
Ausfagen zweier für jene Behauptungen allerdings 
nicht als Befcheinigungsmittel inducirten Zeugen 
große Wahrfcheinlichkeit begründet ift, fo erfcheint es 
mit Rüdfiht auf die freiere Beurtheilung, welche in 
geringfügigen Rechtsfachen bezüglich der Beſcheini— 
gungsergebniffe Plag ergreifen kann (vergl. $. 4. des 
Mandats vom 28. November 1753, Haubold, 
geringfügige Rechtsſachen, $. 57. Seite 81.), und 
da in dergleihen Sachen die Beicheinigungsmittel 
nicht gemeinfchaftli werden, der Gegner alfo fein 
unbedingtes Recht darauf hat, daß von dem einmal zur 
Beiceinigung gebrauchten Eidesantrag die Entjchei- 
dung der Sache abhängig gemacht werde (vergl. 
Haubold, a. a. D. 8. 49. Seite 68. Anmerf. b.), 
dem Königlichen Appellationsgerichte unbedenklich, 
auch infoweit, anftatt auf den angetragenen und ftill- 
fchweigend angenommenen Eid, auf einen Erfüllungs- 
eid zu erfennen, zumal der erftere, wenigftens zum 
Theil, mit der Zeugenausfage Bl. — in Widerfpruch 
treten ‚würde. 

Für den Fall der Leiftung der dem Bellagten zu- 
erfannten beiden Erfüllungseide war deſſen Schäben- 
anfpruch ald erwiefen anzufehen und zwar nach Höhe 
von 65 Thlen. — —-, auf wie viel die Sadıver- 
ftändigen die Koften der Wieverheritellung des bes 
ſchaͤdigten Schaufenfterd veranfchlagt haben. Daß 
Einer derfelben nach feiner Angabe Bl. — im Som« 
mer 1868 das legtere im Schuldenweſen des früheren 
Eigenthümers deffelben ald gerichtlicher Sachverftän- 
diger auf nur 38 Thlr. — —⸗ gewürdert hat, ver- 


mag hieran etwas nicht zu ändern, ba biefe ohne 
Mitwirkung der jegigen Procefparteien erhobene Tare 
im vorliegenden Rechtöftreite nicht ohne Weiteres 
maaßgebend fein kann, und zwar um fo weniger, als 
bei derjelben vorausjeglich nur auf den ordentlichen 
Werth (den gemeinen Berfehröwerth) des Fenfters 
(vergl. $. 78. des bürgerlichen Geſetzbuchs) Ruͤckſicht 
genommen worben ift, während hier, wenn legteres 
nicht blos beſchädigt, fondern völlig zerſtört wäre, 
der offenbar ungleich höhere Werth in Anjchlag zu 
bringen fein würde, den dafjelbe für den Bellagten 
als den Inhaber desjenigen Gewölbes hat, für welches 
das Schaufenfter hergeftellt worden ift ($. 686. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs). Bellagtens Schädenforbes 
rung beträgt daher, die Leiftung der gedachten Er- 
füllungseide vorausgefegt, gerade jo viel, als bie 
Hagbar gemachte Forderung, es ift auch die erftere 
ſchon längft vor der Klagbehändigung, von wo an 
Kläger Zinfen beanfprucht hat, zur Entftehung ges 
langt, weshalb Bellagter unter der gedachten Vor— 
ausjegung von der erhobenen Klage zu entbinden und 
loszuzählen und dem Kläger ald dem unterliegenden 
Theil die Verbindlichkeit zur Erftattung der Koften 
erfter Inftanz aufzuerlegen war. 

Demgemäß war die vorige Entſcheidung abzus 
ändern.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Ver— 
orduungen, Dad 4. Stück des Gejeg- und Ber 
ordnungsblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 23. Deeret wegen Betätigung des Statuts des 
ftäptifchen Krankenhaufes zu Großenhain, vom 8 Februar 
1870. No.24. Verordnung, die Erhöhung des normal« 
mäßigen Verpflegebeitrags in ven erften Glaffen ver Lan— 
desirrenanſtalten betreffend, vom 1. März 1870, No. 25. 
Deeret, die Auspehnung der Kettenfchleppicifffahrt auf 
der Strede von Schandau bis zur Sächſiſch-Böhmiſchen 
Grenze betreffend, vom 2. März 1870. No. 26. Gefep, 
den Wegfall der Bürgerrechtögebühren und die Einfüh— 
rung directer Wahlen ver Staptverordneten, ingleichen 
der Mitglieder des größeren Bürgerausfchuffes betreffend, 
vom 5. März 1870. No. 27. Verordnung, einige 
anderweite Ubänderungen des Geſetzes und der Ausfühe 
rungsverordnung vom 23. Auguft 1862, dad Immobiliar« 
Brandverjicherungswefen betreffend, vom 7. März 1870, 
No. 28. und 29. Finanzgeſetz auf die Jahre 1870 und 
1871 nebſt Ausführungsverordnung, vom 7. März 
1870, 





Nebacteur: Mppellationsratb Werner. 


Difiein der Derlagshandlung. 


Wochenblatt 


Don tiefem Mo: 
Henblatte er 


für 


Alle Roflämter 
u. Buchhandlungen 


feinen ¶ lahrlich ® übernehmen ®efel: 
= merkwürdige Kechtsfäll, 33 
—— in actenmäßigen Darſtellungen nr 
——— aus dem Gebiete der Justizpflege — 
und verwaltung 
zunächſt für das 
Königreich Sachfen. 
Berlag von ——— Tauchnitz in Leipzig. 
MM. ee Folge Achtzehnter Iahrgang. 1870. 











35. 


Der bie Sequeftration des Pfandgrundſtücks aus: 
dringende Pfandgläubiger ift nicht verbunden, 
von dem Gequeftrationderlöfe die Auszahlung 
ber Zinfen von den im Range ihm vorgehenben 
Forderungen gejchehen zu laffen. — Das in 
$. 436. des bürgerlichen Geſetzbuchs dem älteren 
Hypothekarier eingertumte Recht, zu verlangen, 
daß eine von einem jüngeren Pfandgläubiger 
angelegte Sequeftration zu feinen Gunften fort: 
gejegt werde, kann von dem Erfteren auch dann 
ausgeübt werden, wenn er feine Pfandklage wider 
den Pfandfchuldner erhoben, und folglih aud 
feine Berurtheilung des letteren erftritten hat. — 
Derjenige, weldem eine bereits rechtöfräftig 
feftgeftellte Borderung abgetreten worden, ift un⸗ 
verhindert, ohne Weiteres Einleitung des Hülfs- 
verfahrend wider den abgetretenen Schuldner, 
beziehentlih Fortftellung des von dem Gedenten 
bereit8 eingeleitet gewefenen Erecutiondverfah: 
rend zu verlangen. 


Mitgetbeilt von 
Herrn W. in E. 


Die vorftehenden praftifch ausnehmend wichtigen 
Fragen find neuerdings in folgendem Rechtsfall zur 
Verhandlung gefommen: 

Der Borjhußverein zu £. hatte März 1867 wegen 
einer audgeflagten Schuld ein Hülfspfandrecht an 
einem zum Nachlaß feines Schuldners E. gehörigen 
Haufe erlangt und auf Grund dieſes Pfandrechts die 
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Sequeftration des Haufes beantragt. Bei Stellung 
des Antrags war von dem genannten Borfchußverein 
ausdrüdlich gebeten worden, „den nach Auszahlung 
der Zinfen auf die im Range vorgehenden Hypothefen- 
capitale an die betreffenden Gläubiger, resp. nad) 
Abzug der Steuern und Abgaben, fowie der Seque- 
ftrationsfoften, verbleibenden Sequeftrationserlös zu 
allmäliger Dedung der ausgeflagten Forderung an 
ihn auszuzahlen“. 

Im Februar 1869 erklärte jedoch der gedachte 
Vorfhußverein, die fernere Auszahlung der Hypo— 
thefenzinfen ded Grundftüds nicht mehr gefchehen 
lafien zu wollen, und verlangte unter Bezugnahme auf 

Eiegmann, Annalen, N. %. Bd. 3. ©. 145 flg., 
daß für die Zufunft der ganze Sequeftrationd- 
erlöß, lediglich unter Abzug der Abgaben und Seque- 
ftrationdfoften, ihm überlaffen werde. Diefem Antrag 
ward Seiten eines dem Borfchußverein im Rang vor⸗ 
ausgehenden Hypothefarier, M., ausdrücklich widers 
fprochen, und von dem letzteren gleichzeitig unter 
Bezugnahme auf 8.436. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
bie Hortftellung der auf Antrag des Vorfchußvereing 
eingeleiteten Sequeftration für feine, des M., Rech— 
nung beantragt. Das Proceßgericht trat in beiderlei 
Beziehung, troß der von dem Vorſchußverein erhobe- 
nen Remonftration, und obwohl namentlich derfelbe 
geltend machte, daß M. noch gar nicht Klage angeftellt 
habe, mithin feinerfeits mit erecutivifchen Anträgen 
vorzugehen nicht befugt fei, der Anficht des M. bei, 
und verfügte namentlich, daß vom 1. April 1869 an 
die Sequeftration auf Rechnung des M. fortgeftellt 
werben folle. 

Auf Appellation des Vorſchußvereins erging im 
Juni 1869 folgende Verordnung bed Königl. 
Appellationsgerichts zu Leipzig: 
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„Dem Königl. Appellationsgericht find die Rechts— 
mittel vorgetragen worden, welche der £.’er Vorſchuß⸗ 
verein BI. — Act. gegen die von dem Gerichtsamt X. 
DI. — gefaßten, die Sequeftation des zu dem E.’fchen 
Nachlaffe gehörigen — Haufes betreffenden Entjchlie- 
ßungen gerichtet hat. x. 

Das ernannte Gerichtsamt hat 

J. die von dem &.’er Borfchußverein BI. — bes 
antragte Anweifung bed Gequefters, Zinfen von 
Gapitalien, welche auf dem obbezeichneten, hülfsweife 
fequeftrirten Grundftüde für Vorhypotheken haften, 
nicht weiter aus dem Fruchtertrage des Hülfsobjects 
auszuzahlen, verweigert, und das hiermit zufammen- 
hängende Geſuch des nämlihen Borfchußvereins 
DI. —, den von dem Sequefter nah Bl. — an das 
gerichtliche Depofitum abgelieferten Sequeftrationd« 
ertrag an 500 Thlen. — — an ihn, den Vorſchuß⸗ 
verein, als denjenigen Hypothefengläubiger auszus 
zahlen, welcher die Sequeftration ausgebracht habe, 
abgeichlagen, ferner 

I. beſchloſſen, dem Antrage eines älteren Pfand- 
gläubigerd M. Bl. —, es möge vom 1. April 1869 
an die angelegte Sequeftrationsrechnung zu feinen 
Gunſten fortgefegt werben, ftattzugeben. 

Dem Beichluffe unter I. liegt die Anficht zu Grunde, 
daß die Zinfenforderungen der Vorhypothekarier als 
onus fructuum der Sequeftrationsmaffe zur Laft fal- 
len, dem Beſchluſſe unter IL. die Auffaffung, daß das 
Gefuh des älteren Gläubigers in der Beftimmung 
bes $. 436. des bürgerl. Geſetzbuchs Rechtfertigung 
finde. Gegen jeden diefer Befchlüffe ift ein befonderes 
ald „Appellation und Beſchwerde“ bezeichnetes Rechts⸗ 
mittel gerichtet worden und das Königl. Appellations- 
gericht hat fich für die Beachtung des einen, wie des 
anderen entjchieben. ıc. 

Zu I 

— — Die Entjhließung darüber, ob die Seque- 
ftrationsmaffe in gleicher Weife, wie mit Abführung 
der auf dem fequeftrirten Grundftüde haftenden öffent- 
lichen Abgaben und Reallaften, auch mit der Berich- 
tigung der laufenden Zinfen der darauf prioritätifch 
verficherten Hypothefencapitale zu belaften fei, hängt 
von der Beantwortung der Frage ab, ob diejenige 
diligentia boni patrisfamilias, welche der Sequeftra- 
tionsrichter bei der zwangsweifen Ausübung des zur 
Eigenthumsfphäre des Pfandfhuldners gehörigen, 
und mit Anlegung der Sequeftration von dieſem 
Eigenthumsrecht abgelöft zu denfenden Nutzungsrechts 
zu bethätigen habe, zu der Kürforge für die Tilgung 
der laufenden Zinfenanfprüdhe der Vorhypothekarier 
berechtige, wie verpflichte. Es foll nicht verfannt 
werben, daß fi für die bejahende Beantwortung 
erhebliche Gründe geltend machen laffen. Die ein- 


ſchlagenden rechtlichen Geſichtspunkte find bereits von 
dem Berfaffer der Widerlegungsfchrift BL. — hervor- 
gehoben worben*), und es ift nicht abzufehen, wie 
der Beichwerbeführer BL. — zu der Anficht hat ge- 
langen können, daß die Statthaftigfeit einer analogen 
Berüdfichtigung der in dem ususfructus liegenden 
Berbindlichkeiten durch die Bezugnahme auf die Bl. — 
erörterten Beftimmungen der 88. 414. und 415. des 
bürgerl. Geſetzbuchs widerlegt werde, ba die Frage, 
unter welchen procefjualifhen Borausfegungen die 
Frucht des Pfandobjects von der Hypothek des älte- 
ren Pfandgläubigers ergriffen werde, mit der Frage 
in feinerlei Weife zufammenhängt, ob nicht die Ber- 
wendung des Fruchtertrags zu pünftlicyer Tilgung 
der Zinfen der auf dem Grundftüde haftenden hypo⸗ 
thefarifchen Forderungen in das Bereich einer pfleg⸗ 
lihen Bewirthichaftung des Pfandobjects falle, ob 
nicht deshalb präfumirt werden dürfe, auf diefe Ver⸗ 
wendung würde von dem Gigenthümer, hätte ihm 
nicht das Zwangsmittel der Sequeftration Detention 
und Berwaltung entzogen, Bebacht genommen worden 
fein, und ob nicht ebendeshalb die nämliche Diligenz 
von dem zu Erhaltung und Schonung der Subftanz 
verpflichteten Sequeftrationsrichter zu beobachten fei. 
Es fallen indeß anderer Seits folgende Erwägungen 
in das Gewicht: 


Die Verpflichtung des Pfandfchuldners zu Tras 
gung der Abgaben und Reallaften ift eine Obliegen- 


*) Gs war bafelbft in der Hauptfache bemerkt worben: 
„Die Sequeftration — fagt mit Recht Gönner, Handbuch des 
gem. Procefies, Band IV. Seite 420. — richtet fih nad ben 
Grundfägen von Berwaltung fremder Güter. Sie erfolgt, 
aud wenn fie als Erecutionsmittel Plag greift, im gemeins 
famen Intereffe ver Betheiligten. Das Geſetz hat, um etwai- 
gen Uebergriffen des Gläubigers vorzubeugen, dem lehteren 
das Recht, in ben Befip und die Benugung des verpfändeten 
Grundſtücks gefegt zu werben, ausdrücklich benommen. Bergl. 
$.424. des bürgerl. Geſezbbuchs. Die Benugung bes Grund⸗ 
Rüde erfolgt vielmehr durch einen beiden Theilen, den Glaͤu⸗ 
biger, wie den Schuldner, aufgebrungenen Mandatar, das 
Proceßgericht, weldes die Adminiftration felbft übernehmen, 
ober durch einen beftellten Sequefter beforgen laſſen kann. In 
allen Fällen hat die Adminiftration in pflegliher Weife zu ges 
ſchehen; es find mithin, wie Steuern, Abgaben und Reparatur 
foften, fo auch bie Hypothefenzinfen zu berichtigen. Die 
Sequeftration bezweckt nur bie Befriedigung des Gläubigers 
aus den Nutzungen bes Pfandobjects; fie barf alſo nicht in 
einer Weife ausgeübt werben, melde das Pfand ſelbſt und das 
Gigentfumsreht des Schuldners durch Nihtabführung der 
Gapitalzinfen gefährbet. Es ift daher auch die Vorſchrift von 
$. 612. bes bürgerl. Gefegbuchs, wonach ber Nießbraucher alle 
Laften ber Sachen trägt, und für die laufenden Zinfen der zur 
Seit der Grftehung feines Nießbrauchs in das Hypothekenbuch 
eingetragenen Borberungen haftet, bei ber Sequeftration jebens 
fall analog in Anwendung zu bringen.” ꝛc. 

Anmerk. des Einf. 





beit, welche mit dem Gigenthumserwerbe und ber 
Subftanzerhaltung direct und untrennbar zuſammen⸗ 
hängt. Dies ift bei der hypothekariſchen Belaftung 
des Grundftüds mit zinsbaren Forderungen nicht der 
Ball. Sie erfolgt, wie die Erfahrung Iehrt, fehr 
häufig zu ganz anderen, mit bem Befige und ber 
Rupung des Grundftüds in Feinerlei Verbindung 
fehenden Zwede, und ein nothmwendiger Zufammen- 
bang zwiſchen Fruchtbezug und Berzinfung der Hypo⸗ 
thelenſchulden läßt fih deshalb für den conereten Fall 
wenigftens nicht vermuthen, ald weshalb denn auch 
das gemeine Recht die Berzinfung der auf der Sache 
haftenden Capitale nicht in den Obligationsverband 
zwifchen Ufufructuar und Gigenthümer verweift (zu 
vergl. Schweppe, das Rom. Privatrecht, Bd. 1. 
$. 297. p. 190.). — Sowie ferner die Thatfache der 
Sequeftrationsanlegung für fich allein feinen Anhalt 
gewährt, um mit Nothwendigkeit folgern zu bürfen, 
daß der Pfandfchulpner außer dem Fruchtertrage des 
jequeftrieten Grundftüds feine Mittel befige, noch zu 
erwerberr im Stande fei, um feiner Seits die laufen- 
den Zin ſen der hypothefarifchen Gapitale der älteren 
Pfandgläubiger während der Dauer der Sequeftration 
berichtigen zu fönnen, die Bl. — erwähnten abwei- 
enden Berhältniffe des vorliegenden Falles für das 
Princip einflußlos find, und ebenfowenig für bie 
Prineipfrage diejenigen Fälle entfcheidend werben 
fönnen, in denen ſich die Haftung des Schuldners 
auf ein Einftehen mit dem Pfandobjecte unter dem 
Ausſchlu ſſe jeder perfönlichen Haftung befchränft, fo 
würde auch der Sag, der Sequeftrationsrichter habe 
für die Erhaltung der Subftanz, und mit ihr dafür 
zu forgen, daß nicht durch eine Verabſaͤumung ber 
Berichtigung der Zinfen der Borhypothefarier die 
Gefährdung einer Provocation der legteren auf Sub» 
haftation, und mit ihr auf Vernichtung des Eigen- 
thums des Schuldners entftehe, bei conjequenter 
Anwendung zu dem Ergebniffe führen, die Seque- 
ftrationscaffe mit fortlaufender Tilgung der Zinſen⸗ 
‚ anfprüche der dem Sequeftrationsausbringer in ber 
Priorität nachftehenden Pfandgläubiger ebenfalls 
belaften zu müffen, da ber $. 435. des bürgerlichen 
Gefegbuchs den legteren die Füglichfeit jener Gefährs 
dung, ebenfo wie dem älteren Gläubiger gewährt. 
Endlich findet das Königl. Appellationsgericht in den 
BVorfchriften der 88. 435. und 436. einen beftimmten 
Hinweis darauf, daß es der Abficht des Geſetzbuchs 
entipreche, den das Verhältniß des vorgehenden zu 
dem nachftehenden Hypothefarier vegelnden allgemei- 
nen Grundfag, 

daß der vorgehende Pfandgläubiger bei Aus— 

übung pfandrechtlicher Befugniffe auf den nad» 

ftehenden gar keine Rüdficht zu nehmen braucht, 
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fondern dieſe Befugnifie der Regel nach fo aud« 
zuüben berechtigt ift, als eriftire feine weitere, 
ihm im Alter nachſtehende hypothefarifche Bes 
laftung des Pfandobjects (zu vergl. Sintenis, 
Handbuch des gemeinen Pfandrechts, 8. 68. 
p- 650 flg.), 
für das Befriedigungsmittel der Sequeftration auch 
auf das Berhältniß des Nachhypothekariers, welcher 
diefen Executionsmodus ergreife, zu dem vorgehenden 
Pfandgläubiger Anwendung auf fo lange, als fidh 
der leßtere nicht in der $. 436. bezeichneten Weife 
vigilant erzeige, zu geftatten, mit biefer Oeftattung 
den Ausbringer der Sequeftration zu dem Genuſſe 
des ohne Abzug der Zinfen der Borhypothefarier ge» 
wonnenen Fruchtertrags materiell zu berechtigen 
und mit ihr den Sequeftrationdrichter ber Pflicht zu 
entheben, im Intereffe des Schuldners für die Tilgung 
diefer Zinfen aus dem Sequeftrationgerlöfe forgen zu 
müffen. Es erfcheint denn auch diefe Auffaflung der 
betreffenden Paragraphen des bürgerl. Geſetzbuchs 
infofern von weſentlicher praftifcher Bedeutung, als 
mit ihre dem Nachhypothekarier in Fällen, in denen 
er ein Leerausgehen bei etwaniger Subhaftation des 
Pfandobjects vorauszufehen hat, unter Umftänden 
ein Weg eröffnet wird, durch Vigilanz in Anftellung 
der Pfandflage und durch frühere Ausbringung ber 
Sequeftration fich die Ausficht auf eine Befriedigung 
aus dem Fruchtertrage mit wahrfcheinlichem Erfolge 
für die Zeit zu fichern, bis zu welcher der minder 
wachſame Borhypothefarier zu dem Proceßſtadium 
gelangt fein werbe, das ihn in die Lage bringt, das 
Befugniß des Verbrängens ausüben zu fönnen, welches 
ihm der $. 436. gewährt. 

Diefe Erwägungen haben das Königliche Appella- 
tionsgericht beftimmt, fich für die dem Beſchwerde⸗ 
führer günftige Anficht zu entfcheiden, und ed fommt 
demnach nur noch in Frage, ob in dem gegenwärtigen 
Falle derjenigen Befchränfung, welche der Z.’jche 
Vorſchußverein felbit feinem Antrage auf Sequeftra- 
tion Bl. — beigefügt hatte, einwirkender Einfluß 
eingeräumt, und ob der Erklärung deſſelben BI. —, 
er ziehe feine frühere Zuftimmung zu der Belaftung 
der Sequeftrationscaffe mit Abführung der Zinfen- 
forderungen der Vorhypothefarier zurüd, Erfolg vers 
fagt werden dürfe. Dies ift nach dem Dafürhalten 
der jegigen Inftanz nicht der Fall. Denn geht man 
von der Anficht aus, daß dem fpäteren Pfandgläubi- 
ger, für defien Rechnung hülfsweife fequeftrirt wird, 
das materielle Recht zur Seite ftehe, jede Berüdfich- 
tigung der Forderungen ber älteren Gläubiger auf 
die Dauer der Nichtvigilanz derfelben bei Ermittelung 
des ihm zufommenden Reinertrags ablehnen zu duͤr⸗ 
fen, fo ift dieſe Berechtigung auch von dem Pfand» 
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ſchuldner und dem zu Folge auch von dem Sequeftra- 
tionsrichter anzuerkennen, und findet e8 der Ausbringer 
der Sequeftration in feinem Intereffe, um berfelben 
längere Dauer zu ſichern, die gedachte Befugniß zeit» 
weije nicht in Ausübung zu bringen und deshalb den 
Sequeftrationsrichter um Tilgung der Zinfenanfprüde 
der Vorhypothefarier aus dem Fruchterlöfe anzugehen, 
fo hat dem zwar ber Erecutiondrichter zu fügen, weil 
es in feiner Amtspflicht liegt, berechtigte Interefien 
des Hülfsgläubigerd eben fo wie die des Schulpners 
wahrzunehmen, er ift aber nicht ermächtigt, eine fpäs 
tere Zurüdziehung des Antrags unberüdfichtigt zu 
lafien, fobald der Sequeftrationgerfolg oder eine ver 
änderte Sachlage den Hülfsgläubiger beftimmt, auf 
die Ausübung der feiner freien Verfügung unterlie- 
genden Rechtszuftändigfeit zurüdzugreifen. Anzuneh⸗ 
men, das Gericht habe in dem gegenwärtigen Falle 
mit der Genehmigung und Ausführung des limitirten 
Sequeftrationsantrags Bl. — die Abficht verbunden, 
damit den Beihwerbeführer privatrechtlich zu vin- 
euliren, und mit demfelben ein pactum in favorem 
tertü, fei ed zu Gunſten des Pfandſchuldners oder 
der Zinfen halber intereffirten Vorhypothekarier, zur 
Entftehung zu bringen, entfpricht nicht den Berhält- 
niffen, da der Erecutiondrichter, welcher die beantragte 
Hülfshandlung der Sequeftration ausführt, dabei 
nicht ein Mandat des Antragftellerd übernimmt und 
vollzieht, jondern einen Zwangsact kraft feines rich- 
terlichen Amtes realifirt. Auch ift diefer Gefichtspunft 
in der Eingabe Bl. — nicht geltend gemacht worben. 
Was demnähft das gegen die Reſolution 
sub II. 
gerichtete Rechtsmittel anlangt, fo ift daſſelbe unzwei⸗ 
felhaft ald Appellation anzujehen, ba die angefochtene 
Entſchließung in collivirende Parteirechte eingreift. 
Das Königliche Appellationsgericht ift der Meinung, 
daß der $. 436. des bürgerl. Gejegbuchs, welcher im 
Wefentlichen materielleds Recht enthält, anderd und 
zwar fpecieller und beftimmter, ald geichehen, gefaßt 
worben fein würde, hätte es in ber Abficht der Legis— 
lation gelegen, damit für einen jpeciellen Fall die 
Erforderniffe der Pfandklage, zu denen Fälligfeit der 
Forderung gehört ($. 429. des bürgerl. Geſetzbuchs), 
und die proceflualen Borausfegungen der Huͤlfshand⸗ 
lung der Sequeftration — rechtliches Gehör des 
Pfandſchuldners, rechtökraͤftige Verurtheilung mit 
Geſtattung der Huͤlfsfriſten oder Herbeiführung des 
in dem $. 96. des Erecutiondgejeged vom 28. Februar 
1838 bezeichneten Stadiums des Erecutionsprocefles ıc. 
— zu bejeitigen.*) Die Acten liefern übrigens über 


*) Bergl. hiergegen bie Berorbnung bes K. Oberappellationss 
gerichts am Ende diefes Aufſatzes. Anmerk. dee Gin. 


eine Ausflagung des Pfanbfchuldners, des Nachlaſſes 
des E., Seiten des Appellaten feine Nachricht und 
es fann daher in dem vorliegenden Halle die Frage 
dahingeſtellt bleiben, ob der Wahl des Austruds 
„fortjegen” in dem $. 436. des bürgerl. Geſetzbuchs 
eine bejondere Bedeutung in Betreff des Theilungs- 
verhältniffes zwifchen dem verbrängenden älteren 
Gläubiger und dem zum Weichen genöthigten bis— 
herigen Sequeftrationsberechtigten beizulegen fei, oder 
ob damit lediglich die Anordnung der Eontinuität des 
Verfahrens und ihrer Rechtsfolgen — Entbehrlichkeit 
einer anderweiten Verpflichtung des Sequefters, Fort⸗ 
gültigfeit der von demfelben mit dritten Perfonen 
abgeichlofienen Rechtögefchäfte u. f. wm. — zum Aus- 
drucke gebracht werde. Die Füglichfeit einer sequestra- 
tio in vim securitatis endlich zu Sicherftellung des 
Klagerechts des Appellaten, deren Bl. — Erwähnung 
geihieht, würde ſchon dadurch für ausgefchlofien zu 
achten fein, daß zur Zeit eine Sequeftration in vim 
executionis in Wirkfamfeit befteht. Denn die An» 
legung einer Sicherheitöfequeftration würde Freiheit 
des Dispofitionsrechts des Pfandſchuldners über 
Nutzungsweiſe und Fruchtertrag vorausfegen, waͤh— 
rend die Hülfsfequeftration dem Pfandfchulpner die 
Ausübung des Nugungsrechts entzogen hat. 

An das Gerihtsamt im Bezirkögerichte 2. ergehet 
dem Allen nad) hiermit Verorbnung, den oben sub I. 
und II. bezeichneten Refolutionen feine weitere Folge 
zu geben, vielmehr 

zu L. den Anträgen des X.'ſcher Vorſchußvereins 
entjprechend mit der Bl. — und Bl. — nachgefuchten 
Auszahlung des Depofitalbeftandes von 500 Thlen. 
—⸗ —⸗ unter Kürzung der Sequeftrationgfoften, dafern 
biefer Auszahlung nad den derzeitigen Ergebnifjen 
der Sequeftration andere Bedenken als die Rüdficht- 
nahme auf den DI. — gedachten Zinfenbedarf nicht 
entgegenftehen, zu verfahren, auch den Sequefter in der 
DI. — erbetenen Maaße anzuweifen, 

zu IL die Sequeftration des Nachlaßgrundſtücks 
Fol. — des Grund und Hypothekenbuchs für die 
Stadt L. für Rechnung des F.'er Vorſchußvereins 
fortzuftellen und die Bl. — und Bl. — beantragte 
Fortfegung derjelben für Rechnung des Appellaten, M., 
als zur Zeit unftatthaft abzulehnen.” 

M. faßte bei diefer, Verordnung Beruhigung. 
Dagegen ftellte nunmehr ein anderer, noch älterer 
Hypothefarier, W., ven Antrag, auf feine Rechnung 
die Sequeftration des Haufes fortzufegen, indem er 
bemerkte, daß ihm das Bedenken, welches Das Königl. 
Appellationsgericht Leipzig dem Antrage des M. ent- 
gegengehalten habe — daß nämlich M. wider den 
Pfandſchuldner noch nicht mit der Pfandklage auf 
getreten ſei —, nicht entgegenftehe, da wegen feiner, 





bes W., Hypothelenforberung bereits beren frühere 
Inhaberin, feine Eeffionarin, die verehel. Sch., im 
Jahre 1867 Erecutionsklage erhoben gehabt, dieſe bei 
der Geffion des Capitals ihm, dem Geffionar, zum 
Ueberfluß auch das Recht, den Proceß, wie er liege, 
fortzuftellen, ausdrüdlih mit abgetreten habe, und 
von diefem Rechte hiermit jeinerjeitd Gebrauch ge- 
‚macht werde. 

Das Gericht befchloß nunmehr, die Sequeftration 
für Rechnung des W. fortzuftellen. Auch gegen dieſe 
Refolution remonftrirte und appellirte der Borjchuß- 
verein zu F., indem er namentlich unter Bezugnahme 
auf eine frühere Entſcheidung des K. Appellations- 
gerichtd zu Leipzig das formelle Recht des W. beftritt, 
den von feiner Gedentin, der verehel. Sch., begonnen 
gewejenen Erecutionsproceß ohne Weiteres fortzuftellen, 
und verlangte, daß W. zu neuer Klaganftellung ver- 
wiefen werde. 

Hierauf erging im September 1869 folgende Ver⸗ 
ordnung des Königl. Appellationdgerichts zu 
Leipzig: 

„Der Appellation, welche der Vorſchußverein zu &. 
BI. — gegen die Bl. — erfichtlihe Refolution ein» 
gewendet und welche das Gerichtsamt im Bezirks, 
gerichte 2. mittelft Regiftratur vom 17. Auguft diejes 
Jahres Anher zur Anzeige gebracht hat, ift Berüdfich- 
tigung nicht zu verfagen geweſen. 

Das Königliche Appellationsgericht hat Sich für 
die Anficht entfchieden, daß der Geffionar, befteht das 
Dbject der Abtretung in einer dem abtretenden Gläus 
biger rechtöfräftig zuerfannten Forderung, auf Grund 
der Eondemnatoria, die der Eedent erlangt hat, weder 
Einleitung des Hülfsverfahrens, noch Yortftellung 
des auf Antrag ded Cedenten bereits eingeleiteten 
Hülfsverfahrens zu verlangen berechtigt, vielmehr 
wegen BVerwirflihung der ihm abgetretenen actio 
judieati auf den gewöhnlichen Proceßweg und, ver- 
mag er die Geffion durch eine der Diffeifion entzogene 
Urkunde zu befcheinigen, auf Anftellung einer Erecu- 
tiondflage verwieſen ift. 

Die gegenwärtige Inftanz hat diefer Anficht wie- 
derholt, fo ſchon im Jahre 1856 in Rechtsfachen 
Klemme */. Schröter, Gerichtdamt Döbeln, nr. 1082. 
der Regifttande B. vom Jahre 1856, und fo auch 
neuerdings in der von dem Appellanten Bl. — ers 
wähnten Rechtsſache Eberts "/. Bremme, Gerichtsamt 
Leipzig IL. or. 266. der Regiſtrande B. II. vom Jahre 
1868 Folge gegeben, und fo auch in der Rechtöfache 
Mafchers '/. Mofig, Gerichtsamt Leipzig II. nr. 105, 
der Regiftrande B. IL. vom Jahre 1868 auf die naͤm⸗ 
liche Anficht verwiefen. 

Es beruht dieſelbe im Wefentlihen auf einer 
Berüdfihtigung des Satzes, daß das Hülfsverfahren 
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ber Sache nach ein Eontumacialverfahren ift (zu vgl. 
von Bayer, Vorträge über den gemeinen ordentlichen 
Civilproceß, $. 338. p. 1119. 8. Aufl). Die zu 
der urfprünglichen obligatio acceſſoriſch hinzutretende 
Jubicatsobligation hat für den Gläubiger eine zwie⸗ 
fache Bedeutung, zunaͤchſt eine materiell vechtliche 
und öfonomifche, infofern fie die Hagbar gemachte 
Obligation endgültig feftftellt und diefelbe dem Gläus 
biger in dem feftgeftellten Gehalte erceptionsfrei ger 
währt. Denn die Einwendungen, deren ber $. 21. 
des Erecutionsgefeged vom 28. Februar 1838 gedenkt, 
find Einreden, die nicht gegen die urfprüngliche For— 
derung, ſondern nur gegen die Yubicatsobligation 
geltend gemacht werben fünnen. Jener Vortheil ift 
ed, welcher den cejfionsweilen Erwerb der Judicats⸗ 
obligation begleitet. Diejelbe hat aber auch eine rein 
procefjuable Bedeutung, infofern fie für den ver 
urtheilten Schuldner eine neue Berbindlichkeit, die 
Verpflichtung, den in der Eondemnatoria enthaltenen 
tichterlichen Leiftungsauftrag zu erfüllen, begründet 
und mit ihr dem Kläger die Bergünftigung verfchafft, 
die entjprechende actio judicati durch eine einfache 
Imploration, buch den Antrag auf Einleitung des 
Gontumacialverfahrens zu realifiren, welches der Rich⸗ 
ter unter der Bezeichnung eines „Hülfsverfahtens‘ 
nad) den dafür beſtehenden gefeplichen Borfchriften in 
Vollzug zu ſetzen hat (zu vergl. die Ausführungen bei: 
Unger, Syſtem des allgemeinen öfterreichifchen Pri⸗ 
vatrechts, Bd. 2. $. 133. p. 676—687.). 

Der Anſpruch auf. dieſes Contumacialverfahren 
ift aber fein ceffibler; denn das verurtheilende Er⸗ 
fenntniß bezeichnet dem Schuldner ein beftimmtes 
Vermögen, das des Klägers, ald das empfange- 
berechtigte, ein Ungehorfam des Schuldners gegen 
den tichterlichen Befehl fann mithin nicht angenom⸗ 
men werden, wenn bie Leiftung für ein anderes Vers 
mögen als das in dem richterlichen Befehle bezeichnete 
verlangt wird. Vielmehr bedarf ed in diefem Falle 
eines anderweiten, eines neuen Leiftungsauftrags bes 
Richters, welcher dem Schuldner aufgiebt, die Leis 
ftung an den Geffionar des Klägers zu bewirfen, wie 
denn auch im Falle der Abtretung der Judicats⸗ 
obligation dem Schuldner das rechtliche Gehör in 
Betreff des Sachlegitimationspunktes und rückſichtlich 
etwaiger Compenfations» und fonftiger Einreden nicht 
verjagt werden darf, bie für ihm in Folge des Webers 
gangsd der Forderung in ein andered Vermögen zur 
Entftehung gelangt fein fünnen, und bie er dem Ver⸗ 
mögen des Cedenten gegenüber nicht gehabt hat. 

In dem vorliegenden Falle nun iſt die Eapital- 
forderung an 5000 Thle. —⸗ —» mit Zubehör an 
Zinfen und Koften, welche für bie verehel. Sch. auf 
dem zu dem Nachlaſſe des E. gehörigen Hausgrund« 
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ftüde Fol. — des Grund» und Hypothelenbuchs für 
bie Stadt 2. hypothekariſch gehaftet hat, mittelft 
Eeifion vom 4. Januar 1868 dem Impetranten, W., 
abgetreten worden, und der Mebergang der Forderung 
ber Schuldnerin, die Wittwe und Univerfalerbin des 
E., und dritten Perfonen gegenüber, am 22. Juni 
1869, dem Tage des Geffiondeintrags, wirkſam ge- 
worben (zu vergl. der den Acten beigelegte Recogni- 
tionsfchein vom 22. Juni 1869). Nach Ausweis 
des Beilagöfascifels „verehel. S. "/. verw. C.“ Bl. — 
DI. — und Bl. — hatte die Cedentin, die verehel. 
Sch., bereit8 am 11. October 1867 Erecutionsflage 
erhoben; die in Gemaͤßheit des Erecutiondgefepes 
$. 86 fig. erlaffene, vom 20. November 1867 datirte 
Auflage war am 11. December 1867 der Schulbnerin 
behändigt, die darin geſetzte Zahlungsfrift am 7. Ja— 
nuar 1868 einwandlos abgelaufen, und e8 war bems 
nad) das Erecutionspräcept vom 20. November 1867 
von da ab nach 8. 96. des Erecutionsgefeges für bie 
Cedentin an die Stelle einer rechtskraͤftigen Ber- 
urtheilung ber verw. C. getreten. Berlangt nun 
bermalen, wie BL — der Hauptacten gefchehen ift, 
ber Impetrant ald Ceſſionar der verehel. S. unter 
Bezugnahme auf diefe Vorgänge und auf den am 
22. Juni 1869 erfolgten Geffionseintrag Fortftellung 
ber zu Gunften eines Nachhypothefarierd, des £.'er 
Vorſchußvereins — des jehigen Impetraten und 
Appellanten —, hülfsweife angelegten Sequeftration 
des Pfandobjects für feine, des Impetranten, Rech⸗ 
nung, mithin die Bornahme eines Hülfsactes, zu der 
fi der Erecutionsrichter nur dann für ermächtigt 
achten fönnte, wenn Liquidität des Ungehorfams der 
Schuldnerin gegen einen richterlichen Leiftungsbefehl 
vorläge, fehlt e8 aber in den Acten an einer ſolchen 
Liquidität, da die obenerwähnte, von der verehel. Sch. 
ausgebrachte Erecutionsauflage vom 20. November 
1867 der Schulpnerin eben nur das Vermögen der 
Eedentin, nicht das des Impetranten, als forderungs⸗ 
berechtigt bezeichnet hatte, jo erjcheint auch der Wider: 
fpruch des £.’er Vorſchußvereins BI. — und Bl. — 
beadhtlih. Denn, wie bereits in der Bl. — erficht- 
lichen Verordnung des Königlichen Appellations- 
gerichts vom 15. Juni 1869 hervorgehoben worden 
ift, erheifcht die Ausübung des Befugniffes des Ber- 
brängens, welches der 8.436. des bürgerlichen Gefeh« 
buchs dem Borhppothefarier gewährt, nothwendig 
eine Liquidſtellung der proceffunlen Vorausfegungen 
der Hülfshandlung der Sequeftration, und der in 
der Priorität nachftehende Pfandgläubiger darf nicht 
eher zum Weichen genöthigt werben, als bis der ihm 
vorgehende Hypothefarier dem Erforderniſſe diefer 
Liquidftellung Genuͤge geleiftet hat. Es handelt fich 
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mifhung des Impetraten in einen zwifchen dem Im—⸗ 
petranten und ber verw. E. anhängigen Erecutiond- 
proceß. Denn nicht ein Ereipiren ex jure tertii, der 
Schuldnerin, ift ed, auf welches fih das Wider⸗ 
fpruchsrecht des Impetraten ftügt, ed gründet fich das 
fegtere nicht auf den Einwand, daß zunaͤchſt bie 
Schuldnerin mit Ausftellungen, die fie gegen bie 
Sadılegitimation des Impetranten erheben fönne, 
oder mit Ausflüchten gehört werden müffe, die ihr 
dem Bermögen ded Impetranten gegenüber zur Seite 
ftünden, fonbern auf den Einwand, daf es an einer 
vechtöfräftigen Gondemnatoria, ebenfo wie an einer 
nach 8. 96. des Erecutionsgefeges derfelben gleich. 
ftehenden Erecutionsauflage gebreche, welche dem 
Impetranten einen Anfpruch auf die Vornahme eines 
Eontumacialzwangsactes, die Verfügung der Seque⸗ 
firation, gewähre und mit biefem Anſpruche die 
Berechtigung, ihn, den Impetraten, ald den zur 
Zeit vigilanteren Pfandgläubiger zum Weichen zu 
bringen. 

Als einflußlos ift es deshalb auch nad dem 
Dafürhalten der jegigen Inftanz zu betrachten, daß 
die verehel. Sch. in der Bl. — gedachten Eeffiond- 
urfunde dem Impetranten ausvrüdlic und fpeciell 
das Recht abgetreten hat, „den von ihr eingeleiteten 
Erecutionsproceß fortzufegen”. Denn die Zuftän- 
digkeit, auf Grund der Erecutiondauflage vom 
20. November 1867 (Bl. — des Beilagsfascikels) 
und wegen Ungehorfam der Schuldnerin gegen bie 
darin enthaltene vichterliche Zahlungsbeveutung bie 
hülfsweife Beitreibung der Forderung zu verlangen, 
war nad) dem Obenbemerften an das Vermögen der 
Cedentin gebunden, von diefem nicht ablösbar und 
ebendeshalb der Dispofition der letzteren entzogen. 
Dagegen bedarf es feines Eingehens auf die Frage, 
ob nicht nach der Auffafjung, die in dem Vorſtehen⸗ 
den dargelegt worden ift, der Widerſpruch des Appel 
lanten ſelbſt dann beachtlich geblieben fein würde, 
wenn eine gerichtlich oder notariell anerfannte Erflä- 
tung der Schuldnerin zu den Acten gelangt wäre, 
daß fie weder die Sachlegitimation des Impetranten 
zu beftreiten, noch aus deſſen Perſon abgeleitete Ein» 
reden gegen benfelben geltend zu machen gefonnen 
und im Stande fei. Denn eine derartige Erflärung 
der verw. C. ift nicht actenfundig geworden. 

In Erwägung deflen ergehet hiermit an das 
Gerichtsamt in dem hiefigen Bezirkögerichte Verord⸗ 
nung, dem angefochtenen Beſchluſſe Bl. — feine 
weitere Folge zu geben, vielmehr die Sequeftration 
des Nachlaßgrundftüds Fol. — für Rechnung des 
Impetraten fortzuftellen und die Bl. — beantragte 
Fortfegung derfelben für Rechnung des Impetranten 
als zur Zeit unftatthaft abzulehnen.” ıc. 


/ 





Gegen diefe Berorbnung appellirte nunmehr ber 
Gläubiger W. Er bemerkte unter Anderm: „Die 
Entſcheidung zweiter Inftanz erfcheine weder mate- 
riell noch formell gerechtfertigt. Im erfterer Bezie⸗ 
bung beftimme $. 964. des bürgerl. Geſetzbuchs, daß 
in der Regel Forderungen jeder Art, ſowohl klagbare 
als noch nicht fällige, ebenfo auch bedingte und un⸗ 
gewifle Gegenftände ber Abtretung fein fönnten. Das 
Berbot der Eeffion litigiöfer Forderungen fei in den 
Motiven des Geſetzbuchs ausdrücklich als hinfällig 
begeichnet worden; das leptere fenne von der Geffi- 
bilität aller Rechte nur zwei in $. 964. und 968. 
georbnete Ausnahmen, von denen feine hier einfchlage. 
Auch die Verordnung beftteite an fi die Zuläffigfeit 
der Abtretung der actio judicati nicht; allein fie wolle 
ben Geffionar wegen deren Geltendmachung auf den 
gewöhnlichen Rechtöweg verweifen. Es fei aber ein 
Widerſpruch, die actio judicati als eine ceffible an- 
juerfennen, und doch dem Geffionare zu unterfagen, 
daß er diefelbe in der einzigen Form, in welcher fie 
in dem heutigen Proceßrechte vertreten werde, d. i. 
mittelft Stellung des Hülfsantrags, 

vergl. — für R. u. V., N. F. Bd. 16. 

S. 1 
geltend zu — Ueberdies beſtimme 8. 969. des 
buͤrgetl. Geſetzbuchs ausdruͤcklich, daß der Z. neue 
Glaͤubiger die Forderung in dem Umfange, in 
welchem ſie dem Abtretenden zugeſtanden, 
erwerbe, und auch die Nebenrechte des Cedenten 
auf dieſen neuen Gläubiger uͤbergingen. Diefe Neben⸗ 
rechte feien nicht blos materieller, fondern auch 
formeller, insbefondere proceßrechtlicher Akt. 
Die Erl. Proc.»Orbn. ad Tit. XVIL 8. 2. enthalte 
ausdrückliche Beftimmungen für den Fall, wenn ein 
Proceß „ad successores singulares übergehe‘; es 
folge aus deren Vorfchrift, wonach dieſe successores, 
wenn fie ſich nicht von dem Proceß losfagen, denſel⸗ 
ben „in dem Zuftande, wo er fich finde, fortzufegen” 
verbunden feien, von felbft, daß fie zu der gleichen 
Fortfegung auch für berechtigt erachtet werben 
müßten. 

Bergl. Biener, Systema, $. 326. bei Note 4. 
Oſterloh, Proceß, $. 370. bei Rote 17. 
Siebenhaar, in der Zeitfchr. f. R. u. V., N. F. 
Bd. 28. ©. 302. 
Daß der Schluffag von 8. 969. cit., wonach „ein 
bloßer Rechtsgrund zu Grwerbung von Reben- 
rechten, welche dem abtretenben Gläubiger zugefoms- 
men, von dem neuen Gläubiger nicht geltend gemacht 
werben fönne”, micht entgegenftehe, ergebe ſich aus 
den Bemerkungen von 
Siegmann, Annalen des K. Oberappellations- 
gerichts, N. F. Bv.1. S.460, namentl. S. 464. 
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— — Die ganze Deduction der zweiten Inftanz 
berube auf einem Satz des Proceßlehrers Bayer, in 
welchem lebiglich auf eine nach gewiſſen Richtungen 
bin flattfindende Analogie habe hingewieſen werben 
follen. Im gleicher Weife beruhe aber auch jede 
techtöfräftige Entfcheidung auf einem Contumacial⸗ 
verfahren, das ift auf dem Eintritte gewifler, nad) 
gefeglicher Vorfchrift ven Parteien Gerichtswegen vor⸗ 
gezeichneten Präjubicien. Nach der Anficht der zwei⸗ 
ten Inſtanz müßte mithin confequent die Eeffibilität 
der actio judicati überhaupt beftritten werben. ıc. — 
Formell fei die Entfcheidung nicht gerechtfertigt, 
weil zu Aufftellung von Einwendungen wider bie 
Fortftellung der Erecutiondflage nur der abgetretene 
Schuldner, nicht aber der Vorfchußverein, berechtigt 
gewejen, erfterer aber feine Einwendung erhoben habe. 
Ueberbies bebürfe ed zu der Ausübung des in 8.436. 
ded bürgerl. Geſetzbuchs georbneten Befugnifies des 
älteren Pfandgläubigers gar nicht der vorherigen 
Anftellung der Pfandflage, fondern, wie auch aus 
ber Bemerkung in dem Siebenhaar’fchen Eommentar 
zu 8. 436. hervorgehe, nur eines einfachen Antrages 
des Älteren Hypothefariers, deſſen bezügliches Recht 
von 

Siegmann, Annalen, N. F. Br. 3. S. 171. 
ſehr richtig als ein „Befugniß zu interveniven” be 
zeichnet werde. Derfelbe fuche durch diefe Interven- 
tion das ihm eventuell an den Früchten des Pfandes 
zuftehende befiere Recht zur Geltung zu bringen, und 
brauche daher, jo wenig wie der in ähnlicher Lage 
befindliche Intervenient nach $. 55. des Erecutiond- 
geſehes nachzuweiſen, daß er fein befferes Recht bereits 
wider den eigentlichen Schuldner Hagend geltend ge⸗ 
macht habe. Die Anficht der zweiten Inftanz ſei 
endlih auch mit der offen vorliegenden Intention 
des Gejepgeberd, durch die Dispofition von 8. 436. 
den älteren Gläubiger vor den nachtheiligen Folgen 
einer durch den fpäteren Hypothefarier ausgebrachten 
Sequeftration zu fügen, nicht vereinbar, da der 
ältere Gläubiger nach diefer Anficht jedenfalls für 
die Dauer ded von ihm erft anzuftellenden Erecu- 
tionsprocefies, in Fällen aber, wo für ihn z. B. wegen 
bedungener längerer Unfkünbbarfeit die Pfandflage 
noch nicht actio nata fei, „feines Rechtes an den 
Früchten” ganz und gar verluftig gehen würde.” ıc. 


Hierauf erging im December 1869 folgende refor⸗ 
matorifche Verordnung: 


„Das Königl. Oberappellationdgeriht hat nach 
angehörtem Bortrag der Appellation, welche W. in 
Sachen feiner, Impetrantens, wider den X.'er Bor« 
fhußverein, Impetraten, BI. — — eingewenbet bat, 
befagtem Rechtömittel, und zwar im Wejentlichen aus 





den von dem Appellanten BL. — geltend gemachten 
Gründen, Beachtung nicht verfagen können. Zunör- 
derft vermag Man in jegiger Inftanz ſchon der Bl. — 
aufgeftellten Anficht, daß der Geffionar, wenn das 
Object der Abtretung in einer dem abtretenden Gläus 
biger rechtöfräftig zuerfannten Forderung beftehe, auf 
Grund der von dem Gedenten für ſich erlangten Ver⸗ 
urtheilung weder Einleitung des Hülfsverfahreng, 
noch Fortftellung der auf Antrag feines Eedenten 
bereitö eingeleiteten Execution zu verlangen berechtigt, 
vielmehr wegen Verwirklichung des ihm abgetretenen, 
wenn auch bereitö durch eine rechtöfräftige Verurthei⸗ 
lung gefbügten Rechtes auf den geeigneten, mit ber 
actio judicati zu verfolgenden Proceßweg zu verweis 
fen fei, nicht beizutreten. Auch von den Lehrern des 
gemeinen Procefles (3. B. von Wetzell, Syftem des 
ordentlichen Givilprocefied, 2. Ausgabe $. 47. bei 
Note 117.a. Seite 542 fig. und $. 48. Eeite 547.) 
wird die Annahme eines principiellen Unterjchiedes, 
welcher zwijchen der dem älteren Rechte angehörigen 
actio judicati und dem im neueren Rechte an deren 
Stelle getretenen Antrage auf Einleitung der Erecus 
tion obwalten fol, entſchieden in Abrede geftellt und 
darauf hingewiefen, daß beide Rechtsmittel nur ald 
äußerlich und in ihrer formellen Behandlung ver- 
ſchieden, im Weſen der Sache aber ald eines und 
dafjelbe aufzufaſſen feien. In dem Sächſiſchen Rechte 
ift überdies die fogenannte Judicatsklage nad der 
Anficht des Königlichen Oberappellationdgerichts 

zu vergl. Zeitfchrift für Rechtöpfl. u. Verw., 

N. 8. Band 16. Seite 189. 

durch das in dem Gefege vom 28. Februar 1838 
geregelte Verfahren dergeftalt verdrängt, daß biefelbe 
jede praftifhe Bedeutung verloren hat und, wenigftend 
foweit fie auf eine von einem inländifchen Richter 
gefprochene, der Erecution fähige Sentenz geftügt 
werden fol, als ein felbftftändiges Rechtsmittel über- 
haupt nicht mehr in Frage fommen fann. 

Aber auch abgefehen hiervon, ftehen der Anficht 
der vorigen Inſtanz noch weitere Bedenken entgegen. 
Iſt es naͤmlich auch an fich richtig, daß jedes weitere, 
auf die Rechtöfraft einer verurtheilenden Sentenz ge 
gründete Verfahren auf der doppelten Borausjegung 
ber vorausgegangenen Auflage, etwas zu leiften, 
einer und eines diefer Auflage gegenüber bewiefenen 
Ungehorſams der verurtheilten Partei andererfeits 
beruht, fo folgt doch dieſer Ungehorfam nicht etwa 
erft aus der Richtbefolgung der in dem Hülfsverfahren 


Rebacteur: Appellationsraih Werner. 
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erlaffenen Leiftungäbefehle und aus dem Ablaufe der 
dabei dem Schuldner gefegten Friſten, fondern er 
tritt ohne Weiteres fchon dann ein, wenn der Beklagte 
der in dem Nichterfpruche enthaltenen Verurtheilung 
nicht fofort nachfommt. Auch diefe Borausfegungen 
find fomit beiden vorgedachten Rechtsmitteln ge 
meinfam. 
(Schluß folgt in der nähften Nummer.) 


Miscellen. 


Unzeige nen ergangener Gefege nud Der- 
orduungen. Das b. Stüd des Geſetz⸗ und Ver 
orbnungsblattes für dad Königreich Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 30. Geſetz, die Aufhebung bed Inftituts der 
Gommunalgarbe betreffenn, vom 3. März 1870. No. 31. 
Bekanntmachung, die Bewilligung der von dem Vorſchuß⸗ 
vereine zu Lengefeld erbetenen Ausnahmen von beftchen- 
den Gefegen betreffend, vom 8. März; 1870. No. 32. 
Decret, die Beflätigung der Satzungen für bie evanges 
lifche Freiſchule zu Dresden betreffend, vom 8. März 
1870. No. 33. Berorbnung, die Verſchmelzung der 
amtöthierärztlihen Prüfung betreffend, vom 9. März 
1870. No. 34. Geſetz, einige Beftimmungen über das 
Vollftredungsverfahren im Wechfelprocefje und im der 
beim Handelögerichte zu Leipzig zu verhandelnden Rechtö- 
fachen betreffend, vom 14. März; 1870. No.35. Geſetz, 
die Uebernahme des Unterftügungsfonds für die Hinter 
laffenen der zu Burg verunglüdten Bergleute auf bie 
Altersrentenbank betreffend, vom 15. März 1870. 


Das 6. Stück des Geſetz⸗ und Verorbnungd« 
blattes für das Königreih Sachſen (vom Jahre 1870) 
enthält: 

No. 36. und No. 37. Geſetz, die Preffe betreffend, 
und Ausführungsverorbnung dazu, vom 24. März 1870, 
No. 38. Bekanntmachung, die Bewilligung der vom 
Vorſchußvereine zu Flöha erbetenen Ausnahmen von 
beftehenden Gefegen betreffend, vom 23. März 1870. 
No. 39. Bekanntmachung, die Bewilligung der von dem 
Spar- und Vorfchußvereine zu Mohorn erbetenen Aus» 
nahmen von beftehenden Geſetzen betreffend, vom 23. 
März 1870. 


Difiein der Verlagshandlung. 
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(Säluß des S. 176. abgebrohenen Rechtsfalles.) 


Auch die actio judicati feßt, fol fie von dem 
Ceffionar angeftellt werben, die Uebertragbarfeit und 
die wirflich erfolgte Uebertragung der aus dem Un- 
gehorfam des verurtheilten Schuldners dem Cedenten 
entftandenen, zunaͤchſt dem Vermögen dieſes letzteren 
zuftehenden Forberungsrechte voraus. Die Bedenken, 
welche von der vorigen Inſtanz Bl. — einer auf den 
Antrag eines Geffionars zu bemwirfenden Einleitung 
oder Fortſetzung des Erecutionsverfahrens entgegen 
gehalten worben find, würben daher, wären fie an 
fih begründet, folgerichtig mit ganz gleichem Rechte 
auch einer von dem Geffionar anzuftellenden Judicats⸗ 
Hage entgegen geftellt werben können. 

Nach der Anficht der gegenwärtigen Inftanz man⸗ 
gelt es jedoch an einer folchen Begründung gänzlich. 
In dem Hinblide auf die Beftimmung in $. 966. 
des bürgerl. Geſetzbuchs würde von einem der Ueber⸗ 
tragung jener Rechte und Befugnifle entgegenftehenden 
rechtlichen Hinderniffe nur dann die Rede fein Fön» 
nen, wenn entweber bie Geltendmachung berfelben 
eine nicht übertragbare Eigenfchaft des Cedenten vor- 
ausfegte, oder der Inhalt der Forderung durch bie 
keiftung an einen Andern, ald den urfprünglichen 
Gläubiger, feinem Wefen nach eine Veränderung er- 
leiden müßte. Weder das Eine noch das Andere ift 
im Zweifel bei der Uebertragung der aus der Ein- 
leitung des Erecutiondverfahrens erlangten Rechte 
der Fall. Dagegen fann darin, baß die Leiftung 
für ein anderes Vermögen, ald das in dem rich- 
terlichen Befehle bezeichnete, verlangt wird, ein bie 
Uebertragbarkeit des bezüglichen Vermögensrechtes 
ausichließendes Moment nad) dem beftehenden Rechte 
nicht gefunden werden. Da vielmehr das bürgerliche 


Mene Folge Adıtzehnter Fahrgang. 
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Geſetzbuch das gemeinrechtliche, von dem Sächfifchen 
Gerichtsbrauche jedoch ſchon laͤngſt für antiquirt er» 
achtete Verbot der Geffion litigiöfer Forderungen nicht 
fennt, fo kann auch eine in Streit begriffene Forde⸗ 
rung Gegenftand einer Abtretung fein, und es beruht 
(wie Siebenhaar in der Zeitfchrift für Rechtspflege 
und Verwaltung, N. F. Band 28. Seite 302. hierzu 
bemerft) außer Zweifel, daß der Eeffionar die Forbes 
rung fo, wie fie fi in Verfolg des Rechtöftreites 
procefjualifch geftaltet hat, alfo mit allen für diefelbe 
eingetretenen Präjudicien erwirbt. 

Schon hiernach durfte dem eingewendeten Rechts⸗ 
mittel Beachtung nicht verfagt werben. Anlangend 
dagegen bie aus der Borfchrift in 8.436. des bürgerl. 
Geſetzbuchs eingeleiteten Bedenken, mag annoch Fol- 
gendes bemerft werben: 

Wie in den durch die Annalen des Königlichen 
Oberappellationsgerichts (N. F. Bd. III. S. 171 fig.) 
zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Erläuterungen 
der bier einfchlagenden Gefepeövorfchriften ausge 
fprochen worden ift, handelt es ſich bei dem in 
$. 436. des bürgerl. Geſetzbuchs gedachten Eintre- 
tungsbefugniffe um ein dem älteren Hypothefarier in 
Kraft feines befferen Rechtes eingeräumtes Inter 
ventionsreht. Daffelbe fügt fih auf die Eriftenz 
eines dem Imtervenienten zuftehenden, dem Rechte 
desjenigen, welcher die Sequeftration ausgebracht hat, 
ber Zeit nad) vorausgehenden hypothefarifchen Rech⸗ 
tes, und foll dem prioritätifchen Gläubiger in Gemäß 
heit der Vorfchriften in $. 410 flg. deſſelben Gefep- 
buchs in Betreff des Umfangs der Hypothefen nach 
dem Gegenftande der Berpfändung für den Fall 
der Gequeftration im Wefentlihen das gleiche 
Recht an den Früchten des bypothecirten Grund⸗ 
ftüds gewähren, welches ihm im Falle einer Sub- 
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haftation 8. 434. an dem aus der PVerfteige- 
zung des Grundſtücks gewonnenen Erlöfe 
zuſpricht. Schon hiernach bedarf es daher zu deſſen 
Begründung nur des Nachweiſes eines folchen beffern 
Rechtes. 

Augenſcheinlich würde auch, wie von dem Appel- 
lanten BL. — mit Recht bemerkt worben ift, das dem 
älteren Hypothekarier in der angezogenen Geſetzes— 
vorſchrift eingeräumte Recht, wollte man daſſelbe in 
der BI. — gedachten Art und Weife befchränfen, in 
ben meiften Fällen den jener pofitiven Vorfchrift zu 
Grunde liegenden Zwed gänzlich verfehlen und des— 
halb der Regel nach illuforifch werden. Auch würde 
es, hätte der Gefeggeber weiter nichts ausſprechen 
wollen, ald daß, wenn von zwei hypothekariſchen 
Glaͤubigern gleichzeitig die Sequeftration ausgebracht 
und erlangt worben wäre, dad Recht bes älteren 
Hypothekariers dem des fpäteren Gläubigerd präva- 
fire, im Hinblid auf die faft unmittelbar voraus⸗ 
gehende Beitimmung in $. 434. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs kaum einer befonderen gefeglichen Bor- 
fchrift beburft haben, und Feinesfalls würde dieſelbe 
fo, wie in $. 436. des bürgerlichen Geſetzbuchs ges 
fchehen, haben gefaßt werben fünnen. 

Dabei fann allerdings die Frage entftchen, was 
zu geichehen habe, wenn, nachdem der ältere Gläu- 
biger von dem ihm in 8.436. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs eingeräumten Rechte Gebrauch gemacht, der 
jüngere Gläubiger, welcher die Sequeftration zunächſt 
für ſich angebracht hat, auf fein diesfallfiges Necht 
verzichtet? 

Einer Beantwortung diefer Frage bedarf es jedoch 
in dem vorliegenden Falle um deswillen nicht, weil, 
wie gezeigt, das Recht des Impetranten ebenfalls 
bereit zur Erecution reif ift. 

Unter diefen Umftänden fann weiter auch bie 
Beantwortung ber von dem Appellanten Bl. — fig. 
angeregten Frage, ob und inwiefern nad) Lage ber 
Sade dem Impetraten ein Widerfpruchsrecht gegen 
den von dem Impetranten geftellten Antrag zugeftan- 
den habe, dahingeftellt bleiben. Vielmehr wird auf 
Grund der oben gedachten Erwägungen an das Ges 
richtsamt im Bezirfögericht Leipzig andurch verordnet, 
die angelegte Sequeftration in Betreff ded dem Im— 
petranten verpfändbeten Grundftüds dem BI. — flg. 
geftellten Antrage und der Bl. — gefaßten Entjchlies 
fung gemäß von dem 9. Juli 1869, als dem Tage 
des geftellten Antrags, an als für Rechnung des 
Impetranten geführt anzufehen und beziehentlich fort- 
zuſtellen.“ ꝛc. 


36. 


Der hypothekariſche Gläubiger iſt unbehindert, 
gleichzeitig Zwangsverſteigerung und Sequeſtra⸗ 
tion des verpfändeten Grundſtücks zu verlangen, 
beziehentlich, wenn er zwei hypothekariſche For: 
derungen hat, wegen der einen Zwangsverfügung, 
wegen der anderen Sequeſtration zu beantragen, 
und demgemaͤß frühere allgemein geſtellte Anträge 
zu mobifieiren, 


Mitgetheilt von 
Heren W. in F. 


Aus einer Verordnung bes Königl. Oberappel- 
lationsgerichts vom 12. März 1870: 

„Nach 8. 410 flg. des bürgerl. Geſetzbuchs if der 
Hypothefengläubiger zum Behuf feiner Befriedigung 
auf die Subftanz und auf die Früchte des Pfand— 
grundftüds verwiefen, und es fieht ihm nach $. 414. 
und 415. das Recht zu, fich den Anfpruch auf Befrie- 
digung aus den Früchten durch den Antrag auf 
Anlegung einer Sequeftration zu fichern. Wenn 
daneben in $. 424. beftimmt worden ift, es könne 
der Hypothefengläubiger zu feiner Befriedigung bie 
Zwangsverfteigerung, oder, wenn er zunaͤchſt aus 
den Früchten befriedigt fein wolle, die Sequeftration 
verlangen, auch, fo lange er nicht vollftändige Befrie- 
digung erlangt, die getroffene Wahl abändern, fo 
darf dies nicht fo verftanden werden, als ob ber 
Hypothefengläubiger gleichzeitig nur von dem einen 
oder dem anderen diefer Befugniffe Gebrauch machen 
dürfe, und mithin der Antrag auf Subhaftation den 
Antrag auf Sequeftration und die Fortführung einer 
bereit angelegten Sequeftration oder umgefehrt aus- 
fliege. Die hupothefarifche Sicherheit des Gläubi- 
gerd würbe wefentlich gefährdet fein, wenn er nicht 
neben dem Antrage auf Zwangsverfteigerung behufs 
der Befriedigung aus der Subſtanz auch noch den 
Anfpruch auf Befriedigung aus den unerhobenen und 
bis zur bevorftehenden Zwangsverſteigerung noch er 
wachſenden natürlichen und bürgerlichen Früchten 
vermittelt Anlegung der Sequeftration geltend machen 
fönnte. Die Tendenz der $. 424 flg. geht aber offen- 
bar nicht dahin, die Sicherheit der Hypothek zu be 
fchränfen, fondern im Gegentheile dem Gläubiger 
jeden gefeplich zuläffigen Weg zu feiner Befriedigung 
offen zu erhalten. Der Gegenfag, welchen der 8.424. 
enthält, liegt nicht in der Zwangsverfteigerung gegen⸗ 
über der Sequeftration, fondern darin, daß der Hypo- 
thefengläubiger nicht das Recht hat, in den Befig und 
die Benugung des verpfändeten Grunbftüds geſetzt 
zu werben, fondern nur das Recht, Zwangsverſteige⸗ 


rung und Sequeftration, oder auch nur eins von 
beiden zu fordern. 

Der Impetrat war alfo wohl befugt, auf Grund 
der Vorſchtift in 8. 436. zu verlangen, daß die auf 
Antrag des Impetranten angelegte Sequeftration für 
feine Rechnung fortgefegt werde, und wenn berfelbe 
fpäter erflärt hat, daß er die Sequeftration wegen der 
einen, die Zwangsverfteigerung aber wegen der ande 
ren von ihm ausgeflagten Hupothefenforderung bean- 
tragen wolle, jo ift dies eine Beichränfung feines 
früheren Antrags, zu welcher er im Berhäftniß zu 
dem Impetraten ohnzweifelhaft berechtigt war, ba 
feine Hypothefenforberungen dem Hülfspfandrechte 
ded Impetranten dem Alter nach vorgehen.” 

-(Bergl. hierzu auch Siebenhaar, Commentar, 

2. Aufl. Br. I. ©. 384. zu 8. 224.) 


37. 


Dad gehört zur formellen Begründung von 
"Klagen, welche gegen fogenannte Knappſchafts— 
verbände erhoben werden? 


Mitgetheilt von 
Heren —r in —u. 


Ein bei einem Kohlenwerke in der Eigenfchaft als 
Steiger bejchäftigt gewefener Bergmann, welcher im 
Dienfte in der Grube verunglüdt und in Folge deſſen 
arbeitsunfähig geworben zu fein behauptete, verlangte, 
geftügt auf gewiſſe Borfchriften der beſtehenden Knapp⸗ 
ſchaftsordnung die ihm als ——— gebuͤhrende 
Penſion. 

Er richtete ſeine diebſaliſige Klage wider den L.'r 
Knappfchaftsverband. 

Das betreffende Gerichtsamt behändigte Die Ladung 
zum Gütes und Rechtstermine dem Bergdirector K. 
ald „Borftand des L.'r Knappfchaftsverbandes”, 
welche Eigenfchaft diefem auch vom Kläger beigelegt 
ward. K. beftritt in einer vor dem anberaumten 
Termine beim Proceßgerichte bewirkten Eingabe, daß 
er Vorftand jenes Verbandes, welcher übrigens feines 
Wiſſens gar nicht mehr eriftire, fei, und er gab die 
ihm zugefertigte Klage nebft Ladung zurüd. Das 
Proceßgericht hielt indeflen feine Ladung unter Hins 
weis auf die VBorfchriften der Verordnung vom 18. März 
1867 unter III. 1. und 4. aufrecht. 

Im Termine erfchien dann auch fpäter K. und 
es wurden die Parteien zum rechtlichen Berfahren 
verwiefen. In demfelben reichte K. die fpecielle Klag- 
beantwortung nach Ablauf der gejeglich dazu verftat- 
teten Frift ein, er bat aber fpäter, unter Vorführung 
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fpeeieller Thatſachen, um Ertheilung der Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand. 

Das Proceßgericht hielt in dem am 28. Januar 
1869 bekannt gemachten Beſcheide die Klage nur 
theilweife aufrecht, während es im Uebrigen Klägers 
Suden in der angebrachten Maaße abwies. 

Hiergegen appellitten beide Parteien, und zwar 
Kläger wegen der theilweifen Klagabweifung, Bellag- 
ter K. dagegen, weil er nicht wegen der verfpäteten 
Einlaffung in den vorigen Stand eingefept und Kläger 
nicht mit feinem Anfpruche ganz zurüdgewiefen wor⸗ 
den fei. 

In einem am 18. Juni 1869 zur Publication 
gefommenen Urthel wies fodann das Königl. Appel» 
lationsgericht zu Zwickau die Klage in ihrem 
ganzen Umfange in der angebrachten Maafe ab. 

Bevor die Gründe dieſer letzteren Entſcheidung 
nachftehend wiedergegeben werben, mögen einige An⸗ 
gaben hier Platz ergreifen, welche Kläger über bie 
jenen Knappichaftsverband angehende Sachbewandt⸗ 
niß gemacht hatte. 

Kläger führte in der Klage hierüber Folgendes an: 

„Unterm 24. Mai 1857 hätten die Directorien 
von ſechs, fpeciell benannten Steinkfohlenbauvereinen 
unter Zuftimmung der Vereinsausfhüfle ih dahin 
geeinigt, für alle ihre Officianten und Arbeiter, welche 
bei ihren Steinfohlenwerfen in den Fluren der Dörfer 
L., D., €. und K. beichäftigt feien, einen gemein» 
ſchaftlichen Anappfchaftsverband zu bilden. In Folge 
befien fei von venfelben auch unterm 24. Mai 1857 
eine Knappfchaftsorbnung unter dem Titel: „Orbnung 
für den &.’r Anappichaftsverband“ errichtet und darin 
ausdrüdlich beftimmt worden, daß dieſelbe nächft 
dem durch die eneralverordnung vom 23. Mai 1856 
befannt gemachten Regulative die alleinige Richtfchnur 
für den genannten 2.’ Knappſchaftsverband bei den 
in den genannten Fluren gelegenen Werfen jener 
Vereine, fowie für dieſe Vereine felbft und deren 
Beamte, Offidanten und Arbeiter in ihren Verhaͤlt⸗ 
niffen zu obenerwähntem Verbande bilden follte. 

Diefer Anappfchaftsverband, welchem, nad in» 
zwifchen erfolgtem Ausjcheiden zweier urfprünglich 
dazu gehöriger Vereine, zur Zeit der Klaganftellung 
nur noch vier jener Vereine angehörten, zerfalle in 
fo viele Abtheilungen, als bei ihm Vereine betheiligt 
fein. Die Officianten, Steiger und Arbeiter eines 
jeden einzelnen Vereins bilden eine befondere Abthei- 
lung des Anappichaftsverbandes, welcher der erfle 
technifche Beamte ded Vereins als Abtheilungsvor- 
fteher zumächft vorgefept fei. Die Angelegenheiten des 
Knappichaftsverbandes werden durch einen Vorftand, 
durch) die Abtheilungsvorfteher und durch den Offician⸗ 
ten des Borftandes, den Knappfchaftsfchreiber, beforgt. 





Dem Borfipenden des Vorftandes liege die Vertretung 
bes Knappfchaftsverbandes nad; Außen und nament- 
lich bei gerichtlichen Handlungen ob.” 

Die Entfheidungsgründe zu dem Urthel 
zweiter Inftanz lauten nun in ben die im Eingange 
bezeichnete Frage betreffenden Theilen alfo: 

„Die Einlaffung und Antwort des Bellagten auf 
die erhobene Klage ift allerdings zufolge der Ein- 
gangsbemerfung BI. —, verbunden mit dem Termins- 
protofolle BI. — verfpätigt zu den Acten gefommen. 
Allein der Eintritt der Nachtheile dieſes Verſaͤumniſſes 
und insbefondere des fingirten Zugeſtaͤndniſſes der 
Klage hängt immerhin zuwörberft noch von der Schlüf- 
figfeit des Inhalts der letzteren ab und bie richterlicher 
Amtshalber vorzunehmende Prüfung des Klagvor- 
bringens in biefer Richtung wird durch die Contumaz 
des Bellagten nicht ausgefchloffen. 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, I. Br. 

©. 64. 

Hat nun Bellagter die Schlüffigfeit der gegenwärtigen 
Klage nicht nur bereitd BL. — im rechtlichen Berfah- 
ren beftritten, fondern auch mitteld des gegen ben 
Inftanzbefcheid ergriffenen Rechtsmittel BL. — deren 
Berwerfung in Antrag gebracht, fo Fonnte man ſich 
in jegiger Inſtanz nicht entbrechen, zunaͤchſt die 
Schlüffigkeitsfrage, die in voriger Inftanz angezweis 
felt worden ift, anderweiter Prüfung zu unterziehen. 
Hierbei ift aber zu einem dem Kläger gleich günftigen 
Refultate nicht zu gelangen geweſen. 

Kläger macht den libellirten Anfpruch nicht gegen 
eine einzelne ober gegen mehrere, namentlich bezeichnete 
Perfonen, fondern gegen den 2.’ Knappſchaftsver⸗ 
band, aljo gegen einen Perfonenverein, eine Genofs 
ſenſchaft oder Bermögensmaffe geltend und er behaups 
tet BI. — unter —, daß die rechtliche Vertretung des 
Berbandes nach Außen hin und namentlich in ges 
richtlihen Angelegenheiten dem Borfigenden des BI. — 
unter — erwähnten Borftandes obliege, als folder 
aber dermalen der Bergdirector ©. F. K. fungire. 

Darüber, ob der Anappichaftsverband die Eigen- 
ſchaft einer juriftifhen Perfon befige, fpricht er ſich 
hierbei nicht näher aus. Gleichwohl muß diefer Punkt 
als ein fehr weientlicher Theil der Klage betrachtet 
werben. 

Denn während nur ſolche Bereine oder Ver— 
mögensmaffen, welchen die juriftifche Perfönlichkeit 
zukommt, durch ihre verfafjungsmäßigen oder ftatuta- 
riſchen Bertreter repräfentirt werden fönnen und nad) 
Außen hin als ein einheitliches Rechtsfubject hervor- 
treten, — 

vergl. $. 53. des bürgerlichen Geſetzbuchs — 
find dieſelben ohne jene Borausfegung lediglich nach 
den Grundfägen der Societät zu beurtheilen und im 
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Procepfalle ihre Mitglieder bergeftalt als Streit« 
genoffen zu betrachten, daß, wenn fie klagen, fie ind» 
gefammt namhaft gemacht werben und perfönlidh als 
Partei auftreten, oder, bafern fie rechtlich belangt 
werben follen, vom Kläger einzeln benannt werben 
müffen. 
Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bd. L. 
©. 214. 
Geſetz vom 15. Juni 1868, die juriftifchen Per- 
fonen betr., $. 15. 

Unter diefem Gefichtspunfte fteht auch der frag« 
lihe Knappfchaftsverband, welcher nad 8. 1. bed 
den Acten beigefügten, Bl. — angejogenen Drud- 
eremplard ded Bereinsftatuts die Verbindung der 
Dfficianten und Arbeiter einer Mehrzahl von Stein» 
fohlenwerfen zu einer Körperfchaft und die Bildung 
einer gemeinfchaftlichen Kafle zum Behufe der Unter- 
ftügung und Berforgung feiner hülfsbebürftigen Mit- 
glieder, beziehentlih deren Wittwen und Waifen 
bezweckt. 

Soll daher der Verband als ein in der Geſammt⸗ 
heit ſeiner Mitglieder zur Ausuͤbung von Rechten 
befugtes oder zur Erfüllung von Verbindlichkeiten 
verpflichteted Subject angefehen und demfelben als 
foldem die Rolle des Bellagten zugetheilt werben, 
fo würbe Kläger nothivendig darauf, daß der Verband 
die Eigenfchaft einer juriftifchen Perfon erlangt habe, 
fi) zu berufen gehabt haben. Es gehörte dies zur 
Paffivlegitimation, 

Dfterloh, der orbentl. bürgerl. Proceß, Band I. 
$. 166. 
und zugleich hängt damit die Eompetenz des ange- 
rufenen Proceßgerichts zur Leitung und Entſcheidung 
des Proceſſes zufammen. 

Wie bemerkt, läßt die Klage infoweit das erfor: 
verliche Anführen vermiffen. Es gewinnt aber aud) 
noch außerbem den begründeten Anfchein, daß der 
verflagte Anappfchaftsverband der juriftijchen Perfön- 
lichkeit zur Zeit noch nicht theilhaftig und insbeſondere 
das errichtete Statut deſſelben von ber zuftändigen 
Behörde noch nicht beftätigt worben if. Denn in 
befien Eingange Seite — wirb erwähnt, daß bie 
Knappicaftsorbnung in der Hoffnung auf Ge— 
nehmigung ber Königlichen Kreisdirection zu 3. 
entworfen worben fei, und 8. 117. Seite — ift ges 
fagt, daß ber Anappfchaftsverband unerwartet der 
Betätigung der Orbnung ins Leben treten folle. 
Ebenjowenig verlautet etwas von dieſer Beftätigung 
in der Geſetzſammlung. 

Bon berjelben würde aber zum Mindeften bie 
Erlangung der juriftifchen Perfönlichfeit abhängen. 
Die Beftimmungen des allgemeinen, mit dem 3. Ja- 
nuar 1869 in Kraft getretenen Berggeſetzes vom 
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16. Juni 1868 und der Ausführungsverorbnung dazu 
vom 2. December 1868 geben hierüber unzweifelhafte 
Maafe. Nach $. 84. des Geſetzes unter 3. bebürfen 
nämlich die Statuten der Unterftügungsfaffen für bie 
Bergarbeiter und deren Angehörige ohne Unterfchieb 
der Beftätigung buch die Ortöverwaltungsbehörbe, 
und unter 4. wirb nur denjenigen bereits beftehenven 
Unterftügungdfaflen die Eigenſchaft juriftifcher Pers 
fonen zuerkannt, deren Statuten beftätigt find. Richt 
minder werben durch 8.92. Abſ. 2. der Ausführungs- 
verorbnung bie Befiger folder Berggebäube, bei wel⸗ 
den Unterftügungsfaffen zwar vorhanden, aber noch 
nicht beftätigt find, verpflichtet, die Statuten bei ber 
Ortöverwaltungsbehörde zur Prüfung und Beftätigung 
einzureichen. 

Jedenfalls erfcheint darnach ſchon der im Bors 
fiehenden berührte Mangel der Klage genügend, um 
die Zurüdweifung derfelben in der angebrachten Maafe 
zu rechtfertigen, und es bedarf nicht wefentlich eines 
Eingehens auf den fonftigen Inhalt des Flägerifchen 
Borbringens. 

Der Bollftändigfeit halber mag jedoch wenigftend 
im Allgemeinen noch darauf aufmerfjam gemacht wer- 
den, daß auch infoweit mit Rüdficht auf den Bl. — 
gebrauchten Eidesantrag ernftliche Bedenken gegen die 
Zulänglichfeit der Klagbegründung zu Tage treten. 
Denn wie die den Legitimationspafjus betreffenden 
Behauptungen BI. — flg. unter — bis — indgefammt 
für die Gewiffensrührung ſich nicht eignen, fo greift 
der nämliche Einwand zum großen Theile auch in 
Bezug auf die Anführungen Bl. — flg. unter — 
bis — Plag. Beifpielsweije kann offenbar zu Punkt 
— und — darüber, daß Kläger vom Directorium 
des L.'r Steinfohlenbauvereind ald Steiger, beziehent- 
lich Oberfteiger angeftellt worben fei, gu —, daß ber 
genannte Berein ſich im Befige des Steinfohlenwerfs: 
„Neue Fundgrube” befinde, zu —, daß Kläger im 
Schachte der neuen Fundgrube verunglüdt fei, zu —, 
daß derſelbe in Folge defien zum Grubendienfte un- 
tauglidy geworben, zu —, daß fein Rüdenleiven durch 
die Beichäftigung ald Kohlenmefjer ſich verfchlimmert 
und er ſolche deshalb aufgeben müffen, u. f. w. nicht 
geſchworen werben.” ıc. 

Die zweitinſtanzliche Entjcheidung wurbe in dritter 
Inſtanz laut Urthels vom 7. September 1869 aus 
nachftehenden Gründen beftätigt: 

„Der Kläger hat feine Klage auf die in einem 
Druderemplare beigebrachte Anappichaftsorbnung bes 
f. g. L.'r Anappfchaftsverbandes gegründet und bie 
felbe gegen dieſen Knappfchaftsverband und den 
Bellagten als defien Vertreter gerichtet. 

Wie nun bereitd von der vorigen Inftanz bemerk⸗ 
li gemacht worben ift, hat der Kläger nicht zu bes 





haupten und nachzuweiſen vermocht, daß der 2.'r 
Knappſchaftsverband von der competenten Regierungs« 
behörbe beftätigt worben fei und dabei die juriftifche 
Perfönlichkeit erlangt habe. Auch in feiner gegen⸗ 
wärtigen Deduction ift dies nicht gefchehen. Denn 
der Bl. — erwähnte Ausſpruch des Königl. Finanz« 
minifteriums, daß durch das Statut für den L.'r 
Knappichaftsverband Rechte und Anfprüche der Knapp 
ſchaftspercipienten und Knappfchaftsmitglieder begrün- 
det worden feien, vermag felbfiverftändlich den auch 
nad dem bisherigen Rechte erforderlichen Act der 
Staatsanerkennung nicht zu erfepen. 

Ohnerachtet diefed Mangels der Staatsanerfen- 
nung ift ein zu gemeinfchaftlichen und gemeinnügigen 
Zweden begründeter, aus einer Mehrzahl phyſiſcher 
Perjonen beftehender Berein, ſ. g. PBerfonenverein, 
gefeglich erlaubt und zuläffig, und es entftehen daher 
durch deffen Errichtung gegenfeitige Rechte und Ver⸗ 
bindlichfeiten der Mitglieder, welche im Allgemeinen 
nah den über den Gefellichaftsvertrag geltenden 
Rechtögrundfäpen zu beurtheilen, und bei benen ind» 
befondere die für den Verein entworfenen und yon 
deſſen Mitgliedern entweder ausbrüdlich, oder thats 
ſaͤchlich, durch den Beitritt zu dem bereits organifirten 
Bereine anerkannten Statuten maaßgebend find. Die 
in dem Gefellfchaftsvertrage enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen find aber für die Mitglieder nicht blos hinficht- 
fi ihrer materiellen Rechte und Verpflichtungen 
bindend, fondern fie find es auch infofern, als fie die 
Vertretung bed Vereins gegen einzelne Mitgliever 
und gegen britte Perfonen regeln. Ob bei einem 
Bertrage, welden die flatutenmäßig erwählten Ver⸗ 
treter eined mit der juriftifchen Perfönlichkeit nicht 
verfehenen Vereins im Namen des letzteren mit Dritten 
abgeichlofien haben, dieſe Vertreter auch für ihre 
Perfon und mit ihrem eigenen Vermögen verpflichtet 
werben, mag im gegenwärtigen Falle unerörtert bleis 
ben, weil der Kläger fi auf einen derartigen Vertrag 
nicht bezogen, fondern nur eine Forderung, welche 
ihm ald Mitglied des Bereins zuftehen foll, geltend 
gemacht und die Zahlung Iediglih aus der Knapp» 
haftsfaffe verlangt hat. Es ift daher zu unter 
fuchen, welche Bewandtniß es nach der beigebrachten 
„Ordnung für den 8.’ Knappſchaftsverband“ mit 
dieſem Berbande und der Bertretung befielben gehabt 
babe und ob hiernach die vorliegende Klage etwa 
noch aufrecht zu erhalten fei. 

Nah Inhalt der Anappfchaftsorbnung ift ber 
Verein durch die im Eingang benannten ſechs, bezie- 
hentlich Steinfohlen- und Bergbauvereine ins Leben 
gerufen worden und es follte ber Knappfchaftsverband 
felbft, jedoch unter Mitwirkung und Betheiligung ber 
Bereinddirectoren nach 88. 1. 5. aus den gefammten 


Belegfhaften der im ingange erwähnten Vereine 
auf ihren dort gedachten Werfen, mithin fowohl aus 
dem Arbeiter» ald dem Auffichtöperfonal und den 
fonfligen Officianten gebildet werden und ordentliche 
und außerordentliche Mitglieder haben. Es find aber 
auch, wie bemerkt, die gedachten Bereine felbft an 
biefem Anappfchaftsverbande infofern betheiligt, als 
fie nicht nur bei der Gefchäftsführung des Vereins 
und der Verwaltung der Kaffe wefentlich mit zu wirs 
fen, fondern auch nach 8. 64 flg. zu diefer Kaffe ge 
wiffe regelmäßige Beiträge zu entrichten und fonftige 
Beihülfen zu gewähren haben. Insbefondere haben 
fi nach der Beftimmung in $$. 2. 41. 63. und 113, 
die Bereinsbirectoren die Aufficht über den Verband 
und die Berwaltung der Unterftügungsfaffe, deren 
Errichtung einen Hauptzwed der Bereinigung aus- 
nacht, dergeftalt vorbehalten, daß unter ihnen wahl- 
weife (ein Jahr um das andere) eines diefer Ber- 
einsbirertorien die oberfte Gefchäftsführung haben 
follte. Hieran fließen ſich nun aud die weiteren 
Beftimmungen über ven Borftand an, welcher nad 
8. 7. in Verbindung mit 88. 34 fg. 38 flg. 40. die 
Angelegenheiten des Verbandes in gewiflen Fällen 
unter Zugiehung der Vereindbdirectorien zu beforgen 
hat. Diefer Borftand, welcher nach 8. 38. in den 
Angelegenheiten des Berbandes gemeinſchaftliche Be⸗ 
rathung zu pflegen und Beichluß zu faflen hat, ift 
aus den in 8.6. gedachten Abtheilungsvorftehern und 
dem Knappfchaftsälteften zufammengefegt, und den 
BVorfig in demfelben führt allemal derjenige Adthei- 
fungsvorfteher, welcher als erfter technifche Beamte 
dem Bereine angehört, der nach $. 2. in dem betref- 
fenden Jahre die oberfte Gefchäftsführung hat. Endlich 
liegt nach $. 8. nad außenhin und namentlich bei 
gerichtlichen Handlungen die Vertretung dem Bor- 
fipenden allein ob. 

Da die Knappſchaftsordnung an feiner anderen 
Stelle eine befondere Vorſchrift über die gerichtliche 
Bertretung des Vereins gegen die Anfprüche einzelner 
Mitglieder enthält, überdied auch nach $. 8. und 35. 
dem Vorſitzenden die außergerichtliche Vertretung bei 
ſolchen Geichäften zugewiefen ift, welche die inneren 
Verhältniffe der Vereine betreffen, fo erfcheint die 
Annahme begründet, daß mit dem Ausdrucke in 8.8. 
„nach außerhalb‘ nicht blos die Vertretung gegen 
Dritte, fondern auch die Vertretung gegen einzelne 
Mitgliever des Vereins habe bezeichnet werben 
ſollen. 

Nach alledem läßt ſich nicht behaupten, daß ber 
Klaͤger ſeine Anſpruͤche lediglich und unbedingt gegen 
die ſaͤmmtlichen Mitglieder des Knappſchaftsverbandes 
habe geltend machen müflen, eine Art und Weife der 
Rechtöverfolgung, welche der Natur der Sache nad 
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mit den erheblichften Schwierigkeiten verbunden fein 
und den einzelnen Mitgliedern die Verfolgung ihrer 
Rechte nahezu unmöglich machen würde. Berüdfich- 
tigt man, daß nach der vorliegenden Anappfchafte- 
ordnung der Berein-von den Directorien der im Eins 
gange benannten Bereine bei ihren Werfen eingeführt 
werben follte, daß nad $. 11. der Beitritt zu dieſen 
Vereinen für die Arbeiter und Officianten, welche bei 
diefen Werfen angeftellt werden wollten, obligatorijch 
und eine Bedingung ihrer Anftellung war, und daß 
endlich nach 88. 2. 41. 63. und 113. diefe Direr- 
torien fich die Aufficht und Verwaltung der Anapp- 
ſchaftskaſſe reſervirt hatten und demzufolge auch die 
nicht für den laufenden Bedarf nöthigen Gelder an 
diefe Directorien, und zwar zunädhft an dasjenige, 
welches in dem betreffenden Jahre das oberfte Ge— 
ſchaͤftsdirectorium hätte, abgeliefert werben follten, fo 
dürfte ſich zunächft die Anftellung einer auf den dienft- 
lichen Berhältniffen der KAnappfchaftspercipienten 
fußenden Klage gegen die Directorien der gedachten 
Vereine auf Bezahlung einer Penfion aus den zu 
diefem Behufe vorhandenen, in ihren Händen be 
findlihen Mitteln, oder auch eine Klage gegen den 
Borftand des Verbandes, welcher aus Mitgliedern 
der gedachten Vereine befteht und dabei nad $. 8. 
von dem Borfigenden allein zu repräfentiren wäre, 
als zuläffig anfehen laflen, da in dieſem Vorftand 
ein Organ des Vereins gefchaffen worden ift, welches 
wenigftens bie Mitglieder deſſelben anzuerkennen 
hätten. Indeſſen hat von einer weiteren Erörterung 
und definitiven Entſcheidung diefer Frage gegenwärtig 
abgejehen werden lönnen. Denn die vorliegende 
Klage ift, wie bereits bemerkt, nicht gegen die Vers 
einsdirectorien, welche nad Klägers Anführen bei 
dem Knappichaftöverbande noch betheiligt geblieben 
find, nocd gegen den Borftand dieſes Verbandes, 
fondern gegen den Anappfchaftsverband felbft als ein 
einheitliches Rechtsſubject gerichtet, und dies 
fonnte nicht gefchehen, wenn derſelbe die Eigenſchaft 
einer juriftifchen Perſon und als foldye feinen befon- 
deren Gerichtsftand vor dem Proceßgerichte noch nicht 
erlangt hatte. 

Zwar hatte man die Frage noch zu erwägen, ob 
nicht die Klage als eine gegen die Vereinsdirec— 
torien ober den Borftand des Perſonenvereins 
erhobene aufgefaßt und dabei angenommen werden 
könne, daß die Behändigung der Klage an den Berg- 
director K. ald Borfigenden oder doch ald Mitglied 
des Vorftandes ($. 21. a.) richtig erfolgt fei. Beide 
Fragen find jedoch zu verneinen gewejen. Denn es 
mußte um fo bevenflicher fallen, an die Stelle des 
von dem Kläger in ber vermeintlichen Eigenſchaft 
eines jelbftftändigen Rechtsfubjerts in Anfpruch ge- 





nommenen Anappfichaftsverbandes, bie Vereind- 
direetorien oder das jelbftgewählte Organ des Per⸗ 
fonenvereins zu fubftituiren, und auf diefe Weije einen 
Wechſel in der Perfon des Beklagten eintreten zu 
lafien, als fich zur Zeit nicht überfehen läßt, inwie⸗ 
fern etwa der Austritt zweier Steinfohlenbauvereine 
und die Eröffnung des formellen Eoncurjes zu dem 
Vermögen des — Bereins, wenn auch nicht in Bezug 
auf die materiellen Rechtöverhältniffe der Rereins- 
mitglieber, jo doch in Anfehung der Vertretung der- 
felben nad) außen hin und gegen die Anfprüche ein- 
zelner Mitglieder gegen den Verein im Ganzen einen 
mobificirenden Einfluß auf die urfprünglichen Be- 
fimmungen der Anappfchaftsorbnung gehabt haben. 
Auch hat der Kläger nicht einmal angegeben, aus 
wem die Vereinsdirectorien und der Borfland bes 
Knappichaftsverbandes gegenwärtig beftehen, und ob 
der Bergdirector K. die Stelle eines Borfigenden des⸗ 
halb beffeide, weil er (vgl. 8. 22.) der erfte technifche 
Betrieböbeamte desjenigen Directoriums fei, welchem 
nach $. 2. die oberfte Geſchaͤftsführung zuftehe. 
Demnädft ift die Behauptung in der Klage Bl. — 
unter no.— und Bl. — unter no. —, daß K. gegen- 
wärtig der Vorfigende des Borftandes fei, abgeſehen 
davon, ob fie in thatfächlicher Beziehung beftimmt 
genug ſei, ſchon deshalb nicht für erwiefen anzufehen, 
weil fie der legtere in feiner, allerdings verjpätigten 
Einlaffung, aber auch ſchon vor derfelben Bl. — 
beftimmt verneint hat. Für geftändig und überführt 
aber fünnten die Mitglieder des Vorftandes, wenn 
man dieje ald die Beflagten anfehen wollte, dieſer 
Behauptung deshalb nicht erachtet werben, weil in 
Bezug auf fie die Ladung Bl. — jedenfalls erft dann 
ald legal zu betrachten wäre, wenn K. beim Em- 
pfange derjelben der Vorfigende des Vorftandes oder 
ein zur Empfangnahme von Ladungen für den Bor- 
ftand beredhtigted Mitglied des letzteren erweislich 
geweſen wäre, ba er, bei einer ſolchen Auffaflung der 
Klage, nicht wegen einer eigenen Berpflichtung, 
fondern ald Vertreter des gefammten Vorftandes des 
Knappichaftsverbandes belangt worden fein würde. 
Das Bl. —*) beantragte Zeugniß ift dem Kläger 
nicht ertheilt worden, und es läßt ſich auch nicht ein- 
mal annehmen, daß das Procefgericht dafielbe auf 
Grund officieller Kenntniß hätte ertheilen können. 
Die weiter nach Bl. — unter Bezug auf bie dafelbft 
gedachten Acten, welche ebenfalls nicht beiliegen, an- 


*) Inder Debuctionsfärift hatte Kläger bas Procefgericht 
um Grtheilung eines Randzeugniffes barüber gebeten, daß 
notorifher Maaßen der Director K. die Function eines Bor: 
fichers des —'r Knappfhaftsverbandes ſchon feit einer Reihe 
von Jahren bekleidet Habe und noch befleibe. 

Anmerf. bes Einf. 
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geführten Thatfachen aber find an ſich nicht erheblich, 
weil ber Umftand allein, daß K. in dem Zeitraume 
vom 17. Juli bis 17. September 1867 bei Berhand- 
lungen vor dem Gerichtsamte St. ſich ald Vorfigender 
gerirt und das Amt ihn als foldhen behandelt haben 
fol, nod) feinen Beweis dafür liefern würbe, daß er 
zur Zeit der Klagbehaͤndigung diefe Eigenſchaft wirk- 
lich bejeflen habe. Uebrigens find auch diefe Angaben, 
da fie in dritter Inftanz erfolgt, als verjpätet anzu⸗ 
ſehen. 

Auf die in anderer Beziehung gegen die formelle 
Statthaftigfeit der Klage Bl. — geltend gemachten 
Bedenken braucht nicht näher eingegangen zu werben. 
Indeſſen ift der Kläger darauf aufmerffam zu machen, 
daß nad) der Art und Weife, wie er fih BL — des 
Eidesantrags bedient hat, ed wenigftens zweifelhaft 
erfcheinen kann, ob derfelbe ſich blos auf die Bl. — 
bejonders bezeichneten Abfchnitte, oder auf den ganzen 
Inhalt der Alage, mithin auch auf diejenigen Punkte 
beziehen ſoll, welche füch, wie j. B. pet. — — aller- 
dings nicht allenthalben für den Eidesantrag eignen.” 


38, 


Inwieweit kann der Mangel fchriftlicher Klag- 
beantwortung durch eine verneinende, im Verhoͤrs⸗ 
termine abgegebene Erflärung erfeßt werben? 


Mitgetbeilt von 
Herrn —r— in 9. 


Gelegentlich einer unter Eidesantrag erhobenen 
Gontractöflage ftellte Bellagter den Inhalt derfelben 
fammt deren Beilage — einer Verfaufsrechnung — 
im Berhörötermine in Abrede, ohne ſich ſchriftlich 
hierauf weiter einzulaflen. 

Das Proceßgericht contumacirte; das Königl. 
Appellationsgericht zu Zwidau erfannte jedoch unter 
dem 30. September 1869 auf das delatum, da bie 
Erklärung des Beklagten als eine ausreichende Ein- 
laffung im Sinne $. 11. der Civilproceßnovelle an- 
zufehen fei, indem hieraus zur Genüge erhelle, daß er 
den gefammten Inhalt der Klage und der Rechnung 
in Abrede zu ftellen gemeint gewefen, ſonach über die 
Tragweite feiner Auslafjung ein Zweifel nicht obwal- 
ten fönne. 

Das Königl. Oberappellationdgericht trat 
diejer Anficht in dem Erfenniniffe vom 30. December 
1869 bei und bemerkte in den Entſcheidungs— 
gründen hierzu Folgendes: 

„Rad der Anſicht des Oberappellationsgerichts 
ift durch die Vorfchrift in $. 11. der Eivilproceßnovelle 
vom 30. December 1861 im Wefentlichen nur die— 
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jenige bis dahin ſchon vom Gerichtöbrauche angenom⸗ 
mene Auslegung der Dispofition der Erl. Proceß⸗ 
ordnung ad tit. XVI. $. 1. gebilligt worden, nad) 
welcher die Anforderung an die Klagbeantwortung 
nicht fowohl auf die Außere Form punftweifen Bors 
trags, als auf das Wefen der Sache zu fegen find, 
nämlih auf die Mare, beftimmte und erfchöpfende 
‚Erklärung darüber, welche von den in der Klage an- 
geführten, relevanten Thatumftänden der Beflagte 
zuzugeftehen und welche er zu leugnen gemeint fei. 

Annalen, Band J. ©. 66. no. 10., Band V. 

©. 97 fig. 

Wird daher auch in der Regel, um diefer Anfor- 
‚derung zu genügen, eine Zerlegung ber in ber Klag- 
darftellung enthaltenen thatfächlichen Anführungen in 
einzelne Säge oder Punkte zu Verdeutlihung des 
Sinnes der Einlafjung faum zu umgehen fein, wie 
denn auch die Ausführungsverorbnung zur vorange⸗ 
zogenen Novelle 8.3. hierauf hinweiſt, fo ift doch die 
Klagbeantwortung ohne diefe Trennung und in einem 
zufammenhängenden Sage, wie fie insbeſondere bei 
der von der beflagten Partei felbft fofort im Berhörs- 
termine bewirften Einlaffung nicht ſelten vorkommt, 
. an fich nicht unzuläffig. Es fommt dabei nur dar» 
auf an, daß die vom Bellagten abgegebene Erklärung 
geeignet ift, der Gegenpartei wie dem Richter voll- 
ftändige Klarheit darüber zu verfchaffen, was danach 
von den für die rechtliche Beurteilung der Sache 
wefentlihen Momenten noch freitig bleibt. Eine 
Erklärung des Bellagten dahin, daß er den Grund 
der Klage leugne, läßt dies unklar, weil fie über die 
dem Beklagten vorfchwebende Auffaffung des Begriffs 
„Klaggrund”, mithin über eine möglicher Weiſe vers 
fhiedenartig zu beantwortende Frage feinen Aufichluß 
giebt. Dagegen bietet die im vorliegenden Falle von 
dem Beflagten im Verhörstermine Bl. — abgegebene 
Erklärung, „er ftelle den Inhalt der erhobenen Klage 
fammt Beilage A. in Abrede”, zu einem derartigen 
Zweifel feinen Anlaß. 

Denn anders als dahin, daß Beflagter die fammt- 
lichen in der Klage und in deren Beilage enthaltenen 
Anführungen und Angaben verneine, kann fie nicht 
füglich verftanden werden, zumal das in Streit be- 
fangene Rechtöverhältnig aus den unter den Parteien 
über die Bl. — fpecificirten Duantitäten Mehl ab» 
geichlofjenen Kaufvertrage ein fo einfaches ift, daß 
die Annahme, es habe Beflagter ſowohl den Abſchluß 
des libellitten Kaufs, als die behauptete Lieferung 
des Mehls in Abrede ftellen, mithin die Klage burdhs 


Rebacteur: Mppellationsratö Werner. 


gängig leugnen wollen, nad Lage ber Sache ein 
wefentliches Bedenken gegen eine ſolche umfaflende 
Tendenz der fraglichen Herauslaffung nicht erregt. 
Man konnte hiernach der Anficht zweiter Inftanz, 
daß die Entſcheidung der Sache lebiglih von dem 
über die Klage BI.— angetragenen, für angenommen 
zu erachtenden Eide abhängig zu machen fei, nur beis 
treten. Eine nachlaͤſſige Ausprudsweife der Klag- 
beantwortung, wie Kläger Bl. — meint, wird damit 
um fo weniger begünftigt oder befördert, als die durch 
jpecielle Alagbeantwortung leicht zu bewirkende Ber- 
meidung eines Mißverftändniffes ihrer Intention in 
dem eigenen Interefie der beffagten Partei liegt, welche 
fi bei bloß genereller Einlaffung unverfennbar der 
Gefahr ausſetzt, im Falle einer nicht in dem anges 
nommenen Umfange beabfichtigten Berneinung ber 
Klagbehauptungen zumal dem angetragenen Eide ges 
genüber um diejenige rechtliche Vertheidigung zu kom⸗ 
men, die ihr bei fpeciellerer Darftellung der Sad 
bewandtniß von ihrem Standpunfte aus nicht zu 
verfagen geweſen wäre. 

Uebrigend hat Bellagter gegen die Faſſung des 
Bl. — erfannten Eides nicht remebirt, und da ber 
appellirende Kläger an einer Umgeftaltung deſſelben 
in mehrere alternative Eide vorausjeplich Fein recht- 
liches Intereffe hat, fo war die angefochtene Entſchei⸗ 
dung lediglich zu beftätigen.”’ ac. 


Miscellen. 


Anftellungen, VBerfegungen ıc. Seine Majeftät 
der König haben den Gerichtörath des Bezirfägerichts 
Annaberg Julius Traugott Morig Starfe zum Director 
ded Bezirkögerichtd Borna, den Affeffor des Gerichtsamtd 
Hainichen Hans Wilhelm Paul Manitind zum Ger 
richtsamtmann des Gerichtsamts Rötha und den Aſſeſſor 
des Gerichtsamts Kbnigebrück Johannes Robert Peſchke 
zum Gerichtsamtmann des Gerichtsamts Markranſtädt 
zu ernennen allergnädigſt geruht. 

Seine Majeſtät der König haben den Vorſtand des 
Gerichtsamts Kirchberg, Gerichtdamtmann Hermann 
Albrecht Steinberger, ald Gerichtsrath zum Bezirks⸗ 
gericht Leipzig, den Vorſtand des Gerichtsamts Marfran« 
ſtädt, Gerichtsamtmann Ernſt Julius Naupert, zum 
Gerichtsamte Kirchberg und ven Vorſtand des Geridytö« 
amts Nötha, Ludwig Hermann Hohlfeld, zum Gerichte« 
amte Wolkenftein zu verfegen geruht. 
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Unterfhied zwifchen Genus: und Speciesfauf mit 
Rückſicht auf die Redhibition. — Auwenbbarfeit 
ber Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs 
$.899 flg. auf Genuskaͤufe. — Rechtsverhältniß 
zwiſchen Käufer und Verkäufer, wenn erſterer bie 
Bemängelte Waare weiter verfauft hat. — Ber: 
theilung der Beweislaft in Bezug auf die Ver: 
tragsmäßigfeit der Waare. — Begründung bed 
Retentionsrechts nach Art. 315. des Handels: 
geſetzbuchs. 
Mitgetheilt von 
Herrn —r in & 


Ueber den Sachſtand geben die nachfolgenden 
Entfcheivungsgründe erfter Inftanz ausführliche Aus- 
funft, zu deren Mittheilung man deshalb fofort ver- 
jchreitet: 

A. 
Entfheidungsgründe eines ben Bellagten mit 
Nachlaſſung einer Erceptionsbefcheinigung verurtheis 
Ienden Erfenninifles des Königl. Handelsgerichts 

su Leipzig vom 7. Mai 1868: 

„I. 

Am 24. September 1867 iſt nach den Angaben 
ber Klaͤger BE. — und den Zugeſtaͤndniſſen des Be- 
Hagten Bl. — folgender Vertrag unter den Parteien 
abgejchloffen worden: 

1. 

Es erflärte der Bellagte ſich bereit, die Tratten 
der Kläger bis zur Höhe von 4930 —⸗—⸗ per 
31. October 1867 zu arceptiven, wogegen bie leßteren 


Menue Folge Adıtzehnter Jahrgang. 


eirca 1160 Pfund Wismuth bei Beklagte deponiren 
und bemfelben hiervon nach feinem etwa eintre- 
tenden Bedarfe innerhalb ver Berfallzeit der Tratten 
zu dem Preife von 44 Thlr. pro Pfund zu entweh- 
men geftatten follten. 
2 

Der Werthöbetrag desjenigen, was Bellagter von 
diefem Wismuth bis zum Verfall der Tratte entnom- 
men, follte gegen beren Betrag als ausgeglichen gel- 
ten, Bellagter aber einen etwaigen, nach dem feft- 
gelegten Preife durch Entnahme des Wismuths ſich 
ergebenden Mehrerlös am 31. October 1867 am die 
Kläger berauszahlen. 


8. 

Würde jedoch Bellagter bis zum 24. October 
1867 Nichts oder doch zur Dedung der Tratien nicht 
ausreichende Mengen Wismuth entnommen haben, 
fo follte ec hierüber Anzeige an die Kläger zu erſtatten 
und dieſe ihm bis fpäteftens den 29. October beffelben 
Jahres Vormittags das fi an dem Trattenbetrage 
herausftellende Manco im genügender Weiſe anzu⸗ 
Ihaffen verpflichtet fein, wibrigenfalls der Beklagte 
fich des noch vorhandenen Wismuths zum Preife von 
4, Ihlen. pro Pfund ald Dedfung bedienen fönne, 
während eine diesfallſige Berbinplichkeit zu Ab⸗ 
nahme der Waare für diefen Preis nicht eintreten 
folle. Endlich hatten nach der gettoffenen Berein- 
barung 

4. 
die Kläger dafür, daß der Wiomuth einen: Rein- 
gehalt von mindeſtens 97 Procent habe, Gewähr 
zu leiften und alle dem Beklagten erwachſenden 
Schäden, falls der Wismuth ſich geringhaltiger er⸗ 
weifen follte, zu ihrer alleinigen Vertretung zu über- 
nehmen. 
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I. 
Der Bellagte hat ferner folgende klaͤgeriſche An- 
führungen: : 


daß ihm in Gemäßheit des abgefchloflenen Geſchaͤfts 
Seiten der Kläger noch am 24. September 1867 
1161 Pfund 64 Loth Wismuth übergeben und von 
ihm in Empfang genommen worben feien, und 

2. 
daß er von biefer Quantität nach und nach in drei 
verfchiedenen Posten zufammen 1000 Pfund und von 
dem hiernach verbleibenden Refte derjelben an drei 
Broden die ungefähre Hälfte des einen verfauft habe, 
beim — Einl.» Punkt zugeftanden, dagegen 

II. 
den weiteren thatfächlihen Inhalt der Klage und 
insbefondere 

1. 
was bie von den Klägern behauptete Qualität bes 
geliefert erhaltenen Wismuths betrifft, daß derſelbe 
97 Procent Reingehalt beſeſſen habe, beim — Einl.s 
Punkt geleugnet, nicht minder 

2 


beim — Einl.» Punkt die Behauptung der Kläger, 
daß er von den nad) pro IL 2. in feinem Befig ver- 
bliebenen 24 Broden bis zum 24. October 1867 wie- 
derum 14 Brod entnommen und ſonach damals nur 
noch ein einziges, 49 Pfund 164 Loth haltendes, von 
ihm als unverkäuflich bezeichnetes Brod MWismuth im 
Befige gehabt habe, beftritten. — 

Die Klage it als fchlüffig begründet und das 
Leugnen des Bellagten zu No. III. 2. ald unbeadht- 
lich anzufehen, denn da Beklagter bis zum 23. Octos 
ber 1867 eingeftandenermaaßen 1000 Pfund und 
außerdem ein weiteres halbes Brod Wismuth weiter 
verkauft hatte, fo mußten die hiernadh in feinem Bes 
fige befindlichen 24 Brod zufammen mit dem eben 
erwähnten halben Brode 161 Pfund 64 Loch wiegen; 
auf feinen Fall waren alfo am 24. October 1867 
205 Pfund 164 Loth Wismuth von dem Depot der 
Kläger unverfauft, vielmehr find hiervon 155 Pfund 
bereitö verkauft gewejen, aber dem Beklagten, wie er 
Bl. — angegeben hat, von den Käufern P. & W. 
in Paris zur Verfügung geftellt worden. Da hierin 
das Zugeftändniß liegt, daß nur 49 Pfund 164 Loth 
Wismuth nicht verfauft geweſen feien, fo hat das 
Hägerifhe Vorbringen zu No. IH. 2. an fih als 
eingeräumt zu gelten. 

Der Beklagte hat bezichentlich im Zufammenhang 
mit diefem Anführen BL — einrebeweife geltend ge 
macht: 

A. 
daß der Verkauf von drei Broden Wismuth, welche 


er von dem Depot der Kläger am 27. September 
1867 an P. & W. geliefert habe, von feinen Abfäu- 
fern wegen zu geringen Reingehalts des Wis- 
muth und darum von ihm den Klägern gegenüber 
rüdgängig gemacht worben fei, daß er auch folches 
nach Ausweis der Briefe vom 23. und 24. October 
1867, den Klägern angezeigt habe und daß er, da er 
zu Dedfung der Tratten nicht genügend Geld bis 
dahin aus dem Wismuth gelöft gehabt habe, dem 
Vertragsabichluffe gemäß am 29. October 1867 den 
in feinen Händen befindlichen Wismuth zu 44 Thlr. 
pro Pfund zu übernehmen befugt geweſen fei, 
ferner 
B. 

daß ihm Schädenanfprücde nad) Höhe von 

a) 68 Thlen. 23 Nor. —⸗ 

b) 343 =» 29 -» — und 

co) 31 . — ⸗—⸗ 
an bie Kläger dadurch erwachfen feien, daß feine, 
des Beklagten, Bl. — namentlich bezeichneten Abneh- 
mer einen Theil fowohl des in der Klage erwähnten, 
ald auch des früher geliefert erhaltenen Wismuths 
ihm wegen eined geringern Reingehalts ald 97 Pro: 
cent zur Dispofition geftellt und deshalb einen Nach— 
laß am Kaufpreife von ihm hätten gewährt erhalten 
müffen. 

Beiden Einwendungen haben die Kläger die be 
reitö in der Klage anzutreffenden, oben unter ILL. 1. 
erwähnte Behauptung vertragdmäßiger Lieferung ent⸗ 
gegengeftellt. Bei der rechtlichen Beurtheilung der 
Sache ift von folgenden Erwägungen auszugehen 
gewefen: 

Zu A. 

Wenn auch Bellagter mit Rüdficht auf die ihm 
geleiftete Garantie, auf die Bl. — angegebene Art 
der Gejchäftsverbindung zwifchen ihm und Klägern, 
und darauf, daß der Reingehalt des Wismuth ohne 
Bornahme einer hemifhen Analyfe nicht erfenntbar 
ift, zu einer fofortigen Prüfung dieſes Gehaltes nicht 
verbunden war, fo lag ihm doch jedenfalls ob, von 
der Seiten feiner Abnehmer ihm gegenüber erfolgten 
Dispofitionsftellung und deren Gründen den Klägern 
unverweilte Anzeige zu machen und diefe Gründe zu 
prüfen. 

Zu B. 

Bezüglich des vor dem 24. September 1867 ge 
lieferten Wismuths erjcheint eine Gegenforberung des 
Beklagten an die Kläger überhaupt nur dann be 
gründet, wenn 


8. 
auch für diefen das Berfprechen eines Reingehalts 
von 97 Procent von den Klägern dem Bellagten 
gegenüber — wie folches zur Zeit noch nicht in Liqui⸗ 





bität beruht — gegeben worben ift, aber bie Lieferun- 
gen biefem Berfpreihen entgegen weniger Reingehalt 
gehabt, 
b. 
die Abfäufer des Beflagten, welche von bemfelben 
unter der gleichen Borausfegung Wismuth entnom- 
men, von der Nichterfüllung diefes dietum et pro- 
missum den Beflagten rechtzeitig in Kenntniß gejept 
haben, 


c. 
Beflagter feinen Abfäufern den von ihm Bl. — bes 
zeichneten Nachlaß wirklich gewährt hat, daß derfelbe 
nad) Lage der Sache ein angemefjener geweſen if, 
und daß der Beflagte annoch darthut, ed feien bie 
Kläger ihm aus irgend einem Rechtögrunde hierfür 
aufzulommen verbunden. 


Endlich hat in be zu gelangen, 


daß, wenn bie ———— unter A. vorhanden 
ſind, die Forderung der Kläger nur dann zu Recht 
beſteht, wenn die Dispoſitionsſtellung ohne Berechti⸗ 
gung hierzu erfolgt iſt, d. h. wenn die Kläger ihrer⸗ 
feit8 dem Verfprechen, Wismuth von 97 Procent 
Reingehalt zu liefern, nachgefommen find und daß 
die Beſcheinigung diefer letzteren Thatfache, in Ge- 
mäßheit der Beftimmungen in $. 860. und 861. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs, den Klägern obliegt, ferner 
bb. 


daß, weil es fich bei der Ausflucht unter B. nicht um 
die Dispofitionsftelung der Waare und Aufhebung 
eined Kaufvertrags, fondern nur um einen Schäden» 
anſpruch aus Fehlerhaftigfeit der erfauften und ver- 
brauchten Waare handelt, diefe Fehlerhaftigfeit von 
dem Beklagten zu befcheinigen ift, 
cc. 

daß zwar das erceptivifche Vorbringen unter A. und 
B. für das gebrauchte Beweismittel des Eidesantrags 
nicht fchlüffig begründet erfcheint, indem insbefondere 
zu A. fchon die Behauptung des Bellagten Bl. — 
„daß er 209 Pfund Wismuth den Herren P. & W. 
fäuflich Überfendet habe”, im Zweifel lediglich auf ein 
Urtheil Hinausläuft, 

die Thatfachen unter B. dagegen vom Beflagten 
zur Zeit noch nicht einmal vorgetragen worden find, 
deffen ungeachtet aber, weil rüdfichtlich der Beurtheis 
lung von @inreden mildere Grundfäge angewendet zu 
werben pflegen, wegen dieſes Anführens auf Beſchei⸗ 
nigung zu erfennen war, 


endlich 
dd. 


daß Kläger nad) dem oben unter an. Bemerften bei 
Antretung der Oegenbefcheinigung zugleich die Befchei» 
nigung der dem dietum et promissum entfprechenden 
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Leiſtung zu unternehmen haben werben und ber Be- 
klagte feine materielle Gegenbefcheinigung nach biefer 
Richtung hin auch bezüglich des Einwandes unter A. 
mit feinem Erceptionsbeweis verbinden muß.” 

. 1 


Auf Appellation beider Theile erkannte 
B 


das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig im 
Monat October 1868 alfo: 

„Daß es bei dem gedachten Urthel (erfter Inftanz) 
in theilweifer Beachtung der nurerwähnten Rechts» 
mittel nicht allenthalben zu laffen, fondern würde der 
Beklagte entweder 

1) fein exrceptivifches Borbringen sub I. Bl. — 
ober 
2) die Bl. — sub IL a., sub IL. b. «. und sub 
III. c. vorgeſchuͤtzten Ausflüchte, 
und zwar bie sub 2. bezeichneten, in dem in den beis 
gehenden Entfcheidungsgründen näher angegebenen 
Umfange, im Uebrigen die Erception sub 1. ebenfo- 
wohl als die sub 2. gedachten Einreden unter Berüd- 
fihtigung deffen, was über deren Begründung und 
über die Beicheinigungsaufgabe in den nämlichen 
Entjcheidungsgründen bemerkt worden ift, binnen 
fähftfcher Frift, den Klägern die Oegenbefcheinigung 
und fonftige Rechtözuftändigfeiten vorbehältlih, bes 
ſcheinigen, folchenfalls ergehet in der Hauptfache, wie 
der in erfter Inftanz aufgelaufenen und fünftig aufs 
laufenden Koften halber, ferner, was Recht ift, und 
finden durch diefe Dispofitionen die weiter greifenden 
Beichwerden der Parteien ihre Erledigung. xc. 
Gründe: 

Die Rechtsmittel der Parteien haben, wie ſich 
aus den nachftehenden Bemerkungen ergeben wird, 
fahlih nur zu einer theilweifen Abänderung des 
vorigen Urthels Anlaß bieten können, und lediglich 
der Deutlichkeit halber hat Man es für angemeffen 
erachtet, der Form nach ein durchweg neues Erfennt- 
niß abzufaflen. Es gründet fich daflelbe auf folgende 
Erwägungen: ; 


Die erhobene Klage enthält nach der Auffaffung 
der Kläger eine Cumulation der actio depositi directa 
mit der actio venditi. Ob diefe Eumulation nad 
Beſchaffenheit des ad pet. — zugeftandenen Ablom⸗ 
mens vom 24. September 1867 und mit Rüdficht 
auf die Beftimmung des bürgerlichen Geſetzbuchs 
8. 1279. nicht richtiger ald die einer actio pignora- 
titia direeta mit der actio venditi zu bezeichnen fei, 
fann dahin geftellt bleiben. Faßt man die ad pet. — 
eingeräumte, am 24. September 1867 bewirkte Bers 
abfolgung von 1161 Pfund 64 Loth Wismuth nicht 
als eine einfache Hinterlegung, fondern als Fauſt⸗ 





pfanbbeftellung auf, fo würde gegen die Rechtsgültig- 
keit derjenigen Bertragsbeflimmung, welche dem Be- 
Hagten das Befugniß gewährte, 
vor der Entftehung der Pfandfchuld der Kläger 
— der Verbindlichkeit der Iegteren, dem Beklag⸗ 
ten den mit der actio mandati contraria ver- 
folgbaren Erfag des ihnen für den 31. October 
1867 jugeficherten Trattenverlags zu leiften — 
das Pfandobject durch theilweifen Fäuflichen Er⸗ 
werb befielben um ben feftgefegten Preis von 
43 Thalern für das Pfund ſchwaͤchen und die 
Kaufgelvfhuld dur Compenfation mit dem 
Trattenverlage tilgen zu bürfen, 
ein Bedenken ebenfowenig obwalten, ald wenn man 
von dem Gefichtöpunfte einer Depofition ausgeht. 
Anders verhält es fi mit der Frage, ob nicht das 
Mebereinfommen vom 24. September 1867 inbirect 
dem Bellagten die eventuelle Berechtigung zugewendet 
habe, feiner Berlagsforberung halber auch nach dem 
31. October 1867, mithin nach deren Verfall, durch 
den Ankauf der Pfandobjecte zu dem billigeren Preife 
von 44 Thalern für das Pfund Wismuth fi) bezahlt 
zu machen, und ob diefe Stipulation fi mit den 
Borfchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs 8.383. und 
8. 480. vereinbaren laflen würde. Diefe Frage bes 
rührt jedoch nicht die Entfcheidung des vorliegenden 
Rechtöftreites. Denn abgejehen davon, daß die Er- 
Härung des Bellagten in dem Briefe sub I. Bl. —, 
den bis zum 24. October 1867 nicht erfauften Wis- 
muthbetrag für den geringeren Preis von 44 Thalern 
für das Pfund übernehmen zu wollen, nicht nad, 
fondern vor der Entftehung der Verlagsforderung 
abgegeben worben ift, fo hat fich die richterliche Ent- 
ſcheidung nach ber der gegenwärtigen Klage gewährt: 
ten Anlage lediglich mit der rechtlichen Erledigung 
der Frage zu befchäftigen, ob der Beflagte von dem 
ihm am 24. September 1867 übergebenen Wismuth- 
beftande ben Betrag von 1111 Pfund 20 Loth als 
denjenigen gelten laffen müffe, welchen er bis zum 
24. October 1867 zu dem Preife von 43 Thalern 
für das Pfund erfauft habe, ob er demnach bis zu 
diefem Tage ben Klägern 5187 Thle. 23 Nor. 3 Pf., 
mithin 49 Thle. 13 Nor. 3 Pf. mehr, als der fpätere 
Trattenverlag von 5138 Thlen. 10 Ngr. —⸗ betragen 
hat, an Kaufgeld fchuldig geworben, und ob er des⸗ 
halb für verbunden zu achten fei, den Klägern dieſen 
Mehrbetrag des Kaufgeldes an 49 Thlen. 13 Nor. 
3 Pf. nebft Zinfen zu 6 Procent vom 1. November 
1867 an berauszuzahlen und den bis zum 24. Octo⸗ 
ber 1867 nicht erfauften Wismuthbeftand an 49 Pfo. 
164 Loth zurüdgugeben. Der Alaggrund darf, wie 
nachſtehend sub IL. gegeigt werben foll, für zugeftan« 
den erachtet werben, auch räumt ber Beklagte Bl. — 
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ein, baß von dem am 24. September 1867 bei ihm 
hinterlegten Wismuthmetall ſich dermalen noch 49 Pb. 
164 Loth in feinem Befige befinden. Seine ercepti- 
vifche Vertheidigung ferner macht der Sache nad) 
geltend 

a) ein Rebhibitionsrecht rüdfichtlich eines Depo⸗ 
fitalbeftandes von 155 Pfund Wismuth, und 

b) die Zuftändigfeit von Schäbenanfprüchen, bie 
dem Betrage nach den libellirten Kaufgeldreſt an 
49 Thlen. 13 Nor. 3 Pf. und beziehentlich den bis 
zum @intritte des Zeitpunktes der Gompenfabilität 
davon geforderten Zinfenbetrag bei Weitem über- 
fteigen. 

Das eine wie das andere erceptivifche Vorbringen, 
deſſen fchlüffige Begründung und befien Erweis an- 
genommen, reicht, ein jedes für filh, hin, die gegen- 
wärtige Klage zu eliviren. Denn ift der Bellagte 
berechtigt geweien, den den Klägern in den Briefen 
C. D. und E. im September und Anfang October 
1867 angezeigten Erfauf von 1000 Pfund Wismuth 
bis zum 24. October 1867 nach dem Betrage von 
155 Pfund zu redhibiren, und ift er in der Lage ge- 
weien, fi an diefen 155 Pfund, des früheren Weis 
terverfaufed derfelben nad Paris ungeachtet, den 
Depofitalbefig wieder zu verfchaffen, fo hat die ven 
Klägern gegenüber contrahirte Kaufgelvichuld des 
BDeflagten am 24. October 1867 nicht 5187 Thlr. 
23 Nor. 3 Pf., fondern 723 Thlr. 10 Ngr. — weni» 
ger, und fomit weit weniger betragen, ald die von 
ihm am 31. October 1867 zu bejtreiten geweſene 
Berlagspoft an 4930 Thlen. —⸗ —«; nicht er, ber 
Beklagte, hat dann an diefem Tage den Klägern 
Kaufgeld herauszuzahlen, jondern er hat von den 
legteren den Erfag des in mehreren Hundert Thalern 
beftehenden Mehrbetrags feines Trattenverlags zu 
fordern gehabt, und ift wegen dieſes Forderungsreftes 
zu Ausübung des in Art. 313. des Handelsgefegbuche 
gedachten Retentionsrechts an dem Depofitalbeftande, 
mithin auch an denjenigen 49 Pfund 164 Lorh Wis: 
muth berechtigt gewejen, defien Rüdgabe in der Klage 
verlangt wird. Eben jo würde berfelbe, hätte er in 
Wahrheit begründete, den Betrag des libellirten Kauf⸗ 
geldes an 49 Thlen. 13 Nor. 3 Pf. und der davon 
bis zu dem Zeitpunfte ver Gompenfabilität aufgelau- 
fenen Zinfen überfteigende Gegenforderungen erwors 
ben, befugt erfcheinen, jene Kaufgelverforderung der 
Kläger duch Aufrechnung und den Anſpruch auf 
Herausgabe von 49 Pfund 164 Loth Wismuth durch 
das ihm wegen bed Mehrbetrags feiner Gegenforbe- 
rungen zuftehende Retentionsrecht des Art. 313. des 
Handelögefegbuchs zu befeitigen. Auf die Zuftändig« 
feit dieſes Zuruͤckhaltungsrechts hat zwar ber Beklagte 
ausdrüdlich erft in der Appellationsinftanz BL. — 
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verwiefen; ein Geltendmachen deſſelben liegt jedoch in 
der Weigerung, die beanfpruchten 49 Pfund 165 Loth 
Wismuth den KHlägern zurüdzuftellen. Dagegen ift 
auf die Frage, ob der Bellagte in Folge der Erflä- 
rungen, den von ihm bis zum 24. October 1867 
nichterfauften Wismuthbeftand für den in dem Ver⸗ 
trage vom 24. September 1867 eventuell beftimmten 
ten geringeren Preis von 44 Thalern für das Pfund 
käuflich übernehmen zu wollen, anderweit Kaufgeld- 
ſchuldner der Kläger geworben ſei, in dem jehigen 
Proceſſe nicht einzugehen. Denn die Kläger beftreiten 
die Berechtigung des Gegners zu dieſer Fäuflichen 
Uebernahme, fie leiten in der vorliegenden Klage 
irgend einen Anfprud aus jenen Erklärungen nicht 
ab und nur diejenigen Anſprüche können jelbftver- 
ftändlih Gegenftand der Entjcheidung werden, zu 
deren Realifirung die richterliche Hülfe angerufen 
worben ift. 
I. 

Die vorige Inftanz hat den thatfächlichen Klag- 
grund für zugeftanden erachtet. Darin ift ihr beizu- 
pflichten gewejen. Es fommt hierbei lediglich ber 
Einfluß der Berneinungen ad pet. 1. c. — in Be— 
tracht, und dieſe fonnen nur ald formelle Berneinun- 
gen gelten. Denn über das Motiv des Negirens 
giebt die factifche Begründung ber Ausflucht sub I. 
DI. — Aufſchluß. — 49 Pfund 165 Loch Wismuth 
find nad dem Belenntniffe des Bellagten am 24. 
October 1867 unverfauft in feiner Verwahrung ger 
blieben und der Beflagte bezieht fi dabei fol. cit. 
zugleich darauf, daß an dieſem Tage ber nicht erfaufte 
Depofitalbeftand circa 156 Pfund mehr betragen habe. 
Diefed Anführen ftügt er aber nicht auf die Behaup- 
tung, daß der ad pet. 1. c. — erwähnte Differenz- 
betrag an 111 Pfund 20 Loth nicht zum Verkauf 
gelangt fei und zu dem unverfauft gebliebenen Mehr⸗ 
beftande an circa 156 Pfund gehört habe, jondern 
auf die Behauptung, daß die Kläger diejenigen 
155-Pfund als bis zum 24. October 1867 unverfauft 
gelten laſſen müßten, die er am 27. September 1867 
von den ad pet. I. c. — gedachten 1000 Pfund an 
P. & W. in Paris verfauft habe, die ihm aber wegen 
nicht empfangbarer Beichaffenheit ver Waare mittelft 
Briefes vom 14. October 1867 zur Dispofition ges 
ftellt worden feien, die er beshalb am 23. October 
1867 wieder zurüdgenommen und deren Bertrags- 
widrigfeit er den Klägern angezeigt habe. Er bringt 
alſo rüdfichtlich diefer 155 Pfund ein Rebhibitiong- 
recht zur Geltung, deſſen Ausführung in das Bereich 
der Exception fällt. 

II. 

Die zwifchen den Klägern und dem Bellagten 

perfect gewordenen Kaufgeihäfte, aus denen das 





erceptivifche Material des letzteren entlehnt worden, 
find zweifacher Art: 

1) species- Käufe; dieſe beziehen fich auf die dem 
Beklagten in der Michaelismefje 1867, am 24. Sep- 
tember 1867, in Leipzig übergebenen 1161. Pfund 
64 Loth Wismuth, und von diefem Depofitum find 
diejenigen 155 Pfund und resp. 54 Pfund käuflich 
entnommen worden, deren die Ausflüchte sub I. BI. — 
und sub II. c. Bl. — gebenten; 

2) genus-Räufe, welche die BI. — aufgeführten 
früheren Wismuthfendungen vom 6., 9. und 13. Sep- 
tember 1867 betreffen, deren Verität die Kläger, wie 
aus deren Auslaffungen Bl. — zu entnehmen ift, 
nicht beftreiten, und zu denen — wie bie angegebenen 
Verjendungstage, der 10. und 17. September 1867, 
ausweijen, diejenigen 153 Pfund (764 Kilo) und 
2004 Pfund (100% Kilo) gehören, deren bei den 
Ausflühten sub II. a. und sub IL b.«. Bl. — 
Erwähnung gefchieht. 

Die Käufe ad 1. dürfen ald Käufe einer species 
aufgefaßt werden. Denn nad) dem ad pet. — zus 
geftandenen Bertrage vom 24. September 1867 haben 
die Kläger im Boraus ihre Einwilligung dazu ertheilt, 
baß der Beflagte berechtigt fein folle, rüdfichtlich des 
Wismuths, den fie ihm in Leipzig übergeben und bei 
ihm beponirt haben, bis zum 24. October 1867 die 
causa possessionis eigenmächtig zu ändern, die Befig- 
repräjentation in Ufucapionsbefig und feine Berbind- 
lichkeit zu dereinftiger Rüdgabe der Waare in die 
Verpflichtung zu Gewährung eines zur Aufrechnung 
auf den Trattenverlag beftimmten Kaufgeldes von 
43 Thaler für jedes Pfund zu verwandeln. Die 
Kaufobjecte find daher zur Zeit des Erfaufes aus- 
geſchieden geweſen und haben dem Bellagten vor dem 
Erfaufe individualifirt zur Anficht und Prüfung vor- 
gelegen. Dagegen fehlt e8 in den Acten, da bie 
Firmen der Parteien an verfchiedenen Orten, Schnee- 
berg und 2eipzig, domiciliren, an jedem thatfächlichen 
Anhalte, um rüdfichtlich der Sendungen sub 2. die 
Präfumtion des Diftance- und Gattungsfaufes für 
ausgefchloffen betrachten zu können. 

In Betreff ſaͤmmilicher Kaufgefchäfte, der sub 1. 
wie der sub 2. gedachten, behauptet 

3) ber Bellagte, 

es fei ihm von den Klägern auf fein Verlangen 
bie Zuficherung ertheilt worden, fie, die Aläger, 
leifteten Garantie für einen Reingehalt des Wis- 
muths von mindeftens 97 Procent, und für ben 
Hall, daß fi der Wismuth geringhaltiger er- 
weifen follte, würden von ihnen alle ihm, dem 
Bellagten, erwachfenden Schäben zur alleinigen 
Bertretung übernommen. 





Diefe Garantieleiftung beruht, was dad Quantum 
sub 1. anlangt, nad) den Zugeftändniffen der Kläger 
in der Klage in rechtlicher Gewißheit. Rüdfichtlich 
der Lieferungen sub 2. ift wenigftens die Behauptung 
der Zuficherung — was die Kläger Bl. — mit Un- 
recht beftreiten — mit voller Beftimmtheit aufgeftellt 
worden; fie bedarf indeß noch des Beweifes, da aus 
der Bl. — hervorgehobenen Aufnahme der Worte 
„wie bisher” in den Brief des Bellagten vom 
24. September 1867 (Klagbeilage B.) und aus der 
zu einem anderen Zwede erfolgten Production dieſes 
Briefes Seiten der Kläger ein Zugeftänbniß der letz⸗ 
teren nicht abgeleitet werben fann. 

Das dietum ac promissum sub 3. bildet nun 
einen gemeinfchaftlihen und weſentlichen Stügpunft 
für die fämmtlichen Ausflüchte des Beklagten und die 
Streitverhandlungen beichäftigen fi in dieſer Rich- 
tung namentlih mit zwei ragen, weldhe das ge- 
fammte erceptivifche Vorbringen des Beflagten berüh- 
ren. Diefe Streitpunfte betreffen 

A. die Anwendbarfeit der Vorfchriften bed Art. 
347. des Handelsgeſetzbuchs, welche von dem Beklagten 
DI. — abgelehnt, von den Klägern aber in der Replif 
Bl. — durch Verweifung auf den angeblihen Mans 
gel einer Dispofitiondftellung und ebenfo in der Appel: 
lationsinftang Bl. — geltend gemacht wird, 

B. die Bertheilung der Beweislaft in Betreff der 
Vertragsmäßigfeit der Waare. 

Daß 

zu A. 


in dem vorliegenden Falle nach Beichaffenheit der 
zugeficherten Qualität der Kaufobjecte, welche fich, 
wie die Kläger nicht beftritten haben, nur durch Vers 
arbeitung oder durch Vornahme einer chemifchen 
Analyfe erfennen läßt, nicht die Beftimmungen des 
Abſatzes 2., fondern überhaupt nur die Beftimmun- 
gen des Abſatzes 3. des Art. 347. des Handelögejep- 
buchs in Frage fommen können, darf dem Bellagten 
ohne Weiteres zugegeben und eben jo ald unzweifel- 
haft bezeichnet werben, daß der MWeiterverfauf ohne 
vorgängige hemifche Analyje nicht zu der Holgerung 
eines factifchen Anerfenntniffes der Empfangbarkeit 
der Waare berechtige. 

Mas zunächft 

a) die 209 Pfund anlangt, welche den Gegen- 
fand der Ausflüchte sub I. und IL. c. Bl. — bilden, 
fo gehören fie, wie oberwähnt, zu denjenigen 800 
Pfund, deren Erfauf der Deklagte den Klägern am 
25. September und 2. October 1867 (Klagbeilage C. 
und D.) angezeigt und die er von dem Depofitum 
der Michaelismeffe 1867 entnommen hat. Diefer 
Erfauf darf nach dem oben sub 1. Bemerften als 
ein Plapgeichäft bezeichnet werben, und auf Plap- 
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gefchäfte leidet der Art. 347. des Handelögefepbuchs, 
welcher „von einem anderen Orte überfendete Waare“ 
vorausfegt, feine Anwendung. Die vorige Inftanz 
hat Bl. — ad A. den Bellagten mit dem Beweiſe 
unverweilter Anzeige ber Dispofitionsftellung bes 
Pariſer Abnehmers, P. & W., beſchwert. In dieſer 
Beziehung iſt zu Gunſten des Bellagten zu reformiren 
geweſen. Dagegen hat Man zwar, 

b) anlangend die Ausflüchte sub II. a. und IL 
b. @., der Anficht deffelben nicht beitreten können, die 
oben ad 3. gedachte Zuficherung der Aläger habe ihn, 
ven Bellagten, von der Erfüllung derjenigen Anzeige: 
pflicht befreit, welche der Art. 347. Abf. 3. auch bei 
dem Gattungsfaufe, ift die Waare von einem anderen 
Orte überfendet worden, dem Käufer rüdfichtlich der 
fogen. verborgenen Mängel aufbürdet. Denn in einem 
Verfprechen der Garantie und Schabloshaltung, wie . 
ſolches sub 3. erwähnt worden, liegt für den genus- 
Kauf, auf welchen fih die Vorfchriften des bürger- 
lichen Gefegbuchs 8.899 flg. nicht beziehen (zu vergl. 
Motive zu 8. 922. des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
Siebenhaar, Kommentar, Bd. 2. p. 139.), etwas 
Weiteres nicht ald die Zufage der Leiftung des id 
quod interest, beftehend in der Vergütung desjenigen 
Bermögensverluftes, welchen der Käufer dadurch er- 
leidet, daß die gelieferte Waare nicht die vertragd- 
mäßigen Eigenfhaften hat und deſſen Erſatz der 
Käufer nad) den einfchlagenden doctrinellen Grund» 
fägen auch ohne befondered Verſprechen verlangen 
darf, wenn er die gefchehene Lieferung nicht zurüd« 
weift und von dem Rechte der Nachlieferung contract» 
gemäßer Waare abfieht (zu vergl. Thöl, Handeld- 
recht, Bd. 1. 8. 83. p. 492.). Die oben sub 3. 
gedachte Stipulation enthält demnach feine Verein 
barung, aus welcher ein vertragsweifer Erlaß ber 
Anzeigepflicht und mit ihm eine vertragsweife Beſeiti⸗ 
gung der Fiction der Gontractmäßigfeit der Waare 
entlehnt werden fönnte, die der Art. 347. des Han- 
delsgeſetzbuchs Abſatz 3. an die Verabfäumung recht⸗ 
jeitiger Anzeige der entdedten Mängel anfchließt, und 
wenn der Bellagte Bl. — die Zuläffigfeit einer 
Beachtung der Beflimmungen ded Art. 350. des 
Handelögefepbuchs darzulegen fucht, fo ift ihm ent» 
gegenzuhalten, daß dieſe Beftimmungen eine Kenntnif 
des Berfäufers von dem Nichtvorhandenfein der ver- 
fprochenen Eigenſchaft zur Zeit des Kaufabſchluſſes 
vorausfegen (zu vergl. Zeitfchrift für Rechtspfl. u. 
Derw., N. F. Bd. 29. p. 340.), eine ſolche Wiſſen⸗ 
fhaft der Kläger aber in dem vorliegenden Balle 
weder von ihm, dem Bellagten, behauptet worden ift, 
noch präfumirt werden darf. Beweift indeß der Des 
Hlagte fein Anführen Bl. —, daß ihm der Fehler 
eines Bleigehalts von 8 Procent, beziehentlich 8 bis 
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9 Procent, von feinen Parifer Abnehmern, D. & Eo. 
und 2. & ©., erft am 5. October 1867 mitgetheilt 
worden fei, fo geben die Acten genügenden Anhalt, 
um die Berbindlicheit des Bellagten, die Kläger 
„ohne Verzug‘ von der Entdedung diefes Mangels 
in Kenntniß zu feßen, wenigftens rüdfichtlich bes 
Betrags von 150 Pfund und 200 Pfund als erfüllt 
zu betrachten. Denn die Benachrichtigung der Kla⸗ 
ger in dem Briefe des Beflagten vom 7. October 
1867 (Rlagbeilage E.) 


„zwei feiner Parifer Abnehmer hätten ihm von 
den Wismuthfendungen vom 6. und 13. Sep 
tember 1867 wegen 8—10 Procent Bleigehalt, 
der eine 150 Pfund, der andere 200 Pfund, zur 
Dispofition geftellt” ıc. 


darf unbedenklich auf die in den Ausflüchten sub IL. a. 
und sub II. «. bezeichneten Wismuthdeträge bezogen 
werben, dafern man, wie zu gefchehen hat, den übris 
gen Inhalt jener Klagbeilage E., namentlidy das— 
jenige, was darin über die Sendung vom 9. Sep 
tember 1867 und die 1000 Pfund der Lieferung vom 
24. September 1867 bemerkt wirb, mit den Zahlen- 
angaben der BI. — erfichtlihen Specialifirung der 
einzelnen. Wismuthfendungen der Kläger vergleicht. 
Der Käufer genügt aber der ihm in dem Art. 347. 
Ab. 3. des Handelsgeſetzbuchs zugewieſenen Anzeige» 
pfliht, wenn er den Mangel feinem Berfäufer gegen» 
über rügt, und er ift nicht gehalten, mit diefer Rüge 
fofort eine Erflärung darüber zu verbinden, ob er 
die Waare zurüdgeben oder Schadenerſatz verlangen 
wolle (zu vergl: v. Hahn, Commentar, Br. 2. zu 
Art. 347. 8. 10. p. 232.). Hatte er die Waare bes 
reitd weiter verkauft, fo bat er zwar nicht nur bie 
Anzeige unverzüglich, nachdem er von feinem Abfäufer 
von dem Mangel unterrichtet worben ift, zu bewirken, 
fondern er hat auch eine etwaige Säumniß des lep- 
teren feinem Verkäufer gegenüber zu vertreten. Allein, 
daß eine ſolche Säumniß von den Bl. — benannten 
Parifer Firmen verjduldet, daß von ihnen fofort 
nad Empfang der Waare zu einer Verarbeitung oder 
hemifchen Analyſe verfchritten worden fei, daß ihnen 
überhaupt nach franzöfifchem Rechte eine Berbindlich- 
feit unvergüglicher Anzeige des Fehlers obgelegen habe, 
derartiges ift von den Klägern in dem Replifiage 
nicht behauptet worden und fann jelbftverftändlich 
nicht vermuthet werben. 

Was endlich 

e) die Ausflucht sub II. b. 4. Bl. — anlangt, 
fo gewährt weder deren thatfächliche Subftantiirung, 
noch eine Vergleichung ber leßteren mit dem Inhalte 
der Klagbeilagen C.—G. einen völlig fidheren Auf- 
ſchluß darüber, ob die am 26. September 1867 an 





L. & ©. in Paris weiter verfauften 357 Pfund 
(1784 Kilo) lediglich von dem Depofitum der Michaelis- 
mefje 1867 oder ob fie nicht wenigftens zu einem ge⸗ 
ringen Theile und nach welchem Betrage fie von der 
Wismuthfendung des 9. September 1867 entnommen 
worben find. Es gebricht demnach auch an einer 
geeigneten Unterlage, um beurtheilen zu können, ob 
und in wie weit die Dispofition des Bellagten über 
jene 357 Pfund, begiehentlich der Erwerb derfelben 
den Klägern gegenüber die Eigenfchaft eines Platz⸗ 
geihäfts oder Diftancefaufs gehabt, und ob und nad 
welchem antheiligen Betrage daher für den Beklagten 
eine Anzeigepflicht in Gemäßheit des Art. 347. Abf. 3. 
des Handelsgeſetzbuchs beftanden habe oder nicht. 
Dies ift entjcheidend. Denn daß eine Benachrichtis 
gung der Kläger von der Entdeckung des Mangels 
„ohne Verzug”, nachdem das genannte Parifer Haus 
den Bellagten hiervon in Kenntniß gefegt habe, erfolgt 
fei, läßt fi aus den Acten nicht erfehen; die Sach— 
barftellung BI. — gebenkt des Zeitpunftes der Anzeige 
der Parifer Firma bei der Poft 3. nicht, und follte 
der fol. eit. bei der Poſt a. erwähnte 5. October 
1867 auch auf die Poft sub 4. zu beziehen fein, fo 
würben bie in der Klagbeilage E., dem Briefe des 
Beflagten vom 7. October 1867, BI. — enthaltenen, 
die Sendung vom 9. September 1867 betreffenden 
Bemerkungen bei dem Mangel einer beftimmten An- 
gabe des Fehlers als eine vorfchriftmäßige Beanſtan⸗ 
dung nicht gelten fönnen. Die Ausflucht sub IL. b. £. 
Bl. — hat daher für eine fchlüffig begründete nicht 
erachtet werden dürfen und ift dem entjprechend auf 
das Rechtsmittel der Kläger die Beicheinigungsgeftats 
tung bes vorigen Erfenntnifjes zu bejchränfen ge— 
wefen. 
Der 
ad B. 

bezeichnete Streitpunft berührt eine befanntlich fehr 
beftrittene Frage (gu vergl. Thöl, Handelsrecht, 
Bd. 1.8. 85. p. 501—504., Fid, in dem Archive 
für deutſches Wechfelrecht, Bd. 8. p. 100.). Das 
Königliche Appellationsgericht hat feit feinem Beftehen 
conjequent die Anficht befolgt, daß, hat der Verkäufer 
bei dem Abjchluffe des Kaufes, fei er ein species- 
oder genus-Kauf, das Vorhandenfein beftimmter 
Eigenſchaften verfprochen, ihn die Beweidlaft trifft, 
wenn er auf Abnahme der Waare und Bezahlung 
des Kaufgeldes Hagt, daß dagegen ber Käufer das 
Nihtvorhandenfein der zugefiherten Eigenfhaft zu 
beweijen hat, fobald er die Waare im Vertrauen auf 
das vertragsmäßige Bezeigen des Verkäufers, bezie- 
hentlich ohne zu der zu Ermittelung der Eriftenz ober 
Nichterifteng der zugefagten Befchaffenheit geeigneten 
Prüfung zu verfchreiten, angenommen und fein Belig 
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nicht die Eigenfchaft einer detentio, fondern den des 
Eigenthums- oder Ufucapionsbefiges hat, namentlich 
alfo dann, wenn er über die Waare durch Weiter: 
verfauf ꝛc. verfügt und unter Bezugnahme auf den 
fpäter entdedten Mangel des dieti et promissi, fei 
ed klag⸗ oder erceptionsweile, ein Rebhibitionsrecht 
ober den mit der actio emti verfolgbaren Anfpruch 
auf das id quod interest geltend macht. Bon biefer 
Anfiht in dem gegenwärtigen Falle abzugeben, liegt 
fein Anlaß vor, und in Betreff ded Beweiſes des 
Anfpruchs auf Schadenerfap iſt der Argumentation 
beizupflichten, welche die Kläger Bl. — in die Refu- 
tationsfchrift aufgenommen haben und welche wörtlich 
aus dem fol. it. angegogenen, in den Annalen des 
Königlichen Oberappellationsgerichts, Bd. 6. p. 266. 
abgebrudten Erfenntniffe des höchiten Gerichtshofes 
entlehnt ift. 


Soviel nun 


die für fchlüffig begründet zu achtenden Ausflüchte 
sub I. und sub IL.a., IL.b. «. und sub Il. c., 
und zwar zunächſt die Erception sub L. BL. — 
anlangt, fo hat diefelbe, wie mehrerwähnt, die Eigen- 
fhaft einer exceptio redhibitoria, welche das 
BVorhandenfein eined species- Kaufes vorausfept 
(Thöl, Handelsrecht, $. 83. p. 490.). Dem An- 
führen nach hat der Bellagte den Mangel des ihm 
von den Klägern zugeficherten Reingehaltes derjenigen 
290 Pfund, die von ihm am 27. September 1867 
von dem oben sub III. 1. gedachten Depofitum an 
P. & W. in Paris weiter verkauft worden find, 
durch einen Brief der legteren vom 14. October 1867 
erfahren, fich durch Bereinbarung mit diefer Firma 
noch vor dem 24. October 1867 die rechtliche Ver- 
fügung und den Beſitz von 155 Pfund jener 
Waare wieder verfhafft und ſich damit in die Rage 
gebracht, den Klägern gegenüber die Aufhebung des 
Erfaufes diefer 155 Pfund um den Preis von 43 Tha- 
lern für das Pfund und Anerfennung des Zuftandes 
des Depofitalbefiges und mit ihm die Anerfennung 
der restitutio in integrum verlangen zu dürfen, welche 
eine jede Rebhibition bezwedt. Die den Klägern 
gegenüber ausgeſprochene, am 24. October 1867 er- 
folgte Rebhibitiongerflärung ift in dem Briefe sub H. 
Bl. — in Verbindung mit der in dem Briefe sub F. 
Bl. — notificirten „Zurüdbeftellung von drei Broden“ 
enthalten; fie ift in dem Briefe sub I. Bl. — mit 
der die Aufhebung des früheren Kaufes um ben Preis 


von 43 Thalern vorausfegenden Erflärung einer nun 
mehrigen fäuflichen Mebernahme um den Preis von 
44 Thalern wiederholt worden und liegt fomit liquid 
vor. Beweift der Beklagte die Verität der Behaup⸗ 
tung, daß die 155 Pfund den verfprochenen Rein- 
gehalt von 97 Procent nicht gehabt haben, und bes 
weift er diejenigen Angaben, welche fi auf bie 
Miederverfchaffung des Depofitalbefiges bis zum 
24. October 1867 beziehen und wobei felbftwerftändlich, 
follte die Waare erft nach diefem Tage in Leipzig wie⸗ 
der eingetroffen fein, eine Befigrepräfentation bes 
Pariſer Haufes für den Beklagten zu berüdfichtigen 
fein würde, fo müßte die gegenwärtige Klage nad) 
dem oben sub I. und II. a. Bemerften für elidirt 
erachtet werben. Den Klägern wird ed unbenommen 
fein, die directe Gegenbefcheinigung auf die ad pet. 
l. ce. — Bl. — geleugnete Behauptung, der Wismuth 
habe 97 Procent Reingehalt gehabt, zu richten, eine 
Behauptung, die ein anticipirtes Leugnen eines weſent⸗ 
lichen Beftandtheild der Erceptionsbegründung ent 
hält. Eines Beweifes des Umftandes dagegen, daß 
die genannte Parifer Firma ihrer Seits nach Beſchaf⸗ 
fenheit des objectiven Beftandes des mit dem Beklagten 
vereinbarten Kaufgefhäfts zur Dispofitionsftellung 
berechtigt geweſen fei, bebarf es nicht; denn ber 
MWeiterverfauf der Waare Seiten des Käufers ift für 
ein an ſich begründetes Redhibitionsrecht des letzteren 
feinem Berfäufer gegenüber ein irrelevante® Moment, 
dafern fich der Käufer die Waare wieder zu ver 


ſchaffen und in die Lage zu bringen vermag, deren 


Rüdgabe anbieten und bewerfftelligen zu fünnen (zu 
vergl. $. 918. des bürgerl. Geſetzbuchs). 


V 


Die Erception sub II. c. Bl. — betreffend, 
fo bezieht fie fich auf 54 Pfund Wismuth, die zu dem 
sub IV. gedachten Quantum von 209 Pfund gehören. 
Der Bellagte macht hier zunaͤchſt 


1) den mit der actio emti verfolgbaren Anſpruch 
auf ein id quod interest im Betrage von 13 Thlen. 
3 Rgr. 5 Pf. geltend, welches die behauptete Vers 
tragswidrigfeit der Kläger verſchuldet haben foll und 
das in einer Entwerthung desjenigen Klagrechts — 
der actio venditi — um 5 Procent ded BL. — be 
techneten Facturenbetrags befteht, welches er, der Be—⸗ 
Flagte, gegen bie Firma P. & W. erworben haben will. 


(Schluß In der gleichzeltig erfheinenden Nummer 25.) 
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(Schluß aus No, 24.) 


Zwar läßt fih der BI. — gewählte Ausdruck, „die 
Waare fei Fäuflich überfendet worden‘, auch von einer 
unbeftellten Zufendung mit Factura, mithin von einer 
Kaufsofferte, und das fol. eit. erwähnte „zur Ber 
fügung Stellen” von einer Ablehnung des Kaufs- 
antrags um ben facturirten Preis verfichen. Es 
erfcheint jedoch unbedenklich, hier, wie bei Beurthei- 
fung der Erceptionen sub II. a. und sub II. b. «., 
davon auszugehen, die Sachdarftellung enthalte und 
folle die Behauptung enthalten, daß zwifchen dem 
Beflagten und den Parifer Käufern vor der Remiß- 
verwilligung Kaufgeſchaͤfte um den facturirten Preis 
zur Perfection gelangt feien und daß er, der Be 
Hagte, vor jenem Zeitpunfte Klagrechte auf Gewäh- 
tung der Facturenpreife erlangt habe. Denn derſelbe 
bezeichnet BL. — die verwilligten Remiffe ald „Ent- 
fhädigungen, die er wegen entdedter Fehlerhaftigfeit 
„ geleiftet Habe”, und verweift DI. — darauf, daß er 
fih zum „Proceffiren” mit feinen Abnehmern nicht 
für verpflichtet erachtet habe, weil er ſich überzeugt 
gehabt, diefelben feien zu den erhobenen Ausftellungen 
berechtigt. Die Ausfluht sub II. c. Bl. — ftügt 
fi) demnach, da hierbei in dem Verhältniffe des Be- 
Hagten zu den Klägern ein species-Kauf in Frage 
fteht (oben sub II. 1.), auf die Beftimmung des 
bürgerlichen Geſetzbuchs $. 922. (verb.: „oder auch, 
ohne das eine oder andere Erfag der Schäden”). In 
die Befcheinigungspflicht des Beflagten fällt 

a) der behauptete Bleigehalt von 8,3 Procent, 

b) der Berfauf ver 54 Pfund Wismuth an P.-W. 
um den Bl. — berechneten Preis von 975 Fr. 20 Cts., 

e) der Nachweis, daß er, der Bellagte, nad) Bes 
ſchaffenheit des darzulegenden objectiven Beftandes 
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bes sub b. gedachten Kaufgefchäfts, bezichentlich nach 
ben für den fraglichen Handelsartifel etwa beſtehenden 
Ufancen der Parifer Firma einen höheren Reingehalt 
als den von 97 Procent zu gewähren nicht verbunden 
gewefen fei, und 

d) die von Sachverftändigen zu beurtheilende 
Angemeffenheit des verwilligten Remiffes an dem 
Kaufpreife und die Bl. — behauptete Gewährung des 
Remißbetrags. 

Des sub c. gedachten Nachweiſes, weldhen der 
Beklagte BI. — ablehnt, bedarf es nach Anficht der 
gegenwärtigen Inftanz unerläßlih. Denn die Ercep- 
tion verfolgt einen Schädenanfpruch und jeder Anfpruch 
auf Schadenerfag ift bekanntlich dadurch bedingt, daß 
das ald Verfhuldung bezeichnete factum oder omis- 
sum ded Gegners, beftehe e8 in einem Delict oder in 
einer Vertragsverlegung, als die alleinige und wirk⸗ 
liche Urſache des Schadens betrachtet werben darf 
und dem angeblich Beſchaͤdigten bei Entftehung des 
Schadens nicht felbft eine Mitwirkung zur Laft falle. 
Ebendeshalb ift in dem vorliegenden alle näherer 
Aufſchluß über den Inhalt des zwifchen dem Beflag- 
ten und der Firma P. & W. zur Perfection gekom⸗ 
menen Kaufgeichäfts erforderlih. Denn hätte der 
Beklagte feinem Abfäufer in Folge ausprüdlicher oder 
factifcher Vereinbarung einen Reingehalt von mehr 
als 97 Procent zu gewähren gehabt — und der Fall 
factifcher Bereinbarung würde, wie der Beflagte Bl. — 
felbft nicht verfennt, nidyt nur bei vorbehaltlofer Aus⸗ 


‚führung einer auf einen höheren Reingehalt lautenden 


Beftellung Seiten des Beflagten, fondern auch dann 
vorliegen, wenn über den Reingehalt irgend etwas 
nicht verhandelt worden wäre, aber eine beftchenbe 
Ufance das Parifer Haus berechtigt hätte, einen 
97 Procent überfteigenden Reingehalt zu erwarten — 
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dann würde ber flreitige, duch den Mindergehalt von 
weniger ald 92 Procent veranlafte Kaufgeldremiß 
wenigftens zum Theil von dem Beklagten verſchuldet 
und nur zum Theil in die Erfagpflicht der Kläger 
fallen, während bie legtere, hätte der Beklagte feinem 
Abnehmer nur 97 Procent oder einen geringeren 
Reingehalt zugefichert ober bei dem Mangel jeder 
biesfallfigen Vereinbarung ufancemäßig zu leiften ges 
habt, den Gefammtbetrag ded Kaufgeldremiffes, deflen 
Angemeflenheit vorausgefegt, umfaflen müßte, weil 
das Einftehen für 97 Procent felbfteinleuchtend das 
Einftehen für das Borhandenfein jedes geringeren 
Procentfapes in fich begreift. Eben fo ift ferner der 
Nachweis sub d. erforderlich. Denn das Verhaͤltniß 
einer negotiorum gestio und bie damit zuſammen⸗ 
haͤngende Vermuthung der Beobachtung entfprechender 
Diligenz, auf welche die Ausführungen bed Beflagten 
Bl. — hindeuten, läßt fih in dem gegenwärtigen 
Balle nicht ohne Weiteres unterlegen, da es fi um 
den Beweis eined Schädenanfpruchs handelt und den 
Klägern gegenüber kein gejeglicher Anhalt befteht, eine 
Präfumtion dafür zu billigen, daß nicht fubjective 
Momente — die Rüdfiht auf Wahrung einer weite 
ven Gejchäftsverbindung mit dem Abnehmer, Unzu- 
länglichfeit der Kenntniß der momentanen Gonjunctur 
und dergl. — den Bellagten zu Verwilligung eines 
höheren Remiffes beftimmt haben fönnen, ald ders 
jenige ift, der für das Parijer Haus nach dem objec- 
tiven arbitrium Sacdjverftändiger bei einer Weigerung 
des Bellagten rechtlich erzwingbar geweſen wäre. 
Und eben nur diefer Remißbetrag darf den Klägern 
eintretenden Falld als eine von ihnen verfchuldete 
Schmaͤlerung desjenigen Forderungsrechts aufgenöthigt 
werben, welches der Beklagte gegen die Pariſer Firma 
erworben haben will. Im Uebrigen hat das zu a. 
b. c. erforderte Beicheinigungsmaterial zugleich bie 
Beftimmung, die Unterlagen für das ad d. gedachte 
Ermeſſen Sachverftändiger zu liefern. Die Behaups 
tung der Kläger ad pet. 1. c. — fällt audy hier in 
bie directe Gegenbefcheinigung, und eine Replit, daß 
für die PBarifer Firma die Verbindlichkeit unverzüg- 
licher Anzeige des Mangels beftanden habe und deren 
Erfüllung verabfäumt worden fei — eine Verabjäu- 
mung, die den Beflagten zu einer Ablehnung ber 
Remißbewilligung berechtigt haben und deshalb ge- 
eignet geweſen fein wuͤrde, ben ercipirten Schäden» 
anfpruch zu befeitigen, da der Erkauf der ftreitigen 
54 Pfund nur infofern, ald der Beflagte den Klägern 
gegenüber als Ablaͤufer erfcheint, als Plapgefchäft 
und Kauf einer species, infoweit er dagegen das 
Berhältnig zwifchen dem Bellagten und dem Parifer 
Haufe betrifft, als Diftancegefchäft aufzufaffen it —, 
gine folche Replit haben die Kläger im erfien Ber 


fahren nicht vorgebradht; fie kann deshalb auch nicht 
Gegenftand einer indirecten Gegenbefcheinigung wer 
ben. 

2. Der Anfprud; auf Erftattung von 9 Thlrn. 
21 Nor. 5 Pf. Fracht für diejenigen 155 Pfund 
Wismuth, auf welche fih die Redhibitionsausflucht 
sub I. Bl. — bezieht, fommt in dem vorliegenden 
Rechtöftreite nicht in Betracht. Denn entweder bes 
weift der Beflagte das BI. — sub I. geltend gemachte 
Rebhibitionsrecht ; dann genügt dies, um die jegige 
Klage zu bejeitigen (zu vergl. das oben sub I. Be- 
merkte); oder der Beweis diefed Rechts wird nicht 
geführt, dann gelangt auch das etwaige Befugnif 
des Bellagten in Wegfall, die Erftattung accefforifcher 
Schäden nad $. 913. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu verlangen. 

Die nämliche Bewandtniß hat es 

3) mit dem Bl. — angefchloffenen Anfpruche auf 
Vergütung von 8 Thlrn. 5 Nor. —-⸗, Koften der 
chemifchen Analyfe, die der Bellagte feinem Pariſer 
Abnehmer bezahlt haben will; denn ein antheiliger 
Betrag, welcher auf die nichtremittirten 54 Pfund zu 
rechnen fei, findet ſich nicht ausgeworfen. 

VI 


Die Erceptionen sub Il.a. und sub ILb.«. 
Bl. — beziehen fi zwar auf weit bedeutendere Be- 
träge, verfolgen aber gleich der Ausflucht sub II. c., 
den Anfpruch auf Leiſtung eines id quod interest, 
welches durch die angebliche Vertragswibdrigfeit der 
Kläger dem Beklagten entftanden fein foll und die 
theilweife Entwerthung der actiones venditi zum 
Gegenftande hat, die der Sachdarſtellung nad, in 
Folge der von dem Bellagten mit den Parifer Firmen 
D. & €. über 153 Pfund und 2. & ©. über 2004 
Pfund Wismuth abgeſchloſſenen Kaufgeſchaͤfte, Bes 
ſtandtheil des Vermögens des erſteren geworben find. 
Wie im Obigen sub III. A. b. gezeigt wurde, kann 
die Ausflucht sub IL. a. nur nad) dem zu berechnen» 
den antheiligen Kürzungsbetrage für 150 Pfund, die 
Erception sub II.b.«. nur nad dem für 200 Pfund 
antheilig ausfallenden Remißbetrage für ſchlüſſig be 
gründet erachtet werden, während bei der Ausflucht 
sub IL. b. «a. der Bl. — angegebene Erfag der Koften 
der Analyfe an 8 Thlen. 5 Nr. —⸗ noch überdies 
einen Beftandtheil des id quod interest bildet. Die 
Beicheinigungsaufgabe für den Bellagten geftaltet fich 
für beide Ausflüchte, felbftverftändlich unter Berüd- 
fihtigung der abweichenden Angaben, welche ven 
fubjeetiven und objectiven Gehalt der mit den Pariſer 
Häufern vereinbarten Kaufgefhäfte und den Betrag 
ded Manco an Reingehalt des an diejelben verfauften 
Wismuths betreffen, eben fo, wie fie oben sub V. 1. 
für die Beicheinigung der Ausflucht sub IL. c. vors 





gezeichnet worden ift. Nur ift hier der Beklagte nicht 
blo8 mit der Verbindlichkeit, den Minderbetrag des 
Reingehaltes, den Inhalt der nurerwähnten Kauf: 
geichäfte und die oben sub V. 1. c. und d. bezeich- 
neten Unterlagen, fondern überdies mit ber Obliegen- 
heit des Nachweifes zu belaften, daß ihm 

1) von den Klägern auf fein Verlangen rüdficht- 
li der Bl. — erwähnten Wismuthfendungen vom 
6. und 13. September 1867 das Berfprechen ber 
Garantie von 97 Procent Reingehalt ertheilt (zu vergl. 
die Bemerkungen oben sub III. 3. und sub III. A. b.), 
und daß ihm, 

2) wie er behauptet, Nachricht von der Beanftans 
dung der Waare und Mitiheilung über die fehlerhafte 
Beichaffenheit derſelben Seiten feiner Parifer Abneh- 
mer am 5. Detober 1867 gegeben worden fei. 
Denn die Kaufverträge, welche hier in Frage flehen, 
find auch infofern, als fie ver Beklagte mit den Klä- 
gern vereinbart hat, ald genus-Käufe und Diftances 
geihäfte au behandeln, welche denfelben zu Erfüllung 
der Anzeigepflicht nöthigten (zu vergl. die Ausfüh— 
rungen oben sub III. A. b.). 

Daß es übrigens 


um dem ereipirten Gompenfationd» und Retentions- 
befugniffe Erfolg zu verichaffen, genügt, wenn ber 
Bellagte Die bei den Ausflüchten sub II. a., sub II. 
b. «. und sub II. c. geltend gemachten Gegenforde⸗ 
rungen bis zu einem Betrage beweift, welcher den in 
der Klage verfolgten Kaufgeldanfpruch, beziehentlich 
fammt dem davon bi zu dem Zeitpunfte der Com— 
penfabilität aufgelaufenen Zinfenbetrage, wenn auch 
nur um eine geringe Summe überfteigt, und daß es 
diefes Beweifes überhaupt nur für den Fall bedarf, 
wenn die Befcheinigung der Ausflucht sub I. Bl. — 
nicht unternommen werden oder mißlingen follte, ift 
bereitö in dem Eingange der gegenwärtigen Rationen 
sub L. dargelegt worden, während diejenige eventuelle 
Beichwerde des Bellagten, welche fi auf eine Be- 
merfung der vorigen Enticheidungsgründe über den 
Bl. — gebrauchten Eidesantrag bezieht, ihre Erledi- 
gung dadurch findet, Daß dem Beflagten eine fpeciellere 
Darlegung der Art und Weile des Abfchluffes und 
des Inhaltes der mit den Parijer Abnehmern ein- 
gegangenen Kaufgefchäfte angefonnen werben mußte 
(oben sub V. 1. und sub VL).“ 
“ % 
Auf nochmalige Appellation beider Theile erfolgte 
C 


im Januar 1869 ein Erfenntniß des Königl. Ober- 
appellationsgerichts des Inhalts: 

„Daß es bei dem vorerwähnten Urthel (zweiter 
Inftanz), infoweit darin die von dem Beflagten 
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Bl. — sub II. b. £., fowie die sub II. c. Bl. — 
bezüglich 8 Thle. 5 Ngr. —= Koften hemifcher Analyſe 
vorgefchügte Ausflucht für unbeachtlich erklärt worden 
ift, nicht zu laffen, vielmehr ift Bellagter die Bl. — 
ihm nachgelafiene Beicheinigung feines erceptivifchen 
BVorbringens auch auf die vorbezeichneten Ausflüchte 
zu richten befugt. 

Dahingegen ift im Uebrigen das Eingangs er 
wähnte Urthel aus den dem jegigen Erfenntniffe beis 
gefügten Gründen, wie hierdurch gefchieht, zu beftätis 
gen. ꝛc. 

Gründe: 

Für die Beurtheilung der von beiden Theilen 
wider die vorige Entfcheidung erhobenen Beſchwerden 
find in jegiger Inftanz nachftehende Erwägungen 
maaßgebend geweſen: 


Aus dem Inhalte des in Klagbeifuge B. Bl. — 
zu lefenden Vertrags vom 24. September 1867 geht 
Eat hervor, daß die Contrahenten bei deſſen Abſchluſſe 
die Abficht verfolgt haben, dem Beklagten durch die 
bei ihm beponirten circa 1160 Pfund Wismuth 
eine Sicherftellung für den Betrag der von ihm pr. 
31. October 1867 nach Höhe von 4930 Thlın. — — 
zu acceptirenden Tratten der Kläger zu gewähren, daß 
fie ferner mit diefer Abficht zugleich den Zwed, den 
deponirten Wismuth thunlichft, und zwar wenn mög» 
lich bis zum 24. October 1867, zu verwerthen, vers 
bunden und zu diefem Behufe ausgemacht haben, es 
folle Bellagter berechtigt fein, davon zu dem Preife 
von 44 Thalern pr. Pfund nad) feinem Bedarfe zu 
entnehmen — oder, wie BI. — gefagt if, die Beſitz⸗ 
tepräfentation des Pfandgläubigerd in wirklichen 
Ufucapionsbefig zu verwandeln —, den alſo gewons 
nenen Erlös aber zur Ausgleihung des acceptirten 
Betrags innezubehalten, den etwaigen Ueberſchuß 
dagegen am 31. October deffelben Jahres den Klägern 
berauszuzahlen haben. Dafür, daß die Eontrahenten 
hierbei vor Allem Beflagtens Sicherftellung wegen des 
acceptirten Betrages vor Augen gehabt haben, fpricht 
unzweideutig die weitere Vereinbarung, wonach Klaͤ⸗ 
ger fich verpflichtet haben, im Kalle der am 24. Octo⸗ 
ber 1867 fich herausftellenden Unzulänglichkeit des 
Wismutherlöfes zu Dedung der Tratten den Fehl 
betrag in anderer, dem Bellagten genügender Weife 
bis zum 29. October anzufchaffen. 

Verlangen nun jept Kläger unter Beziehung dar» 
auf, daß Beflagter bis zum 24. October den Wismuth 
bis auf 49 Pfund 164 Lorh verkauft und abzüglich 
des Beitrags der Accepte noch 49 Thle. 13 Nor. 3 Pf. 
Erlös in Händen habe, Herauszahlung der nur« 
gedachten Summe und Ausantwortung ded noch vor⸗ 


' handenen Wismuths, fo ftellt fich die erhobene Klage 





ald actio pignoratitia directa dar, verbunden, ſoviel 
bie geforderte Zahlung anlangt, mit der actio venditi. 
Die zweite Inftanz hat bereits BL. — dieſen Gefichts- 
punkt unter Hinweifung auf die‘ Beftimmung in 
8. 1279. des bürgerlichen Gefepbuchs hervorgehoben 
und die an fich richtige Bemerkung der Kläger BL. —, 
daß die bloße Verbindlichkeit zu Aufbewahrung einer 
Sache für fi) allein dem bezüglichen BVertragsver- 
hältniffe noch nicht den rechtlichen Charakter des Hin- 
terlegungsvertragd verleihe (bürgerliches Geſetzbuch 
$.1262.), führt gerade dazu, nicht auf den Umftand, 
daß die Kontrahenten: Bl. — vom „Deponiren” des 
fraglihen Wismuths bei dem Bellagten fprechen, 
fondern auf den Zwed diefer Depofition, den aus⸗ 
gefprochenen, auf Sicherftellung des Bellagten wegen 
des zu gebenden Accepts gerichteten Bertragswillen 
das entfcheidende Gewicht zu legen. Hiernach ift in 
der Hinterlegung des Wismuth6, der im Zweifel als 
unvertretbare Sache zu gelten hat, bie Beftellung 
eines Fauftpfandes für den dem Beflagten aus dem 
Accepte der Hägerifchen Tratten entftandenen Anfpruch 
zu erbliden. Daß diefer Anfpruch nicht erſt mit der 
Einlöfung der acceptirten Tratten, fondern ſchon mit 
ber Ertheilung des Accepts entftanden fein folle, folgt 
nad) der Anficht jegiger Inftanz theild aus der recht⸗ 
lichen Natur der Acceptation, welche die Verbindlich- 
keit zur Zahlung von felbft nach fich zieht, mithin im 
Galle des Auftrags dazu den Anfpruch auf Liberation 
zu begründen geeignet ift, theils und hauptfächlich 
aus der Berabredung der Parteien, daß Bellagter 
bad Recht auf Dedung durch Berfauf des Wismuths, 
insbefondere auch den Anſpruch auf Anfchaffung 
anderweiter Dedung ſchon vor dem Berfalltage der 
Accepte, dem 31. October 1867, haben foll. Die 
Dispofition in 8. 471. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
Abſatz 2. ſchlaͤgt daher nicht ein und ebenfowenig ift 
nach dem procefiualen Stande der Sache auf die 
Grage einzugehen, ob die Bertragsbeftimmungen, 
wonad der Bellagte bei nicht rechtzeitig gemachter 
Anihafung den Wismut zu dem geringeren Preife 
von 44 Thaler pr. Pfund als Dedung anzunehmen 
berechtigt fein joll, nach $. 383. jet. 480. nichtig fei. 
Demjenigen, was die zweite Inftanz Bl. — in ber 
aulepterwähnten Beziehung bemerft hat, iſt beizupflich- 
ten gewejen und mit Rüdfiht auf den Einwand 
Bl. — nur hinzuzufügen, daß Bellagter die exceptio 
compensationis auf ®rund der vorerwähnten 
Bertragsbeftimmung gar nicht vorgefchügt hat. 
I. 


Die vorigen Inftangen haben übereinftimmend 
angenommen, daß ber bis zum 24. October 1867 
bewirkte Berfauf von 1111 Pfund des vertragsgemäß 
beponirten Wismuths zu dem limitirten Preife vom 
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Beklagten zugeftanden und damit der Klaggrund eins 
geräumt fei. Bellagter hat dies auch nur auf Grund 
der Schlufbeftimmung des Vertrags Bl. — beftritten, 
Inhalts deren Kläger ihm 
die Gewähr leiften, daß der Wismuth einen 
Reingehalt von 97 Procent hat, und alle dem 
Bellagten erwachfenden Schäden zu ihrer alleini- 
gen Vertretung übernehmen, falls der Wismuth 
ſich geringhaltiger erweifen follte. 

Er behauptet, daß danach nicht er die ercipirte 
Geringhaltigfeit des Wismuths darzuthun habe, fons 
dern Kläger den garantirten Reingehalt nachzuweiſen 
verbunden feien. Hierin hat Man jedoch dem Be- 
Hagten nicht beipflichten fonnen. Zwar haben ſchon 
die vorigen Inftangen mit Recht angenommen, daß 
ber Beflagte durch die im Vertrauen auf die Garantie 
der Kläger unterlaffene fofortige Unterfuchung des 
Reingehalts der Waare der Ausftellungen gegen 
defien Mangel nicht verluftig gegangen fei. Immerhin 
ift aber Bellagter im Stande geweſen, den Wismut 
bei der Uebergabe nach der fraglichen Richtung hin 
unterfuchen zu können, er hat weder dies gethan, 
noch einen Borbehalt wegen eines damals bereits 
hervorgetretenen Mangels gemacht, mithin die Leiftung 
Seiten der Kläger ald die vertragdgemäße angenom⸗ 
men und bis zum Nachweife des Gegentheild thats 
ſaͤchlich anerkannt. Abgefehen von der nad) ber 
Geftaltung des jedesmaligen Falles begiehentlich der 
Beichaffenheit der Einwendungen zu beantwortenden 
Frage, inwiefern die vorbehaltlofe Annahme ver 
Waare von Einfluß auf die Rechte des Bellagten in 
materieller Hinficht fei, wird dadurch jedenfalls eine 
Veränderung in formeller Beziehung, eine Mopdifica- 
tion der Beweislaft, herbeigeführt. Iener Nachweis 
des Gegentheils liegt nun dem Bellagten ob, deſſen 
Rechtövertheidigung fih auf das Nichtvorhanden- 
fein der vorausgefegten Beichaffenheit fügt. Mit 
diefen auch von der jegigen Inftanz zeither befolgten 
Grundfägen zweiter Inſtanz Bl. — ſteht die Vors 
fchrift des bürgerlichen Geſetzbuchs $. 863. im Ein- 
klange. 

LI. 

Die Entſcheidung der Sache hängt dem Vor— 
bemerkten zufolge von der Beurtheilung der BI. — 
vorgefhügten Erceptionen ab, deren Tendenz und 
Wirkfamkeit die zweite Inſtanz BI. — im Allgemeinen 
richtig charakterifirt hat. Diefe Erceptionen beziehen 
ſich theils auf die, in Folge des oben gedachten Ber: 
trags vom 24. September 1867, dem Beklagten über 
gebenen 1161 Pfund 64 Loth MWismuth, theild auf 
diejenigen BI. — fpeciell bezeichneten Quantitäten 
deſſelben Metalles, welche Beklagter ſchon vorher 
beziehentlich laut Sacturen vom 6.,9. und 13. befjel- 





ben Monats von den Klägern Fäuflich empfangen 
bat. Ihre gemeinfchaftliche Bafis ift das sub IL 
wörtlich ausgehobene Garantieverfprechen eines Rein» 
gehaltes von 97 Procent, welches nad) der ausbrüd- 
lichen Behauptung des Belflagten BI. — aud) rüd- 
fichtlih der vor dem 24. September abgejchloffenen 
Gefchäfte von den Klägern ihm in gleicher Weife, 
wie im Bertrage ber Klagbeifuge B., ertheilt 
worben ift. 

Die zweite Inftanz findet nad Bl. — in dieſem 
Derfprechen ein dietum et promissum, welches bie 
Kläger zu Gewährung der zugefiherten Eigenſchaft 
der Waare, fowie zur Leiftung des id quod interest 
im Falle ihrer Nichteriftenz; nach den allgemeinen 
gefeglihen Borfchriften über die Gewähr von 
Fehlern verpflichtet. Diefe auch von der erften Ins 
ftanz getheilte Auffaffung hat der Beklagte beharrlich 
beftritten und Man hat in jegiger Inftanz feine dies- 
fallfigen Einwendungen für unerheblich nicht befinden 
fönnen. 

Wenn die Gontrahenten mit der Vereinbarung 
über die vertragsmäßig zu gewährende Beichaffenheit 
der Waare, den metalliichen Reingehalt, eine Vers 
einbarung über die Nachtheile der Nichtgewährung 
verbunden haben, fo ift ihr Uebereinfommen als ein 
Ganzes aufzufaffen, nämlich ald Abkommen fowohl 
darüber, welche Qualität der Waare Berkäufer zu 
gewähren, ald wofür er im Falle der Nichtgewährung 
zu haften hat. Durch das Erftere wird unbezweifelt 
die gefegliche Anforderung an die Beichaffenheit und 
Güte der zu leiftenden Waare (allgemeines deutjches 
Handelsgeſetzbuch Artikel 335.) modificirt, und man 
fann daher nicht präfumiren, daß mit dem Lepteren 
etwas Weiteres nicht, als die Wiederholung der geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen über die Haftung des Berfäu- 
fers (bürgerliches Geſetzbuch $. 899 flg., allgemeines 
deutfches Handelögefegbuch, Artitel 347 fig.) bezwedt 
fei, die ja vom Gefichtöpunfte der vorigen Inftanzen 
aus ganz überflüffig gewefen wäre. Haben bie 
Eontrahenten einmal für angemeffen befunden, beide 
Punkte ihres Rechtsverhältniffes ausprüdlich zu ord⸗ 
nen, fo ift auch damit für beide die Bertragsnorm 
als maafgebend anerfannt und an die Stelle der 
gefeplichen Norm gefept. Der Umftand, daß auch 
das Geſetz die Schadenerfagpflicht des Verkäufers 
aus einem dietum et promissum im weiten Umfange 
feftftellt (bürgerliches Geſetzbuch $. 922. 923. Abf. 2.), 
berechtigt noch nicht dazu, die vertragsmäßige Beftims 
mung der geſetzlichen durchgängig gleichzuftellen, ins⸗ 
befondere etwaige fpecielle Formen, welche das Geſet 
für die Anfprüche des Käufers vorfchreibt (allgemeines 
deutfches Handelögefepbuch, Artikel 347. und 349.), 
auf das Abkommen der Parteien, in welchem fie feine 
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Erwähnung gefunden haben, ohne Weiteres zu über- 
tragen. Rach feinem, den obwaltenden Umftänden 
nad wahrfheinlihen, auch von den Klägern nicht 
beftrittenen Anführen BI. — verbunden mit Bl. — 
vertreibt Beflagter den Wismuth nur ald Zwifchen- 
händler, hauptfächlid an Ausländer, welchen das 
allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch feine gefegliche 
Norm if. Hierin lag für ihm genügender Anlaß, 
ſich der Garantie der Kläger für die Güte der Waare 
in einer Weiſe zu verfichern, die feine viesfallfigen 
Anfprüce über alle durch Eollifion der Gefepgebung, 
Entfernung oder Unachtfamfeit feiner Abnehmer ıc. 
etwa hervorgerufenen Einwendungen der Garanten 
erhob. Daraus erklärt ſich die Allgemeinheit und 
Unbeichränftheit des Abkommens. Falls der Wismuth 
fi geringhaltiger ausweifen würde, follten Kläger 
für alle ihm daraus erwachfenden Schäden, mithin 
die wirkliche Bermögensminderung fowohl als den 
entzogenen Gewinn, haften: fie allein follten dieſe 
Schäden zu vertreten haben, mithin nicht etwa ihm 
ſolche direct aufbürben, oder ihn indirect aus Grün 
den, die in dem Verhältniß zu feinen Abnehmern 
liegen könnten, dafür haftbar machen. Die rechtliche 
Borausfegung ihrer Entfchädigungspflicht, der Gaufals 
nerus zwifchen dem Oarantieverfprechen und dem 
Schaden, benimmt ſchon an ſich derfelben den An—⸗ 
fhein einer die Kläger überbürbenden oder unbillig 
belaftenden Unangemefienheit der übernommenen Haf⸗ 
tung. Haben Kläger den Reingehalt von 97 Pro» 
cent mit wohlbegründeter gewiffenhafter Ueberzeugung 
garantirt — und anders durften fie ihre Zufage nicht 
geben —, jo mochten fie die ausgefprochene Haftung 
für den Schaden um fo unbedenklicher übernehmen, 
als ſchon die Beſchraͤnkung defielben auf die Nicht» 
eriftenz des gewährleifteten Reingehalts fie gegen alle 
Nachtheile wahrte, deren Entftehung auf andere Urs 
fachen, namentlich Verſchuldung des Beklagten oder 
feiner Abnehmer, zurüdzuführen war. Den Klägern 
lag e8 daher ob, falls fie durch Beobachtung gewiller 
Formen Seiten des Mitcontrahenten oder durch be⸗ 
fondere Borausfegungen des Schaͤdenanſpruchs ihrer 
Berbinblichkeit engere Grenzen gezogen wiflen wollten, 
fich ſolches ausprüdlich im Bertrage zu bedingen; 
denn ift einmal, wie gezeigt, der Vertrag für das 
gegenfeitige Rechtöverhältnig allein maaßgebend, fo 
ift derſelbe auch zum Nachtheile der Kläger auszu⸗ 
legen, wenn fie daraus zu ihren Gunften ein Mehre 
res ableiten wollen, als der Wortlaut und Inhalt 
Far ergiebt (bürgerl. Geſetzbuch $. 813.). 
IV. 


In den Gründen der zweiten Inftanz ift Bl. — 
des Näheren dargelegt, daß die den Wismuth des 
Vertrags vom 24. September 1867 betreffenden Käufe, 
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auf welche die Ausflüchte sub I. Bl. — und sub Il. c. 
DI. — fi) beziehen, als Species- Käufe und zwar 
als fogenannte Plapgefchäfte zu betrachten find, die⸗ 
jenigen Käufe aber, aus welchen die Ausflüchte sub 
Il. a. und sub II. b. «. Bl. — abgeleitet worden, 
ald Genus-Käufe und zwar als fogenannte Diftance- 
geſchaͤfte ſich darſtellen. Bei den BI. — gegen die 
Annahme von Plaggefhäften gemachten Ausftellun- 
gen haben die Kläger überjehen, daß die Adrefle des 
an fie gerichteten Briefs vom 24. September (Klag- 
beifuge B.) auf ein inter praesentes abgejchloffenes 
Geſchaͤft, ihre eigene Behauptung zu Klagabjchnitt 6. 
und 7. aber auf die fofort nach dem Bertragsabichluffe 
und am Orte deſſelben erfolgte Uebergabe des Wis- 
muths unzweideutig binweift, daß mithin dem Be- 
Hagten bei der fäuflihen Entnahme vom Letzteren 
ſpecifiſch beftimmte Kaufsobjecte vorgelegen haben. 
Inzwiſchen bedarf es nach Rage der Sache eines 
näheren Eingehens hierauf ebenfowenig, als auf die 
"Bl. — berührten, von den Parteien aus ihren gegen- 
ſätzlichen Standpunkten verjchieden beantworteten 
Fragen. Ob die Borfchriften des bürgerlichen Gefeg- 
buche $. 899 fig. gleich denen des aͤdiliciſchen Edicts 
fih nur auf Specied-, nicht auf Genus- Käufe bes 
siehen und ob daher zufolge der obigen Unterfcheidung 
der hier fraglichen Kaufsgefhäfte auch den von dem 
Bellagten excipiendo gebrauchten Rechtsmitteln ein 
verjchiedener rechtlicher Charakter beigulegen fei, er 
fheint im Hinblid auf die sub ILL. entwidelte Be- 
deutung des getroffenen Lebereinfommens für bie 
Entſcheidung des gegenwärtigen Falled einflußlos. 
Die ädiliciihen Rechtsmittel enthalten bekanntlich nur 
eine Erweiterung der civilrechtlichen actio ex emto 
für den Fall, wenn der Verkäufer weder für die bes 
haupteten Fehler zu ftehen befonders verfprochen, noch 
von deren Borhandenjein beim Kaufsabichluffe Kennt- 
niß gehabt hat. 

von Bangerow, Band ILL. $. 609. ©. 324 fig. 

Wo dolus oder, wie hier, ein dietum et pro- 
missum den Berfäufer zu Gewährung beftimmter 
Eigenſchaften des Kaufsobjects verpflichtet, reicht 
[don die actio emti hin, dem Käufer das id quod 
interest ber Nichtgewährung zu verfchaffen; denn fie 
kann auch zu Wiederaufhebung des Kaufs gleich der 
actio redhibitoria führen, wenn das Intereffe des 
verlegten Käufers gerade in diefem Erfolge befteht. 

1. 11.8.3. 5. D. de act. emt. et vend. 
von Bangerow, a. a. D. ©. 326. 

Etwas Anderes fchreibt auch das bürgerliche Ge- 
ſetzbuch $. 1092. jet. $. 922., wenn man von der 
nach gemeinem Rechte nicht unbeftrittenen Verjaͤh— 
rungsfrage (5. 923.) abfieht, nicht vor. In der 
übernommenen unbeichränften Haftung für alle aus 


198 





der Geringhaltigfeit des Wismuths entftandenen 
Schäden liegt auch die Verpflichtung der Kläger für 
Nachtheile, welche der Beklagte dadurch erleidet, daß 
er den Wismuth feiner Geringhaltigkeit halber ent» 
weber weiter zu veräußern nicht im Stande ift, ober 
von feinen Abnehmern zurüdnehmen muß und nun 
von den Klägern Wiederaufhebung ded Kaufgeſchaͤfts 
verlangt. Die Thatſache der erfolgten Weiterver- 
Außerung allein kann die Kläger der übernommenen 
Haftung nicht entheben; denn die gänzliche oder theils 
weife Entwerthbung der dem Bellagten gegen feine 
Abnehmer erworbenen actio venditi — wie die zweite 
Inftanz BI. — den Gegenftand des Schadens treffend 
bezeichnet — gehört eben, den Gaufalnerus mit dem 
Garantieverfprechen vorausgefept, unzweifelhaft zu 
denjenigen Schäden, deren alleinige Vertretung im 
weiteften Umfange Kläger übernommen haben. 
V 


Die Beweisaufgabe des Beklagten hinſichtlich fei- 
nes exceptiviſchen Vorbringens iſt hiernach zum Theil 
weſentlich abweichend von den in den Gruͤnden der 
vorigen Entſcheidungen Bl. — entwickelten Grund⸗ 
ſaͤtzen in nachſtehender Maaße feſtzuſtellen geweſen: 

1, 


Die Bl. — sub 1. vorgefchügte Ausflucht anlans 
gend, hat Beflagter fi darauf bezogen, daß die 
Handlung P. & W. zu Paris von den ihr Fäuflich 
überfendeten vier Broden Wismut drei Stüd wegen 
Geringhaltigfeit ihm zurüdgefendet habe. Daß er 
das zurüdgeftellte Quantum nicht behalten wolle, 
fondern den Klägern zur Berfügung ftelle, hat Bes 
Hagter im Briefe vom 24. October (Klagbeifuge H.) 
deutlich genug erklärt. Kläger haben Bl. — unbe 
achtet gelafien, daß die Erflärung, jenes Quantum 
nicht für feine Rechnung übernommen zu haben, in 
Verbindung mit der Aufforderung, nad) Höhe des 
entfallenden Betrags genügende Dedung zu ver 
ihaffen, auf die bezüglichen Vertragsbeſtimmungen 
Bl. — hinweift, wonach Kläger Deckung des Tratten- 
betrags nur infoweit zu befchaffen haben, als Bellag- 
ter nicht in ber Lage geweſen ift, fich ſolche durch 
fäuflie Entnahme von dem deponirten Wismuth 
ſelbſt zu verfchaffen; foweit das nicht der Fall if, 
bleibt eben das urfprüngliche Recht der Kläger an 
dem pfandiweife beponirten Wismuth unverändert. 

Das Beweisthema des Beflagten befteht ſonach 
in dem Nachweife einer Seits der Nichteriftenz des 
garantirten Reingehalts von 97 Procent und anderer 
Seits des urfachlichen Zufammenhangs mit der gänz- 
lichen Entwerthung oder dem Verlufte der gegen die 
obengenannten Käufer erworbenen Rechte aus dem 
mit ihnen geftändlich abgejchloffenen Kaufe, — ein 
Nachweis, der felbitverftändlich die fpecielle Dar- 
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fegung dieſes Kaufgefchäfts, feiner Entſtehung und 
Wiederaufhebung, in thatfächlicher Hinficht bedingt. 
Das Leptere um deswillen, weil Kläger nur ben 
dem Beflagten entftehenden, durch die mangelhafte 
Beichaffenheit des Wismuths, nicht durch feine eigene 
Verſchuldung im ungerechtfertigten Aufgeben feiner 
Kaufrechte herbeigeführten Schaden zu vertreten haben. 
Zu welchem Zeitpunfte das von P. & W. zur Ber: 
fügung geftellte Kaufobject in die Hände des Beflag: 
ten zurüdgelangt ift, bleibt, den vorbezeichneten Nach: 
weis in feiner Beziehung auf den ofterwähnten Vertrag 
vorausgefept, gleichgültig. 
2 


Die Erceptionen sub II. a., sub IL.b. «a. und £. 
und sub IL. c. beziehen fich insgefammt auf Schäden, 
welche dem Beflagten dadurch entflanden fein follen, 
daß die Abnehmer des ihm von den Klaͤgern geliefer- 
ten Wismuths in Folge der Geringhaltigfeit deffelben, 
wegen Werthöverminderung, Koften der chemijchen 
Analyfirung ıc. Abzüge an den Kaufpreifen gemacht 
und gewährt erhalten haben. 

Behufs ihrer Beſcheinigung hat Beflagter darzus 
thun 

a) die Gemwährleiftung eines Reingehalts von 
97 Procent Wismuth — diefe jedoch nur mit Aus» 
ſchluß der exc. sub II. c., foweit diefe durch das 
Garantieverfprechen des Vertrags BI. — mitgededt 
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b) die Nichtgewährung dieſes Reingehalts, 

ce) die Entwerthbung oder Schmälerung feiner 
gegen die Abnehmer des Wismuths aus den abge: 
Ihloflenen Käufen erworbenen Rechte um die als 
Schäden angegebenen Beträge, 

d) den urfachlichen Zufammenhang des sub c. 
gedachten Schadens mit dem sub b. erwähnten That- 
umftande. 

Der Nachweis sub d. fegt auch hier, wie ſchon 
sub 1. bemerkt, die nähere Darlegung des zwifchen 
dem Beflagten und feinen Abfäufern beftehenden 
Rechtöverhältniffes voraus, und ed wird daher Auf- 
gabe des Beklagten fein, diefe Darlegung fo einzu- 
richten, daß der richterlichen Meberzeugung für das 
fünftige Definitiverfenntniß genügender Anhalt zu 
einer dem Beweisführer günftigen Beurtheilung, nicht 
blos ſoviel die Eriftenz, fondern auch foviel die Höhe 
des ercipirten Schadens betrifft, gewährt ift. 

Dagegen war von den Bl. — sub c. und d. an 
die Beicheinigung geftellten Anforderungen Umgang 
zu nehmen. Zur Zeit ift noch nicht zu überfehen, 
ob der Nachweis der Angemefienheit des verwil- 
ligten Remißbetrags durch den Ausſpruch Sach ver⸗ 
ſtaͤndiger unerlaͤßlich ſei und nicht vielmehr ſchon 
durch die ſonſtigen Ergebniſſe der Beſcheinigung ge⸗ 


liefert, beziehentlich entbehrlich werde. Den Nach⸗ 
weis der Negative aber, daß Beflagter vertrags- oder 
ufancemäßig zu Gewährung eines höheren, als eines 
97 procentigen Reingehalts nicht verbunden geweſen 
fei, hält Man felbft aus dem BI. — bervorgehobenen 
Geſichtspunkte eines Schadenerfaganfpruchs nicht für 
erforberlih. Daß die als ſchadenbringend bezeichnete 
Handlung oder Unterlaffung die wahre und alleinige 
Urfache des zu erfegenden Schadens fei, wie Bl. — 
bemerkt wird, ift eine materiell rechtliche Anforderung. 
Sie darf auf die procefjuale Seite der Sache nicht 
ohne Weiteres in ihrer ganzen Strenge übertragen, 
dem beweisführenden Bellagten nicht der negative 
Nachweis angefonnen werben, daß zwifchen dem 
Anlaffe des Schadens und dem Schaden ſelbſt fein 
Umftand inneliege, der zwar, wenn er eriftirte, bie 
an fich begründete Annahme eines Cauſalzuſammen⸗ 
hanges Beider zerftören würde, defien Eriftenz aber 
durch nichts indicirt ift, vielmehr ald eine reine fpecu- 
lative Denkbarfeit erfcheint. Hat der Beweisführer 
foviel erbracht, daß nach der natürlichen Beſchaffen⸗ 
heit der Sache und dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
der ſchaͤdliche Erfolg ald Wirfung der behaupteten 
ſchadenbringenden Urfache vernünftiger Weife betrach- 
tet werben fann, fo ift es Sache des Gegners, etwaige, 
biefen Gaufalzufammenhang ftörende Momente dar⸗ 
zulegen und zu beweifen. Wo dies nicht gefchehen 
ift, kann die richterliche Ueberzeugung bei dem Ergeb- 
niffe des Beweifes Beruhigung faffen. Ob und in- 
wieweit die Bl. — sub c. und d. hervorgehobenen 
Umftände ald Momente elifiver Natur in dem Beweife 
zweckmaͤßiger und vorfichtiger Weife mit auszuführen 
feien, muß daher der eigenen Erwägung des Beflagten 
überlafjen bleiben, ihn mit deren Beweis ſchlechthin 
zu beſchweren, liegt nach ber Anficht jetziger Inftanz 
fein Grund vor. 

Warum Man auch von der BI. — sub 2. auf⸗ 
geftellten Anforderung rechtzeitiger Anzeige des Mans 
geld abgejehen hat, ergiebt fich aus dem oben sub ILL, 
über die Natur des vorliegenden Bertragsverhältniffes 
Ausgeführten von felbft. Uebrigens ift damit ber 
Trage nicht präjubicirt, ob nicht Beklagter, follte er 
die Mittheilung der ihm von feinen Abnehmern zu- 
gegangenen Rüge der Mängel an die Kläger der 
gegenfeitigen bona fides zuwider verzögert oder ver- 
abjäumt haben, auch feiner Seits den Klägern haften 
würde, wenn und foweit ihnen dadurd Schaden 
entftanden wäre; durch. die derzeitige actenmäßige 
Lage der Sache ift Fein Anlaß zu näherem Eingehen 
auf diefen Punft gegeben. 

VI 


Wenn Man die dem Beklagten von den vorigen 
Inſtanzen bereits nachgelaſſene Ausfluchtsbeſcheinigung 





dem Berlangen des Bellagten gemäß auf bie BL. — 
sub II. b. 4. vorgefchügte, von der zweiten Inftanz 
zurüdgewiefene Ausflucht mit erftredt hat, fo fonnte 
dies mit Rüdficht auf die mildere Beurtheilung, welche 
der Gerichtöbrauch der Subftantiirung von Ausflüch⸗ 
. ten zugefteht, um fo unbebenklicher geſchehen, als 
dadurch im eigenen vorausfeplichen Interefie der Par- 
teien die zwifchen ihnen obfchwebenden Differenzen 
ohne erhebliche Weiterung des jegigen Rechtäftreites 
nur abgekürzt werben. Ohnehin erfcheinen die Bl. — 
gerügten Mängel des erceptivifchen Anführens, ſoweit 
fie nicht durch die sub II. entwidelte Auffaflung 
jegiger Inftanz von felbit fih erledigen, als bloße 
Lüden der Darftellung, deren Ergänzung von ber 
weiteren Ausführung im Beweiſe füglih erwartet 
werben fann. 

Aus gleihem Grunde ift der beantragten Aus— 
dehnung der Beicheinigung auf die Bl. — ald Com— 
penſationspoſt mit geforberten 8 Thlr. 5 Nor. — 
Koften der chemifchen Analyſe ftattzugeben geweſen; 
das Bl. — sub 3. vermißte Verhältniß, beziehentlich 
die BI. — behauptete Einflußlofigkeit deſſelben kann 
in der Befcheinigung noch ausgeführt werden. 

Dagegen hat Man den Bl. — sub 2. ausgeführ- 
ten Gründen für Zurüdweifung der dort bezeichneten 
Schädenpoft von 9 Thlen. 21 Nor. 5 Pf., deren 
Widerlegung Bellagter nicht einmal verfucht hat, nur 
beipflichten fünnen. 

VI. 

Was von der zweiten Inftanz Bl. — über die 
alternative Faſſung der Beicheinigungsaufgabe mit 
Rüdficht auf die Bedeutung und rechtliche Wirkung 
der einzelnen Ausflüchte ausgeführt worden ift, hat 
Man in jegiger Inftanz zu billigen gehabt und ins- 
befondere den Bl. — von den Klägern erhobenen, 
auf Art. 315. des allgemeinen deutſchen Handels 
geſetzbuchs geftügten Einwand gegen die Zuftändigfeit 
des Retentionsrechts für unerheblich befunden. Die 
angezogene Dispofition macht die Ausübung des 
Retentionsrechts keineswegs von der biesfallfigen 
Anzeige des Gläubigers an den Schuldner fuspenfiv 
oder refolutiv abhängig, fondern fpricht die Anzeige 
pflicht nur als eine neben und unbeſchadet jenes 
Rechtes beftehende Verpflichtung des Gläubiger aus. 
Ihre Nichterfüllung kann alfo höchſtens bie in ben 
ähnlichen Fällen der Artifel 310. und 311. befonders 
erwähnte Verbindlichkeit zum Schadenerfage begrün- 
den.’ x. ıc. 


Redacteur: Appellationsrath Werner. 
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Miscellen. 


Auzeige nen ergangener Geſetze und Ver— 
orbnungen. Das 7. Stück des Gefeg- und Bers 
orbnungsblattes für das Königreih Sachen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 40. Berorbnung, das Metermaaf in feiner 
Anwendung auf die baupolizeilihen Maafvorfchriften 
betreffend, vom 21. März 1870. No. 41. und 42, 
Geſetz, Abänderungen des Elementar- Bolfsfchulgefeges 
vom 6. Juni 1835, fowie mehrere damit in Verbindung 
ftehender Geſetze betreffend, nebft Ausführungsverorbnung 
dazu, vom 15. Mär; 1870. No.43, Gefeg, eine Erläu- 
terung ber Beftimmungen in $. 1. des Gefeges, eine 
Beſchränkung der Wirkfamkeit der von Ehegatten vor« 
genommenen Beräußerungen sc. betreffend, vom 30. Juni 
1868 enthaltend, vom 2. April 1870. No. 44. Ber« 
orbnung, das Butter-Maaf und Gewicht betreffend, 
vom 31. März 1870. No. 45. Deeret die Beftätigung 
des Regulativd für die Sparcaffe zu Königswartha, 
vom 31. März; 1870. No.46. Geſetz, die Emeritirung 
fländiger Lehrer an den Volkaſchulen betreffend, vom 
31. März 1870. No.47. Berorbnung, das gerichtliche 
Verfahren gegen Militairperfonen in Wechfelfachen be= 
treffend, vom 8. April 1870. No.48. Bekanntmachung, 
die Prioritätsanleihe der Actienbierbrauerei zu Reijewig 
betreffend, vom 9. April 1870. No. 49. Berorbnung, 
die Abtretung von Grundeigentfum zum Baue der 
Sihfifh - Böhmifhen Berbindungsbahn Annaberg« 
Weipert betreffend, vom 7. April 1870. No. 50. Ver⸗ 
ordnung, bie portopflichtige Gorrefpondenz mit Behörden 
der dem Norbbeutjchen Bunde angehörenden Staaten 
betreffend, vom 7. April 1870. — Lepte Abſendung: 
am 20. April 1870. 





Drden. Geine Königliche Majeftät haben dem 
Präfiventen des Appellationdgerichts zu Zwidau, Dr. 
Earl Georg Julius von Mangoldt, das Großfreuz 
des Albrechtsordens und dem DVicepräfldenten des ge= 
nannten Appellationdgeridhts, Eduard Flechſig, das 
Gomthurfreuz zweiter Glaffe des Verdienſtordens zu vers 
leihen allergnävigft gerußt. 





Eodesfälle, Geſtorben: Der Gerichtörath des 
Bezirfögerichts Reipzig, Garl Theodoſius Vieweg. 
Berner: die Advocaten Garl Adolf Beutler in Reichen- 
bad, Heinrich Theodor Priedrih in Burgſtädt und 
Dr. jur. Ernft Adolf Jentſch in Zittau. 


Dffiein der Verlagehandlung. 
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4. 


Zur Lehre von den Gonbictionen. — Begründung 

des Irrthums, Gegenftand defjelben; Inhalt der 

mala fides; Bereicherung ($$. 1523. 1527. und 
1528. des bürgerlichen Geſetzbuchs). 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in 2. 


Die Handelögefellichaft E. in W. hatte im Sep- 
tember des Jahres 1865 gegen den Bädermeifter 
3.2.8 in 2. Klage auf Bezahlung von 100 Eir. 
Weizenmehl No. O erhoben, welche derfelbe Anfang 
Februar defielben Jahres bei dem Agenten und Be 
auftragten der Klägerin, S., der ſich ihm auch als 
Beauftragter der Klägerin ausdrüdlich vorgeftellt und 
erflärt habe, daß er 100 Ctr. diefes Weizenmehles 
für die Klägerin zu verfaufen habe, beftellt und dar⸗ 
auf am 14. Februar d. I. von der Klägerin zugefendet 
und geliefert erhalten habe. 

Beflagter geftand die Beftellung der Waare bei 
dem Agenten ©., fowie daß er biefelbe in der von 
der Klägerin behaupteten Weife zugefendet erhalten 
babe, zu, leugnete aber die Eigenjchaft des genannten 
S. ald Agenten der Klägerin, ſowie daß derjelbe fich 
ihm bei Offerirung der 100 Er. Mehl ald Beauf- 
tragter der Klägerin vorgeftellt habe. 

Das Handelögericht im Bezirksgericht zu 2. ents 
fchied hierauf, daß der Beflagte, dafern er annoch 
das delatum dahin, 

„wie ed nicht in Wahrheit beruhe, daß fich der 
genannte ©. bei ber ihm, dem Beflagten, im 
Monat Februar Taufenden Jahres gemachten 
Dfferte des Verkaufs von 100 Etr. Weizenmehl 


Heue Folge Adıtzehnter Fahrgang. 
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ihm ald Beauftragter der Klägerin vorgeftellt 
und erflärt habe, daß er dieſes Mehl für bie 
Klägerin zu verfaufen habe”, 
[hwören würde, von der wider ihn erhobenen Klage 
zu entbinden und loszuzählen fei. 

Nachdem auf hiergegen Seiten der Klägerin ein- 
gewandte Appellation das Königl. Appellationsgericht 
zu Leipzig confirmatorijch erfannt hatte, leiftete Be- 
Hagter den angegebenen Eid. 


Klägerin erhob nunmehr im Juni des Jahres 
1867 gegen denſelben Beflagten anderweite Klage 
folgenden Inhalts: 

Klägerin beauftragte am 24. Januar und 9. Februar 
1865 den Agenten Herrn ©. in 2. mit dem Verfaufe 
von 100 Etr. Weizenmehl No. 0. Mit Brief vom 
12. Februar 1865 zeigte der genannte ©. der Klägerin 
an, daß er das foeben erwähnte, ihm von berfelben 
aufgetragene-Gefchäft mit dem Beflagten abgefchloffen 
und dabei einen Kaufpreis von 3,7% Thle. pro Eentner 
vereinbart habe, und daß fie, die Klägerin, beforgt 
fein folle, das Mehl baldigft mit der Thüringer Bahn 
an ben Bellagten abgehen zu Iaffen. 

Klägerin, die hierdurch in den Glauben verfeht 
werben mußte, daß zwifchen ihr und dem Bellagten 
durch Vermittlung des genannten ©. ein Kaufver- 
trag über die fraglichen 100 Etr. Weizenmehl No. O 
zu Stande gefommen fei, übergab hierauf biefe 
100 Etr. Weizenmehl in 66 mit der Firma der Aläs 
gerin gezeichneten Säden ber Thüringer Bahn zum 
Transport an den Bellagten, der fie nach Ausweis 
der Boracten nebft dem bei eben diefen befindlichen 
Frachtbriefe, auf dem die Klägerin ausdrüdlich als 
Abdfenderin benannt war, am 14. Februar 1865 auch 
an- und in Empfang nahm. i 
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Es hat nun der Bellagte, aus diefem Gefchäfte 
belangt, laut fol. — der mehrerwähnten Voracten 
eidlich erhärtet, daß es nicht in Wahrheit berube, 
daß fich ihm ©. bei der ihm im Monat Februar ges 
machten Offerte des Verfaufs von 100 Etr. Weizen- 
mehl ald Beauftragter der Klägerin vorgeftellt und 
erflärt habe, daß er dieſes Mehl für die Leptere zu 
verfaufen habe; es ift aljo juriftifch feftgeftellt, daß 
die Klägerin nicht mit dem Bellagten über befagte 
100 Etr. Weizenmehl contrahirt hatte, und daß ber 
Vertrag, welchen die Klägerin bei ihrer Lieferung 
vorausfegte, nicht eriftirte und von der Klägerin irr- 
thümlicherweife vorausgefegt wurbe. 

Die Klägerin hat aber infolge dieſes Irrthums 
100 Etr. Weizenmehl No. O, verpadt in 66 Säde, 
mit der Firma der Klägerin verfehen, durch die Thuͤ— 
ringiſche Eifenbahn an den Bellagten überfandt, und 
Letzterer mußte daraus, daß die Klägerin als Lieferant 
und Abfender auf dem dem Beklagten übergebenen 
Srachtbriefe genau genannt war, und aus dem signum 
ber Säde (Firma der Klägerin) deutlich erkennen, 
daß die gedachten 100 Ctr. Weizenmehl ihm von der 
Klägerin überfchidt waren, und hätte das Mehl fich 
nur dann aneignen und verwenden dürfen, wenn er 
von der Abfenderin benachrichtigt worden wäre, daß 
fie ihm das Mehl im Auftrage eines Andern über» 
fenbet habe. Er nahm das Mehl aber deffen ungeachtet 
an und behielt ed. Die Klägerin ift hieraus ebenfo 
befugt, das Mehl ſelbſt zurücdzufordern, foweit ber 
Beklagte es etwa noch in Natur befigt, als, infoweit 
dafjelbe nicht mehr in Natur vorhanden, den zur Zeit 
der Lieferung beftandenen Marktpreis deſſelben zu 
condiciren. Der damalige Preis für den Centner 
Weizenmehl No. O betrug 3,% Thlr. 

Der Beflagte ift daher ſchuldig, entweder die ge 
dachten 100 Etr. Weizenmehl gegen Bergütung ber 
Fracht und etwaigen Spejen, zu der fich Klägerin 
erbietet, legterer zurüdzugeben, oder, falld Beflagter 
dies nicht Willens oder im Stande, den zur Zeit der 
erfolgten Lieferung für Weizenmehl, wie ed im Handel 
mit No. O bezeichnet wird, beftandenen Marktpreis 
an die Klägerin zu bezahlen. 

Klägerin bittet um dem entfprechende Berurtheis 
lung des Beklagten. 

Legterer hatte gegen das thatſächliche Anführen 
der Klage Wefentliches nicht zu erinnern, leugnete 
nur, daß daraus die beanjpruchte Berechtigung ber 
Klägerin hervorgehe. 

Dad Königl. Handeldgericht im Bezirks— 
gericht zu 2. entſchied hierauf am 29. November 
1867: 

„Daß das Suchen der Klägerin, inmaaßen es 
angebracht, nicht ftatt hat. 


Entfcheidungsgründe: 

Durch Ableiftung des dem Beflagten im Bor- 
proceffe rechtskräftig zuerfannten Eides ift in rechtliche 
Gewißheit gefegt worden, daß der in ber Klage ges 
nannte S. im Monat Februar 1865 an den Bellagten 
100 Eentner Weizenmehl zu dem dort angegebenen 
Preife verkauft hat, ohne hierbei des Umftandes 
Erwähnung zu thun, daß er dieſen Vertrag in Stell⸗ 
vertretung der Kläger abjchließe. 

Nachdem infolge deffen die frühere Contractöflage 
hinfällig geworden war, haben die Kläger dermalen 
den nämlichen Anſpruch anderweit gegen ven Beflag- 
ten geltend gemacht. 

Zur Begründung ihres Anfpruchs haben fie be- 
bauptet, der genannte ©. fei von ihnen mit dem 
Auftrage, 100 Eentner diefer Waare zu verkaufen, 
verjehen worden; derſelbe habe den Abſchluß des 
Kaufvertrages mit dem Beflagten unter der Veranlaſ⸗ 
fung, das Mehl mitteld der Thüringer Bahn an den 
Beklagten zu liefern, zu ihrer Kenntniß gebracht, und 
fie, die Kläger, hätten in der ierthümlichen Voraus— 
fegung, daß zwiſchen ihnen und dem Bellagten ein 
Kaufvertrag abgejchloffen worden ſei, das Mehl per 
Thüringer Bahn an den Beflagten geliefert. 

Weiter haben diefelben geltend gemacht, daß der 
Beklagte daraus, daß die 66 Säde, in welchen das 
Mehl verladen geweſen, mit ihrem Namen geftempelt, 
und daß der Frachtbrief von ihnen ald Abſendern 
des Mehls unterzeichnet geweſen fei, in ihnen die 
Lieferanten des Mehls hätte erfennen müffen, und 
daß er aljo das Mehl nicht habe in Empfang nehmen 
dürfen, ohne — wie jedoch nicht gefhehen ſei — 
von ihnen die Mittheilung erhalten zu haben, daß 
fie im Auftrage S.'s handelten. Auf Grund diefer 
Umftände halten ſich die Kläger für berechtigt, gegen 
Vergütung der bezahlten Fracht und Spefen, von 
dem Beklagten das Mehl zurüdzuforbern, foweit es 
noch eriftirt, und foweit dies nicht der Fall, den 
Marktpreis dafür zu verlangen. 

Man ift bei der Beurtheilung der zur Entſcheidung 
vorliegenden Rechtsfrage von folgenden Grundfägen 
ausgegangen: 

J. 

Dasjenige, was die Kläger aus der Beſchaffenheit 
der Säde und des Frachtbriefes für ſich ableiten, ift 
nicht zutreffend; die Signatur der Säde ift bedeu⸗ 
tungslos, da man biejelbe nur ald das Transport: 
mittel, das Mehl felbft aber ald Object des Kauf 
vertrags anzuſehen hat; ein Schluß von der Perfon 
bes Eigenthümers an den erfteren auf diejenige an 
dem legteren erjheint offenbar ungerechtfertigt. 

Der Frachtbrief an ſich giebt ebenſowenig Auf- 
ſchluß darüber, wer der bisherige Eigenthümer des 
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Frachtgutes gewefen fei, als darüber, wer ber Eigen- 
thümer deflelben werben folle. Aus dem Frachtbriefe 
wird nur erfennbar, wer ber Abfender ſei und in 
weſſen Befig das Frachtgut zunächft gelangen folle; 
das Beftehen eines Repräfentationsverhältniffes wird 
hierdurch nach feiner von beiden Richtungen aug- 
geichloffen. 

War der Vertrag zwifchen ©. einerfeits und dem 
Beklagten andererjeits auf die im Borproceffe durch 
Eidesleiftung feftgeftellte Art und Weife zum Abfchluß 
gelangt, alfo ohne daß fih ©. hierbei ald Repräfen- 
tant der Kläger dem Beflagten zu erkennen gegeben 
hatte, entiprach die Lieferung nach Object und Quan- 
titaͤt auch der kurz zuvor erfolgten Beftellung, war 
endlich auch die Beförderung des Mehls die nämliche, 
wie folche der öfter erwähnte S. beim Bertragsabfchluffe 
dem Beflagten bezeichnet hatte, fo war, wie der leh- 
tere in der Anmerkung zu den Einlaffungspunften — 
mit Recht bemerkt, deffen Annahme, daß das bezeich⸗ 
nete Mehl dasjenige fei, welches er von ©. erfauft 
habe, eine wohlbegründete. 

Diefe Annahme wird durch das von den Klägern 
in der Replif Bemerfte um fo weniger widerlegt, als 
diefelben auf die erfolgte Zufendung einer Factur an 

den Beflagten in ihrer neuen Klage nicht, vielmehr 

nur beiläufig in der Replif zurüdgelommen find; ja 
es findet diefe Annahme fogar eine erhebliche Unter: 
ftügung in dem in diefer Klage allerdings enthaltenen 
Zugeftändniffe, daß die Kläger von ©. angewieſen 
worden feien, das Mehl an den Beklagten zu fchiden, 
und „Daß diefe 100 Gentner Weizenmehl im Retto- 
gewichte von 99 Eentnern auch wirklich an denfelben 
geſchickt hätten”. 

Es lag daher für den Bellagten auf Grund dieſer 
Zugeftändniffe und ohne den Hinzutritt irgend einer 
Thätigfeitsäußerung der Kläger, wodurch fich diejelben 
als domini negotii dem Bellagten zu erfennen ge- 
geben, feine Veranlaffung vor, fich der feinem Mit: 
contrahenten S. gegenüber übernommenen Berpflich- 
tungen für überhoben und ftatt deſſen nunmehr bie 
Kläger als feine Gläubiger zu betrachten. 

Es fommt hinzu, daß die Klage über die Moda- 
lität des von den Klägern dem oftgenannten ©. er- 
theilten Auftrags zum Berfaufe des Mehls eben jo 
wenig Etwas enthält, als die von denſelben bei- 
gebrachte Eorrefpondenz. Aus den Briefen A. und B. 
ift nicht zu entnehmen, ob ©. ald Gommiffionär oder 
als Handlungsbevollmächtigter im eigentlichen Sinne 
oder nur ald Agent — wie er in der Klage bezeichnet 
worden — beim Bertragsabichlufie figurirt habe; 
eben jo wenig berechtigt die in dem von den Klägern 
produeirten, aljo gegen diefelben beweiskräftigen Briefe 
des S. von Seiten des Lepteren gefchehene Erwäh- 


nung der Mägerifchen „Eommiffion” zu ber Annahme, 
daß demjelben bezüglich der bier in Rebe ſtehenden 
Waare die Eigenfchaft eines Verfaufscommiffionärs 
beizulegen fei. 

Rach alledem war der Beflagte auf rebliche Weife 
in den Befig des Mehles gelangt, und «8 kann, da 
derfelbe nach feinen von den Klägern nicht beftrittenen 
Angaben das Mehl bereits verbraucht hat, von einem 
Rechte der letzteren, daflelbe in natura zurüdzufor- 
dern, nicht ferner die Rede fein. Es ift daher weiter 
zu erörtern, . 

u. 
ob die Kläger, wie fie eventuell beanfprucht haben, 
den Marktpreis des Mehls zu condiciren berechtigt 
feien. Als condietio indebiti, wie die Kläger die 
Klage angefehen wiffen wollen, kann dieſelbe nicht 
aufrecht erhalten werben. 

Die Kläger haben dem Beflagten durch Lieferung 
des Mehls keineswegs Etwas geleiftet, was fie zu 
leiften nicht fchuldig waren, in der irethümlichen Mei— 
nung, daß fie dazu verbunden feien, 

vergl. über diefe zur Anftellung der condictio in- 
debiti nothiwendige VBorausfegung Zeitjchrift 
für Rechtspfl. u. Verw., N. F. IV. ©. 419, 
$. 1519. des bürgerlichen Gefegbuche. 
denn da die Kläger S.'n mit dem Verkaufe des Mehls 
beauftragt und dieſer ihnen, daß ſolches geichehen, 
und an wen, fowie zu welchem PBreife von ihm vers 
fauft worden fei, angezeigt hatte, fo leifteten fie das, 
wozu fie verbunden waren. 

Ihr Ireihum hatte nicht den Bertragsabichluß 
an ſich und die ihnen zufolge des Rechtöverhältnifies, 
in welchem fie zu S. fanden, obliegende Xeiftung an 
den Bellagten zum ©egenftande, fondern etwas ganz 
anderes, nämlich die näheren Umftände, unter welchen 
S. nad der Kläger Ueberzeugung den Vertrag mit 
dem Beklagten abgefchloffen hatte; fie glaubten, ©. 
werde dem Legtern mitgetheilt haben, daß fie, die 
Kläger, die eigentlichen und wirklichen Verkäufer des 
Mehls feien, fie glaubten dies nur, denn dafür, daß 
fie zu diefer Annahme berechtigt geweſen, bietet bie 
Klage, welche fich über die Mopalität des an ©. 
gerichteten Verkaufsauftrages nach feiner Seite hin 
verbreitet, feinen Anhalt. 

Es folgt hieraus von felbft, daß die Beftimmun- 
gen des 8. 1527. des bürgerl. Geſetzbuchs auf den 
vorliegenden Fall nicht paflen, indbefondere kann, 
wie der Beflagte BI. — verneint, nicht angenommen 
werden, daß die Kläger im Namen S.'s das Mehl 
geliefert haben, vielmehr waren fie felbft auf Grund 
eines doppelten Vertrages, nämlich einmal des zwi⸗ 
hen S. und ihnen abgefchloffenen — dem Bellagten 
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jedoch nicht befannt geworbenen — Uebereinfommens 
hierzu verbunden, 

Die Klage ift aber auch noch aus einem anderen 
Grunde unhaltbar. 

Seldft wenn das vorftchend erwähnte Bedenken 
derfelben in ihrer prätendirten Eigenſchaft ald con- 
dietio indebiti nicht entgegenftänbe, fo erfcheint die⸗ 
felbe doch um deswillen unſchlüſſig, weil fie feine 
Hare Maaße darüber giebt, ob der Beflagte, da ge 
zeigter Maaßen anzunehmen ift, daß er das gelieferte 
Mehl bereits verbraucht habe, durch den Empfang 
defielben bereichert worden fei. 

vergl. 8. 1527. des bürgerl. Geſetzbuchs. 

Ebenfowenig hat die Klage nad) irgend einer an- 
deren Richtung hin als condictio rechtlichen Beftand. 
Bezüglich der im dritten Theil des bürgerl. Geſetz⸗ 
buche, Abth. 2. Adfchn. 3. unter IL. und ILL. er- 
wähnten Unterarten diefer Klage ergiebt fi) dies aus 
der Natur des Sachverhaltes von ſelbſt, ohne daß 
dies einer weiteren Ausführung bedarf. 

Die Klage enthält aber auch die Erforberniffe 
einer condictio sine causa (vergl. ebenda unter IV. 
88. 1547. und 1549.) um deswillen nicht, weil der 
mehrerwähnte, zwifchen S. und dem Beflagten zu 
Stande gefommene Kaufvertrag weder als nichtig 
angefehen, noch wegen Ungültigfeit angefochten wer- 
den kann, inmaaßen S. dem ihm ertheilten Auftrage, 
foweit deſſen Modalität aus den Acten zu erkennen, 
entfprochen und der Bellagte bei dem Empfange des 
Mehles weder in dolo, noch in culpa verficte. 

Schon aus dem Vorſtehenden ergiebt fi, daß 
bei dem Mangel der Bezugnahme auf eine ftattgehabte 
Bereicherung des Beklagten und bei dem Mangel des 
Borhandenfeins eines Repräfentationsverhältnifles in 
bem hier einfchlagenden Sinne es der Klage auch an 
den nothwendigen Requifiten zu einer actio de in 
rem verso fehlt. 

Unter diefen Umftänden konnte auch ganz bahin 
geftellt bleiben, ob der Beklagte, wie von ihm behaup- 
tet, von den Klägern aber nirgends in unzweideutiger 
Weife zugeftanden worden ift, den Kaufpreis für 
dieſes Mehl in einem Wechfel an S. bezahlt habe, 
und ob der Annahme diefer Dedung von Seiten des 
Lepteren für die Kläger eintretenden Falls eine recht- 
liche Wirkung beizulegen geweſen wäre. 

Es bleibt daher den Klägern nichts weiter übrig, 
als fih von ©. deſſen etwaige Anfprücdhe an den 
Deflagten abtreten zu laflen, eventuell fich wegen 
ihred Schadens an den Erfteren felbft zu erholen.” 

Auf biergegen von den Klägern eingewendete 
Berufung ertheilte das Königl. Appellationss 
gericht zu Leipzig folgende, am 21. April 1868 
eröffnete Entſcheidung: 





„Weil das actenfundig gewordene Streitmaterial 
auch nad) der Anficht der gegenwärtigen Inftanz feine 
geeigneten Unterlagen liefert, um die Bl. — erhobene 
Klage als fchlüffig begründete aufrecht zu erhalten, 
man möge bei deren Beurtheilung den Gefichtö« 
punft 

a) der actio Publiciana in rem, oder 

b) den einer gegen ben reblichen Empfänger ge 
richteten condictio indebiti oder sine causa, 

c) den einer Gondiction wegen wiffentlicher Em- 
pfangnahme einer Nichtſchuld, oder 

d) den ber actio de in rem verso utilis in das 
Auge fallen, da 

ad a. 
bie Klagfchrift weder die Behauptung, der Beklagte 
befinde fich dermalen — zur Zeit der Klaganftellung — 
anno im Befige der ftreitigen Waare, enthält, noch 
folher Vorgänge gevenkt, aus denen fi) die Holger 
rung, 
der Beflagte habe zur Zeit des Verbrauchs der 
Waare die Kläger als die Eigenthümer derjelben 
gefannt und fei diefer Wiffenfchaft ungeachtet 
zu ber Befipentäußerung verfchritten, in ber 
Abfiht, die Eigenthumsdflage der Kläger zu ver 
eiteln, 
und fomit die Folgerung ableiten ließe, ber Beklagte 
dürfe als fictus possessor, qui dolo possidere desüt, 
behandelt werben, 
zu vergl. Siebenhaar, Gommentar, Br. L 
p- 278. 
ad b. 
die Kläger nicht nur in der Vorflage, wie in ber 
jegigen Klage einräumen, 
die Zufendung der 99 Gentner Weizenmehl an 
den Bellagten, die ihrerfeits im Februar 1865 
bewirkt worden fei, habe die Beftimmung gehabt, 
den Beflagten in den Befig der Waare zu jegen, 
die derjelbe in dem nämlichen Monate bei dem 
Agenten ©. beftellt gehabt habe, 
fonbern auch in der gegenwärtigen Klage auf bas 
Vorbringen des Beklagten in den Boracten Bl. — 
verweilen, daſſelbe als ein Zugeftändniß des leptern 
bezeichnen und hiermit zu erfennen geben, baß ihrer 
feits die Wahrheit der Thatfahe, _ 
daß die von dem Bellagten dem Agent S. durch 
Acceptation und Einlöfung einer Tratte gewährte 
Vergütung diejenigen Quantitäten Weizenmehl 
zum Gegenftande gehabt habe, und eine Kauf 
preisberichtigung für diejenigen 99 Geniner 
Weizenmehl geweſen fei, die der Beklagte am 
14. Februar 1865 von ihnen, den Klägern, zus 
geſendet erhalten habe, 
nicht beftritten werde, ſonach aber liquid vorliegt, 
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daß der Vermögenszuwachs, den der Empfang und 
Berbrauch des dem Anführen nach zu dem Bermögen 
ber Kläger gehörig gewefenen Weizenmehles dem 
Beflagten zugeführt hat, für den legteren mit einer 
Berminderung feines Bermögend — der Berichtigung 
der dem Agent S. gewährten Kaufſumme — ver- 
bunden gewejen if, und hieraus von felbft folgt, daß 
der in der Klage geforderte Marktpreis, welchen das 
in das Vermögen ded Beklagten gelangte Weizenmehl 
zur Zeit des Empfangs gehabt hat, nicht denjenigen 
Betrag der Bereicherung repräfentiren fünne, um den 
das Vermögen des Beflagten zur Zeit der Klag- 
anftellung, den 7. Juni 1867, als ber 8. 1527. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Zeit der Rüd- 
forderung ein erweiterted gewefen ſei; 
ad c. 

im Falle der wiffentlihen Empfangnahme einer Nicht- 
ſchuld und des wiſſentlichen Verbrauchs der empfan- 
genen fremden Sache der Condiction deſſen, aus 
defien Vermögen diefe Sache herausgekommen iſt, 
zwar auf den Erfah des Werthes, den dieſelbe zur 
Zeit der Empfangnahme gehabt hat, gerichtet werden 
fann, 

zu vergl. 8. 1528., $. 1499. und $. 744. des 
bürgerl. Gefegbuche, 

in dem gegenwärtigen Balle jedoch den Bellagten 
der Borwurf einer mala fides nur dann treffen würde, 
wenn fi) die Annahme rechtfertigen ließe, 

a) ed habe derjelbe unter den concurrirenden Um- 
fländen des Borhandenfeins eines justus titulus 
für feinen Befigerwerb fich nicht bewußt werben 
fönnen, 

namentlich dann, wenn 

P) der Bellagte zur Zeit des Empfangd davon 
Kenntniß gehabt hätte, die Zufendung des 
MWeizenmehles Seiten der Kläger fei in ber irr- 
thümlichen Meinung, ©. habe das Kaufgeichäft 
in ihrem, der Kläger, Namen vereinbart, erfolgt 
und in der Abficht bewirkt worden, damit ihrer- 
feits ein für fie, die Kläger, verbindliches Kauf- 
geihäft zur Erfüllung zu bringen, und ſich 
daburd die Realifirung einer ihrem Vermögen 
zugewendeten actio venditi zu ermöglichen, 

während ber in der Klage gefchilverte Sachverlauf 
ebenfowenig, wie die Sachdarftellung des Beflagten 
irgend einen factifchen Anhalt für die Folgerung ge- 
währen, zur Zeit der Aneignung ber ftreitigen Waare 
habe in dem Bellagten das sub «a. gedachte Bewußt⸗ 
fein der Rechtmäßigkeit des Befiperwerbes nicht vor- 
handen fein können, und noch weniger für die fpe- 
ciellere Folgerung, es habe der Beklagte zu jener Zeit 
Kenntniß von dem sub A. bezeichneten Irrthume der 
Kläger gehabt oder bei Anwendung gewöhnlichfter 





Ueberlegung die Ueberzeugung von dem Vorhanden⸗ 
fein diejes Irrthums faffen müffen; 
ad d. 

die oben ad b. hervorgehobene Erwägung dem Vers 
langen der Kläger, ed möge der Marktpreis als der 
herauszugebende Bereicherungsbetrag anerfannt wer⸗ 
ben, ebenfalld entgegentritt, zu gefchweigen, daß die 
actio de in rem verso utilis eine Bermögensvermeh- 
rung voraudjept, welche dem Vermögen des Beflagten 
Seiten feines Mandatars oder feines negotiorum 
gestor zugewendet worben ift, in dem vorliegenden 
Falle aber nach dem actentundig gewordenen Sach⸗ 
verlaufe ein foldher Stellvertreter des Beflagten bei 
den fraglichen Vorgängen gar nicht concurrirt hat, 

im Uebrigen hier annoch die Bemerkung ange 
ſchloſſen werben mag, daß es eines Eingehens auf 
die Frage, ob und welche fonftige Bedenken der Statt» 
haftigfeit des von den Klägern geltend gemachten 
Anſpruchs in der dermaligen Begründung deffelben 
entgegenftehen, nicht bedurft hat, weil die in dem 
BVorftehenden ausgehobenen, zum Theil bereits in 
den Rationen der erften Inftanz berührten Gründe 
hinreichen, um die Unfchlüffigfeit der Klage darzu⸗ 
legen, 

fo ift das angefochtene Erfenntniß, wie hiermit 
gefchieht, zu beftätigen.” ꝛc. 

Gegen dieſes Erfenntniß appellisten die Kläger 
nochmals, worauf das Königl. Dberappellationd- 
gericht am 1. September 1868 abermals confirmas 
torifh und unter Beifügung der nachſtehenden Ent- 
fheidungsgründe erfannte: 

„Den eingehenden Rationen der früheren Inftans 
zen hat man im Wejentlichen beizupflichten gehabt. 
Mit Rüdfiht auf die neueren Ausführungen der 
Kläger findet man ſich gegenwärtig nur zu folgenden 
Bemerkungen veranlaßt: 


Es ift vor allen Dingen der Sadjverhalt, wie er 
nad der eigenen Darftellung ber Kläger in ihrer 
Klage und nad) dem Verlaufe des von Lepteren felbft 
in Bezug genommenen Borproceffes hinfichtlich des 
Zuftandefommens des jept fraglichen Lieferungs- 
gefhäfts und hinfichtlich der Erfüllung deflelben her- 
vortritt, im Zufammenhange nad ben einzelnen 
thatfächlihen Momenten, aus welchen ſich darnach 
der gange Hergang zufammengefegt haben foll, feftzu- 
halten. Diefen Zufammenhang haben Kläger in 
ihrer vorftehend bezeichneten Ausführungsfchrift nicht 
gehörig ins Auge gefaßt. 

Unter den bereits von der erften Inftanz zufam« 
mengeftellten Umftänden, welche theild durch die vor» 
bezeichneten Herauslaffungen der Kläger felbft, theils 
durh ‚den nurerwähnten Borproceh in Gewißheit 





geiept find, hat Bellagter bei Empfang der betreffen» 
den Mehlfendung die vollftändigfte Berechtigung ger 
habt, legtere ald Erfüllung des zwifchen ihm und dem 
genannten ©. abgefchloffenen Lieferungshandeld ans 
zuſehen. 

Daran, daß Beklagter hierbei mit Bewußtſein 
davon gehandelt habe, daß die Klaͤger die fragliche 
Sendung in dem Irrthum an ihn bewirkten, es 
habe S. gegenüber dem Beklagten für fie das 
Geſchaͤft abgeſchloſſen, und ed handle ſich bei ber 
Sendung um Effeetuirung eines für ihre Rechnung 
eingegangenen Gefchäfts, würde nur dann gebacht 
werden können, wenn hinreichende thatfächliche Unter⸗ 
lagen geboten waren, welche zu der Annahme nöthig- 
ten, es habe Bellagter gewußt oder wiſſen müflen, 
daß Kläger ihrerfeits von der Annahme aus— 
gingen, ©. habe das Lieferungsgefchäft für fie 
abgeſchloſſen. Eine derartige Begründung der Klage 
fehlt aber. Das hierher gehörige Anführen geht 
dahin: 

a) daß durch Beflagtens im Borproceffe erfolgte 
Eidesleiftung feftitehe, es hätten die Kläger 
wegen ber jegt ftreitigen Lieferung mit Bellagtem 
nicht contrahirt, e8 habe alfo 

b) der Vertrag, welchen die Kläger bei ihrer Lie 
ferung vorausgefegt hätten, in Wahrheit nicht 
eriftirt und fei von ben Klägern irrthümlich 
vorausgefegt worden, und es hätten 

c) die Kläger infolge diefes Irrthums die 
Lieferung in der näher bezeichneten Weife an 
den Beflagten bewirkt. 

Nach diefer Darftelung würde für die Wiſſen— 
[haft Bellagtend von der Meinung, in welder 
Seiten der Kläger die Sendung bewirkt worden, vor 
Allem der Umftand maafgebend fein, daß erwielen 
wiürbe, ed habe ver bei b. erwähnte Irrthum der 
Kläger beftanden und es hätten Leptere infolge diejes 
Irrthums die Sendung effectuirt. Allein gerade die— 
ſes Anführen hat Beflagter verneint, beziehentlich mit 
Nichtwiffen beantwortet, und ed bevarf feiner um⸗ 
fänglichen Ausführung, daß daffelbe für den darüber 
gebrauchten Eidesantrag unfchlüffig ericheint. Es 
mag in diefer Beziehung noch, was die Eriftenz des 
bei b. behaupteten Irrthums anlangt, darauf aufs 
merkſam gemacht werben, daß Die Correſpondenz zwi⸗ 
fhen den Klägern und dem mehrgenannten S., auf 
welche ſich Exftere bezogen haben, um das Zuftandes 
fommen des Lieferungsgefchäfts darzuthun, welches 
zu der ihrerſeits bewirkten Ueberſendung der fraglichen 
Partie Mehl an den Beklagten Veranlaſſung gegeben 
haben joll, fein Anhalten dafür bietet, daß ©. das 
Mehl im Namen und erklärten Auftrag der Kläger 
vertrieben habe. Wenn nun die Lepteren auf biefe 


206 


Gorrefpondenz hin angeführt haben, daß fie in ben 
Glauben hätten verfegt werden müffen, daß zwiſchen 
ihnen und dem Beklagten durch S.'s Vermittelung 
ein Kaufvertrag über vie jegt fragliche Quantität 
Mehl zu Stande gefommen fei, fo erfcheint auch die- 
ſes Anführen als eine ohne die nothwenbigen that- 
fächlichen Unterlagen hingeftellte Behauptung, welche 
für den dabei ebenmäßig gebrauchten Eidesantrag als 
unftatthaft fich darftellt. 

Es fann alfo nicht einmal davon ausgegangen 
werden, daß die Kläger einen Irrthum, von welchem 
fie ihrerfeits bei der Lieferung des Mehls geleitet 
worden wären, fchlüfftg behauptet hätten. 

Wie bei diefer Sachlage Bellagter dazu habe 
fommen follen, an feiner Berechtigung zur Empfang: 
nahme des Mehls zu zweifeln, und wie man benfel- 
ben als bei Empfang der Waare in unreblichem 
Glauben befindlich geweſen erachten könne, ift nicht 
abzufehen, und es fann fchon aus diefem Grunde 
dahin geſtellt bleiben, ob ven hinfichtlidh der Aus- 
legung von $. 1527. und 1528. des bürgerl. Gejep- 
buchs von den Klägern aufgeftellten Sägen allenthalben 
beizutreten fein würbe. 

B. 

Mit Unrecht ftellen Kläger die Behauptung auf, 
das Bellagtem von ihnen überfendete Mehl ſtehe mit 
dem vorher zwiſchen S. und Bellagtem erfolgten, bie 
ganz gleiche Waare betreffenden Handelsabſchluſſe in 
feinem Zufammenhange. Nach der gegen die Kläger 
liquid vorliegenden Yufeinanderfolge der auf den 
Handelsabſchluß und auf die Ausführung der Liefe- 
zung fich beziehenden Umftände hätten Kläger, wenn 
fie beim Bellagten die nach der Sachlage an fi 
gebotene Annahme ausjchließen wollten, daß fie die 
Erfüllung des von S. gefchlofienen Geſchaͤfts für 
Lepteren bejorgten, hierunter eine beftimmte Erklärung 
dem Bellagten gegenüber zu bewirken gehabt. Iſt 
dies von ihnen unterlaffen worden — und fie haben 
fih auf eine ſolche Maafregel nicht zu begiehen ver 
mocht —, jo werben fie fich am Beklagten wenigftens 
wegen ber für deflen Mitcontrabenten S. uͤbernom⸗ 
menen Leiftung nicht erholen können, ba fie nad 
ihrem Anführen BL. — mit Bellagtem darüber einig 
find, daß er die ihm obliegende vertragsmäßige 
Begenleiftung an ©. bewirkt habe. 

Wenn e8 hiernadh den Klägern nicht gelungen ift, 
die Begründung der früheren Entfcheivungen als un⸗ 
haltbar erfcheinen zu laflen, fo hat man nothwendig 
zur Beftätigung des vorigen Urthels gelangen müſſen.“ 
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4. 


Iſt ein Wechfelproteft, welcher am legten Tage 
ber Proteftfrift erft nach Ablauf der für die Proteft- 
aufnahme beftimmten Tagedzeit erhoben worden 
ift, als ein gültiger zu betrachten? 
Mitgetheilt von 
Herrn —r in —u. 


3. Hagte im Wechfelprocefie gegen F. auf Grund 
eined von ihm an eigene Ordre auf den Beflagten 
gezogenen bomicilirten und von dem Beflagten accep⸗ 
tirten Wechjeld, welcher am 15. März 1869 zahlbar 
und am 17. März 1869, jedoch erft Nachmittags nad) 
ſechs Uhr proteftirt worden war. 

Der Bellagte erhob im Wechjelverhöre den Eins 
wand, daß die Proteftaufnahme zu fpät erfolgt fei 
und deshalb wider ihn das Wechfelverfahren nicht 
eingeleitet werben fünne. 

Das Procefgeriht fand diefe Ausftellung für 
unerheblich, und auf die hiergegen vom Beklagten 
ergriffene Berufung trat das Königl. Appellationd- 
gericht zu Zwidau (Ücthel vom 15. Juli 1869) 
der Anficht der erften Inftanz bei. Dagegen wurde 
auf anderweit hiergegen vom Bellagten ergriffene 
Berufung vom Königl. Oberappellationsgericht 
mittelft Urtheld vom 14. October 1869 das Suchen 
des Klägers in der angebrachten Maaße abgewiefen. 

Die Gründe !diefer Entjheidungen folgen in 
Nachftehendem, und zwar bie der zweiten Inftanz 
unter A., bie ber britten unter B. 


A. 
„Weil die im Geſetze, die Einführung der allge 
meinen beutfchen Wechfelorbnung betr., vom 25, April 
1849. 8. VIII. enthaltene Beftimmung: „Wechſel⸗ 
protefte fönnen nur von früh neun Uhr bis Abends 
ſechs Uhr aufgenommen werben“, blos im Interefie 
desjenigen, bei welchem ber Proteft aufzunehmen, 
ertheilt ift und daher, wenn dieſer ohne Berufung 
auf fothane Beftimmung auferhalb der hiernach vor- 
geihriebenen Proteftzeit feine Erklärung auf die 
Anfrage des Notare abgiebt und von dem Lepteren, 
biefer Erklärung entfprecyend, die Aufnahme des 
Proteftes bewirkt wird, gegen die Richtigfeit dieſes 
Proteftes fein Einwand von irgend einer Seite und 
am allerwenigften von dem Acceptanten des Wechſels 
gemacht werden fann, 
vergl. Einert’s Abhandlung über den Einfluß der 
gefeplichen Proteftzeit, in dem Archive für deut- 
ſches Wechſelrecht, Br. 2. ©. 6 fig. 

Annalen des Königlichen Oberappellationdgerichts, 
Br. 3. ©. 199 fg. 





demnach aljor und da Bellagter den ber erhobenen 
Klage zum Grunde gelegten Wechjel BL. — und fein 
auf demfelben befindliches Accept als richtig und Acht 
Bl. — anerfannt hat, der Proteft aber nad Aus- 
weis ber darüber aufgenommenen Notariatsurfunde 
BL. — noch am zweiten Tage der Proteftfrift Abends 
kurz nad 6 Uhr erhoben worden ift, der Einwand 
des Beklagten BI. —, daß die Proteftaufnahme zu 
fpät erfolgt fei und deshalb wider ihn das Wechiel- 
verfahren nicht eingeleitet werben könne, rechtliche 
Beachtung nicht verdient; jo ift der Eingangs er- 
wähnte Beſcheid, wie hiermit gefchieht, zu beftäti- 
gen 10." . 
B. 

„Der Wechſel, aus welchem der Aläger Hagt, ift 
ein von dem Kläger an eigene Orbre auf den Bellag- 
ten gegogener, in Dr. bei H. 3. (allem Anſcheine 
nad dem Kläger jelbft) domicilirter und von dem 
Beklagten acceptirter Wechfel. Vermöge der Vorfchrift 
des Artifel 23. Alinea 2. der Allgemeinen Deutjchen 
Wechſelordnung würde der Bellagte aus feinem Accepte 
dem Kläger, ald Ausfteller und Nemittenten, auch 
ohne einen Proteft Mangeld Zahlung, haften. Wegen 
des auf dem Wechſel befindlichen Domicilsd hängt aber 
der Anſpruch des Klägers an den Beflagten von ber 
rechtzeitigen Protefterhebung bei dem Domiciliaten ab, 
indem die Beitimmung des Art. 43. der Allgemeinen 
Deutſchen Wechfelorvnung Anwendung findet, zufolge 
deren domicilirte Wechjel, bei Berluft des wechjel- 
mäßigen Anſpruchs gegen den Acceptanten, dem 
Domtciliaten zur Zahlung zu präfentiren und, wenn 
die Zahlung nicht geleiftet wird, dort zu proteftiren 
find. 


Der Kläger hat nach BI. — fig. den am 15. März 
1869 zahlbaren Wechfel am 17. März 1869 proteftis 
ten laſſen und es ift in Beziehung auf den Tag, bis 
zu welchem proteftirt werben fonnte, dem Schlußfage 
bed Art. 41. der Allgem. Deurfchen Wechſelordnung 
Genüge geleiftet worden. Wider die Vorfchrift des 
8.8. des Gefeges, die Einführung der Allgem. Deuts 
ſchen Wechfelorpnung betr., vom 25. April 1849: 

Wechfelprotefte fönnen nur von früh neun Uhr 

bis Abends ſechs Uhr aufgenommen werben, 
ift aber der Proteft am legten Tage der Proteftfrift 
erft Nachmittags nach fechs Uhr erhoben worden, und 
es entfteht daher die Frage, ob ein Proteft, welcher 
am legten Tage der Protefifrift erft nach Ablauf der 
für die Proteftaufnahme beftimmten Tageszeit erhoben 
worden ift, als ein gültiger zu betrachten fei. 

Die beiden vorigen Inftanzen haben dies bejaht, 
weil der $. 8. des Geſetzes vom 25. April 1849 die 
Tageszeit, zu welcher proteftirt werden könne, lediglich 
im Intereffe desjenigen, bei dem proteftirt werbe, be- 
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fimme und biefer zwar das Recht habe,wie Erflärung 
zu verweigern, wenn ihm ber MWechfel zur Unzeit 
präfentirt werde, aber auch mit voller Wirkung für 
fi und die übrigen Wechfelgaranten von dem Ein- 
wande wider die Tempeftivität der Protefterhebung 
abfehen könne. 

Das Königliche Oberappellationsgericht hat jedoch 
Bedenken getragen, diefer Anficht in dem vorliegenden 
Falle beizupflichten. Allerdings hat dafjelbe in dem 
in den Annalen Band 3. ©. 199 flg. mitgetheilten 
Falle ausgefprochen, daß derjenige, welchem ein 
Wechſel außerhalb der Proteftftunden zur Zahlung 
präfentirt werde, nicht gezwungen fei, die Erflärung 
zu verweigern, ber Proteft vielmehr gültig erhoben 
werben fönne, wenn er fich deffen ungeachtet über den 
Wechſel erfläre. Aber in dem dort entſchiedenen Falle 
handelte es ſich um einen Proteft, welcher am Zah. 
fungstage ſelbſt, alfo vor Ablauf der fogenannten 
Proteftfrift, erhoben worden war. Wenn man an- 
nahm, daß der Proteft unter diefen Verhältniffen jei- 
nen Zwed erfülle, fo lag der Grund darin, daß ber 
Proteft innerhalb der Proteftfrift erhoben und durch 
denfelben in Gewifiheit gefegt worden war, ed wäre 
die Zahlung, der Präfentation des Wechſels ungeachtet, 
nicht geleiftet worden. Anders verhält es fich aber, 
wenn der Wechſel erft am legten Tage der Proteft- 
feift, nach Ablauf der für die Aufnahme des Proteftes 
beftimmten Tageszeit, proteftirt wird. In dieſem 
Falle ift der Proteft verfäumt, weil der legte Tag 
der Peoteftfrift mit der Stunde zu Ende geht, bis zu 
welcher ein Proteft aufgenommen werden fann. Denn, 
wenn der Art. 41. der Allgem. Deutſchen Wechfel- 
ordnung beftimmt, daß die Erhebung des Proteftes 
fpäteftend am zweiten Werktage nach dem Zahlungs- 
tage gefchehen müfle und der $. 8. des Gefehes vom 
25. April 1849 die Aufnahme des Proteftes an die 
Tagesftunden von früh neun Uhr bis Abends ſechs 
Uhr fnüpft, fo kann dies nur den Sinn haben, daß 
am legten Tage der Proteftfrift die Aufnahme des 
Proteftes lediglich bis Abends fechs Uhr ftatthaft fei 
und: ein Proteft, welcher nach diefer Stunde aufge 
nommen werde, nicht ben Beweis liefern fünne, daß 
der Inhaber des Wechfeld die erforderliche Diligenz 
beobachtet habe. Wird die rechtzeitige Präfentation 
und Proteftation eines domicilirten Wechfels verfäumt, 
fo hat dies nach dem Art. 43. der Allgem. Deutfchen 
Wechfelordnung die Wirkung, daß der wechfelmäßige 
Anfpruch auch wider den Acceptanten verloren geht. 
Dem Domicilirten, welcher fich nicht einmal für feine 





Nevactenr: Appellationsratb Werner. 


Perfon im Wechfelverbande befindet, fann das Recht, 
das Verfäumniß zu condoniren und den Wechfel wie- 
der in das Leben zu rufen, nicht zuftchen. Zwar ift 
er, wenn ihm ber präjudieirte Wechſel zur Zahlung 
vorgelegt wird, nicht verbunden, die Erflärung über 
den Wechfel mit Berufung auf das eingetretene Prä- 
judiz zu verweigern. Allein den Rechten des Accep⸗ 
tanten fann er etwas nicht vergeben, weil er in feiner 
Stellung ald Domiciliat zu deflen Vertretung nicht 
berufen if. Namentlich gilt dies in dem vorliegenden 
Falle, weil, wenigftend dem Anfcheine nach, Wechſel⸗ 
inhaber und Domiciliat in Einer Perſon verbunden 
gewefen find und daher, wollte man dem Domiciliaten 
das Recht zur Condonation des Berfäumniffes geben, 
dies im Erfolge dahin führen würde, daß fidh ber 
Inhaber des Wechjeld das Verfäumniß an den erfor- 
derlichen Solennitäten felbft erlafien fönnte. 

Aus diefen Gründen hat man die Wechfelflage 
Bl. — in der angebrachten Maafe abgewiefen. Eine 
Abweifung „ſchlechterdings“ wäre nicht gerechtfertigt 
gewejen, weil, felbft abgefehen davon, daß dem Klä- 
ger der Anfpruch auf Grund des Art.83. der Allgem. 
Deutſchen Wechſelordnung unbenommen bleibt, es 
nicht ausgefchloffen ift, daß felbft die Klage aus dem 
Wechfel noch beffer fubftantiirt werden könnte.” 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefete und Ver— 
ordnungen. Dad 8, Stück des Gefeg- und Bers 
orpnungsblattes für dad Königreich Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 51. Deeret, die Verfaffung der evangelifch« 
reformirten Gemeinden im Königreiche Sachfen betreffend, 
vom 29. Mär; 1870. No. 52. Berorbnung, die ges 
ſchäftliche Behandlung der Berwaltungsftreitigkeiten 
(Adminiftrativ» Juftigfachen) betreffend, vom 29. März 
1870. No. 53. Berorbnung zur Ausführung des 
Gefeges vom 31. März 1870, die Emeritirung ftändiger 
Lehrer an den Volksſchulen betreffend, vom 7. April 
1870. No. 54. Bekanntmachung, eine Anleihe ver 
Actiengeſellſchaft für Gasbeleuhtung zu Annaberg be— 
treffend, vom 7. April 1870. No. 55. Befanntmadjung, 
die dem landwirthſchaftlichen Spar« und Borfchußvereine 
für Zöblig und Umgegend bewilligten Stempelbefreiungen 
betreffend, vom 16. April 1870. — Letzte Abfendung: 
am 4. Mai 1870. 


Dffiein der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 





Bon viefem Mo: für Ale Voſtamter 
Genblatte ers u. Buchhandlungen 
einen jäprlig 5 „ übernehmen ®eftels 
un. merkwürdige Kechtsfälle, 32% 
außerdem am Jah: in actenmäßigen Darftellungen —— 
— — aus dem Gebiete der JZustizpflege  "varzie 
und Verwaltung 
zunächft für bas 
Königreich Sachſen. 
Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 
M?7. Nene Folge Adıtzehnter Fahrgang. 1870. 





42. 


Das Geſetz vom 14. März 1870, einige Beſtim— 
mungen über dad Bollftrefungdverfahren im 
Wechſelproceſſe u. f. w. betr., einſchließlich der 
auf die Sicherheitshaft bezüglichen Vorſchriften 
in$.14 fig. ift auch auf folche Fälle anzuwenden, 
wo die gegen ben Schuldner außgefprochene Ver: 
urtheilung vor der Bekanntmachung des Geſetzes 
liegt. — Dem Antrage auf Anlegung der Sicher: 
heitöhaft fteht der Umftand nicht entgegen, daß 
in dem im Wechjelverhöre ertheilten Erfenntniffe 
ber Beklagte nicht ausdrüdlich zur Bezahlung 
nah Wechſelrecht verurtheilt worden if. — 
Ein folder Antrag erfcheint auch dann ftatthaft, 
wenn ber zugleih mit demfelben beantragten 
Hülfsvollftrefung bereitd eine frühere erfolglofe 
voraudgegangen, 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. ©, in D. 


M. M. hatte bei dem K. Handelsgerichte im 
Bezirkögerichte D. wider P. E. de &. — nad) Klägers 
Angabe aus Mantanzes in Kuba gebürtig — Wedhfels 
Hage erhoben. Nachdem der Bellagte, der übrigend 
der deutfchen Sprache nicht mächtig war, in einem 
am 12. März 1870 unter Zugiehung eines Dolmet- 
ſchers adgehaltenen Wechfelverhöre verurtheilt und 
fodann nad vorherigem Erlaffe ver Zahlungsauflage 
erfolglo8 ausgepfändet worden war, beantragte der 
Kläger am 20. April 1870 neben anderweiter Aus- 
pfändung des inzwifchen nach Hofterwig gezogenen 


Bellagten denjelben zur Sicherftellung der Hülfsvoll« 
ſtreckung in Gemäßheit der Beftimmungen in $. 13 flg. 
bes Geſehes vom 14. März 1870 in Haft zu neh— 
men, zahlte auch einen Koftenvorftand in Höhe von 
20 Thlrn. —» —» ein. 

Das Proceßgericht befchied den Kläger auf leptern 
Antrag um deswillen abfällig, weil man das fragliche 
Gefep auf den gegenwärtigen, bereit am 12. März 
1870 zur Entſcheidung gelangten Rechtöftreit anzu⸗ 
wenden bedenflich erachte. 

Eine hiergegen unter gleichzeitiger Siftirung bes 
Erecutionsverfahrend Seiten des Klägerd erhobene 
Beichwerde ward von dem Königl. Appellations- 
gericht zu Dresden begründet gefunden. Die der 
hierauf bezüglichen Verordnung vom 28. April 1870 
beigefügten Gründe lauteten folgendermaaßen: 

„Rah der Beftimmung in $. 13. des Geſetzes 
vom 14. März d. I. fann gegen den im Wechfel- 
proceffe verurtheilten Schuldner, dafern derfelbe der 
Angehörige eines Staates ift, deſſen Behörben die 
verurtheilende Entfcheidung auf Requifition des Pro- 
ceßgerichtö zu vollftreden nicht verbunden find, auf 
das mit dem Antrage auf Hülfsvolftrefung verbun⸗ 
dene Anfuchen des Gläubigerd zur Sicyerftellung 
derfelben nach Ermeffen des Richters die Haft verfügt 
werben. 

Daß nun der Bellagte Ausländer ift und einem 
ſolchen Staate angehört, deffen Behörden bie wider 
ihn ausgefprochene Verurtheilung auf Requifition des 
Handelögerichtd zu vollftreden nicht verbunden fein 
würden, wird vom Handelögerichte nach Bl. — felbft 
nicht bezweifelt, und erhellt zur Genüge aus dem 
fremden, auf eine außerdeutihe Staatsangehörigfeit 
hinweifenden Namen, den der Bellagte führt, und 
aus feiner Unfenntniß ber deutſchen Sprache. 
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Rah BI. — ift ferner der Beklagte im Wedhfel- 
proceſſe zur Zahlung der geflagten Forderung ver- 
urtheilt, und wenn auch die wider ihn ausgefprochene 
Berurtheilung nicht, der Borfchrift in $. 1. ded Ge— 
feges vom 14. März 1870 gemäß, dahin gefaßt ift, 
daß er zur Bezahlung des Bl. — angegebenen 
Geſammtbetrages der Elägerifchen Forderung nad 
Wechſelrecht anzuhalten fei, indem vielmehr BL. — 
feiner Verurtheilung nur die Beftimmung hinzugefügt 
worden ift, daß des geflagten Anfpruchs halber mit 
der Hülfsvollfirefung in fein Vermögen zu ver 
fahren ſei, fo fteht diefer Umftand doch dem Antrage 
des Klägers auf Anlegung der Sicherheitshaft fo 
ſchlechthin keineswegs entgegen. Denn die angezogene 
8. 13. verlangt zue Verfügung der Sicherheitöhaft 
nicht eine beftimmte und namentlich nicht eine der 
Vorſchrift in $. 1. entſprechende Faflung der voraus⸗ 
gegangenen Berurtheilung, fondern läßt diefe Maaß— 
regel ganz im Allgemeinen gegen den im Wechjel- 
proceffe verurtheilten Schuldner zu, ohne der 
Movdalität der Verurtheilung überhaupt näher zu ge 
denken. Inöbefondere würde ed daher auch irrig 
fein, wollte Man die Berfügung der Sicherheitshaft 
davon abhängig machen, daß der Schuldner aud- 
druͤcklich mit zur Sicherftellung des Betrages vers 
urtheilt worden fei. Denn das Gefep erwähnt zwar 
in $. 1. die Berurtheilung zur Sicherftellung neben 
derjenigen zur Bezahlung des Betrages. Bei der 
dort gedachten Sicherftellung hat jedoch der Gejeg- 
geber augenjcheinlich nur den Fall im Auge gehabt, 
wo der Gläubiger von vornherein auf Sicherheits- 
leiftung geflagt hat, und für diefen Fall fchreibt das 
Geſetz vor, daß die Berurtheilung den ficherzuftellenden 
Betrag genau angeben und den Ausſpruch enthalten 
müffe, daß Beflagter zur Sicherftellung dieſes Betrages 
nad Wechfelreht anzuhalten fei. Daß unter der 
hier erwähnten Sicherftellung lediglich die von Haus 
aus geflagte Cautiondleiftung zu verftehen ift, ergiebt 
ſich deutlich aus einer Vergleihung der angezogenen 
Gefegesitelle mit der ihn entiprechenden Vorfchrift in 
$. 46. des Geſetzes vom 2. Juni 1849, welche leptere 
der Verurtheilung zur Sicherftellung ebenfalls Erwäh- 
nung thut, obſchon diefes Gefeg die Sicherheitshaft 
noch nicht kennt, legteres Inſtitut vielmehr erft dem 
Geſetze vom 14. März 1870 feine Entftehung vers 
daͤnkt. 

Ebenſowenig erſcheint die Anlegung der Sicher 
heitshaft wider Beklagten im vorliegenden Falle da— 
durch ausgeſchloſſen, daß der Kläger feinen desfallſigen 
Antrag nicht fogleih mit dem erften Bl. — wider 
Beklagten geftellten Hülfsvolfftrefungsantrage, fondern 
erft mit dem DI. — geftellten anderweiten, übrigens 
neuerdings nah DI. — bis zur Entſcheidung über 


die Beihwerde Bl. — fiftirten Grecutionsantrage 
verbunden hat. Denn nad BI. — hatte Kläger die 
Hülfe bereits früher wider Beflagten vollftreden, ins 
Befondere auch Bl. — die Auspfändung gegen ihn 
vollziehen laſſen, ohne jedoch dadurch zu feiner Beftie- 
digung zu gelangen. Diefer Ball fteht aber in ber 
hier fraglichen Beziehung demjenigen gleich, wo ber 
Oläubiger neben der Sicherheitshaft gleichzeitig bie 
Hülfe wider den Schuldner vollftreden läßt. In 
dem von ber Regierung den Ständen mittels Decrets 
vom 7. December 1869 vorgelegten Entwurfe zu dem 
Geſetze vom 14. März 1870 war nämlid die Ber- 
fügung der Sicherheitshaft an die Vorausfegungen 
gefnüpft, daß 1) eine wider den Verurtheilten ver- 
fügte Auspfändung ohne genügenden Erfolg geblieben 
fei, oder 2) die proceßrechtlihen Vorausfegungen 
zur Vornahme der Hülfsvollftrefung vorhanden und 
der Berdacht begründet fei, daß der Verurtheilte damit 
umgebhe, fi) der Hülfsvollftrefung durch die Flucht 
zu entjiehen, und in dem unter No. 2. gedachten 
Falle follte dem Antrage auf Anlegung der Sicyer- 
heitöhaft nur unter der Borausfegung ftattzugeben 
fein, daß vom Gläubiger gleichzeitig die Auspfändung 
beantragt werde. 

vergl. S. 364 flg. der Landtagsacten 1869/70. 

1. Abth. 2. Bo. 

Hierzu bemerkte die Deputation der 1. Kammer: 
Die Haftanlegung würde dann ungerechtfertigt fein, 
wenn fein Grund für die Vorausfegung vorliege, 
daß der Schuldner feine Freiheit benugen fünne, um 
dem Gläubiger die Erlangung eines genügenden 
Hülfsgegenftandes unmöglich zu machen oder weſent⸗ 
lich zu erfhweren; deshalb werde der Antrag auf 
Anlegung von Sicherheitshaft nur dann ftatthaft er 
achtet werden fünnen, wenn er mit dem Antrage auf 
Hülfsvollftredung verbunden fei oder demfelben 
nachfolge, aljo dazu dienen folle, den Erfolg der 
legtern zu fichern. Um aber diefe Tendenz des Geſetzes 
einfacher und deutlicher ausjufprechen, fchlug die ge⸗ 
dachte Deputation vor, die $. 13. in der hier frag- 
lihen Beziehung einfach fo zu faflen, daß die 
Sicherheitshaft „auf den mit dem Antrage auf Hülfs- 
vollftrefung verbundenen Antrag des Gläubigers” 
verfügt werden fönne. 

vergl. Mittheilungen über die Verhandlungen 

des Landtags 1869/70. I. Kammer, S. 1004. 

Diefe Faflung ift alsdann, abgefehen von einer un- 
wejentlichen redactionellen Aenderung, in das Geſetz 
felbft übergegangen, und. fann ed hiernach feinem 
Zweifel unterliegen, daß der Gläubiger ebenfo, wie 
in dem Falle, wo er die Hülfsvollftredung gleichzeitig 
beantragt, jo auch in demjenigen, wo er die Hülfe 
gegen den Schuldner bereits früher — vergeblich — 


hat vollſtrecken laſſen, zu dem Anfuchen auf Anlegung 
der Sicherheitshaft berechtigt ift. 

Obwohl daher Kläger den Antrag auf Sicher: 
heitöhaft erſt mit dem anderweiten, übrigens durch 
die DI. — angeführten Umftände motivirten Aus- 
pfändungsantrage angebracht hat, fo fteht dies doch, 
da er nad) dem Obigen die Auspfändung wider Be- 
klagten bereits früher, wiewohl vergeblih, hat volls 
ziehen laſſen und den anderweiten Antrag auf Hülfe- 
vollftrefung nur bis zur Entfcheidung über das jept 
fragliche Gefuch fiftirt hat, der von ihm gebetenen 
Anlegung der Sicherheitshaft nicht entgegen. 

Außer den bisher betrachteten find beftimmte 
andere Erforbernifle für die Anlegung der Sicher: 
heitöhaft im Gefepe vom 14. Mär; 1870. $. 13. 
nicht aufgeftell. Vielmehr ift darin nur ganz im 
Allgemeinen auf das Ermeflen des Richters hin- 
gewiefen, welches bei der Frage über die Verfügung 
diefer Haft entfcheidend fein foll, die Umftände des 
vorliegenden Falls aber begründen nach der Anficht 
des K. Appellationsgerichts allerdings die Ergreifung 
der gedachten Maafregel gegen den Beklagten, zumal 
biefer ſich mach der Anzeige des Klägers Bl. — und 
wie fih aus dem Behändigungsicheine Bl. — ergiebt, 
bereit8 aus dem Bezirke des Procefigerichtd weg nad 
Hofterwig gewendet hat und feine Garantie für feinen 
längern Aufenthalt in Sachen oder für die Befrie— 
digung des Klägers vor feiner Abreife gegeben ift. 

Es kann fi) daher gegenwärtig nur noch darum 
handeln, ob das Bedenken, welches die vorige Inftanz 
gegen die beantragte Haftverfügung nad) BI. — dar- 
aus entnommen hat, daß der in der vorliegenden 
Rechtsſache ertheilte verurtheilende Beicheid nad) 
Bl. — bereitd am 12. März d. J. abgefaßt worden 
fei, demnach hier das fpätere Gejeh vom 14. März 
d. I. überhaupt Feine Anwendung finden könne, be- 
gründet erjcheine. Dieſes Bedenken vermag jedod) 
das K. Appellationsgericht nicht zu theilen. “Denn 
dad angezogene Geſetz ift, da in demfelben ein jpäte- 
ter Zeitpunkt des Eintritts feiner Wirkfamkeit nicht 
angegeben worden, fofort mit feiner Publication in 
Wirkſamkeit getreten, und vermöge feiner Eigenſchaft 
als bloßes Procefgefeg iſt deſſen Anwendbarkeit auch 
auf ſolche Fälle, wo die wider den Schuldner aus» 
geiprochene Berurtheilung vor der Bekanntmachung 
des Geſetzes liegt, nicht zu bezweifeln. Es war daher 
Häger unbehindert, gegenwärtig auf befien Grund 
auch eine folhe Maafregel, welche erft durch das 
Geſetz vom 14. März 1870 für flatthaft erflärt wor⸗ 
den ift, wider den Bellagten zu ergreifen, mag auch 
jur Zeit der Abfaffung des den legtern verurtheilen- 
den Befcheids jenes Gefeg noch nicht befanntgemadht 
geweien fein. Dies ift bezüglich der Verfügung der 
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Sicherheitshaft um fo umbebenfliher anzunehmen, 
als es ſich dabei lediglih um eine Arreftmaaßregel 
handelt, welche, wie bereits oben ausgeführt worden 
ift, eine befondere Modalität der wider den Schuldner 
ausgefprochenen Berurtheilung nicht vorausfegt, daher 
es auch gleichgültig erfcheint, ob und welche befonde- 
ten gefeglichen Beftimmungen in Betreff der auszu- 
fprechenden Berurtheilung zur Zeit der Abfaflung der 
wider den in Haft zu nehmenden Schuldner ergan- 
genen verurtheilenden Entſcheidung beftanden haben. 
Es muß eben nur eine im Wechfelprocefje ergan- 
gene Berurtheilung des Schuldners vorliegen, um 
gegen denſelben die Sicherheitähaft, dafern die ſon— 
ftigen gefeglichen WVorausfegungen diefer Maafregel 
vorliegen, vorhanden find, verfügen zu Fönnen. 
Eine derartige Berurtheilung liegt gegen Bellagten 
nah Bl. — bier vor und fann daher dem Kläger 
die gebetene Anlegung der Sicherheitshaft, welche ſich 
im Uebrigen nach dem Obigen als gerechtfertigt dar⸗ 
ftellt, nicht verfagt werben.‘ 


43. 


Rechtliche Natur des Verhältniffes zwifchen einem 
Redacteur und dem MBerleger einer Zeitung. — 
Der im römischen Rechte beftandene Unterſchied 
zwifchen operae liberales un illiberales ift bei 
der locatio conductio operarum burch $. 1230. 
bed bürgerlichen Geſetzbuchs aufgehoben. — 
Welchen Einfluß hat die zufällige Unmöglichkeit 
der Leiſtung bei dem Dienftvertrage? ($. 870. 
866 fig. 1009 fig. und 1241. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Verbindung mit art. 60. 62. bis 64. 
bes Allgem. Deutfchen Handelsgeſetzbuchs.) 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. Dr. R. ©, in Gl. 


Kläger hatte mit Beklagtem am 22. Juli 1865 
einen Vertrag abgefchlofen, inhalts deſſen Beflagter 
den Kläger vom 1. September 1865 an ald Revac- 
teur des in feinem Berlage erjcheinenden Glauchauer ' 
Tageblatts und Anzeigerd angenommen und bemfelben 
ein praenumerando in monatlichen Raten von je 
25 Thlen. — ⸗— ⸗ zu zahlendes Honorar von 300 
Then. —⸗ — + jährlich verfprochen hatte. Ueber die 
Auflöfung des Vertrags war ausgemacht worden, 
daß deſſen Kündigung beiden Gontrahenten vom Jahre 
1866 an freiftehen jollte, daß eine folde Kündigung 
drei Monate vor dem Schlufle eines Kalenderjahres 
zu gefchehen hatte und daß diefelbe den Contract erft 
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für das zweitnächftfolgende Kalenderjahr auflöfen 
follte. 

Kläger hatte nun die Redaction mit dem 1. Sep- 
tember 1865 in Gemäßheit des Vertrags angetreten 
und bis im November 1868 geführt. Am 20. Rovem- 
1868 war er erfranft, am 26. deſſelben Monats in 
das Krankenhaus zu Glauchau übergeführt und aus 
bemfelben am 16. Januar 1869 entlaffen worden. 
Inzwiſchen hatte ihm jedoch Beflagter am 28. Decem- 
ber 1868 gejchrieben, daß er über die Redaction des 
Dlattes bereitö anderweit verfügt und Kläger auf- 
gehört habe, Redacteur zu fein, auch am 10. Januar 
1869 dem Beauftragten Klägers erflärt, daß er Letz⸗ 
teren nicht mehr fein Blatt redigiren laflen wolle und 
daß berfelbe ihn verklagen möge. 

Unter Anführung diefer vom Bellagten übrigens 
zugeftandenen Thatfachen ftellte Kläger gegen Bellag- 
ten bei dem Bezirfögerichtsamte Glauchau im 
Jahre 1869 eine Klage auf Bezahlung des Redac⸗ 
teurhonorars auf die Zeit vom 1. December 1868 
bis Ende 1870 an. 

Nachdem die erfte Inftanz den Bellagten hierzu 
am 20. Juli 1869 verurtheilt hatte, wies auf eins 
gewendete Berufung des Bellagten das Königl. 
Appellationsgericht zu Zwidau in einem am 
29. November 1869 publicirten Urthel Klägers Suchen, 
foweit es auf Gewährung von 25 Thlen. —⸗ —⸗ 
Gehalt für den Monat December 1868 gerichtet wor 
den, in der angebrachten Maafe ab, ließ es zwar 
bei der ausgefprochenen Berurtheilung des Beflagten 
ruͤckſichtlich des Mägerifchen Gehaltsanfpruchs auf die 
Jahre 1869 und 1870 bewenden, geftattete jedoch 
dem Beflagten ven Beweis feiner hier nicht weiter in 
Betracht fommenden vorgefchügten Ausflüchte. 

In den Entfheidungsgründen ift hierüber 
Folgendes gefagt: 

„Rach demjenigen, was Kläger über die Befchaf- 
fenheit und den Umfang der von ihm vertragsmäßig 
übernommenen Thätigfeit in der Klagfchrift angeführt 
hat und aus ber vom Beflagten felbft BI. — bei- 
gebrachten Eontractsurfunde fich ergiebt, kann das 
Vertragsverhältniß der Parteien jedenfalls nicht unter 
den Gefichtspunft des Verlagscontracts gebracht wers 
den. Ebenſo erfcheint es, zumal bei der Allgemein- 
heit des Hägerifchen VBorbringens, unthunlich, daſſelbe 
als eine entgeltliche Gefhäftsführung vermöge Auf: 
tragd im Sinne von $. 1299. des bürgerlichen Ge- 
jepbuchs aufzufafien. Vielmehr it mit Rüdficht auf 
die Natur der Leiftungen, welche wenigftens regel- 
mäßig die Rebaction eines Blattes der in Rede ftehen- 
den Art mit ſich bringt, davon auszugehen, daß es 
fih um einen Dienfivertrag handelt, nad} welchem 
Kläger die zur Rebaction erforderliche geiftige und 





litterarifche Thätigkeit dem Beklagten zur Verfügung 
zu ftellen fich verpflichtet hat. 
Sintenis, das praft. gem. Civilrecht, Bd. 2. 
©. 119. 
v. Hahn, Eommentar zum Allg. Deutſch. Handelds 
gefegbuche, Br. 2. S. 34. Note 38. 
Haubold, Lehrbuch des jäch]. Privatrechts, $.415. 
Mote a. $. 435: 
Siebenhaar, Gommentar zum bürgerl. Geſetz⸗ 
buche, Br. 2. ©. 262. 
Buſch, Archiv für deutſches Handelsrecht, Bo. 13. 
©. 39. 41 fig. 

Unter diefem Gefichtspunfte aber kommt es ledig⸗ 
lih auf eine nach den einſchlagenden Umftänden zu 
beantwortende Thatfrage hinaus, ob Beklagter wegen 
der Krankheit des Klägers zur vorzeitigen Löfung des 
Vertragsverhältniffes für berechtigt zu achten ift; denn 
wie ed gemeinrechtlich an pofitiven gejeglichen Be— 
ftimmungen darüber fehlt, ob und unter welchen Vor⸗ 
audfegungen der Dienftvertrag wegen einer in ber 
Perſon ded Dienftverpflichteten unverfchulvet eintre- 
tenden zeitweiligen Verhinderung an der Dienft- 
leiftung vom Dienftberechtigten aufgehoben werben 
fönne, 

zu vergl. Sintenis, das praft. gem. Civilrecht, 
Bd. 2.8. 106. Anmerf. 30. S.466. Anmerf. 133. 
$. 119. ©. 681. 
und daher die Partifulargefepgebung beftrebt geweſen 
ift, für einzelne Gattungen von Dienftverhältniffen 
aushülfliche Beftimmungen zu treffen, 
zu vergl. Gefindeorbnung vom 10. Januar 
1835. $. 83. 
Staatsdienergejeg vom 7. Mär; 1835. $. 20. 
Gewerbegejeg vom 15. October 1861. $. 66. 
fo beſchränkt ſich auch das Allg. Deutſche Handels- 
geſetzbuch rüdtfichtlich ded Dienftverhältnifies der Hand» 
lungsgehülfen auf den Ausſpruch des principiellen 
Grundfages in Art. 62., daß die Aufhebung dieſes 
Verhältniffes von jedem Theile aus wichtigen Grün- 
den verlangt werben fönne, während das bürgerliche 
Geſetzbuch in 8.1241. dem Dienftberechtigten vor der 
Zeit vom Vertrage abzugeben unter Anderem dann 
geftattet, wenn der Dienftleiftende die zum Dienfte 
nöthige Befähigung verliert. 

Im Wefentlihen wird e8 hiernach feinen Unter 
fhied machen, ob man das Dienftverhältniß des 
Klägers, entweder wie Bl. — in voriger Inftanz 
gefhehen, nad; Analogie der Stellung eines Hand» 
lungsgehülfen beurtheilt, oder den allgemeinen Be: 
fimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs in 8. 1229 fig. 
fubfumirt. 

Es ift bereits bemerkt worden, daß nad; Art. 62. 
des Handeldgefegbuhs das Kriterium für bie vors 





jeitige Aufhebung des Dienftverhältnifies zwiſchen 
Principal und Handlungsgehülfen lediglich die Wich- 
tigfeit der dazu vorhandenen Gründe bildet. Die 
Beurtheilung der Wichtigkeit aber bleibt dem Ermeffen 
des Richters überlaffen und die in Art. 63. und 64. 
aufgezählten Fälle find nur Beifpiele, welche zum 
näheren Anhalte für diefes Ermeffen dienen follen. 
v. Hahn, Commentar zum Handelsgeſetzbuche, 
Br. 1. ©. 163. 

Iſt es deshalb eine Thatfrage, ob zeitweilige 
Krankheit überhaupt im einzelnen Falle den Principal 
jur vorzeitigen Entlafjung der Handlungsgehülfen 
berechtige, fo gilt, wenn in Art. 64. unter 4. anhal« 
tende Krankheit des Gehülfen zu den Aufhebungs⸗ 
gründen gerechnet wirb, baflelbe in Bezug auf ven 
Begriff des Anhaltenden der Krankheit. Eine Be- 
fhränfung des richterlichen Ermeſſens wird hierunter 
auch durch die Vorfchrift in Art. 60. des Handels» 
geſetzbuchs in dem BI. — angedeuteten Sinne nicht 
bebingt, da diefelbe die Fortdauer des Dienftverhält- 
niſſes vorausfegt, und die Beftimmung, ausjufprechen, 
daß der Gehülfe wegen einer fürzeren, als ſechs⸗ 
wöchigen Krankheit nicht entlaffen werben duͤrfe, 
weder hat, noch haben Fann. 

v. Hahn, a. a. D. ©. 160 fig. 

Andererfeitö aber erfcheint ebenfo die Annahme 
gerechtfertigt, daß, foweit nach 8. 1241. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs der Verluſt der nöthigen Befähigung 
des Dienftleiftenden den Dienftberechtigten zum Ab- 
gehen vom Bertrage ermächtigen foll, der einzelne 
Fall der Unfähigkeit dem richterlichen Urtheile unter 
Berüdfihtigung der concreten Umftände anheimgeitellt 
worben fei, indem namentlich unbeftiimmt gelaffen 
wird, ob der Berluft der Befähigung ein bloß zeit 
weiliger oder dauernder ift. 

Führt dem Allen nach die Entfcheidung immerhin 
auf eine billige und ſachgemaͤße Würdigung der that- 
ſaͤchlichen Geftaltung des vorliegenden Falles zurüd, 
fo ift es vornehmlich der bereitd Bl. — in voriger 
Inftanz geltend gemachte Grund, welcher zu Gunften 
ded Klägers den Ausfchlag zu geben als geeignet ſich 
darftellt. 

Schon im Allgemeinen darf fowohl aus Art. 64. 
unter 4. ded Handelsgeſetzbuchs, wie aus 8. 1241. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs die Folgerung abgeleitet 
werben, daß mindeftens in der Regel eine blos vors 
übergehende und verhältnigmäßig kuͤrzere Verhinde⸗ 
rung des Verpflichteten an der Dienftleiftung in Folge 
von Erkrankung zur Auflöfung des Vertrags noch 
nicht berechtigt, und davon ift auch ſchon nach der 
älteren Rechtsanfchauung ausgegangen worben. 

Eurtius, Handbuch des ſaͤchſ. Civilrechts, Bd. 4. 

8. 1464. Note d. ©. 142. 
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Nun mag zwar nicht verfannt werben, daß dem 
Herausgeber eines täglich erfcheinenden Blattes durch 
eine längere Abhaltung des dafür angenommenen 
Redacteurs erhebliche Berlegenheiten bereitet werben 
fönnen. Denn im Zweifel wird die Anftellung eines 
befonderen Redacteurs darauf beruhen, daß der Her⸗ 
audgeber felbft zur Beforgung der Redaction entweder 
nicht Zeit oder nicht Befähigung hat. Im Falle der 
Behinderung des Rebacteurs macht ſich daher bie 
Beihaffung eines Stellvertreters nöthig, und nach 
Umftänden, namentlih nach Orts⸗ und Perſonal⸗ 
verhältnifien, kann dies auf längere Dauer mit wes 
fentlihen Schwierigkeiten verbunden fein. Allein 
gegenüber der Bl. — gedachten, dem Bertragsver- 
hältniffe der Parteien präfumtiv zu Grunde liegenden 
Intention derfelben vermögen dergleichen Schwierig- 
feiten, falls ſolche für den Beflagten durch die Krank⸗ 
heit des Klägers überhaupt entftanden fein follten, 
zum Nachtheile des legteren doch nicht zu überwiegen. 
Wenn aber der Bellagte nah Inhalt der Zufchrift 
Bl. — von der Meinung, daß die Krankheit Klägers 
einen töbtlihen Ausgang nehmen werde, fich hat 
leiten und zu anderer definitiver Verfügung über 
die Redaction feines Blattes beftimmen laflen, fo 
fann diefer durch den Erfolg thatſächlich widerlegte 
Glaube weder dem Kläger ohne Weiteres präjudici- 
ven, noch dem Verfahren des Beflagten den Charakter 
eined nad den obwaltenden Berhältniffen übereilten 
Beginnens nehmen. 

Aus dem Vorftehenden folgt indeſſen zunächft nur 
foviel, daß Bellagter am 28. December 1868 
wegen des bis dahin andauernden Krankheitszuſtan⸗ 
bed des Klägers zum einfeitigen Rüdtritte vom Ber« 
trage für befugt nicht zu achten if. — 

Nach Anficht jegiger Inftanz paßt aber der Begriff 
eines Handlungsgehülfen allerdings nicht auf bie 
Stellung ded Klägers. 

Es mag nicht beftritten werden, daß die Heraus⸗ 
gabe und der Bertrieb einer fortlaufend erfcheinen- 
den Zeitfchrift ald Handelsgefchäft angefehen werden 
fann. 

Goldſchmidt, Zeitfhrift für das gefammte Han- 
delsrecht, Br. 6. ©. 554. 

Buſch, Archiv für Theorie und Praris des allg. 
deutfhen Handelsrechts, Bd. 13. ©. 39. 41., 
Br. 14. ©. 417. 

Allein diefe Auffaffung nöthigt weder an fich, 
no in Verbindung mit dem Umftande, daß bie 
Annahme eines Redacteurd zum Behufe der Heraus- 
gabe der Zeitfchrift auf die Beſchaffung der erforder 
lichen geiftigen Kraft: hinausfommt, deren Gewinn 
in dem gewerblichen Unternehmen verwendet wird, 
Buſch, a. a. ©. Bd. 13. ©. 39. 





zu ber Folgerung, daß deshalb bie Thätigfeit des 
Redacteurd, auch wenn er auf längere Zeit und gegen 
feften Gehalt angeftellt ift, lediglich als die eines 
bloßen Handlungsgehülfen fich fennzeichne. Es braucht, 
wenn biedfalls in der bei 

Buſch, a. a. O. ©. 4. 
abgedruckten Entſcheidung ein weſentliches Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal darin gefunden wird, daß der 
Handlungsgehülfe zum Principale in ein abhaͤngiges 
und zum Gehorfam verpflichtendes Verhältniß trete, 
von welchem bei einem Redacteur ebenjowenig wie 
bei einem Advocat oder Arzte die Rebe fein fönne, 
bierauf das thatfächliche Abſehen nicht gerichtet zu 
werben, obwohl jchwerlich zu beftreiten jein wird, 
daß diefe Rüdficht nicht ganz ohne Bedeutung if. 
Bornehmlich dagegen ſcheint in Betracht gezogen wer- 
den zu müflen, daß das eigentliche gewerbliche 
Moment des Zeitungsverlaged in der technifchen 
Herftellung und dem Bertriebe des Druckwerkes fich 
zeigt. Hierzu aber trägt die Thätigfeit des Redacteurs 
wenigftens im Zweifel etwas nicht bei, vielmehr be 
wegt ſich dieſelbe ruͤckſichtlich der Beihaffung des 
geiſtigen Materiales der Veröffentlichung in einem 
vorbereitenden Stadium, welchem eine gewiſſe Selbft- 
ſtaͤndigleit und Unabhaͤngigkeit von der oben gedachten 
gewerblichen Seite des Unternehmens um ſo weniger 
abzuſprechen fein duͤrfte, als die geiſtige Production, 
beziehentlich Sichtung und Anordnung des Inhalts 
der Zeitfchrift zweifelsohne nicht mit der Verarbeitung 
des Rohftoffes zu einem Handelsartifel, alfo mit der 
Fabrifation im technifhen Sinne auf gleiche Linie 
gebracht werden fann. Die Berhältniffe find bier 
wejentlich verfchiedene, und joweit das entfcheidende 
Merkmal der Gehülfenfchaft im engeren Sinne darin 
befteht, daß die betreffende Perſon fich an ein beftimm- 
tes Gefchäft bindet, in dieſes eintritt und demfelben 
feine Arbeitöfraft widmet, 

Endemann, das allg. deutjche Handelsrecht, 8. 25. 

©. 121. 

fchlägt daſſelbe allein in der fraglichen Richtung nicht 
durch.“ 

Ungeachtet beide Theile hiergegen appellirt hatten, 
erfolgte doch Seiten des Königl. Oberappella— 
tionsgerichts zu Dresden eine am 19. April 1870 
befannt gemachte Gonfirmatoria. 

In den Entfheidungsgränden heißt e8 hier- 
über folgendermaaßen: 

„A. 

Soviel beruht außer allem Zweifel, daß auf das 
Verhaͤltniß zwiſchen dem Redacteur und Verleger 
einer Zeitung oder Zeitſchrift weder das allgemeine 
deutſche Handelsgefegbuch, noch die Gefindeorbnung 
vom 10. Januar 1835, noch das Staatsdienergefeg 
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vom 7. März 1835, noch endlich das Gewerbegeſetz 
vom 15. October 1861 oder die Norbdeutfche Gewerbe: 
ordnung Anwendung findet. Alles dies find Special» 
gefege, deren Vorfchriften felbft bei den unter diefelben 
fallenden Rechtöverhältnifien aus den allgemeinen 
Rechtsprincipien zu erklären und fomweit möglich mit 
diefen in Uebereinftimmung zu bringen, nie aber auf 
andere Rechtöverhältniffe auszubehnen find. Ins— 
befondere gilt dies auch von den in jenen. Gefepen 
aufgeführten Erlöfhungsgründen der Verhältniffe zwi» 
fhen dem Principal und dem Handlungsgehülfen, 
zwiſchen dem Dienftheren und dem Gefinde, zwiſchen 
dem Staate und deffen Dienern, zwiſchen dem Arbeit- 
geber und dem Arbeiter. Denn es ift ein unzweifel« 
hafter Grundfag, daß die Gefegesanalogie in einem 
Borfchreiten von dem Allgemeinen auf das Bejon- 
dere, nicht in einem Rüdfchreiten von dem Bejon- 
deren auf das Allgemeine befteht (88. 25. 26. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs und dazu Commentar ed. IL. 
Band 1. Seite 62 flg.). 


Das Weſen des Berhältnifjes zwiſchen dem Redac⸗ 
teur und Verleger einer Zeitung ober Zeitfchrift zeigt 
fi befanntlid darin, daß der Redacteur das für 
das regelmäßige Erjcheinen der Zeitung oder Zeitfchrift 
erforderliche Manufeript herbeizufchaffen, der Verleger 
dagegen das ihm gelieferte Manufeript zu drucken, 
buchhändlerifch zu vertreiben und dem Redacteur das 
verfprochene oder, in Ermangelung einer Bereins 
barung, das übliche Honorar zu bezahlen hat. Die 
dem Rebacteur obliegende Leiftung befteht fonach in 
einer Handlung (in faciendo), nämlich in der An- 
wendung ber geiftigen und förperlihen Kraft, welche 
zu der Herftellung und Ordnung des Manufcripts 
nöthig iſt. Diefe Thätigkeit kann nicht den Gegen» 
ftand eines Kaufes, d. h. eines Vertrages über die 
Thaͤtigkeit felbft, fondern nur den Gegenftand ber 
Miethe, d. h. eines Vertrages über den Gebraud) 
oder die Benugung derfelben, bilden. 

Man vergl. Siebenhaar, Correalobligationen, 

Seite 267 fig. Seite 300, insbejondere not. 2. 

Bon einem Kaufe läßt fich nur in Beziehung auf 
das durch die Thätigfeit des Redacteurs hergeftellte 
Product reden, indem bei der Redaction einer Zei- 
tung oder Zeitichrift allerdings die Frage entftehen 
fann, ob das Eigenthum an der Zeitung oder an der 
Zeitfcrift dem Redacteur oder dem Berleger gehört, 
erfterem, ald dem Urheber des Inhalts, Iehterem, als 
dem Urheber der diefen Inhalt darftellenden äußeren 
Form. Je nachdem man diefes oder jenes annimmt, 
je nachdem werden fich für das gegenfeitige Verhaͤltniß 
zwiſchen dem Redacteur und Berleger verfchiebene 
Folgefäge ergeben. Indeſſen fann von einer weiteren 





Berfolgung biefer Frage, auf deren Beantwortung, 
wie auf der Hand liegt, immer nur die Bejonder- 
beiten des concreten Falles von Einfluß fein werben, 
in der vorliegenden Rechtsfache abgefehen werben. 

IR, wie aus dem Vorftehenden hervorgeht, ber 
Vertrag, welchen Rebacteur und Berleger über bie 
Redaction einer Zeitung oder Zeitfchrift fehließen, 
unter bie Kategorie der Miethe (locatio conductio) 
zu bringen, fo ſchlaͤgt eine Verfchiedenheit des römi- 
ſchen und fächfijchen Rechtes ein, welche für das Ver⸗ 
ſtaͤndniß des Nachftehenden nicht ohne alle Bedeutung 
if und daher hier Fürzlich erwähnt werben mag, zumal 
ed der neueren Doctrin zur Zeit noch nicht hat gelins 
gen wollen, die Aenderung, welche fich infomweit im 
Rechte vollzogen hat, zu erfennen, in ihrem Grunde 
zu erfaffen und in einer für die Praris verwendbaren 
Weiſe zu formuliren. 

Das römifche Recht nämlich Fennt unzweifelhaft 
eine locatio conductio über Facta (l. 5. 8.2. D. 
de praescr. verb.). Die einzelnen Beifpiele, welche 
fih in den Quellen finden, 3. B. 1. 20.1. 65. D. 
de contrah. emt. vend., 1. 20. i. f. D. loc. $. 4. 
J. loc., 1. 19. 8. 7. D. locati, betreffen jedoch blos 
fogenannte operae illiberales, "während, wenn eine 
Obligation zur Zeiftung von operis liberalibus be- 
gründet worden war, bie verfprochene oder übliche 
Gegenleiftung nicht mit der actio locati conducti, 
fondern mit einer fogenannten extraordinaria cognitio 
gefordert werden fonnte. Wie fi) von felbft verfteht, 
beruhte diefe Unterfcheidung nicht etwa auf der Anficht, 
daß eine locatio conductio nur über operae illibera- 
les, und nie über operae liberales geſchloſſen werben 
fönnte, fondern auf der Berfchiedenheit der proceffua- 
liſchen Form, in welcher beide Arten der Obligationen 
gerichtlich geltend gemacht werben fonnten, und auf 
der Berfchiedenheit der richterlichen Thätigfeit, welche, 
namentlich foweit es fih um Schägungen hanvelte, 
natürlich eine andere war, wenn operae illiberales 
abzufhägen waren, ald wenn operae liberales ben 
Gegenftand der Obligation gebildet hatten. Nichts- 
beftoweniger hatte fich unter den neueren Rechtslehrern 
bie Anficht geltend gemacht, es fei ein Unterfchied zu 
machen zwifchen operae illiberales und operae libe- 
rales, auf jene feien die Vorfchriften über die locatio 
eonductio anwendbar, über diefe fönnten aber nur 
Verträge gefchloffen werben, deren rechtlicher Charakter 
nad) den befonderen Berhältniffen des einzelnen Falles 
zu beftimmen wäre. Das bürgerliche Gejegbuch hat 
diefem Irrthume ein Ende gemacht, indem es in 
8.1230. beftimmt hat, daß es bei dem Dienftvertrage 
(locatio conductio operarum) feinen Unterſchied 
mache, ob derſelbe über mechanifche Dienfte, ober 
über Leiftungen geſchloſſen werde, welche eine befon- 
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| dere Sachkenniniß, eine Kunftfertigfeit oder wiflen- 
ſchaftliche Bildung erforbern. 
Man vergl. au Eommentar ed. II. Band 2. 
Seite 286. 
C. 

Ueber die Frage, welchen Einfluß die zufällige 
Unmöglichfeit der Leiftung bei dem Dienftvertrage 
habe, enthält das bürgerliche Geſetzbuch nachftehende 
Vorſchriften: 

Zunaͤchſt ſtellt der 8.870. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs das allgemeine Princip auf, 

daß, wenn eine perfönliche Leiftung (Factum) 

gegen eine ©egenleiftung verfprochen und dem 

Promittenten die Leiftung unmöglich) geworben 
ift, der andere Theil von der Gegenleiftung frei 
wird. 

Diefes Princip wird in dem $. 1013. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs noch weiter ausgeführt, indem 
darin, nad) dem Ausfpruche, daß die 88. 1009. bis 
1012. (über die Erlöfhung der Forderungen wegen 
Unmöglichkeit der Leiftung) auch auf Forderungen 
aus gegenfeitigen Verträgen Anwendung finden, jo 
fortgefahren wird: 

Derjenige, bei welchem die Unmöglichkeit der 
Leiſtung eingetreten ift, fann nur dann die Ge⸗ 
genleiftung verlangen, und fall er fie empfan- 
gen, behalten, wenn nad; den Borfchriften in 
88. 866. bis 870. der Zufall von dem Andern 
zu tragen ift, in andern Fällen bat er feinen 
Anfpruch auf die Gegenleiftung und muß bie 
felbe, foweit er fie empfangen, zurüderftatten. 

Analyfirt man diefes Princip, fo ergeben ſich nach⸗ 
ftehende Säge: 

1. Der Dienftvertrag erlöfcht, wenn Demjenigen, 
welcher die Dienfte verfprochen hat (dem Dienft- 
leitenden), die Leiftung unmöglich; geworben ift, mit 
der Wirkung, baß der andere Theil (der Dienftberech- 
tigte) von der Gegenleiftung liberirt wird, und zwar, 
wie im $. 1010. des bürgerlichen Geſetzbuchs gefagt 
wird, ohne Unterfchied, ob der Grund der Unmög- 
lichfeit ein allgemeiner ift, oder blos in der Perfon 
des Schuldners liegt, und ohne Unterſchied, ob bie 
Unmöglichkeit durch oder ohne eine Berfchuldung eines 
Dritten herbeigeführt worden ift. 

2. Der Erlöfhung des Dienftvertrags durch die 
Unmöglichkeit der Dienftleiftung unbejchadet, läßt fich 
allerdings denken, daß die Vertragfchließenden An- 
fprüche an einander haben fünnen, und zwar ex 
culpa oder ex mora, 3. B. wenn der Dienftleiftende 
die Unmöglichfeit der Dienftleiftung verſchuldet hätte 
oder mit derſelben in Verzug gerathen wäre, ober 
wenn der Dienftberechtigte die Leiftung der Dienfte 
gehindert hätte oder fonft in mora accipiendi verfept 
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worben wäre. Aber dies find Fragen, welde an 
dem Sape, daß der Dienftvertrag durch die Unmög- 
lichkeit der verfprochenen Dienfte aufgehoben werde, 
Etwas nicht zu ändern vermögen. 


3. Ob die Unmöglichkeit der Leiftung eine bereits 
zur Zeit des Bertragsichluffes vorhandene (eine ur- 
fprüngliche), oder eine erft fpäter eingetretene (eine 
nachfolgende) ift, hat auf die Beurtheilung nur infos 
fern Einfluß, als der Dienftvertrag im erfteren Halle 
ald gar nicht gefchloffen gilt, im legteren Falle aber 
als erlofchen zu betrachten if. Der Grund, warum 
bei dem Kaufe über eine Species der Käufer den 
Zufall fofort von dem Momente des Kaufsabſchluſſes 
an zu tragen hat ($. 866. des bürgerlichen Gejep- 
buchs), liegt darin, daß der Verkäufer von dem an- 
gegebenen Zeitpunfte an debitor speciei ift und durch 
den zufälligen Untergang der gefchuldeten Species 
liberirt wird. Anders verhält es fich bei dem Dienft- 
vertrage, weil nicht über die Dienfte, fondern über 
deren Gebrauch contrahirt wird. Wollte man aber 
auch in dem Dienftvertrage einen Kauf dann finden, 
wenn der Zwed defjelben dahin geht, daß das Pro- 
duct der Dienfte dem Dienftberechtigten gehören fol, 
fo würde doch immer zu berüdfichtigen fein, daß die- 
ſes Product nicht eine bereits zur Zeit des Bertrag- 
fchluffes vorhandene körperliche Sache wäre, vielmehr 
der angegebene Geſichtspunkt nur dahin führen könnte, 
daß auf den Dienftvertrag die Vorfchriften über den 
Kauf vertretbarer oder fünftiger Sachen oder über 
den bedingten Kauf 88. 866. 867.873.) Anwendung 
finden müßten. 


Auf den dirigirenden 8. 870. wird im 8. 1213. 
bei der Sacenmiethe und im $. 1235. bei dem 
Dienftvertrage verwiefen und, wenn im $. 1241. 
unter den Fällen, in melden der Dienftberechtigte 
vor der Zeit von dem Vertrage abgehen fann, unter 
andern auch der mit aufgeführt wird, wo der Dienft- 
feiftende die zu dem Dienfte erforderliche Befähigung 
und Gefchidlichfeit verliert, fo ift bereits in den 
Motiven zu dem angegebenen Paragraphen 


man vergl. Eommentar ed. II. Band 2. Seite 
289. 


bemerkt worden, daß dieſes aus dem 8. 1241. flie- 
ßende Ruͤcktrittsrecht des Dienftberechtigten neben 
dem Rechte deſſelben beſteht, den Dienſtvertrag wegen 


Redacteur: Appellationsrath Werner. 





Irrthums als gar nicht geſchloſſen zu betrachten, 
wenn ber Dienflleiftende die zu dem Dienfte erfor« 
derliche Befähigung und Geſchicklichkeit ſchon bei dem 
Vertragsichluffe nicht gehabt hat. 


Uebrigens bedarf es wohl nicht erft der Erwäh« 
nung, daß ein Dienftvertrag wegen gleich Anfangs 
vorhanden gewefener (urfprünglicher) Unmöglichkeit 
der Dienftleiftung für nicht gefchloffen zu achten ift 
und wegen erft während der Dauer des Dienftver- 
trags eingetretener (nachfolgender) Unmöglichkeit der 
Dienftleiftung erlöfcht, ohne daß darauf Etwas an- 
fommt, ob befondere Kündigungsfriften vereinbart 
worben find, oder nicht, indem mit dem Vertrage 
auch die Kündigungsfriften wegfallen und der Dienft- 
berechtigte an bdiefelben nicht gebunden ift, fondern 
den Bertrag als durch die Unmöglichkeit der Dienfts 
leiftung erlofchen anfehen kann.” 


Miscellen. 


Entlaffungen, Beförderungen ıc. Seine Majeftät 
der König Haben dem Präfiventen des Appellationd» 
gerichtd zu Zwidau, Dr. Karl Georg Julius von 
Mangoldt, und dem zeitherigen Borftande des Ge— 
richtsamts Herrnhut, Gerihtsamtmann Dr. Karl Morig 
Kölbing, die nachgeſuchte Berfegung in den Ruheſtand 
mit der gefeglihhen Penflon unter Belaffung ihres Titels 
und Ranges allergnädigft bemilligt. 


Seine Königlihe Majeftät Haben den Affeffor des 
Bezirksgerichts Dredven Ferdinand Alfred Leonhardt 
zum Gerichtörathe des Bezirfögerichts Annaberg und den 
Aſſeſſor des Gerichtsamts Herrnhut Dr. Oswald Theodor 
Wauer zum Gerihtsamtmann des Gerichtdamts Herrn⸗ 
but zu ernennen allergnävigfl gerubt. 


Todes faͤlle. Geſtorben: der Aſſeſſor des Gr 
richtsamts Wurzen, Heinrich Auguſt Schäffer, am 
9. April 1870, der Präſident des Appellationsgerichts 
zu Baugen, Friedrich Theodor von Griegern, am 
19. April 1870, der Oberappellationdrath Dr. Robert 
Gotthard Schröder am 23, April 1870. 


Dffieln der Derlagshanblung. 


Wochenblatt 


—F bee We: für Ale Poftämter 
enblatte er— u. Buchhandlungen 
feinen jährlich .. > ‘ übernehmen Beftel: 
ne merkwürdige Kechtsfälle, 233: 
Scheren in actenmäßigen Darftellungen —— 
r ufle einaus: . . en ten! reije 
field. AUS Dem Gebiete der Iustizpflege —— 
und verwaltung 
zunächſt für das 
Königreich Sachſen. 
Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 
M 28, 1870. 





4, 


Zur Lehre vom Berficherungävertrage. — Aus: 
fertigung einer Police ift Feine wejentlihe Bor: 
ausfegung für bie Gültigfeit ded Vertrags (zu 
Art. 271,3. 277. und 317. des Allg. Deutfchen 
Handelsgeſetzbuchs und zu $. 783. des bürgerl. 
Geſetzbuchs). — Anwendung des am Wohnfige 
bes Berficherungänehmers geltenden auslänbifchen 
Rechts (zu 8. 9. des bürgerl. Geſetzbuchs). Die 
Eriftenz beffelben ift vom beflagten Verſicherer 
zu behaupten und zu beweifen, es ift aber dieſe 
Behauptung nicht Einrede im techniſchen Sinne, 
fondern Gegenftand des directen Gegenbeweiſes. — 
Befonbere, für eine Berficherungsgefellichaft gel: 
tende Bebingungen find gegen den Verficherungs⸗ 
nehmer nur dann wirffam, wenn fie mit ihm zur 
lex contractus gemacht worben find, — Bezeich⸗ 
nung des Verficherungdobjectd. Sind Gattungs: 
fachen, z. B. Faufmännifche Waaren, in Frage, 
fo muß angenommen werden, daß bie während 
des ganzen Laufs der Berficherung jeweilig vor- 
handenen Beftände das Object bilden. — Zu 
$. 839. des bürgerl. Geſetzbuchs. — Zinfen von 
Anfprüchen aus Handelögefhäften (zu Art. 289. 
bed Allgem. Deutſchen Handelsgeſetzbuchs). — 
GSubjective und objective Seite der Handels: 
geihäfte. — Der vollziehende Director einer 
Actiengeſellſchaft ift im Zweifel zur rechtlichen 
Vertretung der Geſellſchaft nah Außen berechtigt. 


Mene Folge Adıtzehnter Jahrgang, 


— Ausfegung ber Entſcheidung über die Statt: 
haftigfeit des theilweife gebrauchten Eidesantrags 
zur Definitive. — Es ift ungwedmäßig, im 
Beweisinterlocute auf die einzelnen möglichen 
Fälle des birecten Gegenbeweifes fpeciell einzu= 
gehen. — Widerruf eines nicht ausbrüdlich ab: 
gelegten, fondern aus der Totalität der Erflärun: 
gen einer Partei zu folgernden Zugeftändnifjes. 
Derfelbe ift aus dem Gefichtöpunfte der Mefti- 
tution anzufehen, 


Mitgetbeilt von 
Herrn ©, 9. in De. 


Am 7. September 1868 erhob der Kaufmann 
Aler. W. Kapı. in St. Peteröburg gegen die Dr.’'r 
Feuerverficherungsgefellichaft zu Dr. vor dem Königl. 
Handelsgerichte im Bezirkögerichte Dresden eine Klage 
auf Bezahlung von 7820 Silberrubel nebft Berzugs- 
zinfen davon vom 18. Auguft 1864 auf Grund eines 
von ihm mit der verflagten Geſellſchaft gefchloffenen 
Verficherungsvertrags. 

Der thatfächliche Inhalt der Klage, welche theil- 
weife auf Eid, theilweiſe auf Beweis geftellt war, 
ergiebt ſich ebenfo, wie Die Mobalität der Erflärungen 
ber Beflagten, beziehentlich wenigftens infoweit, als 
zum Berftändniß der nachftehend erörterten, in ber 
Ueberfchrift hervorgehobenen Rechtöfragen erforderlich 
ift, hinreichend deutlich und vollftändig aus dem 
Inhalte der nachfolgend mitgetheilten Entfcheidungen, 
auf die daher in diefer Beziehung zur Vermeidung 
der Wiedergabe eines weitläufigen thatfächlichen 
Materiald und von Wiederholungen verwiefen fein 
mag. 


218 


In der Sache ergingen folgende Erkenntniſſe: 

I Entfheidung des Königl. Handelsgerichts 
im Bezirksgericht Dresven vom 25. Februar 
1869: 

1. „Demnaͤchſt hat die erhobene Klage, infoweit 
fie auf Verzugszinfen von der geflagten Hauptforde- 
tung auf eine frühere Zeit, ald vom 3. October 1868 
an gerechnet, gerichtet ift, in der angebrachten Maaße 
nicht Statt. 

Und würde im Uebrigen Kläger den Grund feiner 
Klage und foviel ihm daran bei Einl.-Abfchn. 4 a. 
bis mit 4 f. 33. bis mit 37. 70. bis mit 83. 103. 
bis mit 116. verneint worden, binnen dreimöchiger 
Friſt, der Beflagten der Gegenbeweis, auch die Ge- 
wiffensrührung, beiden Theilen andere Rechtszuftän- 
bigfeiten vorbehältlih, wie Recht erweifen, folchens 
falls ergeht ſowohl in der Hauptfache, ald wegen des 
über die Klage angetragenen, von der Beflagten 
angenommenen, beziehentlih dem Kläger zurüdgege- 
benen Eides, fowie der Koften halber ferner, was 
Recht iſt.“ 

In den Entfheidungsgründen zu obiger Ent— 
fheidung hieß es zunörberft: 

„A. Der Klage liegen im Wefentlichen folgende 
Thatfachen zu Grunde: 

1) Die Anzeige Klägers an die Generalagentur 
ber verflagten Gefellihaft zu St. Peterdburg, das 
dortige Handelshaus Er. und Comp. dafelbit, als 
ihre zum Abfchluffe von Berficherungsverträgen beauf- 
tragte Vertreterin, daß er bei der Beflagten fein Lager 
von Matten und Mattenfäden für 10,000 S.-Rubel 
verfichern wolle (E.⸗A. 14—20. Klagbeifuge A.*) 
Bl. —). 

2) Die Rüdanzeige der genannten Generalagentur 
an Klägern, daß fie für die Bellagte auf die angebo- 
tene Berfiherung nad; Höhe von 8000 S.-R. auf die 
Zeit vom 12. October 1863 bis 12. October 1864 
eingebe, unter gleichzeitiger Ausftellung der Klagbei- 
fuge B. Bl. —**) (E.A. 24—34.); 


*) Diefelbe lautet In ber beutichen Ueberſetzung: 

„Derlaration, eingegeben durch K. (Mame Klägers) an die 
Dr.'r 8.:@. (Name der Beklagten). 

In der hölzernen, mit Gifen gevedien Bude in ber 
GeStraße unter No. 29. K. Stabttheil 1ſten Quartals im 
Haufe ber P., wünſche zu verfihern: Matten und Mattenfäde 
für 10,000 Rubel als Umfagcapital gerechnet. K. (Unterfhrift 
Klägers).” 

Anmerf. des Einf. 

») „Die Dresd. Feuer-Verſ.⸗Geſ., Hauptagentur zu 
St. Petersburg. 

Rechnung für Heren K. in St. P. (Name Klägers) für Der: 
fiherung Ihrer Habe für dle Summe von R. S. 8000. vom 
12. October 1863 auf 12 Monate, Prämie & 100 Kop. von 
100 R.©. — Rub. ©. 80. Police u, Porto R. ©. 3. St. Peters: 


3) die Bezahlung der dem Kläger von der General⸗ 
agentur für jene Verficherung berechneten Prämie von 
80 SR. und 3 ER. für Police und Porto an die 
Generalagentur gegen deren Quittung (E.⸗A. 35 — 37. 
und Klagbeifuge B.); 

4) die Benachrichtigung der verflagten Geſellſchaft 
Seiten der Generalagentur von der erfolgten Ver— 
fiherung unter gleichzeitiger Uebermittlung der unter 3. 
oberwähnten Zahlung (E.-A. 38 — 46); 

5) die Eintragung diefer Verfiherung in die 
Bücher der Bellagten, die Ausfertigung einer Police 
für Klägern und deren Ueberfendung an die General: 
agentur (E.“A. 47 — 53.); 

6) der Untergang des Fägerifchen Lagers an Mat- 
ten und Mattenjäden im Werthe von 10,820 S.-R. 
durch ein in der Nacht vom 26./27. Zuli 1864 aus- 
gebrochenes Schadenfeuer (E.“A. 7T0—116.). 

Dagegen hat ſich Kläger auf die Aushändigung 
der unter 5. erwähnten Police an ihn nicht beziehen 
zu können erklärt, vielmehr behauptet, daß biefelbe 
in bie Hände der verflagten Gefellfchaft zurückgelangt 
fei (E.A. 54 — 69). 

Sodann wurde im Wefentlichen — man befchränft 
ſich hierbei auf die Wiedergabe der thatfächlichen Er- 
gebniffe der Rationen, unter Weglaffung der diefelben 
motivirenden Ausführungen — Folgendes bemerkt: 

I Bezüglich der Perfection eines Verſicherungs— 
vertrags feien in Sachfen die für den Abjchluß von 
Verträgen im Allgemeinen geltenden Rechtsgrundfäge 
anzuwenden, und es fei daher ein Verficherungsver- 
trag als gejchloffen anzufehen, wenn die Parteien 
über Leiftung und Gegenleiftung ihren übereinftim- 
menden Willen in bindender Abficht erklärt haben. 
Die über den Vertrag auszufertigende Police fei daher 
in ber Regel bloßes Beweisdocument. Hiernach er 
feine die Klage ſchon durch die im Eingange unter 
1. und 2. aufgeführten Thatfachen, in ihrer Bezie— 
hung zu einander und in unmittelbarer Verbindung 
gedacht, bezüglich der ‘Berfection des der Klage zu 
Grunde gelegten Berficherungsvertrags fchlüffig be— 
gründet, und da hiernächit jede Willenserklärung in 
der Regel auch durch concludente Handlungen erfolgen 
fönne, jo werbe ald die zum Zuftanbefommen jenes 
Vertrags mit gehörende, hierauf gerichtete Willens- 
erflärung der Generalagentur der Beklagten als deren 
Vertreterin nicht allein ihre bei E.-9. 24—29. bes 
hauptete mündliche Erflärung, fondern auch die bei 
E.:9. 33—34. angeführte Uebermittlung der Rech— 
nung unter B. Bl. — Eeiten der Generalagentur an 


burg 12. Detober 1863. Gefälligft dem Herrn M. Walter zu 
zahlen. Die Generalagenten Gremers & Go. Drei und achtzig 


S.R. erhalten M. Walter.” 
Anmerf, des Ginf. 





Klägern und die Zahlung der für die Verficherung 
von ber Generalagentur verlangten Prämie Seiten 
Klägers (E.⸗“A. 35— 37.) anerfannt werden müffen. 

U. Benn fih nun ferner Beflagte darauf be 
rufen habe, daß dem Kläger, und zwar einestheils 
nach den Borfchriften des Ruſſiſchen Rechts, andern- 
theild nach Maafgabe der dem Vertrage zwiſchen 
ihnen beigefügten „allgemeinen und befondern Bedin⸗ 
gungen‘ noch befondere Berpflichtungen obgelegen 
haben, von deren nicht bewirkter Erfüllung erft ihre 
eigne Berpflihtung abgehangen habe, fo laffe ſich 
allerdings nad) Lage der Sache die Anwendbarkeit 
des in Rußland geltenden Rechts auf das ftreitige 
Rechtsverhaͤltniß der Parteien nicht bezweifeln. 

Dies fönne jedoch nicht dahin führen, die Klage, 
weil in derſelben auf das Ruffifche Necht nicht aus» 
drüdlih Rüdficht genommen worden ift, als un- 
ſchlüſſig abzumweifen, vielmehr erfcheine jene Behaup- 
tung der Erifteng abweichender Beftimmungen des 
Ruffifhen Rechts lediglich als eine wirkliche Erceps 
tion. Und daffelbe gelte einerfeits betreffs der obge- 
dachten, nad) der Behauptung der Beklagten dem 
Berficherungsvertrage beigefügten „Bedingungen“, 
wie fie fowohl bei der verflagten Geſellſchaft ſelbſt 
(Beilage L), ald bei den Ruffifchen Feuerverfiche: 
rungsgejellfchaften (Beilage S.) beftehen follen, ande: 
rerſeits betreffd der Bezugnahme der Beflagten darauf, 
daß fie jene Bedingungen dem Kläger mitgetheilt 
habe. 

II. Berner fei dem Kläger nicht zugumuthen 
geweien, zu behaupten, daß die nad) feinem Anfüh- 
ren ihm verbrannten Waaren die nämlichen geweſen 
feien, über welche er den Verficherungsvertrag abge 
fchloffen habe, da die Berfiherung eines Waaren- 
lager in Ermangelung bejonderer entgegenftehenver 
Verabredungen lediglih auf den Beftand deſſelben 
im Ganzen zu beziehen ei. 

IV. Nur wegen der mitgeforberten Verzugszinſen 
aus der Zeit vor der Klagerhebung jei die Klage 
unſchlüſſig, da in derfelben die gehörige Behauptung 
einer Mahnung zu vermiffen fei. 

B. Bezüglih der Feſtſtellung des Beweis 
thema’s wurde in der Hauptjacdhe auf die bisherigen 
Grörterungen verwiefen und noch Folgendes be— 
merft: 

Das von der Beklagten bei E.-9. 4. a—f. for- 
mell verneinte Anführen der Klage, daß die Beflagte 
das Handlungshaus Er. & Comp. in St. Peters— 
burg zu ihrem Oeneralagenten für das Ruſſiſche Reid) 
beftellt und demfelben die Ermächtigung ertheilt habe, 
Feuerverfiherungsverträge in Rußland für fie abzu- 
fließen, würde durch die Anmerkung zu E.A. 4. f. 
in Verbindung mit der dafelbft geichehenen Produc- 
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tion der Bollmadhtsabfchrift *) Bl. — in dem Falle 
für zugeftanden zu erachten gewefen fein, wenn in 
der That, wie Kläger behauptet habe, der vollziehende 
Director der verflagten Geſellſchaft, welchem zunächft 
allein die Austellung jener Vollmacht zugefchrieben 
werben muͤſſe, diefelbe nad Außen oder Dritten ges 
genüber zu vertreten berechtigt wäre. 

Wenn jedoch Bellagte behauptet habe, daß nicht 
der vollgiehende Director, fondern der Verwaltungs⸗ 
tath der beflagten Gefellichaft das Organ ihrer recht⸗ 
lichen Vertretung nach Außen und Dritten gegemüber 
fei, und diefe Behauptung gegenüber der $. 29. der 
dem K. Handelögerichte von Amtswegen befannten 
beftätigten Statuten der Beflagten, wonach „der Ver⸗ 
waltungsrath derfelben die Gefellfchaft durch den 
vollgiehenden Director nach Außen oder Dritten ge⸗ 
genüber in rechtlicher Hinficht vertrete und berechtigt 
fei, zu feiner Vertretung Vollmachten zu ertheilen‘, 
nicht ohne Weiteres zurlidgewiefen werben fönne, fo 
babe jenes Zugeftändniß nicht für hinreichend erachtet 
werben fönnen, Klägerm des Beweiſes feiner obge- 
dachten, jene Bevollmächtigung des Handlungshaufes 
Er. & Comp. betreffenden Klagbehauptungen für 
überhoben anzufehen. 

Ferner: In den Ausdrüden der Klage „Matten 
und Mattenfäde” fei fein entſcheidender Unterfchieb 
zu finden, fodaß, wenn Kläger auch nur den Umftand 
nachzuweifen vermöchte, daß in der von ihm angezo— 
genin Declaration (Beifuge A.) nur Matten, nicht 
Mattenfäde Erwähnung gefunden haben, dies feiner 
Berechtigung, auch für die nachgewiefener Maaßen 
mit verbrannten Mattenfäde Erjag zu fordern, feinen 
Eintrag thun würde. 

Soviel endlich den auf den Eid geftellten Theil 
der Klage anlange, fo fei die Entſcheidung über den» 
jelben nach der Vorfchrift der Verordnung, die Ers 
fenntniffe in Civilſachen bei theilweife gebrauchten 
Eidesantrage über die Klage betreffend, vom 14. No— 
vember 1839 gegenwärtig noch nicht zu ertheilen, 
vielmehr dem fünftigen Enderfenntniffe vorzubehalten 


*) Diefelbe lautet, fo weit fie hier in Betracht fommt: 
„Vollmacht. Hierburd) ertheilen wir dem Herrn 2. Eremers, 
Firma Gremers & Go. in St. Petersburg, als unferem Generals 
agenten für Ruflanb Vollmacht, um mit den ruſſiſchen Ber: 
fiherungsgefellihaften Rüdverfiherungsverträge zu verhandeln 
und vorbehältlich unferer Genehmigung abzufchließen, ſowohl 
von biefen ruffifhen Verfiherungsgeielligaften Rüdverfiche: 
rungen, als auch birecte Verfiherungen bis zu den vertrage- 
mäßigen Marimalfjummen gegen Beuersgefahr ıc. auf in Ruf: 
land belegene Rifiten zu übernehmen und die Policen barüber 
in unferm Namen auszuftellen, diefe Rüdverfiherungen zu 
vermehren ac. ıe. Dresden, den 7. März 1862. Die Direction 
der Dr. Feuerverf.. Gef.‘ 
Anmerf. des Einf. 





gewefen, unb habe man nur ſchon jegt im Allgemeinen 
zu bemerfen, daß man die betreffenden Klagtheile als 
für die Eidesdelation hinreichend fpeciell anzufehen 
gehabt habe. 

Endlich wurben 

C. als beachtlihe Einreden folgende hervor 
gehoben: 

1) Das Anführen Beflagtens, daß ſowohl nad 
Ruſſiſchem Recht, ald nach denjenigen allgemeinen 
und bejonderen Bedingungen, welche bei der verflag- 
ten Gefellichaft felbft und bei den Ruffifchen Feuer- 
verfiherungsgefellihaften in Uebung feien, und welche 
dem Kläger bei Abfchluß der Berficherung — dieſen 
vorausgejeßt — von der Beklagten mitgetheilt worden 
feien, der Lepteren eine Reihe von BL. — flg. einzeln 
aufgeführten Verpflichtungen obgelegen habe, in der 
Weife, daß erft bei deren vollftändiger Erfüllung 
Beklagte verpflichtet gewwefen fein würde, ihre Oblie- 
genheiten aus dem Bertrage zu erfüllen, — und dazu 
u. A. bemerft: 

Wenn der Beklagten der Beweis dieſer Einrebe, 
welchen fie bei der procefjualifchen Lage der Sache in 
dem ihr gegen den dem Kläger auferlegten Haupt- 
beweis nachgelaffenen Gegenbeweis mit auszuführen 
haben werbe, nicht zu verfagen fei, fo müfle es an- 
bererfeitö dem Kläger freiftehen, feine hiergegen ge» 
richtete Behauptung, daß er jene fämmtlichen geſetz⸗ 
lichen und vertragdmäßigen Bedingungen erfüllt habe, 
welche Behauptung ſowohl nad; allgemeinen pro> 
cefjualifchen Orundfägen, als nach den hier einfchla- 
genden Borfchriften ver 88. 860. und 861. des 
bürgerl. Gefegbuchs ald Replif anzufehen fei, in Form 
von fogenannten Elifivartifeln im Hauptbeweife mit 
zu berüdfichtigen. 

2) Unter die nämlichen rechtlichen Gefichtöpunfte 
fallen die auf die von der Bellagten behauptete Ber- 
jährung des geflagten Anfpruchs bezüglichen Partei- 
vorbringen, und feien daher Parteien nicht gehindert, 
auch diefe in ihrem Beweiſe, beziehentlich Gegenbeweiſe 
mit auszuführen.” 

Auf die Rechtsmittel beider Theile erfannte ſodann 
I. das Königl. Appellationsgericht zu Dres— 
den am 29. Juni 1869: 

ic. „Anlangend die Hauptfache, fo ift es bei der 
DI. — zu lefenden, am 3. April diefes Jahres bes 
fannt gemachten Entſcheidung (erfter Inftanz), info= 
weit darin 


a. 
die Klage ruͤckſichtlich der auf die Zeit vor dem 


3. October 1868 geforderten Zinfen angebradhter- 
maaßen abgewiefen und 


b. 
der dem Kläger auferlegte Beweis auch auf Einlaf- 
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fungspunft 4, a. bis mit 4. f. erſtreckt worben if, 
nicht zu laffen, fondern es find 

zu a. 
die drei legten Zeilen BI. — und bie beiden erften 
Zeilen Bl. — und die auf der 3ten Zeile ftehenden 
Worte: „und würbe im Uebrigen” in Wegfall zu 
bringen und ftatt beffen die Worte zu fepen: „würbe 
demnaͤchſt“, auch ift dem Kläger überlaflen, den ihm 
auferlegten Beweis auf die Klagbehauptungen bei 
Einlaffungspunft 2. 6—13. 129b.—129d. 135. 
mit zu richten, ferner find 

zu b. 
die Einlafjungspunfte 4a. bis mit 4f. auf der ten 
Zeile Bl. — zu ftreichen. *) 

Im Uebrigen aber ift die vorige Entfcheidung, 

beziehentlich aus den Allhier beigefügten Gründen, 
wie hiermit gefchieht, zu beftätigen. 


Entfheidungsgrünbde: 
2. 


Auch in gegenwärtiger Inftanz hat Man die 
Einwendungen des Beklagten gegen die Schlüjfigfeit 
der Klage nicht für durchfchlagend zu erachten ver: 
mocht. 

A. Es kann der Bellagten zugegeben werben, 
daß für die Form des der Klage unterliegenden Ver— 
fiherungsvertrags, welcher in Petersburg zwifchen 
dem dort wohnhaften Kläger und einem ebenda wohn⸗ 
haften Generalagenten der Bellagten in Bezug auf 
dafelbft befindliche Werficherungsobjecte gefchloffen 
worden fein foll und von welchem unter folchen Ums 
ftänden an fid) anzunehmen fein würde, daß er nach 
der vorausjeglichen Abficht der Eontrahenten, auch 
am nämlichen Orte von beiden Theilen zu erfüllen 
gewefen fei (vergl. Art. 324. Abf. 1. Art. 325. Abf.1. 
des Handelögefegbuchs), nach den fchon vor Eintritt 
der Wirffamfeit des bürgerlichen Gefegbuchs in Gel- 
tung gewefenen, durch $. 9. des letzteren beftätigten 
Rechtögrundfägen (vergl. von Wächter, im Archiv 
für civ. Praris, XXV. Geite 368 fig. 405 flg., 
von Savigny, Syſtem, VIIL Seite 348 fig., 
Windſcheid, Lehrbuch des Pand.Rechts, 8. 35. I. 
Seite 83 flg. der 2. Aufl., Sintenis, praft. gem. 
Eivilrecht, $. 7. Seite 74. der 3. Aufl., Annalen 
des Königl. Saͤchſ. Oberappellationsgerichts, J. Seite 
471.) das Ruffifhe Recht als maafgebend angefehen 
werben müffe. Allein daraus folgt noch keineswegs, 
daß die Klage, weil fie die einfchlagenden Beſtim— 
mungen des Ruffifchen Rechts nicht anführt, un— 
fhlüffig fei; denn wenn auch, wie Bellagte Bl. — 


*) Der Inhalt diefer Menderungen ergiebt fih aus ben 


nachſtehenden Gruͤnden. 
Anmerk. des Einſ. 





mit Recht bemerkt, die Beftimmungen dem Richter 
nicht befannt zu fein brauchen, fo hat doch derjelbe, 
da für ihm zunächft nur dasjenige ald Recht befteht, 
was als ſolches vom inländifchen Gefepgeber aner- 
fannt ift (vergl. v. Wächter, a. a. D. Seite 2 flg.), 
auch in folchen Fällen, welche an fi) dazu angethan 
find, nach ausländichem Recht beurtheilt zu werben, 
falls ihm nicht etwa letzteres glaubhaft befannt ge» 
worden ift, das inländifche Recht feiner Entſcheidung 
zum Grunde zu legen, fo lange ihm nicht eine ab» 
weichende Beftimmung des einfchlagenden ausländis 
ſchen Rechts beſonders nachgewieſen wird (vergl. 
von Langenn und Kori, Erört. prakt. Rechtsfr., 
III. Seite 29. der 2. Auflage, Annalen des Königl. 
Saͤchſ. Oberappellationsgerichts, VIII. Seite 229 fig. 
und nunmehr 8. 172. des bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Es ift daher auch in einem derartigen Falle bie 
Sclüffigkeit der Klage zunächft lediglich nad) dem 
beimifchen Recht zu beurtheilen und, wenn bie beflagte 
Partei behaupten zu fünnen glaubt, daß berjelben 


eine Beftimmung des betreffenden ausländifchen Rechts, 


entgegenftehe, es deren Sache, dies zu ercipiren und 
nachzuweiſen. 

B. Ebenſowenig kann es als ein Mangel der 
Klagbegründung angeſehen werden, daß ſich Kläger 
nicht darauf bezogen hat, daß er ſeinerſeits die von 
der Bellagten unter J. Bl. — der Einlaſſung bei— 
gefügten und die angeblich bei Ruffifchen Beuerver- 
fiherungen üblichen, in den Bl. — unter S. er 
fihtlihen Statuten der Feueraffecuranzcompagnie 
Salamander enthaltenen Bedingungen erfüllt habe. 
Denn: abgefehen von der Frage, ob etwa die Bor- 
ſchrift in $. 860. des bürgerlichen Geſetzbuchs, nad) 
welcher es einer derartigen Bezugnahme in der Klage 
zu deren Schlüffigfeit unter allen Umftänden nicht 
bebürfen würde, auch auf das gegenwärtige, wenn 
fhon bereits vor Eintritt der Wirkfamfeit des bürgerl. 
Gefegbuchs zur Entftehung gelangte Vertragsverhälts 
niß Anwendung zu leiden habe, würde doch jenen 
Bedingungen ein Einfluß auf die Beurtheilung ber 
Sache offenbar nur dann beigelegt werden fünnen, 
wenn fie in der That, wie Bellagte allerdings be- 
hauptet (Bl. — flg.), dem Kläger bei ven Verhand⸗ 
lungen über den zu fehließenden Verficherungsvertrag 
befannt gemacht und zum Beftandtheil des Vertrags 
gemacht worden wären. Es folgt dies ſchon aus 
allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen (vergl. angezogene 
Annalen, R. F. IIL Seite 218.) und liegt aud) 
der Vorfchrift in $. 35. der zur Ausführung des 
VL Abſchnitis des Gefepes über das Immobiliar- 
brandverficherungswefen vom 23. Auguſt 1862 erlaf- 
fenen Verordnung vom 20. October 1862 zum Grunde. 
Infoweit daher Beklagte aus der Nichterfüllung ber 
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bezeichneten Bedingungen buch Klägern einen Ein« 
wand gegen ben erhobenen Anfpruch herleiten zu 
fönnen vermeint, muß vor Allem erft dargethan wer- 
den, daß ſolche zwifchen den Gontrahenten zur lex 
contractus gemacht worben feien, ed handelt ſich aljo 
hierbei gar nicht um einen Einwand gegen die Schlüfs 
figfeit der Klage, fondern um eine von der Bellagten 
zu beweifende Ausflucht. 

C. Rad Vorſtehendem ift davon auszugehen, 
daß es zur Begründung des erhobenen Anſpruchs nur 
der Anführung derjenigen Thatfachen bedurfte, aus 
welchen derſelbe nach den Beftimmungen des hier« 
ländijchen Rechts und nad) den danach zu bemeffen- 
den allgemeinen Erforbernifien eined Verſicherungs⸗ 
vertrags fich ergiebt. Bon diefem Standpunfte aus 
muß nun zunächft 

a) das in ber Klage Bl. — enthaltene, auf 
Beweis geftellte Anführen, welches fi auf die Er- 
mäcdhtigung des Handlungshaufes Er. und Comp. in 
Petersburg zum Abſchluß des Verficherungsvertrags 
Namens der Bellagten bezieht, ohne Zweifel als 
hlüffig gelten, und was die Leptere gegen dieſe Er- 
mächtigung vorgebracht hat, Fönnte nur ald Motivi- 
rung bes Leugnens derfelben in Betracht fommen und 
nad Befinden gegenüber dem dem Kläger etwa noch 
obliegenden Beweis der behaupteten Ermächtigung 
Stoff für den directen Gegenbeweis liefern. Ob aber 
hierunter von einem Beweis oder Gegenbeweis über» 
haupt noch die Rebe fein Fönne, wird im Nachftehen- 
den unter 3. näher erörtert werben. 

b) Die den Abſchluß des BVerficherungsvertrags 
betreffenden Klaganführungen will Bellagte vornehm- 
lich darum als unfhlüffig angefehen wiflen, weil nad) 
ihren Statuten, nach allgemeiner Ufance, nah Säd- 
ſiſchem und Ruffifhem Rechte der Abſchluß eines 
folgen Bertrags erft durch Ausfertigung der Police 
erfolge, eine folche aber dem Aläger nach feiner eigenen 
Angabe nicht zugeftellt worben ift (BI. — flg.). 

Wegen der Bezugnahme auf das Ruffiihe Recht 
ift auf das hierüber oben unter A. Bemerfte zu ver- 
weifen. Anlangend aber die in Sachfen geltenden 
Beftimmungen, fo fann keineswegs zugegeben werben, 
daß danach die Ausfertigung der Police ein weſent⸗ 
liches Erforderniß des Verſicherungsvertrags bilde. 
Da diefer unter Umftänden der vorliegenden Art, 
wo die Berficherung gegen Prämie erfolgt, wenigftens 
vom Standpunfte des Uebernehmers der Verficherüng 
aus, nad Art. 271. des Handelsgeſetzbuchs unter 3. 
als ein Handelsgefchäft ſich darftellt, jo haben dafür, 
zugleich mit Rüdficht auf Art. 277. diefes Gefegbuchs, 
zunächft die Borfchriften des letzteren über Abſchlie— 
fung der Handelsgefchäfte zur Norm zu dienen, und 
danach (Art. 317. Abf. 1.) ift die Gültigkeit eines 


Vertrags durch fchriftliche Abfaffung oder fonftige 
Förmlichkeiten nicht bedingt, ja ed dürfen fogar 
(Art. 317. Abf.2.) Ausnahmen von diefer Regel nur 
infoweit Plag ergreifen, als fie im Geſetzbuche ent- 
halten find; und da nun das lehtere in Betreff der 
Verficherungdverträge im Sinne von Art. 271. 3. 
eine folche Beftimmung nicht enthält — wie denn 
eine ſolche auch bezüglich der Seeverficherung nicht 
gegeben ift (Art. 788. 816. 892.) —, fo erledigt fi 
hiernach, forwie im Hinblid auf Art. 1. die Bezug: 
nahme der Beflagten auf eine von der Vorſchrift in 
Art. 317. Abf. 1. abweichende allgemeine Ufance von 
felbft, gegen deren Beftehen übrigens auch auf bie 
Entſcheidungen verfchiedener deutſcher Gerichtshöfe 
Bezug genommen werben Fönnte (vergl. Mal, Zeit 
fchrift für Verſ.⸗Recht, J. Seite 282. 290., II. Seite 
392. 400., ange. Annalen, N. F. II. Seite 218.). 
Dagegen werben durch die Vorfchrift im 2. Abf. von 
Art. 317. mündliche Berabredungen, wonach fchrift- 
liche Abfaffung des Vertrags Bedingung feiner Gül- 
tigfeit fein fol, allerdings nicht ausgefchloffen (vergl. 
von Hahn, Kommentar, II. Seite 141 flg. $. 3.), 
allein daß eine foldhe zwifchen den Betheiligten ges 
troffen worden fei, müßte von Bellagter, die dem 
Anfcheine nad; durch Bezugnahme auf ihre Statuten 
etwas Derartiges hat behaupten wollen, erft dargethan 
werben, wobei unter Bezugnahme auf die oben unter 
B. entwidelten Grundfäge noch darauf hinzumeifen 
ift, daß eine etwanige Statutenbeftimmung dieſes 
Inhalts von Bellagter nur dann für fich geltend ge- 
macht werben fönnte, wenn fie zugleich nachzuweifen 
vermöchte, daß biejelbe durch Verabredung der Be- 
theiligten ald Norm für das gegenfeitige Rechtöver- 
hältniß feftgeftellt oder doch von Seiten des General- 
agenten ber Bellagten vor Erfolg eines bindenden 
Abſchluſſes eröffnet worben fei, es habe folche zwifchen 
ihnen ald Norm zu gelten. Auch mag nicht unbemerft 
bleiben, daß weder aus den von Bellagter Bl. — 
beigebrachten Berficherungsbedingungen, noch aus den 
erwähnten Statuten der Gefellihaft Salamander, 
welche gleich diefen Bedingungen nach dem Anführen 
der Bellagten die Grundlage der zwifchen deren 
Generalagenten und dem Kläger gepflogenen Ber- 
handlungen gebildet haben follen, ein Anhalten dafür 
entnommen werben fann, daß bie Perfection des 
BVerfiherungsvertrags durch Ausfertigung der Police 
bedingt fei. Denn $. 94. der Statuten Bl. — und 
$. 1. der BVerficherungsbedingungen Bl. — beruhen 
zwar auf der Vorausfegung, daß über den Berfiche- 
rungsvertrag eine Police ertheilt werde, dagegen läßt 
fih daraus feineswegs entnehmen, daß ohnedies der 
Vertrag ungültig fein folle, im Gegentheile wird in 
$. 89. der Statuten der Quittung, welche bei Ber 
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fiherungen über Objecte in Petersburg nach gezahlter 
Prämie ıc. auszuftellen ift, die Kraft der Police bei- 
gelegt, und auf den Empfang einer derartigen Quit- 
tung hat ſich Kläger bezogen (BI. — flg. verbunden 
mit Klagbeilage B. Bl. —). 

Hiernach kann nur in Frage fommen, ob nach 
den allgemeinen Rechtögrundfägen über die Boraus- 
fegungen eines Vertragsabfchlufies (8. 783. des bür- 
gerlichen Gefegbuchs) die Anführungen des Klägers 
zu Begründung der Annahme genügen, daß ein Ber- 
fiherungsvertrag zu Stande gefommen fei. Dies 
würde nun aus den Klagbehauptungen bei Einl.- 
Punft 14— 20. 33 —37. allerdings hervorgehen. 
Dana iſt nämlich Kläger bei der Generalagentur 
der Beflagten in Petersburg mit einem fchriftlichen 
Verfiherungsantrag eingefommen, Inhalts defien er 
fein Lager von Matten und Mattenfäden für 10,000 
R. ©. bei der Dresdner Feuerverficherungsgefellichaft 
verfichern zu wollen erflärt hat, und ihm hierauf von 
genannter Generalagentur die Befcheinigung Bl. — 
unter B. ausgeftellt worden, befage deren ihm dieſelbe 
für Verfiherung feiner Habe nach Höhe von 8000 
R. S. auf ein Jahr vom 12. October 1863 an 
80 R. S. und außerdem noch 3 R. ©. für Police 
und Porti berechnete. Inhalts diefer Befcheinigung 
würbe zwar bie Agentur nicht unbedingt auf den 
Verfiherungsantrag des Klägers, wie er geftellt war, 
eingegangen fein. Denn will Man auch daran kei 
neh Anftoß nehmen, daß, während der Antrag auf 
Matten und Mattenfäde des Klägers gerichtet war, 
die Beicheinigung im Allgemeinen von der Habe des 
Klägers fpricht, indem allerdings vorausgefegt wer« 
den darf, daß die Agentur mit dieſem allgemeinen 
Ausdruck nur die zur Verficherung angemeldete Habe 
des Klägers habe bezeichnen wollen, da fie ohnedies 
ſich deutlicher darüber hätte ausfprechen müfen, auf 
welche Objecte fie die Berficherung übernehmen wolle, 
fo weicht doch die von der Agentur auf den Verfiche- 
rungsantrag des Klägers abgegebene Erflärung rüds 
fiptlich der Höhe der Verſicherungsſumme, alfo rüd- 
fichtlich eines für den Verficherungsvertrag wefentlichen 
Punktes von Klägers Antrage ab, und ed würde 
daher in dieſer Erklärung eine Annahme des legteren 
nicht erblidt, fondern nur die Offerte zu Abſchließung 
eines Berficherungsvertrags unter anderen ald den 
vom Kläger angebotenen Bedingungen gefunden wer- 
den können (vergl. Art. 322. des Handelsgeſetzbuchs). 
Wenn indeffen Kläger hierauf die ihm berechnete 
Prämie fammt Koften der Police und Porti an die 
ihm von der Agentur zur Empfangnahme der Zah. 
fung bezeichnete Perſon berichtigte, wie er Einl.-Pft. 
35—37. behauptet, fo acceptirte er hierdurch ohne 
Zweifel die von der Agentur aufgeftellten veränderten 
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Berficherungsbedingungen und damit war ber Ver 
fiherungsvertrag zum Abfchluß gefommen. 

Es hat aber Kläger diefen Abſchluß auch noch in 
anderer Weife zu begründen verfucht, nämlich allent⸗ 
halben unter Eidesantrag fich eines Theild darauf 
bezogen, daß ihm bie Generalagentur durch einen 
ihrer Gejellichaftstheilhaber, der in ihrem Bureau 
beſchaͤftigt geweſen, mündlich eröffnet habe, daß fie 
für die Dresdner Feuerverficherungsgefellfchaft auf die 
angebotene Verfiherung des Lagers von Matten und 
Mattenfäten nad; Höhe von 8000 R. ©. auf die 
Zeit vom 12. October 1863 bis dahin 1864 eingehe 
(Einl.-Punft 24—32.), anderntheild behauptet, es 
fei die Beflagte von der Verficherung durch die Ge- 
neralagentur fofort in Kenntniß gejegt worden, habe 
durch felbige die vom Kläger geleiftete Zahlung ge- 
währt erhalten, die Berficherung angenommen, in 
ihren Büchern verlautbart, auch darüber eine für den 
Kläger beftimmte Police ausgefertigt und folche mit 
dem Auftrage, fie dem Kläger auszuhändigen, an das 
Handlungshaus Er. und Comp. geihidt (Einl.»Pft. 
38—53.). Indeſſen enthält das letztere Anführen, 
noch abgejehen davon, ob ſolches für den Eidesantrag 
geeignet fei, nur Borgänge innerhalb der Gefellichaft, 
welche für diefelbe nad) Außen hin, indbefondere dem 
Kläger gegenüber, der jelbft jagt, daß ihm die Police 
nicht ausgehändigt worden fei (Einl.-‘Bft. 54. 55. 57.), 
rechtöverbindliche Wirkungen nicht hätten hervorbrin- 
gen können, und es fann daher das Anführen bei 
Einl.⸗Pkt. 38—53. zur Begründung des Vertrags- 
abſchluſſes feinesfalls. benugt werden. Eine andere 
Beurtheilung würden nad) Befinden die Alagbehaup- 
tungen bei Einl.-PBkt. 24— 32. zulaffen. Die danach 
dem Kläger auf feinen Berficherungsantrag geichehene 
mündliche Eröffnung würde zwar nicht eine unbebingte 
Acceptation dieſes Antrags, fondern nur die Offerte 
des Abfchluffes einer Verſicherung nach geringerer, 
ald der vom Kläger gewünjchten Höhe enthalten, 
wenn aber Kläger nachmald die nach der ihm von 
ber Generalagentur angebotenen Berficherungsfumme 
von berfelben ihm berechnete Prämie bezahlte, fo 
würbe er dadurch (f. oben) die Offerte der General» 
agentur acceptirt haben und damit der Berficherungs- 
vertrag geichloffen gewefen fein. Es würde fomit bie 
gedachte Eröffnung in dem Falle, wenn Kläger das 
Anführen bei Einl.⸗Pkt. 33. 34. *) nicht zu erweifen 
vermöchte, von Bedeutung werben fünnen, babei 
jedoch vorausgefegt werden müffen, daß dieſelbe von 
zuftändiger Seite gejchehen wäre. Died würde nun 


*) Die Ausftellung ber Beifuge B. durch die General⸗ 


agentur betreffend. 
Anmerk. des Ginf. 


dann, wenn fie von einer auf dem Bureau der Ge- 
neralagentur beichäftigten Perfon ausging, noch nicht 
ohne Weiteres angenommen werben fünnen, ba bie 
einer ſolchen Perfon nach Art. 50. des Handelsgeſetz⸗ 
buchs zur Seite ftehende Ermächtigung auf Abjchlie- 
fung eined Vertrags der hier in Rede ſtehenden Art 
ſich nicht erftredt; es hat jedoch Kläger zugleich noch 
behauptet, daß jene Perfon ein Gefchäftstheilhaber 
der Generalagentur gewefen fei, welchem nad) Befin- 
den (vergl. Art. 114. des Handelsgeſetzbuchs) das 
BDefugniß, dem Kläger die bezeichnete Eröffnung mit 
techtöverbindlicher Wirkung zu ertheilen, allerdings 
zugeftanden haben würde. Ob indeflen die bezeichnete 
Behauptung für den darüber gebrauchten Eidesantrag 
geeignet fei, kann nach Sage der Sache der Ent- 
iheidung im künftigen Enberfenntniffe vorbehalten 
bleiben. 

c) Auch darin, daß der Verficherungsvertrag 
über diejenigen Objecte, deren Erſatz beanfprucht wird, 
zum Abſchluß gekommen fei, erachtet Man die Klage 
für ausreichend begründet. Daß es in dieſer Bezie- 
bung der Schlüffigfeit derfelben feinen Eintrag thut, 
daß ber Berficherungsantrag auf Matten und Matten- 
fäde gerichtet, die Generalagentur aber zur Ueber- 
nahme der Verficherung in Bezug auf Klägers Habe 
fich bereit erklärt haben foll, ift bereits oben unter b. 
entwidelt worden. Gbenfowenig fann ber Einwand 
der Beflagten, ed fei die Identitaͤt der verficherten 
und der verbrannten Waare nicht behauptet (BI. —), 
wie bereitd die vorige Inftanz Bl. — flg. richtig ger 
zeigt hat, als zutreffend angefehen werben. Die 
Auslegung, welche Bellagte dem im Verſicherungs⸗ 
antrage Bl. — vorfommenden Ausdruck: „Umfag- 
capital” BL. — flg. zu geben verfucht, Tann um fo 
weniger gebilligt werben, als bei Verfiherungen auf 
nur der Gattung nach bezeichnete Öegenftände, welche, 
wie Kaufmannswaaren, vorausfeglich einem fort« 
währenden Wechfel unterworfen find, ſchon an fich 
angenommen werden muß, daß nicht gerade die zur 
Zeit der Verficherung, fondern die während des gan⸗ 
zen Laufes derfelben jeweilig vorhandenen Beftände 
das Verficherungsobject bilden (vergl. angez. Annalen, 
R. F. V. Seite 263 flg.). 

d) Die Anführungen der Klage, welche fi auf 
den angeblich erlittenen Brandſchaden und deſſen 
Umfang beziehen, find ebenfalls zu Begründung des 
erhobenen Anſpruchs vollfommen genügend. Daß 
Klägerd Waarenlager durch ein Schadenfeuer faft 
gänzlich vernichtet worden fei, -und daß derartige 
Waaren zur Zeit der Entftehung des Brandes den 
vom Kläger angegebenen Werth gehabt haben, fteht 
auf Beweis, und in diefer Hinficht hat Beklagte felbft 
gegen die Schlüffigfeit der Klage etwas nicht ein- 
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gewendet. Dahingegen will biefelbe die auf Eid 
ftehenden Klagbehauptungen, daß Klägerd Lager zu 
der angegebenen Zeit aus 60,000 Stüd Mattenfäden 
und 20,000 Stüd Matten beftanden habe, hiervon 
aber nur 1200 Stüd Mattenfäde gerettet worben 
feien, für das bezeichnete Beweismittel ald ungeeignet 
angefehen wiſſen (Bl. —). Man vermag ihr indeſſen 
hierin nicht beizupflidhten, da jene Behauptungen 
durchgängig thatfächlicher Natur find und der Eides⸗ 
antrag über Quantitäten, welche die Refultate ein- 
facher Zählung find, ebenfo unbedenklich, wie über 
Geldſummen zugelaflen werden fann. 

In Betreff der Hauptfache liegt fomit ein aus- 
teichender Grund zur Abweifung der Klage nicht vor. 
Anlangend aber 

e) den Nebenanſpruch ded Klägers auf Gewäh- 
rung von Zinfen, ſoweit foldhe auf die Zeit vor ber 
Klagbehändigung gefordert find, jo vermag Man ber 
vorigen Inftanz darin nicht beizupflichten, daß ber- 
felbe ohne Weiteres zu verwerfen fei. Zwar würbe 
Man den vom Kläger Bl. — flg. entwidelten An- 
ſichten, namentlich im Hinblid auf die Vorfchrift im 
2. Abfage von Art. 288. des Handelsgeſetzbuchs, fich 
anzufchließen Bedenken tragen. Dagegen fann bie 
Frage entftehen, ob jener Zinfenanfpruch nicht auf 
Grund von Bl. 289. des Handelsgefegbuchs begrün- 
det erſcheine. Daß Kläger Kaufmann fei und fchon 
zur Zeit der Verficherung und des Brandes Kauf- 
mann gewejen fei, ift in dem auf Beweis ftehenven, 
infoweit von Beflagter bei Einl.-Pft. 2. 6—13. ins 
Nichtwiffen geftellten Theile der Klage mit ausrei- 
chender Deutlichkeit behauptet, und würde ed daher 
zunächſt darauf anfommen, ob Kläger ſolches zu be- 
meifen im Stande fei, wiewohl auch dann, wenn er 
hierauf den ihm auferlegten Beweis nicht befonders 
richtet, wohl aber nachweift, daß er ein Waarenlager 
in Höhe von 8000 R. ©. verfichert habe, nach den 
gefammten Beweisrefultaten in Erwägung zu ziehen 
fein wird, ob nicht fchon hieraus und beziehentlich 
aus dem durch das relatum in Gewißheit zu ſetzenden 
Umfange feines Waarenlagers zur Zeit ded Brandes 
feine Qualität ald Kaufmann zu folgern fei. Hier: 
nächft gehört die beflagte Gefellihaft ohne Zweifel zu 
den Kaufleuten im Sinne von Art. 4. des Handels⸗ 
gefepbuchs, wie fich theild aus der rechtlichen Natur 
der von ihr betriebenen Geſchaͤfte (Art. 271. unter 3.), 
theild aus dem handelsgerichtlichen Zeugnifle Bl. — 
ergiebt. Das der Klage zu Grunde liegende Ver— 
fiherungsgefchäft aber ift vom Standpunkte der Be- 


Hagten ein objectived, von dem des Klägers, deſſen 
Qualität ald Kaufmann vorausgefegt, ein fubjectives 
(vergl. Art. 271. unter 3., Art. 273., Malß, Zeit 
ſchrift für Verf.-Recht, I. Seite 279 flg., von Hahn, 
Gommentar, II. Seite 21. no. 3.), alfo im Verhaͤlt⸗ 
niß der Parteien ein beiderfeitiges Handelsgeſchaͤft, 
und die Fälligkeit der darauf gegründeten Forderung 
würde an und für ſich, ald mit dem Zeitpunfte ein- 
getreten anzufehen fein, zu welchem Släger der Be— 
Hagten eine fpecielle Berechnung feines Schadens und 
feines Verguͤtungsanſpruchs zugeſtellt hätte. Dies 
müßte wenigftens fo lange gelten, als nicht Beflagte 
nachweiſt, daß Inhalts der vereinbarten Berfiches 
rungsbedingungen ein fpäterer Zeitpunkt dafür feft- 
gefegt werden (vergl. BL. — $. 11.), oder fonftige 
Umftänbe beibringt, aus denen, fei es wegen befons 
derer Stipulationen bei Abichluß der BVerficherung, 
oder wohl auch nad) der Natur der Sache, zu folgern 
fein würde, daß die Zahlung der Bellagten nicht blos 
auf Grund der aufgeftellten Schaͤdenberechnung obge- 
legen habe, wie dies nad) Befinden dann angenommen 
werben fönnte, wann vom Kläger die Seiten ber 
Beflagten geforderte Borlegung von Belegen, deren 
Herbeilchaffung billiger Weife verlangt werben konnte, 
verzögert worden wäre. Zu Feftftellung bes bemerf- 
ten Zeitpunftes der Fälligfeit hat fi) nun Kläger bei 
Einl.Pft. 129 b. bis 129 d. unter Vorbehalt des 
Beweiſes darauf bezogen, daß er die ber Klage unter E. 
in Abjchrift beigefügte Rechnung, die eine genügende 
Specialifirtung des Schadens enthält, und zwar, wie 
ſich aus der Vergleichung mit Einl.-Ptt. 142. und 
mit der von der Beflagten Bl. — Einl.-Pft. 142. 
144. im Wefentlihen eingeräumten Klagbeilage F. 
ergiebt, fpäteftend am 18. Auguſt 1864 (von wo an 
Zinfen gefordert worden), dem damaligen vollziehen- 
ben Director der beflagten Gejellichaft, als welcher 
nad Einf.» Pkt. 129. Hrim. fungirte, überreicht habe, 
und daß der vollziehende Director nach den Statuten 
die Geſellſchaft nach Außen oder Dritten gegenüber 
in rechtlicher Hinficht zu vertreten habe. Letzteres 
ſcheint nad der Bl. — wiedergegebenen Statutens 
beftimmung allerdings in Richtigfeit zu beruhen, doch 
läßt fi darüber ohne Kenntniß der fämmtlichen eins 
ſchlagenden Vorfchriften der Statuten mit Sicherheit 
nicht urtheilen und muß daher dem Kläger auch hier- 
auf, ingleihen auf die behauptete Zuftellung ver 
Schaͤdenberechnung an den Director Hrim. feinen 
Beweis zu richten überlaffen bleiben. 
(Schluß folgt in der nädhften Nummer.) 
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Nach Vorftehendem läßt fich dermalen noch nicht 
ohne Weiteres annehmen, daß der erhobene Zinſen— 
anſpruch auf die Zeit vor der Klagbehänbigung un- 
haltbar fei, vielmehr wird fich erft fünftig, wenn bie 
Beweid- und beziehentlich Gegenbeweisergebnifle vor- 
liegen, ein ficheres Urtheil über deſſen Zuläffigfeit 
gewinnen laffen, und erſchien es daher angemeffen, 
auf Klägers erfte Beſchwerde Bl. — die von voriger 
Inſtanz infoweit audgefprochene Klagabweifung in 
Wegfall zu bringen und die Entiheidung auch hiers 
über dem fünftigen Enderkenntniſſe vorzubehalten, 
gegenwärtig aber dem Kläger zu überlaffen, den ihm 
auferlegten Beweis auf Einl.»Pft. 2. 6—13. 129b. 
bis 129 d. 135. mit zu richten. 

3 


Gegen ben von voriger Inftanz für Klaͤgers Bes 
weisaufgabe beftimmten Umfang haben ebenfalls beide 
Theile Beſchwerden gerichtet. 

a) Man ftlimmt dem Kläger zu Bl. — flg. darin 
bei, daß Bellagte für geftändig zu achten fei, ihre 
Generalagentur zu Petersburg auch zu Abſchließung 
von Verficherungen der hier in Rede ftehenden Art 
ermächtigt zu haben. Es hat diefelbe Bl. — unter V. 
Abſchrift einer Vollmacht beigebracht, welche bie 
Direction (BI. —), der damalige Director der Gejell- 
haft (Bl. —), dem Handlungshaufe Er. und Comp. 
ertheilt haben fol, und zunächft au beftreiten werfucht, 
daß diefe Vollmacht ihr, der Gefellfchaft, gegenüber, 
deren Vertretung nur dem Berwaltungsrathe zuftehe, 
Wirkung zu Äußern vermöge (Bl. — und Bl. —, 
Anmerkung zu Einl.- Pkt. 129d. Bl. —). Ob Letzte⸗ 
tes, gegenüber der fchon wiederholt angezogenen, in 
ben vorigen Entfcheidungsgründen BI. — mitgetheilten 


Beſtimmung der Statuten, begründet fei — worüber 
Man ohne Kenntnif der fonftigen einfchlagenden 
Vorfchriften derfelben, wie ſchon bemerft, ein ficheres 
Urtheil Allhier nicht zu gewinnen vermag — fann 
dermalen ganz dahingeſtellt bleiben, weil die Beflagte, 
wie vom Kläger Bl. — flg. richtig gezeigt worden 
ift, im erften Verfahren, und zwar ſchon im Einlaf- 
fungsfage (Bl. —), noch ungweideutiger aber in ber 
Duplif (Bl. —), eingeräumt hat, daß fie felber die 
gedachte Vollmacht ertheilt habe. Vergeblich bemüht 
ſich Bellagte, BL. — flg., die Wirfung der von ihr 
abgelegten Geftändniffe wieder aufzuheben. Es find 
folhe nicht blos, wenn fie im Einlaffungsfage, fon= 
dern auch, wenn fie in einem anderen Procefftabium 
abgelegt worden, zu beachten, und daß die begüglichen 
Auslaffungen der Beklagten in der Duplikſchrift nur 
auf eine unrichtige Wiedergabe ber entfprechenven 
Erflärungen in der Einlaffungsfchrift hinaus fämen, 
fann um fo weniger zugegeben werben, als fchon bie 
legteren die Annahme zu begründen geeignet find, es 
vermöge die Beklagte in der That nicht in Abrede zu 
ftellen, daß Er. und Comp. von ihr die in der Klage 
behauptete Ermächtigung erhalten und demnach ihre 
infoweit noch deutlicheren Herauslaffungen im Duplif- 
fage nur demjenigen zur Beftätigung dienen, was 
fhon die Einlaffung folgern läßt. Bon einem Irr— 
thume ber von ihr behaupteten Art fcheint hiernach 
nicht die Nede fein zu fönnen. Es handelt fih ja 
gar nicht um ein bezüglich einer einzelnen Thatfache 
ausbrüdlich abgelegtes Zugeftändniß, fondern um bie 
Frage, ob nad) den von Beflagter im erften Verfahren 
abgegebenen gefammten Erflärungen und nach deren 
Zufammenhange eine formell verneinte Thatfache für 
eingeräumt zu achten fei. Iſt diefe legtere Frage zu 
bejahen, dann kann nicht, wie im erfteren Falle, durch 
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Wegnahme einer einzelnen Herauslaffung eine ver- 
änderte Beurtheilung herbeigeführt werben, ſondern 
es würbe dazu eine Umgeftaltung aller einſchlagenden 
Erklärungen erforderlich fein, deren Uebereinftimmung 
gerade in demjenigen Punkte, welche von der betrefs 
fenden Partei formell mit Abficht verneint worden ift, 
nicht leicht anders erflärt werden fann, als durch die 
Annahme, daß fie fammtlich aus einer ihnen gemein- 
famen Wahrheit hervorgegangen find. 

Unter ſolchen Umftänden fann nicht wohl in Frage 
fommen, ob der Widerruf des in der That nicht ab» 
gelegten, fondern nur aus der Totalität der von ber 
betreffenden Partei abgegebenen Erklärungen zu fol- 
gernden Geftändniffes zuläffig fei, wollte man aber 
felbft annehmen, daß auch in einem derartigen Falle 
defien Widerruf nicht ſchon an und für ſich aus- 
geichloffen ericheine, fo würde es doch hier an den 
fonftigen Vorausfegungen dazu fehlen, da ein ſolcher 
Widerruf aus dem Gefichtöpunfte der Reftitution aufs 
zufaffen ift (Zeitfchrift für Nechtspfl. ıc., N. 8. 
XVIO Seite 72., Annalen des Königl. Sächſ. 
Oberappellationsgerichts, N. F. IL Seite 84.), und 
Beklagte, die übrigens um Wiebereinfegung in den 
vorigen Stand gar nicht gebeten, etwas nicht ange— 
führt hat, wodurch die Reftitutionsertheilung gerecht: 
fertigt werben fünnte. 

Die Beflagte muß demnach gegen fid) gelten laſſen, 
daß in ihrem Namen ihre Generalagentur in Peterd- 
burg alles dasjenige zu thun berechtigt war, wozu 
die Vollmacht Bl. — ermächtigte. Nur fann es nad) 
deren Faſſung, wonad der Agentur das Befugnif 
zuftand, mit Ruſſiſchen VBerficherungsgefellichaften 
Rüdverfiherungsverträge zu verhandeln, ſowohl von 
diefen Ruſſiſchen Verſicherungsgeſellſchaften Ruͤck— 
verſicherungen als auch directe Verſicherungen 
zu übernehmen, dieſe Rückverſicherungen zu ver— 
mehren, zu vermindern oder zu annulliren, allerdings 
als zweifelhaft angeſehen werden, ob dieſelbe auch 
Verſicherungsverträge mit Privatperſonen unmittelbar 
abzuſchließen berechtigt war. Indeſſen das Befugniß 
zu Uebernahme directer Verſicherungen iſt in der Voll: 
macht ſpeciell ausgedrüdt und nach der Satzverbin⸗ 
dung fein genügender Grund zu der Deutung vors 
handen, daß folche gleich den Rüdverfiherungen nur 
mit Ruſſiſchen Verfiherungsgefellfchaften gefchlofien 
werben follten, wie denn auch ſchon an ſich nicht recht 
flar wäre, von welcher Art die Seiten des General: 
agenten für Beklagte von anderen Verficherungsgefell: 
ſchaften zu übernehmenden directen Verſicherungen 
hätten fein können. Es ließen ſich darunter nur etwa 
foldye directe Verficherungen verftehen, welche von dem 
Agenten unter Mitwirkung einer Ruſſiſchen Verſiche— 
rungsgefelljchaft eingegangen werben follten, und es 
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würde hierfür eine Erklärung in den von Beklagter 
Bl. — behaupteten Verhältniffen zu finden fein, 
welche es vielleicht nothwendig machten, daß eine 
Ruffifche Gefellfchaft vermittelnd eintrat. Schon nad) 
dem Inhalte der Bollmacht dürfte hiernach anzuneh— 
men fein, daß der Agent auch zur Abſchließung von 
Verfiherungsverträgen mit Privaten und alfo aud) 
des der Klage unterliegenden Vertrags ermächtigt war, 
zumal Beflagte nad) ihren Auslaffungen Bl. — fig. 
an und für fich gar nicht beftreitet, daß ein der— 
artiger Vertrag vom Agenten habe geichloffen werden 
dürfen, und nur darzulegen fich bemüht, daß derfelbe 
nur unter gewiflen Bedingungen abzufchliehen befugt 
geweſen fei, wie fie denn aud) neuerdings Bl. — auf 
die in der Vollmacht Bl. — enthaltene Beſchränkung 
hinweift, wonad dem Agenten zur Pflicht gemacht 


war, in Uebereinftimmung mit dem Vertrage und den 


gegebenen und noch zu gebenden Inftructionen zu 
handeln. Allein auf derartige, in der demfelben er— 
theilten Vollmacht nicht fpeciell ausgedrüdte Beichrän- 
fungen ber ihm darin übertragenen Befugnifie vermag 
fih Bellagte gegen einen Dritten, wie den Kläger, 
mit Erfolg nicht zu berufen (Sintenis, praft. gem. 
Civilrecht, II. $. 102. Seite 378 flg. der 3. Auflage 
und nunmehr $. 1317. des bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Beklagte muß demnach gegen fich gelten laſſen, daß 
Er. und Comp. den in der Klage behaupteten Vers 
fiherungsvertrag in ihrem Namen mit Klägerm ab- 
zufchließen befugt gewefen find, und war demgemäß 
der legtere mit dem Beweife von Einl.⸗Pkt. 4a. bis 
mit 4 f, zu verfchonen. 

b) Kläger verlangt auch weiter, daß ihm ein be- 
fonderer Beweis für den Abſchluß des bezeichneten 
Vertrags aus den von ihm in der Replif (dem Ans 
iheine nah Bl. — entwidelten Gründen erfpart 
werde (BI. —). Es iſt indefien bereitd oben unter 
2. C. b. gezeigt worden, welche Thatumftände dar- 
gethan werben müflen, damit der Vertragsabfchluf 
als erwiejen angefehen werden fünne, und folgt hier— 
aus von felbit, daß hierzu das Geſtändniß der Be- 
flagten, es habe Kläger 8OR.S. Prämie und 3 R. S. 
für Ausfertigung einer Police und Porti bezahlt, bei 
Weitem noch nicht ausreicht. Wenn dagegen Beflagte 
Bl. — ſich darum befchwert, weil von voriger Inftanz 
ausgefprochen worden ift, e8 bevürfe feines Beweifes, 
daß die Verficherung auf Mattenfäde befonders er: 
ftredt worden fei, indem dieſe fchon unter Matten 
mit begriffen angefehen werden müßten (Bl. — flg.), 
jo hat Man zwar keine Beranlafjung, diefer aller 
dings nicht (vergl. Bl. — flg.) auf Grund der Fach: 
fenntniß der Faufmännifchen Beifiger des Handels 
gerichts ausgeſprochenen Anficht enigegenzutreten, es 
mag indefien die Entſcheidung hierüber, da davon 
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nur die Beantwortung ber Frage abhängt, ob es 
gegenüber dem Zugeftändniffe der Beklagten BI. — 
vo einer Eidesleiftung über den Inhalt ded Ber: 
fiherungsvertrags BL. — bebürfe, dem künftigen End- 
erfenntnifje vorbehalten bleiben, wie hiermit, damit 
nicht aus jenem Ausfpruche der vorigen Inftanz der 
Beflagten ein Präjudiz erwachfe, ausprüdlich bemerkt 
wird. 

c) Gegen die Beweisauflage im Betreff der Ein- 
laffungspunfte 70—83. 103—116. liegt von feiner 
Seite eine bejondere Beſchwerde vor, und es läßt 
fi) auch in der That dagegen etwas nicht einwen- 
den. 

4. 

Der decifive Theil der vorigen Entfcheidung läßt 
der Beflagten ausdrüdlid den Gegenbeweis nad), 
und aus den Enticheidungsgründen ergiebt ſich, daß 
derfelben auch die Bl. — flg. unter 1. und 2. auf: 
geführten Einreden darin mit auszuführen unbenom— 
men fein fol. Da Bellagte den ihr über einen Theil 
der Klage angetragenen Eid über alle davon noch 
ftreitige wefentlihe Punkte, insbefondere auch über 
die Alagbeilage A. — wonach fid) die Eidesannahme 
über Einl.-Pft. 17. von felbit erledigt — Bl. — 
zurüdgegeben hat, fo ift an fich die Beachtung von 
Ausflüchten nicht ausgefchloffen. Es ift auch ein 
genügender Grund nicht vorhanden, der Beklagten 
die Ausführung der bezeichneten Einreden, welche 
namentlich mir Nüdficht auf $$. 4. 7. 9. der Ver— 
fihjerungsbebingungen Bl. — und $$. 78 fig. 85. 
102. 106. 108. der Statuten Bl. — thatfächlich ges 
nügend begründet find, zu verfagen, andererfeitd aber 
ericheint ed auch nicht angemeflen, dem Kläger den 
Beweis des DI. — ald Replif bezeichneten Borbrin« 
gend *) ohne Weiteres abzufchneiden; denn mag auch 
zugegeben werben, daß von ihm eine derartige Replif 
im erften Verfahren nicht ausdrüdlih vorgeſchuͤtzt 
worben ift, jo wird doc, wenn Kläger Umftände der 
bier fraglichen Art im Beweiſe mit ausführt, zugleich 
in Frage fommen müffen, ob und in wie weit diefels 
ben etwa dem Gebiet ded directen Gegenbeweifes 
gegenüber dem Ausfluchtöbeweife angehören und aus 
diefem Gefichtöpunfte zu beachten feien, und erfcheint 
es deshalb angemefien, auch infoweit die Enticheidung 
lediglich dem Enderfenntnifje vorzubehalten. 

Hiernächft ift auch der vierten Bejchwerde BI. — fig. 
Rechnung zu tragen. Beftände nämlich in Rußland 
in der That ein Geſetz, nach welchem der der Klage 
unterliegende Vertrag für nichtig zu achten wäre, fo 


*) Das Gitat bezicht fih auf den drittlegten Abſatz der 
Entjheldungsgründe erfter Inftanz. 
Anmerf. des Einf. 


wiürbe eine Verbindlichkeit daraus gar nicht haben 
entjtehen und fomit das Beftehen einer foldhen auch 
von den bierländijchen Gerichten nicht anerfannt 
werden fönnen (vergl. von Wächter, Archiv, XXV. 
Seite 402 flg., Sintenid, a. a. O. L Seite 73 flg., 
Siebenhaar’s Gommentar, L Seite 46., angez. 
Annalen, I. Seite 471.). Es bleibt fomit der Bes 
Hagten nachgelaffen, auch die Einrede Bl. — unter 3. 
im Gegenbeweife mit auszuführen.“ 

Auf nochmalige Appellation beider Parteien ber 
ftätigte ILL. das Königl. Oberappellations- 
gericht zu Dresden mitteld Erfenntniffes vom 
19. October 1869, welchem folgende Gründe bei- 
gegeben waren: 

„Nach dem Stande der Rechtsmittel kann zwar 
nach feiner Seite hin von einer Rechtäfraft die Nede - 
fein. Das Königliche Oberappellationsgericht iſt 
jedoch; der Auffaffung der vorigen Inftanz wenigftend 
infoweit beigetreten, als das Urthel Bl. — flg. dars 
auf bafirt ift. Abgefehen einftweilen von der fpäter 
zu behandelnden Frage, ob ald bewieſen zu betrachten 
fei, daß das Handlungshaus Cr. & Comp. in St. 
Peteröburg zum unmittelbaren Abjchluffe von Ver— 
fiherungsverträgen Namens der Bellagten ermächtigt 
geweſen jei, theilt man 


die Anficht der vorigen Inftanz, daß die Klage in 
den Thatfachen, auf welche fi) die im erften Erfennts 
niffe Bl. — angeführten Einlaffungsabfchnitte bezie- 
ben, ihre ausreichende Begründung erhalte. Stellt 
man fich bei der Diagnofe des Rechts der BVerfiche- 
rungen auf den Standpunft der Rechtswiſſenſchaft 
und beftimmt man von diefem Standpunkte aus die 
Obligation ded Verfichererd zur Zahlung der Ber: 
fiherungsfumme lediglich aus der Natur und dem 
Zwede der Verficherungen, fo findet man, daß der 
Verficherungsvertrag, wenn durch ihn die Obligation 
ded Verſicherers für begründet zu betrachten fein foll, 
zwei Stadien durchläuft, welche zwar nicht immer in 
ihrer äußern Erfcheinung auseinander fallen, fidy aber 
logiſch ſtets trennen laffen. 

Das erfte Stadium ſchließt mit dem gegenfeitigen 
Einverftändniffe der Eontrahenten über das Object, 
welches verfichert wird, über die Gefahr, welche der 
Verficherer übernimmt, über die Summe, welche im 
Falle des Eintrittd des casus bezahlt werden foll, 
über die Zeitdauer der Verficherung und endlich über 
den Betrag der von dem Verficherten zu bezahlenden 
fogenannten Prämie. Ein Berficherungsvertrag, wel- 
cher an diefem Ziele angelangt ift, begründer Obliga- 
tionen für beide Gontrahenten. Die Fragen, ob die 
beiverfeitigen Obligationen in dem Berhältnifje der 
Leiſtung und Orgenleiftung zu einander ftehen, ob der 
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Bertrag Zug um Zug zu erfüllen fei, oder ob einem 
Gontrahenten die Vorleiftung obliege, oder ob endlich 
die Obligation des Verficherers erft entftehe, wenn 
der Verficherte die Prämie bezahlt habe, die Zahlung 
der Prämie jedoch nur unter den Gefichtöpunft »einer 
fogenannten Poteftativbedingung zu fubjumiren fei, 
fönnen in dem vorliegenden Falle unbeantworget 
bleiben. 

Das zweite Stadium des Verficherungsvertrags 
enbigt mit dem Momente, wo ber Verficherte die 
Prämie bezahlt. Von diefem Momente an hat der 
Verficherte die VBorausfegungen erfüllt, von welchen 
die Haftung des Verficherers für die Gefahr abhängig 
gewejen ift, und es befteht nur noch eine (einfeitige) 
DObligation ded Berfichererd. Zur Charafterifirung 
der (einfeitigen) Obligation des Verſicherers fei nur 
jo viel bemerkt, daß fie, als ſogenannte pracstatio ne 
quid fiat, zwar nur wirkſam wird, wenn die ver- 
ficherte Sache innerhalb der Dauer der Verficherung 
duch den im Verficherungdvertrage angegebenen Zus 
fall untergeht oder bejchädigt wird, es jedoch nicht zu 
rechtfertigen fein würde, wenn man die Verbindlich» 
feit des Verfichererd zur Zahlung der Verſicherungs⸗ 
fumme nad Zahlung der Prämie für eine ſuspenſiv 
bedingte erflären wollte. 

Wie bereitd oben erwähnt worden ift, fünnen die 
beiden Stadien des BVerficherungsvertrags auch zus 
fammen fallen; es bedarf namentlich nicht fchlechters 
dings eines befonderen Vertrags über die Verſiche⸗ 
rungsbedingungen, vielmehr fann der Conſens aud) 
thatfächlich erklärt werden, z. B. wenn der Verficherer 
die Prämie fordert und der Verficherte fie bezahlt, 
oder diefer die Prämie bezahlt und jener fie an— 
nimmt. 

Das vorftchend angegebene Necht der Berfiches 
rungen ergiebt fi) aus der Natur ver Sache. Daffelbe 
gilt ohne Rüdjiht auf die Staatdangehörigfeit der 
Gontrahenten und ohne Rüdficht auf den Staat, in 
welchem contrahirt wird (man vergl. Commentar 
zum bürgerlichen Gejegbuche, ed. IL. Band 1. Seite 
34 flg.). 

Bereitö BL. — ift die Klage Bl. — flg., ſoweit 
fie auf der Behauptung beruht, daß das in der Nacht 
vom 26. zum 27. Juli 1864 verbrannte Waarenlager 
ded Klägers bei der Bellagten gegen Beuersgefahr 
verfichert gewefen fei, von der erften Inſtanz ganz 
richtig in nachitehende Abſchnitte zerlegt worden: 

a) Anzeige des Klägerd an die Oeneralagentur 
der verflagten Geſellſchaft zu St. Petersburg, an das 
dortige Handelshaus Er. & Comp., als ihre zum 
Abſchluſſe von Werfiherungsverträgen beauftragte 
Bertreterin, daß er bei der Bellagten fein Lager von 
Matten und Mattenfäden für 10,000 Silber-Rubel 


verfihern wolle (Einl.⸗Abſchn. 14—20. und Klag- 
beifuge A. Bl. —). 

b) Die Rüdanzeige der genannten Generalagentur 
an ben Kläger, daß fie für die Beflagte auf die an- 
gebotene Berfiherung nah Höhe von 8000 Silber 
Rubel auf die Zeit vom 12. October 1863 bis 12. 
October 1864 eingehe, unter gleichzeitiger Ausftellung 
der Klagbeilage unter B. Bl. — (Einl.⸗Abſchn. 24. 
bis 34.). 

c) Die Bezahlung der dem Kläger von der Ge— 
neralagentur für jene Berficherung berechneten Prämie 
von 80 Silber-Rubel und 3 Silber-NRubel für Police 
und Porto an die Oeneralagentur gegen deren Quittung 
(Einl.-Abihn. 35. bis 37. und Klagbeilage B.). 

Die Ermächtigung des Handeldhaufes Er. & Comp. 
in St. Petersburg zu dem directen Abfchluffe von 
Verficherungsverträgen für die Bellagte vorausgefegt, 
fann es faum als zweifelhaft betrachtet werden, daß 
auf den Beweis der in den Einlafjungsabfchnitten 33. 
bis 37. verneinten Thatſachen, mit Vorbehalt ver 
Entſcheidung über den in der Klage gebrauchten Eides- 
antrag für die Definitive zu erfennen fei. Man kann 
fi infoweit auf die Kationen der beiden vorigen 
Inſtanzen beziehen, bemerkt jedoch noch Nachſtehen⸗ 
bed: 


aa) Da es ſich um ein in Rußland gefchloffenes 
Rechtsgeſchaͤft handelt, fo ließe fich gegen die Zeit- 
angaben des Klägerd der Einwand machen, daß es 
an einer Erklärung darüber fehle, ob das Verfiche- 
rungsjahr nad dem alten oder neuen Kalender zu 
berechnen ſei (man vergl. Commentar, ed. IL. 
Band 1. Seite 124. und Einert, im Archive für 
VWechfelrecht und Handelsrecht, Band 17. Seite 225 
flg.). Indeſſen kommt in dem vorliegenden Falle 
hierauf etwas nicht an, weil, mag man die Zeit nad 
dem alten oder neuen Kalender berechnen, der Brand, 
welcher das verficherte Waarenlager des Klägers zer- 
ftört hat, in das Berficherungsjahr fällt. 

bb) Die Differenz, welche fich zwiſchen ver 
Declaration Bl. — und dem Scriftftüde Bl. — 
infofern findet, ald in jener Matten und Mattenfäde 
ald Umfagcapital, zu einem Betrage von 10,000 
SilbersRubel, zur Verſicherung angemeldet worden 
find, in diefem dagegen von der „Habe des Klägers”, 
welche für 8000 SilbersRubel gegen Feuersgefahr 
verfichert fein folle, die Rede ift, erfcheint unerheblich, 
weil, foviel dad Object der Verficherung angeht, die 
„Habe“ ein viel weiter reichender Begriff ift, als 
ein in Matten und Mattenfäden beftehendes Umfag« 
capital und, anlangend die Herabfegung der Ver— 
fiherungsfumme von 10,000 Silber-Rubel auf 8000 
Eilber-Rubel, wenn man felbft die Vorfchrift des 
$. 839. Sag 2. des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht 
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für anwenbbar halten wollte, das Einverftändniß der 
Eontrahenten über die Berficherungsfumme dadurch 
bergeftellt worden ift, daß der Kläger die nach 8000 
Silber-Rubel berechnete Prämie bezahlt hat. 

ec) Wenn der Kläger die geforderte Prämie an 
den in der Klage genannten M. Walter bezahlt hat, 
fo bedarf es allerdings des Nachweiſes der Berechti— 
gung des M.W. zum Empfange der Prämie. Diefer 
Nachweis liegt aber in dem Schriftftüde Bl. —, 
indem darin ausprüdlich gefagt wird, es folle die 
Prämie an M. W. bezahlt werden. War aber der 
Kläger von dem Handelshauje Er. & Comp. mit der 
Zahlung der Prämie an eine ihm namhaft gemachte 
Perſon gewiefen, jo hatte er nicht nöthig, fih um 
das Verhältniß zu fümmern, in weldem die ihm 
namhaft gemachte Perfon zu dem Handlungshaufe 
Gr. & Comp. ftand ($. 692. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch). 

dd) Beweiſt der Kläger bie in den Einl.Abſchn. 
33. biß 37. enthaltenen Thatfachen, fo wird fich 
ſchwerlich die Nothwendigfeit ergeben, auf das oben 
zu a. und b. referirte Sachverhältnig zurückzugehen. 
Wenigftend würde, wenn der Beweis, weldyen ber 
Kläger geführt haben wird, einzelne Lüden haben 
follte, bie Frage entftehen, ob es nicht zweckmaͤßiger 
wäre, mit einem Erfüllungseide nachzuhelfen, als die 
Definitive von dem Eide über die Klage abhängig zu 
machen. Aber, wenn man auch die Denfbarkeit jegen 
wollte, ed könnte ſich in der fünftigen Definitive ein 
Zurüdgehen auf den Eid über die Klage nothwendig 
machen, fo würde ed doch in jedem Falle nicht ges 
rathen fein, fich darüber auszufprechen, ob und in- 
wiewweit ber in der Klage angetragene Eid ftatthaft 
fei, oder nicht, da fih im Voraus nicht beurtheilen 
läßt, inwieweit ed dieſes Eides nach dem fünftigen 
Ergebniffe des Beweiſes noch bedürfen werde. 

ee) Das zu dd. Gefagte gilt namentlich auch 
von dem Klaganführen, auf welches ſich die Rationen 
der vorigen Inftanz Bl. — beziehen*), und nur fos 
viel fei bemerft, daß die Entjcheidung über den in 
diefer Hinficht gebrauchten Eidesantrag ebenfalls der 
künftigen Definitive vorbehalten bleibt, und die recht- 
lihen Ausführungen Bl. — der fünftigen Endent- 
fheidung nicht präjudiciren lönnen. 

2. 

Während bie erfte Inftanz nach Bl. — den Be- 
weis der Klage auch in Beziehung auf die Thatfache, 
daß das Handlungshaus Er. & Comp. in Peters- 


*) Das Gitat bezieht fih auf den mit ben Morten: „Ges 
hat aber Kläger ze." beginnenden Abfchnitt unter C. b. der Ent: 
ſcheldungsgründe zweiter Inftanz. 
* Anmerl. des Einſ. 





burg zum Abſchluſſe von Verſicherungsverträgen 
Namens der Beklagten ermächtigt geweſen fei, erfor 
dert hat, hat die zweite Inftanz BI. — von den in 
dem erften Erfenntniffe zum Beweife ausgefegten Ein- 
laffungsabfchnitten die 4a. bis 4f. ausgenommen 
und die angegebene Thatjache für bereitd erwiefen 
erklärt. Man billigt die von der zweiten Inftanz 
für ihre Anficht angegebenen Gründe Bl. — unter 
No. 3. a., und indem man ſich im Allgemeinen dar⸗ 
auf bezieht, bemerft man noch kürzlich Nachftehendes: 

a) Da die erfte Inſtanz Bl. — flg. auf Grund 
bes 8. 29. der ihr Amtswegen befannten Statuten 
der Beflagten bezeugt hat, daß die Bellagte durch 
den Verwaltungsrath und diefer wieder durch den 
volljiehenden Director nach Außen oder Dritten ge- 
genüber vertreten werde und der vollziehende Director 
namentlich berechtigt fei, zu feiner Vertretung Voll⸗ 
machten zu ertheilen, fo wäre ed Sache der Beflagten 
geweien, ihren Einwand wider die Gültigfeit der von 
ihr Bl. — beigebradhten Vollmacht, e8 habe nämlich 
nah den Statuten der Gefellichaft der vollziehende 
Tirector die Geſellſchaft in rechtlicher Hinficht nicht 
vertreten fünnen (Einl.Abfchn. 129 b. Bl. —), es 
fei die Vollmacht nur von dem damaligen volljiehen« 
den Director Zjch., ohne und gegen den Willen ber 
Beflagten und des Berwaltungsrathes derjelben, aus⸗ 
geftellt worden, näher zu fubftantiiren und namentlich 
durch Beibringung der Statuten zu begründen. 

b) Das Zugeftändniß der Bellagten, es fei die 
Vollmacht für das Handlungshaus Er. & Comp. 
von ihrem vollgiehenden Director ausgeftellt worden, 
reicht fchon an fich aus, weil, wenn für eine Actien- 
gefellichaft ein vollziehender Director beftellt wird, 
died nur jo verftanden werden fann, es ſolle dieſer 
die Geſellſchaft nach Außen in rechtlicher Beziehung 
zu vertreten haben. 

e) Wäre die dem Handlungshaufe Er. & Comp. 
ertheilte Vollmacht infofern für unvollftändig zu bes 
trachten, ald fie nur von dem vollgiehenden Direc- 
tor der Beflagten ausgeftellt worden wäre, fo würde 
doch aus den Geftändniffen der Beflagten in den 
Anmerkungen zu den Einl.⸗Abſchn. 41. und 69. Bl. — 
und BI. — flg. auf eine Genehmigung der Vollmacht 
von Seiten der Beklagten zu fchließen fein. 

d) Soviel die Bollmadht felbft betrifft, ſo ermäch- 
tigt fie das Handlungshaus Gr. & Comp. in St. 
Petersburg theils zu Rüdverfiherungen mit Ruffifchen 
Verficherungsgefellfchaften, theild zu directen Ver— 
fiherungen (mit Ruffiihen Unterthanen). Nur auf 
erftere bezieht fi) der Zufag „vorbehaͤltlich unferer 
Genehmigung”. Dagegen findet fi ein gleicher 
Zufag bei den letzteren nicht. Unter diefen Um— 
ftänden Fann die Frage, ob in dem Zufage eine nur 
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im Berhältniffe des Auftraggebers zu dem Beauftrag- 

ten wirffame, Dritten gegenüber unfräftige, fogenannte 

Inſtruction zu erbliden fei, für den vorliegenden Fall 

dahingeftellt bleiben. 
. 3. 

Beide vorige Inftangen haben Bl. — und Bl. — 
angenommen, daß der Verficherungsvertrag, welchen 
der Kläger mit dem Handlungshaufe Er. & Comp. 
in St. Peteröburg geichloffen habe, in Beziehung auf 
die Form nach Ruſſiſchem Rechte zu beurtheilen fei, 
fie haben jedoch die Behauptung der Bellagten, daß 
nad) ihren Statuten, nach allgemeiner Ufance, nad 
Saͤchſiſchem und Ruſſiſchem Rechte ein Verficherungs- 
vertrag erſt durch Ausfertigung der Police perfect 
werde, in den Gegenbeweis verwiefen. Wie bie 
Sache jegt liegt, läßt fi) darüber, welcher Einfluß 
der Behauptung der Bellagten beizulegen fei, ein 
Urtheil überhaupt noch gar nicht ausfprechen. Ins— 
befondere herrſcht über die dabei in Betracht zu zie— 
henden Verhältniffe in einer dreifachen Beziehung 
eine Ungewißheit. 

Zunädft nämlich ift ' 

a) nicht Far, ob die Beflagte die Nothwendigkeit 
der Aushändigung der Police für dad oben zu 1. 
angegebene erſte Stadium des Verficherungsvertrags, 
nämlich für die Vereinbarung der Eontrahenten über 
die nach dem Gejege oder nad) ihrer Abficht weſent⸗ 
lichen Punkte der Verficherung ($. 783. des bürger- 
lichen Gefepbuchs), habe behaupten wollen, oder ob 
ihre Meinung dahin gegangen fei, es bilde auch felbft 
dann, wenn der Verficherte die Prämie bezahlt habe, 
die Ausftelung der Police eine wefentliche Voraus» 
fegung der Obligation des Verficherers zur Zahlung 
der Berficherungsfumme. 

Sodann hat die Beflagte 

b) fid) darüber nicht mit Beftimmtheit erflärt, ob 
nad ihrem Dafürhalten die Police eine beftimmte 
Form haben müfle, wenn fie zum Zeichen des Ab- 
ſchluſſes des Verſicherungsvertrags dienen fol, und 
welche Form die erforderliche fei. 

Endlich liegt 

e) auf der Hand, daß der Einfluß des Anfüh- 
rend der Bellagten, ed gehöre nach ihren Statuten, 
nach allgemeiner Ufance, nach Sächfifhem und Ruffi- 
ſchem Rechte die Ausftelung einer Police zur Pers 
feetion des BVerfiherungsvertrags, nur dann beftimmt 
werden fann, wenn in Gewißheit beruht, welches 
Recht für den vorliegenden Fall maafgebend fei. 

Handelte ed fi bei dem angegebenen Anführen 
der Beklagten um eine Einrede im technifchen Sinne 
des Wortes, d. h. um einen Thatumftand, durch 
welchen die Klage, obſchon fie an fich begründet ift, 
doch in dem gerade vorliegenden Falle ausgeſchloſſen 
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wird, jo würde das Anführen, wegen feiner Unbe- 
ftimmtheit und Allgemeinheit gar nicht zu berückſich— 
tigen fein (Gommentar ed. U. Band 1. Seite 176. 
und erläuterte Proceßordnung ad tit. XL 8. 4.). 
Eine Einrede im technifhen Sinne des Wortes liegt 
jedoch in dem Anführen nicht. Zwar hat derjenige, 
welcher behauptet, daß ein Rechtögejchäft, für welches 
eine Form nicht gejeglich vorgejchrieben ift, ausnahme- 
weife an eine Form gefnüpft fei, dies zu beweifen. 
Aber deſſen ungeachtet ift dies ein Gegenftand des 
directen Gegenbeweiſes, weil der Kläger, welcher einen 
Anfpruh aus einem Nechtögefchäfte ableitet, für 
welches eine befondere Form gilt, auch die Beobach— 
tung ber Form zu beweifen hat (Gommentar a. a. O. 
Seite 202.). 

Iſt es nun aber ſchon an ſich nicht zwedmäßig, 
in einem Beweisinterlocute fi) darüber auszufprechen, " 
worauf der directe Gegenbeweis möglicher Weife ges 
richtet werben fünne, jo würde, wollte man alle Fälle 
durchgehen, in welchen die allgemeine Beziehung der 
Beklagten auf das Erforderniß einer Form bei dem 
Verficherungsvertrage von Einfluß fein könne, unftreis 
tig der Definitive präjudicirt werben. 

Die Bellagte hat Bl. — flg. nachzuweiſen ge 
fucht, daß nach Sächſiſchem Rechte eine Verficherung 
nur dann zu Stande fomme, wenn dem Verficherten 
eine Police ausgehändigt worden fei. Nach dem vor: 
ftehend Bemerkten kann gegenwärtig hierauf nicht . 
eingegangen werben, und nur darauf fei aufmerffam 
gemacht, daß aus den dort angezogenen gejeplichen 
Beftimmungen allem Anfcheine nach faum zu folgern 
fein dürfte, es fei die Ausftellung einer Police ein 
wejentliches Grforderniß des Abjchluffes eines Ver: 
ficherungsvertraged. 

4. 

Nach den vorfiehend entwidelten Principien ift 
aud der Einwand der Beklagten Bl. — zu beurtheis 
len, es habe fidy der Kläger darauf zu beziehen ge: 
habt, daß er die von ihr, der Beklagten, unter No.1. 
Bl. — der Einlaſſung beigefügten und die bei Ruffi- 
ihen Feuerverficherungen üblichen, in den Bl. — 
unter S. befindlichen Statuten der Feueraſſecuranz⸗ 
compagnie Salamander enthaltenen Bedingungen er» 
füllt habe. Wie nämlich die vorige Inftanz Bl. — 
ganz richtig erwähnt, hat die Beklagte vor allen 
Dingen zu beweifen, daß diefe Bedingungen dem 
Verficherungsvertrage, aus welchem der Kläger Hagt, 
zu Grunde gelegt worden find. Aber, wenn felbit 
diefer Beweis geführt werden follte, würde doch, follte 
der Kläger feines Rechtes auf die Verfiherungsfumme 
wegen Berfäumniffes an der tempeftiven Anmeldung 
des Feuerſchadens, der Schädenregulirung und Klag— 
anftellung für verluftig zu achten fein, die Beklagte 


auch noch weiter darzuthun haben, daß der Kläger 
die flatutenmäßigen Friften nicht beobachtet habe. 
Denn es handelt fich bei den Bedingungen, welche 
von dem MWerficherten bei der Geltendmachung feines 
Schädenanfpruchs zu erfüllen find, nicht um die Bes 
gründung, fondern den Wegfall einer Obligation des 
Verficherers, mit andern Worten, um den Gintritt 
einer refolutiven Bedingung, deren Beweis nach den 
allgemeinen Regeln über die Beweislaft demjenigen 
obliegt, weldyer Rechte daraus für fich ableitet. Wenig- 
ftend fann darüber fein Zweifel vorhanden fein, daß 
dem Kläger der Nachweis unbenommen ift, er habe 
die Bedingungen erfüllt, von welchen fein Anfpruch 
auf die Entihädigungsfumme abhängig gewefen fei, 
indem hierin nicht eine Replik, welche entweder der lage 
zu inferiren oder wenigftens in dem erften Verfahren 
factifch zu begründen gewefen wäre, zu erbliden ift. 
5. 


Wenn die vorige Inſtanz Bl. — dem Kläger das 
Recht vorbehalten bat, feinen Beweis auch noch auf 
die Klagbehauptungen bei den Einl.Abſchn. 2. 6. bis 
13. 129d. 135. mit zu richten, fo tritt Man den 
Rationen Bl. — darin bei, daß die Klage in Bezie— 
bung auf die petirten Verzugszinfen nicht ohne Wei: 
tered in der angebrachten Maaße abzuweifen ift. 
Dagegen wird die Frage, von welchem Zeitpunfte 
an der Kläger Verzugszinfen zu fordern berechtigt ift, 
wenn er die zu Begründung feines Anfpruchs auf 
diejelben angeführten Thatſachen, oder mindeftens die 
eine oder die andere zu beweifen vermag, nach dem 
Ergebniffe des Beweifes erft in der Definitive mit 
Sicherheit beantwortet werden fünnen. 

Aus diefen Gründen war das zweite Urthel, ber 
von beiden Theilen dagegen eingewendeten Appella- 
tionen ungeachtet, zu beftätigen.” 








45. 
Zur Lehre von der Rechtskraft. — Auch wenn 
der von der Mutter auf Alimente für die Zufunft 
belangte außereheliche Vater ſich ausfluchtsweife 
lediglich auf einen Verzicht der Mutter bezogen 
hat und rechtöfräftig auf Beweis dieſer Ausflucht 
erfannt worden ift, muß ber Beweis mit Darauf 
gerichtet werben, daß der Verzicht mit Geneh— 
migung des Vormundſchaftsgerichts erfolgt jei 
(bürgerl, Geſetzbuch $. 1867). 
Mitgetheilt von 
Herren Adv. 8, in Sch. 
Bei dem Königl. Gerichtsamte im Bezirfögerichte 
Leipzig reichte die unverehel. Chriftiane Frieberife L. 
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aus M. unterm 5. Mai 1867 gegen den Kaufmann 
Adolph 2. in 2. eine Klage ein, in welcher fie Dota- 
tion und Mlimente bis zum 14. Lebensjahre des von 
ihre gebornen Kindes, Tauf- und eventuell Begräbnißs 
foften verlangte. 

Beklagter leugnete den Klaggrund, gab den ihm 
über die Klage angetragenen Eid zurüd und ercipirte 
Verzicht der Klägerin, indem er ſich auf folgende mit 
A. rubricirte Schrift bezog: 

„Ih, die eigenhändig Unterfchriebene, erfläre 
hiermit wohlbedädhtig, daf Herr Adolph 2. in 2. 
nie und zu feiner Zeit fleifchlichen Umgang mit 
mir gehabt und fich niemals förperlich mit mir 
vereinigt habe, und daß ſonach derfelbe der Vater 
des auferehelichen Kindes, was ich am 3. März 
laufenden Jahres 1867 zur Welt geboren habe 
und in ber heiligen Taufe die Namen „Albert 
Mar 2." erhalten hat, nicht fein fann und auch 
in Wirklichfeit nicht bin. Werner befenne ich 
hiermit, daß mir irgend welche Anfprüche, welche 
ich ald Mutter dieſes Kindes an den wirklichen 
Vater deflelben zu machen berechtigt bin und 
auch geltend machen werde, an genannten Herrn 
Adolph 2. nicht zuftehen und Niemand foll ber 
techtigt fein, dergleichen an denfelben zu machen, 
daher ich mich denn auch für immer und alle 
Zeiten jeglicher Anforderung der Mutter eines 
auferehelichen Kindes, diefes ſelbſt, deſſen Vor— 
mundes oder Grnährers an den wahren Water 
unter Entfagung aller und jeder Ausflüchte be— 
gebe. Zu deflen Urfund habe ich gegenwärtige 
Erflärung ab» und von mir gegeben und begebe 
mich der Einrede des Betrugs, der Lit, der 
Ueberrebung, Uebereilung, der Wiederflage und 
aller fonftigen Ausflüchte und Nechtsbehelfe, wie 
fie nur immer Namen haben und erdacht werben 
fünnen oder mögen. 


M., am 7. Suni 1867. 
Friederike 2. 


Das Procefgericht publicirte hierauf am 4. Seps 
tember 1867 folgendes Erfenntniß: 

„Die Hauptſache anlangend, ift Beflagter, wenn 
Klägerin den über die verneinten pet. lit. cont. 2. 
und 3. angetragenen, fol. — ihr zurücgegebenen Eid 
in der Maaße: 

daß Beflagter am 29. Auguſt 1866 fi mit ihr 

fleifchlich vermiſcht habe, 
ſchwört, ald worauf, da die in der Klage außerdem 
erwähnten, in die Zeit gegen Ende Februar und 
gegen Weihnachten 1866 fallenden Momente außer- 
halb der gefeplich angenommenen Gonceptionsfrift 
liegen, die Entfcheidung lediglich beruht, vor welcher 
Eidesleiſtung jedoch der Klägerin die vom Beklagten 





beigebrachte Urkunde fol. — ernftlich vorzuhalten — 
bie Klägerin, fofern er fie zu ehelichen nicht gemeint, 
mit funfjzehn Thalern, welches Quantum dem Stande 
ber Klägerin Gerichtöwegen für entfprechend erachtet 
worden, audzuftatten, ihr die Koften der Geburt und 
Taufe des am 3. März 1867. von ihr geborenen 
Kindes mit Sieben Thalern zu vergüten, ingleichen 
zur Erhaltung befagten Kindes von deſſen Geburt bis 
zu erfüllten vierzgehnten Lebensjahre jährlich Vier und 
Zwanzig Thaler —⸗ —-⸗, welcher Betrag den Ver— 
hältniffen der Parteien Gerichtöwegen für angemeffen 
befunden worden, in monatlichen Vorauszahlungen 
von 2 Thlen. — — und zwar bie verfallenen Raten 
fofort, die fünftigen aber zu jedesmaliger Verfallzeit 
zu gewähren, nicht minder, wenn das Kind vor er- 
fülltem 14. Lebensjahre verftürbe, den nöthigen Be: 
gräbnifaufwand zu tragen ıc. ſchuldig; er fönnte und 
würde denn feine fol. — vorgefhügte Einrede des 
Berzichtd binnen dreimöchiger vom Tage der Eidess 
leiftung der Klägerin an zu berechnender Friſt, der 
Klägerin der Gegenbeweis, beiden Theilen Eides— 
antrag und andere Rechtszuftändigfeiten vorbehältlich 
wie Recht beweifen, fo ergeht der Hauptfache, fowie 
der Koften halber ferner, was Recht iſt.“ 


Diefes Erfenntniß ging in Rechtskraft über und 
Beflagter trat, nachdem Klägerin am 6. November 
1867 den ihr auferlegten Eid abgeleiftet, am 27. Nos 
vember del. I8. den ihm nachgelaffenen Beweis an, 
fih dabei der oben mitgetheilten Urkunde, des Eides— 
antrags und ald Zeuge des Adv. E. in F. bedienend, 
während Klägerin den Gegenbeweis unternahm, worin 
fie ausführte, daß das Document, welches den an- 
geblihen Verzicht enthalte, vom Beklagten erfchlichen, 
indem Klägerin dadurch, daß man ihr die Meinung 
aufgebrängt, bad Document enthalte eine Quittung 
über ein Gefchenf von Zwanzig Thalern — —⸗ oder 
eine Abſchlagszahlung von gleicher Höhe auf ihre ge- 
Hagten Anfprüche, zu Unterfchreibung des Documents 
vermocht worden. 


Klagerin ftügte fi bei Führung ihres Gegen- 
beweijes gleichfalls auf das Zeugniß des fihon ala 
Beweiszeugen denominirten Adv. E. in F., und be- 
diente fich im Uebrigen des Eidesantrags. 


Das nach abgefegtem Pro- und NReproductiong- 
verfahren unterm 17. März 1867 eröffnete Erkenntniß 
bes Königl. Gerihtsamts im Bezirfögericht 
Leipzig lautete dahin: 
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„Weil, die Hauptſache anlangend, der Grund ber 
Einrede des Verzichts, welche nach Maaßgabe des 
techtöfräftigen Interlocuts Blt. — eben den Gegen: 
ftand des dem Beklagten nachgelaſſenen Beweiſes bil- 
det, nicht nur vom Beweiszeugen, zum 26. Beweis: 
artifel beftätigt, fondern auch bereits Blt. — der ald 
Beweisurkunde A. inducirten Proceßacten, fowie im 
10. Gegenbeweisartifel von der Alägerin eingeräumt 
worben ift, indem fie die im erften Verfahren laut 
Blt. — verweigerte Recognition der vom Bellagten 
beigebrachten Urkunde Blt. — nachträglich im Schwur- 
termine It. Bl. — bewirkt und in ihrem Gegenbeweile 
fi) den Nachweis der durch Lift gefchehenen Erfchleis 
hung ihrer Unterfchrift, und daher fich ergebenden 
Ungültigfeit der Verzichtsurfunde Blt. — ald Aufs 
gabe geftellt hat, wie denn in der That nach erwieſe⸗ 
ner Mechtheit des Verzichtsdocuments bis zu dem von 
der Ausftellerin erbrachten Nachweis eines Andern 
dafjelbe auch als wirffam betrachtet werden muß, 

diefer Gegenbeweid aber der Klägerin nicht ge: 
lungen ift, da Test. reprob. I. zum 31. Gegen 
beweisartifel unter Hinweis auf feine zum 28. Be 
weisartifel erftattete Ausfage: daß er die Klägerin 
vor ber Unterfchrift von der Wirkung des Documents 
nämlich ihrer durch die 20 Thle. —⸗ —⸗ gejchehenen 
vollftändigen Abfindung in Kenntniß gefegt und zum 
32. Gegenbeweisartifel: daß er die Klägerin zum 
Durchleſen des Documents aufgefordert habe, ver- 
fichert hat, fonadh, wenn Klägerin wirklich, wie fie 
im 33. Gegenbeweisartifel jagt, Gejchriebenes nicht 
leſen konnte, das Vorleſen von ihr zu beantragen ge 
weſen und erft wenn leßteres in einer vom Inhalte 
der Urkunde abweichenden Weife erfolgt wäre, von 
Ueberliftung die Rebe fein fünnte, bei diefer Sachlage 
aber der Inhalt der auf Eid geftellten Beweis- und 
Segenbeweisartifel, jowie die Ausſagen des Test. 
reprob. II. und III. nicht weiter in Betracht fommen; 

fo hat Beflagter dasjenige, was ihm zu beweijen 
obgelegen und von ihm unternommen worden, wie 
Recht, dargethan, daher derfelbe von der erhobenen 
Klage zu entbinden und loszuzählen.” 

Auf von der Klägerin dagegen eingewendete Aps 
pellation wurde dieſes Erfenntnig vom Königl. 
Appellationsgericht zu Leipzig durch am 17. Juli 
1869 befannt gemachtes Erfenntniß durchgängig bes 
ftätigt und zwar aus folgenden Gründen: 


(Schluß in der gleichzeitig erfheinenden Nummer 30.) 





Rebackeur: Appellationsrath Werner. 


Dffiein der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Bon tiefem Wo: für Alle Bofämter 
—— * * u. Buchhandlungen 

einen rli übernehmen Beftels 
an merkwürdige Aechtsfälle, 35 

uartbogen une dasDuartalgudem 
en in actenmäßigen Darftellungen praenumerandozu 
resfählufle einaus: . . entrichten teife 
—— aus dem Gebiete der Justizpflege re 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachſen. 


Verlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 


NM 30. 


(Schluß aus No, 29.) 


„Der factifche Beſtand der Blt. — ganz im All: 
gemeinen und ohne alle Motivirung zum Beweife 
ausgefegten Ausflucht bejchränft fich nach Blt. — auf 
die Behauptung: 

Deklagter habe der Klägerin, nachdem fie ihn 
als Vater des von ihr geborenen Kindes in 
Anſpruch zu nehmen gefucht, durch den Advocat 
€. in F. Vorhalt machen laflen, daß er mit ihr 
Nichts zu thun gehabt habe, fie alfo feine Anz 
fprüche an ihn erheben könne. Hierauf habe 
Klägerin das mit der Erceptionsfchrift im Ori— 
ginale überreichte, BI. — zu den Acten genoms 
mene Document ausgeftellt. 

In Diefem Vorbringen muß zunaͤchſt das Proceß- 
gericht mothwendig zugleich eine Bezugnahme auf die 
Aushändigung ded Documentes Seiten der Kläge- 
rin an den Advocat E. oder die fonftige Ueberlaffung 
defielben an diefen gefunden haben. Denn in der 
bloßen Ausftellung der Urkunde fann von erfterer 
unmöglich ein rechtsgültiger Verzicht auf die Ansprüche 
an Bellagten gefunden worden fein. Wie ferner das 
Procefgericht nothwendig angenommen haben muß, 
dadurch, daß der genannte Sachwalter der Klägerin 
den Ungrund der von diefer gegen den Bellagten er- 
hobenen Anjprüche vorgehalten, hierauf aber Klägerin 
das gedachte Document volljogen und dem Advocat 
E. eingehändigt oder in fonftiger Weife überlaffen 
habe, fei zwifchen der Klägerin und Bellagtem ein 
Berzichtövertrag zu Etande gefommen, fo fann das 
Proceßgericht hierzu, da Bellagter den Advocat €. 
lediglich zu dem vorbezeichneten Vorhalte beauftragt 
haben will, juriftifch denfbarer Maaßen nur auf die 
Weiſe gelangt fein, daß es angenommen hat, Advocat 
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E. habe, infoweit er bei ber Verhandlung mit der 
Klägerin über den erhaltenen Auftrag hinausgegangen, 
als Bellagtens auftragslofer Gefchäftsführer für dieſen 
verhandelt, Klägerin fei auf diefe Verhandlung mit 
dem Advocat E., ald Bellagtens Stellvertreter, ein- 
gegangen und habe Erfterem das Document Behufs 
der Aushändigung an Bellagten überlaffen, Advocat 
E. habe diefe Aushändigung bewirkt, Bellagter aber 
duch Annahme des Documentes diefe Gefhäftsfüh- 
rung genehmigt. 

Nach diefem für geboten zu erachtenden Sinne 
des ohne Weiteres in Nechtöfraft übergegangenen Be- 
weisinterlocutes hat fih die Beweisaufgabe des Be- 
flagten, ba er den Befip des Documentes durch deflen 
urfchriftliche Production dargethan, auf die von der 
Klägerin im erften Verfahren Bl. — in Abrede ge— 
ftellte Aechtheit deſſelben befchränft. 

Gegen das von der erften Inftanz angenommene 
Gelingen dieſes Beweiſes liegen zwar infofern, ala 
dabei auf die Ergebnifle ver Beweisführung Bezug 
genommen worden, jehr erhebliche Bedenken vor. 

Mit Rüdficht auf das weiter unten Bemerfte darf 
Man fi) auf eine bloße Andeutung diefer Bedenken 
beichränfen, welche hauptfächlich darin beftehen, daß 
Bellagter von der Klägerin nirgends Anerfenntniß 
der fraglichen Urkunde gefordert, daſſelbe alſo auf 
diefe regelmäßige Weiſe ald Beweisporument über: 
haupt nicht benugt hat, daß das in dem 20. Beweis- 
artifel ohne Bezeichnung der betreffenden Actenftelle 
geltend gemachte Zugeftändniß, mit welchem nur das 
von der Klägerin im Schwörungstermine Bl. — er= 
flärte Anerfenntniß der Unterzeichnung des Docus 
mented DI. — gemeint fein fann, nicht dem Bellag- 
ten, fondern dem zur Abnahme des Schieds- und 
Armeneides, — nicht auch zum Vorhalte der mehr- 
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gedachten Urkunde — requirirten Richter (BI. —) ge— 
genüber erflärt worden ift und daß der durch nur 
einen Zeugen unternommene Beweis der Aechtheit 
der Urkunde thatfächlich auf eine, die Induction und 
Production des betreffenden Documented beim Bes 
weife voraudzufegende und die Abwendung der Dif: 
feſſion deſſelben bezwedende recognitio per testes 
hinausfommt, den gefeglichen Erforberniflen einer fol 
hen (Erf. Proceßordnung ad tit. XXV. 8.5.) aber 
ſchon wegen des Mangels zweier Zeugen nicht ent» 
fpricht, noch ganz abgefehen davon, daß Bellagter 
nicht einmal die Vorlegung der OriginalsUrfunde an 
den Zeugen beantragt, der requirirte Richter daher, 
wenn er zu Folge Bl. — des Fascikels über die 
Zeugenabhörungen die Urkunde Bl. — der Haupt- 
acten dem Beweiszeugen vorgelegt hat, über den Anz 
trag Bellagtens und die diefem entfprechende Requiſi— 
tion hinausgegangen ift. 

Dagegen hat Klägerin in dem 10. und 11. Ge 
genbeweisartifel BL. — flg. und — in ungweideutiger 
Weife eingeräumt, daß fie die von dem Bellagten in 
dem erften Berfahren producirte Urkunde vollzogen 
habe. 

Durch diefes Geftändniß, welches einer ausdrück— 
lichen Acceptation Seiten des Bellagten nicht bedurft 
hat, ift dem von legterem unternommenen Beweife in 
ausreichendem Maafe aufgeholfen worden, während 
dem in dem Gegenbeweife unternommenen Verſuche 
der Klügerin, den Nachweis zu führen, daß fie zur 
BVollziehung der mehrerwähnten Urkunde durch eine 
von dem Bellagten und dem Advocat E. unternom- 
mene Täufchung vermocht worden fei, ſchon aus dem 
formellen Grunde rechtliche Beachtung zu verfagen 
fein würde, weil es fich hierbei nicht um direeten Ges 
genbeweis, fondern um den Beweis einer Replif han- 
delt, welche im eriten Berfahren vorzubringen geweſen 
wäre. Man hat aber — was mit Nüdficht auf den 
zweiten Abfchnitt von $. 1865. des bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs nicht unbemerft bleiben mag — auch abge: 
fehen von diefem procefjualen Verſäumniſſe der voris 

gen Inftanz darin, daß der Beweis diefes Vorbringen 

nad) den mafgebenden Ausjagen des erften Gegen— 
beweigzeugen zu art. reprob. 25. 27. und 31. Bl. — 
flg. des Zeugenfascifeld materiell für mißlungen zu 
erachten ſei, beizupflichten. 

Was endlih die Folgen der hiernach auch von 
der jegigen Inſtanz ald gelungen anzufehenden Be— 
weisführung anlangt, fo erjcheint zwar an ſich die 
Bl. — vorgefchügte Einrede wegen der mangelnden 
Bezugnahme auf eine von dem Bormundichaftsgerichte 
zu dem fraglichen Verzichte ertheilte Genehmigung 
nach $. 1867. des bürgerlichen Geſetzbuches infofern 
offenbar unerheblich, als die Klägerin nicht nur in 


Geltendmachung ihrer eigenen Rechte aufgetreten ift, 
fondern nach Bl. — und Bl. — zugleich mit Geneh— 
migung des Vormundfchaftsgerichtes in Vertretung 
ihres Kindes, den von Bellagtem für die Zufunft zu 
zahlenden Unterhaltungsbeitrag eingeflagt hat. Da 
es fich aber in dem vorliegenden Nechtäftreite inſo— 
weit, ald dabei die eigenen Rechte der Klägerin in 
Frage ftehen, um ein geringfügiges Object handelt, 
fo fonnte das Proceßgericht, wenn es die vorgejchügte 
Ausfludht nur dem eigenen Klagrechte der Klägerin 
gegenüber für beachtlich hielt, unmöglich zu einem 
BDeweisinterloeute gelangen. Duich diefed hat daher 
das Procefgericht zugleich in unzweideutiger Weiſe 
ber Anficht Ausdruck gegeben, daß die vorgefchügte 
Ausfluht auch den von der Klägerin geltend gemach— 
ten Rechten ihres Kindes auf einen Unterhaltungs- 
beitrag für die Zufunft gegenüber Beachtung verdiene. 
Es mangelt auch an jedem erfennbaren Anlaffe für 
die Annahme, daß das Procefigericht hierbei die Vor— 
jchrift in $. 1867. des bürgerlichen Geſetzbuchs vor 
Augen gehabt und infoweit die als erforderlich ange- 
fehene Ausdehnung des Beweifes auf eine von dem 
Vormundfchaftsgerichte zu dem behaupteten Verzichte 
ertheilte Genehmigung procefjualifch für zuläffig er 
achtet haben fönne, obwohl das Vorbringen Bellag- 
tens Bl. — jede bezügliche Andeutung vermifien 
läßt. 

Die obenbezeichnete, an fih offenbar unrichtige 
Rechtsanſicht muß folglih als eine nothwendige Un- 
terlage des Beweisinterlocutes und ald mit diefem in 
Rechtöfraft übergegangen gelten. Es hat daher aud) 
die ausgeiprochene gänzliche Entbindung Bellagtens 
von ber erhobenen Klage beftätigt werden müflen. 

Ob der Klägerin in ihrer Eigenfchaft ald Ver— 
treterin ihres minderjährigen Kindes noch jegt das 
Recht zuftchen würde, unter Inanfpruchnahme der 
Rechtswohlthat der Wiedereinjegung in den vorigen 
Stand gegen den in dem Beſcheid BI. — flg. aufge- 
nommenen Beweisvorbehalt infoweit, ald es fich da= 
bei um die Rechte ihres Kindes handelt, Appellation 
einzuwenden, muß dermalen dahingeftellt bleiben.” 

Auch gegen diefes Erfenntniß appellirte Klägerin 
und bat eventuell um die in den Enticheidungsgrüns 
den der zweiten Inftanz angebeutete Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand, beziehentlich behielt ſich Reſciſ— 
fionsflage in diefer Richtung vor. 

Darauf erging unterm 18. November 1869 fol- 
gendes Erfenntniß des Königl. Oberappella- 
tionsgerichte: 

„Daß es bei dieſem Urthel und demzufolge auch 
bei dem Erkenntniſſe Bl. — fig. infoweit, ald darin 
der dem Beflagten in dem Beſcheide BI. — flg. nach» 
gelafiene Ausfluchtsbeweis auch dem Anfpruche auf 
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Aimente für die Zukunft und dem eventuellen An—⸗ 
fpruche auf Begräbnißfoften gegenüber für gelungen 
angejehen worden, in theilweifer Beachtung der ein- 
gewendeten Berufung nicht zu laffen, fonvern es hat 
Bellagter den nurerwähnten Anfprüchen gegenüber 
dasjenige, fo ihm zu erweifen obgelegen, wie Recht 
nicht erwiefen, derowegen ed nunmehr bei deſſen 
Bl. — ausgefprochener Verurtheilung in Gewährung 
von Alimenten für das von Klägerin am 3. März 
1867 geborene außereheliche Kind auf die Zeit vom 
6. Juni 1867 bis zum vollendeten 14. Altersjahre 
diefes Kindes, fowie in eventuelle Tragung des Be- 
graͤbnißaufwandes ſchlechterdings verbleibt. 

Dahingegen iſt das Eingangs gedachte Urthel im 
Uebrigen, der eingewendeten Appellation ungeachtet, 
wie hiermit geſchieht, zu beftätigen.” 

Diefem Erfenntniffe waren folgende Entſchei— 
dungsgründe beigegeben: 

„Bor Allem hat man, will man zu einer richtigen 
Beurtheilung der Ergebnifje des von Beflagtem ge: 
führten Ausfluchtsbeweifes gelangen, in das Auge zu 
faſſen, daß die von Klägerin klagbar gemachten For- 
derungen doppelter Art find, nämlich 

a) folche, welche ihr lediglich für ihre Perfon zus 
ftehen, und 

b) folche, wegen welcher in Gemäßheit der Vor: 
fchrift in $. 1865. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
fie ald Mutter ihres unehelichen Kindes nur mit 
Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts Magen 
fonnte und geflagt hat. 

Die Anſpruͤche unter a. beftehen in der Ausftat- 
tung, ben Geburts» und Tauffoften und dem Bei- 
trage zum Unterhalte des Kindes für die Vergangen- 
beit, d. 5. bis zur Nlagbehändigung, die unter b. 
dagegen in dem Beitrage für bie Zufunft, wohin 
auch der eventuelle Anſpruch auf Tragung bed Be— 
gräbnigaufwandes gehört. 

Ohne allen Zweifel fünnte Klägerin mit voller 
rechtlicher Wirkung über die ihr für ihre Perfon zu- 
fiehenden Anfprüche unter a. mit dem Schwängerer 
fi vergleichen und vertragsweile auf diefelben ver- 
zichten; was dagegen die Anfprüche unter b. betrifft, 
fo beftimmt $. 1867. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
ausdrüdlich, daß Verträge über den Unterhalt des 
Kindes für die Zukunft die Mutter mit dem aufer- 
ehelichen Bater nur mit Genehmigung ded Vormund⸗ 
fhaftsgerichts fließen fann, daß alfo ſolche Verträge 
nur unter der obengedachten Vorausfegung aud) das 
Kind verbinden. 

Hieraus folgt, daß es für den Zweck des Beflag- 
ten den unter a. gedachten Anſpruͤchen der Klägerin 
gegenüber vollfommen genügte, wenn er nachwies, 
daß Klägerin unter feiner Acceptation auf die ihr an 


ihn ald den Schwängerer zufichenden Anfprüche Ver⸗ 
zicht geleiftet habe. Diefer Beweis ift nun aller 
dings, wie von der vorigen Inftanz ganz ausführlich 
und richtig gezeigt worden, für vollftändig gelungen 
zu achten und durch den Gegenbeweis, welcher gänz- 
lich mißlungen ift, in feiner Weife entfräftet worden. 
Infoweit mußte daher das vorige Urthel und fomit 
auch das Erfenntniß der erften Inftanz Bl. — flg. 
unbedingt beftätigt werben: 

Dagegen hatte Beflagter, wenn er aud) den An- 
fprüchen unter b. gegenüber, in Betreff welcher die 
Klägerin nicht ald domina litis, fondern nur als 
Vertreterin ihres unehelichen Kindes erfcheint, den 
Beweis mit Erfolg führen wollte, in Rüdficht auf die 
erwähnte Borfchrift in $. 1867. des bürgerlichen Ge: 
fepbuch8 neben der behaupteten Thatfache der Ber- 
zichtleiftung zugleich darzuthun, daß der ercipirte Ber- 
trag die Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts 
erlangt habe. Zwar hatte er im Exceptionsſatze 
DI. — darauf, daß eine foldhe Genehmigung hinzu- 
getreten fei, fich nicht bezogen, der Beſcheid BI. — flg. 
aber ganz allgemein die Bl. — vorgefchügte Einrede 
des Verzichtes ald Gegenftand des nachgelaffenen Be- 
weifes bezeichnet, allein es verftand fi) ganz von 
felbft, daß diefer Beweis ihm nur unter der Voraus: 
fegung nachgelaffen wurde, es fei von Beflagten ein 
von der Klägerin geleifteter, audy dem Kinde gegen- 
über gültiger, alfo von dem Vormundfchaftsgericht 
genehmigter Verzicht behauptet worden. Bon einer 
dem Beklagten bierunter zur Seite ftehenden Rechts— 
fraft kann daher nicht die Rede fein, und zwar um 
fo gewiffer nicht, als einer Geitd der Umftand, daß 
fi der Bellagte im Erceptionsfage lediglich auf Ver- 
handlungen mit der Klägerin bezogen hatte, noch 
nicht fo fchlechterbings einen Schluß auf den Mangel 
der obervormundichaftlichen Genehmigung geftattete, 
anderer Seits fi nicht annehmen läßt, daß das 
Proceßgericht den Beweis der Einrede nachgelaflen 
haben würde, wenn es nicht davon ausgegangen 
wäre, daß Bellagter im Stande fein werde, darzu—⸗ 
thun, daß alle zur Gültigfeit des ercipirten Vertrages 
erforderlichen Vorausfegungen vorhanden feien. 

Rach diefen Grundfägen, welche vom Oberappel- 
lationdgerichte auch in ähnlichen Fällen 

vergl. 3. B. Annalen, Neue Folge, Band 3. 

Seite 302. Nr. 21. 

in Anwendung gebracht worden find, fann es feinem 
Zweifel unterliegen, daß bezüglic) des Anſpruchs auf 
die Alimente für die Zukunft Beflagtens Beweis für 
verfehlt und mißlungen geachtet werden muß, denn 
es ift nicht nachgewieſen, ja nicht einmal darauf arti- 
fuliet, daß der fragliche, den Verzicht involvirende 
Vertrag die obervormundichaftliche Genehmigung ers 
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langt habe. Infoweit war demnach reformatorifch zu 
erfennen, und erledigt fih dadurch von felbit die 
Nothiwendigfeit eines näheren Eingehens auf das von 
der Klägerin jet Bl. — geftellte Gefuh um Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand. 
Im Uebrigen war auf die Frage, ob Bellagter 
feinen Regreß gegen die Klägerin nehmen fönne, 
vergl. Siebenhaar's Commentar zum bürgerlichen 
Geſetzbuche, Theil 3. Seite 145. zu $. 1867. 
im gegenwärtigen Procefie nicht näher einzugehen.“ 
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Ueber die Nechtäbeftändigfeit eines Hülfsactes, 
welcher eine nicht im Gewahrfame des Schuldners 
befindliche Sache zum Gegenftande hatte, und 
Form des procefjualifchen Verfahrens, wenn ein 
Dritter auf Grund dieſes Umftandes die Legalität 
jened Actes angreift. Zu $. 55. bed Erecutiond- 
gejepes vom 28. Februar 1838, in Verbindung 
mit dem Gefeg vom 30. Juni 1868 unter II. 
$. 3 fig. 
Mitgetheilt von 
Heren F. A. in — 


In einer beim Gerichtsamte L. anhaͤngigen Rechts: 
fache eines gewiſſen Carl Friedrich S., Klägers, gegen 
den Strumpffactor Guſtav Hermann E., Bellagten, 
hatte Kläger in dem eingeleiteten Hülfsverfahren die 
Beichlagnahme verſchiedener Gegenftände des Beklag— 
ten und zwar aunächft in vim securitatis beantragt. 

Das Procefgericht fügte auch dieſem Antrage und 
belegte unterm 19. Februar 1869 außer verfhiedenen 
anderen beweglichen Gegenftänden auch einen Kettens 
ftuhl mit Befchlag, von welchem im Protofolle über 
diefe gerichtliche Erpebition bemerft ift, daß derfelbe 
bei Ernft Guſtav E. vorgefunden worden fei. 

Später unterm 16. Mär; 1869 wurde diefer 
Kettenftuhl auch wirklich abgepfändet und auf 250 
Thaler — —+ tarirt, ſodann aber von der Ehefrau 
des Hauptbeflagten, Guſtav Hermann E., mit Namen 
Pauline E., welche fchon bei der Arreftanlegung auf 
den Kettenftuhl denfelben als ihr Eigenthunm bezeichnet 
hatte, unter der Behauptung, daß fie diefen Etuhl 
von ihrem Vater ald Mitgift gefchenft erhalten habe, 
förmlich reclamirt, woneben die verehel. E. auch gleich— 
zeitig der Legalität der erfolgten Befchlagnahme und 
der Zuläffigfeit des vorgenommenen Hülfsactes mit 
Ruͤckſicht darauf widerſprach, daß der in Rede ftehende 
Kettenftuhl nicht einmal in der Verwahrung ihres 
Ehemannes, fondern in der ihres Bruders, welcher 


auf dem Stuble für fie, die Intervenientin, arbeite, 
fid) befunden habe. . 

Nach abgehaltenem Berhandlungstermine erfannte 
das Procefgericht hierauf in einem am 8. Mai 
1869 publicirten Beſcheide alſo: 

„Weil durch die Vorfchrift der $. 44. des Erecu- 
tiondgefeged vom 28. Februar 1838 dem Kläger nicht 
der Nachweis erlaffen ift, daß diejenigen Gegenftände, 
welche er als Hülfsobjecte für ſich abgepfändet wiſſen 
will, auch wirklich zum Gigenthume des Schuldners 
gehören, die Präfumtion aber, durch welche dieſer 
Beweis in dem Falle geführt wird, wenn die Aus: 
pfändung an Gegenftänden, die fih im Gewahrfam 
des Schuldners befinden, vorgenommen werben foll, 
nicht auch dann dem Kläger zur Seite fteht, wenn er 
die Beichlagnahme von nicht in des Schuldners Be- 
fige befindlichen Gegenftänden beantragt, Kläger und 
Impetrat Friedrich S. demnach im vorliegenden Falle 
zuvörberft nachzuweiſen gehabt hätte, daß ver von 
ihm Bl. — unter — begeichnete Kettenftuhl wirklich 
dem Beklagten E. gehöre, che die Hülfe in befagtes 
Object zu vollftreden gewefen wäre, es mithin an ben 
gefeplichen Vorausfegungen der letzteren gebricht; fo 
ift die über befagten Kettenftuhl Bl. — verhängte 
Beſchlagnahme auf den Bl. — erſichtlichen Antrag 
der Impetrantin, Pauline verehel. E., wie hiermit 
geichieht, wiederum aufzuheben 20.” 


Gegen dieſen Beſcheid remedirte der Impetrat 
Earl Friedrich S., und er erlangte eine ihm günftige 
Entfheidung zweiter Inftang, infofern das Königl. 
Appellationsgericht zu Zwidau in einem am 
8. October 1869 zur Publication gelangten Urthel 
folgendergeftalt erfannte: 


„Daß es bei dem Eingangs gedachten Befcheide 
(erfter Inftanz) nicht zu laſſen, vielmehr hat es bei 
der Beſchlagnahme des Bl. — unter no. — aufge 
führten Kettenftuhls fein Verbleiben und ift die Im— 
petrantin (Pauline verehel. E.) ihren Anſpruch auf 
denfelben, bei deſſen Berluft, binnen dreimöchentlicher 
Frift, von Rechtskraft des gegenwärtigen Erfenntnifjes 
an, mittelft befonderer Klage geltend zu machen ſchul⸗ 
dig. Es ift jedoch bis dahin mit der Verfteigerung 
des Kettenftuhls anzuftehen. 

Entfheidungsgründe: 

Nachdem das Gerichtsamt 2., auf den Antrag 
des Impetraten, mit anderen Gegenftänden auf den 
dermalen in Streit befangenen Kettenftuhl nach BL. — 
einen Arreftichlag ausgebradht, ift nach BL. — unter 
dem 16. März 1869 unter Anderm aud in der Woh— 
nung bed Bruders der Impetrantin Ernft Guftav €, 
auf fernerweites Anfuchen des Impetraten, in jenen 
Kettenftuhl die Hülfe vollftredt worden. 


237 


Die Impetrantin hat nach Bl. — flg. den Letzte⸗ 
ren als ihr Eigenthum bezeichnet, indem fie jelbigen 
ihrem Ehemanne ein» und zugebracht haben will. 

Zugleich ficht jedoch dieſelbe ibid. die Legalität 
und Gültigkeit des Hülfsactes an, weil der mit Be- 
fchlag belegte Kettenftuhl nicht in dem Gewahrfam 
des Schuloners, Guſtav Hermann E., fondern in 
der Berwahrung ihres Bruders, Ernſt Guftav E., 
welcher auf diefem für fie gearbeitet, fich befunden! habe. 

Die vorige Inftanz hat auf Freigabe des Ketten- 
ftuhls erfannt, weil die dafür fprechende Präfumtion, 
daß der Schulpner Eigenthümer der abgepfändeten 
Sache ſei, nur dann Plag ergreifen fönne, wenn 
Leptere in defien Gewahrſam vorgefunden worden, 
nicht aber, wenn, wie hier, die Hülfsvollftredung in 
einen Gegenftand, welcher in der Wohnung eines 
Dritten befindlich, erfolgt fei, mithin der Impetrat 
vor dem Hülfsacte, daß der Kettenftuhl dem Beflagten 
gehöre, nachzuweiſen gehabt hätte, und hiergegen ift 
die Berufung des Impetraten gerichtet. 

$. 55. des Grecutiondgeieges vom 28. Februar 
1838 bisponirt, daß, wenn bei Vollziehung der Aus- 
pfändung eine in des Schuldners Gewahrjam 
befindfiche Sache von einer dritten Perjon als Eigen- 
thum in Anſpruch genommen werde, die Beichlag- 
nahme diefer Sache in den dort unter a. und b. an— 
gegebenen Fällen zu unterlafjen, außer diejen Fällen 
aber, der Einwendung eines Dritten ungeachtet, mit 
Beihlagnahme der von ihm in Anſpruch genommenen 
Sache, in Ermangelung anderer ebenjo tauglicyer 
Befrienigungsmittel, zu verfahren fei, und jchreibt 
diefelbe zugleich vor, theils, Daß der Intervenient dad 
behauptete Recht an der Sache, bei Verluft defielben, 
binnen einer gewifien Frift durch ein fchlüffiges Bor- 
bringen zu verfolgen habe, theils, wie auf das Inter: 
ventionsvorbringen weiter zu verfahren fei. 

Das desfalls einzufchlagende Verfahren hat durch 
das Gefeg vom 30. Juri 1868 unter IL. $. 3 fig. 
wejentliche Abänderungen erlitten, indem namentlich, 
auch wenn der Werth der Pfandſtücke den Betrag 
von 50 Thalern — — überfteigt, mit einigen Mo— 
dificationen, über den Anfpruch des Interventiond- 
Hlägers nach den Vorſchriften derjenigen Procefgejepe 
verhandelt und entjchieden werben foll, welche das 
Berfahren in Streitigkeiten über ganz geringfügige 
Rechtsfachen regeln. 

In gegenwärtigem Falle fragt ed ſich vor allen 
Dingen, ob, dafern der Hülfsgegenftand ſich nicht in 
dem Gewahrfame des Schuldners befunden, unter 
allen Umftänden der Hülfsact ald nichtig zu betradh- 
ten fei, dergeftalt, daß alddann von einem Seiten 
des Interventionsbeklagten hierdurch erlangten Rechte 
nicht würde die Rebe fein fönnen. 





Denn, wäre dies anzunehmen, fo würde auch bier, 
da die Hülfsvollftrefung nicht bei dem Schulbner, 
fondern bei einem Dritten gefchehen, und ber Impe- 
trat nicht nachgewiefen hat, daß der Dritte Die Sache 
für ihn und zwar in einer Weiſe innegehabt, welche 
foldye ald in feinem, ded Impetraten, Gewahrfam 
befindlich erfcheinen ließe, die vorige Inftanz mit 
Recht die Freigabe des mit Beichlag belegten Ketten- 
ftuhles angeorbnet haben. 

Allein, nad) der Anficht der gegenwärtigen Ins 
ftanz, läßt fi) aus $. 55. des Erecutiondgefepes die 
unbedingte Nichtigkeit eines Hülfsactes, welcher eine 
nicht im Gewahrfam des Schuldners befindliche Sache 
zum Gegenftande gehabt, nicht fchon herleiten, viels 
mehr ift durch jenen Paragraph nur das dort vor- 
geichriebene, durch das Gefeg vom 30. Juni 1868 
unter II. mobificirte Verfahren auf ſolche Auspfän- 
dungen, in Folge deren eine in dem Gewahrjam des 
Schuldners befindliche Sache mit Beſchlag belegt, 
beichränft worden. 

Hat der Dritte, bei welchem die Hülfsvollfttefung 
erfolgt ift, wie hier, diefe, ohne Wivderfpruch dagegen 
zu erheben, geichehen laffen, fo ift auch durch den 
Hülfsact für den Kläger Befig an dem Hülfsobject 
erworben worden, und fann das Procefigericht nicht 
ohne Weiteres, auf den einfeitigen Antrag des Inter 
venienten, ohne daß derfelbe fein Eigenthum an ber 
Sache fofort liquid geftellt hätte, zu des Erfteren 
Nachtheil diefen Befig wieder aufgeben. 

Derjenige, welcher ein Eigenthumsrecht an der 
abgepfändeten Sache zu haben behauptet, hat ſolches 
gegen den Kläger, ald benjenigen, welcher fich im 
Befige derfelben befindet, wenn auch nicht im Wege 
des $. 55. des Grecutiondgefeges, jet. in dem Geſetze 
vom 30. Juni 1868 unter IL. vorgefchriebenen Ber- 
fahrens, fo doch mittelft befonderer Klage geltend zu 
machen. 

Anders verhält es fi, wenn der Reclamant felbft 
das Hülfsobject unmittelbar in feinem Befige und 
Gewahrfame gehabt zu haben behauptet und aus bie 
ſem Grunde die Legalität der Hülfsvollfttefung be— 
ftreitet. 

In diefem Falle ift, da Niemand wider feinen 
Willen, ohne vorgängigen Rechtöftreit, aus dem 
Befige entjegt werben fann, zunächft durch behufige 
Grörterungen feftzuftellen, ob die betreffende Sache 
in dem Gewahrfame des Reclamanten vorgefunden 
worben, ober nicht, und erfteren Falles die Freigabe 
derjelben anzuorbnen. 

In diefer Maafe hat fi) das Königliche Appellas 
tionsgericht in der Bl. — von der Impetrantin bes 
zogenen Rechtsſache ausgeſprochen. 
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Run hat zwar auch bier die Impetrantin fich 
darauf berufen, daß ihr Bruder auf dem mehr bereg- 
ten Kettenftuhl für fie gearbeitet habe. 

Allein, ganz abgefehen von der Frage, ob, bie 
Wahrheit diefes Anführens vorausgefegt, anzunehmen 
fein würde, daß Lepterer fich in deren Gewahrfam be— 
funden, fo mußte es auch bebenflich erjcheinen, in 
einem derartigen Falle durch fummarifche Erörteruns 
gen ermitteln zu laffen, für wen? der Dritte Die Sache 
bejefien und welcher Art jein Befig geivefen, vielmehr 
wird dem Reclamanten unbenommen fein, fein des— 
fallfiges Vorbringen in der von ihm zu erhebenven 
befonderen Klage mit auszuführen. 

Die Impetrantin zur feparaten Klage mit ihrem 
vorgeblichen Eigenthumsanfpruche zu verweifen und 
nicht etwa die Einleitung des in $. 55. des Erecus 
tiondgefepes jet. dem Geſetze vom 30. Juni 1868 
vorgejchriebenen Interventiondverfahrens anzuordnen, 
hat man fi) bewogen gefunden, einerfeitd weil die- 
felbe ausvrüdlich die Statthaftigfeit des Interven- 
tiondgefepes beftritten hat, andererfeits, weil ſich nicht 
ohne Weiteres jagen läßt, daß, wenn man die Hülfs- 
vollftrefung nicht ald eine an ſich ungültige betrachtet, 
das Interventionsverfahren nach $. 55. des Erecu- 
tionsgefeges für die Impetrantin günftiger fei, als die 
Verweiſung zur befonderen Klage. 

Denn den Bortheilen, welche diefes Verfahren 
dem Reclamanten bringt, ftehen gewiffe Nachtheile 
gegenüber, wie, daß berjelbe mit feiner Klage nicht 
blos in der angebradhten Maaße abgewiefen werben 
fann, daß ihm gegen das zweitinftanzliche Erkenntniß 
ein Rechtsmittel niemals zufteht u. ſ. w. 

Der Impetrantin wird es freiftehen, in ihrer 
Klage auf ihr Anführen, daß ihr Bruder für fie auf 
dem abgepfändeten Kettenftuhle gearbeitet habe, zu— 
rüdzufommen, und wird ſich das fünftighin abzufaf- 
fende Erfenntniß mit darüber auszufprechen haben, 
welchen Einfluß ſolchem, dafern ed erwiefen werden 
ſollte, beizumeffen fei. 

Zugleih war jedoch, um die Verzögerung ber 
Entjcheidung zu vermeiden, der Impetrantin zu Ver: 
folgung ihres angeblichen Anfpruches eine gewifle 
Präclufivfrift zu fegen 20.’ 

Auf die gegen diefes Urthel von der Impetrantin 
ergriffene Berufung erfannte das Königl. Ober: 
appellationdgericht unter'm 11. Januar 1870 
alfo: 

„Daß es bei der von der Impetrantin Bl. — er- 
Härten Zurücknahme der fiebenten Beichwerde be» 
wendet, zu den übrigen Beſchwerden aber das Ein- 
gangs gedachte Erfenntniß (zweiter Inftanz), wie 
hiermit gefchieht, zu beftätigen. 

Diefes Erfenntniß beruht auf folgenden Gründen: 


„Der Bl. — erwähnte und auf 250 Thlr. —⸗ —⸗ 
gewürberte Kettenftuhl fcheint nad Bl. — in Ber- 
bindung mit Bl. — nicht in der Behauptung des 
Schuldners des Impetraten, fondern bei Ernft Guftav 
En zu Ounften des Impetraten abgepfändet wor= 
den zu fein. Wenn aud in der Refutationsfchrift 
DI. — von dem Impetraten behauptet worden ift, 
daß ber gedachte Klettenftuhl zwar bei Ernſt Guſtav 
€. geftanden, gleichwohl aber, da der genannte €. 
in derfelben Stube mit des Impetraten Schuldner, 
feinem Bruder, wohnte, in des legteren Gewahrfam 
fih befunden habe, jo fann dennod auf diefes erft 
in dritter Inftanz hervorgetretene Moment nicht fo 
ohne Weiteres ein durchgreifendes Gewicht gelegt 
werben. 

Nichtödeftoweniger vermag man in Uebereinftim- 
mung mit der vorigen Inftanz das Hülfspfandrecht 
des Impetraten keineswegs für nichtig zu erklären. 
Denn Ernft Guftav E., in deffen Gebrauche und Be- 
ſihe der abgepfändete Kettenftuhl fich befunden zu 


haben ſcheint, hat nach BL. — bei der Hülfsvoll- 


ftrefung und bei der zu Gunften des Impetraten am 
16. März 1869 gejchehenen, gerichtlichen Beichlag- 
nahme deſſelben gegen diefe Maafregel feinen Wider⸗ 
ſpruch erhoben, vielmehr dieſelbe ohne Weiteres ge- 
ſchehen lafien. Wenn derfelbe BI. — der Acten un- 
ter — am 10. April 1869 in einer ganz anderen 
Rechtsfache gegen einen gewiffen Julius N. einen 
derartigen Widerſpruch erhoben hat, fo fann dies auf 
das Hülfspfandrecht ded Impetraten nicht ungünftig 
zurüdwirken, erftlich, weil der Widerfpruch dem Im— 
petraten gegenüber gar nicht erfolgt ift, zweitens weil 
Ernft Guftav E. den fraglichen Kettenftuhl ausdrück⸗ 
lich nicht für fich felbft, fondern für feine Schwägerin, 
die jegige Impetrantin, in Anfpruch genommen und 
drittens bei der BI. — des foeben angeführten Acten⸗ 
ftüds geſchehenen abfälligen Entfchliefung des Pros 
ceßgerichtd, wodurch fein Widerfpruch wegen Mangels 
eines zu berüdfichtigenden Interefjes an der Wieder» 
aufhebung der verfügten Abpfändung zurückgewieſen 
wurde, fich beruhigt hat. Uebrigens geht aus dem 
erfteren Anführen der Impetrantin Bl. — und Bl. — 
der Acten unter — hervor, daß fie den in Rede ftchen- 
den Kettenftuhl von ihrem Bater als Mitgift gefchenft 
erhalten und ihrem Ehemanne, dem Schuldner des 
Impetraten, als eheweibliches Einbringen in Natur 
eins und zugebradht haben will. Hierdurch aber wird 
die thatfächliche Vermuthung begründet, daß ber 
Schuldner des Impetraten vermöge des ehemaͤnn⸗ 
lihen Nießbrauhss und Nugungsrechtes den frag- 
lien Stuhl in Befig genommen und, wie dies bei 
Fabrifanten nicht felten geſchieht, an feinen Bruder, 
Ernft Guftav E.'n, hinausgegeben habe, um für ihn 
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barauf zu arbeiten, daß leptgebachter E. mithin nicht 
für die Impetrantin, die verehel. E., fondern wirklich 
für ihren Ehemann, den Schuldner des Impetraten, 
den Befig an dem Kettenftuhl ausübte. 

Der in der Senatöverordnung vom 2. November 
1861 

Annalen des Königlichen Oberappellationsgerichtg, 
alte Folge, Band VI. Seite 176. und fig. 
erwähnte Rechtsfall ift nicht hierher zu bezichen, weil 
nah der Seite 176. in der Note gegebenen Sad)- 
darftellung der Gigenthümer und Intervenient jelbft 
die abgepfändete Sache in Befig hatte und durch 
Stellvertreter den Gewahrfam an ihr ausüben ließ, 
während im gegenwärtigen Balle die angebliche Eigen- 
thümerin den Befig gar nicht hatte, derſelbe vielmehr 
von Ernſt Guſtav E. voraudfeglih im Namen des 
Ehemannes der Impetrantin und des Schuldners des 

Impetraten ausgeübt wurde. 

Das Sad» und Recdhtöverhältniß ift demnach im 
vorliegenden Falle jo aufzufaſſen, daß der Impetrat 
dadurch, daß er ſich ein Hülfspfandreht an dem 
fraglichen Kettenftuhle zu verfchaffen gewußt hat, das 
behaupteter Maafen der Impetrantin an demſelben 
Gegenftande zuftehende Eigenthum verlegt haben würde. 
Gegen biefen Eingriff in ihre Eigenthumsiphäre fann 
aber die Intervention nur auffommen, wenn fie eben 
Eigenthümerin ift und dies zu beweilen vermag. 
Darin allein beruht ihr befferes Recht gegen den Im- 
petraten, ihren Gegner. Iſt fie alfo nicht Eigenthüs 
merin, fo geht ihr auch das rechtliche Intereffe und 
die Legitimation ab, das Hülfspfandrecht des Im— 
petraten anzufechten. 

Diefe Rechtsanſchauung liegt auch unftreitig dem 
Erfenntniffe der vorigen Inftanz zu Orunde. Unter 
ſolchen Umftänden braucht man in dritter Inſtanz 
auf die Frage, ob im vorliegenden Falle $. 55. des 
Executionsgeſetzes vom 28. Februar 1838 und be 
ziehentlich der zweite Abfchnitt des Gejehes vom 
30. Juni 1868. $. 3. bis mit 12. einfchlagen und ob 
demgemäß das Verfahren nach den Formen in ganz 
geringfügigen Nechtöftreitigfeiten einzuleiten geweſen 
wäre, um deswillen nicht befonders einzugehen, weil 
die Impetrantin ihre darauf gerichtete, fiebente Be— 
fhwerde Bl. — ausdrücklich wieder fallen gelaſſen, 
infoweit die dritte Inftanz alfo gar nicht angerufen 
bat, vielmehr angenommen werben muß, daß, wenn 
das Hülfspfandredht des Impetraten nicht ohne Weis 
teres zu vernichten wäre, fie ſelbſt mit der ihr aufers 
legten befonderen rechtlichen Ausführung ihres Eigen- 
thumsrechted an dem fraglichen Kettenftuhle einver- 
ftanden fei. 

Das vorige Erfenntnif war demgemäß zu beftäti 
gen, was zugleich die Berurtheilung der Impetrantin 


zur Erftattung der Appellationsfoften zur nothwendi⸗ 
gen Folge hat. 

Schließlich fei nur noch erwähnt, daß an der Zur 
ftändigfeit des Königlichen Oberappellationsgerichts 
zu gegenwärtigem Erfenntniffe nicht gegweifelt werden 
fann, da ber zu enticheidende Streitpunft blos in ber 
Frage nach der Gültigfeit des ergriffenen Hülfspfand- 
rechts beftand, alfo den Beitimmungen des Geſetzes 
vom 30. Juni 1868 $. 3. bis 12. nicht unterlag.” 


4. 


Ueber die Rechtöverhältnifje rücfichtlich einer auf 
den Inhaber lautenden Lebendverficherungspolice. 


(Nachtrag zu dem No. 8. Seite 42 fig. diefed Jahrganges 
mitgetheilten Rechtsfalle.) 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n— in D. 


Auf Appellation des Klägers wurde im Monate 
Dctober 1869 von der vierten Inftanz die zweit- 
inftanzliche Entſcheidung wieder hergeftellt, und 
dieſes Urthel durch Folgendes motivirt: 

„Die Berfchiedenheit der Anfichten über ven 
vorliegenden Rechtöftreit beruht wefentlich auf ber 
Frage, ob die Bl. — der Acten befindliche Lebens» 
verficherungspolice als ein eigentliche Inhaber- 
papier 

8. 1039. des bürgerl. Geſetzbuchs 
zu betrachten, oder nach $. 1048. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu beurtheilen fei. Im erfteren Falle 
würde Kläger anzuführen und nachzuweifen haben, 
daß der Beflagte fich auf irgend eine wiberrechtliche 
Art und Weife in den Befig der Police gefegt und 
den Betrag erhoben habe, ihm, dem Kläger, aber ein 
befieres Recht darauf zuftche — wogegen, im zweiten 
Falle, der Police nur die Bedeutung beizulegen fein 
würde, daß bie verfichernde Gefellichaft, ohne einer 
weiteren Legitimation zu bedürfen und ohne ſich einer 
Vertretung auszufegen, an den jevesmaligen Inhaber 
Zahlung zu leiften hätte, hinfichtlich der Berechtigung 
zur Verfügung über die Police aber und über den 
Geldbetrag, auf weldyen diefelbe lautet, die Inhabung 
allein nicht entfcheiden, vielmehr ebenfo, wie es 3. B. 
bei einem Sparfaffenbuche der Fall ift, die Praͤſum— 
tion für den Verfichernden oder Einleger und bezie- 
hentlich für deſſen Rechtönachfolger ftreiten würde. 

Vergl. Kommentar zum bürgerlichen Gefegbuche, 

I. Bd. ©. 19.*) 
Annalen, Bd. 8. ©. 51 fig. 


*) ©. 212. der zweiten Ausgabe, Anm. bes Einf. 





Der letztgedachten Anficht hat man bei nochmaliger 
Prüfung des Sachverhalts den Borzug um beswillen 
geben zu müffen geglaubt, weil es jedenfalls nicht die 
Regel bildet und daher nicht vorausgefegt werben 
fann, daß Jemand nicht zu Gunften feiner Familie 
und feiner naͤchſten Angehörigen, fondern zu Gunften 
eines Dritten fein Leben verfichert habe. Wird daher 
das Leptere behauptet, fo bedarf diefe Behauptung, 
wie in der Regel jede Thatfache, aus der ein befon- 
bered Recht abgeleitet werben foll, des Beweifes. Die 
erwähnte Police felbft giebt ein beftimmtes Anhalten 
bafür, daß die Verficherung zu Gunften des Beflag- 
ten geſchehen fei, durchaus nicht; vielmehr fpricht der 
Umftand, daß der verficherte Betrag auch nach erfüll« 
tem 85. Lebensjahre des Verfichernden, alfo in diefem 
Balle noch bei Lebzeiten des Verfichernden, ausgezahlt 
werben folle, weit mehr dafür, daß Klägers Sohn, 
nicht deſſen Affocie, als der eigentlich Berechtigte zu 
betrachten fei und bie daraus entfpringende Berech— 
tigung, wie jeden anderen vermögensrechtlichen An— 
fpruch, im Zweifel auf feinen Erben übertrage. Eine 
zuwiberlaufende Verabredung, wie bie Bl. — fg. 
behauptete, wonach jeder der beiden Gefchäftsinhaber 
zu Gunften des Anderen fein Leben verfichert habe 
und bie Berfiherungsprämie demzufolge aus dem 
Gefelffchaftsvermögen bezahlt worden fei, ift felbft- 
verftändlich nicht ausgefchloffen, bedarf aber nad} dem 
Vorſtehenden des Beweifes. 

Es hat aber um fo weniger fofort zu Gunften bes 
Beklagten ald Inhabers der Police erfannt werden 
fönnen, weil nach den Acten nicht einmal anzunehmen 
ift, daß Bellagter fich wirklich ſchon zu Lebzeiten von 
Klägerd Sohne in der Inhabung der Police befunden 
habe. Zwar ift Einverfländniß darüber vorhanden, 
baß die gedachte Police fich in dem gemeinfchaftlichen 
Caſſenſchranke im Gefhäftslocale der beiden Affocies 
befunden habe. Aber diefe Art und Weiſe der Auf- 
bewahrung fchließt an und für ſich noch nicht aus, 
daß nicht der eine oder der andere Affocie den einen 
oder andern Werthgegenftand für ſich qusſchließlich 
in dem Gaffenfchrante habe aufbewahren wollen. Im 
vorliegenden Falle hat überdies Kläger Bl. — aus- 
brüdlich behauptet, daß fein verftorbener Sohn bie 
Police „für ſich“ in dem Gaffenfchranfe aufbewahrt 
habe, und Bellagter hat dies Bl. — im zwölften 
Einlafjungspunfte ausbrüdlich bejaht. Die gegen- 
wärtige Inftanz hat nicht geglaubt, dieſem Zugeftänd- 
niffe alle Bedeutung verfagen zu dürfen. 

Zweifelhaft könnte es hingegen erjcheinen, ob 
nicht das Zugeftändniß des Klägers Bl. — und BL. —, 
daß er mit dem Beflagten fich bereits über das Ge— 
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fellfchaftsvermögen berechnet, und dabei den Betrag 
von 2000 Thalern herausbefommen und in Empfang 
genommen habe, dem Anfpruche des Klägers ents 
gegenftehe und infoweit nicht ausbrüdlic angeführt 
worden, daß ber Lebensverficherungsbetrag dabei 
außer Betracht geblieben, die Abweifung der Klage 
bedinge. Allein aus Klägers Darftellung ergiebt ſich 
überhaupt fein Grund zu der Annahme, daß die Ver- 
fiherungspolice zum Gefellfchaftövermögen gehört habe. 
Lepteres ift vielmehr eine erceptivifche Behauptung 
des Bellagten und Kläger hatte daher feinen Grund, 
der Anficht, daß der auf die Police erhobene Betrag 
über 5000 Thaler bei der Berechnung bereitö mit bes 
rüdfichtigt worden fei, im Voraus zu begegnen. Es 
würde vielmehr Sache des Bellagten geweſen fein, 
eine ſolche Einwendung gegen die Klage feinerjeits 
geltend zu machen. Es ift dies aber von ihm nicht 
gefchehen, weil fein erceptivifches Vorbringen BI. — 
vielmehr dahin gerichtet ift, daß Klägers Sohn fein 
Leben nur zu feinen, Beklagtens, Gunften verfichert 
habe, und ihm, Bellagtem, daher, der volle, ungetheilte 
Verficherungsbetrag zugefprochen werben müfle. 

War daher, wie gefchehen, reformatoriſch auf Wies 
berherftellung des Erfenntniffes zweiter Inftanz zu 
erkennen, fo mußte auch das Erfenntniß über bie 
Koften erfter Inftanz bis zur Entfcheidung über den 
dem Bellagten nachgelaffenen Beweis ausgejeht 
werben 20.” 


Miscellen. 

Anzeige nen ergangener Gefege und Ver— 
orduungen. Dad 9. Stück des Gefeg- und Ver— 
orpnungsblattes für das Königreich Sachen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 56. Bekanntmachung, den Bahnbetrieb auf ver 
Sächſiſchen Strede der Gotibus-Großenhainer Eifenbahn 
betreffend, vom 26. April 1870. No. 57. Verord⸗ 
nung, die Localbauordnungen betreffend, vom 27. April 
1870. No. 58. ®erorbnung, bie Erpropriation von 
Grundeigenthum zu Erweiterung des fißcalifchen Güter» 
bahnhoſs zu Dresden betreffend, vom 5. Mat 1870. 
No. 59. PVerorbnung, die Gewährung einer Vergütung 
für Fortfommen bei auswärtigen Erpeditionen der Sad 
walter und des Gerichtöperfonals betreffend, vom 7. Mai 
1870. No. 60. Deeret wegen Gonceiflonirung ver 
Sächſiſch-Böhmiſchen Verbindungsbahn Annaberg- 
Weipert, vom 10. April 1870. No. 61. Bekannt⸗ 
machung, die Anleihe der Sächſiſch-Böhmiſchen Verbin« 
dungsbahn AnnabergeWeipert betreffend, vom 19. April 
1870. — Letzte Abſendung: am 23. Mai 1870. 


Dffiein der Berlagshandlung. 
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Gompetenz der Handelsgerichte gegen Handwerker 
(Bleifcher). — Kauf über bereits fpeciell vorhan- 
bene bewegliche Gegenftände. — Leiftungen, welche 
bei derartigen Käufen der Berfäufer gegenüber 
dem Abfäufer Hinfichtlih der Erhaltung und 
Bewahrung der bereitö verfauften Gegenftände 
übernimmt, Fönnen nicht als die Erfüllung des 
Kaufvertrags felbft enthaltende, oder einen Theil 
ber legteren bildende angefehen werden, und wenn 
fie nur eine einfeitige Verpflichtung des Verkäu— 
ferd betreffen, nicht nach den Grundfägen über 
äweijeitige Verträge beurtheilt werden (zu 8. 1082, 
jet. 108. und 112., fowie 1090. 1093. 858 flg. 
bed bürgerl. Geſetzbuchs). 
Mitgetheilt von 
Herrn B. in 3. 

Bei dem Gerichtsamte im Bezirfögericht Zittau 
erhob der Rittergutsbefiger 2. in 2. wider den Flei— 
fhermeifter K. in 3. Klage auf Bezahlung von 200 
Thalern Kaufpreis für 85 Stück Schaafe, Abnahme 
diefer Schaafe, Verzugszinfen der 200 Thaler Kauf: 
preis, vom 1. Januar 1869 ab, und 1 Ngr. 5 Pf. 
tägliches Futtergeld pro Schaaf von eben dieſem 
Zeitpunfte ab, ſowie Ab» und Erftattung der Proceß⸗ 
foften, welche er auf folgende Thatfachen ftügte: 

Er habe am 6. November 1868 Bellagtem in K. 
erflärt, daß er ihm feinen gefammten, auf dem Ritter- 
gute 2. flehenden Schaafviehftamm von 205 Stüd 
zu dem Preife von zufammen 540 Thalen — —⸗ 
äuflich übderlaffe, Bellagter aber darauf erwibert, 
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daß er die Fäufliche Ueberlaffung befagten Schaaf- 
viehftammes um den bemerften Kaufpreis annehme 
und genehmige. Dabei fei zwifchen ihnen weiter be- 
ſtimmt worden, daß die behandelte Schaafviehheerbe 
bis zum 31. December 1868 vom Bellagten vollftän- 
dig in 2. abgeholt, abgenommen und bezahlt werben 
folfe und daß die Uebernahme bis dahin in wöchent- 
lichen Partieen nach dem Belieben Käufers bewirkt 
und foviel abgenommen worden mit 24 Thalern pro 
Stüd bezahlt werben folle. Beflagter habe ſodann 
in einzelnen wöchentlichen PBartieen, nachdem er eine 
Abſchlagszahlung von 40 Thalern auf das Kaufgeld 
geleiftet, 120 Stüd Schaafe abgenommen und mit 
300 Thlen. — —- bezahlt, ſodaß am 31. December 
1368 annoch 85 Stüd zur Abholung und zur Bezaly- 
lung mit 200 Thalern übrig geblieben fein. Schon 
einige Zeit vor Jahresſchluß habe nun Bellagter dem 
Kläger eröffnet, daß es ihm ſchwer fallen werde, bis 
zu diefem Jahresfchluffe mit der vollftändigen Abho- 
lung des erfauften Schaafviehes fertig gu werben und 
gebeten, den Reft der erfauften Heerde in Stallung 
und Fütterung zu behalten. Kläger habe auch feine 
Geneigtheit erklärt, gegen Berwilligung eines Futter 
geldes von einem Neugrofchen pro Stüd und Tag 
vom 1. Januar 1869 ab die fernerweite Aufftelung 
bis Ende Januar 1869 gefchehen zu laffen und dies 
dem Beflagten am 27. December 1868 brieflich mit- 
getheilt. Hierauf habe aber Beflagter mittelft Briefes 
vom 28. December 1868 die übrig verbliebenen Schaafe 
fo lange zu übernehmen verweigert, bis nicht Kläger 
diejelben wieder aufgefüttert habe. 

Die Einlaffung, fowie das fonftige für gegen- 
wärtige Mittheilung beachtenswerthe Vorbringen des 
Beklagten im Verfahren ergiebt ſich mit ausreichender 
Beftimmtheit aus den nachftehenden Entfcheidungen. 





Beſcheid des Procepgerihts vom 12. März, 
publ. 20. März 1869: 

„Daß Bellagter dem Kläger, gegen Erfüllung 
der dem letzteren ald Verkäufer obliegenden Verpflich 
tungen die geforderten Zwei Hundert Thaler, nebft 
Zinfen des Berzuges vom 1. Januar 1869 ab, in- 
gleichen ein durch das Ermeſſen Sadjverftändiger 
annoch feftzuftellendes Futtergeld für die durch Klaͤ— 
gern bewirkte Fütterung der nach Inhalt der Klage 
noch nicht abgeholten 85 Stüd Schaafe auf die Zeit 
vom 1. Januar 1869 bis zur bereinftigen Abholung 
berfelben Seiten des Beflagten, in feinem Falle jedoch 
mehr als einen Neugrofchen fünf Pfennige pro Stüd 
und Tag zu gewähren verbunden.” 

Diefem Beſcheide waren folgende Entſchei— 
dungsgründe beigefügt: 

„Der Bellagte hat nach Bl. — die exceptio fori 
recompetentis vorgefhügt und biefelbe darauf geftügt, 
daß in gegenwärtiger Sache die Gompetenz ded Hans 
delsgerichts begründet ſei. Allein diefem Einwande 
hat man Beachtung zu ſchenken nicht vermocht. 

Der Beflagte hat jelbft BI. — angegeben, daß er 
das Gewerbe als Fleifcher betreibe und die in ber 
Klage erwähnten Schaafe nur gefauft habe, um dies 
felben, nachdem er fie gefchlachtet, weiter zu veräußern. 
Hiernach ift aber anzunehmen, daß die MWeitervers 
Außerungen, welche Bellagter mit den fraglichen 
Schaafen vorzunehmen beim infauf beabfichtigte, 
lediglich von ihm als Fleifcher, d. b. in Ausübung 
feines Handwerföbetriebes bewirkt werden follten. 
Wenn nun nad) Art. 273. Abſ. 3. des Allgem. Deut- 
ſchen Handelögefepbuchs Weiterveräußerungen, welche 
von Handwerfern vorgenommen werden, infoweit die- 
felben nur in Ausübung ihres Handwerfäbetriebes 
geihehen, als Handelsgefchäfte nicht zu betrachten 
find und Bellagter darauf, daß er noch font Gefchäfte, 
welche nad) den Artifeln 271. bis 273. des Handels» 
gefegbuchs wirflih als Handelsgefhäfte zu gelten 
haben, gewerbmäßig betreibe, fich nicht bezogen hat, 
fo fann auch Beflagter, ald Kaufmann im Sinne des 
Art. 4. des angezogenen Gefepes nicht angefehen 
werben: 

Annalen des Königl, Oberappellationsgerichts 
Br. VIL ©. 481 fig. und N. 5. IV. ©. 77flg. 

Mas nun die Sache felbft betrifft, fo ift zwifchen 
den Parteien darüber Einverftändniß vorhanden, daß 
Bellagter am 6. November 1868 von dem Kläger 
den damals auf deſſen Rittergute befindlich gewefenen 
Schaafvichbeftand von 205 Stüd zu dem Preife von 
zufammen 540 Thlen. — — = abgefauft hat, daß 
beim Handelsabſchluſſe feitgeftellt worben ift, daß die 
behandelte Schaafvichheerde bis zum 31. December 
1868 volftändig beim Kläger vom Bellagten abge- 
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holt und bis dahin bezahlt werben folle und daß Bes 
flagter 85 Stüde der gedachten Schaafe noch nicht 
abgeholt, audy 200 Thle. — — = der Kaufjumme 
noch nicht bezahlt hat — vergl. Bl. — —. Kläger 
verlangt nun gegenwärtig vom Bellagten die Bezah— 
lung der rüdftändigen 200 Thle. — —⸗ Kaufpreis 
nebft Verzugszinfen vom 1. Januar d. J. ab, fowie 
die Gewährung eines durch das Ermeflen Sachver— 
ftändiger feftzuftellenden Yuttergeldes von täglich 
1 Nor. 5 Pf. für jedes Stüd der nicht abgeholten 
85 Schaafe. Diefer Anfpruch ftellt fi, in Berüd- 
fihtigung noch, daß es in der Klage der Bezugnahme 
darauf, daß auch Kläger zur Vertragserfüllung bereit 
jei, nach $. 860. des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht 
bedurfte, als vollkommen fchlüffig begründet dar. 
Namentlich hat dies auch, da in der Merabrebung, 
daß die Bezahlung des Kaufpreifes bis Ende des 
Jahres 1868 erfolgen follte, die Feſtſetzung eines be 
ftimmten Zeitpunftes im Sinne des $. 736. des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs zu finden ift, von den geforber- 
ten Verzugszinſen zu gelten, und nicht minder fann, 
wenn, wie man nad Inhalt der Klage anzunehmen 
hat, Beflagter mit der Abholung der Schaafe in 
Verzug gefommen ift, deſſen Berpflichtung zur Ber 
zahlung eines Futtergeldes, irgend einem erheblichen 
Zweifel nicht unterliegen. 

Nun hat zwar Bellagter BI. — noch angeführt, 
daß Kläger nad) erfolgtem Handelsabichluffe die ver- 
fauften Schaafe ganz unzureichend gefüttert und aud 
jonft einer die Geſundheit derfelben benachtheiligenden 
Behandlung unterzogen babe, vergeftalt, daß bie 
Schaafe an Fleifhgewicht und Wolle abgenommen 
hätten und überhaupt in hohem Grade fchlechter ge- 
worden wären. 

Allein angenommen, daß dieſes Anführen, welches 
vom Kläger nah Bl. — geleugnet worden ift, in 
Wahrheit beruhte, fo würde doch dem Beflagten fei- 
neswegs, wie derfelbe BI. — behauptet hat, das Recht 
zuftehen, von dem mit Klägerm über die mehrberegte 
Schaafviehheerde abgefchlofienen Kaufvertrag einfeitig 
zurüdzutreten und die Bezahlung des noch reftirenden 
Kaufpreifes zu verweigern. 

Zunähft nämlich erjcheint die hierunter vom Ber 
flagten erfolgte Bezugnahme auf Art. 355. des Han- 
delsgeſetzbuchs als eine ganz irrthümliche. Denn da, 
wie Bellagter felbft zugiebt, die noch nicht gelieferten 
Schaafe in natura bei Klägerm noch vorhanden find, 
und dort während der Lieferungszeit zur Abholung 
bereit fich befunden haben und weiter, wie nicht mur 
daraus, daß im Vertrage beftimmt worden ift, Be 
klagter jolle die Schaafe beim Kläger abholen, her 
vorgeht, fondern auch aus gefeglichen Vorſchriften — 
$. 706. des bürgerlichen Geſetzbuchs, Art. 324. des 


Handelsgeſezbuchs — folgt, Beklagter zur Uebergabe 
der Schaafe bei Klägerm fich einzufinden hatte, nun 
aber Bellagter, daß er dies lehtere gethan, Kläger 
aber die Herausgabe der Schaafe verweigert habe, 
felbft nicht behauptet hat, fo kann davon, daß Lepterer 
mit diefer Uebergabe in Verzug gerathen fei, in alle 
Wege nicht die Rede fein. 

Demnächſt kann aber auch Seiten Beflagtens bie 
Aufhebung des mehrgedachten Kaufvertrages nicht 
aus dem Gefichtöpunfte der exceptio redhibitoria ges 
fordert werben. Denn während dieſe Einrede ſich 
nur auf verborgene Fehler, welche bereits zur Zeit 
des Bertragsabfchluffes eriftirt haben, fowie auch 
ausdrücklich verfprochene Eigenfchaften, welche jedoch 
zu demfelben Zeitpunfte nicht vorhanden find, bezieht, 
handelt es fich im gegenwärtigen Falle darum, daß 
das Kaufsobject nach bereits gefchehenem Handels: 
abfchluffe durch Verſchuldung Klägers fchlechter ges 
worden fein fol. 

Es if nun zwar nicht zu bezweifeln, daß ber 
Verkäufer verbunden ift, die verfaufte Sache bis zur 
Uebergabe gehörig in Stand zu halten und aufzube— 
wahren — $. 1093. des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
Art. 343. des Handelsgeſetzbuchs. — 

Allein eine gefepliche Beftimmung, daß wenn ber 
Verkäufer diefer Verpflichtung nicht nachfommt, der 
Käufer das Recht habe, von dem Kaufvertrage ein⸗ 
feitig zurückzutteten, giebt es nicht, vielmehr fann dem 
Käufer eine ſolche Befugniß lediglich dann, wenn 
durch die Verfchuldung des Verkäufers das Klagobject 
werthlos oder demfelben fonft die Erfüllung des Ber- 
trages unmöglich geworben ift, zugefprochen werben, 
dagegen, wenn ber Verkäufer in anderer Beziehung 
vertragswidrig gehandelt, insbefondere die verfaufte 
Sache nur verfchlechtert hat, lediglich das Necht zu— 
ftehen, auf contractmäßige Erfüllung zu Magen, oder 
Schadenerſatz zu verlangen. 

Treitfchke, der Kaufcontract, 2. Auflage Seite 
333 flg. 

Aus den vorftehenden Gründen, fowie in Betracht 
noch, daß vom Bellagten, welcher feineswegs be— 
hauptet hat, daß durch Klägers Handlungsweiſe die 
erfauften Schaafe werthlos geworben feien, die an« 
geblih durch die legtere erlittenen Schäden nicht 
quantificirt worden find, hat man in gegenwärtigem 
Procefftadium das gedachte Anführen Beflagtens 
nicht berüdfichtigen fönnen. Es ift daher Beflagter, 
welchem es felbftverftändlich freifteht, dafern er fich 
damit fortzufommen getraut, den fraglichen Schäden- 
anſpruch im Wege der Klage befonders geltend zu 
machen, allenthalben der Klagbitte gemäß zu verur- 
theilen gewefen.“ 

Diefer Befcheid wurde auf Seiten Bellagtens da= 
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gegen eingewendete Appellation mittelſt folgenden 
am 23. Juni 1869 publicirten Erkenntniſſes des 
Königl. Appellationsgerichts zu Bauen be— 
ſtaͤtigt: 

„Daß nurgedachter Beſcheid aus den ihm beigefügten 
ſachgemaͤßen Gründen und in Erwägung, daß zunaͤchſt 
nad) den in den Annalen des K. Oberappellationdge- 
richts N. F. Bd. VII. S.511. Br. IV. 6.77. des Meh⸗ 
teren entwidelten Grundfägen für die Gompetenz ber 
Handelögerichte gegen Handwerker erforbert wird, daß 
der Gewerbebetrieb der Lepteren über ven Umfang bes 
Handwerks hinausgehe, wobei ed jevoch nad ber - 
diesfalls zeither befolgten Auslegung der Begriffs« 
und Gompetenzbeftimmungen in Art. 271 flg. des 
Allgem. Deutſchen Handelsgefegbuhs und in 8. 8. 
der Ausführungsverorbnung zu demfelben noch nicht 
ausreicht, daß der betreffende Gewerbtreibende Waaren 
in der Abficht der gewerbmäßigen, die Erzielung eines 
biesfallfigen Gewinnes bezweckenden Weiterveräufßes 
rung erfauft habe, in dem vorliegenden Falle aber, 
nach den Auslaffungen Beflagtens, es ſich lediglich 
fogar nur um den Einkauf folder Waaren handelt, 
welche derfelbe erft durch Bearbeitung und Herftellung 
zu Gegenftänben feines Handwerks zu verwenden hat, 
fonach aber Bellagter deshalb keineswegs als Kauf- 
mann im Sinne des Handelsgeſehbuchs angefehen 
werben fann, hiernächft, die Sache felbft betreffend, 
auch zu einem Erfenntniffe auf Nachlaſſung des Bes 
weifed der von dem Bellagten Bl. — vorgefchügten 
Ausflucht und auf Ausfegung des Koftenpunftes um 
deswillen nicht zu gelangen war, weil es ſich, wie 
$. 909. des bürgerlichen Geſetzbuchs vorfchreibt, we⸗ 
der um verborgene Mängel, noch um verfprochene 
Eigenschaften zur Zeit des Kaufsabfchluffes handelt, 
das vom Bellagten im rechtlichen Verfahren Bor- 
geftellte aber, deſſen Inhalt gemäß, immer nur den 
Anfpruch auf eine Vergütung, welcher ihm mittelft 
der Schädenklage zu verfolgen unbenommen bleibt, zu 
begründen vermöchte, nicht aber zu einer Verweiges 
rung der Erfüllung des eingegangenen Contractes 
führen fann, ald worauf das Bl. — Ausgeführte im 
Wefentlichen gerichtet ift, wie hiermit geſchieht, zu 
beftätigen.” 

„Auch wider diefes Erkenntniß appellirte Beflagter, 
es wurbe jedoch daflelbe durch Erfenntniß des 
Königlihen Dberappellationsgerihts vom 
9. September publ. 1. October 1869 durch— 
gängig beftätigt und in ben Entjheidungsgründen 
zu felbigem Folgendes bemerkt: 

Nach der Faffung der dritten Beſchwerde Bl. — 
hält Beflagter die von ihm auf die vermeintliche Un— 
zuftändigfeit des gewählten Gerichtöftandes gegründete 
Einrede nicht weiter feft. Es bepürfen daher die hier 
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einfchlagenden Ausführungen der vorigen Inftanzen 
feiner nochmaligen eingehenden Prüfung, doch mag 
nicht unerwähnt bleiben, daß auch das Oberappella- 
tionsgericht im Wefentlichen diefe Ausführungen für 
zutreffend erachtet. 

Was die weitere Bl. — unter 2, vorgefchügte 
Ausflucht betrifft, fo ift man beim Stande des Rechts⸗ 
mitteld gegenwärtig von folgenden Erwägungen aus⸗ 
gegangen: 

Beklagter erachtet jene Ausflucdht, den Beweis 
ihres thatjächlihen Inhalts vorausgefegt, um des⸗ 
willen geeignet, eine die Sachfaͤlligkeit des Klägers 
ausiprechende Entſcheidung herbeizuführen, weil er 
meint, daß die Handlungsweife, welche dem Kläger 
bezüglich der Abwartung des von dieſem an Bellag- 
ten verkauften Viehes zur Laft gelegt wird, die Unter- 
lafjung einer Thätigfeit erkennen laffe, welche zur Er- 
füllung des zwiſchen den Parteien gejchloffenen 
(zweijeitigen) Handelsgejchäftes, im Sinne der Vor⸗ 
fhriften in $. 858 flg. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
gehört habe. Dem ift jedoch nad) Anficht des Ober- 
appellationsgerichts nicht beizuftimmen. Wie aus ben 
Begriffsbeftimmungen in $. 1082. verbunden mit 
$. 108. und 112. des bürgerlichen Geſetzbuchs her- 
vorgeht, findet der bedingungslos eingegangene Kauf- 
vertrag, wenn es fich dabei um bereits fpeciell vor⸗ 
handene bewegliche Sachen handelt — und ein ber 
artiger Fall liegt gegenwärtig vor —, feinen Abſchluß 
durch die Hebereinftimmung der Kontrahenten darüber, 
daß für den beftimmten Preis die individuell be 
flimmte Sache von einem dem Andern zu überlafien 
ſei. In dieſer gegenüber der Preisvereinbarung er 
folgenden Individualifirung des zu gewährenden Ges 
‚genflandes, in der Feftftellung deſſen, was dieſen Ge— 
genftand nach Art und Befchaffenheit gerade als das 
verfaufte Object erfennbar macht, beruht die Verab⸗ 
redung der Vertrag fchließenden Theile, bezüglich der 
dem Berfäufer als ſolchem obliegenden Erfüllung. 
Daß leptere fi auch auf die Gewährung etwaigen 
Zuwachſes beziehentlich der zur Sache hinzulommen- 
den Zubehörungen, felbft wenn ſolche beim Bertrags- 
abjhluffe nicht Erwähnung gefunden haben, zu be- 
ziehen hat, ift nur eine Folge davon, daß nach be- 
fonderer gefeglicher Vorſchrift (8. 1090. des bürger- 
lichen Gefegbuch8) die Verfügung über die Hauptfache 
auch, als bezüglich derartiger Nebenfachen getroffen zu 
erachten ift, der Sache nach wirb hierdurch an ber 
oben dargelegten rechtlichen Natur der Vertragserfül- 
lung etwas nicht geändert. 

Uebernimmt nun der Berfäufer in einem Falle, 
wie der hier betrachtete, hinfichtlich des von ihm ver- 
fauften ©egenftandes, fei es durch ausgefprochene 
Bereitwilligkeit, ober durch tharfächlich erflärten Willen, 


gegenüber dem Abfäufer noch Leiftungen, welche über 
die von ihm nad; Obigem zu gewährende Erfüllung 
hinausgehen, was namentlih auch hinfichtlich ver 
Erhaltung und Bewahrung des bereits verkauften 
und daher an fi) vom Abfäufer auch bei dem Ber» 
fäufer abzunehmenden Gegenftandes zu gelten hat, fo 
ift dies zwar eine Verpflichtung, welche vom Verkaͤu⸗ 
fer bei Gelegenheit des Kaufsvertrags eingegangen 
wird und welche, ſoweit nur überhaupt bei ihrer Ein» 
gehung die hinfichtlich der Schließung von Verträgen 
geltenden Regeln beobachtet worden find, für ben 
Verkäufer als eine bindende Vertragsnorm zu gelten 
haben wird, welche aber nicht als eine die Erfüllung 
des Kaufvertrages jelbit enthaltende, oder einen Theil 
der legteren bildende Leiftung angejehen werden kann 
und welche insbefondere, wenn fie nur eine einjeitige 
Verpflichtung des Verkäufers betrifft, nicht nach den 
Grundfägen über gweifeitige Verträge in $. 858 fig. 
des bürgerlichen Gefegbuchs beurtheilt werden fann. 
Gerade aus den Beftimmungen in $. 1093, des bürs 
gerlichen Gejegbuchs, welche namentlich auch die aus 
einer derartigen Bewahrung für den Verkäufer bezügs 
li} der von ihm dabei zu gewährenden Sorgfalt ent 
fiehenden Verpflichtung regeln, ergiebt fi, daß bie 
betreffende Leiſtung, als eine folche, welche als zum 
Weſen des Kaufvertrags gehörig anzufehen ſei, nicht 
gelten Fönne, denn wäre legtere Annahme feftzubalten, 
jo hätte e8 der befondern Hinweifung in $. 109. 
auf die dem Verkaͤufer bezüglich der Bewahrung und 
in Standhaltung obliegenden Sorgfalt eines orbent- 
lichen aufmerfjamen Hausvaters nicht beburft, diefe 
Pflicht würde fich vielmehr aus den in $. 1088. vers 
bunden mit $. 728. und 121. enthaltenen allgemeinen 
Vorſchriften bezüglich der Haftung des Verkaͤufers 
wegen etwaiger Verſchuldung ergeben haben. 

Somit erhellt, daß der Bellagte nicht berechtigt 
ift, auf Grund der Verlegung der binfichtlich der Ab— 
wartung bes fraglichen Schaafviches vom Kläger 
übernommenen Berpflichtungen, felbit den Beweis 
allenthalben vorausgefegt, eine die Sachfaͤlligkeit Klaͤ⸗ 
gers bezüglich feiner auf Erfüllung des Kaufvertrags 
gerichteten Klage ausfprechende Entſcheidung fo ohne 
Weiteres zu verlangen. Allerdings erfcheint die Moͤg⸗ 
lichkeit nicht fchlechthin ausgeſchloſſen, daß hinſichtlich 
einer, bei Gelegenheit des Kaufvertrags getroffenen 
Vereinbarung der vorbezeichneten Art, der Verkäufer 
die ihm obliegende Sorgfalt in einer Weife vernach⸗ 
läffigen kann, daß er dadurch thatfächlich, insbes 
fondere wegen Bernichtung, gänzlicher Befeitigung 
oder dieſer gleich zu achtender Entwerthung des Ber- 
tragsgegenftandes außer Stand fommt, den lepteren 
zu gewähren. Allein e8 braucht hier auf die Frage, 
welche Folgen hieraus der Abkäufer zu feinen Guns 





ften ableiten lann, nicht näher eingegangen zu werben, 
denn Bellagter behauptet gar nicht, daß Kläger ſich 
in einer obet der andern Weiſe außer Stand geſetzt 
habe, die verfauften Biehflüde zu gewähren, er ver⸗ 
mag fi nur darauf zu flügen (BL. —), daß Kläger 
die für eine gewiffe Zeit auf Abfchluß des Handels 
von ihm noch übernommene Abwartung bes ihm, 
Beflagtem, verfauften Viehes vernachläffigt habe und 
daß hierdurch die Thiere ihrer Befchaffenheit nach ver 
fehlechtert worden feien, wodurch fich deren Werth 
verringert habe. 

Es geht aus den oben angeführten Erwägungen 
hervor, daß hieraus der Bellagte mit Rüdficht auf 
die zweifeitige Natur des Kaufvertrages einen Antrag 
auf eine Klägers Sachfaͤlligkeit ausfprechende Ent- 
ſcheidung nicht herleiten kann. 

Es wird auch hieran dadurch etwas nicht geän- 
dert, daß bei der jegt bewirkten Ausführung Bl. — 
Bellagter fein Rechtsmittel in der Weife wendet, daß 
er behauptet, ed müfle, den Beweis feines Vorbrin- 
gend woraudgefegt, die gegenwärtige Klage abge 
tiefere, beziehentlich er, von der gegenwärtigen 

age entbunden und losgezählt werben, weil ſich 
Kläger nicht darauf zu beziehen vermocht hätte, daß 
jur Zeit der Erhebung der gegenwärtigen Klage 
und fpäter, die einzelnen verfauften Viehftüden wieder 
in dern nämlichen beffern Zuftand gebracht worden 
feien, in welchem fie fich zur Zeit des Kaufsabfchluffes 
befunden hätten und welcher duch Mangel an gehö- 
tiger Fütterung und Abwartung Seiten Klägerd beein- 
trächtigt worden fei. Denn die Unterlaffung einer 
derartigen Verbefferung in der Verpflegung der Thiere 
würde fich eben nur als ein Beharren bei der gegen 
den Kläger bezüglich der vertragsmäßig übernomme- 
nen Abwartung geltend gemachten Verſchuldung dar 
ftellen, alfo eben nur wieder als fehuldvolles Ber- 
halten bezüglich der vom Kläger bei Gelegenheit des 
Kaufes übernommenen befondern Pflichten im oben 
entwidelten Sinne erfcheinen. Mit Recht ift daher 
von den vorigen Inftanzen die fragliche Ausflucht 
beim Leugnen Klägers als eine folche, welche zum 
Beweiſe auszufegen wäre, nicht erachtet worben. 
Bon felbft verftcht es fich, daß wenn und foweit Be- 
klagter im Stande fein follte, die ihm durch Klägers 
angebliches ſchuldvolles Berhalten erwachfene Schäbi- 
gung in thatſaͤchlicher Beziehung genügend zu ber 
gründen, die Ausführung folder Schädenforderung 
mittelft befonderer Klage, wie fchon die vorigen In- 
fangen BI. — und Bl. — bemerkt haben, dem Be: 
Hagten unbenommen fein wird.” 
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40. 


Die juriſtiſchen Mitglieder des Chegerichts zu 

Glauchau ſind dem Erforderniſſe der Ablegung der 

Staatsprüfung für die Verleihung eines ſelbſt⸗ 

ſtaͤndigen Richteramts nicht unterworfen. — Die 

Frage, ob eine beſtimmte Perſon als Richter habe 

angeſtellt werben konnen, entzieht ſich ber richter⸗ 
lichen Entſcheidung. 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in ©. 


Das Ehegericht zu Glauchau in feiner gegenwär- 
tigen Jufammenfegung war feit Kurzem in verfchies 
denen bei ihm anhängigen Procefien, ſowie auch 
außerhalb derfelben, der Gegenſtand mannichfacher 
Anfechtungen um beswillen geworben, weil der jegige 
Vorfigende deffelben der in 8. 13. der Verordnung 
vom 16. November 1859 vorgefchriebenen Prüfung 
ſich nicht unterzogen habe. 

Die Angelegenheit, wie befannt, auch beim lehten 
Landtage in den Bereich der Berhandlungen und ein» 
gehender Berathungen gezogen, hatte ſchon dort eine 
den erhobenen Angriffen nicht beifällige Beurtheilung 
erfahren. Nachdem nun auch das Königl. Ober- 
appellationdgericht auf eingewendete Rechtsmittel 
in mehreren Procefien über die vorliegende Frage 
erfannt hat, fo dürfte es nicht ohne allgemeines In— 
tereffe fein, den im Bezug auf diefe Frage überein» 
ftimmenden Inhalt der rechtöfräftig geworbenen Ers 
fenntnifle hier mitzutheilen: 


„Bellagter hat ac. die Legalität der nah Bl. — 
am 10. November 1869 von dem Ehegerichte Glauchau 
gepflogenen Verhandlung, fowie des auf Grund diefer 
Berhandlung abgefaßten Erfenntniffes Bl. — und 
jwar um deswillen beftritten, weil der Bl. — ge 
nannte Vorfigende des gedachten Ehegerichts der in 
8. 13. der Verordnung vom 16. November 1859 
vorgeſchriebenen Prüfung fi nicht unterzogen habe. 
In diefer Beziehung ift zu Widerlegung bes eingewen⸗ 
deten Rechtömitteld Folgendes zu bemerfen: 

A. 

Beflagter hat nirgends in den Acten in Zweifel 
gezogen, daß ber Vorfigende des Ehegerihts Glauchau 
mit dem Richtereide belegt fei. Man hat daher um 
fo gewiffer vorausfegen fönnen, daß lepteres wirklich 
der Fall, als der Erläuterungsreceß vom 9. October 
1835 in Abfchnitt VI. (vergl. Geſetz und Berorb- 
nungsblatt vom Jahre 1835. Seite 626.) ausbrüd- 
lich vorfchreibt, daß dem dort angegebenen Verpflich⸗ 
tungöformulare bei Verpflichtungen zu richterlichen 





Stellen der Richtereid eingefchaltet werden folle und 
daß bei der Verpflichtung diefe Vorfchrift in Obacht 
genommen worben, präfumirt werden darf. 

Iſt nun aber 
B. 
der Borftand des Ehegerichts Glauchau einmal als 
Richter angeftellt und, wie vorauszufegen, mit dem 
Nichtereide belegt, fo liegt es in der Natur der Sache, 
daß derjelbe jo lange ald Richter zu gelten hat, bis 
er von feinem Richteramte wieder entfernt ift. Es 
haben daher felbftverftändlich auch die bis dahin von 
ihm ald Richter vorgenommenen Handlungen die 
Eigenfhaft richterlicher Handlungen. 

©. 

Die Frage, ob eine beftimmte Perfon ald Richter 
babe angeftellt werben dürfen, kann überhaupt weder 
Gegenſtand einer richterlichen Entfcheivung fein, noch 
von den Parteien in einem NRechtöftreite zum Gegen» 
ftande ihrer rechtlichen Ausführungen genommen wer: 
den. Denn die Anftellung hängt mit der Juftiz- 
verwaltung und der Juftigorganifation zufammen, 
womit die Parteien ebenfowenig etwas zu thun haben, 
wie der erfennende Richter. Es haben daher die 
Parteien Denjenigen, welcher ihnen als Richter be 
ftelft ift, ohne Weiteres als ſolchen anzuerkennen. 


Im Uebrigen find 


die vom Beflagten BI. — aufgeftellten Behauptungen 
auch ſchon an fich nicht richtig. 

Denn es giebt fein Gefeg, welches ausſpraͤche, 
daß, dafern einer Perſon ein felbftiftändiges Richteramt 
verliehen worden, ohne daß ſolche zuvor das foge- 
nannte Nichtereramen beftanden, die von derſelben 
vorgenommenen richterlichen Acte der Gültigkeit ent— 
behrten und es fann aud nicht füglich ein foldhes 
Geſetz geben, da die Vorfchriften über die zu beftehen- 
ben Prüfungen an fi) nur reglementärer Natur find, 
bergeftalt, daß in einzelnen Fällen eine Dispenfation 
davon möglich ift. 

Die Anficht Bellagtens, daß in ber lehteren Be— 
ziehung feit der Berorbnung vom 16. November 1859 
etwas Anderes zu gelten habe, findet in dem Inhalte 
dieſer Verordnung feine Betätigung und entbehrt 
auch fonft der Begründung. Es fommt jedoch, was 
den vorliegenden Ball betrifft, noch hinzu, daß es 
überhaupt bedenklich fallen muß, die in $. 13 flg. der 
nurangezogenen Verordnung enthaltenen Beftimmun- 
gen für die Schönburgifchen Receßherrſchaften fchlecht- 
hin ald maafgebend anzufehen. 

Denn ſchon der Eingang diefer Verordnung weift 
in den Worten: 
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„ſowie die Prüfungen für Verleihung eines ſelbſt⸗ 
ftändigen Richteramtes im Staatsdienfte” 
darauf bin, daß die in 8. 13 flg. erwähnte Prüfung 
zunächſt nur für Diejenigen, welche im Säͤchſiſchen 
Staatsdienfte eine felbftftändige Nichterftelle zu er— 
halten wünfchen, fejtgefegt fei und ganz das Nämliche 

erhellt 

a. daraus, daß in den Receß vom 22. Auguft 
1862 unter Ar. XXVI. im Eingange (vergl. Ge— 
fep- und Verordnungsblatt vom Jahre 1865 ©. 102.) 
für das Geſammthaus Schönburg ausprüflich die 
Verpflichtung aufgenommen worden ift, ald Mitglieder 
des Schönburgifhen Bezirksgericht und als Vors 
ftände der Schönburgifchen Gerichtsämter fünftighin 
nur ſolche Perſonen anzuftellen, welche die Prüfung 
für das Richteramt beftanden haben, indem es einer 
hierauf gerichteten Beftimmung offenbar gar nicht erft 
bedurft haben würde, wenn die Königl. Saͤchſiſche 
Staatöregierung ſchon $. 13 flg. der Verordnung 
vom 16. November 1859 als auch für die Schön- 
burgifchen Receßherrſchaften geltend erachtet hätte, ins 
gleichen: er 

b. daraus, daß in demſelben Receſſe unter 
Nr. XXVIL am Ende gefagt ift: 

„Dagegen find die bereitd angeftellten Schön- 
burgifchen Gerichtsvorftände, auch wenn fie zu 
einer andern dergleichen Stelle berufen werben, 
nicht erft der gedachten Prüfung noch zu unter 
werfen.” 
indem hierin ebenfalld das Anerfenntnig liegt, daß 
die beregten Beftimmungen jener Verordnung für die 
Schönburgiſchen Receßherrſchaften feine Geltung ge- 
habt. 

Zudem würbe: 

c. hätten die in 88. 13 flgg. der mehrerwähnten 
Berorbnung enthaltenen Beftimmungen ſchlechthin 
auch für die Schönburgijchen Receßherrſchaften Gel- 
tung haben follen, um fo gewiffer erforberlich gewejen 
fein, dies ausdrüdlich auszufprechen, da, um als 
PBatrimonialrichter angeftellt werben zu können, be 
kanntlich niemald das vorherige Beftehen des foge- 
nannten Richtereramens verlangt worden war. 

Endlich ift nicht abzufehen, wie daraus, daß es 
in Abſchnitt I. 8. 13. des Erläuterungsrecefies vom 
9. October 1835 heißt: 

das Ehegericht Glauchau trete für die Ehefachen 
in den Receßherrſchaften an die Stelle der Mittels 
appellationsgerichte ein, 
folgen folle, daß die juriftifchen Mitgliever dieſes Ehe 
gerichts die Prüfung für die Verleihung eines felbft- 
ftändigen Richteramtes beftanden haben müßten. 
Zulegt erwähnt Man nur noch, daß auch das 


Königliche Minifterium der Juſtiz, an welches das 
Königliche Oberappellationdgericht, da die Einwen- 
dungen Bellagtens gegen die Zufammenfegung des 
Ehegerichts Glauchau gerichtet find, vor der Entfchei- 
dung Vortrag erftatten zu muͤſſen geglaubt hat, jene 
Einwendungen für unbeadhtlich erflärt.” 


50. 


Mann werben nach neuerem fächftfchen Proceß: 

recht die Zeugen gemeinfhaftlid? — Einfluß 

ber Vorſchriften in $. 17 flg. bed Geſetzes, die 

Abfürzung ꝛc. des bürgerlichen Proceßverfahrens 

betreffend, vom 30. December 1861 auf bie 

Vorſchrift der Alten Proceßordnung tit. XX. 
8.5.a. €, 


Mitgetheilt von 
Herın 8, in B. 


Die Gemeinde zu X. erhob als Eigenthümerin 
eines dafigen Auefledchens Negatorienkflage gegen den 
dafigen Schmiebebefiger N., weil er ſich anmaße, auf 
jenes Gemeindeland Dünger und Aſche zu ſchütten 
und aufzuhäufen. Bellagter ſchützte vor, daß er das 
beftrittene Recht durch Verjährung erworben habe. 
Gegen den ihm nadhgelaffenen Beweis diefer Aus- 
flucht unternahm. Klägerin einen Gegenbeweis, bei 
welchem fie als erften Gegenbeweiszeugen einen Vor— 
befiper des Bellagten, Johann Gottfried P., mit dem 
Bemerfen benannte, daß berfelbe ſich jegt in Nord— 
amerifa in einer fpeciell benannten Stadt aufhalte. 
Im Reproductionstermine bat Klägerin um Abhörung 
ber benannten Gegenbeweiszeugen, wollte jedoch ges 
ſchehen laſſen, daß die Abhörung bes erften Gegen- 
beweiszeugen bis nach Abhörung der übrigen Gegen- 
beweiszeugen beanftandet werde. Bellagter überreichte 
Umftandsfragen für den erften Gegenbeweiszeugen. 
Bei Gelegenheit eines Abhörungstermind für andere 
Gegenbeweiszeugen erklärte Klägerin durch ihren 
Sachwalter, daß fie den erften Gegenbeweiszeugen 
fallen laffe, theild weil er nach dem Sachſtande übers 
flüfftg erfcheine, theild weil fie die durch die Requis 
fition entſtehenden Koften fcheue. Bellagter wider- 
fprah, indem Klägerin einen inducirten Zeugen in 
Anbetracht der durch die Induction entftandenen 
Gemeinfchaftlichfeit der Beweismittel nicht fallen 
lafien fönne, und beantragte, daß der Zeuge, obwohl 
er in Amerifa lebe und vorausfichtlich viel Koften 
entftehen würben, abgehört werde, weil es ſich darum 
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handele, die Wahrheit zu ermitteln. Das Proceß⸗ 
gericht bejchied hierauf den Beklagten abfällig, weil 
der Beweisführer Zeugen bis zur perfönlichen 
Production fallen laſſen könne, alfo bis zu diefem 
Zeitpunfte eine Gemeinfchaftlichkeit des Beweis— 
mitteld nicht eintrete. Die gegen dieſe abfällige 
Beſcheidung von Bellagtem eingewenbete Appellation 
wurbe vom Königlichen Appellationsgericht au 
Baugen mittelt Verordnung vom 20. Auguft 1869 
aus folgenden Gründen verworfen: 


„Nach der durch ein fpäteres Gefep nicht auf- 
gehobenen Vorſchrift der Alten Proceßorbnung tit. 
XX. 8.5. foll dem Zeugenführer ungewehret fein, 
wenn die Zeugen allein verbaliter und absentes 
tamquam praesentes, und nicht realiter probuciret, 
noch mit dem Zeugeneide beleget, einen oder mehrere 
Zeugen fallen zu lafien. Diefe Vorfchrift it nach 
der richtigeren Anficht, 


vergl. Kind, quaest. for., tom. III. cap. LXIII. 
ed. II. 

Oſterloh, ordentlicher bürgerlicher Proceß, 2. Bd. 
8. 292. 

Bolfmann, Spftem des fächfiihen Civilproceſſes, 
2. Br. 8. 141. 


dahin zu verftehen, daß der Beweisführer die Zeugen 
bis zur perfönlichen Production, wenn diefe aber 
nicht erfolgt, wenigftens bis zur erfolgten Vereidung 
wieder fallen fafien könne, wobei allerdings voraus 
geiegt wurde, daß die Vereidung des Zeugen vor 
deſſen Abhörung erfolge. Hieran ift auch durch die 
Beftimmung der Erl. Procefordnung ad tit. XX. 
$. 7., daß, wenn nur der Producent im Produc- 
tionstermine erjchienen, es feiner fürmlichen Pros 
buction der Zeugen gebrauche, Etwas nicht geändert 
worden, indem die perfönliche Production der Zeugen 
hierdurch zwar für unnöthig, jedoch nicht für unzu— 
laͤſſig erklärt und feineswegs gänzlich aufgehoben 
worden ift. Dagegen hat der erwähnte Grundfag 
durch die Vorfchrift in $. 18. des Geſetzes, die Abs 
fürzung und Vereinfachung des bürgerlichen Proceß⸗ 
verfahrens betreffend, vom 30. December 1861, daß 
die Vereidung der Zeugen künftig nicht mehr vor ber 
Abhörung, ſondern nach derjelben ftattfinden folle, 
eine wejentliche Veränderung erlitten, indem es offen» 
bar nicht zuläffig fein fann, einen Zeugen auch dann 
noch fallen zu laffen, wenn derſelbe bereits abgehört, 
aber noch nicht vereidet worden iſt. Dieſe neue 
Vorſchrift führt indeffen, wenn man diefelbe mit der 
älteren Gefepgebung in Zufammenhang bringt, nur 
dahin, daß gegenwärtig, wenn nicht vorher fchon 
eine perfönlice Production der Zeugen ftattgefunden 





hat, wozu ed allerdings in Folge ber Borfehrift in 
$. IV. der BVerorbnung, einige Abänberungen im 
bürgerlichen Proceſſe betreffend, vom 13. März 1867 
felten fommen wird, der Beginn der Abhörung des 
Zeugen ald der äußerfte Zeitpunkt anzufehen ift, bis 
zu welchem ed dem Beweisführer frei fleht, den 
Zeugen fallen zu laflen, mas auch der Sache nad 
mit dem älteren Recht infofern übereinftimmt, als 
darnach die Vereidung, weil fie der Abhörung vor» 
ausgehen mußte, den erften Schritt zur Abhörung 
des Zeugen bildete. Hieraus allenthalben ergiebt 
fih von felbt, daß im vorliegenden Falle der Klä- 
gerin völlig unbenommen war, ben erſten Gegen- 
beweiszeugen, wie fie BI. — erflärt hat, fallen zu 
lafien, da dieſer Zeuge weder perfönlich producirt, 
noch auch wegen befien Abhörung bisher irgend 
Etwas verfügt worden ift. Wenn demnach der von 
Bellagtem gegen die Zuläffigfeit dieſes Verzichts er- 
hobene Wiverfpruch feine Beachtung verdient, fo ift 
auch die von bemfelben gegen die Bl. — erfolgte 
Zurüdweifung diefes Widerſpruchs BI. — eingewen- 
dete Appellation, wie andurch gefchieht, zu verwerfen 
geweſen.“ 


Eine gegen dieſe Verordnung von Beklagtem ein⸗ 
gewendete Appellation wurde von dem Königlichen 
Oberappellationsgericht für unbegruͤndet erach⸗ 
tet, welches in der deshalb unter dem 9. October 
1869 erlaſſenen Verordnung in nachſtehender Weiſe 
ſich ausſprach: 


„Es kann dahin geſtellt bleiben, ob nach dem 
älteren fächfifchen Procefirecht der Beweisführer einen 
im Pro- und Reproductionstermine bereits perfön- 
fi probucirten Zeugen bis zu deſſen Bereibung, 
welche befanntlich früherhin und vor dem Eintritt 
des Gefepes, die Abkürzung 1. des bürgerlichen 
Procefiverfahrens betreffend, vom 30. December 1861 
vor der Abhörung zu erfolgen hatte, ohne Zuftim- 
mung ber Gegenpartei fallen zu laffen befugt gewefen 
fei. Denn im vorliegenden Falle find die von ber 
Klägerin benannten Gegenbeweiszeugen im Repro⸗ 
ductionstermine BL. — nicht perfönlich producirt, 
und wegen ber Abhörung bes im Auslande auf- 
hältlichen erften ®egenbeweiszeugen ift, der Erklärung 
der Klägerin Bl. — gemäß, noch gar feine Anord⸗ 
nung getroffen worden. Der BI. — bereitd ange- 


Rebacteur: Appellationsrath Werner. 
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zogenen Vorſchrift der Alten Proceßordnung tit. XX. 
8. 5. zufolge, ſtand in foldhen Fällen dem Zeugen» 
führer das Recht, einen oder mehrere Zeugen fallen 
zu laſſen, unbejweifelt noch bis zu deren erfolgter 
Bereidung zu. Diefe Vorfchrift ift weder durch bie 
Erl. Proceforpnung ad tit. XX. 8. 7., noch durch 
das Gefeg vom 30. December 1861. 88. 16 fig. 
aufgehoben worben, und es ergiebt fich zugleich aus 
der BVorfchrift der Alten Procefordnung tit. XX. 
8. 5., daß durch die Einreichung von Fragftüden, 
welche nad) dem Rechte der Alten und Erl. Procef- 
ordnung tit. XX. 8. 1. und ad tit. XX. 8. 8. 
längftens im Pro» und Reproductionstermine erfol- 
gen mußte, das Recht des Zeugenführers, einen ober 
mehrere Zeugen bis zur Bereidung berfelben fallen 
zu laffen, nicht befhränkt werben kann. 


Dagegen ift den Vorjchriften der 8. 17 fig. des 
Geſetzes vom 30. December 1861 allerdings und 
zwar deshalb ein Einfluß auf die Beftimmung der 
Alten Proceforbnung tit. XX. 8. 5. beizulegen, 
weil die Bereivung ber Zeugen zufolge des zuerft 
gedachten Geſetzes nad) deren Abhörung zu gejchehen 
hat, und beiden Theilen das Recht zufteht, der Ab» 
börung beizuwohnen und den Zeugen Erläuterungd- 
fragen durch das Gericht vorlegen zu laffen. Mit 
Rüdfiht auf dieſe Beftimmungen ift nunmehr der 
Zeitpunkt, bis zu welchem der Beweisführer wenig 
ftens einen im Probuctionstermine noch nicht perfüns 
lich vorgeftellten Zeugen fallen laſſen kann, auf ben 
Tag zu verfeßen, an welchem biefer Zeuge zum 
Behuf feiner Abhörung an Gerichtöftelle erfchienen 
ift und deſſen Abhörung beginnen ſoll, wie dies auch 
die vorige Inftanz Bl. — ausgefprochen hat. Bei 
dieſer Anficht erledigt fich zugleich das Bedenken bed 
Beflagten Bl. —, daß nidht der Willfür des Be 
weisführerd anheim gegeben werben dürfe, einen 
Zeugen fallen zu laſſen, wenn ihm deſſen Ausfagen 
unbeadhtlich oder nachtheilig erfcheinen follten. Da 
nun, wie bemerkt, der Gegenbeweiszeuge I. im Aus— 
lande fi aufhält und wegen deſſen Abhörung über 
haupt noch gar Feine Vorfehrung getroffen worden 
war, fo fonnte auch der Klägerin das Recht, auf 
defien Abhörung zu verzichten, nicht abgeſprochen 
werben.” E 


Dfficin der Derlagshanblung. 
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% 32, Bene Folge Achtzehnter Zahrgang. 1870. 
51. unter Anderem ausfluchtöweife geltend, daß ihr Ehe⸗ 


Klage des Gontocorrentegläubigerd wider ben 
Bürgen. — Anfechtung des geleifteten Anerfennt: 
nifjes eined Rechnungsabfchluffes nach $. 1399. 
bed bürgerlichen Geſetzbuchs. — Beweis des Er- 
folged gewiffer in bem Gontocorrent dem Schuldner 
nicht gut gefchriebener Mehrzahlungen. — Ber: 
theilung ber Beweislaſt, wenn der Gläubiger 
behauptet, daß die behaupteten Mehrzahlungen 
ibentifeh feien mit unter anderem Dato dem 
Schuldner gut gejchriebenen Beträgen. — Iſt bie 
Behauptung bes Flagenden Gläubigerd, daß eine 
von bem beflagten Schuldner ercipirte Zahlung 
auf eine andere im Gontocorrente nicht gebuchte 
Forderung des Klägerd gezahlt fei, ald Replik 
anzufehen, und ift insbeſondere der Kläger mit 
einer ſolchen Behauptung, wenn er fie erft im 
Beweisverfahren vorbringt, zu hören? — Faſſung 
ber theilweifen Verurtheilung, resp. Entbindung, 
wenn in Folge geführten Nachweifes einzelner 
Mehrzahlungen eine Umrechnung des Gonto- 
corrente fich nöthig macht. 
Mitgetheilt von 
Herrn W. in 8. 

K. verflagte im Jahre 1867 die verehel. R. aus 
einer von ihr für ihren Ehemann übernommenen 
Bürgichaft unter Beifügung eines Contocorrente's, 
und unter der Bemerkung, daß ber genannte Haupt⸗ 
ſchuldner den per 1. Januar 1866 ermittelten Saldo 
ausprüdlich anerkannt habe. Die Bellagte machte 


mann verjchiebene fpeciell aufgeführte Zahlungen dem 
Kläger gemacht habe, welche von legterem nicht gebucht 
worden feien, defien Guthaben aber wefentlih min- 
derten. Kläger erklärte in ber Replif, daß R. nicht 
mehr, ald die ihm bereitd in dem Eontocorrent gut 
gefhriebenen Zahlungen geleiftet habe. In erfter 
Inſtanz ward der Beflagten der Nachweis diefer Aus- 
flucht der Zahlung nachgelaſſen. Dies Erfenntnif 
wurde der Berufung bes Klägers ungeachtet vom 
Königl. Appellationsgericht zu Leipzig im No- 
vember 1867 beftätigt, und dabei in den Nationen 
bemerft: 

„Die bezüglihen Anführungen der Beflagten 
fommen auf die Behauptung hinaus, daß in Folge 
der von R. geleifteten Zahlungen das Gontocorrente 
in anderer, dem Hauptſchuldner, mithin auch der 
Bellagten ald Bürgin günftigerer Weife aufzuftellen fei, 
als dies von dem Kläger gefchehen. — Die Zulaffung 
ber Beflagten zu dem Beweife der von ihr behauptes 
ten Zahlung würde durch die Leiftung des Relateides 
unter IL., das ift alfo durch den Nachweis, daß R. 
ben per ult. December 1865 vom Kläger berechneten 
Saldo anerfannt habe, nicht ausgefchloffen werben. 
Denn einmal follen, wenigftens die drei legten BL. — 
ereipirten Zahlungen erft im Jahre 1866 von R. 
bewirkt worden fein, und würbe daher in Betreff 
biefer Zahlungen das von dem Kläger für fich ange- 
rufene Schuldanerfenntniß ſchon der Zeitfolge halber 
nicht in Betracht fommen. Sodann aber ift im All- 
gemeinen in Betreff des gedachten Anerkenntniffes 
Folgendes zu bemerfen: 

Nach der Anficht der gegenwärtigen Inftanz wuͤrde 
die Beklagte ungeachtet der Vorſchrift von $. 1460. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs doch an ſich gehalten fein, 
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das von ihrem Ehemann geleiftete Anerfenntniß feines 
Schuldfaldo auch gegen fih, die Bürgin, gelten zu 
lafien, da im vorliegenden Falle, ebenfo wie in einem 
ganz ähnlichen, von dem K. Oberappellationsgerichte 
in gleicher Weife entfchievenen, 

vergl. Annalen, Br. 7. ©. 82. 

Zeitfchrift für R.u. V., N. F. Br. 25. ©. 49. 
nad) Inhalt der Bürgfchaftsurfunde und nad) Maaß- 
gabe des Schuldverhältniffes, für welches die Beklagte 
im Voraus fich verbürgt hat, angenommen werben 
muß, es habe die legtere ftillfehweigend ſich damit 
einverftanden erklärt, daß fie zur Zahlung gehalten 
fei, wenn ihr Ehemann das Guthaben des Klägers 
als richtig anerfenne. Allein wie dem nurgebachten 
R. jelbft nach $. 1399. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
(vergl. auch 8.294. des allg. deutfchen Handelsgeſetz⸗ 
buche) nicht das Befugniß zu verfagen fein würde, 
das von ihm erflärte Anerfenntniß nad den Grund: 
fägen von der Rüdforderung einer Nichtſchuld anzu— 
fechten, fo muß das nämliche Befugniß auch felbft- 
verftändlid) der Beflagten, als der blos bürgfchaftlich 
Verpflichteten, zuftchen. 

Demgemäß muß auch die Bellagte mit ihrer Bes 
hauptung, daß der anerfannte Saldo zum Theil eine 
Nichtſchuld, das Saldoguthaben des Klägers vielmehr 
wegen der von R. geleiteten Zahlungen in Wirflich« 
feit ein geringeres gewejen fei, gehört werben. Hat 
nun der Kläger feinerfeitS die von der Bellagten be- 
baupteten, in der Klagbeifuge B. dem R. nicht gut- 
gefhriebenen Zahlungen Bl. — in Abrede geftellt, 
fo tritt der Grundſatz des $. 1533. 1. eit. in Kraft, 
wonach dann, wenn der wegen 2eiftung einer Nicht- 
ſchuld Belangte die Leiftung leugnet, der Condicitende 
blos diefe Reiftung zu beweifen hat, und, wenn dieſe 
dargethan ift, das Nichtbeftehen eines Rechtes auf 
die Leiftung, und daß die legtere auf einem Irrthum 
berube, bis zu dem Beweife des Gegentheild ange 
nommen wird. Hiernach war der Bellagten auch 
ber Beweis der fraglichen Ausflucht nicht zu ver- 
ſagen.“ 

Nah abgeſetztem Beweis- und Gegenbeweisver⸗ 
fahren ward in dem zweitinftanzlichen Erfenntniß des 
Königl. Appellationsgerichts zu Leipzig (Juni 
1869) in Betreff des die vorgedachte Ausflucht bes 
treffenden Beweis- und Gegenbeweismateriald Fol⸗ 
gendes bemerft: 

„In der vierten Ausfluht Bl. — hatte die Bes 
Hagte behauptet, daß ihr Ehemann R. dem Kläger 
verſchiedene Zahlungen geleiftet habe, welche der 
Kläger in der Klagbeifuge B. nicht mit auf- 
gezeichnet habe. Bei Beftätigung des der Bellag- 
ten auch den Beweis diefer Ausflucht verftattenden 
Beicheides war BI. — bemerkt worden, das Wejen 


der Einrede fomme darauf hinaus, darzulegen, daß 
in Folge der von R. geleifteten Zahlungen das Eonto> 
corrente in anderer dem ac. R. günftigerer Weiſe aufs 
zuftellen fei, als dies von dem Kläger gefchehen fei. 
In Uebereinftimmung hiermit hat auch die Beflagte 
im Beweisartifel 24. behauptet, daß R. die dort 
aufgeführten Beträge außer den Bl. — angege- 
benen Zahlungen an den Kläger baar bezahlt 
habe. 

Der Kläger hat diejer Ausflucht in einer vierfach 
verjhiedenen Weife zu begegnen verfucht. 

Er hat 

3) in Betreff jämmtlicher im 24. Beweisartifel 
ſpeciell aufgeführter Zinfen und SBrovifionspoften 
(mit Ausnahme der dritten Poſt an 5 Thlr. 6 Ngr. —) 
ih auf ein Leugnen der Ausflucht befchränft, und 
den diedfalls ihm angetragenen Eid Bl. — zurüd- 
gegeben, 

b) die von der Bellagten behauptete Baarzahlung 
von 583 Thlen. —= —⸗ vom 31. Januar 1866 
Bl. — bei dem 24. Einlaffungsabichnitte geleugnet, 
den Eid wegen diejer Poft aber acceptirt, und die 
nähere Sahbewandtniß, welche es in dieſer Beziehung 
gehabt habe, in den Gegenbeweisartifein 62 — b66. 
weiter ausgeführt, dagegen 

e) die ferneren Zahlungen von 

500 Thlen. — Nor. — am 27. März 1865, 

bs 6 » — an demjelben Tage, 

500 — am 11. Mai 1865 
zwar in der Einlaſſung auf den 24. Beweisartifel bei 
p- 1. c. 7. 8. 12. geleugnet, auch infoweit den Eid 
angenommen, jedoch in Öegenbeweisartifel 18. und 19., 
daß er die angegebenen Beträge am 28. März und 
11. Mai deſſelben Jahres erhalten habe, eingeräumt, 
dabei aber in Gegenbeweisartifel 17 —20. und 47— 
51. darauf, daß diefe Zahlungen von R. zu Tilgung 
anderer Obligos, welche in der Klagbeifuge B. gar 
nicht mit Erwähnung gefunden hätten, beftimmt ger 
weſen feien, und demnach auch in jener Beifuge dem 
Ehemanne der Bellagten gar nicht gut zu ſchreiben 
gewejen feien, fi} bezogen. 

Endlich hat Kläger 

d) die Zahlung folgender Poſten: 

400 Thle. — —⸗ am 1. April 1865, 


# ⸗ * 


500 ⸗—⸗—⸗am 22. April 1865, 
250 =» — — am 16. Mai, 
500 ⸗— —s an bemielben Tage 


ebenfalls Bl. — in der Einlaffung auf die Beweis 
fprift unter Relation des Eides geleugnet, indeſſen 
in feiner Gegenbeweisfchrift (Art. 22. 31. 35. 43.) 
auch den Empfang diefer Beträge an den angegebenen 
Tagen unter dem Anführen zugeftanden, daß alle 
diefe Beträge von ihm bereits in der Klagbeifuge B., 


— — — 


jedoch unter andern Tagen, dem Ehemanne der 
Beklagten gut geſchrieben worden ſeien, mithin info- 
weit eine wirkliche Mehrzahlung gar nicht vorliege. 


In Betreff der unter a. und b. gedachten Kate— 
gorien hat offenbar der Delat», resp. Relateid zu 
entfcheiden, und ift infoweit aud) die Entjcheidung 
der vorigen Inftanz, beziehentlich die Faſſung ber 
betreffenden Eide, von dem Kläger nicht angefochten 
worden. 


Zu mehr Bedenken geben die Kategorien unter c. 
und d. Veranlaſſung. Nach der Anficht der gegen- 
wärtigen Inftanz find beide in weſentlich verjchiedener 
Weiſe zu beurtheilen. 


Zu ce. liegt ein offenes Zugeftändniß des Klägers 
dahin vor, daß ihm von R. in den Monaten März 
und Mai 1866 drei Beträge von zufammen 1005 
Thlen. 6 Ngr. —» gezahlt worden feien, welche er 
dem Zahlenden in ber Klagbeifuge B. nicht gut ge 
fhrieben habe. Diefes Zugeftändniß wirklicher Mehr⸗ 
zahlungen — welches mit der früheren Auslaffung 
des Klägers in der Replif BI. — in directem Wider: 
fpruche fteht — fucht nun zwar der Kläger durch bie 
Hinweifung auf früher nicht erwähnte und in bie 
Klagbeifuge B. nicht mit aufgenommene Schuldver- 
hältniffe zu befeitigen, indem er bemerft, daß bie jept 
eingeräumten Zahlungen nach den wechfelfeitig aus— 
getaufchten Erklärungen der Interefienten zu Tilgung 
biefer jegt erft in Erwähnung gebrachten Anfprüche 
des Klägers beftimmt gewefen jeien. Allein biefes 
eine wirkliche Replik enthaltende Anführen ift augen- 
feheinlich ein verſpaͤtetes. Es kann bermalen dahin 
geftellt bleiben, ob ber Kläger mit bemfelben, wenn 
er es bereits im erften Verfahren bei Beantwortung 
des Erceptionsfages vorgebradht hätte, zu hören ges 
wefen fein würbe, ober ob ſchon in dieſem Falle 
wegen der Liquidität der Ausflucht und des Mangels 
fofortigen Nachweifes der Replif infoweit eine Ent- 
bindung der Bellagten (nach Befinden Abweifung 
der Klage) auszufprechen gewefen wäre. In jedem 
Falle aber hätte die Replik mindeftend in dem 
erften Verfahren vorgefchügt werden follen, waͤh— 
rend die BVorbringung völlig neuen thatfächlichen 
Materiald in dem Gegenbeweife fhon um beswillen 
für unzuläffig erachtet werden muß, weil, würbe eine 
ſolche Befugniß dem Gegenbeweisführer eingeräumt, 
das Gehör des Reproducten wefentlich befchränft, 
und namentlich demfelben die Füglichfeit, etwaige 
Duplifen vorzutragen und nachzuweiſen, ganz ent 
zogen werben würde. Infoweit war baher ber 
Ausfluchtsbeweis der Beklagten auch nach Anficht der 
gegenwärtigen Inftanz für gelungen zu adjten. Ob 
dieſes Refultat in Form einer Entbindung von ber 
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Klage, oder einer Abweifung der letzteren ausgefprochen 
wird, ift, wie bereits die Bellagte Bl. — bemerkt 
hat, 

vergl. auch Zeitfchrift für Nechtöpfl. und Verw., 

N. F. Br. 24. ©. 32. 

materiell ohne Einfluß. Es ift daher ſchon aus 
diefem Grunde auf die dritte eventuelle Befchwerbe 
des Klägers nicht einzugehen gewefen. 

Ganz anders ift das Verhältniß wegen ber oben 
bei d. gedachten Zahlungspoften aufzufafien. An fich 
ift die in der Klagbeifuge B. zu Gunften R.'s be- 
wirkte Gutfchrift verfchiedener Beträge lediglich als 
Zugeftändnif des Klägers aufzufaflen. Diefes 
Zugeftändniß in die Klage aufzunehmen, war ber 
Kläger nur infomweit verbunden, ald dies nöthig war, 
um den andernfalls ihn treffenden Nachtheilen einer 
Zuvielforderung vorzubeugen. Bon diefem Gefichts- 
punfte aus genügte ingwifchen der Kläger feinen pro— 
ceſſualiſchen Obliegenheiten vollſtaͤndig, wenn er den 
Betrag der Zahlungen, resp. der Zinfen, welche er 
wegen der Zahlungen fich fürzen laffen wollte, ans 
zeigte. Dagegen war der Kläger die Tage, an denen 
R. ihm die Zahlungen geleiftet habe, fpeciell anzu⸗ 
geben an fich nicht verbunden. Denn jede Partei ift 
nur ihre procefjualifhen Angriffshandlungen, 
nicht aber die zu bes Gegners Gunften gereichen« 
den Grflärungen, factifh zu fpecialifiren gehalten. 
Der Beflagten lag dagegen, wie fie auch wirklich 
unternommen, neben dem Nachmweife der Zahlungen 
felbft namentlich auch die Verificirung des Umftandes 
ob, daß die angegebenen Beträge außer den in ber 
Beifuge B. gutgefchriebenen von R. an den Kläger 
gezahlt worden feien. Diefed legtere Moment ift 
von dem Kläger conftant geleugnet und diefes Leugnen 
in ber Gegenbeweisichrift durch Darlegung der Ums 
ftände, welche den Kläger feiner Angabe nach beftimmt 
haben, die in Rebe ftehenden Beträge unter anderen 
Tagen, ald den Tagen der Zahlung, zu buchen, näher 
zu begründen verfucht worden. Der hierauf bezügliche 
Theil der Gegenbeweisfchrift enthält daher nicht eine 
Replik, fondern nur eine Motivirung der negativen 
Beantwortung des 1. Abfchnittes des 24. Beweis- 
artifeld. Sind nun auch in Folge der Zugeftändniffe 
des Klägers in den Gegenbeweisartifeln 22. 31. 35. 
und 43. die auf die Tage der Zahlungen bezüg- 
lichen Negationen in der Einlaffung auf-den 24. Be- 
weidartifel bei pet. 1. c. 9. 11. 13. und 17. nicht 
weiter zu beachten, fo behält doch das Leugnen jenes 
erften Abfchnittes von Beweisartifel 24., das ift 
das Leugnen der Behauptung der Bellagten, daß bie 
zugeftandenen Zahlungen außer den in der Klagbeis 
fuge verzeichneten gemacht worden feien, nad wie 
vor feine Geltung. Insbefondere ift auch die Beflagte 
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der Rothwendigleit des Nachweifes biefer Behauptung 
nicht dadurch uͤberhoben worden, daß ber Kläger in 
der Klagbeifuge B. die vier in Rebe ftehenden Be- 
träge von zufammen 1650 Thleın. —⸗ —» unter 
Beifügung von Daten feinem Schuldner gutgefchrieben 
hat, welche nicht den Tagen entiprechen, in welchen 
nad) den jegt übereinftimmenden Auslaffungen der 
Parteien gleiche Beträge von R. an den Kläger ge 
zahlt worden find. Denn wenn, wie oben ausgeführt 
worden, der Aläger überhaupt zu Angabe dieſer Zah⸗ 
lungstage nicht verbunden geweſen, fo ift auch bie 
Bellagte nicht berechtigt, daraus, daß der Kläger die 
Tage, an welchen er die gezahlten Beträge feinem 
Schuldner gutgefchrieben, in jener Beifuge verzeichnet 
hat, einen procefjualen Bortheil, und namentlich die 
Gonfequenz abzuleiten, daß fie gerade in Betreff der 
Hauptaufgabe ihres Beweifes, der behaupteten Mehr⸗ 
zahlungen, mit der Beweislaft verſchont werde. 
Bielmehr ift die Beflagte, damit fie dieſe Aufgabe in 
Betreff der unter d. gedachten Beträge mit Erfolg 
löfe, wegen dieſer Beträge den bei dem erſten Ein- 
laffungspunfte des 24. Beweisartifeld BL. — referir- 
ten Eid zu leiften verbunden. Rüdfichtlich der För—⸗ 
melung dieſes Eides ift noch Folgendes zu bemerken: 
Da dermalen darüber, daß die fraglichen vier Beträge 
von R. an den von ber Beklagten angegebenen 
Tagen an Klägern gezahlt worden, Einverftänpniß 
unter den Parteien obwaltet, und der Schwerpunkt 
des Streited lediglich in der Frage über die Iden— 
tität oder Nichtidentität dieſer Zahlungen mit 
den von Klägerm an anderen Tagen (7. 11. 5. und 
30. April 1865) feinem Schuldner gutgefchriebenen 
gleich hohen Beträgen liegt, fo ift, um dieſen Schwer- 
punkt möglichft zu bezeichnen, ber Eid infoweit, 
unter Benugung ber in dem Gegenbeweife von dem 
Kläger gemachten Angaben, direct auf den von der 
Beklagten behaupteten Dualismus der Zahlungen von 
400 Thlen. — —⸗, 500 Thlen. —= —, 250 Thlen. 
—, — + und 500 Thlın. — —⸗ gerichtet worden. 
Ueberdies war, weil in der Alagbeifuge B. an zweien 
der hiernach in ven Eid mit aufzunehmenden Tagen noch 
größere Beträge, als die jegt zunächft in Frage ftehen- 
ven, dem Ehemanne der Beklagten gutgejchrieben 
werben (nämlih am 11. April außer den in Rebe 
ſtehenden 500 Thlen. —⸗ —⸗ noch eine Poſt von 
1000 Thlen. —⸗ —» und am 30. April zwei Zah⸗ 
lungen von je 500 Thlen. — —⸗) auch hierauf bei 
ber Eidesförmelung mit Rüdfiht zu nehmen, damit 
burch Leiftung des Relateides, wenn ſolche vor fich 
gehen follte, in zweifellofe formelle Gewißheit ge- 
fept werde, daß R. an den Kläger im Ganzen 1650 
Thlr. —⸗ —s mehr gegahlt habe, ald von dem letz⸗ 
teren dem erfteren gutgeſchrieben worden.“ 


Demgemaͤß wurde zu a. und b. confirmatoriſch 
auf die betteffenden Delat- und Relateide erkannt, 
zu c. ber Ausfluchtsbeweis für gelungen angeſehen, 
zu d. aber ein Relateiv de credulitate dahin der 
Beflagten zuerkannt, „daß ihr Ehemann fowohl am 
1. April 1865, ald aud am 7. deſſelben Monats 
den Betrag von je 400 Thlrn. — —, ferner fowohl 
am 22. April 1865 den Betrag von 500 Thlen. —⸗ 
—, als auch am 11. deffelben Monats die Summe 
von 1500 Thlen. —- —» ıc. baar an den Kläger 
bezahlt habe’, und endlich beftimmt, daß „Bellagte, 
die Leiftung fämmtlicher den Parteien yuerfannten 
Eide vorausgefegt, den nach orbnungsmäßiger Buchung 
der unter A. und B. vorher gedachten Zahlungen, 
auch) entfprechender Reduction der in die Klagbeifuge 
B. mit aufgenommenen Zinfen zu Gunften Klägers 
aus der gedachten Klagbeifuge für den 1. Januar 
1867 fich ergebenden Minderfaldo nebft Berzugszinfen 
zu 5 v. H. von Zeit der erhobenen Klage an dem 
Kläger zu bezahlen ſchuldig, dagegen in Betreff des 
Mebrgeforderten von der erhobenen Klage zu entbin- 
den fei”. Im letzterer Beziehung wurde in ben 
Rationen bemerkt: „Man habe davon abgefehen, 
bie Beträge, um welche in Folge der theils bedingten, 
theils unbedingten partiellen Loszaͤhlungen das Libellat 
zu mindern fei, in Ziffern auszudrüden. Denn felbft- 
verftändlich müßten, foweit wirkliche Mehrzahlungen 
bed R. bereits ald conftatirt anzufehen, oder noch 
durch Leiftung der Relateide der Bellagten, eventuell 
Nichtleiſtung des Delateides des Klägers, noch nach⸗ 
gewiejen würben, diefe Mehrzahlungen an ven Tagen, 
wo fie bewirkt worden, dem Schuldner guigefchrieben 
werden, was ohne Weiteres, namentlich auch wegen 
der in Folge deflelben fich mindernden Zinfenverbind- 
lichfeit des ꝛc. R., eine Umgeftaltung des ganzen 
Gontocorrente zur Folge haben müffe. Die Aufftel- 
lung. ded neuen Rechnungswerfes werde ſich, da 
nöthig, in der Erecutionsinftanz, nad) Befinden durch 
Zugiehung eines Rechnungsverftändigen, leicht bewir- 
fen laſſen.“ 

Wider die zu c. getroffene Beftimmung ward von 
dem Kläger, wider bie Dispofition zu d. und na— 
mentlich gegen die Förmelung des zu d. erfannten 
Relateives won der Beklagten appellirt. 

Das Königl. Oberappellationsgericht refors 
mirte hierauf (Detober 1869) unter Beachtung von 
Klägers Appellation, indem es zu c. auf zwei relata 
zu den betreffenden Gegenbeweisartifeln des Inhalts 
erfannte: „daß Kläger dem Ehemanne ver Beflagten 
am 8. Februar 1865. 500 Thle. — — gegen das 
Verfprechen der Rüdzahlung nach Ablauf von zehn 
Tagen und der Berzinfung zu 74 v. H. ald Darlehn 
ausgezahlt, und der Ehemann der Bellagten am 





28. März 1865. 500 Thlr. —⸗ — und 5 Thlr. 
6 Ngr. —» mit dem Bemerfen, daß damit die ange: 
gebene Darlehnsfhuld fammt Zinfen getilgt werben 
folle, ihm, dem Kläger, bezahlt habe, und „daß er 
dem Ehemanne der Beklagten am 31. Januar 1865. 
500 Thlr. —= —» gegen das Berfprechen ber Rüd- 
zahlung nad Ablauf von 15 Tagen als Darlehn 
ausgezahlt, und der Ehemann der Bellagten am 
11. Mai 1865. 500 Thlr. —» — » mit dem Bemer- 
fen, daß damit die angegebene Darlehnsſchuld getilgt 
fein folle, ihm, dem Kläger, bezahlt habe”. Füuͤr den 
Fall’ der Leiftung diefer Relateive warb in Anfehung 
der Beträge an 500 Thlen. — —, 5 Thlın. 6 Nor. 
—- und 500 Thlen. — — der unternommene Aus⸗ 
fluchtöbeweis für verfehlt erflärt. Die Appellation 
der Bellagten war ohne Erfolg. 

In den Rationen warb bezüglich ber beftätigenben 
Entfcheidung auf das Präjudiz in den Annalen des 
K. Oberappellationsgerichts, N. F. Br. 5. ©. 509. 
verwiefen, zu dem reformatorifchen Theile des Er- 
fenntniflied dagegen Folgendes bemerft: 

„Die Appellation des Klägers hat die von ber 
vorigen Inftanz Bl. — unter c. angegebenen Mehr- 
zahlungen zum Gegenftande und ift namentlich 
gegen die in den Rationen Bl. — flg. aufgeftellte 
Anficht gerichtet, daß die Behauptungen des Klägers 
in den Gegenbeweisartifeln 17. bis 19. Bl. — flo. 
und 47. bis 50. Bl. — flg., es ſeien diefe Zahlungen 
auf andern Schuldforderungen geleiftet worden, als 
eine Replif zu betrachten fei, welche in dem erften 
Verfahren habe vorgejhügt werben müflen, wenn 
ihre Ausführung in dem Gegenbeweife habe geftattet 
fein follen. Man hat die Appellation des Klägers 
in ber gegenwärtigen Inſtanz aus nachftehenden 
Gründen nicht für unbeadhtlich anfehen fünnen. 

Da die Replif, im eigentlichen Sinne des Wor- 
te, die Beziehung auf irgend einen Thatumftand ift, 
durch welche die der Klage entgegenftehende Exception, 
ihrer rechtlichen Begründung ungeachtet, wieder be— 
feitigt wird, fo fann die Behauptung des Klägers, 
eine ercipirte Zahlung fei nicht auf die geflagte, fon» 
dern auf eine ihm an den Beflagten zuftehende andere 
Forderung geleiftet worden, nicht ald eine Replif be 
trachtet werden. Denn dur Zahlung (Erfüllung) 
erlöfcht die Forderung nur dann, wenn ber Schuldner 
die gefchuldete Summe entweder mit der ausbrüd- 
lichen Beftimmung, daß die Forderung damit bezahlt 
(erfüllt) werden foll, oder wenigftens unter Berhält- 
niffen leiftet, unter welchen die Abficht, die Forderung 
zu bezahlen (zu erfüllen), anzunehmen ift. Ercipirt 
nun aber der Bellagte Zahlung (Erfüllung) und be- 
hauptet der Kläger, es fei nicht die geflagte, ſondern 
nur eine andere Forderung bezahlt (erfüllt) worden, 
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fo liegt darin nicht eine Neplif, d. h. die Behaup⸗ 
tung, 8 jei die Zahlung (Erfüllung) zwar an ſich 
begründet, jedoch wegen eines befonderen Umftandes 
für den vorliegenden Fall ausgefchloffen, fondern nur 
eine thatfächlich colorirte Berneinung, daß die geflagte 
Forderung bezahlt (erfüllt) fei. 

Der nachftehende Geſichtspunkt, welcher mit den 
88. 976. bis 980. des bürgerlichen Gefegbudhs in 
Uebereinftimmung fteht, ift namentlich; maaßgebend 
für die Frage, ob, wenn der Aläger Zahlung (Erfüls 
fung) unter dem Anführen verneint, daß er neben 
der geflagten Forderung noch eine andere Forderung 
gehabt habe, welche bezahlt (erfüllt) worden fei, die 
Exception der Zahlung (Erfüllung) für zugeftanden 
zu betrachten und auf den Beweis der von dem Klä- 
ger behaupteten Mehrheit der Forderungen zu inter 
loquiren oder wenigftens, wenn ed des Beweiles der 
Erception bedürfen follte, dem Kläger die Ausführung 
der behaupteten Mehrheit der Forderungen für den 
Gegenbeweis vorzubehalten ſei. Nach der richtigen 
Anficht ift nämlich Beides zu verneinen. Man fann 
dahingeftellt fein lafen, ob gegen die Ausflucht der 
Zahlung (Erfüllung) eine Replif überhaupt denfbar 
fei (die Fälle wenigftend, wo der Kläger behauptet, 
es fei mit fremdem Gelde bezahlt, oder es fei die in 
solutum gegebene Sache eine fremde gewefen, würs 
den nicht dahin zu zählen fein), aber foviel beruht 
außer allem Zweifel, daß die Zahlung (Erfüllung) 
einer Forderung nicht die Zahlung (Erfüllung) einer 
anderen Forderung fein fann. Iſt aber biefes der 
Fall, fo fann auch die Behauptung des Klägers, er 
babe außer der geflagten Forderung noch eine andere 
gehabt, welche jedoch bezahlt (erfüllt) worben jei, 
nicht geeignet fein, die Exception des Beflagten, daß 
die geflagte Forderung bezahlt (erfüllt) fei, zu ent⸗ 
fräften. Jene Behauptung des Klägers hat auf die 
Entjcheidung gar feinen Einfluß, fie mag wahr ober 
nicht wahr fein. Iſt fie nämlich wahr, fo folgt dar⸗ 
aus, daß ber Bellagte eine andere Forderung bezahlt 
(erfüllt) bat, nicht, daß die geflagte Forderung nicht 
bezahlt (erfüllt) fei. IA fie unwahr, jo folgt daraus, 
daß der Kläger behauptet, er habe eine Forderung 
an den Bellagten gehabt, welche bezahlt (erfüllt) wor- 
den fei, nicht, daß auch die geflagte Forderung bezahlt 
(erfüllt) fei. 

Alles dies gilt, wenn der Beklagte beweift, daß 
er die geflagte Forderung bezahlt (erfüllt) habe. 
Anders geftaltet fih aber das Berhältnig, wenn er 
nicht direct die Zahlung (Erfüllung) der geflagten 
Forderung beweift, fondern auf Thatſachen Bezug 
nimmt, aus welchen zu folgern ift, daß die geflagte 
Forderung bezahlt (erfüllt) fei, 3. B. wenn Jemand, 
welcher mit einem Andern in einem Contocorrents⸗ 
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verhaͤltniſſe ſteht, eine Zahlung leiſtet, ohne die Schul, 
welche er damit tilgen will, namentlich zu bezeichnen. 
In dieſem Falle beruht der Beweis auf einer Schluß» 
folgerung, nämlich der: der Bellagte hat eine Zah— 
lung geleiftet; daß der Kläger aufer ber geflagten 
Forderung noch eine andere gehabt habe, Liegt nicht 
vor, mithin ift anzunehmen, daß die geflagte Forbe- 
rung bezahlt (erfüllt) fei. Gruͤndet der Beflagte den 
Beweis der Zahlung (Erfüllung) auf eine ſolche 
Schlußfolgerung, fo verfteht es fi von ſelbſt, daß 
dem Kläger unbenommen ift, feinen Gegenbeweis auf 
Thatſachen zu richten, welche dem Beweife die Grund» 
lage entziehen, auch wenn er biefelben nicht ſchon in 
dem erften Verfahren zur Sprache gebracht hat. Denn 
ber Beflagte ftügt feinen Beweis auf Thatſachen, aus 
deren Borhandenfein gefchloffen werden fol, daß 
gerade die geflagte Forderung bezahlt (erfüllt) fei, 
und der Kläger unternimmt einen birecten Gegen- 
beweis, wenn er auf Momente Bezug nimmt, durch 
welche der fünftliche Beweis geſchwaͤcht oder gaͤnzlich 
entfräftet wird. Gefchwächt wird nämlich der Bes 
weis bed Beklagten in dem vorausgefegten Falle, 
wenn der Kläger in feinem Gegenbeweife darthut, 
daß ihm zu der Zeit, wo der Bellagte Zahlung ges 
leiftet hat, neben der geflagten Forderung noch andere 
Forderungen zugeftanden haben, auf welche die Zah— 
lung nad $. 979. des bürgerlichen Gefegbuchs ver- 
hältnigmäßig mit zu rechnen gemwefen ſei. Entfräftet 
wird der Beweis ded Beklagten, wenn ber Kläger in 
dem Gegenbeweife barthut, daß die Zahlung nad) 
dem $. 978. des bürgerlichen Geſetzbuchs auf eine 
andere Forderung, als die geflagte, geleiftet oder an= 
genommen worben fei, oder daß ihm noch andere 
Forderungen zugeftanden haben, auf welche bie Zah— 
lung nad) 8. 979. und 980. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zumächft zu rechnen geweſen fei. 

Der Einwand, welcher mit Hinficht auf den vor- 
liegenden Fall gemacht werben fünnte, naͤmlich es 
habe der Kläger feine Klage auf die Rechnung 
Bl. — flg. geftügt und es fei in dem Contocorrent- 
verhältniffe unzuläffig, eine einzelne Poft aus ihrem 
Zufammenhange zu reifen und zum Gegenftande einer 
befonderen Klage zu machen, ift unbegründet, weil 
daraus, daß zwei Perfonen in einem Contocorrents 
verhältniffe ftehen, nicht folgt, daß fie neben dieſem 
BVerhältniffe nicht noch andere Gefchäfte mit einander 
gemacht haben konnen, des Umftandes nicht befonders 
zu gedenken, daß die Beklagte BI. — flg. ercipirt hat, 
ihe Ehemann habe neben der Gefchäftsverbindung, 
für welche fie fi verbürgt gehabt hat, noch in einer 
anderen Gejhäftsverbindung mit dem Kläger geftan- 
ben, welche von ihrer Bürgfchaft ausgefchlofien ge- 
weſen ift. 


Aus diefen Gründen hat man Bedenken getragen, 
der Anficht der vorigen Inftanz, daß die Gegen- 
beweisartifel 17. bis 19. Bl. — flg. und 47. bis 50. 
Bl. — fig. als eine Replif zu betrachten feien, deren 
ber Kläger verluftig fei, beizutreten. Da ber Kläger 
die hier in Frage ftehenden Mehrzahlungen in feiner 
Einlaffung auf den 24. Berweisartifel geleugnet und 
den ihm darüber angetragenen Eid angenommen, bie 
Beflagte dagegen die Gegenbeweisartifel 17. bis 19. 
47. bis 50. in den enticheidenden Theilen geleugnet 
und ben ihr darüber angetragenen Eid Bl. — zurüd- 
gegeben hat, fo fand man für angemefien, die Ent- 
ſcheidung von dem zurüdgegebenen Eide über bie 
Gegenbeweisartifel abhängig zu machen, weil durch 
diefen Eid alle wefentlichen Thatumftände in Gewiß- 
heit gefeßt werben, während, wenn ber Eid über den 
24. Beweisartifel mit dem Eide über die angegebenen 
Beweisartifel combinirt worden wäre, der Sinn des 
Eides weniger Mar und für den juraturus weniger 
verftändlich gewefen wäre. Die Differenz in ber 
Angabe des Tages der Zahlung der Bl. — aufgeführ- 
ten zweiten und dritten Poft, indem an ber angege- 
benen Actenftelle der 27. März 1865, in ben Gegen⸗ 
beweisartifein 18. und 19. aber der 28. Mär; 1865 
als Zahlungstag genannt wird, hindert nicht, Iden- 
tität beider Zahlungen anzunehmen, weil die Beklagte 
nirgends darauf Bezug genommen hat, daß fowohl 
am 27., ald aud am 28. Mär; 1865 ein gleich 
hoher Betrag von 505 Thlen. 6 Nor. —⸗ bezahlt 
worden fei. 

Eines befonderen Ausfpruchs, welchen Einfluß 
die Leiftung des dem Kläger zuerfannten Relateides 
auf das Schuldverhältniß der Beklagten habe, bedurfte 
es mit Hinfiht auf die von der vorigen Inftanz 
BI. — flg. getroffene zweckmaͤßige Anorbnung nicht.” 


52. 
Der Umftand, daß auch der Principal fi im 
Befig von Schlüffeln zu dem Gafjenfchranf be: 
funden, befreit an fi den Gaffirer noch nicht 
von der Verpflichtung, die Nichtigkeit der 
Gaffe zu vertreten. 
Mitgetheilt von 

Herrn ®, in F. 

E. Flagte bei dem Handeldgericht in X. wider 9. 
auf Rüdzahlung einer von ihm dem legteren für deſſen 
Gaffirer St. beftellten Caution. Beide Theile waren 
darüber einverftanden, daß St. in dem Gejchäft des 
Bellagten bis zum 20. Mai 1868 als Gaffirer funs 
girt, während feiner Function aber das Caſſabuch 


geführt, die in letztetem unter „Soll“ verzeichneten 
Beträge indgefammt im Namen und Auftrag des 
Bellagten vereinnahmt und die im „Haben“ auf- 
geführten Summen im Namen und Auftrag des 
Beklagten verausgabt, und daß nad dem für den 
30. April 1868 bewirkten Abſchluß des von ge- 
nanntem St. geführten Eafjabuchs die Einnahme die 
Ausgabe um den Betrag von 254 Thlen. 20 Ngr. 
4 Pf. überjtiegen habe. Kläger geftand dabei zu, 
daß bei dem Abgang des Caſſiter St. mehr nicht als 
26 Thle. 12 Nor. 3 Bf. in Caſſa ſich befunden habe, 
daß dieje in dem Eafjaconto gebucht feien, und daß 
unter Berüdjichtigung dieſes Betrages das Einnahme» 
conto dad Ausgabeconto um 254 Thlr. 20 Ngr. 4 Pf. 
überftiegen habe. Der Bellagte erllaͤrte fich zur Her- 
ausgabe des dieſes Manco überfteigenden Theiles der 
Gaution bereit, zahlte auch denfelben fofort an den 
Kläger aus, verweigerte aber Rüderftattung des 
Ueberreftes, ald des Betrages des von dem Kläger 
ald Gautiondbefteller zu vertretenden Manco; wogegen 
der Kläger dieje Vertretungspflicht hauptjächlih um 
deswillen von ſich ablehnte, weil auch der Beflagte 
im Befig der Schlüffel zu dem Caſſenſchrank gewefen 
und aus demjelben Geld, auch in Abwefenheit des 
Gajfirer St., herausgenommen habe. Die Wahrheit 
dieſer lepteren Behauptung ſuchte der Kläger durch 
(im Wege des Compromiſſes fofort abgehörte) Zeugen 
nachzuweiſen. 

Die erſte Inſtanz entband hierauf unter ſpeciellerem 

Eingehen auf die Ausſagen der Zeugen den Beklagten 
wegen des allein noch in Streit befangenen Manco— 
betrages an 254 Thlr. 20 Rgr. 4 Pf. von ber ers 
hobenen Klage. 
. Das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
beftätigte auf Appellation des Klägers im Mai 1869, 
indem ed in den Öründen unter Anderem Folgendes 
bemerfte: 

„Wer Geld oder Geldeswerth im Auftrag eines 
Dritten vereinnahmt, bat das BVereinnahmte, mins 
deſtens bei Beendigung des Auftragsverhältniffes, 
abzuliefern, dafern er nicht ausfluhtsweife Um- 
fände darlegt, welche ihn von dieſer Verpflichtung 
ganz oder theilmeife zu befreien geeignet find. Dieſe 
Verbindlichkeit würde St. auch dann getroffen haben, 
wenn er gar nicht in einem bleibenden Dienftverhält- 
niffe zu dem Kläger geftanden, fondern nur in Folge 
eined vorübergehenden Auftrags dem Incaffo der 
Außenftände ded Beklagten fi unterzogen hätte. 
Es fann daher nicht als zutreffend angejehen werben, 
wenn der Kläger Bl. — eine Verhaftung St.'s um 
deswillen beftreitet, weil dieſelbe daraus noch nicht 
folge, daß er das Gaffenconto geführt habe, und als 
Eaffirer engagirt geweien fei. Es würde vielmehr 
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St. auch ohne die Exiſtenz dieſer beiden Momente 
wegen des für Rechnung Klägers Vereinnahmten zu 
haften haben, und ift, wenn er, beziehentlich an feiner 
Stelle jegt der Kläger, behauptet, daß ihm die Erfül- 
lung des dem Bellagten zuftändigen Anſpruchs auf 
Ablieferung des Saldo unmöglich geworden fei, nad) 
$. 731. des bürgerl. Geſetzbuchs diesfalls eine Ber- 
ſchuldung, St.'s fo lange zu vermuthen, als nicht 
bewiejen wird, daß die Unmöglichkeit von dem Berech⸗ 
tigten verfchuldet fei, oder in einem Zufall ihren 
Grund habe. Zu Führung eines ſolchen Nachweijes 
fann aber das, was nach diefer Richtung hin von 
dem Kläger beigebracht, beziehentlich von den Zeugen 
beftätigt worden ift, feineswegs genügen. In welcher 
Weife St. das von ihm für den Bellagten verein- 
nahmte Geld aufbewahren wollte, war an ſich ledig. 
lich St.s Sache. Wäre er felbft darauf angewiefen 
geweien, das Geld in einen Gaffenfchranf niederzu⸗ 
legen, welcher auch dem Bellagten zugänglich war, 
fo würde doch vorausſetzlich auch in diefem Falle es 
St.'n möglich gewejen fein, die von ihm zu vertres 
tende Baarſchaft in einem befonderen, den Zugang 
jedes Dritten ausſchließenden Behältniffe in jenem 
Scranfe zu verwahren. Ließ aber St. von Ergrei⸗ 
fung einer ſolchen Vorſichtsmaaßregel durch dienftliche 
Rüdfichten auf feinen Principal, oder aus fonft einem 
Grunde, fi) abhalten, und jeßte er, obwohl er wußte, 
daß der Deflagte zu der an legteren noch nicht abge 
lieferten, alfo noch von St. zu vertretenden, Baar» 
haft gelangen könne, gleihwohl das Vertragsver⸗ 
hältniß in unveränderter Weife fort, fo unterwarf er 
ih auch damit den aus der Vorjchrift von $. 731. 
eit. wider ihn fich ergebenden nachtheiligen Gon- 
fequenzen. Ueberdies darf daraus allein, daß dem 
Beklagten die Füglichkeit geboten gewejen, Geld aus 
St.'s Caſſe herauszunehmen, noch nicht ohne Weite 
res gefolgert werden, daß der Bellagte von biefer 
Füglichfeit Gebrauch gemacht habe; und wollte Man 
auch legtered auf Grund der Zeugenausfagen im 
Allgemeinen ald erwiejen annehmen, fo würde doch 
immer St. von der an fi ihm obliegenden Haftung 
nicht überhaupt, jondern nur nad) Höhe des Betrages 
liberirt worden jein, welchen der Bellagte wirklich 
herausgenommen hat, aljo namentlidy auch in Betreff 
ber Beyifferung des Betrages, nachdem ihm die Er- 
füllung feiner Mandatspflicht ohne Schuld unmöglich 
geworden, den Kläger die Laſt eines Beweijes treffen, 
welchen er nad} diefer Richtung hin anzutreten gar 
nicht verjucht hat. Wie zweifellos bie bloße Thats 
fache, daß ohne St.'s Verfhuldung der Schranf eine 
Zeitlang offen geftanden, St.'n von feiner Haftpflicht 
nicht befreien fonnte, fondern hierzu der Beweis, 
daß und wieviel Geld während jener Zeit aus dem 
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Schranke herausgenommen worben fei, hinzu treten 
mußte, fo bat daſſelbe auch in dem vorliegenden — 
infoweit ganz gleichen — Falle zu gelten und muß 
bemgemäß die Replif des Klägers ſchon um beswillen, 
weil er den Betrag des von Bellagtem herausgenom⸗ 
menen Geldes nicht bezeichnet hat, für unfchlüfftg 
angejehen werben. Endlich würde, wenn Bellagter 
Geld aus St.'s Eaffe genommen hätte, ohne — wie 
nah Bl. — geſchehen zu fein ſcheint — St.'n hier- 
von Mittheilung zu machen, der Bellagte offenbar 
fih einer ftrafbaren Handlung ſchuldig gemacht zu 
haben. Much dies barf nicht präfumirt werden.” 

Auh das Königl. Oberappellationsgericht 
beftätigte (September 1869). Nach Vorausſchickung 
eines thatſaͤchlichen Refume wurde in den Gründen 
bemerft: 


„— — Sonach fteht unter den Parteien feft, 
daß bei dem Abgang St.'s aus dem Geſchaͤfte des 
Beklagten in der von ihm verwalteten Eaffe ein Manco 
von 254 Thlen. 20 Nor. 4 Pf. vorhanden war, und 
es handelte ſich daher zunächft nur darum, ob dieſes 
Manco im Zweifel von St. zu vertreten fei. Auch 
in gegenwärtiger Inſtanz hat man aber fein Beden⸗ 
fen tragen können, eine folche Vertretungsverbindlich- 
feit anzunehmen. 


Rah den vorftehends erwähnten Zugeftändniffen 
Klägers hat St. im Auftrag des Beflagten die im 
Caſſabuch notirten Einnahmepoften wirflich verein» 
nahmt. Er hatte mithin auch diefe Beträge fpäteftens 
bei Beendigung des fraglichen Auftragsverhältmifies 
an Bellagten abzuliefern, und von feiner diesfallfigen 
Verpflichtung wurde er nur infoweit befreit, ald er 
nachweifen konnte, daß er die von ihm für Bellagten 
vereinnahmten Gelder im Intereſſe des Bellagten 
wieder verausgabt habe, oder daß fonft Umftände 
eingetreten feien, welche ihn der Verbindlichkeit zur 
Herausgabe des Bereinnahmten überhoben. Daß er 
dagegen, wie Kläger Bl. — behauptet, feiner Ber 
tretungspflicht micht fchon dadurch Genüge geleiftet, 
daß er die vereinnahmten Gelder in den Caſſaſchrank 
einlegte, bedarf Feiner weiteren Ausführung. Der 
ihm ertheilte Auftrag dauerte jo lange fort, als er 
die ihm übertragene Function eines Caſſirers befleis 
bete, und die Einlegung der vereinnahmten Gelder 
in den Caſſaſchrank fteht nicht einer Ablieferung der⸗ 
jelben an den Bellagten glei, und zwar auch dann 
nicht, wenn Letzterer in der That ebenfalls Zugang 
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zu dem gedachten Schrante gehabt hätte. Man fann 
dabei dahin geftellt laffen, ob St. nad) dem ganzen 
Geſchaͤftsgang factifch in der Lage gewefen fein würde, 
die von ihm eingenommenen Gelder in dem Gaflen- 
ſchrank ſelbſt oder außerhalb defielben fo zu verwah- 
ven, daß dem Bellagten die Möglichkeit eines Zugan- 
ges zu biefen Geldern entzogen geweien wäre. Denn 
hätte auch eine derartige Verwahrung außer den 
obwaltenden Umftänden gelegen, fo wurde doch da⸗ 
dur immer St.'s Bertretungsverbindlichkeit nicht 
alterirt und er hat es lediglich fich felbft zuzuſchreiben, 
wenn er babucch, daß er unter den beftehenden Ber- 
hältnifien den ihm ertheilten Auftrag übernahm und 
beziehentlich fortführte, in eine für ihn weniger gün- 
ftige Lage verfeßt wurbe. 

Ueber die Führung des ihm übertragenen Gejchäfts 
hatte demnächft St. dem Bellagten ald Gefchäftsheren 
in Gemäßheit $. 1393. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
Rechnung abzulegen. Diefer Obliegenheit ift auch 
derjelbe dadurch nachgefommen, daß er in dem von 
ihm geführten Caſſabuch für den 30. April 1868 
einen Rechnungsabichluß gemacht bat, und wenn 
nun bei diefem Rechnungsabſchluß ſich ergeben hat, 
daß die Ausgaben duch die Einnahmen um 254 
Thlr. 20 Nor. 4 Pf. überftiegen worden jeien, fo 
liegt darin zugleich das Anerkenntniß St.'s, daß er 
diefen Betrag noch an den Bellagten abzuliefern, 
beziehentlich denfelben zu vertreten habe. Allerdings 
würde St. und an feiner Stelle Kläger trop der 
bewirften Rechnungsablegung nad) $. 1396. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs berechtigt fein, etwa weg⸗ 
gelafiene Ausgabepoften noch gegenwärtig geltend zu 
machen und dadurch feine Vertretungsverbindlichkeit 
zu befeitigen oder wenigftend quantitativ zu mindern. 
Allein zu Erreihung diejes Zweds mußte Kläger 
fpeciell darlegen, welche Ausgabepoften bei der Redh- 
nungsablegung unberüdfichtigt geblieben feien, und 
nad) diefer Richtung hin hat Kläger nichts beigebracht. 
Er beichräntt fi vielmehr auf die allgemeine Be 
hauptung, daß auch Bellagter felbft aus dem Gaffa- 
ſchranke Gelder herausgenommen habe, ohne zugleich 
des Näheren anzugeben, nad; welchen Beträgen 
folches gefchehen fei, und wenn man daher auch jenes 
allgemeine Vorbringen als durch die Ausfagen der 
abgehörten Zeugen conflatirt anzufehen hätte, fo 
würde doch damit für ben Kläger noch nichts ge 
wonnen fein, dba ed an jedem Anhalt dafür gebricht, 
worin die fraglichen Beträge beftanden haben.” ıc. 
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Ueber Abbreviaturen auf Wechfeln. — Traffiren 
eined Wechfeld auf mehrere Perſonen. 


Mitgetheilt von 
Heren 8, in ®. 


Earl Auguft Gr. und Anna verehel. P., ald durch 
Firmenzeugniß legitimirte Inhaber der Firma: Gr. 
und F., erhoben aus folgendem Wechfel: 

B., den 9. Febr. 1867. Pr. Thlr. 1240. — —Cir. 
Ultimo Mai cts. zahlen Sie gegen diefen Prima 
Wechſel in solidum an die Ordre von uns felbft 
die Summe von 
Thaler zwölf Hundert vierzig Courant, 
den Werth in uns felbft und flellen es auf Rech— 
nung laut Bericht. 
Herrn Carl B. in ©. 
Herrn Carl H. in ©. 
Herrn €. 9. 3. in ©. 
welcher von den Bezogenen durch folgende auf den 
Wechſel in die Quere gefchriebene Erflärung: 
„Angenommen 
Garl B. 
Garl 9. 
C. 9. 3." 
acceptirt worden war, gegen zwei der Acceptanten, 
Earl B. und Earl H., Klage auf den nad) Abrech- 
nung geleifteter Abfchlagszahlungen verbliebenen Reft- 
betrag von 471 Thlen. 18 Ngr. —» fammt Zinfen 
und Koften, indem bie zulegt genannten zwei Accep⸗ 
tanten zwar die auf fie felbft fallenden zwei Dritt- 
theile der verfchriebenen Wechfelfumme bezahlt hatten, 
jedoch fich weigerten, das dritte, auf C. A. 3. ent- 
fallende Dritttheil zu bezahlen. In dem anberaumten 


Gr. und 8. 
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1870. 


Verhörstermine erfchien Feiner der Beflagten. Der 
Kläger Bevollmäcdhtigter beantragte Hauserpebition. 
Man begab fi) demgemäß in die Wohnung des Mit- 
beffagten H., welcher heimifch betroffen wurbe, und 
in deffen Begleitung in die Wohnung des Mitbeflag- 
ten B., welcher abwefend war. Der Bevollmächtigte 
ber Kläger erflärte nun, daß er die Klage zunächk 
auf den anmwefenden H. allein befchränfe und von 
bemfelben die Zahlung des hiquidi fordere. Nach 
Borlegung des Originalwechſels erflärte dieſer Be— 
klagte, daß er feinen auf dem Mechfel unter dem 
Worte: Angenommen flehenden Namen: „Earl H.“ 
eigenhändig gefchrieben habe, verweigerte aber Zah- 
lung, weil der Wechſel theils formwidrig, theils ge- 
faͤlſcht ſei, — formwidrig infofern, als darin die 
Angabe des Jahres fehle, in welchem gezahlt werben 
folfe, und ftatt deſſen eine verſchiedener Lesart fähige 
Abbreviatur ſtehe, gefälfcht aber infofern, als die 
Worte: in solidum (welche nicht auf, fondern über 
der Zeile ftanden) fpäter ohne fein Vorwiſſen hinzu- 
gefügt worben feien. Der hierauf vom Procefgericht 
ertheilte Befcheid verurtheilte den Bellagten auf Grund 
des von ihm ausgefprochenen Anerfenntniffes des 
Wechfeld unter Berwerfung der gegen die Gültigfeit 
beffelben vorgebrachten Einwendungen in ber Er- 
mwägung, daß die Zahlungsgeit auf einem Wechſel 
beftimmt genug bezeichnet fei, wenn ber Tag ber 
Zahlung darauf angegeben fei, und es ber Angabe 
der Jahreszahl nicht bevürfe (Annalen, III. ©. 250.), 
und daß die Beifügung der Worte: in solidum nad) 
8.81. der allgemeinen deutfchen Wechfelordnung ganz 
einflußlos ſei. 

Diefer Beicheid wurde auf Berufung des Beflag- 
ten, welcher Abweifung der Klage verlangte, von 
dem Königl. Appellationsgericht zu Baugen 





duch Erkenntniß vom 3. Mai 1869 aus folgenden 
Gründen beftätigt: 

„Dem Bellagten ift zuzugeben, daß diejenigen 
Grundfäge, nach welchen die Formrichtigfeit eines 
Tagwechfels, d. h. eines ſolchen, deſſen Zahlungszeit 
auf einen beftimmten Tag feftgefept worden ift, beur- 
theilt zu werben pflegt, wenn die Angabe des Zah- 
lungsjahres fehlt, auf den vorliegenden Fall nicht 
Anwendung leiden, weil auf dem der Klage zum 
Grunde gelegten Wechfel die Zeit, zu welcher gezahlt 
werben follte, nicht lediglich durdy Angabe eines Mo- 
natötages bezeichnet worden ift, ſondern hinter ders 
felben fid) noch Schriftzüge befinden, welche dem Zu: 
fammenhange nad) feinen andern Zwed haben fönnen, 
ald den, zur näheren Bezeichnung der Zahlungszeit 
zu dienen. Diefelben enthalten unzweifelhaft eine 
Abbreviatur. Diefer Umftand an fich würde ber 
Formrichtigkeit des Mechfeld feinen Eintrag thun. 
Da nämlich der Wechſelproceß, wie in $. 30. des 
Gefepes über den Schuldarreft und den Wechiel- 
proceß vom 7. Juni 1849 ausdrüdlich anerfannt 
wird, eine befondere Gattung des Erecutivprocefles 
ift, fo find die Grundfäge des legteren über die for- 
melle Integrität der Urkunde auch für den Wechfel- 
proceß maafgebend. Wie nun für den Erecutivproceß 
eine Urkunde durch Abbreviaturen, welche im Eon» 
terte derfelben vorfommen, nur dann unbrauchbar 
wird, wenn fie wejentliche Stellen der Urkunde be 
treffen und an fich unleſerlich oder unverſtaͤndlich 
find, 

vergl. Kori, Erecutivproceß $. 8. bei Anm. 49. 

ed. II. 

Gett, Erecutivproceß $. 8. ©. 51. bei Anm. 42. 
fo müffen aus dem nämlichen Gefichtspunfte auch die 
auf Wechfeln vorfommenden Abbreviaturen beurtheilt 
werden. Daß nun die in Frage ftehende Abbreviatur 
nach Art. 4. Nr. 4. der allgemeinen deutfchen Wechfel- 
ordnung einen weientlichen Theil des Wechſels — die 
Angabe der Zeit, zu welcher gezahlt werden ſoll, — 
betrifft, Fan nicht bezweifelt werden, allein unlefer- 
li oder unverftändlich ift fie nicht. Denn wie jene 
Schriftzüge dem Auge ſich darftellen, lieft Man die 
felben für: ets. Dies ift aber offenbar eine Abfür- 
ung für: „currentis“, wobei zur Vervollftändigung 
der Rede das Wort: „anni“ zu fuppliren ift, fo daß 
jene Abkürzung eine hinreichend verftändliche Angabe 
des Zahlungsjahres enthält. 

Die von Bellagtem gegen die Zuläffigfeit einer 
ſolchen Vervollftändigung eines nicht ausgefchriebenen, 
und Ergänzung eines fehlenden Wortes Bl. — ers 
hobenen Bedenken erfcheinen nicht durchſchlagend. 

Denn bei aller Anerkennung der formalen Ratur 
des Wechjelvertrags darf man doc; den Formalismus 
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nicht auf die Spitze treiben, fondern muß vielmehr, 
folfen nicht dem faufmännifchen Verkehr ungerecht 
fertigte Befleln angelegt werben, darauf Bedacht neh- 
men, die juriftifhe Strenge mit der Faufmännifchen 
Uebung in Einklang zu fegen und erftere durch Rüd- 
fiht auf legtere zu mildern. Run find aber im 
Wechſelverkehr, namentlich bei Bezeichnung der Zah- 
lungszeit, gewiſſe Abkürzungen, welche meiftentheils 
auch mit der gewöhnlichen Schreibweife übereinftim= 
men, jo gebräuchlich, daß fie präfumtiv von jedem 
Wechſelgeber und Wechfelnehmer verftanden werben. 
Deshalb hat man im Rechifprechen z. B. die Bezeich⸗ 
nung der Berfallzeit auf dem Wechfel nady dem Mo— 
natstage unter Hinzufügung der Buchftaben: „k. J.“, 
als einer gemeinverftändlichen Abkürzung für: „künfs 
tigen Jahres’, — 

vergl. Borchardt, die allgemeine deutſche Wechfel- 

ordnung, zu Art. 4. Nr. 4. Zufag 77. ed. IIL 

ja fogar eine gleiche Bezeichnung durch Hinzufügung 
der Buchftaben: „a. c.“, ald einer im Wechjelverfehr 
verftändlichen Abkürzung für: „anni currentis‘“, — 

vergl. Wochenblatt für merkwürdige Nechtsfälle, 

Jahrgang 1859, S. 167. — 

für eine hinreichend deutliche Beftimmung der Zah 
lungsgeit angefehen. Unter dieſe Gattung von Ab- 
breviaturen muß aud) die vorliegende um jo gewifler 
gerechnet werden, als hier das Wort: currentis jogar 
noch volljtändiger, als durch ein bloßes c, durch Hin- 
zufügung der Buchftaben: ts angedeutet worden ift. 
Daß aber nad) der Ausführung des Bellagten Bl. — 
das Wort: currentis, zu den vorhergehenden Worten: 
ultimo Mai bezogen, feinen Sinn giebt, ift gerade 
ein Beweis dafür, daß zur Bervollftändigung ber 
Rede das Wort: anni zu ergängen ift. Auch an dem 
Gebrauche der lateinifchen Sprache fann hierbei fein 
Anftoß genommen werden, da ed im Wechfelverfehr 
nicht minder üblich ift, bei Bezeichnung der Zahlungs 
zeit zum Theil lateinischer Worte fich zu bedienen, wie 
z. B. primo, medio, ultimo unter Beifügung des 
Monatsnamen. Wenn übrigens Bellagter die Ab» 
fürzung: ets nicht verftanden hätte, fo würde er 
fhwerlich, wie von ihm Bl. — eingeräumt worden 
ift, den dritten Theil der Wechjelfumme bezahlt 
haben. 

Auf die BI. — vorgebrachte Einrede der Faͤlſchung 
ift Bellagter in der Deduction feines Rechtsmittels 
zwar nicht zurüdgefommen. Indeſſen will man im 
Hinblid auf die allgemeine Faſſung der zweiten Be— 
ſchwerde Bl. — nicht unbemerft lafien, daß aud) 
diefer Einwand in gegenwärtiger Inftanz nicht für 
erheblich erachtet werden fonnte.e Denn aus der 
äußeren Beichaffenheit des Wechſels ift Feineswegs 
jofort erfennbar, daß die Worte: in solidum erft nad 





Annahme des Wechſels von Seiten der Bezogenen 
auf denfelben gefchrieben worben feien. Insbefondere 
fann die Stellung diefer Worte zwifchen den Zeilen 
als Beweis für deren fpätere Hinzufügung deshalb 
nichtgangefehen werben, weil fie nach den Raums 
verhältniffen der zur Ausfüllung des Formulars ge- 
laſſenen Lüde und der zur Ausfüllung dienenden 
Schrift auf den fortlaufenden Zeilen feinen Pla 
hatten. Die Ausführung der gedachten Einrede würbe 
dahet jebenfalld in die Wiederflage gehören. Aber 
auch hierzu fehlt die materiell rechtliche Unterlage, da 
durch Hinzufügung jener Worte der Umfang der 
Wechjelverpflichtung in feiner Weife verändert wurde. 
Denn aud) wenn der fragliche Zufag gänzlich fehlte, 
würde ed nach den Haren Vorſchriften des Art. 81. 
ber allgemeinen deutſchen Wechſelordnung außer Zweifel 
beruhen, daß jeder der drei Mitunterzeichner des Ac— 
cepts für Alles haftet, was der Wechielinhaber wegen 
Nichterfüllung der Wechfelverbindlichfeit zu fordern 
bat, daß der Wechjelinhaber fich wegen feiner ganzen 
Forderung an den Einzelnen halten fann und es in 
feiner Wahl fieht, welchen Wechfelverpflichteten er 
zuerſt in Anfpruch nehmen will.” 

Gegen diefes Erfenntniß wendete Bellagter Be- 
rufung ein, worauf das Königl. Oberappella- 
tionsgericht unter dem 2. Juli 1869 dahin er- 
fannte: 

„Daß es bei diefem Urthel und dem dadurch be- 
fätigten Beicheide Bl. — nicht zu laffen, fondern es 
bat der Kläger Suchen in der angebrachten Maaße 
nicht ftatt, und find diefelben die in erfter Inftanz 
verurfachten Proceffoften dem Beflagten zu erftatten 
ſchuldig. 

Die durch die Berufung Bl. — nicht minder die 
durch das jetzt erledigte Rechtsmittel verurſachten 
Koſten werden unter den Parteien gegen einander 
aufgehoben.” 

Die Entfheidungsgründe lauteten: 

„Die der erhobenen Klage zu Grunde liegende 
Urkunde ftellt fich ihrer Faſſung und Äußeren Be- 
fhaffenheit nach als ein nach den Borfchriften ber 
allgemeinen deutfchen Wechfelordnung zu beurtheilens 
der Wechfel dar. Wäre nun der Berfalltag dieſes 
Wechſels lediglich auf „Ultimo Mai‘ ohne weitere, 
eine Zeitbeftimmung andeutende Hinzufügung ausge: 
drüdt worden, fo würde dem Oberappellationsgerichte 
fein Zweifel beigehen, daß nad; den in den Anna- 
len ꝛc. Band IIL S. 250. näher ausgeführten, 
DI. — vom Bellagten in Bezug genommenen, dem 
gemeinen Recht bereitd angehörigen Grundfägen als 
Termin der Fälligfeit des Papieres der auf den Tag 
der Ausftellung folgende nächfte legte Mai angefehen 
werden müßte. Das Wort: Ultimo mit beigefügter 
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Monatsbegeihnung hat im Handeld- und Wechfel- 
verkehr eine fo zweifellofe, auch in der gerichtlichen 
Praris anerfannte Bedeutung, daß dabei nur an den 
legten Tag des zugleich angegebenen Monats gedacht 
werden fann und ed würde, wenn weitere Bezeich- 
nungen binfichtlich der Zahlungszeit im Wechſel nicht 
wahrzunehmen wären, nach den vorftehend gedachten 
Grundfägen bezüglich des Verfalltages nur von den 
auf den zugleich im MWechfel gehörig angegebenen 
Ausftellungstag zun aͤch ſt folgenden, dem ald Berfall- 
tag angegebenen Monatstage entiprechenden Tag 
gedacht werben fünnen. Es würde alfo ein mit der 
Angabe eines beftimmten Zahlungstages verjehener 
Wechfel im Sinne des Art. 4. unter 4. der allgemei- 
nen beutfchen Wechfelorbnung vorhanden fein. Allein 
fo liegt der gegenwärtige Fall nit. Der Augen- 
ſchein lehrt, daß bei Ausftellung des Papiered neben 
der auf die Zahlungseit ſich beziehenden Angabe: 
„Ultimo Mai“ eine 2üde vorhanden gewejen ift, 
welche man durch ein eingefügtes befonderes Zeichen 
ausgefült hat. Es kann nicht angenommen werben, 
daß dieſes Zeichen bebeutungslos habe fein follen, 
died um fo weniger, ald ed unverkennbar beftimmt 
geweſen ift, zur Befeitigung der Unflarheit zu dienen, 
welche fonft durch die neben dem Monatstage befind- 
liche Lüde bezüglich der Verfallzeit ſich bemerkbar ges 
macht und bie Ungültigfeit des ganzen Papiered (zu 
vergl. Annalen ꝛc., Neue Folge Band IV. ©. 348.) 
herbeigeführt hätte. Es entfteht alfo die Frage: ob 
jenem Zeichen eine fo (objectiv) beftimmte, allen 
Zweifel ausfchließende Deutung gegeben werben fönne, 
daß durch deſſen Verbindung mit der Bezeichnung: 
„Ultimo Mai“ die Zahlungszeit des vorliegenden 
Tagewechfeld als unmwandelbar Far ausgebrüdt zu 
erachten fei. Diefe Frage fann nad Anficht des 
Oberappellationsgerichts nicht bejaht werden. Man 
bat fich zu vergegenwärtigen, daß bei Schließung 
wechlelmäßiger Berbindlichfeiten, insbefondere auch 
bei Ausftellung von Wechfeln reine Formalacte in 
Betracht fommen, die als foldhe auch einer ſtreng 
formellen Beurtheilung unterliegen. Man fann 
daher, wenn es fi) darum handelt, ob ein Wechſel 
hinfichtlich der formellen Erforderniffe, namentlich 
hinfichtlich der auf den weſentlichen Inhalt ſich be— 
ziehenden Erklärungen in Orbnung fei, auf die in 
Betreff der Auslegung fchriftlich verlautbarter Ver⸗ 
träge geltenden befonderen Regeln nicht zufommen. 
Die Anwendung diefer Regeln wäre im Wechfel- 
proceffe nur dann zuläffig, wenn man im Wechfel 
eben nur eine gewöhnliche Vertragsurkunde zu er- 
bliden hätte. Die Wortfafjung des Wechſels muß 
bei defien formaler Natur jedenfalls, mas den mes 
fentlihen Inhalt anlangt, einesan fich fo allgemein 





verftänbliche fein, daß es, um zu erkennen, ob der 
wefentliche Inhalt vorhanden fei, von feiner Seite 
der Herbeiziehung von Bermuthungen bebarf, und 
unbebingt muß, wenn flatt der auf den wejentlichen 
Inhalt ſich beziehenden Worte Abkürzungen und bloße 
Zeichen gewählt werben, mit dieſen ein fo objectiv 
feftftehender Wortfinn verbunden fein, daß leßterer 
ohne Zuhülfenahme befonderer doctrineller Interpres 
tationsregeln unwanbelbar Far ift. 

Diefen Erforberniffen aber entfpricht das hier in 
Frage kommende Zeichen nicht. Es ift an ſich frag- 
lich, wie man vaffelbe zu leſen hat und ob indbejon- 
dere zu ftatuiren fei, daß die Buchftaben ets. oder cts. 
heißen; es läßt fich daher fchon von dieſem Gefichts- 
punkte aus eine den Erforberniffen des Art. 4. unter 
4. der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung ent- 
fprechende objectiv zweifellofe und verftändliche Be— 
ſtimmung der Zahlungszeit aus diefen Zeichen nicht 
herleiten; man bleibt trog diefes Zeichens ohne Auf: 
ſchluß über die nähere Hinweifung auf die Zah— 
fungszeit, welche unverfennbar gerade durch das 
Zeichen hat zum Ausdrucke gelangen follen. Könnte 
man aber jelbft der Anfchauung der Klägerin folgen 
und annehmen, es fei durch das Zeichen die Ab- 
fürzung für das Wort: „currentis“ gebraucht worden, 
fo hat nach Anficht des Oberappellationdgerichts diefes 
allein ftehende Fremdwort feine objectiv fo feftftehende 
Bedeutung, daß ſchon aus diefem Worte, ohne Zu- 
hülfenahme anderer, außer dem Wechfel liegender 
Momente — und diefes Hülfsmittel ift, wie oben ges 
zeigt worden, hier ausgefchloffen — auf einen an fid) 
Haren Sinn hinſichtlich der Verfallzeit geſchloſſen, 
insbefondere in jenem Worte die fefte Bezeichnung 
nicht nur einer Zeitperiode überhaupt, fondern, 
(was die Kläger geltend zu machen verfuchen), gerade 
des zur Zeit der Ausftellung des Wechfeld laufen- 
den Kalenderjahres gefunden werben müßte. Es 
läßt fich mit der für die formelle Natur des Wechjels 
erforderlichen Beftimmtheit nicht jagen, daß in dem 
an ſich nur auf einen wechfelnden, vorübergehenden 
Zuftand hinweifenden Worte: „currentis“ ein un- 
wandelbar feftftehender Ausdtuck für die vorgedachten 
Zeitbegriffe gegeben wäre. 

In Beachtung der gegenwärtig BI. — von Be- 
Hagtem wieberaufgezogenen, bereit Bl. — unter II. 
und IL. von demfelben geltend gemachten Beſchwer—⸗ 
ven bat man gegenwärtig, da man nad) dem Bis- 
herigen allerdings den in Frage fommenden Wechfel 
bezüglich der Angabe der Zeit, zu welcher aus bem- 
felben bat gezahlt werben follen, als den gefeplichen 
Erforderniſſen entfprechend nicht erachten konnte, die 
‚Abweifung der Klage auszufprechen gehabt, welche 
jedoch ſchon um deswillen, weil fie ducch formelle 
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Gründe veranlaßt wird, nur in ber angebrachten 
Maaße erfolgen fonnte. 

Bei der dargelegten Sachbewandtniß hat die weis 
tere, Feineöwegs zweifellofe, von den Inftanzen bisher 
noch nicht erörterte Frage: ob und inwieweit gegen 
die angeftellte Wechfelllage um deswillen Bedenfen 
erhoben werben Fönnten, weil die in Betracht kom⸗ 
mende Tratte auf drei verfchiedene phyfifche Per- 
fonen gezogen und von diefen mit der Acceptationds 
bemerfung verfehen worden fei, und ob von biefer 
Seite betrachtet fi jagen lafle, daß „der Name der 
Perſon oder die Firma, welche die Zahlung leiften 
folle”, den Vorfchriften in Art. 4. unter 7. der allge 
meinen deutſchen Wechfelorbnung gemäß im Wechſel 
enthalten jei? bier auf fich beruhen können. 

Die Abweifung der Kläger mußte nothwendig die 
Verurtheilung derjelben zur Erftattung der in erfter 
Inftanz verurfachten Koften zur Folge haben. Da- 
gegen konnte, was die durch die Bl. — eingewendete 
Berufung, ingleihen die durch das jegt ergriffene 
Rechtsmittel verurfachten Koften anlangt, nur Com⸗ 
penfation biefer Koften eintreten, da die Klage nicht, 
wie Beflagter mit beiden Rechtömitteln angeftrebt 
hat, fchlechterdings, fondern nur in ber angebrachten 
Maafe abzuweifen war, Beklagter daher nicht voll 
ftändig mit feiner Berufung durchdringt, beziehentlich, 
was die Berufung Bl. — anlangt, in zweiter Inftanz 
mit derjelben nicht volftändig durchzudringen gehabt 
hätte.” 

Auf die nunmehr von den Klägern gegen das 
vorftehend mitgetheilte Erfenntniß eingewendete Ap⸗ 
pellation erfannte das Königl. Oberappellations- 
gericht unter dem 30. October 1869 in vierter 
Inftanz für Recht: 

„Daß es bei dem gebachten Erfenntniffe nicht zu 
lafjen, fondern das Bl. — befindliche Erkenntniß der 
zweiten Inſtanz und der durch daſſelbe beftätigte Bes 
fheid BI. — wiederherzuftellen, es ift auch Beflagter 
den Klägern fowohl die in der dritten Inſtanz ers 
wachſenen ald auch bie Durch das gegenwärtige Rechts⸗ 
mittel veranlaßten Koften zu erftatten ſchuldig.“ 

Diefem Erfenntniffe waren folgende Entſchei— 
dungsgründe beigefügt: 

„Wenn ber Verfalltag des der BI. — erhobenen 
Klage zu Grunde liegenden, unter dem 9. Februar 
1867 ausgeftellten Wechſels lediglich auf: ultimo Mai 
feftgefegt worden wäre, fo würde — und darin ftim- 
men alle drei bis jegt in der Sache gefprocdhenen Er- 
fenntniffe überein — der auf den Tag der Ausftellung 
folgende nächfte legte Mai — alfo der legte Mai 
1867 — als Termin der Fälligfeit des Wechſels an- 
zufehen fein und mithin über die Zahlungszeit ein 
Zweifel nicht obwalten. Verhaͤlt fih nun aber auch 





die Sache in dem vorliegenden Falle infofern aller- 
dings anders, ald den Worten: „ultimo Mai“ noch 
einige offenbar eine Abbreviatur enthaltende Buchs 
ftaben hinzugefügt find, die, wie auch in dem ange 
fochtgien Erfenntniffe BL. — angenommen wird, un- 
verfennbar zu einer noch genaueren Bezeichnung ber 
Zahlungszeit dienen follen, fo hat doch der Anficht 
der vorigen Inftanz, daß die Angabe der Berfallgeit 
durch die Hinzufügung der fraglichen Buchftaben eine 
unklare und undeutliche geworben fei, und daß ber 
Wechſel daher in diefer Beziehung den gefeglichen Er⸗ 
forderniſſen nicht entfpreche, nicht beigepflichtet werben 
fönnen. 

Der jept erfennenden Inftanz find auch, ganz ab» 
gefehen von allen außerhalb des Wechſels liegenden 
und bei Beantwortung der Frage über die formelle 
Gültigkeit deffelben nicht mit in Betracht zu ziehenden 
Momenten, welche unwiderleglich dafür fprechen, daß 
der Wechfel am legten Mai des laufenden Jahres 
und nicht erft in einem fpäteren Jahre zahlbar ge- 
wefen, ſchon an fih und bei der bloßen Beaugen- 
fheinigung der zwiſchen BL. — und Bl. — zu den 
Acten genommenen Urfchrift des in Rede ftehenden 
Papieres feine Zweifel dagegen beigegangen, daß die 
auf die Worte: ultimo Mai folgenden drei Buchftaben 
in den Buchftaben ets beftehen. Ruͤckſichtlich der 
beiden legten liegt eine Undeutlichfeit überhaupt gar 
nicht vor, und was die allerdings nicht ganz ges 
wöhnliche Form des c anlangt, fo entipricht diefelbe 
ganz der Art und Welfe, in welcher diefer Buchftabe 
auch in dem auf demſelben Wechfel wiederholt vor⸗ 
fommenden Worte Courant, beziehentlich Crt. gebildet 
iſt; die gedachten drei Buchftaben enthalten aber un» 
ftreitig eine Abkürzung des Worted: currentis, wobei 
das Wort: „anni“ um fo gewifler fupplirt werden 
muß, ald der Zahlungstag in dem Wechfel genau 
beftimmt ift und die noch fpeciellere Bezeichnung der 
Zahlungszeit, welche dem Obigen nad} durch die Hin— 
jufügung des abgefürzten Wortes: „currentis‘ bes 
zweckt worben, mithin nur auf die Angabe des Zah— 
lungsjahres gerichtet fein fonnte. 

Unter diefen Umftänden mußte nunmehr aller 
dings auch noch auf die in dem vorigen Erkenntniſſe 
Bl. — nur angedeutete und ganz im Allgemeinen als 
eine nicht zweifellofe bezeichnete Brage, ob und inwie— 
weit gegen die vorliegende Wechfelflage um deswillen 
Bedenken erhoben werden könnten, weil die derfelben 
zu Grunde liegende Tratte auf drei verjchiedene phy— 
fifche Perfonen gezogen worden, und ob, von biefer 
Seite betrachtet, fi) fagen laffe, daß „der Name ber 
Berfon oder die Firma, welche die Zahlung leiften 
fol”, den Vorfchriften im Art. 4. unter 7. der allge 
meinen beutfchen Wechfelordnung gemäß enthalten 


si 


fei? eingegangen werben. Das Oberappellations- 
gericht hat jeboch auch in der Benennung mehrerer 
Bezogenen feinen genügenden Grund gefunden, um 
darauf hin der betreffenden Urkunde und den auf 
diefelbe gejegten Erklärungen nach Art. 7. der allge 
meinen deutſchen Wechjelordnung Wechfelfraft abzu- 
ſprechen. 

Daß aus der Wortfaſſung der im Art. 4. des 
nurgedachten Geſetzes sub 7. enthaltenen Beſtimmung, 
nach welcher der Name des Bezogenen zu den we—⸗ 
fentlihen Erforderniſſen eines gezogenen Wechfeld ges 
hört, nicht ohne Weiteres gefolgert werden fann, daß 
ein Wechjel nur auf eine und niemals auf mehrere 
Perfonen gezogen werben könne, bedarf feiner befon- 
deren Auseinandberfegung, und es ift faum nöthig, 
hierbei auf die Stellen in der allgemeinen deutſchen 
Wechfelorbnung felbft hinzuweifen, in denen auch der 
Ausfteller, Acceptant, Indoſſant u. ſ. w. in der Ein- 
zahl — vergl. 3. B. Art. 4. sub 5. und Art. 81. — 
erwähnt wird, während doch zweifellos mehrere Pers 
ſonen einen Wechjel ausftellen, acceptiren, indoffis 
ren u. f. w. fünnen. Da nun aber die Wechfelord- 
nung auch fonft nirgends eine ausbrüdliche Beftim- 
mung über die Unzuläffigfeit des Traſſirens eines 
Wechjeld auf mehrere PBerfonen enthält, fo würde 
eine folche Unguläffigfeit auch nur dann angenommen 
werben fünnen, wenn fie aus ber Natur und dem 
Weſen ded Wechfeld ganz von felbft folgte. Dies 
läßt fih jedoch wenigftens in Fällen der vorliegenden ' 
Art, in denen die Bezogenen an einem und demfelben 
Drte wohnen, und mithin eine Berfchiedenheit des 
Zahlungsorts nicht in Frage fommt, nicht behaupten, 
und wenn man weiter noch erwägt, daß fich nicht 
allein mehrere Perfonen nad) Art. 81. der allgemei- 
nen deutſchen Wechfelorpnung durch Mitunterzeich- 
nung eined Wechfeld ald Mitausfteller, Mitacceptan- 
ten u. f. w. wechfelverbindlich machen können, ſon— 
dern daß die allgemeine deutſche Wechfelordnung auch 
ausbrüdlich zuläßt, daß ein Wechjel neben dem Be- 
zogenen eine Nothadreſſe und fogar mehrere Noth- 
abreffen enthält, fo fann man um fo unbedenflicher 
annehmen, daß auch die Bezeichnung mehrerer Haupt» 
bezogenen nicht ſchon an fich unzuläffig ift. 

Bergl. Archiv für deutfches Wechjel- und Han- 
delsrecht, Band XII. ©. 348 fig., Band XIV. 
©. 73., Band XVI. ©. 353. und 

Borhardt, die allgemeine deutjche Wechſelord⸗ 
nung ©. 64. Nr. 86., S. 126. Zuſatz 238., 
©. 251. Zufag 270. und S. 296. Zufat 521. 
sub d. V. 

Das Oberappellationsgericht hat daher auch ben 
vorliegenden, auf drei an demfelben Orte wohnende 
Perfonen gezogenen und don diefen Perfonen accep- 


tirten Wechfel wegen der Bezeichnung mehrerer Bes 
zogenen nicht für ungültig anfehen fönnen. 

Was endlich noch den von dem Bellagten erft 
neuerlih BL. — in Bezug auf eine angeblide Un- 
beftimmtheit des Zahlungsorts vorgebrachten Ein» 
wand anlangt, fo ftellt ſich derſelbe ebenfalls als uns 
erheblich dar. Denn der bei dem Namen eines jeden 
der drei Bezogenen angegebene gleichnamige Ort gilt 
nach Art. 4. sub 8. der allgemeinen deutfchen Wechſel⸗ 
orbnung als der Zahlungsort und zugleich ald der — 
bier gemeinfchaftliche — Wohnort der Bezogenen, und 
es ift der diesfallfigen Beftimmung des Geſetzes durch 
die Benennung biefed Orts Genüge gefchehen. Daß 
bei mehrfach vorfommenden Ortsnamen dem Namen 
eine noch fpeciellere Bezeichnung beigefügt werben 
fol, ift in der betreffenden Gefegeöftelle nicht vorge- 
fhrieben, wie denn überbied auch in gegenwärtigem 
Falle von feiner Seite ein Zweifel über den Zah: 
lungsort angeregt und eine Unbeftimmtheit der An— 
gabe deſſelben in feinem ber bis jegt in der Sache 
gefprochenen Erfenntniffe angenommen oder auch nur 
angedeutet worben iſt.“ 


54. 


Den Faufmännifhen Mitgliedern ber Handels— 
gerichte befannte Ufancen find bei ber Entfchei- 
dung von Amtöwegen zu beachten ($. 11. ber 
Ausführungsverordnung zum Allgem. Deutjchen 
Handelögefegbucdhe, vom 30. December 1861). 
— Geleugneter Klaggrund oder Ausfludht? 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in L. 


Vor dem Königl. Handelsgericht zu 2. erhob am 
3. October 1868 die Mechanifche Baummwollfpinnerei 
und Weberei B. in B. gegen die Inhaber der Firma 
M. K. in Th. eine Klage folgenden Inhalts: 

Am 4. October 1867 offerirte in 2. an der Garn» 
börfe Herr H. L. NR. ald Agent der Klägerin dem 
Mitbeflagten 3. K. Baumwollgarn aus der Spinnerei 
der Klägerin zu einem nad) „Pfunden“ berechneten 
Preife. Auf die darauf erfolgte Frage des Heren 
I. 8., ob der Preis fi per Zollpfund verftände, 
erwiderte ihm Here R.: „Sie wifien, daß die Mecha— 
nifche Weberei B. nur nach englifhem Gewicht ver 
kauft”. 

Darauf hin wurde am folgenden 5. October 1867 
wiederum an der Garnbörfe zu 2. ziwifchen dem einen 
Director der Klägerin, Herrn B., und dem Mitbeflag- 
ten Heren I. K. auf Lieferung von 25,000 Pfund 
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38/42: Twifte & 44 Fr. pro Pfund an die Adreffe 
der Bellagten in wöchentlichen Poften von je circa 
2000 Pfund abgejchloffen. 

Mit Brief vom 16. October 1867 erfuchten Be- 
Hagte ferner die Klägerin, zwei Kiften 34r Warpcops 
ftatt beftellten 38r zu liefern. 

Klägerin führte die Beftellungen richtig aus, und 
überfandte den Bellagten bei jeder der am 8. October 
begonnenen Lieferungen entfprechende Bactura, worin 
ausdrüflid das Garn mit 44 Zr. pro englifch 
Pfund berechnet war. Beflagte beanftandeten diefe 
Berechnung und behaupteten, daß zu einem reife 
von 44 Fr. pro Zollpfund abgefchloffen worden fei, 
worauf Klägerin unterm 16. October und wiederholt 
den Beflagten fchrieb, daß fie bei ihrer Berechnung 
bleibe, da fie nie anders als in englifchen Pfunden 
offerirten und verfauften. Der von der Klägerin dar⸗ 
nach beanfpruchte Kaufpreis betrug netto #1. 17,889. 
56 Er., Beklagte aber zahlten nur #1. 16,229. 16 &r., 
auf die rüdjtändigen Fl. 1660. 40 Er. erhob Klägerin 
Klage. 

Die Einwendungen ber Bellagten erhellen aus 
den nachfolgenden Enticheidungsgründen. 


Das Königl. Handeldgericht zu 2. entfchied 
in erfter Inftanz folgendermaaßen: 

„Daß Bellagte der Klägerin die geforderten 
1660 81. 40 &r. nebft Verzugszinfen zu 6 Procent 
vom 20. Januar 1868 an, da nöthig, nad) vorheriger 
Umrechnung in Könige. Sächſiſche Landeswährung, 
zu bezahlen, derfelben auch die verurfachten Proceß— 
foften zu erftatten ſchuldig, fie fönnte und würde 
denn ihr Bl. — sub II. erfichtliches erceptivijches 
Vorbringen binnen fächfifcher Frift, der Klägerin die 
Gegenbeſcheinigung, beiden Theilen der Eidesantrag 
und fonftige Rechtszuftändigfeiten vorbehältlich, bes 
fheinigen, foldhenfalls ergeht in der Hauptſache jo: 
wohl, ald der Koften halber ferner, was Recht if. 

Entjheidungsgründe: 

Es herrſcht nah BI. — zwiſchen den Parteien 
Einverftändniß über die käufliche Beftellung und Lie 
ferung der in der Klage gedachten Quantitäten und 
Qualitäten Garn zu den dort angegebenen Zeiten, 
fowie über die Höhe der hierauf von den Beflagten 
an die Klägerin geleifteten Zahlungen. 

Dagegen weichen diefelben in Betreff der Gewichts⸗ 
gattung, nach welcher contrahirt worden fei, infos 
fern von einander ab, ald Klägerin die Feſtſetzung 
der notirten Preiſe nach englifchem Pfunde, die Bes 
Fagten aber Bl. — den Contractsabſchluß unter 
Zugrundelegung des Zollpfundes behauptet haben. 

Seiten der Klägerin ift in diefer Hinſicht Bl. — 
ausgeführt worden, daß bei der am 4. October 1867 
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zwiſchen ihrem Bevollmächtigten und dem Bertreter 
der Bellagten ftattgefundenen VBorverhandlung auf 
die Frage des Lepteren, ob ber Preis fi) per Zoll- 
pfund verftehe, Erfterer ausdrücklich erklärt habe: 
„Sie wiffen ja, daß die Mechanifhe Weberei B. 
nur nad) englifhem Gewicht verfauft”, und daß bar- 
auf am folgenden Tage über bie in der Klage gedachte 
Quantität von 25,000 Pfund contrahirt worden, 
ohne daß hierbei befonderd zur Sprache gefommen 
wäre, ob ber hierbei feftgeftellte Preis fich nach engli= 
ſchem oder Zollpfund verftände; in gleicher Weife fei 
fpäter Seiten der Bellagten ohne Erwähnung der zu 
Grunde zu legenden Gewichtseinheit die Beftellung 
der DI. — gedachten Quantität Garn erfolgt. 


Das gegenwärtig erfennende Gericht würde nun, 
der Bl. — von der Bellagten vertheidigten Anficht 
ungeachtet, an fich betrachtet fein Bedenken tragen, 
den am 5. October 1867 abgefchloffenen Vertrag nach 
Maafgabe und im Sinne der obgedachten Erflärung 
vom 4. October auszulegen, und zwar aus dem dop⸗ 
pelten Grunde, einmal, weil die Verhandlung vom 
5. October im engen Anfchluß zu derjenigen vom 4ten 
fteht, und fodann, weil jene Erklärung die allgemeine 
Norm für die Art und Weife enthält, in welcher 
Klägerin contrahirt, und daher auch für jeden Ver- 
treter Der Letzteren jo lange ald maaßgebend erfcheint, 
als nicht etwas Anderes ausdrüdlich vereinbart wors 
den ift, mithin auch der Vertreter der Beflagten, ohne 
NRüdfiht darauf, ob ihm am 5. October derjelbe Ver: 
treter der Klägerin, wie am 4ten gegenüber ftand, 
von der Borausfegung ausgehen mußte, daß im Zweifel 
« jeder Vertreter der Klägerin nad) englifchem Gewicht 
contrahiren wolle. 


Wenn man jedod; die Verificirung des obgedach— 
ten Klagpaflus nicht für nothwendig erachtet hat, fo 
beruhte dies darauf, daß nad dem Gutachten der 
hierüber befragten faufmännifchen Mitglieder des 
Handelsgerichts in Deutfchland und indbefondere auch 
an der Garnbörfe zu L., wo Inhalts der Acten das 
erfte der in Frage ftehenden Gefchäfte abgeſchloſſen 
worden ift, beim Garnhandel im Allgemeinen nur 
nach englifchem Gewichte contrahirt wird, und ein 
Handel nad Zollgewicht ausdrückliche Stipulationen 
der Parteien vorausfept. 


Hiernach mußte, ohne daß es der Beicheinigung 
der obgedachten Klagbehauptung bedurfte, und von 
den fonftigen Einwendungen der Beflagten einftwei- 
len abgefehen, der Kauf der 20,000 Pfund als per 
engliih Gewicht abgefchloffen vorausgefept werden. 
Bezüglich der Beftellung vom 16. October 1867 aber 
hatte das Gleiche zu gelten, da diefer Kauf von dem 
erften vollftändig influenzirt erfcheint, insbeſondere 





ber Preis bei der zweiten Beftellung aus demjenigen 
ber erften und dem beftellten Mifchungsverhältniß, 
der Berficherung der faufmännifchen Mitglieder des 
Handelögerichts zufolge, von felbft fich ergiebt. 

Die Beflagte hat jedoch Bl. — ausfluchtsweife 
Folgendes geltend gemacht: 

Bei der Berhandlung vom 5. October 1867 habe 
ihr Vertreter 3. K. gegen den Vertreter der Klägerin, 
Namens B., erflärt, daß ihm Garn von der Spin- 
nerei K.'s laut Depeſche mit 44 Er. pr. Zollpfund 
offerirt worden fei, daß er aber ihm den Borzug 
geben würde, wenn ihm berfelbe den gleichen Preis 
ftelen würde; hiermit habe fih B. ausprüdlich ein- 
verftanden erflärt, und darauf habe 3. K. die in der 
Klage gedachten 25,000 Pfund beftellt. 

In diefer Behauptung war allerdings die Unter- 
lage einer Ausflucht zu finden, die unter Umftänden 
und in Hinblick auf den engen Zufammenhang der 
zweiten mit der erſten Beftellung eine vollftändige 
Befreiung der Bellagten von dem Klaganſpruch her 
beizuführen vermag. 

Ohne Weiteres auf den Bl. — über die Ausflucht 
angetragenen Eid zu erfennen, erichien aber um des» 
willen bedenklich, weil Inhalts des Bl. — befindlichen 
Zeugniffes zur Zeit der Ausftellung deſſelben am 
2. Mär; 1868 der gedachte B. nur Eollectivprocura 
Seiten der Klägerin befeffen hat und daß durch deſſen 
alleinige Erklärung die Klägerin in der von ber Be— 
Hagten ausgeführten Weije wirffam obligirt worden 
fei, aus dem Vorbringen der Legteren in firingenter 
Form nicht hervorgeht. Aus diefem Grunde erfchien 
es zweckmaͤßiger, der Beflagten die förmliche Befchei- 
nigung diefer Einrede nachzulaffen. 

Die Gegenftandslofigfeit aller übrigen Einwen- 
dungen für den Ball des Gelingens der Befcheinigung 
obiger Ausflucht bedarf feines Nachweifes. Diefelben 
ftellten fi aber überhaupt als unerheblich dar. 

Denn hat auch Bellagte Bl. — beim 7. Einl.- 
Punkte die behauptete Kundenüblichkeit der von der 
Klägerin geforderten Preife geleugnet, fo hat fie doch 
die fpecielle Begründung ihres Einwandes unterlaffen, 
fo daß nad) der von dem Handelögerichte feftgehaltenen 
Anficht die Preife als richtig ohne Weiteres zu gelten 
haben. 

Wenn endlich Beklagte Bl. — fi darauf bezogen 
hat, daß fie wiederholt gegen die Facturen der Klä- 
gerin und die Berechnung nad) engliihem Gewichte 
proteftirt, und Bl. — ausgeführt hat, ed müffe dar⸗ 
aus, daß Klägerin diefer Proteftationen ungeachtet 
fortgeliefert habe, ein Einverftänpniß derfelben mit 
dem Verlangen der Beflagten gefolgert werden, fo 
war ihr hierin nicht beiguftimmen. 
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Denn nad einmal erfolgtem Abfchluß des Han- 
dels war Klägerin nicht verpflichtet, auf nachträgliche 
Proteſtationen der Beflagten gegen einzelne feftgeftellte 
Deftimmungen ded Vertrags Rüdficht zu nehmen, 
fondern konnte ſich ohne jedwedes Präjudig für fich 
begnügen, den vereinbarten Beftimmungen gemäß den 
Kauf ihrerfeits zu erfüllen und fodann ihre Rechte 
aus demfelben weiter zu verfolgen. 

Ueberdies hat auch Klägerin, wie Beklagte Bl. — 
felbft zugiebt, im Lauf der Correſpondenz, die leptere 
„von ihrem angeblichen Unvechte zu überzeugen ge— 
fucht”. Bei diefem Widerfpruche derjelben fann von 
der Annahme eines ftillfchweigenden Einverftändnifles, 
wie die Beflagten vermeinen, nicht die Rede fein.‘ 


Auf biergegen von beiden Theilen eingewendete 
Appellation ertheilte das König. Appellations- 
gericht zu Leipzig das nachfolgende, am 14. Juli 
1869 eröffnete Erfenntniß: 


„Daß es bei dem gedachten Erfenntniffe (erfter 
Inftanz) in theilmeifer Berüdfihtigung der erften 
und zweiten Befchwerde der Klägerin Bl. —, wie 
des von dem Beflagten Bl. — sub b. aufgeftellten 
Gravamens nicht allenthalben zu laffen, fondern es 
ſind die Beklagten der Klägerin, 


L ven zweiten Klagpunkt betreffend, den Betrag 
von 45 FI. 57 Er. fammt Berzugszinfen zu 6 Procent, 
vom 20. Januar 1868 an gerechnet, ſchlechterdings, 
und dafern 


I. die geſetzlichen Vertreter der Klägerin den zu 
den geleugneten Einlaffungspunften 1. und 2. Bl. — 
zurüdgefchobenen Eid dahin: 

daß, wie fie nicht anders wüßten, auch glaubten 
und dafür hielten, der in der Klage gedachte 
HR. bei der zwifchen ihm und dem Mit- 
beflagten 3. K. am 4. October 1867 zu 8. ftatt- 
gefundenen Beiprehung auf eine Frage des letz⸗ 
teren, ob fid) der von ihm, R., geforderte Preis 
für Baumwollengarn der mechanifchen Spinnerei 
und Weberei B. per Zollpfund verftände, dem 
ernannten K. erwidert habe: „Sie willen ja, 
daß die Mechanifche Weberei B. nur nach eng- 
lifhem Gewicht verkauft”, 
ihwören, auch die bei dem erften Klagpunkte gefor- 
derten 1640 Fl. 43 Fr. fammt ebenmäßigen Verzugs- 
sinfen, und zwar beide Summen, die sub L. wie die 
sub II. gedachte, da nöthig, nach vorgängiger Um— 


Nedackeur: Appellationsraty Werner. 


rechnung in Königlich Sächfifche Landeswährung, zu 
bezahlen, nicht minder 

II. die bisher in erfter Inſtanz aufgelaufenen 
Koften zu erftatten fchuldig, 

fie könnten und wollten denn ihr erceptivifches 
Vorbringen Bl. — sub II. binnen fähfifher Friſt, 
der Klägerin die Gegenbefcheinigung, beiden Theilen 
die Gewifiensrührung und fonftige Rechtszuftändig- 
feiten vorbehältlich, befcheinigen, ſolchenfalls ergehet 
wegen bes erften, oben sub II. bezeichneten Klag- 
punftes, fowie der sub III. erwähnten Koften halber 
ferner, was Recht ift, und finden in den vorftehenden 
Dispofitionen die übrigen weiter greifenden Beſchwer⸗ 
den der Parteren von felbft ihre Erledigung. 

Die Koften der beiderfeitigen Rechtsmittel werben 
unter den Parteien compenfirt. 

Entfheidungsgründe: 

Lediglich befferer Ueberſicht und der Deutlichfeit 
halber hat man es für angemefjen erachtet, der Form 
nach ein durchweg neues Erfenntniß abzufaffen, wo- 
gegen der Sache nach die Beſchwerden der Parteien 
nur zu einer theilweifen Abänderung des angefochte- 
nen Urthels Anlaß geben könnten. 

Der Inhalt des Erfannten ftügt fi auf folgende 
Erwägungen: 

A. 
Zu dem reformatorifchen Theile des 
Erfenntniffes. 
1. 

Die erfte Inftanz ift BL. — von der Anfidht aus: 
gegangen, daß es der Berificirung des zu Einl.- Pkt. 
1. und 2. geleugneten Alaganführens um deswillen 
nicht bevürfe, weil nach dem Gutachten der hierüber 
befragten faufmännifchen Mitglieder ded Handels: 
gerichts in Deutfchland und insbefondere auch an 
der Garnbörfe zu 2. nur nah englifchem Gewicht 
contrahirt werde und ein Handel nad) Zollgewicht 
ausdrüdliche Stipulationen vorausfege, hiernach alfo 
auh ohne Bewahrbheitung der obgedadhten Klag— 
behauptungen der Kauf der 25,000 Pfund als per 
engliih Pfund abgejchloffen vorausgefegt werden 
müßte. 

Die jegige Inftanz hat der hiergegen gerichteten 
Beichwerde der Beklagten rechtliche Beachtung nicht 
verfagen fönnen. 


(Schluß folgt in ber nächften Nummer.) 
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8. 

Der Anſpruch der Klägerin beruht auf der Vor— 
ausfegung, daß bei den der Klage zu Grunde liegen- 
den Gefchäften, von denen das erfte, bei dem 
L Klagpunfte geltend gemachte am 5. October 1867 
an der Garnbörfe zu 2. mündlich abgefchloffen, das 
zweite aber, den II. Klagpunft fundirende auf brief- 
liche Beftelung der Beflagten vom 16. October ej. 
flägerifcher Seit am 29. deffelben Monats effectuirt 
wurde, die Preisbeftimmung für die nah Pfunden 
erhandelten Waarenquantitäten nah englifchem 
Gewicht erfolgt fei. Je nachdem man den Kaufpreis 
nach dieſer Gewichtsnorm berechnet oder bei diefer 
Berechnung, wie ed die Bellagten thun, von dem 
Zollpfunde ausgeht, ftelft fich ald Differenz zwiſchen 
den von den Beflagten berechneten und bezahlten und 
dem von der Klägerin per englifh Gewicht geforber- 
ten Preisbetrage der gefammten Lieferungen eine 
Summe von 1660 Fl. 40 &r. heraus, welche bie 
Klägerin zum Gegenftande des vorliegenden Rechts— 
ſtreites gemacht hat. 

Auf das Dafein des von der vorigen Inftanz 
angenommenen Handelsgebrauchs hat fich jedoch die- 
felbe Behufs Subftantlirung der zum Stlaggrunde 
gehörenden Behauptung, daß nach englifchem Ge— 
wicht contrahirt worden fei, allenthalben nicht bes 
zogen. 

b. 

Eines hierauf gerichteten Klaganführens hätte es 
aber, wenn auf dieſes Moment der erhobene Anſpruch 
fundirt werben follte, bedurft, weil bei eintretendem 
Zweifel darüber, nach welcher Gewichtsgattung 
ein Handelsgeſchaͤft als abgefchlofien anzufehen fei, 


Vene Folge Adhtzehnter Iahrgang. 





in Gemäßheit der im Art. 336. des Handelögefeh- 
buch8 aufgeftellten praesumtio juris dasjenige Ge— 
wicht, ald von den Betheiligten gemeint, anzunehmen 
ift, welches an dem Orte gilt, wo der Vertrag erfüllt 
werben foll, mithin im vorliegerrden Falle, da in ven 
zum Zollverein gehörenden Staaten, alfo auch in B., 
ald dem Orte, wo die Klägerin zufolge Art. 339. 
Abſ. 1. des Handelsgeſetzbuchs zu erfüllen hatte, das Zoll- 
pfund notorijch als die präfumtiv allgemeine Gewichts» 
norm gilt, dieſe Gewichtögattung als die ftillfchwei- 
gend von den Gontrahenten vorausgefegte fo lange 
betrachtet werden muß, ald diefer Annahme nicht 
durch die Berufung auf eine die Anwendbarkeit jener 
gefeglichen Präfumtion ausſchließende Ufance oder 
Barteifeftfegung begegnet worden ift. 
c. 

Hat ed nun ſchon die Klägerin unterlaffen, ſich 
zu Begründung ihrer von der gedachten Rechtöver- 
muthung abweichenden Behauptung, daß per englifch 
Gewicht contrahirt worden fei, auf das Beftehen einer 
dem entjprechenden Uſance zu beziehen, fo konnte 
diefem Mangel duch die in den Nationen der Bors 
inftanz erfolgte Bezugnahme auf das Gutachten der 
faufmännifchen Mitglieder des Handelögerichts, auch 
wenn baffelbe fi für das Dafein einer ſolchen Ufance 
ausfpricht, nad; der Rechtsanſicht der gegenwärtigen 
Inſtanz nicht abgeholfen und dadurch die Klägerin 
von der Verpflichtung nicht befreit werben, ihr zur 
Begründung der fraglichen Behauptung geeignetes 
Klaganführen, foweit e8 von der Gegenpartei geleug⸗ 
net iſt, in rechtliche Gewißheit zu ſetzen. 

Denn wenn auch in der neueren Doctrin und 
Praris die Anſicht zur Anerkennung gelangt iſt, daß 
der Beweis einer Handeldufance nicht allein durch 
den Beweis einzelner Uebungsacte, fondern auch durdy 
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generelle Zeugniffe fachfundiger Männer erbracht wer- 
den fönne, 

Zeitjhrift für Rechtöpflege und Berwaltung, 

N. F. Br. 21. ©. 229. 
Goldfhmidt, Zeitfhrift für das gefammte Han- 
delsrecht, VIIL. S. 531 — 532. 
und wenn auch der $. 11. der Verordnung zu Aus— 
führung des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
vom 30. December 1861 die Handelögerichte ermäd- 
tigt, „über das Borhandenfein von Handelögebräuchen 
auf Grund eigener Sachkenntniß faufmännifcher Mit- 
glieder zu entſcheiden“, fo fegt doch diefe Ermädhti- 
gung eine Berufung ber betreffenden Partei auf die 
Eriftenz des Handelsgebrauchs und das georbnete 
rechtliche Gehör des Gegentheils über die Behauptung 
biefer Eriftenz voraus, berechtigt aber nicht zu einem 
Abweichen von dem Procefrechte, nicht zu dem amts 
lichen Suppliren eines Klaggrundes, nicht zu einer 
Beeinträchtigung des rechtlichen Gehöres des beflagten 
Theiles. 
Nun hat fi) aber 


die Klägerin zu Begründung ihrer Behauptung des 
nad) engliſchem Gewicht erfolgten Handelsabfchlufies, 
EP 

was das erfte der oben genannten Gefchäfte betrifft, 
auf die in der Klage Bl. — geſchilderte Beſprechung 
berufen, welche am Tage vor diefem Geſchaͤftsabſchluſſe 
— am 4. October 1867 — zwifchen dem Mitinhaber 
der beflagten Firma I. K. und dem Vertreter der 
Klägerin H. L. R. in Bezug auf den Tags darauf 
zu Stande gefommenen Lieferungsfauf ftattgefunden 
haben fol. Bon den Bellagten wird dagegen bei 
Ein.» Pkt. 1. und 2. das in dem betreffenden Klag— 
paſſus enthaltene Anführen geleugnet, daß an R. 
bei diefer Beiprehung von K. die Frage gerichtet 
worben ſei, ob ber Preis fich per Zollpfund verftände, 
und daß R. demfelben ausdrücklich erwidert habe: 
„Sie wiffen ja, daß die Mechaniſche Weberei B. 
nur nad) englifchem Gewicht verkauft!” 

Die Schlüffigkeit diefes Vorbringens und feine 
Relevanz für die Beurtheilung der Frage, von welcher 
Gewichtögattung präfumtiv die Gontrahenten aus— 
gegangen find, als fie bei dem Tags darauf erfolgten 
Kaufsabjchluffe den Preis per Pfund der zu liefern- 
den Waare berechneten, fann ungeachtet der von dem 
Beflagten BI. — dagegen gerichteten Ausführungen 
nicht bezweifelt werben. 

Man hat fi) in diefer Hinficht allenthalben den 
in den Nationen der Vorinſtanz entwidelten fach- 
gemäßen Gründen anfchließen können, welche mit den 
gewöhnlichen Berfehrsanfichten und den Grundfägen 
der den Handelöverfehr beherrſchenden bona fides 





völlig im Einklang fiehen. Vermag daher die Klä- 
gerin darzuthun, daß ihr Vertreter R. die oben aus- 
gehobene Erflärung bei der gedachten Gelegenheit 
gegen I. K. wirklich abgegeben hat, fo ift bis zum 
Nachweiſe des Gegentheild anzunehmen, daß bei dem 
am 5. October 1867 abgefchlofienen Kaufe, obwohl 
hier ernanntem K. nicht mehr R., fondern der Pro- 
eurift der Klägerin B. gegenüber ftand, beide Theile 
nach englifchem Gewicht contrahiren wollten. 

Die Verificirung der zu diefer Schlußfolgerung 
berechtigenden Klagbehauptungen war daher von dem 
erfannten Relateide abhängig zu machen und infoweit 
der von dem Bellagten Bl. — sub b. eventuell auf» 
geftellten Beſchwerde ftattzugeben. 

Zu einem andern Refultate gelangte man 
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binfichtlich der BL. — erwähnten, bei dem IL. Klag⸗ 
punkte zur Geltung gebrachten Lieferung von zwei 
Kiften 34er ftatt 38er Warpcops, enthaltend 729 Pfd. 
a 42 &r., welche auf die briefliche Beftellung der 
Beklagten von der Klägerin effectuirt wurde. 

Die vorigen Richter haben angenommen, daß 
das aus diefem Kaufe entftandene Rechtöverhältnif 
gleicher Beurtheilung zu unterliegen habe, wie das 
Geſchaͤft zub A. Sie haben ven Kaufabſchluß „nach 
englifhem Gewichte” hier wie dort ald präfumtiv 
bezeichnet, aber auch nur ald präfumtiv, und find in 
Folge defien zu dem Refultate gelangt, daß den Bes 
flagten auch bei dem II. Alagpunfte eine Erceptions⸗ 
beſcheinigung verftattet werben müfle, und zwar die 
nämliche, die ihnen bei dem I. Klagpunfte nachgelaſ⸗ 
fen worden ft, und auf die weiter unten des Näheren 
einzugehen fein wird. 

Nah der Auffaflung der gegenwärtigen Inftanz 
berechtigt jedoch der Acteninhalt zu einer jelbfiftändi- 
gen, von der bed I. Klagpünftes abweichenden Be- 
urtheilung des zweiten Klagpunfteds. Erwaͤgt man 
nämlich, daß die fragliche zweite Beftellung eine von 
der erften nach Qualität und Preis verfchiedene 
Waare betraf und daß die erfte ald ein formell in 
fich abgefchloffenes einheitliches Nechtögefchäft bereits 
längere Zeit vorher zu völliger rechtlicher Perfection 
gelangt war, ehe die zweite Beftellung erfolgte, fo 
kann derfelben nicht füglich die Bedeutung einer nach 
den Modalitäten des erften Gefchäfts zu beurtheilen- 
den und gleichfam ein und dafjelbe Rechtsverhältniß 
mit demfelben bildenden Yortfegung dieſes früheren 
Kaufs beigelegt werden; fie erfcheint vielmehr als eine 
befondere, auf eine neue Vertragsfchliefung gerichtete 
Kaufsofferte, deren rechtliche Bedeutung einer felbft- 
ftändigen Cognition anheimfällt. 

In diefer Hinficht find nun aber folgende, aus 
den Acten zu entnehmende thatfächliche Momente von 
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maaßgebendem Einfluffe: die Beklagten felbft haben 
fi) bereits im Einlaffungsfage Bl. — auf ihre in 
Bezug auf den jegt ftreitigen Gefchäftsverfehr mit der 
Klägerin geführte Eorrefpondenz berufen und foldhe, 
wenn auch erft mit der Debuction Bl. —, zu ben 
Acten gebracht. 

Da nun befannten Orundfägen des Proceßrechts 
zufolge derjenige, welcher auf den Inhalt einer Urkunde 
Bezug nimmt oder fonft zu erfennen giebt, daß er 
ihren Gefammtinhalt als richtig. anerfenne, denſelben 
auch infoweit gegen fich gelten laffen muß, als er 
ihm nachtheilig ift, jo hat man die von dem Bellagten 
inducirten Schriftftüde, foweit Daraus relevante eigene 
Zugeftänpnifle derſelben fich entnehmen laffen, um fo 
unbebenflicher auch in der gegenwärtigen Inftanz bei 
der Entſcheidung der Hauptfache zu berüdfichtigen, 
weil factifche Einräumungen in jedem Stadium des 
Procefies zu beachten find. 

Nun geht aber aus diefer Eorrefpondenz, wenn 
man den hier einfchlagenden Inhalt derfelben mit den 
aus der Alagbeifuge B. ſich ergebenden, unbefteittenen 
Lieferungsgeiten vergleicht, foviel mit Beftimmtheit 
hervor, daß die Beflagten zu dem Zeitpunfte, wo die 
Klägerin die hier in Frage kommende Waarenbeftel- 
lung von B. aus effectuirte — am 29. October 1867 —, 
und wo die zugeftandener Maaßen von den Bellagten 
angenommene Waare bei denfelben eintraf, darüber 
definitiv in Kenntniß waren, nad) welcher Gewichte- 
gattung die Klägerin verfaufen und die in ber ber 
Sendung beigefügt gewejenen Factura notirten Preife 
berechnen wollte. 

Denn fchon unter dem 16. October 1867 hatte 
die Klägerin auf die briefliche Anfrage der Beklagten, 
ob der Inhalt der Kiften nad) englifchem oder nad) 
Zollpfund berechnet fei, auf das Beftimmtefte geant- 
wortet: der Preis fei für das englifche Pfund aus- 
geworfen, fie wüßten nicht, wie Beflagte dazu fämen, 
Zollpfund zu verlangen, da fie nie anders, als 
nach englifhen Pfunden offerirten und ver- 
fauften (Bl. —), und das hierauf von den Be- 
Hagten an die Klägerin gerichtete Antwortfchreiben 
vom 19. deflelben Monats (Bl. —) ftellt e8 außer 
Zweifel, daß jene Mittheilung der Klägerin bereits 
in den Händen der Beflagten und ihnen befannt war, 
als fie diefe Antwort an die Klägerin abfandten. 

Sind nun aber die Beklagten nad) ihren Heraus- 
laffungen Bl. — (zu Einl.Pkt. 9.) und Bl. — für 
geftändig zu achten, daß fie die hier in Rebe ftehende, 
auf die briefliche Beftellung vom 16. October 1867 
nach diefem Zeitpunfte bei ihnen angelangte Lieferung 
der zwei Kiften Warpcops nach der in der Klagbei- 
fuge B. Bl. — richtig angegebenen Quantität und 
Pfundzahl empfangen und behalten haben, und geht 


ferner aus ber Anmerkung zum 9. Einl.-PBunft her 
vor, daß fie die diefer Lieferung beigefügt gewefene, 
zugleich die Preisnotirung enthaltende Factura erhal 
ten und gelefen haben, fo find fie um fo mehr für 
verpflichtet zu erachten, den für diefe Sendung nach 
engliihen Pfunden berechneten Preis zu bezahlen, 
als ihnen, wie noch befonders hervorgehoben werben 
mag, als fjachverftändigen Kaufleuten nicht entgehen 
fonnte, daß den Preisanfägen die Berechnung nad) 
engliſchen Pfunden zu Grunde lag. 

Iſt man diefem Allen nad) zu der Annahme be= 
rechtigt, daß die Beflagten zu dem Zeitpunfte, wo 
diefe von ihnen beflellte Lieferung bei ihnen eintraf, 
bereitö wußten, daß die Verfäuferin nur nad 
englifhen Pfunden offeriren und verkaufen 
wolle, jo hätten fie, wenn anders ihnen diefe Preis- 
beftimmung nicht convenirte, um fich gegen die nach— 
theiligen Folgen einer factifchen , Verwilligung des 
geforderten Preifes zu fichern, die Annahme diefer 
Lieferung verweigern und die Waare zur Dispofi 
tion ftellen müffen, weil nach einer dem ordnungs⸗ 
mäßigen faufmännifchen Verkehre entjprechenden Auf⸗ 
faffung in der Annahme und dem Behalten einer 
auf vorgängige Beftellung mit beigefügter Preisnota 
gelieferten Waare befanntlid die thatjächliche Eins 
willigung in die von dem Verkäufer berechneten 
Preisanfäge zu erbliden ift, hiermit aber die geſetz⸗ 
lichen Erforderniſſe eines inter absentes gefchloffenen 
Kaufcontractes gegeben find. 

Annalen des Oberappellationsgerichts, Bd. 7. 
©. 67. 
Seufert, Archiv, Bd. 12. Nr. 19. ©. 24. 

Hieran fann auch der Umftand nichts ändern, 
daß die Beklagten in ihren Briefen vom 19. October, 
begiehentlich 1. November 1867 bezüglich der Preis- 
notirung nach englifchen Pfunden wiederholt darauf 
zurüdfamen, daß nach Zollpfunden contrahirt worben 
fei, und demgemäße Notificirung der Facturen ver- 
langten, indem biefe Briefe, wie aus ihrem Inhalte 
Kar hervorgeht, fih nur auf das erfte zu 2. gefchlof« 
jene Gefchäft beziehen, hinfichtlich der zweiten Liefe- 
rung mithin ohne Einfluß find, und felbft dann, 
wenn fie auf die leßtere bezogen werden könnten, 
rechtlich einflußlos bleiben würden, weil der durch 
das erfolgte Annehmen und Behalten diefer Sen- 
dung factiſch ausgefprochenen Preisgenehmigung 
gegenüber eine briefliche einfeitige Verwahrung nad 
den Beftimmungen des bürgerlichen Gefegbuchs 
$. 140. als eine wirfungslofe protestatio facto con- 
traria angejehen werden müßte. 

Bei dem zweiten Klagpunfte waren demnach in 
theilweifer Beachtung der zweiten Befchwerbe ber 
Klägerin BI. — die Beklagten in die Bezahlung des⸗ 


jenigen Theiles des Libellates unbebingt zu verurtheis 
len, welcher die Bl. — bezeichnete Lieferung von 
729 Pfund betrifft. 


B. . 
Zu dem beftätigenden Theile des Erfennt- 
niſſes. 

Bei dem erſten Klagpunkte — und lediglich auf 
dieſen fünnen ſich nach der vorſtehend sub A. 2. b. 
notivirten Abänderung des vorigen Urthels die nach⸗ 
folgenden Bemerkungen beziehen — hat das letztere 
das Vorbringen der Beklagten Bl. — sub II. als 
Ausfluht behandelt und deren Beicheinigung nach— 
gelafien. Bon beiden Theilen find gegen diefe Dis- 
pofition Befchwerden gerichtet worden; es hat jedoch 
in biefem Punkte Anlaß zu einer Abänderung nicht 
vorgelegen. 


Zunaͤchſt find es 


die Beflagten, welche mit dem Bl. — sub a. aufge: 
ftellten Oravamen und in der Rechtfertigungsfchrift 
Bl. — der Auffaffung der vorigen Inftanz 


8. 
aus dem Grunde entgegengetreten find, weil diefelbe 
auf der Annahme beruhe, in der Sachdarſtellung 
DI. — welche fi auf die Modalität des zu 2. ftatt- 
gefundenen erften Gejchäftsabichluffes beziehe, feien 
die Unterlagen einer Ausflucht gegeben, während viel: 
mehr davon ausgegangen werden müffe, daß dieſes 
Borbringen nur ein motivirtes Leugnen des Alag- 
grundes enthalte und deshalb die Entjcheidung von 
dem Delatum über Einl.-Pkt. 4. abhängig zu machen 
geweſen fei. 

Dem fteht entgegen, daß das negatum bei dem 
Einlaffungsabfhnitte 4. Bl. — nicht das Leugnen 
einer in der Klage erwähnten Thatfache, fondern das 
Leugnen der Statthaftigfeit einer Schlußfolgerung 
der Klägerin enthält. Septe die Klägerin durch Leis 
ftung des relati den Vorgang in rechtliche Gewißheit, 
defien die Einlafjungspunfte 1. und 2. Bl. — ge 
denfen, jo wirb mit diefer Eidesleiftung eine factifche 
Prämiffe bewahrheitet, weldye nach dem oben sub A. 
2. a. Bemerften eine Präfumtion dafür begründet, 
daß am Tage des Handeldabjchluffes, dem 5. October 
1867, der Bertragswille — der consensus tacitus — 
beider Gontrahenten, auch der des Käufers, 3. K., 
der geweſen fei, das „engliiche” Pfund folle als die 
Einheit gelten, nad) welcher ber Kaufpreis zu be 
rechnen fei. Weiter ald auf Bewahrheitung der 
Prämiffe erftredt fich die Beweispflicht der Klägerin 
nicht, eben weil ihr rüdfichtlich der Schlußfolgerung, 
zu der die Prämiffe berechtigt, die Präfumtion zur 
Seite fteht. Beziehen ſich dagegen die Bellagten 
Bl. — darauf, daß bei dem Handelsabjchluffe der 
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Wille der Eontrahenten, das Zollpfund folle als die 
Einheit gelten, nach welcher der Kaufpreis gu berech⸗ 
nen fei, in ber fol. eit. angegebenen Weije zum Aus- 
drude gelangt fei, fo liegt in diefem Verlangen eine 
Berufung auf Thatfachen, welche den Zweck verfolgt, 
die der Klägerin zur Seite ftehende Präfumtion des 
tacitus consensus zu entfräften und die Unfchlüffig- 
feit der factifchen Prämiffe darzulegen, auf welche 
fi die Klägerin fügt. Gin foldhes Vorbringen ift, 
obſchon es der Sache nach eine directe Gegenbeweis- 
führung gegen die Zuläffigfeit derjenigen Schlußfolge- 
rung enthält, die der Klage zu Grunde liegt, pros 
ceffual als Exception zu behandeln, weil, fteht die 
Klage auf Eid, ein delatum, und fteht die Klage auf 
Beweis, ein directer Gegenbeweis nur rüdfichtlich 
folder juriftifcher Thatfachen verftattet werden kann, 
die in die Beweispflicht des Hagenden Theiles fallen, 
nicht aber rüdfichtlich folcher, die in Folge einer Prä- 
fumtion außerhalb des Bereiches diefer Beweispflidht 
liegen. Es ift hierbei eben lediglich der procefiuale, 
nicht der materiell rechtliche Gefichtspunft maaßgebend, 
und ebendeshalb wird der Begriff der Einrede nicht 
deshalb unanwendbar, weil die der Präfumtion ent- 
gegengejepte Thatsbehauptung die Wahrheit der prä> 
ſumtiven Thatjache negirt. 


b. 

Wenn fi) weiter die Beklagten für den Fall, daß 
dad mehrgedachte Anführen Bl. — und Bl. — als 
Ausfluht anzufehen fein follte, darüber bejchwert 
finden, daß ihnen die Beicheinigung deſſelben nach— 
gelaffen und nicht. vielmehr auf den eventuell von 
ihnen darüber deferirten Eid erfannt worden fei, fo 
hat man auch diefe Bejchwerde nicht für begründet 
erachten fünnen. 

Denn aus dem ber Klage sub A. beigefügten, 
von den Bellagten Bl. — zugeitandenen Auszuge 
aus dem Gefellihaftsregifter des Königlichen Hans 
velögerihts 8. vom 2. März 1868 ift Bl. — mit 
Beftimmtheit zu entnehmen, daß B. feit dem 1. Juli 
1864, alfo auch zur Zeit des im gegenwärtigen Pros - 
cefle in Betracht kommenden Gefchäftsabichlufies, 
nicht mehr, wie vor dem gedachten Zeitpunfte der 
Fall geweien, die alleinige Unterfchrift für die 
laufenden Gefchäfte gehabt, fondern nur noch 
Eollectivprocura neben K. für die Klägerin be 
feffen habe. Da nun bei ftattfindender Collectiv— 
procura die Willenserklärung eines einzelnen mit ber 
felben Betrauten nur erft dann eine den Principal 
verpflichtende Wirkung hat, wenn die übereinftim- 
menden Willenderflärungen der übrigen vorhanden 
find, 

Hahn, Commentar zum Handelsgeſetzbuche, I. 
©. 121. 
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und das Anführen ber Beklagten keine Thatſache 
enthält, aus welcher fich in fchlüffiger Weife der er- 
folgte Eintritt diefer Borausfegung entnehmen ließe, 
jo mußte es allerdings, wie von der vorigen Inftanz 
bereit richtig bemerkt ift, bedenklich fallen, auf den 
Eid über jenes Anführen zu erfennen. Wenn fich 
aber die Beklagten zu Widerlegung diefer Anficht dars 
auf bezogen haben, daß in der von der Klägerin 
erfolgten Effectuirung des Geſchaͤfts auch die factifche 
Genehmigung der von ihnen behaupteten Vertrags— 
mobalität zu erbliden fei, fo uͤberſehen fie, daß diefe 
Annahme nur dann berechtigt fein würde, wenn fie 
— was jedoch nicht gefchehen ift — behauptet hätten, 
daß diefe Vertragsmodalität auch wirklich zur Kennt» 
niß 8.8 des anderen Eollectioprocuriften gelangt 
fei. 

Jedenfalls liegt für die Beklagten Fein Grund zu 
einer Bejchwerbe darüber vor, daß ihnen, während 
auf den im Verfahren über ihre Erception angetra> 
genen Eid wegen Mangel ausreichend fpecieller thats 
fählicher Angaben nicht erfannt werben konnte, zu 
Verificirung ihres erceptivifchen Anführens die Be- 
fheinigung deſſelben nachgelaffen wurde. 


2. 

Die Klägerin ihrerfeits beantragt BL. — und 
DI. — ein Aberfennen der Bl. — sub II. vorge- 
ſchuͤtzten Ausfluht. Dies ohne Grund. Es genügt, 
um der Motivirung Bl. — zu begegnen, theild der 
Hinweis darauf, daß auf das delatum über den 
4. Einlaffungsabfchnitt nicht zu erfennen geweſen ift, 
mithin die Anwendung der Bl. — gedachten Rechts: 
regel: „negans non excipit“ etc. nicht in Frage 
fommen fann, theil® der Hinweis auf die in zahl- 
reichen Erfenntniffen und Auffägen hervorgehobenen 
Erwägungen, welche den — unter Berüdfichtigung 
der Momente, die nach einem conftanten Gerichts- 
brauche für die mildere Beurtheilung der Begründung 
eonnerer Einreden fprechen (ef. Ofterloh, orbentl. 
bürgerl. Proceß, $. 233. bei Not. 10—12.) — von 
ber bisherigen Praris anerkannten Grundfag recht⸗ 
fertigen, daß der Richter nicht behindert fei, auf 
Beweis einer für den gebrauchten Eidesantrag nicht 
ausreichend fpecialifirten, aber jonft zur Genüge be 
gründeten Eintede aud) dann zu erfennen, wenn ber 
Kläger den angetragenen Eid ausdrüdlich angenom- 
men babe. 

zu vergl. Annalen des Königlichen Oberappella- 
tiondgerichts, Bd. 5. p. 116., Bo. 6. p. 422. 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verwaltung, N. F. 
Bd. 18. p. 481., Bd. 22. p. 215. und Bd. 29. 
p- 336. 


Ofterloh, a. a. O. $. 263. bei Note 10, 


269 





Was ſchließlich den Koftenpunft anlangt, fo ift 
ben Anträgen feiner der Parteien in ihrem vollen 
Umfange zu entiprechen, theilweife jedoch den Ber 
ſchwerden beider Theile Abhülfe zu leiſten gewefen ; 
ed rechtfertigt fi) fonach mit Nüdficht auf die Be 
ftimmung der Berorbnung vom 13. März 1867 sub 
VO. die angeordnete Compenfation der Inftanztoften 
von ſelbſt.“ 


Auch gegen diefes Erfenntniß appellitten beide 
Parteien, worauf am 6..November 1869 das nad)- 
ftehende Urthel des Königlihen Oberappellas 
tionsgerichts eröffnet wurde: 


„Daß es bei dem nurerwähnten Urthel (zweiter 
Inftanz) infoweit, als darin bezüglich der bei dem 
erften Klagpunkte geforderten 1614 #1. 43 Er. fammt 
Verzugdzinfen, fowie der in erfter Inſtanz erwachfenen 
Koften die Entjheidung von dem Bl. — geförmelten 
Relateide, ingleichen von dem BI. — erfannten Aus—⸗ 
fluchtsbeweiſe abhängig gemacht worden, nicht zu 
lafien, fondern e8 find Bellagte der Klägerin, ohne 
daß es erft einer Eidesleiſtung Seiten der legteren 
bebürfte, auch die gedachten 1614 Fl. 43 Fr. — da 
nöthig nad vorgängiger Umrechnung in Königlich 
Sächfifhe Landeswährung — fammt Verzugszinfen 
zu jährlih 6 Procent vom 20. Januar 1868 an ges 
technet, zu bezahlen, ſowohl die in erfter Inftanz 
erwachfenen Koften zu erftatten fchuldig, fie fönnten 
und wollten denn den BL. — angetragenen, Bl. — 
ausdrüflich angenommenen Eid über den Aten Ein— 
laſſungsabſchnitt unter Berüdfichtigang der in ver 
Anmerfung zu diefem Einlaffungsabfchnitte, fowie 
Bl. — gegebenen Erläuterung in der Maafe, und 
war: 

J. K. 
„daß bei dem zwiſchen ihm“, 
©. K. und R. K. 
„daß, wie ſie nicht anders wiſſen, auch glauben 
und dafür halten, bei der zwiſchen J. K. und 
dem Bl. — genannten Bevollmächtigten der 
Klägerin, 3. B., am 5. October 1867 über die 
Lieferung von 25,000 Pfund Twifte abgefchlof- 
jenen Bertrage ein Preis von 44 Er. nicht 
ſchlechthin für das Pfund, fondern vielmehr 
ausdrücklich für das Zollpfund vereinbart wor⸗ 
ben”, 
ihwören, ſolchenfalls find Beflagte nach Höhe ber 
beregten 1614 Fl. 43 Er. fammt Zinfen, unter Ver: 
gleihung der in erfter Inftanz erwachfenen Koften, 
von ber erhobenen Klage zu entbinden und loszu—⸗ 
zählen. 

Dagegen ift das angefochtene Urthel im Uebrigen, 

wie hiermit geſchieht, zu beftätigen und werben bie 


Koften der gegenwärtigen Inftanz zwifchen den ‘Bars 
teien aufgehoben. 
Entfheidungsgründe: 

Das vorftehende Erfenntnif rechtfertigt fich durch 
folgende Erwägungen: 

1. 

Da Beklagte bei der Beſchwerde unter IIL Bl. — 
fhlechthin ihre BL. — zu lefende Beſchwerden gegen 
das Urthel der erften Inftang wieder angezogen haben, 
fo muß angenommen werben, daß fie das Erfenntnif 
der zweiten Inftanz auch um deswillen anfechten 
wollen, weil darin die erhobene Klage überhaupt 
aufrecht erhalten und nicht vielmehr in der angebrach⸗ 
ten Maafe abgewiejen worden ift. 


Es haben indeflen Beflagte nicht näher angegeben, 
weshalb fie die Klage jetzt noch für unfchlüffig halten, 
und ed genügt daher infoweit, zu bemerfen, daß das 
Königliche Oberappellationsgericht feinerfeits einen 
Grund der Unfchlüffigfeit aufzufinden nicht vermocht, 
namentlih das Bl. — im erften Verfahren vorge- 
brachte ſchon durch die Rationen der erften Inftanz 
für widerlegt angefehen hat. 

2. 

Die vorige Inftanz ift von der Anficht ausgegan- 
gen, daß es, um bezüglich der in ber Klagbeifuge B. 
verzeichneten Waaren zu einer Verurtheilung der 
Beklagten gelangen zu fünnen, erft noch einer Beri- 
fieirung der bei dem 1ften und 2ten Einlaffungspunfte 
geleugneten Klaganführungen durch Wbleiftung des 
darüber angetragenen, Bl. — zurüdgegebenen Eides 
bebürfe. 

Diefe Anfiht hat Man für richtig anzuerfennen 
nicht vermodht. 

Denn nah Bl. — haben die Faufmännifchen 
Mitglieder des Handeldgerichts zu L., welches das 
erfte Erfenntniß in der gegenwärtigen Rechtsſache 
abgefaßt hat, verfichert, daß in Deutfchland und 
insbefondere auch an der Garnbörfe zu 2., wo das 
BI. — erwähnte Gefchäft abgefchloffen worden, beim 
Garnhandel im Allgemeinen nur nad) englifchem 
Gewichte contrahirt werde und ein Handel nad) Zoll: 
gewicht ausbrüdliche Stipulationen der Parteien vor 
ausſetze. 

Daß dieſer Ausſpruch, welcher noch überdies 
durch die Beſtimmung in $. 16. der Ausführungs- 
verorbnung zu dem Gelee, die Einführung eines 
allgemeinen Landesgewichts und einige Beftimmungen 
über das Maaf- und Gewichtswefen im Allgemeinen 
betreffend, vom 12. März 1858 einiger Maaßen 
unterflügt wird, nicht von der Hand gewiefen werben 
könne, erhellt aus $.11. der Ausführungsverorbnung 
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zu dem allgemeinen beutfchen Handelsgeſetzbuche vom 
30. December 1861, wonach die Handelsgerichte ber 
rechtigt find, über Gegenftände, deren Beurtheilung 
eine laufmaͤnniſche Begutachtung erfordert, ingleichen 
über das Borhandenfein von Handelögebräuchen, auf 
Grund der eignen Sachkenntniß ihrer faufmännifchen 
Mitglieder zu entſcheiden. Hiernach nämlich gehört 
bie Erklärung darüber, ob ein gewiffer Handels» 
gebrauch eriftire, recht eigentlich mit zur Gompetenz 
der faufmännifchen Mitgliever der Handelsgerichte. 
Man hat aud) die von der vorigen Inftanz Bl. — 
angeregten Bedenken leineswegs theilen fünnen. 

Denn wenn ſchon zuzugeben, daß Klägerin in 
ihrer Klage auf die bezeugte Ufance fich nicht fpeciell 
bezogen hat, fo darf doch auch auf der andern Seite 
vorausgefegt werden, daß diefelbe fich des Gides- 
antrags nur injoweit habe bedienen wollen, als die 
Thatfachen, auf welche fie fih zur Begründung ihres 
Anfpruchs bezogen, zu diefer Begründung überhaupt 
erft noch für erforderlich und als des Beweifes be— 
dürftig würden erachtet werden. Zudem befagt $.11. 
der angejogenen Ausführungsverorbnung zu bem 
Handelsgejegbuche nicht, daß die Faufmännifchen 
Mitglieder der Handelögerichte über das Vorhanden- 
fein von Handeldgebräuchen fich nur dann ausfprechen 
dürften und ihr Ausfpruch nur dann zu berüdfichtigen 
fei, wenn auf ſolchen von ber einen oder der anderen 
Partei ausdrüdlich provocirt worden, wie es denn 
auch ohnehin fich empfehlen wird, von dem Erfennen 
auf einen Eid abzufehen, wenn die Unterlagen für 
die Entfcheidung ohne foldhen gewonnen werben 
fönnen. 

Hiernächft ift dem BL. — unter b. hervorgehobes 
nen Bedenken gegenüber darauf aufmerffam zu machen, 
daß die faufmännifchen Mitglieder des Handelögerichts 
zu 2. den obenerwähnten Handelsgebrauch nicht nur 
für die Garnbörfe zu L., fondern für ganz Deutjch- 
land bezeugt haben, und daß übrigens auch, abge- 
jehen hiervon, die Beflagten, wenn fie an der Garn» 
börfe zu 2. contrahirt, ohne fich einen Vorbehalt zu 
zu ftellen, fi) den dort geltenden Handelsgebräuchen 
ftillfchweigend unterworfen haben würden. 


Hiernach, und zumal der Mitbeflagte 3. K. die 
Richtigkeit der bei dem 1ften und 2ten Einlafjungs- 
abjchnitte beantworteten Klaganführungen in dem 
BVerhörstermine BI. — nicht einmal mit Beftimmtheit 
in Abrede zu ftellen im Stande gewefen, hat Man 
auf der Klägerin I. und IV. Befchwerde Bl. — das 
Bl. — erkannte Relatum in Wegfall gebracht. 


3. 
Beflagte haben bei dem Aten Einlaffungsabichnitte 
— nah Bl. — unter Annahme des darüber ange 
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ttagenen Eides — geleugnet, daß fie die Bl. — ge⸗ 
dachte Quantität Garn um den Preis von 44 Er. 
auf das englifche Pfund und in der Anmerkung zu 
jenem Einlaffungsabfchnitte in Verbindung mit Bl. — 
behauptet, daß bei dem zwifchen ihnen und bem 
Bevollmächtigten ber Klägerin am 5. October 1867 
abgefchloffenen Vertrage ein Kaufpreis von 44 Fr. 
vielmehr ausdrüdlich für das Zollpfund vereinbart 
worben fei. Beide vorige Inſtanzen haben in dieſer 
Behauptung eine Ausflucht erblidt, daher den Be 
klagten deren Beweis auferlegt, und hierdurch fühlen 
ſich beide Theile befchwert und zwar die Beflagten 
infofern, als diefelben die Anficht vertheidigen, daß 
in ihrem Vorbringen nur ein motivirtes Leugnen ber 
Klage enthalten fei. 

Das Königliche Oberappellationsgericht hat nicht 
umbin gekonnt, diefer Meinung der Beklagten beizu- 
pflihten. Da nämlich die faufmännifchen Mitglieder 
des Handelögerichtd zu 2. verfichert haben, daß in 
Deutſchland und insbefondere auch an der Garnbörfe 
zu 2. beim Garnhandel im Allgemeinen nur nad 
englifhem Gewichte contrahirt werde und ein Handel 
nad Zollgewicht ausdrüdliche Stipulationen voraus⸗ 
fege, jo wird zwar hierdurch zu Gunften der Klägerin 
eine Bermuthung dafür begründet, daß auch bei dem 
DI. — erwähnten Handelsabichluffe die Abficht der 
Parteien dahin gegangen fein werde, es folle das 
englifche Pfund als die Einheit gelten, nach welcher 
der Kaufpreis zu berechnen. Allein immerhin fann 
von einer folhen Vermuthung doch nur dann bie 
Rede fein, wenn, wie Died nach der Sachdarſtellung 


der Klägerin Bl. — der Fall gewefen fein fol, bei 


der Kauföverhandlung vom 5. October 1867 ein 
Preis von 44 Er. für das Pfund Garn fhlehthin, 
alfo ohne Angabe darüber, ob damit das englifche 
Pfund, oder das Zollpfund gemeint, verabredet wor- 
den if. Haben daher die Beklagten in Abrede ger 
ftellt, daß bei ber beregten Verhandlung ein Preis 
von 44 Er. ſchlechthin für das Pfund vereinbart 
worden fei, indem die Verneinung bei dem Aten Ein» 
laffungsabfchnitte eine andere, als diefe Auffaffung 
nicht füglich zuläßt, und haben diefelben damit die 
Behauptung verknüpft, daß die Verabredung eines 
Preifes von diefer Höhe vielmehr für das Zollpfund 
ftattgefunden, fo erjcheint dies allerdings als ein 
Leugnen der Klage, nämlid der Modalität des Kaufs- 
abjchluffes, oder, mit anderen Worten, als ein Leug⸗ 
nen derjenigen Thatfache, welche die Unterlage für 
die zu Gunften der Klägerin fprechende Vermuthung 
bildet, mit deren Wegfall diefe Bermuthung von jelbft 
fi erledigt. Es ift das Sachverhaͤltniß ein ganz 
ähnliches, wie in dem Falle, wenn auf Erfüllung 


eined Vertrags geklagt wird und ber Bellagte behaup- 
tet, es fei nicht pure, fondern unter einer aufſchie— 
benden Bedingung contrahirt worben. 

Demzufolge und da im Uebrigen ein näheres 
Eingehen auf die Frage, ob der BL. — genannte 
J. B. nad dem Inhalte der Klagbeifuge A. Bl. — 
berechtigt gewefen, für ſich allein die Klägerin zu 
verpflichten, ſchon um deswillen fich verüberfläffigt, 
weil Klägerin, wenn fie auf Erfüllung eines von 
dem genannten B. in ihrem Namen abgeſchloſſenen 
Handels Hagt, natürlich auch alle diejenigen Ver— 
tragsbeftimmungen gegen fich gelten laſſen muß, welche 
DB. getroffen, hat Man auf das Rechtsmittel der Bes 
Hagten den Bl. — erfannten Ausfluchtsbeweis in 
Wegfall gebracht und ftatt deffen den Beflagten viel- 
mehr nadhgelaffen, ihre Entbindung von der Klage 
bei dem erften Klagpunfte, fowie eine Vergleichung 
der in erfter Inſtanz erwachlenen Proceffoften durch 
Ableiftung des über den Aten Einlaffungsabfhnitt 
angetragenen Eides, bei deffen Förmelung auf das 
dazu gehörige erläuterungsweife Vorbringen Rüdficht 
zu nehmen gewefen, herbeizuführen. 

Hierdurch findet zugleih das IL Gravamen 
ber Klägerin Bl. —, welche letere glaubt, daß Be- 
flagte wegen der Regel: negans non execipit u. ſ. w. 
zu einem Ausfluchtsbeweife nicht gelaffen werden bürf- 
ten, von felbft feine Erledigung. 

4. 

Die Befchwerbe, welche die Bellagten nad Bl. — 
unter I. dagegen gerichtet haben, daß fie bei dem 
zweiten Klagpunfte unbedingt verurtheilt worden find, 
ericheint völlig ungerechtfertigt. Es gemügt zu ihrer 
Widerlegung auf die ausführlichen Gründe der vori« 
gen Inftanz BL —, weldyen lediglich beizutreten ges 
wefen, zu verweifen und nur noch mit Nüdficht auf 
den Einwand DB. — hinzuzufügen, daß Bellagte 
durch die Worte in dem Briefe Bl. —: 

„mit der entjprechenden Preisdifferenz notirt”, 
wie der ganze Zuſammenhang ergiebt, offenbar nicht 
ausfprechen wollen, Klägerin möge den Preis der 
bei ihr beftellten zwei Kiften Warpcops nad) Zoll 
pfunden berechnen, fondern nur foviel ausgedrüdt, 
Klägerin möge, da anftatt wie früher 38er, vielmehr 
34er Warpcops beftellt worden, den Preis dafür 
entiprechend niedriger fielen. Zu dem weiten 
Klagpunfte war daher das vorige Urthel zu beftä- 
tigen. 

5. 

Eine gleiche Beftätigung hatte in Betreff der Ent- 
fheidung über die Koften der zweiten Inftanz zu 
erfolgen, indem die zu Rechtfertigung der Compen⸗ 
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fation diefer Koften Bl. — angeführten Gründe auch 
gegenwärtig noch ducchichlagen. 
Endlich 
6. 

beruht die Vergleihung der Koften gegenwärtiger 
Inſtanz darauf, daß auf das Rechtsmittel einer jeden 
der Parteien das vorige Urthel theilweife abzuändern 
geweſen.“ 


Die Vollſtreckung der Hülfe in Mobiliareffec- 

ten, welche einem Dritten ſchon abgepfändet und 

wegen der von bem Beflagten daran erhobe- 

nen Anfprücdhe bereit? Gegenftand eine Inter— 

ventionsproceffes find, ift während der Dauer 
dieſes Proceſſes unzuläjfig. 


Mitgetheilt von 
Herrn H. in W. 


In einer zwiſchen Theodor K. in Biendorf, als 
Klägerm, und Carolinen Wilhelminen verehel. D. in 
W., als Beklagter, vor dem Königlichen Gerichts— 
amte W. im Jahre 1868 anhängigen Wechſelſache 
war ed wegen bes bis auf 544 Thle. 17 Nor. 1 Pf. 
gerichtlich feftgeftellten liquidi zur Mobiliarauspfän- 
dung gefommen und war diefe erfolglos geblieben. 


In der Auspfändungsrelation hatte dabei der 
Grecutor referirt, daß außer den in einer andern vor 
demfelben Gerichtsamte zwifchen einem gewiſſen W. 
und dem Ehemann der Beklagten, Gottlieb D., an- 
hängigen Rechtsſache legtern abgepfändeten und von 
feiner Ehefrau — der Bellagten in der Eingangs 
erwähnten Wechfelfache — reclamirten Mobilien wei- 
tere Hülfsgegenftände in der D.’ihen Behaufung 
nicht vorhanden feien. 

Unter Hinweis darauf, daß die Bellagte die 


ihrem Ehemann abgepfändeten Mobilien reclamirt 
habe und allem Anfchein nach im Stande fein werde, 





Nebacteur: Appellationsratb Werner. 





ihe Eigenthumsrecht darzuthun, beantragte nun der 
Kläger, deshalb und für dieſen Fall in diefe Gegen- 
fände nachträglich die Hülfe zu vollftreden. 


Das Gerichtsamt wies jedoch unterm 28. Auguft 
1868 Klägern mit feinem Antrage in Erwägung, 
daß bie Gegenftände, in welche die Hülfe vollftredt 
werben folle, fi zur Zeit noch gar nicht in dem 
Eigenthum der verehel. D. befänden, vielmehr ein 
bei dem gegenwärtigen Proceß völlig unbetheiligter 
Dritter ein Hülfspfandrecht erlangt habe, unter Ab» 
forderung der Amtsfoften ab. 


Gegen diefe abfällige Beſcheidung appellirte der 
Kläger, und es entjchien das Königliche Appel- 
lationsgericht zu Zwidau mittelft Verordnung 
vom 26. September 1868 dahin: 


„Dem unterzeichneten Königlichen Appellationg- 
gericht ift Über die Berufung Vortrag gefchehen, 
welche ıc. von Klägerm Bl. — wider die Bl. — 
verfügte Abfchlagung feines Gefuches um Vollſtre⸗ 
fung der Hülfe in die nah BL. — dem Ehemanne 
der Bellagten abgepfändeten, von dieſer befage 
Bl. — als ihr Eigenthum in Anfpruch genommenen 
Gegenftände eingewendet hat ıc. 


Wenn jedoch zufolge der Vorfchrift in 8. 44. 
des GErecutionsgefeped vom 28. Februar 1838 nur 
die Beftandtheile ded Vermögens des Schuldners, 
foweit baffelbe zu feiner freien Verfügung fteht, 
Gegenftände der Hülfsvollfitrefung fein können, die 
beregten Reclamationsobjecte aber, fo lange nicht der 
hinfichtlich ihrer objchwebende Interventiongftreit zu 
Gunften der Beklagten rechtskräftig entſchieden wor: 
den ift, deren Dispofition entzogen find, fonach bie 
Vollſtreckung der Hülfe in diefelben zur Zeit nidyt als 
zuläffig anzufehen, wogegen dem Kläger überlafjen 
bleibt, dafern er befürchtet, die Beklagte werde in— 
zwifchen die fraglichen Gegenftände bei Seite ſchaffen 
und hierdurch deren fünftige Abpfändung vereiteln, 
nad Befinden die Vornahme geeigneter Siche— 
rungsmaaßregeln bei dem Proceßgerichte zu beantra= 
gen: 


fo hat Man die im Eingange näher bezeichnete 
Berufung zu verwerfen beſchloſſen.“ 


Dfficin der Derlagshanblung. 


Wochenblatt 


Ale Bofämter 


= ne — * ür J u.Budhantlungen 
feinen jährlich übernehmen Beftels 
mn merkwürdige Hechtsfälle, 35 

wartbogen und das Duartal zu dem 
—* am Jah⸗ in actenmäßigen Darſtellungen praenumerandozu 
tesfhluffeeim aus: - . entrii reife 
— * aus dem Gebiete der Justizpflege ee 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 


Berlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 


56. 


Ueber den Unterfchied zwifchen Abtretung und 
Anweifung einer Forderung. 


Mitgetheilt von 
Herren Av. K. L. L. in W. 


Unterm 18. October 1868 erhoben die Erben des 
Adv. K. zu D. gegen die Pachterin des Ritterguts V., 
Frau F. W. verw. O., vor dem Gerichtsamt im 
Bezirkögericht zu Oſchatz Klage auf Bezahlung von 
600 Thlen. — —⸗ ihnen von der Nupnießerin 
ded Ritterguts V. angeblich abgetretener Pachtgelder 
ſammt Berzugszinfen. 

Die Bellagte beftritt unter Anderem, baß in ber 
diesfalfigen Urkunde eine Abtretung enthalten jei, 
behauptete vielmehr, daß jenes Schriftftüd nur bie 
Eigenfchaften einer Anweifung habe, zu deren Rechts⸗ 
beftändigfeit ihre, der Angewiejenen, Annahme ge 
böre, zu welcher fie fich jedoch nicht verpflichtet habe, 
und beantragte Abweifung der unftatthaften Klage. 
Demgemäß entichied auch das Bezirksgericht zu 
Oſchatz in dem am 3. März 1869 publicirten Urthel, 
welches folgendermaaßen lautet: 

„Weil die Anficht der Kläger Bl. — und Bl.—, 
daß die libellirten Pachtgeldraten von der zu Erhe- 
bung derſelben berechtigten M. 2. verehel. H. in V. 
ihnen, den Klägern, abgetreten worden feien, in ber 
zu diefem Behufe in Bezug genommenen, Bl. — flg. 
unter Nr. 1. in Abfchrift erfichtlicden Urkunde feine 
genügende thatfächliche Begründung findet, da, wenn 
fon hierin die ebengenannte verehel. H. mit Zus 
fiimmung ihres Ehemannes dem angeblichen damali- 
gen Bevollmächtigten der Kläger gegenüber verfichert 
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wie fie den Pachter des Nitterguted DB. ange 
wiejen habe, die (vorher genannten) Summen 
als ihr gebührende Pachtgelder zu den bemerften 
Zeiten nicht an fie, fondern direct an bie gegen- 
wärtigen Kläger oder vielmehr deren Sachwalter 
zu zahlen, und ihr die betreffende Quittung an 
Zahlungsftelle zu überreichen, 
doch ſchon aus der Faſſung diefer Erklärung, nament- 
lich aus dem hierbei gebrauchten Ausdrucke „direct“, 
noch deutlicher aber aus dem übrigen Inhalte diefer 
Urkunde hervorgeht, daß die Abficht der verehel. H. 
hierbei nicht darauf gerichtet gewefen, ihren Anfpruch 
auf bie betreffenden Pachtgelver auf die gegenwärtigen 
Kläger dergeftalt zu übertragen, daß fie jelbft infoweit 
aufhöre, forderungsberechtigt zu fein, indem fie nicht 
außerdem in derfelben Urkunde ſich für ihre Perfon 
verbindlich gemacht haben würde, die auf 700 The. 
— — vereinbarte Schuldfumme, zu deren Dedung 
eben jene Pachtgelder verwendet werben follen, an 
die Kläger zu berichtigen, wie denn auch die angeblich 
dem Pachter ertheilte Weifung, ihr, der H., die von 
den K.'ſchen Erben oder deren Sachwalter auszu« 
ftellende Quittung an Zahlungsftelle zu überreichen, 
nicht auf eine definitive Abtretung ber betreffenden 
Pachtgelver, fondern nur auf eine Affignation hin» 
weift, indem hiernach der Pachter von feiner Verbind⸗ 
lichkeit zu Bezahlung der angewiefenen Pachtgelder 
der Berpachterin gegenüber nur dann, wenn und 
infoweit er Zahlung derfelben an den Sachwalter der 
Kläger durch Quittung nachzuweiſen im Stande fein 
würde, befreit fein follte und nad) Allem dem in jener 
Urkunde nicht fowohl eine Abtretung, ald vielmehr 
eine bloße Affignation enthalten ift, nun aber ber 
bloße Affignatar niemals als Eigenthümer derjenigen 
Forderung angefehen werben kann, zu deren Einzie- 





bung er beauftragt oder ermächtigt worden ift, viel⸗ 
mehr der Affignatar das Eigenthum an den angerwies 
fenen Forderungen erft dann erwirbt, wenn er diefelben 
eingehoben und innebehalten hat, hiernächft auch 
_ Kläger nirgends zu behaupten vermocht haben, daß bie 
Beflagte ihnen gegenüber die ihr von der verehel. H. 
ertheilte Anweifung angenommen habe, wenigftens 
die dahin gehende, in den Einl.Abſchn. 35. und 36. 
enthaltene Behauptung durch den Inhalt der Klag- 
beifugen 6. und 7., felbft das hierunter behauptete 
Auftragsverhältniß vorausgefegt, nicht gerechtfertigt 
wird, indem biefe Briefe nicht ein bündiges Schuld» 
anerfenntniß, fondern nur die Geneigtheit der Bes 
klagten zu Bezahlung der verfallenen Pachtgelder an 
einen von den Klägern zu benennenden Sachwalter 
beurfunden, und unter foldhen Umftänden den Klä- 
gern als bloßen Anweifungsempfängern ein felbfiftän- 
diges Klagrecht gegen die Beflagte nicht zufteht, 

vergl. 88. 1328 flg. des bürgerl. Geſetzbuchs, 
endlich das Erbieten der Beflagten BI. — nicht ge 
eignet ift, die Kläger vor einer Klagabweifung, wie 
folche durch die obgedachten Erwägungen und durch 
den Umftand, daß Kläger ihrer Legitimation halber 
ſich nicht auf eine neben jener Urkunde (Klagbeilage 1.) 
liegende Ceſſton bezogen haben, 
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geboten ift, zu bewahren, da diefes Erbieten an eine 
Bedingung geknüpft worden, zu deren Erfüllung 
Kläger ſich nicht einmal erboten und welche fie noch 
weniger im Laufe dieſes Nechtöftreitd erfüllt haben, 
bei diefer Sachlage aber die Frage, ob die Klage 
auch in Anfehung der Eriftenz der in Frage befange- 
nen Padhtgeldanfprüche genügend begründet, ins— 
befondere auch, ob in Bezug auf die zur Zeit der 
Klagerhebung noch nicht fälligen Pachtgelder über- 
haupt eine Klage ftatthaft fei, füglich auf fich beruhen 
fann, 

fo hat der Kläger Suchen in der angebrachten 
Maafe nicht Statt, es find diefelben auch der Ber 
flagten die verurfachten Proceßkoften zu erftatten 
ſchuldig.“ 

Auf die gegen dieſes Erkenntniß von den Klägern 
eingewendete Appellation wurde daſſelbe durch die am 
15. Juli 1869 publicirte Entſcheidung des Königl. 
Appellationsgerichts zu Leipzig aus folgenden 
Gründen beftätigt: 

„Die gegenwärtige Inftanz pflichtet zunächft ber 
DI. — näher begründeten Anficht bei, daß das Inhalts 
der Klagbeilage unter 1. Bl. — zwifchen dem Ber: 
treter der Kläger, Advocat E. E., und M. 2. verehel. H. 
am 18. September 1865 abgejchloffene Rechtsgefchäft 
eine Abtretung der in der Bertragsurfunde erwähnten, 
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der genannten H. gegen die Beklagte zuftändigen 
Pachtgelderforderungen an die Kläger nicht enthalte. 
Der für die Erforfchung des Willens der Contrahen- 
ten zuvörderſt maaßgebende Wortlaut ded Vertrags 
bietet für diefe Bl. — wiederholt von den Klägern 
vertheidigte Auslegung feinen Anhalt. In der Ver: 
tragdurfunde ift von einer den Klägern gefchehenen 
Abtretung der fraglichen Pachtgelder nirgends die 
Rede, vielmehr nur eine dahin lautende Erklärung 
der H. zum Ausdrudf gefommen, 
daß die 700 Thle. — —⸗, die fie den Klägern 
ſchulde, mit den ihe von ihrem Ehemanne abge 
tretenen Pachtgeldern für das Rittergut V. be- 
tichtigt werden follen, „au welchem Behufe” fie 
den Rittergutspachter „angewieſen“, Pachtgelder⸗ 
raten von je 100 Thlen. — — zu den in ber 
Urkunde näher beftimmten Zeiten nicht an fie, 
ſondern direct an die Kläger ıc. zu zahlen und 
ihre die betreffende Quittung an Zahlungsftelle 
zu überreichen. 

Hiernach liegt höchſtens ein Anweifungsvertrag 
vor, eingegangen zu dem Zwede der Tilgung einer 
dem Anweifungsempfänger gegen den Anweifenden 
zuftehenden Forderung ($. 1337. des bürgerlichen 
Gefepbuchs). Andere Umftände, welche einer ber- 
artigen Auffaffung entgegenftehen und die Annahme 
eines auf die Abtretung ber in Frage befangenen 
Pachtzinſen gerichteten Vertragswillens unterftügen 
fönnten, gehen, wie bereitö die vorige Inftanz aus: 
reichend gezeigt hat, auß dem angejogenen Documente 
nicht hervor. Außerdem würde auch der Inhalt des 
der Klage Bl. — unter Nr. 2. beigefügten Schrei— 
bens, mit welchem der Notar E. 8. L., der Verfaffer 
des unter ber Urkunde vom 18. September 1865 be— 
findlihen NRecognitionsprotofols, die Bellagte von 
der die Pachtgelder für das Rittergut V. angehenden - 
Vertragsberedung „auf Antrag der Betheiligten” in 
Kenntniß gefegt und dabei allerdings die von der 9. 
über fothane Pachtgelver getroffene Verfügung als 
eine „Abtretung bezeichnet hat, feinen Beweis für 
das Einverftändniß der Vertragsfchließenden über eine 
wirkliche Ceſſion der Pachtgelverforderungen liefern, 
da aus der Klage nicht erhellt, ob und beziehungs- 
weife von Wen der Notar 2. zu jener Eröffnung 
ermächtigt geweſen fei. 

Mit Recht hat ferner die vorige Inftanz bei der 
Beurteilung der ausweislich der Klagbeifuge 1. wegen 
der mehrgedachten Pachtgelder getroffenen Ueberein- 
funft als einer bloßen Affignation der gegenwärtigen 
Klage die Schlüffigfeit abgefprochen. Nicht minder 
zweifellos erfcheint vor allen Dingen die Frage, ob 
der in der Klage gegebenen Sachdarſtellung überhaupt 
entnommen werben bürfe, daß die verehel. H. der 
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Beklagten die Anweifung, einen Theil ihrer Pacht 
gelderfhuld an die Klaͤger zu zahlen, wirklich ertheilt 
habe. Die legteren haben lediglich auf die ihnen 
gegenüber in der Urfunde vom 18. September 1865 
ausgefprochene Verficherung der H., daß die bemerkte 
Anweifung erfolgt ſei (Rlagabfchnitte 6. 12. 16. 17. 
Klagbeilage 1.), auf die Benachrichtigung der Beklag⸗ 
ten von biefer Erklärung durch eine britte Perfon 
(Klagabfhnitt 18. und Klagbeilage 2.), fowie auf 
eine fpätere, ihrerfeits unter dem Hinweiſe auf jene 
Urkunde an die Beklagte gerichtete Zahlungsaufforbe- 
rung (Klagabſchnitt 19 flg. und SKlagbeilage 2.) 
Bezug zu nehmen vermocht. Das aus diefem Sad 
ftande gegen die Aufrechthaltung der Klage zu entleh- 
nende Bedenken fann indeſſen dahingeftellt bleiben. 
Denn jedenfalls durften die Kläger, wäre eine An« 
weifung in der That gefchehen, ein jelbftftändiges 
Forderungsrecht auf deren Gegenftand wider die 
BDeflagte nur dann geltend machen, wenn Letztere 
ihnen gegenüber die Anweifung angenommen gehabt 
hätte (88. 1328. 1329. und 1338. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs). Sie verfuchen zwar BI. — darzulegen, 
daß die Klagfubftantiirung auch dem auf biefem 
Rechtsfage beruhenden Erforderniffe genüge. Ihrer 
Darlegung ift jevoch Bolgendes einzuhalten: Die am 
17. December 1866 bewirkte Zahlung der erften, den 
Klägern überwiefenen Pachtgelverrate an deren Be- 
vollmächtigten läßt ſich nicht als thatjächliche Annahme 
der Anweifung der übrigen Pachtgelderraten betrachten. 
Die Beklagte hat mit ſothaner Zahlung eben nur den 
Willen zu erkennen gegeben, den Zahlungsauftrag 
ihrer Gläubigerin rüdfichtlich des einen, damals ges 
fälligen Bachtgelvertermins auszuführen. Selbfiver- 
ländlich würde hieraus allein noch nicht auf ihre 
Bereitwilligfeit zu einer weitergehenden Auftragsvoll- 
siehung zu jchließen fein. Dagegen enthalten die 
DI. — erwähnten Briefe, welde 3.9. ©. H. im 
Auftrage der Beflagten unter dem 2. Mai und 
23. Juni 1868 an ven Kläger K. ©. K. gefenbet 
haben full (Stlagbeilage 6. und 7. Bl. —) durchaus 
feine unummwundene Annahme der Anweijung, jondern 
in der Häuptfache vorerft nur das Erbieten zu ber 
Berichtigung der zweiten, beziehentlich dritten Pacht⸗ 
gelderrate an einen bei dem Gerichtsamte W. durch 
gerichtliche Vollmacht zu legitimirenden Vertreter der 
Kläger; und das nurgedachte Exbieten ift ohne Zwei⸗ 
fel dadurch außer Kraft gefegt worden, daß die Kläger 
in der Klage das damit verfmüpfte Verlangen nad) 
Beftellung eines mit befonderen Eigenfchaften auss 
geftatteten Bevollmächtigten ald grundlos bezeichnet 
haben. Die Zahlungsofferte der Beklagten muß hier- 
nach für abgelehnt gelten. Nur zum Theil, ohne 
gleichzeitige Genehmigung der beigefügten Bedingun⸗ 





gen, konnte diefelbe von den Klägern um fo weniger 
mit vechtlichem Erfolge acceptirt werden, als die Be— 
Hagte zu der Annahme der Anweifung an fich nicht 
gehalten ($. 1329. des bürgerlichen Gefegbuchs), fo- 
nad in der Rage war, den Klägern betreffö einer 
etwanigen Annahme Bedingungen vorzufchreiben. 

Das angefochtene Erkenntniß ift nach Allem dem 
in ber Hauptfache, wie im Koftenpunfte, zu beftätigen 
gewefen. Die Berurtheilung der Kläger zu dem 
Erfage der Inftanzkoften ergiebt fich hieraus von 
ſelbſt.“ 

Auch das Königl. Oberappellationsgericht, 
an welches die Sache in Folge anderweiten Rechtö- 
mitteld der Kläger gelangte, ertheilte in dem am 
20. November 1869 publicirten Erkenntniffe eine 
confirmatoria aus den nachftehenden Gründen: 

„Auch in der jegigen Inftanz hat Man in dems 
jenigen Rechtsgefchäfte, welches nach der BI. — zu 
18. September 

T. December 1866 rwiſchen 
dem Advocat E. C. ald Bevollmächtigtem der Kläger 
und M. L. H. in Bezug auf die „durch den” Pachter 
des Ritterguted B. fammt „Zubehör zu bewirfende 
Abführung der Bl. — verzeichneten Theilzahlungen 
abgejchloffen worden ift, nicht eine Abtretung eines 
Theile der zu jenen Terminen fällig werbenden 
Pachtzinsraten im Sinne von $. 953 flg. des bürs 
gerlihen Gefegbuchs, fondern nur eine Anweifung 
im Sinne der Vorfchriften in 88. 1325 flg. des ges 
dachten Gefepbuchs erbliden können. Für dieſe Aufe 
faffung fpricht zunächft die ausprüdliche Bezeichnung 
defjelben ald Anweifung, namentlich und ganz bejons 
ders aber auch die Erklärung der Schulbnerin, daß 
e8 der Anweifungsempfängerin im Falle der erfolgten 
Ausführung des ertheilten Auftrags freiftehen folle, 
„ihr die betreffende Quittung an Zahlungsftelle zu 
überreichen”. 

Nach 8. 968. des bürgerlichen Gefepbuchs hat die 
Abtretung einer Forderung die Wirkung, daß der 
Abtretende aufhört, Gläubiger zu fein, die Erfüllung 
der Forderung nicht mehr verlangen, über biefelbe 
nicht weiter verfügen Fann, Überhaupt aber die Aufs 
hebung der Forderung durch einen ihm gegenüber 
wirfjamen Erlöfchungsgrund ausgefchloffen ift. Wäre 
daher eine Abtretung in diefem Sinne beabfichtigt 
gewejen, fo würde die angebliche Cedentin mit Abgabe 
der betreffenden Erflärung nach Höhe des abgetretenen 
Forderungsbetrags aufgehört haben, Gläubigerin zu 
fein, die Schulpnerin aber nad) 8. 972. mit Empfang 
der nad) DI. — gleichzeitig beantragten Benachrichti- 
gung von der erfolgten Abtretung infoweit aus jedem 
Schuldnerus zu der urfprünglichen Forderungsberech⸗ 
tigten ausgejchieben fein. Es wäre daher von biefem 
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Geſichtspunlte aus gar nicht abzufehen, welcher Zwei 
bem vorbehaltenen Anverlangen einer jebesmaligen 
Production der Quittung zu Grunde gelegen habe, 
da, mochte die Bellagte die betreffenden Zahlungen 
geleiftet haben oder nicht, wenigftens foviel außer 
Zweifel beruhen würde, daß die urfprüngliche Gläu- 
bigerin deshalb einen Anfpruch wider fie zu erheben 
nicht berechtigt gewefen fein würde. Sollte nun aber 
überdies die Production der betreffenden Quittungen 
„an Zahlungsftelle” erfolgen, fo liegt auf der Hand, 
daß, was auch fonft in dem Willen der Paciscenten 
gelegen haben mag, die Schuloverbindlichfeit der 
Beklagten ihrer erften Gläubigerin gegenüber ihrem 
vollen Umfange nad) unverändert jo lange fortbeftehen 
follte, als felbige nicht durch Zahlung entweder an 
die legtere felbit, oder an den von felbiger ald Zah: 
lungsempfänger bezeichneten Dritten getilgt und in 
dem zulegt gedachten Falle, daß folches geſchehen, 
durch die Quittung des Dritten nachgewiejen werben 
würbe. 

Dei diefer an ſich vollflommen Haren und unzwei—⸗ 
deutigen Faflung der vorliegenden Vertragsbeitim- 
mung fann weber auf die vorausfepliche Tendenz der 
Bertragsichließenden, noch auch auf die Auslegung, 
welche dem bezüglihen Abkommen in dem BI. — zu 
lefenden Benadrichtigungsfchreiben des requirirten 
Notars gegeben worben ift, ein rechtliches Gewicht 
nicht gelegt werben; und zwar auf bie erftere deshalb 
nicht, weil, wäre auch, wie die Appellanten BI. — 
behaupten, anzunehmen, daß ber Zwed der bei dem 
Abjchluffe der Bereinigung Betheiligten darauf gerichtet 
gewejen fei, zur Sicherftellung der Kläger über die 
betreffenden Pachtgelverraten in einer auch die Be— 
Hagte definitiv bindenden Weife zu verfügen, hieraus 
doch, dem Wortlaute des getroffenen Abkommens 
gegenüber, für das Nechtöverhältniß der bei dem 
Vertragsabichluffe nicht direct betheiligten Beflagten 
nur foviel würde gefolgert werden fönnen, daß bie 
Paciscenten zu Ausführung diefes ihres Vorſatzes 
einen zu Erfüllung ber gehegten Abficht ungeeigneten 
Weg eingefhlagen hätten; auf den Wortlaut jenes 
Notificationsichreibens aber ſchon deshalb nicht, weil 
daffelbe zu. der Vertragsurfunde felbft offenbar nur 
im Berhältniß eines referens zum relatum fteht, und 
fo lange darüber, daß die Betheiligten bei deſſen 
Abfaffung mit concurrirt hätten, etwas nicht beige- 
bracht worden ift, der Inhalt der leßteren, zumal 
wenn er, wie bier, an fich Far ift, nicht aus dem 
erfteren, fondern das erftere aus dem lehteren inter- 
pretirt werben muß. 

In der That befteht aber auch zwifchen der oft- 
gedachten Urkunde und dem Notificationsjchreiben 
fein folder Widerfpruch, wie die Appellanten ver 
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meinen. Auch nad dem legteren läßt vielmehr die 
Hauptfchuldnerin ihre Schulbnerin nur „erfuchen und 
anweifen”, die den Klägern verfprochenen Beträge 
nicht an fie, fondern direct an die Kläger zu bezahlen. 
Es handelt fi mithin auch nach diefer Faſſung im 
Zweifel nur um ein dem Beauftragten gegenüber im 
Zweifel widerrufliches Auftragsgefchäft. 

vergl. $. 1297. und 1319 flg. jet. $. 1331. des 

bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Wenn nun hierbei die Beträge, welche die Haupt» 
ſchuldnerin ihre Schulpnerin an die dritten Perfonen 
zu zahlen erfucht, gleichzeitig ald an die lepteren 
abgetreten” bezeichnet worden, fo liegt das Irrthuͤm⸗ 
liche diefer Bezeichnung auf der Hand. Wie die 
Appellanten aber BI. — felbft richtig hervorheben, 
handelt es ſich bei dem dieſen Ausdruck enthaltenden 
Zwifchenfage nicht um eine Erklärung derjenigen 
„Betheiligten”, auf deren Requifition und Antrag 
der Notar die Benachrichtigung an die Beflagte hat 
ergehen laflen, fondern um die Ausfprache derjenigen 
Auffaffung, welche der gedachte Notar felbft von dem 
betreffenden Rechtögefchäfte hegt. Selbſtverſtaͤndlich 
fann nun aber ein Rechtögefchäft durch die Anficht, 
welche diejenige öffentliche Perfon oder Behörde, von 
welcher daſſelbe abgefchloffen worden ift, von ber 
rechtlichen Bedeutung defielben gefaßt hat, nicht ein 
anderes werben, ald ed nad) den actenkundbigen eige— 
nen Erklärungen der Betheiligten felbft war und fein 
follte. As Mittel der Interpretation ded Vertrages 
willend der Paciscenten würde dagegen auf dieſe 
Auslegung nur dann Gewicht gelegt werden können, 
wenn bie bezüglichen Erklärungen der lehteren über 
haupt zu Zweifeln Anlaß böten. 

Weiter war aber auch den vorigen Inftanzen 
darin beizutreten, daß weder in der von den Bellag- 
ten bewirkten Zahlung der erften angewiefenen Rate, 
noch aud in dem Inhalte der Bl. — und Bl. — 
zu lefenden brieflichen Erklärung, jelbft angenommen, 
daß dieſelbe im Auftrage der Beflagten abgegeben 
worden, eine über den Betrag der geleifteten Zahlung 
hinausgehende Annahme der erfolgten Anweifung im 
Sinne des zweiten Satzes von 8. 1328. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs gefunden werben fönne. In erfterer 
Beziehung genügt ed, darauf zu verweifen, daß bie 
Bl. — entwidelten, an fich richtigen Grundfäge immer 
nur auf den Betrag ber geleifteten Zahlung Anwen- 
dung leiden fünnen und fomit einer, bier nicht in 
Frage kommenden Zurüdforderung des Gezahlten 
allerdings entgegenftehen würden. Dabei fann ferner 
die Frage, ob die Anweifende aus ber begonnenen 
Erfüllung des ertheilten Auftrages ein Recht wider 
die Angewiefene erlangt habe, die Fortjegung der 


! Auftragserfüllung zu fordern, um fo gewiſſer dahin 
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geftellt bleiben, als eine zwifchen dieſen Perſonen 
beftehende Differenz nicht zur Erlebigung vorliegt. 
Für das Verhältniß des Angewiefenen zum Anwei⸗ 
fungsempfänger läßt fi) aus der von dem Angewie⸗ 
fenen bewirften Theilzahlung allein etwas Weiteres 
überhaupt nicht, und namentlich die Uebernahme einer 
Verpflichtung zur Gewährung ber weiter angewiefenen 
Zahlungen niemals folgern. In der That handelt 
aud) $.1330. des bürgerlichen Geſetzbuchs, in welchem 
der Folgen einer „thatfächlich durch Leiftung des an⸗ 
gewiefenen Gegenſtandes“ bewirkten Annahme der 
Affignation gedacht wird, nicht von dem Verhaͤltniſſe, 
welches dadurch zwifchen dem Anmweijungsempfänger 
und dem Angemwiejenen, fondern von dem, welches 
zwifchen dem erfteren und dem Anweifenden ein» 
tritt, und fpricht nur den ſich aus der Natur ber 
Sache von felbft ergebenden Sap aus, daf, wenn 
und foweit der Affignat der Affignation bereits Folge 
geleiftet, dad Recht des Affignanten zum Widerrufe 
des ertheilten Auftrags erlifcht. 

Anlangend dagegen den Inhalt der Bl. — sub 6. 
und 7. zu lefenden beiden Briefe, fo genügt der Hin- 
weis auf die diesfalld von den vorigen Inftanzen 
geltend gemachten richtigen Gründe um fo gewiſſer, 
als die Appellanten in diefer Hinfiht etwas Neues 
nicht vorgebracht haben. 

Unter diefen Umftänden fann die Frage, welchen 
Einfluß der Bl. — unter No.1., fowie Bl. — unter 
Hinweis auf bie Beftimmung in $. 702. jet. 707. 
des bürgerlichen Gejepbuchd erhobenen, von ben 
Klägern BI. — zu 2. unumwunden zugeftandenen Ein» 
rede beizulegen fei, füglich dahin geftellt bleiben. 

Die Entſcheidung des Koftenpunftes bedarf im 
Hinblide auf die präceptive Vorfchrift sub VIL ver 
mit Geſetzeskraft verfehenen Minifterialverorbnung 
vom 13. März 1867 Feiner befonderen Rechtferti- 
gung.” 


57. 


Zur Gültigkeit eines fogenannten Dralfideicom: 
miffed wird nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Geſetzbuchs in $.2384. und 2385. erfordert, ba 
ber Erblaffer feinen Willen dem gegenwärtigen 
Erben jelbft gegenüber zu erkennen gegeben habe. 


Mitgetheilt von 
Herrn 8, in B. 


In einer gegen Johanne Dorothee verw. B., ald 
Teftamentserbin ihres am 23. November 1863 vers 
ftorbenen Ehemannes Johann Gottfried B., erhobenen 
Klage führte Johann Gottlob L., ein Better des 





Verftorbenen, an: gegen die Bellagte habe beren 
Ehemann bei feinen Lebzeiten wiederholt erflärt, daß 
Kläger von ihm Etwas erben jolle. Als nun Kläger 
dem Ehemanne der Beklagten einige Tage vor feinem 
Tode, am 18. November 1863, einen Befuch gemacht, 
habe 2epterer in Gegenwart der Beflagten erflärt, 
Kläger jolle nad) feinem Tode aus feinem Rachlaffe 
500 Thle. — ⸗ — ⸗ erhalten, doch folle Kläger diefe 
500 Thlr. —» —⸗ ber Beflagten, fo lange fie lebe, 
verzinfen. 

Geftügt hierauf, bat Kläger zu erkennen, daß 
Bellagte ald alleinige Univerfalerbin ihres Ehegatten 
die erwähnten 500 Thle. — —⸗ dem Kläger zu 
bezahlen ſchuldig. 

Der Inhalt des rechtlichen Verfahrens, foweit er 
auf die Beurtheilung des Rechtsfalles von Einfluß 
ift, erhellt aus den Entſcheidungsgründen der nach⸗ 
ftehend mitgetheilten Erkenntniſſe. 

Die erfte Inftanz, das Königl. Gerihtsamt 
Ebersbach, erfannte in einem am 23. März 1869 
publicirten Beſcheide dahin: 

„Daß Bellagte die geforderten 500 Thle. — —⸗ 
unter Abzug der Summe von 100 Thlen. — —⸗ 
fammt fünfprocentigen Zinfen davon vom 1. October 
1865 ab dem Kläger zu bezahlen ſchuldig, und die 
Koften des Rechtsſtreits zwifchen ben Parteien billig 
aufzuheben, und zwar aus folgenden Gründen: 

Barteien find darüber einverftanden, daß der 
Handelsmann Johann Gottfried B. zu E. am 23. 
November 1863 verftorben ift und in einem unter 
dem 24. Juni 1861 errichteten, unter dem 6. Februar 
1861 gerichtlich niebdergelegten und am 9. December 
1863 publicirten Teftamente feine hinterlafiene Ehe- 
frau, gegenwärtige Beflagte, zur Univerfalerbin ein- 
gefegt, Leptere auch das Teftament anerfannt und ben 
ehemännlichen Nachlaß zur activen und paffiven Ber- 
tretung übernommen hat. Nicht minder herrſcht dar⸗ 
über Einverftändnif, daß Kläger dem ernannten 
Johann Gottfried B. einige Tage vor deſſen Tode 
einen Befuch gemacht und hei diefer Gelegenheit B. 
in Gegenwart ber Bellagten zum Kläger gefagt habe, 
daß derſelbe nach feinem Tode aus feinem Nachlaffe 
500 Thle. —» —» erhalten, dieſen Betrag aber der 
Beflagten, fo lange fie lebe, mit fünf vom Hundert 
verzinfen folle. Dagegen ift das Anführen Klägers, 
daß er diefe Zuwendung acceptirt habe, von der Be- 
klagten geleugnet und überbem von berfelben behauptet 
worben, daß ihr Ehemann befagte Zuwendung als» 
bald widerrufen habe, was wiederum Kläger geleug« 
net hat. 

Kläger hat den erhobenen Anfpruch theils aus 
dem Gefichtspunkte eines nad 8. 2384. des bürger- 
lichen Gefegbuchs in Gegenwart des Erben demſelben 
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auferlegten Vermächtniffes betrachten, theils auf eine 
nad) $. 2500. des angegogenen Landesgefeged zu be= 
handelnde Schenkung auf den Todesfall ftügen wollen. 
In beiden Fällen ift aber die Bezugnahme auf eine 
feinerfeits erfolgte Acceptation entbehrlich, und ins⸗ 
befondere würde ein Widerruf der Schenkung auf 
ben Todesfall durch die behauptete Acceptation nicht 
ausgefchloffen worben fein, da nad $. 2501. des 
bürgerlichen Gefegbuchs diefe Wirkung nur der in den 
Formen des Erbvertrags, mithin des gerichtlichen 
legten Willens, gejchehenen Acceptation zulommt und 
aus den eigenen Angaben des Klägers hervorgeht, 
daß diefe Formen bei feiner Annahmeerflärung nicht 
beobachtet worden find. Hiernach herrfcht über alle 
zur Begründung des erhobenen Anſpruchs angeführ- 
ten wefentlihen Thatfachen zwifchen den Parteien 
Einverftändniß. Diefe Thatfachen reichen nun zwar 
zur Begründung eines legatum praesente herede 
relictum nicht aus, ba aus dem Klagvorbringen her⸗ 
vorgeht, daß .mehrgenannter B. nicht der mitanwes 
fenden Erbin das Vermächtniß auferlegt, fondern 
nur in ihrer Gegenwart dem angeblich Bedachten 
gegenüber erflärt hatte, daß biefer nad feinem Tode 
aus dem Nachlaffe die Summe von 500 Thlen. —⸗ 
erhalten folle. Wohl aber ftellt fich hiernach bie 
Erflärung B.'s ald eine nad) $. 2500. des bürger- 
lichen Gefepbuchs zu beurtheilende Schenfung auf den 
Todesfall dar, deren formelle Gültigfeit allerdings 
darauf beruht, daß fie in Gegenwart der Erbin aus- 
gefprochen worden ift. Mithin mußte infoweit bie 
erhobene Klage ald begründet anerfannt werben, und 
es war bie Entjcheidung des Rechtsſtreits in der 
Frage zu fuchen, ob dasjenige, was von der Beflag- 
ten in der Bemerkung zu Einlaffungspunft 7— 9. 
vorgebradht worden, einen die Wirkſamleit befagter 
Schenkung aufhebenden Widerruf enthalte. Run 
betreffen offenbar die Bl. — wiedergegebenen Worte, 
welche Kläger angeblich dem Erblaffer der Beflagten 
nad der Zuwendung beregter Schenkung erwidert 
bat, nicht den Gegenftand der legtern felbit, fondern 
fie brüden nur den Wunſch aus, daß B. die befchrän- 
fende Nebenbeftimmung, nach welcher der Zinfengenuß 
von dem audgefegten Gapitale der Bellagten auf 
Lebenszeit zuftchen follte, zurüdnehmen möge. Daß 
auch B. dies fo aufgefaßt, geht aus der von ihm 
gegebenen Antwort: „feine Ehefrau fünne er auch 
nicht verkürzen”, hervor. Er ift hierbei unverkennbar 
von der Meinung ausgegangen, daß eine Berfürzung 
feiner Ehefrau in der Schenkung an fich nicht, fon- 
dern nur in der Entziehung der Zinfen des geſchenk— 
ten Capitals liegen würde. Die Bellagte ift freilich 
nach den Worten, weldye fie angeblich hierauf an 
ihren Ehemann gerichtet hat, anderer Meinung ges 


weien, und es ift, wie namentlich aus den Schluß» 
worten: „fie werde dem Better ſchon Etwas geben“, 
erhellt, ihr Beftreben dahin gegangen, ihren Ehemann 
zu einem Widerrufe der Schenfung überhaupt zu be= 
fimmen. Einen ſolchen Widerruf hat man aber in 
den angeblichen Worten B.'s: „Nun ja, wenn ich 
fterben follte, da wirft Du doch meiner Frau bei- 
ftehen, und ba wird fie Dir ſchon Etwas geben”, 
nicht finden fünnen. Denn daß in dieſen Worten 
ein ausdrüdlicher Widerruf liege, hat Beklagte ſelbſt 
nicht behauptet. Erwägt man ferner, daß dieſelben 
nicht an die Beflagte, fondern an den Kläger gerichtet 
find, und dem Kläger einen Vortheil unter der Vor⸗ 
ausfegung in Ausficht ftellen, daß er der Ehefrau 
nad) des Erblafferd Tode beiftehen werde, eine Bor- 
ausfegung, an welche die Beklagte felbft ihre Zuſage, 
dem Kläger Etwas zu geben, nicht gefnüpft hatte, 
jo muß man annehmen, daß diefe Worte B.'s nicht 
eine Antivort auf die Rebe der Beflagten fein jollten, 
fonbern vielmehr unmittelbar an die vorhergegangene 
BVorftellung des Klägers anfnüpften. Im Zufam- 
menhange mit dieſer geben fie einen guten Sinn, 
nämlich den, daß die Beklagte, falls Kläger ihr beis 
ftehen würde, ihre Erfenntlichfeit durch einen gänz- 
lichen oder theilweifen Erlaß der Zinfen erweifen 
werde. Ad Erwiderung aber auf die Rebe der Bes 
flagten find fie feineswegs fo Har und verſtaͤndlich, 
daß man annehmen könnte, der Erblaffer habe damit 
den gewünfchten Widerruf ausfprechen wollen. 


Somit war das diesfallfige Vorbringen der Ber 
Hagten als unerheblich nicht zu beachten und ed mußte 
daher die Verurtheilung derfelben in der beantragten 
Maaße erfolgen, mit der Einfchränkung jedoch, daß 
ihr die Kürzung der Summe von 500 Thlm. — — 
um bie nah BI. — im September 1865 gezahlten 
100 Thle. — — = fammt den feitdem davon auf- 
gelaufenen Zinfen nach Höhe von fünf vom Hundert 
nadjzulaffen war. 


Die ſonach vorliegende Zuvielforderung hat, wenn 
ſchon diefelbe anfcheinend nicht die eigentliche Ver— 
anlaffung zum Rechtöftreite gewefen ift und erhöhten 
Koftenaufwand nicht verurfacht hat, in Anbetracht 
der zuvielgeforderten Summe zur Koftencompenfation 
führen müffen.” 


Auf die gegen diefen Beſcheid von beiden Theilen 
ergriffenen Berufungen wurde von dem Königl. 
Appellationdgericht zu Baugen, defien Erfennt- 
niß am 7. September 1869 publicirt wurde, bie 
Klage unter Verurtheilung des Klägers in Exftattung 
der Proceffoften in der angebrachten Maaße abge: 
wieſen, unter Beifügung folgender Entſcheidungs— 
gründe: 
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„Bon dem Kläger ift zu Begründung des von 
ihm gegen die Bellagte BI. — erhobenen Anfpruchs 
angeführt worden, daß ihr Exblafjer bei einem dem⸗ 
felben am 18. November 1863 feinerfeit8 gemachten 
Beſuche in ihrer, der Univerfalerbin, Gegenwart er- 
Härt habe, er, Kläger, folle nach feinem Tode aus 
feinem Nachlaffe 500 Thle. — —» erhalten, doch 
folle er feiner Ehefrau, der Beklagten, fo lange fie 
lebe, diefe 500 Thle. —⸗ — = verzinjen. Bellagte 
bat nächft ihrer Eigenfchaft als Univerfalerbin ihres 
am 23. November 1863 verftorbenen Ehemannes 
diefe Erklärung des Lepteren zugeftanden, jedoch be— 
hauptet, daß berjelbe in Folge gewifler, von dem 
Kläger erhobener Einwendungen feine Schenkung mit 
den Worten: „Nun ja, wenn ich fterben follte, da 
wirft Du doch meiner Frau beiftehen und da wird 
fie Dir ſchon Etwas geben”, ganz zurüdgezogen habe. 
In dem Repliffage Bl. — hat Kläger weiter darauf 
hingewieſen, daß durch diefes Zugeftändniß der Be- 
flagten ein legatum praesente herede relictum ohne 
Zweifel dargethan fei und gegen den Inftanzbefcheid, 
welcher dieſer Anficht nicht beipflichtete, jedoch die 
Berurtheilung der Beflagten in die durch das Zuges 
ftändniß des Klägers Bl. — auf den Betrag von 
nur 400 Thlen. —⸗ —⸗ herabzufeßen geweſene For- 
derung aus einem anderen, fpäter zu erwähnenden 
Grunde ausgeſprochen hat, bei der 2ten und Bten 
Beſchwerde Bl. — gegen die Stichhaltigfeit der died- 
fallfigen Entſcheidungsgründe, und namentlich um 
deswillen appellirt, weil in dem Klagvorbringen ein 
legatum praesente herede relictum nicht erblidt 
worben fei. 

Dem Kläger ift nun zunächft zugugeben, daß für 
Beurtheilung des vorliegenden Rechtögeichäfts ledig. 
lich diejenigen Beftimmungen, welche im Jahre 1863 
rechtliche Gültigkeit gehabt, nicht aber von den leß- 
teren etwa abweichende Borfchriften des mit dem 
1. März 1865 in Kraft getretenen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs maaßgebend fein können, e8 wäre denn, daß 
durch die legteren bisherige Eontroverfen Erledigung 
gefunden hätten. 

In den Gründen bes vorigen Erfenntnifjes wird 
Bl. — bemerft, daß die im Cingange bezeichneten 
Thatumftände, über welche Einverftändniß der Par- 
teien vorhanden ift, zur Begründung eines legatum 
praesente herede relictum um deswillen nicht aus» 
reihen, weil aus dem Klagvorbringen hervorgehe, 
daß der verftorbene Ehemann der Bellagten nicht 
ihr, der mitanwejenden Erbin, das Vermächtniß 
auferlegt, fondern nur in ihrer Gegenwart bem an- 
geblich Bedachten gegenüber erflärt habe, daß dieſer 
nad feinem Tode aus dem Nachlaſſe die Summe 
von 500 Thlrn. — —⸗ erhalten folle. Ohne Zweifel 





entfpricht leptere, das Thatfächliche betreffende An- 
nahme dem biesfallfigen Wortlaute der Klage ſowohl 
als der Auslaffung der Bellagten Bl. —, und es 
erfcheint der neuerliche Einwand des Klägers BL. —, 
wonach Beflagte in ihrem Zugeftändniß feineswegs 
behauptet habe, die Worte des Erblafferd feien nur 
an den Kläger gerichtet geweſen, nicht aber zugleich 
an fie, unbeachtlih. Es fragt ſich alfo nur, ob zu 
rechtlicher Gültigkeit des durch 1. ult. Cod. de fideic, 
eingeführten fogenannten legatum praesente herede 
relictum nächft der Gegenwart des Erben oder Ber- 
maͤchtnißnehmers auch die beftimmte Auferlegung an 
ben Letzteren erforderlich fei, oder ob die bloße Gegen⸗ 
wart befielben und das Anführen, daß er in Folge 
defien von der betreffenden Erklärung Kenntniß erlangt 
babe, binreihe. Nun wird zwar von 
Eurtius, Handbuch des im Königreiche Sachfen 
geltenden Eivilrechts, 4. Ausg. Theil IL. Abıh. 2. 
8. 751. not. e. ©. 228. 
in Uebereinftimmung mit 
Kind, quaest. for., ed. 2. tom. I. cap. 42. pag. 
278 8q.  - 
die Anfiht vertheibigt, daß es nicht nöthig fei, daß 
der Teftirer feine Worte an den oneratus felbft ge= 
richtet oder gar eine solennis rogatio vorausgefchict 
habe. Beide Rechtslehrer verfennen jedoch bezüglich 
bes erften Sapes feinesiwegs, dafs auch die entgegen- 
gefegte Anficht ebenmäßig Vertheidiger gefunden und 
died namentlich Seiten Hommel’s obs. 6. der Fall 
fei. Ermwägt man weiter, daß auch in den im 
Wochenblatt für merfwürbige Rechtsfälle, Jahr⸗ 
gang 1843. Seite 191., Jahrgang 1849. Seite 
362 flg. 
abgedrudten Entſcheidungen, welche fonach in die Zeit 
vor Inkrafttretung des bürgerlichen Geſetzbuchs fallen, 
nad der fraglichen Richtung hin der mündlichen 
Auftragsertheilung an den Erben, einer dritten 
Perſon eine Summe aus dem Nachlaffe zu zahlen, 
gedacht wird, fo läßt fich mindeſtens foviel nicht in 
Zweifel ftellen, daß jene Frage zeither zu den Contro⸗ 
verfen gehört habe. Nun wird, was bie auf das 
legatum praesente herede relictum bezüglidhen 
Stellen des bürgerlichen Geſetzbuchs anlangt, zunächft 
in $. 2384. ausgeiprochen, daß auch ohne alle Form 
ein Erblaffer in Gegenwart feiner Erben oder Ber- 
mächtnißnehmer denfelben entweder mündlich oder 
durch Uebergabe einer Schrift, welche die Anorbnung 
von Bermädhtniffen enthalte, Vermächtniſſe auflegen 
fönne, und weiter im folgenden $. 2385. bemerft, 
daß, wenn ein Erblaffer mehrere Erben oder Ver— 
mächtnißnehmer mit einem Bermächtniß habe beſchwe⸗ 
ten wollen, dies aber blo8 gegen einen von ihnen 
in der $. 2384. angegebenen Weife erflärt habe, dies 
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gegen alle gelten folle. Hiernach Tann es feinem 
Zweifel unterliegen, daß die neue Geſetzgebung eine 
Erflärung des Erblafferd an den Beſchwerten 
vorausfegt, woraus weiter folgt, daß durch die erftere 
die früher ftreitige Frage in der den Ausführungen 
der Beklagten günftigen Maafe entfchieven worben 
fei. Es läßt fich auch nicht, wie Kläger Bl. — will, 
annehmen, daß durch die von der Beflagten Bl. — 
zugeftanbenen, ihrerfeit8 gemachten Aeußerungen jene 
Erklärung erfegt oder mit anderen Worten, daß durch 
diefelben eine der Form nad ungültige Teptwillige 
Berfügung in eime rechtlich begründete verwandelt 
worben ſei. 

Stellt fi ſonach die von dem Kläger, wie bereits 
gedacht, lediglich gegen die Gründe der vorigen Ent» 
fheidung gerichtete Berufung als unerheblich ‘dar, fo 
läßt fih das Gleiche in Anfehung des Rechtsmittels 
der Beflagten nicht fagen. Kläger fcheint nad) feiner 
Auslaffung Bl. — felbft nicht zu bezweifeln, daß die 
Klage ald auf dem Grunde einer Schenkung auf ben 
Todesfall im Sinne des $. 2500. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs beruhend nicht angefehen werben könne. 
Und in der That würde ed nach diefer Richtung hin 
in erfter Linie an dem wefentlichen Erforberniffe, an 
der Beobachtung der hierunter auch nach früherem 
Recht maafgebenden Form, gebrechen. 

Vergl. Eommentar zu $. 2500. Band II. 

©. 371. 
Aber auch die neuerdings BI. — von dem Kläger 
aufgeftellte Annahme eines in der mehrberegten Er» 
Härung des Grblaffers der Beklagten in Verbindung 
mit der behaupteten, von ber Letzteren bei dem Bten 
Einlaffungsabfchnitte geleugneten Acceptation zu er- 
blidenden Erbvertrags hat Man nicht zu theilen ver» 
mocht. Nach $. 2546. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
bedürfen Erbverträge zu ihrer Gültigkeit bei der Er» 
richtung ohne Zweifel der Formen des gerichtlichen 
legten Willens. Nun wird zwar in der Anmerkung 
zu diefem Paragraphen im Gommentar Band III. 
S. 384. darauf bingewiefen, daß nach bisherigem 
Rechte es nicht unbeftritten gewefen fei, ob folche zu 
ihrer Gültigkeit einer befonderen Form bedurft hätten 
oder nicht, und daß für die Meinung, wonach fie 
lediglich bei dem Hinzutritt gerichtlicher Beitätigung 
Gültigkeit erlangen könnten, mehrere Geſetze zu fprechen 
geſchienen. Deffenungeachtet habe fich aber ein con⸗ 
ftanter Gerichtsbrauch für die Gültigfeit der form- 
loſen Erbverträge erklärt. Abgefehen jedoch davon, 





ob nicht hieraus nur foviel hervorgehe, daß auch dieſe 
Trage bis zur Geltung des bürgerlichen Geſetzbuchs 
eine ebenmäßig beftrittene gewefen fei, welche nuns 
mehr in der angezogenen Gefegeöbeftimmung ihre 
Beantwortung gefunden, fo würde auch in dem vors 
liegenden Falle in den Aeußerungen der Beflagten 
der an den Kläger gerichteten Erklärung ihres Erb» 
lafferd gegenüber die zu dem Weſen des Erbvertrags 
gehörige Willensübereinftimmung der betreffenden 
Perſonen ebenfowenig gefunden werben fünnen, als 
diefe Aeußerungen das Erfolgtfein der Auferlegung 
eines Legats an die mit einem ſolchen zu beſchwerende 
Beklagte herzuftellen vermögen. 

Die Berurtheilung Klägers in die Erftattung ber 
Proceftoften fowohl, als in die der durch die von 
beiden Theilen eingewendeten Rechtsmittel erwachſe⸗ 
nen Koften ift eine Folge feiner Sachfälligfeit.” 


(Schluß folgt in der nähften Nummer.) 


Miscellen. 


Ernennungen, Anftellungen ꝛc. Seine König« 
liche Majeſtät haben zu genehmigen allergnäbigft gerußt, 
daß dem Appellationsrathe beim Appellationdgericht zu 
Dresden, Lothar Schilling, unter Belaffung in biefer 
Stellung, die Bunction des Stellvertreterd des General- 
ftaatsanwalts bis auf Weitered mit übertragen und baf 
der Secretair bei der Kanzlei des Appellationsgerichts 
zu Dresden, Dr. Friedrich Joſeph Maximilian Klein« 
paul, unter einftweiliger Enthebung von den Secretair⸗ 
gefhäften, als Hülfsarbeiter bei dem Gollegium des 
Appellationsgeridhts zu Dresden mit Sig und Stimme, 
wie deffen ordentliche Mitglieder, verwendet werde. 





Orden, Geine Königlihe Majeftät haben dem 
BVicepräflventen des Oberappellationdgerichtö, Ernſt Otto 
Schumann, das Comthurkreuz zweiter Claſſe des Ber- 
bienftordens und dem Oberappellationdrathe Dr. Branz 
Paul Alfred Du Chesne das Ritterkreuz dieſes Ordens 
zu verleihen, auch zu genehmigen allergnädigft geruht, 
daß der Sächſiſche Advocat Eduard Herrmann Kühn, 
zur Zeit Bankvirector in Deffau, das ihm von Seiner 
Hoheit dem Herzoge von Anhalt verlichene Ritterkreuz 
erfter Claſſe des Herzoglich Anhalt'ſchen Hausordens 
Albrechtz des Bären annehme und trage. 





Redacteur: Appellationsrath Werner. 
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(Schluß des ©. 280. abgebrohenen Redtsfalles.) 


Auf nunmehrige Appellation des Klägers wurde 
biefes Erfenntniß von dem Königl. Oberappella- 
tiondgericht unter dem 11. November 1869 aus 
folgenden Gründen beftätigt: 

„Wenn in $. 2384. und 2385. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs beftimmt ift, daß ein Erblaffer auch ohne 
alle Form in Gegenwart feiner Erben oder Bermächt- 
nifnehmer benfelben entweder mündlich oder durch 
Mebergabe einer die Anordnung von Vermächtniffen 
enthaltenden Schrift Vermächtniſſe auflegen fönne, 
und daß, wenn ein Erblaffer mehrere Erben ober 
Vermaͤchtnißnehmer mit dem Vermaͤchtniß habe be- 
ſchweren wollen, dies aber blos gegen einen von ihnen 
in der im $. 2384. angegebenen Weife erflärt habe, 
ſolches gegen Alle gelte, fo ergiebt ſich aus dieſen 
Vorfchriften unzweifelhaft, daß ein fogenanntes Oral- 
fideicommiß, obſchon es feiner befonderen Form und 
feiner folennen Worte bebürfe, doch nur dann als 
gültig betrachtet werben bürfe, wenn der Erblaſſer 
feinen Willen dem gegenwärtigen Erben felbft gegen» 
über, fei e8 nun mit ausbrüdlichen, in die Form 
eines Befehls, der Bitte, des Wunſches, der Hoff- 
nung oder Erwartung eingefleiveten Worten, fei es 
mittel8 Uebergabe einer Schrift, zu erfennen gegeben 
habe. Die bloße Gegenwart des Erben oder Ver— 
maͤchtnißnehmers reicht mithin nicht aus, und es 
genügt nicht, daß der Erblaffer in Gegenwart des 
Erben oder Vermaͤchtnißnehmers einer dritten Perſon 
gegenüber, und wäre biefe auch der Honorirte felbft, 
feine Abficht, den Erben oder Bermächtnißnehmer 
mit einem Oralfideicommiß befchweren zu wollen, an 
den Tag legt. 

Bor dem Inkrafttreten des bürgerlichen Geſetz⸗ 


Mene Folge Achtzehnter Jahrgang. 


buchs gehörte nun allerdings die Frage, ob bei einem 

'Dralfiveicommiß der Erxblaffer feinen Willen dem 
Erben direct befannt machen müfle, ober ob es ges 
nüge, wenn berfelbe diefen feinen Willen nur über- 
haupt in Gegenwart des Erben fund gebe, in Sachſen 
nicht zu den umnbeftrittenen, und es ift infonderheit 
nad) dem von 

Berger, Oecon. jur., ed. Winkler, lib. IL 

tit. IV. thes. 33. 

Hommel, Rhapsod. obs. VI. 

Kind, Quaest. for., tom. I. Cap. XLIL 
Bezeugten, auch von den Saͤchſiſchen Spruchbehörben 
in diefer Beziehung verfchieden erfannt worden. 

Abgefehen aber davon, daß bie erftere u. A. auch 
von 

Bauer, die Ehurf. Saͤchſ. Decifionen v. 3. 1746 

zu Decif. XL 8. 6. Seite 122. 

vertheidigte Meinung an fich als die dem Inhalt der 
c. ult. C. de fideicomm. und ber $. fin. Inst. de 
fideicomm. hereditat. entfprecdhendere zu betrachten 
fein dürfte, braucht auch auf eine nähere Erörterung 
diefer Frage um deswillen nicht eingegangen zu wer- 
den, weil bie hierunter obmwaltende Differenz durch 
die angezogenen Beftimmungen des bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs entfchieden worden ift und durch felbige die 
allegirten Gefegesftellen ihre Auslegung in dem oben 
erwähnten Sinne gefunden haben, fomit aber bie 
Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs in Gemäß- 
heit 8.3. auch auf den vorliegenden Fall zur Anwen- 
dung zu bringen find. 

Es fann ſich daher nur noch darum handeln, ob 
die in der Klage Bl. — erwähnte Erklärung bes 
Erblaffers der Beflagten als eine an die Leptere jelbft 
gerichtete zu betrachten fei. 





Beide vorigen Inftanzen haben das verneint und 
auch gegenwärtig hat man das bezügliche Anführen 
Klägers nicht ald fo beftimmt anfehen fönnen, daß 
man anzunehmen vermöchte, es erhelle aus ihm mit 
genügender Deutlichfeit, daß ber Erblafier der Be- 
Hagten feine gedachte Erklärung der Legteren felbft 
gegenüber und nicht blos in ihrer Gegenwart abge 
geben habe. Denn daß der genannte Erblaffer mit 
biefer Erflärung an die Bellagte direct ſich gewendet 
habe, wird von dem Kläger felbft nicht behauptet, es 
führt Lepterer vielmehr nur an, daß Johann Gott- 
frieb B. jene Erklärung in Gegenwart ber Beflagten 
ausgefprochen habe und der Inhalt der von ihm an- 
geblich gebrauchten Worte ift von der Art, daß es 
den Anfchein gewinnt, fie feien an den Kläger felbft, 
nicht aber an Bellagte gerichtet geweien. Ob aber 
der Erblaffer bereits früher der Beflagten gegenüber 
dahin ſich ausgelafien hat, daß Kläger von ihm erben 
folfe, ift für die Beurtheilung der Sache an fid 
gleichgültig. 

Auch findet die Thatfache, daß der genannte 
Erblaffer gedachte feine Erflärung an die Beflagte 
abreffirt habe, in dem von der Lepteren BI. — An- 
geführten feine ausreichende Unterftügung. Bellagte 
behauptet dort vielmehr ausdrüdlich, ihr Erblaſſer 
habe jene Worte an den Kläger gerichtet, und wenn 
fie auch zugiebt, daß folches in ihrer Gegenwart ges 
fhehen fei, fo würde doch das, wie erwähnt, nicht 
genügt haben, um die Annahme zu rechtfertigen, die 
Beklagte fei mit einem Dralfiveicommiß beichwert 
worben. 

Ebenfowenig läßt fich aber aud, in dem von dem 
Kläger Angeführten eine hinreichend fchlüffige Bezug- 
nahme auf einen zwifchen dem Kläger und dem Erb» 
Safier der Beklagten abgeichloffenen fingulären Erb» 
vertrag erbliden. Denn dafür, daß der Erblaffer 
die Abficht gehabt habe, dem Kläger das von biefem 
erwähnte Vermaͤchtniß vertragsmäßig zugufichern, 
und auf fein Recht, über die dem Kläger angeblich 
zugewendete Summe anderweit zu verfügen, Verzicht 
zu leiften, fpricht im vorliegenden Falle nicht das 
Minvefte, vielmehr erfolgte die Erflärung des Erb» 
laffers nad Klägers eigenem Anführen freiwillig und 
ohne daß vorher eine auf Eingehung eines Erbver- 
trags hinzielende Verhandlung zwifhen dem Erb- 
lafier und dem Kläger vorausgegangen war, und der 
ganze Hergang der Sache, wie er von dem Letzteren 
teferirt wird, mweift darauf hin, daß der Erblafler 
zwar ben Willen gehegt habe, dem Kläger ein Ver— 
mächtniß zuzuwenden, nicht aber, daß er in biefer 
Beziehung mit dem Kläger einen Vertrag habe ein- 
gehen wollen. Die angebliche Erflärung des Klä- 
gers aber, daß er diefe Zuwendung annehme, Fonnte 
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für fi allein nicht hinreichen, um einen Erbvertrag 
zu Stande zu bringen, da Kläger mit feiner Acceps 
tation nicht den fehlenden Bertragswillen des Erb- 
laffers erfegen konnte.” 


58. 


Ueber Benugung der zu öffentlihen Straßen 
gehörenden Tagerinnen durch die Adjacenten, und 
ben Ausſchluß behaupteter Privatrechte. 


Mitgetheilt von 
Herrn G.⸗A. 8, in T. 


Der Gewerbebetrieb im Brauereigrundftüde zu T. 
bringt ed mit ſich, daß dort von Zeit zu Zeit erhebliche 
Quantitäten Wafler fortgefchafft werden, bie von 
jeher und über die Berjährungszeit hinaus mittelft 
Pumpe in die Tagerinnen der angrenzenden Straße 
(Brauhausgaffe genannt) geförbert wurden. 

Weil nun bei diefer Verrichtung ein beträchtlicher 
Theil des ausgepumpten Waflerd auf den etwas ge- 
neigten Straßentörper überzutreten, beziehentlich dort 
fortzulaufen und ſich zu verbreiten pflegt, fo bilben 
ſich zur Winterdzeit auf genannter Straße Eismaffen, 
welche für den öffentlichen Verkehr ftörend und gefahr- 
drohend werden. Und weil ferner der Stadtrath zu 
T. nit ohne Grund annahm, daß der bezeichnete 
Uebelftand durch diejenigen Flüffigfeiten vermehrt 
werbe, welche aus den übrigen, jene Straße begren- 
zenden Grundftüden abfließen oder in das Schnitt- 
gerinne ausgegoffen werden, jo ftellte die ſtaͤdtiſche 
Verwaltung — von der Anficht ausgehend, es feien 
auf den vorliegenden Fall diefelben polizeilichen Vor- 
fchriften in Anwendung zu bringen, welche von ben 
Königl. Straßenbaubehörden rüdfichtlih der Aus— 
leitung des Abfallwafjerd aus den Gehöften auf die 
fiscalifhen Chauffeen und Straßen gehandhabt wer- 
den — an das Gerichtsamt zu T. den Antrag: 

es möge nach Anberaumung eines Inrotulations⸗ 
termind dahin erfennen, — daß die Befiger der 
angrenzenden Grundftüden bei hartem Froſte 
des Auslaufenlaffens des bei ihrem Gewerbe 
oder Wirthichaftöbetriebe überflüffig werdenden 
Waflerd oder anderer Flüffigkeiten, fowie bes 
Ausgießens von dergleichen in die Tagerinnen 
bei namhafter Strafe für jeden Eontraventions- 
fa fi zu enthalten fchuldig, und zwar unter 
der gleichzeitig auszufprechenden Verwarnung, 
daß das im Falle der Zumwiderhandlung in ge: 
nannter Straße entftehende Eis auf Koften der 
Schuldigen von der ftädtifchen Verwaltung zu 
entfernen fei. j 





Zugleich widerſprach der Stabtrath nicht nur im 
Allgemeinen dem fernern Auslaufenlaflen des Waſſers 
aus der Brauerei — als unftatthaft — in die Tages 
rinnen der Brauhausgaffe, fondern legte auch ins— 
befondere gegen jede Vermehrung der aus der Brauerei 
auf die Straße zu leitenden Waffermaffe, namentlid) 
aber gegen die durch den Betrieb der Mälgerei dort 
entitehende Vermehrung des Waſſerzufluſſes ausdruͤck⸗ 
fie Verwahrung ein, und beantragte ferner: 

dem Brauereibefiger N. aufzugeben, — daß er 
die Ableitung des zum Ausquellen des Malzes 
in dem eben erft erbauten Malzhauſe verwende⸗ 
ten Waffers in die Tagerinne genannter Straße 
zu jeder Zeit des Jahres, auch ohne Rüdficht 
auf eintretenden Froft, bei 20 Thlr. —⸗ —⸗ 
Strafe zu unterlaffen ſchuldig. — 

Der ftadträthliche Antrag ward fämmtlichen 
Adjacenten zur Wahrnehmung ihrer Rechte, unter 
Anberaumung eines Inrotulationstermins mitgetheilt; 
es erhob jedoch nur der Beſitzer des Brauereigrund- 
ftüds ausdruͤcklich Widerfpruch, indem er fich zunächft 
auf die duch Verjährung erworbene Berechtigung 
berief, das beim Betriebe feines Gewerbes abgehende 
Waffer dem zur Straße gehörenden Tagegerinne zu- 
zuführen, 

und 

gleichzeitig darauf hinwies, daß troß der neuerbauten 
Malzdarre eine Vermehrung der Abfallwaſſer nicht 
herbeigeführt werden fünne, da beim Mälzgen über- 
haupt nicht mehr Waſſer zur Verwendung komme, 
ald zum Anfeuchten der Gerfte, um fie zum Keimen 
zu bringen, erforderlich fei, und alles hierbei verwen- 
dete Wafler der Verdunſtung überlaffen werde. 

Er beftritt aber auch die Zuläffigfeit des Berfah- 
end im Berwaltungswege, und beantragte, geftüßt 
auf den behaupteten Servitutenerwerb, den Stadtrath 
ab» und auf den Rechtsweg zu verweifen. 

Der gerichtsamtliche Beſcheid war folgender: 

„In der zwifchen dem Stadtrathe zu T., Impe- 
trantem, dem Brauereibefiger N. und den übrigen 
Befigern von die Brauhausgaffe einfchließgenden Grund: 
ftüden, £. und Genoffen, Impetratem und Mitimpe- 
traten, anhängigen Verwaltungsſache hat das Königl. 
Gerichtsamt zu T. den von Impetrat N., der ſich 
Bl. — auf den Servitutenerwerb berufen hat, BI. — 
geftellten und dahin gehenden Antrag — den Stadt 
rath ab» und auf den Rechtsweg zu verweilen — 
in feiner Hinſicht beachtlich finden können, da an 
Öffentlichen Straßen, infoweit fie innerhalb der Gren⸗ 
zen ihrer Beftimmung die Verjährungszeit hindurch 
von Jemandem benugt worden find, ein Privatrecht 
nicht erworben werben fann, im Uebrigen auch ledig⸗ 
lich ein Polizeigegenftand gegenwärtig in Frage ift, 
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über den nad) $. 8. des Geſetzes A. vom 28. Januar 
1835 nur die VBerwaltungsbehörbe zu cognoseiren 
und zu entjcheiden hat, und felbft wenn die Betretung - 
des Rechtöwegs und die Verweifung auf ſolchen zur 
läffig wäre, nicht der Stadtrath, fondern Impetrat, 
da er ein beftrittenes Privatrecht für fih in Anſpruch 
gerommen, die Stellung des Klägers einzunehmen 
haben würde, endlich nach $. 11. des cit. Gefehes 
die Anordnung ber Berwaltungsbehörbe bis zur 
Rechtskraft der im Rechtöftreite zu fällenden Definitivs 
entfcheidung weder gehemmt, noch außer Kraft gefeht 
werben fann. 

Dean hat fi) aber anvererfeits von ber Statt- 
baftigfeit des ftabträthlichen Antrags Bl. — nicht 
allenthalben überzeugen können; vielmehr ift demfelben 
nur infoweit Folge zu geben, als die Befiger von in 
der fogen. Brauhausgafie gelegenen Grundftüden, 
fowie überhaupt alle Bewohner diefer Gafle beim 
Eintritte harten Froſtes fi des Ausgießens von 
Wafler in die den Straßenförper begrenzenden Tages 
einnen bei 10 Thle. —⸗ —» Strafe für jeden Eon» 
traventiondfall unbedingt zu enthalten haben, — 
während im Uebrigen das Suchen des Stabtraths 
nad) Lage der Sache nicht Statt hat, und zwar aus 
folgenden Gründen: 

Die Brauhausgafle gehört zu den gepflafterten, 
mit Tage» oder Schnittgerinne verfehenen Straßen 
der Stadt T.; die Tagerinnen aber find dazu be— 
flimmt, nicht nur das durch Regen, beziehentlich in 
Folge Thaumwetters zur Winterözeit, und durch den 
Abflug von auf der Straße ftehenden Brunnen fich 
anfammelnde Tagewafler, jondern auch insbefon- 
dere die aus den angrenzenden Häufern abzuleitenden 
Flüffigfeiten — infoweit Tegtere nicht duch übeln 
Geruch oder fonft aus fanitätspoligeilichen Rüdfichten 
zur öffentlichen Beläftigung gereichen — aufzunehmen, 
und hierdurch den Adjacenten Gelegenheit zu vers 
fchaffen, des bei ihrem Gewerbs- und Wirthſchafts⸗ 
betriebe überflüffig werdenden Waflers und anderer 
Flüffigfeiten auf kürzeftem Wege fich zu entlebigen. 

Zu vergl. Minifterialverorbnung vom 27. Ges 

bruar 1841. 

Bunte, Polizeigefepe, IL. ©. 843. VL 
Und wenn auch in größeren Städten das Ausgießen 
und Auslaufenlaffen von dergleichen Blüffigfeiten in 
bie Tagerinnen in der Regel nicht geftattet fein mag, 
jo hat man dort durch Anlegung öffentlicher unters 
irbifcher Schleufen, welche mit den verbedten Privat- 
jchleufen der Adjacenten meift in Verbindung ftehen, 
auf andere Weife Abhülfe gefchaffen. 

Anders find die Verhältniffe in Fleinen Städten, 
welche in der großen Mehrzahl der unterirbifchen 
öffentlichen Schleufen entbehren, und weshalb dort 





in der Regel die Einrichtung befteht, daß entweder 
die Tagerinnen der Gehöfte, oder der aus den Haͤu⸗ 
fern ausmündenden Privatfchleufen in die öffentlichen 
Tagerinnen einmünden, in deſſen Folge die öffent 
lichen Tagerinnen gleichzeitig den Adjacenten bienftbar 
werben, infoweit Diefen nicht durch die Dertlichkeit 
ausnahmsweiſe Gelegenheit geboten ift, die aus ihren 
Grundftüden abzuleitenden Flüffigkeiten auf anderen 
Wegen zu entfernen. Aus diefem Grunde hat auch, 
und da der Stabtrath zu behaupten nicht vermocht 
bat, daß durch die aus dem Nichen Brauereigrund« 
ftüde ausfließenden Waffermaffen der Straßenkörper 
ſelbſt Schaben leidet, und daß dies insbefondere durch 
Erbauung des neuen Malzhaufes bedingt wird, ober 
mit Wahrfcheinlichkeit zu befürchten fteht, der geftellte 
Antrag, infoweit er lediglich gegen den Impetrat 
N. gerichtet worden, polizeiobrigfeitliche Beachtung 
nicht finden Fönnen. 

Nun macht ſich zwar bei anhaltender höherer Kälte 
zur Winterszeit hin und wieder aus wohlfahrtspolizeis 
lichen Rüdfichten ein Verbot nöthig, wie foldhes vom 
Stadtrathe gegen fämmtliche Anwohner der Brau- 
hausgaſſe hinfichtli der Verwendung von Privat- 
goffen und Schleufen beantragt worden ift; allein es 
wird fich ein derartiges Verbot immerhin nur infoweit 
vechtfertigen und aufrecht erhalten laſſen, als nach⸗ 
weislich den Betroffenen Gelegenheit gegeben ift, bie 
fih im Hauswefen und in Folge des Gefchäftsbetrie- 
bed unvermeidlich anfammelnden Flüffigfeiten auf 
anderem ald dem bezeichneten Wege zu entfernen. 

Ob und inwieweit für alle Bewohner der ges 
nannten Gaffe und der dortigen Grundftüdsbefiper 
die Möglichkeit vorhanden fein würde, ohne Ueber: 
windung ganz ungewöhnlicher Schwierigkeiten und 
Hindernifle der beantragten polizeiobrigfeitlichen An- 
ordnung zu entfprechen, mag zur Zeit noch bahin- 
geftellt fein; allein vor Allem ift zu berüdfichtigen, 
daß fih auf mehrerwähnter Gaſſe ein öffentlicher 
Brunnen befindet, durch deffen nicht zu umgehenden 
Abflug ein erheblicher Theil der dort zur Winterzeit 
fi bildenden Eisbede veranlaßt wird, und daß felbft 
dann, wenn bie vom Stabtrathe beantragte Maaf- 
regel confequent und ohne irgend welche Ausnahme 
durchgeführt werben follte, der zu befeitigende Uebel 
ftand — wenn auch im verminderten Umfange — 
doch immerhin noch fortbeftehen und bei eintretenbem 
Frofte vom Brunnen an eine Eisflädhe vorzufinden 
fein würde. 

Nun mag allerdings nicht beftritten werben, daß 
das Straßenbaumandat vom 28. April 1781 auch 
auf die Gaſſen und Berbindungswege innerhalb der 
Stabtbezirke Anwendung zu leiden hat, in Betracht, 
bag 8. 9. in Anfehung der Berbindlichkeit zum 
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Bauen der Straßen sub a. ausprüdlich beftimmt 
worben ift: 
„daß in regula und infofern durch bisherige 
Objervanz nit etwas Anderes herge- 
bracht ift, innerhalb der Städte, und foweit 
deren MWeichbild geht, die Räthe aus denen 
Cämmerei-Einkünften, und wo e8 Herfommens, 
ober die Cämmerei- Einkünfte nicht zulänglich, 
mit Zugiehung oder auf alleinige Koften derer 
Communen die Straßen zu erhalten ſchul⸗ 
dig, PEN 
ferner $. 10.: 
„Wie denn auch wegen ber Breite der Straßen 
und Gaſſen in Städten oder Dörfern nichts 
überhaupt feftgefegt werden mag ic. —“ 
woraus fi unzweifelhaft von felbft ergiebt, daß bie 
$.3. deflelben Mandats über unzuläffiges Herzuleiten 
ber Wäfler und Einfchränfung des Abfluffes getroffe- 
nen Beftimmungen jedenfalls auch auf die ftädtifchen 
Straßen, Gaffen und Verbindungswege Anwendung 
leiden. 

Es ift nämlid a. a. O. vorgefchrieben: 

„Es darf bei 10 Thle. —= —« und nad) Bes 
finden zu erhöhender Strafe fein Waffer fürohin 
unter irgend einem Borwande nach der Straße 
zu geleitet, oder zum Nachtheile derjelben vor- 
fäglih aufgefchwellt werden; desgleichen dürfen 
Anzüchte, welche Unrath auf die Straßen 
führen, fowenig in Städten, ald auf den Dör- 
fern zur Straße geleitet werben. ꝛc. Sollte 
ed aber der natürlichen Lage des Orts nad) für 
diefen oder jenen Befiger unmöglich fein, ben 
Waflerflug — jedoch mit Ausſchluß der jederzeit 
anderwärtd (d. h. in andrer Richtung) und 
wenigftend in befonders dazu anzulegende Senk⸗ 
gruben zu führenden Anzücdhte — anders zu 
führen; fo hat die Straßen-Commiffion Sorge 
zu tragen, daß der aus ſolchem Waflerzuflufie 
für die Straße zu befürdhtende Schade durch 
Bertheilung des Waſſers möglichft verhütet, 
und der weitere Abfluß fofort wieder befördert 
werde.“ 

Offenbar hat aber der Gefepgeber nur das Ueber⸗ 
ſchwemmen der Straßen felbft zum Schaden und 
Nachtheile derfelben, nicht aber die Benugung der 
am Saume des Strafenkörpers angelegten Tage 
rinnen und Gräben im Sinne gehabt, infoweit mit 
Hülfe derjelben und in folchen die einfließenden Ge- 
wäfler ohne Nachtheil für den Straßenkörper 
Abzug erhalten und fortgeleitet werden können. 

Dafür fpricht nicht nur die oben citirte Miniftes 
tialverorbnung vom 27. Februar 1841, fondern auch 
die vom Straßenbaumandate allenthalben beruͤckſich⸗ 
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tigte Obfervanz, nach welcher namentlich in ber 
Stadt T. aus zahlreichen Gehöften der Gewerbtreis 
benden Wafler, ja felbft aus den Gehöften ver Flei- 
her mit Blut untermifchte Flüffigkeiten in die Tages 
rinnen der angrenzenden Straßen ausfließen und bort 
in Folge Gefälles mehr oder minder entjprechenden 
Abfluß erhalten, mithin zur öffentlichen Beläftigung 
in faum nennenswerthem Grade gereichen. 

Anders wird ſich aber das Verhaͤltniß geftalten, 
wenn zur Winterdzeit und bei hartem Frofte die Be— 
wohner ber Brauhausgaffe die bei ihrem Gewerbs⸗ 
und Wirthfchaftsbetriebe überflüffigen Waflervorräthe 
in die dortigen Tagerinnen ausgießen follten. 

Abgeſehen davon, daß dies zur angegebenen Zeit 
überhaupt nicht geftattet werden kann, weil bei ber 
erwähnten Vorrichtung die ohnedies zumeift mit einer 
Eisfohle verfehenen, und dadurch feichter gewordenen 
Tagerinnen die Mafle der auf einmal ausgegof- 
fenen Flüffigfeiten aufzunehmen nicht vermögen, in 
befien Folge das Uebertreten auf den Straßenförper 
unvermeidlich, und das Bereifen deffelben in unftatt- 
hafter Weife vermehrt, mithin die Paffage gefährdet 
wird, fo ift auch die befonderd ſchmal angelegte 
Braubausgaffe vorzugsweife dazu angethan, durch 
übertretendes Waſſer und fonftige Feuchtigkeit in der 
ganzen Straßenbreite zur Winterszeit zu vereifen und 
hierdurch den öffentlichen Verkehr zu gefährben. 

Dagegen erfcheint das mitbeantragte Verbot, in- 
foweit es die Benugung der zu den Häuüfern und 
Gehöften der Adjacenten gehörenden Privatichleufen 
und Gerinne, fowie deren Ausflug in bie Tagerinnen 
betrifft, ſchon deshalb nicht zwedentiprechend, weil 
dadurd das Bereifen des Straßenförpers nicht ver 
hindert wird, in Betracht, daß nicht nur durch den 
Abfluß des öffentlichen Brunnens, fondern auch durch 
das von den Dächern der Adjacenten herabfließende 
Waſſer bei eintretendem Frofte die am Straßenkörper 
bingeführten Schnittgerinne in kurzer Zeit mit Eis 
ausgefüllt und dadurch unzureichend werden müflen. 

Vielmehr werden, wie auch in der allegirten 
Minifterialverorpnung vom 27. Februar 1841 vor⸗ 
gefchrieben worden, die Adjacenten, in deren Interefle 
die Straßenfchleufen und Gerinne zunaͤchſt angelegt 
worden find, zur Reinhaltung derſelben, beziehent- 
li ihrer in foldhe einmündenden Privatgoffen und 
Schleufen, mithin auch zur nach Befinden täglich zu 
wieberholenden Entfernung des dort fi) anfammeln- 
den Eiſes mit Strenge und unter der Verwarnung 
anzubalten fein, daß dieſe Verrichtung, fo oft erfor- 
berlich, für Rechnung und auf Koften der Säumigen 
beforgt und vom Stadtrathe angeordnet werden wird, 
während die Verbindlichkeit zur Entfernung der durch 
Naturereigniffe, 3. B. durch Frieren geſchmolzenen 





Schneed oder gefallenen Regens, auf dem Strafien- 
förper fi) anfammelnden Eifes, infoweit durch Obfer- 
vanz nicht etwas Anderes hergebracht ift, nach Maaß⸗ 
gabe $. 9. des Straßenbaumandats lediglich für 
Rechnung der Stadtgemeinde auf Anordnung des 
Stadtraths zu beforgen, den Apjacenten aber das 
Reinhalten oder Beftreuen der auf ihren Vorhäuptern 
befindlichen Bußpfade zu überlaffen, resp. bei Geld» 
ftrafe zur Pflicht zu machen if. 

Daß aber auch vom Impetrat N. dahin Ber 
anftaltung zu treffen fein wird, daß die aus ber 
Brauerei abzuführenden Waffermaffen lediglich in der 
am Brauereigrundftüde vorübergeleiteten, ftets offen 
zu haltenden Tagerinne Aufnahme finden, und ohne 
übertreten zu Fönnen, dort gehörig fortgeleitet 
werden, ift jelbftverflänblich und ergiebt fi) aus dem 
oben Ausgeführten. 

Endlich erübrigt in Bezug auf den vom Impetrat 
N. für fi in Anfpruch genommenen Privatrechtötitel 
nur noch auf Folgendes hinzuweiſen: 

Nach $. 18. des bürgerlichen Geſetzbuchs können 
zwar Sachen jeder Art Gegenftand eines Rechts 
(Privatrecht) fein; allein der weitern Beftimmung 
a. a. D. zu Folge nur — „foweit fie nicht dem 
privatrechtlichen Verkehre entzogen find“. 

Zu dieſen zählen aber, außer andern lediglich 
dem öffentlichen Rechte angehörenden Gegenftänden, 
öffentliche Straßen und Pläge, fo lange dieſe ihre 
Beftimmung befteht, und Flüffe, 

zu vergl. Siebenhaar, Commentar zum bürgerl. 
Geſetzbuch, $.58. und Juſt. Minift. Blatt 1867. 
©. 25. 
und fie fönnen daher auch nicht Gegenftand des bür- 
gerlihen Eigenthums im Sinne $$. 217. 219. des 
bürgerl. Geſetzbuchs und ebenfowenig Gegenftand des 
privatrechtlichen Befiges durch Verjährung werben. 

Nun beftimmt zwar die Einführungsverorbnung 
zum bürgerlichen Geſetzbuch vom 2. Januar 1863. 
88. 7. 8.: 

„Bür die Borausfegungen des Erwerbes und 
Berluftes der Rechte an Sachen find diejenigen 
Geſetze maafgebend, die zur Zeit gegolten haben, 
wo fich die Thatfache, aus welcher der Erwerb 
oder Berluft des fraglichen Rechts abgeleitet 
wird, ereignet hat. — Soviel die Erfigung und 
Verjährung betrifft, fo find diejenigen Fälle, in 
welchen bie Erfigung und Berjährung vor dem 
Zeitpunfte, mit welchem das Geſetzbuch in Kraft 
tritt, vollendet worben ift, nach dem bisheri- 
gen Rechte zu beurtheilen.” 

Zugegeben ſelbſt, daß die Befighandlungen, auf 
welche Impetrat den Erwerb durch Verjährung zu 
gründen vermeint, lediglich von feinen Befigvorgän- 
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gern ausgeübt worben find, ba er felbft erſt feit dem 
15. Juni 1865 eingetragener Befiper des Brauerei 
grundftüds geworben, jo würde auch nad) dem früs 
bern Rechte das behauptete Befugniß durch Berjäh- 
zung nicht haben erworben werben fünnen. 

Denn auch nach dem vor Einführung des bür- 
gerlihen Geſetzbuchs in Geltung geweſenen Rechte 
waren bie der Benugung der Einwohner freigegebenen 
Gegenftände, welche zum Stadtgute gehören, ver 
Ufucapion entzogen, 

L. 9. D. de usucap., 1. 12. 8.2. D. de publ. 
in rem act. 
Wochenblatt für merfw. Rechtsfälle, N. 5. IV. 
1867. ©. 98. 
und es fonnten an rebus publicis im engern Sinne, 
weil und folange fie dem privatrechtlichen Verkehre 
entzogen waren, wegen Mangeld ded animus possi- 
dendi an ihnen durch Berjährung Rechte niemals 
erworben werben; fie waren dem commercium über» 
haupt, mithin auch der Verjährung entzogen. 

Da endlih in vorliegender Verwaltungsfache 
foftenfrei zu erpebiren geweſen, jo erledigt ſich die 
von Impetratem ferner beantragte Koftenerftattung 
von felbft. 

K. Gerichtsamt T., 15. October 1868.” 

Auf den von Impetratem ergriffenen Recurs 
wurde die gerichtsamtliche Entfcheidung von der 
K. Kreisdirection zu Leipzig allenthalben beftätigt, 
Recurrent auch verurteilt, die Koften der IL. Inftan; 
abzuftatten. 

Hierbei verblieb es auch in III. Inſtanz; die be> 
züglihe Minifterialverordnung vom 5. Mai 1869 
enthielt unter Anderm Folgendes: 

„Das Minifterium des Innern hat den Bl. — 
von dem Brauhausbefiger N. in der vor dem Gerichtö- 
amte T. verhandelten ftraßenpolizeilichen Angelegen- 
heit gegen die Bl. — erfichtliche Verordnung der 
Kreisbirection eingewendeten Recurs ald unbegründet 
und beziehentlich gegenftandslos zu verwerfen be 
fchloffen, da Man der in gedachter Kreisdirections⸗ 
verorbnung bereitö gejchehenen Hinweifung, daß im 
gerichtöamtlichen Decrete BI. — ein Berbot der Be- 
nutzung der öffentlichen Straßenrinnen zur Fortleitung 
der aus dem R. ſchen Brauereigrundftüde abfließenden 
Tagewäfler, wie Recurrent irethümlich behauptet, zur 
Zeit gar nicht enthalten ift, und legterer demnach um 
fo weniger Grund zu einer Beſchwerde hat, als er 
feinerfeits eine andere, als die nachgelafiene Benugung 
der fraglichen Straßenrinnen gar nicht beanfprucht, 
mithin die Srage, ob gegenwärtige Angelegenheit im 
Juſtiz⸗ oder Berwaltungswege zu verhandeln und zu 
entſcheiden fei, ganz einflußlos erjcheine, lediglich bei- 
zupflichten hat. 





Bei diefer Sachlage findet auch die von Recurs 
tenten angefochtene Verurtheilung deſſelben in bie 
Koften der IL. Inftanz von felbft ihre Rechtfertigung, 
und ift er ebenfo zur Bezahlung der durch jeinen 
unbegründeten Recurs veranlaßten neueren Koften 
anzubalten. ıc. 

Auch Recurrent N. wird ſich den diesfalls zu 
erlaffenden wohlfahrtspoligeiliden Anordnungen zu 
unterwerfen haben, da er hierzu ſchon nad) $. 47. 
des Gewerbegejepes vom 15. October 1861 verpflichtet 
ift, von einem privatrechtlichen Anfpruche auf eine 
ungehörige, mit der öffentlichen Wohlfahrt unverein- 
bare Benugung einer öffentlichen Straße oder eines 
Theils derfelben durch Verjährung aber nicht die Rede 
fein fann, da an öffentlichen Wegen und Straßen 
Privatrechte überhaupt nicht erworben werben können, 
und die zeitherige mißbräuchliche Benugung, wenn fie 
auch noch fo lange Zeit gedauert haben follte, nicht 
behindert, den flattgefundenen Mißbrauch abzuftel- 
len.” ıc. 


9, 
Die Eintragung der vom Käufer eined Rathhau: 
ſes vertraggmäßig übernommenen Verpflichtung: 
für fih und feine Nachbefiger der verfaufenden 
Stadtgemeinde jederzeit meublirte, geheizte und 
beleuchtete Zocale zu Sigungen „und Verſamm⸗ 
lungen einräumen, beögleihen den Thurm bed 
Gebäudes und die daran befindliche Thurmuhr 
im Stande und bez. Gange erhalten, auch im 
Falle des Untergangs Locale, Thurm und Uhr 
in der früheren Befchaffenheit wieder herftellen 
zu laffen, als Reallaft in der erften Rubrif des 
betreffenden Foliums ift zuläffig. — $$. 505. 
520. 522. des bürgerl. Geſetzbuchs, 8. 10. des 
Geſetzes vom 15. Mai 1851, $$. 51. 101. des 
Geſetzes vom 17. März 1832, $$. 1. und 10, 
des Gefeged unter A. vom 21. Juli 1846. 
Mitgetheilt von 
Herrn $. in B. 

Unter dem a ener 1864 hatte die Stabt« 
gemeinde zu R. mit Franz Ferdinand X. dafelbft 
einen Kaufvertrag über das mit voller Gafthofs- 
gerechtigfeit verfehene Rathhaus zu R. abgefchlofien, 
welcher unter Anderen folgende Beftimmungen enthielt: 

Käufer verpflichtet ſich, der Berfäuferin deren 
Borbehalte gemäß für fi und feine Befignachfolger 
noch zu folgenden unentgeltlichen Leiftungen: 


1) Die in dem zweiten Stodwerfe des Rathhauſes, 
zur Treppe hinauf links befindliche Stube, die fogen. 
Ratheftube, ift dem Stadtrathe fowohl, als dem 
Stabtverorbnetencollegium zum beliebigen und un- 
befchränften Gebrauche zu überlaffen, auch ift dieſes 
von dem Rathhausbefiger ſteis reinlich zu haltende 
Local während der Sigungen des Stadtraths, der 
Stabtverorbneten, der Wahl- und fonftigen Deputa- 
tionen jederzeit mit den erforderlichen Stühlen und 
Tiſchen zu verfehen, nach Befinden zu erleuchten und 
gehörig zu heizen, nicht minder die Aufbewahrung 
des flabträthlichen Archivs in diefer Stube zu geftat- 
ten; bei Zufammenberufungen ber Bürger- und Eins 
wohnerfchaft aber ift nach Befinden des Stadtraths 
auch der Tanzfaal zur unentgeltlichen Benugung ein« 
juräumen. 

2) Die in dem Thurme des Rathhaufes befind- 
liche und Käufern mitverfaufte Thurmuhr fammt 
Glode hat der jedesmalige Befiger des Rathhauſes 
ftetd in gutem Stande zu erhalten, fo daß fie bie 
Stunden gehörig zeigt und fchlägt, zu dem Ende aber 
das regelmäßige Aufziehen der Uhr und deren recht: 
zeitige Einölung entweder felbft, oder durch eine geeig- 
nete und zuverläffige Perfon zu beforgen und darauf 
zu halten, daß die Uhr möglichft die mittlere Zeit 
richtig angebe und deshalb jede willführliche Stellung 
der Uhr unterbleibe; etwa erforderlich werdende Re- 
paraturen und beziehentlich Neubaue aber hat Käufer 
fhleunigft vornehmen zu laflen. 

3) Sollte das Rathhaus oder auch nur beflen 
Thurm duch Blig, Feuer oder jonft wie zerftört, 
oder ein Neubau vorgenommen werben, fo hat der 
jedesmalige Befiger innerhalb eines Jahres von Zeit 
der Entfernung des Thurms ab einen dergleichen in 
der jegigen Höhe wieder erbauen und in demfelben 
eine gute Thurmuhr mit helltönender Schlagglode 
wieder aufftellen zu laffen. 

4) Würde bei einem folchen Unglüdsfalle, oder 
vom Befiger vorzunehmenden Neubaue oder Umbaue 
des Rathhaufes auch die Rathöftube betroffen, fo ift 
der Befiber verbunden, die Wiederherftellung einer 
folchen Rathöftube von der gegenwärtigen Länge und 
Breite binnen Jahresfrift ind Werk zu fegen und dem 
Stadtrathe ac. in der unter 1. bemerkten Maafe zu 
überlaffen und einzuräumen. 

5) Bezüglich der Stellung der Thurmuhr und 
der an berfelben etwa vorzunehmenden Reparaturen 
und bez. Neubaue hat fich jeder Befiter den Anord⸗ 
nungen des Stadtrathes zu unterwerfen und benjel- 
ben nadyzugehen. 

6) Würde der Befiper ded Rathhaufes in Er- 
füllung der vorftehenden, ſaͤmmtlichen Leiſtungen, oder 
der einen oder anderen fich fäumig erweifen, ober fie 
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nicht gehörig vornehmen, fo ift Verkäuferin berechtigt, 
diefelben durch anzunehmende oder anzuftellende Per- 
fonen verrichten und bez. gewähren, den dadurch ent⸗ 
ftehenden Aufwand aller Art aber von dem Rath⸗ 
hausbeſitzer beitreiben zu laſſen ıc. ıc. 

Verkäuferin beantragte nun und Käufer bewilligte 
die Eintragung diefer unter 1.—6. erwähnten Reiftungen 
resp. Rejervate als Reallaften in der I. Rubrif, even» 
tuell — als Auszug — in der ILL. Rubrif des für das 
Rathhaus zu R. beftehenden Foliums. Das Gerichts⸗ 
amt B. lehnte jedoch die beantragte Eintragung der ges 
dachten Vorbehalte und Leiftungen im Grund» und 
Hypothefenbuche unterm S1. Januar 1865 überhaupt 

11. Februar 

ab und zwar umter Bezugnahme darauf, daß dieſelben 
ald Reallaften nad} 8. 505. des bürgerlichen Gefep- 
buchs wegen der entgegenftehenden Beftimmungen in 
8.5la. des Gefeges vom 17. März 1832 durch Ders 
trag nicht mehr zu erwerben feien, ihrer Auffaffung 
als Auszugsleiftungen insbefondere aber der Um- 
ftand entgegenftehe, daß folche nur für eine beftimmte 
phyſiſche Perfon bis zu deren Tode, nicht aber für 
eine juriftifche Perfon, alfo auf ewig, vorbehalten 
werben fönnten. 

Gegen diefe ablehnende Entſchließung des Ge- 
richtsamts B. wendete Verkäuferin, die Stadtgemeinde 
zu R., Berufung ein und erging barauf die nach— 
ftehende, unterm 29. Auguſt 1866 den Intereſſenten 
eröffnete Verordnung des Königl. Appellationsdgerichts 
zu Leipzig: Das Königl. Appellationsgericht laͤßt feine 
auf die vom Stabtrathe zu R. in Vertretung der da⸗ 
figen Stadtgemeinde gegen die demfelben Bl. — er⸗ 
öffnete abfällige Entſchlleßung Bl. — eingerwendete, 
ald eine unter $. 36. des Gefepes unter B. vom 
23. Januar 1835 fallende Beſchwerde anzufehende 
Appellation gefaßte Entichliefung dem Gerichtsamte 
D. in Folgendem zugehen: 

„Darin, daß die in der Kaufdurfunde vom 
13. October 1864 unter 1. bis 6. ausgebrüdten Vor⸗ 
behalte und ftipulirten 2eiftungen unter den Begriff 
eined Auszugs nicht zu fubfumiren feien, iſt dem Ger 
richtsamte B. allenthalben beigupflichten und bedarf 
in biefer Richtung die Berfagung des beantragten 
Eintraged in das Grund» und Hypothekenbuch feiner 
weiteren Rechtfertigung, da das eingewendete Rechts⸗ 
mittel nach Bl. — überhaupt nur gegen die Ableh— 
nung des Eintrags der fraglichen Vorbehalte und 
Leiſtungen in der erften Rubrif als Reallaſten ge 
richtet if. 

In diefer Hinficht ift einer Seits der in 8. 505. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs aufgeftellte Begriff der 
Reallaften, anderer Seite zu berüdfichtigen, daß der 
frühere Begriff fogenannter deutfchrechtlicher in fa- 
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ciendo beftehenver Dienftbarfeiten nach $. 520. und 
$. 522. veffelben Geſetzbuchs nicht mehr eriftirt, viel- 
mehr für eine mit einer Dienftbarfeit verbundene 
Verpflichtung zu einem Geben oder Thun die Vor- 
fchriften über die Reallaften maaßgebend find. 

Betrachtet man nun die Beitimmungen unter 1. 
bis 6. von biefem doppelten Gefichtöpunfte aus, fo 
handelt es fi 

zu 1. bei der dort der Stadtgemeinde zu R. vor- 
behaltenen Benugung der Rathsftube, beziehentlich 
bes Tanzjaales an und für fich unverfennbar um 
eine zur Eintragung in das Grund- und Hypothefen- 
buch ungeeignete perfönliche Dienftbarfeit, um ein 
Recht des Gebrauches (8. 637 flg. des bürgerlichen 
Geſezbuchs). Dagegen fallen die hierbei ftipulirten, 
von dem jedesmaligen Befiger des verfauften Grund⸗ 
ftüds zu gewährenden Leiftungen, als in einem Geben 
und Thun beftehend, unter den Begriff der Reallaften. 

Das legtere hat nad) der Anficht des Königl. Ap⸗ 
pellationdgerichts auch von fämmtlichen unter 2. 3. 
und 4. ftipulicten Leiftungen zu gelten, während bie 
Beftimmungen 

unter 5. und 6. 
nur nähere, auf dieſe Leiftungen fich begiehende Dis- 
pofitionen ohne alle felbfiftändige Bedeutung ents 
halten. 

Uebrigens handelt e8 fich hierbei allenthalben nicht 
etwa um Reallaften, deren Erwerbung durch Bertrag 
wegen ber Ablöglichfeit der betreffenden Leiſtungen 
ausgeichloffen wäre. Denn abgefehen davon, daß bei 
der Frage, ob gewiſſe Reallaften der Ablöfung auf 
einfeitigen Antrag unterworfen feien, nicht der durch 
das bürgerliche Gefegbuch gebildete, fondern der zur 
Zeit ded Erfcheinens der betreffenden Ablöfungsgefege 
beftandene Begriff der Reallaften ald maafgebend 
anzufehen fein würbe, jo ftehen bier Natural- 
leiftungen und Naturaloblaften in Frage, welche 
unter den in $. 10. des Gefeges, Nachträge zu den 
bisherigen Ablöfungsgefegen betreffend, vom 15. Mai 
1851 als ablösbar bezeichneten Abgaben und Leiftun- 
gen nicht mit zu verftehen find, in deren Beziehung 
ed vielmehr nach $. 22. deflelben Geſetzes bei den 
früheren Ablöfungsgefegen, nach welchen Verbindlich“ 
feiten der bier vorliegenden Art der Ablöfung auf 
einfeitigen Antrag feineswegs unterlagen, 

(vergl. 8.51. und 101. des Geſetzes vom 17. März 
1832. und $. 1. und 10. des Gefeges unter A. 
vom 21. Juli 1846.) 

hat bewenden follen. 

In theilweifer Beachtung der einberichteten Be- 

ſchwerde wird daher das Gerichtsamt B. angewieſen, 


Mebacteur: Appellationsratg Werner. 


dem Antrage des Stabtrathes zu R. auf Eintragung 
der in Bezug auf das unter 1. vorbehaltene Ge— 
brauchörecht von dem Käufer übernommenen Leiſtun⸗ 
gen und ber unter 2. 3. und 4. bezeichneten Ber- 
pflichtungen in der erften Rubrik des betreffenden 
Grund» und Hypothefenbuchsfoliums fich zu unter 
ziehen, wogegen von Eintragung des unter 1. ſtipu⸗ 
lirten Gebrauchsrechts ſelbſt abzuſehen ift.” 

Bei dieſer Verordnung des Königl. Appellations⸗ 
gerichts glaubte das Gerichtsamt B. ſich nicht be— 
ruhigen zu können und trug deshalb dem Königl. 
Juſtizminiſterium feine Bedenken gegen die angeord⸗ 
nete Eintragung im Sinne der obengebadhten Ent- 
ſchließung vor, wobei es eventuell um Inftruction 
wegen ber Formulirung der diesfallfigen Einträge bat. 

Es erging darauf nachftehende Verordnung bes 
K. Juftigminifterii vom 12./29. October 1866: 

„Das Juftigminifterium vermag die Bedenfen, 
welche das Gerichtsamt B. gegen die Ausführung 
der Verordnung des Appellationsgerichts zu Leipzig 
aufgeftellt hat, nicht für begründet anzufehen, tritt 
vielmehr den Anfichten durchgängig bei, von welchen 
das gedachte Appellationsgericht in feiner Berorbnung 
bei Beftimmung des Verhältniffes der Vorſchriften 
des bürgerlichen Geſetzbuchs in 88. 505. 520. 522., 
zu dem $. 10. des Geſetzes, Nachträge zu den bie- 
herigen Ablöfungsgefepen beir., vom 15. Mai 1851, 
zu den 88.651.101. des Gefeges vom 17. Mär; 1832 
und zu den $$. 1. 10, des Gefeged unter A. vom 
21. Juli 1846 ausgegangen ift. 

Soviel hiernähft die Form der Eintragung ber 
Vorbehalte Bl. — flg. der Acten in der erften Rubrif 
des Grund» und Hypothefenbuchs anlangt, fo hält 
das Minifterium der Juftiz dafür, daß die angegebe- 
nen Vorbehalte nicht wörtlich auf der erften Rubrik 
des Grund» und Hypothefenbuch® aufgeführt werben, 
fondern dabei in ähnlicher Weife, wie der $. 150. 
der Verordnung, das Berfahren in nichtftreitigen 
Rechtsſachen betr., vom 9. Januar 1865 in Betreff 
der Naturalauszüge vorfchreibt, verfahren, nämlich 
nur eine allgemeine Bezeichnung der in den Reallaften 
begriffenen Leiftungen mit Berweifung auf die betref- 
fenden Acten eingetragen werde.” | 

Das Gerihtsamt B. formulirte hierauf den 
betreffenden Eintrag folgendermaaßen: 

„BRubr. I. Auf vem Grunpftüde haftet: 
die Verpflichtung zur Beichaffung resp. meublir- 
ter, geheizter und beleuchteter Sigungs- und 
Verfammlungslocale der fädtifchen Behörben zu 
R., fowie die Verpflichtung zu Inftandhaltung 
resp. Erneuerung der dafigen Rathhausthurmuhr.“ 


Dffieln der Berlagshandlung. 
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I. Zur Lehre von der Bürgſchaft ($$. 1456. 
1457. 1466. 1478. des bürgerl. Geſetzbuchs). — 
U. Ueber das gejegliche Verbot der Vorausweg— 
nahme von Zinfen, Provifionen und dergleichen 
von einem zu gewährenden Darlehne, — Zu 
88. 677.679 — 681. 683. 684. des angezogenen 
Geſetzbuchs in Verbindung mit dem Gefege, die 
Aufhebung der Zinsbefchränfungen betreffend, 
vom 25. October 1864 und Art. 292. des allge: 
meinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs. 


Mitgetheilt von 
Herrn F. A. in — 


In einer Klage, welche unterm 29. Januar 1868 
von der Creditanſtalt zu — gegen Herrn &. erhoben und 
auf Bezahlung von 5000 Thlen. — —⸗ nebft Zinfen 
von Zeit der Klagerhebung an gerichtet wurde, führte 
Klägerin im Wefentlichen Folgendes an: 

„Im Monat Juli oder Auguft 1864 erjchien ber 
Verlagsbuchhändler A. H. in — im Bureau der kla— 
genden Greditanftalt, theilte dem Directionsmitgliede 
Herrn 2. mit, daß er fich bei einer zu Gunften ber 
Herzogthümer SchleswigsHolftein eingeleiteten Lotterie 
in größerem Umfange betheiligt habe, und erfuchte, 
daß ihm von der Anftalt ein Credit eröffnet werden 
möge, da er für jenes Gefchäft außergewöhnlich bes 
deutender Geldmittel benöthigt fei. Bon Seiten des 
Herrn 2. ward ihm hierauf erwidert, daß eine ſolche 
Erevitgewährung unzuläffig ſei, wenn Petent nicht 
eine Garantie für den gewünfchten Erebit beizubringen 
vermöge. 


Einige Zeit nachher erfhien Herr H. wieder im 
Comptoir der Anftalt, erklärte Herrn L., ald deren 
Mitdirector, daß es ihm gelungen fei, für den erbete- 
nen Credit eine vollftändig ausreichende Garantie in 
einer Bürgfchaftsleiftung des Herrn &. bis zum Bes 
laufe von 5000 Thlen. — —⸗ zu beichaffen und 
übergab zum Belege dafür das der Klage unter I. 
anliegende Document vom 15. Auguft 1864, in wel- 
chem ber erwähnte Here £. erflärt, „er habe, nachdem 
Herr 4. H. in — ihm mitgetheilt, daß er für bie 
Intereffen der Schledwig-Holfteiner Lotterieangelegen- 
heit neuerdings Geldanſchaffungen realifiren müffe 
und zu diefem Zwede bei der — Erebitanftalt zu — 
um einen Credit nachgefucht habe, fich veranlaßt ge- 
funden, hiermit für die innerhalb eines Jahres, vom 
15. Auguft 1864 ab gerechnet, aus dem einzuleitenden 
Grebitverhältnig der Klägerin gegen A. H. entſtehen⸗ 
den Anforderungen bis zur Höhe von 5000 Thlen. 
— — + Bürgfchaft zu übernehmen”. 

In Folge diefer Bürgichaftsübernahme, welche 
legtere die Klägerin dur; Annahme des Documents 
und fchriftliche Empfangsbeftätigung an den Bürgen 
acceptirte, hat die llagende Anftalt Herrn H. den 
erbetenen Credit und zwar zur Höhe von 5000 Thlen. 
—-⸗ —⸗ durch Reiftung von Baarfchaften oder in 
fonftiger banfüblicher Weiſe zugefagt, ihm demzufolge 
am 29. Auguft 1864 den Betrag von 5000 Thlrn. 
—⸗ —s unter Kürzung der im Voraus bis zum 
10. Rovember 1864 berechneten Zinfen und Provifion 
ausgezahlt und ſich dagegen von ihm eine von ihr 
auf ihn gezogene, am 10. November 1864, ald dem 
vereinbarten Tage der Rüdzahlung des Darlehne, 
fällige Tratte von 5000 Thlen. —⸗ — = acceptiren 
laffen und diefelbe an ſich behalten. Zugleih hat 
Klägerin ihm jedoch eine ihm etwa wünfcdhenswerthe 
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ein» oder mehrmalige Prolongation der Rüdzahlungs- 
frift des Darlehns für jedes Mal drei Monat und 
auf die Dauer der Bürgichaftsleiftung in Ausficht 
geftellt. 

Da Herrn H. die Rüdjahlung diefes Vorſchuſſes 
am Verfalltage nicht convenirte, hat ihm Klägerin 
denn auch die Zahlungsfeift auf feinen Wunſch in 
der nämlichen Art auf 3 Monate und fpäter nod- 
mals zwei Mal auf je 3 Monate hinaus erftredt und 
fih bei der Prolongation, deren Endtermin auf den 
10. Auguft 1865 fiel, von ihm die sub B. beifolgende, 
von der Klägerin auf ihn gezogene Tratte acceptiren 
und aushändigen laſſen. Als jedoch H. zur Verfall 
zeit des legtermähnten Wechfeld Zahlung nicht Teiftete, 
hat Klägerin ihn beim K. Handelsgericht in — auf 
Zahlung belangt und mittelft eines am 29. December 
1865 in Rechtöfraft übergegangenen Erfenntnifles 
des K. Appellationdgerichts L. die Berurtheilung deſ⸗ 
felben in Zahlung der 5000 Thle. — —» fammt 
Zinfen vom 4. September 1865 ab emirft. 

Anzwifchen war am 25. October 1865 Goncurs 
zu dem Vermögen H.'s eröffnet worden. In diefem 
Ereditweien hat Klägerin ihre oberwähnte Forderung 
von 5000 Thlen. — —» fammt Zubehör rechtzeitig 
und ordnungsgemäß angemeldet, und es ift diejelbe 
von dem beftellten curator litis unbefchränft anerfannt 
worben, während eine gerichtliche Entſcheidung mit- 
telt Locatoria noch nicht ergangen ift. Eine Befrie- 
digung aus der Concursmaſſe ift bisher noch nicht 
erfolgt, ſteht auch nicht in Ausficht, Klägerin hat 
daher den Herrn Bellagten auf Grund feiner Bürg- 
ſchaft wiederholt erfucht, fie bis zum Belaufe von 
5000 Thlen. —⸗ —⸗ für. ihre obige Forderung an 
A. H. zu befriedigen, jevoch ohne Erfolg. Sie fieht 
fid) daher, indem fie fich bereit erflärt, dem Beflagten 
nah von ihm geleifteter Zahlung ihre Forderung an 
den Hauptfchuldner abzutreten, ihm auch die in ihren 
Händen befindlichen, zu Begründung des Anſpruchs 
dienenden Urkunden auszuhändigen, zur Klaganftel- 
lung genöthigt ꝛtc.“ 

Nah abgehaltenem rechtlichen Verfahren, deſſen 
hauptfächlicher Inhalt aus den nachſtehends mitge- 
theilten Entjcheidungsgründen der Prima erhellt, er- 
fannte-in einem am 20. Zuni 1868 publicirten Urthel 
das Königl. Appellationsgeriht zu Zwidau 
— in erfter Inſtanz — in meritis causae alſo: 


%. „Würde hiernähft, anlangend die Haupt- 
ſache, Klägerin den über den beim — Einlafjungs- 
punkte geleugneten Klaggrund BI. — angetragenen, 
DI. — zurüdgegebenen Eid durch ihren Borftand 
dahin: 

daß einige Tage nad) dem im erften Klagabfchnitt 


erwähnten Borgange der daſelbſt gedachte A. H. 
wieder im Comptoir der Klägerin erfchienen fei, 
deren Mitdirector 2. erflärt, daß es ihm gelun⸗ 
gen fei, für den erbetenen Erebit eine vollftändig 
ausreichende Garantie in einer Bürgichafts- 
leiftung des Herrn #. bis zum Belaufe von 
fünf Taufend Thalern —⸗ —s zu befchaffen und 
genanntem 2. hierbei die im — Klagabjchnitte 
erwähnte Urkunde übergeben habe, Klägerin hier- 
auf dem gedachten H. den erbetenen Credit nach 
Höhe von 5000 Thalern — — durch Leiſtung 
von Baarſchaften oder in fonftiger banfüblicher 
Weiſe zugefagt, ihm auch am 29. Auguft 1864 
den Betrag von 5000 Thlen. —⸗ —s unter 
Kürzung der im Voraus bis zum 10, November 
1864 berechneten Zinfen und Provifion aus— 
gezahlt, und fich dagegen von ihm eine von ihr 
auf ihn gezogene, am 10. Rovember 1864 fällige 
Tratte von 5000 Thlen. — — habe acceptiren 
laflen, 
hierbei jedoch ihm eine ihm etwa wuͤnſchens⸗ 
werthe ein» oder mehrmalige Prolongation der 
Rüdzahlungsfrift des Darlehns für jedes Mal 
drei Monate und auf Die Dauer der Bürgfchafts- 
leiftung in Ausficht geftellt, aud) die Zahlungs⸗ 
frift auf feinen Wunſch in der nämlichen Art 
auf drei Monate und fpäter nochmals zwei Mal 
auf je drei Monate hinaus erftredt und fich bei 
der legten Prolongation von ihm die Bl. — 
erfichtlihe, von der Klägerin auf ihn gezogene 
Tratte habe acceptiren und aushändigen laſſen, 
beziehentlich glaubensweife jchwören, 
fo ift Beflagter der Klägerin die geforderten fünf 
Taufend Thaler fammt Zinfen des Verzugs zu fünf 
vom Hundert von Zeit erhobener Klage, den 12. 
Februar 1868 an gerechnet, zu bezahlen, nicht minder 
die durch diefen Proceß verurfachten Unkoſten ab- und 
beziehentlich der Klägerin zu erftatten fchuldig, 
er fönnte und wollte denn feine Bl. — flg. unter 2. 
vorgefhügte Ausflucht binnen dreiwöchiger, von Ab» 
leiftung des erfannten Eides zu rechnender Frift der 
Klägerin den Gegenbeweis, beiden Theilen die Ge— 
wiffensrührung und andere Rechtszuftändigfeiten vor— 
behältlich, wie Recht erweifen, ſolchenfalls ergeht 
fowohl in der Hauptſache, ald der Koften halber 
ferner, was Recht ift. 
Entfheidungsgründe: 
x. Die Hauptfahe anlangenb. 
Segenftand ber vorliegenden Eidesflage ift eine 
Forderung von 5000 Thlen. —⸗ —⸗ fammt Zinfen, 
welche Klägerin gegen Bellagten auf Grund einer 
von Lepterem ausgeftellten Verbürgungsurkunde gel 
tend macht und wegen deren fie bereits eine Erecutiv« 


Hage, mit welcher fie jedoch in drei Inſtanzen rechtös 
kräftig abgewiefen worden ift, angeftellt hatte. 

Auch gegenwärtig hat Bellagter wider Einwens 
bungen gegen die Schlüffigfeit der Klage erhoben, 
bie im Weientlichen Br binausfommen: 


Die Berbürgung fei Er Gunſten eines beſtimmten 
Zwedes — der Schleswig- Holftein’fchen Lotterie — 
nicht des in der Urkunde genannten A. H. für feine 
Perſon erfolgt. Diefer habe nur die Stelle eines 
Gefhäftsführers für dieſe Lotterie übernommen. 

Deshalb habe fich Klägerin aud) darauf zu bezie- 
hen gehabt, daß die 5000 Thle. — —⸗, wegen 
deren er fich verbürgt habe, zu dem angegebenen 
Zwed, der gleichjam eine milde Stiftung bilde, dar 
geliehen und auch wirklich verwendet worden jeien. 

2. 

Es ſei nicht zu erfehen, wie die Zahlung, ob fie 
namentlich baar und in banfüblicher Weije, erfolgt 
fei. 

Beftimmte Angaben in diefer Beziehung ſeien 
nöthig, um zu erfennen im Stande zu fein, ob bie 


Hauptichuld wirklich . und 


Beflagter habe fi) nur a die beftimmte Zeit von 
einem Jahre verbürgt, mithin habe ſich Klägerin nad) 
8. 1467. darauf beziehen müflen, daß er innerhalb 
dreißig Tagen nach Ablauf der feftgejegten Zeit Klage 
gegen den Hauptjchuldner erhoben habe. 

Man hat jedoch feiner diefer Einwendungen rechts 
liche Beachtung ſchenken können und zwar aus fol- 
genden Erwägungen: 

3u 1. 

Es ift dies im Wefentlichen derſelbe Einwand, 
welcher bereits in dem früheren Rechtsſtreite vieljeitig 
erörtert worden ift und eine verfchiedene Beurtheilung 
gefunden hat. 

Auf einem Irrthum beruht es, wenn Beflagter 
Bl. — behauptet, daß die Streitfrage bereits in dem 
früheren Proceffe entichieden fei, und wenn auch 
Kläger Bl. — annimmt, daß das Königliche Ober- 
appellationsgericht die Anficht ausgeiprochen habe, 
daß es zur Begründung des Fägerifchen Anſpruchs 
der Anführung und des Nachweifes nicht bebürfe, 
ob die betreffende Hauptſchuld im Intereffe oder zu 
Zweden der Schleswig. Holſtein ſchen Lotterieangele⸗ 
genheit contrahirt worden jei. 

Vielmehr hat das Königliche Oberappellations- 
gericht Bl. — der Beilagsarten fi dahin ausge 
fprochen, daß ihm die Beantwortung der Frage in 
dem von der zweiten Inſtanz entwidelten Sinne — 
daß ſich Klägerin darauf, daß die Hauptſchuld von 
H. zu Zweden der Schleswig- Holftein’fchen Lotterie- 
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angelegenheiten contrahirt worden fei, nicht zu bezie- 
ben gehabt — wenigftens für den Erecutiv- 
proceß nicht unbebenflich fei und die Frage im 
Intereſſe ded Beklagten für die Zukunft offen gehalten 
(Bl. —). 

Schon hierdurch ift der gegenwärtigen Inftanz 
volllommen freie Hand bei Beantwortung der Frage 
gelaffen. Es würde jedoch auch die frühere Entſchei⸗ 
dung BL — der Beilagsacten jchon deshalb für ger 
genwärtigen Rechtöftreit nicht maaßgebend fein, weil 
jene, wie aus den Entfcheidungsgründen, 3.8. BI. — 
in den Worten: „dagegen erfcheinen aber allerdings 
die der Klage zu Grunde gelegten Urkunden nicht für 
geeignet, die erhobene Erecutivflage in jchlüfliger 
Weife zu begründen”, Bl. — „ohne für die gewählte 
Proceßart erforderliche urkundliche Befcheinigung ges 
blieben”, Bl. — „Immer aber bleibt ıc. — geftügt 
werben folle”, zweifelöfrei erhellt, auf die gewählte 
Procefart fich fügt. Klägerin hat ſich nun zwar in 
der Hauptſache auch wieder auf den bereitd ber 
Erecutivflage gu Grunde gelegten Bürgfchaftsichein 
bezogen, allein fie hat auch fjowohl die vorausgegan⸗ 
genen Berhandlungen zwifchen ihrem Bertreter und H., 
ald die bei Uebergabe des Schuldſcheins zwiſchen 
beiden ausgetaufchten Erklärungen in der neuen Klage 
nicht unerwähnt gelaffen. 

Hiernach aber fann es nicht wohl mehr zweifel- 
haft erfcheinen, daß H. die fraglichen 5000 Thlr. 
—⸗ —s von der Klägerin wirklich zum Zwede der 
Schleswig- Holftein’schen Lotterie aufgenommen und 
vorgeftredt erhalten hat. 

Denn e8 hat, nach den Anführungen in ber Klage, 
H. den Vorſchuß ausprüdlich zu dem Zwede der für 
die im Intereffe von Schleswig-Holftein einzuleitende 
Lotterie von ihm zu machenden Anfchaffungen ver- 
langt. Klägerin hat ſich jedoch geweigert, ohne Ga— 
tantie das Darlehn herzugeben und erft, nachdem H. 
einige Zeit hierauf wieder in ihr Gefchäftslocal gekom⸗ 
men und einen Buͤrgſchaftsſchein, in welchem Bellagter 
erklärte, daß er, nachdem Herr U. H. in — ihm mits 
getheilt, daß er für die Interefien der Schleswig. 
Holſtein'ſchen Lotterieangelegenheit Geldanſchaffungen 
realiſiren muͤſſe und zu dieſem Zwecke bei der — 
Creditanſtalt um einen Credit nachgeſucht habe, ſich 
veranlaßt gefunden habe, nach Höhe von 5000 Thlen. 
— —s Bürgfchaft zu leiften, dem Stellvertreter der 
Klägerin übergeben hat, die 5000 Thle. — — an 
H. verabfolgen laflen. 

Hiermit hatte H. feine Abficht, den Borfchuß zu 
dem gedachten Zwede aufzunehmen, ungweideutig 
ausgefprochen, und Klägerin hat vorausfeglich das 
Darlehn auch nur zu diefem Zwede hergegeben, folg« 
lich der Intention des Bürgen entiprochen. 
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Noch weiter zu geben und von ber Klägerin noch 
den Nachweis zu verlangen, daß H. auch die Gelder 
im Intereffe der Schleswig- Holftein’fhhen Lotterie 
verwendet habe, oder ihr anzufinnen, daß fie ſich vor 
Auszahlung des Geldes über die Verwendung habe 
Gewißheit verfchaffen müffen, findet in dem vorlies 
genden Sadjverhältniß Feine Begründung. 

Klägerin mußte nad dem Inhalte des Scheind 
annehmen, daß Beflagter bei feiner VBerbürgung mit 
den Beziehungen, in welchen H. zur gedachten Lotterie 
ftehe, befannt fei und fonnte daher mit Recht erwar⸗ 
ten, daß Beflagter, wenn er Zweifel in die Perfon 
H.'s ſetzte und das Geld nicht ohne Weiteres an den- 
jelben ausgezahlt wiffen wollte, in dem Bürgfchafts- 
ſchein etwaige Beichränfungen ausſprach und über- 
haupt nähere Vorfchriften über die Erebitverwilligung 
ertheilte. Beklagter aber hat fih ganz im Allgemeinen 
für die aus dem einzuleitenden Ereditverhältniffe der 
— Greditanftalt gegen A. H. entftehenden Anforde- 
rungen bis zur Höhe von fünf Taufend Thalern ver: 
bürgt. 

Auch fonft hat Beflagter im Verfahren nichts an⸗ 
zuführen vermocht, was zu einer anderen Auffaflung 
des Rechtöverhältniffes führen Fonnte. 

Denn die Bl. — gemachten Andeutungen: 

daß die Auszahlung unmittelbar an eines ber 
damals für den benannten Zweck beftandenen 
und durch zuverläffigere Perfonen, als A. 9. 
war, vertretenen Comité's zu bewirken gewe— 
fen fei, 
ift zu allgemein und unbeftimmt, als daß fie eine 
Verpflichtung für die Klägerin begründen fönnte, für 
die nichterfolgte Verwendung des Geldes zu dem ges 
gebenen Zwede einzuftehen. 

Vielmehr würde Klägerin gewiß mit Recht dem 
Borwurfe ded Beflagten ausgefegt gewefen fein, wenn 
fie das Geld anftatt H. einem Eomitd, von dem man 
nicht einmal erfieht, in welcher Beziehung Jener zu 
ihm geftanden hat, vorgeftredt hätte. 

Man fann daher dieſes Anführen nicht einmal 
ald Ausflucht für begründet anfehen und diefelbe zum 
Beweiſe audfegen. 

Denn mag man auch an die Begründung ber 
Ausflüchte nicht fo hohe Anforderung ftellen, minde- 
ftens muß, wie die Erl. Proceforbnung ad Tit. XI. 
8.4. fih ausvrüdt, deren Fundament fürzli und 
deutlich angezeigt fein. 

Zu 2. 
Es ift allerdings fowohl gemeinrechtlich 

Sintenis, Eivilrecht, $. 129. Not. 44. Bo. IL 

©. 829. 
als auch im bürgerlichen Geſetzbuch $. 1460. aus- 
drüdlich audgefprochen, daß das nach geleifteter Bürg- 





[haft erfolgte Anerkenntniß der Forberung Seiten des 
Hauptſchuldners in der Regel den Bürgen nicht bindet. 
Nur dann, wenn ber Bürge entweder ausbrüdlich 
oder ftillihweigend im Voraus ſich damit einverftan- 
den erklärt hatte, daß er bezahlen wolle, wenn ber 
Hauptſchuldner das Guthaben des Klägers anerfannt 
habe, leidet der angegebene Rechtsfag eine felbftver- 
ftändlihe Ausnahme. 
Annalen, Band VIL ©. 82. 

Ein folder Fall liegt aber hier nicht vor. 

Es würde daher Klägerin nicht ſchon durch Die 
Bezugnahme auf eine Seiten H.'s über den Empfang 
bed Darlehns ausgeftellte Urkunde, felbft wenn diefe 
an fi volfommen beweisfähig wäre, von der Ver- 
pflihtung, die geichehene Zahlung an den Haupt» 
ſchuldner in fchlüffiger Weiſe zu behaupten und zu 
beweifen, befreit werden können. 

Deflagter macht nun gegen das betreffende An- 
führen in der Klage Bl. — namentlich infofern Aus- 
ftelungen, ald die Modalität der Zahlung nicht näher 
angegeben fei. Allein Man hat die Behauptung der 
Klägerin: 

fie habe den Betrag von fünf Taufend an 9. 
ausgezahlt, 
für genügend angefehen, ba bis zu dem Beweife des 
Gegentheild angenommen werben muß, daß die Zah— 
lung in einer Weife erfolgt fei, welche wirflich den 
angegebenen Betrag vorftellte und erreichte. 

Injoweit muß die vorbehaltlofe Annahme Seiten 
des Hauptjchulpners allerdings eine Bermuthung für 
die Gültigkeit der übergebenen Zahlungsmittel bes 
gründen. 

Sonad hätte Beflagter mit beftimmten Behaup- 
tungen hervortreten müffen, wenn er die Art der Zah— 
lung ganz oder theilweije ald ungültig hätte anfechten 
wollen. 

Nur infofern könnte ein Bedenken gegen bie 
Sclüffigfeit des Anführens erhoben werden, ald nad 
demfelben die 5000 Thaler unter Kürzung der im 
Boraus bis zum 10. November 1864 berech— 
neten Zinfen und Proviſion gezahlt worben find, 
aber nicht angegeben ift, wie hoch ſich ber Abzug bes 
laufen babe, welche Summe alfo wirklich baar gewährt 
worben jei. 

Allein da der Abzug fi auf Zinfen und Provi— 
fion bejchränft, der Bürge aber auch) für die bedun— 
genen Nebenforderungen haftet, und bie Gefammt- 
fumme den Betrag der Forderung, für welche Beflagter 
fich verbürgt hatte (5000 Thle. —⸗ — +) nicht übers 
fteigt, 

Bürgerliches Geſetzbuch, $. 1456. und 1457. 
welches hierbei nur die Beitimmungen des gemeinen 
Rechts wiedergiebt, 
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Sintenis, Anleitung zu $. 1456. und 1457. 
S. 404. und 405. 

jo hat Man den beregten Mangel nicht für fo erheb⸗ 
lich anſehen köͤnnen, um dadurch eine Abweiſung der 
Klage zu rechtfertigen. 

Der Einwand 

zu 3. 

erledigt ſich einfach dadurch, daß die Bürgfchaft nicht 
auf eine beftimmte Zeit erfolgt if. Zwar foll ſich 
dieſelbe nur auf die innerhalb eines Jahres vom 
15. Auguſt 1864 aus dem einzuleitenden Creditver⸗ 
hältniffe der Klägerin gegen A. H. entftehenden Ans 
forderungen bis zur Höhe von 5000 Thlen. — — 
eritreden, aber über die Dauer der Bürgfchaft felbft 
ift etwas nicht beftimmt. 

Es liegt daher ein Fall, wie ihn const. 19. part. IL. 
und das bürgerliche Gefegbuch 8. 1467. im Auge 
haben, bier gar nicht vor. 

4. 

Einem weiteren, der früheren Klage in ber zwei⸗ 
ten und dritten Inſtanz Bl. — und Bl. — der Beir 
lagsacten ausgeftellten Mangel ift durch das beim 
— Klagabſchnitt unumwunden zugeftandene Anfuͤh⸗ 
ven, daß Klägerin ihre Forderung von 5000 Thlrn. 
—⸗ — jammt Zubehör rechtzeitig und ordnungs— 
mäßig angemeldet und ber Rechtövertreter dieſelbe 
auch unbeſchraͤnkt Anerfannt habe, 

Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 
RN. F. Band XXVI. ©. 259. 
fowie durch das Bl. — erfichtliche Erbieten der Klä- 
gerin zur Abtretung ihrer Forderung an den Buͤrgen 
gegenwärtig zur Genüge begegnet. 

Hatte man ſonach die Klage allenthalben für 
THlüffig anzufehen, fo war, da Bellagter den Klags 
grund zum Theil geleugnet hat, auf den darüber an- 
getragenen und zurüdgegebenen Eid zu erfennen. 

Hierbei mögen noch folgende Bemerfungen Pla 
greifen: 


a. 

Wenn auch die der Ausftellung der Bürgfchafts- 
urfunde voraudgegangenen, fowie die bei deren Aus: 
händigung an Klägerin, zwifchen diefer und A. 9. 
gepflogenen Verhandlungen an fich nicht zur Begrün- 
dung einer Bürgfchaftsflage erforderlich fein würden, 
fo ift doch im gegenwärtigen Fall von deren Nach— 
weije deshalb nicht abzufehen, weil fie, wie bereits 
unter 1. nachgewiefen ift, dazu dienen, der in ber 
Buͤrgſchaftsurkunde aufgenommenen Beftimmung, daf 
er — Bellagter — ſich zur Bürgfchaft veranlaßt ge- 
funden habe, nachdem Herr A. H. ihm mitgetheilt 
habe, daß er für die Intereffen der Schleswig. 
Holftein’shen Lorterieangelegenheit neuerdings 





Geldanſchaffungen realificen müffe, ſchlüſſig zu be— 
gegnen. 

Man hatte daher den Eid auch mit auf Einlaf- 
fungspunfte — auszubehnen. 

b. 

Dagegen beburfte e8 einer eiblichen Erhärtung 
des beim — Einlaffungspunft geleugneten Anführens 
den Zugeftändniffen beim — Klagabſchnitt gegenüber 
nicht weiter. 

c. 

Nah Art. 232. des Handelsgeſetzbuchs leiften 
Actiengeſellſchaften Eide durch ihren Borftand. Info 
weit derjelbe künftig aus Perfonen befteht, welche bei 
den betreffenden Berhandlungen und Vorgängen nicht 
thätig waren, haben dieſe den Eid felbftverftändlich 
nur nah Glauben, Wiffen und Dafürhalten zu 
leiften. 

Hiernächft bedarf nun das weitere Borbringen 
bes Beflagten Bl. — einer Prüfung. 

Derjelbe hat dort 


5. 
noch ausfluchtsweiſe vorgeſchuͤtzt, daß 


a. 
die Berbürgung nach 8.841. des bürgerlichen Gefeh- 
buchs nichtig fei; 


daß Klägerin duch die dem Hauptfchuldner mehrfach 
ertheilte Geftundung ſich nad) 8. 1478. beziehentlich 
$. 1466. des bürgerlichen Geſetzbuchs des Rechts, fich 
an den Bürgen zu halten, verluftig gemacht habe. 

Hiervon ftellt fi das erftere Vorbringen fofort 
als rechtlich unbeachtlich dar. 

Denn, mag aud) nicht 9. H. felbft, fondern deſſen 
Buchhalter, ein gewiffer P., mit Bellagtem wegen 
Uebernahme der Bürgfchaft verhandelt, und mag 
Bellagter hierbei Erfteren für H. gehalten haben, fo 
muß doch Beklagter einräumen, daß P. nur für 9. 
die Bürgfchaft verlangt und er die Bürgfchaft nur für 
H. geleiftet habe. Der Irrthum betraf daher nicht 
bie vertragsfchließenden Perſonen, fondern den ganz 
unwefentlihen Punkt, daß er — Bellagter — den 
Stellvertreter für den Gefchäftsheren feldft hielt. 

Uebrigens hätte Beflagter, wenn er doch in Folge 
diejed Irrthums, den er noch bei der betreffenden 
Unterredung gewahr wurde, fich berechtigt erachtete, 
von jeiner Buͤrgſchaft zurüdzutreten, dies fofort der 
Klägerin anzeigen muͤſſen. 

Aber auch gegen die rechtliche Beachtung der zwei⸗ 
ten Ausflucht laſſen fich nicht ganz unerhebliche Be- 
denfen aufftellen. 

Zunädhft fann Man nad den Worten der Ur- 
funde I. nicht einen Erebitauftrag, fondern eine ge- 


+ 


wöhnliche Bürgichaft annehmen, wofür ſchon das 
dort gebrauchte Wort „Bürgfchaft” fpricht. 

Sodann hat Bellagter ſich für alle während eines 
Jahres vom 15. Auguft 1864 an gerechnet entftehen- 
den Anforderungen verbürgt, und über dieſe Zeit hin» 


aus hat Klägerin dem Hauptfchulpner feine Geftun- |' 


dung ertheilt. 

Auch hat Bellagter fih auf Thatſachen, aus 
denen fich mit Beftimmtheit ergiebt, daß Klägerin zur 
Zeit der ertheilten Geftundungen, namentlich ber 
legten, die mißlichen Bermögensverhältnifie gefannt 
habe und daß zu jener Zeit H. wirklich noch zahlungs⸗ 
fähig geweſen fei, nicht bezogen. 

Allein obſchon Man dann, wenn Klägerin gleich 
anfangs den Zahlungstermin auf den 10. Auguft 
1865 feſtgeſetzt hätte, derſelben dies nicht als eine 
grobe Fahrläffigfeit anrechnen fönnte, fo läßt ſich doch 
die Möglichkeit denken, daß der Klägerin, nachdem 
fie anfangs eine fürgere Frift geftellt hatte, bei deren 
fpäteren Erſtreckung eine Fahrläffigfeit zur Laft fällt, 
die ihren Anſpruch an den Bürgen in Frage ftellt. 

Eine ſolche Verfhuldung hat Bellagter behauptet 
und diefelbe durch Thatfachen zu begründen ſich er- 
boten. Es ift deshalb der Grund der Einrede wenig- 
ſtens deutlich angezeigt, wenn auch noch nicht näher 
ausgeführt. 

Man hat deshalb dem Beklagten den Beweis der 
zweiten Ausflucht auf Grund der Beftimmung des 
8. 1466. des bürgerlichen Geſetzbuchs, welches, da 
die legte Friftverlängerung am 10. Mai 1865 erfolgte, 
mithin unter Herrfchaft des bürgerlichen Geſetzbuchs 
fällt, hier zur Anwendung fommt, übrigens nur die 
Entfheidung einer gemeinrechtlichen Streitfrage im 
Sinne der rihtigeren Rechtsanficht enthält, 

Sintenis, Anleitung zu $. 1466. ©. 407. 
nachgelaffen. 

Vor Antretung deſſelben wird Beflagter jedoch 
wohl in Betracht zu nehmen haben, daß nur dann 
ein günftiger Erfolg für ihn zu erwarten fteht, wenn 
er wirklich Thatfachen anzuführen vermag, aus denen 
mit Sicherheit fich erfennen läßt, daß der Klägerin 
bei den verjchiedenen Geftundungen oder mindeſtens 
bei der legten am 10. Mai 1865 die bevorftehende 
Zahlungsunfähigkeit genau befannt war, mithin ihr 
eine grobe Verfchuldung, durch die fein Verluft her- 
beigeführt wurde, beizumeffen ſei. 

Denn von ber Verpflichtung, fich vorher jedesmal 
nad) den Vermögensverhältniffen H.'8 zu erkundigen, 
befreite Klägerin die Bürgfchaft felbft, da fie alle 
innerhalb eines Jahres eingegangenen Verbindlich 
feiten des Hauptfchuldners betraf. - 

Die Entſcheidung bezüglich der Koften bedarf kei— 
ner bejonderen Rechtfertigung.” 
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Gegen dieſes Urthel appellirte der Beflagte. 
Allein dafjelbe wurde in zweiter Inſtanz unterm 
6. April 1869 vom Königl. Appellationsgericht 
zu Dresden beftätigt, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

ı. „Die Sache jelbft betreffend, fo hat Man, 
zumal Beflagter eine nähere Ausführung des Rechts⸗ 
mittel8 nicht verfucht hat, lediglich Folgendes zu be 
merken Beranlaffung: 


1. 

Die von Bellagtem BL. — flg. gegen die Schlüf- 
figfeit der Klage gemachten Ausftellungen find auch 
nach Anficht der jegigen Inftanz unerheblih. Zu 1. 
Bl. — fteht allerdings die Frage, wie die Buͤrg— 
fhaftsurfunde Bl. — auszulegen fei, wie bereits 
Bl. — bemerkt, nad der im Vorproceſſe von ber 
dritten Inftanz ertheilten Entfcheidung formell noch 
offen; materiell würde Man aber feine ausreichende 
Veranlaffung haben, von der bereitd BI. — der Vors 
acten unter — ausführlich begründeten Anficht abzu« 
gehen, und hätte daher für die jegige Inftanz nur 
die Frage entftehen können, ob es des Nachweiſes 
fämmtlicher, in die Eidesformel BI. — aufgenom« 
mener Thatfachen bebürfe, eine Frage, die fi) dadurch 
erledigt, daß ein Rechtsmittel der Klägerin, welche 
allein über die Ausdehnung des Eides fich zu beſchwe⸗ 
ten Beranlaffung haben könnte, nicht vorliegt. 

Der weitere Einwand Bl. — flg. findet durch die 
in der Replit Bl. — gegebene Aufklärung des erhos 
benen, ſchon an ſich faum gerechtfertigten Zweifels 
ausreichende Erledigung; das BI. — zu 3. Vorgeftellte 
endlich würde, felbft wenn im Uebrigen den Rechts— 
anfichten Beklagtens beizutreten wäre, die Klage nur 
dann unfchlüffig erfcheinen laſſen, wenn die Bl. — flg- 
unter 2. vorgefhüste Ausflucht liquid und Klägerin 
deshalb genöthigt gewefen wäre, derfelben durch eine 
in die Klage felbit aufzunehmende Replik zu begeg- 
nen. ä 


Ebenfo erledigt ſich das von ber erften Inftanz 
Bl. — ſelbſt angeregte Bedenken, daß aus der Klage 
nicht zu erfehen, wieviel bei Auszahlung der 5000 
Thle. —⸗ —⸗ an H. an Zinfen und Provifion ge 
kürzt worben ift, theils aus dem Bl. — angegebenen 
Grunde, theild mit Rüdficht darauf, daß H., wenn 
er einen auf 5000 Thle. —⸗ —⸗ geftellten Wechfel 
acceptirte, jene Abzüge genehmigte und immerhin nad) 
Höhe von 5000 Thlen. — —s Schuldner der Klä- 
gerin wurde, theils endlich in Betracht deflen, daß, 
wenn aud die Darlehnsgewährung noch vor dem 
Gefege vom 25. October 1864 liegt, doch Klägerin, 
da auch H. dem Handelsſtande angehörte, fchon 
damals nach Art. 292. Abf. 2. des allgemeinen deut⸗ 


— 219 — 


ſchen Handelsgeſetzbuchs hinfichtlich der Höhe der von 
ihr beanfpruchten Zinfen einer geſetzlichen Beichrän- 
fung nicht unterworfen war. 

3. 

Ein nad) Anficht der jegigen Inftanz weit erheb- 
licheres Bedenken gegen die Schlüffigkeit der Klage, 
auf welches jedoch Beflagter nicht zugefommen ift 
und welches wahrfcheinlich aus diefem Grunde auch 
von ber vorigen Inftanz nicht berührt worden, fönnte 
daraus abgeleitet werden, daß Klägerin zwar im 
Eingange der Klage den Mitdirector 2. ald diejenige 
Perſon namhaft macht, mit welcher H. wegen bes 
gewünfchten Credits verhandelt haben fol, weiterhin 
aber lediglich davon fpricht, daß „Klaͤgerin“, bezie⸗ 
bhentli „die Hagende Anftalt” die Bürgfchaft accep- 
tirt, die 5000 Thle. — —» audgegahlt, die nach⸗ 
gefuchte Geftundung bewilligt habe ıc., ohne daß man 
erfieht, durch welche phyſiſche Perſon die Klägerin 
(eine Actiengeſellſchaft, die felbftverftändlich als folche 
die fraglichen Handlungen nicht unmittelbar vorge⸗ 
nommen haben fann) dabei vertreten geweſen. Es 
entfteht daher allerdings die Frage, ob nicht die Klage, 
weil fie infoweit für den gebrauchten Eivesantrag zu 
allgemein, abzuweiſen ſei. 

Bol. Annalen des K. S. Oberappellationsgerichts, 
Bd. U. ©. 511. und die daſelbſt angezogenen 
älteren Entſcheidungen. 

Inzwiſchen liegt eine unbedingte Nothwendigkeit der 
Benennung derjenigen phyſiſchen Perſonen, welche im 
einzelnen Falle die Actiengeſellſchaft vertreten haben, 
zunaͤchſt nur in ſolchen Faͤllen vor, in welchen Hand⸗ 
lungen und Erklärungen in Frage kommen, durch 
welche die Geſellſchaft Verpflichtungen übernommen 
haben foll, da fi die Frage, ob durch jene Hand- 
lungen und Erklärungen wirfli die Geſellſchaft 
verpflichtet worden fei, nicht beantworten läßt, wenn 
man nicht erfieht, ob die Perfonen, welche Namens 
derjelben gehandelt, auch wirklich zu deren Vertretung 
befugt gewejen find. Diefes Moment fommt aber 
gegenwärtig nicht in Brage. Die durch die Faſſung 
der Klage veranlaßte Ungewißheit befchränft fich naͤm⸗ 
ih — da nach dem Zufammenbange mit dem An- 
führen bei Einlaffungsabichnitt — die Behauptung 
bei Einlaffungsabihnitt — nur dahin verftanden 
werben fann, daß der Mitdirector 2. die Bürg- 
fhaftsurfunde an- und in Empfang genommen habe 
— darauf, daß nicht erhellt, von wen die Auszah— 
lung der 5000 Thle. — —⸗ an H. angeordnet, be 
ziehentlich bewirkt worden, und wer Namens ber 
Klägerin die fpäteren Berabredungen wegen Prolon- 
gation der Wechfel mit H. getroffen hat. In erfterer 
Beziehung kommt es aber der Sache nad} nur darauf 
an, daß die 5000 Thle. —⸗ —» (abzüglich Zinfen 


und Provifion) aus der Gefhäftsfaffe der Klä— 
gerin an H. gezahlt worben find, und in biejem 
Sinne läßt fi die Behauptung, daß Alägerin fie 
ausgezahlt habe, füglic auffaflen, ohne daß dabei 
der Name der Perfon, welche das Zahlungsgefchäft 
beforgte, von weſentlichem Intereffe wäre. Dies um 
fo mehr, ald in der Acceptation des von der Klägerin 
auf H. gezogenen Wechfels immerhin das Anerfennt- 
niß H.'s liegt, die 5000 Thle. —⸗ —⸗ von ber 
Klägerin erhalten zu haben. Was aber die fpätere 
Prolongation dieſes Wechfeld, beziehentlich die Aus- 
ftellung neuer Wechfel an deſſen Stelle betrifft, jo 
gehörte das bezügliche Anführen an und für fich nicht 
zum Alaggrunde, da, nachdem die Forderung einmal 
entftanden war, das etwaige Erlöfchen derſelben von 
Beflagtem zu excipiren geweſen wäre. Nur infofern 
ift jenes Anführen von Bedeutung, ald dadurch ber 
Nachweis geführt werden foll, daß die bei H.'s Eon- 
curs von der Klägerin angemeldete Forderung wirklich 
diejenige ſei, welche der Klägerin durch den in Folge 
ber Bürgfchaftserflärung Beflagtens dem mehrgenann⸗ 
ten 9. gewährten Credit erwwachfen war. Allein ab» 
geiehen noch davon, ob es nicht gleichfalls in das 
Gebiet der Ausflucht gehört haben würde, wenn Be- 
klagter hätte behaupten wollen, Klägerin habe nicht 
bie verbürgte Forderung, fondern eine andere, bei 
H.'s Creditweſen liquidirt, fo handelt es fi auch 
bier nicht um Erörterung der Frage, ob die Prolon- 
gationderflärungen, welche Klägerin dermalen ohne 
Weiteres gegen fich gelten läßt, in einer für Klägerin 
an fich verpflichtenden Weife abgegeben worben waren. 
Man hat daher fein Bedenken getragen, die Klage in 
Uebereinftimmung mit der vorigen Inſtanz aufrecht 
zu erhalten, während auch hier die Frage, ob nicht 
im Intereſſe der Klägerin eine Beichränfung des 
Eides, beziehentlich in einzelnen Punkten vielleicht 
eine ihr günftigere Faſſung deſſelben thunlich geweſen 
fein würde, bei dem Mangel eines Rechtsmitteld der 
Klägerin auf fich beruhen muß. 
4. 


Die Berwerfung der Ausfluht Bl. — unter 1. 
it vollftändig gerechtfertigt. Auch mad) ber dort ger 
gebenen Sachdarftellung hat der urjprüngliche Beklagte 
fi in der That im Intereffe der Schleswig-Holftein- 
ſchen Lotterie für H. verbürgen wollen, wie er dies 
wirklich gethan hat. Ob das diesfallfige Anliegen 
H.'s durch dieſen direct ober durch Bermittelung eines 
Dritten an den urfprünglichen Bellagten gelangte, 
änderte offenbar nichts an dem Weſen der zu über- 
nehmenden Verpflichtung und es liegt weder der Fall 
des $. 838., noch der des $. 841., ſondern vielmehr 
des 845. des bürgerlichen Geſehbuchs, deſſen Beflim- 
mungen mit den bier zunächft einfchlagenden Grund» 





fügen des gemeinen Rechts befanntlich übereinftim- 
men, vor, wie denn auch ber urfprüngliche Beflagte 
dadurch, daß er nach Entdeckung feined angeblichen 
Irethums weder bie Buͤrgſchaftsurkunde zurüdforberte, 
noch ſolche der Klägerin gegenüber für ungültig er 
Härte, genugjam zu erfennen gab, daß er auf jenen 
Irethum felbft fein Gewicht lege. 

Ebenfowenig hat Bellagter Urſache, fich über bie 
Beurtheilung der BI. — flg. unter 2. vorgefchügten 
Ausflucht zu beſchweren. Es hätte vielmehr, wenn 
ein Rechtsmittel der Klägerin vorläge, die Frage ent- 
ftehen müffen, ob Bellagter, da die Bürgichaftserflä- 
rung auf alle diejenigen Forderungen fich erftredt, 
welche der Klägerin innerhalb Eines Jahres, 
vom 15. Auguft 1864 ab gerechnet (bis zur Höhe 
von 5000 Thlen. —⸗—⸗) aus dem einzuleitenden 
Greditverhältnig erwachſen würden, daraus, daß 
Klägerin innerhalb dieſes Jahres, beziehentlich 
nicht weiter, als bis zu deſſen Ablaufe, die Wechjel 
H.'s prolongirt, alfo neuen Credit gegeben, überhaupt 
Einwendungen abzuleiten befugt fei oder nicht, viel- 
mehr diefe Prolongation nach der Faſſung der Bürg- 
ſchaftsurklunde ald von dem Bürgen im Boraus ges 
nehmigte zu betrachten felen. 

Da nad) allevem lediglich zur Beftätigung der 
angefochtenen Enticheidung zu gelangen war, jo mußte 
Bellagter in Erftattung der Koften des Rechtömitteld 
verurtheilt werben.” 

Auf die hiergegen anderweit von Bellagtem eins 
gewendete Berufung erfannte in dritter Inftanz das 
Königl. Oberappellationsgeriht reformato- 
tisch, indem dafjelbe in einem am 4. September 1869 
zur Publication gelangten Urthel die Klage in ber 
angebradten Maafe abwies und fothane Ent- 
ſcheidung mit folgenden Gründen motivirte: 

ic. „In der Hauptjache ift das Königliche Ober- 
appellationsgericht zu der vom Beflagten beantragten 
Abweifung der Klage in der angebrachten Maaße, 
die Erheblichfeit des von diefem BI. — flg. Bor- 
gebrachten dahin geftellt, aus dem von der erften 
Inſtanz Bl. — angeregten Grunde gelangt, weil 
nämlich Klägerin Bl. — felbft zugiebt, daß dem 
Hauptichuldner A. H. am 29. Auguft 1864 gegen 
Acceptation des pro 10. November 1864 ausgeitellten, 
nachmals mehrfach und zulegt unter dem 10. Mai 
1865 pro 10. Auguft deſſelben Jahres erneuerten 
Wechſels über 5000 Thlr. — — nicht diefer Betrag 
voll, fondern „nur unter Kürzung der im Boraus 
bis zum 10. November 1864 berechneten Zinfen und 
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Provifion” ausgezahlt worden if. Die vorigen 
Inftanzgen haben dies nah Bl. — und Bl. — für 
unerheblich angefehben. Die erfte um deswillen, weil 
der Bürge auch für die bedungenen Nebenforberungen 
hafte, und die Garantiefumme 5000 Thle. — —⸗ 
nicht überfteige, die zweite unter Billigung dieſes 
Grundes, weil H. ſchon durch das Accept Schuldner 
der Klägerin nad) Höhe von 5000 Thlen. —⸗ —⸗ 
geworben fei und nach Artikel 292, Abſatz 2. des 
Handelsgeſetzbuchs auch vor dem Geſetze vom 25. 
October 1864 in Betreff auf Zinsbewilligungen einer 
Beichränkung nicht unterworfen gewefen ſei. 

Allein dem ift entgegen zu halten, daß auch H. 
nicht zu einer größeren Gapitalfumme verpflichtet wer⸗ 
den fonnte, als ihm wirklich bei Hingabe des Haupts 
ftammes gewährt worden ift. Es jchlägt hier $. 683. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs erfter Sag jet. 684., 
beziehentlich in deſſen Folge auch) $. 679. ein, welche 
dem bis dahin geltenden Rechte entfprechend jedenfalls 
binfichtlich des Wechfeld vom 10. Mai 1865 in Kraft 
waren. Auch läßt ſich nicht etwa fagen, daß, da es 
fi eben doch nur um ein Zinsintereffe handele, dieſe 
Beftimmungen durch das bemerkte Geſetz vom 25. 
Dctober 1864 gegenftandslos geworben feien, da dies 
fes Gejeg, wie im Gommentare zum bürgerlichen 
Gefepbuche 2. Aufl. Band I. Seite 9. ausgeführt ift, 
zwar manches Andere von den Dispofitionen des 
bürgerlichen Geſetzbuchs, nicht aber die dort angege- 
benen Beitimmungen der 88. 677. 679 — 681. und 
683. und beziehentlih auch nicht des 8. 684. aufs 
gehoben hat, das Handelsgeſetzbuch aber in Art. 292. 
nur von der Höhe der zu ftipulirenden Zinfen han- 
delt, nicht aber den Sag alterirt, daß ald Darlehn 
nur der wirklich gewährte Betrag zu gelten habe, dies 
aber nothiwendig aud die Wechfelfchuld nad dem 
entfprechenden Betrage afficitt. 

Mag nun aud) der hiernach von dem Gapitale 
der 5000 Thle. —⸗ —» hinfällig werdende Betrag 
immerhin ein nicht fehr erheblicher fein, fo fehlt es 
doch an jevem Anhalten für eine sententia certa, 
da foviel Far ift, daß H. weniger zu zahlen hatte, 
ald was Klägerin gefordert hat, wie hoch fich aber 
ihre Forderung an H. und demzufolge eintretenden 
Falles an Bellagten belaufe, fich nicht anders über 
jehen läßt, ald wenn Klägerin anführt und beziehent- 
lich nacdhweift, wieviel H. am 29. Auguft 1864 baar 
gewährt erhalten hat. 
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War daher in der Hauptfache zu reformiren, fo 
tefultirt daraus auch der Klägerin Verbindlichkeit zu 
Erftattung der Procefkoften, wogegen die Reforma- 
toria in Betreff der Koften der vorigen Inftanz und 
die Entſcheidung binfichtlich der Koften des jegigen 
Rechtsmittels Folge der Beftimmung in $. VIL. ver 
Verordnung vom 13. März 1867 iſt.“ 

Auf die gegen dieſes Urthel von der Klägerin 
ergriffene Berufung erfolgte unterm 27. November 
1869 die Beftätigung deflelben. 

Die Entfheidungsgründe des vierten Er- 
fenntniffes lauten alfo: 

„Es kann zweifelhaft erfcheinen, ob ber vorlie- 
gende Rechtsfall nach dem bürgerlichen Geſetzbuche 
oder nad) den vor deſſen Gültigkeit anwendbaren, 
gemeinrechtlichen Grundbfägen zu beurtheilen ift. Denn 
die Bürgihaftsurfunde vom 15. Yuguft 1864 fällt 
ebenjo, wie die Auszahlung der verbürgten Summe 
am 29. Auguft 1864 an den Haupiſchuldner und die 
Ausftellung des erften Wechfeld in die Zeit vor der 
Wirkfamfeit des bürgerlichen Gefegbuchs, wogegen 
der leßte über diefe Schuld am 10. Mai 1865 aus⸗ 
geftellte und am 10. Auguft 1865 zahlbare Prolon- 
gationswechjel der Zeit, wo das bürgerliche Gefep- 
buch bereits in Kraft war, angehört. 

Es ift jedoch eine befondere Unterfuchung biefer 
Frage, fowie der weiteren Frage, ob das Geſetz, bie 
Aufhebung der Zinsbefchränfungen betreffend, vom 
25. October 1864 auf ſolche Ueberfchreitungen ber 
Zinsfußbefchhränfungen, welche auf vor der Gültigkeit 
des gedachten Geſetzes gefchloffenen Berträgen . bes 
ruhen, zurüd zu beziehen fei, nicht erforderlich. Denn 
in der Hauptjache ſtimmt die hier allein in Frage 


fommende 8. 683. des bürgerlichen Gefepbuchs in 
beiden Abfägen mit den vorher beftehenden gemein- 
rechtlichen Grundfägen nad) der richtigen Meinung 
vollfommen überein. 

Nach fr. 57. pr. D. de pactis (II. 14.), fr. 2. 
8.6. D. de doli mali exc. (XLIV.4.) und fr. 122. 
pr. D. de verb. obligat. (XLV. 1.) war die Vor— 
auszahlung der Zinfen während der Dauer des 
Schuldverhältniffes erlaubt und fiel, wenn die vor- 
ausbezahlten Zinfen den gefeglihen Zinsfuß nicht 
überftiegen, nicht unter den Begriff des Zinswuchers. 
Dies hat der zweite Abfag der $. 683. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs auch audgefprochen. 

Darunter ift der Fall aber nicht zu begreifen, 
wenn bei Auszahlung des Gapitald die Zinfen auf 
eine beftimmte Zeit oder eine ganze Reihe von Jahren 
im Voraus fofort vom Eapitale abgezogen und foviel, 
als diefe Zinfen und andere Nebenfpefen, z. B. Pros 
vifionen, betragen, von dem Gapitale bei defien Aus— 
zahlung innebehalten wird. Diefer Kal ift fowohl 
im bürgerlichen Gefepbuche $. 683. Abjag 1., als 
auch im gemeinen deutſchen Rechte für fich befonders 
und unabhängig von den Vorfchriften über das er- 
laubte höchfte Maaß der Zinfen abgehandelt worden. 
Die hierher gehörige c. 26. $. 1. D. de usuris 
(IV. 32.) fegt vorerft den Betrag des in verfchledenen 
Fällen erlaubten höchften Zinsfußes feſt. 

Sodann fügt fie aber bei: 

Si quis autem aliquid contra modum hujus 
fecerit constitutionis, nullam penitus de super- 
fluo habeat actionem: sed et si acceperit, in 
sortem hoc imputare compelletur. Interdicta 
licentia ereditoribus ex pecuniis foenori dandis 
aliquid detrahere, vel retinere siliquarum 
nomine vel sportularum vel alterius cujus- 
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cunque causae gratia. Nam si quid hujus- 
modi factum fuerit, principale debitum ab 
initio ea quantitate minuetur, ut tam ipsa 
minuenda pars, quam usurae ejus exigi pro- 
hibeantur. 
Zu Anfang ift alfo einfach beftimmt worden, daß 
die wucherlichen, den gefeglichen Zinsfuß überfchrei- 
tenden Zinfen nicht blos nicht eingeflagt werben bürs 
fen, fondern auch die wirflich erhobenen, derartigen 
Zinfen am Capitale gemindert werben follen. Dann 
ift aber noch das beftimmte Verbot hinzugefügt, daß 
von dem auszuzahlenden, ald Darlehn hinzugebenden 
Gapitale unter dem Titel der Borausbezahlung von 
Zinfen und Sporteln, fowie unter irgend welchem 
anderen VBorwande, worunter die jegt üblichen Pro— 
vifionen ganz unbedenklich zu begreifen find, Etwas 
nicht abgezogen oder zurüdbehalten werben bürfe 
(detrahere vel retinere). Died Verbot ift unabhän- 
gig von den Vorfchriften über den Zinsfuß, und ſelbſt 
wenn man mit 
Glück, ausführliche Erläuterung der Pandecten, 
Band XXL Seite 72. Not. 19. 
Heumann, Handlericon zu den Quellen des römi- 
fchen Rechts, voce: siliqua — 
unter siliqua nicht Zinfen verftehen wollte, fo ift 
dennoch unter dem allgemeinen Ausdrucke: „vel 
alterius eujuscunque causae gratia“ das Verbot 
des Vorausabzuges von Zinfen mit begriffen. Es 
mag zugegeben werden, daß die nächte Motive diefer 
Vorſchrift die ift, die Umgehung der Zinsverbote zu 
vermeiden, weil fich hinter derartigen Vorabzügen 
nicht felten der Zinswucher zu verfteden fucht. Allein 
der alleinige Geſetzesgrund ift es nicht, auch als foldher 
nicht bingeftellt. Es Fönnen nämlich mitteljt der— 
artiger Manipulationen noch andere Berrüdungen 
des Schuldners geübt werden, namentlich ift der Fall 
denkbar, daß, wenn das Vorauderheben der Zinfen 
auf eine ganze Reihe von Jahren unbefchränft zuges 
laſſen würde, nach Befinden der Schuldner gar nichts 
an Gapital ausgezahlt erhält, z. B. wenn bei fünf- 
procentigem Zinsfuße die 20jährigen Zinfen im Vor— 
aus abgezogen und vom Gläubiger zurüdbehalten 
werden dürften. Das erwähnte Verbot hat daher 
auch, abgejehen von dem Zinsverbote und dem gefeß- 
lichen Zinsfuße, einen recht Haren und vernünftigen 
Grund, welcher auch nad) Aufhebung der Zinsver- 
bote einen guten Sinn und wohlthätige Wirkung hat. 
Das Königliche Oberappellationdgericht ftimmt 
demnach den Anfichten derjenigen Rechtslehrer, welche, 
wie 
Puchta, Pandecten, $.229. Note hh. VIII. Ausg. 
von Bangerom (nad; Röder civ. Abhandlungen, 
©. 84 fig. €. 88 fig.) Band I. ©. 96. 





das Verbot der Vorauswegnahme von Zinfen, Pro- 
vifionen und dergleichen für ftatthaft erachten und 
die Schuldverbindlichfeit des Schuldners nur auf die 
wirklich ausgezahlte Summe befchränft wiffen wollen, 
vollfommen bei und findet diefes Verbot im 1. Abſatz 
der 8.683. des bürgerlichen Geſetzbuchs Tediglich wie- 
erholt. Dagegen fann die von 
Sintenis, das praftifche gemeine Civilrecht, Bd. IL. 
$. 87. ©. 107. der J. Ausg. und Note 55. 
vertheidigte gegentheilige Anficht, wornach der Bor: 
ausabzug von Zinfen, Provifion und dergleichen nur, 
infoweit er ald Wucher fi) darftellt, als unftatthaft 
erjcheinen ſoll, und in Folge deſſen der in 
Sintenis, Anleitung zum Studium des bürgerl. 
Geſetzbuchs zu $. 683. S. 187 und fig. 
ausgefprochene Tadel des bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht für begründet angejehen werben. 

Hieran hat nun nad der Ueberzeugung des 
Königlichen OberappellationsgerichtS weder das allge 
meine deutſche Handelögefegbuch Artikel 292., noch 
$. 1. des Gefeged, die Aufhebung der Zinsbefchräns 
fungen betreffend, vom 25. October 1864 (Gefep- 
und Verordnungsblatt 1864. Seite 347.) etwas ge 
ändert. 

Das allgemeine deutiche Handelögefegbuch Artikel 
292. fpricht nur aus, daß bei Handelögeichäften feche- 
procentige Zinfen bedungen werben fönnen (Abſatz 1.) 
und daß bei Darlehnen, welche ein Kaufmann em- 
pfängt, und bei Schulden eined Kaufmanns aus 
jeinen Handelögefchäften auch höhere Zinjen, als ſechs 
vom Hundert jährlich, ausgemacht werben dürfen 
(Abſatz 2.). Hier ift alfo auch im zweiten Abfage 
blos der Zinsfuß unter Kaufleuten und für Handeld- 
gefhäfte regulirt, und bezüglich der faufmännifchen 
Darlehne und handelsgeſellſchaftlichen Schulden jede 
Zinsbeihränkung aufgehoben, dabei aber das allge 
meine Verbot ded Borausabzugs der Zinfen, Pros 
viſion und dergleichen feineswegs aufgehoben, ſondern 
bei Kräften gelaflen worden. Ja das allgemeine 
deutiche Handelsgefepbuch deutet mit den Worten: 
„bei Darlehnen, welche ein Kaufmann empfängt”, 
fogar an, daß nur die wirklich empfangene Summe 
als Darlehn angejehen werden fann, alfo der Bor: 
ausabzug auf das Capital gerechnet werben foll. 
Ueberdies wird eben die oberwähnte Gefahr, daß 
durch die im Voraus abgezogenen Zinfen u. f. w. 
das Eapital von Anfang an abforbirt werden könne, 
nur vermehrt, da nach dem Handelsgeſetzbuche an 
Zinfen und Provifion 20, 30 und mehr Procent 
jährlich bedungen werben fünnen. 

Ebenfo hat 8. 1. des Gefeped vom 25. October 
1864 lediglich „die die Ueberſchreitung eines 


befimmten Zinsfußes betreffenden Vorſchriften“ 
berührt, mithin, wie bereits in 
Siebenhaar, Commentar zum bürgerlichen Ges 
fegbuche zu $. 4. und 5. der Publicationdvers 
ordnung, Band I. ©. 9. und zu $. 676. und 
8. 683., Band II. ©. 18. und flg. und ©. 22. 
Ausgabe II. 
ganz richtig angenommen worden ift, das in $. 683. 
Abfag 1. des bürgerlichen Geſetzbuchs enthaltene Ver- 
bot der Borauserhebung der Zinfen bei Auszahlung 
eined Darlehns feineswegs aufgehoben. Daß nad 
$. 2. und 3. des angeführten Landesgeſetzes ber 
Schuldner, der mehr als fechsprocentige Zinfen für 
feine Schuld zugefagt hat, zu einer halbjährigen Küns 
bigung des Vertrags befugt ift, kann begreiflicher 
Weiſe bezüglich des Verbotes der Vorwegnahme der 
Zinfen nichts ändern, da eben der Schuldner, fo wie 
er aus Noth zur Eingehung eines derartigen Vertrags 
genöthigt worden, auch oft aus derjelben Veranlafs 
fung abgehalten fein wird, von dem Künbigungsrechte 
Gebrauch zu machen. 


Das Bundesgefep vom 14. November 1867 
(Bundesgefegblatt 1867. Seite 159 und flg.), welches 
denjelben Gegenftand betrifft, ift für den vorliegenden 
Proceß nicht anwendbar, fommt demnach nicht weiter 
in Betracht. 


Durch diefe Erwägungen widerlegen ſich alfo die 
Gründe, welche die Klägerin in ihrer Deductions— 
ſchrift Bl. — unter 1. und 2. vorgebracdht hat, und 
man muß demnach der Anficht der vorigen Inftanz, 
daß, weil nad) der Klagfchrift angeführt ift, die 5000 
Thle. — — ſeien unter Kürzung der im Bor» 
aus bis zum 10. Rovember 1864 berechneten 
Zinfen und Provifion an den Hauptichuldner 
4. H. ausgezahlt worden, nunmehr gar feine be 
fimmte Berurtheilung ausgefprochen werden kann, 
für volllommen gerechtfertigt anfehen. Denn da nicht 
angegeben ift, wieviel auf Zinfen und Provifion 
wirflich innebehalten worden ift, und da diefer zurüd- 
behaltene Betrag namentlich gerade in Hinblid auf 
Artikel 292. des allgemeinen deutfchen Handelögefep- 
buchs und auf die darin enthaltene Aufhebung aller 
Zinsbefchränfungen für faufmännifche Darlehne nicht 
einmal annäherungsweife fi) beftimmen läßt, nun 
aber wegen des Verbotes des Borabzugs der Zinfen 
und Provifion der Hauptſchuldner nur für das wirf- 
lich ausgezahlte Capital und die Davon zu berech— 
nenden Zinfen nebft Provifion haftet, fo ergiebt fich 
hieraus zugleich als nothwendige Folge, daß auch ber 
Beklagte, als Bürge, nicht weiter, ald der Haupt» 
ſchuldner, verbindlich erachtet werben fann. Der von 
der erften und zweiten Inſtanz geltend gemachte 
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Grund, daß, weil der Bürge auch für die bedungenen 
Rebenforderungen hafte, die Klage trog der Ungewiß- 
heit über den Betrag der wirklich hingegebenen Summe 
aufrecht zu erhalten fei, da die geforderte Gefammt- 
fumme ven Betrag der Bürgichaft (5000 Thlr. — —) 
nicht überfteige, erfcheint demnach nicht zutreffend, 
Denn wenn man den Betrag des zu verzinfenden 
Gapitald und den Zindfuß, fowie die Höhe der Pros 
vifion nicht fennt, fo fann man auch nicht mit Sicher» 
heit ermeffen, ob unter Hinzurechnung der Zinfen 
und PBrovifion die Summe von 5000 Thlen. — — 
wirklich herausfommt. Immerhin läßt ſich alfo im 
vorliegenden Falle eine beftimmte Verurtheilung nicht 
ausfprechen. 


Das auf die Bl. — erft in vierter Inſtanz bei⸗ 
gebrachte Berechnung keine Rückſicht genommen wer- 
den fann, bedarf feiner befonderen Rechtfertigung. 


Soviel aber endlich den Bl. — und flg. unter 3. 
aufgeftellten neuen Gefichtspunft, dag nämlich das 
zwifchen der Klägerin und dem Hauptfchuldner, A. H., 
abgefchloffene Gefchäft gar nicht nad den Grund» 
fügen des Darlehns beurtheilt, fondern als ein For— 
derungdfauf aufgefaßt werben müfle, anlangt, jo er» 
ſcheint die Ausführung, ganz abgefehen davon, daß 
in der Klagichrift einzig und allein von einem Dar» 
lehne gefprochen worden ift, an fi unflar. Das 
Discontiren einer Tratte, welche die Klägerin jelbft 
ereirte und auf H. zog und welche Lepterer acceptirt 
hat, fann bier nicht in Frage fommen. Die Klägerin 
fann nicht ihre eigene Forderung faufen, dieſe hat 
fie ja fhon. Der von H. ertheilte Accept ift demnach 
blos die Beurkundung und wechlelmäßige Verficherung 
des von der Klägerin erhaltenen Credits, d. h. von 
ihr empfangenen Darlehns. Diefe Ausführung ift 
demgemäß immer wieder auf die Grundfäge über das 
Darlehn zurüdzuführen. 

Uebrigend würde es fogar fraglich fein können, 
ob ein „Borberungsfauf” unter den Credit, wofür 
der Erblafler des jetzigen Beklagten nah BI. — ſich 
(ebiglich verbürgt hat, zu begreifen wäre, 


Die nad) allen diefen Erwägungen auszufprechende 
Beftätigung des vorigen Erfenntniffes bringt zugleich 
die Nothwendigfeit mit fich, die Klägerin zur Erftats 
tung der Koften des Rechtömitteld zu verurtheilen.” 


—— 30 


61, 


Mer ift zur Einflagung einer dem ehemännlichen 
Nießbrauche unterworfenen Forderung ber Ehe: 
frau berechtigt? — $. 1677. bes bürgerlichen 
, Geſetzbuchs. 

Mitgetheilt von 

Herrn L. in B. 


Für Pauline verehel. B. war unter dem 1. Juli 
1858 auf den Folien der damals ihrem Ehemanne 
gehörigen Grundftüde zu Gr., deffen Antrage gemäß, 
ein eheweibliches Einbringen von 2000 Thlen. —⸗ —⸗ 
eingetragen worben. Der Ehemann verfaufte fpäter 
diefe Grundftüde an 3., welcher hierbei die gedachten 
2000 Thle. — —s eheweibliches Einbringen in Ans 
rechnung auf den Kaufpreis übernahm. Die verehel. 
DB. Hagte nun in eigenem Namen, jedoch unter Bei- 
tritt und Genehmigung ihres Ehemanned, gegen 3. 
ald eingetragenen Befiper der verpfändeten Grund⸗ 
ftüde auf Auszahlung jener Einbringensforberung. 

Das die Klage in der angebrachten Maafe ab- 
weifende Erfenntnif des Königl. Appellations- 
gerichts zu Baugen vom 2. Juni 1869 mwurbe 
unter Anderem bamit motivirt, daß der Klägerin 
für ihre Perfon überhaupt die Berechtigung abgehe, 
ben erhobenen Anfpruch klagend zu verfolgen. In 
diefer Richtung enthielten die Entfheidungsgründe 
folgende Ausführung: 

„Nach 8. 1655. des bürgerlichen Geſetzbuchs hat 
der Ehemann an dem Vermögen, welches die Ehe- 
frau zur Zeit der Eheſchließung befigt oder während 
der Ehe erwirbt, das Recht des Nießbrauchs und 
der Verwaltung. Nach 8. 660. wird der nach geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften mit Verhältniffen des Familien- 
rechts verbundene Nießbrauch, foweit über deſſen 
Wirfung, Entftehung und Erlöfchung nicht befondere 
Beſtimmungen vorhanden find, nad; den über bie 
Dienftbarfeit des Nießbrauchs geltenden Vorfchriften 
beurtheilt. Iſt eine Forderung Gegenftand des 
Nießbrauchs, fo hat nach 8. 625. der Niefbraucher 
das Recht, die Forderung, gleich als ob fie ihm ab» 
getreten wäre, zu fündigen und einzuflagen. Dieſes 
Befugniß erleidet jedoch nach 8.1677. eine Beichrän- 
fung infofern, als der Ehemann, wenn eine Forde— 
rung Gegenftand des Nießbrauchs ift, zur Erhebung 
und Einflagung der Einwillung der Ehefrau bedarf. 
Aus dem Zufammenhange diefer gefeglichen Beſtim— 
mungen ergiebt fi, daß eine dem ehemännlichen 
Nießbrauche unterworfene Forderung der Ehefrau 
lediglich von dem Ehemanne eingeflagt werben fann, 
daß nur der Ehemann als Kläger auftreten darf und 


die Beibringung der Einwilligung der Ehefrau als 
ein Punft der activen Sachlegitimation zu behan- 
deln ift. 

Es ift keineswegs gleichgültig, ob in einem fol- 
chen Falle die Ehefrau in eigenem Namen klagt und 
die Einwilligung des Ehemannes beibringt, oder ob 
der Ehemann ald Kläger auftritt und die Einwilli- 
gung der Ehefrau beibringt. Denn theils kann bie 
allgemeine Vorfchrift in 8. 625. nicht dahin verftan- 
den werden, daß neben dem Niefbraucher auch der 
Inhaber der Forderung das Recht habe, die Forbes 
rung einzuklagen, weil durch die Einflagung von 
Seiten des Inhabers dem Niefbraucher der Gegen- 
ftand feines Nießbrauchs entzogen werden würde, 
theils würde bie Erhebung der Klage durch die Ehe 
frau einen Eingriff in das ehemännliche Verwal⸗ 
tungsrecht ($. 1655.) enthalten. Gegen dieſe Aufs 
faflung kann aud) nicht mit Erfolg eingehalten wer— 
den, daß ed nach der Faflung des $. 1682., deſſen 
Borausfegungen mit den Worten bezeichnet werben: 
„Führt die Ehefrau oder mit deren Einwilligung der 
Ehemann wegen des Stammes des eheweiblichen 
Vermögens mit einem Dritten einen Rechtöftreit”, 
gleichgültig erfcheine, ob in dem fraglichen Falle die 
Ehefrau oder der Ehemann die Rolle des Klägers 
übernehme, dafern nur der andere Ehegatte einwillige. 
Durd jene Faffung wird vielmehr nur ber Unters 
ſchied der Fälle angedeutet, wo der Gegenftand des 
Rechtöftreits vorbehaltenes Vermögen, und wo er 
dem ehemännlichen Nießbrauche unterworfenes Ver⸗ 
mögen betrifft, und zugleich anerfannt, daß im erſte⸗ 
ten Falle die Ehefrau allein, im lepteren dagegen 
ber Ehemann mit Einwilligung der Ehefrau als 
Kläger aufzutreten habe, — eine Auslegung, welche 
auch in der Bemerkung Siebenhaar’s zu $.1682., 
Gommentar, II. Bd. ©. 66., daf in dem im Para- 
graph vorausgefegten Falle die Koften aus dem 
Stamme des eheweiblichen Vermögens felbft dann 
zu bezahlen feien, wenn die Ehefrau Recepticien be 
fige, Unterftügung findet. 

Im vorliegenden Falle wurde nun dadurch, daß 
der Ehemann der Klägerin wegen ihres Einbringens 
derfelben an feinen Grundftüden eine Hypothek von 
2000 Thlen. —⸗ —⸗ beftellte, zunaͤchſt eine Forbe- 
rung der Ehefrau an den Ehemann begründet, welche 
als ſolche dem ehemännlichen Niefbrauche ebenfalls 
unterlag und nad) $. 626. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs vor Erlöfhung des Nießbrauchs weder gefün- 
digt, noch eingeflagt werden fonnte. Indem aber 
diefe Forderung bei Veräußerung der Grundftüde des 
Ehemannes der Klägerin an den Bellagten dieſem 
in Anrechnung auf die Kaufgelder überwiefen wurbe, 
geftaltete fie fich zu einer Forderung ber Ehefrau an 
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einen Dritten, auf beren @inflagung mithin bie 
Vorfchrift in 8. 1677. Anwendung leidet. Klägerin 
war baher nicht berechtigt, in eigenem Namen klagend 
aufzutreten, jondern mußte die Klagerhebung ihrem 
Ehemanne überlaffen und ſich darauf bejchränfen, 
hierzu ihre Einwilligung zu ertheilen.“ 

Die im Vorſtehenden entwidelte Anficht wurbe 
jedoch von dem Königl. Oberappellationsgericht 
nicht getheilt, welches fich hierüber in den Entſchei— 
dungsgründen feines Erfenntniffes vom 4. Novems- 
ber 1869 folgender Maafen ausſprach: 

„Der gefegliche Nießbrauch des Ehemannes ift 
zwar, der Beitimmung in $. 660. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs gemäß, ſoweit nicht befondere Beftim- 
mungen barüber vorhanden find, nach den über bie 
Dienfibarfeit des Nießbrauchs geltenden Borfchriften 
zu beurtheilen. Wie jedoch ſchon die Beftimmungen 
in 8. 1686. verglichen mit $. 650. bezüglich der Er- 
löſchung beider Rechte auf den wichtigen Unterfchieb 
hinweifen, welcher zwiſchen der Dienftbarfeit des 
Nießbrauchs, als einem willfürlich und einfeitig aufs 
zugebenden Befugniffe, und dem gefeplichen ehemänn- 
lihen Nießbrauche, als einem mit beftimmten, ein» 
feitig unlösbaren Verpflichtungen gegen die Ehefrau 
verfnüpften Rechte, obwaltet, fo erjcheint auch, foviel 
den hier in Rebe ftehenden Nießbrauch an For— 
derungen anlangt, der wejentlich verjchiedene Eha- 
rafter beider Rechte in den von zweiter Inftanz BI. — 
hervorgehobenen Beftimmungen der 88. 1677. und 
625. ausgedrüdt. Während der Nießbraucher Fraft 
Dienftbarkeitsrechts, abgefehen von ven Fällen, in 
welchen die Verbindlichkeit zur Sicherheitsleiftung 
($. 617 flg. verbunden mit $. 629.) eine Modifica- 
tion herbeiführen fann, die den Gegenftand feines 
Rechts bildende Forderung, gleich als ob fie ihm 
abgetreten wäre, unabhängig von der Zuftimmung 
oder Goncurrenz des Nießbrauchspflichtigen einklagen 
darf, ift der Nießbraucher fraft ehemännlichen Rechts 
(mit der in $. 1677. a. E. erwähnten Ausnahme) 
hinfichtlich der Einflagung von der Einwilligung ber 
Ehefrau abhängig, dergeftalt, daß der Widerſpruch 
der Legteren, bafern er nicht im Wege der nad) 
8. 1657. eintretenden richterlichen Cognition befeitigt 
wird, die Klagerhebung Seiten des Ehemannes gänz- 
lich ausſchließt. Es handelt fich hierbei eben nicht 
blos um Ausübung des ehemännlichen Nießbrauchs, 
fondern zunächſt und hauptfählih um einen Act 
derjenigen Verwaltung, welche der Ehemann unter 
eigener Berantwortlichfeit ($. 1655.) zu führen hat, 
bei welcher aber auch der Ehefrau in Ahnlicher Weife, 
wie bei nicht vertretbaren Gegenftänden bes cheweib- 
lichen Vermögens (vergl. $. 1674. und 1675.) eine 
Stimme zufommt. Kann aber hiernach die Erhes 


bung und Einflagung einer eheweiblichen Forderung 
durh den Ehemann ber Sade nad nur als 
Ausdruck des übereinftimmenden Willens der 
Ehegatten betrachtet werben, — ein Ausbrud, der 
nach Befinden auch in der Klaganftellung Seiten 
des Ehemannes auf den Namen der Ehefrau 
erblidt werben dürfte, — fo ift nicht abzufehen, 
warum biefe Willendübereinftimmung wirkungslos 
fein foll, wenn fie auf Einflagung der Forderung 
dur die Ehefrau geht. Daß eine ſolche Verein- 
barung der Ehegatten, die ohne das Nießbrauchs⸗ 
recht des Ehemannes an dem eingeflagten Betrage 
zu berühren, in der That einen Act der ehemänn- 
lichen Verwaltung mit enthält, nicht eine unfittliche 
oder unerlaubte im Sinne von $. 793. $. 1647. 
und 1694. jei, ift für ſich Mar. Auch tritt ihr feine 
gefegliche Borfchrift verbietend entgegen; im Gegen- 
theile wird in der Bl. — angezogenen $. 1682. der 
Fall, daß die Ehefrau wegen ded Stammes des ehe⸗ 
weiblichen Vermögens einen Rechtöftreit mit einem 
Dritten führt, ohne Beichräntung auf die Recepti- 
tienqualität des flreitigen Stammes erwähnt. Gewiß 
fann ed auch nicht als Eingriff in das ehemännliche 
Verwaltungsrecht, wie Bl. — geichehen, betrachtet 
werben, wenn die Ehefrau mit Zuftimmung des Ver- 
waltungsberechtigten den Stamm einer ihr zugehöri- 
gen Forderung einflagt. Nur bezüglich der eiwa 
mitgeforberten Zinfen fann die Frage entftehen, ob 
die Ehefrau hierbei zugleich in Vertretung des Ehe- 
mannes ald Nießbrauchers handle und deshalb bie 
dem Letzteren entgegen ftehenden Einreden infoweit 
gegen fich gelten zu laffen habe.” 


Ueber bie Bedeutung ber Urthelöformen: „bie 

Klage hat nicht Statt”, oder „ſchlechterdings 

nicht Statt”, oder „in der angebrachten Maaße 
nicht Statt", 


Mitgetheilt von 
Herren 9. A. in — 


Unterm 30. Januar 1869 erhob die verehelichte ©. 
gegen ©. eine Klage, in welcher fie im Wejentlichen 
Folgendes anführte: 

„Am 27. oder 28. December 1867 habe Bellagter 
den Beifchlaf dergeftalt mit ihr vollzogen, daß fie 
davon fchwanger geworben und am 1. October 1868 
von einem Kinde männlichen Geſchlechts entbunden 
worben fei. 

Der Bellagte habe fih nad) jenem Beifchlafe nicht 
weiter um fie befümmert und fie habe, da fie fi 


ſchwanger gefühlt, dem Heirathsantrage ihres der⸗ 
maligen Ehemannes williges Gehör geichenkt, habe 
demfelben ohngefähr 11 Wochen nad) dem 27. oder 
28. December 1867 das erfte Mal den Beijchlaf ge- 
ftattet und fei fobann mit diefem ihrem Ehemanne 
am 2. Juni 1868 getraut worden. 

Hierbei allenthalben habe fie ihrem dermaligen 
Ehemanne verfchwiegen, daß fie fi) jemals mit ©. 
fleifchlich vermifcht habe und von demfelben ſchwan⸗ 
ger fei; fie habe dies auch verfchwiegen, als ihr 
Ehemann während der Dauer der Ehe von ihrem 
fhwangeren Zuftande Kenntniß erlangt habe, bis 
endlich derſelbe, als fie am 1. October 1868 von 
einem ausgetragenen lebenden Kinde entbunden wor— 
den fei, welches er nach der Zeit ihres erften beider⸗ 
feitigen gefchlechtlichen Beifammenfeins nicht als das 
feinige anerfennen wollen, in fie gebrungen ſei, ihm 
den Ramen ihres Schwängererd zu nennen, worauf 
fie ihm den wahren Sadjverhalt eingeftanden habe. 

Ihr Ehemann habe fi nunmehr geweigert, das 
gedachte Kind ald das feinige anzuerfennen und auf 
feinen Namen taufen zu laffen, hätte fi jedoch, daß 
legtered gefchehe, durch Bitten endlich beftimmen 
laſſen. 

Sei nun nach Vorſtehendem nicht ihr Ehemann, 
ſondern G. der Vater jenes Kindes, ſo ſei derſelbe 
auch rechtlich verbunden, die Geburts⸗ und Tauf- 
foften zu tragen, und ihr — der Klägerin — zur 
Ernährung und Erziehung des Kindes bis zu defien 
erfülltem 14ten Lebensjahre einen jährlichen Beitrag 
zu gewähren.” 

Mit Genehmigung ihres Ehemannes, welcher die 
Proceßvollmacht mit vollzogen hatte, erhob nun die 
verehel. ©. gegen ©. Klage auf Gewährung jener 
Geldbetraͤge. 

Nach abgeſetztem Verfahren erkannte das Proceß⸗ 
gericht in einem am 30. April 1869 befannt gemach⸗ 
ten Befcheide alfo: 

„Weil nach den eigenen Behauptungen der Klä- 
gerin und den Zugeftändniffen des Beklagten beim 
— Einlafjungspunfte feftfteht, daß der Beklagte mit 
der Klägerin am 27. oder 28. December 1867 und 
fodann etwa 11 Wochen fpäter der jegige Ehemann 
der Klägerin mit derfelben den Beifchlaf ausgeübt 
und vollzogen, Klägerin hierauf mit ihrem jepigen 
Ehemanne am 2. Juni 1868 ſich verheirathet, am 
1. October 1868 ein Kind männlichen Geſchlechts, 
welches bejage des unter A, in Urfchrift und beglau- 
bigter Abjchrift beiliegenden pfarramtlichen Zeugniffes 
in der an demfelben Tage ftattgehabten Taufe die 
Namen „Ernft Louis S.“ empfing, geboren hat, hier 
nad nun aber die Klage ſich ald durchaus unftatthaft 
darftellt, wenn man erwägt, 
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1. 

daß, was die Geburts» und Tauffoften und die für 
die Zufunft beanfpruchten Alimente anlangt, nad) 
$. 1860. 1859. 1772. 1774— 1777. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs nur der Ehemann der Klägerin als der 
Alimentationsverpflichtete zu erachten, hierüber und 
foweit die Auslegung des 8.1860. zweifelhaft erſchei⸗ 
nen fönnte, einfach auf die im 

Wochenblatt für merkw. Nechtöfälle, 1869. 
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zu lejende Motivirung zu verweilen ift, 

bie von der Klägerin Bl. — hervorgehobenen 
Ausführungen aber aller und jeder Beachtlichkeit ent⸗ 
bebren, da auf den Umftand, daß fidy Klägerin ſchon 
vor ihrer fleijchlichen Vermiſchung mit ihrem jegigen 
Ehemann jhwanger gefühlt, jelbft denjelben als er- 
wiejen vorausgefegt, bei der ftringenten Faſſung ber 
$$. 1859. und 1860., welche darauf, wer ald wirk— 
licher Vater, d. h. die Gefchwängerte durch feinen 
Beifchlaf befruchtend und die Geburt des Kindes ver: 
anlaffend, zu erachten fei, nicht eingehen und einen 
begüglichen Beweis gar nicht zulaffen, vielmehr eine 
praesumtio juris et de jure infofern involviren, als 
ber in beftimmten Zeiträumen mit ber Gejchwängerten 
den Beifchlaf Vollziehende ald Alimentationsverpflich- 
teter, bez. ald Vater zu erachten ift, etwas nicht an⸗ 
fommt; 

2. 
daß, felbft vorausgefegt, der Bellagte wäre zur Ali- 
mentation bed Kindes Ernſt Louis S. verbunden 
nach $. 1869. des bürgerlichen Gefegbuchs, da hier- 
nad) beim Mangel anderer Angaben, wenn die Ges 
[hwängerte verheirathet ift, eine Vermuthung dafür 
fpricht, daß deren Ehemann während der Ehe die 
Koften des Unterhalts des Kindes für die Vergan— 
genheit beftritten habe, aus den gebotenen Klagunter- 
lagen fi eine Berechtigung der Klägerin, für bie 
Vergangenheit Alimente zu beanfpruchen, nicht erfehen 
läßt; fo hat der Klägerin Suchen ſchlechterdings 
nidt Statt, ref. cop. lit." 

Auf die hiergegen von der Klägerin ergriffene 
Berufung erkannte das Königl. Appellations- 
gericht zu Zwidau unterm 19. Auguft 1869 alfo: 

„Weil Klägerin, foviel deren Befchwerden BI. — 
anbelangt, ſich zwar jelbft befchieden hat, daß bie 
erhobene Klage für [chlüffig begründet nicht zu erachten 
und darum angebracdhter Maaßen abzumweifen geweſen 
fei, dagegen aber derfelben allerdings darin beigeftimmt 
werden muß, daß die Klage als ſchlechterdings un« 
fatthaft nicht verworfen werden fönne, anerwogen 
ſchlechterdings nur diejenigen Klagen abzuweifen find, 
welche eine Forderung betreffen, die entweder ben 
Gefegen abjolut entgegenlaufend und darum unter 


allen Umftänden rechtlich unmöglich oder doch nach 
den in den Acten vorliegenden Thatfachen durch nichts, 
als in facto möglich unter den Parteien bezeichnet ift, 
ein folder Fall jedoch hier fich nicht angezeigt findet, 
immaaßen es recht wohl denkbar bleibt, und von der 
vorigen Inſtanz nach Bl. — felbft nicht im Zweifel 
gezogen worben zu fein fcheint, daß Klägerin ihren 
Anſpruch auf Erftattung der Geburtd- und Taufkoſten 
und Gewährung eines Unterhaltungsbeitrags für das 
von ihr am 1. October 1868 geborene Kind gegen 
den Bellagten jchlüffig zu begründen im Stande; 
fo ift ed bei dem Eingangs gedachten Befcheide info- 
weit, als in ſolchem der Klägerin Suchen fchledhter- 
dings abgewiefen worben, nicht zu laffen, fondern 
es hat der Klägerin Suchen BI. — flg. blos in der 
angebrachten Maafe nicht Statt. 

Im Uebrigen ift, da der Berufung der Klägerin 
Statt zu geben war, Bellagter nach Maafigabe der 
ganz ftricten, das richterliche Ermeſſen ausfchließenden 
Borfchrift in $. VII. der Verordnung vom 13. März 
1867 die Koften jegiger Inftanz allein zu tragen und 
die der Klägerin verurfachten derjelben zu erftatten 
ſchuldig.“ 

Auf die von dem Beklagten, welcher die Abwei— 
fung der Klage mittelft der Formel „ſchlechterdings“ 
und die Verurtheilung der Klägerin in die Rechts- 
mittelfoften beantragte, gegen das Urthel zweiter 
Inſtanz ergriffene Berufung wurde leßteres jedoch 
vom Königl. Oberappellationdgericht unterm 
16. November 1869 und zwar aus nachftehenden 
Gründen beftätigt: 

„Die UÜrtheldformel: „die Klage hat nicht ftatt 
oder fehlechterdings oder in der angebrachten Maaße 
nicht ftatt”, hat den Sinn, daß die Klage durch bie 
in ihe aufgeftellten thatfächlichen Behauptungen nicht 
gerechtfertigt werde und daß, wenn der Kläger eine 
anderweite Klage anftelle, den Fehlern, wegen deren 
die Abweifung ausgefprochen worden ift, abzuhelfen 
fei. Inſoweit befteht, von der nicht gebräuchlichen 
Formel „die lage hat nicht ftatt” abgefehen, zwis 
fchen der Abweifung „ſchlechterdings“ und „in ber 
angebrachten Maaße“ Fein Unterſchied. Dagegen 
wird gewöhnlich behauptet, in der Formel „fchlechter- 
dings” liege zugleich der Gedanke, es feien die Fehler 
der Klage fo weientlih, daß denſelben aud in einer 
anderweiten Klage nicht abgeholfen werben fünne, 
wogegen diefe Möglichkeit bei der Abweifung „in der 
angebrachten Maafe” zugegeben werde. Sofort auf 
den erften Anbli muß einleuchten, daß, wenn durch 
die Wahl der Abweifungsformel über Dasjenige, was 
möglich fei, entſchieden werben foll, eine Frage in 
den Gefichtöfreis gezogen wird, welde für die Bes 
uetheilung einer angeftellten Klage ganz fremd ift, 
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indem es fich doch nur darum handeln fann, ob bie 
Klage, wie fie gefaßt ift, ftatt hat, nicht aber darum, 
ob eine beffere Faſſung der Klage denkbar if. Ins— 
befondere würde, wenn man den Zwed der Entjchei- 
dung darin finden wollte, daß der Kläger darüber 
belehrt werben follte, wie er fein vermeintliches Recht 
geltend machen fönnte, der tichterlichen Thätigkeit 
jeder fefte Boden entzogen werden, indem die Ent- 
ſcheidung ſich nicht darauf zu befchränfen hätte, ob in 
dem concreten Falle ein Recht ald entftanden zu be- 
teachten fei, fondern in jedem Falle zugleich unter» 
ſucht werden müßte, ob, wenn ber concrete Fall fich 
anders geftaltet hätte, das von dem Kläger behauptete 
Recht hätte entitehen können. Wollte man nun felbft 
annehmen, es wären die Formen, in welchen ein 
Recht zur Entftehung gelangen könnte, überhaupt zu 
erihöpfen, fo wäre doch wenigftens nicht abzujehen, 
welcher Vortheil damit erreicht werden follte. Die 
Entfcheidung fann nur die Frage beantworten, ob 
das geflagte Recht durch die in der Klage angegebes 
nen Thatfachen begründet worden jei und wird biefe 
Trage verneint, fo liegt darin zugleich, daß das Recht 
durch die zu deſſen Begründung angeführten Thats 
fachen nicht begründet worden fein fönne. _ 

Richtiger dürfte ed daher fein, die Formel: „die 
Klage hat fchlechterdings nicht ftatt”, gänzlich zu ver⸗ 
meiden. Wenn aber deffenungeachtet in der Praris 
die Anficht, ed könne eine Klage auch mit dieſer 
Formel abgewiefen werden, Plag gefunden hat, fo 
muß diefelbe wenigftens auf die Fälle bejchränft wer- 
den, in welchen ganz unzweifelhaft vorliegt, es fei 
die Begründung der Klage ganz unmöglich. In dem 
concreten Falle wird fich freilich immer noch darüber 
ftreiten laffen, ob die Formel angemeffen fei. Im 
Wefentlichen wird eine Unmöglichkeit der Klage nur 
dann anzunehmen fein, wenn ein Rechtöverhältniß, 
wie ed in der Klage behauptet worden ift, gar nicht 
gedacht werden fann, 3. B. wenn die Sache, welche 
vindieirt wird, gar nicht eriftirt, nicht eriftiren kann, 
nicht im Berfehre fteht, oder wenn die Forderung, 
auf deren Erfüllung geklagt wird, den Gejegen ober 
guten Sitten widerfpricht. 

Soviel den vorliegenden Fall anlangt, fo liegt 
auf der Hand, daß ein Anſpruch, wie der Bl. — flg. 
geltend gemachte, nicht für undenfbar zu achten fei, 
indem, wenn bie Klage auf Alimentation des Kindes 
der Klägerin nicht auf das Gefep bafirt werden kann, 
doch immerhin nicht ausgeſchloſſen ift, daß dieſelbe 
auf andere Weife, z. B. durch Beziehung auf Vertrag 
begründet werben fönnte. 

Allerdings dürfte kaum anzunehmen fein, daß die 
erfte Inſtanz, indem fie das Suchen der Klägerin 
ſchlechterdings abwies, habe ausfprechen wollen, 
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es fei ein Anfpruch, wie ber geflagte, rechtlich un— 
ftatthaft. Indeſſen ließ die Formel doch diefe Ers 
flärung zu, und wenn bie Klägerin aus dieſem Grunde 
wider bie erfte Entſcheidung appellirte, fo konnte bie 
zweite Inftanz nur entweder der Formel „fchlechter- 
dings” die Formel „in der angebrachten Maafe” 
fubftitwiren, oder eine Declaratoria dahin geben, daß 
die Abweifung „fchlechterdings” hier nur auf bie 
geringe Wahrfcheinlichkeit zu beziehen fei, es werbe 
die Klägerin ihre Alage factifch zu begründen ver 
mögen. Wählte fie das Erſtere, fo fonnte Dies 
wenigftens feine Befchwerbe für den Belflagten ent 
halten. 

Grgiebt ſich hieraus, daß die Appellation des 
Beflagten, foweit fie darauf gerichtet ift, ed möchte 
die Abweifungsformel der erften Inftanz wieder her- 
geftellt werden, einer rechtlichen Beachtung nicht werth 
ift, fo ſieht ſich das Königliche Oberappellationdgericht, 
der kategoriſchen Borfchrift der Procefnovelle vom 
13. März 1867. Nr. VII. gegenüber, außer Stande, 
an dem zweiten Urthel in Beziehung auf den Koften- 
punft Etwas zu ändern. Dem Bellagten wäre, hätte 
er fih der Gefahr, die Koften der zweiten Inftanz 
zu bezahlen, entziehen wollen, unbenommen geweſen, 
fi damit einverftanden zu erflären, daß die Abwei- 
fungsformel der erften Inftanz von dieſer per cor- 
rectoriam berichtigt werben möchte. 

Soviel die Entfheidung über die Koften der ge 
genwärtigen Inftanz anlangt, fo fchlägt die Beftim- 
mung der Procefnovelle vom 13. März 1867. Rr. VIL. 
ebenfalls ein; es ift jedoch die Appellation des Be— 
Hlagten in ber That ein Ergebniß muthwilliger Streit- 
ſucht, da doch foviel Far vorliegt, daß der Beflagte 
fein Interefje daran haben kann, ob das Suchen der 
Klägerin „ſchlechterdings“ oder „in der angebrachten 
Maaße“, oder, wie ed wohl auch mitunter gefchieht, 
„ſchlechterdings in der angebrachten Maafe” abge: 
wiejen wird.” 


Miscellen. 


Anzeige men ergangener Gefege und Ver— 
orduungen. Dad 10. Stück des Geſetz⸗ und Ver— 
orbnungsblattes für dad Königreich Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 62. Decret wegen Beftätigung der Statuten des 
Rettungshaufes bei Rebesgrün- Auerbach, vom 23. Mai 


Nedacteur: Mppellationsrath Werner. 


1870. No. 63. Deeret wegen Gonceffionirung ber 
Thüringifchen Eifenbahngefelichaft zum Baue und Bes 
triebe einer Eiſenbahn von Leipzig nach Zeig innerhalb 
des Königlich Sähflfchen Staatsgebiets, vom 27. April 
1870. No. 64. Berorbnung, die Abtretung von 
Grundeigenthum zum Baue der LeipzigeBeiger Eiſenbahn 
innerhalb des Königlih Sächſfiſchen Landesgebiets be— 
treffend, vom 27. April 1870. No. 65. Berorbnung, 
die von ben Privat- Feuerverfiherungsgefelfchaften an 
die Ortöfeuerlöfcheaffen zu leiftenden Beiträge betreffend, 
vom 14. Mai 1870. No. 66. Bekanntmachung, eine 
Abänderung ded Planed für die Anleihe der Leipzig« 
Dresdner Eifenbahn-Gompagnie vom Jahre 1866 be— 
treffend, vom 21. Mai 1870. No. 67. Verordnung, 
die Abänderung einer Beftimmung in der Verorbnung 
zum Geſetze über das Elementar-Volksſchulweſen vom 
9. Juni 1835 betreffend, vom 23. Mai 1870. No.68. 
Verorbnung, die GErlaffung eines Regulativs für bie 
Gymnaſien betreffend, vom 1. Juni 1870, No. 69. 
Verordnung, die Prüfungen im Hufbeſchlage betreffend, 
vom 19. Mai 1870. No. 70. PVerorbnung, bie erecus 
tivifche Beitreibung von Gemeindeabgaben u. ſ. w. bes 
treffend, vom 16. April 1870. — Legte Abfendung: am 
21. Juni 1870. 


Eruennungen, Auſtellungen ꝛc. Seine Mas 
jeftät der König haben den Geheimen Juſtizrath 
beim Juftizminifterium Heinrich Berhmann Klemm 
zum Präſidenten des Appellationsgerichts zu Zwickau, 
den zeitherigen zweiten Bicepräflventen des Oberappella- 
tiondgerichts Dr. Eduard Siebenhaar zum erften und 
den Oberappellationdrath Guſtav Friedrich Theodor von 
König, unter Beibehaltung des Charakters eines Ge— 
beimen Rathes, zum zweiten Vicepräfldenten des gedach⸗ 
ten Gerichtöhofes, und den zeitherigen Stellvertreter des 
Generalftaatdanwalts, Juſtizrath Hermann Guftav Held 
zum Geheimen Juftigrath beim Juftizminifterium zu er- 
nennen, ben Appellationsrath des Appellationsgerichts 
zu Zwickau Rudolph Braun und den Director des 
Bezirksgerichts Chemnig, Appellationsratf Hermann 
Theobald Edelmann unter Ernennung zu Oberappella- 
tionsräthen beim Oberappellationsgerichte anzuftellen, 
und den Gerichtörath des Bezirksgerichts Leipzig, Dr. 
Chriſtian Emil Adolph Schilling und dem zeitherigen 
Hülfsarbeiter beim Appellationdgericht zu Zwidau, Ges 
richtörath Albert Friedrich Wengler zu Appellations- 
räthen, Griteren beim Appellationsgericht zu Leipzig, 
Letzteren beim Appellationdgericht zu Zwidau zu ernen« 
nen allergnädigft geruht. 
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Zur Lehre vom Erpropriationgredht, indbefon- 
dere zur Auslegung des Sachſen-Altenburgiſchen 
Mandates, die Abtretung des zur Erbauung der 
Eifenbahn Gößnitz-Gera erforderlichen Grund: 
eigenthums betreffend, vom 13. Juli 1863. — 
Grenzen ber Juſtiz⸗ und Berwaltungscompetenzen 
bei diesfalld geltend zu machenden Schäden: 
anfprüchen.*) 
Mitgetheilt von 
Herrn A.⸗Rath Dr. Hafe in Altenburg. 


Der Gutöbefiger H. in K. brachte in einer am 
12. März 1868 bei dem Hergogl. Gerichtsamt zu R. 


*) Das beireffende Mandat fagt in feiner Ginleitung: 
„Bu Beförderung der bevorftehenden Anfegung einer von Gera 
ab über Ronneburg und Schmölln nad der Königl. Sädf. 
Weſtlichen Staatseifenbahn zu führenden Eifenbahn haben 
Wir — bie Entſchließung gefaßt, auf biefe Unternehmung ben 
Vorſchriften des $. 54. bes Grundgeſetzes Anwendung zu geben, 
und beftimmen demnach wegen Abtretung des zur Erbauung 
der genannten Gifenbahn erforderlichen Grundelgenthums hier⸗ 
dur Folgendes: „$.1. Leder, deſſen Grundeigenthum, es 
beftehe in Grund und Boden ober in Gebäuden, von ber Rich: 
tung ber nurgebadhten Gifenbahn betroffen wirb, ift bavon, 
foviel zum Behuf der Eifenbahn, als fowohl für ihre erfte 
Herftellung, wie gu ihrer fpätern Unterhaltung und zu der burch 
bie Zweckmaͤßigkeit und Sicherheit des Betriebs gebotenen 
Erweiterung erfordert wird, an die Bifenbahngejellfhaft gegen 
vollfändige Entfhädigung abzutreten verpflihtet.” — 8. 2. 
und 5. f. unten. — „$.6. Wenn fid ber Gigenthümer, bezle⸗ 
hentlich fonftige Berechtigte, oder bie Gifenbahngefellihaft bei 
der von dem Gerichtsamt zu ermittelnden Entfhädigungsfumme 
nicht beruhigt, fo tritt bas in den $$. 15. und 16, des Wegebau⸗ 
gefeßes vorgezeichnete Tarationsverfahren ein. Das Gerichts: 


überreichten, gegen dad Directorium der Eifenbahn- 
geſellſchaft Gößnig-Gera gerichteten Klage im Wefent- 
lichen Folgendes vor: 

Er fei der Befiger eines in G.'er Flur belegenen, 
unter Nr. 84. der dafigen Ueberfichtsfarte verzeichne- 
ten Wiefengrundftüds. Bezüglich dieſes Wiefen- 
grundftüds fei nun der frühere Lauf des auf mehreren 
benachbarten Grundftüden fi anfammelnden Regen- 
waſſers durch die die fraglichen Grundſtuͤcke durch⸗ 
fchneidende Linie der Eiſenbahn Göfnig-Gera und 
zwar zum wefentlichen Nachtheile feines obgedachten 
Wiefengrundftüds verändert worden. Während naͤm⸗ 
li das Regenwafler vor Anlegung der Eifenbahn 
in der Richtung von Süd nad Nord frei und breit 
feinen Weg über die Felder fort genommen habe, bis 
es ſich, der natürlichen Lage der Flur zufolge, in das 
tiefer gelegene G.'ſche Thal, reſp. den dieſes Thal 
durchfließenden Bach ergoffen habe, ſei diefer Lauf 
jest durch den Gifenbahndamm durchbrochen und 
werde das MWafler gegenwärtig, nachdem es zunächft 
in einem längs ber füblichen Eifenbahnböjchung ans 
gelegten Graben gefammelt worben, immittelft zweier 
unter der Eijenbahn her von Süd nad Nord gehen» 
den, von der Eiſenbahngeſellſchaft angelegten Schleu- 
fen, refp. durch eine von derfelben weiter noch ans 
gelegte Mulde in Maſſe auf Klägers Wiefe Nr. 84. 
geleitet und damit der gedachten Wiefe einestheils 
Waſſer zugeführt, welches feinem natürlichen Laufe 
und der Lage der Flur zufolge gar nicht auf dieſe 
Wiefe hätte gelangen können, anderntheils dem Laufe 


amt bat bas Faratlonsverfahren — zu leiten und nach beenbig« 
ter Sadinftruction erftinftanzlihen Beſcheid zu ertheilen. 
Gegen biejen findet Appellation an die Landesregierung 
und gegen den Ausiprud ber Lepteren Recurs an Uns 
Statt.” 
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besjenigen Regenwaſſers, das feinem natürlichen 
Laufe zufolge allerdings auf die qu. Wiefe fließen 
müfle und fchon früher gefloffen fei, infofern eine 
Veränderung gegeben, ald das Waſſer durch die an- 
gelegten Schleußen und Mulden nunmehr in größerer 
Menge und in einem Hleineren Raume concentrirt, 
daher aber auch mit ftärferer Strömung und Schnel- 
ligfeit auf die Wiefe zufomme. 

Indem die Klage hierauf weiter fchilverte, daß 
Beides für die Mlägerifche Wiefe mit nachtheiligen 
Folgen verbunden fei, und ferner hervorhob, daß ver 
Eifenbahngefellichaft feineswegs das Necht zuſtehe, 
das Waſſer in der angegebenen Weife auf das fläge- 
riſche Grundftüd zu leiten, diefelbe vielmehr fich diefe 
Berechtigung ganz widerrechtlicher Weife angemaßt 
habe, auch die Seitens des Klägers wiederholt das 
gegen erhobenen Vorftellungen, daß die erforderlichen 
Vorkehrungen zur Abwendung von weiterem Schaden 
getroffen werden möchten, unbeachtet geblieben feien, 
verlangte der Kläger fchließlich eine Berurtheilung 
des Directoriums der beflagten Eifenbahngefellichaft 
dahin, 

daß das libellirte Grundftüd von der angemaß- 

-ten Servitut frei fei, daß der Gefellichaft daher 

das Recht nicht zuftehe, vermittelft der von ihr 

angelegten Gräben und Schleußen das auf den 
Feldern fih anfammelnde Regen- und Feld— 
wafler der Flägerifchen Wiefe Nr. 84. zuquleiten, 
diefelbe vielmehr verbunden fei, den früheren 
Zuftand wieder herzuftellen, wegen künftiger 

Unterlaffung der Störung Caution zu beftellen, 

den zur Geltendmachung mittelft befon- 

derer Klage, Klägerm vorzubehaltenden 
Schaden Klägerm zu erfegen und die Koften 
des Mrocefled zu tragen. 

Der erftinftanzliche Beſcheid des Herzogl. Gerichts⸗ 
amts R. vom 20. November 1868 erachtete die Klage 
für ftatthaft und daher das verflagte Eifenbahndirec- 
torium Einwendens ungeachtet zur inlaffung auf 
diefelbe für unbedingt verbunden. Das Directorium 
wurde weiterhin, ald der Klage, welche dabei als 
eine gewöhnliche actio negatoria aufgefaßt worden 
war, in allen wefentlihen Punkten für geftändig 
angefehen und deshalb zwar mit einigen erläuternden 
Beihränfungen, im Ganzen aber doch völlig dem 
Klagperitum gemäß verurtheilt. Insbefondere wurde 
durh Punkt V. des Beſcheides dem beklagten Theile 
auch die Verbindlichkeit auferlegt, 

„zur MWiederherftellung des früheren Ablaufes 
des fraglichen Regen und Feldwaſſers nach des 

Klägers Wiefengrundftüd fo, wie diefer Ablauf 

vor Anlegung der neuen Schleußen und Gräben 

ftattgefunden und wie ihm der Kläger in ber 


Klage angegeben, alles dasjenige an ben qu. 
Schleußen, Gräben und Mulden ausführen zu 
laffen, was nad) dem darüber gerichtöfeitig zu 
erfordernden und zu erhebenden Gutachten land⸗ 
wirthichaftlicher Sachverftändiger als nöthig zur 
Grreihung des Zwedes bezeichnet werde, auch 
wegen Unterlafjung fünftiger Störungen Caution 
durch mwörtliches Angelöbniß zu beftellen und 
dem Kläger die feiner Wiefe Nr. 84. durch des 
beflagten Theiles bisherige Störungen verurſach⸗ 
ten erweislihen Schäden zu erfegen”, 

fo jedoch, daß diefe Schäden nad Punft VL des 

Befcheides durch Erhebung bejonderer Klage geltend 

zu machen fein follten. 

Aus den Kationen ded Befcheides ging dabei 
insbefondere hervor, daß Seitens des H. Gerichte: 
amts durch die vorgedachte Faffung der condemna- 
toria ber vom Bellagten mit Hinblid auf das Er- 
propriationsmandat vom 13. Juli 1863 erhobene 
Einwand, als ob fi der Klaganfpruch wegen bes 
der Eifenbahngejellihaft gejeglih eingeräumten Er- 
propriationsrechted und Bauprivilegiums gar nicht 
zur Geltendmadhung im Givilprocefwege und zur 
Behandlung nad) den Orundfägen einer actio nega- 
toria eigne, joweit diefer Einwand überhaupt zuzus 
laflen wäre, als befeitigt erachtet wurde. Es handle 
ſich — hieß es hierüber in den Entjcheidungsgrüns 
den — blos um eine Wiederherftellung des früheren 
Zuftandes bezüglich des Wafferlaufes auf Klägers 
Wiefe nah Menge, Strömung und Schnelligfeit, 
nicht aber auf der Oberfläche der betreffenden 
Grundſtücke. Die fpecielle Angabe der Vorrichtungen, 
durch welche eine ſolche Wiederherftellung auch ohne 
Entfernung des Gijenbahndammes erreicht werden 
fonne, habe dem Kläger nicht obgelegen, fondern 
werde erft fpäter, und zwar, in Mangel betreffender 
Barteivereinbarung, von Sachverftändigen und even- 
tuell unter richterlicher Entfcheidung zu erwarten fein. 
Außerdem gedenfe das citirte Mandat der Servitu— 
ten, um deren eine es ſich doch hier handle, als 
Gegenjtände der Erpropriation nicht, fondern begeichne 
als Gegenftände berfelben nur „Orunbeigenthum, es 
beftehe in Grund und Boden oder Gebäuden”. 
Sollte aber das Erpropriationsrecht auch auf Sers 
vituten, Acquifitionen auszudehnen fein, fo habe die 
Eijenbahn doch nah dem Mandate vom 13. Juli 
1863 für alle Erwerbungen vollftändige, einen wirf- 
lihen Schaden nicht weiter übrig laffende Entfchädi- 
gungen zu gewähren. Auch hätten Eifenbahngefell- 
ſchaften, deren Privilegien der ftrengften Auslegung 
unterworfen jeien, in allen ihren Rechtsbeziehungen 
zu dritten Perfonen ein erceptionelles Verfahren nirs 
gends zu beanfpruchen, und befonders könnten alle 


Ueberfchreitungen des Bereichs ihrer Eonceffionen 
unter Anderm auch durch die Negatorienflage befämpft 
werben. 
Heffe, die Rechtsverhältniffe zwifchen Grund» 
ftüdsnahbarn, Band I. S. 322., Band I. 
©. 136. 
Häberlin, im Archiv für civil. Praris, Band 
XXI. ©. 181. 
Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Berwalt., Band IL 
©. 183. 


Durch diefen Befcheid erachtete fi) das Directo- 
rium der Eiſenbahngeſellſchaft Gößnig-Gera feinem 
ganzen Inhalte nach für befchwert und wendete da— 
wider Appellation an das Herzogl. Appellations- 
gericht zu Altenburg ein. Zur Ausführung ber- 
felben aber wurde, wie ſchon in den Schriften der 
eriten Inftanz, fo jegt wiederholt vornehmlich geltend 
gemacht, daß die erhobene Klage überhaupt nicht im 
Wege des Civilproceſſes zuläffig fei. Hierfür wurde 
beſonders Folgendes vorgebradht: 

Der Grundirrthum des erftinftanzlichen Beſchei— 
des liege in ber irrigen Anficht über den Umfang des 
Erpropriationsrechtes und die Wirkungen einer 
vollendeten Erpropriation. Wäre die Anficht richtig, 
daß Enteignungen einzelner Eigenthumsrechte (3. B. 
Servituten) von der Erpropriation ausgeſchloſſen 
feien, fo würbe der Bau einer Eiſenbahn unmöglic) 
fein, da in Hunderten von Fällen ſich dabei Beſchraͤn⸗ 
fungen ſolcher Art nöthig machten. Das Mandat 
vom 13. Juli 1863 habe ber verflagten Eifenbahn- 
geſellſchaft die Berechtigung zur Erpropriation in Ge— 
mäßheit von $. 84. des Grundgefeges vom 29. April 
1831 gegeben. Diefer Paragraph fpreche aber von 
der Aufgabe von Privateigenthum für die dort bes 
zeichneten Zwede im Allgemeinen. Eine etwaige 
Lüde in der Inftruction vom 13. Juli 1863 fönne 
alſo hiernach, felbft wenn fie vorhanden wäre, daran 
Nichts ändern. 

Das Erpropriationsrecht fei ferner der Gefellichaft 
mit Beziehung auf ein nad) Umfang, Richtung und 
Anlage bereitd geprüftes und feftgeftellted Bauwerk 
verliehen und damit die Frage wegen der Nothwen- 
digfeit der Abtretung der betroffenen Grundftüde im 
Voraus im Verwaltungswege entfchieden worden. 
Die Erpropriationsbehörde habe nach diefem Plane 
zu erpropriicen gehabt; Abweichungen von demjelben 
unterfielen der Zuftimmung des nämlichen ftaatlichen 
Organs, welches die Erpropriation ausgefprochen 
habe. Daraus folge aber, daß die Erpropriation 
aller der Ausführung des Unternehmens nad) dem 
genehmigten Bauplane entgegenftehenden Eigenthumss 
rechte gegen Entſchaͤdigung zu gefchehen habe, weiters 
bin aber, daß auch eine Abänderung dieſes Baus 
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planed im civilprocefiualifchen Wege nicht mög- 
lich fei. Wenn der Befcheid dennoch die Frage über 
Abänderung ded Bauplanes durch civilproceffualifche 
Sacverftändige entfcheiden laffen wolle, fo betrete er 
daher damit ein Gebiet, von welchem ihn die Geſetz⸗ 
gebung geradezu ausgejchloffen habe. Der Beicheid 
ignorire ferner den ſchon im Weſen der Erpropriation 
liegenden Sag, daß dem Nechte der Erproprianten 
nicht Eigenthumsrechte und die zum Schuge diefer 
dienenden Rechtsmittel, fondern nur Nechte auf Ent» 
ihädigung gegenüber ftänden, für welche das Eigen- 
thum und jeine Ausflüffe lediglich ven Titel hergäben. 
Diefe Entfchädigungsfrage gehöre aber landesgeſetzlich 
nicht dem Givilprocefie, fondern nur der Verwaltung 
an, und ſei auch ſchon die Art der Normirung der 
Entfhädigung abweichend von den civilproceffualis 
hen Grundfägen normirt. Nur für Entſchädigungs— 
anfprüche, weldhe aus dem Betriebe der Bahn 
entftünden, ceffire das Privilegium der Erpropriation. 
Aus gleichen Gründen, namentlich weil eben die 
Ermittelung und Feftftellung der Entfhädigung nad 
befondern Regeln zu gefchehen habe, feien auch ſolche 
Anfprüce, die etwa erft nach geſchloſſenem Erpro- 
priationsverfahren hervorträten, nicht im Eivilproceffe, 
fondern nur im Wege der Verwaltung zu ordnen, 
Von diefem Gefichtspunfte aus fei namentlich ber 
Unterftellung des Klaganfpruchs unter die Regeln 
einer gewöhnlichen eivilrechtlichen actio negatoria, 
fowie der Zuläffigfeit der Auferlegung einer cautio 
de non amplius turbando zu widerfprehen. Die 
legtere mußte dann von der Eifenbahn allen Anliegern 
beftellt werben; für die erftere fei zu berüdfichtigen, 
daß nicht jede Veränderung, welche ein Grundeigen- 
thümer nach privatrechtlichen Grundbfägen etwa zu 
verhindern im Stande wäre, im Erpropriationdver- 
fahren von dem betreffenden Grundeigenthümer gehin⸗ 
dert werben fünne, und daß die Abficht der Anmaßung 
einer Servitut nicht zu fupponiren fei, weil ber 
Erpropriant immer zugleich die Bereitwilligfeit zur 
Entfhädigung ausfpreche, bezüglich der letzteren aber 
dann auch an den Ausfpruch der Erpropriationd- 
behörbe gebunden fei. 

Auf der andern Seite bezeichnete es dagegen 
Appellat gerade ald einen Irrthum des Appellanten, 
davon zu reden, daß es fich jept noch um eine Erpros 
priation handle. Die Erpropriation ſei hier eben 
unterlaffen und rein vergeffen worden. In ſolchem 
Falle ftehe nun aber dem Eigenthümer des betreffen» 
den Grunpftüds eine Klage auf Anerkennung feines 
dinglichen Rechtes, daher Befreiung von der ange- 
maßten Servitut und Wiederherftellung des früheren 
Zuftandes zweifellos zu. Eine etwaige Nothwendigs 
feit der Abänderung des Bauplanes und ein Conflict 
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mit der Staatögewalt ſtehe dem nicht entgegen, ba 
das Eigenthum und fonftige Rechte und Gerechtſame 
für Zwede des Staates oder anderer Perfonen, welche 
Rechte deſſelben ausübten, nur in den gefeglichen 
Fällen und Formen gegen volle Entjchädigung in 
Anfpruch genommen werden bürften. 


Das Appellationsgericht zu Altenburg gab 
in feinem hierauf ertheilten Etkenntniß vom 17. März 
1869 jedoch dem Appellanten Recht und erfannte 
dahin, 
„daß die erhobene Klage ald für die Geltend- 
machung im Civilproceßwege ungeeignet hierorts 
abzumeifen, auch der Kläger fchuldig fei, die 
ges und außergerichtlichen Koften allein zu tra— 
gen, reſp. zu erftatten‘. 

Ald Gründe wurden dafür benugt: 

„Zur Beantwortung der präjubiciellen Frage, ob 
ber Klaganfpruch ſich zur Verfolgung im Civilproceß⸗ 
wege eignet, hat jedenfalls das unter dem 13. Juli 
1863 erlaffene Mandat, die Abtretung des zur Er: 
bauung der Eifenbahn Gößnig- Gera erforderlichen 
Orundeigenthums betreffend, die hauptfächlich maaß— 
gebende Norm bdarzubieten. Daffelbe erfcheint als 
die lex specialis, welche vornehmlich beftimmt gewes 
fen ift, die von der gedachten Bauanlage betroffenen 
Rechtöverhältnifie am Grund und Boden zu regeln. 
Das nurerwähnte, in den begüglichen Beftimmungen 
übrigens ganz dem früher bei Erbauung der Saͤchſiſch⸗ 
Bayerifhen Bahn erlaffenen nachgebildete Mandat 
befagt nun aber in $. 4., welcher die Erhaltung und 
Sicherſtellung der Communication der angrenzenden 
Grundftüde betrifft, ganz allgemein: 

Auf Koften der Eifenbahngefellichaft find die für 
ungeftörte Communication von bieffeit und jens 
feit der Bahn nöthigen Brüden, Durchgänge, 
Wafferabzüge, Uebergänge, Wege und Trei- 
ben nicht allein herzuftellen, fondern auch, fofern 
fie fich im Bereich der Eijenbahn befinden, oder 
wenn und foweit den Betheiligten daraus eine 
neue oder erhöhte Beläftigung errwächft, zu unter- 
halten. Gleiche Verbindlichkeit liegt der Eiſen— 
bahngefelihaft auch rüdfichtlih aller und 
jeder Beranftaltungen, welche in Folge ber 
Eifenbahnanlegung für die Privat: und öffent» 
liche Sicherheit nöthig find, ob; 
und in $. 5. wird ſodann weiter feftgefegt: 

Die Beftimmung der — abzutretenden Grund» 
ftüde oder Parcellen der letzteren, deren Abjchä- 
gung, die Anordnung der nach $. 4. nöthigen 
Borfehrungen und die Yusmittelung der deshalb 
zu leitenden Entjhädigungen erfolgt im 
VBerwaltungswege ıc. x. 


Diefe Beftimmungen find nun fo umfaflend, daß fie 
objectiv jede mit der genehmigten Gijenbahnanlage 
in Verbindung ftehende Anlage, mag dieſelbe aud 
feineswegs unmittelbar den Eifenbahndamm, Bahn- 
böfe und bergl. betreffen, in ſich begreifen. Daß 
namentlih Wafferabzüge ebenfalls darunter zu 
ftellen find, fagt der $. 4. ausbrüdlih. Weiterhin 
ift dabei auch Fein Unterſchied in der Richtung ges 
macht, ob dergleichen Anlagen gleich bei Entwerfung 
des Bauplanes fi als nothwendig herausgeftellt 
haben, oder ob vielleicht erft fpäterhin ihre Nothwen- 
digfeit zu Tage getreten if. Das Mandat nennt 
feinen Zeitpunft, bis zu welchem das Erpropriationss 
verfahren etwa abgefchloffen fein müßte; im Gegen⸗ 
theil weift ver Inhalt des $.1., welcher die Verbind⸗ 
lichfeit zur Abtretung von Grundeigenthum nicht blos 
auf die erfte Herftellung der Bahn einfchränft, fon» 
dern diefelbe ausprüdlich auch auf fpätere für zwed⸗ 
mäßig erachtete Erweiterungen anerkennt, darauf bin, 
daß die Beftimmung eines ſolchen Endpunktes nicht 
beabfichtigt geweſen ift. 

BDerüdfichtigt man aber dies Alles, fo ift daraus 
unmittelbar auch bie weitere Folge zu ziehen, daß 
dem mit dem Grpropriationsrecht verfehenen Bahn 
unternehmen gegenüber feine Klagen zugelaffen wer- 
den fünnen, welche darauf hinausgehen, eine Bejei- 
tigung angeblicher, durch die widerſpruchslos errichtete 
Bahnanlage entftandener Berlegungen mittelft Aendes 
rung dieſer Bahnanlagen herbeizuführen, daß viel 
mehr diesfalld nur eine Vorftellung an die Verwal 
tungsbehörde geftattet ift, um eine etwaige Abänderung 
der Bahnanlage oder die Vornahme einer den Scha- 
den befeitigenden Borfehrung zu erlangen, endlich daß 
eventuell felbft die Feſtſtellung biesfallfiger Schädens- 
anjprüche lediglich der Competenz der Verwaltungs⸗ 
behörden und nicht der der Eivilgerichte unterliegt. 

Daß dies wirflicdy auch der den fächfifchen Erpro- 
priationdgefepen im Allgemeinen zu Grunde liegende 
Gedanfe ift, wird in fehr ausführlicher Weife für 
einen ganz dem vorliegenden Rechtsſtreite Ähnlichen 
Fall durch ein Erkenntniß des Spruchcollegiums zu 
Heidelberg 

vergl. Wochenblatt für merfw. Rechtsfälle, Jahrg- 

1859. ©. 9 flg. insbef. 11. und 12. 

begründet. Hat dabei auch nicht ein hierländifches, 
fondern ein Sachen» Weimarifches Erpropriations- 
gefep zur Grundlage der Entfcheidung gedient, fo 
fehren die dem legtern Gefege zu Grunde gelegten 
Rüdfichten doch bei dem hier in Frage ftehenven 
Sacjfen  Altenburgifchen Specialgefege offenbar wie⸗ 
der. Sie beruhen, wie dies Appellant Bl. — voll- 
fommen treffend ausgeführt hat, hauptfächlich darin, 
daß das Zuftandefommen eines fo großen und jo 
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viele Grundftüde dvurchfchneidenden Bauunternehmens 
auf das Aeußerfte erfchwert werden würde, wenn 
man auf daffelbe die civilvechtlichen Normen über die 
Rechte der Grundftüdsbefiger anwenden wollte, daß 
es für die Ausgleichung der berechtigten Anfprüche 
biefer Orundftüdsbefiger vollfommen ausreicht, wenn 
denfelben eine völlige Schabloshaltung durch Gewähr 
eines entfprechenden Geldaͤquivalents zugefichert wird, 
daß die Ermittelung diefer Entfhädigung bei den 
fchwerfälligen Formen des civilprocefjualifchen Ver- 
fahrend und den mandherlei Berwaltungsrüdfichten, 
welche hierbei mit eingreifen, weit paflender auf dem 
Berwaltungswege erfolgt, ald im Wege eines ftrengen 
Rechtöverfahrens. Haben diefe in der Natur der 
Sache wohlbegründeten Rüdfichten einmal ihren Aus- 
drud in einem entiprechenden Specialgefeg gefunden, 
fo fann auf fo allgemeine Grundfäge, wie fie der 
vorige Befcheid heranzieht, Fein Gewicht mehr gelegt 
werben. Diefelben find durch das Specialgefep eben 
mobdificirt worden und biefen Mopificationen muß 
zunächft nachgegangen werben. 

In Anwendung auf den vorliegenden Fall fann 
hiernach die vom Kläger angeftrengte Klage feines- 
falls als für eine civilproceffualifhe Behandlung fich 
eignend erachtet werden. Die damit verbundenen 
Anträge, daß der Eifenbahngefellihaft das Recht 
aberfannt werben möge, durch die von ihr „in Folge 
der Bahnanlage” angelegten Gräben und Schleußen 
dem Grundftüde des Klägers Wafler zuzuführen, daß 
die Eiienbahngefellihaft vielmehr für verbunden er- 
Härt werden foll, den früheren Zuftand wieder her— 
zuftellen und wegen fünftiger Unterlaffung der Störung 
Gaution zu beftellen, ftehen mindeſtens auf fo lange 
und infoweit mit den Grundfägen des Mandate vom 
13. Juli 1863 im Widerſpruch, ald vom Kläger nicht 
hat behauptet werden fünnen, daß die Anlage jener 
Gräben und Schleußen ohne Genehmigung der Staats» 
regierung und wider den feftgefegten Bauplan erfolgt 
fei. Nur eine Behauptung der lepteren Art fönnte 
die angebliche Verlegung des Klägers außerhalb des 
Mandats vom 13. Juli 1863 ftellen und damit auf 
den gewöhnlichen Eivilprocefweg verweilen. Da aber 
der Kläger eine ſolche Behauptung nicht aufgeftellt 
hat, vielmehr im Gegentheil die angeblich widerrecht⸗ 
liche Wafferzuleitung gerade als Folge der Bahn— 
anlage hinftellt, fo ift derſelbe einfach als lediglich 
entjhäpigungsberechtigt und beziehentlich als befugt, 
Vornahme der in $. 4. und 5. des Mandate gedach- 
ten Vorkehrungen zu verlangen, auf die Einholung 
abminiftrativer Entſcheidung, eventuell dafern ihm 
diefe ungünftig fein follte, in Gemäßheit des $. 6. 
des cit. Mandats auf die ihm weiter zuftehende Be— 
fugniß, an die vorgefegte Verwaltungsbehörbe zu 


reeurriren, zu verweilen. Daß die lage dagegen 
als civilrechtlihe actio negatoria nicht aufrecht zu 
erhalten fei, hat auch felbft der Befcheid des H. Ger 
richtsamts, ungeachtet feiner fonft in diefer Richtung 
ſich bewegenden Deductionen, im Schlußrefultate 
nicht ganz verleugnen fönnen. Denn derſelbe ift 
jchließlich zu einer Verurtheilung gelangt, welche mit 
den Grundfägen einer reinen actio negatoria feined- 
wegs übereinftimmt. Nach diefen wäre die Verbind« 
licpfeit des Beklagten zur Wiederherftellung des früs 
heren Ablaufes des Regen» und Feldwaſſers nad) 
Klägers Wiejengrundftüd in der Weife aufzuerlegen 
gewejen, daß Beflagter die jchadenftiftenden Gräben 
und Schleußen einfach zu entfernen und au befeitigen 
habe; eine pofitive Anordnung dagegen dahin zu 
treffen, daß der Bellagte an ben erwähnten Gräben, 
Scleußen und Mulven alles dasjenige ausführen 
zu laffen habe, was nach dem gerichtsjeitig darüber 
zu erfordernden und zu erhebenden Gutachten land» 
wirthſchaftlicher Sachverſtaͤndiger als nöthig zur Er⸗ 
reihung des Zweckes quaest. bezeichnet werde, — 
dazu ftand dem Civilrichter nach den Grundjägen 
über die actio negatoria nicht ohne Weiteres die 
Befugniß zu, ganz abgefehen davon, daß fich die 
Ausführung der Anordnung ohne Hinwegreifung des 
Eiſenbahndammes wahrfcheinlich als völlig unthunlich 
herausgeftellt haben würde. Richtig ift aber fo viel, 
daß eine Maafregel der Art, wie fie der gerichts— 
amtliche Beicheid vor Augen gehabt zu haben jcheint 
— nämlid Bernehmung von Sachverftändigen über 
die Eriftenz des angeblichen Schadens, Ausmittelung 
etwaiger dagegen zu treffenden VBorfehrungen, eventuell 
Würderung zum Zwede der Entſchädigung — fid) 
gewiß als den Verhältniffen völlig angemeffen erweift. 
Allein das ift eben der Ausweg, welcher für Fälle 
diefer Art das Mandat vom 13. Juli 1863 an die 
Hand giebt. Infofern aber dieſe Maafregeln im 
eivilrechtlichen Verfahren faum eine zweckentſprechende 
Ausführung finden fönnen, ift e8 ebenfo zweckmäßig, 
als conjequent, daß dabei die Erledigung im Admi— 
niftrativmwege angeordnet ift. 

Im Uebrigen treten diefer Berweifung des An— 
fpruch8 auf den Mominiftrativweg nach dem eitirten 
Mandate felbft noch Beitimmungen des gemeinen 
Rechts unterftügend zur Seite. 

Infofern in der Klage zunächft nur von einer 
Veränderung im Laufe des Feld» und Regenwaflers 
die Rede ift, ftellt fih die Klage in erfter Linie weit 
mehr als eine actio aquae pluviae arcendae, denn 
ald eine actio negatoria dar. In Betreff der actio 
aquae pluvise arcendae enthalten nun aber bie 
Quellen in 

fr. 2. $. 3. Dig. (39, 3.) 


fr. 23. pr. Dig. eod. 

vergl. Schneider, in Bd. V. der Zeitfchr. f. Eivilr. 
u. Proceß, ©. 361. 

Seuffert, Pandektenrecht, $. 422. sub nr. 8, b. 
die beftimmte Vorfchrift, daß diejenigen Anlagen, 
welche mit öffentlicher Autorität errichtet worden find, 
unter diefe Klage nicht geftellt werben fönnen (quod 
prineipis aut senatus jussu — opus factum fuerit, 
in hoc judicium non venit). Mit Beziehung hier 
auf ftellen daher auch ſehr bewährte Rechtslehrer, 
2. 

Koch, die deutfchen Eifenbahnen, S. 145. Anm. 13. 

sub 3. und 4. 

fhon für das gemeine Recht ald Regel auf, daß ein 
Anfpruch wegen veränderten Waflerlaufes wider mit 
Öffentlicher Autorität errichtete Eifenbahnen civils 
rechtlich nicht geltend zu machen fei, fo weit diejer 
Anſpruch auf Entfernung oder Veränderung des opus 
gerichtet werde, fondern daß diesfalls ftets nur eine 
Beichwerbe im Verwaltungswege zuläffig ſei. Diefe 
Anſicht läßt fich aber ebenfo für die actio negatoria 
als richtig begründen. Denn durch das Privilegium 
für Erbauung der Bahn mit Erpropriationdbefugniß 
und mit ftaatlicher Genehmigung des Bauplans ift 
eine lex specialis gefchaffen, welche ebenſo Berechtis 
gung auf Beachtung hat, ald andere Privatrechte. 
Tritt das Privilegium mit andern Privatrechten in 
Eollifion, jo fann daher nicht der Anfpruch des Ber» 
legten auf Bejeitigung des Privilegiums und feiner 
Folgen, fondern nur auf eine Ausgleihung im Wege 
der Entjchädigung gehen. Dies ift hier um fo mehr 
anzunehmen, ald $. 5. der Gonceffionsbedingungen 
für die Eifenbahn ſogar ausdruͤcklich verbietet, an dem 
einmal genehmigten Bauplane, ſelbſt nach deſſen Voll⸗ 
endung, ohne Einwilligung der Staatsregierung irgend 
Etwas zu ändern. Es leuchtet daher ein, daß nach 
dem Inhalte des Privilegiums auch Berfügungen, 
wie fie fonft nad) der Natur der actio negatoria vom 
Richter getroffen werden fünnen, und hier getroffen 
worden find, nicht zuläffig find, fondern daß lediglich 
Schädensanfprüche anzuerkennen find. Berweift nun 
aber diefe Schävensanfprüche der $. 5. des citirten 
Mandats ganz beftimmt lediglich in das Adminiftra- 
tionsverfahren, jo ift auch hiernach die Aufrechterhal- 
tung der Klage ald Eivilflage unmöglich.” 

Auch dieſes Erfenntniß blieb jedoch nicht beftehen. 
Es wurde nunmehr wieder von dem Kläger ober 
appellirt. Zwar wied nun das Erkenntniß des 
Oberappellationsgerichts zu Jena vom 7. Octo— 
ber 1869 die Klage ebenfalls ab, aber doch aus andern 
Gründen, indem «8 dahin erkannte: 

„daß die erhobene Klage angebradhter Maa— 
Ben zu verwerfen und ber Kläger die erftinftanz- 


’ 
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lichen Koften allein zu tragen, reſp. der Beflag- 
ten zu eritatten ſchuldig fei”. 

Dieſes Erfenntniß wurde folgendermaaßen bes 
gründet: 

„Das vorige Erkenntniß ift hauptſächlich davon 
ausgegangen, daß nach dem Mandat vom 13. Juli 
1863, indbefondere nach $. 4. und 5. dem mit dem 
Grpropriationsrecht verfehenen Bahnunternehmen ges 
genüber feine Klage zugelafien werben fünne, welche 
die Befeitigung angeblicyer, durch die widerfpruchslos 
errichtete Bahnanlage entftandener Berlegungen mit» 
telft Aenderung diefer Bahnanlagen bezwede, vielmehr 
diesfalls nur eine Vorftellung an die Berwaltungs- 
behörde geftattet jei, um die Abänderung der Bahn- 
lage over die Bornahme einer den Schaden befeiti« 
genden Vorfehrung zu erlangen, und daß eventuell 
ſelbſt die Weftftellung der bdiesfallfigen Schädend- 
anfprüche lediglich der Gompetenz der Verwaltungs» 
behörde, nicht aber der der Givilgerichte unterliege. 
Infoweit nun die ald Negatorienklage fi) charakteris 
firende Klage darauf gerichtet ift, daß die Freiheit der 
Hägerijhen Wieſe von der Seitens der Beflagten fi 
angemaaßten Servitut der Wafferzuleitung anerkennt, 
demgemäß der frühere vor der Bahnanlage vorhandene 
Zuftand wieder hergeftellt und Gaution wegen Unter- 
lafjung künftiger Störung geleiftet werde, erjcheint 
diefelbe jedenfalls unftatthaft. Denn es liegt ſchon 
in der Natur der Sache, daß, wenn der Bau einer 
Eifenbahn mit allen ihren Nebenanlagen, wozu auch 
Wafferabzüge gehören, vollendet ift, feine Klagen 
zuläffig find, durch welche die Veränderung der Bahn— 
linie oder der Nebenanlagen oder die Vornahme 
folder neuer Vorrichtungen bezwedt wird, weldye zur 
Abwendung der in Folge des Bahnbaues für ein 
Grundftüd hervorgetretenen ſchaͤdlichen Folgen dienen 
fönnen, indem es fich hierbei um Gegenftände hans 
delt, die lediglich der Beurtheilung der mit der Lei— 
tung des Bahnunternehmens betrauten Adminiftrativ« 
behörden unterliegen; es liegt died aber auch ohne 
Zweifel im Geift der binfichtli des Baues der 
Gößnitz- Geraer Eifenbahn ergangenen gejeglichen 
Berorbnungen. 

Dem durd die Bahnanlagen benachtheiligten 
Grundftüdsbefiger fteht vielmehr nur die Alage auf 
Schadenderfag und zwar bei dem competenten Civil— 
gericht zu, während es fich nicht rechtfertigt, ihn mit 
der Geltendmachung jeines Entfhädigungsanfpruchs 
an die Nominiftrativbehörbe zu verweijen. 

Die Beftimmungen des Mandats vom 13. Juli 
1863, auf welches fich in legterer Hinficht das vorige 
Erfenntniß beruft, beziehen ſich nämlich nur auf dies 
jenigen Erpropriationsverhandlungen, weldhe vor 
dem Bahnbau oder während deſſelben ftattgefunden 


haben und fich übrigens nicht blos auf die gänzliche 
Enteignung des Grundeigenthums befchränfen, ſon⸗ 
dern auch auf die partielle Enteignung deſſelben (Be- 
laͤſtigung mit Servituten) erftreden. Das Mandat 
ift, wie deſſen Weberfchrift und Eingang ergiebt, ledig- 
lich gegeben, um die bei Abtretung des zur Erbau- 
ung der Eifenbahn erforderlichen Grundeigenthums 
in Srage fommenden Berhältniffe zu regeln, und auch 
in den einzelnen Beftimmungen des Mandate ift die 
fer Geſichtspunkt fetgehalten, namentlich im 8. 5., 
der von dem abminiftrativen Verfahren bei der Er- 
propriation und der Feftftellung der Entfchädigung 
handelt. Diefes abminiftrative Verfahren findet daher 
nur dann ftatt, wenn und fo lange der Bau oder 
die fpätere Erweiterung der Bahn (ef. 8. 1. des 
Mandats) noch nit zur Vollendung gediehen ift. 
Treten dagegen nach Vollendung des Baues, wie 
im vorliegenden Fall, Entfhädigungsanfprüche von 
Grundeigenthümern hervor, die durch den Bau oder 
dazu gehörige Rebenanlagen benadhtheiligt zu fein 
behaupten, jo find diefelben vor den Givilgerichten 
mittelft der Klage auf Schadenserſatz geltend zu 
machen. Hiernah war für die vorliegende Klage 
allerdings das Gerichtsamt R. als Eivilgericht com- 
petent, und es fragt ſich nur, ob fie ald Schadens⸗ 
klage gehörig begründet ift. Diefe Frage muß aber 
verneint. werden. Zur Begründung einer ſolchen 
Klage ift dor Allem nicht blos die Angabe derjenigen 
Thatfachen, aus denen die Pflicht des Bellagten zur 
Leiftung des Schadenderfages hervorgeht, fondern 
auch die Darlegung des Schadens felbft in qualita- 
tiver und quantitativer Beziehung erforderlich. Die 
Klage des Gutsbeſitzers H. entipricht jedoch dieſem 
legtern Erforberniß in feinem ganzen Umfang feines- 
wege, indem ed an ber fpeciellen Angabe des Schä— 
densbetrages, reſp. des Minderwerthes der frag- 
lichen Wiefe, der durch die ald widerrechtlich bezeichnete 
Zuleitung des Waſſers bedingt ift, gänzlich fehlt. 
Diefer Angabe bedurfte e8 zwar nicht für die Klage 
als Negatorienkflage, die nach dem Obigen unftatthaft 
ift, wohl aber für die Klage in ihrer Eigenfchaft als 
Schadenderfagflage, und deshalb mußte fie, abwei- 
end von ben beiden vorigen Erfenntniffen, in der 
angebrachten Maafe verworfen werben. Daraus 
folgt die Verurtheilung des Klägers in die fämmtlichen 
Procefkoften von felbft.” 
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Zu $. 20 flg. bed Erecutiondgefeßes vom 28. Febr. 
1838. — Eine Hülfdauflage, welde in dem 
Erfenntniffe, beziehentlih in dem Vergleichs— 
protofolle, auf welches fie bafirt worden, feine 
Begründung findet, fann auch nad Ablauf der 
in $. 20. eit. in Berbindung mit $. 24. ber 
Givilproceßnovelle vom 30. December 1861 ger 
ordneten adhttägigen Friſt als nichtig von dem 
Beflagten angefochten werden, 


Mitgetheilt von 
Herrn W. in F. 


Bor dem Gerichtsamte X. klagte N. gegen ©. auf 
Bezahlung eines Accordquantums wegen verfchiedener 
Decorationsarbeiten im Bagatellproceß. Beklagter 
machte Ausftellungen gegen die Arbeit. Am 7. Sep- 
tember 1869 verglichen fich die Parteien vor dem 
Procefgerichte dahin, daß Beflagter „verfprach, dem 
Kläger die geflagte Forderung binnen 4 Wochen zu 
bezahlen, dafern Kläger annoch fich verbindlich er- 
Fläre, binnen der naͤchſten 4 Wochen gewiffe Arbeiten 
annoch auszuführen, und dies Alles friftgemäß bes 
forge”. Kläger „verfprach, die jo eben gedachten 
Leiſtungen zu erfüllen, indem er dadurch die geftellte 
Bedingung einging”. 

Am 25. October 1869 beantragte der Kläger 
Erlaffung einer Hülfsauflage aus dem nurerwähnten 
Vergleiche wider den Bellagten, „welcher auf dies 
geflagte Forderung noch Nichts bezahlt, und ihn uͤbri⸗ 
gend bis jegt gehindert habe, die Saalftube zu repa= 
riren“. Gr bemerkte dabei, „baß er Zahlung ver 
lange, da Bellagter ihn an ber Erfüllung feiner 
Berbindlichkeiten hindere”. 

Das Gericht erließ ohne Weiteres Auflage, in 
welcher e8 dem Beflagten unbedingte fofortige Zahlung 
bes Libellats aufgab, ertheilte auch, da der Bellagte 
der Auflage feine Folge leiftete, und ebenfowenig Ein- 
wenbungen gegen die Auflage vorgebracht hatte, auf 
weiteren Antrag ded Klägerd Anweiſung zur Aus- 
pfändung des Bellagten. 

Nun erft — alſo längft nach Ablauf der gefepten 
Zahlungsfrift — machte Beflagter geltend, daß dem 
Hülfspräcept, namentlich bei der Unbedingtheit deſſel⸗ 
ben, es an ber erforderlichen Begründung fehle, daß 
der Kläger jelbft nicht behauptet habe, die von ihm 
nad dem Vergleiche auszuführen geweienen Präfta- 
tionen ausgeführt zu haben, feine Behauptung aber, 
daran von Bellagtem behindert worden zu fein, uns 
befcheinigt und wahrheitswidrig fei, Außerften Falls 
aber dem Antrag nur in der in $. 15. des Execu⸗ 
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tionsgeſetzes beftimmten Weife hätte entfprochen wer⸗ 
den dürfen. 

Gleichwohl Iehnte das Proceßgericht die beantragte 
Aufhebung der Hülfsauflage um deswillen ab, „weil 
die etwaigen Einwendungen gegen die Erecution nad} 
8. 20. des Gefeges vom 28. Februar 1833 vor dem 
in der Zahlungsauflage beftimmten Termine anzu- 
bringen gewejen wären”. 

Hiergegen appellirte der Beflagte und wurbe nuns 
mehr vom Königl. Appellationdgericht gu Leip— 
sig das ganze Erecutiondverfahren caffitt, in ben 
Gründen der betreffenden Verordnung vom 5. Februar 
1870 aber Folgendes bemerft: 

„Der Beklagte hat Bl. — zunähft auszuführen 
gefucht, daß die an ihn erlaffene Auflage in dem Ber- 
gleichsprotofolle BL. — feine Begründung finde, und 
hierin ift demfelben materiell beigupflichten.. Denn 
derjelbe hat, wie ungeachtet der wenig präcifen Faf- 
fung der Regiftratur Bl. — doch aus den Worten: 

„und dies Alles friftgemäß beforgt” 

mit ausreichender Deutlichkeit fich ergiebt, zur Zahlung 
des libellirten Betrages fih nur für den Fall ver- 
pflichtet, daß der Kläger zuvor die an der angegebe- 
nen Actenftelle bezeichneten Arbeiten ausgeführt haben 
werde. Die gedachte Regiftratur fonnte mithin einem 
unbebingten Hülfspräcepte, wie foldhes Bl. — er— 
lafjen worden, unter allen Umftänden nicht zur Unter— 
lage dienen. Ja, ed waren fogar nicht einmal die 
Vorausſetzungen für eine nach $. 15. deſſelben Geſetzes 
zu erlafjende Auflage gegeben, da bei dem Verdin— 
‚gungövertrage ber Beiteller nad) $. 1246. des bürgerl. 
Geſetzbuchs die Gegenleiftung erft nach Ausführung 
der Beitellung zu entrichten verpflichtet ift, demgemäß 
aber die nach dem Mebereinfommen BI. — verfproche- 
nen wechjelfeitigen Präftationen als wirkliche Zug— 
um Zugleiftungen, von denen allein jener Paragraph 
handelt, nicht angefehen werden fünnen. Bielmehr 
wäre der Kläger auf den Bl. — von ihm geftellten 
“ Antrag zu Anftellung neuer Klage um jo gewifler zu 
verweifen geweſen, ald einmal für feine Behauptung, 
daß der Bellagte ihn an Ausführung der von ihm 
übernommenen Arbeiten behindert habe, ed an jedem 
Nachweile mangelt, hiernächft aber nach $.1252. des 
bürgerl. Geſetzbuchs der Anfpruch, welcher dem Leber- 
nehmer eined Werkes gegen den von dem Vertrage 
abgehenden Beiteller zufteht, keineswegs ohne Weiteres 
mit dem Betrage ded bedungen gewefenen Accord» 
quantums fich identificiren läßt. 


Es ſteht aber auch der Beachtung diefes Beben- 
fens die Bl. — angebeutete formelle Erwägung 
nicht entgegen. ine Hülfsauflage, welche in dem 
Erfenntniffe, beziehentlih in dem gerichtlichen Ver— 
gleihsprotofolle, auf welches fie hat bafirt werden 
follen, fchlechterbings Feine Begründung findet, ent- 
behrt überhaupt der gefeplichen Unterlage, und muß 
demgemäß als eine nichtige angefehen werden. Die 
Geltendmachung einer folden Nichtigkeit kann feiner 
ber beiden Kategorien von „Einwendungen gegen das 
Vollſtreckungsverfahren“, wie foldhe in $. 20. des 
Erecutiondgefeged vom 28. Februar 1838 aufgeftellt, 
und fodann in 8.21. und 22. näher fpecialifirt wer⸗ 
den, unterftellt werden. Dies bedarf, foviel die in 
$.21. erwähnten neuentftandenen Ausflüchte anlangt, 
feines Nachweiſes. Aber auch unter die Vorfchrift 
von $.22. ift eine ſolche Remonftration nicht zu ſub⸗ 
fumiren, weil fie nicht fowohl wider die Art und 
Weife, wie die Vollſtreckung angedroht worden, ge» 
richtet ift, und namentlich nicht bezweckt, auszuführen, 
daß rüdfichtlich diefer Modalität das Gericht von 
dem Inhalte des Erfenntnifles abgewichen fei, ober 
gegen ausdrüdliche Vorfchriften der Proceßgeſetze ge- 
fehlt habe, als vielmehr beftimmt ift, darzulegen, daß 
das ganze Hülfsverfahren ein ungefegliches fei 
und ber erforderlichen Borausfegungen ermangele. 
Auf derartige Einwendungen darf daher auch nad 
der conftant befolgten Anficht des K. Appellationd- 
gerichts zu Leipzig die in $. 20. leg. cit. in Verbin» 
dung mit $. 24. der Civilproceßnovelle vom 30. Der 
cember 1861 geordnete achttägige Frift in feinem Falle 
in Anwendung gebracht werben.” 


Miscellen. 


Ernennungen, VBerfegungen ıc. Seine König« 
liche Majeftät haben den Gerichtsrath beim Schönburgie 
ſchen Bezirkögericht Glauhau Garl Gottfried Döhler 
zum Staatdanwalte dafelbft zu ernennen allergnäpigft 
gerußt. 

Seine Königliche Majeftät haben die Verfegung des 
Appellationsraths beim Appellationdgericht zu Leipzig 
Garl Louis Wehinger in gleicher Stellung unter Vers 
leihung des Charakters eines Bicepräflventen zum Appel 
lationdgericht zu Zwickau zu beſchließen allergnädigſt 
gerußt. 





Nebacteur: Bundes» Oberhandelsgeriätsrath Werner. 


DOffiein ber Derlagshanblung. 


Wochenblatt 


Bon biefem Wo⸗ 
Genblatte ers 
fheinen jährlich 
64 Nummern zu 
1 Duartbogen und 


merkwürdige | Nechtsfälle, 


“le Bokämter 
“.Bu6hanplungen 
übernehmen Beſtel⸗ 
lungen unb liefern 
dasOuartalgudem 


— am Jahr in actenmäßigen Darftellungen — — 
reſchluſſe ein aus: entricht reife 
—— aus dem Gebiete der Justizpflege mitten. 
und Verwaltung 
zunächſt für das 
Königreich Sachfen. 
Berlag von Bernbard Tauhnik in Leipzig. 
1870. 
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Nur die Unterfehrift giebt dem Wechſel Dafein 
und Grebit. — Ueber bie Nechtöverhältniffe 
zwifchen dem Traffanten und Remittenten, dem 
Traſſanten und Traffaten, dem NRemittenten und 
Traffaten. — Rechtlicher Unterfchied der Bege- 
bung eined Wechſels von der Tradition einer 


anderen förperlichen Sache. — Wird dem Inhaber | 


eined MWechjeld an deſſen Stelle ein anderweiter 

Wechſel (von gleihem oder höherem Betrage) 

gegeben, fo hat derfelbe feine Mechte mehr aus 

dem erften Wechſel. — Was an fih ald Pfand 

nicht haften kann, vermag auch nicht durch Ein— 

verftändniß der Parteien als Pfand haftbar zu 
werben. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n— in Dr 


Bor dem Handelögerichte im Bezirfögericht Dresden 
erhob im Sommer 1869 der Rittergutöbefiger von &. 
gegen den Bankier 3. folgende Klage: 

„Er, Kläger, habe dem Beflagten eine beftimmte 
Summe Geldes gefchuldet, und zu Deckung biefer 
Schuld am 20. Februar 1867 einen auf ihn vom 
Beklagten gezogenen Wechfel an eigne Orbre über 
3000 Thaler, zahlbar am 20. April 1867, acceptirt, 
welcher nachmals jedoch ihm nicht zur Zahlung präs 
fentirt worden jei. 

Am 18. December 1867 habe er fich deshalb in 
des Beflagten Gejchäftslocal begeben, um Abrechnung 
zu halten. Hierzu habe Lepterer nicht Zeit, auch den 
Wechſel nicht zur Stelle gehabt; deshalb habe Be— 


Hene Folge Adhtzehnter Iahrgang. 





Hagter ihn zur Sicherung der durch die anzuftellende 
Abrechnung fi ergebenden Schuld einen Wechiel 
über 6000 Thaler acceptiren laffen und dagegen ver- 
fprochen, den erften Wechfel (über 3000 Thaler) ihm 
in den nächften Tagen zu liberfenden, während ber 
zweite Wechſel (über 6000 Thaler) dem Kläger aus» 
gehändigt werben folle, fobald dieſer das Guthaben 
des Beklagten aus dem früheren Wechfel, incl. Zinfen, 
berichtigt haben werde. 

Bellagter habe aber den Wechfel über 3000 Tha⸗ 
fer ihm nicht überfendet, auch ihm bis zur Zeit eine 
Schuldberehnung nicht zugeſtellt.“ 

Kläger forderte die Berurtheilung des Bellagten 
zu Herausgabe der gedachten Wechfeloriginale gegen 
Berichtigung feines Guthabens. 

Die Klagbeantwortung geht aus den nachftehen- 
den Enticheidungen hervor. 

Das Proceßgericht publicitte am 6. November 
1869 folgenden Beicheib: 

„Daß Bellagter das Original des Bl. — sub A. 
in Abfchrift erfichtlichen, unter dem 20. Februar 1867 
von dem Bellagten an eigene Ordre am 20. April 
del. 3. zahlbar ausgeftellten, auf Klägern gezogenen 
und von diefem acceptirten Wechſels über 3000 Thlr. 
— ⸗—⸗ dem Kläger herauszugeben ſchuldig, er Fönnte 
und würde denn den ihm über bie von ihm beim 
12. bis 15. Einl.-Abjchn. BI. — verneinten Klag- 
behauptungen, auf welche feine Verpflichtung zu Her⸗ 
ausgabe ded ebenerwähnten Wechſels in fchlüffiger 
Weife begründet worden, BI. — angetragenen, von 
ihm Bl. — ausdrüdlich angenommenen Eid dahin: 

wie es nicht in Wahrheit beruhe, daß er dem 
Kläger, nachdem dieſer am 18. December 1867 
in feinem, des Bellagten, Geichäftslocale den 
auf der erften Seite des fünften Actenblattes 
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sub B. in Abſchrift erfichtlichen Wechfel über | Berechnung das Guthaben des Bellagten erreiche, 


6000 Thlr. —⸗ —= mit feinem Accepte verfehen, 
und ihm benfelben ausgehändigt gehabt, mit 
ausdrüdlichen Worten verjprochen habe, ihm, 
dem Kläger, ben auf der eriten Seite des fünf- 
ten Actenblattes sub A. abfchriftlich enthaltenen 
Wechfel über 3000 Thlr. in den nächften Tagen 
überfenden zu wollen, 
oder dahin, 
daß Kläger, nachdem er am 18. December 1867 
in feinem, des Beflagten, Gefchäftslocale den 
auf ber erften Seite des fünften Actenblattes 
sub B. in Abfchrift erfichtlichen Wechſel über 
6000 Thlr. — —s mit feinem Aecepte verfehen 
und ihm denfelben ausgehändigt gehabt, weder 
die fofortige Herausgabe des auf der erften Seite 
des fünften Actenblattes sub A. abfchriftlich 
enthaltenen Wechſels über 3000 Thle. —⸗ —⸗ 
von ihm verlangt, noch fein Verſprechen, -ihm 
ſolchen in den nächften Tagen zu überfenden, fofort 
ausdrüflic angenommen habe, 
fhwören, ſolchenfalls ift er in Betreff des mehr- 
gedachten Wechfels über 3000 Thle. —⸗ —⸗ von der 
erhobenen Klage zu entbinden und loszuzählen. 
Dahingegen hat des Klägers Suchen, infoweit es 
auf Herausgabe auch des Bl.— sub B. in Abfchrift 
erfichtlichen Wechfeld über 6000 Thle. gerichtet ift, 
in Erwägung, daß zu befien fchlüffiger Begründung 
die Bezugnahme des KHlägerd auf das Berfprechen 
des Beflagten, 
den fraglichen Wechfel ihm auszuhändigen, ſo— 
bald er, Kläger, das Guthaben des Beflagten 
berichtigt haben werde, 
nicht ausreicht, von dem Kläger vielmehr um des— 
willen, weil, wenn man aud) dahingeftellt fein laſſen 
will, ob nicht der Hingabe des Wechſels über 6000 
Thle. — — ein Fauftpfandvertrag zu Grunde liegt, 
und die Beftimmung in $. 1447. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs im gegenwärtigen Falle maafigebend fei, 
fhon nad) dem Inhalte jenes Verſprechens die Be- 
friedigung des Beklagten der Aushändigung des 
Wechſels vorauszugehen gehabt hat, noch anzuführen 
geweſen wäre, baß er den Bellagten bereits befriedigt 
habe, die Klage jedoch ein derartiges Anführen nicht, 
vielmehr beim 20. Einl.Abfchn. das Zugeftänpniß 
enthält, daß Kläger das Guthaben des Beklagten noch 
nicht berichtigt habe, aud) Kläger die hieraus gegen 
die Schlüffigfeit des Klagvorbringens fich ergebenden 
Bedenken durch den Antrag, dahin zu erfennen, daß 
Bellagter ihm nur gegen Berichtigung feines Gut- 
habens den Wechfel herauszugeben ſchuldig fei, info- 
fern erfolglos zu befeitigen verfucht hat, als von ihm 
unterlafjen worden ift, ven Betrag, welchen nach feiner 


zur Ziffer zu bringen, daher aber, wollte man auch 
davon ausgehen, daß die gegenjeitigen Leiftungen Zug 
um Zug zu bewirfen feien, die Klage für die Höhe 
der Summe, gegen beren Empfang Bellagter zur 
Herausgabe des Wechſels verpflichtet zu erachten wäre, 
und fomit für die Ertheilung eines zur Vollftredung 
geeigneten Erxfenntniffes genügenden Anhalt nicht ge 
währt, in der angebrachten Maaße nicht Statt.” 


Dieſer Beſcheid erlangte der von beiden Theilen 
dagegen eingewendeten Appellation ungeachtet die 
Beftätigung des Königl. Appellationsgerichts 
zu Dresden. Das am 4. Februar 1870 publicirte 
Erfenntniß war von folgenden Gründen begleitet: 


„Wenn man in gegenwärtiger Inftanz die Be- 
tufungen beider Theile ald unerheblich zu erachten 
gehabt hat, und deshalb zu einer das vorige Erfennt- 
niß beftätigenden Entſcheidung gelangt ift, fo ift man 
hierbei duch folgende Erwägungen geleitet worden: 


Soviel zunaͤchſt den Anſpruch des Klägers auf 
Rüdgabe des Bl. — unter A. in Abfchrift zu lefen- 
den Wechjeld anlangt, fo gewinnt es nad} der Ver— 
abredung, deren Kläger beim 8. Einl.-Abjchn. gedacht 
hat, und wonach berfelbe die Urfchrift des BI. — 
unter B. erfichtlihen Wechfels lediglich zu Sicherung 
des Beflagten wegen jener erfteren Wechfelforderung 
fammt den hiervon aufgelaufenen Zinfen hat accep⸗ 
tiren follen, allerdings den Anjchein, als habe nad) 
der Willendmeinung der Parteien diefe letztere Forde⸗ 
rung beftehen bleiben und der Wechfel unter B. ledig⸗ 
lich ald Pfand für die richtige Bezahlung jenes Alte 
ten Wechſels dienen follen, was zur Folge haben 
würde, daß Kläger den Wechfel unter A. erft dann 
würde zurüdforbern fönnen, wenn die dem Bellagten 
daraus erwachjene Forderung getilgt wäre. Allein 
dieſes Bedenken erledigt fich durch den ferneren Stlag- 
inhalt. Denn nah dem Anführen beim 14. Einl.- 
Abſchn. hat Bellagter, glei nachdem Kläger den 
weiten der beiden Bl. — in Abſchrift erfichtlichen 
Wechfel, unter B., acceptirt und dem Beklagten aus- 
gehändigt gehabt, auf Klägers Verlangen fich zur 
Nüdgabe des erften Wechſels über 3000 Thle. — —⸗ 
verpflichtet und Kläger dies angenommen. Dies muß 
aber offenbar als eine Erläuterung jener beim 8. Einl.⸗ 
Abſchn. gedachten Uebereinkunft angefehen und dem— 
nad) die ganze von den Parteien getroffene Verein⸗ 
barung dahin aufgefaßt werden, daß bie frühere auf 
3000 Thle. —⸗ — x gerichtete Wechfelforderung des 
Bellagten an den Kläger durch die Acceptirung des 
zweiten Wechjeld als erledigt angefehen werben und 
demgemäß Beflagter zur Rüdgabe des jener Forde⸗ 
sung zu Grunde liegenden Wechfeld unter A. ver 





pflichtet fein folle. Hiernach mußte Bellagter, wenn 
dieje letztere Bereinbarung erwiefen werden follte, 
allerdings zur Rüdgabe des Wechfeld unter A. ohne 
weitere Oegenleiftung Seiten des Klägers veruriheilt 
werben und ift daher die Entjcheidung bezüglich die- 
ſes Wechſels in voriger Inftanz mit Recht von Leiftung 
des Bl. — über die obenerwähnte Vereinbarung 
angetragenen, vom Beklagten angenommenen Eides 
abhängig gemacht worden. Allerdings hat Kläger 
gleichzeitig angeführt, daß Bellagter mit der Ruͤckgabe 
des Wechfeld dem Kläger auch eine Berechnung feines 
Guthabens an diefen zugefichert habe. Es leuchtet 
jedoch ein, daß die Zuftellung diefer Berechnung, 
welche Beflagter noch neben der Rüdgabe des Wech⸗ 
feld bewirfen jollte, nicht ald Bedingung der legteren 
aufgefaßt werben kann, fondern unabhängig von 
legterer zu erfolgen hatte. Wenn man aljo auch an- 
nehmen wollte, diefe leptere Zufage fei ohne Intereſſe 
für Klägern und deshalb ungültig geweſen, fo würde 
doc) hierdurch allein noch nicht, wie Beflagter BI. — 
anzunehmen jcheint, die Klage, foweit fie auf die 
gleichzeitig zugeficherte Rüdgabe des erften der beiden 
MWechfel gerichtet ift, unfchlüffig werden. Ebenſo 
unbeachtlich erfcheint der BL. — zu lefende Einwand 
des Beklagten, daß er nämlich den hier in Frage 
lommenden Wechfel weiter begeben habe, und bie von 
ihm geforderte Leitung ihm daher unmöglich fei. 
Denn abgejehen von der Frage, ob durch das Weiters 
begeben des Wechſels allein Beklagter ſich ſchon in 
die Unmöglichkeit verſetzt hat, ihn dem Kläger wies 
derum zurüdzugeben, oder ob er fich nicht vielmehr, 
um eine ſolche Unmöglichkeit darzuthun, darauf bes 
rufen müfle, daß es ihm auch nicht möglich geivefen, 
fi den Wechfel vom Inhaber wieder zu verichaffen, 
fo erfcheint doch die Rüdgabe des Wechſels ſelbſt als 
der eigentliche Gegenftand der Forderung und hierauf 
mußte daher zunächft die Klage, fowie die Berurtheis 
Jung des Beklagten gerichtet werben. Ob Beflagter 
nachmals der legteren wird nachkommen können, und 
was, wenn dies nicht der Ball fein ſollte, an die 
Stelle der Rüdgabe des Wechfeld zu treten haben 
werde, wird ſich in der Erecutionsinftanz finden. 

$. 761. des bürgerl. Geſetzbuchs. 

Siebenhaar, ECommentar zum bürgerl. Gefepb., 

edit. IL. Bd. 2. Seite 46. Seite 71 flg. 

Unfchlüffig erſchien dagegen die Klage, ſoweit fie 
auf Rüdgabe des Wechſels über 6000 Thlr. — — 
gerichtet if. Denn nach den bier anzuwendenden 
Grundfägen über Rüdforderung von Schuldurfunden 
würde Kläger den fraglichen Wechſel erft dann haben 
zurüdforbern können, wenn er denfelben bezahlt, oder 
falls, wie dies hier der Fall geweien fein joll, Zah— 
lung von ihm bisher nicht gefordert worben ift, wenn 
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er nach Art. 40. der Wechſelordnung die Wechſel⸗ 
ſumme gerichtlich deponirt hätte, 

88. 981. 1548. des bürgerl. Gejepbuchs, 
ober die Wechſelſchuld fonft getilgt worden wäre, 
Weder in der einen, noch in der anderen Beziehung 
hat Kläger feinen diesfallſigen Anfpruch begründet. 
Er hat ſich vielmehr Bl. — darauf beichränft, dem 
Bellagten die Berichtigung „des Guthabens‘ deſſel⸗ 
ben an ihn anzubieten, und hat vemgemäß eine Ber- 
urtheilung des Beklagten gegen Berichtigung diefes 
Guthabens gefordert. Allein dies erfcheint, abgejehen 
noch) davon, daß Kläger fein Zahlungsanerbieten gar 
nicht auf eine beftimmte Summe erftredt hat, ſchon 
um beswillen unzuläffig, weil Rüdgabe des Wechſels 
und Bezahlung der betreffenden Schuld nicht als 
Zug um Zug zu bewirfende Leiftungen in dem Sinne, 
wie die bei einem zweifeitigen Bertrage einander 
gegemüberftehenden Verpflichtungen, anzufehen find, 
vielmehr die Bezahlung der Schuld vorausgegangen 
fein muß, ehe von einem Rechte des Schuldners, den 
Wechſel zurücdzufordern, die Rede fein kann. 

8. 981. des bürgerl. Geſetzbuchs. 

Siebenhaar, Commentar ıc., edit. IL. Br. 2, 

©. 184. 

Bei Wechjeln findet allerdings nach Art. 39. in⸗ 
fofern eine Modification Statt, als danach der Wedh- 
felfchuldner nur gegen Aushändigung bed quitticten 
Wechſels zu zahlen verpflichtet if. Hieraus fann 
aber nicht, wie Kläger Bl. — will, gefolgert werben, 
daß nun auch umgekehrt der Wechjelfchulpner das 
Recht habe, unter dem bloßen Erbieten zu Berichtis 
gung der Schuld auf Rüdgabe des Wechfels zu 
fagen. Denn jener Artikel bezieht fih nur auf den 
Fall, wenn Zahlung vom Wechjelfchuldner verlangt 
wird. Der Fall, in dem die Zahlung des Wechſels 
zur Verfallgeit nicht gefordert wird, ift in dem fol- 
genden Artifel berührt und biefer enthält von einem 
ſolchen Rechte, wie Kläger es gegenwärtig für ſich 
geltend macht, Nichts. An diefen Grundfägen kann 
auch dadurch Nichts geändert werben, daß Bellagter 
dem Kläger, wie von Lepteren beim 7. Einl.-Abjchn. 
angeführt worben ift, die Aufftellung einer Berech⸗ 
nung über feine Schuld zugefichert, diefe Zufage aber 
nicht erfüllt hat. Wenn er hieraus BI. — feinerjeits 
das Recht herleiten zu können meint, eine Berurthei- 
lung des Bellagten in der von ihm Bl. — gebetenen 
unbeftimmten Maaße zu Herausgabe des Wechſels 
gegen Berichtigung feines, des Beklagten, Guthabens 
zu verlangen, da Beflagter durch Nichtaufftellung der 
Berechnung felbft daran ſchuld fei, daß er, Kläger, 
nicht habe bezahlen fönnen, jo kann ihm hierin nicht 
beigepflichtet werden. Denn daß die Parteien bei 
Abſchluß der beim 8. Einl.-Abfch. behaupteten. Ver- 





einbarung beabfichtigt hätten, die Bezahlung der Schuld 
des Klägers von der vorherigen Zuftellung einer Ber 
rechnung deſſelben Seiten des Beklagten ſchlechthin 
abhängig zu machen, läßt fi) um fo weniger anneh⸗ 
men, als Beflagter an und für ſich gar nicht in einem 
Rechtöverhältniffe zu dem Kläger ftand, welches ihn 
verpflichtete, Rechnung über feine Forderungen an 
denfelben abzulegen. Eine derartige Verbindlichkeit 
fegt offenbar voraus, daß der eine Theil von dem⸗ 
jenigen, was ber andere für ihn vorgenommen und 
von ihm zu beanfpruchen hat, feine Kenntniß haben 
fann. Dies läßt fich aber im vorliegenden Falle, in 
welchem es fih um Schulden handelt, die der Kläger 
felbft mit dem Bellagten contrahirt haben will, gar 
nicht annehmen. Bielmehr muß man vorausſetzen, 
daß Erfterer als Schuldner felbft zu berechnen im 
Stande fel und wiſſen müffe, wieviel er dem Bellag- 
ten ſchuldig ſei. Wenigftens muß er diefe Annahme 
fo fange gegen fich gelten laffen, als er nicht, was 
aber gegenwärtig von ihm nicht gefchehen ift, Um— 
fände anzuführen vermag, aus denen hervorgeht, daß 
ihm dies unbefannt habe bleiben müffen. Nach alle 
dem läßt fich nicht abjehen, inwiefern die Thatfache, 
daß Bellagter nicht die verlangte Rechnung abgelegt 
hat, den Kläger an der Bezahlung, begiehentlich Des 
pofttion des Betrages feiner Schuld habe hindern 
können. Es kann daher auch Kläger um beöwillen 
allein, weil Bellagter die Rechnung nicht aufgeftellt 
hat, nicht beanfpruchen, mit der ihm ſonſt obliegenden 
Verpflichtung zur Bezahlung und beziehentlich Depo- 
fition der Wechfelfumme verfchont und zu fofortiger, 
ober in der von ihm bei dem Klaggeſuche verlangten 
Maafe bedingter Rüdforderung des Wechſels gelaflen 
zu werben, zumal eine Berurtheilung des Beklagten 
in dieſer Weife, wie bereits in voriger Inftanz bes 
merkt worden, den Erforderniflen eines zur Erecution 
fih eignenden richterlihen Erkenntniſſes nicht ent— 
fprechen und als eine sententia certa nicht zu betrach⸗ 
ten fein würde. Vielmehr hatte Kläger zunächft dar- 
auf, daß das Eine oder das Andere (Zahlung oder 
Depofition) geſchehen jei, fich zu beziehen, und fann 
ſich nicht befchweren, wenn feine Klage, da dies 
nicht gefchehen, in der angebrachten Maaße abgewie- 
fen worben iſt.“ 

Auch hiergegen wurde von beiden Theilen reme- 
birt. Das Königl. Oberappellationsgericht zu 
Dresden reformirte bahin: 

„?e. würde der Bellagte den ihm über den achten 
Einl.Abſchn. angetragenen, von ihm Bl. — ans 
genommenen Gib in der Faſſung, 
daß er bei der Bl. — näher angegebenen Gele: 
genheit den mit der Abjchrift unter B. Bl. — 
übereinftimmenden Wechfel über ſechs Taufend 
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Thaler dem Kläger nicht mit der Erflärung: 
„ee, der Kläger, folle diefen Wechſel einftweilen 
zu feiner, des Bellagten, Sicherheit wegen defien 
bereits fälligen Wechfelforderung von 3000 Tha⸗ 
lern, welche aus dem Bl. — in Abſchrift unter 
A. befindlichen älteren Wechſel herrühre, ſammt 
den inzwifchen aufgelaufenen Zinfen acceptiren, 
er, der Beflagte, werde dieſen Wechjel jofort 
wieber aushändigen, fobald er, Kläger, jein, 
bed Beflagten, inzwifchen zu berechnended Gut⸗ 
haben berichtigt haben werde”, zur Unterjchrift 
vorgelegt habe, 
ihwören, jo ift er von ber erhobenen Klage zu 
entbinden und loszuzaͤhlen, es ift ihm auch ſolchen⸗ 
falls der Kläger die in erfter Inftanz erwachſenen 
Koften zu erftatten verbunden”, 

beftätigte dagegen im MUebrigen bie vorigen 
Urthel. Diefe Entſcheidung war folgenvergeftalt 
motivirt: 

„Nach der Allgem. Deutfchen Wechfelorbnung ift 
ber Wechfel eine körperliche Sache, deren Werth darin 
befteht, daß die darin angegebene Summe zu ber 
beftimmten Zeit und an dem beftimmten Orte für 
Denjenigen, welcher durch eine zufammenhängende 
Reihe von Indoſſamenten als Eigenthümer des 
Wechfels legitimirt ift (Art. 36. der Allgem. Deutjchen 
Wechfelordnung), zur Empfangnahme bereit liegen 
fol. Die Perfonen, welche auf dem Wechſel als 
Schuldner figuriren, Traffant, Traffat, Acceptant, 
Indoſſant und neben diefen der Avalift, haften ins- 
gefammt für die Bezahlung des Wechſels, der, als 
Object gedacht, fich natürlich nicht felbft bezahlen 
fann, aus ihrer Unterjchrift, nicht aus einem Rechtes 
geichäfte, vermöge deflen fie Schuldner der im Wech⸗ 
jel angegebenen Summe geworden find. Zwar ver- 
fteht es fich von ſelbſt, daß ihre Unterfchrift irgend 
ein Rechtögefchäft zur Bafis haben wird, auf welchem 
ihre Uebernahme der Bezahlung des Wechſels beruht. 
Aber der Wechfel, ald Werthpapier, erhält fein Dafein 
und feinen Gredit nur durch die Unterjchrift, ohne 
Rüdficht auf den Grund, warum fich der Unterjchries 
bene zum Garanten des Wechjeld gemacht hat, und 
ohne Unterjchied, ob eim Rechtögeichäft überhaupt 
vorangegangen, und welcher Art daſſelbe geweſen ift. 
Denn der Wechfel, ald der Nepräfentant einer zu 
einer beftimmten Zeit und an einem beftimmten Orte 
zahlbaren oder für den legten Inhaber verfügbaren 
Summe, hat feinen Werth, in fich felbft, und bedarf 
einer ihn zu feinem Ziele führenden menjchlichen 
Thätigfeit lediglich infoweit, ald er die Summe, auf 
welche er lautet, nicht jelbft an fein Domicil bringen 
und dort für ben legten Inhaber bereit halten 
fann. 
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Bon dem Wechſel gelangt man nur dann zu Oblis 
gationen, wenn man ihn in feine Theile zerlegt, 
wenn man dad Nechtöverhältniß, in welchem die 
Wechfelverpflichteten zu dem legten Inhaber und unter 
ſich jelbft ftehen, nach den Rechtsgeſchaͤften feitftellt, 
welche den Unterjchriften zu Grunde liegen, wenn 
man in der Weife analytifh verführt, daß man die 
einzelnen Merkmale aufjucht, die in dem abftracten 
Begriffe des Wechfeld enthalten find und die ihn zu 
einem Ganzen verbinden, welches, obſchon es an ſich 
nur im Rechte befteht, in der Schrift repräfentirt 
wird und in diefer Geftalt ald ein Gegenftand des 
menschlichen Verkehrs dienen fann. 

Die logische Anatomie des Wechfeld ergiebt felbft 
bei der noch nicht in Circulation gefegten, acceptirten 
Tratte ein dreifaches Rechtöverhältniß, nämlich das 
Nechtöverhältniß zwifchen dem Traffanten und dem 
Remittenten, das Rechtöverhältniß zwiſchen dem 
Traffanten und dem Traffaten oder Acceptanten, und 
das Rechtöverhältniß zwifchen dem Remittenten und 
dem NAcceptanten. Alle drei Rechtöverhältniffe, in 
ihrer wechfelrechtlihen Bedeutung, beruhen auf der 
Unterfchrift des Wechfels, und zwar, foviel den Trafs 
fanten betrifft, unter dem Wechfel, foviel den Traf- 
faten betrifft, an der für die Acceptation beftimmten 
Stelle des Wechſels. Die Unterfchrift ift aber nicht 
ein Rechtsact, durch welchen das Rechtöverhältniß 
begründet, fondern ein einfeitiger Act, durch welchen 
der Wechjel als ein in der Schrift dargeftelltes Ab- 
ſtractes, als ein Etwas, was feinen Grund in fich 
felbft hat, in das Dafein gerufen wird. Hieraus 
erflärt fich namentlich, daß ein Wechfel, welcher die 
angegebenen drei Rechtöverhältniffe in fich verbindet, 
exiſtiren fann ohne eine Perfon, welche Schulbner, 
und ohne eine Perſon, welche Gläubiger ift, wie 
dies namentlich bei dem traffirt eigenen Wechjel und 
bei dem Wechfel an eigene Ordre, fo lange nämlich 
der Traſſat noch nicht acceprirt hat, vorkommt. 

Man vergl. Archiv für Deutſches Wechſelrecht 
und Handelsrecht, Bd. 16. ©. 112. bis 176. 
und Br. 18. ©. 241 fig. 

Das wechfelrechtlihe Berhältnig zwijchen dem 
Traſſanten und dem Remittenten, zwijchen dem 
Traflanten und dem Traffaten, zwijchen dem Remits 
tenten und dem Mcceptanten fann nur durch die 
Begebung des Wechfeld begründet werden. Jede Be- 
gebung ift eine Veräußerung des Wechield, durch 
defien Tradition auf Grund eines über ihn gefchloffe- 
nen Rechtsgeſchaͤfts, z. B. eines Kaufs, einer datio 
in solutum, einer Schenfung u. f. w. In dem Ber- 
hältnifje des Traffanten zu dem Remittenten erfolgt 
nämlich die Begebung dadurch, daß der erftere den 
von ihm unterfchriebenen Wechjel dem leteren tradirt. 


Denn nad) Art. 8. der Allgem. Deutſchen Wechjel- 
ordnung haftet der Traffant, welcher ven Wechſel 
begeben hat, für defien Annahme und Zahlung, nicht 
blos Demjenigen gegenüber, an welchen er den Wech⸗ 
fel begeben hat, jondern auch jedem Dritten gegen- 
über, welcher den Wechfel anderweit durch Giro er- 
halten hat. Die Begebung felbft aber ift eine Hand⸗ 
lung, durch welche das Eigenthum des Wechfels auf 
den Remittenten übertragen wird. Gie fleht im 
Weſentlichen der Tradition einer körperlichen Sache 
gleich, unterjcheidet fich aber von diefer dadurch, daß, 
während durch die Tradition der körperlichen Sache 
nur dann Eigenthum übertragen wird, wenn fowohl 
der Uebergebende den Willen, Eigentum zu über- 
tragen, ald auch der Empfänger den Willen, Eigen- 
thum zu erwerben gehabt hat, 
Annalen, R. 5. Br. VL ©. 11 fig. 

durch die Begebung, aud ohne den Willen, Eigen- 
thum zu übertragen und zu erwerben, das Eigenthum 
bed MWechjeld übergeht, weil der Unterfchied zwifchen 
dem Befige in eigenem Namen und in fremdem Namen 
bei dem Wechfel, namentlich wegen der Nichtvindica- 
bilität defielben, nicht befteht. Wenn die Begebung 
bes Wechſels, wie ſich hieraus ergiebt, weiter nichts 
ift, ald eine Tradition des Wechfels, als einer Sache, 
fo ergiebt ſich von felbit, daß das Rechtöverhältniß, 
in welches der Traffant zu dem Remittenten durch 
die Begebung getreten ift, aus dem Rechtögejchäfte 
erflärt werden muß, auf welchem die Begebung bes 
ruht. Die Verpflichtungen, welche der Art. 8. der 
Allgem. Deutſchen Wechfeloronung an die Begebung 
fnüpft, haben nämlich ihren Grund in dem factum 
der Begebung. Weber die Unterfchrift des Wechiels, 
noch die Uebergabe ift für fich allein die causa, jon- 
dern ed muß Beides zufammentreffen. Denn ber 
Wechſel bildet den Bermögenswerth, welcher Durch 
die Begebung übertragen wird, und die Begebung 
die Handlung der Uebertragung. Zu der Begebung 
verhält fi) das Rechtsgeſchaͤft, vermöge deſſen bie 
erftere erfolgt, wie der Beitimmungsgrund zu bem 
obligatorifhen factum. Der Begebende ift den Bes 
trag des Wechſels jchuldig geweſen, er hat dafür eine 
Gegenleiftung erhalten, er hat ihn crebitiren oder 
fchenfen wollen. Diefer Beitimmungsgrund bildet 
die Bafis für das Rechtsverhältniß zwiſchen dem 
Trafjanten und dem Remittenten, weil, wenn ber 
legtere den Wechjel unter den von dem eriteren geftell» 
ten Bedingungen annimmt, durch thatſaͤchlich erflär« 
ten Conſens ein Obligationsverhältniß begründet 
wird, welches zwar nur zwifchen den Gontrabenten 
Wirkung hat, aber zwijchen diefen ſowohl durch Klage 
ald auch durch Erception geltend gemacht werben 
fann. 
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Soviel weiter das Verhaͤltniß des Remittenten 
zu dem Traſſaten, welcher den Wechſel acceptirt hat, 
anlangt, jo erklärt ſich die Vorſchrift des Art. 21. 
ber Allgem. Deutſch. Wechfelorbnung, daß der Remit- 
tent alle ihm aus der Acceptation zuftehenden Rechte 
durch das factum der Acceptation erlangt, aus ber 
allgemeinen Regel (8. 1328. Say 2. des bürgerl. 
Geſetzbuchs), daß, wenn der Angewiefene dem Anwei- 
fungsempfänger gegenüber die Anweifung annimmt, 
eine Forderung des legteren gegen den erfteren auf 
Gewährung bes Gegenftandes der Leiftung entfteht. 
Die Acceptation des Wechſels enthält nämlich fein 
Rechtsgeſchaͤft zwiſchen dem Nemittenten und dem 
Acceptanten, vielmehr übernimmt der legtere durch 
fie nur die Erfüllung einer fremden Haftpflicht, ver- 
möge einer von dem Berhafteten in der Form eines 
Auftrages oder eined Befehle oder einer Bitte an 
ihn ergebenden Anweiſung. Wenigftens ift dies ber 
allgemeine Gefichtspunft, welcher für die rechtliche 
Beurtheilung der Acceptation des Wechſels entjchei- 
dend ift. Einige darauf bezügliche fpecielle Vorſchrif⸗ 
ten der Allgem. Deutſch. Wechſelordnung, zu welchen 
namentlich die breijährige Verjährungsfrift gehört, 
fönnen bier dahin geftellt bleiben. 

Soviel weiter das Berhältniß des Traffanten zu 
dem Traſſaten anlangt, fo beruht außer allem Zwei⸗ 
fel, daß daffelbe, abgejehen von einer fofort zu erwaͤh⸗ 
nenden Ausnahme, unter den civilrechtlihen Vor— 
fchriften über die Anweifung, als eine befondere 
Art des Mandates, flieht. Namentlich finden die 
$$. 1332. 1335. des bürgerlichen Geſetzbuchs darauf 
ebenfalls Anwendung ; es hat alſo der Acceptant das 
Recht, vor der Bezahlung des Wechſels Deckung und 
nad) Bezahlung des Wechſels Erftattung des Gezahl⸗ 
ten von dem Trafjanten zu fordern, fofern nicht mit 
Beziehung auf eine Schuld traffirt oder durch bejon- 
dere Vereinbarung etwas Anderes beftimmt worben 
it. Während nun aber hieraus folgen würde, daß 
der Traffant gegen den Traffaten aus der Acceptation 
feine Rechte erwerben fönnte, weil ber feptere, wenn 
der erftere die Bezahlung des Wechfeld von ihm for- 
derte, den aus dem Wechjel liquid hervorgehenden 
Einwand hätte, daß er vermöge der ihm zuſtehenden 
actio mandati contraria berechtigt wäre, fofort Wie⸗ 
dererftattung zu verlangen, fo beftimmt doch ber 
Act. 23. Alinea 2. der Allgem. Deutjchen Wechjel- 
ordnung, daß der Bezogene aus dem Accepte auch 
dem Traffanten wechjelmäßig haftet. Ueber den Sinn 
biejer Ausnahmebeftimmung laffen fich verfchieene 
Anfichten aufftellen. Man fann behaupten, daß der 
Anfpruc des Traffanten in dem Wechfelprocefle, der 
Anſpruch des Traffaten aber nur im Wege des ord⸗ 
entlihen Brocefied geltend gemacht werben könne. 


Man kann auch die Meinung vertheidigen, daß der 
Art. 23. Alin. 2. der Allgem. Deutfch. Wechſelordn. 
auf die Beweislaft infofern Einfluß habe, ald der 
Traffat nicht blos die von ihm geleiftete Zahlung, 
fondern aud ein Rechtögefchäft zu beweilen babe, 
vermöge deſſen er zu dem Regreſſe wider den Traſſan⸗ 
ten berechtigt fei. 

Vergl. jevoh Wolf, bie NRevalirungsflage, im 
Archiv für deutſches Wechjelrecht und Handels⸗ 
echt, N. F. 1. Br. ©. 5 fig. 

Aber, wenn man auch die noch weiter gehende Folge 
rung für richtig anfehen wollte, daß der Traflat die 
actio mandati contraria überhaupt gar nicht habe, 
jo beruht doch nach dem Art. 23. Alin. 2. der Allg. 
Deutſch. Wechfeloron. foviel außer Zweifel, daß der 
Traffat eine Klage auf Defung und Erftattung des 
Gezahlten wider den Traffanten hat, wenn er ein 
Rechtsgeſchäft zu beweifen vermag, vermöge deflen er 
zu dem Verlangen der Dedfung und zu dem Regreſſe 
wider den Traffanten berechtigt if. Die Haftpflicht 
ded Acceptanten dem Traffanten gegenüber würbe 
daher immer nur eine (formelle) wechfelrechtliche fein, 
welche durch das materielle elivirt werden könnte. 

Die vorftehenden Ausführungen geben eine feite 
Grundlage für die Entfcheidung der gegenwärtigen 
Rechtsſache. 

Der Klaͤger, welcher einen von dem Beklagten an 
eigne Ordre geſtellten, am 20. April 1867 zahlbaren 
Wechſel über 3000 Thaler, und zwar, wie er in ber 
Klage befennt, auf eine Schuld, acceptirt hat, führt 
in der Klage unter Eibesantrag an: 

er habe, da die Einlöfung des Wechſels zur Ver» 

fallgeit nicht verlangt worden ei, von dem Bes 

klagten am 28. December 1867 eine Berechnung, 
beziehentlich eine Abrechnung, von feiner, des 

Klägers, Schuld, gefordert; hierauf habe der Be- 

klagte erflärt, er habe augenblicklich feine Zeit, eine 

ſolche Berechnung aufzuftellen, werde jedoch dem 

Kläger eine ſolche in den nächften Tagen zuftellen; 

gleichzeitig habe der Beflagte ihm, dem Kläger, 

einen von bem Beflagten an eigene Ordre geftellten, 

am 31. Januar 1868 zahlbaren Wechfel über 6000 

Thaler mit der Aufforderung vorgelegt, 
er, Kläger, folle diefen Wechfel einftweilen zur 
Sicherheit des Beklagten wegen deſſen bereits 
fülliger Wechfelforderung von 3000 Thalern, 
welche aus dem oben gedachten Wechſel herrühre, 
fammt den inzwifchen aufgelaufenen Zinfen 
acceptiren, er, ber Beflagte, werde dem Kläger 
dieſen Wechfel fofort wieder aushändigen, fobald 
er, Kläger, das inzwifchen zu berechnende Gut⸗ 
haben des Bellagten berichtigt haben werbe. 





Durch diefes Anführen wird die Klage, in welcher 
der Kläger von dem Bellagten die Herausgabe der 
Originale der beiden Wechfel an 3000 Thalern und 
6000 Thalern gegen Berichtigung feines, bes 
Beklagten, Guthabens fordert, allerdings aus— 
reichend begründet, wie fi aus Nachſtehendem er 
giebt. 

A. 

Der Beklagte hat Bl. — flg. wider die Klage 
eingewendet, 

1) er habe, wie dem Kläger auch befannt gewor⸗ 

den fei, beide Wechfel an feinen Sohn, Louis 
W., girirt, und 
2) es fei der Kläger durch die Acceptation ber 
beiden Wechfel fein, des Beflagten, Schuldner 
zu den Nominalbeträgen der beiden Wechjel an 
3000 Thaler und 6000 Thaler geworden. 
Indeſſen erledigen fich diefe Einwände durch nach— 
ftehende Erwägungen: 
Zu 1. 

Beruhen die in der Klage angegebenen Thatfachen 
in Wahrheit, fo war der Bellagte gar nicht berech- 
tigt, den Wechfel über die 3000 Thaler zu begeben, 
weil er, wenn ihm der Kläger für diefelbe Summe 
einen anberweiten Wechfel über 6000 Thaler gab, 
gar feine Rechte mehr aus dem erften Wechſel über 
3000 Thaler hatte. Ebenjo fonnte der Bellagte, 
wenn ber Kläger den zweiten Wechfel über 6000 
Thaler nur für eine Schuld von 3000 Thalern fammt 
Zinfen vom 20. April 1867 ab acceptirte, dieſen 
Wechſel auch nur nach diefem Betrage giriren, ohne 
fich der Verbindlichkeit auszufegen, dem Kläger wegen 
des Mehreren vor der Bezahlung des Wechſels Dedung 
geben oder auch nad der Bezahlung des Wechſels 
Erſatz leiften zu müflen. Diefen Berbindlichkeiten, 
welche ihm dem Kläger gegenüber oblagen, fonnte 
fi der Belflagte nicht durch ein Giriren der beiden 
MWechfel entziehen, zumal ed den Anjchein gewinnt, 
als habe der Beflagte die beiden Wechſel erft nad 
deren Verfall, alfo lediglich mit der im Art. 16. ber 
Allgem. Deutſchen Wechfelordnung angegebenen Wir⸗ 
fung girirt. 

Zu 2. 

Diefer Einwand erfcheint nach dem über das 
Verhältniß zwifchen dem Traffanten und Traſſaten 
Gefagten als ein völlig unbegründeter. In dem 
Zwede der Accepration liegt nicht, daß der Traſſat 
durch die Acceptation Schuldner des Traflanten wers 
den fol. Soviel namentlih die Bl. — in Abfchrift 
befindlihen Wechfel anlangt, fo fprechen fogar die 
Balutaclaufeln „und ftellen es in Rechnung” gegen 
die Annahme, daß der Beflagte mit Beziehung auf 
eine Schuld des Klägerd traffirt habe. Aber auch 
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abgeſehen hiervon, ſo iſt bereits oben nachgewieſen 
worden, daß die Vorſchrift des Art. 23. Alinea 2. 
der Allgem. Deutfchen Wechfelordnung nur formelles 
Recht fchafft, gegen weldyes die Ausführung eines 
Anderen zuläffig ift, und beruhte num die gegenwär- 
tige Klage in Wahrheit, fo würde ber Kläger zwar 
durch die Acceptation des erften Wechſels Schuldner 
des Bellagten gewefen fein, durch die Acceptation des 
zweiten Wechfeld aber diefe Schuld getilgt haben, 
dagegen durch die Aecceptation bes zweiten Wechſels 
überhaupt nur Schuldner nach dem Betrage des erften 
Wechſels fammt Zinfen geworben fein. 
B. 


Die erfte Inftanz geht nach BI. — flg. von ber 
Anficht aus, daß der Kläger den zweiten Wechfel zum 
Pfande für den erften Wechfel gegeben habe und eine 
Klage auf Rüdgabe der beiden Wechfel (actio pigne- 
raticia directa) nur dann begründet fei, wenn ber 
Kläger die Pfandfchuld bezahlt habe. Gegen das 
Letztere find verfchiedene Bedenken vorhanden, wie 
aus dem in den 

Annalen, R. 5. Bo. 5. ©. 469. sub 2. 
Gefagten hervorgeht. Indeſſen bedarf es deſſen nicht 
einmal, weil die Behauptung, es habe der Kläger, 
wenn er zur Gicherftellung des erften Wechſels den 
zweiten MWechfel acceptirt habe, den lehteren verpfän- 
det, aus den in den 

Annalen a. a. O. ©. 389 fig. 
angegebenen Gründen nicht für richtig gehalten wer⸗ 
den fann. Wenn nämlich der Kläger den erften 
Wechfel für eine Forderung, welche dem Bellagten 
wider ihn zuſtand, acceptirte, und nachdem dieſer 
Wechſel fällig geworden war, zur Sicherheit derfelben 
Forderung den zweiten Wechfel acceptirte, fo wurbe 
er immer nur Schuldner nad) dem Betrage des erften 
Wechſels und zwar auf Grund der Acceptation bes 
zweiten Wechſels, welcher zufolge des Einverftänd- 
niffes der Interefienten an die Stelle des erften Wedh- 
feld trat. Denn dem Bellagten gegenüber konnte der 
Kläger nicht für eine und diefelbe Schuld einmal aus 
dem erften Wechfel und ſodann aus dem zweiten 
Wechfel haften, weil e8 undenkbar ift, daß ein 
Schuldner für ſich ſelbſt Bürgfchaft leiftet. Zwar 
würde der Bellagte den zweiten Wechfel für eine 
eigene Schuld haben verpfänden fünnen. Aber ber 
Kläger beftellte durch den zweiten Wechfel nicht ein 
Pfand für den erften Wechfel. Hieran wird auch 
dadurch Etwas nicht geändert, daß die Intereffenten 
die Abficht gehabt haben, es jolle der zweite Wechfel 
zur Sicherftellung des erften Wechſels dienen, weil, 
wenn die Sicherftellung nicht etwa blos in dem höhes 
ten Betrage des zweiten Wechjeld gefunden werben 
fönnte, das bloße Einverftäindniß nicht bewirken fann, 


320 


daß Etwas ald Pfand haften fol, was an fich nicht 
ein Pfand fein fann. 

Aber auch der Anficht ber zweiten Inftanz Bl.—flg., 
daß der Kläger den zweiten Wechfel nur erft nach 
der Bezahlung, bez. nach der Depofition feiner Schuld 
zurüdfordern fönne, hat man nicht beizutreten ver- 
mocht. Abgefehen nämlich auch hier von den Zwei- 
feln, welche gegen den Grundfag felbft erhoben wer- 
den fönnen, 

vergl. Annalen, R. $. Bo. 5. ©. 459. sub 2. 
fo handelt es fich in dem vorliegenden Falle nicht um 
die Rüdgabe der beiden MWechfel nach deren Bezah- 
lung, fondern vielmehr um das Recht des Beflagten 
aus dem zweiten Wechjel, indem der Kläger behaup⸗ 
tet, daß der Bellagte den erften Wechfel ohne Zah- 
[ung und den zweiten Wechfel gegen Bezahlung einer 
weit geringeren Summe, als worauf der Wechiel 
laute, herauszugeben habe. Für diefe Klage fann 
aber die Bezahlung der beiden Wechſel ohnftreitig 
nicht die Borausfegung bilden. 

C 


Wie aus dem Borftehenden hervorgeht, wird bie 
Klage durch die oben angegebenen Thatfachen be- 
gründet. Namentlich bedarf es nicht der Verificirung 
einer Annahmeerflärung von Seiten des Klägere, 
weil, wenn der lehtere nach dem ihm vom Beklagten 
gemachten Vorfchlage den ihm vorgelegten Wechfel 
acceptirte und denſelben hierauf dem Beflagten über- 
gab, die Interefienten ihr Einverftändniß damit, daß 
nur der Betrag des erften Wechield ald Baluta des 
zweiten Wechfels gelten follte, thatfächlich zu erfennen 
gegeben haben. 

Die Entſcheidung ift aber auch nur von dem 
Delateide über den oben referirten Theil der Klage 
abhängig zu machen, weil, wenn der Beflagte dieſen 
Eid leiftet, in dem weiteren Anführen Bl. —, nament- 
lich in der Behauptung, es habe der Beflagte die 
Rüdgabe des Wechfeld verfprochen und der Kläger 
dies angenommen, ein neuer Klaggrund nicht gefuns 
den werden kann. Wollte man nämlich ein ange 
nommenes nacktes Rüdgabeverfprechen als verbindlich 
anfehen, fo twürbe doch in dem vorliegenden Falle zu 
berüdfichtigen fein, daß der Kläger das behauptete 
Rüdgabeverfprehen mit Verhandlungen in Verbin: 
dung gebracht hat, welche daſſelbe in feiner rechtlichen 
Bedeutung näher beftimmen, in feinem Grunde recht⸗ 
fertigen und in feinem Umfange befchränfen. Inſo— 
weit in der Anflcht, daß das behauptete Rüdgabe- 


verfprechen mit feiner Grundlage ſich erledige, der 
Ausfpruch liegt, daß der von der erften Inftanz BI. — 
erfannte alternative Eid nicht zu erfennen fei, infoweit 
enthält das gegenwärtige Urthel eine reformatoria zu 
Gunſten des Bellagten, und nur die Bemerkung mag 
noch beigefügt werben, daß, wenn man auf die Appel⸗ 
lation des Bellagten infofern einging, ald man bie 
Klage in Betreff des erften Wechſels nicht ſchon durch 
die in den erfannten alternativen Delateid aufgenom- 
menen Thatfachen für begründet hielt, hieraus nicht 
folgte, es müßte nunmehr die Klage in Betreff des 
erftien Wechſels angebrachter Maaßen abgemiefen 
werben, indem zu dieſem Refultate nur dann hätte 
gelangt werben Fönnen, wenn die Klage auch nicht 
durh andere Thatfachen begründet gewefen wäre, 
zumal in dem vorliegenden Falle der Eid, von deſſen 
Leiſtung die Entfcheidung abhängig zu machen war, 
auf die Klage in Betreff beider Wechfel Einfluß 
hatte. 
D, 

Da zur Zeit nur auf den Delateid über die Klage 
zu erfennen, unb ber Beflagte, wenn er dieſen Eid 
leiftet, von der Klage zu entbinden und loszuzählen 
ift, fo liegt fein Grund vor, ſich auch noch darüber 
auszufprechen, wie zu erfennen fein würde, wenn 
der Beklagte diefen Eid nicht ſchwören follte. Zu 
dem Erfenntniffe auf den Eid reicht hin, daß, wenn 
der Beflagte denfelben nicht leiften follte, eine Ver- 
urtheilung überhaupt moͤglich ift, und hieran läßt 
ſich nach den bisherigen Ausführungen nicht zweifeln. 
Dagegen kann die Berurtheilung dahin gehen, es 
habe der Beflagte die beiden Wechſel gegen Bezah- 
lung der 3000 Thaler fammt Zinfen zu ſechs Pro- 
cent vom 20. April 1867 ab herauszugeben, oder 
dahin, es habe der Beklagte die beiden Wechiel gegen 
Bezahlung der Summe herauszugeben, welche fich 
aus einer von ihm abzulegenden Berechnung als fein 
Guthaben ergeben werde, oder endlich dahin, es habe 
der Bellagte den erften Wechſel unbedingt heraus- 
zugeben, in Beziehung auf den zweiten Wechſel aber 
anzuerfennen, daß ber Kläger darauf blos 3000 
Thaler fammt Zinfen, oder blos foviel, als ſich bei 
einer von ihm zu edirenden Rechnung zu feinen Gun— 
ften ergeben werde, zu bezahlen habe. Welche von 
biefen Modalitäten der Verurtheilung den Vorzug 
verbient, kann dem künftigen Erfenntniffe, wenn es 
überhaupt dazu fommen follte, unbedenklich überlaffen 
werden.” ıc. 
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Nichtigkeit mündlicher Verhandlungen vor dem 

Zuftandefommen eines fchriftlihen Grundſtücks— 

faufs ($$. 822 fig. des bürgerlichen Geſetz— 

buchs). — Vertrag zu Gunften eines Dritten 
($. 853 flg.). 


Mitgetheilt von 
Herrn Sch, in D. 


Die Ehefrau des Strumpfwirkers U. in ©. erhob 
im Monat October 1868 gegen ihren Schwager bei 
dem Königlichen Gerichtsamt zu O. Klage und ftüte 
diefelbe unter Beilegung einer Urkunde A. und unter 
Eidesantrag auf folgende Behauptungen: 

Klägerin habe fich im Jahre 1865 auf einem in 
©. gelegenen Feldgrundftüde ein Wohnhaus gekauft, 
und weil fie fich entfchloffen, diefes Wohnhaus ihrem 
Ehemanne, mit dem fie damals in gutem Einverneh- 
men gelebt, zufchreiben zu Laffen, mit ihrem Ehemanne 
im Brühjahr 1868 über diefe Grundftüdsüberlaffung 
an Lepteren den der Klage beigegebenen Kaufvertrag 
sub A. anfertigen laffen und mit ihrem Ehemanne 
unterjchrieben, jedoch fo, daß fie noch fein Datum in 
den Contract habe einrüden laflen. 

Inmittelft habe nun der Beflagte der Alägerin, 
wie er dies feit Jahr und Tag ſchon öfter gethan, 
erklärt, daß er der Alägerin das mehrgedachte Wohn⸗ 
haus abfaufen wolle, und fo fei am 9. Mai 1868 
zwiſchen der Klägerin mit Genehmigung ihres Ehe- 
manned als Verkäuferin und ihrem Schwager, dem 
jegigen Bellagten, ein Kaufvertrag des Inhalts abs 
geichloffen worben, daß ber Bellagte der Klägerin 
das qu. Hausgrundftüd mit einem Heinen, etwa den 





achten Theil von dem noch dazugehörigen Grund und 
Boden für die bei der fünftigen Kaufsvortragung 
baar zu erlegende Kauffumme von 1475 Thalern 
abgelauft und biefe Kaufſumme bei der gerichtlichen 
Kaufsvortragung baar zu bezahlen, dad Haudgrund- 
ftüd am darauf folgenden 1. Juni 1868 zu über» 
nehmen und der Klägerin bis dahin die Nugungen 
von dem Haufe zu überlaffen verfprodhen, wogegen 
ſich die Klägerin den übrigen ungefähr 4 des Ganzen 
betragenden Grund und Boden zu dem Baue eines 
Haufes für fi vorbehalten habe. 

Weil ſich aber bei näherer Unterfuchung die von 
der Klägerin vorbehaltenen nurerwähnten J Grund 
und Boden wegen Mangels an Pla ald unzureichend 
für Erbauung eines zweiten Haufes ergeben, habe 
die Klägerin und ihre Ehemann von foldher abgefehen, 
es habe vielmehr die Klägerin, durch den hierzu von 
ihr beauftragten Ehemann, mit dem Bellagten unter 
ihrer, der Klägerin, Genehmbaltung noch vor Johan- 
nis 1868 einen Vertrag dahingehend abgefchloffen, 
daß Bellagter dad Wohnhaus mit dem ganzen Grund 
und Boden (alſo einfchließlich der erft vorbehaltenen 
4 Areal) von der Klägerin zu erfaufen fidh verpflichtet, 
und dafür bei der Uebergabe die Kaufſumme von 
1650 Thlen. — — zu bezahlen verfprochen habe. 

Gleichzeitig mit diefer letztgedachten, die Ueber- 
laffung des ganzen Areald an den Beflagten betref= 
fenden Bereinbarung habe die Klägerin mit Gench- 
migung ihres Ehemannes und der Bellagte noch die 
befondere und gegenfeitig mit ausbrüdlichen, vom 
Beflagten wiederholten Worten angenommene Ber- 
einbarung getroffen, daß, damit nicht erft ein neuer 
Kaufsauffag gemacht zu werben brauche, Bellagter 
in den zwiſchen der Alägerin und deren Ehemann 
bereitö im Frühjahre 1868 abgeſchloſſenen Kauf ein⸗ 





treten und dad von dem Ehemanne der Klägerin aus 
biefem Kaufe ertworbene Kaufrecht abgetreten erhalten 
und ald Kauffumme außer den im Kaufe mit deren 
Ehemanne erwähnten, durch Uebernahme von Schuls 
ben zu gewährenden 310 Thlr. noch 1340 Thlr. —⸗ — 
bei der Eonfirmation (Kaufsvortragung) baar, mithin 
1650 Thle. — — an die Klägerin bezahlen follte. 

Beil nun Beklagter gevrängt habe, die Verfchrei- 
bung bes feinerfeitS von ber Klägerin erfauften Haus 
ſes vornehmen zu laſſen, hätten fih die Parteien mit 
dem Ehemanne der Klägerin am 7. Juli 1868 an 
Gerichtsamtöftelle zu A. begeben, hier zuvörberft ben 
7. Juli 1868 als Datum des Kaufvertrages sub A. 
einrüden laffen und hiernach diefen felbft überreicht, 
allenthalben, nachdem auch an diefem Tage und zwar 
auf dem Wege zu beregter Amtöftelle der Beklagte 
das BVerfprechen, ver Klaͤgerin außer den bedungenen 
310 Thlen. — — + bei der Kaufsvortragung noch 
1340 Thlr. — — bezahlen zu wollen, der Klägerin 
und deren Ehemanne gegenüber unter derer Beider 
-ausdrüdlicher Acceptation wiederholt gehabt. 

Am 14. Auguft 1868 hätten ſich die Klägerin 
mit ihrem Ghemanne und der Bellagte zur Vortras 
gung des von ihnen, wie oben erwähnt, am 7. Zuli 
1868 überreichten Kaufs anderweit an Amtöftelle zu 
A. begeben und, nachdem Beflagter auch an diefem 
Tage auf dem Wege zur Amtsftelle das am 7. Zuli 
1870 gegebene Verfprechen der Klägerin, außer ben 
bebungenen 310 Thlrn. —⸗ —⸗ bei der Kaufsvor- 
tragung noch 1340 Thle. — —⸗ bezahlen zu wollen, 
ber Klägerin und deren Ehemann gegenüber unter 
derer Beider ausbrüdlicher Acceptation wiederholt 
gegeben gehabt, diefen Kauf, bez. nach gehöriger Boll: 
ziehung durch den Bellagten, recognoscirt, und habe 
hierbei der Ehemann der Klägerin dem Beklagten 
fein aus dieſem Kaufe fließendes Kaufsrecht abgetre- 
ten, dieſer ſolches acceptirt, fei in den Kauf eingetre⸗ 
ten, auch von ber Klägerin mit Genehmigung ihres 
Ehemannes ald Käufer angenommen worden. 

Auch nach Beendigung der gerichtlichen, aus 
der Klagbeifuge A. erfichtlichen Verhandlung vom 
14. Auguft 1868 habe Bellagter fowohl an dieſem 
Tage, fowie feitvem wiederholt das am 7. Juli und 
14. Auguft auf dem Wege zur Amtöflelle gegebene, 
von dem Ehemanne der Klägerin angenommene Ber- 
fprechen ausgefprochen. 

Auf Grund des Vorftehenden forderte Klägerin 
unter Berufung darauf, daß fie, nicht aber Bellagter 
den Berabredungen des zwifchen ihnen abgefchloffenen 
Kaufs nachgefommen fei, die mehrberegten 1340 Thlr. 
—⸗ — vom Bellagten. 

Das Bezirksgericht zu 9. erfannte unterm 
5. Mai 1869 dahin: 
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„Weil die erhobene Klage auf mündliche Ber- 
abredungen geftügt ift, welche zwifchen den Parteien 
vor und bei dem Abfchluffe desjenigen in gültiger, 
ben Vorfchriften in 8. 822. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs entfprechender Form verabfaßten, Bl. — in 
Abſchrift beigefügten Vertrages ftattgefunden, mitteljt 
deſſen Klägerin ihr hierin bezeichnetes Hausgrundftüd 
anfänglih an ihren Ehemann, ſodann aber, noch 
bevor es zur Vertragsvollgiehung gebiehen, an ben 
Bellagten veräußert, beziehentlich der Klägerin Ehe: 
mann fein aus biefem Vertrage erworbenes Kaufrecht 
an ben Bellagten abgetreten und Legterer in den 
Kauf eingetreten, auch von ber Klägerin unter ehe- 
männlicher Genehmigung ald Käufer angenommen 
worden, fothane Verabredungen aber, denen zufolge 
die von dem Beklagten an die Klägerin zu zahlende 
Kaufjumme auf 1650 Thle. — —⸗ beftimmt wor⸗ 
den, infofern dem Inhalte der Vertragsurfunde zus 
wiberlaufen, ald hiernach der Kaufpreis nur nad 
Höhe von 310 Thlen. — —« firiet ift und daher in 
Gemäßheit $. 826. des bürgerlichen Geſetzbuchs der 
rechtlichen Gültigkeit, fonach auch der Klagbarkeit 
entbehren, immaaßen fie, wie auch aus $. 1086. 
erhellt, nicht Zeiftungen anderer Art betreffen, die der 
Beklagte außer dem in der Kaufsurkunde erwähnten 
Kaufpreife ald Gegenleiftung für Uebertragung des 
Eigentums an dem in Rede ftehenden Grundftüde 
übernommen, vielmehr einen wefentlichen Beftanbtheil 
des Kaufvertrags felbft bilden, mit dieſem im unger- 
trennlichen Zufammenhange ftehen und lediglich unter 
die Bedingungen gezählt werben müffen, unter denen 
überhaupt erft der Beflagte in den urfprünglich. zwi⸗ 
ſchen der Klägerin und deren Ehemann abgefchloffenen 
Vertrag hat aufgenommen werben follen und Klägerin 
gewillt gewefen ift, Bellagtem ihre Hausgrundftüd 
fäuflich zu überlafien, beziehentlich der Klägerin Ehe⸗ 
mann bad hieran erworbene Kaufrecht demſelben 
abzutreten, mithin die Uebertragung des Eigenthums 
an dem Grundftüde betreffen, in Folge deſſen eben» 
fowenig Bellagter aus den in der Klage erwähnten, 
von ihm der Klägerin angeblich vor und bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags gegebenen und von biefer 
unter ehemännlihem Beitritte genehmigten Ber- 
fprehen, einen Kaufpreis von 1650 Thalern zu zah⸗ 
len gehalten werben fann, da auch hierin nur ein 
Ausflug des Kaufvertrags felbft zu befinden, keines⸗ 
wegs aber die mit legterem felbft ein ungertrennbares 
Ganze bildenden Zahlungsverfprechungen ſich, was 
eined Theild durch Die von der Klägerin felbft und 
durchgehends gebrauchte Bezeichnung jener Summe 
als Kaufſumme, anderntheils dadurch widerlegt wird, 
daß derfelbe dem Klaginhalte zufolge bei der Kaufs— 
confirmation habe gezahlt werben follen, als ein zur 





Benutzung als felbftftändiger Klaggrund geeignetes 
Schuldanerkenntniß auffafien laſſen, dies ſchon um 
deswillen nicht, weil fie nicht im Hinblid auf ein 
bereits beſtandenes Schuldverhaͤltniß, als vielmehr 
nur auf ein ſolches abgelegt worden, welches eben 
durch den Kaufvertrag ſelbſt erft hat begründet werben 
follen, nun zwar weiter Klägerin BI. — fig. darauf 
noch fich bezogen, daß Bellagter auch nach der Voll- 
siehung des zwifchen ihr und Lepterem fchriftlich ab⸗ 
geichloffenen Kaufcontracts und nach Beendigung der 
hierüber flattgefundenen gerichtlichen Verhandlung 
noch) ihrem Ehemann das von diefem acceptirte Ber- 
fprechen gegeben habe, außer der im Kaufe bezeichne- 
ten Kaufjumme von 310 Thlen. —⸗ —⸗ den über 
dies vereinbarten Kaufgelderreſt von 1340 Thlen. 
—⸗—⸗ an fie, Klägerin, zu bezahlen, allein auch 
bierin ein zur Aufrechterhaltung der Klage geeignetes 
Anführen fich nicht erfennen läßt, indem, ftellt man 
fothanes Berfprechen einer der oben berührten, mit 
der fraglichen Vertragsurkunde nicht übereinftiimmen- 
den Berabredungen gleich, ihm nicht minder die eben» 
fowohl den vor als hinter der Abfaffung der Urkunde 
liegenden Nebenverabredungen, foweit fie, wie bie 
bier in Rede fiehenden, die Uebertragung des Eigen- 
thums an einem Grundftüde betreffen, in $. 826. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs angedrohte Nichtigfeit ent: 
gegenftehen würde, 

— Giebenhaar, Gommentar, Bd. IL S. 104. 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verwaltung, N. F. 

Bd. XXX. ©. 254. — 

während gegen die Annahme eines in dem von ber 
Klägerin berührten Borgange zu erblidenden Aner- 
fenntnifvertrags, abgefehen von dem Mangel einer 
zum Mindeften durch die Behauptung BI. — nicht 
genügend ausgebrüdten und zur Befeitigung aller 
Zweifel gegen eine andere Auslegung der bezüglichen 
Willenserklärung nicht völlig geeigneten Bezugnahme 
auf ein verbindliches Anerfenntniß feiner Schuld als 
foldyer Seiten des Bellagten, ohne welches ein ein- 
faches Zahlungsverfprechen allein zum Abfchluffe eines 
derartigen Bertrages Feinesfalls hingereicht haben 
würde, der Umſtand ftreitet, daß das BVerfprechen 
lediglich dem, an der dadurch zugeficherten Leiftung 
jedoch für eine Perfon gar nicht betheiligten Ehemann 
der Klägerin gegenüber abgelegt worben und Letztere 
nirgends behauptet, daß ihr Ehemann, ber, wie Bes 
klagter Bl. — mit Grund geltend gemacht hat, ſonach 
und ungeachtet feiner in biefer Beziehung völlig ein⸗ 
flußlofen Eigenfchaft als Vertreter der Klägerin, jeder 
anderen fremden Perfon gleichiteht, bei der mit Be- 
klagtem gepflogenen Verhandlung in ihrem Auftrage 
ceontrahirt und als ihre Stellvertreter dem Beklagten 
fich zu erfennen gegeben habe, daher lediglich die in 
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$. 852. enthaltene Schlufbeftimmung Plag zu er- 
greifen, feineswegs die Vorfchriften in 8. 788. oder 
853. des bürgerlichen Gefegbuchs in Anwendung zu 
bringen, unter diefen Umftänden auch das Zugeftänd- 
niß des Beflagten ad pet. 1. c. 64., daß Klägerin 
ihm das verkaufte Hausgrundftüd übergeben habe, 
feine Bedeutung verliert und nur erft bei Beantwor« 
tung der dermalen zur Entjcheidung nicht vorliegenden 
Frage in Betracht gelangen fönnte, ob und inwieweit 
Klägerin auf Grund ver in $. 849. 854. 1534. 1547. 
ded bürgerlichen Gefegbuchs enthaltenen Beftimmun- 
gen ein Klagrecht gegen den Beklagten zuftehe, fo hat 
der Alägerin Suchen, inmaaßen ed angebracht, nicht 
ftatt 20. 

Auf die gegen dieſes Erfenntniß wegen der erfolg- 
ten Abweifung von der Klägerin eingewendete Appel» 
lation verurtheilte das Königliche Appellations— 
gericht au Zwidau unterm 23. September 1869 
den Bellagten der Klagbitte gemäß, er fünnte und 
wollte denn den ihm Bl. — angetragenen, Bl. — 
von ihm angenommenen Eid nad) feiner Wahl ent- 
weder dahin, 

1) daß er nach Beendigung der gerichtlichen Ber- 
handlung vom 14. YAuguft 1868 über das 
Grundftüd Fol. 170. des Orund- und Hypo—⸗ 
thelenbuchs für S. feineswegs dem Ehemanne 
der Klägerin das BVerfprechen gegeben habe, 
außer der im Haufe über dieſes Grundſtück ans 
gegebenen Kaufgeldſumme von blos 310 Thlrn. 
—⸗—⸗ noch 1340 Thlr. —⸗ —⸗ mehr oder 
weniger an fie, die Klägerin, zu bezahlen, 

ober alfo, 

2) daß es der Ehemann der Klägerin keineswegs 
ausdrüfli angenommen habe, als er, ber 
Beklagte, nach Beendigung der gerichtlichen 
Verhandlung über das Grundftüd Fol. 170. 
ded Grund und Hypothefenbuchs für ©. jenem 
das BVerfprechen gegeben, außer der im Kaufe 
über dieſes Grundftüd angegebenen Kaufgeld- 
fumme von blos 310 Thlen. —⸗ —⸗ noch 
1340 Thle. —⸗ —» an fie, die Klägerin, zu 
bezahlen, 

fhwören, welchenfalls es ihn von der wider ihn er- 
hobenen Klage entband und loszählte, beftätigte aber 
im Uebrigen das Erfenntniß der Prima. 

Diefe Entfheidung ftügte fih auf folgende 
Gründe: 

„Diejenigen Verhandlungen, welche den Grund 
zu der gegenwärtigen Klage gegeben haben, mittelft 
welcher die Klägerin für das von ihr an den Bellag- 
ten verfaufte Grundftüdf Fol. 170. des Grund» und 
Hnpothefenbuchs für S. mehr Kaufgelver fordert, ald 
in dem Bl. — flg. — fig. abfchriftlich angutreffenden 





Kaufvertrag beftimmt worben, fallen theild in bie 
Zeit vor deſſen Aufrichtung, indbefondere vor ber 
nad Einl.»-Abfchn. 58. am 14. Auguft 1868 durch 
namensdunterfchriftliche Vollgiehung des Kaufvertrags 
Seiten des Bellagten erfolgten Herflellung der Kaufs⸗ 
urfunde, theils in die Zeit nach diefen Vorgängen. 

1 


Was die mündlichen Berhandlungen vor dem 
Zuftandefommen bes fchriftlichen Kaufsauffages und 
vor Abgabe der BI. — zu lefenden, einen felbftftän- 
digen Kaufvertrag enthaltenden Erklärungen anbe— 
teifft, fo ift auch die jegt erfennende Inſtanz ber 
Rechtsmeinung, daß diefelben nad) $. 822. 826. des 
bürgerlichen Gefegbuchs nichtig find. 

vergl. au Annalen des Königl. Oberappella- 
tionsgerichts, N. F. Bo. IIL ©. 426. 

Man könnte zwar aus folgenden Gründen ber 
Meinung fein, daß hier eine Ausnahme von diefen 
Beftimmungen eintreten müffe: 


a. 

In dem angezogenen Kaufvertrage iſt nämlich 
Bl. — fig. beftimmt, daß 110 Thle. —⸗ —⸗ auf 
dem Grundftüde haftende Schuld von dem Erwerber 
ohne Neuerung mit übernommen werde. Weiter heißt 
ed, daß 200 Thlr. —⸗ — = vom Kaufpreife bereits 
bezahlt worden feien und daß der Erwerber eine fer- 
nere Pfandſchuld von 200 Thlen. —⸗ —⸗ zur Ber- 
tretung und Berichtigung übernehme. 

Es fcheint fonach, daß der von den Sch.'ſchen 
Eheleuten urfprünglich beftimmt gewefene Kaufpreis 
nicht, wie e8 Bl. — — heißt, 310 Thle. —⸗—⸗, 
fondern 510 Thlr. — —⸗ beträgt, und daß ſonach 
minbeftens eine Ungewißheit über die Höhe des Kauf⸗ 
preifes vorliegt, wenn fi) die jegigen Parteien (die 
Klägerin mit ihrem Ehemanne) nah Bl. — zu dem 
gedachten Kaufsauffage ohne weitere Abänderung 
befennt und Bl. — unter alleiniger Berüdfichtigung 
der auf dem Grundftüde haftenden Pfandfchulden den 
Kaufpreis auf 310 Thlr. — —⸗ feftgeftellt haben. 

b 


Weiter ift auch der Beklagte Bl. — fig. geftändig, 
daß der von der Klägerin beigebrachte fchriftliche 
Kaufvertrag nicht den zwifchen ihnen gepflogenen 
mündlichen Verhandlungen rüdfichtlich des hier ftrei- 
tigen Punktes, des Kaufpreifes, entfpreche, wenn er 
auch eine andere Abweichung davon, als biefe, be 
hauptet. Denn auch nad feinem Anführen war ber 
Kaufpreis für das Grundftüd ein höherer, da gewiffe 
Forderungen, welche ihm, dem Bellagten, an bie 
Klägerin angeblich zuftanden, mit der Hingabe bes 
Grundftüds an ihn, den Bellagten, getilgt werben 
follten. Es erhöht fich nämlich der Betrag des Kauf- 
preifes von 310 Thlen. —⸗ —⸗ um den Betrag, 
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welchen die dem Beklagten an die Klägerin zugeftan- 
denen, buch den Kaufvertrag zum Erlöfchen gefom- 
menen Forderungen gehabt haben. 

Da nun die gedachten Beftimmungen bed bürger⸗ 
lichen Geſeßbuchs bauptfächlich der Erwägung ihre 
Entftehung verdanfen, daß der fchriftliche Vertrag, 
bei welchem die Parteien vorausfeglih mit mehr 
Ueberlegung zu Werke gehen, mehr als die blos ge- 
fprochenen Worte die eigentliche Abſicht derjelben fund 
geben, fo könnte man der Meinung fein, daß jene 
Beftimmungen dann nicht zur Anwendung fommen 
dürften, wenn durch die übereinftimmenden Angaben 
beider Parteien feftfteht, daß die Vertragsurfunde 
ihren eigentlichen VBertragswillen nicht widergebe. 

Allein 

ua 
fommt in Betracht, daß die dort gedachte Ungewiß- 
heit des Kaufpreiſes mit der gegenwärtigen Forderung 
in gar feiner Verbindung fleht, vielmehr, wie ohne 
jede weitere Darlegung erfichtlich ift, einen ganz an- 
beren Betrag betrifft und auf einem ganz anderen 
Grunde beruht, und 

zu b. 
ift zu gebenfen, daß die Vorfchrift in $. 826. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs, welche die der Bertrags- 
urfunde widerfprechenden mündlichen Berabredungen 
für nichtig erflärt, eine unbebingte ift, welches jedes 
weitere richterliche Ermeſſen ausjchließt, fo daß rüd- 
fichtlich der vor dem Kaufvertrage liegenden Verhand⸗ 
lungen der erften Inftanz beigetreten werden muß. 

2 


Zu einer andern Anficht ift man dagegen rüd- 
ſichtlich des Berfprechens gekommen, welches der Ber 
klagte nad) dem Kaufsabfchluffe abgegeben haben foll, 
indem man allerdings in der diesfallfigen, bei Einl.- 
Abſchn. 59 fig. dargeftellten Verhandlung einen nad 
$. 853. 854. des bürgerlichen Gefegbuchs Flagbaren, 
felbftftändigen Vertrag erblidt, fei es auch, daß bie 
Klägerin demfelben erft durch die Klaganftellung bei- 
getreten wäre. 

Man hat daher in diefer Beziehung auf den Eid 
über die Klage erfannt, indem man überdies nad 
Lage der Sache «8 für gerechtfertigt angefehen hat, 
unter der Annahme des Berfprechens Seiten des 
Ehemannes der Klägerin eine ausdrüdliche Annahme 
zu verftehen ac.” 

Gegen dieſes Erfenntniß appelliten beide Par—⸗ 
teien. 

Das Königlihe Oberappellationsgericht 
beftätigte jedoch unterm 4. Januar 1870 das Erkennt⸗ 
niß der zweiten Inftanz aus folgenden Gründen: 

„Wider das vorige Urthel haben beide Theile 
appellitt. Die Klägerin findet ſich befchwert, weil 





ihre Klage nur infoweit aufrecht erhalten worden ift, 
als diejelbe auf nach ver gerichtlichen Verhandlung 
vom 14. Auguft 1868 liegenden Stipulationen be 
ruht. Der Beflagte dagegen beantragt die Wieder: 
herftellung der erften Entfcheidung, welche die erhobene 
Klage in totum in der angebrachten Maaße abge 
wiejen hat. Das Königliche Oberappellationsgericht 
hat jedoch feine von beiden Appellationen für begrüns 
det anzufehen vermocht. 

Soviel die Vereinbarungen betrifft, welche vor 
der gerichtlichen Verhandlung Bl. — flg. liegen, ſo 
fönnen die Fragen, ob die Vorſchrift der 88. 824. 
und 826. Sag 1. des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht 
lediglich auf Nebenverträge zu beziehen fei, welche 
das veräußerte Immobile, namentlich deflen Umfang 
betreffen (man vergl. Commentar, ed. Il. Band 2. 
Sgite 110. und Seite 112 flg.), ingleichen, ob nicht 
wenigitens in dem vorliegenden Falle der Umftand 
Etwas Ändere, daß der Bellagte, das in der Klage 
angegebene Grundſtuͤck nicht unmittelbar von der 
Klägerin gekauft hat, fondern in den zwifchen ber 
Klägerin, ald Verkäuferin, und deren Ehemanne, 
Carl Friedrich Sch., ald Käufern, gefchloffenen Kauf 
Bl. — flg. eingetreten ift, auf fi) beruhen. Denn 
wenn man auch diefe Fragen zu Gunften der Klägerin 
bejahen wollte, fo würde doch den Vereinbarungen, 
welche vor der gerichtlichen Verhandlung vom 14. 
Auguft 1868 liegen, nur dann ein rechtliches Gewicht 
beizulegen fein, wenn anzunehmen wäre, daß bie 
Gontrahenten dies gewollt hätten und daß die gericht» 
liche Verhandlung Bl. — flg. nicht direct entgegen- 
fände. An beiden Borausfegungen fehlt es. Soviel 
die erfte Borausfegung anlangt, fo führt die Klägerin 
Bl. — flg. an, es fei ausgemacht worden, daß bie 
1340 Thle. —⸗ —⸗, welche der Beklagte an Kauf: 
geld mehr verfprochen habe, „bei der Gonfirmation, 
d. h. bei der Kaufsvortragung”, haben bezahlt 
werden follen. Daß dieſes Mehr an Kaufgeld jelbft 
dann bezahlt werben follte, wenn ein ganz anderer 
Kauf bei Gericht vorgetragen würde, hat die Klägerin 
nicht zu behaupten vermocht. ES muß daher ange- 
nommen werden, daß ber Kauf, wie er vorgetragen 
worden iſt, den wahren Willen der Vertragfchließen- 
den enthalten hat und die vorher getroffenen Verein- 
barungen vorläufige Verhandlungen gewejen find, 
welche unter den Gefichtöpunft der bloßen Tractaten 
fallen. Soviel die zweite Vorausſetzung betrifft, fo 
finden fi in dem gerichtlichen Protofolle mehrere 
ganz neue Beftimmungen, z. B. eine von ber BI. — fig. 
niebergefchriebenen, in mehrfacher Hinficht abweichende 
Modalität der Kaufgelverzahlung, ein Verzicht der 
Klägerin auf das Rüdkaufsrecht, welches fie ſich in 
dem mit ihrem Ehemanne gefchloffenen Kaufe vor- 
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behalten hatte. Alles dies wäre aber nicht möglich 
geweien, wenn bie Behauptung ber Klägerin begrün- 
det wäre, daß ber Kaufvertrag ſchon vorher zum 
Abfchluffe (zur Perfection) gefommen wäre und bie 
Verhandlung vom 14. Auguft 1868 nur den Zwed 
gehabt hätte, einzelne Bertragsbeftimmungen mit 
Borbehalt anderer zum gerichtlichen Protokoll zu 
geben. 

Soviel weiter die Appellation des Bellagten an⸗ 
geht, fo tritt man den Oründen der vorigen Inftanz 
Bl. — flg. unter ar. 2. und 3. bei. Was der Be- 
Hagte Bl. — flg. dagegen fagt, verdient feine recht» 
liche Beachtung. Wenn es nämlih in Wahrheit 
beruhen follte, daß der Beflagte nach Beendigung der 
gerichtlichen Verhandlung vom 14. Auguſt 1868 dem 
Ehemanne der Klägerin (alſo Demjenigen, in beffen 
Kaufsrecht er eingetreten war) das Berfprechen ges 
geben hätte, außer ber in dem Kaufe angegebenen 
Kaufsfumme von 310 Thalern noch 1340 Thaler 
an die Klägerin zu bezahlen, fo würde fich nicht 
bezweifeln laffen, daß der Beklagte der Klägerin ge— 
genüber verbindlich geworben wäre, indem in dieſem 
Falle die Vorfchriften der $$. 1397. 852. bis 856. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs unzweifelhaft Anwendung 
finden würben. ac. 

Aus diefen Gründen war das vorige Urthel, 
der eingewendeten Appellationen ungeachtet, zu bes 
ſtaͤtigen.“ 


67. 


Die gegen die Hülfsvollſtreckung in eine Forde— 
rung erhobene Intervention eined Dritten, ber 
behauptet, daß ihm felbft die in Beſchlag genom- 
mene Forderung zuftehe, ift zuläffig, und nad 
Analogie der Vorſchriften in $. 55. des Execu⸗ 
tiondgefeßed vom 28. Februar 1838, verb. mit 
$$. 3. und 9. des Gejeged vom 30, Juni 1868 
zu behandeln. — Was ift bei der Intervention 
wegen einer Kaufgelderforberung zur materiellen 
Begründung erforderlich? 


Mitgetheilt von 
Herrn © W. in K. 


Vor dem Gerichtsamte Königswartha wurde wegen 
einer ausgeflagten Schuld unter anderm auch eine 
Forderung des Bellagten ald Hülfsobject angegeben, 
welche diefer wider einen Dritten, einen Ritterguts- 
pachter H., dafür haben follte, daß er ihm fünfzig 
Stüd Schaafe verfauft und übergeben habe. 
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Die angegebene Forderung wurde bei dem Ritter 
gutspachter H. inhibirt, darnach auch bei dem Proceß- 
gerichte nach dem angegebenen Betrage von Einhun⸗ 
dert Sieben und dreißig Thalern deponict, inzwifchen 
aber von dem Bruder des Beklagten als ihm gehörig 
reclamirt. 


Er führte hierbei an, die an den Rittergutspachter 
H- verkauften Schaafe hätten nicht feinem Bruber, 
fondern ihm, dem Intervenienten, gehört. 

Es wurde nun das Interventionsverfahren ein- 
geleitet, ein Verhördtermin abgehalten, auch der Rit- 
tergutöpachter H. als Zeuge verhört. 

Das Ergebniß der Verhandlungen war, daß Be- 
Hagter und beffen Bruder die Schaafe in Gemeinjchaft 
an den Rittergutspachter H. verkauft gehabt, da jedoch 
nur ein einziger Zeuge hierüber Auskunft geben kön— 
nen, im gegenwärtigen Procefftabium auch die Zuer⸗ 
fennung eines Ergänzungseides an eine ber ftreitenden 
Parteien um deswillen bedenklich fiel, weil in ber 
vorliegenden Gattung bes fummarifchen Proceffes den 
Detheiligten das Recht nicht verfagt werben fonnte, 
in einem befondern Beweisverfahren ihre Behauptun- 
gen annoch barzuthun, fo wurde von dem Procef- 
gericht unter der Annahme, daß das Gefeg vom 
30. Juni 1868 ($.3.) hierbei nicht Anwendung leide, 
da es fi) nur auf Interventionen wegen Freigabe 
bei der Auspfändung mit Befchlag belegter beweglicher 
Sachen erftredt (zu vergl. Zeitfchrift für Rechtöpfl. u. 
Berw., N. F. Bd. XXXIII. Seite 60.), fowie unter 
Bezugnahme auf das noch nicht verftrichene Beweis- 
ftadium, welches in der Regel jedem Streitenden 
offen gelafien werben muß (zu vergl. Ofterloh, 
orbentl. Procef, 8. 303. nr. 2.), folgendermaaßen 
interloquirt: 

„Daß Interventionsbeflagter von der wider ihn 
erhobenen Interventionsklage zu entbinden und [os- 
zuzählen und dem durch die Interventionsflage unter» 
brochenen Erecutionsverfahren fein Fortgang zu laſſen, 
es ift auch Intervenient die durch die Intervention 
verurfachten Koften dem Interventiondbeflagten zu 
erftatten ſchuldig, er könnte und wollte denn fein 
Anführen Bl. —, daß er die fraglichen Schaafe an 
den DI. — erwähnten H. verfauft, binnen drei— 
wöchiger Frift, Interventionsbeflagten der Gegen- 
beweiß und beiden Theilen die Gewiffendrührung 
vorbehältlich, wie Recht erweifen, foldhenfalls ergeht 
fowohl des Interventionsanfpruch® als der Koften 
halber ferner, was Recht iſt.“ 

Auf Appellation beider Theile erkannte das 
Königl. Appellationsgericht zu Baugen im 
Monat Januar 1870 wie folgt: 


„Daß es bei diefem Befcheide, mit Ausnahme 


| der Koftenfeftftellung, wobei. es bewendet, nicht zu 


laflen. 
Würde vielmehr Interventionsfläger annoch zur 
Erfüllung fhwören, 
daß er die am 14. Juli 1869 an den Ritter 
gutspachter H. verfauften fünf und fünfzig Stüd 
Schaafe demfelben vorher zum Kaufe angeboten, 
hierauf die gedachten Schaafe dem genannten 
H. in Gemeinfhaft mit feinem Bruder W. zu⸗ 
getrieben und übergeben, und nachdem der Preis 
für diefelben auf 5 Thle. — —⸗ für das Paar 
durch gegenfeitige Uebereinkunft feftgefegt wor« 
den, W. auf die an ihn gerichtete Aufforderung 
H.'s: „wir wollen und nun berechnen‘, erwibert 
habe: „wir werben heute nicht berechnen, das 
mag bleiben bis zum Kamenzer Markte“, er aber, 
Interventionskläger, hiermit ausprüdlich fich ein- 
verftanden erflärt habe, 
fo ift der nad DI. — zum Depofitum eingezahlte 
Betrag der nad) BI. — flg. in Beicdhlag genommenen 
Forderung zu der einen Hälfte an den Interventiond- 
fläger auszuzahlen, in Anfehung ber andern Hälfte 
aber das Vollfirefungsverfahren gebührend fortzus 
ftellen zc., wogegen im falle unterbleibender Leiftung 
obigen Eides dem Vollftrefungsverfahren in Anfehung 
des ganzen zuvor erwähnten Depofitalbeftandes fein 
Fortgang zu laffen ıc. 


Gründe: 


Der von dem Berfahren bei Einfprüchen britter 
Perfonen gegen die Hülfsvollftrefung handelnde 
$. 55. des Erecutionsgefepes vom 28. Februar 1838 
bezieht fich feinem Wortlaute nach nur auf den Fall, 
wenn bei Bollziehung der Auspfändung eine in 
des Schuldners Gewahrfam befindliche Sache von 
einer dritten Perfon ald Eigenthum in Anſpruch ge 
nommen wird, demnach unzweifelhaft nur auf Ein- 
fprüche dritter Perfonen gegen die Hülfsvollftrefung 
in Förperliche bewegliche Sachen, während über die 
Zuläffigkeit und procefjuale Behandlung folder Ein- 
fprüche gegen die Hülfsvollftrefung in Forderungen 
das angezogene Geſetz weder in den 88. 56. bis 63., 
noch fonft eine Beflimmung enthält. Gleichwohl 
fann aud der gegen die Hülfsvollfitefung in eine 
Forderung erhobene Einfpruch eines Dritten, welcher 
behauptet, daß ihm felbft die in Beſchlag genommene 
Forderung zuftehe, nach den allgemeinen Grundfägen 
über die Intervention nicht ald unzuläffig angefehen 
werben. Denn obſchon duch die Hüuͤlfsvollſtreckung 
in eine Forderung das Recht des Dritten nicht fo 
unmittelbar gefährbet wird, als durch Hülfsvoll- 
ſtreckung in förperliche bewegliche Sachen, indem 
durch erftere nach der in der Praris angenommenen 





Auslegung des $. 59. des mehrangezogenen Geſetzes 
der obfiegende Theil nur ein Recht auf Befriedigung 
aus der verholfenen Forderung durch Bermittelung 
des Richterd und eine Klage gegen den Schuldner 
des BVerurtheilten auf Berwirklihung dieſes Rechts 
erlangt, dagegen, wie aus den Borfchriften in $. 61. 
hervorgeht, im Uebrigen an dem bezüglich der Forbes 
rung beftehenden Rechtöverhältniffe durch die Hülfs- 
vollſtreckung Nichts geändert wird, daher auch durch 
diefelbe der wirkliche Inhaber der Forderung fein 
Klagrecht nicht verliert, fo hat doch der Letztere ein 
erhebliches Intereffe daran, daß die Hülfsvollftredfung 
wieber aufgehoben werde, weil ihm durch diefelbe die 
Einhebung feiner Forderung erſchwert und Berwide- 
fung in einen Rechtöftreit mit dem Schuldner bereitet 
werden lann. Es bleibt daher Nichts übrig, als 
dergleichen Interventionen nad Analogie der Bors 
fohriften in $. 55. des Erecutiondgefepes zu behandeln. 
Nachdem nun der die Berhandlung und Entſcheidung 
über Einfprüche Dritter gegen die Hülfsvollftrefung 
betreffende Theil des nurangezogenen $. 55. durch 
8. 3. des Geſetzes vom 30. Juni 1868 dahin abges 
änbert worben ift, daß über den Anfpruch auf Frei- 
gabe der im Wege der Hülfsvollftretung mit Beichlag 
belegten beweglichen Sachen zwifchen dem Dritten, 
welcher denfelben erhebt, und dem Gläubiger, für 
welchen die Hülfe vollſtreckt worden ift, ohne Unter- 
fchied des Werths der Pfandftüde, nach den Vor— 
fehriften derjenigen Proceßgefege zu verhandeln und 
zu entſcheiden ift, welche das Verfahren in Streitig- 
feiten über ganz geringe Givilanfprüche regeln, jo 
würde, wenn auf Einſprüche Dritter gegen Hülfe- 
vollftrefung in Forderungen ihrem Wortlaute nach 
diefe Vorſchrift nicht bezogen werben fönnte, deren 
analoge Anwendung auf diefen Hall gerechtfertigt und 
umfomehr geboten fein, ald der Gefeggeber bei jener 
neuen Beftimmung den Zwed verfolgt hat, das Ber- 
fahren auf Interventionen im Bollftredungsverfahren 
überhaupt zu vereinfachen und abzuluͤrzen, hierdurch 
aber das Bollftrefungsverfahren felbft zu beichleuni- 
gen. Es erfcheint indeflen nicht einmal nothwenbig, 
um die Anwendung von $. 3. des Geſetes vom 
30. Juni 1868 auf den Einfpruch eines Dritten 
gegen die Hülfsvollftrefung in eine Forderung zu 
zechtfertigen, zu der Analogie feine Zuflucht zu neh— 
men, vielmehr wird diefer Fall von dem Wortlaute 
des Geſetzes felbft mit getroffen, indem vorauszufegen 
ift, daß der Geſetzgeber bei Aufftellung der fraglichen 
Vorſchrift fi im Einklange mit den Begriffsbeftim- 
mungen des bürgerlichen Geſetzbuchs gehalten habe, 
nad) 8.60. des legtern aber Forderungen den beweg⸗ 
lichen Sachen gleich geachtet werben, mithin der Ans 
fpruch eines Dritten auf Wieberaufhebung der Huͤlfs⸗ 
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vollſtreckung in eine Forderung auch als ein Anfpruch 
auf Freigabe einer im Wege der Hülfsvollftrefung 
mit Beſchlag belegten beweglichen Sache zu betrach⸗ 
ten ift. 

Hieraus folgt, daß über die BI. — angebrachte 
Intervention, mittelft deren die Wiederaufhebung der 
nad Bl. — fig. verfügten Hülfsvollftredung in eine 
angeblih dem Bellagten im Hauptprocefie an den 
Rittergutspachter H. zuftehende Kaufgelverforderung 
für 55 Stüd Schaafe unter dem Anführen beantragt 
worben ift, daß biefe Forderung dem Interventions- 
Kläger ſelbſt zuftehe, nicht, wie nach Bl. — flg. ver- 
bunden mit BL. — geſchehen, nad den Borfchriften 
im Schlußfage von $. 55. des Erecutiondgefehes, 
fordern nad den Vorfchriften über das Berfahren 
in Steeitigfeiten über ganz geringe Givilanfprüche zu 
verhandeln und zu entjcheiden gewefen wäre, und ber 
vorliegende Interventionsftreit auf den Weg des 
Beweiſes und Gegenbeweifes, in welchen berfelbe 
durch den angefochtenen Beicheid gewiefen worden 
ift, nicht zugelaffen werden fann. Wenn es fi nun 
fragt, ob in deſſen Folge, unter Wiederaufhebung 
des bisherigen Verfahrens und des angefochtenen 
Beicheides die Sache zur Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung nach den Borfchriften des Gefepes vom 16. Mai 
1839 an die erfte Inſtanz zurüdgemwiefen fei, fo hat 
Man hiervon Umgang nehmen und darauf ſich be- 
ſchraͤnken zu können geglaubt, die gegenwärtige Ent- 
fheidung nad} den Vorfchriften in $. 3. verbunden 
mit 8. 9. des Geſetzes vom 30. Juni 1868 zu ertheis 
len, weil theils die von dem Bl. — abgehaltenen 
Verhörstermine an ftattgefundene formelle und mate- 
tielle Behandlung der Sache auch den Vorſchriften 
über dad Berfahren in ganz geringfügigen Rechts- 
ſachen genügt, theild das freitige Rechtsverhaͤltniß 
bereitö hinreichend erörtert ericheint, um barüber 
rechtlich entfcheiden zu Fönnen. Denn in erflerer 
Hinſicht ift in jenem Termine in Bezug auf die Be- 
gründung ded Anfpruchs, die Erflärung des Bellag- 
ten über denfelben und deſſen Beicheinigung alles 
dasjenige beobachtet worden, was nad ben Bor- 
fchriften in 8. 18. 21. 23. des Gefeged vom 16. Mai 
1839 zu beobachten gewefen wäre, wie denn auch die 
Erhebung der Bl. — zu lefenden Zeugenausfage, 
verbunden mit der Bl. — erfolgten Benachrichtigung 
der Parteien von dem Abhörungstermine dem Weſen 
nad) den Borfchriften in 8.26. Abf.1. des nämlichen 
Geſetzes entfpricht und die förmliche Vereidung des 
Zeugen an Wirkfamfeit hinter der Berficherung mit- 
telft Handſchlags an Eidesftatt, welche nach $. 27. 
genügt hätte, nicht zurüdfteht. Im der andern Hins 
ſicht aber erfcheint der Umftand, deſſen Erörterung 
nah Bl. — und — von beiden Theilen gewuͤnſcht 
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wird, ob nämlich der Interventionsfläger oder deffen 
Bruder, ber Beklagte im Hauptproceffe, zur Zeit des 
Berfaufs der Schaafe am den obgenannten H. deren 
Eigenthümer geweſen fei, für die Begründung bes 
Interventionsanfpruchs unerheblih. Denn um zu 
beftimmen, wem eine SKaufgeldforderung zuſtehe, 
fommt es nach 8. 1094. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
mir darauf an, wer den Kaufvertrag ald Käufer 
abgefchloffen habe, und die Entftehung der Haufgeld- 
forberung in ber Perfon des Verkäufers fann von 
der Borausfegung, daß berfelbe zur Zeit des Verkaufs 
Eigenthümer der verfauften Sache geweſen fei, um 
fo meniger abhängig gemacht werben, ald nad 
$. 1089. der Berfäufer nicht verpflichtet if, dem 
Käufer das Eigenthum, fondern nur den Beſitz 
der verfauften Sache zu übertragen, und der Mangel 
des Eigentums auf Seiten ded Verkäufers nad 
8.1092. feine Wirkung nur in der Haftpflicht wegen 
Entwährung äußert. In Bezug auf obige, für bie 
Begründung und Befcheinigung des erhobenen Inter 
ventionsanſpruchs hiernach allein erhebliche Frage ift 
nun aus den Ausfagen des BI. — flg. abgehörten, 
an ſich unverbächtigen Zeugen wenigftens foviel zu 
entnehmen, daß Interventiondfläger und fein Bruder, 
der Beflagte im Hauptproceffe, bei dem Handel ges 
meinfchaftlich als Verkäufer aufgetreten’ find, woraus, 
wie bereitd Bl. —*) mit Recht bemerkt worben ift, 
nad $. 663. des bürgerlichen Geſetzbuchs, folgen 
würde, daß der Anſpruch auf das Kaufgeld einem 
Jeden zur Hälfte zufteht und daher der nad Bl. — 
zum Depofitum eingezahlte Betrag dieſer Forderung 
dem Interventionskläger wenigſtens zur Hälfte aus⸗ 
zuzahlen it. Um jedoch dieſen Erfolg herbeizuführen, 
bedarf ed mit Rüdficht auf die Vorfchrift in 8. 9. 
des Geſetzes vom 30. Juni 1868 von Seiten des 
Interventionsflägerd noch eines Erfüllungseides, wel⸗ 
hen Man auf diejenigen von dem Zeugen befundeten 
Umftände gerichtet hat, aus weldyen folgt, daß Inter- 
ventiondfläger und. defien Bruder in Gemeinfchaft die 
Schaafe verfauft haben.” 

Ein Rechtsmittel hiergegen wurde nicht einge 
wendet. 


*) in ber erſten Entſcheldung. 





Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Ber- 
orbunngen. Dad 11. Stück des Geſetz- und Ver— 
orbnungdblattes für das Königreih Sachen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 71. Bekanntmachung, die Einführung von Corre⸗ 
fpondenzkarten betreffend, vom 15. Juni 1870. No. 72. 
Bekanntmachung, eine Anleihe der ifraelitifchen Reli 
giondgemeinde betreffend, vom 7. Juni 1870. — 2egte 
Abſendung: am 25. Juni 1870. 





Verſetzungen in den Nuheſtaud, Entlafiungen ıc. 
Seine Majeftät der König haben dem Vicepräſidenten 
des Oberappellationdgerichts, Ernſt Otto Shumann, 
dem Oberappellationsrathe Dr. Franz Paul Alfred Du 
Chesne, dem erften Rathe des Appellationdgerichts zu 
Zwickau, Bicepräfldenten Eduard Flechſig, dem Ge 
richtsamtmann des Gerichtdamts Döbeln, Hofrath Johann 
Heinrich Ferdinand Fleck und dem Vorſtande des Ge 
richtsamts Rabeburg, Gerichtdamtmann Heinrich Keopolb 
Döttger, die nachgeſuchte Berfegung in Ruheftand mit 
der gefeglichen Penſion und unter Belaffung ihres Titels 
und Ranges, ſowie dem Borftande des Gerichtsamts 
Auguftusburg, Gerichtsamtmann Otto Theodor Meufel, 
die wegen erfolgter Anftellung im auswärtigen Dienfte 
erbetene Entlaffung aus feiner Stelle und dem Staatd- 
dienfte zu bewilligen allergnädigft gerubt. 


Simmatricnlation von Mdvocaten u. Notaren. 
Der Gerichtsamtmann a. D. Friedrich Guſtav Edler in 
Schönbrunn bei Wolkenftein, der feitherige Gerichtdamts- 
affeffor Paul Richard Sulgberger in Wurzen, ver 
feitherige Referendar bei dem Stabtrathe zu Dresden 
Ernft Robert Schneider in Hainichen, ber frühere 
Advocat und nachherige Referendar bei dem Stadtrathe 
zu Leipzig Garl Morig Francke und die Rechtscandida- 
ten Dr. jur. Georg Bror in Leipzig, Wilhelm Morig 
Höpner in Reudnitz bei Leipzig und Alfred Richarb 
Pinther in Werbau find zu Aovocaten ernannt, auch 
ift den Advocaten Carl Leopold Baumgärtel in Lim— 
bach bei Chemnig, Ernft Emil Tobagf in Zſchopau, 
Auguft Hermann Mättig im Leipzig und Eduard 
Eule, Vürgermeifter in Auerbach, für die Dauer des 
Aufenthalts an ihren jegigen Wohnfigen bie Ausübung 
bed Notariatd im vollen Umfange geftattet worden. 





Redacteur: Bundes: Oberhanbelsgerihtsraih Werner. 


Dfflein der Verlagshandlung. 


Wochenblatt 





Ale Boftämter 


2a bp e gi ⸗ f ür u. Buchhandlungen 
feinen jährlich > c übernehmen ®eftel« 
en merkwürdige Kechtsfälle, 33: 
außerdem am Jah: in actenmäßigen Darftellungen praenumerandozu 
— aus dem Gebiete der Justizpflege "arzt 
und Verwaltung 
zunächſt für das 
Königreich Sachſen. 
Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 
M 42. Nene Folge Adıtzehnter Fahrgang. 1870. 
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Dem Präfentanten eines Inhaberpapieres 

fann von bem Berpflichteten die Ausflucht ent: 

gegen gehalten werben: er fei blos Beauftragter 

eined Dritten und müffe daher die gegen ben 

Letztern beftehenden Einwendungen gegen ſich 
gelten laſſen. 


Mitgetheilt von 
Herrn & M, in L. 


Die thatſächlichen Umftände ergeben ſich aus den 
nachftehenden Entſcheidungsgruͤnden. 
Erfenntniß erfter Inftanz, 
des Königl. Bezirksgerichts Dresden vom 
27. Mai 1869 
in Sachen T.'s und F.'s in Leipzig, Kläger, gegen 
den Königlichen Staatsfiscus, Beklagten: 

„Daß Bellagter die von ihm BL. — unter 3. 
vorgefchüigte Einrede binnen 3 Wochen, den Klägern 
der Gegenbeweis, beiden Theilen der Eidesantrag 
und andere Rechtszuftändigfeiten vorbehältlich, wie 
Recht zu erweifen fchuldig, worauf in der Hauptfache 
und der Koften halber ferner ergeht, was Recht ift. 

Entfheidungsgründe: 

Am 24. Juni 1868 hat der Commis der Kläger 
Auguft Sch. die in der Klagbeifuge L Bl. — anges 
führten Looſe der Königlich Sächfifchen Landeslotterie, 
auf welchen die Gebrüder 2. in H. ald Hauptcollecs 
teure und zugleich ald Untercollecteure verzeichnet ge- 
wefen find, im ausdrüdlichen Auftrag der Kläger mit 
einem der Klagbeifuge IL Bl. — gleichlautenden 
Schreiben in der Kanzlei der Königlichen Lotterie» 
direction in Leipzig mit der Bitte um Auszahlung der 


darauf entfallenen Gewinne, welche für jedes ber 
Loofe in der Klagbeifuge I. angegeben find, präfentirt 
und übergeben. Diefer Schritt gründete ſich auf 8.7. 
des der Klage Bl. — unter 3. beigelegten Plans zur 
73. Königlid Saͤchſiſchen Yandeslotterie, da die Ge— 
brüder L. am 5. Juni 1868 ihre Infolvenz angezeigt 
hatten und deshalb Zahlung auf die Loofe bei ihnen 
nicht zu erlangen geweſen war. 

Seiten der Königlichen Lotteriebirection find bie 
Loofe angenommen, aber Zahlung ift von ihe ver- 
weigert worden und das Königliche Finanzminifterium 
hat diefer Weigerung beigepflichtet. 

Dieſe Thatfachen, welche zu Folge der Zugeftänd- 
nijfe der Bellagten bei den Einlaffungsabjchnitten 1. 
4.7. und bie bezüglichen Anführungen in der Einrede 
unter 3. in rechtlicher Gewißheit beruhen, reichen aus, 
um zur Verurtheilung des Beflagten zur Zahlung der 
geforberten 572 Thlr. 25 Nor. 6 Pf. nebft Zinfen 
zu führen, ald wodurch das auf Rüdgabe der Looſe 
gerichtete Klaggefuch von felbft fich erledigt. Denn 
die mit Gewinnen herausgefommenen 2oofe ber 
Königlich Säcftichen LYandeslotterie find, da nad 
$. 7. des Lotteriepland der Befig des Driginalloofes 
allein den Gewinnanfpruch fichert und die Gewinns 
auszahlung nur gegen Rüdgabe des Originalloofes 
erfolgt (abgejehen von den in $. 5. 8. 9. des Plans 
gedachten Ausnahmefällen), als f. g. Inhaberpapiere 
anzufehen, 

vergl. Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwal—⸗ 
tung, N. F. Bb. XVIIL ©. 321. 

und ed hat daher der Inhaber eines Looſes, fo lange 

er baffelbe inne hat, ald Berechtigter gegen den zur 

Auszahlung des darauf gefallenen Gewinnes Ber- 

pflichteten, das ift, wie Beflagter felbft nicht beftritten 

hat, gegen die Königliche Lotteriedirection in Bertre- 


tung des Fiscus als des Unternehmers der Lotterie 
zu gelten (8. 1039. des bürgerl. Geſetzbuchs). Als 
Inhaber der hier fraglichen Loofe find aber dem In- 
halte der Klage zu Folge die Kläger anzufehen; denn 
haben fie auch nicht perfönlich diefelben Behufs 
Auszahlung der darauf entfallenen Gewinne bei ber 
Königlichen Lotteriedirection präfentict, fo ift dies 
doch nach Obigem für fie durch einen Beauftragten 
geichehen, fie haben alfo durch die Aushändigung der 
Loofe von ihrem Beauftragten den Befig derſelben 
nicht verloren und ebenjowenig find fie dadurch, daß 
ihr Beauftragter die Loofe der Königlichen Lotterie- 
direction übergeben hat, des Anſpruchs auf Auszah— 
lung der Gewinngelver verluftig geworben, ba in ber 
Aushändigung der Loofe zu dem angegebenen Zwed 
an die zur Auszahlung der Gewinngelder verpflichtete 
Behörde bereits die Geltendmachung ihres Anfpruchs 
auf die Gewinngelber enthalten ift. 

Es fann fich daher im vorliegenden Fall lediglich 
fragen, ob die Einrede beachtlich ift, welche Beflagter 
Bl. — unter 3. vorgefhügt und worin derfelbe aus- 
geführt hat, daß 

a) Kläger lebiglich Beauftragte des Kaufmanns 
und Lotteriengenten $. W. Th. in Lübeck feien und 
von diefem in der Zeit vom 8. bis 24. Juni 1868 
die Loofe mit ausdrüdlichem Auftrag zugefendet erhal⸗ 
ten haben, ſolche bei der Königlichen Lotteriedirection 
zu präfentiren und bie darauf entfallenen Gewinn- 
gelber für feine Rechnung einzuheben, 

b) daß der 2otteriedirection an Th. Anſprüche 
zuftehen, durch welche der libellirte Gewinnanfpruch 
vollftändig abforbirt werde. 

Kläger haben in der Replif BI. — flg. der Statt- 
haftigfeit diefer Einrede mit Bezug auf die Eigenfchaft 
der Looſe ald Inhaberpapiere widerfprochen. Aller 
dings gilt nach 8. 1039. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
bei Inhaberpapieren jeder Inhaber der Urkunde, 
fo lange er fie inne hat, als Berechtigter gegen ben 
durch die Urkunde Verpflichteten zu Erhebung ber in 
legterer verförperten Forderung und nad $. 1044. 
geſchieht die Uebertragung der legtern durch Uebergabe 
der Urkunde. Hiernach ift den Klägern beizupflichten, 
daß, nachdem Th. die Loofe ihnen übergeben und fie 
diefelben angenommen hatten, fie felbft mit der In« 
habung der Looſe das in dieſen verkörperte Forde— 
rungsrecht inne haben. 

Allein wenn dad oben unter a. erwähnte Vor: 
bringen Beklagtens begründet fein follte, jo würde 
bis zum Beweis eines Andern anzunehmen fein, daß 
Kläger, wie fie durch bie Uebergabe der Looſe nicht 
Eigenthümer derfelben geworben find, auch nicht den 
Willen gehabt haben, dad Forberungsrecht für fich 
geltend zu machen und die Gewinnbeträge für fich zu 
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erheben, fondern daß fie für Th., welcher Eigen- 
thümer geblieben, die Looſe bei der Lotteriebirection 
präfentirt und für diefen die Gewinnbeträge haben 
erheben wollen. Sie würden daher in dem anges 
nommenen Fall fich in derjelben Lage befunden haben, 
in der nach ihrem eigenen Anführen in der Klage ihr 
Commis Sch. ſich befunden hat, als biefer nad 
Inhalt der Klage die Looſe bei der Lotteriedirection 
zum Zwede der Erhebung der Gewinnbeträge präjen- 
tirte. Auch Schm. hatte zu dem angegebenen Zeit 
punkte die Loofe thatfächlich in feiner Macht, war 
daher Inhaber derfelben ($. 186. des bürgerlichen 
Gefepbuchs) und mithin bei ihm die Vorausfegung 
begründet, unter welcher nach $. 1039. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs das in den Loofen verkörperte Fors 
berungsrecht gegen die Verpflichteten geltend gemacht 
werben fonnte. 

Wie aber defienungeachtet, wenn man dem In- 
halt der Klage folgt, nicht Sch., fondern Kläger als 
Forberungsberechtigte anzufehen find, weil erfterer 
lediglich den Willen gehabt hat, das Forderungsrecht 
für feine Auftraggeber, die Kläger, geltend zu machen, 
fo würde auch, wenn jenes Vorbringen des Beflagten 
in Wahrheit beruhen follte, bis zum Beweiſe des 
Gegentheils Th. ald der Forderungsberechtigte anzu- 
fehen fein, der feine Forderung durch feine Beauf- 
tragten, die Kläger, geltend gemacht hat. Es erfcheint 
bierbei vollftändig irrelevant, daß Kläger bei ber 
Präfentation der Loofe durch Sc. deſſen feine Er- 
wähnung gethan haben, daß fie diefelben im Namen 
Th.'s bewirken wollten. Denn die ausdrüdliche 
Benennung deſſelben ald desjenigen, für den fie die 
Looſe präfentiren und die Gewinnbeträge erheben 
wollen, würde nur einen für den dritten Unbethei- 
ligten erfennbaren Ausprud ihres Willens, für Th. 
handeln zu wollen, in fich faffen, deſſen ed nicht be- 
durfte, da die Fortdauer diefes Willens, der ſich ſchon 
durch die Mebernahme und Ausführung des Auftrags 
fund gegeben haben würde, zu präfumiren ift. Diefer 
Auffaffung fteht auch die Beftimmung in $. 1045. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht entgegen. Denn 
wird erwiefen, daß Kläger lediglich ald Beauftragte 
Th.'s die Looſe präfentirt und das in dieſen verkörs 
perte Forderungsrecht bei der Lotteriebirection geltend 
gemacht haben, fo ift rechtlich dieſelbe Lage vorhan- 
den, ald wenn Th. felbft die Präfentation der Loofe 
bewirft und die Gewinngelber gefordert hätte; es 
handelt ſich daher hierbei nicht um eine Einwendung 
gegen das Forberungsrecht des Inhabers der Loofe, 
fondern um bie Feftftellung der Perſon des lepteren 
und in feiner Perfon des eigentlichen Forderungs⸗ 
berechtigten, die unbefchabet der Natur der Loofe als 
Inhaberpapiere gejchehen konnte, weil dadurch, daß 
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die Looſe in den Befig des Verpflichteten gefommen 
find, eine Aenderung in der Perfon des Forderungs- 
berechtigten durch Uebertragung des Forderungsrechtes 
auf dem in $. 1044. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
angegebenen Wege ausgefchloffen war. 

Deshalb kann man der Beftimmung in $. 1045. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs nur die Wirkung bei 
legen, daß einerfeits den Klaͤgern ein Beweis über 
die Art und Weife, wie fie die Inhabung der Loofe 
erworben, nicht angefonnen werden darf, die Beweis: 


laft vielmehr dem Beklagten zufällt, andererfeits der 


fragliche Einwand des legtern nur dann rechtlich zu 
beachten ift, wenn von ihm nachgewiefen wird, daß 
er an ber Beftftellung der Perſon des Forderungso⸗ 
berechtigten ein rechtliches Interefje habe. Ein ſolches 
würde aber vorhanden fein, wenn die oben unter b. 
erwähnten Behauptungen Bellagtens in Wahrheit 
beruhen jollten. Denn follte das vom Beklagten be- 
hauptete Auftragsverhältniß zwifchen Th. und. den 
Klägern ftattgefunden haben, fo würde der Beklagte 
nach $. 1046. des bürgerlichen Geſetzbuchs auch bes 
techtigt fein, dem geflagten Anfpruch alle Einwendung 
entgegen zu ſetzen, welche ber Königlichen Lotteries 
direction aus dem zwifchen ihr und Th. beſtehenden 
Berhältniß zur Seite ftehen. Dem Bellagten ift bei- 
aupflichten, daß die von ihm vorgefchügten Gegen- 
anſprüche folche feien, die er gegen die geflagte For- 
berung, wenn biefe eine Forderung Th.'s bildet, in 
Aufrechnung bringen kann.“ 
Erfenntniß 
des Königl. Appellationsgerichts zu Dresden 
vom 7. Dctober 1869: 

„Daß es bei der BI. — befindlichen, nad Bl. — 
am 26. Juni 1869 befannt gemachten Entſcheidung 
nicht zu laffen, fondern es ift Bellagter die geflagten 
Fünfhundert zwei und fiebenzig Thaler 25 Nor. 6 Pf. 
fammt Berzugszinfen zu fünf v. H., vom 25. Juni 
1868 an gerechnet, den Klägern zu bezahlen ꝛc. 


ſchuldig. 
Entſcheidungsgründe: 

Wie bereits von der erſten Inſtanz Bl. — (und 
zwar ohne daß Bellagter hiergegen Widerſpruch er- 
hoben, beziehentlich hierauf fein Rechtsmittel erftredt 
hätte) näher dargelegt worden ift, reichen bie in ber 
Klage angeführten, von dem Bellagten im Wefent- 
lichen eingeräumten Thatfachen an fich aus, um der 
Berurtheilung Bellagtens zu Bezahlung der geflagten 
572 Thlr. 25 Ngr. 6 Pf. fammt Zinfen zu begrün- 
den, und fann es ſich hier nur fragen, ob bie von 
dem Bellagten Bl. — unter 3. vorgefhügte Einrede 
— daß Kläger leviglich Beauftragte C. W. Th.'s in 
Lübed feien und Bellagtem letzterem gegenüber Ge— 
genanfprüce zuftänden — als beachtlich fich darftelle. 





Die erfte Inftanz hat diefe Frage bejahend beantwor- 
tet und dies Bl, — durch Gründe motivirt, die ſich 
jedenfalls nicht jo ohne Weiteres als unerheblich bes 
zeichnen laffen. Gleichwohl ift Man in jegiger In— 
ftanz aus folgenden Erwägungen zu der entgegen- 
gejegten Anficht gelangt. 

Um bei den aus der rechtlichen Natur der Inhabers 
papiere abzuleitenden Folgerungen nicht fehl zu gehen, 
muß man vor Allem zwei Gefichtspunfte auseinander 
halten, welche dabei in Betracht kommen. 

Ein Inhaberpapier — unter welchem Ausbrude 
in Folgendem nur die eigentlichen Inhaberpapiere 
im egenfage zu den fogenannten unvolllommenen 
Inhaberpapieren (8. 1048. des bürgerlichen Gefep- 
buchs) zu verftehen find — ift an fich eine bewegliche 
Sache, an welcher Eigenthum und andere dingliche 
Rechte beftehen fünnen. Erwerb, Berluft und Wirs 
fung diefer Rechte ift — abgefehen von gewillen, hier 
nicht weiter in Frage kommenden Beichränfungen — 
nach den allgemeinen Grundſätzen zu beurtheilen 
(8. 1041. 1042. des bürgerlichen Gefegbuchs) und 
es bieten daher die Rechtöverhältniffe, die zwilchen 
mehreren Perfonen entftehen können, weldye auf das 
Eigentum oder den Befig des nämlichen Papieres 
Anſpruch machen, feine befonderen Schwierigfeiten 
bar. Auf der andern Seite aber ftellt fi ein Ins 
haberpapier gewiſſermaaßen als Werförperung der 
Berpflichtung dar, welche ver Ausfteller des Papieres 
übernommen hat (vergl. v. Savigny, Obligationen» 
recht, Band II. 8. 62. Seite 99.), und es eniſteht 
daher die Frage, wen man fich ald den gegenüber 
dem Ausfteller Berechtigten, ald den Inhaber ber 
Forderung aus dem Papiere, beziehentlid dem im 
Lepteren enthaltenen Zahlungsverfprechen, zu denfen 
habe. Die Beantwortung diefer Frage ift von Wich— 
tigfeit namentlich in Betreff der Ausflüchte, welche 
der aus dem Inhaberpapier Berechtigte dem Präjen- 
tanten deſſelben entgegenftellen darf (denn obwohl 
darüber fein Zweifel ift, daß der Verpflichtete jedem 
Inhaber zahlen fann, fo folgt daraus noch nicht ohne 
Weiteres, daß er jedem Inhaber zahlen muß); fie ift 
es infonderheit auch für den bier vorliegenden Ball, 
wenn der Verpflichtete behauptet, daß der Inhaber 
und Präfentant lediglich als Beauftragter eines 
Dritten handle und Gegenforderungen, welche ihm 
gegen diefen Dritten zuftehen, zur Aufrechnung brins 
gen will. Denn ift der jedesmalige Inhaber des 
Papiers, gleichviel, worauf diefe Inhabung beruht, 
zugleid Inhaber der Forderung aus dem Papiere, fo 
it e8 auch im Verhältniffe zu dem Berpflichteten 
ganz gleichgültig, ob er Eigenthümer des Papieres, 
beziehentlich vechtmäßiger und reblicher Befiger fei, 
er übt, wenn er das Papier zur Zahlung präfentitt, 
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fein eignes Recht aus, macht eine ihm zuftehende 
Forderung geltend, und daraus mwürbe dann ohne 
Weiteres folgen, daß ihm Ausflüchte, die dem Ber 
pflichteten einem Dritten gegenüber zuftehen, gleich“ 
viel, in welchem Verhältniffe diefer Dritte zu dem 
Inhaber des Papieres, beziehentlich zu Tepterem felbft 
fonft geftanden habe oder noch ftehe, nicht entgegen- 
gefeßt werden können. 
In der Theorie finden ſich hierüber verfchiedene 
Anfichten vertreten. Mehrere Rechtslehrer 
f. namentlih von Savigny, Obligationenredht, 
8. 66. Band II. Seite 135. 
Thöl, Handelsrecht, IV. Aufl. 8. 54 fig. 
gehen von der Anfchauung aus, daß als wahrer 
Oläubiger nur der Eigenthümer des Inhaberpapies 
res zu betrachten fei, dem thatfächlichen Inhaber jedoch 
ftets die Bermuthung des Eigenthums zur Seite 
ftehe, was zu der Folgerung führen würde, daß man 
dem Berpflichteten den Beweis, der Präfentant des 
Papieres fei nicht Eigenthümer, nachlaſſen müßte. 
Andere 
f. namentli Runge, die Lehre von den Inhaber- 
papieren, $. 70. Band I. Seite 299 flg. und 
$. 137. Band IL. Seite 623 fig. 
v. Gerber, Syſtem des deutſchen Privatrechte, 
VI. Aufl. $. 160. Seite 393. 
betrachten den Inhaber als ſolchen — vorausgefept 
nur, daß er den Willen hat, die Inhabung für ſich 
auszuüben — ald eigentlichen Gläubiger, gleichviel, 
in welchem Verhältniffe er fonft zu der Urkunde ſtehe. 
Außerdem ift noch darüber Streit, ob der Forderung 
aus dem Inhaberpapiere überhaupt die Einrede der 
Aufrechnung (felbft wenn fie dem Verpflichteten un- 
mittelbar gegen ven Inhaber zuftände) entgegengefegt 
werben könne, eine Frage, für welche jene Auffaffung 
nicht allenthalben als maafigebend betrachtet, und 
welche z. B. von Kuntze a. a. O. Band II. Seite 
629 fig. im Allgemeinen bejaht, von Thöl dagegen 
a. a. O. Band I. Seite 339. 340. Note g. verneint 
wird. (Vergl. wegen bes weiteren Dernberg, Ges 
ſchichte und Theorie der Eompenfation, II. Aufl. 8.50. 
Seite 425 flg., indbefondere Note 3. Seite 425.) 
Soviel diefe letztere Frage anlangt, fo kann es 
nad) $.1046. des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht zwei⸗ 
felhaft fein, daß die Einrede der Gompenfation, da 
fie in $. 1046. nicht ausgenommen ift, der Forderung 
aus dem Inhaberpapiere dann entgegengefegt werben 
dürfe, wenn fie dem Verpflichteten gegen den Inhaber 
des Papiered unmittelbar zufteht. Soviel aber die 
erfte gedachte Meinungsverfchiedenheit betrifft, fo liegt 
den Vorfhriften in $. 1039 flg. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Allgemeinen die Auffaflung zu Grunde, 
welche nad) Obigem hauptfächlich von Runge a. a. O. 





vertreten worben ift, wie Died nicht nur aus $. 1039. 
1045. 1046. felbft, fondern auch aus den Motiven 
zu 8.1039. (Siebenhaar, Commentar ꝛc. Band II. 
Seite 193.) ſich ergiebt. Insbefondere darf die Aus— 
drudsweife des $. 1039.: „gilt jeder Inhaber der 
Urkunde als Forberungsberechtigter” nicht etwa zu 
der Annahme verleiten, daß damit nur eine — ben 
Gegenbeweis geftattende — Vermuthung im Sinne 
der oberwähnten Anficht v. Savigny’s habe aufs 
geftellt werben follen; denn damit würden die Bor- 
ſchriften in $. 1045. 1046. gänzlich unvereinbar fein. 

Bergl. Sintenis, Anleitung zum Studium des 

bürgerlichen Geſetzbuchs, Seite 291. 292. 

Man könnte vielmehr im Gegentheil zu der Anficht 
gelangen, daß die Vorfchrift in $. 1039. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs noch über die Auffaffung Kunpe’s 
und der mit ihm übereinftimmenden Rechtölehrer hin⸗ 
aus gehe, infofern „Inhaber“ nad $. 186. des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs auch derjenige ift, welcher das 
Papier als Stellvertreter eined anderen thatfächlid) 
in feiner Macht hat, und in $. 1039. der Willens- 
richtung des Inhabers (ded animus rem sibi habendi) 
nicht gedacht ift, und man fönnte hieraus — wie 
auch von Beklagten. BI. — flg. und ber erften In— 
ftanz BI. — gefchieht — die Folgerung ableiten wollen, 
daß, wenn man ftreng an dem Wortlaute des $. 1039. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs fefthalte, Kläger gar 
nicht Forberungsberechtigte feien, weil fie weder ders 
malen Inhaber der fraglihen Gewinnloofe, noch letz⸗ 
tere von ihnen felbft bei der Lotteriedirection präfentirt 
worben feien, dies vielmehr von ihrem Commis Auguft 
Sch. geihehen ſei. Dagegen ift indeß, abgeſehen 
noch davon, daß Kläger, wenn es deſſen bebürfte, 
die Bl. — in erfter Linie beanſpruchte Rüdgabe der 
Loofe allerdings nad) $. 1534. des bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs zu verlangen und ſonach die Inhabung wie- 
der zu gewinnen in ber Lage fein würden, zunaͤchſt 
zu bemerfen, daß, wie auch die erfte Inftanz Bl. — 
mit Recht annimmt, die Präfentation der Loofe bei 
der Lotteriedirection fein Aufgeben der Inhabung, 
fondern vielmehr eine Geltendmachung berjelben 
enthielt, 

vergl. Zeitfchrift für Rechtöpfl. u. Berw., N. F. 

Band XVI. Seite 321. 322. 

im Uebrigen aber der Umftand hervorzuheben, daß 
der Commis Sch. nicht jelbft als Inhaber aufgetreten 
ift, fondern ſich durch das von ihm überreichte Schreis 
ben nur als Stellvertreter, beziehentlich Bote der 
Inhaber vorgeftellt hat. Hierin nämlich liegt der 
Grund, weshalb den Klägern die obige Folgerung 
nicht entgegengehalten werden fann. Der Stellver- 
treter, welcher fich als ſolcher zu erfennen giebt, macht 
eben nicht feine Inhabung, fondern die Inhabung des 
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Bertretenen geltend und kann deshalb nicht für 
feine Perſon als Forberungsberechtigter angefehen 
werben, weil er dies gar nicht fein will. Die Kläger 
dagegen ftügen fi auf ihre Inhabung, machen ihr 
eigenes, aus diefer Inhabung fliefendes Forderungs⸗ 
recht geltend, und fchon dadurch, daß fie dies thun, 
legen fie ven Willen, jenes Forderungsrecht für ſich 
auszuüben, an den Tag, während das Vertragsver⸗ 
hältniß, in welchem fie etwa zu Th. ftehen, nur pers 
fonliche Verpflichtungen zwifchen ihnen und Th. her— 
vorbringen fann. 

Vergl. Kunge, a. a. D. Band II. Seite 624. 

Wenn in einem in gewiffer Beziehung analogen 

Falle nämlich gegenüber dem Präfentanten eines 
Wechfeld behufs der Elivirung des aus Art. 82. der 
Wechfelorpnung hergeleiteten Einwandes nad der 
auch von der jegigen Inftanz befolgten Anficht die 
Einrede geftattet wird, daß das behufs der Legitimas 
tion des Wechſelklägers geltend gemachte Indofjament 
nicht den Zwed gehabt habe, das Eigenthum des 
Wechſels auf den Kläger zu übertragen, fondern nad 
der zwifchen ihm und dem Ausfteller des Giro ges 
teoffenen Vereinbarung nur die Wirfung eines Pro- 
euraindoffaments habe gewinnen follen, fo erfcheint 
ed nicht überflüffig, bier darauf aufmerffam zu 
machen, daß, wie fchon die Begründung dieſer Ans 
ſicht 

zu vergl. Zeitſchrift für Rechtspfl. und Verw., 

N. F. Band XXX. Seite 67 fig. 
Annalen des Königl. Oberappellationsgerichts, 
N. 5. Bd. IH. Seite 268 flo. 

an den Tag legt, hierbei weientlich verſchiedene Ges 
fichtöpunfte in Betracht kommen. Insbeſondere ge- 
winnt ein Wechjel zwar durch ein darauf gebrachtes 
Blancoindoffament infofern die Eigenſchaft eines 
Inhaberpapieres, ald dadurd die Möglichkeit geboten 
ift, die Wechjelforderung durch bloße Uebergabe des 
Wechfeld auf einen Anderen zu übertragen (Anna— 
len ıc. Band III. Seite 417.; allein darays folgt 
nicht, daß es unbedingt und allein die Thatjache der 
Inhabung fei, welche das Forderungsrecht begründet, 
fondern legteres beruht hier darauf, daß der Inhaber 
als jolcher in der Lage ift (Art. 36. der Wechſel⸗ 
ordnung), das Blancoindoffament auf fich beziehen 
und für fich geltend machen zu fünnen, weshalb auch 
hier, fobald der Nachweis geführt wird, daß er dazu 
nicht berechtigt fei, mit dem Wegfall der Wirfung des 
Inboflaments, auf welches er die ihm nach Art. 36. 
der Wechſelordnung obliegende Legitimation ftüßt, 
diefe legtere felbft fallen muß. Diefe Wirfung wird 
aber 

vergl. Annalen x. R. F. Band IIL. Seite 271. 

Zeitfchrift ae. N. F. Band XXX. Seite 70. 


nicht fhon durch den Nachweis eines zwifchen dem 
Präfentanten und dem früheren Inhaber des Wech⸗ 
ſels beftehenden Auftragsverhältniffes ohne Weiteres 
herbeigeführt, indem hierdurch an fich die Abficht, die 
Wechfelforderung felbft zu übertragen, nicht aus— 
geichloffen wird; es muß vielmehr die Willensmeinung 
dahin gegangen fein, daß der Präfentant in der That 
nur die Forderung feines Auftraggebers habe 
geltend machen und nur hierzu habe legitimirt wer- 
den follen. 

Wenn daher im vorliegenden Falle Bellagter 
BI. — behauptet, Th. habe die Kläger beauftragt, 
bie fraglichen Rotterieloofe für feine Rechnung, jedoch 
unter ihrem Namen, zur Präfentation zu bringen, 
jo läßt fi) dies fehr wohl dahin auffaflen, daß die 
Forderung felbft auf Kläger übergehen, und für Th. 
lediglich eine Forderung auf Rechnungsablegung, be— 
ziehentlih Herausgabe des Erlangten, gegen Kläger 
begründet werben follte. Sa, es läßt ſich fogar be» 
haupten, daß das entftandene Rechtöverhältnig nicht 
anders aufgefaßt werben fönne, da nach demjenigen, 
was oben über die rechtliche Natur der Inhaber- 
papiere bemerft worden, Kläger durch Erlangung 
der Inhabung ber Loofe und deren Geltendmachung 
gegen ben Beklagten in ihrem eigenen Ramen wirklich 
für fich die Forderung erworben und Th., daß dem 
fo fei, bei Mebergabe der Papiere fih bewußt fein 
mußte. 

Wenn nun außer Zweifel beruht, auch vom Bes 
klagten felbft nirgends beftritten wird, daß die Loofe 
der Königl. Saͤchſ. Landeslotterie ald (eigentliche oder 
vollfommene) Inhaberpapiere zu betrachten find, 

vergl. Zeitfchrift ıc. N. F. Band XV. Eeite 

321 fig. 
Annalen ıc. Band IV. Seite 507., NR. F. Band I. 
Seite 369. . 

fo ergiebt fi nad allevem, daß ald Inhaber der 
fraglichen Gewinnloofe im Sinne der $. 1039. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs und mithin ald dermalen 
allein Forderungsberechtigte lediglich die Kläger an- 
zufehen find und daß daher Beflagter nicht berechtigt 
ift, den Klägern gegenüber Anſprüche in Aufrechnung 
zu bringen, welde ihm gegen den mehrgenannten 
zuftehen, gleichviel, welches Vertragsverhaͤltniß zwi- 
ihen Th. und Klägern Veranlaffung zur Uebertra- 
gung der Lotterieloofe auf legtere gegeben hat. Nur 
infofern würde Bellagter nad) Anficht der jetzigen 
Inftanz gehört werden können, als er zu behaupten 
vermöchte, daß Th. ſich durch Geltendmachung der 
Anſprüche aus den Gewinnloofen eines Betrugs 
ſchuldig made und Kläger Mitwiſſer und Theils 
nehmer diefes Betrugs feien, indem dies als eine 
Einrede anzufehen fein würde, welche unter der letzt⸗ 


gedachten Borausjegung dem Bellagten unmittelbar 
gegen den Kläger zuftände und deshalb nad) $. 1046. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffig wäre. Im ber 
That ift Bellagter (BI. — flg. unter 4.) auf dieſen 
Gefihtspunft zugefommen; allein dasjenige, was von 
ihm Bl. — fig. über das Verhaͤltniß Th.'s zu dem 
inzwifchen in Concurs verfallenen Hauptcollecteur 2. 
angeführt wird, rechtfertigt nach Anficht der jegigen 
Inftanz den Vorwurf eines betrügeriichen Gebahrend 
noch feineswegs.” 
Erfenntniß 
des Königl. Oberappellationsgerihts vom 
15. Februar 1870: 

„Daß es bei diefem Urthel (der zweiten Inftanz), 
inſoweit barin eine unbebingte Verurtheilung des 
Beklagten zu Bezahlung der geforderten 572 Thlr. 
25 Nor. 6 Pf. ſammt Verzugszinfen vom 25. Juni 
1868 an gerechnet ꝛtc. ausgefprochen ıc. worden, nicht 
zu laflen, fondern es find ıc. Bl. — hinter den 
Worten: 

„zu erftatten ſchuldig“, 
folgende Worte einzufchalten: 
er fönnte und wollte denn fein exceptivifches 
Vorbringen unter 3. und 4. BL. — binnen 
3 Wochen, den Klägern der Gegenweis, in 
welchem ihnen auch die Ausführung ihrer Replif 
DI. —, dafern und foweit fie ſich damit fort- 
zufommen getrauen, unbenommen bleibt, beiden 
Theilen der Eidesantrag und andere Rechts: 
zuftändigfeiten vorbehältlich, wie Recht erweifen, 
fo ergeht ſowohl in der Hauptſache als der Koften 
erfter Inftanz halber ferner in der Sache, was 
Recht ift. 
Entfheidungsgründe: 

Die erfte Inftanz hatte Bl. — auf Beweis der 
DI. — flg. unter 3. vorgejchügten Ausflucht erfannt. 

Hiergegen wurde von beiden Theilen appellirt 
und zwar: 

a) von ben Klägern Bl. — verb. mit Bl. — 
beshalb, weil Beflagter nicht pure dem Klaggefuche 
gemäß verurtheilt, eventuell, weil die von ihnen BI. — 
vorgebrachte Replif für unbeachtlich erklärt worben 
war; 

b) vom Bellagten Bl. — theild wegen ber 
Art und Weife, wie man das Beweisthema vorgezeich- 
net, theild deshalb, weil feine Ausflucht unter 4. 
DI. — feine Berüdfichtigung gefunden habe. 

Die zweite Inftanz hat in ihrem Urthel Bl. —, 
dem von KHlägern in erfter Linie geftellten Antrage 
entiprechend, eine unbedingte Berurtheilung des Bes 
Flagten auögefprochen, auch denfelben in Grftattung 
der durch die beiderfeitigen Rechtsmittel erwachſenen 
Unfoften condemnitt. 


Hiergegen ift dermalige Berufung des Beklagten 
gerichtet, welcher BI. — Wiederherftellung des eriten 
Erfenntniffes, jedoch unter Berüdfichtigung feiner 
gegen daſſelbe aufgeftellt gewefenen Beſchwerden be 
antragt. 


Wenn man in gegenwärtiger Inftanz in mehr 
facher Beziehung zu einer Reformatoria gelangt ift, 
fo beruht dies auf folgenden Erwägungen: 


Rechtskraͤftig fteht fo viel feft, daß die in ber 
Klage angeführten, im Wefentlihen vom Bellagten 
zugeftandenen Thatfahen an ſich zur Begründung 
der in der zweiten Inſtanz ausgefprochenen Verurtheis 
lung ausreichen. Es fann ſich daher zunächſt nur 
fragen, ob dem Bellagten der Beweis der Bl. — 
unter 3. und 4. vorgefchügten Ausflüchte oder doch 
der einen oder der andern berfelben nachzulaſſen ge- 
weſen fei. Dieje Einreden beruhen und zwar bie 
unter 3. auf der Behauptung, daß die Kläger, als 
fie die fraglichen Looſe bei der Lotteriedirection präs 
fentirt und von derſelben die Auszahlung der darauf 
gefallenen Gewinne gefordert, lediglich als Beauf: 
tragte des DI. — ald Kaufmann und Lotterieagent 
bezeichneten C. W. Th. in Lübeck gehandelt hätten, 
gegen dieſen Th. aber ihm, dem Bellagten, verjchie- 
bene, in ihrer Gefammtheit das Klagobject überfteis 
gende Gegenanfprüche zuftänden, die unter 4. Dagegen 
auf der Behauptung, daß Th. durch Geltendmachung 
der Anfprücde aus den gedachten Gewinnloofen fich 
eines Betrugs ſchuldig made, Kläger aber Mitwiffer 
und Theilnehmer dieſes Berrugs feien. 


Was nun 


a) die Einrede unter 3. betrifft, jo hat Die zweite 
Inſtanz derfelben mit Rüdficht auf die Natur der 
Lotterieloofe als Inhaberpapiere, insbefondere unter 
Beziehung auf die Vorfchriften in $. 1039 flg. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs die Beachtung verfagen zu 
müffen geglaubt. Allerdings beftimmt $. 1039. 
wörtlich: 

„Bei Urkunden, welche auf den Inhaber lauten, 
gilt jeder Inhaber der Urkunde, fo lange er fie 
inne hat, ald Berechtigter gegen den durch die 
Urkunde Berpflichteten.” 


und jedenfalls ergiebt ſich aus diefer Vorfchrift, daß 
derjenige, welcher das Papier inne bat und auf 
Grund defielben Anfprüche gegen den Berpflichteten 
erhebt, nicht genöthigt werden fann, die Rechtmäßig- 
feit feines Befiges zu beweilen, denn ald Inhaber 
hat er eben die Präfumtion für fi, daß ihm das in 
dem Papiere verkörperte Forderungsrecht zuftehe; 
allein auch hieraus folgt doch nur, daß, wenn der 
durch die Urkunde Berpflichtete das Gegentheil bes 
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hauptet, biefen die Beweislaſt trifft. Im vorliegen- 
den Halle fpricht Bellagter dem Kläger jenes Forbe- 
rungsdrecht unter dem Anführen ab, daß biefelben 
lediglich von Th. den von ihnen übernommenen Auf- 
trag gehabt, der Direction die Loofe zu präfentiren 
und den darauf gefallenen Gewinn für feine, Th.'s, 
Rechnung zu erheben. Wäre dies wahr, fo würs 
ben Kläger nur die Stellvertreter Th.'s geweſen fein, 
und man würbe anzunehmen haben, daß die In— 
babung der Looſe gar nicht auf fie übergegangen, 
fondern bis zum Augenblicke der Abgabe derfelben an 
die 2otteriedirection Th. der Inhaber geblieben war, 
daß alfo auch Kläger gar nicht den Willen hatten 
und habEn konnten, ein anderes Forberungsrecht als 
das ihres Auftraggebers Th. geltend zu machen. 
Eine nothwendige Folge hiervon aber würde die fein, 
daß die Kläger nun auch alle, aus der Perfon des 
Mandaten entlehnten Einreden wider fich gelten zu 
lafien hätten. Der Beachtlichkeit der Ausflucht 
unter 3. fann alfo auch die Beftimmung im 8. 1045. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht entgegenftehen und 
war daher dem Beflagten der Beweis derjelben nach⸗ 
zulaffen. Natürlich aber muß er, wenn dieſer Beweis 
Erfolg haben foll, neben dem erwähnten Auftrags- 
verhältniffe, auch die fernere Behauptung barthun, 
daß ihm Oegenanfprüche an den Auftraggeber Th. 
zuftehen, denn nur, wenn dies der Fall ift, fo hat 
er, wie ſchon die erfte Inftanz Bl. — flg. ganz richtig 
bemerft und ausgeführt hat, an der Feftftellung der 
Perfon des Forderungsberechtigten ein rechtliches 
Intereffe. Diefes Intereffe kann fi aber nur auf 
den Umfang und die Höhe feiner Gegenforderungen 
befchränfen, und eben darum ift es ſelbſtverſtändlich, 
daß eine Entbindung des Beklagten von der erhobe- 
nen Klage fünftig nur infoweit und in dem Umfange 
wird eintreten fönnen, als, natürlich immer der Bes 
weis des mehrgedachten Auftragsverhältniffes vor- 
ausgeſetzt, der Beweis der ercipirten Gegenforberungen 
fi als gelungen darftellen wird.” ꝛxc. 


69, 


Der letzte Wechfelinhaber Fan, wenn er ohne 
borgängige Regreßnahme fofort gegen den Accep⸗ 
tanten eined gezogenen Wechſels flagt, Proviſion 
nicht beanfpruchen, 
Mitgetheilt von 
Herren Aſſeſſor S. in D. 


Bei dem Königl. Handelögerichte im Bezirk: 
gerichte D. Hagte Ph. als mitteld Blancoindoffaments 


legitimicter legter Inhaber eines von ber Beflagten 
acceptirten und auf Antrag Klägers zur Verfallzeit 
proteftirten Wechfeld auf Bezahlung der Wechfel- 
valuta nebft Zinfen, Proteftloften und 4 Procent 
Provifion. Während nun das Proceßgericht durch 
einen am 13. December 1869 eröffneten Befcheid die 
Beflagte allenthalben dem Sachgeſuche gemäß ver 
urtheilte, wies das Königl. Appellationsgericht 
su Dresden Inhalts Grfenntniffes vom 22. Ja- 
nuar 1870 den Anſpruch auf Provifion als uns 
ſchluſſig zurüd, unter Borausihidung folgender 
Rationen: 


„Weil ıc. der in der BI. — zu lefenden Schuld» 
berechnung mit enthaltene Anfag für Provifion im 
Betrage von 1 Thlr. 1 Ngr. —⸗ ſich als unftatthaft 
darftellt, indem die Beftimmung in art. 50. der 
allgem. deutfchen Wechfelordnung, nach welcher ber 
Regreßanfpruch des Wechjelinhabers, welcher ben 
Wechfel Mangels Zahlung hat proteftiren laflen, eine 
Provifion von 4 Procent in fich ſchließt, ihrem Wort- 
laute nach fich zunächft nur auf den hier nicht vor= 
liegenden Fall einer Regrefnahme des legten Inha— 
berd gegen einen feiner Vordermaͤnner oder gegen 
den Ausfteller bezieht, die Vorfchrift in art. 81. der 
Wechſelordnung aber, nach welcher die wechfelmäßige 
Verpflichtung auch den NAcceptanten des Wechfels 
trifft und ſich auf Alles erftredt, was der Wechſel⸗ 
inhaber wegen Nichterfüllung der Wechfelverbindlich« 
feit zu fordern hat, immer noch nicht ohne Weiteres 
darauf fchließen läßt, daß der Acceptant dem letzten 
Wechfelinhaber aucd für jene Provifion zu haften 
habe, welche nicht ſowohl in der Nichterfüllung ber 
Wechfelverbinvlichfeit zur gefegten Zeit ihren Grund 
hat, als vielmehr eine Entihädigung des Wechſel— 
inhabers dafür bildet, daß er die Zahlung bei einer 
andern Perſon ſuchen muß, ald von welcher er fie 
nah dem regelmäßigen Gefchäftsgange zu erwarten 
hatte, daher denn auch die Anficht, daß der letzte 
Wechfelinhaber, wenn er ohne vorgängige Regreß- 
nahme fofort gegen den Aeceptanten eines gezogenen 
Wechſels Hagt, eine Provifion in der Regel nicht für 
fi beanfpruchen önne, von der Mehrzahl der Lehrer 
des Wechjelrechts 


Brauer, allgem. beutfche Wechfelordnung zu $. 81. 
not. a. ©. 138. 2. Ausg. 

Hoffmann, Erläuterungen der Wechſelordnung, 
8. 105. ©. 578. 

Renaud, Wechjelrecht, 8. 80. 

Wächter, Wechfellehre, S. 549. und 550. 


feftgehalten wird und bei den Berathungen über 
Erläuterung und Ergänzung der allgem. deutfchen 
Wechſelordnung auf den Nürnberger Eonferenzen den 
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Beifall der dazu niedergefeßten Commiffion gefun- 
den hat. 
Archiv für Wechfelreht, IX. ©. 246 flg.” ꝛc. 


Miscellen. 


Unzeige wen ergangener Gefeke und Ber- 
orduuugen. Das 12. Stück des Geſetz- und Ber« 
orbnungsblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 73. Gefeg, die Einführung der Givilftande- 
regifter für Perfonen, welche feiner im Königreiche 
Sachſen anerkannten Religiondgefelfchaft angehören, 
und einige damit zufammenhängende Beftimmungen bes 
treffend, vom 20. Juni 1870. No. 74. Berorbnung, 
die Ausführung des innenbemerkten Geſetzes betreffenn, 
vom 20. Juni 1870. No. 75. Bekanntmachung, bie 
Bewilligung der vom Vorſchußvereine zu Euba erbetenen 
Ausnahmen von beftehenden Gefehen betreffend, vom 
11. Juni 1870. No.76. Befanntmachung, den $. 13. 
der Telegraphenorbnung vom December 1868 betreffend, 
vom 23. Juni 1870. — Letzte Abjendung: am 6. Juli 
1870. 


Das 13. Stück des Gefeh- und BVerorbnungs- 
blattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 1870) 
enthält: 

No. 77. Bekanntmachung, einige Abänderungen des 
Reglements zu dem Gefege über das Poſtweſen des 
Norvbeutfchen Bundes vom 11. December 1867 be— 
treffend, vom 2. Juli 1870. No. 78. Verorbnung, 
die Anlegung der Bahnhofsftraße in Penig betreffend, 
vom 27. Juni 1870. No. 79, Verorbnung, die amt« 
liche Bezeichnung der Gifenbahnftationäflellen betreffend, 
vom 1. Juli 1870. No. 80. Verorbnung, den Um— 
taufch der aus der Greirung vom Jahre 1855 herrüh— 
renden Königl. Säͤchfiſchen Kaffenbillets betreffend, vom 
12. Juli 1870. No. 81. Decret wegen Beflätigung der 
Statuten der Iohann David Preibifch-Stiftung zu 
Reichenau, vom 1. Juli 1870. No. 82. Berorbnung, 
das Königl. Preußifche Geſetz wegen ver Kriegäleiftungen 
und deren Vergütung vom 11. Mai 1851 betreffend, 
vom 18. Juli 1870. — Legte Abjendung: am 23. Juli 
1870. 

Das 14. Stück des Geſetz⸗ und Verorbnungds 
blatted für das Königreih Sachſen (vom Jahre 1870) 
enthält: 


No. 83. Verordnung zur Bekanntmachung einer 
mit der Großherzoglih Badiſchen Regierung in Betreff 
der gegenfeitigen Leiſtung der Rechtshülfe getroffenen 
Uebereinfunft, vom 12. Juli 1870, No. 84. Deeret, 
die Beflätigung der Statuten des Rettungshaufes zu 
Berthelsdorf bei Herrnhut für verwahrlofte Mädchen 
betreffend, vom 6. Juli 1870. No. 85. Verordnung, 
die diesjährige Volkszählung betreffend, vom 18. Juli 
1870. No. 86. Verordnung, die militärifchen Nach- 
richten in Zeitfehriften betreffend, vom 16. Juli 1870. 
No, 87. Verordnung, die portopflichtige Correſpondenz 
zwifchen Behörden der dem Norbdeutichen Bunde ange» 
börenvden Staaten betreffend, vom 20. Juli 1870. 
No. 88. Verorbnung, die Anlegung der Bahnhofsſtraße 
zu Geithain betreffend, vom 21. Juli 1870. No. 89. 
Bekanntmachung, eine Mbänderung des Reglements 
vom 11. December 1867 zu dem Geſetze über das Pofl- 
weſen des Norddeutſchen Bundes betreffend, vom 27. 
Suli 1870. No. 90. Verordnung, die poftamtliche 
Infinuation behörplicher Zufertigungen und Verfügungen 
in Berwaltungsfachen betreffend, vom 27. Juli 1870. 
No. 91. Decret wegen Betätigung der Statuten ver 
Vorſchußbank zu Leipzig, vom 25. Juli 1870. — Letzte 
Abfendung: am 3. Auguft 1870, 


Abgang, Beförderungen ꝛc. Seine Königliche 
Majeftät Haben dem Oberappellationdrathe Bernhard 
Friedrich Guſtav Ponath und dem Appellationsratbe 
beim Appellationdgerichte zu Leipzig Karl Friedrich 
Werner die in Nüdjicht auf ihre erfolgte Ernennung 
zu Mitgliedern des neu zu errichtenden Bundedober- 
handelsgerichts erbetene Entlaffung aus ihren zeitherigen 
Stellen und dem Staatödienfte des Königreichs Sachſen 
allergnädigft bewilligt. 


Seine Majeftät der König haben den Affeffor des 
Gerichtsamtd Pirna Morig Robert Schröder zum 
Gerichtsamtmann ded Geridhtsamts Nabeburg und den 
Aſſeſſor des Gerichtsamts Noffen Karl Eduard Emil 
Lobe zum Gerichtsamtmann des Gerichtsamts Ober- 
wiejenthal zu ernennen allergnäbigft gerubt. 


Seine Königliche Majeftät haben die Verjegung des 
Gerihtsamtmannd Rudolph Franz zu Sayda und bed 
Gerichtdamtmannd Friedrich Weidauer zu Oberwiefen- 
thal in gleicher Eigenſchaft, des Erfteren zum Gerichtd« 
amte Döbeln, bed Lehteren zum Gerichtsamte Sayda, 
zu genehmigen allergnävigft geruht. 





Nebacteur: Bundes Oberhandelsgerichtsrath Werner. 


Officin der Berlagshandlung. 
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70. 


Zur Auslegung bed Wortes „Bauvorſteher“ unb 
zur Lehre von dem Dienft- und Berdingungd- 
vertrage, fowie ber Gejchäftsführung vermöge 
Auftrags (88. 820. 1231. 1243. 1250. und 
1297. des bürgerlichen Geſetzbuchs). 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. ©, in ®. 


In einer bei dem Königl. Gerichtsamte W. am 
9. September 1868 eingereichten, auf Eib geftellten 
Klage führte Kläger, der Maurermeifter F., an: 

„Bon den früheren Bertretern der Kirchengemeinde 
zu W. fein zu Ausführung verfchiedener im Jahre 
1867 an und in ber Kirche zu W. vorzunehmenden 
Baulichkeiten der Mitbeflagte am dritten und vierten 
Theile im Einverftändniß mit der Eollatur zu W. zu 
Bauvorftehern gewählt und von der Hönigl. Kirchen⸗ 
infpeetion zu ®. am 7. Mai 1867 als foldye beftätigt 
und verpflichtet worden. 

Ingleichen fei in der mit den Vertretern der Kirche 
zu W. von der Kircheninfpection geleiteten Verhand⸗ 
lung am 7. Mai 1867, wie Klagbeifuge E.*) das 
Nähere befage, beſchloſſen worden, dem Architekt N. 
in D. die Ausführung der Kirchenreparatur zu W. 
zu übertragen, welcher auch diefen Auftrag übernom- 
men und die gefammten, gleich zu erwähnenden Baus 


*) Infowelt der Inhalt der Klagbeifuge E., fowie ber der 
übrigen in der Klage erwähnten Klagbeifugen zum Berflänbnif 
des Balls gehört, wird auf bie unter A. bis D. erfihtlichen 
Entfheibungsgründe verwiefen, aus welchen berfelbe hervor⸗ 


t. 
on Anmerf, bes Einf. 





lichkeiten geleitet habe, wie ihm nach Alagbeifuge A. 
obgelegen. 

Die gedachten beiden Bauvorfteher hätten nun 
mit Klägerm den abfchriftlic unter A. beiliegenden, 
von der Kircheninfpection zu W. genehmigten Bau- 
vertrag, d.d. W. den 15. Auguft 1867, abgeichloffen, 
allerfeits eigenhändig vollgogen und habe Kläger dies 
fem Bertrage gemäß die in den abfchriftlih sub B. 
und C. 1—20. beiliegenden Rechnungen fpeciell ver 
zeichneten Arbeiten einfchließlich des dafelbft bemerften 
Materiald zu den dafelbft bemerften, durch die Klag⸗ 
beifuge A. feftgeftellten Preifen für den von dem 
Architelt N. nach 8. 6. des Vertrags sub A. feft- 
geftellten Gefammtpreis von 2330 Thlen. —⸗ —⸗ 
geliefert. 


Architelt N. habe die von dem Kläger gelieferten 
Arbeiten nach deren Bollendung revidirt und contract« 
mäßig befunden, habe auch unter die Rechnung sub B. 
die eigenhändige, in den öffentlidhen Kircheninſpec⸗ 
tionsacten im Originale erfichtliche Bemerkung „zahl 
bar zu 2330 Thle. — —⸗ D. d. 28./I. 68. N.” 
gebracht, überdies auch noch die in jeder Beziehung 
contractmäßige Beichaffung der vom Kläger geliefer= 
ten Arbeiten durch das in Abjchrift beiliegende Atteft, 
d. d. D. d. 8./III. 68. befcheinigt. 


Eine fürmliche Uebergabe der vom Kläger in der 
Kirche zu W. ausgeführten Baulichfeiten an bie 
Kirchengemeinde habe nicht flattgefunden. Dieſelbe 
habe vielmehr fämmtliche nad den Beifugen B. C. 
1—20. verzeichnete, in die Kirche zu W. verwendete 
Arbeiten und Materialien fchon vor deren vollftänbi- 
ger Vollendung ohne Weiteres durch Benugung der 
Kirche beim Gottesbienfte, bei Taufen, Trauungen ıc. 
übernommen und in Gebrauch genommen. Auch habe 


bie Kirchengemeinde zu W. und deren Vertreter wäh- 
tend der vom Kläger ausgeführten Baulichfeiten wies 
berholt und ohne einen Widerſpruch zu erheben, ges 
fehen und gefchehen laffen, daß die beiden mitbeflagten 
Bauvorfteher unter Aufficht des ausführenden Archi- 
teft N. durch Klägern die Baulichkeiten in der Kicche 
zu W. haben bewirken Laffen. 

Da auf die Klägerm zuftehende Gefammtforderung 
von 2330 Thlen. —⸗ —» derfelbe von der Kirchen» 
gemeinde nur 1810 Thle. — —⸗ erhalten, fei ihm 
legtere noch 520 Thle. — —⸗ fammt Zinfen vom 
28. Januar 1868 als dem fpäteften Tage, bis zu 
weldhem die vom Kläger gelieferten Arbeiten und 
Materialien von der Kirchengemeinde insgefammt in 
Benugung genommen worden feien, ſchuldig verblie- 
ben. — 

Wenn die Kirchengemeinde zu W. behaupte, daß 
fie zu dem fraglichen Kirchenbaue nur 4000 Thlr. 
—⸗ — bewilligt, wie in der Klagbeifuge E. ange 
geben, diefe Summe aber durch den gefammten, für 
Klägern und die Baugewerfe erforderlichen Aufwand 
überftiegen worden, und damit ausfprechen wolle, 
daß die gedachten beiden Bauvorfteher den ihnen er- 
theilten Auftrag überjchritten hätten und die Kirchen» 
gemeinde dbemgemäß nicht verpflichtet fei, ein Mehres 
red zu bezahlen, obgleich die 1867 zur Ausführung 
gefommene, aus Klagbeifuge B. und C. erfichtliche 
Thurmreparatur unter der Summe der 4000 Thlr. 
—⸗ —⸗ gar nicht begriffen fei, werde die Klage, joweit 
eine derartige Ueberfchreitung fich wirklich heraus— 
ftellen und gegen Klägern überhaupt von Einfluß 
werben follte, zugleich gegen Mitbeflagte am dritten 
und vierten Theile gerichtet.‘ 

Das Petitum war dahin gerichtet: 

„daß die Kirchengemeinde zu W., eventuell Mit- 
beflagter am britten und vierten Theile, einer 
für beide und beide für einen, 520 Thle. — —⸗ 
fammt Zinfen vom 28. Januar 1868 zu bezahs 
len und die Koften des Proceſſes ab- und zu 
erftatten ſchuldig.“ 

Die Klage wurde in der erften und zweiten In» 
ftanz in der angebrachten Maaße abgemwielen, in ber 
dritten Inftang jedoch, injoweit fie gegen bie beflagte 
Kirchengemeinde gerichtet war, mit einziger Ausnahme 
ded über die geforderten Verzugszinſen Erfannten, 
hinfichtlich deſſen es bei der Klagabweifung verblieb, 
aufrecht erhalten und die Entjcheidung von zwei dem 
Kläger nachgelafienen Relateiven abhängig gemacht, 
während die vierte Inftanz das Erfenntnif der zweis 
ten Inftanz wieder herftellte. . 

Die zu den ertheilten Erfenntniffen gegebenen 
Entjcheidungsgründe lauten, und zwar: 
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A. Entfheidungsgründe des am 13. Februar 
1869 publicirten Erkenntniffes des Königl. 
Bezirksgericht zu Dresden: 

„Den Bl. — gegen die Schlüffigfeit der erhobe- 
nen Klage, beziehentlich gegen deren Eidesſchlüſſigkeit 
vorgebrachten Einwendungen ift rechtliche Beachtung 
nicht zu verfagen geweien und zu Rechtfertigung der 
vorftehenden Entfcheidung werben folgende Bemerfun- 
gen genügen: 

I: 

Kläger leitet feine Anſprüche an die Parochial- 
gemeinde zu W. aus dem BI. — unter A. in Abfchrift 
anzutreffenden Bauvertrage vom 15. Auguft 1867 ber. 
Diefen Vertrag hat aber Kläger feinen eigenen An- 
führungen zufolge nicht mit den gefeglichen Vertretern 
der Kirchengemeinde unmittelbar abgefchloffen, ſondern 
mit dem Mitbeflagten am dritten und vierten Theile, 
rüdfichtlich deren er nur foviel behauptet, daß folche 
von den Borftänden der in die Kirche zu W. ein- 
gepfarrten Gemeinden bei Gelegenheit eines an dieſer 
Kirche beabfichtigten Baues zu Bauvorftehern erwählt 
und im Einverftändniffe des Kirchenpatrond von ber 
Kircheninfpection zu W. am 7. Mai 1867 in diefer 
Eigenſchaft beftätigt und mittels Handſchlags in Pflicht 
genommen worden feien. 

Die Frage, ob dieſes Anführen, insbefondere in 
einer Eideöflage genüge, ym bie erwählten Bauvor⸗ 
fteher als berechtigt zu erachten, die zu Ausführung 
des projectirt geweſenen Kirchenbaues erforderlichen 
Verträge mit dritten Perfonen zu fchliefen und dar 
durch die Kirchengemeinde verbindlich zu machen, hat 
man mit ben Bellagten zu verneinen gehabt und es 
ift den legteren darin beigupflichten, wenn biefelben 
Bl. — behaupten, daß der Begriff „Bauvorfteher“ 
ein weber durch Geſetz, noch durch den Sprachgebrauch 
firitter fei und daß die Function eines Bauvorftehers 
zwar in der Ausführung eines Baues, ebenfowohl 
aber auch nur in der Beauffichtigung eines folchen 
beftehen könne. Es ift daher auch, wenn aus einem 
mit einem Bauvorfteher abgeichloffenen Vertrage ges 
Hagt werben foll, (anzuzeigen), weldye Befugniffe 
demfelben von dem Bauherrn eingeräumt worden 
find. 

Es erxiftiren feine Firchenrechtlichen Vorſchriften, 
daß bei den an einer Kirche oder geiftlichem Gebäude 
vorzunehmenden Baulichkeiten Bauvorfteher beftellt 
werden, auf welche durch die bloße Thatfache ihrer 
Wahl alle Befugniffe der bauenden Kirchengemeinde 
übertragen werden und welche daher mit rechtlicher 
Wirfung für legtere als deren Stellvertreter contra- 
biren können, vielmehr gehen die diesfalls beftehenden 
Beftimmungen nur dahin, daß während ver Ausfüh- 
rung der Baulichfeit oder der Reparatur in einer 





Kirche ober in einem geiftlichen Gebäude nach Befin- 
den neben ben Kirchvätern oder an deren Stelle eine 
Perſon von der Kircheninfpection ald Bauaufjeher 
beftellt werben fol, welche über die richtige Vollzie⸗ 
hung der Baulichfeit und beziehentlic; der Reparatur 
nad) den genehmigten Riffen und Anſchlaͤgen ober 
getroffenem Accorde tägliche Aufficht und genaue Red» 
nung zu führen hat. 

von Weber, Kirchenrecht, Thl IL. Abth. 3. S. 886. 

der erften Ausgabe. 

Es wird daher als Regel anzufehen fein, daß in 
der Wahl eines Bauvorfteherd nur die Hebertragung 
eined Auffichtsrechts enthalten iſt. Solchenfalls aber 
haben die Mitbeflagten durch den Abſchluß von Bau- 
verträgen die beflagte Kirchengemeinde nicht verbind- 
lich machen können. 

2. 

Nach $. 1297. des bürglichen Gefegbuchs ift der» 
jenige, welcher, ohne zu widerſprechen, gefcheben läßt, 
daß feine Gefchäfte in feiner Gegenwart von einem 
Andern geführt werben, ald Auftraggeber zu be— 
trachten. 

Anſcheinend mit Bezugnahme auf dieſe geſetzliche 
Beſtimmung iſt das Anführen Bl. — in die Klag- 
fchrift aufgenommen, daß die Kirchengemeinde zu W. 
und deren Bertreter auch während ber Ausführung 
der vom Kläger hergeftellten Baulichkeiten wiederholt 
und ohne welchen Widerfpruch zu erheben gefehen 
und gejchehen lafien, daß bie beiden mitbeflagten 
BDauvorfteher unter Aufficht des Arhiteft N. durch 
Klägern die Baulichkeiten in der Kirche zu W. hätten 
bewirfen laſſen. 

Dieſes Anführen eignet ſich aber offenbar nicht 
für den gebrauchten Eidesantrag, und dieſer Ausipruch 
gilt in doppelter Beziehung, mag man dieſes Anführen 
nun dahin verftehen, daß die Kirchengemeinde ftill- 
fchweigend dem Kläger unmittelbar Auftrag zu Aus- 
führung gewiſſer Baulichfeiten, oder den Mitbellagten 
am britten und vierten Theile Auftrag ertheilt habe, 
mit dem Kläger wegen Ausführung gewiſſer Baulich- 
feiten zu contrabiren. 

Es ift weder an fi) wahrjcheinlich, noch auch 
von dem Kläger behauptet worben, daß die ſaͤmmt⸗ 
lihen Mitglieder der Kirchengemeinde W., welche 
aus ſechs verfchiedenen Dorfgemeinden befteht, oder 
deren fämmtliche Bertreter unausgefegt bei Ausfüh- 
rung des Baues durch Klaͤgern, welcher nach Inhalt 
der Klagbeifuge C. einen längern Zeitraum und zwar 
vom 22. Zuli bis 7. December 1867 in Anſpruch 
genommen haben fol, auf dem Bauplape zugegen 
gewefen jeien. 

Soweit aber Kläger mit gebachtem Klaganführen 
hat behaupten wollen, daß bie beflagte Parodhials 
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gemeinde und. begiehentlich deren Vertreter den Mit- 
beklagten ſtillſchweigend Auftrag ertheilt habe, an ihrer 
Stelle und in einer für fie rechtsverbindlichen Weife 
mit dem Kläger zu contrahiven, fo ift gu gebehten, 
daß es fich jeder Beurtbeilung entzieht, in welcher 
Weife die Kirchengemeinde und deren Vertreter die 
Wahrnehmung gemacht haben jollen, daß die Mit- 
beflagte durch den Kläger gewiſſe Baulichkeiten haben 
ausführen laflen, ob fie durch Schlußfolgerungen zu 
einer ſolchen Weberzeugung gelangt find oder ob fie 
indgefammt und in jedem einzelnen Falle mit angehört 
haben, wie die Bauvorfteher zu jeder einzelnen ber 
vom Kläger ausgeführten verſchiedenen Arbeiten dem 
legteren gemeinfam Auftrag ertheilt haben. 
3 


Soweit die erhobene Klage gegen die Mitbeflagten 
am britten und vierten Theile gerichtet ift, fucht fie 
Kläger durch das Anführen BI. — zu begründen, 
„daß, wenn bie beflagte Kirchengemeinde behaupte, 
daß fie zu dem fraglichen Kirchenbaue nur 4000 Thler, 
—⸗ —s bewilligt habe, der gefammte Bauaufwand 
aber diefe Summe überfteige, unb wenn fie damit 
ausiprechen wolle, daß die Bauvorfteher den ihnen 
erteilten Auftrag überfchritten hätten, die Kicchen- 
gemeinde bemgemäß nicht verpflichtet fei, ein Mehre⸗ 
res zu bezahlen, — obgleich die im Jahre 1867 zur 
Ausführung gefommene, aus Klagbeifuge B. und C. 
erfichtliche Thurmreparatur unter der Summe von 
4000 Thlen. —⸗ —» nicht begriffen ſei — und 
folgert daraus weiter, daß ihm, ſoweit eine Derartige 
Ueberfchreitung fich wirklich herausftellen und gegen 
Klägern überhaupt von Einfluß fein follte, zugleich 
die Mitbeflagten am dritten und vierten Theile für 
feine Forderung aufzukommen hätten. 

Abgeſehen von der Dunkelheit, welche fich in dem 
bervorgehobenen Anführen infofern findet, als fich 
nicht daraus erjehen läßt, welche Bewandtniß es mit 
der erwähnten Thurmreparatur gehabt habe und ob 
nicht deshalb, wie es faft den Anfchein gewinnt, ein 
befonderer, in der Klage unerwähnt gebliebener Ber- 
trag abgefchloffen worden fei, ergiebt fih aus dem 
erwähnten Vorbringen foviel, daß der Anfpruch gegen 
die Mitbeflagten nur eventuell und zwar unter ber 
Boraudfegung geltend gemacht wird, wenn 

a) Mitbeklagte ihren Auftrag überfchritten haben 

follten, und 

b) dieſe Ueberfchreitung gegen Klägern von Ein- 

fluß fein jollte. 
Nun ift es zwar 
zu a. 
richtig, daß derjenige, welcher ald Stellvertreter einen 
Vertrag gejchloffen und dabei feine Befugniſſe über 
fritten hat, dann, wenn der Bertrag nicht von dem 





durch ihn Bertretenen genehmigt wirb, dem Andern, 
mit welchem er contrahirt hat, nach Wahl des lehte- 
ren entweder fo, ald ob er den Bertrag für feine 
Perſon gefchloffen hätte oder für Schadenerfag zu 
haften bat (8. 789. des bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Allein zu Begründung einer derartigen Klage gegen 
einen Beauftragten auf Erfüllung des als Stellver- 
treter mit einem Dritten abgefchloffenen Vertrags ge 
hört vor allen Dingen die Behauptung und beziehent- 
li der Nachweis, daß der Beauftragte die Grenzen 
feines Auftrags überfchritten habe. Cine derartige 
beftimmte Behauptung enthält aber die Klage nicht 
nur nicht, fondern es geht Kläger offenbar im Eins 
gange feiner Klage von der Borausfegung aus, daß 
Mitbeklagte innerhalb der Grenzen ihres Auftrags 
mit ihm contrahirt haben. 

Diefer Mangel in Subftantüirung der Klage gegen 
die Mitbeflagten fann nicht dadurch gehoben werben, 
daß Kläger ed von der Willkür des Beflagten abhän- 
gig macht, ob diefer die Meberfchreitung des Auftrags 
Seiten der Mitbeflagten behaupten will. 

Unter diefen Umftänden fann man bie hieran 
fi Imüpfende weitere Frage auf fich beruhen Iaffen, 
ob es überhaupt flatthaft fei, zwei Schuldner, welche 
nicht folidarifch, fondern von denen der eine prin- 
eipaliter, der andere aber fubfiviär dem Gläubiger 
haften, mitteld einer und derſelben Klage in redht- 
lihen Anſpruch zu nehmen, oder ob nicht vielmehr 
foldenfalls nur eine fucceffive Klaganſtellung zuläffig 
fei, theils wegen der zu beforgenden Verwirrung aus 
der Berbindung zweier verfchiedener Anfprüche gegen 
verfchiedene Beklagte, theild weil die Klage gegen bie 
Mirbeflagten erft dann anftellbar fein würde, wenn 
eine Entbindung des Beflagten von bem erhobenen 
Anfpruche erfolgt ift, weil die Mitbeklagten entweder 
feinen Auftrag gehabt oder denſelben überfchritten 
haben. 

Dfterloh, bürgerl. Proceß, $. 216. Ausg. IL 

Biener, Syst. proc, jud., $. 56. 

Das Anführen 
iu b. 

aber ift ald unverftänblich zu begeichnen. Hat Kläger 
dabei im Sinne gehabt, daß feine Forderung der bes 
flagten Kirchengemeinde gegenüber zu rebuciren fei, 
dergeftalt, daß die zum Kirchenbaue bewilligten 4000 
Thlr. —⸗ —s auf die verfhiebenen Forderungen der 
dabei befchäftigt gewwefenen Handwerker zu repartiren 
feien, jo fehlt e8 zu Vornahme einer derartigen Re— 
duction an einer Angabe des gefammten Bauaufwan- 
des und es hätte folchenfalls Kläger nur auf foviel, 
als zur Erfüllung feiner Forderung erforderlich fein 
würde, die Mitbeflagten in Anſpruch nehmen können, 
mithin auf einen Betrag, deſſen Höhe ſich jept gar 


340 





nicht überjehen läßt, nicht aber wäre er berechtigt 
gewejen, die volle Zahlung feiner Forberung von den 
Mitbeflagten, ald angeblichem Geſammtſchuldner zu 
verlangen. 

4. 

Es ift bereits oben erwähnt worben, daß Kläger 
bie libellirte Forderung auf den Bauvertrag unter A. 
DI. — gegründet hat. 

Diefer Vertrag ift ein Berbingungsvertrag, wie 
fi) aus deſſen Eonterte in Verbindung mit dem Ber- 
zeichniffe BL. — ergiebt, denn Kläger hat ſich darin 
$.1. verpflichtet, die Bl. — näher bezeichneten Arbei⸗ 
ten, und wo ſolches ausbrüdlich beftimmt worden, 
auch die fämmtlichen dazu erforderlichen Materialien 
zu den beigefegten Preifen — einfchließlich des Mate- 
rials zu liefern, und diefe Preife find — mit Aus« 
nahme des legten Anfages Bl. — für Kalt — durch⸗ 
aus nah Stüden, laufendem Fuße, Aubiffuß und 
Quadratfuß vereinbart worden. 

Ingleichen findet fi in 8. 7. dieſes Vertrags 
beftimmt, daß in den im Anfange der Bertragsurfunde 
feftgefegten Preifen alle Rebenarbeiten mit inbegriffen 
feien, als: Herftellen der Gerüfte, Einlöfchen des 
Kalte, Bereiten des Mörtels, Herzufchaffen deffelben, 
Auslagen für Schärfen der Handwerközeuge, Anfuhr 
der Materialien auf die Bauftelle, Reinigen der fer« 
tigen Arbeiten u. ſ. w., und dafür Kläger eine befon 
dere Vergütung nicht in Anfpruch zu nehmen habe. 

Aus diefen Vertragsbeſtimmungen ergiebt ſich, 
daß Klägerm ein Anſpruch auf die in den Klagbei- 
lagen C. 1— 20. fpecifieirten Arbeitslöhne, Schmiede» 
ſchaͤrfe und Vergütung für Darleihung der Baugeräthe 
und des Handwerkszeugs überhaupt nicht zufteht oder 
doch mindeftens in der Klage, welche, wie erwähnt, 
lediglich auf den Vertrag unter A. geftügt ift, feine 
Begründung findet. 

Anlangend dagegen die in ber Klagbeilage B. 
verzeichneten Accordarbeiten Bl. —, fo find es blos 
die Anfäge unter Nr. —, welche fich nad) dem Baus 
vertrage und den Pofitionen des Berzeichnifles BI. — 
unter Nr. — beurtheilen laſſen, infofern erftere den 
lepteren entjprechend berechnet und in Anſatz gebracht 
worden find. Die zuerft gedachten Anfäge ergeben 
aber nur einen Geſammtbetrag von 1177 Thin. 
10 Nor. 5 Pf., und diefe Forderung würde gebedt 
fein durch Diejenigen 1810 Thle. —⸗ —-, welde 
Kläger nad) feinem Zugeftändniffe in der Klage von 
der verflagten Kirchengemeinde bereits ausgezahlt 
erhalten hat. 

Hieran allenthalben wirb auch dadurch zu Gun- 
ften des Klägers etwas nicht geändert, daß der mit 
ber Oberleitung des Baues beauftragt geweſene Archi⸗ 
tet N. die Rechnung des Klägers in der Bl. — 





erfichtlichen Maaße feftgeftellt haben fol. Daß letz⸗ 
terer hierzu vertragsmäßig berechtigt geweſen fei, ift 
von dem Kläger in der Klagfchrift nicht behauptet 
worben, vielmehr ergiebt fi) aus dem Bauvertrage 
nur die Berechtigung N.'s die vom Kläger ausgeführ- 
ten Arbeiten zu überwachen und nach Befinden die 
Approbation des verbungenen Werkes auszufprechen. 
Deſſen Urtheil über die angefegten Preife kann aber 
den Beflagten nicht präjubiciren.” 

B. Entfheidungsgründe des am 22. Juni 
1869 eröffneten Erkenntniffes des Königl. 
Appellationsgerichts zu Dresden: 

ꝛc. „Was die Sache jelbft betrifft, fo hat Man 
ben der angefochtenen Entſcheidung Bl. — beigefüg- 
ten ausführlichen und fachgemäßen Gründen beiju- 
treten gehabt und will nur zu Widerlegung des von 
Klägerm BI. — bei Ausführung feiner Berufung da- 
gegen vorftellig Gemachten Folgendes bemerken: 
1. 


Wenn Kläger dem BI. — zu lefenden Klaganfüh- 
ten, daß die im Eingange der Klage genannten, als 
die vormaligen Vertreter der Kirchengemeinde zu W. 
bezeichneten Perfonen zu Ausführung verfchiebener, 
im Jahre 1867 an und in der Kirche zu W. vorzus 
nehmenden Baulichkeiten die Mitbeflagten zu Bau- 
vorftehern gewählt haben, BI. — den Sinn unter- 
zulegen fucht, daß diefen Lepteren die Ausführung 
jener Baulichfeiten übertragen, alfo auch die Ermädh- 
tigung ertheilt worden fei, die zu dieſem Zwede er 
forberlichen Verträge mit den Baugewerken abzufchlies 
fen, fo ift dies ſchon an ſich unrichtig, indem jenes 
Anführen der Wortverbindung nach fi nur dahin 
auffaffen läßt, daß die genannten Pertreter der 
Kirchengemeinde, um ihrerfeitd den Bau zur Ausfüh- 
rung zu bringen, den Mitbeflagten jene Bunction 
übertragen haben. Ueberdies aber kommt in Betracht, 
daß nad) dem weiteren Inhalte der Klage und der 
Bl. — unter E. zu leſenden Klagbeifuge bei ber 
nämlichen Verhandlung, bei welcher die Beftätigung 
in der angegebenen Eigenfchaft Seiten der zuftändigen 
Kircheninfpection ftattgefunden hat, die Ausführung 
ber von ben Vertretern der beflagten Kirchengemeinde 
beichloffenen Kirchenreparatur im Großen und Gan- 
zen, nicht blos, wie Kläger Bl. — ohne aus den 
Acten erfichtlichen Grund behauptet, die technifche 
Leitung biefer Reparatur dem BI. — genannten Archi⸗ 
teft N. übertragen worden if. Da nämlich bei der 
Berdingung eines Werkes in diefem Sinne nad 
8. 1243. bes bürgerlichen Geſetzbuchs der Regel nad) 
alle zu Ausführung dieſes Werkes überhaupt erforder» 
lichen Beranftaltungen dem Uebernehmer zufallen, fo 
würde fchon aus diefem Grunde die Annahme, daß 
die beflagte Kirchengemeinde mit der Ernennung der 
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Mitbeflagten zu Bauvorftehern den Lepteren eine über 
die Auffichtsführung hinausgehende Mitwirkung bei 
der Ausführung des fraglichen Baues zu übertragen 
beabfichtigt habe, nicht gerechtfertigt fein, um fo weni⸗ 
ger aber, als nach dem Inhalte der Alagbeifuge E. 
bei der Uebertragung jener Reparatur an N. die 
Bedingung geftellt worben ift, daß die gefammten 
Koften des Baues die Summe von 4000 Thlen. —⸗ 
— nicht überfchreiten follen, während eine den Mit- 
beflagten ertheilte Ermächtigung im Sinne des Klaͤ⸗ 
gers die beflagte Kirchengemeinde in die Lage gebracht 
haben würde, die ihr durch bie von den Mitbeflagten 
auf Grund jener Ermächtigung vorgenommenen Hand- 
lungen begründeten Berbinblichkeiten erfüllen zu müffen, 
ohne fih auf die zwifchen ihr und RN. getroffenen 
Bereinbarungen beziehen zu können. 

Ob übrigens die Klage, infoweit nach ihr bie 
Wahl der Mitbeflagten zu Bauvorftehern von den 
Bertretern der beklagten Kirchengemeinde ausgegangen 
fein fol, die Eigenfchaft der Lepteren als foldyer in 
einer namentlich für ben gebrauchten Eibesantrag 
ausreichend beftimmten Weife dargelegt habe, ift eine 
Frage, welche nach demjenigen, was bereits vorliegt, 
nicht weiter erörtert zu werden braucht. 

Hiernähft erfcheint die BI. — vom Kläger her» 
vorgehobene Behauptung, daß die zuftändige Kirchen⸗ 
infpection den zwifchen ihm und ven Mitbeflagten 
Namens der Kirchengemeinde zu W. abgefchlofienen 
Bertrag genehmigt habe, zu Befeitigung ber bisher 
gerügten Mängel der Klage fhon aus formellen 
Gründen nicht geeignet. Denn fie ftellt fi in Er- 
mangelung einer Angabe über die Art, wie, und bie 
Perfonen, durch welche und gegen welche dieſe Ge- 
nehmigung erflärt worben fein fol, zumal mit Rüd- 
ſicht darauf, daß die Kircheninfpection als folche nicht 
einer phufifchen, fprechend und äußerlich wahrnehmbar 
handelnden Perfon gleichgeftellt werben kann, ale 
eine durch thatfäcdhliche Unterlagen nicht begründete 
und insbeſondere für den über die Klage angetragenen 
Eid ungeeignete Schlußfolgerung dar. 

Nicht geringer, ald die nad) dem Bisherigen ber 
Schlüffigfeit der Klage mit Rüdficht auf das Zuſtande⸗ 
fommen eines für die beflagte Kirchengemeinde ver- 
bindlichen Vertrags entgegenzuftellenden Bedenken ift 
dasjenige, welches fi} aus dem Inhalte des der Klage 
zu Grunde liegenden Vertrags ſelbſt ergiebt. Ber- 
gleiht Man nämlich das Bl. — zu lefende Verzeich- 
niß, welches nach der Beftimmung in $.1. des Ver- 
trags die Arbeiten, zu deren Ausführung Kläger fich 
verpflichtet, bezeichnen fol, in Wirklichkeit aber nur 
den Maafftab angiebt, welcher bei Berechnung des 
Preifes für gewifle, ihrem Umfange und ihrer Art 
nach nicht näher bezeichnete Arbeiten zu Grunde zu 


legen fei, mit der Beflimmung in $. 2. des erwähn- 
ten Vertrags, in welcher gejagt ift: „Kläger verpflichtet 
fi, die übernommenen Arbeiten den Zeichnungen, 
BVorfchriften oder den ihm mündlich ertheilten Inſtruc⸗ 
tionen des Architect N. gemäß auszuführen”, fo ges 
langt man zu der Annahme, daß es ſich bei jenem 
Vertrage nicht fowohl nur um eine Berbingung bes 
ftimmter Arbeiten, ald vielmehr nur um eine Vers 
einbarung des dem Kläger zu bewilligenden Preiſes 
für diejenigen Arbeiten gehandelt habe, welche ihrer- 
ſeits erſt noch beſonders haben feftgefegt werben ſollen. 
Daraus folgt, daß, wenn auch eine Berechtigung ber 
Mitbeflagten zu Abſchluß jenes Vertrags beftanden 
hätte, Kläger immerhin nicht der Verpflichtung ent» 
hoben gewefen wäre, rüdfichtlich der in den Klagbei- 
fugen B. und C. von ihm berechneten Arbeiten einen 
ihm auf eine für die beklagte Kirchengemeinde ver- 
bindlicher Weife ertheilten Auftrag zu Vornahme 
dieſer Arbeiten fchlüffig zu behaupten und beziehent⸗ 
lich zu beweifen. Ein hierauf gerichtetes Anführen 
ift aber in der Klage nicht enthalten. 
Daß ferner 
2. 
die vorliegende Klage auch infoweit nicht die erfor- 
derliche Schlüffigfeit befigt, als fie darauf geftügt ift, 
daß die beflagte Kirchengemeinde und deren Vertreter 
die Ausführung der fraglichen Baulichkeiten gejehen 
und ohne Widerfpruc haben geſchehen laſſen, ift 
Bl. — von der vorigen Inſtanz richtig dargethan 
worden, und ed mag daneben nur noch darauf vers 
wieſen werben, daß nad; der eignen Darftellung 
Klägers jener Bau von ihm „unter Aufſicht des 
ausführenden Architekt N.” unternommen wor—⸗ 
den ift. Es läßt fich daher nicht beurtheilen, ob die 
Vertreter der beklagten Kirchengemeinde überhaupt in 
der Lage geweſen feien, zu erfennen, daß Kläger und 
nicht N. es ſei, welcher die hier in Rede ſtehenden 
Baulichfeiten ausführe. 
Wenn aber 
8. 

wie BI. — jetzt vom Kläger geltend gemacht wird, 
in der Klage darauf Bezug genommen worben ift, 
daß die Kirchengemeinde zu W. die von dem Kläger 
in die Kirche verwendeten Arbeiten und Materialien 
durch Benugung der Kirche beim Gotteödienfte und 
anderen heiligen Handlungen nachträglich genehmigt 
babe, fo hieße ed vor Allem zu weit gehen, wenn 
man in ber Benugung eined Gebäudes ſchon bie 
Genehmigung einzelner auf dafjelbe gemachten Ber- 
wendungen erbliden wollte, ſei es aud), daß die Be— 
nugung des erfteren nicht ohne Mitbenugung des 
legteren geichehen fönnte. Im vorliegenden Falle 
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fehen, inwieweit eine Benupung der Verwendungen 
bes Klägers ftattgefunden habe. Unter ſolchen Um⸗ 
ftänden könnte nach den Beftimmungen in $. 1345. 
und 8.1357. bes bürg. Gefegbuchs eine Verwendung 
der angegebenen Art einen Anfpruch auf Erfag des Ber- 
wenbeten und beziehentlich Vergütung der Arbeit nur 
durch den Nachweis begründen, daß die Berwenbung 
eine nothwendige ober doch nügliche und dem wirf- 
lichen oder präfumtiven Willen der Kirchengemeinde 
entfprechende geweſen fei, mithin unter ben Gefidhts- 
punft einer Gefchäftsführung falle. Allein daß dieſe 
Borausfegung hier in Bezug auf die einzelnen Arbeis 
ten vorhanden fei, ift aus den Anführungen der Klage 
gleichfalls nicht zu erfennen. 
Was weiter 
4. 

die in den Gründen der angefochtenen Entſcheidung 
unter no.4. aufgeftellten Mängel der unter B. und C. 
der Klage beigefügten Rechnungen anlangt, deren 
Hervorhebung nach der Art der bereits bargelegten, 
die Abweifung der Klage allein ſchon rechtfertigenden 
Bedenlen gegen die Schlüffigfeit der legteren lediglich 
für den Kläger felbit infofern von Interefle ift, als 
fie ihm den Weg zeigt, die mannichfachen Fehler der 
vorliegenden Klage bei einer etwaigen anderweiten 
Klaganftellung zu vermeiden, fo hat Kläger zu Bejei- 
tigung bes zwiſchen dem der Klage zu Grunde liegen⸗ 
den Bertrage und den erwähnten Rechnungen in den 
von der vorigen Inftanz Bl. — zufammengeftellten 
Beziehungen beftehenden Widerſpruchs fih Bl. — 
darauf bezogen, daß nad $. 6. ded mehrermähnten 
Vertrags der Betrag für die von dem Architekt N. 
revidirten und contractgemäß befundenen Arbeiten 
nad) den darüber aufgeftellten Rechnungen durch die 
Bauvorfteher auszuzahlen geweſen fei, nun aber, wie 
fi) in der Klage behauptet finde, der genannte R. 
nicht nur die von ihm bergeftellten Arbeiten geprüft 
und genehmigt, ſondern auch den dafür in der Klag- 
beifuge B. berechneten Preis gebilligt habe. Allein 
zu Feitftellung der Preiſe war N. nad) diefer Beſtim⸗ 
mung überhaupt nicht ermächtigt, und am allerwenig- 
ften zu der Genehmigung folcher Preife, welche der 
urjprünglichen Vereinbarung entgegenlaufen, begiehent« 
lich durch diefelbe nicht gerechtfertigt werben. Nicht 
unerwähnt mag bierbei bleiben, daß Kläger jelbft 
Bl. — den von ihm mit den Mitbeklagten abgeſchloſ⸗ 
fenen Bertrag nur auf die nach der Klagbeifuge E. 
bei der in diejer befchriebenen Verhandlung bejchlofjene 
Kirchenreparatur bezieht, gleichwohl aber Bl. — einer 
ſich aus den Rechnungen unter B. und C. fich erge⸗ 
benden Thurmreparatur mit dem Bemerfen gedenkt, 
daß dieſe legtere auf einem bejonderen Beichlufle 


aber läßt ſich noch überdies aus der Klage nicht er» ' der Kirchengemeinde beruht habe, ein Umftand, welcher 
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mit Bezug auf die hierbei in Frage fommenden Ans 
fäge einen mefentlichen Mangel der Rechnungen unter 
B. und C. und beziehentlich der lage felbft dann 
begründen würde, wenn nicht ſchon aus den oben 
entwidelten Gründen dem ber Klage zu Grunde lies 
genden Bertrage überhaupt die Eigenschaft abgefpro- 
chen werben müßte, die in den Klagbeifugen B. und 
©. berechnete Forderung Klägers zu rechtfertigen. 

Daß Kläger fi dem gegenüber nicht, wie er 
Bl. — verfucht, auf die ihm Seiten ver beflagten 
Kirchengemeinde geleifteten Zahlungen beziehen fann, 
leuchtet ohne Weiteres ein, da nach $. 1400. bes 
bürgerlichen Geſetzbuchs die Zahlung eines Theiles 
einer Schuld fein Anerfenntniß der letzteren hinficht- 
lich ihres Mehrbetrags enthält. 

5 


So wenig nach dem bisher Ausgeführten die er- 
hobene Klage in ihrer Richtung gegen die beflagte 
Kirchengemeinde hat aufrecht erhalten werden können, 
fo wenig gilt dies, infoweit der geflagte Anſpruch 
gegen die mitbeflagten Bauvorfteher geltend gemacht 
wird. 

Kläger felbft vermag in der Klage eine beftimmte 
Behauptung ber Art, daß die Mitbeflagten den ihnen 
nach feiner Darftellung von der Kirchengemeinde er- 
theilten Auftrag überfchritten oder ohne einen foldhen 
gehandelt haben, nicht aufzuftellen, fondern befchränft 
fih auf die Bemerfung, daß die Weigerung ber 
Kirchengemeinde gegen Bezahlung der von ihm erho- 
benen Forderung auf eine Ueberfchreitung jenes Auf⸗ 
trags Seiten der Mitbeflagten hindeute und macht 
überhaupt die gegenwärtige Klaganftellung den Mit- 
beflagten gegenüber von der Borausfepung abhängig, 
daß fich eine Ueberfchreitung des gedachten Auftrags 
Seiten der Mitbeflagten wirklich herausſtellen 
follte. Abgejehen nun davon, daß eine Unbeftimmt- 
heit, wie fie hierdurch erzeugt wird, fchon an fich den 
Erforderniffen einer jhlüffigen Klagbegründung nicht 
entfpricht, hält Kläger noch gegenwärtig die Behaup- 
tung der Klage, daß die Mitbeflagten den der Klage 
zu Grunde liegenden Bertrag im Auftrag und unter 
Genehmigung der Kirchengemeinde gefchlofien haben, 
unverändert fell. Inſoweit er aber Bl. — das Ge 
gentheil ald von den Mitbeflagten ihrerfeits ein- 
geräumt betrachtet wiſſen will, hat er überfehen, daß 
die Mitbeflagten BI. — gerade aus dem Grunde der 
Klage widerjprochen haben, weil fie lediglich in der 
Eigenſchaft ald Beauftragte der Kirchengemeinde mit 
dem Kläger verhandelt haben. 

Daß übrigens die oben unter no. 1. aus dem 
Inhalte des fraglichen Bertrags gegen die Schlüffig- 
feit der Klage hergeleiteten Bedenken ebenfo, wie bie 
oben unter no. 4. hervorgehobenen, auch infoweit in 


Betracht gelangen, als die Klage gegen die Mit 
beflagten gerichtet ift, bedarf Feiner weiteren Ausfüh- 
rung. 

Nach alledem hatte Man die angefochtene Ent- 
fheidung, wie vorftehend gefchehen ift, Tediglich zu 
beftätigen 10.” 


C. Entfheidungsgründe des am 16. October 
1869 eröffneten Erkenntniſſes des Königl. 
Oberappellationsgerichts: 

„L 
Die Beklagte betreffend. 

Beide vorige Inſtanzen find von der Anficht aus⸗ 
gegangen, daß die Bl. — erhobene Klage auch info- 
weit, als ſolche gegen die Beklagte gerichtet if, un- 
Ihlüffig fei und daher nicht aufrecht erhalten werden 
fünne. Wenn man nun in der jegigen Inſtanz, 
nad) einer nochmaligen Prüfung des Acteninhalts, 
diefer Anficht im Allgemeinen beizutreten nicht vers 
mocht, vielmehr der Beflagten gegenüber fo, wie im 
vorftehenden Urthel geichehen, erfennen zu muͤſſen 
geglaubt hat, fo beruht dies auf folgenden Ermägun- 
gen: 

1: 

Bei dem — Einlaffungsabfhnitte hat Beflagte 
den Inhalt der Klagbeifuge E. Bl. — zugeftanden. 
Es fteht alſo fe, daß die Kircheninfpection zu W. 
am 7. Mai 1867 mit der dafigen Kirchengemeinde 
über eine Reparatur der Kirche zu W. Verhandlung 
gepflogen, daß man babei befchloffen, diefe Reparatur 
unter Zugrumbeleguhg eines von dem bei ber Ber- 
handlung gegenwärtig geweſenen Architekten N. an- 
gefertigten Bauplans vorzunehmen und N.'n mit der 
Ausführung zu beauftragen, ingleichen, daß gleich- 
zeitig die zu Bauvorftehern vorgefchlagenen beiden 
Mitbeklagten in diefer Eigenfchaft beftätigt und mit- 
telft Handichlags als folche in Pflicht genommen wor⸗ 
den find. 

2. 

Daß hiernach die beiden Mitbeflagten nur zu 
Bauauffehern beftellt worben wären, läßt fich nicht 
wohl annehmen. Denn der Ausdrud „Bauvorfteher” 
ift offenbar ein weit umfaffenderer, als der Ausprud 
„Bauaufieher”. Ein Bauporfteher wird im Zwei» 
fel zu Vornahme und Beforgung alles deſſen ebenfo 
berechtigt, als verpflichtet fein, was die Ausführung 
bes betreffenden Baues mit fi bringt, während bie 
Berechtigung und Obliegenheit eines Bauauffehers 
fi eben nur auf die Beauffichtigung beſchraͤnkt. Es 
ift daher nicht abzufehen, weshalb fich des Ausdrucks 
„Bauvorfteher‘ bedient worden fein follte, wenn 
es in der Meinung gelegen hätte, die Mitbeflagten 
nur zu Bauauffehern zu ernennen. 





Sind aber die Mitbeflagten zu Bauvorftehern 
beftellt worden und find bie Berechtigungen eines 
Bauvorſtehers an ſich größere, als die eines bloßen 
Bauauffehers, fo kann es der Beklagten dritten Per- 
fonen gegenüber auch nichts nügen, wenn fie, wie 
dies nad) der Behauptung in der Anmerkung zu dem 
— Einlaffungsabfhnitte der Fall geweſen fein fol, 
die Mitbeflagten mit der Beichränfung ihrer Function 
auf die Beauffihtigung der Baulichfeiten zu Bauvor- 
ftehern gewählt hat. Denn legte fie den Mitbeflagten 
trotz dieſer Beichränfung den Namen von Bauvor- 
ftehern bei und berechtigte fie hiernach die Mitbeflag- 
ten, ſich als Bauvorfteher zu bezeichnen, fo muß fie 
ed auch gegen fich gelten laſſen, wenn Dritte bie 
Mitbeflagten für wirkliche Bauvorfteher gehalten und 
im Bertrauen darauf, daß diefelben wirkliche Baus 
vorfteher feien, mit ihnen contrahirt haben. Die 
Beſchraͤnkung der Berechtigungen der Bauvorfteher 
ericheint dann als eine Thatfache, welche nur in dem 
Berhältnifie zwijchen Bellagter und den Mitbeflagten, 
als fogenannte Inftruction, nicht aber auch dritten 
Perfonen gegenüber Wirkung zu äußern im Stande 
if. — 

3 


Die vorige Inftanz hat nad Bl. — befonderes 
Gewicht darauf gelegt, daß nad der obangezogenen 
Klagbeifuge E. bei der nämlichen Verhandlung, bei 
welcher die Beftätigung der Mitbeflagten in der Eigen- 
ſchaft ald Bauvorfteher Seiten der zuftändigen Kirchen» 
infpection ftattgefunden, befchloffen worben fei, den 
Architekten N. mit der Ausführung der beabfichtigten 
Kirchenteparatur zu beauftragen. “Denn da bei ber 
Verdingung eines Werkes nach $. 1243. des bürger- 
lihen Geſetzbuchs der Regel nad alle zu Ausführung 
dieſes Werkes erforderlichen Beranftaltungen dem 
Uebernehmer zufielen, jo erfcheine ſchon aus dieſem 
Grunde die Annahme, daß Bellagte mit der Ernen- 
nung der Mitbeflagten zu Bauvorftehern den letzteren 
eine über die Auffichtsführung hinausgehende Mit- 
wirkung bei der Ausführung des fraglichen Baues zu 
übertragen begbfichtigt habe, nicht gerechtfertigt. 

Hiergegen ift zunächft auf Dasjenige zu verweijen, 
was foeben unter 2. bemerkt worden. Es fommt 
jedoch noch hinzu, daß Man in der Klagbeifuge E. 
den Abfhluß eines Verdingungsvertrags zwijchen den 
Vertretern der Kirchengemeinde zu W. und N. in 
dem Sinne, daß legterem gegen Zuficherung eines 
beftimmten Baufchquanti die Ausführung der W.’er 
Kirchenreparatur übertragen worben wäre und leßterer 
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gegen Gewaͤhrung dieſes Bauſchquanti alle Koſten 
der Reparatur ſeinerſeits hätte tragen ſollen, uͤber⸗ 
haupt nicht zu finden vermocht hat, wie denn auch 
Beklagte felbft den Abſchluß eines derartigen Verdin⸗ 
gungsvertrags im erften Verfahren nirgends mit Be- 
ftimmtheit behauptet und bei dem — Einlafjungs- 
abſchnitte in Verbindung mit der Anmerfung dazu 
fogar in Abrede geftellt, vaß aus der Klagbeifuge E. 
der Abſchluß eines ſolchen hervorgehe. Höchftens 
wird ſich daher aus diefer Klagbeifuge foviel ableiten 
lafien, daß die beiden Mitbeflagten nicht allein, fon- 
dern in Gemeinjchaft mit dem Architekt N. beauftragt 
worden, Alles das zu thun und zu beforgen, was 
die Ausführung der bejchloffenen Kirchenreparatur 
erfordern werde. 


4. 

It das Bisherige richtig, jo bedarf ed nach An- 
fiht des Königl. Oberappellationsgerichts, um zu 
einer Berurtheilung der Beklagten gelangen zu können, 
nur einer Gewißheit darüber, daß die beiden Mit- 
beflagten mit Klägerm einen Vertrag ded aus der 
Klagbeifuge A. BI. — erfihtlichen Inhalts abgeſchloſ⸗ 
fen haben und daß der Architeft N. unter das Origi- 
nal der Bl. — erfichtlichen Flägerifchen Rechnung eine 
in der Weife, wie bei dem — Einlaffungsabichnitt 
angegeben, lautende Bemerkung gebracht hat. Dies 
fol im Nachftehenden näher nachgewiefen werben. 


A. Es ift zwar allerding® zugugeben, daß, wäh» 

end es in 8. 1. des gebachten Vertrags heißt: 
„der vorgenannte Meifter (Kläger) übernimmt 
die Anfertigung der in dem nachftehenden Ber- 
zeichniſſe bezeichneten Arbeiten”, 
das angefügte Verzeichniß BI. — felbft eine beftimmte 
Angabe der auszuführenden Arbeiten eigentlich nicht 
enthält, fondern nur gewiffe Accorbfäge für einzelne 
Arbeiten, Herftellungen und Lieferungen nach Kubif- 
fußen, Quadratfußen u. f. w. auswirft. 

Allein, wie hieraus ſchon an fich noch feineswegs 
folgt, daß Kläger ſolche Arbeiten, für welche aus 
jenem Berzeichniffe der Maaßſtab, nach welchem fie 
zu bezahlen, nicht zu ermitteln, unentgeltlich habe 
fertigen follen, jo ift auch in $. 2. des beregten Ber» 
trags Kläger ausdrüdlich verpflichtet worden, bie 
übernommenen Arbeiten den Zeichnungen, Borfchrif- 
ten oder den mündlih von dem Architekt N. 
ertheilten Infteuetionen gemäß zu fertigen. 
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Es haben alſo hiernach die Mitbeflagten Klägern 
wegen ber Ausführung der Arbeiten an die Inftruc- 
tionen R.'s, dem fie infoweit ihre eigenen Befugniffe 
übertragen, gewieſen und hat daher R. die Rechnung 
Klägers fetgeftellt und für paffirlich erachtet, fo hat 
berjelbe dadurch offenbar beftätigt, daß Kläger den 
ihm ertheilten Inftructionen gemäß gehandelt habe. 

B. In 8.4. und 5. des Vertrags ift von ben 
beiden Bauvorftehern die Beurtheilung der Tüchtigfeit 
ber Hägerifchen Arbeiten ausſchließlich R.'n überlaffen, 
in $. 6. des nämlichen Vertrags aber ausdrüdlich 
feftgefegt worben: 

„Wenn die Arbeiten vollendet, vom Architekten 

tevidirt und für contractmäßig befchafft gefunden 

find, wirb nach den darüber aufgeftellten Rech— 
nungen ber Betrag durch die Bauvorfteher aus- 
gezahlt.‘ 
Es haben alſo die beiden Mitbeflagten Klägern auch) 
bier wieder an N. gewiefen und dem legteren bie in 
ihrer Stellung ald Bauvorfteher liegenden Befugnifle 
übertragen. Namentlich läßt ſich nach dem ganzen 
Zufammenhange, in welchem der Sag: 

„wird nad) den darüber aufgeftellten Rechnun⸗ 

gen" bis „ausgezahlt“ 
mit dem vorhergehenden Sape: 

„Wenn die Arbeiten” bis „gefunden find“ 
fteht, nicht wohl bezweifeln, daß N. von den Mit- 
beklagten auch zu Prüfung und Feftftellung der Hä- 
gerifchen Rechnungen ermächtigt worden, und zwar 
um jo weniger, ald die Bauvorfteher ihrerfeits zu 
einer Brüfung berfelben, welche nothwendig die Kennt- 
nifje eines Sachverftändigen vorausfegt, wohl kaum 
befähigt gewefen fein würden, auch nirgends gefagt 
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ift, daß der Bezahlung des Betrags der Rechnungen 
erft noch eine Prüfung der letzteren durch die Bau- 
vorfteher vorausgehen follen. Hat daher N. unter 
die Hägerifche Rechnung bemerft: „zahlbar zu 2330 
Thlr. —⸗—, fo hat derfelbe theils für feine Perfon, 
theild in feiner Eigenſchaft als Stellvertreter der Mit- 
beflagten anerfannt, nicht nur, daß Kläger die in der 
Rechnung verzeichneten Arbeiten wirklich geliefert, 
fondern auch, daß berfelbe fie tüchtig und contract 
mäßig geliefert und daß er dafür den Betrag von 
2330 Thlen. — / —⸗ zu fordern habe, und biefes 
Anerkenntniß hat felbftverftändlich auch die Bellagte 
ald Auftraggeberin gegen fich gelten zu laſſen. Es 
fommt deshalb nicht. einmal darauf etwas an, ob 
Kläger die in Anſatz gebrachten Arbeiten in der That 
auch fämmtlich gefertigt, wie denn auch Beklagte mit 
der Bl. — behaupteten Untüchtigfeit der klaͤgeriſchen 
Arbeiten, fowie mit ben Einwendungen Bl. — nicht 
weiter gehört werben fann. Denn der vom Kläger 
geltend gemachte Anfpruch wird ſchon durch die obige 
Bemerkung N.'s vollftommen begründet und eine 
Seiten des letzteren bei Feftftellung der Hägerifchen 
Rechnung etwa verhangene Pflichtwidrigfeit würde 
die Beklagte wohl nach Befinden zu Schädenanfprüchen 
gegen ihn, begiehentlich die Mitbeflagten berechtigen 
fönnen, für das Berhältniß zwifchen Klägerm und 
ber Bellagten aber gleichgültig fein. Uebrigens ift 
dem Einwande Bl. — *) gegenüber auch noch darauf 


*) Der Ginwand befteht darin, daß Kläger nad $. 7. ber 
Klagbeilage A. gegen die ihm von ben Bauvorftehern bewillig« 
ten Accordpreiſe zugleich alle Nebenarbeiten,, wie bas Herftellen 
ber Gerüfte u.f. w., übernommen haben wolle, trogbem aber 
dafür in der Beilage B. und obwohl er Gerüſte gar nicht her⸗ 
geftellt, befondere Anfäge berechnet habe, 

Anmerf, des Einf. 





binzuweifen, daß die Rechnung Klägerd unter B. 
DI. — augenfcheinlich viele Arbeiten enthält, welche 
bei der Beranfchlagung Bl. — nicht mit vorgeſehen 
worden, und daß daher, wenn RN. die ihrem Ge- 
fammtbetrage nach in die Hauptrechnung unter B. 
nah BL — mit aufgenommenen Anfäge in ben 
Specialvechnungen mit für pafftslich erklärt hat, füg- 
lid) vorausgejegt werden darf, daß diefe Anfäge eben 
auf ſolche, in dem Anfchlage Bl. — nicht mit vor- 
gefehenen Arbeiten Bezug haben. 

C. Die Berufung der Bellagten Bl. — darauf, 
daß laut der Klagbeifuge E. bei der Verhandlung 
vor der Kircheninfpection zur Bedingung geftellt wors 
den, ed dürften die Koften ded Baues die Summe 
von 4000 Thlen. — —⸗ nicht überfteigen, erfcheint 
Klägerm gegenüber ohne alle Bedeutung. Denn es 
ift nirgends behauptet, daß Kläger von diefer Bebin- 
gung in Kenntniß gefeßt worden wäre und daß er 
fich derfelben unterworfen hätte. Namentlich enthält 
ber Bertrag Bl. — hiervon etwas nicht. Betragen 
daher die Koften des fraglichen Baues mehr als 
4000 Thlr. — —⸗, fo fann dies wohl nach Befin- 
den die Beklagte zu einem Schädenanfpruche an R., 
beziehentlich die Mitbeklagten berechtigen, niemals 
aber zu einer Herabjegung des klaͤgeriſchen Anſpruchs 
führen. 

Ebenfo bedarf es, als felbftverftändlich, nicht erft 
eines näheren Nachweifes, daß dasjenige, was Be- 
Hagte Bl. —*) vorgebracht hat, Klägern in feiner 
Weife berührt und deſſen Anfpruche in alle Wege 
nicht entgegenftehen kann. 

5 


Hiernach erichien es unbedenklich, die Entjchei- 
dung von dem BL. — angetragenen, Bl. — zurüds 
gegebenen Eide **) über den — Einlafjungsabichnitt 
abhängig zu machen und für den Fall der Ableiftung 
die Beflagte im Allgemeinen der Klagbitte gemäß zu 
verurtheilen. Nur bezüglich der Berzugszinfen mußte 
ed infoweit, als ſolche von einem früheren Zeitpunfte, 
ald von Zeit erhobener Alage an gefordert worden, 
bei der Abweifung der Klage verbleiben. Denn es 
fehlt an einem jchlüffigen Anführen, daß Beflagte 


*) daß nämlid auf Anweifung N.'s viel mehr als 4000 
Thle. —s —s für die befchloffene Kirchenreparatur verwendet 
worden, auch das geiftlihe Mitglied der Kircheninfpection zu 
W. ausprüdlich die Zufiherung auf Ehrenwort erteilt habe, 
daß ber Bau nicht über 4000 Thlr. —⸗ —⸗ foften folle. 

Anmerf. des Einf. 

) Der Inhalt ber erfannten Eide ift, daß bie Mitbeklagten 
mit Klägerm einen Dertrag des BI. — erfihtlihen Inhalts 
abgeſchloſſen unb der Architelt N. unter vie Rechnung sub B. 
bie Bemerkung: „zahlbar zu 2380 Thlr. — —: D. b. 28./1. 68. 


N." gebracht habe. 
Anmerf, bes Ginf. 
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ſchon früͤher durch Mahnung in Verzug geſeht worden 
wäre, und einer Mahnung wuͤrde es hierzu bei ber 
Beftimmung in 8. 6. der Bertragdurfunde unter A. 
Bl. —, wonach Kläger Zahlung überhaupt erft ver⸗ 
langen können, nachdem N. feine Arbeiten revidirt 
und für contractmäßig befunden, offenbar bevurft 
haben. 

Indefien vermochte die Klägerm hiernach zur Laft 
fallende geringe Zuvielforberung nicht davon abzu- 
halten, die Beklagte zu Erftattung der in erfter Inftanz 
ervachfenen Koften zu condemniren. 

Im Uebrigen bemerft Man nur noch, daß, da bei 
der Entfheidung vorauszufegen, es werde Kläger bie 
erfannten Eide abzuleiften im Stande fein, von einem 
näheren Eingehen auf die Frage, ob ſich die erhobene 
Klage lediglich mit Rüdficht auf diejenigen That- 
fachen, über welche Klägerm gegenwärtig der Eid 
zuerfannt worden, aufrecht erhalten laſſe, abgefehen 


werben fünne. ꝛc. 
u 


Die Mitbeklagten betreffend. 

Da Kläger feine Klage, foweit fie gegen die Be 
Hlagte gerichtet, im Wejentlichen darauf geftügt hat, 
daß die Mitbeflagten in ihrer Eigenfchaft als von der 
Beklagten erwählte Bauvorfteher ermächtigt gewe— 
fen, mit ihm den Vertrag Bl. — abzufchließen, fo 
verfteht es fich von ſelbſt, daß er nicht gleichzeitig von 
den Mitbeklagten wegen Ueberſchreitung ihres Auf- 
trage Zahlung verlangen fünne. Zudem ift eine 
ſolche Ueberfchreitung von ihm nicht einmal behauptet 
worden. Es ericheint daher die Klage infoweit, als 
fie gegen die Mitbeflagten angeftellt ift, zweifellos 
unſchluͤſſig. 

Es war daher das angefochtene Urthel, inſoweit 
ed auf die Mitbeflagten Bezug hat, durchgängig zu 
beftätigen.” ꝛc. 

D. Entfheidungsgründe des am 1. Februar 
1870 eröffneten, von dem Königl. Oberappel- 
lationsgerichte in IV, Inftanz ertheilten 
Erfenntnifjes: 

Zur Motivirung der vorftehenden teformatorifchen 
Entſcheidung ift Folgendes zu bemerfen: 

J. 


Bei Beurtheilung der vorliegenden, durchgaͤngig 
auf Eidesantrag beruhenden Klage, weldye nad 
techtöfräftiger Abweijung des Klägers gegemüber den 
beiden früheren Mitbeflagten, nur noch infoweit in 
Betracht fommt, als fie gegen die Beklagte, die Kirchen⸗ 
gemeinde zu W., gerichtet worden, bietet ſich zunächft 
allerdings die Frage dar: ob ſich annehmen laffe, daß 
die gedachten beiden Mitbeflagten lediglich vermöge 
ihrer Eigenſchaft ald gewählte und von der Kirchen- 
infpection zu W. beftätigte Bauvorſteher ermächtigt 


gewefen, mit vechtöverbindlicher Wirkung gegen 
Bellagte einen Bertrag, wie der unter A. ber Klage 
beigefügte, zur Ausführung der in Rebe ſtehenden, 
von der Kircheninfpection zu W. am 7. Mai 1867 
befchloffenen Kirchenreparatur mit dem Kläger abzu- 
fließen? Denn Kläger hat feinen Anſpruch gegen 
Beklagte feineswegs aus einer mit ber letzteren un- 
mittelbar getroffenen Uebereinfunft abgeleitet, vielmehr 
liegt zu deſſen Begründung, abgefehen von einigen 
fpäter zu erwähnenden nebenfächlichen Geſichtspunk⸗ 
ten, nur die Bezugnahme auf den vorgebachten, von 
dem Kläger mit den früheren Mitbeflagten ald Baus 
vorftehern angeblid eingegangenen Bertrag und 
fomit auf eine aus diefer Eigenfchaft der Mitbeflagten 
ſtillſchweigend gefolgerte Ermächtigung derjelben, ver- 
bindlich für Die Beklagte zu contrahiren, vor, inmaa- 
fen von dem beiläufigen Anführen Bl. —, wornad 
die Kircheninfpection zu W. den Vertrag unter A. 
genehmigt haben foll, aus den bereits Bl. — richtig 
dargelegten und auch von der vorigen Inſtanz nicht 
bezweifelten Gründen jegt ganz abzujehen ift. 

Die vorige Inftanz hat im Gegenfap zu der An- 
fiht der beiden erften Inftangen der bemerften Fol—⸗ 
gerung des Klägers Beifall gegeben und ſchon in der 
Wahl und Präpdicirung der früheren Mitbeflagten 
ald Bauvorfteher ausreichenden Grund gefunden, 
um die Bellagte durch den Vertrag unter A., falls 
er in der That von dem Kläger mit den Mitbeflagten 
abgejchlofien worden, verpflichtet zu erachten, daher 
aud das Anführen in der Anmerkung zum — Ein- 
Tafjungspunfte BL. —, daß die Thätigfeit der Mit- 
beflagten bei ihrer Erwählung zu Bauvorftehern aus⸗ 
drüdlich auf die Beaufjihtigung der in Rebe 
ftehenden Baulichkeiten befchräntt worden fei, im Ver⸗ 
hältniß des Klägers zu der Beklagten ald unbeachtlich 
erllaͤrt. 

Bei anderweiter, durch die Appellation der Be- 
Hlagten nöthig geworbener Erwägung hat Man jedoch 
biefer Auffaffung ſich anzufchließen Bedenken ge 
tragen. 

Es mag zugegeben werben, daß unter einem 
„Bauvorfteher” ein mit umfaflenderen Befugnifien 
ald der bloßen Auffichtsführung in Betreff des im 
concreten Falle fraglichen Baues betrauter Functionair 
gedacht werden fönne; allein immerhin läßt fich der 
Begriff, welchen man mit dem Ausprude „Bauvors 
ſteher“ zu verbinden hat, weder fprachlich noch logiſch 
fo feſtſtehend erachten, um fchon aus dem bloßen 
Prädicate einen ſolchen Umfang der übertragenen 
Befugniffe, wie im vorliegenden Falle vorauszufegen 
fein würbe, zu folgern und den Dritten, welcher durch 
einen mit der ald Bauvorfteher bezeichneten Perſon 
obzufchließenden Vertrag den Bauherrn fich zu vers 
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pflichten beabfichtigt, der Rothivendigfeit zu entheben, 
fi) zuvörberft davon Ueberzeugung zu verfchaffen, ob 
feinem Mitcontrahenten ein fo weitgehender Auftrag 
ertheilt worden fei. Was den vorliegenden Fall ins- 
befondere anlangt, fo leiven auf denfelben, wie mit 
Recht ſchon von der erften Inftanz BI. — bemerklich 
gemacht worden, noch bie älteren Firchenrechtlichen 
Beftimmungen Anwendung, welche die Beftellung 
von Bauvorftehern als Stellvertretern ber 
Parochialgemeinde zum Abſchluſſe von Verträgen über 
Ausführung von Bauen oder Reparaturen an Kirchen 
und geiftlichen Gebäuden nicht fennen, vielmehr das 
Befugniß hierzu der betreffenden Kircheninfpection, 
bezüglich nach vorher von der vorgefepten Conſiſtorial⸗ 
behörbe eingeholter Genehmigung überweifen und nur 
nebenbei noch die Beftellung von Bauaufjehern 
und Rechnungsführern während der Ausführung der 
Baulichkeit oder Reparatur anorbnen. 
von Weber, a. Bl. — a. D. ©. 884 fig. 

Es würde hiernach ald ein ganz abnormes Ber 
haͤltniß ſich barftellen, wenn den Mitbeflagten ber 
definitive und für die Parochialgemeinde vinculivende 
Bertragsabfchluß mit den Gewerken überlaffen wors 
den wäre, und dies lediglich dadurch, daß den Mit- 
beflagten das mehrbeutige Prädicat als „Bauvorfieher‘ 
beigelegt worden, nad außenhin für conftatirt anzu⸗ 
nehmen, mußte ſchon beshalb bedenklich ericheinen. 
Es tritt aber auch einer foldhen Annahme noch ber 
befondere Umftand entgegen, daß bei berjelben Ber- 
handlung, bei weldyer die Mitbeflagten ald Bauvor- 
fieher beftellt worden und fogar noch vor dieſer Bes 
fiellung zugleich) dem Architelt R. von der Kirchen⸗ 
infpection und ben anmefenden Gemeindevertretern 
die Ausführung der befchloffenen Kirchenreparasur 
und zwar unter der Bedingung übertragen worden, 
„daß die Koften des Baues 4000 Thlr. — —⸗ nicht 
überfteigen duͤrften“. 

Diefer Thatfache gegenüber, auf welche Kläger in 
ber Klage fich felbit ausprüdlich bezogen hat, und 
über welche die SKlagbeilage unter E. Bl. — flare 
Maaße giebt, gewinnt es fogar den Anfchein, als 
habe bei der fraglichen Gelegenheit dem Architelt N. 
die beſchloſſene Kirchenveparatur gegen ein beftimmtes 
Accordquantum verbungen werben follen, und es wird 
hierdurch offenbar in noch höherem Grade zweifelhaft, 
daß den Mitbeflagten mit ihrer Beftellung zu Baus 
vorftehern das Recht zum felbfttändigen Vertragd« 
abſchließen Behufs der Bauausführung eingeräumt 
worden fein follte. Nach der Meinung der gegen» 
wärtigen Inftanz fonnte daher, zumal mit Hinficht 
auf den gebrauchten Eivdesantrag, zur Begründung 
eines Anfpruchs Klägerd gegen die Bellagte aus dem 
angeblich von ihm mit den Mitbeklagten abgejchlofle- 





nen Bertrage die bloße Bezugnahme darauf, daß 
Mitbeklagte zu Bauvorftehern beftellt geweſen, nicht 
genügen. 

IL 

Ein nicht minder wefentlicher Mangel der Bl. — 
erhobenen Klage tritt hiernächft bei Vergleichung des 
mehrgedachten Bauvertrags unter A. mit den vom 
Kläger aufgeftellten Rechnungen unter B. und bezie- 
hentlich C. zu Tage. 

Aus dem qu. Bauvertrage felbft geht über bie 
Qualität und Quantität ber dem Kläger angeblich 
übertragenen Arbeiten etwas Specielles gar nicht hers 
vor, ed verweiſt berfelbe vielmehr in diefer Beziehung 
$. 1. auf das angefügte Verzeichniß Bl. —, in dem 
letzteren finden ſich aber nur gewiſſe Accorbfäge für 
einzelne Arbeiten, Herftellungen und Lieferungen nad) 
Kubiffuß u. f. w., ohne daß deren Umfang und Art 
näher bezeichnet wäre, während in der Hauptrechnung 
unter B. Bf. — die vom Kläger feiner Behauptung 
nach gelieferten Arbeiten fpeciell verzeichnet find, und 
darunter zum großen Theile joldhe, welche fidy einer 
Beurtheilung nad dem im Verzeichniffe gegebenen 
Maafftabe überhaupt ganz entziehen. Kür biefe 
fpeciellen Arbeiten giebt daher der Bauvertrag theild 
gar feinen, theils nur in der untergeordneten Richtung 
einen Anhalt, als gewifie Arbeiten unter Zugrunde- 
legung der im Berzeichniffe BI. — beftimmten Accord» 
fäge für den Kubik⸗ oder Quadratfuß oder das Stüd 
zu berechnen waren, und ed bedurfte fomit wegen des 
Auftrags zu den in Rechnung gebrachten Arbeiten 
und Leitungen einer anderen, bezüglich näheren Bes 
gründung als der bloßen Bezugnahme auf den qu. 
Bauvertrag und das bemfelben beigefügte Verzeich— 
niß. 

Die vorige Inftanz hat nun zwar diefe nicht zu 
verfennende Lüde in dem Klagvorbringen durch bie 
Beftimmung in $. 2. des Bauvertragd A., wornach 
Kläger ſich verpflichtet habe, die übernommenen 
Arbeiten den Zeichnungen, Borfchriften oder den 
mündlih von dem Architekten R. in D. er- 
theilten Inftructionen gemäß zu fertigen, für 
ergänzt erachtet, indem fie hieraus einerfeits, daß 
Kläger wegen der Ausführung der Arbeiten an die 
Inftructionen N.'s von den Mitbeflagten gewielen 
worden, andererfeits in Verbindung mit dem weis 
ter in der Alage angeführten Umftande, daß N. die 
Rechnung Klägers feftgeftellt und für paffirlich erachtet 
habe, folgert, daß N. in der That zu den gedachten 
Arbeiten dem Kläger Inftruction ertheilt und legterer 
auch derfelben gemäß gehandelt habe. Allein nad 
der Anficht der jegigen Inftanz vermag die Bezug- 
nahme auf 8. 2. des Vertrags der Mangelhaftigfeit 
der Klage in der hier fraglichen Richtung nicht abzu⸗ 
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helfen. Denn zuvörberft darf nicht außer Acht ges 
laffen werben, daß die Berweifung Klägers an die 
Inſtructionen N.'s in 8. 2. des Baucontracds aus⸗ 
brüdlich nur auf die „übernommenen“ Arbeiten fich 
bezieht, aus dem Baucontracte aber gezeigtermaaßen 
eben nicht erhellt, ob die von dem Kläger in Rech⸗ 
nung gebrachten Arbeiten auf einer übereinkünftlichen 
Uebernahme beruhen, und fodann hat Kläger felbft 
gar nicht behauptet, daß er zu den von ihm in Rech⸗ 
nung gebrachten Arbeiten von R. Inftruction erhalten 
habe. Ebenfowenig aber läßt fich aus der angeblich 
von N. unter Klägers Rechnung B. gebrachten Be— 
merfung „zahlbar zu 2330 Thaler — —⸗“ mit 
genügender Sicherheit folgern, daß die in jener Rech⸗ 
nung verzeichneten Arbeiten in Folge der von ihm, 
R., ergangenen Anweifungen geleiftet worben. Denn 
dem Wortlaute nach ift aus der gedachten kurzen 
Bemerkung zunähft und ohne Hinzutritt näherer 
Umftände nur etwa eine Billigung der angefegten 
Vergütungen nad ihrer Höhe zu entnehmen, eine 
folhe fonnte aber von R., auch ohne daß er ſelbſt 
dem Kläger Inftruction zu den qu. Arbeiten ertheilt 
hatte, in der — nad) ber Auffaflung des Klägers 
wenigftens nicht ausgefchlofienen — Borausfegung, 
daß die Arbeiten auf einem von den beiden Mit- 
beffagten ausgegangenen Auftrage beruht hätten, oder 
auch felbft ohne alle Rüdficht auf das Vorhandenfein 
einer desfalls dem Kläger ertheilten Anweiſung auds 
geiprochen werben. 
II. 

Ein weiteres und zwar ganz felbftftänbig durch⸗ 
greifended Bedenken gegen die Statthaftigfeit der Klage 
ergiebt fih aus der Art und Weife, in welcher Kläger 
die Höhe feiner Forderung zu begründen verfucht bat. 
Kläger hat fich nämlich wegen der geforderten Preife 
für feine Arbeiten, von denen nur der Fleinere, durch 
die zugeftandene Abfchlagszahlung weit überwogene 
Theil fi, ihren Umfang als richtig vorausgejegt, 
nach den im Berzeichniffe BI. — beftimmten Accord⸗ 
fägen beurtheilen laflen würde, unter Eidesantrag 
lediglich auf die ſchon gedachte, angebli von N. 
unter die Rechnung B. gebrachte Bemerkung bezogen, 
aus welcher die Billigung der Rechnungsanfäge her⸗ 
vorgehen fol. Wil man nun aud; lepteres an fich 
nicht beftreiten, fo würde doch diefer Umftand nad 
dem übrigen Inhalte der Klage nur in dem Falle 
von Einfluß auf die Sache erfcheinen fönnen, wenn 
R. von den Mitbeflagten — immer unter der Vor- 
audfegung deren eigener Berechtigung zum Eontrahiren 
mit verbindlicher Wirkung gegen Beflagte — ermaͤch⸗ 
tigt worden wäre, die von dem Kläger für feine 
Arbeiten angefepten Breife endgültig feftzuftellen. 
Eine ſolche Ermächtigung ift nun zwar aud in der 





That von der vorigen Inſtanz auf Grund der Beftim- 
mung in $. 6. des Bauvertrags A. angenommen 
worben, indem Man darin in Berbindung mit den 
vorausgegangenen Beftimmungen in $. 4. und 5., 
wornach N.'n ausfchließlic die Beurtheilung der 
Tuͤchtigleit der Arbeiten Klägers und des dazu ver- 
wendeten Materiald überlaffen worden, den Sinn 
finden zu follen geglaubt hat, daß die Mitbeflagten 
den Architelt N. auch zur Prüfung und Feſtſtel— 
lung der Hägerifhen Rechnungen fich fubftituirt 
hätten. Allein auch mit diefer Auffaffung hat die 
gegenwärtige Inſtanz fich nicht einverftanden zu er- 
klaͤten vermocht. Der bereits BI. — hervorgehobene 
Wortlaut der 8. 6.: 
„Wenn die Arbeiten vollendet, vom Architelt N. 
revidirt und für contractmäßig befchafft gefunden 
find, wird nach den darüber aufgeftellten Rech- 
nungen der Betrag durch die Bauvorftcher aus⸗ 
gezahlt”, 
befchränft die Concutrenz N.'s ganz unzweideutig 
und ſchlechthin auf die Revifion der vollendeten Arbei⸗ 
ten und bie Beurtheilung der contractmäßigen — 
d. h. bedungenermaaßen in Arbeit und Material 
tüchtigen — Beichaffung der Arbeiten, und es ift 
auch aus den Nebenumftänden fein Grund zu ents 
nehmen, dieſer Beftimmung einen weiter gehenden 
Sinn beizulegen. Denn hätten die Mitbeflagten be» 
abfichtigt, durch $. 6. N.n die Feftftellung der klaͤge⸗ 
rifhen Aufrechnung zu überlaffen, jo würden fie 
ſchwerlich gleichzeitig die in 8. 7. enthaltenen, auf 
die Preisanfäge fehr einflußreichen Borfchriften ger 
macht und im Berzeichniffe BI. — Accorbfäge, wor⸗ 
nach der Kläger ſich bei Anfag der Preiſe richten 
follte, aufgeftellt haben. Am wenigften möchte fid) 
annehmen laflen, daß dem N. von den Mitbeflagten 
eine, die vertragsmäßigen Preisbedingungen be» 
einträchtigende oder wieder aufhebende Ermäd- 
tigung ertheilt worden fei. Gleichwohl find in der 
angeblich von N. gebilligten Rechnung Klägers unter 
andern auch die unter C. Bl. — zufammengeftellten, 
fehr erheblichen Anfäge für ſolche Arbeiten und Lei- 
flungen aufgenommen, für welche Kläger wenigftens 
nad) dem indueirten Bauvertrag $. 7. — und auf 
andere Momente hat fi Kläger zur besfallfigen 
Begründung nicht bezogen — Vergütung nicht fordern 
durfte. 

Daß übrigens im Nachfage der 8. 6. nicht ein 
befonderer Vorbehalt wegen Prüfung der „aufges 
ftellten Rechnungen” bemerkt zu finden, erfcheint ohne 
Belang, da ein folder Vorbehalt fich von felbit vers 
fteht und nur durch einen ausdrüdlichen Verzicht 
hätte ausgefchloffen werben fünnen, und ebenfowenig 
mag die Unfähigkeit der Mitbeflagten zur eigenen 
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Prüfung der Rechnungen Klägers fo ohne Weiteres 
vorausgejegt und ald Grund für die BL. — ent- 
widelte Anficht geltend gemacht werben. 

Hätte daher auch N. unter die Rechnung Klägers 
sub B. die ebengedachte Bemerkung eigenhändig ge⸗ 
fhrieben, und wollte man darin felbft außer der 
Billigung der Preife auch noch die Erklärung ber 
contractmäßigen Beichaffenheit der Hägerifchen Arbei- 
ten finden, obgleich der Wortlaut dies nicht befagt 
und Kläger felbft zu diefem Behufe fich nicht darauf, 
fondern auf ein befonderes Atteſt N.'s (Alagbeilage 
D. Bl. — beyogen hat, fo würde ed doch bei der 
gezeigten Unthunlichfeit, eine Ermächtigung N.'s zur 
Feftftellung der von dem Kläger in Anſatz gebrachten 
Preife auf Grund des Vertrags A. anzunehmen, der 
Klage immer noch an einer zureichenden Begrün« 
dung in Betreff der Höhe der geforberten Vergütung 
fehlen. 

Diefer Mangel der Klage würde auch feine Ber 
deutung nicht verlieren, wenn man bie, allerdings 
nicht wohl zu begweifelnde, Annahme in den Border- 
grund ftellen wollte, daß Kläger jedenfalls feine 
Arbeiten und Berwendungen zur Kirchenreparatur zu 
W. nit unentgeltlid zu gewähren beabficdhtigt 
habe. Denn ift es auch richtig, daß bei präfumtiv 
vergeltlichen Leiftungen das Gefeg eine Bergütung 
bafür, ungeachtet des Mangels einer dieöfallfigen 
ausprüdlichen Verabredung, gewährt willen will 
($. 820. bez. 1231. des bürgerl. Geſehbuchs), fo ift 
doch dabei immer ein Bertragsverhältnig bezüglich 
der Leiſtung felbft vorausgefegt, und ſodann würde 
in einem fo geftalteten Falle der Leiftende immer nur 
eine billige angemeffene Vergütung beanfpruchen 
fönnen, welche nicht durch Eidesantrag ermittelt 
werben kann und wogegen bem Berpflichteten, welcher 
bie Unangemefjenheit behauptet, das Gehör ſich nicht 
verjagen ließe. Im vorliegenden Falle fehlt es aber 
nicht nur, wie bereits bemerkt, an einem ftringenten 
Anführen über ein vertragsmaͤßiges, namentlich ein 
die Beflagte verpflichtendes Verhaͤltniß in Betreff der 
Leiſtung, fondern ed hat aud Kläger die geforderte 
Vergütung nur ald eine vertragsmäßig feftgeitellte 
— denn auf bie in der Replif Bl. — geichehene 
Beziehung auf gleichzeitige Aundenüblichfeit der ges 
forderten Preife ift formell feine Rüdficht zu nehmen 
— unter Eidedantrag gefordert, während andererjeits 
Beklagte Bl. — der Angemeflenheit der angejepten 
Preife fehr energifch widerfprochen hat. 

Nicht unbemerkt mag im Uebrigen bleiben, daß 
man aud der Bl. — von der vorigen Inftanz ges 
machten Bemerkung, wonach der von N. bewirften 
Baffirlicherflärung des Hägerifchen Rechnungsbetrags 
gegenüber nicht einmal darauf etwas anfommen fol, 


ob Kläger die in Anfap gebrachten Arbeiten in ber 
That au jämmtlich gefertigt habe, vielmehr 
im entgegengefegten Falle Beflagte lediglich zu Schä- 
denanfprüchen gegen N., beziehentlich die Mitbeflag- 
ten berechtigt jein würde, nicht beitreten fann. Denn 
hätte Kläger wirklich in feiner Rechnung Arbeiten in 
Anfap gebracht, die er nicht geliefert, jo würbe er 
fi) entweder eines Irethums, aus welchem offenbar 
eine Berechtigung gegen Beklagte nicht abzuleiten, 
oder fogar, was unter den gegebenen Berhältnifien 
näher liegen möchte, eines dolus jhuldig gemacht 
haben, aus welchem ihm ein Bortheil noch weniger 
erwachfen könnte, und die Theilnahme N.'s an dieſem 
Irrthume oder dolus durch feine Billigung der Rech» 
nung würde felbftverftändlich an der Sache nichts zu 
ändern vermögen. 
IV. 

Was die fonft noch in der Klage, anfcheinend in 
Hinbfid auf die Beftimmung in $. 1250. und 1297. 
des bürgerl. Geſetzbuchs, angedeuteten Gefichtöpunfte 
ber Genehmigung der betreffenden Arbeiten durch den 
Gebrauch der Kirche zum Gottesdienſte, und des 
ſtillſchweigenden Auftrags durch widerſpruchsloſes 
Gefchehenlaflen der Arbeiten anlangt, jo ift die Hin- 
fälligfeit der Klage auch nad} diefen Richtungen, zu⸗ 
mal mit Rüdficht auf das in der Klage gebrauchte 
Beweismittel des Eidesantrags, bereits in den erften 
beiden Inftanzgen Bl. — unter 2. bez. 2. und 3. aus⸗ 
teichend nachgewiefen worden und die vorige Inftanz 
hat infoweit keine abweichende Anficht geltend gemacht. 
Es bedarf daher diesfalls feiner weiteren Hinzus 
fügung. Ebenfowenig ift auf eine nochmalige Wider⸗ 
legung der vom Kläger in der Appellationsinftanz 
Bl. — aufgeftellten Anficht einer in ber theilweife 
bewirkten Zahlung liegenden Anerkennung der Ber 
pflichtung, deren Unrichtigfeit bereit8 Bl. — darge⸗ 
than worden, zurüdzufommen. — Weitere Momente, 
als vie bisher befprochenen, enthält aber die Klage 
zu ihrer Begründung nicht, namentlich find in ders 
felben feine Unterlagen für ein etwaiges Forderungs⸗ 
recht aus einer auftraglofen Geihäftsführung ges 
geben, deren Behauptung ohmehin mit der Berug- 
nahme auf den angeblich mit den früheren Mitbeflag- 
ten abgefchloffenen Vertrag sub A. in Widerſpruch 
treten würde.” ac. 
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A. 


Wenn ber Erecutiondrichter Hülfspfänder ohne 

vorauögegangene Feilbietung dem Gläubiger um 

die Tare verabfolgt, fo ift ein folder Veraͤuße⸗ 

rungsaet fein nichtiger, fondern nur von Seiten 

des Schuldners anfechtbarer. — Ueber die Form 
der Befigübertragung. 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in & 


Der Wechfelgläubiger R. hatte im Monat Novem- 
ber 1866 beantragt, daß die feinem Schwiegerjohn 
und von ihm ausgeflagten Wechfelihuldner I. abge- 
pfändeten, aber in des leßteren Wohnung belafienen 
Gegenftände ihm, R., zum Tarwerthe überlaffen und 
eigenthümlich übergeben werden follten. Das Pro 
cefgericht zu 2. befchloß, dieſem Antrage ftatt zu 
geben, fegte den Schuldner hiervon, und daß ber 
Tarpreis der Pfandftüde von defien Liquidum abge 
jchrieben werden folle, in Kenntniß, und wies den 
Erecutor an, die Pfandftüde dem Kläger ausjuant- 
worten, auch den Beklagten hierbei zuguziehen. Der 
Erecutor referirte hierauf unterm 6. December 1866: 
„erhaltener Anweifung gemäß habe er die verzeid- 
neten Effecten entfiegelt und Klägerm freigegeben“. 

Im Monat November 1869 gelangten in einer 
andern, vor demjelben Gericht anhängigen Wedhiel- 
fache die Gebrüder T. zur Erecution gegen denſelben 
Bellagten. Bon den in deflen Wohnung anderweit 
abgepfändeten Gegenftänden reclamirte R. den gro⸗ 
feren Theil als fein Eigenthum, welches er durch 
die am 6. December 1866 von Seiten des Gerichts 
erfolgte Ueberlaſſung diefer Pfandftüde an ihn er 
worben habe. Er bezog ſich hierbei alenthalben auf 
die im Jahre 1866 zwifchen ihm, ald Klägerm, und 
J., ald Beflagtem, ergangenen Proceßacten und zur 
Beicheinigung der erfolgten Uebergabe der fraglichen 
Gegenftände an ihn auf das Zeugniß des hiermit 
betraut geweſenen Erecutionsbeamten. Legterer, ald 
Zeuge hierüber vernommen, fagte aus: er habe am 
6. December 1866 der ihm ertheilten Weifung, die 
Pfandftüde dem Kläger R. freizugeben, gemäß ſich 
in 3.8 Wohnung begeben, dajelbft die verehel. J. 
und zwei Männer angetroffen; der eine berfelben fei 
J., der andere, foviel er fich erinnere, entweder R. 
felbft, oder deffen Sachwalter gewejen. Er habe den 
Anwefenden feinen Auftrag, die Pfandftüde freizu⸗ 
geben, erklärt, auch die angelegten Gerichtöfiegel ab 
genommen. 

Auf Befragen des Intervenienten antwortet der 
Zeuge noch: er wiſſe nicht, ob die verehel. 3. bei dieſet 


Gelegenheit gefagt habe, daß fie für ihren Bater R. 
Defig an den eben freigegebenen Sachen ergreifen 
wolle. 

Die erfte Inſtanz entfchied unterm 10. Januar 
1870, daß Interwenientens Suchen fehlechterdings 
nicht ſtatt habe, das Königl. Appellationsgericht zu 
Leipzig aber unterm 8. Mär; 1870 dahin: daß, wenn 
Intervenient noch das Relatum über die Identität 
der von ihm reclamirten Sachen mit den am 6. De- 
cember 1866 ihm vom Erecutor überlaffenen Gegen- 
fänden ſchwört, fo ift das an den vorgebadhten 
Pfandftüden für die Kläger beftellte Hülfspfandrecht 
für rechtsunwirkſam zu achten und find alddann bie 
Kläger die Wiederfreigabe diefer Pfandftüde gefchehen 
zu laflen verbunden. ıc. 

Diefen Entfheidungen waren folgende Gründe 
beigefügt: 

Zum Beſcheid erfter Inftanz: 
„Der Intervenient hat fi) zu Begründung des 
von ihm an den zufolge des Pfändungsberichts Bl. — 
in ber Rechtöfache Gebr. T.’8 /. 3. am 16. November 
1869 abgepfändeten Mobilien im Wefentlichen dar- 
auf bezogen: 
ed feien die Bl. — aufgeführten Gegenftände 
die naͤmlichen, weldye in den BL. — angezoge- 
nen Acten R.'s wider I. Bl. — unter den Num⸗ 
mern — verzeichnet und ihm am 6. December 
1866 Gerichtöwegen zum Eigenthum übergeben 
worben feien. 

Allein man hat diefe Thatfachen, um daraus ein 

Eigenthumsrecht des Intervenienten abzuleiten, nicht 

für ausreichend begründet erachten fönnen. 

Es wird zwar das Eigenthum einer beweglichen 
Sache ſchon durch den alleinigen Act der Mebergabe 
und ohne daß auf das derfelben vorausgegangene, 
den Grund der Tradition enthaltende Rechtögefchäft 
jurüdzugehen wäre, dann erworben, wenn der Beſitz 
der Sade in der erklärten Abficht, Cigenthum zu 
übertragen, übergeben und von dem andern Gontras 
henten ergriffen wird — vergl. $. 253. des blürger- 
lichen Geſetzbuchs. ine nothwendige Vorausfegung 
hierfür ift jedoch nach 8. 254. deffelben Geſetzbuchs, 
baß der Uebergebende entweder Eigenthümer der be- 
treffenden Sache, oder fonft aus einem Rechtögrunde 
zu ber Beräußerung befugt war. 

Das vorliegende Interventionsanbringen tft aber 
weber in biefer Beziehung, noch auch, anlangend 
ben eigentlichen Act der Befigübergabe, für genügend 


ſchluͤſſig zu erachten. 


I. 
Die in Streit befangenen Mobilien find zu Gun- 
ften des jegigen Intervenienten wegen ber bemfelben 
befage der Boracten an den beflagten 3. auftehenden 
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Forderung gerichtlich abgepfändet worden. Hiernach 
fonnte eine Beräußerung und Uebergabe der betrefs 
fenden Gegenftände durch den Hülfsrichter mit ber 
Wirkung, daß der Empfänger Eigenthümer wurbe, 
nur durch öffentliche Verfteigerung, ober dafern bei 
derfelben Fein Käufer fich gefunden haben follte, durch 
Ueberlaffung an Zahlungsftatt an den Pfandgläubiger 
erfolgen. z 
— vergl. 8.382, und 480. des bürgerlichen Gefep- 
buchs für das Königreich Sachfen, wodurch die 
entgegenftehenden Beftimmungen der Erl. Proc.» 
Ordnung ad tit. XXXIX. $. 8. aufgehoben 
worden find. — 

Das Procefgericht war demnach gar nicht in der 
Lage, dem Imterwenienten durch die zufolge Bl. — 
der angezogenen Acten beantragte Meberlaffung der 
Pfandftüde Eigenthum zu übertragen und darauf, 
daß ihm die legteren von dem Bellagten in der Ab- 
fiht, Eigenthum zu übertragen, übergeben worden 
feien, hat fi) der Interwenient gar nicht bezogen. 

Hierzu kommt aber noch, 

u 


daß, felbft wenn man, was nicht der Fall ift, die 
unter I. erwähnte Thätigfeit des Gerichts als eine 
ſolche, wodurch der Intervenient Eigenthum hätte 
erwerben fönnen, auffaflen wollte und fönnte, bie 
Befigübertragung, wie diefelbe befage Bl. — ber 
Acten R. gegen 3. und Bl. — der gegenwärtigen 
Acten gefchehen fein fol, keiner derjenigen Handlun⸗ 
gen entfpricht, durch welche nach $. 199. des bürgerl. 
Geſetzbuchs bewegliche Sachen übergeben werben 
fönnen.” x. 
Zur Entfheidung zweiter Inftanz: 

„Obſchon die Beftimmung der Erläuterten Pros 
ceßordnung ad tit. xXXXIX. 8. 8., welche bei Ueber⸗ 
laffung abgepfändeter Mobilien an den Hülfspfand- 
gläubiger an Zahlungsftatt um den Schägungswerth 
eine vorherige Beilbietung nicht fordert, durch das 
bürgerliche Geſezbuch $. 382. und 487. abgeändert 
worden, jo ift doch, wenn der Erecutionsrichter 
Hülfspfänder ohne vorausgegangene Feilbietung dem 
Gläubiger um die Tare verabfolgt, ein ſolcher Ver— 
Außerungsact fein nichtiger, fondern nur ein Seiten 
des dabei wegen der etwaigen hyperocha intereflirten 
Schuldners anfechtbarer. Nah Bl. — des in Sachen 
R.'s gegen I. vor dem Handelögerichte im Beyirkö- 
gerichte Leipzig ergangenen Bascifeld hat nun das 
ebengenannte Handklsgericht die am 19. October 
1866 abgepfändeten Mobilien dem Kläger, ald dem 
Hülfspfandgläubiger, um die Tare überlaffen, und 
es ift nichts darüber actenfundig geworden, baf 
Deflagter, weldyer von der besfallfigen Abficht des 
Proceßgerichts BI. — Kenntniß erlangt, diefem Bor- 
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haben widerfprochen, ober die Veräußerung fpäter 
angefochten habe. Es hat mithin dieſes Rechts⸗ 
geichäft als beftehend zu gelten — cfr. $. 107. bes 
bürgerlichen Geſetzbuchs — und aus der Bl. — bes 
Beilagsfascifeld anzutreffenden Relation des Erecus 
tord 3. vom 6. December 1866 geht zur Genüge 
hervor, daß diefer der ihm ertheilten Anweiſung 
gemäß die Pfandftüde dem Gläubiger überwiefen 
habe. Denn obfchon derſelbe dort nur referiert, „er 
habe die in Rebe ftehenden Gegenftände entfiegelt 
und Klägerm freigegeben”, jo hat er fich dabei offen- 
bar nur eines ungeeigneten Ausbruds für die an den 
Kläger erfolgte Ausantwortung der Hülfsobjecte be⸗ 
dient, und ber Wille des Proceßgerichts, das Eigen- 
thum an den Pfandftüden auf den Kläger zu über- 
tragen, wird durch die Verfügung BI. — und bie 
BI. — dem Bevollmächtigten des Klägers gefchehene 
Eröffnung außer allen Zweifel geftellt. 

Das bezeichnete Beilagsfascifel, welches in feiner 
Eigenfhaft als öffentliche Urkunde für und gegen 
Jeden beweift, ift daher an fich zur Befcheinigung 
der Behauptung, daß der gegenwärtig als Inter- 
venient aufgetretene damalige Kläger das Eigenthum 
an jenen Pfandftüden erworben habe, ausreichend, 
und wenn ſich Intervenient nad) Bl. — des Sach— 
fascikels zwar auf dieſes Beilagsactenheft, außerdem 
aber auch noch BI. — auf das Zeugniß des Erecu- 
tors 3. bezogen, fo ftehen des legteren BL. — anzu⸗ 
treffende Ausfagen mit feiner Relation vom 6. Decem⸗ 
ber 1866 keineswegs in Widerſpruch. Man hat 
daher das Eigenthum des Intervenienten an ben 
DI. — des Fascifeld — unter Nummer — aufge 
zeichneten Gegenftänden für befcheinigt anzufehen ge⸗ 
habt, und handelt es fih dermalen blos noch um die 
Beicheinigung bed Anführens, daß die vom Inter 
venienten gegenwärtig recdlamirten Mobilien, welche 
in der vor dem Handelsgerichte im Bezirkögerichte 
Leipzig anhängigen Rechtsfache der Gebr. T. gegen 
3. in der Wohnung des legteren am 16. November 
1869 mit Befchlag belegt worden find, mit ben 
BL — des Beilagsfascifeld unter Nummer — aufs 
gezeichneten identifch feien. Intervenient hat ſich 
DL. — zu diefem Behufe des Eidesantrags bedient 
und Kläger haben ebendafelbft den ihnen angetrages 
nen Eid referirt. In Beachtung des vom Inter: 
venienten ergriffenen Rechtsmittels war daher bie 
Entſcheidung lediglich von ber — dieſes Eides 
abhängig zu machen.’ 


Rebacteur: Bundes» Oberbandelsgerihtsratg Werner. 


12, 


Bei der Recognition einer Urkunde vor einem 
Motar, welche zur Einreichung bei der Hypotheken⸗ 
behörbe Behufs Eintragung beftimmt und zu 
welcher ber gefegliche Stempel noch nicht verwen- 
det worden ift, bedarf es ber Erlegung und Gaffi- 
rung bed Stempeld bei dem Notare nicht, wenn 
bei der Recognition die Erklärung abgegeben 
worben ift, daß der Stempel bei der Hypothefen- 
behörbe verwendet werben folle. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n in 2. 


Das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
hat ſich über diefe Frage in einer Berorbnung vom 
10. September 1869 in nachftehender Weife aus- 
gefprochen: 

„Das mittelft Regiftratur vom 23. vor. Monats 
Anher eingefendete Fascikel 239. D. wird dem Gerichts- 
amte P. anbei mit dem Eröffnen zurüdgegeben, daß 
das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig Sich weder 
zu einer dem Gefepe vom 14. December 1837. 8. 8. 
lit. b. und $.24. verbunden mit der Tarorbnung für 
die Notare Cap. I. 8.10. fit. G. entſprechenden Ber- 
fügung an den Notar Dr. M., noch) zu einer Beauf- 
tragung des Gerichtsamtes P., noch endlich zu Abgabe 
der Sache an die Steuerbehörbe veranlaft gefunden 
hat. 

Denn wenn eine ihrem Inhalte nad zur Ein- 
reichung bei der Orund- und Hypothefenbehörbe Behufs 
einer Eintragung beftimmte Urkunde, zu welcher der 
gefeglich erforderliche Stempelbetrag noch nicht verwen» 
bet worden, bei einer andern Gerichtsbehörde oder, 
wie dies hier gejchehen, vor einem Notare mit der Er- 
klaͤrung vecognoscirt wird, daß der gejegliche Stempel- 
impoft bei der Grund» und Hypothefenbehörbe ver- 
wendet werben folle, fo bebarf es nach der mit einer 
oft wahrgenommenen Praris übereinftimmenden Ans 
fit des Königl. Appellationsgerichts zu Vermeidung 
eines Stempelfteuervergehens nicht der baaren Er- 
legung des Stempelbetrages bei dem Gerichte oder 
dem Notare, vor weldyem fich zu der Urkunde befannt 
wird, und der Gaffirung des Stempeld Seiten des 
legteren; vielmehr darf das den Recognitiondact bes 
forgende Gericht oder der um dieſen angegangene 
Notar ſich bei diefer, dem Recognitionsprotofolle ein- 
zuverleibenden, Erklärung beruhigen und dem Recog- 
noscenten das Weitere überlaffen.” 


Dffein der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Don biefem Wo: 
henblatte ers 
fhelnen jährlih 
64 Nummern zu 
1 Duartbogen unb 
außerdem am Jah: 
resfchluffeein aus: 
füsrliches Regifter, 


merkwürdige | Rechtsfälle, 


in actenmäßigen Darſtellungen 
aus dem Gebiete der Justizpflege 


Ale Voſtamter 
u Buchhaudlungen 
übernehmen Beflels 
lungen und liefern 
dat Quartal zu dem 
praenumerando zu 
entrichtenden Preiſe 
von 1 Thaler, 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 





Berlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 
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Neue Folge Adıtzehnter Jahrgang. 
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Zur Lehre von der Zwangäverfteigerung unter 
Annahme doppelter Gebote in Gemäßheit $.519. 
bes bürgerlichen Gefegbuchs. 


Mitgetheilt von 
Herrn Fr in M. 


In einer vor dem Königl. Gerichtsamte Großen— 
hain zwifchen Samuel Gottfried Kr. und Emft R. 
anhängigen Rechtsfache wurde die nothiwendige Ber- 
fteigerung des Grundftüds des Bellagten, Fol. 13. 
des Grund» und Hppothefenbuchs für B., beantragt. 

Auf letzterem hafteten als Hypothefenfchulden, 
unter or. 9./II. eingetragen: 

a) 1000 Thle. — —» Kaufgeld für Wilhelmine R., 


b) 1000 ⸗ —s —s für Anna R., 
co) 800 = —s —« c, ann. für Paul Friedrich R., 
d) 1090 = —- —s Termingelder und 


e) Auszug und Leibrente für Joh. Gottl. und Jo— 
hanne Ehriftiane, Eheleute R., 
laut Verhandlung vom 20. Februar 1862. 

Zufolge Verhandlung vom 30. September 1867 
wurden die obgedadhten 1000 Thle. — —⸗ ber 
Wilhelmine R. von lepterer an Friedrich Wilhelm R. 
in ©. abgetreten (Eintrag nr. 19./ad nr. 9. a.), Zinfen- 
und Koftenhypothek beftellt (Eintrag nr. 20./VIL.) 
und diefer Forderung nr. 9. a. jet. 19. 20, der Vor- 
zug vor dem R.'ſchen Auszug, der Forderung nr. 9. e., 
eingeräumt (Eintrag nr. 21./ad nr. 9.a. 19. 20.). 

Bei der Vorbereitung der Zwangdverfteigerung 
des Gutes, Fol. 13. des bezeichneten Hypothefen- 
buchs war nun das Proceßgericht, im Hinblid auf 
den damaligen Hypothefenftand diefes Gutes, wie er 
ſich aus dem in den Acten befindlichen Folienertracte 


ergab, fowie auf die bei der Eonfignation erhobene 
Tare, zu der Anficht gelangt, daß ein Fall vorliege, 
in welchem das in $. 519. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs geordnete Recht der Hypothefengläubiger auf 
doppelted Ausgebot in Frage fommen werde, und 
hatte danach unter die Subhaftationsbebingungen 
den Sa aufgenommen: 
„das zu fubhaftirende Grundftüd werde doppelt, 
mit und ohne den für Johanne Ehriftiane R. 
darauf haftenden Auszug, ausgeboten und je 
nach Ausfall der beiden Gebote die Entſchlie— 
fung über den Zufchlag mit oder ohne Beichwe- 
rung vorbehalten ”. 

Nicht minder war wegen einer von nurgenannter 
Auszüglerin, verw. R., gegen Abfchlagung ihres Ge- 
fuches um Aufhebung der Subhaftation und ander: 
weiter Taration des Gutes gerichteten Appellation 
in die Subhaftationsbedingungen aufgenommen wor« 
den: 

„daß der Zuſchlag des Gutes bis zur vedhts- 
fräftigen Entfcheidung über dieſe Appellation 
ausgeſetzt bleibe“. 

Von den geftellten Subhaftationsbebingungen 
wurden die im Termine erfchienenen Bieter durch 
Vorlefen in Kenntniß gefegt, welche fich, und unter 
ihnen auch Friedrich Wilhelm R., mit diefen Bedin— 
gungen ausbrüdlich einverftanden erflärten und ſich 
ihnen unterwarfen. Nachdem hierauf das Grundftüd 
in deſſen Gemäßheit ausgeboten und für daffelbe mit 
Auszug von dem Gafthofsbefiger Carl Heinrich Pr. 
in Gr. 6450 Thlr. — —⸗, ohne Auszug von 10. W. 
6950 Thlr. — — als höcftes Gebot erlangt wor⸗ 
ben war, wurde bie Subhaftation für gefchloffen 
erklärt, einige Tage darauf aber, nachdem inzwifchen 
die von der genannten Auszüglerin gegen Vornahme 





ber Verfteigerung eingeiwendete Berufung durch Zurüd- 
nahme Erledigung gefunden hatte, das fubhaftirte 
Gut dem Gafthofsbefiger Carl Heinrich Pr. mit dem 
Bedeuten, daß ber auf demfelben haftende Auszug 
nebft Leibrente der verw. R. nicht erlofchen fei, mithin 
mit dieſen gedachten Reallaften am 30. März 1869 
zugeichlagen, nad; Erlegung des Deitttheild der Er— 
ftehungsfumme abjubdieirt, derfelbe auch am 10. Juni 
1869 als Eigenthümer eingetragen. 

Wie fih nun aus dem. nach deffen Erfolg ent 
worfenen, bie Befriedigung der Hypothefengläubiger 
aus den Erftehungsgeldern betreffenden Vertheilungs- 
plane ergab, war in Folge diefes Verfahrens die auf 
dem Örundftüd ficher geftellte Forderung des Friedrich 
Wilhelm R. an 1000 Thlr. —⸗ —- nebft Zinfen 
und Koften, obwohl ihr von der Auszüglerin, verw. 
R., der Vorrang vor den für dieſe eingetragenen 
Reallaften eingeräumt worden war, zum Theil leer 
ausgegangen. 

Mit Rüdfiht hierauf erhob nun Friedrich Wil- 
heim R. gegen dieſen Vertheilungsplan Einwendun- 
gen mit dem Antrage, die wegen bes Zufchlags und 
ber Adjubication des verfteigerten Grundſtücks an 
Earl Heintih Pr. gefaßte Entſchließung zurüdzunch- 
men und das Grundftüdf demjenigen Bieter, welcher 
bei vorausgefegtem Wegfalle des Auszugs der verw. R. 
das Höchſtgebot gethan, zuzufchlagen. Gleichzeitig 
legte derfelbe gegen Veräußerung und Berpfändung 
des Grundftüds Verwahrung ein und wendete wider 
Abſchlagung aller diefer Anträge Berufung ein. 

Das Königl. Gerihtsamt Großenhain ver- 
warf die geftellten Anträge am 6. Auguft 1869 nad) 
vergeblicher Abhaltung eines gütlichen Verhörs zwi: 
ſchen den Betheiligten, im Wefentlichen unter Bezug⸗ 
nahme darauf: „daß es im Mangel eines fürmlichen 
Antrags eines der betheiligten Realgläubiger nicht 
berechtigt gewefen fel, dad Grundftüf ohne Berüd- 
‚ fihtigung der für die verw. R. darauf haftenden 
Reallaften zu verfteigern, demgemäß aber, zugleich 
in Berüdfichtigung der von der genannten Auszüg- 
ferin gegen die Verfteigerung eingewwendeten, am Tage 
des Subhaftationstermins noch anftehenden Berufung, 
das Grundftüd dem Erfteher Pr. zuzufchlagen gehabt 
babe, und daß hiernädhft, anlangend die eingelegte 
Proteftation, der Kauf mit genanntem Pr. als defi- 
nitiv eingetragen fei und das Gerichtsamt die der— 
maligen Redhtöverhältniffe bis zur etwaigen Gaffation 
de8 Subhaftationsverfahrens berüdfichtigen müffe”. 

Auf die hiernach in Kraft getretene Berufung 
Friedrich Wilhelm R.'s gelangte die Sache an das 
Königl. Appellationsgericht zu Dresden. 

Dieſes verwarf jedoch die Appellation mittels 
Berorbnung vom 2. September 1869 und fprach fich 
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über die einfchlagende Rechtsfrage dabei folgender: 
maaßen aus: 

„Soviel zunächft die Frage angeht, ob im vor« 
liegenden Falle die BVerfteigerung des verpfändeten 
Gutes mit doppelten Ausgebote ftattlaft geweſen fei, 
fann dem Appellanten allerdings darin beigetreten 
werben, daß das im Subhaftationdtermine von ben 
anmwefenden Hppothefengläubigern erflärte Einver— 
fändniß mit dem erften Punkte der aufgeftellten Sub- 
haftationsbedingungen, einem förmlichen Antrage auf 
Einfchlagung des in $. 519. des bürgerl. Geſetzbuchs 
gedachten Verfahrens gleich zu achten, und daher in 
der Art und Weife, wie im Termine vom Gerichte 
vorgegangen worden, etwas ben Geſetzen Wider- 
fprechendens nicht enthalten gewefen fei, wie denn 
insbefondere der von der verw. R. Bl. — gegen 
Vornahme der BVerfteigerung vor Erhebung ander- 
weiter Tare eingewenbeten, jedoch bereitd vor ber 
Adjudication wiederum fallen gelaffenen Berufung 
ein weiterer Einfluß auf das in der Sache einzufchla- 
gende Verfahren nicht beigelegt werden fonnte, als 
daß vor dem definitiven Zufchlage wegen Erledigung 
derjelben das Erforderliche vorzufehren geweſen wäre. 

Hieraus ergiebt ſich jedoch etwas zu Gunften ber 
oben hervorgehobenen Anträge des Appellanten nicht. 
Denn angenommen auch, es fei die vom Subhaftas 
tionsgerichte im Termine vorbehaltene Entſchließung 
über den Zuſchlag fpäterhin in unrichtiger Weife 
gefaßt worden, fo läßt ſich doch, da hierbei eine Ver— 
legung der für das Verfahren bei Zwangsverfteige- 
rungen vorgefchriebenen Formen nicht ftattgefunden 
hat, die Entſchließung vielmehr als auf einer irrigen 
Auffaffung der fpeciellen Sachlage beruhend anzufehen 
fein würde, hierauf die Annahme, daß das Verfahren 
bes Gerichts an einer Richtigkeit leide, nicht gründen. 
Laͤßt ſich aber die gefchehene Adjudication des Grund: 
ftüds an Impetraten nicht als nichtig betrachten, fo 
fann auch davon feine Rede fein, daß dem Appellan- 
ten ber materiellen Unrichtigfeit jener Refolution 
halber gegen den jegigen Grunbftüdseigenthümer, 
zumal diefer beim Erwerbe des Gutes, foviel aus den 
Acten erhellt, im guten Glauben geftanden hat, ein 
Anſpruch auf Aufgabe feiner Rechte an diefem Grund⸗ 
ftüde oder auf irgend eine andere Leiftung zuftehe. 

Wie daher die Wieveraufhebung der gefchehenen 
Adjudication und des Eintrags des Impetraten, als 
Eigenthümer des mehrgedachten Gutes, im Refolus 
tionswege ohnehin ganz unftatthaft fein würde, fo 
ftelft fi auch die eingewendete Proteftation gegen 
Veräußerung und Verpfändung dieſes Grundftüds 
im Mangel der Beicheinigung einer dem Appellanten 
gegen den Eigenthümer zuftehenden Forderung, um 
deren Sicherftellung e8 fi handeln könnte, als un: 
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begründet dar, vielmehr ift dem Appellanten lediglich 
zu überlaffen, wegen des ihm durch das Verfahren 
des Subhaftationsgerichts angeblich zugezogenen Ber- 
mögensnachtheils feine Erfaganfprüche, gegen wen er 
ih damit fortzufommen getraut, im Wege Rechtens 
an⸗ und auszuführen.’ 

Auf anderweite Appellation erfannte das Königl. 
DOberappellationsgericht mitteld Verordnung vom 
4., publ. 22. December 1869 confirmatoriſch: 

„Dnfoweit der Appellant BI. — beantragt hat, 
es folle in Berüdfichtigung des doppelten Ausgebotes 
DI. — unter Wiederaufhebung des bereits bes 
wirkten Zuſchlags und der Adjubication des Bl. — 
jwangsweife verfteigerten Grundftüds an Earl Hein» 
rich Pr., diefes Grundftüf ohne die für Johanne 
Ehriftiane verw. R. darauf haftenden Reallaften, 
eined Auszugs und einer Leibrente, dem Bl. — nam⸗ 
haft gemachten Meiftbietenden zugefchlagen und abjus 
dieirt werden — fteht ihm fchon die Thatfache ent- 
gegen, daß Br. infolge jenes Zuſchlags und ber 
Adjudication bereits ald Eigenthümer jened Grund» 
füds in das Grund» und Hypothekenbuch eingetragen 
worden ift, der Antrag des Appellanten alſo nur 
dann ausgeführt werden fönnte, wenn zunächft dieſer 
Eigenthumseintrag gelöfcht worden wäre. Daß dieſe 
Löjhung, welche zugleich den Berluft des von Pr. 
erworbenen Eigenthums zur Folge haben würde, nicht 
durd bloße Refolution angeordnet, jondern formell 
nur auf Grund einer rechtöfräftigen richterlichen Ents 
ſcheidung und im Wege eines hierauf gegründeten 
Grecutionsverfahrens zu erreichen fei, bedarf, nad 
Lage der Sache, feiner befonderen Auseinander- 
jegung. 

Es fönnte mithin nur noch die Frage entfichen, 
ob die Bl. — angemeldete Verwahrung gegen Ver— 
Außerung und Berpfändung des erwähnten, in Pr.'s 
Eigenthum übergegangenen Grundftüds zu beachten 
fei. Hierbei find die Borfchriften in $. 218. der 
Gerichtsorbnung vom 9. Januar 1865 als maaf- 
gebend zu betrachten, es würde daher, falls ein 
Recht des Appellanten, als Hypothefengläubiger, die 
Nichtigerflärung oder Refciffion der bereits vollende- 
ten Zwangöverfteigerung zu beanfprucdhen, in bin» 
zeichender Maaße befcheinigt wäre, der obigen Bers 
wahrung die Beachtung nicht zu verfagen geweſen 
fein. An diefer Befcheinigung fehlt es aber auch nad) 
der Anficht der gegenwärtigen Inftanz. 

Zuvörberft ift zu erwähnen, daß in den nad) 
8.519. des bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilenden 
Fällen die Grund» und Hypothefenbehörbe die Anträge 
der Hupothefengläubiger, welche nad) diefem Para- 
graph ein doppeltes Ausgebot verlangen fünnen, zu 
erwarten hat, diefe Anträge aber auch noch im Bies 
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tungstermine zuläffig find. Nun könnte man zwar 
im vorliegenden Falle nach Befinden annehmen, es 
habe diefes Antrages von Seiten des Appellanten R. 
und des DI. — genannten älteften Hypothelenglaͤu⸗ 
bigers deshalb nicht bedurft, weil das Gerichtsamt, 
von einer anderen Rechtsanficht ausgehend, das dop⸗ 
pelte Ausgebot von amtshalber unter die Bl. — zu 
lefenden, den Intereffenten und darunter auch dem 
Appellanten und dem obenerwähnten Hypotheken⸗ 
gläubiger befannt gemachten und Bl. — allerfeits 
genehmigten Verfteigerungsbedingungen mit aufgenom- 
men habe. Allein es ift auch zu erwägen, daß bie 
Forderung des Appellanten sub nr. 9./ILa. Bl. — 
dem gleichzeitig eingetragenen Auszuge nebft Leibrente 
der Johanna Chriftiane verw. R. dem Alter nach 
nicht vorging, und daß ed wenigftend nicht ganz 
zweifellos ift, ob der Appellant wegen der Bl. — 
unter nr. 21. eingetragenen Nachtrittderflärung ber 
verw. R. das in $. 519. gedachte Recht gegen dieſe 
erlangt habe. Weber in den Subhaftationsbedin- 
gungen Bl. —, noch im Bietungstermine Bl. — hat 
ih das Gerichtsamt darüber ausgefprochen, ob es 
das doppelte Ausgebot nur in Anfehung des erften 
und älteften Hypothefengläubigers, von welchem dafs 
felbe wegen der Forderung unter 8./I. unzweifelhaft 
hätte erlangt werden fünnen, ober auch im Interefle 
anderer Hypothefengläubiger und namentlich des 
Appellanten, bei deſſen Forderung diefes Recht wenig- 
ftens nicht zweifellos beftand, vornehmen wolle, 
und es fönnte daher wohl noch in Frage kommen, 
ob ed nicht unter diefen Umftänden dem Appellanten 
obgelegen hatte, nach Beendigung der Ausgebote den 
Antrag zu ftellen, daß das verfteigerte Grundſtüuͤck, 
nah Erledigung der Bl. — erwähnten Appellation 
der verw. R., ohne die Reallaften des Auszugs und 
der Leibrente zugefchlagen werde, da er bei dem Lici= 
tum Bl. — von 6450 Thlen. —⸗ —» mit feiner 
Forderung offenbar nicht volltändig gededt war. 
Abgefehen von diefen Bedenfen ift aber auch, wie 
bereits die vorige Inftanz -bemerklich gemacht hat, die 
Zwangsverfteigerung unter Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Formen vollendet und der Erſteher Pr. als 
Eigenthümer des verfteigerten Grundftüds in das 
Grunds und Hypothelenbuch eingetragen worben. 
Die Berüdfihtigung der Vorſchriften in 8. 519. des 
bürgerlichen Gefepbuchs gehört nicht zu den für die 
Gültigkeit des zwifchen dem fubhaftirenden Richter 
und dem Meiftbietenden abzufchließenden Beräußes 
rungsvertrags wefentlichen Formen, es liegen vielmehr 
die diesfallfigen Anträge der Hypothefengläubiger und 
die Entfchliefung der Grund» und Hypothefenbehörbe 
über die Zuläffigfeit ded doppelten Yusgebotes außer 
dem Bereiche jenes Beräußerungsvertrags, bei welchem 





fi) nur der durch das Geſetz und Fraft feines Amtes 
zur Zwangdverfteigerung ermächtigte Richter und ber 
Grfteher gegenüber ftehen. Es läßt ſich daher aud), 
wenn das Gerichtsamt bei dem Zufchlag mit ber 
Reallaft nicht von der richtigen Anficht ausgegangen 
wäre, nicht fo ohne Weiteres behaupten, daß das 
Rechtsgefchäft, auf welchem die Eintragung Pr. als 
Eigenthümer des verfteigerten Grundſtücks beruht, 
ein nichtiges oder anfechtbares gewejen ſei.“ 


74. 


Die Durchftreihung einer vom Wechfelinhaber 

auf die Nüdfeite des Wechſels gebrachten Stun: 

dungderflärung ift ohne nachtheiligen Einfluß 

auf den fonft gültigen Inhalt des Wechſels. — 

Durchſtrichene Urfunden find irrecognodeibel. — 

Gültigkeit der Auöftellung eined MWechfeld mit 
dem Beifage: „mit geführter Feder“. 


Mitgetheilt von 
Herrn X. in L. 


Auf Grund eines den 5. Januar 1869 fälligen 
Sola⸗Wechſels über 200 Thlr. — —», ausgeftellt 
von Louife Ehriftiane F. und von deren Ehemann 
Earl Gottlieb F. mitvolljogen, Hagte Guſtav Sch. 
im Auguft 1869 vor dem K. Gerichtsamte zu 2. auf 
Bezahlung der Wechjelfumme fammt Zubehör. Der 
der Klage zu Grunde liegende Wechfel trug auf der 
Rüdjeite das Giro: „Guſtav Sch.“, an deflen Ordre 
der Wechfel lautete, und darunter die burchftriche- 
nen Worte: 

„Berlängert bid zum 5. Januar 1870. 
Guſtav Sc." 
Auf der Borderfeite ftand neben dem Namen ber 
Ausftellerin der Beifag: 
„mit geführter Feder”. 

Die Beflagte und deren Ehemann erfannten im 
Berhör den Wechfel als Acht an, fchügten aber vor, 
daß ihnen vom Kläger bis zum 5. Januar 1870 
Geftundung ertheilt worden fei, was aus ber auf 
der Rüdjeite des Wechſels erfichtlichen Bemerkung 
erhelle. 

Die J. Inſtanz erachtete die fragliche Bemerkung, 
weil ſie durchſtrichen ſei, nicht fuͤr geeignet, die be— 
hauptete Geſtundung nachzuweiſen, und verurtheilte 
ad petita. 

Die U. Inſtanz (K. Appellationsgericht Bautzen) 
erlannte reformatoriſch auf Abweiſung der Klage in 


ber angebrachten Maaße. Die ILL. Inftanz (8. Ober I 
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appellationsgericht) aber ftellte den Beſcheid erfter 
Inftanz wieder ber. Das Weitere ergiebt fi) aus 
nachftehenden Entfcheidungsgründen. 
A. Entfheidungsgründe der IL Inftanz 
(publ. 13. November 1869): 

„Der Wechſelproceß ift als eine Gattung des 
Urkundenproceffes nur aus ſolchen Urkunden zuläffig, 
welche ihrer äußeren Form nach vollftändig unver- 
daͤchtig find und gleichzeitig alle diejenigen Angaben 
enthalten, welche zu Begründung des geflagten An⸗ 
ſpruchs gehören. 

vergl. Dfterloh, jummar. Proceß, $. 22. ©. 66. 

3. Ausg. 
Annalen des K. Oberappellationdgerichts zu 
Dresden, NR. F. I. ©. 375. 

Diefen Erforderniffen entfprah nun zwar der ber 
Klage zu Grunde liegende Wechfel, fo lange als auf 
demjelben die dermalen auf deſſen Rüdjeite erfichtliche 
und, obſchon durchftrichene, doc immerhin mindeftens 
infoweit noch leferlihe Anmerkung, daß dadurch der 
Zahltag vom Kläger, als Unterzeichner diefer Bemer- 
fung, auf einen Tag des Jahres 1870 hinaus verlegt 
werden follen, noch nicht fland., Würde nun auch 
diefe Prolongationsbemerkung, dafern fie nicht durch— 
ftrihen wäre, eine Unbrauchbarfeit des Wechſels für 
den Wechjelproceß noch nicht herbeigeführt, jondern 
nur bewirkt haben, daß auf Grund der im ihr ent- 
haltenen Zeitverlängerung der urfprünglich feftgefegte 
Zahlungstag ald erlofchen und an deſſen Stelle der 
neue, fpätere Tag, an welchen nad Ausweis ber 
Prolongationsbemerfung gezahlt werden follte, als 
Fälligkeitötermin anzufehen geweſen fein würde, jo 
geftalten fih doch, nachdem dieſe Prolongations- 
bemerfung wieder ausgeftrichen worben, die hierbei 
ind Auge zu faflenden thatfächlichen Verhältnifje für 
den Kläger bei Weitem ungünftiger, zumal derſelbe 
ald Producent des Wechſels den Inhalt deffelben und 
mithin die daraus zweifellos hervorgehende Thatfache, 
daß eine ſolche Prolongationsbemerfung auf dem 
Wechſel geftanden hat und fpäter wieder ausgeftrichen 
worben ift, zweifellos gegen fich gelten laffen muß. 

Der urfprüngliche Zahltag, der 5. Januar 1869, 
wurde in dem Augenblide, in welchem die fragliche 
Prolongationsbemerfung zu dem Wechfel gelangte, 
unwieberbringlich aufgehoben, und es trat an deſſen 
Stelle derjenige Tag des Jahres 1870, an welchem 
nunmehr nad Maafgabe des Prolongationsvermer- 
kes die Zahlung erfolgen follte. Iſt nun aber die 
Beitimmung ber Zeit, zu welcher gezahlt werben foll, 
nad Art. 96. sub 4. der Allg. D. Wechſ.-Ordn. 
auch bei einem eignen Wechfel ein nicht zu entbehs 
rendes Erforberniß, fo folgt daraus mit Nothwendig- 
feit, daß die mehrgedachte Prolongationsbemerfung 
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mit dem Momente, als fie entftand, ein wejentlicher 
und integrirender Theil des Wechfels felbft infofern 
wurde, als fie den Eintritt der durch den Wegfall 
des im Wechiel felbft feſtgeſezten Zahltages an fich 
bedingten Ungültigfeit des Wechfeld durch Subftitui- 
rung eined neuen Hälligfeitdtermind an Stelle des 
erlofchenen verhinderte. Mit Durchftreichung diefer 
Prolongationdbemerfung mußte daher aud) der Wech⸗ 
fel nad) zweifacher Richtung hin feine Gültigfeit ver- 
lieren, denn zunächft warb dadurch die Form deſſel⸗ 
ben in einem dem Borbemerkten zu Folge für weſent⸗ 
li zu erachtenden Theile feines Inhaltes verlept, 
und fodann fehlt es nunmehr auch an dem Erfor- 
derniffe der Zeitbeftimmung, wenn gezahlt werben 
follte, da nach Wegfall des prolongirten Zahlungs⸗ 
termind der durch die Zielverlängerung unbefchränft 
aufgehobene Zahlungstag felbftverftändlich nicht wies 
der auflebt. 


War daher auch die burchftrichene Prolongations- 
bemerfung zu einem urfundlichen Nachweife der von 
der Bellagten geltend gemachten Ausflucht der er- 
langten Geſtundung nicht geeignet, weil ducchftrichene 
Urkunden für den Urfundenproceß unter allen Um- 
ftänden unbenußbar find, fo ermangelt es doch, nach⸗ 
dem eine Durchftreihung der liquidermaaßen auf 
dem Wechfel geftandenen Prolongationsbemerfung 
erfolgt ift, dem Wechfel felbft in feiner dermaligen 
Beichaffenheit nicht nur feiner äußeren Form nad 
an derjenigen Integrität, welche das erfte und uner- 
läßlichfte Erforderniß flarer Brief und Siegel (do- 
cumenta guarentigiata) ift, fondern auch jeinem 
Inhalte nach an der nach $. 96. sub 4. der Allg. 
D. Wechſ.⸗Ordn. auch beim trodenen Wechfel nicht 
zu entbehrenden Angabe des Tages, an welchem bie 
Zahlung erfolgen fol, und bei diefer Formwidrigkeit 
des Wechſels und der hierdurch bedingten Unbrauch- 
barfeit defjelben zur Begründung einer Wechfelflage 
lag fein Bedenfen vor, dem auf Abweifung des klaͤge⸗ 
riichen Suchens gerichteten Gravamen der Bellagten 
DB. — Statt zu geben.” 


B. Entfcheidungsgründe der IIL Inftanz 
(publ. 16. März 1870): 

„Die auf der Rüdfeite des der Klage zu Grunde 
liegenden Wechſels enthaltenen ducchftrichenen Worte 
geben in doppelter Beziehung zu Zweifeln Anlaß; 
und zwar erftens infofern, als die Frage entfliehen 
fann, ob in jener Durchftreichung nicht ſchon an ſich 
eine ſolche Verlegung der Integrität des Mechfels 
felbft zu finden fei, durch welche die Geltendmachung 
des in legterem verförperten Forberungsrechtes wenig- 
ſtens für den vorliegenden Urkundenproceß ausge- 
fchloffen werde, und zweitens infofern, als, wie 


die vorige Inftanz angenommen, ber noch leöbare 
Theil der durchftrichenen Bemerkung die von der 
Beklagten Bl. — vorgefhügte Einrede der Stundung 
zu unterftügen geeignet erfcheine. 

Das zuletztgedachte Bedenken erledigt ſich jedoch 
ſchon durd) die Erwägung, daß durchftrichene Urkun- 
den oder bucchftrichene Theile einer Urkunde irre» 
cognoscibel und deshalb der Regel nad) beweis- 
unfräftig find. Sofern daher die Beklagte durch die 
auf der Rüdjeite des Wechfels befindliche durchſtrichene 
Bemerkung die vorgedachte Einrede liquid zu ftellen 
beabfichtigt, erfcheint die auf der Rüdjeite des Wedh- 
jeld enthaltene durchftrichene Zeile dazu ganz ebenfo 
ungeeignet, ald wenn von berjelben zu dem Behufe 
diefed Nachweifes eine auf einem befonderen Blatte 
ausgeftellte, jedoch ebenfalls durchſtrichene oder durch⸗ 
tiffene Stundungserflärung beigebracht worden wäre. 
Es genügt in diefer Hinſicht, auf das durch bie 
Annalen des K. Oberappellationsgerihts (A. F. 
Band II. ©. 251.) zur öffentlichen Kenntniß ges 
langte, aud) im Archiv für Handeld- und Wechjel- 
recht (Band X. S. 101 flg.) und in der Zeitfchrift 
für Rechtspflege und Verwaltung (Band XX. ©. 27.) 
abgedrudte, den völlig analogen Hall einer auf der. 
Rüdfeite des Wechfeld befindlich gewefenen, jedoch 
ducchftrichenen Quittungserflärung behandelnde Praͤ⸗ 
judiz zu verweifen. Diefer Auffaffung fteht auch der 
Grundſatz, daß der Wechfelinhaber, der Borfchrift in 
Art. 55. der Wechſelordnung ungeachtet, weder ein 
auf einen beftimmten Namen lautendes Indofjament 
duch Durchftreichen des Namens des Indoſſatars 
in ein Blanco»Indoffament, noch auch ein Procura= 
Indofjament durch Durchſtreichen des bezüglichen 
Borbehaltes in ein volles Indoſſament zu verwandeln 
als berechtigt angejehen werben fönnen, nicht entgegen. 
Denn der Grund diefer Annahme beruht nicht, wie 
man allerdings gejagt hat, 

zu vergl. Borchardt, die Allgem. Deutſche Wech- 
jelordnung, ed. IV. Zuſatz 422. sub c. 
darin, daß folche einzelne Worte des Vormerkes, des 
Durchftreichens ungeachtet, ihre urfprüngliche Bedeu- 
tung und Wirfung behielten, da vielmehr durch die 
Zerftörung der Form das Recht aus der lepteren 
ſchlechterdings getilgt wird, mag die Zerflörung eine 
zufällige oder abfichtliche und möge fie ausgegangen 
fein, von wem fie wolle, 
zu vergl. Thöl, Handelsrecht, ed. IL. Band IL 
8. 319. 
fondern darin, daß die Unwirkſamkeit eines Vor— 
gehens der gedachten Art ohne Weiteres ſchon daraus 
folgt, daß die theilweife Tilgung einer auf dem 
Wechſel enthaltenen Erklärung die Ungültigfeit auch 
des unverlegt gelaffenen übrigen Theiles der partiell 





audgeftrichenen und deshalb in ihrer Form verlegten 
Wechfelerflärung zur Bolge haben muß. Weiter ift 
in dem oben angezogenen Präjudize aber auch bereits 
darauf hingewiefen worden, daß überhaupt die Eris 
ftenz einer durchftrichenen Bemerkung auf dem Wechſel, 
wenn fich diefelbe nur auf defien Rüdjeite vorfindet 
und überhaupt feinen wefentlichen Theil des Wedh- 
feld verlegt, die Integrität des Wechfels, als eines 
die Forderung felbft enthaltenden Papiered, aufzu- 
heben, nicht als hinreichend angefehen werben fann. 
Einerfeits folgt dies fchon aus der Beftimmung in 
Art. 55. jet. Art. 26. Abf. 2. der Wechſelordnung. 
Denn handelt diefelbe auch nur von der Berechtigung 
des MWechfelinhabers, vorhandene Nachindoſſamente 
auszuftreichen, fo ift ed doch nach dem Borbemerften 
ſchon vom rechtlichen Standpunfte aus, in der Regel 
aber auch factifh unmöglich, den Inhalt einer aus: 
geftrichenen Erflärung einer richterlichen Prüfung zu 
unterwerfen. Andererfeits folgt aber auch die Bes 
echtigung des MWechfelinhabers zur Ausftreihung 
folcher nebenfächlicher, auf dem Wechſel befindlicher 
Erflärungen, die von ihm ſelbſt herrühren, aus der 
Natur der Sache. Durch die bloße Ausftellung einer 
fchriftlichen Erklärung erlangt der Natur der Sache 
nach ein Dritter feine Rechte, fondern es gehört dazu 
jeder Zeit die Ausantwortung der betreffenden ſchrift⸗ 
lichen Erklärung an denjenigen, welcher durch dieſelbe 
berechtigt werben fol. Dies hat im Wefentlichen 
auch beim Wechfel zu gelten. Die Durchftreichung 
einer auf einem ſolchen befindlichen Quittungs⸗ ober 
Geftundungserflärung enthält daher, fo lange fich der 
Wechfel noch in der Inhabung des Ausftellers der- 
felben befindet, lediglich die Rüdnahme des bezüg- 
lien, bis dahin blos einfeitig beabfichtigten, noch 
zur Zeit aber nicht wirffam gewordenen Berzichts. 
Darauf beruht e8 auch, wenn im Art. 39. der Wech- 
felordnung dem Schulpner fowohl das Recht, nur 
gegen Aushändigung des quittirten Wechfels zu 
zahlen, als auch bei Theilgahlungen das Recht ein- 
geräumt wird, nicht nur zu verlangen, daß die Zah- 
lung auf dem Wechfel abgefchrieben werde, fondern 
ihm auch noch außerdem auf einer Abfchrift des Wech- 
feld befondere Quittung ertheilt werde. 

Die auf der Rüdfeite der Klagbeifuge enthaltene 
ducchftrichene Bemerfung erfcheint daher im jeder 
Beziehung für die auf der Vorderfeite derjelben ent- 
haltene Wechfelverfchreibung ohne rechtliche Bedeu⸗ 
tung- 

vergl. Thöl a. a. O. $. 319., insbefondere bei 
Note 3—7. 
Zweifelhafter erfcheint dagegen die Frage, ob in dem 
Umftande, daß nad Ausweis der gedachten Urkunde 
die Beflagte den Wechfel nur „mit geführter 
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Feder” unterfchrieben habe, ein wefentlicher Mangel 
des betreffenden Wechfeld zu finden fei? Die Wechs 
felordnung beftimmt in Art. 94., daß Wechfelerflä- 
tungen, welche ſtatt des Namens mit Kreuzen ober 
anderen Zeichen vollzogen find, nur dann, wenn 
diefe Zeichen gerichtlich oder notariell beglaubigt wor⸗ 
ben find, Wechfelfraft haben. Im Hinblide auf 
diefe präceptive Vorſchrift nimmt die Praris mil 
Recht an, daß der Mangel der vorichriftsmäßigen 
Beglaubigung des vorhandenen Namenszeichens auch 
dur ein Seiten des des Schreibens unfundigen 
Ausftellers im Proceſſe abgegebenes Anerkenntniß 
der Aechtheit der Unterfchrift nicht erfegt werden 
fönne. 
zu vergl. Borchardt, a. a. DO. Zufag 644. b. 


Von dem Falle, im welchem der Wechſel mit 
Kreuzen oder anderen Zeichen volljogen worden ift, 
find jedoch diejenigen wohl zu unterfcheiden, in denen 
der Wechfel zwar den Namen des betreffenden Aus» 
ftellers, Acceptanten oder Indoflanten an fich trägt, 
diefe Namengzeichnung aber entweder von einem 
Dritten im Auftrage des benannten Ausftellers, 
Acceptanten oder Indofjanten, oder von dem leßteren 
felbft, jedoch nur mit geführter Hand, vollzogen wor: 
den if. Es genügt in diefer Hinficht, darauf zu 
verweilen, daß, wie einerjeits ein ſolcher Wechfel dar: 
über, in weflen Namen die wechfelmäßige Berpflich- 
tung übernommen werben follen, und von wem daher 
vorfommenden Falles der Diffeffionseid zu leiften fein 
würde, genügende Auskunft giebt, andererfeitd bie 
Faflung des gedachten Eides nach der Beftimmung 
in $. 4. ad Tit. XXV. der Eıl. Procefordnung 
nicht blos darauf, daß ber benannte Ausfteller, Accep« 
tant oder Indoſſant die ftreitige Namenszeichnung 
nicht felbft bewirft habe, ſondern aud) darauf zu rich- 
ten ift, daß felbige auch nicht mit feinem Wiffen oder 
Willen durch einen Anderen auf den Wechſel gebracht 
worben fei. Schon hieraus folgt, daß ein Fall der 
bier vorliegenden Art dem in Art. 94. der Wechſel⸗ 
ordnung vorausgefegten nicht gleichgeachtet werben 
fann. 

vergl. Archiv für deutfches Handels- und Wechſel⸗ 
recht, Band X. Seite 207 fig. sub Nr. 44. 


Aus diefen Gründen war auf das Rechtsmittel 
Klägers das Erfenntniß erfter Inftang wieder herzu⸗ 
ftellen.” 


ee A 


75. 


Inlaͤndiſchen Requifitionen gegenüber ift nur der 
requirirende Proceßrichter, nicht aber ber requirirte 
Ereeutiondrichter darüber zu entſcheiden befugt, 
ob dem ausgepfändeten Schuldner der Manifefta: 
tiongeid abzunehmen ift. — Voraudfegungen zur 
Abnahme diefes Eides. — Einfluß der Beftim: 
mungen in $. 1. 7. 8. 37. und 38. des Bundes⸗ 
geſetzes, betreffend die Gewährung ber Mechtö- 
bülfe, vom 21. Juni 1869. 


Mitgetheilt von 
Heren 9. in ®. 


In der vor dem Fürftl. Reuß-Plauifchen Juſtiz⸗ 
amte Hirſchberg anhängigen Rechtsſache Rofinen 
Sriederifen Wilhelminen M., jet verehel. D. zu 
Leutenberg, gegen den Handarbeiter Heinrich H. aus 
Blintendorf, d. 3. in Werdau, Alimentationsanfprüche 
betreffend, hatte das genannte Procefgericht dem 
Antrage der Klägerin zufolge dad Königliche Gerichts- 
amt Werdau unterm 24./26. Juni 1869 erfucht, 
wegen eines auf 23 Thlr. 23 Sgr. 10 Pf. feſtgeſtell⸗ 
ten Schuldbetrags den Bellagten H. audzupfänden. 

Diefer Requifition war zwar entfprochen worden, 
indefien war bie unterm 6. Juli 1869 bei Bellagtem 
verfuchte Auspfändung aus Mangel an Erecutiond- 
objecten gänzlich erfolglos geblieben, auch war dies 
unterm 8. Juli 1869 der requiricenden Behörde zur 
Kenntnipnahme und Beicheidung der Klägerin mit- 
getheilt worben. 

Hierauf erfuchte das Fürftlihe Juſtizamt Hirfch- 
berg unterm 19./22. Juli 1869 das Königliche Ge- 
richtsamt Werdau, dem von der Klägerin geftellten 
Antrage entfprechend, den Bellagten zu Wbleiftung 
des Manifeftationseides vorzuladen, ihm dieſen Eid 
abzunehmen oder ihn fonft nach Anleitung feines 
Gewiſſens fich erflären zu laffen. 

Das Gerihtsamt Werdau eröffnete indefien unterm 
23. Juli 1869 dem Juftizamt Hirfchberg, daß es ſich 
nicht in der Lage befinde, der gedachten Requifition 
entfprechen zu fönnen, ba nach den Beitimmungen in 
8. 47. des Erecutionsgefepes vom 28. Februar 1838 
zur Rechtfertigung der Abnahme des Manifeftations- 
eides insbefondere der Verdacht, daß der Schuldner 
das Seinige auf die Seite gebracht und, um bie 
Auspfändung zu vereiteln, abfichtlicy verborgen habe, 
erfordert werde, feiten der Klägerin in dieſer Rich- 
tung aber Feinerlei Momente vorgebradht worden 
feien. 

Auf einen unterm 25./28. September 1869 an- 


derweit geftellten Antrag ber Klägerin um Abnahme 
des Manifeftationseided wurden vom Gerichtsamte 
Werdau fpecielle Erörterungen über die Erwerbs⸗ 
und VBermögensverhältniffe des Bellagten angeftellt, 
nad) deren Beendigung aber der Klägerin eröffnet, 
baß es bei der früheren Entjchliefung allenthalben 
bewende. 

Der Advocat Sch., der Bevolimächtigte der Klä- 
gerin, appellirte hierauf gegen das vom Gerichtamte 
Werdau in der Sache eingehaltene Berfahren, und 
es entichied das Königl. Appellationsgericht zu 
Zwidau mittelft Verordnung vom 8./20. Januar 
1870 folgendermaaßen: 

„Das unterzeichnete Königliche Appellationsgericht 
bat die beziehentlich ald Befchwerde anzufehende Ber 
rufung, welche von Advocat Sch. für Roſine Friede 
tife Wilhelmine D. geborene M. nah Bl. — ır. 
dagegen eingewendet worden ift, daß der auf feinen 
Antrag Seiten des Fürftlich Reußiſchen Juſtizamtes 
Hirſchberg an das ernannte Gerichtsamt ergangenen 
Requifition auf Abnahme des Manifeftationdeides 
von Heinrich H. nah Bl. — in Verbindung mit 
Bl. — nicht flattgegeben worben fei, aus folgenden 
Gründen für unerheblich zu achten gehabt: 


Zunähft kann es feinem begründeten Zweifel 
unterliegen, daß die Borausfegungen zu Abnahme 
des Manifeftationdeides, legt Man dabei die Saͤch— 
ſiſchen Procefgefepe zu Grunde, im vorliegenden Falle 
nicht vorhanden find. Denn ed wird nad $. 47, 
bed Erecutiondgefeges vom 28. Februar 1838 dazu 
der Verdacht erfordert, daß der Schulpner das Seinige 
auf die Seite gebradht und abfihtlih, um die Aus- 
pfändung zu vereiteln,. verborgen habe. Momente, 
welche geeignet wären, einen ſolchen Berbadht zu be- 
gründen, find aber im vorliegenden Falle nicht bei- 
gebracht worben. 

Nun würde zwar das Gerichtsamt Werdau in 
feiner Stellung als das requirirte Gericht ſich einer 
desfallfigen Beſchlußfaſſung zu enthalten und foldye 
vielmehr lediglich dem requirirenden Gerichte zu über- 
lafien gehabt haben, wenn es fich um die Requifition 
eines inländifchen Gerichts gehandelt hätte. 

Da die fraglihe Requifition jedoch von einem 
ausländifchen Gerichte ausgegangen ift, mußte das 
Gerihtsamt Werdau auch unter Berüdfichtigung der 
minbeftens in Anjehung der Bl. — erfichtlichen, 
unterm 25./28. September vorigen Jahres ergangenen 
Requifition bereits einfchlagenden Borfchriften des 
Bundesgefeges, betreffend die Gewährung der Rechts⸗ 
hülfe, vom 21. Juni 1869 zu Faſſung der bezüg- 
lichen Entſchließung allerdings für zuftändig erachtet 
werben. 





Denn wenn ſchon das gedachte Bundesgefeg, 
welches in 8.1. das Princip an die Spipe ftellt, daß 
die Gerichte des Bundesgebiets ſich in bürgerlichen 
Rechtöftreitigfeiten gegenfeitig Hülfe zu leiften haben, 
das Gognitiondrecht des requirirten Gerichts den 
früheren noch in den abgefchlofienen Juftizconven- 
tionen anerfannten Grundfägen gegenüber infoweit 
wefentlich befchränkt, als baffelbe die Anorbnung 
teifft, daß das requirirte Gericht die Rechtshülfe ſelbſt 
dann nicht verweigern dürfe, wenn ed die Zuftändig- 
feit des erfuchenden Gerichts nicht als begründet er» 
achte, fo hat daffelbe doch anderntheils, was ben 
Gegenftand der zu leiftenden Rechtshülfe felbft an- 
langt, an dem Territorialprincip feftgehalten, indem 
es in $. 37. den Sag aufftellt, daß die Rechtöhülfe 
nicht ftattfinde, wenn eine Handlung ded Gerichts 
einer Partei oder eined Dritten beantragt werbe, 
deren Bornahme nad dem für dieſes Gericht gelten- 
den Rechte verboten fei, und hierüber in $. 38. bie 
ganz allgemein gehaltene Vorſchrift enthält, daß über 
die Zuläffigkeit der nach dem Geſetze zu leiftenden 
Rechtshülfe und über die Rechtmäßigkeit der Verwei— 
gerung derjelben ausjchließlich von den Gerichten des 
Staates, welchem das erfuchte Gericht angehöre, im 
geordneten Inftanzenzuge entſchieden werde. 

Nur eine Eonfequenz diefes Grundſatzes iſt es 
aber, wenn in $. 7. und 8., was insbefondere die 
im Wege der Rechtshülfe zu bewirkende Zwangsvolls 
ſtreckung anlangt, die auch bereits in $. 29. und 30. 
des unterm 16. Januar 1865 publicitten Geſetzes, 
die in den deutfchen Bundesftaaten in bürgerlichen 
Rechtöftreitigkeiten gegenfeitig zu gewährende Rechts- 
hülfe betreffend, anerkannte Regel ausgefprochen wirh, 
daß die Erecution nach den am Orte der Vollftrefung 
geltenden Vorfchriften zu erfolgen habe, mithin auch 
das Gericht des Vollſtreckungsortes über Einwen⸗ 
dungen, welche die Zuläffigfeit der Rechtöhülfe, die 
Art und Weife der Vollftrefung oder das bei derſel⸗ 
ben zu beobachtende Berfahren betreffend, zu entfchei- 
den habe. 

Nun bildet die Abnahme des Manifeftationseides, 
wie dies auch von dem Königlichen Oberappellations- 
gerichte gelegentlich der Beantwortung der Frage über 
die Zuläffigfeit von Rechtömitteln gegen eine die be— 
züglihe Entſchließung des Procefrichterd confirmis 
rende Verordnung der zweiten Inftanz ausgeſprochen 
worben ift, 


Rebacteur: Bundes - Oberhandelsgerichtsrath Werner. 
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Annalen des Königlichen Oberappellationdgerichts, 
N. F. Band I. Seite 1846. 
einen Theil des Erecutionsverfahrens. 


Das Vorhandenfein der in 8.47. des Erecutiond- 
gefeges für die fragliche Eidesabnahme vorgefchriebe- 
nen Borausfegungen ift aber um fo weniger als 
nebenfächlich zu achten, als die Nichtleiftung des 
Eides nach der angezogenen gefeglichen Beftimmung 
mit gewiflen Rechtsnachtheilen für den ausgeflagten 
Schuldner verbunden ift, deren Tragweite zwar zu 
Zweifeln Anlaß bietet, welche jedoch immerhin als 
unerheblich für den Schwörenden keineswegs fo ohne 
Weiteres angefehen werden fönnen. 


Mar daher die Ablehnung der Eidesabnahme, 
welche legtere, wenn fie einmal verfügt worben wäre, 
nad Sächfifchen Proceßrechten nur unter Androhung 
der gedachten Rechtönachtheile zu erfolgen gehabt 
haben würde, nicht nur materiell gerechtfertigt, fondern 
mußte auch die Competenz des Gerichtsamts Werdau 
zu der desfalls gefaßten Entfchliefung anerkannt 
werben, jo fonnte von der Frage, ob die Voraus: 
fegungen zu Anwendung des Bundesgefeges mit 
Hinblid auf die Beftimmung in $. 45. unter 1. im 
vorliegenden Falle überhaupt in Liquidität beruhen, 
beziehentlih ob Appellant und nicht vielmehr das 
requirirende Gericht zu Geltendmachung der betreffen- 
den Beſchwerde für legitimirt anzufehen fei, abgefehen 
werben. 

An das Gerihtsamt Werdau ergeht daher unter 
Rüdgabe des Eingangs angezogenen Actenfascifels 
hiermit Verordnung, den Appellanten demgemäß zu 
beicheiden und mit dem von ihm eingewendeten 
Rechtömittel ꝛc. abzuweiſen.“ 


Miscellen. 


Todes faͤlle. Geftorben: der Gerichtgamtmann 
Johann Guſtav Adolph Seidel zu Auerbach, ven 
23. Juni 1870 — der Gerichtsamtöaffeffor Friedrich 
Wilhelm Buffe zu Delönig, den 26. Juni 1870 — 
der Bürgermeifter a. D., Advocat Wilhelm Marimilian 
Dietrich zu Meißen, ven 6. Auguſt 1870. 


Dffiein der Berlagshanblung. 
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Ueber die Eidedleiftung von Handelögefellfchaftern, 
und die Wirfung der Berfäumniß Eines der leg: 
teren an berfelben nad heutigem Rechte. — 
Wenn Streitgenoffen appelliren, beftimmt fidh 
die Zuläffigfeit der Appellation nach dem Ge— 
fammtbetrage der Appellationsbeſchwerden. — 
Miedereinfegung in den vorigen Stand auf 
Grund der Vorjchrift in no. III. 2. der Verord- 
nung vom 13. März 1867. 


Mitgetheilt von 
Herın Dr. —n — 


In einem vor dem KR Bezirfögerichtdamte zu E. 
anhängigen Proceffe der Firma F. L. B. & Sohn 
zu P. gegen die verehel. Br. zu E. war die Verurtheis 
lung der Bellagten zu Bezahlung der eingeflagten 
Forderung im Betrage von 462 Thlm. — —⸗ von 
der Leiftung des Delatumd über eine Ausflucht ab- 
hängig gemacht worden. Nach eingetretener Rechts: 
fraft baten die Inhaber der Hägerifchen Firma, den 
ihnen auferlegten Eid an ihrem Wohnorte ableiften 
zu Fönnen, und die Bellagte erflärte fich hiermit ein- 
verftanden. 

In dem per requ. des Bezirfögerichtsamtes zu P. 
auf den 3. December 1868 anberaumten Schwö- 
rungstermine, für welchen die Ladung dem einen 
Inhaber der Hagenden Firma unter dem 18. Novem- 
ber ej. a. behändigt worden war, erſchienen zwei 
Mitinhaber der legteren, und leifteten den ihnen 
auferlegten Eid ab, der dritte Mitinhaber dagegen, 
Rudolf Herrmann B., erſchien nicht, und wurbe 


in D. 


deſſen Ausbleiben damit entfchulbigt, daß er gerade 
auf einer Gefchäftsreife fich befinde. 

Infolge deffen erklärte die Beklagte den Eid diefes 
einen socius für verfäumt und widerfprach, eventuell 
auf rechtliches Erfenntnif provocirend, der von ber 
Gegenpartei beantragten Anberaumung eines ander⸗ 
weiten Schwörungstermins Behufs nadträglicher 
Leiftung des Eides von Seiten des ausgebliebenen 
juraturus, während die Mägerifche Firma unter dem 
Anführen, die bezgügliche Reife des einen Mitinhabers, 
Rudolf Herrmann B., fei unaufichiebbar gewefen, 
die nachträgliche Zulaffung beffelben zu der Eides- 
leiftung als ein Recht in Anfpruch nahm, und even- 
tuell für denjelben gegen das verhangene Berfäumniß 
um Wiebereinfegung in den vorigen Stand nach— 
ſuchte. 

Unter dem 21. April 1869 erging hierauf folgen⸗ 
der Beſcheid: 

„Weil von den Mitinhabern der klagenden Firma 
Philipp Ludwig B. und Julius Heinrich B. nach 
Bl. — den Bl. — der Erſteren rechtöfräftig zuer— 
kannten Eid geleiſtet haben, Rudolf Herrmann B. 
dagegen der nach Bl. — legal behändigten Ladung 
ungeachtet im Schwörungstermine ausgeblieben und 
daher an jenem Eide fich verfäumt hat, deffen BI. — 
angebrachted Gefuch um Wiedereinfegung in den vori⸗ 
gen Stand aber nicht gerechtfertigt erfcheint, wenn 
man erwägt, daß berfelbe hierunter nicht zu behaup- 
ten vermocht hat, wie er bereits zur Zeit der Behän- 
digung der bemerften Ladung zum Schwörungstermine 
an ben Bl. — genannten Mitinhaber der Magenden 
Firma auf einer Gefchäftsreife begriffen geweſen fei, 
mithin von der fraglichen Borladung überhaupt Etwas 
nicht in Erfahrung gebracht habe, die Thatfache allein 
aber, daß derfelbe zur Zeit der Eidesabnahme in 
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Geſchaͤften verreift geweien, einen die Ertheilung ber 
erbetenen Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
techtfertigenden Behinderungsgrund nur dann abzu⸗ 
geben vermöchte, wenn die fragliche Reife nach Rage 
der Sache unauffchiebbar, beziehentlich eine einftwei- 
lige Rüdfehr nad dem Wohnorte am Tage des an- 
beraumten Schwörungstermins nicht thunlich geweſen 
wäre, zu einer derartigen Annahme inveflen bie 
Anführungen BI. — um fo weniger ausreichen, als 
die Statthaftigfeit einer Vertretung bed genannten 
Mitinhabers der klagenden Firma durch einen Hand» 
lungsbevollmächtigten Behufs Vornahme der Ges 
ſchaͤftsreiſe nicht ausgefchlofien erfcheint, wie denn 
auch endlich jener, welcher übrigens nah BI. — 
durch den Bevollmächtigten die Abnahme des in Rebe 
ſtehenden Eides durch die Wohnortsbehörbe vorher 
gleichfalls mit beantragt hat, hinreichend Gelegenheit 
gehabt hätte, die nachtheiligen Folgen des Ungehor- 
fams durch einen rechtzeitigen Antrag auf Erftredung 
des Schwörungstermins im Voraus abzuwenden, 

fo bewendet e8 bei der BI. — ausgefprochenen 
BVerurtheilung der Beflagten in Anfehung der Antheile 
der Eingangs genannten beiden Mitinhaber der fla- 
genden Firma, mithin im Anhalte an die Beftimmung 
in Art. 109. des Allg. Deurfchen Handelsgeſetzbuchs 
nad Höhe von zwei Drititheilen der geflagten 696 
Thle. 19 Ngr. — nebft mitgeforberten Zinfen, ab- 
züglich der gezahlten 234 Thlr. 15 Ngr. — nunmehr 
ſchlechterdings und ift Beflagte denfelben zwei Dritt- 
theile der in der Sache denfelben erwachſenen Proceß⸗ 
foften, ſoweit diefelben zur Erftattung ſich eignen, zu 
erftatten ſchuldig. 

Dahingegen hat das Bl. — von Rudolf Herr- 
mann B. angebrachte Geſuch um Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand nicht Statt und ift Beflagte im 
Uebrigen von der erhobenen Klage zu entbinden und 
loszuzählen, ſowohl der nurgedachte Mitinhaber der 
Hagenden Firma ber Bellagten ein Dritttheil ber 
berjelben erwachfenen Procepfoften zu erftatten ſchul⸗ 
dig.” x. 

Auf hierwider von beiden Parteien eingewendete 
Appellation erfannte das Königl. Appellations- 
gericht zu Zwidau unter dem 31. Auguft 1869 
(Publicationstermin 5. October ej. a.) reformato- 
riſch dahin, „daß die Beflagte von ber erhobenen 
Klage völlig zu entbinden und loszuzaͤhlen fei, ihr 
auch die Hagende Firma fämmtliche Koften zu erſtat⸗ 
ten habe”, und begründete dieſes Urthel folgender: 
gefalt: 

„Die Forderungen, welche eine Hanbelögefellfchaft 
aus den von ihr gefchlofienen Verträgen erwirbt, find 
nicht — auch nicht zu einzelnen Antheilen — Forbes 
tungen ber Gejellihaftstheilhaber. Vielmehr ftehen 


diefe Activen der Gefellfhaft jelbft zu. Daß, wie 
jegt wohl als allgemein anerfannt angenommen wers 
den kann, eine Handelsgeſellſchaft nicht als eine 
juriftifche Perfon anzufehen ift, fteht der rechtlichen 
Auffaffung, wonach diefelbe, als ein Gollectivbegriff 
der rechtlichen Perfönlichfeiten der einzelnen Theil- 
haber, ein zum Rechtserwerbe geeignetes Subject 
bildet, nicht entgegen. Denn das Handelsgefegbuch 
ſelbſt ftellt die offene Handelögefellichaft als ein ſolches 
Rechtsfubject hin, indem es ihr und nicht den einzel- 
nen Theilhabern das Eigenthum an gewifjen in die 
Geſellſchaft eingebrachten Gegenftänden zufpricht, 

Art. 91. 
fie zum Ermwerbe von Rechten und namentlich von 
Eigenthum an Grundftüden für fähig erflärt, 

Art. 111. 
und die Gompenfation zwifchen Gefellfchaftsforderun- 
gen und Privatforderungen des Geſellſchaftsſchuldners 
gegen einzelne Geſellſchafter ausfchließt, foweit nicht 
nad Auflöfung der Geſellſchaft die Geſellſchaftsforde— 
rung dem einzelnen Gefellichafter überwiefen ift, 

Art. 121. 

Diefer Grundfag, daß die offene Handelögeiell- 
haft ausjchließlih an den Gejellfchaftsforderungen 
berechtigt ift, macht die Frage, welchen Einfluß es 
habe, wenn einer der Gefellfchaftstheilhaber einen zur 
Verificirung einer Forderung der Gefellihaft auf: 
erlegten Eid im Schwörungstermine nicht leiftet, zu 
einer befonders fchwierigen. An ein derartiges Ver: 
fäumniß die Folgerung fnüpfen zu wollen, daß der 
eidverweigernde Gejellichafter eines Antheild an der 
Geſellſchaftsforderung für verluftig erflärt werde und 
fo die Forderung der Gefellichaft ſich entfprechend 
mindbere, würde unftatthaft fein, weil eben den ein- 
zelnen Gefellichaftern Antheile an den Gefchäftsforde- 
rungen nicht zuftehen. Ebenſo würde ed aber auch 
unthunlich fein, die Analogie des Grundſatzes anzu— 
wenden, daß, wenn Litisconforten mit einem Dritten 
über ein ihnen zuftehendes untheilbares Recht ftreiten, 
der Verzicht des einen Litisconfonten auf fein Recht 
nur die Folge hat, ihn für feine Perſon foftenpflichtig 
ericheinen zu laffen, während das untheilbare Streit 
object jelbft den übrigen Litisconforten, welche nicht 
verzichtet haben, ungefchmälert verbleibt, 

Oſterloh, der ordentliche bürgerliche Proceß, Aufl.2. 

8. 192. 

Denn die Gefchäftsforderung, welche von den Ge- 
ſellſchaftern eingeflagt wird, erfcheint nicht als ein 
untheilbares Recht, an welchem die einzelnen Gefell- 
Ihafter (wenn auch nur zum Ganzen und wicht zu 
einzelnen Antheilen) berechtigt wären; vielmehr hat 
man nad) den oben angeführten Stellen des Han- 
delögefegbuchs nur die Gefellfchaft felbft für fih, als 


—- 


Collectivbegriff und abgetrennt von ben einzelnen 
Perfönlichfeiten, aus denen fie befteht, al Inhaberin 
der Forderung anzufehen, fo daß bei Letzterer nur 
ein Berechtigter vorhanden ift, nicht aber von den 
Anfprüchen Mehrerer auf ein untheilbares Object bie 
Rebe fein Fann. 

Da es nun trogdem ein feftftehender Satz ber 
Saͤchſiſchen Praris ift, daß die einer Handelsfirma 
zuerfannten Eide von fämmtlichen Inhabern der Firma 
zu leiften feien, 

vergl. Eentralorgan für das Deutfche Handels: 

und Wechfelrecht, Bo. II. p. 37. 

fo bleibt nur übrig, den Eid, deſſen Leiſtung ein ein- 
zelner Geſellſchafter unterlaffen hat, als überhaupt 
nicht nach Gebühr — nicht rite — geleiftet und daher 
die fämmtlichen Theilhaber für verluftig des Eides 
anzufehen. Denn wenn bie Eidesleiftung durch fämmt- 
liche Geſellſchafter eine nicht zu umgehende Formalität 
ift, fo muß dieſe Form vollftändig erfüllt fein, um 
die Folgen, welche an die Eidesleiftung gefnüpft find, 
herbeizuführen, eine nur theilweife Erfüllung diefer 
Form ift eine mangelhafte und mithin eine folche, 
welche überhaupt nicht Berüdfichtigung finden Fann. 
— In diefer Weife ift auch früher von einem Säch— 
fifchen Gerichtshofe erfannt worden. 

vergl. Wengler, das Handelsgeſetzbuch, p. 136. 

Es war daher, auf das Rechtsmittel der Beflag- 
ten, bie leßtere von der erhobenen Klage völlig zu 
entbinden und loszuzählen und den Klaͤgern die Er 
ftattung der Proceßfoften aufjuerlegen. Denn das 
von den Klägern angebrachte Reftitutiondgefuch konnte 
Beachtung nicht finden, da von den Klägern nicht 
angeführt worden ift, daß der im Schwörungstermine 
außengebliebene Rudolf Herrmann B. bereits zur Zeit 
der Behändigung der Ladung verreift geweſen fei, fo 
daß er von lepterer nicht rechtzeitig habe Nachricht 
erhalten fönnen. Und wäre felbft, wie bie Kläger 
behaupten, die Reife eine ganz unauffchiebbare ge- 
weien, jo würde es doch den Alägern in dem Falle, 
daß Rudolf Herrmann B. erft nach Behändigung 
jener Ladung die Reife angetreten hätte, obgelegen 
haben, bezüglich dieſes Gefhäftstheilhabers um eine 
Berlegung des Schwörungstermins zu bitten. — 
Auch würde bie gegenwärtige Inftanz gar nicht in 
der Lage fein, einen den Klägern etwa zuzuerkennen⸗ 
den Beftärfungseid zu faflen, da es nach den Angaben 
der Kläger Bl. —, auf welche Angaben BI. — ledig. 
lich wieder Bezug genommen wird, ganz im Ungewifs 
fen bleibt, ob Rudolf Herrmann B. von der Ladung 
gar nicht Kenntniß erhalten oder ob er deren Inhalt 
in Erfahrung gebracht habe, aber wegen unabweis- 
barer Gejchäfte der Ladung nicht habe nachfommen 
fönnen.” x. 
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Gegen diefe Entſcheidung appellitten die Kläger. 
Das Königl. Oberappellationsgericht erfannte 
darauf im Monate December 1869 veformatorifch 
dahin: 

„daß es, anlangend die Mitinhaber der klagenden 
Firma, Philipp Ludwig B. und Julius Heinrich B., 
bei dem zweitinftanzlichen Urthel nicht zu laffen, 
fondern es ift die erfte Entfcheidung BL. — wieder 
herzuſtellen. 

Soviel dagegen Rudolf Herrmann B. betrifft, 
ſo iſt es weder bei dem Urthel der zweiten, 
noch bei der Entſcheidung der erſten Inſtanz zu 
laſſen, ſondern würde gedachter B. eidlich bes 
ſtaͤrken, 

daß ihm die Ludwig B.'n behaͤndigte Ladung 

Bl. — vor dem 3. December 1868, als dem 

anberaumten Schwörungstermine, nicht zugeſtellt 

worden ſei, 
fo ift rüdfichtlich feiner mit der Anberaumung eines 
anderweiten Schwörungstermins zu verfahren.‘ 


Diefe Entſcheidung war folgendermaaßen bes 
gründet: 

„Das Königliche Oberappellationsgericht hat der 
Anficht der vorigen Inftanz, daß, wenn ein Eid von 
mehreren Inhabern einer Firma zu fehwören fei, und 
ber eine Inhaber den Eid leifte, der andere aber ſich 
an der Eidesleiftung verfäume, ed den fämmtlichen 
Inhabern der Firma gegenüber fo zu betrachten fei, 
als ob der Eid nicht geleiftet worden wäre, nicht bei⸗ 
zutreten vermodt. Man kann von ber Frage, ob 
fi die Meinung der vorigen Inftang aufrecht erhal- 
ten ließe, wenn bie offne Handelsgeſellſchaft für eine 
juriftifche Perfon anzufehen wäre, dahin geftellt fein 
laffen, weil, was auch an fich feinem Zweifel unter- 
liegen kann, 

man vergl. Commentar zum bürgerl. Geſetzbuch, 

ed. II. Bd. 1. ©. 95 fig. 
Bl. — ausdrüdlich gefagt wird, 

„es könne wohl als allgemein anerfannt ange- 

nommen werden, baß die Handelsgeſellſchaft 

nicht als eine juriftifche Perfon zu betrachten 

ſei“. 
Die vorige Inſtanz kann daher zu dem aufgeſtellten 
Grundſatze nur durch eine Anwendung der Vorſchrif⸗ 
ten uͤber die active Correalobligation gelangt ſein. 
Zwar gewinnt es nach der Bemerkung Bl. — über 
die Untheilbarkeit der Obligationen und über die 
Eidesleiſtung der ſaͤmmtlichen Geſellſchafter, als einer 
vollſtaͤndig zu erfuͤllenden Solennitaͤt, faſt das Ans 
ſehen, als ob die vorige Inſtanz in der Obligation 
einer Handelsgeſellſchaft eine ganz eigenthümliche Art 
von Obligationen finden zu können geglaubt habe, 





Aber foviel beruht außer allem Zweifel, daß dies 
auf völlig unrichtigen Prämiffen beruhen würde. 

Bekanntlich enthält das allg. deutſche Handels⸗ 
gefegbuch nicht die Beftimmung, daß in Beziehung 
auf Forderungen, welche eine Handeldfirma erworben 
hat, die einzelnen Handelögefellichafter als Gefammt- 
gläubiger (correi stipulandi) zu betrachten jeien. 

Siebenhaar, Eorrealobligationen, ©. 366. unter 

no. 1. 

Wollte man diefe Lüde des Handelsgeſetzbuchs durch 
ein Zurüdgehen auf das römifche Recht ergängen, fo 
würbe man behaupten müffen, daß die Forderungen 
einer Handeldfirma die Natur der Forderungen haben, 
welche den correis stipulandi sociis zuſtehen. Wie 
von Siebenhaar a. a. D. S. 126 flg. mit Mehre- 
vem gezeigt wird, find aber bie Obligationen der 
correi stipulandi socii feine Eorrealobligationen im 
eigentlichen Sinne des Wortes, vielmehr haben die— 
felben eine Menge Eigenthümlichkeiten, welche ſich 
insgefammt aus dem über ihnen ftehenden Principe 
erflären, daß jeder correus stipulandi socius Gläu- 
biger nad) feinem Sorietätsantheile, und Mandatar 
oder vielmehr solutionis causa adjectus nad) den 
Societätsantheilen der Übrigen socii ift. 

Fragt man nun, wie ed nach römischen Proceß- 
rechte mit der Gidesleiftung bei Forderungen ber 
eorrei stipulandi socii gehalten worben jei, fo läßt 


man vergl. Siebenhaar a. a. D. S. W fig. 
annehmen, daß jeder einzelne correus stipulandi 
socius, weil er zur Einflagung der Societätsforbe: 
zung berechtigt war, auch die Eide mit voller Wirkung 
gegenüber feinen sociis ſchwören konnte. Der Grund 
davon lag in ber dem römijchen Procefle eigenthuͤm⸗ 
lichen Transactionsnatur des Eides. 

Anders verhält es ſich nach heutigem Rechte, weil 
der Eid die Transactionsnatur nicht mehr hat, fon- 
dern lediglich ald Beweismittel betrachtet wird. Diefe 
Aenderung ded Rechts mußte nothwendig auch zu 
einer Aenderung ded Rechts in Beziehung auf bie 
Eidesleiftung der correi stipulandi socii führen. 
Das Dispofitionsrecht nämlich, welches ber einzelne 
correus stipulandi socius nad) dem oben Geſagten 
über die Societätsforderung hat, läßt fich nicht mehr 
auf die Eidesleiftung beziehen. ‘Der einzelne correus 
fann nicht für feine socii ſchwören, ſich aber aud) 
nicht mit einer auf die Societätdantheile diefer er— 
ſtreckenden Wirkung an der Eidesleiftung verfäumen; 
der von ihm geleiftete Eid gilt nur für feinen eigenen 
Societätsantheil, und ebenfo kann er durch Nicht» 
leiftung des Eides nur feines Antheild an der gemein» 
ſchaftlichen Forderung verluftig werden. Zum Beweife 
dieſes Satzes bezieht man ſich erſtens auf die Vers 
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ordnung, einige Abaͤnderungen im bürgerlichen Pros 
cefle betreffend, vom 13. Mär, 1867 sub IL. 2., 
ingleidhen darauf, ba, wie auch die vorige Inftanz 
Bl. — nicht bezweifelt, nach Saͤchſiſchem Procefle 
bie einer Handelsfirma zuerfannten Eide von faͤmmt⸗ 
lien Inhabern der Firma (alfo jelbft auch von 
Denjenigen, welche von ber Gejchäftsführung aus 
geſchloſſen find) geleiftet werden müffen. 

Nun läßt fih zwar nicht verfennen, daß die Fälle, 
in welchen die mehreren Inhaber einer Firma nicht 
gleiche Societätsantheile haben, nicht felten find und 
ed daher, wenn ein Handelsgeſellſchafter den Eid 
ſchwört, der andere nicht, an einem Maaßſtabe für 
die Beftimmung fehlt, in welchem Umfange die Lei- 
ftung und Nichtleiftung des Eides von Wirkung fei. 
Indeſſen ſcheint es doch, wie auch die erfte Inftanz 
angenommen hat, unbedenklich, bis zu dem Beweiſe 
des Gegentheild von der allgemeinen Regel (38. 238. 
663. 1365. des bürgerlichen Gejegbuchs) auszugehen, 
daß eine Forderung im Zweifel nach der Perfonenzahl 
der Öläubiger getheilt fei. 

Unter diefen Verhältniffen war, foviel die Mit- 
inhaber der Hagenden Firma, Philipp Ludwig B. 
und Julius Heinrich B., anlangt, die erfte Entſchei— 
dung Bl. — flg. jowohl in der Hauptfache ald auch 
rüdfichtlich des Koſtenpunktes wieder herzuſtellen. 

Soviel das Rudolf Herrmann B.’n zukommende 
Ein Deitttheil betrifft, fo hat man zur formellen 
Rechtfertigung der gegenwärtigen reformatorifchen 
Entjcheidung zunächft darauf aufmerffam zu machen, 
daß, obſchon das gebachtem B. zufommende Dritt⸗ 
theil fammt den bis zur Publication der zweiten Ent 
ſcheidung erwachienen Zinfen die Appellationsfumme 
der 200 Thaler nicht erreicht, die Appellation zur 
dritten Inftanz dennoch zuläffig ift, weil die refor- 
matoria der zweiten Inftanz die Appellation gedachten 
B.'s attrahirt, indem, wenn Streitgenoffen appelliren, 
die Zuläffigfeit ver Appellation nach dem Geſammt⸗ 
betrage der Appellationsbefchwerben 

Siegmann, in den Annalen Bd. 4. ©. 226 fg. 
zu beftimmen ift. 

Soviel die Sache jelbit anlangt, fo liefen fid 
gegen die Ladung zum Schwörungstermine Bl. — 
und gegen deren Infinuation BI. — einige, wenige 
ftend nicht ohne Weiteres zurüdzuweijende, Bedenken 
erheben, 3. B. daß das vequirirte Gericht zu Ablei- 
ftung eines Eides geladen hat, welcher in einer vor 
ihm anhängigen Rechtsſache rechtöfräftig erfannt 
worden fei, daß die Ladung das Präjudiz nicht, 
wenigftend nicht beftimmt, enthält, es folle der Eid 
auch im Falle des Nichterfcheinens im Termine für 
verfäumt zu achten fein, daß es an der Angabe fehlt, 
es fei der in der Beilage enthaltene Eid der rechte 
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fräftig erkannte, daß der Behändigungsfchein feine 
Auskunft darüber giebt, es ſei mit der Ladung aud) 
eine Abfchrift des Eides BI. — behändigt worden, 
daß, während der Eid von fämmtlichen Inhabern 
der Firma zu leiften war, die Ladung nur Einem 
Inhaber infinuirt worben ift u. f. w. SIndeffen kann 
von dieſen Bedenken abgefehen werden, weil von 
dem im Schwörungstermine ausgebliebenen Handels» 
gelellichafter weder gegen die Ladung, noch gegen 
deren Infinuation Ausftellungen gemacht worden find. 
Rudolf Herrmann B. hat nämlich nah Bl. — flg., 
auf mehreren unfolüirten Seiten feiner Appellations« 
ausführung BI. —, endlich Bl. — flg. um Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand gegen das Berfäum- 
niß am Schwörungstermine unter dem Anführen 
gebeten, daß ihm diefe Ladung zum Schwörungs- 
termine nicht zugeftellt worden fei, auch, da er bereits 
zur Infinuation derjelben verreift gewefen, nicht habe 
zugeftellt werben fünnen. Nun fann es zwar feinen 
Zweifel haben, daß, wenn gebachter B. für contumax 
zu achten wäre, ihm eine Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand dagegen nicht wohl ertheilt werben 
könnte, indem, wenigftens nach der nicht ohne Wei- 
tered abzumweifenden Anficht, durch das bürgerliche 
Geſetzbuch die Wohlthat der Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand überhaupt ausgefchloffen worben ift. 
man vergl. Gommentar a. a. O. ©. 3. not. 1. 
Aber, beruhte das Anführen B.'s in Wahrheit, 
fo würde ihm die Borfchrift in der Verordnung vom 
13. Mär; 1867 unter IIL. 2.: 
Kann Derjenige, an welchen die Zuftellung ge- 
ſchehen jollte, befcheinigen, daß ihm die Zuferti- 
gung nicht, oder doch fo jpät zugeftellt worden 
ift, daß er, was er zufolge derjelben zu verrichten 
bie Verpflichtung oder die Befugniß hatte, zu 
verrichten außer Stande war, fo hat die Zuftel- 
lung gegen ihn feine Wirfung, 
zur Seite -fiehen. Die erforderliche Beſcheinigung 
liegt darin, daß B. fein angegebenes Anführen eidlich 
erhärtet. Wenn man aber gegen die Anwendbarkeit 
der angegebenen gejeplichen Beftimmung den Einwand 
machen wollte, es habe fich bei der Ladung BI. — 
um bie Leiftung eines der Firma zuerfannten Eides 
gehandelt und ed könne daher die Infinuation Bl. — 
nicht um deswillen für effectlos erflärt werben, weil 
die Ladung nicht einem einzelnen Geſellſchafter habe 
zugeftellt werben fönnen, jo würde gegen biefen Ein» 
wand Alles gelten, was oben über die Eidesleiftung 
der Inhaber einer Firma und über den Einfluß, wel- 
hen die Leiftung oder Nichtleiftung eines einzelnen 
Inhabers auf die gemeinjchaftlice Forderung hat, 
gefagt worden iſt.“ ac. 


77. 


Verſchiedene Begründungen einer Verkaufoklage. 
— Bezugnahme auf a) erfolgte Zuſendung von 
Preiscouranten, b) geſchehene Uebermittelung 
ber beftellten Waare mit Bactura, c) Angemef: 
fenheit und Kundenüblichkeit der Preife, d) aus— 
drückliches Anerfenntniß, e) ftillihweigendes 
Anerkenntniß, abgeleitet aus dem Umftande, da 
wider bad zugefendete Gontocorrente Einwendun⸗ 
gen nicht erhoben worden. — Zu $. 820. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs. — Es bedarf der befon= 
deren Verificirung der Kunbenüblichfeit der Preife 
auch dann, wenn der Beklagte diefelbe geleugnet, 
ohne mit fpeeiellen Ausftellungen hervorzutreten 
ober die angeblichen Minderpreife ausdrücklich zu 
bezeichnen. — Die bei dem Abfchluffe des Ber: 
faufögefchäfts nicht perfönlih thätig gewefenen 
Prineipale find nicht befugt, zu verlangen, daß 
an ihrer Stelle ihr Procurift zur Leiſtung der 
ihnen zuerfannten Eide zugelaffen werde. 


Mitgetheilt von 
Herrn W. in F. 


In einer im Jahre 1869 von dem Procuriften 
ber Firma: ©. E. Eifenwerf 2. auf Bezahlung von 
durch das genannte Werk gelieferten Waaren erhobes 
nen Klage war der geflagte Anfprud quantitativ 
durch ein dreifaches Anführen zu begründen verfucht 
worden. Zunädhft war gefagt: 

1) es feien die Preije zwifchen der von dem Klä- 
ger vertretenen Firma und dem Bellagten in Betreff 
gewiſſer Poften dadurch feftgeftellt worden, daß dieſe 
Firma von Zeit zu Zeit Berzeichniffe ihrer Waaren 
mit darauf bezüglichen Preisangaben an Beflagten 
überfendet, legterer die ihm beliebenden Waaren aus 
diefen ‘Preiscouranten ausgewählt und brieflich be» 
ftellt, hierbei den Anfag der Preiscourante genehmigt, 
oder davon abgehandelt, auch über jede der in Folge 
feiner Beftellung gemachten, in der Beifuge A. aufs 
geführten Waarenlieferungen gleichzeitig mit deren 
Abgang eine Rechnung — welche in ihren Anfägen 
durchgängig den entiprechenden Anjägen der Preis- 
courante, nach welchen die Beftellung erfolgt, bezie- 
hentlich den in Folge ſchriftlichen Abhandelns des 
Beklagten an dieſen Preiſen, von ver Firma feft- 
geftellten Preisanfägen, ſowie venjenigen der Klag- 
beifuge A. gleichgelautet — überfendet erhalten, noch 
vor dem Eintreffen der bezüglichen Sendung in Em» 
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pfang genommen und gelefen und, ohne Ausftellung 
dagegen zu machen, behalten habe. 

2) Wegen anderer fpeciell bezeichneter Poften — 
hieß ed weiter in der Klage — ſeien diejenigen Preife 
berechnet, welche das Eiſenwerk zu denfelben Zeiten 
auf Verlangen von feinen übrigen Kunden gewährt 
erhalten. 

3) Auch die unter 1. gedachten Preife habe das 
Eifenwerf für die naͤmlichen Waaren zu benfelben 
Zeiten feinen übrigen Abnehmern, denen nicht betreffs 
der Provifion diefelben Bergünftigungen, wie dem 
Beflagten eingeräumt worden, berechnet, und von 
ihnen gewährt erhalten. 

Daneben wurde auf ein angebliched ausbrüdliches 
briefliches Anerfenntnig eines Theiles der Schuld 
Bezug genommen. 

Die erfte Inftanz (Bezirksgericht Mittweida), 
welche den Beflagten im April 1869 unter Nachlaf- 
fung eines Ausfluchtsbeweifes verurtheilte, bemerkte 
in den Rationen: 

„Die Lieferungen felbft find bei p. 1. c. 4. zuge: 
ftanden worden. — — Die Preife für die Lieferungen 
bis zum 25. Mär; 1861 find bei den Einlaſſungs— 
abſchnitten 26. ıc. zugeftanden, im Uebrigen aber in 
Abrede geftellt worden. 

In diefer Beziehung ift nun bei dem Einl.- 
Abſchn. 16. darauf Bezug genommen worden, daß 
die Kläger dem Bellagten Preisverzeichniffe über 


ihre Waaren überfendet haben, und biefer die hierauf 


bemerften Preife theils genehmigt, theild davon abge- 
handelt habe, fowie darauf, daß dem Bellagten mit 
den einzelnen Sendungen Rechnungen zugegangen 
feien, welche mit der Klagbeilage A. in den betreffen- 
den Theilen gleichlautend gewefen, und daß überall 
nur die fundenüblichen Preife zum Anfag gekommen 
feien. 

Will man nun auch in der erften Beziehung die 
Berechtigung des Bl. — erhobenen Einwandes (ed 
fein weder die Preiscourante beigebracht, noch die 
darin bezeichneten Preife angegeben) nicht beftreiten, 
fo ift doch das die Rechnungen betreffende Anführen 
nicht nur fchlüffig, fondern es ift auch des nur theil- 
weifen Zugeftänpniffes bei p. 1. c. 20. und des Leug- 
nens bei Einl.-Abjchn. 21. ungeachtet für eingeräumt 
anzujehen. 

Dem Bellagten lag nämlich, um eine deutliche 
und beftimmte Erklärung auf die Klage zu liefern, 
um fo mehr ob, die mit den Rechnungen nicht über- 
einftimmenden Anfäge der Klagbeilage A. einzeln zu 
bezeichnen, als er in dem Briefe vom 13. Januar 
1864 *), deſſen Richtigkeit er Bl. — zugeftanden, 


*) Der betreffende Brief lautete im Eingang: „Erſt heute 


gegen die Rechnung unter B. ausgeftellt hat, die 
Summe der fünf erften Rechnungen betrage 284 Thfr. 
4 Nor. —-. Hiernad) aber, und ba er gegen bie 
auf der Klagbeilage B. angegebenen Preife feinen 
weiteren Einwand gemacht, hat er deren Richtigfeit 
wenigftend zum Theil zugeftanden und war er daher 
um fo mehr verpflichtet, mit eingelnen Erinnerungen 
gegen die übrigen Preife hervorzutreten, wenn er fie 
beftreiten wollte. Diefe Preife find demnach durch⸗ 
gängig für eingeräumt anzufehen.” 

Die zweite Inſtanz — Appellationsgericht zu 
Leipzig — erfannte auf Appellation des Beklagten 
im Auguft 1869 reformatorifch auf zwei von ben 
(im Gegenfag zu dem Rubrum der Klage in dem 
Eingange des Erfenntniffes ald Kläger aufgeführ- 
ten) Befigern des Eifenmwerks felbft alternativ de 
eredulitate zu leiftende Relateide: 

a) „daß die — angefegten Preife diefelben feien, 
welche auf den gleichzeitig mit dem Abgange 
der einzelnen Waarenpoften an den Bellagten 
abgefendeten Rechnungen notirt geweſen“, 

ober 

b) „daß die — in Anfap gebrachten Bruttopreife 
diefelben feien, welche von dem gedachten Eijen- 
werfe zu der nämlichen Zeit deflen jonftigen 
Kunden in Anfag gebracht und von dieſen 
Kunden gewährt worden“. 

In den Rationen wurde gefagt: 

„Der Beklagte hat Beftellung und Empfang 
ruͤckſichtlich fämmtlicher in der Klagbeifuge A. ver- 
zeichneten Waaren bei p. J. c. 4. eingeräumt, von 
den deshalb berechneten Geldbeträgen dagegen nur 
die Anfäge für die bis mit dem 25. März 1861 ge- 
lieferten Waaren bei p.1. c. 8. zugeftanden, die Preiſe 
der in den Jahren 1863—1865 erhaltenen Waaren 
und bie hierauf begüglichen Anführungen aber ſowohl 
in der Einlaffung auf die Klage bei p. 1. c. 16—19. 
21. 22. und 29., al® auch in der Beantwortung der 
Klagbeifuge A. beftritten, und in dieſer Beziehung 
nur zu p. 1. c. 20. foviel zugeftanden, daß er über 
jede einzelne Waarenlieferung noch vor deren Em— 
pfange eine Rechnung der Kläger empfangen und 
gelefen habe. 

Rüdfichtlich der rechtlichen Beurtheilung des ein- 
fhlagenden Actenmateriald hat die gegenwärtige Ins 
ſtanz den vorigen Richtern darin beizupflichten, daß 
die erhobene Klage, foweit in deren bei p. 1. c. 16. 


fomme ich zur Beantwortung Ihres Geehrten vom 7. v. M. 
Zuvörberft bemerfe, daß bas gefammte Contocorrente nicht 
richtig iſt. Die Summe ber fünf Rechnungen bis 24. Juni v. I. 
beträgt Thlr. 284. 8 Ngr. —⸗, während die Gegenrehnung 
Thlr. 229. 24 Nor. 1 Pf. beträgt a0.” 

Anmerf, bes Einj. 
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verneintem Theile auf eine Bereinbarung der ange 
festen Preiſe hat hingewieſen werden follen, an Un- 
Ihlüffigfeit leide, und zwar — wie bei dem Mangel 
einer Gegenbemerfung der Kläger nur kurz angedeutet 
werben mag — in ber Hauptſache um deswillen, 
weil ohne DVergleihung des von den Klägern nicht 
beigebrachten Wortlauted der zwifchen den Parteien 
gepflogenen Eorrefpondenz die Richtigfeit des aus 
derjelben von den Klägern zu ihren Gunften abgelei- 
teten rechtlichen Ergebnifjes nicht beurtheilt werden 
fann. Ebenfo ift aber auch von der vorigen Inftanz 
andererfeits mit vollem Rechte in der Behauptung 
der Kläger, daß der Beflagte noch vor jeder Waaren- 
lieferung eine mit der Klagbeifuge A. in den betref- 
fenden Theilen conforme Rechnung erhalten habe, 
eine genügende quantitative Begründung des Anſpruchs 
der Kläger erblidt worden. Denn da es fich liquider 
Maafen nur von dem Beflagten bei den Klägern 
beftellte Waaren handelt, läßt die von dem Erſteren 
ebenfalls eingeräumte widerfpruchslofe Annahme der 
ihm mit Factur zugegangenen Waaren auf deſſen 
Einverftändniß mit den in den Facturen berechneten 
Preiſen — und zwar gleichviel, ob der Beflagte als 
Kaufmann anzufehen ift oder nicht — wenigftens in 
der bei dem Mangel einer gegentheiligen Behauptung 
des Bellagten anzunehmenden Vorausſetzung fchlie- 
fen, daß eine abweichende ausdrüdliche Stipulation, 
durch welche berjelbe ein jus quaesitum auf gerin- 
gere Preife erlangt hätte, nicht vorausgegangen ift. 
Dagegen ericheint ed dem Königl. Appellationsgerichte 
bevenflich, gleich den vorigen Richtern in Betreff der 
GEonformität der in der Alagbeifuge A. angefegten 
Preife und der in den früheren Facturen berechneten 
ein contumacielled Zugeſtaͤndniß des Bellagten anzu⸗ 
nehmen. Daß der leptere dieſe Uebereinftimmung 
geleugnet habe, ift bereits oben erwähnt worden, und 
zwar hat der Bellagte in folcher negativer Weife zu 
jedem der betreffenden Anfäge der Rechnung fpeciell 
fich eingelaffen. Hiermit hatte der Beflagte nach der 
Anficht der gegenwärtigen Inftanz feinen procefualis 
ſchen, in Betreff der Einlaffung ihm obgelegenen 
Berbindlichfeiten infoweit genügt, daß nunmehr die 
Nothwendigkeit für die Kläger eintrat, den Nachweis 
ihrer begüglichen Behauptungen zu führen, wogegen 
für den Bellagten eine Berpflichtung, etwaige Min- 
derpreife fpeciell anzugeben, erft in dem weiteren 
Fortgange des Proceſſes, und nur in dem Falle zur 
Eriftenz gelangt fein würde, wenn er den Eid über 
den betreffenden Theil der Klage angenommen 
hätte und die Wbleiftung eines Minderungseides 
Seiten des Bellagten bevorftünde. Es ift auch nad) 
der Anficht des Königl. Appellationsgerichts für bie 
rechtliche Beurtheilung der Sache der Inhalt des 





Briefes des Bellagten vom 13. Januar 1864 (Klag- 
beifuge D. Bl. —) ohne entfcheidenden Einfluß, 
Denn einmal würde der Umfang des in jenem Briefe 
zu findenden Zugeftändniffes nur auf die fünf erften 
Lieferungen aus dem Jahre 1863 fich erftreden, und 
daher es bedenklich fein, aus der fraglichen Bemer- 
fung, im Widerfpruch mit der von dem Bellagten 
im gegenwärtigen Proceſſe entfhieden fund gegebenen 
entgegengefegten Willensmeinung, als ein allgemei- 
nes Zugeftänbniß fämmtlicher Preisanfäge abzuleiten. 
Ueberdies ift aber auch durch diefes Geſtaͤndniß felbft, 
foweit es ſich auf jene fünf erften Lieferungen bezieht, 
nicht füglih von dem anderweit befchränfenden 
Zufage, mit welchem es in dem Briefe bei ben 
Worten: 

„während die Gegenrechnung 229 Thlr. 14 Ngr. 

3 Pf. beträgt”, 
in Verbindung gebracht worden ift, zu trennen, und 
läßt fi) daher nad) der Meinung der jegigen Inftanz 
aus dem betreffenden, immerhin nur ald außergericht- 
liches Zugeftändnig aufzufaſſenden Pafjus nicht ein- 
mal wegen der Preiſe der mehrerwähnten fünf Poſten 
volle Liquidität, und fomit Immunität der Kläger 
von der fie treffenden Beweislaft ableiten. Muß nun 
ferner auch der Bl. — von den Klaͤgern angerufene 
Umftand nad) der von ber gegenwärtigen Inſtanz — 
dermalen im Einflange mit dem Königl. Oberappella- 
tiondgerichte — 

vergl. Annalen, R. 8. Br. 2. ©. 434. 475. 
befolgten Anſicht von der Zuläffigkeit der Eidesrela- 
tion über facta referentis propria für die Beurthei- 
lung der Sache ohne Einfluß erfcheinen, fo war ben 
Klägern in Betreff diefer Identitaͤtsfrage ber in dem 
vorftehenden Erkenntniſſe unter a. erfichtliche Relateid 
zuuerfennen. Daneben war jedoch alternativ den⸗ 
felben auch die Berificirung der Bl. — daneben be- 
haupteten Aundenüblichfeit der Preisanfäge durch 
Leiſtung des Eides über p. J. c. 29. zu verftatten. 
Auch dieſes Anführen bedarf nämlich, wenn die 
Kläger daraus ihnen günftige Rechtsfolgen ableiten 
wollen, nad; der Anficht der gegenwärtigen Inftanz 
bejonderen Nachweifes, da die leptere der Bl. — unter 
Berufung auf 
Siebenhaar, Eommentar, Bd. 2. ©. 102. 

empfohlenen Anficht aus dem oben angegebenen pro= 
ceſſualiſchen Grunde, das ift, weil der Bellagte 
etwaige Minderpreife feinerfeits fchon jegt anzugeben 
nicht verbunden gewefen ift, ſich anzuſchließen nicht 
vermag. Es ift jedoch dieſer Eid lediglich auf die 
angefegten Bruttopreife (d. i. ohne Abzug ber dem 
Beklagten verwilligten Provifionen) zu richten gewes 
fen, da, wenn bie Kläger eingelnen ftärferen Kunden 
an den im Allgemeinen üblichen Preifen gewifle Pro- 
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viſionen ausnahmsweiſe verwilligt haben, hierdurch 
allein die Eigenfchaft der Preisfäge ald der funden- 
üblichen nicht ohne Weiteres alterirt wird.” 


Auf Appellation der Kläger erfannte das Königl. 
Oberappellationsgericht im December 1869 con- 
firmatorifch unter Beigabe folgender Rationen: 

" L 

Bor allen Dingen wollen die Kläger, da Beflag- 
ter die Beftellung und den Empfang ber in ber 
Klagbeifuge A. Bl. — und fig. erwähnten Eijen- 
waaren zugeftanden hat, auch die Preiſe ald außer 
Zweifel gefegt angejehen wiflen. 

Darin ift ihnen jedoch nicht beizuftimmen. Nach 
den Alaganführungen foll nämlich die Feftiegung der 
Preiſe auf vier verfchiedenen Thatfachen beruhen. 

1. 

Vorerft follen die Preife dadurch feftgeftellt wors 
ben fein, daß die Hagende Firma von Zeit zu Zeit 
Berzeichniffe ihrer Waaren (fogenannte Preiscourante) 
an den Bellagten überjendet, Beklagter fobann bie 
ihm beliebigen Waaren aus biefen Preiscouranten 
ausgewählt und brieflich beftellt, hierbei den Anſatz 
der Preiscourante genehmigt oder daran abgehandelt 
habe. Die jegt geforderten Preiſe feien nun durch⸗ 
gängig den entiprechenden Anfägen der Preiscourante, 
beziehentlih den in Folge fchriftlichen Abhandelns 
des Bellagten von der Firma feftgeftellten Preis- 
anfägen gleih. Dies if ganz offenbar insbefondere 
auch bei dem gebrauchten Eidesantrage unfchlüffig. 
Denn eines Theils find die Preiscourante, auf Grund 
deren die Beftellungen erfolgt fein follen, nicht bei- 
gebracht worden, und andern Theils fehlt es an der 
Angabe darüber, bei welchen Poſten von den Preis- 
anfägen der Preiscourante abgehandelt worden ift 
und wie viel für jede Poft, forwie an der Beibringung 
der bezüglichen Briefe. Auf diefe erfte Art der Preis- 
beftimmung kann daher für den vorliegenden Proceß 
gar feine Rüdficht genommen werben. 

2. 

Ferner follen jeder einzelnen Sendung Berfaufs- 
rechnungen mit Preisangaben beigegeben worden fein, 
welche in ihren Anjägen durchgängig nicht blos den 
Preidcourants und den etwa davon gemachten fchrift- 
lihen Abhandlungen entfprochen hätten, fondern 
auch insbefondere mit den Anfägen in der Klagbei- 
lage A. Bl. — und flg. gleichlautend geweſen wären. 
Dellagter habe die Preisnoten noch vor Empfang der 
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Waare erhalten und gelefen und fobann die Waaren 
ohne Ausftellung angenommen und behalten. Dies 
it von beiden Inftanzen als fchlüffig behandelt wor⸗ 
ben und wird vom Bellagten nicht beftritten, Bellagter 
gefteht hiervon beim 20. Einlafjungspunfte nur den 
Empfang der Berfaufsrechnungen nebft Preisnoten 
zu, er leugnet aber beim 21. Einlaffungspunfte der 
Klagbeantwortung die Uebereinftimmung der Preis- 
noten mit dem Inhalte der Klagbeilage A., fowie 
den Umftand, daß er feine Ausitellungen gegen bie 
Preife gemacht habe, ohne jedoch diefe Ausftellungen 
näher anzugeben. Aus diefem Mangel an fpeciellen 
Ausftellungen, fowie aus dem Zugeftändniffe der 
Klagbeilage D. hat die erfte Inftanz Bl. — und flg. 
ein fingirtes Geftändniß der Preife ableiten wollen. 
Allein die zweite Inftanz hat dies nicht für begründet 
erachtet und die Entſcheidung der Sache von einem 
Eide über die Uebereinftimmung der einzelnen Preis- 
noten mit den Anfägen in ber Alagbeilage A. ab» 
hängig gemacht. Dem muß nothwendig beigeftimmt 
werben. Denn in der Klagbeilage D. ift bei den 
Worten: 


„Zuvörderſt bemerfe ich, daß das gefanbte Gonto- 
corrent nicht richtig if. Die Summe der fünf 
Rechnungen bis 24. Juni v. 3. beträgt 284 
Thlr. 8 Ngr. —-, während die Gegenrechnung 
229 Thlr. 24 Nor. 1 Pf. beträgt”, 


fein Elares beftimmtes und ausfluchtöfreies Anerkennt⸗ 
niß der Richtigfeit des Contocorrents zu befinden, 
auch bezieht ſich daffelbe höchftens auf die fünf erften 
PVoften, welche durch Zahlung längft erledigt find, 
am wenigften aber fann man daraus die Ueberein- 
ftimmung der einzelnen Preisnoten mit der Klag— 
beilage A. ableiten. Auf dieſe Uebereinftimmung 
und, ba fie geleugnet worden, auf beren Beweis 
fommt daher Alles an. Denn da die den einzelnen 
Sendungen beigefügten Berfaufs: und Preisnoten 
nicht beigebracht worden find, mithin eine Verglei- 
dung derjelben mit der Klagbeilage A. unmöglich 
ift, fehlt ohne die Bewahrheitung biefer Ueberein- 
fimmung immerhin ein wefentliches Mittelglied zu 
dem Schluffe, daß die in der Alagbeilage A. gefor- 
berten und bei der Einlaffung auf dieſelben ſpeciell 
geleugneten Preiſe in der gedachten Weife ftilljchwei- 
gend feitgefegt worden jeien. 
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3. 

Dedgleichen behaupten die Kläger, daß bie ange 
festen Preife angemeffen und fundenüblich feien und 
auch von den übrigen Kunden des Eijenwerfes in 
gleicher Höhe gewährt worden wären. Dies hat der 
Beflagte zwar bezüglich der Lieferungen vom 16. Auguft 
1859, 20. December 1860 und 19. Februar 1861 
bei den Einlafjungspunften 27. und 28. zugegeben, 
binfichtlich der übrigen Lieferungen aber beim 29. Eins 
laſſungsabſchnitte einfach geleugnet, ohne jedoch fpeciell 
anzugeben, bei welchen Poſten die Anjüge der Klag— 
beilage A. etwa über die fundenüblichen Preife hin- 
ausgegangen feien. Die zweite Inftanz hat deshalb 
mwahlweije mit dem unter 2. gedachten Eide auf einen 
Beftärkungseid der Kläger bezüglid der Kunden— 
üblichfeit erfannt. Died beftreiten die Kläger als 
unzuläffig, weil Bellagter blos einfach geleugnet, 
nicht aber fpecielle Ausftellungen gemadyt habe und 
daher nad) $. 820. des bürgerlichen Geſetzbuchs ein 
Beftärfungseid nicht gefordert werben fönne, fondern 
die Anfäge ohne Weiteres für richtig anzunehmen 
feien. Dies ift jedoch eine unrichtige Anwendung 
der angeführten $. 820. Das billige Ermeflen des 
Fordernden, welches in dem Falle ver 8. 820. ein» 
treten foll, fann keineswegs, eben weil es ein „billi- 
ges” fein fol, unbegrenzt in Willfür des Fordernden 
umgewandelt werden, fondern entweder muß die 
Angemefjenheit und die Kundenüblichfeit der gefors 
derten Preife durch Sacverftändige geprüft werben, 
um beurtheilen zu fönnen, ob der Fordernde ein 
„billiges“ Ermeffen hat eintreten laffen, oder man 
verfichert fich diefer Angemeffenheit durch einen Bes 
ftärfungseid des Fordernden. Alſo auch in dieſer 
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Beziehung iſt den Klägern nicht Recht zu geben. Es 
fragt ſich daher 
Bi: 


nur noch, ob aus den in der Klagichrift bei den 
Ginlaffungspunften 30. bis mit 61. angeführten 
Umftänden ein ftillfehweigendes Anerfenntniß der 
Schuldverbindlichfeit nach der jept behaupteten Höhe 
abzuleiten ift, und ob dadurch die zu 2. und 3. er⸗ 
fannten Eide überflüffig gemacht werben. In der 
Klagfchrift ift nämlich bei den angegebenen Einlaf- 
fungsabfchnitten behauptet worden, der Procurift der 
Kläger hätte mittelit des Briefes vom 7. December 
1863 (Klagbeilage E.) dem Beflagten den Rechnungds 
auszug bis 1. December 1863, welcher mit einem 
Saldo von 1087 Thlen. 1 Ngr. 9 Pf. zu Gunften 
der Kläger abſchloß (Klagbeilage B.), überſendet. 
Dagegen habe der Beflagte in den Briefen vom 
13. Januar und 17. Februar 1864 (Klagbeilagen D. 
und G.) einzelne Ausftellungen gemacht, die von 
Seiten der Kläger in den Briefen vom 4. Februar 
und 1. November 1864 (Klagbeilagen F. und H.) 
theild als unbegründet zurüdgewiefen, theils, foweit 
fie richtig geweſen, berüdfichtigt worden feien. Auf 
eine Erklärung des Beflagten, daß er nunmehr bezüg⸗ 
lich feiner Ausftellungen gegen das Gontocorrent B. 
zufrieden geftellt fei, ift in der Klagfchrift nicht Bezug 
genommen worden. Darauf foll ferner dem Beflag- 
ten mittelft Briefes vom 27. Juni 1865 (Klagbei- 
fage K.) über die Gefchäftsverbindung bis zum 
27. Juni 1865 ein neuer Contocorrentauszug (Klag- 
beilage C.) zugefendet worden fein, welcher an den 
vorhergehenden Auszug unter B. fi anreihte und 
mit einem Saldo von 773 Thlen, 18 Nor. 8 Pr. 
abſchloß. Bellagter habe hiergegen feine weiteren 
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wohl aber, wie aus der Klagbeilage A. Bl. — 
bervorgehe, noch einzelne Abfchlagszahlungen ge— 
leiftet. 


Diefes Vorbringen ift jedoch, zumal da man die 
in der Klagfchrift mit zur Erwähnung gefommenen 
Zwifchengefchäfte wegen des Erbaues der Mühlen zu 
Et. und W. mit in Berüdfichtigung ziehen muß, 
fhon an fi) unflar und jeden Falls läßt fi daraus 
nicht mit Sicherheit und mit der für eine Eidesflage 
erforderlichen Zuverläffigfeit erfennen, ob nach den 
beiden Eontocorrentauszügen B. und C., felbft wenn 
man fie in Vergleich mit der Klagbeilage A. bringt, 
gerade die dermalen geforberte Reſtſchuld fich ergiebt. 
Es fehlt fogar nicht an einzelnen Abweichungen zwi- 
hen den gedachten drei rechnerifchen Zufammenftel- 
lungen. Außerdem kann ſelbſt unter Kaufleuten die 
Unterlafjung von Ausftellungen gegen einen derartigen 
Eontocorrentauszug nicht ohne Weiteres als ein ftill- 
fchweigendes Anerfenntniß der Nichtigkeit deſſelben 
gelten. Mag auch die faufmännifche Ordnung und 
die beim Gefchäftsverfehre nothwendig vorauszufegende 
Dffenheit es ald Regel mit ſich bringen, daß ber 
Empfänger einer derartigen Rechnungsüberficht mit 
feinen Ausftellungen, wenn er dergleichen machen zu 
können meint, nicht zurüdhalten foll, fo kann den— 
noch die Vernachläffigung diefer Regel noch nicht als 
eine ſtillſchweigende Anerfennung der Richtigfeit des 
empfangenen Rechnungsauszugs behandelt werden. 
Es fann darin zwar ein Mangel an faufmännifcher 
Orbnung und Solidität und vielleicht fogar ein 
Zeichen einer zu mißbilligenden Hinterhaltigfeit ge- 
funden werden; allein dies führt noch nicht dazu, 
einen berartig unordentlichen und hinterhaltigen Ge— 
ſchaͤftsmann auch als verluftig aller und jeder Aus- 
ftellungen gegen den Rechnungsauszug zu erachten. 
Eine derartige Verlegung der gefchäftlichen Ordnung 
und faufmännifhen Sitte kann fo lange nicht mit 
dem Berlufte etwaiger Ausftellungen beftraft werben, 
jo lange e8 an einem darauf bezüglichen Gefege fehlt. 
Died letztere ift nach der zeitherigen Handelsgeſetz— 
gebung der Fall. Es fommt deshalb auf die Unter: 
lafjung rechtzeitiger Ausftelung im vorliegenden Falle 
nichts an und am allerwenigften fann aus dem Still- 
ſchweigen des Bellagten nad) $. 98. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs ein Anerfenntniß der Rechnungsauszüge 
B. und C. abgeleitet werben. 


Das Königliche Oberappellationsgericht ftimmt 
demnach dem vorigen Grfenntniffe vollfommen bei, 
daß im vorliegenden Falle die wahlweiſe Eidesleiftung 
über die unter 2. und 3. erwähnten Thatumftände 
nicht entbehrt werden fönne. 


X. 


BI 


Ferner ziehen 
III. 

die Kläger BI. — unter 10. zur weiteren Beſchwerde 
den Umftand, daß die BI. — und flg. erfannten Give 
von ihnen perfönlich und nicht vielmehr von ihrem 
Procuraträger, welcher auch die Klage erhoben hat, 
abgeleiftet werben follen. Nach Artikel 42. des Allger 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs ermächtige Pie 
Procura zu allen Arten von gerichtlichen und außer— 
gerichtlichen Gefchäften und Nechtöhandlungen, welche 
der Betrieb eines Handelsgewerbes mit fi bringe. 
Darunter müffe auch die Eidesleiftung in Procefien 
gerechnet werden, und zwar im vorliegenden Falle 
um fo gewiffer, je ferner fie für ihre Perfon den 
Geihäftsabfchlüffen geftanden hätten. Die ihnen 
angefonnene Eidesleiftung erfcheine als eine geiftige 
Tortur. 

Dem ift jedoch in feiner Weife beizuftimmen. 
Vorerft befchränft fid) fehon nach Artifel 42. die Er- 
mächtigung des Procuriften auf Rechtshandlungen, 
„welche der Betrieb eines Handeldgewerbes 
mit ſich bringt”. Die Procefführung und vie 
Eidesleiftungen in den Proceffen gehören aber nicht 
zu dem Betriebe des Handelsgewerbes, jondern find 
nur zufällige und meift unliebfame Folgen des Han- 
delöbetriebes. Außerdem handelt der Procurift bei 
Abſchluß der Handelögefchäfte immer blos ald Ber- 
treter feiner Principale, er beforgt nicht eigne, fondern 
fremde Gejchäfte, und Nrtifel 52. des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs hat daher ganz mit 
Recht den Grundfag aufgeftellt, daß zwifchen dem 
Procuriften oder Bevollmächtigten und dem Dritten 
das (für die Firma abgeſchloſſene) Geſchäft weder 
Rechte, noch Verbindlichkeiten erzeugt. Beſorgt aljo 
der Procurift lediglich die Gefchäfte der Firma, ban- 
belt er ald der Vertreter feiner Principale, und erjegt 
er dadurch ihre eigne Thätigfeit in Ausübung des 
Geſchaͤftsbetriebes, ſo können die vom Procuriften 
vorgenommenen Rechtshantlungen von den Princi« 
palen nicht einmal als fremde Handlungen im eigents 
lichen, rechtlichen Sinne des Wortes angefehen werben. 
Die Principale müffen in diefer Hinficht ihren Pros 
euriften vertreten, fie müffen und follen auch wiſſen, 
was in ihrem eigenen Geſchaͤfte vorgeht und welche 
Rechtshandlungen der Procurift für fie und ihrem 
Auftrage behufs des Geichäftsbetriebes vornimmt. 
Tritt num ein foldyer Procurift Hagend auf, fo ift er 
feineswegs als dominus litis zu behandeln, fondern 
er führt immerhin blos ald Vertreter der Firma einen 
fremden Procef, einen Rechtöftreit der Firma. Gr 
muß fi aljo auch zum Proceſſe legitimiren, ſowie 
died denn auch durch die Hlagbeilage Z. BL. — und fig. 
im vorliegenden Falle geſchehen ift. 
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Nah allen diefen Erwägungen liegt fein aus— 
reichender Grund vor und ift aus den Vorſchriften 
des Handelögefegbuchs auch nicht abzuleiten, daß für 
Kaufleute, welche einen Brocuriften für den Gefchäfts- 
betrieb der Firma aufitellen, von der allgemeinen 
Regel, wornach der Gejchäftsherr die in Proceffen 
erfannten und auf das vom Auftragsnehmer für den 
Auftraggeber beforgte Geſchaͤft bezüglichen Eide ſelbſt 
zu leiften hat, eine Ausnahme gemacht werden müßte. 
Faßt man die Eideszufchiebung oder Zurüdgabe in 
einem folhen Proceffe ald die Provocation auf die 
Gewifienhaftigkeit des Gefchäftsherrn auf, indem bie 
Enticheidung der Sache in das Gewiflen beffelben 
geftellt wird, fo liegt darin ein Act des Vertrauens, 
gewiffer Maafen eine Berufung auf das eigne eid- 
liche Zeugniß des Gefchäftsheren. Deshalb fann dem 
Gegner nicht wider Willen aufgenöthigt werben, mit 
der Eidesleiftung des Beauftragten fich zu begnügen. 

Man vergl. hierüber Anfhüg und von Völdern— 
dorff, Gommentar zum allgemeinen beutjchen 
Handelögefepbuche zu $. 42. Bemerkung 2. b. 
Band I. Seite 324 und flg. 

Die Kläger fünnen mithin auch im vorliegenden Falle 
von der eignen Eidesleiftung nicht entbunden werben 
und die Bezugnahme auf eine gegen fie geübte geiftige 
Tortur kann daran nichts Ändern, da der Gefährde- 
eid, welcher gegen derartige Verationen früher jchügen 
follte, bereits durch das 

Geſetz vom 19. Februar 1838. $. 1. 

aufgehoben worden iſt.“ ꝛc. 


18. 


Unter welchen Vorausfegungen hat ber Herbergs⸗ 

pflichtige nach $. 641. des bürgerlichen Geſetzbuchs 

die nothwendige Herbeiziehung dritter Perjonen 
zur Pflege des Berechtigten zu geftatten? 


Mitgetbeilt von 
Herrn Adv. E, in P. 


J. C. F. in D. war in ihres Bruders I. ©. F.'s 
Haufe herbergsberechtigt und erhob im Jahre 1868 
gegen denfelben beim Königl. Gerichtsamte P. Klage 
auf Anerfennung des Rechts, zu ihrer Pflege ihren 
Entelfohn in ihre Herbergewohnung aufnehmen zu 
dürfen. In der erften Inftanz wurde auf Beweis 
erfannt, in zweiter Inſtanz wurde auf Bellagtens 
Appellation das Beweisthema geändert, in den beiden 
legten Inftanzen wurde die Klage angebrachter Maa— 
fen abgewiefen. Der Inhalt der Klage ift in den 
Erfenntniffen fpeciell referirt. 


Diefe aber lauten hierhergehörig folgendermaa- 
fen: 
I. Das Erfenntnif des Königl. Bezirks— 

gerichts Baugen, publ. 2. Februar 1869: 

„re. weil die Klägerin auf Grund der ihr zu« 
ftehenden freien Herberge in dem gedachten Haufe, 
ald deſſen Eigenthümer Bellagter bei Anlegung der 
Grund und Hupothefenbücher auf Folium 127. des 
Grundbuhs für DO. nad dem 4. Einl.-Abſchnitt 
eingetragen worden ift, unter dem in ben Einl.- 
Abſchnitten ꝛc. enthaltenen Anführen mit Bezugnahme 
auf den ihr angeblich zur Seite ftehenden Schlußſatz 
von $. 641. des bürgerlichen Gefegbucdhs mittelft der 
BI. — flg. erhobenen Klage vom Bellagten fordert, 
daß diefer ihr Necht, ihren achtjährigen Entelfohn 
U. E. F. zu dem in den Einl.-Abfchnitten ıc. ange⸗ 
gebenen Zwede in ihre, im Haufe des Beflagten 
befindfche Wohnung aufzunehmen, anerfenne und 
demgemäß diefe Aufnahme geftatte, auch jeder Störung 
diejed Rechts bei Strafe ſich enthalte ıc. 

und weil nach der mehrgedachten, der Befannts 
madung vom 2. October 1839, „einige Rechtsſaͤtze 
in Beziehung auf den Auszug betr.“, unter no. 16. 
Abf. 2. entlehnten Schlußbeftimmung in $. 641. des 
bürgerlichen Gejegbuchs unzweifelhaft der Herbergs- 
verpflichtete die nothwendige Herbeiziehung dritter 
Perſonen zur Pflege des Herbergäberechtigten zuzu— 
laffen hat, und die Herbeiziehung einer ſolchen dritten 
Perfon felbftverftändlih die Mitaufnahme derfelben 
in die Herbergsräume involvirt, indem, wenn dies 
nicht der Fall wäre, in dem Herbeiziehen diefer drit⸗ 
ten Perfonen eine befondere Erſchwerung für ben 
Herbergöverpflichteten gar nicht gefunden werben 
fönnte und demgemäß es einer befonderen ausdrück⸗ 
lichen Beftimmung hierüber Seiten des Geſetzgebers 
gar nicht bedurft haben würde, bei eintretenden Jrruns 
gen aber dem Nichter nach den gegebenen factifchen 
Verhältniffen zur Erwägung anheim fällt, einmal ob 
die vom Herbergsberechtigten beabfichtigte Herbei— 
ziehung einer dritten Perfon zur Pflege überhaupt 
eine nothwendige fei, und ſodann, ob die herbeizu- 
ziehende Perfon als eine zur Erreichung des beabfich- 
tigten Zwedes der Pflege geeignete Perfönlichkeit an— 
gefehen werden fönne, und nun nad) demjenigen, 
was die Klägerin in dieſer Beziehung nach den 
Einl.Abſchnitten ıc. angeführt hat, „daß fie bereits 
in hohem Alter ftehe, indem fie zu Michaelis 1868 
das 56. Lebensjahr erfülle, daß fie feit mehreren 
Jahren bedeutend augenfranf fei, ih mühfam vom 
Spinnen und Oarntreiben nähre und mit dem Bes 
Hagten und deffen Ehefrau im größten Unfrieden lebe, 
fo daß fie bei eintretender Krankheit von diefen nicht 
die geringfte Unterftügung zu erwarten habe, daß das 
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Haus des Bellagten nur von ihr, der Klägerin, dem 
Beklagten und deſſen Ghefrau bewohnt werde und 
daß es daher unbedingt nöthig fei, daß fie, die Klä— 
gerin, Jemanden bei ſich habe, der ihr hülfreich zur 
Hand gehe und fie unterftüge, für fie insbefondere, 
wenn fie franf fei, ausgehe, ihr die nöthigen Lebens— 
mittel, Waffer, Brod, Arzneien u. f. w., hole”, dem 
jegt erfennenden Richter ein Bedenken weiter nicht 
beigeht, daß, dafern die Klägerin die voraufgeführten, 
auf Beweis geftellten Thatfachen, aus denen fie die 
Hülfeleiftung ihres Enfelfindes nicht entbehren zu 
fönnen glaubt, bei dem durchgängigen Leugnen bes 
Bellagten anno in die erforderliche juriftifche Ge— 
wißheit ſetzt, die von ihr beabfichtigte Herbeiziehung 
ihred Enkellindes zur Unterftügung und Pflege in 
der angegebenen Richtung als eine nothwendige ans 
gefehen werden muß, während, was die von ber 
Klägerin zu ihrer Unterftügung herbeizugichende ‘Pers 
fon anlangt, das Enfelfind derfelben feines jugend- 
lichen Alters, feines männlichen Gejchlechts, feiner 
angeblichen Unreinlichfeit und der fonft vom Bellag- 
ten in Bezug auf die Sittlichfeit, das Eigenthum, ja 
felbft Gefundheit und Leben ausgeiprochenen Befürdh- 
tungen Bl. — flg. ungeachtet zu Leiſtung derjenigen 
Dienfte, welche Klägerin zu ihrer Unterftügung, 
Abwartung und Pflege fordert, für nicht ungeeignet 
befunden werden mag; 

fo ift die Klägerin den Grund ihrer Klage ıc. zu 
beweifen jchuldig.” 

U. Das Erfenntniß des Königl. Appella— 
tionsgerichts zu Baugen, publ. am 20. Juli 
1869: 

„ic. es ift vielmehr Klägerin, foviel ihr an der 
Klage nicht nur bei ıc. Einl.Punkten, ſondern auch 
beim ꝛc. Einl.-Abſchnitt, insbefondere zu Einl.- 
Punkt ꝛc., daß ihre angebliche, durch Altersfchwäche 
und Augenfranfheit herbeigeführte Pflegebedürftigfeit 
fie der jteten Pflege eines Dritten bei Tage und bei 
Nacht bevürftig erfcheinen laſſe, binnen ıc. zu erweifen 
ſchuldig. 

Entſcheidungsgründe: 

x. Es war Aufgabe der Klägerin, zur Begrün- 
dung ihrer Klage fi) auf Thatfachen zu berufen, aus 
denen troß ded Umftandes, daß ihr Herbergsrecht 
nad) $. 641. des bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheis 
len fei, für fie die Berechtigung zur Mitaufnahme 
des Knaben, eines unehelichen Sohnes ihrer Tochter, 
in ihre Wohnung bervorgebe. 

Diejen Erforbernifien hat nun aber die Klägerin 
in der von ihr erhobenen und zudem auf Beweis 
ftehenden Klage auch nad) Anficht der gegenwärtigen 
Inſtanz zur Genüge entſprochen. Denn, wenn von 
ihr in felbiger angeführt worden, daß für fie ſowohl 


wegen förperlicher Hinfälligfeit in Folge vorgefchrit- 
tenen Alters, wie auch wegen eines Augenübels, an 
welchem fie leide, das dringende Bedürfniß befonderer 
Pflege vorhanden fei, jo liegt darin, zumal Alägerin 
gleichzeitig fich auch darauf berufen bat, daß ihr der 
Beflagte und deſſen Angehörige die unter ſolchen 
Verhaͤltniſſen für fie unentbehrliche Pflege nicht an— 
gedeihen ließen, eine Bezugnahme auf foldhe That- 
umftände, welche, wenn fie vorhanden, nach früheren, 
wie auch nach jegigem Rechte, 
vergl. Befanntmahung des Königlih Sächſi— 
ſchen Oberappellationsgerichts, einige Rechtsfäge 
in Beziehung auf den Auszug betreffend, vom 
2. October 1839. No. 16. und Schlußfag von 
$. 641. des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
aud) den auf bloße Mitbewohnung der Haushaltungs- 
räume des Verpflichteten befchränften Herbergsberech- 
tigten das Recht verliehen und rejp. auch jegt noch 
verleihen, eine dritte Perſon behufs feiner Pflege in 
feine Herbergswohnung herbeizuziehen. 

Iſt nun ferner von der Klägerin Bl. — au 
noch behauptet worden, daß ihr obengenanntes Enkel⸗ 
find trog ſeines jugendlichen Alters tüchtig fei, ihr 
diejenigen Handreihungen und Dienfte zu leiften, 
deren fie angeſichts ihrer Pflegebebürftigfeit bemöthigt 
jei, und fann dasjenige, was vom Bellagten Bl. — 
gegen die Zulafjung des Knaben zur Pflege feiner 
Großmutter — worin an fich ein unfittliched Ver— 
haͤltniß um jo gewiffer nicht erblickt werden fann, als 
nad) $. 1839. des bürgerlichen Geſetzbuchs der Fall, 
wo eine Großmutter zur Aufnahme eines Entelfohnes 
jogar verpflichtet ift, gar nicht felten vorfommen 
wird — vorgebracdht worden ift, zwar möglicher Weiſe 
bei fünftiger Beurtheilung der Fähigkeit des Anaben 
zu Leiftung des Maafies der Pflege, deren die Groß» 
mutter nothwendig bedarf, von einigem und felbft 
erheblichem Belange werben, jeden Falls aber nicht 
dahin führen, die Klage wegen offenfundiger Un- 
geeigentheit des Kindes zur Pflege feiner Großmutter 
ſofort zurüdzumeiien, jo fonnten auch die vom Bes 
flagten gegen die Aufrechterhaltung der Klage erhobe⸗ 
nen Einwendungen feine Berüdfichtigung finden. 

Denn, mag dem Lepteren auch darin beizupflichten 
fein, wenn er, der Flägerifchen Behauptung BL. — 
entgegen, die Anficht vertheidigt, daß das Geſetz einen 
Unterfchied zwifchen „Wartung“ und „Pflege“ 
macht, indem ed mit legterer die einem Kranken, mit 
erfterer dagegen die einem Gefunden zu leiftenden 
Dienfte bezeichnet, 

vergl. Annalen des Königl. Sächſ. Oberappellas 
tionsgerichts, Band V. Seite 33. 

und mag bderjelbe ferner nicht ohne Berechtigung 

Bl. — geltend machen, dag „Mitaufnahme eines 
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Dritten in die Herbergeräume” nicht gleichbedeutend 
mit defjen „Herbeiziehung zur Pflege” find, da 
die Frage, ob eine folhe „Herbeiziehung zur 
Pflege” bis zur Mitaufnahme des Pflegers auf die 
Dauer der Pflegebedürftigfeit des Kranken in die 
Herbergewohnung zu erftreden ſei, nach dem Grade 
der legteren und je nach den Berhältnifien des gege- 
benen Einzelfalles, namentlich aber auch darnach zu 
beantworten ift, ob der Leidende unausgefepter Pflege 
bei Tage und bei Nacht benöthigt ift oder nicht, fo 
läßt fih doch auf der anderen Seite auch nicht ver- 
fennen, einmal daß überall, wo es fich um die Pflege 
eines Kranken handelt, in der Pflege zum bei Weiten 
größeften Theile auch diejenigen Handreichungen mit 
enthalten fein werden, welche einem Gefunden gegen- 
über unter den Begriff der Aufwartung fallen, und 
das andere Mal, daß die durch Krankheit bevingte 
Hülfslofigkeit des Leidenden ſich bis zu einer ſolchen 
Höhe fteigern fann, daß fie, wenn ber Kranke ges 
hörig gepflegt werden foll, die ftete Anweſenheit des 
Pflegerd bei demſelben und deshalb zugleich auch 
mindeftend auf die Dauer dieſes Grades von Hülfs- 
lofigfeit den bleibenden Mitaufenthalt des Pflegers 
in der Wohnung feines Pfleglings nothwendig 
macht. 

Im Anſchluſſe an dieſe Grundſaͤtze würde daher 
die Klägerin unbedenklich nicht nur zur Herbeiziehung, 
fondern au zur Mitaufnahme des Knaben in ihre 
Herbergsräume für befugt erachtet werben müflen, 
wenn fie — und dies wird die Aufgabe des von ihr 
zu führenden Beweifes fein — darzuthun vermag, 
nicht allein, daß dermalen ihr förperlicher Zuftand 
infolge ihres Alters und ihrer Augenkrankheit ein 
ſolcher fei, welcher fie in einem Grabe hinfällig 
mache, daß für fie bei Tag und Nacht das Bepürfniß 
fteter Pflege durch einen Dritten vorhanden fei, fon- 
dern auch, daß ihr dieſe Pflege, deren fie nicht ent- 
behren fann, weder vom Bellagten, noch aud) von 
deſſen Angehörigen gewährt werde und deshalb die 
Herbeiziehung eines Dritten zu ihrer Pflege fich 
„mothwendig” mache — vergl. 8.641. des bürger- 
lihen Geſetzbuchs — und indbefondere, daß der 
Knabe, dem fie ihre Pflege zu übertragen gebenfe, 
auch diejenigen Eigenfchaften und Fähigkeiten befige, 
welche ihn dazu als tauglich qualificiren. 

vergl. Annalen des Königl. Oberappellationd- 
gerichts a. a. D. 

Es wird daher Klägerin, worauf fie noch bejon- 
ders aufmerfjam zu machen ift, die ihr geftellte Bes 
weisaufgabe noch nicht erjchöpfend gelöft haben, wenn 
fie zu Einl.-PBunft ꝛc. bez. zu Einl.Punkt ꝛc. nur 
darzuthun vermöchte, daß fie 56 Jahr alt, oder daß 
fie augenleidend fei, fondern fie wird vielmehr dabei 


auch darauf Bedacht zu nehmen haben, daß fie unter 
gleichzeitigem Nachweife ihrer Alagbehauptung, wie 
Bellagter und deſſen Hausgenofien fie ohne Pflege 
ließen, ſolche tharfächliche Wirkungen ihres Alters 
und ihres Augenleidens in rechtliche Gewißheit ſetzt, 
daß der Richter darnadı das Maaß ihrer Pflege 
bedürftigfeit bemeffen, und infonderheit beurtheilen 
fann, ob ihr Zuftand bleibenden Mitaufenthalt ihres 
Pflegers in ihrer Wohnung erforderlich erſcheinen 
laffe, oder aber, ob bei ihr auch bei nur temporärer 
Herbeiziehung eines Pflegerd ausreihende Pflege zu 
Theil werben würbe, denn neben dem Rechte der 
Auszüglerin auf Pflege ift auch das Recht des Aus- 
zugspflichtigen auf möglichſte Schonung feiner Eigen- 
thumsrechte durch Befchränfung der ihm bei Duldung 
eined Pflegers der Auszüglerin in feiner Wohnung 
entftehenden erhöhten Belaͤſtigung auf das wirfliche 
Bevürfniß der Pflegebenöthigten im Auge zu bes 
halten. 

Ueberbied wird Klägerin aber auch noch in An— 
ſehung der von ihre behaupteten Tüchtigfeit ihres 
Enkels zur Pflegeleiftung dem erfennenden Richter 
diejenigen Unterlagen zu bieten haben, durch welche 
berfelbe in den Stand gefegt wird, beurtheilen zu 
können, ob die Leiftungsfähigfeit des Knaben dem 
Grade ihrer Pflegebebürftigfeit entfpricht, denn, wenn 
auch über diefe, wie über jene das richterliche Ermeſſen 
zu entjcheiden hat, fo verfteht es fich doch von ſelbſt, 
daß derjenige, weldyer auf ein ſolches richterliches 
Ermeſſen provoeirt, dem Richter diejenigen factifchen 
Verhältniffe unterbreiten muß, deren Vorhandenſein 
die Bafis dieſes richterlichen Ermeſſens bilden joll, 
und fo ohne Weiteres, wie died Bl. — gefchehen, - 
läßt fi, zumal die an die Umficht und Leiftungs- 
fähigfeit des achtjährigen Knaben E. F. zu ftellenden 
Anforderungen fi nothwendiger Weife verſchieden 
geftalten muͤſſen, je nachdem die Hülflofigfeit der 
Klägerin eine größere oder geringere fein würde, bie 
Frage, ob das Kind zur Pflege der Großmutter 
tüchtig fei, zur Zeit weder bejahen, noch auch ver- 
neinen. 

Hiernach bedarf ed nun zwar eines Beweiſes der 
von der vorigen Inftanz Bl. — zum Beweiſe mit- 
ausgefegten Klagbehauptungen zu Einl.⸗Punkt ıc. 
nicht, wohl aber wird Klägerin, um eine DVerurtheis 
lung des Bellagten nach Maafgabe des von ihr 
Bl. — geftellten Klaggefuchs erlangen zu fönnen, 
allerdings nicht nur ihre Alaganführungen zu Einl.⸗ 
Punkt ıc., fondern namentlih aud die Wahrheit 
ihrer Klagangaben zu Einl.- Punkt ıc. in rechtliche 
Gewißheit fegen müffen, und foweit fie ein Befugniß 
zur Mitaufnahme ihres Enfeld in ihre Auszugs- 
wohnung beanfprucht, neben dem Borhandenfein ihrer 
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Augenkrankheit oder ihrer Altershinfälligfeit auch dar- 
zuthun haben, daß eines oder das andere diefer Leis 
den oder beide zufammen bei ihr eine foldhe Höhe 
erreicht haben, daß fie die Anwejenheit ihres Pflegers 
bei Tag und bei Nacht in ihrer Wohnung erheifchen, 
wenn ihr diejenige Pflege gewährt werden foll, deren 
fie benöthigt ift.” 

II. Entfheidungsgründe zum Erfenntniffe 
dritter Inſtanz, publ. den 26. October 1869: 

„Klägerin, welche in dem Haufe des Beflagten 
das Herbergsrecht genießt, beanjprucht Inhalts der 
vorliegenden Klage, unter Berufung auf die Schluß- 
beftimmung in $. 641. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
das Recht, zu ihrer Pflege und Wartung ihren gegen- 
wärtig im Iten Altersjahre ftehenden Entel A. €. F., 
einen unehelihen Sohn ihrer außerehelichen Tochter 
3. W. F., mit in ihre Herbergsräume aufzunehmen. 
Jene Schlußbeftimmung lautet dahin: 

„Der Berpflichtete hat die nothwendige Herbei- 
ziehung dritter Perfonen zur Pflege des Berech⸗ 
tigten zu geftatten.” 

Man kann dahingeftellt fein laſſen, ob ber hier 
gebrauchte Ausdruck „Herbeiziehung dritter Per 
fonen” ald Gegenfag des Ausdruds „Aufnahme” 
zu nehmen fei, denn hätte man auch in Berüdfichti« 
gung des Umftandes, daß der Klägerin in Beflagtens 
Haufe eine abgefonderte Wohnung zufteht, zuzu— 
geben, daß Klägerin an ſich nicht gehindert fein 
würde, zur nöthigen Wartung und Pflege eine dazu 
geeignete Perfon in diefelbe aufzunehmen, jo würde 
fie das Recht hierzu doch immer nur unter einer dop- 
pelten Borausfegung beanfpruchen Fönnen, nämlich 

1) der, daß das Bebürfniß dazu vorhanden, und 

2) der, daß die Perfon, die fie aufzunehmen be— 
abfichtigt, eine zu dem gedachten Zweite geeig- 
nete fei. 

Es fragt fi demnach, ob diefe Vorausfegungen 
bier vorliegen? 

Nun hat 

ad 1. 
Klägerin in der Klage BI. — behauptet, daß bie 
Aufnahme eines Dritten zu ihrer Pflege nothwendig 
fei, indem fie zu Michaelis 1868. 56 Jahr alt werde, 
feit mehreren Jahren bedeutend augenfranf jei, ſich 
mühfam vom Spinnen und Garntreiben nähre und 
mit dem Beklagten und defien Ehefrau, den einzigen 
Perfonen, welche außer ihr das Haus bewohnten, 
in größtem Unfrieden lebe, fo daß fie von biefen, 
wenn fie einmal gefährlich erfranfen follte, gar feine 
Unterftügung und Hülfe zu erwarten habe. Diefes 
Anführen ift jedoch nicht von der Befchaffenheit, daf 
daraus das dermalige Borhandenfein einer Noth- 
wendigfeit der beabfichtigten Maafnahme ſich ent 


nehmen ließe, denn Klägerin giebt hier felbft an, daß 
fie, ungeachtet ihres Alters und ihrer angeblichen 
Augenkranfheit, ih, wenn auch mühfam, vom Spin- 
nen und Garntreiben nähre; dagegen hat fie, daß fie 
bereitö an einer, eine bejondere Wartung und Pflege 
erforderlich machenden Krankheit leide, nicht, einmal 
behauptet, jondern nur auf die Möglichkeit einer 
künftigen ernſtlichen Erkrankung hingewiefen. Somit 
fehlt es ſchon nad) diefer Richtung hin an einer ſchluͤſ⸗ 
figen Begründung der Klage. Dazu kommt aber, 
ad 2. 


daß nad der Anficht des Oberappellationsgerichts 
ein im Iten Jahre feines Alters ftehender Knabe ala 
eine zu dem fraglichen Zwede geeignete Perſon 
keineswegs ſich betrachten läßt, denn ein Knabe dies 
fes Alters bedarf unftreitig felbft der Pflege, Leitung, 
Aufſicht und Erziehung, ihm geht präfumtiv nament- 
ih aud) in dem, was zur Pflege und Wartung einer 
älteren, an den Augen leidenden Perfon gehört, alle 
Kenntniß und Erfahrung ab; überdies hat er bie 
Schule zu befuchen, jo daß er nicht immer, nicht ein- 
mal am Tage, um die Klägerin fein fönnte. Glaubt 
diefe, ihn an feinen Freiftunden den Tag über zu 
nothwendigen Gängen und anderen Fleineren Dienft- 
leiftungen benupen zu fönnen, fo wird Beflagter fie 
daran nicht zu hindern vermögen, allein ihr Berlan- 
gen, daß Lepterer die wirkliche Aufnahme deſſelben in 
die von ihr bewohnten Herbergsräume geſtatte, erjcheint 
nicht ausreichend begründet. 

Unter diefen Umftänden ift man in gegenwärtiger 
Inftanz auf die Berufung des Beflagten zur Abwei— 
jung der Klage in der angebrachten Maaße gelangt 
und damit erledigt fich zugleich die Appellation der 
Klägerin von ſelbſt.“ 


IV. Entfheidungsgründe zum Erfenntnijfe 
vierter Inftanz, publ. den 9. Februar 1870: 

„Den Gründen der vorigen Inftanz ift auch ge 
genwärtig beizutreten gewefen und Klägerin bat in 
ihrer neuerlichen Deduction nichts vorgebracht, was 
diefelben zu entfräften vermöchte, 

Weder das Lebensalter der Klägerin — fie hat 
in ihrer am 17. Auguſt 1868 eingereichten Klage 
DI. — daſſelbe zu noch nicht voll 56 Jahren ange: 
geben — läßt eine befondere förperliche Hinfälligkeit 
vorausjegen, noch vermag ihr weiteres Anführen in 
der Klage: „daß fie feit mehreren Jahren bedeutend 
augenfranf jei”, bei feiner Allgemeinheit und Unbe— 
fimmtheit die Annahme eines Bedürfniffes der 
Herbeiziehung einer dritten Perſon zu ihrer Pflege zu 
begründen, und zwar dies um fo weniger, als fie im 
Üebrigen ihr Klaggefuch Bl. — lediglih auf Bes 
fuͤrchtungen für die Zukunft geftügt hat und ſelbſt die 


Dienftleiftungen, bie fie bei eintretenden Erfranfungen 
von ihrem bei fi aufzunehmenden Enfel erwarten 
zu fönnen glaubt — Berrichtung von Gängen, Her- 
beiholen der nöthigen Lebensbevürfnifie, Arzneien ıc.—, 
nicht als folche erfcheinen, die unter den Begriff der 
eigentlichen Pflege fallen. 


Aber auch die von der vorigen Inftanz Bl. — 
hervorgehobene weitere Erwägung fteht der Schlüffig- 
feit der Klage entgegen. 


Denn der Enkel der Klägerin, um deſſen Auf- 
nahme in die Herbergsräume, welche Klägerin in 
Bellagtens Haufe inne hat, es fich gegenwärtig han- 
delt, ift ein erft im Alter von 9 Jahren ſtehender 
Knabe, bei welchem, eben wegen biefes noch fo find» 
lien Alters, erfahrungsgemäß die Eigenfchaften, 
welche zur Wartung und Pflege einer Älteren Perfon 
in Kranfheitsfällen erforderlich find, nicht voraus— 
gejegt werben fünnen. Der Einwand der Klägerin, 
daß das Nichtgenügen der Pflege, die fie von ihrem 
Enfel zu erwarten habe, fein Grund zu deſſen gänz- 
licher Zurüdweifung fein fönne, weil fie wegen ihrer 
Armuth eine ausreichendere Pflege ſich zu verfchaffen 
nicht im Stande fei, ift unzutreffend, da es vorlie- 
gend auf die Frage anfommt, ob der Beklagte auf 
Grund der Vorfchrift in $. 641. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Erſchwerung des der Klägerin in feis 
nem Haufe vertragsmäßig eingeräumten Herbergs— 
rechts durch Aufnahme einer dritten Perfon in deren 
Herbergslocalität fich gefallen zu laffen braudje, und 
hierbei allerdings die Geeignetheit der von dem Aus— 
zugsberechtigten zu feiner Pflege aufzunehmenden 
Perſon um jo mehr in Betracht gezogen werden muß, 
ald mit diefer Geeignetheit zugleih die Frage des 
Bedürfnifjes zufammenhängt, bez. zufammenfällt und 
dem Berpflichteten eben nicht angefonnen werben 
fann, dem Berechtigten die Aufnahme einer die Vor— 
ausfegung der Zuläffigfeit ihrer Aufnahme 
nicht erfüllenden Perfon zu geftatten. 


Ebenfowenig fann die Bemerfung der vorigen 
Inftanz Bl. —, daß Bellagter die Klägerin nicht 
werde hindern fönnen, ihren Enfel den Tag über, 
foweit denfelben nicht der Schulbeſuch abhalte, zu 
nothwendigen Gängen und anderen Heineren Dienft- 
leiftungen zu benugen, der Lepteren Anlaß geben, als 
Gonfequenz davon ein Eingehen auf ihr Klaggeſuch 
zu beanfpruchen, weldhes auf die Aufnahme des 
Knaben in ihre Herbergsräumlichkeiten gerichtet if. 
Denn um die bemerften Dienftleiftungen verrichten 
zu können, bedarf es feineswegs einer Aufnahme 
des Anaben in die Wohnung der Klägerin im eigent- 
lichen Sinne, welche ihrem Begriffe nach die Geftat 
tung eines beftändigen und wejentlichen Aufenthalts 
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in ben betreffenven 2ocalitäten mit Einräumung 
einer Schlafftelle — aljo bei Tag und Nacht — mit 
fich bringen würde.” 


79. 


Welches Verfahren ift einzufchlagen, wenn ber 
Beklagte im Executionsſtadium die Jdentität der 
bei ihm vorgefundenen Gegenftände mit den von 
ihm an bie Flagende Partei herauszugebenden 
Gegenftänden beftreitet? 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in L. 


Ueber die in ber Ueberfchrift gedachte Frage hat 
fi) das Königl. Appellationdgericht zu Leipzig 
in einer in Sachen Solger */. Heinrich unter dem 
5. März 1869 an das Gerichtsamt im Bezirkd- 
gerichte Leipzig erlaffenen Verordnung dahin aus— 
gefprochen: 

„Die Klägerin hat mittelft der BL. — erhobenen 
Greeutiondflage unter Bezugnahme auf den DI. — 
in beglaubigter Abjchrift erfichtlichen, zwifchen den 
Parteien abgefhloffenen Kaufvertrag von dem Be- 
klagten Herausgabe der ihr verfauften, im Vertrage 
unter nr. 198. fpeciell aufgeführten Gegenftände 
gefordert. Diefe Gegenftände find einestheild durch 
den Hinweis auf den liquiden Kaufsact, vermöge 
deſſen die Erwerbung erfolgt ift, anderntheild durch 
die in dem Verzeichniſſe Bl. — gegebene Befchreibung 
der einzelnen Kaufsobjecte mit ber für eine executions⸗ 
mäßige Sentenz erforderlichen Beitimmtheit bezeichnet. 
Es lag daher für das Procefgericht im Allgemeinen 
fein Bedenfen vor, diejenigen in Beflagtens Gewahr⸗ 
fam vorgefundenen Mobiliarftüde, welche ihrer Außes 
en Beichaffenheit nach als mit den im Kaufe bezeich⸗ 
neten Gegenftänden übereinftimmend ſich barftellen, 
erecutivifh mit Beſchlag zu belegen — dies um fo 
weniger, als, folange nicht erwiefen ift, ed habe Bes 
flagter an ©egenftänden ber in Betracht fommenden 
Gattungen zur Zeit der Auspfändung eine größere 
Anzahl beſeſſen, ald von ihm von der Klägerin vers 
äußert worden find — wovon die Acten zur Zeit 
nichts ergeben — die factifhe Vermuthung offenbar 
dafür ftreitet, daß die vorgefundenen Objecte zu den 
verfauften Stüden gehören. Die Wirkjamfeit einer 
folhen Bermuthung wird allerdings durch das Be- 
fireiten der Identität von Seiten des Beflagten auf- 
gehoben und es bedarf ſolchenfalls der Identitaͤtspunkt 
befonderer procefjualer Feftitellung. Der diesfalls er- 
forderliche Nachweis liegt zweifellod derjenigen Pro- 


tefpartei ob, welche ihr Recht auf die Behauptung 
der Identitaͤt fhüßt. 

(zu vergl. die im Wochenblatt für m. Rechtsf., 
Jahrg. 1855. ©. 152. abgebrudte Entſcheidung 
des Königl. Appellationsgerichts zu Leipzig.) 

Daraus folgt jedoch nicht, daß es in Fällen ge— 
genwärtiger Art einer förmlichen Beweisführung be— 
darf. Wie nämlich überhaupt Differenzen über bie 
Fpentität des Procefobjects nicht nothiwendig in den 
Formen des geordneten Beweisverfahrend zu erledigen 
find, vielmehr der Richter hierbei den conereten Sad» 
ftand in das Auge zu faflen, und mit Ruͤckſicht auf 
bie danach fich ergebende größere oder geringere Wahr- 
fheinlichfeit einer der ftreitenden Parteien einen Legal⸗ 
eid aufzulegen hat, fo ftellt ſich eine folche fummarifche 
Behandlung des gedachten Streitpunftes namentlich 
in dem gegenwärtigen Grecutionsftabium zur Abfchneis 
bung neuer Weiterungen als dringend geboten bar, 
von diefem Gefichtöpunfte aus aber fann die Auf— 
legung eines von der Klägerin zu leiftenden Beftär- 
fungseides um beöwillen einem erheblichen Bedenken 
nicht unterliegen, weil Klägerin die Iventität der in 
Frage fommenden Gegenftände mit den erfauften 
Stüden mit Beftimmtheit behauptet, nad) den Acten 
obgedachter Maafen ein pofitiver Grund zu Zweifeln 
an dieſer Identität nicht vorliegt, aubem der Mibder- 
ſpruch Beflagtens im Weſentlichen durchaus unmotis 
virt geblieben it. Dabei fann jedoch zugleich nicht 
unbeachtet bleiben, daß jener Widerfpruch Beflagtens 
zur Zeit noch infofern der erforderlichen Specialifirung 
entbehrt, al8 er, obwohl nah Bl. — nur gegen einen 
Theil der abgepfändeten Gegenftände gerichtet, doch 
bie nähere, an ſich unentbehrliche Auskunft darüber 
vermiffen läßt, welche der abgepfänbeten Effecten es 
feien, die nach Beflagtens Behauptung nicht zu den 
ber Klägerin verfauften gehören. 

Hiernach ftellt fih zunächft für das Proceßgericht 
bie Nothwendigkeit heraus, den Beflagten in ber letz⸗ 
tern Beziehung binnen einer einzuräumenden kurzen 
Friſt zu einer beftimmten Erflärung unter dem Hin- 
weis darauf aufjufordern, daß bei Unterbleibung 
einer folchen näheren Angabe dem erhobenen Wider- 
fpruch gegen die Ipentität feiner Allgemeinheit halber 
proceffuale Beachtung nicht zu Theil werden fönne. 
IR aber auf foldhe Weife eine beftimmte Erklärung 
des Beflagten über den Umfang des vom Bellagten 
erhobenen Widerfpruchs erlangt worden, fo ift in 
Anfehung derjenigen Gegenftände, deren Ipentität 
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vom Bellagten nicht beſtritten wird, dem Huͤlfsver⸗ 
fahren unbedingt, wegen der uͤbrigen Effecten aber 
nur dann Fortgang zu geben, wenn Klägerin einen 
ihr aufzuerlegenden Beftärfungseid bes Inhalts ab» 
leiftet, daß die in Frage fommenden Effecten wirklich 
diefelben feien, welche fie mittelft des BI. — in bes 
glaubigter Abfchrift erfichtlichen Kaufvertrags unter 
den von ihr anzuzeigenden Nummern des Berzeich- 
niffes Bl. — von dem Bellagten erfauft habe. 

Demgemäß allenthalben hat das Gerichtsamt, wie 
hiermit verordnet wird, die Parteien zu befcheiden 
und das weiter Erforderliche zu verfügen.” 


Miscellen. 


Unzeige nen ergangener Gefete und Ver— 
ordnungen. Das 15. Stück des Gefeg- und Vers 
orbnungsblattes für das Königreich Sachen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 92. Verorbnung, ben Vertrieb von Drud- 
formularen für die Polizei» und Verwaltungsbehörden 
betreffend, vom 18. Juli 1870. No. 93. Befannt« 
madung, die dem Krankenhausfond ver Amtslandſchaft 
Dippoldiswalde bemilligte Ausnahme vom beftchenven 
Nechte betreffend, vom 20. Juli 1870. No. 94. 
Bekanntmachung, die der allgemeinen Kranfen» und 
Unterflügungscafje für die Stadt Großenhain bewilligte 
Ausnahme vom beftehenden Rechte betreffend, vom 
30. Juli 1870. No, 95. Bekanntmachung, die Grs 
nennung bed Generals Gouverneurs für den Bezirk des 
XII. Armeecorpd betreffend, vom 1. Auguft 1870. 
No. 96. Bekanntmachung, die Vewilligung einer von 
der Vorſchußbank zu Freiberg in Anfpruch genommenen 
Ausnahme von beftehenden Geſetzen betreffend, vom 
2. Auguft 1870. No.97. Verordnung, die Berzolung 
von franzöſiſchem Wein betreffend, vom 6. Auguft 1870. 
— Lepte Abfendung: am 13. Auguft 1870. 


Das 16. Stück des Gefeh- und Verorbnungsd- 
blattes für das Königreih Sachſen (vom Jahre 1870) 
enthält: 

No. 98. Verordnung zu weiterer Ausführung des 
mit DVerorbnung vom 18. Juli 1870 zur öffentlichen 
Kenntniß gebrachten Gefeges vom 11. Mai 1851 über 
die Kriegsleiflungen und deren Vergütung, vom 12. Auguſt 
1870. — Letzte Abfendung: am 22. Auguft 1870, 
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80. 


Zu $. 1650. des bürgerlichen Geſetzbuchs (ehe: 
weibliche Berbürgung). Die hier vorgefchriebene 
Belehrung der Ehefrau braucht in dem über bie 
Berbürgung niedergefchriebenen Protofolle nicht 
gerade mit den Worten: die Ehefrau fei über den 
Bermdgendverluft, welchen fie ſich durch bie 
Verbürgung zuziehen könne, belchrt worden, 
Berlautbarung gefunden zu haben, fondern es ift 
auch der Gebraud anderer, gleichbedeutender 
Worte ftatthaft, wenn ſolche nur deutlich erken— 
nen laffen, daß der Vorſchrift des Geſetzes hin— 
fichtlich der Belehrung der Ehefrau über die mit 
der Berbürgung möglicher Weife für fie verbun: 
benen nadhtheiligen Folgen Genüge gefchehen fei. 
Mitgetheilt von 
Herren 9. A. in — 

Ein Handelshaus in A. erhob gegen die verehel. U. 
in €. beim Gerichtsamt im Bezirksgericht E. Erecutivs 
flage auf Bezahlung einer Summe von 408 Thlen. 
13 Ngr. 6 Pf. c. a., wegen deren die verehel. U. 
fi für ihren Ehemann zu Gunften der Kläger ver- 
bürgt hatte: 

Die Bürgfchaftsurfunde war von der verehel. U, 
am 20. October 1868 gerichtlich recognoseirt worden 
und das darüber von einem mit dem Richtereide be- 
legten Gerichtöreferendar aufgenommene Protofoll ent- 
hält Folgendes: 

„re Hiernaͤchſt erklärte die verehel. U., daß 
fie für die in Borftehendem verfchriebene Schuld 
ihres Ehemannes im Gefammtbetrage von 408 
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1870, 


Thlen. 13 Nor. 8 Pf. fammt Anneren unter 
ausdrüdlichem VBerzichte auf die Rechtswohltha⸗ 
ten der Theilung und Vorausklage Bürgfchaft 
leiften und unter den nämlichen Bedingungen, 
unter denen ihr Ehemann Zahlung verfprochen 
babe, als Selbitfhuldnerin haften wolle, wieder- 
holte auch diefe Bürgfchaftserflärung nad dem 
Abtreten ihres Ehemannes, nachdem fie Gerichtö- 
wegen über die ihr möglicher Weife hieraus er- 
wachjenden Rechtönachtheile belehrt worden, und 
gab fodann Herr U., nachdem er wieder vor- 
getreten, zu den von feiner Ehefrau übernomme- 
nen Sculdverbindlichfeiten feine ehemännliche 
Genehmigung.” 

Das K. Bezirksgericht Eibenftod erfannte in 
einem am 12, Juni 1869 publicirten Urthel auf Ab» 
weifung der Klage in der angebrachten Maafe, und 
motivirte dies alfo: 

„Während $. 1650. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
beftimmt, daß jedes Rechtögefchäft, durch welches eine 
Ehefrau fih für den Ehemann verpflichtet, nichtig ift, 
ausgenommen, wenn fie daffelbe mit Einwilligung 
des Ehemannes vor Gericht vornimmt und dieſes bie 
Ehefrau vorher in Abwefenheit des Ehemannes über 
den Bermögensverluft, welchen fie fih zugiehen kann, 
belehrt hat, wird in der Klagbeifuge B. nur ſoviel 
bezeugt, daß die Bellagte die Inhalts der lepteren 
abgegebene Bürgichaftserflärung nad dem Abtreten 
ihres Ehemannes und nachdem fie Gerichtöwegen 
über die ihr möglicher Weife hieraus erwachjenden 
Rechtsnachtheile belehrt worden fei, wiederholt und 
fodann der wieder vorgetretene Ehemann der Beklag⸗ 
ten zu den von feiner Ehefrau übernommenen Schuld» 
verbindlichkeiten feine ehemännliche Genehmigung ge- 
geben habe. 
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Die Beklagte hat nun, unter dem Anführen, daß 
die Klagbeifuge B. den gefeglichen Erforberniflen 
einer gültigen eheweiblichen Bürgfchaft um beswillen 
nicht entfpreche, weil fie, Bellagte, nad) der erfteren 
nur über die ihr aus der übernommenen Bürgichaft 
möglicher Weife erwachfenden Rechtsnachtheile 
belehrt worden fei, dies aber die im Geſetze vorgefchries 
bene Belehrung über den Bermögensverluft, den 
fie fich durch die Bürgfchaft zuziehen könne, nicht zu 
erjegen vermöge, die Abweifung ber erhobenen Erecu- 
tivflage nach BI. — fig. beantragt, und es hat das 
Königliche Bezirkögericht diefer Einrede Die Beachtung 
allerdings nicht verfagen zu dürfen geglaubt. 

Es bedarf zunächft feiner weiteren Auseinander- 
fegung, daß die im Eingange bezogene Vorfchrift, 
wornad eine Ehefrau in Abmwefenheit des Ehemannes 
über den Vermögensverluft, den fie ſich durch Ueber- 
nahme einer Verpflichtung für den Ehemann zugiehen 
fann, belehrt werben foll, dergeftalt für eine weſent⸗ 
liche zu achten, daß ihre Nichtbeachtung die Ungültig« 
feit der von der Ehefrau eingegangenen Verpflichtung 
nothwendig zur Folge haben muß. 

Nun ift aber der Beklagten darin beizupflichten, 
daß die in der Klagbeifuge B. bezeugte Belehrung 
der Beflagten über die ihre möglicher Weife erwach- 
fenden Rechtsnachtheile mit der in 8. 1650. des 
bürgerlichen Gejegbuchs vorgefchriebenen Belehrung 
einer Ehefrau über den ihr nach Befinden drohenden 
Bermögensverluft als gleichbedeutend nicht ange- 
fehen werben fann. 

Die vorftehends unterftrichenen Worte enthalten 
ganz verfchiedene Begriffe. 

Denn während „Bermögensverluft” eine Einbuße 
am eigenen Vermögen, alfo eine Verminderung dieſes 
Bermögend bedeutet, find unter Rechtsnachtheilen 
zunächft nur Nachtheile allgemein rechtlicher Natur 
zu verftehen, d. h. folche, welche unter gewiſſen Vor— 
ausfegungen vermöge des Gefepes von felbft eintreten 
follen. 

Derartige Nachtheile fönnen nun zwar in Folge 
des Hinzutrittd befonderer Umftände im einzelnen 
Falle einen Bermögensverluft nad) fich ziehen, müſſen 
aber von einem folchen nicht fchlechthin und ſtets be= 
gleitet fein, und find daher einem Vermögensverlufte 
im obengedachten Sinne nicht fo ohne Weiteres gleich- 
zuftellen, da fie fich im gegebenen Falle zu jenem nur 
wie Urſache zur Wirkung verhalten. 

Was nun fpeciell den jegt zur Entfcheidung vors 
liegenden Fall anlangt, fo hatte fih der Ehemann 
der Bellagten Inhalts der Alagbeifuge A. verpflichtet, 
die Summe von 408 Thlen. 13 Nor. 6 Pf. nebſt 
Zinfen zu 5 vom Hundert vom 1. Januar 1868 an 
gerechnet in den Bl. — näher angegebenen Raten, 


jedoch unter ausbrüdlicher Unterwerfung unter die 
ihm befannte caffatorifche Clauſel an die Firma 
„B. & S.“ zu 9. baar zu bezahlen, wogegen bie 
Deflagte ausweislih Klagbeifuge B. für gedachte 
Schuld ihres Ehemannes im Oefammtbetrage von 
408 TIhlen. 13 Nor. 6 Pf. ſammt Anneren unter 
ausbrüdlihem Verzicht auf die Rechtswohlthaten der 
Theilung und Borausflage Bürgfchaft leiften und 
unter den nämlichen Bedingungen, unter denen ihr 
Ehemann Zahlung verfprochen, als Selbftfchulpnerin 
haften zu wollen erflärt hat. 

Die Rechtsnachtheile, welche diefe Bürgfchaft für 
Beflagte zur Folge hatte, beftanden nun offenbar 
darin, daß die Beflagte nicht nur ohne Weitered und 
mit Uebergehung ihres Ehemannes als des urfprüng- 
lihen Schuldners von dem Gläubiger in Anfpruch 
genommen werben fonnte, fondern auch fchon dann 
für die ganze Schuld aufzufommen hatte, wenn nur 
eine der ftipulirten Naten zur Verfallzeit nicht bezahlt 
wurde. 

Daß jedoch dies Alles auf Seiten der Beflagten 
nothwendig mit einem Vermögensverlufte verbunden 
fein müſſen oder bereits verbunden geweſen fei, läßt 
fi) um deswillen nicht behaupten, weil der Ehemann 
ber Beflagten feiner Ehefrau jedenfalls regreßpflichtig 
blieb, von feiner Seite aber bis jept darauf Bezug 
genommen worden ift, daß dieſer Regrefanfprud 
wider den Ehemann bei deſſen Vermögenslofigfeit nicht 
tealificbar fei. 

Wenn nun in dem ald Slagbeifuge B. inducirten 
Protofolle gejagt ift, daß Beklagte nad) dem Abtreten 
ihres Ehemannes über die ihr aus der abgegebenen 
Bürgfchaftserflärung möglicher Weiſe erwachſenden 
Rechtsnachtheile Gerichtswegen belehrt worden jei, 
fo läßt es diefe Faſſung vollftändig unflar, ob ſich 
der erpebirende Beamte darauf befchränft hat, der 
Bellagten nur im Allgemeinen die rechtlichen Wirkun— 
gen der von ihr übernommenen Bürgichaft ausein- 
ander zu fegen, oder ob er ihr nicht auch gleichzeitig 
mit ausdrüdlichen Worten mit zu Gemüthe geführt 
hat, daß fie möglicher Weife durch Uebernahme ber 
Bürgichaft eine reelle Einbuße an ihrem Vermögen 
erleiden fönne, wie dies zur Gültigfeit des Rechts— 
geihäfts ausdrüdlich vorgefchrieben war. 

Nun fpricht zwar für die Legalität gerichtlicher 
Acte eine gefegliche Vermuthung, allein nur infoweit, 
als anzunehmen, daß das in einem gerichtlichen Pro: 
tofolle Bezeugte auch wirflich verhandelt worben fei. 

Wenn jedoch die Faſſung eines Protokolls — wie 
im vorliegenden Falle — in einem wejentlichen Punkte 
zu erheblichen Zweifeln darüber Anlaß bietet, was 
eigentlich verhandelt worben, fo läßt fich diefe Lüde 
mit der VBermuthung, daß die Verhandlung felbft den 





gefeglichen Erforderniffen entfprochen habe, jedenfalls 
nicht ausfüllen; denn eine derartige Vermuthung ift 
nirgends in den Geſetzen begründet. 

Es mußte daher fchon der vorftehends gerügte 
Mangel zu Abweifung der erhobenen Erecutivflage 
führen, und fonnte unter diefen Umftänden die Frage, 
ob die Klagbeifuge B. überdem in ihrer Äußeren Form 
den an ein gerichtliched Protofoll zu machenden Er- 
forderniffen entipricht, ebenfo dahin geftellt bleiben, 
als es nad) Abweifung der Klage eines weiteren Eins 
gehens auf die von der Beflagten fonft noch vor« 
gebrachten Einreden beburfte. 

Insbefondere erfchien es überflüffig, auf Vervoll- 
fländigung der von der Beflagten beftrittenen Activs 
legitimation der Kläger zu erfennen, da Beklagte nad) 
Abweifung der Klage Fein gegründetes Intereffe auf 
befondere Beibringung der erfteren mehr hat. 

Dasjenige endlich, was der Koften halber er- 
fannt worden ift, bedarf feiner befonderen Rechtferti= 
gung.“ 

Auf die hiergegen von den Klägern eingewenbete 
Berufung erkannte das Königl. Appellations- 
gericht zu Zwidau in einem am 18. October 1869 
befannt gemachten Urthel lediglich confirmatorifch, 
und zwar wie folgt: 

„Weil nach der mit dem früheren Rechte 

(vgl. Mandat über die Berbürgungen der Frauend« 
perfonen vom 6. November 1828. 8. 1. unter 2. 
und 8. 7.) 

eorformen Vorſchrift in 8. 1650. des bürgerlichen 
Gefepbuchs die von einer verheiratheten Frauensperfon 
für ihren Ehemann eingegangene Verbürgung nur 
dann für gültig und zu rechtsbeftändig erachtet wer⸗ 
den fol, wenn diefe Verbürgung vor Gericht vor- 
genommen worden ift und der Richter die Ehefrau 
vorher in Abwefenheit des Ehemannes über den Ber- 
mögensverluft, den fie ſich durch diefe Verbürgung 
zuziehen fönne, gehörig belehrt hat, dieſe Vorfchrift 
ſonach eine Solennität enthält, welche genau in 
Obacht zu nehmen ift und deren Nichtbeachtung die 
Ungültigfeit der Bürgfchaft nach ſich zieht, anerwogen 
nad) 8.100. deſſelben Geſetzbuchs jedes Rechtsgefchäft 
nichtig ift, wenn bie für daffelbe gefeplich vorgefchrie- 
bene Form nicht beobachtet worden ift, follte auch 
das Gefeh dies nicht befonders ausgelprochen haben, 
nun aber, foviel die vorliegende Erecutivflage anbe— 
langt, die derfelben zum Grunde gelegte Urkunde 
BI. — feine klare Maafe darüber giebt, daß Beklagte 
bei der für ihren Ehemann wegen einer an benjelben 
den Alägern zuftehenden Forderung am 20. October 
1868 übernommenen Bürgfchaft über den Vermögens⸗ 
verluft, den fie fih dadurch auziehen könne, belehrt 
worden, fonbern ihe nur eine Belehrung über die ihr 
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möglicher Weife hieraus erwachfenden Rechtsnachtheile 
zu Theil geworben ift, NRechtsnachtheile aber und 
Bermögensverlufte ganz verfchievene, von einander 
völlig unabhängige Begriffe find und daher, und da 
die zur Gültigkeit der Verbürgung einer Ehefrau er⸗ 
forderliche Belehrung derſelben über den ihr drohen⸗ 
ben Bermögensverluft ein nothwendiges Erforbernif, 
die von der Bellagten für ihren Ehemann Inhalts 
der gedachten Urkunde geleiftete Bürgfchaft für gültig 
und zu rechtbeftändig um fo gewiffer nicht erachtet 
werben fann, als überhaupt ſchon in jeder Bürgfchaft, 
in dem Verfprechen, für den Hauptſchuldner eintre- 
tenden Falls Zahlung leiften zu wollen, ein Ber- 
mögensverluft liegt, welchem eine Ehefrau ſich mit 
Erfolg nicht unterwerfen fann, wenn ihe nicht die 
vorgefchriebene Belehrung über den ihr drohenden 
Vermögensverluft vom Richter ausprüdlich ertheilt 
worden ift; 

fo ift das Eingangs gedachte Urthel aus biefen 
und im Uebrigen aus den ihm beigefügten Gründen, 
denen im Wejentlichen beizuftimmen, wie hiermit 
gefhieht, zu beftätigen, es find auch Kläger bei der 
befundenen Unerheblichfeit ihres Nechtömittels die 
durch daſſelbe veranlaßten Koften allein zu tragen 
und die der Beflagten verurſachten derfelben zu erſtat⸗ 
ten ſchuldig.“ 

Nachdem auch gegen dieſes Urthel von den Alä- 
gern appellirt worden war, erfannte das Königl. 
Oberappellationsgericht reformatorifch: 

„Daß es bei dem nurerwähnten Urthel (der IIda) 
und folglih auch bei dem Erfenntniffe der erften 
Inftanz BI. — nicht zu laffen, fondern es ift Beklagte 
den Klägern die geforderten Vier Hundert und acht 
Thaler 13 Nor. 6 Pf. fammt Zinfen zu jährlich 
5 Procent vom 1. Januar 1868 an gerechnet zu be= 
zahlen, jowohl venfelben die in erfter und zweiter 
Inftanz erwachjenen Koften zu erftatten fchuldig. 

Anlangend die Koften der gegenwärtigen Inftanz, 
fo ift Beflagte folche den Klägern gleichfalls zu erſtat⸗ 
ten verbunden.” 

Die Rationen diefes dritten Erfenntniffes, welches 
am 22. Januar 1870 zur Publication gelangte, Tauten 
alfo: 

„In beiden vorigen Inftanzen hat man geglaubt, 
die Bl. — flg. erhobene Erecutivflage um deswillen 
in ber angebrachten Maaße abweifen zu müffen, weil 
die der Bellagten nach dem Protokolle Bl. — (Ur 
funde B.) zu Theil gewordene amtliche Belehrung 
der Formvorfchrift in 8.1650. des bürgerlichen Gefep- 
buchs nicht entfpreche. 

Mit diefer Anficht hat das Königliche Oberappel- 
lationsgericht fich keineswegs einverftanden erflären 
fönnen. 





Allerdings befagt der angezogene Paragraph des 
bürgerlichen Geſetzbuchs, daß jedes Rechtsgefchäft, 
durch welches eine Ehefrau fich für den Ehemann vers 
pflichte — und zu Rechtögefchäften diefer Art zählt 
zweifellos die Verbürgung —, nichtig fei, ausgenom- 
men, wenn fie bafjelbe mit Einwilligung des Ehe— 
mannes vor Gericht vornehme, und dieſes die Ehefrau 
vorher in Abwefenheit des Ehemannes über den 
Bermögensverluf, welchen fie fih dadurch 
zuziehen fönne, belehrt habe. 

Es ift auch zuzugeben, daß das Protokoll BL. —, 
welches übrigens, wie das darunter befindliche. Siegel 
lehrt, von dem nach der Vorfchrift in $. 17. der Ver⸗ 
ordnung, bie Ein» und Ausführung des bürgerlichen 
Geſetzbuchs betreffend, vom 9. Januar 1865 zuftän- 
digen Gerichte herrührt, nicht dahin lautet, es habe 
bie Beflagte vor der Verbürgung in Abwejenheit des 
Ehemannes über den Vermögensverluft, welchen fie 
fi dadurch zugiehen könne, Belehrung erhalten, fon= 
bern vielmehr dahin, e8 habe Bellagte die ſchon vor- 
her ausgefprochene Bürgfchaftserflärung nach dem 
Abtreten ihres Ehemannes wiederholt, 

„nachdem fie Gerichtwegen über bie ihr 
möglicher Weife hieraus erwachfenden 
Rechtsnachtheile belehrt worden”. 
Allein aus diefem legteren Umftande folgt noch nicht, 
daß die von der Beflagten gefchehene Verbürgung für 
rechtlich unwirkfam zu halten wäre. 

Denn zuvörberft berechtigt Die Faſſung von 8.1650. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs in feiner Weife zu der 
Annahme, daß es im der Abficht des Geſetzgebers 
gelegen hätte, auszufprechen, jede Verbürgung einer 
Ehefrau für ihren Ehemann fei ungültig, wenn nicht 
die vorgefchriebene Belehrung in dem über die Ver 
bürgung niebergefchriebenen Protofolfe gerade mit den 
Worten: die Ehefrau fei über den Vermögensver- 
. luft, welchen fie fih duch die Verbürgung zuziehen 
könne, belehrt worden, DVerlautbarung gefunden. Es 
muß daher in dem PBrotofolle auch der Gebrauch 
anderer, gleichbedeutender Worte ftatthaft erfcheinen, 
wenn jolche nur deutlich erfennen laffen, daß ber 
Vorſchrift des Gefeges, wonach die Ehefrau vor der 
Verbürgung in Abwefenheit des Ehemannes über 
den damit möglicher Weife verbundenen Vermögens 
verluft, d. h. über die nachtheiligen Folgen, welche 
die VBerbürgung möglicher Weife für ihr Vermögen 
mit fi) bringen fönne, belehrt werben foll, Genüge 
geichehen. 

Es möge nun ganz dahin geftellt bleiben, ob 
überhaupt Rechtsnachtheile denkbar feien, mit wel- 
hen nicht mehr oder weniger die Gefahr eines Ver— 
mögendverluftes verbunden wäre. Jedenfalls wird 
man foviel zugeben müffen, daß wenigftens von einer 


380 


Verbürgung andere Rechtsnachtheile als ſolche, welche 
auf Bermögensnachtbeile zurüdzuführen find, ſich 
nicht wohl denken laffen, indem die Rechtönachtheile, 
welche eine Verbuͤrgung mit ſich bringt, eben darin 
beftehen, daß der Bürge Gefahr läuft, eine fremde 
Schuld aus eigenen Mitteln bezahlen zu müffen, und 
zwar möglicher Weife ohne Ausficht, von dem Haupt⸗ 
ſchuldner das für denfelben Bezahlte wieder zu er- 
langen. 

Iſt daher laut der Klagbeifuge B. Bl. — Bellagte 
von der Bürgichaftserflärung durch das zuftändige 
Gericht nach einftweiligem Abtreten ihres Ehemannes 
über die ihr aus der BVerbürgung möglicher Weiſe 
erwacdhienden Rechtsnachtheile unterrichtet worden, 
fo muß nothwendig vorausgefegt werben, daß bie 
Belehrung ſich eben auf die mit einer VBerbürgung 
möglicher Weife verbundenen Vermögensnachtheile 
oder Bermögensverlufte bezogen habe. 

Hierzu fommt aber nody, daß das Protokoll BI. — 
deutlich erfennen läßt, wie deſſen Verfaſſer fich ver 
Vorſchrift in $. 1650. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
wohl bewußt gewejen und in der That Handlungen 
vorgenommen habe, welche augenfcheinlich darauf be 
rechnet waren, jener Vorſchrift Genüge zu leiften, 
daß daher, wie legteres in der gefeplich angeordneten 
Weiſe gefchehen fein werde, kraft der für die Legalität 
gerichtlicher Acte ſprechenden Präfumtion bis zum 
Nachweiſe des Gegentheils fuͤglich vorausgefegt wer: 
den darf. 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bd. 4. 

Seite 514 fig. 

Nach alledem und da der Einwand der Beklagten 
Bl. — unter — ſchon Bl. — ausreichende Wider: 
legung gefunden, da ferner aus den der Klage unters 
gelegten Urkunden, welche, foweit fie einer Recognition 
überhaupt bedurft, in Ermangelung einer Erklärung 
darüber für anerfannt zu achten find, die Richtigkeit 
der geflagten Forderung in ihrem ganzen Umfange 
erhellt, da endlich die unter der Vollmacht Bl. — flg. 
erfichtlichen Zeugniffe Bl. — deutlich erkennen laffen, 
daß die ald Kläger aufgetretenen drei Perſonen wirks 
lid die alleinigen Inhaber der Firma B. und S. 
find, erſchien es völlig unbedenklich, die früheren Ers 
fenntniffe unter Berüdfichtigung der Beſchwerden der 
Kläger Bl. — abzuändern und die Beklagte in Ges 
mäßheit der Klagbitte zu verurtheilen. 

Da übrigens nach Anfiht des Königlichen Ober: 
appellationsgerichts jo, wie jegt gefchehen, bereits in 
zweiter Inftanz zu erkennen gewejen wäre und das 
gegenwärtige Rechtsmittel der Kläger durchgängige 
Beachtung finden müffen, vermochte Bellagte nad) 
der Vorfchrift unter No. VIL der Verordnung vom 
13. März 1867 auch einer Berurtheilung in Erftat- 
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tung ber in zweiter und britter Inftanz erwachfenen 
Koften nicht zu entgehen. 

Daß es endlich der Bellagten unbenommen bleibt, 
dem Bl. — geftellten Borbehalte gemäß ihre Aus- 
flühte Bl. — flg. unter —, wenn und foweit fie ſich 
damit fortzufommen getraut, in der Widerklage oder 
auch befonderd auszuführen, verfteht ſich von jelbft, 
weshalb es nicht nöthig war, dies im Urthel erft noch 
ausdrüdlich auszufprechen.” 

Diefes Urthel wurde der dagegen von der Beflag- 
ten ergeiffenen Berufung ungeachtet in ber Quarta 
unterm 5. März 1870 beftätigt. Die Gründe der 
Quarta lauten: 

„Die in $. 1650. des bürgerlichen Gefepbuchs 
enthaltene VBorfchrift, wonach eine Ehefrau, damit 
fie gültiger Weife für ihren Ehemann ſich verpflichten 
könne, zuvor über den Bermögensverluft, welchen 
fie durch eine derartige Verpflichtung fich eintretenden 
Falls zuziehen würde, von dem Gericht belehrt werden 
muß, ift, wie auch Bellagte Bl. — felbft nicht be- 
freitet, nicht dahin zu verftehen, daß das über dieſe 
Belehrung aufzunehmende Protokoll unbedingt befagen 
muͤſſe, es jei die fich verpflichtende Ehefrau über den 
fie möglicher Weife treffenden Bermögensverluft 
belehrt worden, fondern e8 genügt, wenn das Gericht 
die Ehefrau in der vorgefchriebenen Weife belehrt hat 
und wenn, daß ſolches in der That gejchehen fei, aus 
dem aufgenommenen Protofoll hervorgeht. Es fragte 
fi) daher nur, ob die Bl. — im Driginal anzutref- 
fende Regiftratur, indem fie befundet, daß Beklagte 
über die ihr möglicher Weife aus ihrer Buͤrgſchafts⸗ 
erflärung erwachienden Rechtsnachtheile Gerichts⸗ 
wegen belehrt worben ſei, einen genügenden Nachweis 
dafür liefere, daß die der Bellagten zu Theil gewor- 
dene Belehrung auf den fie möglicher Weife treffenden 
Bermögensverluft fich erftredt habe. Hieran aber zu 
zweifeln, liegt nach der Faflung bed angezogenen 
Protokolls eine hinreichende Veranlaffung nicht vor. 
Denn wenn in diefem bezeugt worden ift, Beklagte 
fei über die ihr möglicher Weife aus ihrer Bürg- 
ſchaftserklaͤrung erwachſenden Rechtönachtheile belehrt 
worden, fo hat man bis zum Beweis des Gegentheild 
davon auszugehen, daß diefe Belehrung alle die Nadh- 
theile zum Gegenftand gehabt habe, welche die Be— 
klagte möglicher Weife in ihren Rechten erleiden fünne, 
und da unter diefen Nachtheilen hauptjächlich und in 
erfter Neihe diejenigen zu nennen waren, welche die 
Beklagte in ihren Vermögensrechten treffen konnten, 
fo hat man vorausjufegen, daß Beklagte auch über 
die ihr in vermögensrechtlicher Beziehung drohenden 
Berlufte oder Nachtheile unterrichtet worden fei. Diefe 
Borausfegung erjcheint aber um fo gerechtfertigter, 
ald man, wie auch ſchon in voriger Inftanz bemerkt 


worden, zu präfumiren bat, ber richterliche Beamte, 
welcher die fragliche Belehrung der Bellagten ange- 
beihen ließ, habe der gefeglichen Borfchrift, deren 
Befolgung er in der aufgenommenen Regiftratur zu 
bezeugen beabfichtigte, in gehöriger Weiſe Genüge 
geleiftet, und als die Beklagte jelbft nicht einmal direct 
behauptet hat, daß ihr bei der fraglichen Gelegenheit 
der Berluft, dem fie möglicher Weife an ihrem Ber- 
mögen ausgejegt fein würde, nicht deutlich gemacht 
worben fei, dieſelbe vielmehr nur die in der angezo—⸗ 
genen Regiftratur gebrauchte Ausdrucksweiſe benupen 
will, um darüber, ob ber obgebachten gefeplichen 
Vorſchrift vollftändig Genüge gefchehen fei, Zweifel 
anzuregen. 

Man hat fi daher zu einer Abänderung des 
vorigen Urthels nicht veranlaßt gefunden und zwar 
auch nicht in Anfehung des Koftenpunftes. Denn 
wie die Berurtheilung der Bellagten in Erftattung 
der in erfter Inſtanz erwachfenen Koften durch ihre 
Sachfälligkeit in der Hauptfache gerechtfertigt erfcheint, 
fo wurde ihre Berurtheilung in den Erfag der in 
zweiter und dritter Inftanz aufgelaufenen Koften 
duch die Vorfchrift in No. VII. der Verordnung 
vom 13. Mär; 1867 bebingt. 

Endlih war auch Bellagte, da ihr neuerliches 
Rechtsmittel für völlig unbegründet zu erachten war, 
in Erftattung der durch Letzteres veranlaßten Koften 
zu condemniren.” 
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Es kann unter Ausfegung ber Entfcheidung be: 
züglich des Delati über den geleugneten Theil 
der Klage unter Umftänden zuvörberft auf Beweis 
der Auöflüchte und der Replif erfannt werden. — 
Ueber bie Erforderniffe eines eigentlichen Conto— 
correntverhältniffes. — Zur Frage, in wie weit 
die Aufnahme der Replif in die Klage 
nothwendig ift. 


Mitgetheilt von 
Herren —r in & 


2. erhob ex jure cesso ded Brauereibefigerd ©. 
im Monat März 1869 vor dem Handelsgerichte zu 
Leipzig Klage gegen den Reftaurateur W. S. auf 
Bezahlung einer Reftfchuld von 328 Thlen. 1 Ngr. — 
Kaufpreis für geliefert erhaltenes Bier. 

Der Klage war eine Berechnung unter A. zu 
Grunde gelegt, in welcher dem Bellagten im „Soll“ 
6300 Thle. 8 Nor. 5 Pf. Kaufpreis für fpeciell bes 
zeichnete Bierlieferungen zur Laft, im „Haben“ aber 


5972 Thlr. T Nor. 5 Pf. an Cassa, zurüdgegebenem 
Bier, Öratificationen ꝛc. gut gefchrieben waren. 

Die erfte Poft im „Soll“ Tautete: 

1865. An Bier im Monat Juni 148 €. 30 8. 
a 35 Thle. 578 Thlr. 25 Nor. — Pi. 

Die beiden erften Poſten im „Haben“ dagegen: 
1865. Juni 1. Pr. Guthaben von vor. Rechnung 
8 Thle. 22 Ngr. 5 Pf. 

„Juli 8. ,„ Cassa 558 - 18 „ 5, 
Die Berehnung ſchloß unterm 17. Juni 1866 mit 
einem Saldo-Bortrage von 328 Thlen. 1 Ngr. —⸗ 
zu Laften des Bellagten. Lepterer hatte von den 
Debetpoften einzelne im Betrage von zufammen 
198 Thlen. 20 Nor. 5 Pf. geleugnet, den hierüber 
vom Kläger angetragenen Eid angenommen und vors 
geichüßt, daß er vor der flattgefundenen Ceſſion außer 
den ihm gutgefchriebenen Poften an ©. jelbft 300 Thlr. 
—⸗ —⸗ am 9. Juni 1865 bezahlt, weitere Biere 
und Fäffer im Betrage von zufammen 54 Thlen. 
8 Ngr. —⸗ retournirt und wegen Nichterfüllung ab» 
geichloffener Lieferungsverträge, beziehentlih wegen 
vertragswidriger Lieferung von Bier einen Entſchaͤdi— 
gungsanfpruch von 348 Thlen. 5 Nor. 4 Pf. habe. 
— Der Kläger geftand in dem Repliffage die Zah— 
fung von 300 Thlen. — — = am 9. Juni 1865 zu, 
behauptete aber, daß folche dem Beklagten bereits in 
Abzug gebracht worden fei, in der Beilage A. näms 
lich habe fih ein Schreibfehler eingejchlichen, indem 
es in der erften Poft des Haben anftatt 1. Juni 1865 
heißen müfle 10. Juni 1865 und bei jenem Guthaben 
Beklagtens an 8 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. die Zahlung 
der 300 Thle. vom 9. Juni 1865 fchon berüdfich- 
tigt fei. 

Die erfte Inftanz wies in dem am 16. Juli 1869 
publicitten Erfenntniffe die Klage in der angebrachten 
Maaße ab, 

„weil Kläger felbft, daß die der. Klage Bl. — 
zu Grunde gelegte, auf eine fortlaufende Gefchäfts- 
verbindung mit eigentlichem Gontocorrentverhältniß 
hindeutende Rechnung nicht die fämmtlichen, in die 
fragliche Verbindung fallenden Gefchäfte zwiſchen des 
Klägerd Cedenten Sch. und dem Bellagten umfaffe, 
insbefondere daß Bellagter außer den Bl. — dem: 
felben gutgefchriebenen Beträgen am 9. Juni 1865 
noch 300 Thle. — —» an mehrgenannten Sc. 
bezahlt habe, BI. — zugeftanden, gleichwohl es unter- 
lafien hat, in ver Klage auf eine zwifchen Bellagtem 
und ebengedachten Sch. am 1. oder beziehentlid 
10. Juni 1865 ftattgefundene gegenfeitige Berechnung 
und Feftftellung des hierbei erzielten Refultates fich 
in fchlüffiger Weife zu beziehen, die Ergänzungen und 
Erläuterungen Klägers Bl. — aber ald verfpätet in 
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dem gegenwärtigen Procefie feine Berüdfichtigung 
mehr finden fönnen, 

Der befonderen Geltendmachung der in ber Alage 
gedachten Gefchäfte, beziehentlich der fofortigen Ent- 
ſcheidung über den nad) Abzug der vom Kläger jpäter 
eingeräumten Zahlung von 300 Thlen. —⸗ —⸗ vers 
bleibenden ganz geringfügigen Reſtbettag an 
28 Thlr. 1 Ngr. —s nach Lage der Sache noch das 
Bedenken entgegenfteht, daß Bellagter einzelne der 
ihm Bl. — zur Laft gefchriebenen Debetpoften BI. — 
in einem Gefammtbetrage von 198 Thlen. 20 Nur. 
5 Pf. geleugnet und Bl. — weitere Rüdjendungen 
von Bier und Fäffern, fowie Schaͤdenanſpruͤche vor- 
gefchügt hat, deren Beträge zufammen die ganze ge 
flagte Forderung bei Weitem überfchreiten, die Ent- 
ſcheidung über die hiernach zwifchen den Parteien 
ftreitig gebliebenen Punkte alfo ohne eine Darlegung 
der gefammten, hierbei in Frage kommenden Geſchaͤfts⸗ 
verbindung zwifchen Bellagtem und nachgenanntem 
Sc. gar nidyt möglich fein würde”. 

Kläger appellirte hiergegen. In dem am 11. De» 
cember 1869 befannt gemachten reformatorijchen Er- 
fenntniffe des Königl. Appellationsgerihts zu 
Leipzig wurde auf Beicheinigung der Ausflüchte er- 
kannt, Klägerm die Ausführung feines replicatorifchen 
Anführens in der Gegenbefcheinigung vorbehalten, 
und die Entfcheidung über dad Delatum bezüglid 
des geleugneten Theild der Klage noch ausgejeßt. 
Dem GErfenntniffe waren folgende Gründe beige 


geben: 


„Die fraglichen Schuldbettäge ſollen ſich nad 
dem Inhalte der Klagbeifuge A. auf 6300 Thlt. 
8 Nor. 5 Pf. belaufen und nach Abzug der im ber 
jelben Beifuge verzeichneten Gutfchriften an zufammen 
5972 Thalern 7 Ngr. 5 Pf. mit noch 328 Thaler 
1 Ngr. —- rüdtändig fein. Der Bellagte hat die 
Richtigkeit der in jener Klagbeifuge berechneten Soll 
beträge zum größten Theile eingeräumt und nur nad) 
Höhe von 198 Thalern 20 Ngr. 5 Pf. um deswillen 
beftritten, weil ihm von Sch. im Monate März des 
Jahres 1866 nicht, wie Kläger behauptet, 141 Eimer 
14 Kannen, fondern nur 90 Eimer 18 Kannen Bier 
geliefert worden feien. Den ihm über die Klage an 
getragenen Eid hat der Beklagte hinſichtlich des vor 
ftehend bezeichneten Alaganführens Bl. — ausdrüd- 
lich angenommen, und es würde fonach zugleich unter 
Berüdfichtigung ded weiteren Umftandes, daß der 
Beklagte Bl. — mit Ausflüchten hervorgetreten if, 
welche ihm gegenüber dem Cedenten Sch. zuftändig 
geworben fein follen, die Entſcheidung des vorliegen» 
den Rechtsſtreites hinfichtlich eines Betrags von 
198 Thalern 20 Nor. 5 Pf. von Leiftung des ange 
nommenen Eides über die obenerwähnte Alagbehaups 


tung, binfichtlich eines Betrags von 129 Thalern 
10 Nor. 5 Pf. aber von Verificirung der vorgeſchuͤtz⸗ 
ten Ausflüchte abhängig zu machen gewefen fein. 
Einem demgemäß zu ertheilenden Erfenntniffe ftehen 
aber die nachftehend zu erwähnenden Herauslaffungen 
ber Parteien entgegen. 

In dem Erceptionsjage war ber Beflagte unter 
Anderem Bl. — mit der Behauptung bervorgetreten, 
daß er dem Gedenten Sch. am 9. Juni 1865 eine 
Baarzahlung von 300 Thalern —⸗ —⸗ geleiftet habe, 
welche in ber Alagbeifuge A:, deren Habenfeite mit 
einem unter dem 1. Juni 1865 gebuchten „Guthaben 
von voriger Rechnung‘ im Betrage von 8 Thalern 
22 Nor. 5 Pf. beginnt, nicht verzeichnet fei. Hier: 
auf hat der Kläger im Repliffage BI. — entgegnet, 
es fei zwar wahr, daß der Beflagte am 9. Juni 1865 
die behauptete Zahlung von 300 Thalern —⸗ —⸗ 
bewirkt habe, e8 werde jedoch hierdurch an der Schuld» 
verbinblichfeit bed Beflagten um beswillen Etwas 
nicht geändert, weil diefe 300 Thaler dem Beflagten 
bereits in Abzug gebracht worden feien, und der frag- 
lihe Anſatz in der Klagbeifuge A. infofern einen 
Schreibfehler enthalte, als derſelbe „auf Juni 1. 
anftatt auf Juni 10.” laute; ed habe nämlich das 
Guthaben des Bellagten an diefem leptern Tage und 
nad) der am 9. Juni 1865 erfolgten Zahlung ber 
300 Thaler —⸗ —⸗ die Summe von 8 Thalern 
22 Nor. 5 Pf. betragen. 

Beruhte diefes Anführen in Wahrheit, fo würde 
dem Beklagten bie Zahlung der fraglichen 300 Thaler 
auf den dermalen klagbar gemachten Eefjionsbetrag 
nicht in Abzug zu bringen, dem Kläger auch daraus 
ein begründeter Vorwurf nicht zu machen fein, daß 
er in feinem Klagvorbringen jener Zahlung feine Er- 
wähnung gethan, auch unterlaffen hat, fi auf zu 
Elidirung der diedfallfigen Ausflucht geeignete That- 
fachen zu beziehen. Letzteres um deswillen nicht, weil 
ſolchen Falls der Kläger nicht zu gewärtigen hatte, 
daß der Bellagte überhaupt mit der in Rede ftehenden 
Ausflucht hervortreten werde. Unter diefen Umftän- 
den ift aber nach Anficht der gegenwärtigen Inſtanz 
in Folge des vom Kläger im Repliffage bewirkten 
Zugeftändniffes nicht zu Abweifung der vorliegenden 
Klage zu gelangen, fondern nur Anlaß zu Erörterung 
der Frage geboten, ob zunächft dem Kläger die Bes 
ſcheinigung der Replif, welche er der fraglichen Zah— 
lungsausflucht entgegengefegt hat, aufzuerlegen, ober 
ob nicht vielmehr auf Beicheinigung der vom Bellag- 
ten im Uebrigen noch vorgefchügten Ausflüchte zu 
interloquiren und hierbei demfelben die Faſſung von 
Elifivartifeln anheim zu ftellen, die dem Kläger ob» 
liegende Berificirung feines replicatorifhen Anführens 
aber in die Gegenbeiheinigung zu verweifen fei. 
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Auf Grund der nachſtehenden Erwaͤgungen hat Man 
ſich fuͤr das Letztere entſchieden. 

Der Beklagte hat bei ſeiner Rechtsvertheidigung 
fi) auf die Einwendung der oben erwähnten Aus- 
flucht der Zahlung nicht befchränft, fondern hat ſich 
auch noch auf andere ihm zur Seite ſtehende Aus— 
flüchte bezogen, deren Verificirung eine Entbindung 
und Roszählung deffelben von der vorliegenden Klage 
aud) dann zur Folge haben würde, wenn dem Kläger 
die Befcheinigung feines vorftehend erwähnten replis 
catorifchen Anführens gelingen follte. Anderer Seite 
hat aber auch der Kläger ſich mit dieſem replicatoris 
hen Anführen nicht begnügt, fondern ift Bl. — 
aus Anlaß des übrigen Erceptiondmaterials auch noch 
mit ſolchen replicatorifhen Entgegnungen hervorgetres 
ten, welche lediglich auf diefes legtere Bezug haben. 
Hieraus ergiebt fich, daf, wollte man von den oben 
bezeichneten Wegen den erfteren einfchlagen, nad) 
Befinden eine doppelte Beicheinigung und Gegen- 
beſcheinigung vorzunehmen fein würde, von denen 
die eine nach Befinden ohne Einfluß auf das End» 
ergebniß des Rechtöftreites, wenigftens foviel bie 
Hauprfache anlangt, bleiben würde. Dazu fommt noch, 
daß einmal der Betrag der Zahlung von 300 Thalern 
— — den im Streite befindlichen Ceſſionsbetrag von 
328 Thalern 1 Ngr. —⸗ nicht völlig erſchöpft, und 
daß ferner das vom Kläger bewirkte Zugeftändniß 
jener Zahlung als ſolches durch den Grundſatz: 
„negans non excipit, jure jurando delato et ac- 
ceptato“ in feinen procefiualen Wirkungen nicht 
alterirt wird, hieraus aber folgt, daß, falld die dem 
Kläger obliegende Gegenbeicheinigung mißglüdt, ber 
Bellagte dagegen bei Befcheinigung feiner Compen- 
fationsausflühte auh nur nah Höhe von 
28 Thalern 1 Ngr. —- obtinirt, hinſichtlich der 
Geffionsbeträge ein freifprechendes Definitiverfenntniß 
zu erfolgen haben wird, ohne daß ed noch der Leis 
ftung des über einen Theil des Klagvorbringens an- 
genommenen Eides bebarf. 

Hiernach allenthalben hat Man das Urthel erfter 
Inſtanz fo, wie gefchehen, abzuändern gehabt.” 

Diefe Entfcheidung wurde auch auf die vom 
Bellagten hiergegen eingewendete Appellation in der 
dritten Inſtanz beitätigt. Dad am 26. März 
1870 publicirte Erfenntniß beruhte auf folgenden 
Entfheidungsgründen: 

„Es bevarf feiner ausführlichen Darlegung, daß 
die der Klagbeifuge A. Bl. — gegebene Form von 
„Sollen” und „Haben“ für fi allein nicht aus— 
reicht, ein eigentliches Gontocorrentverhältniß, d. h. 
ein ſolches Rechnungsverhältniß der Betheiligten, zu 
begründen, bei welchem nach der Abficht, beziehentlich 
Verabredung der Lepteren die einzelnen Rechnungs» 
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poften der einen oder anderen Seite nicht für ſich 
beftehende Schuldpoften, fondern die Unterlagen für 
die zu gewiffen Zeiten vorzunehmende Abrechnung 
bilden und erft das Ergebniß des begüglichen Abfchlufs 
fes ald wirkliche Schuld des einen oder andern Theild 
gelten fol. Denn Beflagter will die Klage aus dem 
Grunde abgewiejen wiffen, weil durch die Heraus- 
laffungen Klägers in der Replit Bl. — die von ihm 
DI. — vorgefhügten Ausflüchte zu procefhindern- 
den, durch rechtzeitiges replicatorifched Vorbringen 
nicht elidirten Erceptionen geworben feien und hierfür 
ift die Eriftenz eines Eontocorrentverhältniffes feiness 
wegs eine nothwendige Vorausfegung. Jenes Ber- 
langen des Beklagten ift aber ungerechtfertigt, weil in 
ben replicatorijchen Erwiderungen Klägers ein er- 
jchöpfendes Zugeſtaͤndniß des betreffenden erceptivis 
chen Vorbringens, welchem durch eine der Klage zu 
inferirende Replif zu begegnen geweſen wäre, nad) 
der Anficht des Oberappellationdgerichtd nicht zu er= 
bliden ift. 

Daß er die am 9. Juni 1865 gezahlten 300 
Thaler —⸗ — = mwirflih auf die jept geflagte 
Forderung berichtigt habe, was zum Nachweije der 
solutio im Gegenfage der bloßen numeratio erforbers 
lich fein würde, hat Beflagter ſelbſt ebenfowenig be- 
hauptet, ald Kläger Bl. — zugegeben, Bellagter fol- 
gert foldhes nur aus den concurrirenden Umftänden, 
läßt aber dabei unbeachtet, daß eines Theild aus der 
Sollfeite der Rechnung Bl. — feineswegs Har her- 
vorgeht, es fei ihm am 9. Juni 1865 bereits ein 
Theil des libellirten Biers geliefert gewefen, und daß 
anderer Seits, fofern dies nicht der Fall, eine Vor— 
auszahlung auf fünftig zu lieferndes Bier nicht 
präfumirt werden fann. In feinem Falle mag es 
daher dem Beklagten zur Beſchwerde gereichen, daß 
die zweite Inftanz nach BL. — die Entfcheidung der 
Sache infoweit nur noch von einem Replifbeweie 
Klägers für abhängig geachtet hat. 

Noch weniger kann hiernächft die erceptivijche 
Behauptung, daß Bellagter außer den ihm bereits 
Bl. — gutgeichriebenen auch noch die Bl. — jpecifi- 
eirten Biere zurüdgeliefert habe, für zugeſtanden gels 
ten. Denn Kläger hat derfelben Bl. — ausprüdlich 
widerfprochen und nur eventuell, falls Bellagter fie 
in rechtliche Gewißheit fegen follte, in der Bl. — 
erfichtlihen Maaße replicirt. 

Bon Abweifung der Klage um der ihr entgegens 
ſtehenden Zugeftänpniffe willen fann ſonach nicht die 
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Rede fein. Dagegen aber, daß die zweite Inftanz 
bei Beantwortung der BI. — aufgeftellten Frage, ob 
zunächft Klägerm Befcheinigung der Neplif oder dem 
Beklagten Beſcheinigung der (außer der Zahlung von 
300 Thalern — = —) vorgefhügten Ausflüchte auf- 
zuerlegen fei, für die zuleptgedachte Alternative fich 
entſchieden hat, ift von dem Bellagten Bl. — etwas 
nicht eingewendet worden. Man trägt auch, ben 
fachgemäßen procefjualen Erwägungen, von welchen 
die zweite Inftanz nach Bl. — hierbei geleitet worden 
ift, beizutreten, um fo weniger Bedenken, als eine 
diesfallfige Verlegung des Interefie des Beklagten 
nicht abzuſehen iſt.“ ꝛc. 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Geſetze und Ver— 
orduungen. Das 17. Stück des Geſetz⸗ und Ver— 
ordnungsblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 99. Deeret wegen Beftätigung der Handels— 
mäflerorbnung für Leipzig, vom 10. Juni 1870. 
No. 100. Berorbnung, das Verbot des Fangens und 
Schießens der Heinen Vögel betreffend, vom 16. Auguft 
1870. No. 101. Verordnung, das Reglement über 
die Givilverforgung und Givilanftelung der Militär 
perfonen des Heeres umd der Marine vom Feldwebel 
abwärts betreffend, vom 13. Auguft 1870. — Letzte 
Abfendung: am 3. September 1870. 


Drden. Seine Königliche Majeftät haben ven 
Bundes » Oberhandelögerichtöräthen, vorberigem Ober- 
appellationsratbe Bernhard Friedrich Guſtav Ponath 
und vorberigem Appellationsrathe beim Appellations- 
gerichte zu Leipzig, Karl Friedrich Werner das Nitter- 
kreuz ded BVervienftordend und dem Advocat Dr. Auguft 
Franz Werner das Nitterfreuz des Albrechtsordens zu 
verleihen huldreichſt gerußt. 


Todes fälle. Geftorben: der vormalige Präfivent 
des Appellationdgerichtd Zwidau, Dr. Karl Georg Julius 
von Mangoldt, ven 4. Juli 1870; der vormalige 
Aſſeſſor des Gerichtsamts Auguftusburg, Gerichtsrath 
Friedrich Moritz Weinhold, den 7. Juli 1870; ver 
vormalige Ajfeffor des Gerichtsamts Stolberg, Friedrich 
Auguft Hartmann, den 22. Juli 1870; ver Advocat 
Hugo Bunde in Zwidau den 19. Auguft 1870. 
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Ueber das Wefen des Berficherungsvertrags und 
bie Klagbarfeit der Berficherungsprämien, 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. &, in D. 


Eine Lebensverficherungsgefellfchaft erhob gegen 
N. N. Klage auf Bezahlung von 858 France als erfte 
Sahresprämie einer von genanntem N. N. bei ihr 
beantragten und von ihr angenommenen Berficherung, 
fowie von 15 Francs Policefoften. 

Der Klage lag folgendes als Beifuge D. der Klage 
beigegebenes und zugeftandenermaaßen von dem Be- 
klagten am 17. September 1867 vollzogenes und dem 
in Vollmacht der Klägerin mit ihm verhandelnden 
Infpector X. übergebenes Schriftftüd zu Grunde: 

„Ih Endesunterzeichneter N. N. ıc. beantrage 
bei der Geſellſchaft — zu den andererfeitd ange- 
führten und von mir hiermit gutgeheißenen Bes 
dingungen die Berfiherung einer Summe von 
Fred. 20,000. auf das Leben von mir felbft. 

Genannte Summe zahlbar den 17. September 
1887 an mid) felbft, wenn ich am bezeichneten 
Tage noch am Leben bin, andernfalls innerhalb 
der drei Monate nach meinem Tode an meine 
Erben oder an die von mir in der Police bezeich- 
nete Perfon, falls ich vor genanntem Zeitpunfte 
fterben ſollte. 

Die gegenwärtige Berficherung ift auf die Dauer 
von 20 Jahren abgefchloffen. 

Für diefe Verficherung verpflichte ich mich, der 
Geſellſchaft gemäß deren Tarif eine jährliche Prämie 
von Fred. achthundert acht und fünfzig zu entrich⸗ 
ten, zahlbar in halbjährigen Pränumerandoraten. 





Ich ermächtige hiermit die Gefellichaft, die ge- 
nannte Prämie gegen eine von beren Director 
audgeftellte und von einem der Verwaltungsräthe 
vifirte Anweifung fofort, nach Gutheißung dieſes 
Antrages einziehen zu laffen. 

Ich Endesunterzeichneter £., Bevollmächtigter 
der Gefellfchaft, erkläre, vorſtehenden Berfiche- 
rungsantrag anzunehmen, vorbehältlich Genehmi · 
gung der Gefellichaft. 

Zur Bollziehung des BVorftehenden wird dem 
Eontrahenten nad gefchehener Prämienzahlung 
ein mit dem Gegenwärtigen übereinftimmender 
Vertrag ausgehändigt.” 

Bon den in dem mitgetheilten Schriftftüd er- 


wähnten „anbererfeits angeführten” Bebingungen 
find hervorzuheben: 


„Art. 2. Soll die feftgefegte Prämie in einer 
einzigen Summe entrichtet werben, fo tritt bie 
Verficherung erft nach gefchehener Zahlung in 
Kraft. 

Wird eine jährliche Prämienzahlung feftgeftellt, 
fo tritt die Verficherung erft nach ftattgehabter 
Zahlung der erften Jahresprämie, welche im Vor⸗ 
aus entrichtet werden muß, in Kraft. — Die 
nachfolgenden Prämien müffen jährlich, ebenfalls 
im Boraus am nämlichen Tage wie die Erfte, 
ober fpäteftend binnen Monatsfrift entrichtet 
werben. 

Auf Berlangen des Berficherten kann die Prämie 
in halbjährigen und felbft in vierteljährigen Ter- 
minen entrichtet werben. 

Stirbt derfelbe, bevor er die jährliche Prämie 
vol entrichtet hat, fo bringt die Gefellfchaft den 
nicht eingezahlten Antheil der jährlichen Prämie 
an ber Berficherungsfumme in Abzug, da nad 
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den Tarifen die Prämien per Jahr berechnet 

werben. 

Art. 3. Hat der Eontrahent binnen der oben 
feftgefegten Frift die Prämie nicht entrichtet, jo 
wird die Verficherung, wenn ber Vertrag weniger 
wie drei Jahre befteht, annullirt und die ein— 
gezahlten Prämien gehen in das Eigenthum ber 
Gefellfchaft über. — Befteht der Vertrag minde- 
ftens drei Jahre, das heißt, find mindeftens drei 
jährliche Prämien eingezahlt worden, fo wird ber 
je nad) den eingegahlten Prämien feftgefepte Werth 
des Vertrages vergütet.” 

Der Bellagte beftritt feine Zahlungsverbindlich- 
feit, indem er fich namentlich auf die vorſtehenden 
Beftimmungen in Art.2. und Art. 3. der Allgemeinen 
Verfiherungsbedingungen berief. 

Die erfte Inſtanz verurtheilte ben Bellagten 
(3. Januar 1869) unter Borausfegung der Leiftung 
mehrerer Eide Seiten der Klägerin über die Ausftel- 
lung der Berfiherungspolice und deren Abfendung 
an den Bellagten, fowie über die nach Behauptung 
der Klägerin von ihrem Bevollmächtigten bei dem 
Abſchluß des Berfiherungsvertragd dem Beflagten 
gemachte Mittheilung, daß er, falls fein Antrag an» 
genommen werde, 15 Francs Policefoften zu bezahlen 
habe, allenthalben der Klagbitte gemäß. 

Diefe Entſcheidung beruhte auf folgenden Grün- 
den: 

„Die Hauptfache anlangend, fo konnte man den 
von dem Bellagten gegen die Schlüffigfeit der Klage 
DI. — erhobenen Bedenken allenthalben nicht bei— 
treten. 


Beflagter will zunächft die Klage als unſchlüſſig 
um deswillen abgewiejen willen, weil aus berfelben 
nicht zu erfehen fei, von wem der BI. — genannte &. 
zue Annahme von Berficherungsanträgen für die 
Klägerin und zur Vereinbarung der Berficherungs« 
bedingungen ermächtigt worden fei. 

Ganz abgejehen davon, daß ſchon nach der Faſ— 
fung des bezüglichen Alagpaffus Bl. —, wornach 
dieſe Ermächtigung von der Klägerin ertheilt worden 
ift, nicht anders anzunehmen ift, ald daß diefelbe von 
den zu deren Vertretung nach Bl. — berechtigten 
Perſonen, dem Director bez. deffen Stellvertreter und 
einem Mitglieve des Berwaltungsrathes, gegeben 
worden, fommt für ben vorliegenden Hall darauf, ob 
befagter £. in der That zur Bejorgung ber in Rebe 
ftehenden Gefchäfte von der Klägerin fürmlichen, aus- 
drüdlihen Auftrag gehabt hat, etwas gar nicht an. 
Denn ſelbſt in Ermangelung eines derartigen aus— 
druͤcklichen Auftrags würde Bellagter nad) den weite 
ven Ausführungen der Klägerin an die mit mehr 


gebachtem X. getroffenen Vereinbarungen gebunden 
fein. 

Es würbe nämlich alsdann die im Intereſſe der 
Klägerin Seiten des Lepteren aufgewendete Thätig- 
feit immerhin ald eine Art auftragslofer Geſchäfts— 
führung fi barftellen. Wenn nun Geiten ber 
Klägerin durch die au deren Bertretung berechtigten 
Perfonen das Seiten &. für fie Verhandelte acceptirt 
und genehmigt worden ift, fo kann nicht weiter in 
Zweifel gezogen werben, daß der Beklagte nunmehr 
mit der Klägerin felbft in ein Vertragsverhaͤltniß ge⸗ 
treten if. Daß aber Seiten der Klägerin diefe Ge- 
nehmigung und Acceptation wirklich erfolgt fei, dies 
ift von derfelben in völlig fchlüffiger Weife an- und 
ausgeführt worden, wenn Bl. — flg. behauptet wird, 
daß von den zur Vertretung berechtigten Perfonen 
— dem Director und einem Mitglieve des Verwal⸗ 
tungsrathes — die auf Grund der von £. mit dem 
Beflagten getroffenen Vereinbarungen ausgefertigte 
Police unterfchrieben und vollzogen worden fei. Hierin 
ift eben eine Annahme diefer Vereinbarungen zu fin- 
den, wie fie deutlicher und jchlüffiger kaum gedacht 
werben fann. 

Hierdurch erledigt fich zugleich das vom Bellagten 
Bl. — unter Nr. 3. hervorgehobene Bedenken. 


Nicht minder unhaltbar ift der BI. — unter Nr. 2. 
erhobene Einwand. Wenn, wie dies in der Klage 
DB. — behauptet worden, mehrernannter X. dem 
Beklagten bei der Bl. — gedachten Gelegenheit erflärt 
hat, daß er für eine Eapitalverficherung von 20,000 
Francs außer den, einjchließlich Stempel und Speſen 
auf 15. Francs ſich belaufenden Bolicefoften, eine 
jährliche Prämie von 858 Francs zu bezahlen habe, 
und wenn hierauf Beflagter die Bezahlung diefer 
Policefoften im Betrage von 15 Francd zugefichert 
hat, fo bedurfte es felbjtverftändlich, um eine Ver— 
pflihtung des Bellagten zu beren Bezahlung zu be» 
gründen, nad; $. 814. des bürgerlichen Gefegbuchs 
nicht erft noch der Annahme dieſes Verſprechens 
Seiten des mehrgenannten &., es ift diefelbe ſchon in 
dem von dem Lepteren geftellten, dem Verſprechen 
voraudgegangenen Anverlangen zu erbliden. 

Ebenfo unbeachtlich erjcheint die vom Beklagten 
DB. — fernerweit erhobene Einrede ded mangelnden 
Klagrechts. 

Beklagter ſucht daſelbſt auszufuͤhren, daß das 
Klagrecht der Klaͤgerin ſchon in Folge der von ihr 
ſelbſt Bl. — beigebrachten Bedingungen, unter denen 
die Verſicherung zu erfolgen, bez. in Kraft zu treten 
habe, ceſſire, und zwar ſtuüͤtzt er dieſe Behauptung auf 
die Beſtimmung in Art. 3. der angezogenen „Bedin⸗ 
gungen”, wo e8 heißt: 





„Hat der Eontrahent binnen ber oben feftgefehten 

Friſt die Prämie nicht entrichtet, fo wird Die 

Berficherung, wenn der Vertrag weniger wie brei 

Jahre befteht, annullirt und die eingezahlten 

Prämien gehen in das Cigenthum der Gefell- 

ſchaft über“, 
indem er hieraus gefolgert wiffen will, daß ber in 
Rede ſtehende Verficherungsvertrag, nachdem er, Be 
Hlagter, die bis jegt fällig gewordenen Prämienzah- 
lungen zu deren Berfallgeit nicht geleiftet habe, eo ipso 
erlofhen und aufgehoben worden fei. 

Man hat jedoch diefer Abficht und diefen Deduc- 
tionen nicht beizutreten vermocht. 

Ganz abgefehen nämlich davon, daß eine derartige 
Auslegung ded Art. 3. der dem Berficherungsantrage 
DI. — beigegebenen allgemeinen Bedingungen ſchon 
dem präfumtiven Willen ver Eontrahenten felbft und 
inöbefondere den Intentionen der Klägerin, welde 
fie bei dem Abfchluffe des Verficherungsvertrags ge 
leitet haben, infofern nicht entfprechen würde, als es 
alddann lediglich in ven Willen ihres Mitcontrahen- 
ten geftellt wäre, den aus dem Vertrage für ihn ent» 
fpringenden Berbinblichkeiten ohne Weiteres ſich zu 
entziehen, und fo die von der Klägerin zur Gerbei- 
führung des Berficherungsvertrags aufzuwenden ge- 
wefenen, offenbar auch mit einem gewifjen Koften- 
aufwande verbundenen Bemühungen fruchtlos zu 
machen, fo ftehen derſelben auch noch die erheblichften 
anbermweiten Bedenken entgegen. 

Bei Interpretation der Beltimmung in Art. 3. 
find nämlich die übrigen BI. — aufgeftellten Berfiche- 
rungsbedingungen nicht außer Acht zu laffen. 

Schon die Faffung des Art. 3. und die Worte: 
„Hat der Eontrahent binnen ber oben feft- 
gejegten Frift ıc.” 

geben deutlich an die Hand, daß derjelbe mit den in 
den vorgehenden Artikeln getroffenen Beftimmungen 
im engften Zufammenhange fteht und daher nur unter 
Berüdfichtigung diefer legteren zu interpretiren ift. 

Nun heißt es in Art. 2.: 

„Sol die feftgefegte Prämie in einer einzigen 
Summe entrichtet werben, fo tritt die Berfiche- 
rung erft nach gejchehener Zahlung in Kraft. 

Wird eine jährliche Prämienzahlung feftgeftellt, 
fo tritt die Verſicherung erft nach ftattgehabter 
Zahlung der erften Jahresprämie, welche im Bor: 
aus entrichtet werben muß, in Kraft; — bie 
nachfolgenden Prämien müffen jährlich, ebenfalls 
im Boraus am nämlichen Tage, wie die erfte, oder 
fpäteftens binneh Monatsfrift entrichtet werben. 

Auf Verlangen des Berficherten fann die Prä- 
mie in halbjährigen und felbft in vierteljährigen 
Terminen entrichtet werden.” ꝛc. 
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Hiernach tritt alſo die Verſicherung nicht ſchon 
durch den Abſchluß des Verſicherungsvertrags in 
Kraft, ſondern es gehört hierzu noch die erfolgte Zah- 
lung der erften Jahresprämie, mag biefe nun in un- 
getheilter Summe oder in halb» oder vierteljährigen 
Raten zu entrichten fein. 

Wenn nun in Art. 3. unter den bafelbft gedachten 
Borausfegungen von einer Annullation der Ber- 
fiherung bie Rebe ift, fo wird dabei felbftverftändlich 
vorausgeſetzt, daß die Verficherung wirklich befteht 
und in Kraft getreten, daß mithin die erfte Jahres» 
prämie voll eingezahlt ift. 

Weiter ift weder in Art. 1. noch in Art. 2. für 
die Einzahlung der erften Jahresprämie, beziehentlich 
der erften Rate derjelben eine beftimmte Frift feftge- 
jet; es ift vielmehr, und zwar lediglich zu Gunften 
des Verfichernden, nur rüdfichtlich der nachfolgenden 
Prämienzahlungen eine ſolche beftimmt. Hieraus 
folgt, daß die Dispofition in Art. 3., wornach bei 
nicht erfolgender Prämienzahlung innerhalb Monats- 
feift vom Verfalltage an gerechnet Annullation ber 
Berficherung eintritt, nicht fowohl auf die erfte Prä- 
mienzahlung, fondern vielmehr auf die nach einem 
einjährigen Beftehen des Berficherungsvertrags fpäter 
fällig werdenden Prämienzahlungen fich bezieht, und 
daß mithin die nicht erfolgende Zahlung der erften 
Jahresprämie eine Annullation der Berficherung 
feineswegs zur Folge hat. 

Hierzu fommt, daß Bellagter nad) Ausweis des 
von ihm geftändigermaßen unterzeichneten Berfiches 
rungsantragse Bl. — die Klägerin ausprüdlich er 
mädhtigt hat, die vereinbarte Jahresprämie von 
858 Francs gegen eine von ihrem Director ausges 
ftellte und von einem ber Verwaltungsräthe vifitte 
Anweifung fofort, nach Gutheißung des Verfiherungs« 
antrags, einziehen zu laffen. 

Die Aufnahme diefer Ermächtigung in den Ver— 
fiherungsantrag würde widerfinnig fein und der Dies 
pofition in Art. 3. der allgemeinen Bedingungen 
direct zumiberlaufen, wenn ber lehtere e8 in das Be- 
lieben des Verſichernden hätte ftellen wollen, durch 
Nichtzahlung fehon der erſten Jahresprämie einfeitig 
die Aufhebung des Verficherungsvertrags herbeiführen 
zu fönnen. 

Nach dieſen Ausführungen bedarf die gegebene 
Entfcheidung Feiner befonderen eingehenderen Recht: 
fertigung. 

Es genügt darauf hinzumweifen, daß nachdem Be- 
Flagter bei den Einlaffungspunften 22. und 23. Bl. — 
die Unterzeichnung des Originals der Klagbeifuge D. 
DI. — mit feiner Namensunterfchrift zugeftanden, 
alle übrigen Klaganführungen aber in's Leugnen ges 
ftellt hat, die Entfcheidung der Sache von dem über 





bie letzteren, infoweit fie nach dem Obigen überhaupt 
noch als weſentlich fich darftellen, angetragenen, vom 
Beflagten Bl. — zurüdgegebenen Eide abhängig zu 
machen war. 

Daß man in diefen Eid, welcher von den nad) 
DI. — zur Vertretung der Klägerin berechtigten 
Director und deſſen Stellvertreter und zwar rüdficht- 
lich derjenigen Thatfachen, bei denen derſelbe nicht 
perfönlih concurrirt hat, felbftverftändlih nur de 
eredulitate zu leiften fein wird, bie bezüglich der 
Gefchäftsüblichkeit der geforderten Koften und Spejen 
und des Zinfenzufchlags im Falle halb» oder viertel- 
jährlicher Zahlung der Prämie gemachten Anführuns 
gen nicht aufgenommen und ber Klägerin neben ber 
Thatfache der in diefen Beziehungen getroffenen Ber- 
einbarungen nicht auch deren eidliche Erhärtung nadh- 
gelaffen hat, rechtfertigt fi) durch die Erwägung, daß 
nad $. 28. des bürgerlichen Geſetzbuchs Gewohn⸗ 
heiten nur infoweit zu berüdfichtigen find, als anzu- 
nehmen ift, daß die Betheiligten das in gleichartigen 
Fällen gewöhnliche beobachten wollen, im vorliegen» 
den Falle aber einer derartigen Annahme fchon der 
Umftand entgegenfteht, daß Klägerin mit feinem 
Worte ſich darauf bezogen hat, es fei dem Beklagten 
diefe Gewohnheit befannt gewejen. Hat er aber in 
MWirklichfeit von der Eriftenz einer derartigen Ge— 
wohnbeit Kenntniß nicht gehabt, fo fehlt e8 an jeder 
Vorausfegung zu der Annahme, als habe er bei Ab- 
ſchluß des Vertrags diefelbe auch für ſich ald maaf-» 
gebend anerkennen wollen. 

Endlich ift zu gebenfen, daß man unterlaffen hat, 
das relatum auch auf die von ber Klägerin Bl. — 
behauptete Zuficherung ber Gewährung einer Koften- 
vergütung von 15 Franes mit zu erftreden, da dieſelbe 
nad) der von der Klägerin gegebenen Sachdarftellung 
der Unterzeichnung des BVerficherungsantrags Seiten 
des Bellagten vorausgegangen, und fchon in diefem 
legteren Momente fein Einverftändnig mit der an 
ihn geftellten Anforderung, bei Abfchluß des Ber- 
fiherungsvertrags der Klägerin den beregten Koften- 
beitrag zu vergüten, zu erbliden ift. —“ 

Gegen dieje Entſcheidung appellirten beide Theile; 
Klägerin, weil fie die unbedingte Verurtheilung bes 
Beflagten, infolge der von ihm zugeftandenen Boll: 
siehung der Klagbeifuge D. in Gemeinfchaft mit dem 
Devollmächtigten der Klägerin, verlangte; Bellagter, 
weil er die Abweifung der Klage erftrebte. 

Das Königliche Appellationsgericht zu 
Zwidau beftätigte jevocdh unterm 8. Juni 1869 die 
erite Entſcheidung in der Hauptfache, indem baffelbe 
nur, auf die Appellation des Beklagten, dieſen für 
den Ball, daß die Klägerin den wegen der Mitthei— 
lung von der Verbindlichkeit des Berficherten 15 Bere. 
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Bolicefoften zu zahlen, von ihr zu leiftenden Eid nicht 
leiften follte, in Anfehung dieſer 15 Francs von der 
Klage freifprah und diesfalls auch auf Koftencom- 
penfation erfannte. 

Entfheidungsgründe: 

„A. Zur Appellation des Beklagten. 

Man ſtimmt mit der vorigen Inftanz darin übers 
ein, daß bie vorliegende Klage volllommen ftatthaft 
und fchlüffig begründet ift, und es fann daher dem 
auf deren Abweifung gerichteten Beichwerbeantrage 
bed Beflagten Bl. — nicht ftattgegeben werben. Zu 
Rechtfertigung diefer Entſcheidung bemerft Man aus 
Anlaß des von dem Bellagten in der Deductiond- 
ſchrift Bl. — flg. Borgebrachten im Anſchluß an die 
dem vorigen Erfenntniffe beigefügten Gründe Bl.—flg., 
denen im Wefentlichen beigupflichten, noch Folgendes: 

Der Bellagte hat bei den Einlafjungspunften 12a. 
20. 22. und 23. Bl. — nicht nur zugeftanden, daß 
er bei einem von £. am 17. September 1867 gemadh- 
ten Befuche das ihm von denfelben vorgelegte Origi- 
nal der Klagbeifuge unter D. Bl. — auf erfolgtes 
Durchlefen deſſelben mit feinem Namen: N. N. unter 
zeichnet und fodann dem genannten £. eingehändigt 
babe, fondern er bat auch diefe Klagbeifuge ihrem 
gefammten Inhalte nah Bl. — ausdrüͤcklich aner- 
fannt. 

Inhalts der gedachten Urkunde hat nun der Bes 
klagte bei der Geſellſchaft N.R. zu R. auf fein Leben 
die Verficherung von 20,000 Franc zahlbar den 
17. September 1887 an ihn felbft oder im Falle 
feines Ablebensd drei Monate nad) feinem Tode an 
feine Erben oder an die von ihm in der Police bes 
zeichnete Perſon beantragt und für dieſe Verficherung 
der Geſellſchaft, gemäß deren Tarif, eine jährliche, in 
balbjährigen Raten praenumerando zu entrichtende 
Prämie von 858 Franfs zu zahlen fich verpflichtet, 
nicht minder die Gejellfchaft ermächtigt, die genannte 
Prämie gegen eine von deren Director ausgeftellte 
und von einem ber VBerwaltungsräthe vifirte Anmwei- 
fung fofort, nach Gutheißung diefes Verficherungsan- 
trags, einziehen zu laffen: auch hat gleichzeitig der 
oben gebachte X. erflärt, daß er diefen Antrag des 
Beklagten, vorbehältlich der Genehmigung der Ge: 
ſellſchaft, annehme. 

Hat nun, wie in der Klage Bl. — flg. weiter 
behauptet wird, die Klägerin diefen Verficherungsans 
trag angenommen und eine bemfelben entſprechende 
Police ausfertigen und durch ihren Director und 
ein Mitglied des Berwaltungsrathes vollziehen laffen; 
it fodann diefe Police an den zum Generalbe— 
vollmächtigten der Klägerin im Königreihe Sachſen 
beftellten Kaufmann N. N. in N. gelangt und von 
demfelben Anfangs October 1867 an den Bellagten 





mit der Aufforderung, die halbjährige Prämie fammt 
Zinfen und Spejen einzufenden, abgejendet worden, 
hat auch endlich der Bellagte die gedachte Police am 
T. October 1867 erhalten und angenommen; fo ift, 
die Wahrheit diefer Klagbehauptungen vorausgefegt, 
— als worüber, da foldhe der Beflagte bei den Ein- 
laflungspunften 29, bis 45. Bl. — flg. geleugnet hat, 
der der Klägerin Bl. — zurüdgegebene Eid zu ent 
jcheiden hat — als in ausreichender rechtlicher Ge- 
wißheit beruhend anzufehen, daß die Klägerin auf 
den Berficherungsantrag des Beflagten eingegangen 
ift und denjelben genehmigt hat, hiermit aber für den 
Beklagten dur den Empfang der Police die Ver— 
pflichtung erwachien, die erfte halbjährige Prämien- 
rate und nunmehr auch die inmittelft fällig gewordene 
zweite Rate zu bezahlen, und er fann fich diefer Ver— 
pflihtung nicht durch den Einwand entfchlagen, daf 
er jeinen Verſicherungsantrag fpäter zurüdgezogen 
habe. 

Denn mit der Ausfertigung der Police Seiten ber 
Klägerin und deren Aushändigung an ben Bellagten 
iſt der Verficherungsvertrag endgültig zu Stande ge- 
fommen; und da ein folcher Vertrag ein vollfommen 
gültiges und verbindliches Geſchaͤft ift, bei welchem 
Leiftung und Gegenleiftung lediglich nach dem Willen 
der Gontrahenten beftimmt wird, fo ift ed auch feinem 
Theile erlaubt, einfeitig und ohne Zuftimmung des 
andern Theild von dem Vertrage zurüdzutreten, jofern 
er nicht dazu nad) einzelnen in denſelben aufgenom— 
menen Beitimmungen ermächtigt if. 

Nun hält fi zwar aud) der Beflagte auf Grund 
des Art. 3. der Bedingungen, unter welchen die 
Klägerin Verfiherungen annimmt, für berechtigt, den 
Antrag auf Berficherung feines Lebens bei derfelben 
auch jept noch zuruͤckzuziehen, und dadurch feiner Ber- 
pflihtung au Bezahlung der erften Jahresprämie ſich 
zu entheben. Allein der nurerwähnte Artikel und die 
in foldem enthaltenen Beftimmungen find nicht auf 
die bei Abſchluß des Vertrags praenumerando zu 
entrichtende erfte Jahresprämie zu beziehen, fondern 
betreffen blos den Fall, daß die Verficherung bereits 
länger als ein Jahr in Kraft beftanden und ber Ber: 
fiherte Prämien eingezahlt hat, und nur in dieſem 
Falle gewähren fie dem Berficherten das Recht, weitere 
Prämienzahlungen zu beanftanden und ſich dadurch 
ber ferneren Verficherung mit der Wirfung zu ent- 
fhlagen, daß die von ihm eingezahlten Prämien, wenn 
er fie nicht länger ald auf drei Jahre berichtigt hat, 
in das Eigenthum der Klägerin übergehen. 

Nur in diefem Falle fol der Vertrag als annullirt 
betrachtet werden, nicht aber im vorliegenden, wo es 
fih um die erfte Jahresprämie handelt, rüdjichtlich 
welcher der Beklagte, indem er den Berficherungsan- 
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trag ftellte und berfelbe Seiten der Klägerin ange- 
nommen wurde, feinen Bertragswillen deutlich und 
in einer Weife kundgegeben hat, daß er ſich der Ent» 
richtung derſelben durch feinen einfeitigen Rücktritt 
vom Bertrage nicht entfchlagen kann. 

Denn ift auch zugugeben, daß derjenige, welcher 
auf Lebenszeit oder auf eine beftimmte Zeitdauer ver- 
fichert, nicht die Abficht haben müfle, lebenslänglich 
oder auf die feftgefegte Zeitbauer die Prämien regel 
mäßig zu bezahlen, fo belegt ec doch dadurch, daß er 
verfichert, thatfächlich die Abficht, fein Leben auf die 
durch die erfte Prämienzahlung geficherte Frift zu ver- 
fihern, und er muß daher auch die erfte Prämienzah- 
fung entrichten. 

Dem Allen zu Folge war auf des Beflagten Be- 
rufung das erftinftanzliche Erfenninig in der Haupt- 
fache zu betätigen, nur war demſelben in theilmeifer 
Beachtung der zweiten Beichwerbe die in das vor« 
ftehende Urthel aufgenommene Erläuterung beizufügen. 

Denn follten Seiten der Klägerin zwar die der— 
felben Bl. — flg. auferlegten Relateide geleiftet wer⸗ 
den, nicht aber auch der Bl. — erkannte Eid, fo ift 
ber Beflagte nach Höhe von 15 Franes von der er- 
hobenen Klage zu entbinden und loszuzählen und für 
diefen Fall wegen der von der Klägerin verhangenen 
Zuvielforderung auf Compenfation der Proceßkoften 
zu erfennen. 

B. Zur Appellation der Klägerin. 

Wie bereitd oben erwähnt wurde, hat der Bes 
klagte bei den Einlaffungspunften 29. bis 45. die auf 
den Eid geftellten Klagbehauptungen unter Rüdgabe 
des Eides geleugnet und es fann mithin, ba deren 
Bewahrheitung, wie gleichfalls gezeigt worden ift, zu 
Begründung des von der Klägerin erhobenen An— 
ſpruchs auf Entrichtung der erften Jahresprämie un- 
bedingt erforderlich ift, eine unbebingte Verurtheilung 
des Bellagten wie die Klägerin bei ihrer zweiten Bes 
ſchwerde Bl. — beantragt, nicht Platz ergreifen. 

Aber auch der der Klägerin BI. — auferlegte 
Relateid kann nicht in Wegfall gebracht werben. 

Denn der Bellagte hat die in diefem Eide ent- 
haltenen Klagbehauptungen bei dem Einlaffungspunf- 
ten 14. 15. 17. 18. und 19. Bl. — fig. ebenfalls 
geleugnet und feine Berbindlichfeit zu Berichtigung 
der mitgeforderten 15 Franes an Policefoften und 
Stempel beftritten.” — 

Auch gegen dieſes Erfenntniß appellirten beide 
Parteien und es erfannte nun das Königl. Ober- 
appellationsgericht zu Dresden unterm 18. Sep» 
tember 1869: 

„Die Hauptfache anlangend, ift es, mit alleiniger 
Ausnahme deffen, was Bl. — hinfichtlich der Koſten 
des Bl. — vom Bellagten eingewendeten Rechts— 
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mitteld erfannt worben, als wobei ed beiwendet, bei 
dem gedachten Urthel und foweit durch daſſelbe ber 
Beſcheid BI. — flg. beftätigt worden, auch bei dieſem 
Beſcheide, nicht zu laflen; fondern es iſt Beflagter 
die geflagten 15 France Koften fammt Berzugszinfen 
zu 5 Procent jährlih vom Tage der behändigten 
Klage, alfo vom 10. September 1868 an oder, nad 
feiner Wahl den bei Umrechnung diefer Beträge in 
Münzforten des 30 Thalerfußes fich ergebenden Bes 
trag, der Klägerin zu bezahlen ſchuldig; es hat aber 
im Uebrigen der Klägerin Suchen angebrachtermaaßen 
nicht Statt.” 

Diefe Entfcheidung wurde folgendermaaßen ınoti- 
virt: 

„Rad den das Weſen des Verficherungsvertrags 
fennzeichnenden allgemeinen Grundfägen 

Mittermaier, Orundfäge des gem. beutichen 
Privatrechts, 5. Ausg. Abth. 2. $. 302. ©. 686. 
W. Pöhls, Darftellung des gem. deutſchen Han- 
belörechts, 4. Band, Abth. 2. 8. 637. ©. 477. 
Hillebrand, Lehrbuch des gem. deutſchen Han— 

delsrehts, 2. Aufl. $. 158. S. 598. 
wirb zwifchen dem Berficherer und dem Verficherungs- 
nehmer feineswegs eine gegenfeitige Haftung in ber 
Weife begründet, daß der Verficherer gegen die Er 
flärung feiner Bereitwilligfeit, das verficherte Rififo, 
eintretenden Falls, tragen zu wollen, die Berechtigung 
erlangte, den Berficherungsnehmer zur Zahlung ber 
ausgeworfenen Prämie anzuhalten; es übernimmt 
vielmehr lediglich der Verſicherer die Verpflichtung, 
gegen die mit Rüdficht auf ven Fall des Eintritts des 
bei der Verficherung vorgefehenen Ereignifies und mit 
Rüdficht auf die hierdurch dem Verficherer drohende 
Gefahr bemeffene Prämienzahlung, die Verſicherungs⸗ 
ſumme dem Berficherten zu vergüten. Leßterer ift es, 
welcher fich gegenüber einem gefürchteten Ereigniffe, 
durch die Ableitung der Gefahr auf ven Verficherer, 
Sicherheit und Beruhigung zu verjchaffen fucht; will 
er diefe Sicherheit und Beruhigung nicht ferner haben, 
fo fteht e8 ihm, dafern nicht ganz befondere Berein- 
barungen etwas Anderes feftftellen, jederzeit frei, dieſe 
Vortheile aufzugeben; der Verficherer feinerjeits wird 
hierdurch von der Haftung für die übernommene 
Gefahr befreit — eine jelbftftändige Berechtigung 
aber, den Berficherungsnehmer zu nöthigen, daß er 
trogdem noch die Prämie zahle, für ein Rifiko, 
welches für den Verficherer nicht mehr vor— 
handen ift, läßt ſich nach allgemeinen Grundfägen 
rechtlich nicht begründen. 

Im vorliegenden Falle ift eine befondere Berab- 
redung des vorgedachten Inhaltd von der Hagenden 
Verfiherungsgefellichaft nicht in Bezug genommen 
worden. Die fpeciellen Vereinbarungen der Parteien, 


welche gegenwärtig in Betracht zu fommen haben, 
finden fich nach der eigenen Darftellung der Klägerin 
in der Klagbeifuge D. (Bl. —), dem vom Bellagten 
geftänblich (Einl. Bunft 20. 22. 23. und in der An— 
merfung zum 24. Einl. Punkte) an die Klägerin ge- 
richteten Berficherungsantrage. Darnach — Art. 2. 
ber Bl. — enthaltenen „allgemeinen Bedingungen‘ — 
joll die Klägerin, wenn jährlihe Prämienzahlung 
feftgeftellt worden ift, überhaupt erft dann aus ber 
Verſicherung verbindlid; werden, wenn bie erfte Jah« 
reöprämie — und um dieſe handelt es fich im gegen» 
wärtigen Proceſſe — bezahlt if. Diefe Zahlung ift 
die Bedingung, mit deren Eintritt erft die rechtliche 
Wirfung des BVerficherungsvertrages beginnen foll. 
Der Genuß der erften Jahresprämie ift es, von wel- 
chem die Klägerin den Eintritt ihrer Verpflichtung 
zur Uebernahme des verficherten Rififos abhängig ge 
macht hat; davon, daß Klägerin von Genehmigung 
des Verficherungsantrages ihrerfeitd an oder von Aus- 
ftellung und Uebereignung einer auf biefen Antrag 
gegründeten Police an den Beflagten, habe die Ge 
fahr der Verſicherung übernehmen wollen, ift nad 
den Beftimmungen Bl. —, auf welchen, wie im Ein 
gange des Verficherungsantrags BI. — ausbrüdlic 
bemerft ift, diefer ganze Antrag ruht, nicht die Rebe. 
Nun aber ift Feine gefegliche Vorſchrift vorhanden, 
auf weldye hin die Klägerin dem Bellagten anfinnen 
fönnte, die fraglihe Prämienzahlung vorzunehmen, 
lediglich um die Bedingung, von welcher ihre Ber 
bindlichfeit abhängt, zu erfüllen und dadurch das 
Eintreten derjenigen Vorausſetzungen herbeizuführen, 
ohne welche eine Berechtigung ihrerſeits auf Die ges 
forderte Prämie nicht gedacht werben fann. 

Wenn nun die Klägerin auf weitere Abmachun— 
gen zwifchen ihr und Bellagtem, wornach derſelbe ſich 
verpflichtet hätte, in jevem Falle und felbft ohne daß 
es zur Wirkſamkeit der gerade den Zwed der Ber 
fiherung bildenden Haftung der Klägerin fäme, bie 
erfte Jahresprämie zu zahlen, ſich nicht bezogen hat, 
fo ift auch nicht abzufehen, wie diefelbe auf die jept 
vorliegenden Beftimmungen in der Klagbeifuge D. 
hin, den Bellagten, welcher BI. — flg. mit hinreichen: 
der Beitimmtheit erflärt hat, wie er die Zahlung der 
erften Jahresprämie unterlaffen habe, beziehentlich ab⸗ 
lehne, weil er von dem Inkrafttreten der Haftung der 
Klägerin abfehe, zur Zahlung dieſer Jahresprämie 
gehalten erachten will. Es wird auch hieran dadurch 
nichtd geändert, daß ben ferneren Bedingungen in 
Art. 2. der „Allgemeinen Bedingungen“ gemäß bie 
Zahlung der Jahresprämie dem Beklagten in zwei 
halbjährlichen gleichen, in Voraus zahlbaren Raten 
verwilligt worden ift; denn nad dem Zujammen- 
hange der Beftimmungen im angezogenen Artifel 





handelt es fich bei diefen Raten nur um eine bezüg- 
lih der Zahlung dem Bellagten gewährte Erleichte- 
rung, neben welcher aber die an die Zahlung ber 
eriten Jahresprämie überhaupt gefnüpfte Bedingung 
in Kraft geblieben ift. 

Die in dem Verficherungsantrage unter D. Bl. — 
für die Klägerin enthaltene Ermächtigung, die Prämie 
gegen eine vom Director der Gefelljchaft ausgeftellte 
und von einem ber VBerwaltungsräthe vifirte Anwei- 
fung fofort, nach Gutheißung des Antrages einziehen 
zu laffen, muß im Zufammenhange mit der obenge- 
dachten Beftimmung in Art. 2. Bl. — verftanden 
werben; denn auch dieſe Beftimmung ift im Eingange 
des Antrages Bl. — ausprüdlich als eine foldhe ber 
zeichnet worben, welche für die auf den Antrag hin 
einzugehende Verficherung maaßgebend fein folle. In 
diefem Zufammenhange aber fann die fragliche Er- 
mäcdtigung nur dahin verftanden werben, daß Be- 
flagter, foweit er durch Zahlung der erften Jahres- 
prämie den Eintritt der Haftung der Klägerin aus 
der Verſicherung herbeizuführen gemeint fei, formell, 
mit der Art der Einhebung der Prämie auf dem 
DI. — bezeichneten Wege einer Anweifung einver- 
ftanden fei. 

Es erjcheint allerdings nicht ausgefchloffen, daß 
auf Grund des Inhalts der, wie Klägerin Bl. — 
behauptet, von ihr ausgeftellten, auch dem Bellagten 
übermittelten und von diefem in Empfang genomme- 
nen Police, nah Umftänden auch auf Grund ber 
Gefellichaftsftatuten, eine von ber vorftehend darge: 
legten Auffaffung abweichende, der Klägerin günftige 
Anſchauung Platz ergreifen und insbeſondere zu ber 
Annahme gelangt werben fönnte, daß Bellagter durch 
Annahme des Berfiherungsdocuments ſich thatfächlich 
mit der feinerfeitS zu bewirfenden Zahlung ber jetzt 
geforderten Prämie einverftanden erflärt habe. Allein 
in dieſer Beziehung fehlt e8 der gegenwärtig vor- 
liegenden Klage an jeder thatfächlichen Begründung, 
denn nah Bl. — fann nur angenommen werben, 
daß die dem Beflagten übermittelte Police ihrem 
Inhalte nach auf den im Verficherungsantrage ge 
dachten Beftimmungen berube, da im Uebrigen weder 
Police, noch die einfchlagenden Statuten-Beftimmun- 
gen im Originale oder in Abfchrift oder fonft ihrem 
fpeeiellen Inhalte nah von der Klägerin in Bezug 
genommen worden find. 

Wenn nun Bl. — flg. Bellagter ſchon von Haus 
aus die Abweifung der Klage beantragt, biefen An- 
trag Bl. — durch das gegen den Befcheid ergriffene 
Rechtsmittel aufrecht erhalten hat und auch durch 
die jegt eingewendete Berufung Bl. — noch aufrecht 
erhält, fo mußte, was die geflagte Prämie nebft Zin- 
fen betrifft, dem Antrage Bellagtens entfprechend, in⸗ 
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fowweit gegenwärtig die Abweifung der fchläffig nicht 
begründeten Klage in der angebrachten Maafe aus« 
gefprochen werben. 

Anders verhält es fich mit dem wegen Koften der 
Berfiherung geflagten Betrage von 15 Francs nebft 
Zinfen. Nach der Faffung der geftändlich vom Bes 
klagten vollgogenen oben näher erwähnten Klagbei- 
fuge D. und dem Hergange bei deren Austellung 
(Einl. Punkt 20. 22. 23. und Anmerkung zu Einl. 
Punkt 24.) ift vertragsmäßig zwifchen dem Vertreter 
der Klägerin und Bellagtem wegen diefer Koften ein 
vom Leptern zu gewährendes — an ſich ald unange- 
meflen nicht erfcheinendes — Baufchquantum von 
15 Francs feftgefegt, hierdurch aber der Klägerin die 
weitere Begründung und Quantificirung des frag- 
lichen Koftenbetrags erlafien worden. E8 bedarf fei- 
ner näheren Darlegung, daß Bellagter dadurch, daß 
er ed in feinem Interefje findet, daß feinem Verfiche- 
rungsantrage feine weitere Folge gegeben werde, ſich 
ber vertragsmäßigen Verbindlichkeit zur Gewährung 
des fraglichen Baufchquanti nicht entfchütten kann. 
Klägerin hat aber ihrerfeitd von Haus aus den von 
ihr auch jet noch feftgehaltenen Antrag geftelt BI. —, 
daß wegen bed ganzen geflagten Betrages, des Be— 
klagten unbedingte Berurtheilung erfolge. Wenn nun 
ſchon diefem Suchen hinſichtlich der geflagten Prämie 
fammt Zinfen gegenwärtig wegen Unfchlüffigfeit ber 
Klage infolge der Berufung Bellagtens nicht Statt 
gegeben werben Fonnte, jo war doch auf der Klägerin 
Berufung für dieſelbe wenigitens infoweit Abhülfe zu 
gewähren, ald wegen des oftgebachten Koftenbetrages 
unter Wegfall des Eides, von deſſen Leiftung bisher 
die Entfcheidung in diefem Punkte abhängig gemacht 
worden, da nad dem oben Geſagten der Eid uns 
nöthig erfcheint, unbebingte Verurtheilung auszu- 
fprehen war. Doc konnten hierbei die geforderten 
BVerzugszinfen erft vom Tage ber behändigten Alage 
an zugefprochen werben, ba erft durch diefe Behän- 
digung ein legaler Grund für den Beginn des Ber- 
zuges gegeben erſcheint. Die Bl. — gedachte, von 
dem an biefer Actenftelle gedachten N. N. angeblich 
an Bellagten gerichtete Aufforderung zur Zahlung 
fann ihrem Inhalte nach als eine Seiten der Klägerin 
bewirkte Mahnung nicht gelten. — 

Auf nochmalige Appellation der Klägerin ftellte 
das Königl. Oberappellationsgericht in vierter 
Inſtanz unterm 8. Januar 1870 binfichtlich der ge- 
forderten 858 Franc Prämie das Erfenntnif der 
zweiten Inftanz wieder her aus folgenden Gründen: 

„Soviel die von der Klägerin mitgeforberten 
15 Frances Policefoften anlangt, fo ift nunmehr 
rechtöfräftig entjchieden, daß Beflagter diefen Betrag 
nebit Verzugszinfen von der Behändigung der Klage 
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an, der Klägerin unbedingt zu bezahlen fchulbig, 
und daher auf diefen Punkt, wodurch fi der BI. — 
erfannte Relateid erledigt, nicht weiter zurüdzufommen. 

Infofern aber der Klägerin gegenwärtige Appella- 
tion BI. — gegen bie in voriger Inftanz erfolgte Ab⸗ 
weifung ihres Rlaggefuchs in Betreff der geforderten 
858 Franc BVerficherungsprämie nebft Verzugszinſen 
vom 8. October 1867 gerichtet erfcheint, hat man bie- 
felbe für begründet zu erachten gehabt. 

Zwar kann man ſich den von ber vorigen Inftanz 
DL. — flg. entwidelten allgemeinen Anfichten über das 
Weſen des Verficherungsvertrags unbedenklih an— 
fchließen, allein Man hält dafür, daß diefelben auf 
den vorliegenden Ball, nach deſſen befonderer Geſtal⸗ 
tung, feine Anwendung leiden. 

In $. 2. der „allgemeinen Bedingungen” Bl. —, 
denen fich Bellagter in dem zugeftändlich von ihm 
ausgegangenen und von ihm vollzogenen Berfiche- 
rungövertrage Bl. — unterworfen hat, ift ausbrüdlich 
beftimmt, daß bei feitgefegter jährliher Prämien» 
zahlung — welcher Fall vorliegt — die erfte Jahres⸗ 
prämie im Voraus entrichtet werden müfle. Bes 
klagter hat'auch demgemäß in feinem Antrage Bl. — 
noch befonders erklärt, daß er die Klägerin er mäch— 
tige, die ausgeworfene praenumerando zu zahlende 
Prämie der 858 Frances fofort nah Gutheißung 
feines Antrags von ihm einziehen zu laflen — eine 
Erklärung, welche keineswegs als ein blos formelleg, 
auf die Modalität der Einziehung der Prämie fich 
beziehendes oder darauf befchränftes Einverftänpniß 
aufgefaßt werben fann. 

Die Zahlbarfeit diefer erften Jahresprämie, um 
die es fich im gegenwärtigen Rechtöftreite allein han- 
delt, kann hiernach — vorausgefegt, daß die Klägerin 
den gedachten Verfiherungsantrag des Beflagten ans 
genommen hat, was in der Klage des Näheren be 
hauptet worden und auf dem erfannten Relateive 
BI. — fig. beruht — an ſich einem Zweifel nicht 
unterliegen. 

Es wird nun aber auch nach der Anficht der jepi- 
gen Inſtanz an ber besfallfigen Verbindlichkeit des 
Beklagten dadurch etwas nicht geändert, daß nad 
$. 2. der „allgemeinen Bedingungen” die Berfiche- 
rung erft nach der Zahlung der erften Jahresprämie 
hat in Kraft treten, oder mit andern Worten, die 
Verpflichtung zur Gewährung der Berficherungsfumme 
nicht eher auf die Klägerin hat übergehen follen, be— 
vor nicht die erfte Jahresprämie wirklich gezahlt 
worden. Denn diefer Beftimmung ift offenbar nicht 
der Sinn unterzulegen, daß ed dem einjeitigen Bes 
lieben des Bellagten, als des die Verficherung bean- 


tragenden Theiles, überlaffen bleibe, ob er die In— 
frafttretung der Verficherung durch die Zahlung ber 
erften Jahresprämie herbeiführen wolle, fondern fie 
hat feine andere Bedeutung als die, daß ber Antrag- 
ſteller mit der ihm obliegenden Leiſtung der Zahlung 
ber erften Jahresprämie der Gegenleiftung ber 
Verfiherungsgefellfhaft — welche übrigens im 
vorliegenden Falle nicht in der Uebernahme des bloßen 
Riſtko wegen eines von dem Verficherten als möglich 
befürdhteten Vermögensverluftes, fondern in der Ueber⸗ 
nahme der an fich gewiflen und nur in Anfehung der 
Zeit des Eintritts unbeftimmten Verpflichtung zur 
Gewährung der Berficherungsfumme befteht — vor⸗ 
anzugehen habe. Indem fi) daher der Beflagte 
in feinem Antrage zur Erfüllung diefer Bebingung, 
und alfo zu einem Borangehen mit feiner Leiftung, 
anheifchig machte, gab er zugleich feinen Bertrags- 
willen dahin zu erfennen, daß der von ihm offerirte 
Vertrag auch wirkſam werden, oder, wie es in $. 2. 
der „allgemeinen Bedingungen” BI. — heißt, bie 
Berfiherung in Kraft treten folle, und wenn bie 
Klägerin diefen Antrag angenommen hat, fo ift Be 
Hagter an fein VBerfprechen vertragsmäßig gebunden 
und nicht mehr berechtigt, einfeitig und willführlich 
von feiner Zufage zurüdzutreten und durch Verweige⸗ 
rung der Zahlung der erften Jahresprämie die In— 
frafttretung des Vertrages, woran bie Klägerin ein 
rechtliches Intereſſe hat, felbft zu verhindern. 

Daß durch Beklagtens Zurüdtreten die Klägerin 
ebenfalls von der ihrerfeits übernommenen, oben be 
zeichneten Verbindlichkeit befreit werden würde, fann 
im gegenwärtigen Falle, wo es fich nicht um eine erfl 
fünftig zu leiftende, die Fortdauer bed Verſiche⸗ 
rungsvertrags bezwedende Zahlung, fondern um eine 
bereits fällig gewejene Forderung der Klägerin han 
delt, nicht in Betracht fommen, wie denn überhaupt 
auch nach allgemeinen Grundfägen die willkührliche 
Verzihtleiftung auf die contractliche Reiftung des Mit- 
contrahenten von ber Gewährung ber Gegenleiftung 
in der Regel nicht befreit, wenn ber legtere im 
Stande und bereit ift oder rechtzeitig war, die ihm 
obliegende Leiftung zu erfüllen, und derjelbe an der 
Annahme feiner Leiftung ein vechtliches Intereffe bat 
oder hatte. . 

Daß übrigens Bellagter feine Weigerung der 
Zahlung der libellirten erften Jahresprämie nicht 
durch Bezugnahme auf die von ihm bezeichnete Bes 
ftimmung in 8. 3. der „allgemeinen Beftimmungen“ 
rechtfertigen Fönne, ift bereit8 Bl. — und Bl. — ers 
fhöpfend dargelegt und auch von der vorigen Inftanz 
nicht bezweifelt worben. 





Redacteur: Bundes: Oberhandelsgerichtsratt Werner. 


Dffieln der Derlagshandlung. 


Wochenblatt 


— ir eh reis 
feinen jährlich > * —— 
== merkwürdige Hechtsfäle, 33% 
—— in actenmäßigen Darſtellungen rege 
—2 aus dem Gebiete der Justizpflege —— 
und verwaltung 
zunächſt für das — 
Königreich Sachſen. 
Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 
1870. 


JM 50. 


83, 


Können auch Theile einer gezahlten hypothekari⸗ 

fchen Forderung auf den Eigenthümer des ver: 

pfändeten Grundſtücks übertragen werben und ift 

der Inhaber einer an dem eignen Grundftüde 

erlangten Hypothek zu einer Rüdtrittserflärung 

betreffö diefer Hypothek berechtigt? — Zu 58.440. 
und 442. des bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Mitgetheilt von 
Herrin —r in ©. 


Der Befiper des Gutes K. beantragte bei ber 
Hypothefenbehörbe die Umfchreibung des von ihm auf 
ein Hypothelencapital von 7000 Thlen. —⸗ —⸗ an 
den Gläubiger gezahlten und von biefem quittirten 
Antheils von 1650 Thlen. — —⸗ auf feinen Namen 
und räumte zugleich der noch verbliebenen Summe 
von 5350 Thlen. — —⸗ den Borzug vor jenem 
Antheile ein, indem er um Berlautbarung fowohl der 
Umſchreibung als der Rüdtrittserflärung auf dem 
Folium des gedachten Gutes nachfuchte. 

Die Hypothefenbehörbe wies unter Bezugnahme 
auf ven in 8. 447. des bürgerlichen Geſetzbuchs aus⸗ 
gefprochenen, nad} der Anmerkung zu diefer Stelle im 
Eommentar von Siebenhaar und Siegmann, 
2. Aufl. Bo. 1. 8. 397. auf Fälle der vorliegenden 
Art anzuwendenden Grundfag, wonach für die Um- 
fhreibung einer Hypothek an den Befiger die voll» 
ftändige Zahlung der Forderung vorauszufegen fei, 
fowie, was jpeciell den gweiten Antrag anlangt, mit 
Rüdficht darauf, daß nach der Bemerkung zu 8. 442. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs im genannten Gommentar 
8. 895. a. €. die Abtretung des Borrechts rüdficht- 
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ich einer auf den igenthümer umgefchriebenen 
Hypothek überhaupt und an fidh nicht ftatthaft fei, 
beide Anträge zurüd. 

Auf erhobene Befchwerde wurde vom Königl. 
Juftizminifterium mittelt Berorbnung vom 22. 
Auguft 1870 die Hypothefenbehörbe angewiefen, bie 
BVerlautbarung der beantragten Umfchreibung ſowohl 
als der ausgefprochenen Rüdtrittderflärung vorzuneh⸗ 
men und waren hierzu folgende ausführliche Gründe 
gegeben: 

„Borberungen gehören zu den theilbaren Ber- 
mögensobjecten; denn ein jeber von den Theilen, in 
welche eine Forderung durch Bererbung auf Mehrere 
oder durch theilmeife Abtretung an einen Dritten ge⸗ 
fpalten wird, bleibt troß ber Abtrennung vom Ganzen 
ein Bermögensobject berfelben Gattung, welcher die 
ganze Forderung angehört hatte. Wenn es daher 
außer Zweifel beruht, daß die Beflimmung in 8.442. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs auch auf ſolche Forbe- 
rungen Anwendung zu leiden hat, welche urfprünglich 
Beftandiheile einer größeren Forderung waren, und 
nach der durch Geffton oder auf irgend einem andern 
Wege herbeigeführten Abtrennung von der Tepteren 
vom Schuldner an den Gläubiger bezahlt worden, 
fo vermag Man auch den Grund nicht aufzufinden, 
aus welchem die Umfchreibung des gezahlten Theile 
einer hypothefarifchen Forderung auf den Namen des 
Eigenthümers bes verpfändeten Grumbftüds im Grund« 
und Hypothefenbuche nicht fol fattfinden können. 
Die zum Belege für diefe Annahme BI. — angezogene 
Bemerkung in 

Siebenhaar’8 Eommentar zum bürgerl. Geſetz⸗ 
buche zu 447. dieſes Geſetzbuchs 

bezieht fi nur auf Forderungen, welche vermöge ber 

bei ihrer Begründung deshalb getroffenen vertrage« 
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mäßigen Abrede in beftimmten Terminen zu zahlen 
find. Um eine ſolche Forderung handelt es fich hier 
nicht und es bedarf daher auch feines Eingehens auf 
die Frage, unter welchen Borausfegungen eine wegen 
ber Zahlung in Terminen getroffene Abrede der An- 
wendung ber Beftimmung in $. 442. auf eine Theil- 
zahlung etwa entgegenftehen fönne. 

Die beantragte Umfchreibung des BI. — quitticten 
Forberungstheils auf den Stamm des Eigenthümers 
bed verpfändeten Grundſtücks ift demnach ftatthaft. 

Ebenfo fteht aber auch der Berlautbarung ber 
BI. — rüdfichtlich des gezahlten und auf den Grund» 
ftüdseigenthümer umgufchreibenden Forderungstheils 
ausgeſprochenen Rüdtrittserflärung im Grund» und 
Hypothekenbuch nad) der vom Minifterium gegen- 
wärtig gewonnenen Rechtsanficht ein Bedenken nicht 
entgegen. 

Die in 

Siebenhaar’8 ange. Commentar, 2. Ausg. 
©. 395 fg. und in 
defjelben Abhandlung in der Zeitfchrift für Rechts⸗ 
pflege und Verwaltung, N. 8. Band XXXI. 
©. 396. 
vertheidigte, in einem früher vorgefommenen Falle 
auch vom Juftizminifterium befolgte Annahme, daß 
die Abtretung des Vorrechts einer eingetragenen For⸗ 
derung nad dem Alter ohne gleichzeitige Abtretung 
der Forderung felbft in Betreff einer auf den Namen 
des Grundftüdseigenthümers umgefchriebenen Forde⸗ 
rung überhaupt nicht ftattfinden könne, beruht 
vergl. angez. Zeitfchrift a. a. O. ©. 396. und 
die Anm. 14. dafelbft 
auf der Erwägung, daß die auf den Namen bes 
Eigenthümers des Orundftüds umgefchriebene Hypo- 
thef, in Ermangelung einer Forderung, für welche 
das betreffende Grundftüd hafte, die in $. 440. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs erwähnte Abtretung des blo- 
ben Vorrechts dem Range nach aber ſich nur auf das 
Vorrecht der wirklichen Hypothefen beziehe. 

Nun hat zwar allerdings die Hypothel am eigenen 
Orundftüde die Natur der wirklichen Hypothef, das 
heißt, des für eine Forderung am Grundftüd des 
Schuldners beftehenden Pfandrechts, an und für fich 
nicht, da Niemand eine Forderung gegen fich felbft 
haben fann und demnach es an einer Forderung fehlt, 
für welche das Grundftüd haftet, ein Pfandredht 
aber nad allgemeinen Grundſaͤtzen die Eriftenz einer 
Forberung voraudfegt, für welche das Pfand haftet. 
Gleichwohl indeffen ift in $. 442. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs beftimmt, daß die eingetragene Forde- 
zung eined Dritten nach erfolgter Tilgung derfelben 
auf den Namen des Grundftüdseigenthümers umges 
fhrieben werden könne, und daß der Grundftüds- 





eigenthümer die auf feinen Namen umgefchriebene 
Forderung an Andere abzutreten das Recht habe. 
Das Gefep fingirt alfo in dem angegebenen Fall 
die Fortexiſtenz einer Forderung. If es nun auch 
theoretifch richtig, d. b. der im bürgerlichen Geſetzbuch 
zur Ausbildung gelangten und für die Auslegung der 
einzelnen Beftimmungen biefes Geſetzbuchs verwend⸗ 
baren Theorie entfprechend, wenn man der auf Grund 
von 8.442. Satz 1. deffelben fortbeftehenden Hypothef 
am eignen Grundftüd die Natur eines zur Sicher⸗ 
ftellung einer Forderung beftellten dinglichen Rechts 
abipricht, fo ift doch ebenfo unbeftreitbar, daß das 
Geſetz dasjenige Recht, welches der Grundftüdseigen- 
thümer in Betreff der Gebahrung mit feinem Grund⸗ 
ſtuͤck durch die Umfchreibung einer für einen Fremden 
darauf eingetragenen Hypothek erlangt, wie eine wirk« 
liche Hypothek betrachtet und behandelt wiffen will. 

Wenn dem aber fo ift, fo fehlt e8 auch an einem 
Grunde, der Beftimmung im $. 440. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Anwendbarkeit auf die Hypothef am 
eigenen Grundftüd abzufprechen. 

Daraus, daß im 2ten Sag von $. 442. ſpeciell 
nur von einem Rechte zur Abtretung der Forderung 
die Rebe ift, welches der Eigenthümer des Grunds 
ftüds im Kal der Umfchreibung derfelben auf feinen 
Namen habe, kann jo ohne Weiteres fein Argument 
für die Annahme hergeleitet werden, daß der Inhaber 
einer Hypothef am eignem Grundftüf nur das Recht 
zur Abtretung der Forderung felbft haben, von 
jedem andern Rechte dagegen, welches dem Inhaber 
einer auf dem Grundftüf eines Dritten haftenden 
Forderung zufteht, und folglich auch von der Füg— 
lichkeit ausgefchloffen fein fol, den bloßen Vorrang 
vor anderen, eingetragenen Hypothefen abzutreten. 
Allerdings enthalten die Beftimmungen in $. 442, 
nad) denen ber Eigenthümer des verpfändeten Grund- 
ftüds die für einen Anderen darauf eingetragene For⸗ 
derung nad ihrem Erlöjchen ald eine fortbeftehende 
Forderung auf feinen Namen umfchreiben laffen und 
dann an einen Dritten abtreten fann, eine Ausnahme 
von allgemeinen Rechtsgrundfägen. Allein das Ercep- 
tionelle diefer Beſtimmungen liegt im Wejentlichen 
nicht darin, daß eine trotz ihres Grlöfchens als fort 
beftehend zu betrachtende hypothekariſche Forderung 
für abtretbar erflärt wird, fondern darin, daß ber 
Fortbeftand einer erlofchenen Forderung als einer 
dem bisherigen Schuldner gegen fich felbft zuftehenden 
Forderung überhaupt fingirt und in Folge dieſer 
Fiction die für diefelbe am Grundſtück des Schulb- 
ners beftellte Hypothek formell, öffentlich, fortbefte- 
ben fann. 

Der zweite, auch der Faſſung nach felbftftändige 
Sag von $. 442. giebt in Verbindung mit $. 444. 





zunaͤchſt über den fachlichen Inhalt des Rechts Auf- 
ſchluß, welches der Eigenthümer durch die Umfchrei- 
bung ber Forderung auf feinen Namen im Hypothefen- 
buche erlangt. Es berührt dieſes Recht ausfchließlich 
das Berhältniß des Cigenthümers zu den Inhabern 
ber im Range nachftehenden Forderungen, die fonft 
auf feinem Grundftüd haften, und befteht darin, daß 
er in ber freien Verfügung über das durch das Er» 
löfchen der betreffenden Forderung für das Verhaͤltniß 
zwifchen ihm und deren bisherigem Inhaber außer 
Haftbarfeit getretene Eigenthum durch die Eriftenz 
nachftehender Hupothefen nicht gehindert ift, das 
Grundftüd alfo bis zum Belang der auf ihn umges 
fchriebenen Forderung durch einen auf letztere bezuͤg⸗ 
lichen Geffionsact an einen Dritten bergeftalt ver- 
pfänden fann, daß bie wirkliche Hypothek, welche 
dadurd; wiederum entfteht, denfelben Rang einnimmt, 
welchen die für die umgefchriebene, fictionsweife bes 
ftehend gebliebene Forderung beftellte und tharfächlich 
eingetragen gebliebene Hypothef gehabt hat. Eine 
wirfliche Abtretung der auf den Grunbftüdgeigen- 
thümer umgejchriebenen Forderung ift nicht möglich, 
da eine Forderung des Eigenthümers gegen ſich ſelbſt 
in Wirklichkeit nicht eriftiren fann. 

Wenn alfo das durch die Umfchreibung erlangte 
Recht vermittelft der Vornahme einer Abtretung aus- 
geübt werben follte, fo bedurfte es einer befonderen 
Beftimmung, welche der Beobachtung diefer Form 
die Wirkfamfeit der Belaftung des Orundftüds mit 
einer vor anderen Hypothelen dem Range nad) be» 
vorzugten Hypothek beilegt. Das Recht zur Abtre- 
tung der auf den Eigenthümer umgefchriebenen For⸗ 
derung mußte daher, wie im 2ten Sag von $. 442. 
geichehen, im Geſetz ausdrüdlich anerfannt werben. 

Mit der Abtretung bes bloßen VBorranges der 
für die umgefchriebene Forderung formell beftehen 
gebliebenen Hypothek vor anderen auf dem Grund» 
ftüd eingetragenen Hypothelen dagegen hat ed in die⸗ 
fer Beziehung eine andere Bewandtniß. 

Während die Forteriftenz der umgejchriebenen 
Forderung felbft auf einer bloßen Fiction beruht 
und eine folche Forberung an und für ſich nicht Ge— 
genftand einer Abtretung fein kann, bleibt die dafür 
beftellte Hypothet — das Pfandredt am Grund» 
ftüd, welches der die Forderung im Hypothelenbuch 
verlautbarende Eintrag im legteren mit ber dem 
Princip der Deffentlichfeit des Grund» und Hypothe⸗ 
fenbuch8 entfprechenden Wirkung zur äußern Erſchei⸗ 
nung bringt — thatfächlich beftehen. Diefe formell 
fortbeftehende Hypothek ift, wenn ihr auch die Natur 
einer Hypothek im eigentlichen Sinne des Wortes 
abgeht, doc) jedenfalls vorhanden, ihr Fortbeftand 
begreift für den Grundftüdseigenthümer ein Recht 
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in fi, welches, wie jebed andere Privatrecht) 
ein Bermögensobject bildet und auf welches dem 
Eigenthümer freiftehen muß, Verzicht zu leiften. 
Zweifellos ift er befugt, eine auf feinen Namen um⸗ 
geichriebene Forderung nachträglich im Hypothelen⸗ 
buch löfchen zu laflen. Da die umgefchriebene For⸗ 
derung in Wirklichfeit nicht mehr beftand, fo enthält 
eine Löfchung derfelben etwas Weiteres nicht, ald den 
Verzicht auf das Recht, das Grundftüd durch ben 
Gebraud der Form einer auf die fingirter Weife fort« 
beftehende Forderung bezüglichen Abtretung mit einer 
ben fpäter eingetragenen Hypothefen dem Range nach 
vorgehenden (wirklichen) Hypothek zu belaften. Die 
Abtretung ded Borrangs der uimgefchriebenen Hypothef 
an den Inhaber einer jpäter eingetragenen Hypothek 
aber ift ebenfalls nichts Anderes als ein folder Ver⸗ 
zicht, nur daß berfelbe nicht zu Gunften aller fpäte- 
ten Hypothefarier, fondern nur zu Ounften des einen 
von ihnen erflärt wird und wirffam fein fol. Die 
Form, in welcher ein foldher Verzicht dem einen 
fpäteren Hypothefarier gegenüber zu erfolgen habe; 
ergiebt fich aus dem Beftehenbleiben des auf die ums 
gefchriebene Forderung bezüglichen Eintrags im 
Hypothekenbuch, in Verbindung mit der formellen 
Vorſchrift in $. 440. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
ebenfo von felbft, wie fi darnach für einen ben 
fämmtlichen fpäteren Hypothefariern gegenüber zu bes 
wirfenden Berzicht auf das durch die Umfchreibung 
erlangte Recht die Form der Löfchung der umge- 
fhriebenen Forderung von ſelbſt verſteht. Wenn 
man alfo eine Löfchung der umgefchriebenen Hypothek 
für formell zuläffig zu achten hat, obwohl in $. 442. 
des bürgerlichen Gefegbuchs davon nicht die Rebe ift, 
fo fann man auch die Abtretung des bloßen Vorzugs⸗ 
rechts der umgefchriebenen Forderung nicht aus dem 
Grunde für unftatthaft anfehen, weil der 2te Sag 
von $. 442. nur von einer Abtretung der umgefchrie- 
benen Forderung ſelbſt jpricht. 

Die Abtretung der Forderung ift felbft in dieſem 
Fall ein Recht, welches der Eigenthümer durch bie 
Umfchreibung erlangt; die Abtretung des bloßen Bor- 
zugsrechts der Forderung dagegen fein Recht, ſondern 
ein theilweifer Verzicht auf jenes Recht, wie deren 
Löſchung ein völliger Verzicht auf daffelbe ift. 

Aus den Beftimmungen in $. 442. des bürger- 
lichen Gefegbuchs fann demnach die Unanwenbbarfeit 
der Vorfchrift in $. 440. auf Hypothefen am eignen 
Grundftüd nicht gefolgert werben. 

Ein ausdrüdliches Verbot der Anwendung biefer 
Vorſchrift auf folche uneigentliche Hypotheken enthält 
das bürgerliche Gefegbuch ebenfalld nicht, und da 
nun der Verzicht auf ein Recht, fofern nicht etwa, 
wovon bier feine Rede fein kann, die Rechte Dritter 
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baburch beeinträchtigt werben, niemals verwehrt fein 
fann, fo muß auch die Anwendbarkeit der Vorfchrift 
in $. 440. auf Hypothefen am eignen Grunbftüd 
anerkannt werden, fofern nicht die Natur der Sache 
zu der Annahme nötbigt, daß der Gefepgeber bei 
$. 440. nur Hypothefen an fremden Grundftüden 
vor Augen gehabt haben Fünne und die dortige Vor⸗ 
ſchrift nur für folche wirkliche oder eigentliche Hypo⸗ 
thefen habe geben wollen. 

Bei diefer Erwägung fann man nicht auf dies 
jenigen Rechtögrundfäge, auf denen ber theoretifche 
Sag beruht, daß die Hypothek am eignen Grundftüd 
feine Hypothek, d. h. feine Hypothek im eigentlichen 
Sinne des Wortes fei, alfo nicht darauf zurüdgehen, 
daß die Forderung, deren Accefforium die Hypothef 
urfprünglih war, erlofchen ift; denn die Hypothek 
ſoll eben nad) $. 442. des bürgerlichen Gefegbuchs 
mit ihrem urjprünglihen Range formell beftehen 
bleiben. Die zu beantwortende Frage ift daher bie, 
ob ein Verzicht auf das Recht, welches der Eigen- 
thümer durch das formelle Beitehenbleiben der Hypo- 
thef erlangt, einzelnen Gläubigern gegenüber in ber 
Form erfolgen könne, welche 5.440. im Allgemeinen 
für die Abtretung des Borranged von Hypotheken 
vorjchreibt, obwohl die Hypothef am eignen Grund» 
ftüde feine Hypothef im eigentlihen Sinne bes 
Wortes if. Die Berneinung bdiefer Frage kann 
fonach durch die bloße Bezugnahme darauf, daß ber 
Inhaber einer Hypothef am eignen Grundftüd feine 
Hypothek — d. h. feine eigentliche Hypothek ober, 
mit anderen Worten, feine Hypothef am fremden 
Grundftüd — und daher auch fein diefer zufommen- 
des Vorzugsrecht habe, nad) dem Dafürhalten des 
Juſtizminiſteriums nicht begründet werben. 

Ebenjowenig läßt fi) nach der Anficht des Juſtiz⸗ 
minifteriums ein Grund für die verneinende Beant- 
wortung biefer Frage daraus herleiten, daß es in 
Folge des Erlöfchens derjenigen Forderung, für welche 
die Hypothef am eignen Grundftüd urfprünglich be⸗ 
ftellt worden, an einer wirklich beftehenvden Forberung 
fehlt, mit welcher die Nachhypothef verbunden wer- 
den, ober zu welcher fie accefjorifch hinzutreten könnte, 
denn auch hier macht fich wiederum die auf dem 
Geſetz beruhende Fiction des Fortbeftehens der er- 
lofhenen Forderung geltend. Allerdings fällt dieſe 
Fiction nach $. 444. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
binweg, wenn bis zur Zwangöverfteigerung bed 
Orundftüds nicht die Abtretung der auf den Namen 
ded Eigenthümers umgefchriebenen Forderung jelbft 
erfolgt if. Daraus indeffen folgt etwas Weiteres 
nicht, ald daß die Abtretung des bloßen Vorzugsrechts 
der Hypothef am eignen Grundftüd nur im Falle der 
fpäterhin, jedoch noch vor deſſen Zwangsverfteigerung 





erfolgten Abtretung der umgefchriebenen Forderung 
den übrigen Hypothefariern gegenüber wirffam werben 
fann, ber fpätere Hypothelarier alfo, dem das Bor» 
zugsrecht abgetreten war, im entgegengefegten Ball 
durch die Zwangsverſteigerung den übrigen Hypothe⸗ 
fariern gegenüber in die nämliche Lage wieder zurüds 
teitt, in welcher er fich vor der durch die Zwangs⸗ 
verfteigerung wirkungslos gewordenen Abtretung bes 
Borzugsrechts befunden hatte. Bis zur Zwangs⸗ 
verfteigerung dagegen hat die auf den Namen des 
Grundftüdseigenthümerd umgefchriebene Forderung 
als fortbeftehend zu gelten. Bis dahin nimmt 
daher in Folge der Abtretung des Borzugsrechts Die 
buch die Nachhypothek fichergeftellt gewefene Forbe- 
rung den abgetretenen Rang ber umgefchriebenen 
Forderung und leptere den bisherigen Rang der Nach⸗ 
hypothef ein, und durch die nachträgliche, jedoch vor 
ber Zwangsverfteigerung erfolgte Abtretung der um« 
geſchriebenen Forderung felbft, wodurch leptere aus 
einer blos fingirten wiederum zu einer wirklichen 
Forderung wird, fällt auch die negative Refolutiv« 
bebingung wiederum hinweg, welcher bis zur Abtre⸗ 
tung der umgefchriebenen Forderung felbft das abge- 
tretene Vorzugsrecht derfelben unterworfen iſt. So 
wenig bie Abtretung des Ranges der Hypothef am 
eignen Grundftüd in formeller Beziehung zu Unzu⸗ 
träglichkeiten führen fann, da die Umftände, welche 
die Wirkfamfeit der Abtretung zu einer bedingten 
machen, aus dem Hypothekenbuche felbft erhellen, fo 
wenig läßt fich auch ein fachlicher Grund dafür auf- 
finden, aus welchem der Geſetzgeber gemeint geweſen 
fein fönne, dem Inhaber der Hypothek am eignen 
Grundftüd die Möglichkeit abzufchneiden, feinem 
etwaigen Intereſſe an der Zufriedenftellung eines 
fpäteren Hypothefarier durch Einräumung des Vor⸗ 
tanges feiner eignen Hypothek und an einer bei jpä- 
terer Gelegenheit zu bewirfenden Abtretung der eignen 
Hypothek felbft durch das bei wirklichen Hypothefen 
offenftehende einfache Mittel der Abtretung des Bor- 
zugsrechts beizufommen. Es läßt fih eine dahin 
gehende Abficht des Gejepgebers um fo gewifler nicht 
annehmen, ald man durch die Berfagung der Abtre- 
tung ded Ranges der Hypothek am eignen Grund» 
ftüde zu einer verfchiedenartigen Behandlung gleich 
artiger Fälle gelangen würde. Handelt es ſich nämlich 
um die Abtretung ded Ranges einer folchen Forderung 
an einen dem Range nad) zurüdftehenden Hypo» 
thefarier, fo ift zur Herſtellung des Berhältniffes, 
welches durch die einfache Abtretung des Borranges 
an denfelben herbeigeführt werden würde, auf einem 
Umwege zu gelangen; benn es fteht dem Nichts ent» 
gegen, daß der Grundftüdseigenthümer die Forbes 
rung am eignen Orundftüd dem Inhaber einer fpä- 





tern Hypothef abtrete, daß dabei ausgemacht werde, 
ber Lehtere folle durch die Abtretung jener Forderung 
wegen feiner eignen, dem Range nach zurüdftehenden 
Forderung befriedigt fein, und daß ber Grund- 
ftüdseigenthümer nunmehr auf Grund der Beftimmung 
in $. 442. Sag 1. des bürgerlichen Gejegbuchs an- 
ftatt der Löfhung der nachftehenden Forderung bie 
Umfchreibung diefer Forderung auf feinen Namen 
im Hypothelenbuche beantrage. Auf diefem Wege 
würde zwar zugleich erreicht werden, daß ber Geffionar 
den Borrang der ihm cebirten Forberung fofort un- 
bedingt erlangt, im Uebrigen aber wäre das Ber- 
hältniß das nämliche, ald wenn nur der Vorrang 
der Hypothef am eignen Orundftüd abgetreten worden 
wäre. Handelt es ſich dagegen um die Einräumung 
des Vorranges an einen Hypothefarier, defien For⸗ 
derung mit der auf den Namen ded Eigenthümers 
umgefchriebenen Forderung gleihen Rang hat — 
wie in dem zur Enticheidung vorliegenden Falle, in 
welchem der Eigenthümer den von ihm abgezahlten 
Theil einer auf dem Grundftüd eingetragenen Forbes 
zung auf feinen Namen im Hypothefenbuche umges 
ſchrieben wiflen will —, fo fann auf dem angegebe- 
nen Wege nicht, und folglich könnte in diefem Falle 
überhaupt gar nicht zum Ziele gelangt werden, wenn 
8.440, des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht anwendbar 
wäre. 

Endlih kommt noch in Betracht, daß der in 
8. 442. des bürgerlichen Geſetzbuchs vorgefehene Fall 
in ber bier fraglichen Beziehung dem anderen Falle 
völlig gleichfteht, wenn eine hypothefarifche Forderung 
bezahlt worden, eine dementiprechende Berlautbarung 
im Hypothefenbuche aber (Löfhung oder Umſchrei⸗ 
bung) ganz unterblieben if. Auch in dieſem 
Falle ift die Forderung, für welche das Grundſtück 
verpfändet war, erlofchen, und die deshalb beftellte 
Hypothef kann daher nach den über die acceflorifche 
Natur des Pfandrechts geltenden allgemeinen 
Rechtögrundfägen ebenfalls nicht mehr fortbeitehen. 
Gleichwohl jedoch befteht die Hypothek, dem Ingrofla- 
tiondfyftem und dem Princip der Deffentlichfeit des 
Grund» und Hypothekenbuchs entfprechend, nad 
8. 453. des bürgerlichen Gefegbuchs bis zur Lö— 
fhung fort und es fann, wenn ber Inhaber ber 
Forderung nach der Tilgung und vor ber Löſchung 
derjelben im Hypothekenbuche fie an einen gutgläubis 
gen Dritten abtritt, dem Lepteren gegenüber die Til- 
gung der Forderung nad) $. 463. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht geltend gemacht werden, vielmehr 
hat diefem gegenüber die Forderung trog ihres Ers 
löfhens als fortbeftehend zu gelten. Die nad 
Tilgung der durch die Hypothek fichergeftellten per- 
fönlihen Forderung formell fortbeftehende Hypothef 
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fann man bis zur Abtretung an einen Dritten jeden⸗ 
falls mit demfelben Rechte als eine Hypothek, die 
ihrer Natur nad) feine Hypothek ift, oder als eine 
uneigentlihe Hypothek bezeichnen, wie bie Hypothef 
am eignen Grundftüd, infofern nämlich, als in dem 
einen wie in dem andern Falle eine Schuld, für 
welche das betreffende Grundftüd haftbar wäre, nicht 
vorhanden ift, die auf der accefforifchen Natur des 
Pfandrechts beruhende Borausfegung der Eriftenz 
eines ſolchen aljo fehlt. Gleichwohl jedoch wird ſich 
dagegen, daß formell ftatthafter Weife von dem In- 
haber einer Hypothel nad Tilgung der betreffenden 
Forderung, ebenfowohl wie die legtere felbft mit der 
Hypothek, auch blos der Vorrang derſelben vor jün- 
geren Hypothefen abgetreten werben fönne, aus ber 
Thatſache des Nichtvorhandenfeins einer Forderung 
ein Einwand nicht herleiten laffen. Die formelle 
Unftatthaftigfeit und demzufolge auch die Wirfungs- 
lofigfeit der Abtretung des Borranges in diefem Falle 
würde vielmehr nur dann angenommen werben fün- 
nen, wenn zu biefer Annahme das Princip ber 
Deffentlichfeit des Grund- und Hypothefenbuche 
nöthigte, auf welchem die der Natur des Pfandrechts 
als eines blos accefjorifchen Rechts an und für ſich 
nicht entfprechenden Beftimmungen in $$. 453. und 
463. des bürgerlichen Geſetzbuchs beruhen.” 


84, 


Ueber bie Behauptung, daß der Beflagte aus ber 
Geide nur 16zähliges Schuß:, anftatt 17 zähliges 
Kettengarn gefponnen, ift Eidesantrag unzuläffig. 
— Handelögerichte find befugt, über Gegen: 
fände, deren Beurtheilung eine Faufmännifche 
Begutachtung erfordert, auf Grund ber Sad: 
fenntniß der zugezogenen Faufmännifchen Sad: 
verftändigen zu entfcheiben. 


Mitgetheilt von 
Herrn H. in ®. 


Unterm 26. September 1868 erhob ver Kauf: 
mann Adolph K. in W., als alleiniger Inhaber der 
in ®. beftehenden Handelsfirma Adolph K., wider 
die Fabrifbefigerin Johanne Sophie verehel. W. zu 
R., ald Inhaberin des unter.der Firma J. S. W. 
in R. beftehenden Spinnereigefhäfts bei dem König—⸗ 
lichen Gerichtsamte Werdau Klage auf Bezahlung 
von 198 Thlen. 11 Ngr. —⸗- ſammt Zinfen des 
Verzugs zu 6 Procent von Zeit erhobener Klage an 
gerechnet, zu deren Begründung er anführte: 


Gr fei mit der Firma I. S. W. im Juli 1868 
bergeftalt in Gefchäftsverbindung getreten, daß er ber 
gedachten Firma am 11. Juli 1868 zwei Säde, fowie 
am 21. Juli 1868 drei Säde rohe Seide — bie 
ihrem Gewicht nach näher bezeichnet wurde — mit 
dem Auftrag zugefendet habe, daraus Kettengarn 
17 Zahlen per Zollpfund zu fpinnen. Die Firma 
J. S. W. habe diefen Auftrag durch ihren damaligen 
Procuriften E. F. W. ausdrüdlich angenommen und 
fich unter Annahme Klägers, bey. deffen Bevollmädy- 
tigten Adolph Weinreich ausbrüdlich verpflichtet, die 
ihr übergebene Seide zu Kettengarn 17 Zahlen per 
Zollpfund zu verfpinnen. 

Es habe hierauf die Firma I. S. W. die oban- 
gegebene Quantität Seide ans und in Empfang ge 
nommen, und dieſe Seide theild verfponnen, theils 
gewolft. 

Anftatt nun aber aus jener Seide der Verein— 
barung gemäß 17 zaͤhliges Kettengarn zu fpinnen, habe 
die Firma J. S. W. nur 16zaͤhliges Schußgarn an— 
gefertigt und von diefem Garne am 28. Juli 1868 
2500 Zahlen, ferner am 7. Auguft 1868 3200 Zahlen 
Garn, 1% Zollpfund, und am 8. Auguft 1868 
950 Zahlen Garn, 664 Zollpfund, fämmtliches abge 
liefertes Garn aber ebenfalls nur Schußgarn 16 Zah. 
len per Zollpfund geliefert, nicht minder dem Kläger 

1 Sad gewolfte Seide 190 Zollpfund, 
1 Sad mit Enden 115 Pr 
1 Sad mit Flugabgang 71 
und 
1 Sad mit Schmuß 82 * 
uͤberſendet. 

Alle dieſe abgelieferten Partien Garn habe Kläger 
zu näher angegebenen Zeiten der Bellagten zur Diss 
pofition geftellt. 

Es fei nun aber hierdurch dem Kläger ein Scha— 
den von 198 Thlen. 11 Ngr. —» entitanden, der 
thatfächlich näher zu begründen verfucht wurde. 

Nah abgefeptem rechtlichen Berfahren erfannte 
das Königl. Handeldgericht im Bezirksgericht 
zu Zwidau in einem den Parteien am 4. März 1869 
publicirten Grfenntniß, wie folgt: 

„Weil Kläger feinen Anſpruch auf Erfah des 
Einfaufspreifes der der Beklagten zum Berfpinnen 
übergebenen 793} Pfund roher Seide an 198 Thlr. 
11 Nor. —⸗ darauf gründet, daß Bellagte diefelbe, 
foweit fie folche verarbeitet, zu 16zaͤhligem Schuß⸗ 
garne verfpinnen laflen, obſchon fie ſich durch ihre 
Bevollmächtigten bei deren Uebernahme ausbrüdlich 
verpflichtet habe, diefelbe zu Kettengarn, 17 Zahlen 
per Zollpfund, zu verfpinnen, Beklagte dagegen 
Bl. — den Grund der Klage durchgängig in Abrede 
geftellt und Bl. — eingewendet hat, daß die zur 
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Klagbegründung unerläßlich noihwenbige Behauptung, 
fie, Beflagte, habe aus der Seide nur 16zaͤhliges 
Schuß- anftatt 17zähliges Kettengarn gejponnen, 
durch den von dem Kläger gebrauchten Eidesantrag 
nicht in rechtliche Gewißheit gefegt werben fönne, 
und nun felbft nad) dem Ausfpruche der jachverftän- 
digen Mitglieder des erfennenden Gerichts die Aus- 
brüde Kette, Schuß und Zahl feineswegs feſtſtehende 
Begriffe find, da Gefpinnfte der nämlichen Gattung 
und Beichaffenheit bald ald Schuß, bald als Kette 
bezeichnet, verfauft und verwendet werden, auch bas 
Wort Zahl nicht als ein Größenmaaß von allgemein 
anerkannter Ausdehnung angejehen werben kann, 
unter dieſen Umftänden aber bedenklich fallen muß, 
felbft jachverftändige Parteien ohne nähere Angaben 
darüber ſchwören zu laffen, fo hat das Suchen des 
Klägers, ganz abgefehen von der Frage, ob fein An- 
fpruch felbft dann, wenn fein Anführen allenthalben 
in Wahrheit beruhen follte, in feinem vollen Umfange 
begründet fein würde, in Maaßen es angebracht, 
nicht ftatt.” 

Das Königl. Appellationsgericht zu Zwickau 
erfannte auf Appellation des Klägerd in einem den 
Parteien am 1. September 1869 publicirten Erfennt- 
niß confirmatorifch dahin: 

„Weil nad der Beftimmung in $. 11. und 8. 13. 
der Verordnung zu Ausführung des allgemeinen deut⸗ 
ſchen Handelsgefegbuchs ıc. vom 30. December 1861 
die Handelsgerichte zweifellos befugt find, über Ge- 
genftände, deren Beurtheilung eine kaufmanniſche 
Begutachtung erfordert, auf Grund der Sachkenntniß 
der zugezogenen faufmännifchen Sachverftändigen zu 
entjcheiven, und nun nah dem Bl. — bezeugten 
Anfpruche der bei der Entſcheidung der vorliegenden 
Sache zugezogen gewefenen faufmännifchen Mitglieder 
ded Handelsgerichts die Ausprüde „Kette, „Schuß“ 
und „Zahl“ keineswegs feftftehende Begriffe find, 
vielmehr Gefpinnfte der nämlichen Gattung und Ber 
ſchaffenheit bald ald Schuß, bald als Kette bezeichnet 
und verkauft werden, auch das Wort „Zahl“ nicht 
als ein Größenmaaß von allgemein anerfannter Aus⸗ 
behnung angefehen werben kann, — 

diefem beftimmten Ausipruche gegenüber aber die 
demſelben direct entgegenftehende Behauptung Klägers 
Bl. —, daß Kette, Schuß und Zahl vollfommen 
feftftehende Begriffe feien, Beachtung um fo gewiſſer 
nicht finden fann, ald, wenn man auch den Aus— 
fpruch der Faufmännifchen Mitglieder des Handels⸗ 
gericht für die oberen Inftanzen nicht als fchlechter- 
dings bindend anfehen wollte — vergl. Annalen des 
Königlichen Oberappellationsgerichts, N. F. Band 2. 
Seite 542 flg. verb. mit Band 4. Seite 347 flg. —, 
dennoch Beflagter nicht einmal behauptet, gefchweige 





denn näher dargelegt hat, daß den faufmännijchen 
Mitgliedern des Handelögerichts im Bezirksgerichte 
Zwidau die erforderliche Befähigung zu Abgabe eines 
Gutachtens über die vorliegende Frage abgehe, und 
ald überdem Kläger, um die Statthaftigfeit bes 
Eidesantragd darüber, daß die Beflagte die empfan- 
gene Seide ftatt, wie beftellt, zu fiebgehnzähligem 
Kettengarne vielmehr zu fechzchnzähligem Schufgarne 
verfponnen habe, darzulegen, feine obgedachte Bes 
hauptung mindeftens ſchon in die Klage aufzunehmen 
und far zu ftellen, zugleich aber auch feine fernere 
ganz unmotivirt gebliebene Behauptung BI. —, daß 
und weshalb er weder die ihm gelieferten Garne, 
noch auch bie bereitö gewolfte Seide verwenden fönne, 
näher zu begründen und den Richter in den Stand 
zu fegen gehabt hätte, zu beurtheilen, ob die Voraus— 
fegungen, unter welchen Kläger zufolge der Beftim- 
mungen in $. 1247. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
berechtigt fein würde, nicht blos Verbeſſerung der 
Mängel oder Schadenderfag zu verlangen, fondern 
von dem abgefchlofienen Bertrage ganz abzugehen, im 
vorliegenden Falle vorhanden feien, — 

unter biefen Umftänden daher es eines Eingehen 
auf die Frage, ob nicht Kläger, wenn er von dem 
Bertrage abgehen wollte, fi in der Alage zur Zurück⸗ 
gabe der ihm von der Beflagten gelieferten Garne 
hätte erbieten muͤſſen oder ob in letzterer Beziehung 
das geftellte Klaggeſuch richterlichen Amts halber zu 
verbeffern fein würde, — beziehentlich ob eine Dis- 
pofitionsbeftellung der gelieferten Garne erforderlich 
geweſen und, wenn dies ber Fall, ob folde auch 
bezüglich der am 7. und 8. Auguft 1868 gelieferten 
Garne Bl. — in fhlüffiger Weife behauptet worden 
fei, gar nicht erft bedarf, 

fo ift das Eingangs gedachte Urthel, wie hierdurch 
geichieht, zu beftätigen ıc.“ 


85. 
Die in der Alten Procegorbnung tit. XX. 8. 8. 
und der Erl. Proceßordnung ad tit. XXIIL $.2. 
bem Beweis-, bez. Gegenbeweisführer einge: 
räumte Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
wiber ben unverfchuldeten Berluft von Beweis: 
mitteln muß dem Pro-, bez. Reprobucenten ver: 
fagt werden, wenn Zeugen von dem ihm ſchon 
bei deren Denomination befannten Ablehnungs- 
rechte Gebrauch machen. 
Mitgetheilt von 
Herrn Affeffor ©. in D. 
In einem bei dem K. Handelsgerichte im Bezirke: 
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gerichte Dresden von K. wider F. als perfönlich haf- 
tenden Mitgliede der Eommanbitgejellchaft „Dresoner 
Gewerbebanf Fröhner und Comp.” anhängig gemach⸗ 
ten Rechtöftreite hatte Kläger vier Commanbitiften 
dieſet Geſellſchaft als Gegenbeweisgeugen benannt, 
welche unter Berufung auf dieſe ihre Eigenſchaft das 
ihnen angeſonnene Zeugniß ablehnten. Der Klaͤger, 
welcher uͤbrigens mit den von ihm gegen einen vom 
Proceßgerichte hierunter gefaßten, den Gegenbeweis⸗ 
zeugen beipflichtenden Beſchluß eingewendeten Beru⸗ 
fungen in beiden höhern Inſtanzen abgewieſen wurde, 
hatte ſofort eventuell fuͤr den Fall, daß die beregten 
Zeugen für berechtigt angeſehen werden ſollten, ihr 
Zeugniß zu verweigern, zwei andere Zeugen benannt, 
beziehentlich betreffs eined Gegenbeweisartifeld nach⸗ 
trägli den Eid angetragen. Das Procefigericht 
beſchied jedoch den Kläger am 8. Juni 1869 abfällig, 
ba bie mehrgenannten Gegenbeweiszeugen nicht erft 
nad) ihrer Denomination das Recht erlangt hätten, 
bad von ihnen erforberte Zeugniß zu verweigern, 
fomit der in der Erl. Proc.Ordn. zu tit. 23. 8. 2. 
berührte Fall hier nicht vorliege. 

vergl. Ofterloh, ordentl. fächf. Procef, 4. Aufl. 

8. 287. Bd. II. ©. 396. 


Das Königl. Appellationdgericht zu Drespen 
verwarf mitteld Verordnung vom 1. Juli 1869 die 
gegen dieſen Befchluß eingewendete Berufung unter 
Beifügung folgender Gründe: 


„Wenn auch die Beftimmungen in der A. Proc.s 
Ordn. tit. XX. 8.8., fowie in der Erl. Proc.Ordn. 
zu tit. XXIII. $. 2. nicht in der Weife aufjufaffen 
find, daß die Wiebereinfegung in den vorigen Stand 
gegen den unverfchulbeten Berluft von Beweismitteln 
nur in dem einen Falle ftatthaft fein folle, wenn dem 
Beweisführer ein Zeuge durch Tod verloren gegangen 
ift, vielmehr die Reftitution auch in andern Fällen 
unverföhuldeten Berlufts von Beweismitteln dem 
Beweid- oder Gegenbeweisführer nicht zu ver- 
fagen it, 

vergl. Höpfner, Beiträge zur civilgerichtlichen 
Praxis, Br. I. ©. 71. 

Volkmann, Syftem, Bd. II. $. 141. bei und in 
Note 6. 

Ofterloh, orbentl. bürgerl. Proceß, Bd. II. 8. 287. 
©. 365. der 3. Anmerf. 

Zeitfchrift für Rechtöpfl. u. Berw., N. F. Bd. XV. 
©. 47 fig. 


Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bo. II. 
©.1 fig. 

fo handelt es ſich doch im vorliegenden Falle auf 

Seiten des Klägers überhaupt nicht um einen unver- 

fhuldeten Berluft der — Gegenbeweiszeugen. Wie 





fich nämlich befonders aus der Eingabe ded Klägers 
Bl. — ergiebt, war Kläger mit der Stellung ber 
gedachten vier Gegenbeweiszeugen ald Kommanbitiften 
der unter dem Namen Dr.’ Gewerbebant F. u. €. 
beftehenden Commanditgeſellſchaft bereits vorher bes 
fannt, ehe er diefelben Bl. — als Gegenbeweiszeugen 
benannte. Er hätte alfo bereit8 Damals vorausſehen 
können und darauf gefaßt fein müflen, daß diefelben 
auf Grund diefer ihrer Stellung ihr Zeugniß in der 
Sache zu verweigern berechtigt feien, wie fie dies 
hernach Bl. — unter Beifall des Proceßgerichts 
Bl. — und des Königl. Appellationsgerichts Bl. —, 
fowie des Königl. Oberappellationsgerihts Bl. — 
wirklich gethban haben. Unter foldden Umftänben 
hätte aber Stläger gleich von vornherein auf dieſen 
Fall Bedacht nehmen und duch Benennung folcher 
Zeugen, bei denen von einer erfolgreichen Weigerung 
der Zeugnißablegung vorausfichtlich keine Rede fein 
fonnte, beziehentlich durch die Wahl anderer Beweis- 
mittel den Nachtheilen eines derartigen Verluftes von 
Deweismitteln, wie er jept für ihn eingetreten, vor⸗ 
beugen müffen. Hat Kläger dies unterlaffen, fo 
läßt fih nicht behaupten, daß der für ihn eingetretene 
Berluft ein unverfchuldeter fei und flellt ſich daher 
das von ihm vorgebrachte Gefuh um Reftitution 
gegen den Berluft der in Frage befangenen Gegen- 
beweidzeugen ald unbegründet dar.” ꝛc. 


Diefe Berorbnung ward vom Königl. Ober- 
appellationsgericht unterm 14. Auguft 1869 be> 
ftätigt aus folgenden Gründen: 


„Es ift Sache eined Jeden, der durch Berufung 
auf Zeugenausfagen zu beweijen beabfichtigt, vorher 
zu prüfen, ob die von ihm benannten Zeugen das— 
- jenige beftätigen werben, was er durch fie beftätigt 
wiſſen will, und felbft ohne eigentliches Verſchulden 
hat er in Folge der präclufivifchen Natur der Beweis» 
frift den Nachtheil zu tragen, der ihm daraus er- 
wächft, daß die Anrufung der Zeugen nicht von dem 
von ihm erwarteten Erfolg ift, ed möge der Grund 
nun in einer mangelhaften Erinnerung oder Wiſſen⸗ 
fhaft der Zeugen liegen, oder darin, daß die Zeugen 
von ihrem Rechte Gebrauch machen, das ihnen ans 
gefonnene Zeugniß abzulehnen und daß im vorliegen- 
ven Falle den Zeugen diefed Recht zugeftanden, darf 
Kläger den conformen Entjcheidungen BI. — gegen- 
über nicht weiter in Zweifel ziehen 2c.” 


Rebacteur: Bundes» Oberhanbelsgerichtsrath Werner. 


400 


Miscellen. 


Ernuenunngen, Berfegungen ꝛc. Seine Majes 
flät der König haben den Oberappellationsrath Eduard 
Ferdinand Noßky zum Präflventen des Uppellationd- 
gerichtd zu Baugen zu ernennen, ben Appellationdrath 
des Appellationsgerichts Leipzig Karl Wilhelm Preil 
und ben Director des Bezirfögerichts Meißen Dr. Fried« 
rih Auguſt Herrmann unter Ernennung zu Ober- 
appellationdräthen beim Oberappellationdgeriht anzu⸗ 
ftellen, die Gerichtsräthe des Bezirksgerichts Chemnig 
Friedrich Auguft Henfel und des Bezirfögerihts Dres⸗ 
den Oskar Conſtanz Leonhardi zu Appellationsräthen 
beim Appellationsgericht zu Leipzig, bie zeitherigen 
Hülfsarbeiter des Appellationdgerichtö Zwidau, Gerichts⸗ 
rath Heinrich Ferdinand von Koppenfels und bes 
Appellationsgerichts Baugen, Gerichtörath Ernft Fried⸗ 
rih Odmund Plefch zu Appellationsräthen beim Appel- 
lationdgericht zu Baugen, ben erflen Staatsanwalt zu 
Chemnitz Georg Bernhard Stödel zum Director des 
Bezirkögerichtd Breiberg, den Gerichtärath des Bezirks— 
gerichts Dredven Detlev Earl Balthafar Hübler zum 
Director des Bezirksgerichts Oſchatz, die Affefforen des 
Gerichtsamts Geyer Brievrid Anton Louis Höfer zum 
Gerichtsrath des Bezirksgerichts Eibenftod, des Bezirke- 
gerichtö Leipzig Dr. Karl Morig Emil Hagen zum 
Gerichtärath des Bezirksgerichts Leipzig, des Bezirks— 
gerichts Dresden Mar Alfred Thierbach zum Gerichts⸗ 
rath des Bezirksgerichts Bautzen, des Staatsanwalts 
zu Bautzen Friedrich Otto Schwerdfeger zum Staats- 
anwalt in Freiberg, des Staatsanwalts zu Zwickau Otto 
Theodor Kneſchke zum Staatsanwalt in Eibenſtock und 
des Staatsanwalts zu Leipzig Chriſtian Julius Schwabe 
zum Staatsanwalt in Oſchatz zu ernennen allergnäpigit 
geruht. 


Abgang. Seine Königlihe Majeftät haben dem 
Uppellationdrathe des Appellationsgerichts Bauen Karl 
Friedrich Domfc die nachgefuchte Verfegung in Ruhe 
ftand mit der gefeglichen Penflon und unter Belaffung 
feines Titeld und Ranges zu bewilligen allergnäpigft 
gerußt. 


Dffiein der Berlagshandlung. 
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36. 
Der Ehemann ift für feine Perfon felbftftändig 
zur Klaganftellung auf Gewährung von Aus: 
zug8leiftungen berechtigt, wenn er felbige auch 
nicht für feine Perſon jich vorbehalten hat, fon: 
bern ber Vorbehalt von feiner Ehefrau für fi 
und zugleich mit für den Ehemann bewirkt wor: 
ben ift. Streit über Maaß und Gewicht einer 
Auszugspräftation. Mechtäfraft wegen unter 
laſſener Appellation. 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. K. L. L. in ®. 

Da die thatſaͤchlichen Umſtaͤnde des vor dem Ge— 
richtsamte W. zwiſchen dem Auszügler G. M. in C. 
Klägern, und dem Gutsbeſitzer J. K. ©. M. daſelbſt, 
Beklagten, anhaͤngigen Proceſſes aus den nachjtehen- 
den Entfcheidungen hervorgehen, fo genügt es, auf 
deren Inhalt einfach zu verweifen. 

Das Königl. Bezirksgericht zu DO. erfannte 
in feinem am 21. April 1869 publicirten Urthel 
folgendermaaßen: 

„Daß Kläger vor allen Dingen die Einwilligung 
feiner Ehefrau 3. R. B. zu Anftellung der BI. — 
zu lefenden Klage beizubringen und hierdurch ſich zur 
Sache zu legitimiren ſchuldig. 

Hiernächft ift derfelbe, ſoweit die bei dem erften 
Klagpunkte theild für die Vergangenheit nad) einem 
Betrage von 210 Loth, theils für die Zufunft gefor- 
derte Ausdzugsbutter von jährlid 14 Kannen mit 
einem Gewicht von 80 Loth für die Kanne betrifft, 
den Grund der Klage, joweit ihm folcher verneint 
worden, binnen dreimöchentlicher Frift, dem Bellag⸗ 
ten der Gegenbeweis und die Eidesbelation, beiden 


Theilen auch andere Rechtszuftändigfeiten vorbehält- 
lich, wie Recht, zu beweifen ſchuldig, worauf ſowohl 
in ber Hauptfache, ald auch der Koften halber ferner 
ergehet, was Recht ift. 

Weiter ift Beflagter, dafern er ſchwört, 

wie es feinedwegs in Wahrheit beruhe, daß er 

am 21. October 1868 gegen die Ehefrau des Klaͤ⸗ 

gers erklärt habe, fie und ihr Ehemann hätten 

feinen Weg zum Auszugshaufe, fie müßten fich 

einen ſolchen von ihm, dem Bellagten, kaufen, 
von ber erhobenen Klage, foweit diefelbe darauf ge- 
richtet worben, daß Bellagter dem Kläger und deſſen 
Ehefrau den unbehinderten Durchgang durch das 
DI. — gedachte Gärtchen geftatte, zu entbinden und 
loszuzählen. 

Entfheibungsgründe: 

Die Ehefrau des Klägers, 3. R. verehel. M., hat, 
ald worin die gegenwärtigen Parteien Inhalts des 
1. und 10. Einlaffungsabfchnittes einverftanden find 
und wie fich des Mehreren aus der ihrem Inhalte 
nad vom Beklagten zugeftandenen Klagbeifuge M. 
ergiebt, im Jahre 1851 ein ihre eigenthümlich zuges 
hörig gewejened Gut in E. an den Bellagten ver- 
fauft und bei dieſer Gelegenheit für fi und ihren 
Ehemann, den gegenwärtigen Kläger, einen im Grund⸗ 
und Hppothefenbuche betreffenden Orts verlautbarten 
Naturale und Wohnungsauszug fi ausbedungen. 

Diefer Naturalauszug befteht unter Andern in 
14 Kannen Butter, welche vierteljährlich mit 34 Kan⸗ 
nen zu liefern find und welche auch zeither Beflagter, 
wenn jchon angeblich in unzureichender Menge, ge 
liefert hat. Kläger behauptet nämlich, daß Beklagter 
theils ſchon an ſich, theild mit Nüdficht auf ein von 
ihm bei dem Kaufabjchluffe mündlich ertheiltes Ver⸗ 
fprechen verpflichtet gewefen fei, die Kanne Auszugs⸗ 





butter zu einem Gewicht von 80 Loth und daher das 
Stüdchen Butter zu 20 Loth zu liefern, während er 
feit mehreren Jahren das Stüdchen Butter mur zu 
15 Loth geliefert habe, fo daß er auf die Jahre 1866, 
1867 und 1868 noch 210 Loth Butter nachzuliefern 
ſchuldig ſei. Kläger verlangt daher für feine Perfon 
begiehentlic in cura maritali, daß Beflagter nicht 
nur das eben angegebene Quantum nadhliefern, ſon⸗ 
dern aud) für die Zukunft zur Lieferung der Auszugs- 
butter in einem Gewichte von 80 Loth für die Kanne 
verurtheilt werde. Mit diefem Gefuche verbindet 
Kläger unter Bezugnahme auf eine von dem Bellag- 
ten angeblich verhangene Berbalturbation in Bezug 
auf die ihm und feiner Ehefrau, ald den Auszugsbe⸗ 
rechtigten, zuftehende Benupung des vor dem Aus— 
zugshaufe befindlichen, zu dem Befigthume des Be- 
flagten mitgehörigen und ihnen zur Paſſage unent- 
behrlichen Gärtchens den Antrag, daß Beflagter ver- 
urtheilt werde, ihnen den Durchgang durch dieſes 
Gärtchen zu geftatten. 

Bei Prüfung der Statthaftigfeit der vorliegenden 
Klage drängt ſich vor Allem die Frage auf, ob Kläger 
für feine Perſon berechtigt fei, felbftftändig und ohne 
alle Eoncurrenz feiner Ehefrau gegen Bellagten auf 
Gewährung von Auszugsleiftungen Hagbar zu wer- 
den, indem nicht er, fondern feine Ehefrau, wenn 
ſchon zugleidy mit für ihn, den betreffenden Auszug 
fih vorbehalten hat. Nach no. 12. der Bekannt⸗ 
madung vom 2. October 1839 ift nicht anzunehmen, 
daß derjenige, welcher bei Veräußerung feines Grund- 
ftüds einen Auszug zugleich für feinen Ehegatten 
vorbehalten hat, dadurch des Rechtes der Verfügung 
über die bis zu feinem Tode fällig werdenden, dem 
Anderen audbedungenen Auszugsleiftungen fich bes 
geben habe. Nach diefem im bürgerlichen Gefepbuche 
nicht beſonders ausgebrüdten, jedoch von felbft aus 
der Vorſchrift in 8.135. dieſes Geſetzbuchs, daß Ber- 
zichte ſtets fireng zu interpretiren find, fließenden 
Rechtsſatze ift, fo lange der Auszugsbefteller lebt, nur 
er jelbft im ganzen Umfange zur Empfangnahme der 
Auszugspräftationen berechtigt und die Stipulation 
für den Ehegatten äußert erft dann ihre Wirkung, 
wenn der Ausjugsbefteller verftorben ift. 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verwaltung, N. F. 
Br. 14. ©. 355. 

Da in dem vorliegenden Falle nicht der Kläger 
für feine Perfon, fondern deſſen Ehefrau den in Frage 
ſtehenden Auszug ſich vorbehalten und, wie man nad) 
ber Klage annehmen muß, zur Zeit der Klagerhebung 
noch gelebt hat, fo erſcheint an fich nicht Kläger für 
feine Perſon, fondern deſſen Ehefrau zur Klaganftel- 
lung berechtigt. Das Recht des Nießbrauchs, welches 
in der Regel einem Ehemanne an dem Vermögen 
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feiner Ehefrau zufteht und welches in Anfehung bes 
einer Ehefrau zuftchenden Auszugs durch $. 630. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs infofern erheblich erweitert 
worden ift, als die während des Nießbrauchs fällig 
werdenden Leiftungen nicht mehr, wie früher, bie 
Natur eines der Ehefrau gehörenden, von dem Ehe- 
manne zu vertretenden Gapitalvermögens haben, fon» 
dern dem Ehemanne ald dem Niefbraucher gebühren, 
vermag an jener Auffaffung nichts zu ändern. Denn 
abgejehen davon, daß Kläger auf ein ihm zuftehendes 
Niefbrauchsrecht fih in der vorliegenden Klage nir- 
gends bezogen hat, berührt diefes Recht nicht den 
Bellagten, welcher den betreffenden Kaufvertrag nicht 
mit dem Kläger, fondern mit defien Ehefrau abge- 
ſchloſſen hat und dem gegenüber in Anfehung des 
tefervirten Auszugs, fo lange die Auszugsbeftellerin 
lebt, nur Letztere felbft, nicht aber deren Ehemann als 
forderungsberechtigt erfcheint. Hat nun aber im vor« 
liegenden Falle nicht die Auszugsbeftellerin felbft oder 
deren Rechtönachfolger, jondern deren Ehemann Klage 
erhoben und würde es fich in feinem Falle rechtfertis 
gen laflen, dem Ehemanne ohne Weiteres deſſen Ehe 
frau als klagende Partei zu fubftituiren und auf biefe 
Weiſe eine Perfon in gegenwärtigen Rechtsſtreit als 
Proceßpartei hereinzugieben, welche bis jegt noch in 
feiner Weife an dieſem Proceſſe Theil genommen hat, 
fo erjcheint ed, als ob die vorliegende Klage abge 
wiejen werden müßte, wie foldyes Belflagter Bl. — 
wenn fchon aus anderen Gründen, ausdrücklich bes 
antragt hat. Und doch ift man zu einem anderen 
Ergebniffe gelangt und zwar mit Rüdficht auf das 
zwiſchen dem Kläger und der Auszugsbeftellerin als 
der eigentlichen Forberungsberechtigten beſtehende ehe 
liche Berhältniß. 

Die in der gegenwärtigen Klage theils für bie 
Vergangenheit, theils für die Zufunft geforderten Aus- 
zugsleiftungen gehören dem Obigen zufolge an fich zu 
dem Bermögen der Ehefrau des Klägers, unbeſchadet 
des dem Lepteren etwa hieran zuftehenden, jedoch dem 
BDeflagten gegenüber nicht in Betracht fommenden 
Nießbrauchsrechts. Jene Auszugsleiftungen bilden 
ſomit einen Außenftand der Ehefrau des Klägers. 
Schon nah dem zeitherigen fächfifchen Rechte hatte 
ber Ehemann das Recht, die zu dem Vermögen feiner 
Ehefrau gehörigen Außenftände einzuziehen, und ftrei- 
tig war nur die Frage, ob und inwieweit er hierbei 
der Einwilligung der Ehefrau bevürfe. Dieje Eon- 
troverfe ift befanntlid in $. 1677. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs bejahend entjchieden worden, fo daß denn 
auch in dem vorliegenden Falle Kläger die Einwilli- 
gung feiner Ehefrau zur Klaganftellung hätte bei 
bringen jollen, was bisjetzt nicht gefchehen ift. Allein 
dieſe Unterlafjung führt nicht zur Alagabweifung, da 


es ſich Hier Tebiglih um einen Mangel an ber 
Sadjlegitimation handelt, welcher einer feftftehenden 
Spritchpraris zufolge die Klage nicht ohne Weiteres 
unſchluͤſſig macht, vielmehr in jedem Stadium des 
Procefies nachgebracht werden kann. 
Annalen des Königl. Oberappellationsgerichts, 
N. F. Br. 2. ©. 334. 

Demzufolge hatte man dem Kläger die Beibrin- 
gung der zur Zeit mangelnden Einwilligung feiner 
Ehefrau zur Klaganftellung und hiermit die Beibrin- 
gung der.erforberlichen Sachlegitimation aufzuerlegen, 
in der Borausfegung aber, daß berjelbe diefem In- 
junete nachfommen werde, zugleich im meritis zu 
erfennen. 

Soviel nun zunaͤchſt die theils für die Vergangen- 
heit, theils für die Zukunft geforderte Auszugsbutter 
betrifft, fo ergiebt fich die Verpflichtung des Beflagten, 
der Ehefrau des Klägers jährlich 14 Kannen Butter 
und zwar vierteljährlih mit 34 Kannen zu liefern, 
aus der infoweit von dem Bellagten bei dem Ein- 
laflungsabfchnitte 1. zugeftandenen Klage und beren 
Beilage M. Ein Anhalten für das Gewicht, nad) 
welchem die Kanne oder das Stüdchen Butter zu 
liefern fei, ift wenigftensd aus der Alagbeilage M., 
welche in Abfchrift den ganzen, jenen Auszug mit be 
treffenden Kaufvertrag enthält, nicht zu entnehmen. 
Gleichwohl fordert Kläger mit Bezugnahme darauf, 
daß zur Zeit des Kaufsabichluffes in der dem Dorfe 
E. zunächft gelegenen Marktſtadt W., marktmäßig 
eine Kanne Butter 80 Loth oder ein Stüdchen 20 Loth 
ſchwer gewefen fein müffe, und zugleich mit Hinblid 
auf ein mündliches Berfprechen bes Bellagten die 
Auszugsbutter in einem Gewichte von 80 Loth pro 
Kanne oder 20 Loth pro Stüdchen geliefert, indem er 
die Anwendbarkeit der erft unter dem 11. October 
1851, mithin nach jenem Kaufvertrage erfchienenen, 
im Geſetz⸗ und Berorbnungsblatte vom Jahre 1851. 
Seite 360. abgebrudten Verordnung auf den vor- 
liegenden Ball beftreitet. Bellagter hat die Klagbe- 
hauptung in Bezug auf das frühere Gewicht der 
Marftbutter im Einlaffungsabfchnitte 2. mit Nicht 
wiffen beantwortet, das in der Klage behauptete Bers 
fprechen, die Auszugsbutter nah Wr Maaß zu 
gewähren, unter Annahme des ihm hierüber ange- 
tragenen Eides im Einlaflungsabichnitte 4. in Abrebe 
geftellt und denjenigen Theil der Klage, in welchem 
behauptet wird, daß er, Bellagter, das Stüdchen 
Butter feit mehreren Jahren nur zu 15 Loth Gewicht 
verabreicht habe, in pet. J. c. 7. bis 9. verneint, 
ohne jedoch feinerfeits das Gewicht, welches die von 
ihm gelieferte Butter wirklich gehabt, anzugeben, in» 
dem er nur foviel zu bemerken gegeben, daß er bie 
Butter feit 18 Jahren ganz gleichmäßig verabreicht 
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und Kläger nur ein einziges Mal vor ungefähr 8 Jah⸗ 
ven gegen bad Gewicht derſelben Einwendungen er⸗ 
hoben, nachgehends jedoch bei Vorzeigung des Kaufs 
ſich beruhigt habe. 

Da, wie aus der Landcharte zu erſehen, die dem 
Dorfe C. nächftgelegene Stadt W. iſt und wie aus 
no. 39. der bereit# gedachten Bekanntmachung vom 
2. October 1839 folgt, im Mangel abweichender con⸗ 
tractlicher Beftimmungen für den Umfang der ftipu- 
lirten Auszugsleiftungen die Maaß- und Gewichtsver⸗ 
hältniffe der nächftgelegenen Marktſtadt zum Anhalten 
zu dienen haben, fo enthält das angeblich von dem 
Bellagten ertheilte Verfprechen, die Butter nah W.'t 
Maaß zu gewähren, Etwas, was ſich ohnebies von 
jelbft verfteht, und es bedarf daher auch keineswegs 
der Verificirung diefes mit Eidesantrag unterftügten 
Verfprechens, weshalb zugleich die von Bellagtem 
angeregte Frage, ob wegen mangelnder Bezugnahme 
auf eine Acceptation dieſes Verfprechens, infoweit die 
Klage abzumweifen fei, ſich erledigt. 

Dagegen bedarf noch jedenfalls das in dem 2ten 
Einl.Abſchn. enthaltene Klagvorbringen des Beweiſes, 
da, wenn ſchon aus dem BI. — erfichtlichen Zeugniffe 
die Verität dieſes Vorbringens erhellt, doch mit Rüd- 
fit darauf, daß es fich im vorliegenden Falle nicht 
blos um die in praeteritum geforderten 210 Loth 
Butter, fondern zugleich um eine in futurum zu ge= 
währende jährliche Leiftung von 14 Kannen Butter, 
welche in jedem Falle einen höheren Werth, als den 
von 4 Thlen. — — tepräfentirt, handelt und fomit 
auch bei dem erften Klagpunfte causa ardua vorliegt, 
fhon aus procefjualifhen Gründen zur Zeit von 
jenem Zeugniffe umjoweniger einige Rotiz genommen 
werden fann, als Bellagter BI. — der Herbeiziehung 
dieſes Zeugniffes Seiten des Procefgerichts wider- 
fprochen, wenigftens in feiner Weife den Inhalt dies 
ſes zur Zeit noch nicht producirten Atteftes als richtig 
anerfannt hat. Den hiernach noch erforderlichen 
Beweis hat nun aber Kläger zugleich darauf zu rich- 
ten, daf das Manco an der in den Jahren 1866, 
1867 und 1868 von dem Beklagten gelieferten Aus» 
zugsbutter in der That 210 Loth betragen habe, da 
diefer Anſpruch nicht darauf, daß Beflagter die Aus- 
zugsbutter zum Theil nicht geliefert, fondern vielmehr 
darauf beruht, daß die gelieferte Butter nicht das 
erforderliche Gewicht gehabt habe, eine Behauptung, 
die zum Klaggrunde gehört und als ſolche bewandten 
Umftänden nah von dem Kläger zu beweifen ift. 
Vermag derfelbe aber auch diefe Behauptung in Rechto⸗ 
gewißheit zu feßen, fo liegt fein Grund vor, demfelben 
das Recht auf das geltend gemachte Manco abzu« 
fprechen, da aus der Annahme der Auszugsbutter, 
welche nicht das erforderliche Gewicht hat, nicht ohne 
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Weiteres eine Verzichtleiſtung auf den etwaigen Fehl⸗ 
betrag ſich folgern läßt und im Uebrigen im vorlies 
genden Falle, wo Kläger mit feiner Ehefrau in dem 
auszugspflichtigen Grunpdftüde felbit wohnt und wo 
daher Bellagter die einzelnen Auszugsleiftungen ber 
Auszüglerin felbft zuzuftellen hat, 

no. 27. der Belanntmahung vom 2. October 

1839. 

8. 1168. des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
bie unterlaffene Mahnung Seiten des Klägers ober 
defien Ehefrau denfelben in feine Wege zum Präjudize 
gereichen fann. 

Das in dem Klaggefuche geltend gemachte Wahl- 
recht zwiſchen der in natura zu liefernden Butter und 
einem Geldäquivalente ift, obgleich die Auszugsbeitelle- 
rin nach der Klagbeilage ein foldyes Wahlrecht ſich 
nicht befonders vorbehalten hat, in Anjehung ber 
rüditändigen Auszugsbutter als einer vertretbaren 
Sache als rechtlich begründet anzufehen geweſen. 

no. 32. der mehrfach angezogenen Belanntmachung 
und 
$. 745. des bürgerl. Geſetzbuchs. 

In- gleicher Maaße begründet erfcheint das Ber- 
langen des Klägerd bei dem ziveiten Klagpunfte. 
Daffelbe findet in dem von dem Bellagten bei dem 
10ten Einl.Abfchn. zugeftandenen Borbringen, ins- 
befondere in dem Anführen, das Auszugshaus habe 
feine Zugänglichkeit durch das vor demfelben gelegene 
Gärtchen, fowie in dem Rechtögrundfage, daß ber 
Auszugsberechtigte den ungehinberten Eingang in 
feine Wohnung zu verlangen berechtigt ift, 

Wochenblatt für merfwürbige Rechtöfälle, 1854. 

©. 321. 

feine Begründung. Die dem Beflagten beigemeffene, 
jedoch von demſelben in den Einl.-Abfchn. 11. und 12. 
in Abrede geftellte Berbalturbation eignet fich für den 
hierbei gebrauchten Eidesantrag nur infoweit, als 
hiernach Bellagter am 21. October 1868 gegen die 
Ehefrau des Klägers erklärt haben foll, daß fie und 
ihr Ehemann feinen Weg zum Auszugshaufe hätten, 
einen ſolchen vielmehr von ihm erft faufen müßten, 
wogegen bie früheren angeblichen Verbote eine für den 
Eidesantrag erforderliche genauere Zeitangabe ver- 
miffen laſſen. Infoweit war daher die Entfcheidung 
der Sache von Leitung des hierüber angetragenen 
und von Bellagtem BI. — ausdrüdlih angenomme- 
nen Eides abhängig zu machen, dem Antrage des 
Klägers Bl. — auf unbebingte Verurtheilung bes 
Beklagten mit Rüdficht auf deffen Zugeftändnig in 
der Anmerkung Bl. — aber aus dem bereitd von 
Beflagtem BI. — angegebenen richtigen Grunde nicht 
ftattzugeben.” 


Auf die gegen diefes Urthel vom Belflagten um 
beswillen, weil dem Kläger der Beweis des erften 
Klagpunftes nachgelaffen, ihm, dem Bellagten, aber 
die Leiftung eines Eides auferlegt und nicht vielmehr 
die ganze Klage oder wenigftens der erfte Klagpunkt 
in der angebraditen Maaße abgewiefen worden, ein- 
gewendete Appellation wurde am 6. October 1869 
das nachftehende Erfenntniß des Königl. Appella— 
tionsgerichts zu Leipzig publicirt: 

„Weil dem zweiten, auf Abweifung der Klage 
gerichteten Gravamen Bl. — rechtliche Beachtung 
nicht hat verfagt werben fönnen, da 

1 


der Kläger gegen bas vorige Erkenntniß nicht remebirt 
hat, ſonach zu feinem Nachtheile rechtskräftig feftfteht, 
daß das Bl. — und Bl. — beurfundete, zugleich ein 
pactum in favorem tertüi enthaltende Auszugsreſervat 
feinem, des Klägers, Vermögen ein felbftftändiges, 
während der Lebensdauer feiner Ehefrau, der Aus- 
zugsbeftellerin, dem Auszugsträger gegenüber 
wirffames Klagrecht nicht verfchafft habe, die Bl. — 
erhobene Klage, infoweit fie zu dem Vermögen des 
Ehemannes gehörende Rechte verfolge, unftatthaft ſei 
und die in ihr zur Geltung gebrachten Klagrechte 
lediglich ald Beftandtheile des Vermögens der Ehe: 
frau des Klägers in Betracht fommen können, 
2 


für die gegenwärtige Inftang mithin, foviel das Bes 
fugniß des Klägers anlangt, ald Proceßpartei aufzus 
treten, nur bie Frage zur Entjcheidung vorgelegen hat, 
ob demfelben, als dem gejeglihen Nupnießer des 
Vermögens feiner Ehefrau — und daß das Auszugs⸗ 
recht der lepteren Receptitieneigenfchaft habe, ift weber 
zu präjumiren, noch von irgend einer Seite behauptet 
worden — die Berechtigung zugugeftehen fei, diejeni⸗ 
gen Klagrechte im Proceßwege zu verfolgen, deren die 
Klagſchrift gedenkt, 


3. 

nach der Anſicht der jetzigen Inſtanz die Bl. — er 
hobene Klage nach den factifhen Unterlagen, auf 
welche fte ſich ftügt, aufzufaſſen ift 

A. als dingliche Klage — ald actio confessoria —, 
der Sache nach gerichtet auf Feftftellung des theilweife 
beftrittenen Umfanges und Gehaltes der auf dem 
Käftnergute des Bellagten haftenden Reallaft des 
Auszugs, und zwar gerichtet 

a) auf eine Verurtheilung des Bellagten, anzuer- 
fennen, daß dieſe Reallaft die Verbindlichkeit umfafle, 
die Auszugsbutter nach dem Bl. — bezeichneten Ge— 
wichte zu gewähren, und 

b) auf eine Berurtheilung des Beflagten, anzus 
erfennen, daß die in dem Auszugsrechte enthaltene 
perfönlihe Dienftbarfeit der habitatio (zu vergl. 
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8.1159. des bürgerl. Geſetzbuchs) die BI. — gedachte 
servitus itineris in fich begreife, 

B. als perfönliche Klage im Sinne des $. 511. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs, gerichtet auf Nachliefe- 
tung der Bl. — erwähnten, in 210 Loth Butter be 
ftehenden verfallenen Auszugsleiftungen, 

in welcher Beziehung die Bemerkung angefchloffen 
werben mag, daß die Faſſung des Petitums, die der 
Kläger Bl. — gewählt hat, und der Umftand, daß 
daffelbe in Betreff der Anfprüche sub a. und b. nicht 
zugleich auf Sicherftellung gegen künftige Störungen 
durch Androhung einer Geldſtrafe gerichtet worden ift, 
auf die Beurtheilung der rechtlichen Natur der Klage 
feinen Einfluß äußern fann, da der Küglichkeit, die 
Klage, foviel die sub a. und b. gedachten Klagpunfte 
betrifft, ald eine perjönliche, gegen den Bellagten 
nicht in feiner Eigenſchaft ald Repräfentanten des 
audzugspflichtigen Grundftüds, fondern als eine gegen 
feine Perſon gerichtete Eontractöflage (als actio ven- 
diti) gelten zu laflen, abgefehen von anderen Beben- 
fen, entgegentritt, einmal bie Erwägung, daß die 
Abficht des Klägers, mit der angeftellten Klage eine 
lediglich die Perſon des Beflagten für die Dauer feiner 
Befigzeit, nicht aber den Singularfucceffor deſſelben 
binbende res judicata erlangen zu wollen, weder vor⸗ 
audzufepen ift, noch in den Acten fich mit Beftimmt- 
heit ausgefprochen findet, und fobann die Erwägung, 
daß Klagen auf Anerfennung eines jus in personam, 
welches fünftige oder bedingte Leiftungen zum Gegen» 
ftande hat, nur ausnahmeweife und nur dann ver- 
ftattet werben dürfen, wenn dem Berechtigten nicht 
ein anderes Rechtsmittel für die Erreichung feines 
Zweds zur Seite fteht, 


befanntlich ald Regel gilt, daß nur diejenige Perſon 
zu gerichtlicher Verfolgung eines Nechts befugt ift, zu 
deren Vermögen das leptere gehört, daß nur fie als 
domina litis auftreten und die in der Principalſchaft 
begründeten procefjualifchen VBerfügungsacte vorneh- 
men barf, dafern nicht eine lex generalis oder spe- 
cialis eine Ausnahme geftattet; 
5 


die vorige Inftanz zwar in dem gegenwärtigen Falle 
eine folhe Ausnahme als vorhanden angefehen und 
dabei auf die Beftimmung des $. 1677. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs und die in demfelben dem Ehemanne 
gewährte actio utilis verwiefen hat, diefe Beftimmung 
jedoch — eine modificirte Billigung der Vorfchrift der 
L. 2. C. de obligat. et action. (4. 10.) — nad) 
dem Dafürhalten des Königlichen Appellationsgerichts 
nicht auf actiones confessorias zu beziehen ift, bie 
zu dem Vermögen der Ehefrau gehören und welche 
Anerkennung, ungeftörte Fortdauer und Eicherftellung 


der fraglichen Gerechtfame gegen fünftige Beeinträch- 
tigungen bezwecken, die Vorfchrift des 8. 1677. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs fich vielmehr auf actiones in ' 
personam, auf $orderungsrechte im ftrengeren Sinne, 
welche durch solutio untergehen, befchränft und zwar 
auf Klagrechte, deren Object in einer Sadhleiftung 
befteht und deren Realifirung den Gegenftand ber 
Forderung, ſei er eine nicht verbrauchbare oder ver⸗ 
brauchbare Sache, in die Detention des Ufufructuars 
bringt, wie fich dies ergiebt aus dem Wortlaute jenes 
Paragraphen, welcher eine „erhebbare und ein— 
klagbare“ Forberung als das Object der verwillig« 
ten actio utilis bezeichnet, aus dem Zufammenhange 
dieſes Paragraphen mit dem $. 625. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs und aus dem Zwede des Erfordernifies 
der Einwilligung der Ehefrau, eines Erforberniffes, 
welches — in Erweiterung der Borfchriften der Ver- 
ordnung vom 7. Juni 1821 (Geſetzſammlung v. J. 
1821. p. 75.) — ber Ehefrau Sicherftellung gegen 
eine gefährbende Verwaltung ihres Vermögens ge— 
währen fol (zu vergl. Siebenhaar, Gommentar, 
Bd. 3. p. 63. und das in dem Jur. Wochenblatt 
1847. p. 124. veröffentlichte Etlenntniß des König- 
lihen Oberappellationsgerichts), welches den Nach— 
weis der Zuftimmung der Ehefrau zu der von dem 
Ehemanne angeftellten actio utilis nicht, wie Bl. — 
angenommen worben, als active Sadhlegitimation, 
fondern als Proceflegitimation erfcheinen läßt und 
den Procefrichter anmweift, ven Rechtöftreit nicht eher, 
als bis die Einwilligung der Ehefrau beigebracht fei, 
zu eröffnen und dadurch zugleich dem proceßentfcheis 
denden Richter die nöthige Sicherheit zu verfchaffen, 
um eintretenden Falls eine erecutionsfähige, auf Zah⸗ 
lung oder Ausantwortung des Forberungsobjects an 
den Ehemann ftatt an die forderungsberecdhtigte 
Ehefrau lautende condemnatoria ausfprechen zu 
dürfen, 
6. 

die Frage, ob, abgefehen von den Beftimmungen bed 
8.1677. des bürgerlichen Geſetzbuchs, bei dem weſent⸗ 
lihen vermögensrechtlichen Intereſſe, welches der 
ehelihe Nutznießer an der richterlichen Feftitellung 
der Eriftenz und des Umfanges von Auszugsgerech⸗ 
tigfeiten und perfönlichen Servituten der Ehefrau 
haben fann, fich nicht aus denjenigen Grunbfägen, 
welche von dem gefeplichen ususfructus omnium 
bonorum gelten, eine Berechtigung des Ehemannes 
zu felbftftändiger Verfolgung der feiner Ehefrau zu⸗ 
ftehenden actio confessoria conftruiren laffe, — dahin» 
geftellt bleiben darf, weil bei der Untrennbarfeit eines 
Auszugsrechted ald Ganzen — im Gegenjape zu dem 
Anfpruche auf einzelne Abentrichtungen — beziehent⸗ 
lich bei der Untrennbarfeit eines perfönlichen Dienft- 


barfeitsrechtes von der Perfon der berechtigten Ehefrau 
und bei der hieraus von felbit folgenden Unthunlich- 
- feit eine ceffionsähnliche Rechtslage des Ehemannes 
anzunehmen, wie fie der $. 625. des bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs andeutet, denfbarer Weife bei Prüfung jener 
Frage nur der Gefichtspunft einer dem Dritten gegen- 
über zu verftattenden vindicatio ususfructus in Er- 
wägung fommen fönnte, wie ein folcher bei demjeni- 
gen Klagrechte einfchlägt, mit welchem der Ufufructuar 
eine dem Grundftüde des Proprietars zuftehende Reals 
fervitut zur Geltung bringen darf (zu vergl. hierüber 
die Motiven und Bemerkungen zu 8.563. des bürger- 
lihen Gefepbuhs in Siebenhaar’8 Commentar, 
Bd. 1. p.447. 2. Aufl. und Schilling, Lehrbuch der 
Inftitutionen, Bd. 2. 8. 202. p. 666.), diefer Ges 
fihtspunft aber den vorliegenden Fall nicht berührt, 
ba, wie oben sub 1. bemerft wurde, redhtsfräftig feſt⸗ 
fteht, daß die Rechtöverfolgung des Klägers fein in 
feinem, des Klägers, Bermögen befindliches 
Recht zum Gegenftande habe; 
T. 


läßt fi dem Vorftehenden nach eine Befugniß des 
Klägers, die oben sub 3. A. a. und b. bezeichneten 
eonfejlorifchen Klagen feiner Ehefrau als Proceßpartei 
mit einer actio utilis durchzufuͤhren, nicht anerkennen, 
der untrennbare Zufammenhang, in welchem ber An» 
fpruch auf die behaupteten Auszugsrüdftände mit dem 
eonfefforifchen Rechte (oben sub 3. A.) fteht, dahin 
führt, dem Kläger eine ſolche Befugniß auch rüdficht- 
lich des oben sub 3. B. gedachten perfönlichen Klag- 
rechts jeiner Ehefrau zu verfagen, weil, wäre es auch 
an fi) unbedenklich, ven 8.1677. des bürgerl. Geſetz⸗ 
buch auf die die Rüdftände betreffende Klage anzu⸗ 
wenden, wenn es fih um Einflagung einzelner, aus 
einer liquiden Reallaſt abgeleiteter Leiftungen han⸗ 
delte, doch ein ſolcher Hall nicht vorliegt, der Beklagte 
vielmehr die Hauptverbindlichfeit — die auf feinem 
Gute haftende Verpflichtung, die 14 Kannen Butter 
nach dem BI. — erwähnten Gewichte gewähren zu 
muͤſſen — beftritten hat und es offenbar einen Wider- 
fprud) enthalten würde, wollte man dem Kläger die 
Berechtigung, den Beftand der Auszugsgerechtigfeit 
feiner Ehefrau im Proceßwege confefforifch zu verfol- 
gen, an ſich abjprechen, ihm aber demungeachtet diefe 
Ermächtigung für den Fall zubilligen, daß das con» 
feſſoriſche judicium nur incibirend, d. h. bei Gelegen⸗ 
heit der Einflagung einzelner angeblid in Rüdftand 
verbliebener Leiftungen auftauchte, 

im Uebrigen hierbei nicht unerwähnt bleiben mag, 
daß nad) der Anficht der gegenwärtigen Inftanz ver 
fallene Auszugsleiftungen, wie deren die Klagſchrift 
gebenft, gemäß der Vorjchrift des $. 630. des bürgerl. 
Geſetzbuchs zu den Früchten des eheweiblichen Ver⸗ 
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moͤgens gehören, ruͤckſichtlich deren dem Ehemanne als 
dem Nutznießer des letzteren kraft geſetzlicher, mit dem 
Abſchluſſe der Ehe wirkſam werdender Ceſſion ein 
ſelbſtſtaͤndiges Klagrecht zuſteht, und daß in dem ges 
genwärtigen Falle der Umftand, daß der Beflagte 
das Recht der Ehefrau auf das Bl. — behauptete 
Gewicht der in Frage befangenen Naturalleiftung 
betritten hat, an ſich die Zuläffigfeit einer incidiren⸗ 
ben und lediglich zu dem Zwede, um ber Klage auf 
einzelne Rüdftände Erfolg zu verfchaffen, erforderlich 
werdenden Streitverhandlung über jenes Recht zwi⸗ 
[hen dem Ehemanne und dem Bellagten nicht aud- 
ſchließen, fondern nur die Rechisfolge haben würde, 
daß eine etwaige Verurtheilung des Bellagten zu 
Abentrichtung der geforderten Rüdftände an den Ehe 
mann nicht für geeignet gelten fönnte, für die Ehefrau 
eine res judicata in Betreff der Zuftändigfeit des 
Rechts auf das fireitige Gewicht zur Entftehung zu 
bringen, 

daß aber dieſe von der Auffaffung des vorigen 
Erfenntnifjes abweichende Anficht der zweiten Inftanz 
für die Entfcheivung über das Rechtsmittel des Bes 
flagten ohne Einwirkung bleiben mußte, weil ber 
Kläger nicht appellirt und durch Submiffion unter 
das Urthel der erften Inſtanz anerfannt hat, die oben 
sub 3. B. gedachte perfönliche Klage fei ein Beftand- 
theil des Bermögens feiner Ehefrau und die Streit 
frage in dem gegenwärtigen Rechtsſtreite befchränfe 
fi), was feine Klagberechtigung anlange, darauf, ob 
ihm eine foldye Berechtigung auf Grund der Beftim- 
mung des $. 1677. des bürgerl. Geſetzbuchs zugeſtan⸗ 
den werben fönne oder nicht; 

8 


in der Eingabe Bl. —, welche in Folge des Injunctes 
Bl. — in der Appellationsinftang zu den Acten ges 
langt ift, die Ehefrau des Klägers zwar erflärt hat, 
fie ertheile hiermit ihre Einwilligung zu der von 
ihrem Ehemanne erhobenen Klage und trete ber 
von demjelben BI. — ausgeftellten Vollmacht bei, 
— ein Vorgang, der zu Erwägung der Frage Anlaf 
geben fonnte, ob es nicht eben fo zuläffig als fachent- 
ſprechend erfcheinen müffe, jene Erklärung der Ehe: 
frau des Klägers ald Ratihabition einer in der bis⸗ 
herigen Procepführung bes legteren für fie, die Ehes 
frau, volljogenen negotiorum gestio und ald Bevoll- 
mächtigung des Bl. — benannten Sachwalters zu 
behandeln, die Ehefrau ald Procefpartei in dem 
Rubrum aufzuführen und dergeftalt dem Rechtöftreite 
auf Grund der BI. — erhobenen Klage und der bie- 
herigen Streitverhandlungen Fortgang zu geben, 
und zwar zuläffig, weil, wie der Inhalt ver Saͤte 
DI. — und Bl. — darlegt, der Beklagte die Berech⸗ 
tigung ded Klägers, für feine Ehefrau ald Kläger 


aufzutreten, im erften Verfahren nicht bezweifelt hat 
und offenbar erft durch die Rationen des vorigen 
UÜrthels darauf geführt worden ift, mit begüglichen 
Ausftellungen in der Appellationsinftang hervorzutre⸗ 
ten, ebendeshalb aber fich nicht annehmen läßt, feine 
Rechtövertheidigung würde eine andere geweſen fein, 
wenn die Klage Bl. — von der Ehefrau angeftellt 
mworben wäre, 

fachentfprehend dagegen aus juftigpoligeilichen 
Rüdfihten und um einer Koftenfteigerung zu begeg- 
nen, bie mit dem Streitobjecte und der Einfachheit 
des materiell rechtlichen Streitmateriald außer Ver⸗ 
haͤltniß fteht, 

dennoch ein Borfchreiten der vorbezeichneten Art 
für bevenflich zu achten geweien ift, einmal, weil die 
Erflärung der Ehefrau Bl. — den Entfchluß derfel- 
ben, in den Proceß ald Partei einzutreten und fich 
der damit verbundenen Eventualität einer Koften- 
belaftung zu unterwerfen, nicht mit Sicherheit erfennen 
läßt, und ſodann, weil ed möglicher Weife für den 
Beklagten von Bedeutung werben fönnte, ob, wenn 
der Beweis, beziehentlich eine Befcheinigung des Bl. — 
bezeichneten Anführens zu Vorzeichnung eines Er- 
gänzungseides Veranlaffung geben follte, diefer Eid 
von der Ehefrau oder von dem Ehemanne geleiftet 
würde; ſonach . 


dem Verlangen einer Abweifung der Klage, wie es 
der Beflagte bei der zweiten Beſchwerde BI. — geftellt 
hat, das formelle Recht zur Seite fteht und eben des» 
halb ed weder eines Eingehens auf die Debuctionen 
des Bellagten Bl. —, noch eined Eingehens auf die 
Frage bedurft hat, ob durch den Berlauf der Streit- 
verhandlungen dem Mangel an Klarheit genügend 
begegnet worden fei, welche die Sachdarſtellung ber 
Klage bei Begründung des Anfpruchs auf ein Mehr- 
gewicht der Auszugsbutter infofern vermiſſen läßt, 
ald dabei die Gewichtöbeftimmungen des $. 16. der 
Ausführungsverordnung zu dem Geſetze, die Einfüh- 
rung eines allgemeinen Landesgewichts ıc. betr., vom 
12. März 1858 (Gejegfammlung v. 3.1858. p. 58.) 
gänzlich unberüdfichtigt geblieben find, 

fo ift e8 bei dem angefochtenen Erfenntniffe in 
Beachtung der zweiten Beſchwerde Bl. — nicht zu 
lafien, ſondern es hat des Klägers Suchen in ber 
angebrachten Maafe nicht ftatt 1c.” 

Auf die vom Kläger gegen diefes Erfenntniß ein» 
geivendete Appellation ertheilte das Königliche 
DOberappellationsgericht folgende am 2. März 
1870 publicirte Entſcheidung: 

„Daß es bei der Erflärung der Mitflägerin Bl. —, 
daß fie ihre Einwilligung zu der von ihrem Ehemanne, 
dem Kläger, wider den Bellagten unter dem 11. No- 
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vember 1868 Bl. — erhobenen Klage ertheile, und 
der von demſelben unterm 5. des gebachten Monats 
ausgeftellten, Bl. — anzutreffenden Vollmacht beis 
trete, bewendet. 

Hiernaͤchſt iſt es, ſoviel die Hauptſache anlangt, 
nicht bei dem Eingangs gedachten Urthel (1. Inſtanz), 
fondern bei dem Erfenntniffe Bl. —, in welchem auf 
der vorlegten Zeile Bl. — ftatt ber Worte: „ift ders 
felbe” die Worte: 

„find Kläger und Mitklaͤgerin“ 
zu ſetzen find, zu laflen und ift Bellagter dem Kläger 
bie in voriger und jegiger Inſtanz erwachfenen Uns 
foften zu erftatten verbunden. 
Entfheidungsgrünbe: 

Die vorftehende reformatoriſche Entſcheidung ber 
ruht auf folgenden Erwägungen: 

Zufolge Bl. — unter 1. ift die vorige Inftanz 
davon ausgegangen, daß, da Kläger gegen das erft- 
inftanzliche Erfenntniß nicht remedirt habe, gegen 
denfelben rechtskräftig feftftehe, daß das zugleich ein 
pactum in favorem tertü enthaltende Auszugsrefervat 
in ber Kaufsurfunde sub M. Bl. — dem Bermögen 
des Klägers ein felbfiftändiges, während ber Lebend- 
dauer feiner Ehefrau, der Auszugsbeftellerin, dem 
Auszugsträger gegenüber wirkſames Klagerecht nicht 
verfchafft habe, die erhobene Klage, infoweit fie zu 
dem Bermögen des Ehemannes gehörende Rechte vers 
folge, unftatthaft fei und die in ihr zur Geltung ge= 
brachten Klagrechte lediglich als Beftandtheile des Ber- 
mögens der Ehefrau des Klägers in Betracht kommen 
fönnten. Diefer Anſicht hat man jedoch in gegen- 
wärtiger Inſtanz nicht beizutreten vermoct. ‘Denn 
wenn auch die erfte Inſtanz in ihren Entſcheidungs⸗ 
gründen Bl. — bei Prüfung der Schlüffigfeit der 
Klage zunächft mit der Frage, ob Kläger für feine 
Perſon berechtigt fei, felbittändig und ohne alle Eon- 
eurrenz feiner Ehefrau gegen Beflagten auf Gewährung 
von Auszugsleiftungen Hagbar zu werden, fich befchäfe 
tigt und diefe Frage an fich verneinen zu müffen ge- 
glaubt hat, fo enthält doch das dort Gefagte nur vor- 
bereitende Zweifelögründe, nicht aber einen der Rechts⸗ 
fraft fähigen decifiven Ausſpruch, denn deſſenungeach⸗ 
tet hat die erſte Inftanz die Alage aufrecht erhal- 
ten und nur die Berichtigung des Legitimationd- 
punftes für nothwendig erachtet, daher im Erfennt- 
niffe felbft dem Kläger aufgegeben, daß berfelbe vor 
allen Dingen die Einwilligung feiner Ehefrau zur 
Anftellung der erhobenen Klage beibringe und fo zur 
Sache ſich legitimire. Letzteres allein war der ber 
Rechtöfraft fähige decifive Ausſpruch und es fann fo» 
mit von einer Rechtöfraft, wie die zweite Inſtanz fie 
angenommen, nicht die Rede fein. 

Fragt es fih nun, ob Kläger berechtigt geweſen 


fei, wegen ber hier fraglichen Anfprüche jelbftftändig 
gegen den Bellagten Hagend aufzutreten, fo ift dies 
nad Anſicht des Oberappellationsgerichts allerdings 
zu bejahen. Nach älterem fächfifchen Rechte 
Const. 25. P. III. vom Jahre 1572. und No. 12. 

und 13. der Bekanntmachung, einige Rechtsfäge 

in Beziehung auf den Auszug betreffend, vom 

2. October 1839. 
hatte ein Auszug, weldhen eine Ehefrau dem Ehemanne 
bei Eingehung der Ehe oder während berfelben ein- 
brachte, allerdings nicht die rechtliche Natur der Nutzun⸗ 
gen, jondern die ded Gapitalvermögens. Dies ift aber 
durch das bürgerliche Geſetzbuch abgeändert, indem in 
deſſen 8. 630. die Beftimmung getroffen ift, daß, wenn 
ein Niefbraud) an einer Leibrente oder einem Auszuge 
ftattfindet, dem Nießbraucher die während feines Nieß- 
brauche fällig werdenden Leitungen gebühren. Eine 
nothwendige Folge dieſer Vorfchrift ift die, daß nun 
aud) der Ehemann das Recht auf die während ber 
Dauer der Ehe fällig wordenen und fällig werdenden 
Auszugsleiftungen, gleichviel, ob der Auszug blos für 
die Ehefrau oder ob er auch mit für ihn refervirt war, 
als gejeglicher Nießbraucher jelbftftändig gegen den 
Auszugsträger geltend und klagbar machen kann. Hin⸗ 
fichtlich der fällig gewefenen Leiftungen fann dies einem 
Zweifel darum nicht unterliegen, weil diefelben jegt 
die Natur der Nupungen haben, welche dem Ehemanne 
gebühren. Aber auch bezüglich der während ber Ehe 
erſt fällig werdenden hat der Ehemann aus dem näm- 
lihen Grunde ein eigenes Intereffe, und wenn er das 
Recht auf diefelben mittelft Klage verfolgt, fo thut er 
dies theild in feinem eigenen Intereffe, theild in dem 
der Ehefrau und zwar entiveber mit deren Zuftimmung 
als Mandatar oder ohne Auftrag derfelben als nego- 
tiorum gestor. 

Wollte man aber auch annehmen, daß, wenigftens 
foweit es fih um noch nicht fällig wordene Leiftungen 
handelt, der Ehemann zur Klaganftellung der Ein- 
willigung ber Ehefrau bevürfe — und im vorliegenden 
Falle muß dies dem Kläger gegenüber allerdings ald 
rechtöfräftig feftftehend angefehen werben, da derjelbe ge- 
gen den erftinftanzlichen Beſcheid nicht appellirt hatte —, 
fo ift doch diefe Einwilligung beigebracht, indem Klaͤ— 
gers Ehefrau in der Eingabe Bl. — erflärt hat, 

daß fie hiermit ihre Einwilligung zu der von ihrem 
Ehemanne erhobenen Klage ertheile und der von 
demjelben ausgeftellten Vollmacht (BI. — beitrete. 

Durch dieje Erklärung, bei welcher man es be 
wenden zu lafien hatte, hat Klägerin jogar Har und 
deutlich ihre Willensmeinung zu erfennen gegeben, daß 
fie ald Mitklägerin in den vorliegenden Proceß ein- 
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trete, ſomit auch allen aus ihrer Theilnahme an diefem 
Rechtöftreite für fie entftehenden Conſequenzen ſich uns 
terwerfe. Diefer Eintritt muß fhon aus den Bl. — 
angeführten Gründen, denen gegenüber die Bedenken 
DI. — alles Gewicht verlieren, nad) Lage der Sadıe 
für zuläffig und zwedmäßig erachtet werden. Es ift 
daher nunmehr Klägers Ehefrau als Mitklägerin zu 
betrachten und als foldye im Rubrum bed Urthels mit 
aufzuführen gewefen. 

Anlangend nun bie einzelnen Klagpunfte, fo hat 
bezüglich des 2ten derjelben die erfte Inftanz die Ent: 
ſcheidung mit Recht von dem Bl. — erkannten Delat- 
eide über das beim 12ten Einlaffungspunfte Bl. — 
geleugnete Klaganführen abhängig gemacht. Man hat 
zu deſſen Rechtfertigung dem Bl. — Gefagten etwas 
Weiteres nicht hinzuzufügen. 

Was aber den die Auszugsbutter betreffenden erften 
Klagpunft betrifft, jo fann man auch hierunter ven 
einjchlagenden Gründen ber erften Inſtanz BI. — im 
Weſentlichen nur beitreten. Es handelt ſich hier um 
eine auf einem Privatrechtötitel beruhende Leiftung. 
Selbftverftändlich mußte daher, wenn über Maaf und 
Gewicht der zu verabreichenden Butter bei Abſchluß 
de Vertrags feine befondere Beftimmung unter den 
Eontrahenten getroffen worden war, das zur Zeit des 
Bertragsabichluffes in der nächften Marktſtadt (hier W.) 
in Geltung geftandene Buttermaaß als dasjenige ans 
gefehen werben, nach welchem Bellagter die Butter 
zu gewähren hat. Spätere allgemeine Sandesbeftim« 
mungen über Maaß und Gewicht fonnten hieran etwas 
nicht ändern, und wenn ed nach BI. — den Anfchein 
gewinnt, ed habe die zweite Inftanz ein Bedenken 
gegen die Schlüffigfeit der Klage darin gefunden, daß 
in dem bezüglichen Vorbringen des Klägers die Ge- 
wichtöbeftimmungen des $. 16. der Ausführungsver- 
ordnung zu dem Gejepe, die Einführung eines allge- 
meinen Landesgewichts ac. betr., vom 12. März 1858 
unberüdfichtigt geblieben, fo it died ein Bedenken, 
welches jofort durch 8. 7. des nurangezogenen Geſetzes 
fi) erledigt, indem hier (Gejep- u. Verordnungsblatt 
v. 3. 1858. ©. 50.) das obige PBrincip bezüglich der 
auf Privatrechtstiteln beruhenden Leiſtungen ausprüd- 
lid) anerfannt und gewahrt worden ijt. 

Endlich fann auch der Einwand Beflagtens BI. —, 
daß beim erften Klagpunfte nur ein geringfügiges 
Object in Frage ftehe, alfo in feinem Falle auf forms 
lichen Beweis zu erkennen geweſen fei, nicht für bes 
gründet angefehen werben, da hier das Recht jelbit 
beftritten ift und der Preis der Butter als ein für alle 
Zeit feitftehender feineswegs bezeichnet werden fann, 
vielmehr nach der Erfahrung nicht unbeträchtlich im 
Steigen begriffen ift. 

ach dem Allen ift das erfte Erfenntniß wieder 
berzuftellen geweſen.“ 
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Summa appellabilis in einem Falle, in welchem 

zwei Kläger auf Herausgabe ihres Pflichttheils 

flagen und denfelben je auf „mindeftens 25 Tha— 

ler“ veranfchlagt haben. — Anwendung der 

condictio ob causam datorum auf einen 

unter einer (nicht eingetretenen) Vorausſetzung 
erklärten Berzicht, 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n— in Dr. 


W. und beffen Ehefrau klagten im Jahre 1869 
gegen ihre frühere Schwiegertochter, verw. W. jetzt 
verehel. F., der Teftamentserbin des verftorbenen 
Sohnes der Kläger, auf Gewährung des ihnen 
aus dem Rachlaffe ihres Sohnes zufommenden, von 
legterem teftamentarifch auf 25 Thaler beredyneten 
Pflichttheils, unter dem Anführen, daß fie zwar auf 
diefen Pflichttheil zu Gunſten der Beflagten verzichtet 
hätten, aber nur weil diefe verfprochen gehabt, dafür 
dem Enfel der Kläger 300 Thaler legtwillig zuwenden 
zu wollen, während fie gegenwärtig beftimmt erklärt 
habe, daß fie dies nicht thun werde. 

Die Beklagte behauptete, die Kläger hätten un— 
bedingt Verzicht geleiftet, und beftätigte, daß fie 
nicht Willens ei, den Enfel derfelben legtwillig zu 
bevenfen. 

Das Procefgericht, das Geridhtsamt im 
Bezirksgerichte Freiberg, ertheilte hierauf unter 
dem 10. September 1869 folgenden Beſcheid: 

„In Erwägung, daß die erhobene Klage im 
Weſentlichen auf dem Anführen beruht, Beklagte habe 
den Klägern verfprochen, dem Bl. — genannten 
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Enkel der Kläger, Anton ®., von ihrem, der Beflag- 
ten, Vermögen den Betrag von 300 Thlrn. — —⸗ 
zu vermachen, von Klägern aber fei ald Gegenleiftung 
für dieſe in Ausficht geftellte letztwillige Verfügung 
auf das ihnen zuftehende Erbreht an den Nachlaß 
ihres Sohnes Karl Ehregott W. zu Gunften ber 
Beflagten Verzicht geleiftet, von ber Letzteren jedoch 
nachmals die Weigerung, ihre obgedachte Zufage zu 
erfüllen, ausgefprocdhen worden, 

aus diefen Thatfachen jedoch weder bie Berbind- 
lichkeit der Bellagten zu Errichtung einer leptwilligen 
Verfügung des von ihr angeblich bezeichneten Inhal- 
ted und zu Ounften des Enfeld der Kläger, noch auch 
die Berechtigung der Kläger auf Theilung des Rach⸗ 
laffes ihres Sohnes abgeleitet werben kann, indem 
nad) $. 2559. des bürgerlichen Gefegbuchs das Ber- 
fprechen, Jemanden in Zufunft durch Erbvertrag oder 
legten Willen zum Erben einzufegen oder mit einem 
Bermächtniffe oder einer Anwartfchaft bedenken 
zu wollen, felbft wenn e8 angenommen wird, wir«- 
kungslos ift, und weiter, wenn auch im Allgemeinen 
zugegeben werden mag, daß der Promiflar, falls er 
etwas als Gegenleiftung gegeben hätte, Died nach den 
Borfchriften in $. 1535 flg. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zurüdfordern dürfe, doch dieſe condictio ob 
eausam datorum dann ausgefchloffen ift, wenn bie 
Gegenleiftung in einer nach $. 2260. unwiderruf- 
lihen Ausſchlagung einer angefallenen Erbſchaft 
befteht, 

hat der Kläger Suchen in der angebrachten Maaße 
nicht ftatt, und find diejelben der Bellagten die zur 
Neftitution geeigneten Procepkoften zu erftatten ſchul⸗ 
dig.’ 

Auf Appellation der Kläger erging unter bem 
6. November (24. December) 1869 folgende refor- 
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matorifche Entſcheidung des Königl. Appellas 
tionsgerichts zu Dresden: 

„Daß es bei dem BI. — zu lefenden, am 10. Sep- 
tember 1869 befannt gemachten Befcheide nicht zu 
laffen, würde vielmehr Bellagte den ihr über den 
Grund der Klage angetragenen, von ihr angenommes 
nen Eid dahin: 

„wie es nicht in Wahrheit beruhe, daß fie am 
15. Juni 1866, bevor das Teftament ihres ver- 
ftorbenen Ehemannes Ehregott W. den Klägern 
an Gerichtöftelle eröffnet worden, au benjelben 
geäußert habe, wenn fie, die Kläger, auf das 
ihnen ausgefegte Erbtheil verzichteten, werde fie 
ihrem, der Kläger, Enkel, Anton G., 300 Thaler 
vermachen, und daß fie ebenfowenig den Klägern 
ein folches Verfprechen hinfichtlich einer größeren 
oder geringeren, dem genannten G. zu vermachen⸗ 
den Summe Geldes gegeben habe,” 
ſchwören, fo ift diefelbe von der erhobenen Klage zu 
entbinden und loszuzählen. 
Entfcheidungsgründe: 

Wenn, wie in der Klage behauptet worden, bie 
Beklagte unter den in der Klage Bl. — näher be- 
ſchriebenen Umftänden den Klägern verfprochen hätte, 
ihrem dafelbft gedachten Enkel, Anton G., ein Vers 
maͤchtniß von 300 Thalern zuzuwenden, falls fie, die 
Kläger, auf den ihnen im Teftamente ihres Sohnes 
ausgejegten Pflichttheil zu Gunften der Beklagten ver- 
sichten würden, jo würde in der unmittelbar darauf 
von Seiten der Kläger an Gerichtöftelle abgegebenen 
Berzichtserklärung eine ſtillſchweigend zu erfennen ge— 
gebene Annahme jenes Anerbietens, zugleich aber auch 
eine der Bellagten zum Bortheile gereichende Zuwen- 
dung gefunden werden müflen, welche die Kläger 
unter der aus den Verhältniffen fich ergebenden Vor— 
ausfegung bewirkt hätten, daß auch die Beflagte 
ihrerfeitö fich der gegebenen Zuſage gemäß bezeigen 
werde. Es würde aljo in diefem Falle, zugleich im 
Hinblide auf die rechtliche Unmöglichkeit, die Beklagte 
zur Erfüllung des ertheilten Verſprechens zu nöthigen, 
der fraglichen Berzichtserflärung, obwohl fie der Nach⸗ 
laßbehörbe gegenüber anfcheinend vorbehaltslos erfolgt 
ift, im Verhältniffe der Parteien unter einander nur 
die Natur einer bedingten Ueberlafjung des Erb» 
theild der Kläger an die Bellagte beizulegen fein. 
Hieraus aber in Verbindung mit den Beitimmungen 
der $$. 892. und 1534 flg. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ergiebt fich wiederum, daß, nachdem die Beflagte 
wiederholt erflärt hat, dem obengedachten ©. nichts 
vermachen zu wollen, die in Rede ſtehende Bebin- 
gung als nicht eingetreten anzufehen, und den Klägern 
fonady das Recht einzuräumen ift, von dem erklärten 
Verzichte wieder abzugehen. 


Daß ihnen in diefer Beziehung die Vorfchrift in 
$. 2260. des bürgerlichen Gejegbuchs über die Uns 
widerruflichfeit der erflärten Ausfchlagung einer Erb- 
[haft entgegenftehe, wie die vorige Inftanz annimmt, 
dem vermag das Königl. Appellationdgericht nicht 
beizutreten. Denn ed handelt fi im vorliegenden 
Falle nicht darum, daß die Erflärung der Kläger, die 
Erbſchaft ihres Sohnes ausfchlagen zu wollen, als 
eine für dieſelben unverbindliche Willensäußerung 
angefehen werben foll, fondern darum, daß die Be- 
dingung, unter weldjer die Kläger der Sache nad) 
ih vom Nachlaſſe ihres Sohnes losgeſagt haben, 
nicht eingetreten ift, und daß mithin das Verhältnif 
nunmehr fo liegt, als fei überhaupt gar nicht verzichs 
tet worden. 

Aus diefen Gründen, fowie mit Rüdficht auf die 
von der Bellagten BI. — flg. inbefondere BI. — 
abgegebenen Zugeftändniffe, hat man die Aläger für 
den Fall des Erweiſes ded im Gingange erwähnten 
Abkommens für berechtigt zu achten gehabt, von der 
Beklagten ald Inhaberin des Nachlaſſes des BI. — 
genannten Karl Ehregott W. Herausgabe eines eidlich 
zu beftärfenden Nachlafverzeichntiffes und Gewährung 
des ihnen nah Maafgabe defjelben zufommenden 
Pflichttheils zu fordern, deshalb aber die Entjcheidung 
der Sache von der Leiftung des der Beflagten BI. — 
angetragenen, von ihr Bl. — angenommenen Eides 
über den geleugneten Theil des Alaggrundes in der 
aus vorſtehendem Erfenntniffe erfichtlihen Faſſung 
abhängig gemacht, wobei die Frage, ob und eventuell 
in welcher Form nach dermaliger Sachlage im Falle 
der Nichtleiftung dieſes Eides Seiten der Beflagten 
eine alternative Verurtheilung derfelben, wie fie Bl.— 
erbeten worden, auszufprechen fein würde, zur Zeit 
dahin geftellt bleiben fonnte. j 

Soviel endlih die Berehnung bes den Klägern 
eintretenden Falls zufommenven Pflichttheild angeht, 
jo fcheinen zwar nach der Fafjung des Sachgeſuchs 
Bl. —, verbunden mit Bl. — und Bl. —, einige 
Anzeichen dafür vorzuliegen, daß bderjelbe in dem 
Teftamente des verftorbenen W. zur Ziffer gebracht, 
nämlid auf überhaupt 25 Thlr. —⸗ — + feitgefegt 
ſei, und es entfteht deshalb die Frage, ob nicht das 
Suchen der Kläger wenigftens infoweit als unfchlüffig 
fich darftelle, als dafjelbe unbedingt auf Gewährung 
eines Sechötheild der Verlaſſenſchaft des verftorbe- 
nen W., welche die Kläger BI. — auf mindeftens 
800 Thle. —⸗ — = angeben, gerichtet ift, und ob 
nicht ſonach der abweiſende Beſcheid wenigftens zum 
Theil zu beftätigen fei. Allein wollte man auch an- 
nehmen, daß die Kläger, zumal von einer Anfech— 
tung des Teitaments ihres Sohnes in der erhobenen 
Klage feine Rede ift, dermalen ein Mehreres, als 





ihnen in demſelben ausgejegt worden, in feinem Falle 
zu fordern berechtigt feien, fo erhellt doch eben zur 
Zeit und aus den Acten nicht, daß der den Klägern 
in jenem Teftamente ausgeſetzte Erbſchaftsantheil 
wirflih auf eine beftimmte, den Betrag des Pflicht 
theild nicht erreichende Summe feftgefegt worden fei, 
und da die Bellagte, ungeachtet ihres Einverftänd- 
niffes mit dem als Zugeftändniß aufzufaflenden Ans 
führen der Kläger, daß fie von ihrem Sohne auf den 
Pflichttheil gefegt worden feien, in dieſer Richtung 
Einwendungen nicht erhoben hat, jo kann auch davon, 
daß die Kläger fi durch das von ihnen aufgeftellte, 
auf Gewährung dieſes Pflichtrheild gerichtete Sach⸗ 
gefuch einer Zuvielforderung ſchuldig gemacht hätten, 
demgemäß aber auch von einer theilweijen Abweifung 
der Klage feine Rede fein.” x. 

Diefe Entſcheidung wurde im März 1870 vom 
Königl. Oberappellationdgericht zu Dresden 
der dagegen vom Beflagten eingewendeten Berufung 
ungeachtet betätigt, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

„Die Appellation der Beklagten ift für zulaͤſſig 
zu betrachten, weil die Kläger, ungeachtet ihres Ges 
ftändnifjes Bl. —, daß ihr verftorbener Sohn ihren 
Pflichttheil auf nur 25 Thaler berechnet habe, von 
der Bellagten, ald der Befigerin der Erbſchaft, die 
Auszahlung ihrer Plichttheile, BI. — in Verbindung 
mit Bl. — fig. von dem ganzen Nachlaſſe, wie folder 
fih in einem von der Bellagten noch herauszugebens 
den Nachlaßverzeichnifje geftalten werde, fordern. 
Nebon diefem Klaggefuche fommt jelbft darauf Etwas 
nicht an, daß die Kläger Bl. — den Gefammtbetrag 
des Nachlaſſes auf 800 Thaler berechnen, indem 
nicht ausgeſchloſſen ift, daß das von der Bellagten 
zu ebirende Nachlaßverzeichniß einen noch größeren 
Naclafbeftand ergeben fönne. Indeſſen würde, 
felbft wenn man die Angaben der Kläger für maaß— 
gebend anfehen wollte, der Pflichttheil der Kläger 
den Betrag der causa minuta überfteigen, die Appel- 
lation alſo bei dem Wechjel der Entſcheidungen für 
zuläffig zu betrachten fein. Hieran ändert auch der 
Umftand Etwas nicht, daß die Kläger in ihrem Klag- 
gejuhe BI. — den Betrag ihres Anſpruchs an die 
Beklagte zu mindeftens 25 Thalern anſchlagen, 
weil dies offenbar nur fo zu verftehen ift, daß, wenn 
auch nach Feftftellung des Nachlaſſes ihr Pflichttheil 
ſogar weniger als 25 Thaler betragen ſollte, die 
Beklagte doch immer vermöge der teftamentarijchen 
Verfügung des Erblaſſers diefe Summe zu bezahlen 
habe. 

Soviel die Hauptfache anlangt, fo ſtimmt man 
der Anficht der vorigen Inftanz bei, daß die Ents 
ſcheidung von dem DI. — flg. erkannten Delateide 
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abhängig zu machen fei. Wäre es nämlid) begründet, 
daß die Kläger auf den ihnen im Teftamente ihres 
Sohnes ausgeſetzten Erbtheil gegen die Zuficherung 
der Bellagten, fie werde dem Enfel der Kläger, 
Anton ©., 300 Thaler vermachen, verzichtet hätten, 
fo würde, wenn die Vorausfegung nicht eintrat, nad) 
ven 8$. 1534. 1536. und 1538. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs 
vergl. Commentar, ed. II. Bd. 2. ©. 3%. 

die fogen. condictio ob causam datorum auf Rüd- 
gängigmadung des unter einer Vorausfegung gelei- 
fteten Verzichtes, oder vielmehr richtiger auf Heraus« 
gabe der unter einer Vorausſetzung innegelaffenen 
Pflichttheile begründet fein. Diefer Auffaſſung fteht 
der $. 2559. des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht ent⸗ 
gegen, weil ed ein Requifit der condictio ob causam 
datorum ift, daß Etwas unter einer Boraud- 
jegung geleiftet worden fei, als eine Borausjegung 
aber jedes Fünftige Ereigniß zu verftehen ift, ohne 
Unterſchied, ob deſſen Eintritt von dem Zufalle ab» 
hängt, oder ob es in der Macht des Empfängers 
fteht, das Ereigniß herbeizuführen. In der Boraus- 
fegung, unter weldyer die Kläger nach ihrer Behaup- 
tung auf ihr Erbrecht an dem Nachlafie ihres Sohnes 
verzichteten, lag nur infofern etwas Eigenthümliches, 
als, foweit nicht etwas Anderes hinzugefommen wäre, 
über deren Nichteintritt erſt mit dem Zeitpunfte volle 
Gewißheit hätte erlangt werden fönnen, wo die Be— 
flagte geftorben gewejen wäre, ohne dem Enkel ver 
Kläger die 300 Thaler zu vermachen. Da aber die 
Bellagte nicht blos, in der Anmerfung zu dem 42. 
Einlaſſungsabſchnitt, in Abrede geftellt hat, daß ber 
Verzicht der Kläger von einer ſolchen Vorausjegung 
abhängig gemacht worden fei, fondern aud Bl. — 
verbunden mit Bl. — wiederholt erklärt hat, daß fie 
dem Enfel der Kläger Etwas nicht vermachen wolle, 
jo ift die condictio ob causam datorum, welche, wie 
gedacht, an fid) erft wider den fünftigen Nachlaß der 
Bellagten hätte angeftellt werben können, ſchon gegen« 
wärtig begründet. 

Nach dem bisher Gefagten fann die Frage, ob 
fi) Die Klage, wie die vorige Inftanz Bl. — ange 
nommen hat, auch noch aus dem Gefichtspunfte einer 
dem Berzichte beigefügten Bedingung aufrecht erhalten 
lafie, dahin geftellt bleiben. 

Aus dieſen Gründen war das vorige Urthel ledig⸗ 
lich zu beftätigen.” ac. 
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1. Der Lehrvertrag ift nach den Grundſätzen der 
locatio conductio operis zu beurteilen. — 
Auf das von dem Lehrling mitgebrachte Bett hat 
ber Lehrherr nad Endigung bed Vertragäverhält- 
niſſes an fich feinen Anspruch, wenn nicht der 
Lehrvertrag eine andere Beftimmung enthält, auch 
das Lehrgeld kann, wenn nichts Anderes bedun- 
gen worben, der Lehrherr erft nach Vollendung 
der Lehrzeit und nach vertragsmäßiger Ausfüh- 
rung ber übernommenen Ausbildung fordern, und 
auf Herausgabe des Betted kann ber Lehrherr 
mit ber actio ad exhibendum, oder ber Bubli- 
cianifchen Klage oder mit der actio mandati 
directa belangt werden (zu $. 1230. 1238. 
und 1243. des bürgerlichen Geſetzbuchs). — In 
Bagatellfahen ift jedes erft nach Ablauf des 
decendii aufgeflellte gravamen für verfäumt zu 
achten. — Beſchraͤnkung der Beifügung ber f. g. 
Advenfative bei Eidesleiftungen auf ben Fall, wo 
dem juraturus zu Begegnung von Mentaltefer: 
vationen über die Bebeutung einer juriftijchen 
Thatſache Aufklärung gewährt werden foll. — 
U. Iſt ein Vertragsverhältniß, wornach ein 
Kind behufs der Erziehung und Ausbildung zu 
einer Familie gegen Vergütung in Benfion gethan 
wird, als Dienft: oder ald Berdingungävertrag 
anzufehen? (zu $. 1239. und 1243. des bürger: 
lichen Geſetzbuchs.) 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in ® 


Adl. 


Die den hier mitgetheilten Entſcheidungen zu 
Grunde liegenden thatfächlichen Berhältniffe ergeben 
fi aus den inferirten, refp. beigefügten Entſcheidungs⸗ 
gründen jo vollftändig, daß es der Aufftellung eines 
status causae nicht bedarf. Der Beicheid des 
Proceßgerichts vom 30. September 1868 Tautete 
dahin: 

„Weil R. Wielede, als Altersvormund R. Wie 
lecke's, feine gegen N. N. erhobene, auf Ruͤckgabe 
eined Gebett Betten gerichtete Klage nad) BI. — auf 
das Anführen geftügt: 

a) er habe im Mai vorigen Jahres mit dem Bes 
Hagten einen dahin gehenden Lehrvertrag abgefchloffen, 
daß dieſer ſich verpflichtet, feinen, Klägers, Mündel 


auf drei Jahre in die Lehre zu nehmen und eine Vers 
gütung bafür (Lehrgeld) nicht in Anfpruch zu nehmen, 

b) ber Lehrling folle jedoch, wie weiter ausgemacht 
worden, ein Gebett Betten nebft zwei Ueberzügen 
mitbringen und ſolches am Schluſſe der Lehrzeit dem 
Lehrheren zufallen, 

c) W. jun. habe fi) au vom Mai 1867 bis 
zum 27. Auguft 1868 in Bellagtens Lehre befunden, 
ſolche jedoch an diefem Tage verlafien, da 

d) der Beflagte ihn an leptgedachtem Tage thät- 
ih gemißhandelt, nämlich zu Boden geworfen und 
mit Füßen getreten, wie denn aud) 

e) der Beklagte die Wiederannahme Wilede's, 
nicht minder 

f) die Herausgabe der Betten verweigert habe, 

hiernaͤchſt Bellagter das Klagvorbringen zu a. c. f. 
unbedingt, dad sub b. hingegen mit der Mopdification, 
ed fei ausgemacht worden, daß das Gebett Betten 
als Lehrgeld gelten jolle, ohne daß eine Zeitbeftims 
mung hinzugefügt worden fei, zugeftanden, das Vors 
bringen sub e. aber überhaupt, nicht minder das 
sub d. unter dem Bemerfen, daß er W. jun. nur 
mit der flachen Hand höchftens viermal auf das 
Gefäß, und zwar wegen Zuwiderhandelns gegen ein 
demjelben ertheiltes Verbot, gefchlagen, unter Annahme 
bes Eides ad d. und e. geleugnet, 

weiter der DI. — von dem Kläger angegebene 
Zeuge Bl. — verfihert hat, daß der Beflagte bei 
Beiprehung der Aufnahmebedingungen, nachdem ber 
Kläger bemerkt, daß ein Lehrgeld nicht gegeben werben 
fünne, das Mitbringen eines Gebettes Betten: und 
zweier Ueberzüge ſich ausbedungen und Kläger foldhes 
zugeftanden, wohingegen darüber, ob das Bett gerade 
als Entſchaͤdigung oder ald Lehrgeld gelten foll, nichts 
ausgemacht und (wenn er, Zeuge, nicht irre) Seiten 
des Klägers nur bemerkt worden fei, daß nach beendig- 
ter Lehrzeit das Bett dem Bellagten zufallen folle, 

und nun. bei Beuriheilung dieſes Sachverhälts 
nifjes zunächft die Vorfchrift des Gewerbegefepes vom 
15. October 1861 in $. 59. und 82. sub B. b. 
wornac vor Beendigung der bedungenen Lehrzeit der 
Lehrvertrag Seiten des rechtlichen Vertreters des Lehr⸗ 
lings einfeitig aufgehoben werben darf, wenn er vom 
Lehrmeifter thaͤtlich gemißhandelt oder in einer nach 
diefem Geſetze unzuläffigen Weife geftraft wird, als 
maaßgebend anzufehen und die Entſcheidung des 
Rechtsſtreites von Leiftung bes angetragenen Eides 
abhängig zu machen und als Rechtsfolge ver Eides- 
leiftung eine Abfolutoria auszufprechen ift, da, würbe 
durch dad Delatum die behauptete Mißhandlung ab- 
gelehnt, der Lehrling als ein entlaufener anzufehen ift, 
ein ſolcher Lehrling aber, welcher felbft ohne hinreichen⸗ 
den Grund die Lehrzeit abfürzt, feinem Meifter den 
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Bortheil, nad; Vollendung der leptern das Bett als 
verdient anfehen zu dürfen, um fo gewiffer nicht ent- 
ziehen kann, als er, der Lehrling, felbft wegen der 
ducch feinen einfeitigen Rüdtritt vom Bertrage dem 
Lehrheren zugefügten Nachtheile demſelben auf Ber- 
langen eine verhältnigmäßige Entſchädigung zu ges 
währen haben würde, — wohingegen im umgefehrten 
Galle, alfo wo durch Nichtleiftung des Eides conftatirt 
wird, daß der Lehrling vom Vertrage zurüdgetreten, 
eine Condemnatoria geboten erfcheint, da dann der 
Lehrherr fchadenerfagpflichtig erfcheint und demnach 
duch Zurüdbehaltung des Bettes ſich nicht noch auf 
Koften des Lehrlings, für welchen legtern, follte er 
bei einem andern Lehrherrn auslernen, vorausfeplich 
ein anderes Bett angeſchafft werden müßte, bereichern 
darf, 

fo ift Beflagter dem Kläger für deſſen Mündel 
das zu Anfange der Lehrzeit ihm übergebene Bett 
nebft zwei Ueberzügen verabfolgen zu laffen, nicht 
minder die Koften des Proceſſes zu erftatten pflichtig, 
er fönnte und wollte denn ben über den oben ad b. 
hervorgehobenen Paflus des Klagvorbringens Bl. — 
angetragenen, Bl. — ausprüdlich angenommenen Eid 
mit Rüdfiht auf das als motivirtes Leugnen anzu: 
fehende Anführen Bl. — alſo: 

daß das Anführen des Klägers, 
er, Beflagter, habe deſſen Mündel, den jungen 
Wilede, am 27. Auguft 1868 zu Boden gewor- 
fen und dann mit Füßen getreten, 
nit in Wahrheit beruhe, er vielmehr Wileden 
nur in der BI. — angegebenen Weife wegen feines 
Zuwiderhandelns gegen das ebendajelbft gedachte 
Verbot gezüchtigt habe, 
jhwören, fo ift er von der erhobenen Klage zu ent- 
binden und loszuzählen, es ift auch folchenfalld der 
Kläger ihm die Proceßkoſten zu reftituiren pflichtig.” 

Gegen diefen Befcheid remedirte der Beflagte, das 
Königl. Appellationsgericht zu Leipzig brachte 
jedoch mittelt Entſcheidung vom 10. Februar 1869 
nur den dem erfannten Delatum beigefügten Zufag: 
„er, der Bellagte, vielmehr ıc.” in Wegfall, wogegen 
es den Befcheid im Uebrigen beftätigte. Beigefügt 
waren nachftehende Entfcheidungsgründe: 

„Der vorliegende Rechtsſtreit befchäftigt ſich mit 
einem Lchrvertrage. Ein ſolcher Vertrag ift nad) den 
Grundfägen der locatio conductio operis zu beurtheis 
len, da das bürgerliche Gefegbuch in den $$. 1230. 
und 1243. Abſ. 2. die operas liberales in die Bes 
griffsbeftimmung des Dienftvertrags, wie ded Ver— 
dingungsvertrags verweifl. Dadurch ift die römijch- 
rechtliche Nachhuͤlfe einer extraordinaria cognitio 
entbehrlich geworben, welche bei den Innominatcon- 
tracten oder Mandaten einzutreten hatte, deren Object 


in liberalen Dienften oder in Gefchäftsbeforgungen 
beftand, für welche eine bedungene oder übliche Ber- 
gütung beanfprucht werben durfte. 

Zu vergl. Unterholzner, die Lehre des Römifchen 

Rechts von den Schulvverhältniffen, Band 2. 
$. 504. (p. 344.) und 521. (p. 372.) 

Der Lehrherr ftellt nicht feine Arbeitsfraft ven 
Mitcontrahenten zur Verfügung, er unterwirft fich 
nicht den Anordnungen defjelben, fondern er verpflich- 
tet fich zu einem Unternehmen im Sinne des 8.1243. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs, zu der Ausbildung des 
Lehrlings in dem von demfelben gewählten Berufs- 
fache; er hat mithin für die Tauglichkeit feiner An—⸗ 
weiſungs⸗ und Unterrichtsertheilung und fomit für 
die universitas consummationis einzuftehen. 

Zu vergl. 1. 51. $. 1. D. loc. cond. (19, 2.) 

$. 1244. des bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Iſt Lehrgeld ausbebungen worden, fo fann er ein 
foldyes erft nach Vollendung der Lehrzeit und nad 
vertragdmäßiger Ausführung der übernommenen Aus- 
bildung fordern, dafern nicht abweichende Berabres 
dungen getroffen worden find oder die finguläre 
Beftimmung des $. 34. des Gewerbegeſetzes vom 
15. October 1861 in Anwendung zu bringen ift. 

Zu vergl. $. 1243. Abj. 2. und 1238. des bürger- 

lihen Geſetzbuchs. 

Auf das von dem Lehrling mitgebrachte Bett hat 
ber Lehrherr nach Endigung des Bertragsverhältnifies 
an ſich gar feinen Anfpruch, wenn nicht in biefer 
Richtung mit dem Lehrvertrage befondere Bereinbarun- 
gen verbunden worden find; denn dad Mitbringen 
des Bettes bezweckt an fich nur eine Erleichterung der 
dem Lehrheren im Zweifel obliegenden Alimentations- 
pflicht, und der Lehrvertrag gewährt ohne den Hinzu⸗ 
tritt befonderer, diesfallfiger Stipulationen dem Lehr- 
heren feinen Titel für den Eigehthumserwerb an 
dem vom Lehrlinge in die Lehte mitgebrachten Bette. 
Der Vormund des unmuͤndigen Lehrlings iſt daher 
der Regel nach, mag der Lehrvertrag vertragsgemaͤß 
oder vorzeitig zur Nuflöfung gelangt fein, berechtigt, 
für feinen Mündel die Herausgabe des Bettes ent⸗ 
weder mit der PBublicianifchen Klage oder mit ber 
actio ad exhibendum 

(zu vergl. Zeitfchrift für Rechtspflege und BVer- 

waltung, Neue Folge Br. 21. p. 382. und die 
l. c. angezogenen Belegftellen) 
ober, dba das Bertragdverhältniß den Lehrheren nicht 
blos zur Verwahrung des Bettes, fondern auch zu 
Beauffichtigung der Art und Weiſe des Gebrauchs 
verpflichtet, mit der actio mandati directa zu ver« 
langen. 

Eine Alage der letztern Art ift die vorliegende. 

Es enthält 
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a) das Anfuͤhren des Klaͤgers Bl. —, „bei dem 
Abſchluſſe des Lehrvertrags ſei dahin Vereinbarung 
getroffen worden, daß der Beklagte das von dem 
Lehrlinge mitzubringende Gebett Betten am Schluſſe 
der Lehrzeit von drei Jahren behalten ſolle“, das 
anticipirte Zugeſtaͤndniß der Ausflucht eines fuspenfiv 
bebingten pacti dationis in solutum, 

und ed enthält ferner 

b) die Bezugnahme des Klägers auf die Bl. — 
behauptete Mifhandlung und auf das Bl. — erwähnte 
Einverftändniß mit der vorzeitigen Auflöfung des 
Lehrvertrags zwei Replifen, — die Replif, daß die 
Bedingung der datio in solutum sub a. durch Vers 
ſchuldung des Bellagten, und die Replif, daß bieje 
Beringung durch Aufhebung des Lehrvertrags mutuo 
dissensu deficient geworben fei. 

Der Bellagte hat das Anführen sub a. Bl. — 
als Unwahrheit bezeichnet, er hat damit den procel- 
fualen Bortheil des in diefem Anführen enthaltenen 
Zugeftändniffes abgelehnt und in Folge deſſen den 
Kläger der Verbindlichkeit enthoben, die Replifen 
sub b. zu dem Zwede zu befcheinigen, um bie Aus- 
flucht sub a. zu befeitigen. 

Nah Anficht der gegenwärtigen Inftanz wäre 
demnach an fi) Anlaß vorhanden gewejen, eine uns 
bedingte Verurtheilung des Bellagten auszufprechen, 
und die richterliche Gognition hätte fich, nach dem 
weiteren Beftande der Streitverhandlungen, nur mit 
Beurtheilung der rechtlichen Relevanz der von dem 
Beklagten Bl. — vorgefhügten Ausflucht, „es fei 
verabredet worden, das Gebett Betten jolle als Lehr- 
geld gelten“, und mit der Frage zu befchäftigen 
gehabt, ob das Vorhandenfein dieſer nah Bl. — auf 
Leiſtung eines Relateides geftellten Einrede ein Aufs 
leben der Replifen sub b. zur Folge habe und ein 
eventuelle Eingehen auf diefelbe erheifche. 

Der angefochtene Beicheid hat jedoch bei Beurthei- 
lung des Streitmateriald, und zwar zu Gunften des 
Bellagten, einen von der vorftehend dargelegten Auf⸗ 
faffung völlig abweichenden Weg verfolgt. Bon dem 
Kläger ift nicht remedirt worden, und das in der 
Ausführungsichrift BL. — nachträglich aufgeftellte, 
auf Abweifung der Klage gerichtete Gravamen muf 
ſchon der Berfäumniß halber unberüdfichtigt bleiben. 
Denn die Beftimmung des Mandate vom 13. März 
1822, welche bei rechtzeitig erfolgtem Vorbehalte die 
Anführungen weiterer Beichwerden für die Debuc- 
tionsſchrift zuläßt, leidet auf das Appellationsverfahr 
zen in ganz geringfügigen Rechtsfachen Feine Anwen- 
dung, da dad Geſetz vom 16. Mai 1839. 8. 36. eine 
Zufertigung der Ausführungsichrift an den Gegner 
nicht geftattet, mithin das rechtliche Gehör des letzteren 
verkürzt werben würde, wen man dem Appellanten 


die Zuftändigfeit einräumen wollte, diefe Schrift zu 
dem Borbringen neuer Beichwerben zu benugen. Es 
fommen demnach lediglich die in der Appellations— 
fehrift BI. — vorgetragenen Beichwerben in Betracht 
und dieſe befchränfen die Eognition der zweiten Ins 
ſtanz auf die Entfcheidung zweier Fragen, 

1) der Frage, ob der Beklagte mit Ableiftung 
des zweiten Theiles des BI. — geförmelten Eides zu 
verfchonen, und 

2) der Frage, ob im Falle der Nichtleiftung dieſes 
Eided, unter Anerkennung eines Retentionsrechtes 
des Beflagten, die Verurtheilung durch Einſchaltung 
des Sapes „gegen Erfah des Werthes des Gebettes 
Betten” zu bejchränfen fei. 

Die Frage sub 1. ift zu bejahen, weil dem Be- 
klagten ein Mehreres nicht, als die eidliche Ablehnung 
derjenigen Mißhandlung angefonnen werben darf, 
welche der Kläger geltend gemacht und deren Behaup⸗ 
tung bie vorige Inftanz rechtöfräftig als einen Ber 
ftandtheil des Klaggrundes behandelt hat. Ob der 
Beklagte zu einer erlaubten Züchtigung des Lehrlinge 
verfchritten fei oder nicht, und von welcher Beichaf- 
fenheit diefelbe gewefen fei, ift für die Entſcheidung 
völlig irrelevant. Der Aufnahme des Zufages in die 
Bl. — vorgezeichnete Eidesformel liegt die offenbar 
irrige Berwechfelung des vorliegenden Falles mit 
folhen Faͤllen gu Grunde, in welchen die eibliche 
Ablehnung einer juriftifchen Thatſache in Frage fteht, 
über deren Bedeutung dem juraturus zu Begegnung 
etwaiger Mentalrefervationen durch Beifügung der 
fogenannten Adverfative von richterlichen Amtswegen 
Aufklärung zu gewähren iſt. 

Die Frage sub 2. dagegen ift zu verneinen. Der 
Bejahung fteht ſchon der formelle Grund entgegen, 
daß ein gegen die Nichtbeachtung der Ausflucht des 
Beflagten BL —, 

der beredete Lehrvertrag habe dahin gelautet, es 

folle das von dem Lehrlinge mitzubringende Ge— 

bett Betten als Lehrgeld gelten, 
tempeftiv vorgetragenes Gravamen fehlt. Aber aud), 
wenn dies nicht der Fall wäre, wenn die Ausflucht 
liquid vorläge und wenn fein Bedenken obwaltete, 
die Beftimmung des 8. 84. des Gewerbegefepes vom 
15. October 1861 auf Fälle anzuwenden, in welchen 
die Leiftung, zu welcher fich der Lehrherr verpflichtet 
hat, in Folge einer Berfchuldung defjelben nicht zur 
Bollendung gediehen ift, würde die Erwägung als 
entfcheidend zu betrachten fein, 

«) daß das ercipirte Abfommen der Sache nad 
die Vereinbarung enthält, der Kläger folle dem Bes 
klagten foviel als Lehrgeld gewähren, als der Werth) 
des mitgegebenen Gebettes Betten nach befien drei 
jähriger Abnugung betragen werde, und es folle der 
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Bellagte berechtigt fein, zu verlangen, daß ber Klaͤger 
nach Ablauf der dreijährigen Lehrzeit dieſe Lehrgeld- 
ſchuld durch datio in solutum tilge, 

P) daß die Realifirung diefes pacti de datione 
in solutum durch die vorzeitige Auflöfung des Con⸗ 
tractöverhältniffes unausführbar geworben ift, 

+) daß demnach bei Anwendung des 8. 84. des 
Gewerbegefehes von dem Beklagten Tediglich Zahlung 
eined Theilbetrages der aub «. bezeichneten Werths⸗ 
fumme von dem Kläger gefordert werben fönnte, und 

9) daß die Eriftenz der sub y. gedachten Forde⸗ 
zung nicht geeignet fein würde, für den Beflagten 
dad Recht der Zurüdhaltung des Bettes und mit ihm 
der gegenwärtigen Klage gegenüber eine exceptio doli 
au begründen, da weder ein Fall vorliegt, in welchem 
ber Retinirende fich auf Verwendungen, die er auf 
die herauszugebende Sache gemacht habe, oder auf 
Schäden, die ihm dieſelbe verurfacht habe, bezieht, 
noch auch ein Fall in dem Zug um Zug zu erfülfenve 
Vertragsleiftungen in Frage ftehen und in dem ber 
eine Gontrahent bie gleichzeitige Bertragsleiftung bes 
anderen Gontrahenten unter Berufung auf die foge- 
nannte exceptio non adimpleti contractus durch 
Zurüdhaltung der dem Ießteren vertragsgemäß zu ge⸗ 
währende Sache erzwingen darf, 

zu vergl. $. 767. und 768. des bürgerlichen Geſetz⸗ 

buche, 

ber letztere Fall nicht, weil die Vertragsleiftung, welche 
der Beflagte durch den Abſchluß des, wie im Ein— 
gange ausgeführt worden, als locatio conductio 
operis aufzufaffenden Lehrvertrags übernommen hat, 
in der Ausbildung des Lehrlinge, nicht in der Rüd- 
gabe des mitgebrachten Bettes befteht, die Verbind- 
lichkeit zu Herausgabe des Iepteren vielmehr auf einem 
felbftftändigen pactum adjectum beruht, auf dem mit 
dem Lehrvertrage nur hiftorifch-conneren Depofitals 
vertrage, der jedoch, wie ebenfalls bereits im Eingange 
diefer Rationen bemerkt wurde, richtiger ald Mandats- 
vertrag zu bezeichnen ift. 

Aus diefen Gründen hat dem Rechtsmittel des 
Beklagten nur ein theilweifer Erfolg zugeftanden 
werben fönnen und waren deshalb auch die durch 
daſſelbe veranlaften Koften jwifchen den Parteien 
aufzuheben.” 


I. 


€. ald Geffionar des Vaters ber unmündigen K. 
wurde gegen H. auf Bezahlung von 24 Thlen. — — 
unter dem Anführen Hagbar, der Gevent habe dieſe 
feine 14jährige Tochter am 27. April 1869 dem Be- 
Hagten bergeftalt und mit ber Bedingung in Penfion 
gegeben, daß dieſelbe außer Koft, Wohnung und 
Unterricht eine einfach bürgerliche und hauptfächlic 





fittfiche Erziehung genießen folfte, wozu fich H. aus⸗ 
druͤcklich verpflichtet habe. Dem Bellagten ſeien auch 
damals 36 Thlr. —⸗—als vierteljaͤhriges Honorar 
praenumerando ausgezahlt worden. Weil jedoch das 
junge Mädchen in der Familie H. ſich nicht heimiſch 
gefühlt und ſich wieder nach Haufe gefehnt, aufierdem 
aber der Vater des Mädchens es nicht dem Zwecke 
entfprechend gefunden habe, daß feine Tochter bis 
nad Mitternacht und wohl gar bis in bie dritte 
Stunde früh von der Familie H. mit in ein Bier- 
local genommen worben fei, und dafelbft unter Herren 
und Damen habe verfehren müffen, felbft wenn ſolches 
unter Aufficht der Familie H. nefchehen fei, fo habe 
fih K. entſchloſſen, ſchon am 5. Mai feine Tochter 
wieder aus dem Haufe des H. hinweg und wieder zu 
fi zu nehmen. Ex, K., wolle fi nun für die Zeit 
vom 27. April bis 5. Mai das aurücdzufordernde 
Honorar um 12 Thle. —= —- kürzen laffen und 
verlange daher nur 24 Thle. —⸗ —s zurüd, melde 
Forderung er, E., cedirt erhalten habe und, da 9. 
Rüdgabe verweigere, bei Gericht geltend made. 
Der Beflagte geftand auf Vorhalten der Klage das 
in Betreff des Zuftandefommens des Penfionsvertrags 
und in Anfehung ber Geffton Bemerfte ausdrüdlic 
zu, widerſprach aber dem fonftigen Inhalte der Klage. 
Der Kläger vermochte das Bierlocal, welches H. mit 
feiner Bamilie und des Geventen Tochter befucht, nicht 
anzugeben, auch nicht zu behaupten, daß in ſolchem 
irgend etwas Anftößiges oder Unfittliches vorgefommen 
ſei. Beflagter erflärte, er fei zu Fortfegung des Ver 
hältniffes, in welches er zu K. getreten, ſtets bereit 
geweien und brauche fich einen Abzug nicht gefallen 
zu laffen. Klägerifcher Seits wurbe auf die Beftim- 
mung in $.1536. des bürgerlichen Geſetzbuchs Bezug 
genommen, bem Rüdforberungsrechte Klägers aber 
Seiten Beffagtens um deswillen widerfprochen, weil 
K. ſelbſt die Schuld trage, daß das vorliegende Gon- 
tractöverhältniß vor Ablauf der Zeit, auf welche es 
eingegangen worben, gelöft worden fei. 
Gerichtswegen wurde auf die Beftimmungen bes 
bürgerlichen Gefegbuchs in 8. 1239. und 1241. hin- 
gewieſen, und ſchluͤßlich erflärte auf Vorfchlag des 
Gerichts der Kläger, er fei damit einverftanden, baf 
ber Beflagte auf die erften 10 Tage den vollen Pen- 
fionsfag von 4 Thlrn. — —⸗ (—s 12 Nor. —⸗ 
für den Tag) beanfpruchen fönne und im Uebrigen 
von dem Reftbetrage die Hälfte auf die Erſparniß 
gerechnet werde, welche Beklagter mache, weil er 8.8 
Tochter nicht weiter zu alimentiren brauche. Beflagter 
hielt, ohne eine Verbindlichkeit zur Rüdgabe des 
Geldes zuzugeftehen, den Vorfchlag des Gerichts für 
annehmbar, weshalb denn auch die Parteien von dem 
Antrage auf Abhörung eines Sachverftändigen über 
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bie Höhe der vom Beflagten gemachten Erfparniffe 
abfahen. 

Schlüßlich fepte nun der Kläger feinen Anfpruch 
auf 16 Thle. —» —⸗ herab, indem er feine Berech— 
nung fo aufftellte: 

4 Thle. — —⸗ (volles Honorar) habe Beflagter auf 
bie eriten 10 Tage zu fordern, 


4 = — — geſtehe er ihm auf die andern 20 
Tage zu und 
12 s —s, —s würden ihm unter Abzug der ge— 


machten Erſparniß auf die nächften 

zwei Monate zulommen. 
Ziehe man biefe 20 Thle. — —s von den gewährten 
36 Thlen. — — ab, fo habe Bellagter 16 Thlr. 
— — herauszuzahlen. Letzterer verweigerte auch 
die Rüdzahlung dieſer 16 Thlr. — — und gab den 
über den Grund der Klage — fo weit fie geleugnet 
worden — angetragenen Eid dem Kläger zurüd. 

Der hierauf abgefaßte Beſcheid lautete alfo: 

„Da 2. €. den Bl. — ex jure cesso F. K. 
gegen W. H. geltend gemachten Anſpruch von 24 Thlrn. 
—⸗ —s BI. — auf den Betrag von 16 Thlen. — — 
berabgefegt, fo hat es dabei fein Verwenden. 

Und weil bei Beurtheilung des vorliegenden Streit- 
materiald von nachftehenden Erwägungen auszugehen 
geweien, daß 

1) nad) der Vorfchrift in 8. 1239. des bürger- 
lichen Gefegbuchs der Dienftberechtigte, felbft wenn er 
von den Dienften feinen Gebrauch macht, zu Entrich- 
tung der Gegenleiftung verpflichtet ift, vorausgefept, 
daß der Dienftleiftende zu den Dienften bereit war, 
dahingegen ber Erſtere einen verhälmißmäßigen Ab- 
zug machen kann, wenn von dem Dienftleiftenden 
dadurch, daß er die Dienfte nicht geleiftet, Etwas 
erfpart worden ift, demnaͤchſt aber nad) der Beftim- 
mung in $. 1241. leg. cit. der Dienftberechtigte vor 
der Zeit von dem Bertrage abzugehen berechtigt ift, 
wenn dem Dienftleiftenden Untreue oder grobe Fahr: 
Läffigfeit bei dem Dienfte zur Laft fällt, oder wenn er 
ſich durch firafbare oder unfittlihe Handlungen des 
Vertrauens des Dienfiberechtigten unwürdig macht, — 
und nun zwar 

2) bei Anwendung der zulegt gedachten Beftim- 
mung auf den gegenwärtigen Fall dem Gedenten 
Klägers die Berechtigung, feine zu dem Bellagten in 
Penſion gegebene 14jährige Tochter nad) den erften 
acht Tagen ohne Weiteres in fein Haus wieder zurüd- 
zunehmen, alfo von dem mit ihm eingegangenen Ver— 
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trage vor Abfluf des erften Vierteljahres abzugehen, 
weil der Beflagte an einem Abend diefe feine Pflege 
befohlene mit in ein Bierlocal genommen und dort 
mit ihr bis nach Mitternacht verweilt habe, nicht 
zugeftanden werben fann, ba Kläger nicht einmal zu 
behaupten vermocht hat, daß das betreffende öffentliche 
Local nur von Männern befucht werde, übrigens aber 
dem Bellagten der Umftand zur Seite fteht, daß hier⸗ 
bei die Pilegbefohlene unter feiner und feiner Gattin 
und Töchter Aufficht geblieben ift, folglich eine Hand⸗ 
lungsweife Beflagtens, die ihm ohne Weiteres das 
Vertrauen des Vaters habe entziehen müfjen, nicht 
vorliegt, dagegen 

3) mit Nüdficht auf die zuerft angezogene geſetz⸗ 
liche Borfchrift dem Kläger, welcher dem Beklagten 
bereits BI. — von dem in voraus bezahlten Honorare 
von 36 Thlen. — —⸗ ein Dritttheil ald verdient zus 
geftanden, das Recht, von den verbleibenden 24 Thlrn. 
—⸗ —⸗ die Hälfte, weldhe nach Bl. — auf Verläge 
zu rechnen, zurüdzufordern, nicht abgefprochen wers 
ven fann, 

fo ift der Beflagte dem Kläger als dem von ihm 
BI. — anerfannten Klagberechtigten die nurgebachten 
Zwölf Thaler —⸗ —- zurückzuzahlen ſchuldig, in 
Anſehung des Mehrgeforderten aber von der erhobe⸗ 
nen Klage zu entbinden und loszuzählen und werben 
die Proceffoften wegen Zuvielforberung gegen einander 
aufgehoben.’ 

Schluß folgt in der naͤchſten Nummer.) 


Miscellen. 


Ehrenbezeigungen, Seine Königlide Majeſtät 
haben dem Vorftande des Gerichtdamts Zwidau, Ges 
richtsamtmann Alerander Emil Römifch, ven Charakter 
eined Hofraths in der vierten Glaffe der Hofrangorpnung 
und dem Affejfor bei dem Gerichtsamte Meißen, Hermann 
Scheuffler, ven Charakter eines Commiſſionsraths in 
der fünften Glafje der Gofrangordnung beizulegen, jowie 
dem Advocat Auguft Schred in Großenhain das Ritter 
freuz des Albrechtsordens zu verleihen allergnäpigft 
gerubt. 

Verftorben: der Affeffor des Bezirkögerichts zu 
Dresden, Gommiffionsrath Karl Theodor Deftermwig, 
den 31. Auguft 1870. 
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Gegen dieſen Beſcheid remedirte nur der Beklagte, 
das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig ent— 
ſchied jedoch unterm 19, Februar 1870 ref. exp. con» 
firmatorifch unter Beifügung nachſtehender Gründe: 

„Der Anficht der vorigen Initanz, daß der Ber- 
trag, welcher zwifchen dem Eedenten Klägers und dem 
Beklagten beftanden hat, ald ein Dienftvertrag zu 
betrachten fei, hat Man ebenfowenig beizutreten ver- 
mocht, ald der vom Bellagten BL. — vertheidigten 
Auffaffung, nach welcher es ſich hier um ein aus 
Dienſt- und Sachenmiethe, ſowie Kauf gemifchtes 
BVertragsverhältniß gehandelt haben fol. Vielmehr 
find nach der Anficht der gegenwärtigen Inftanz hier 
die Grundfäge vom Verdingungsvertrage für anwend⸗ 
bar zu achten. Denn nad) dem aus der Darftellung 
Bl. — in Berbindung mit Bl. — zu entnehmenden 
vorausjeglichen Willen der Paciscenten hat den Ges 
genftand des fraglichen Abfommens in erfter Linie 
offenbar die wirthichaftlihe und intellectuelle Erzie⸗ 
hung der Tochter des Cedenten Klägers, alfo nicht 
blos eine fortlaufende Reihe einzelner Dienftleiftungen, 
fondern eine der felbftftändigen Directive des Bellag- 
ten überlaffene Oefammtleiftung, mit anderen Worten 
ein von legterem zu vollbringendes „Unternehmen“ 
im Sinne von $. 1243. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
gebildet. Die damit verbunden geweſene Gewährung 
von Koft und Logis an die Tochter ded Gedenten 
Klägers läßt fich hiernach nicht als Object eines bes 
fonderen Kauf» und beziehentlich Miethvertrags auf- 
faflen, enthält vielmehr nur einen an die Ausführung 
jenes Unternehmens gefnüpften nothwendigen Auf- 
wand, deſſen Vergütung hier in dem für letzteres bes 
willigten Honorare mit inbegriffen ift. 


Menue Folge Achtzehnter Jahrgang. 








Nah dem fomit hier anwendbaren 8. 1252. des 
bürgerlichen Gefegbuhs war Klägerd Cedent berech- 
tigt, jeder Zeit und ohne daß er fidh, wie BL. — vom 
Kläger hat gefchehen wollen, auf einen befonderen 
Rechtsgrund zur Auflöfung des betreffenden Verhäft- 
niffes zu beziehen brauchte, von dem fraglichen Ver⸗ 
trage abzugeben und befchränfte ſich alddann — vom 
Falle der Vorausbezahlung des Honorare zunächft 
abgefehen — die Befugniß des Bellagten auf einen 
Anſpruch auf Vergütung der bereits gewährten Dienfte 
und der gemachten Auslagen, fowie auf Erfag des 
entzogenen Gewinnes. Wenn daher Klägers Cedent 
von feinem vorftehend gedachten Rechte Gebrauch 
gemacht hat, läßt fi), die vom Kläger behauptete 
Borausbezahlung des fraglichen Honorars auf ein 
Vierteljahr vorausgefegt, auch die Befugniß beffelben, 
dieſes Honorar, abzüglich der beregten, dem Bellagten 
nach Abfa 2. in $. 1252. des bürgerlichen Gefep- 
buchs zufommenden 2eiftungen, von dieſem zurüdzus 
fordern, nicht in Zweifel ziehen. 

Denn ein Berzicht auf das Recht des beliebigen 
Ruͤcktrittes vom Bertrage für die durch die Borauss 
bezahlung des Honorars gebedte Zeit läßt fih in 
derfelben fchon deshalb nicht erbliden, weil fie vom 
Gedenten Klägers fehr füglih nur auf Grund der 
Annahme und für den Fall bewirkt worben fein fann, 
daß das Penſionsverhaͤltniß eine mindeftens einviertel⸗ 
jährige Dauer haben werde, alfo wenigftens eine 
mehrfache Deutung zuläßt. 

(vergl. Eommentar zu bem bürgerl. Geſetzbuche 
su 8. 98.) 

Auch fteht einer derartigen Rüdforderung weder 
die Beftimmung in 8. 1535., noch die in $. 1537. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs entgegen. Erſtere nicht, 
weil bier Klägerd Cedent nach dem Ausgeführten 
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berechtigt war, den Eintritt des betreffenden „Ereig⸗ 
nifjes” — der Fortdauer der vertragsmäßigen Leis 
ftungen des Bellagten — zu hindern, legtere nicht, 
weil dem Mangel jeder Berbinvlichkeit des Eedenten 
Klägers, das Penfionsverhältniß mit Bellagtem fort» 
äufegen, gegenüber um jo weniger davon, daß bie 
zurüdgeforderte Leiftung in Folge eines verpflichtenden 
- Schuldverhältniffes geſchehen fei, die Rede fein fann, 
als Nichts dafür vorliegt, daß Klägers Cedent jene 
Zahlung zufolge einer vertragsmäßigen Verbindlichkeit 
im Boraus bewirkt habe. 

Wie ſonach die Statthaftigfeit des klagbar ger 
machten Anſpruchs in jegiger Inftanz ebenfalls an- 
zuerfennen war, jo hatte Man auch die factifchen 
Unterlagen deſſelben als allenthalben in Liquidität 
beruhend anzufehen. Die Faſſung des Protofolls 
Bl. — giebt zwar zu dem Zweifel Anlaß, ob Bellagter 
in der That nur dasjenige, was in der Klaganmels 
dungsfriſt Bl. — in Betreff des Zuftandefommens 
bes Penfionsvertrags, aljo bezüglich der Vereinbarung 
ber betreffenden Vertragsbeftimmungen bemerkt wor: 
den und nicht auch das Bl. — bezüglich der Vor— 
ausgewährung eines vierteljährigen Honorars von 
36 Thlen. —⸗ —« Gejagte habe einräumen wollen. 
Diefer Zweifel erledigt fich jedoch durch die BL. — 
von der Teen Zeile von unten ab zu lefende Bemer- 
fung (vergl. au Bl. —), indem Bellagter danach 
des Empfangs einer von ihm a. a. O. dem Betrage 
nach nicht näher bezeichneten Gelpfumme vom Eeden- 
ten Klägers im Allgemeinen nicht abredig ift, und bei 
der Unbejtimmtheit diefer Auslaffung der einfchlagen- 
ben fpecielleren Angaben Klägers, wenn Bellagtens 
ausdrüdliche Zugeftändnifie hierauf nicht zu beziehen 
fein follten, für geftändig und überführt zu achten 
fein würde. Daß aber fchließlich der vom Kläger 
DI. — behauptete Zeitpunkt der Auflöfung des Pen— 
fionsverhältniffes, über welchen ſich Bellagter mit 
Beitimmtheit gleichfalls nicht ausgeſprochen, überhaupt 
vom Kläger nicht zu befcheinigen war, bedarf nad 
dem Ausgeführten gegenüber der Vorfchrift des zweis 
ten Abſatzes von 8.1539. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
feines weiteren Nachweijed. Vielmehr ftellen ſich die 
Angaben ded Klägerd, daß das fragliche Penftons- 
verhältniß bis zu dieſem Zeitpunfte beftanden habe 
und er dem Beflagten für die bis dahin verfloffene 
Periode den a. a. D. zu lejenden Betrag des Hono- 
rare innelaffen wolle, ſowie defjen übrige Erflärungen 
über die dem Bellagten von ihm zu geftattenden 
Abzüge lediglich als Zugeftändniffe deſſelben var. 
Hiernach wäre es überhaupt Sache des Bellagten 
gewejen, wenn er hätte behaupten wollen, daß ihm 
durch einen längeren Fortbeftand des Penfionsver- 
haͤltniſſes oder in jonftiger Weife die ihm vom Kläger 


zugebilligten Beträge überfteigenbe, nach Abſat 2. in 
8.1252. des bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilende 
Anfprüce gegen Klägerd Eedenten entftanden jeien, 
biefes einredeweife geltend zu machen. Derſelbe hat 
aber im Gegentheile durch feine Auslaffung Bl. — 
zur Genüge zu erfennen gegeben, daß er einräumen 
wolle, durch den Wegfall der Naturalverpflegung der 
Tochter des Cedenten Klägers feit der Auflöjung des 
Benfiondverhältniffes 16 Thle. — — reine Erſpar⸗ 
niffe gemacht zu haben, ſich alfo befchieden, daß feine 
besfallfigen Anjprüche mehr als 20 Thlr. —⸗ —⸗ 
nicht betragen. 

Danach hat wenigftens Beflagter feinen Grund, 
fi) über die Höhe der in voriger Inftanz ausgejpro- 
chenen Verurtheilung zu befchweren. 

Das zweite Gravamen wird mit ber Beftätigung 
in der Hauptfadhe von felbft hinfällig und die Ent- 
ſcheidung über die Koften des erfolglos gebliebenen 
Rechtsmittels beruht auf der Vorfchrift unter VIL in 
der Verordnung vom 13. Mär; 1867." 


89. 


Zu $. 1650. des bürgerlichen Geſetzbuchs: ber 

ehemaͤnnliche Gonfend zur Interceffion der Ehe: 

frau kann auch außergerichtlih, vor oder nad 

der vom zuftändigen Richter zu vollziehenden 

SIntereeffionderflärung in rechtöbeftändiger Weiſe 
erklärt werben. 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. 4 in — 


Mitteld ordinarifcher Klage vom 7. Januar 1869 
forderte Eduard Hermann V. von der verwitweten B. 
den Betrag von 361 Thlen. 7 Nor. 5 Bf. jammt 
Zinfen unter dem Anführen, daß die Beklagte am 
13. Juni 1868 vor dem K. Gerichtsamt G., ihrer 
ordentlichen Gerichtöbehörde, wegen einer dem Kläger 
an ihren Ehemann zuftehenden Wechjelforderung von 
425 Thlen. in legaler Weife ſich verbürgt habe. 

Die Klage enthält in diefer Beziehung folgendes 
Anführen: 

„Beklagte ift auch (befage beffelben gerichtlichen 
Protofolld vom 13. Juni 1868) bei diejer ihrer Ver- 
bürgung und Verpfaͤndung (ihres hypothelariſch ſicher⸗ 
geftellten eheweiblichen Einbringens) ausprüdlich ver 
blieben, als und nachdem fie über das Wefen und 
die Folgen ‚eheweiblicher Buͤrgſchaften noch bejonders 
gerichtlich belehrt und verwarnt worden war, und es 
wurde bei biefem gerichtlich vollgogenen Rechtsgeſchaͤfte 
das K. Gerichtsamt ©. vom Kläger und der Beflagten 


gleichzeitig erfucht, alabald die Genehmigung des bes 
Hagtifhen Ehemanns, der damald Krankheitshalber 
im ftäbtifchen Aranfenhaufe zu Eh. weilte, zuvor aber 
fhon und zwar am 10. Juni 1868 feine diesfallfige 
ehemaͤnnliche Zuftimmung zu der Seiten feiner Ehe- 
frau übernommenen fraglichen VBerbürgung und Ber- 
pfärdung vor Zeugen mit ausdrüdlichen und beftimm- 
ten Borten audgefprochen hatte, auf dem Requifl- 
tiondwege annoch einzuholen, was auch Seiten des 
Gerichtsamts ©. den Parteien zugefagt wurde. Jedoch 
bevor ber genannte Ehemann ber Bellagten dieſe 
Genehmigung vor Gericht hat ausfprechen oder wies 
berholen können, ift derfelbe im Monat Juli 1868 
oder zu Anfang Auguft defielben Jahres verftorben, 
ohne aber in irgend einer Weife erflärt zu haben, da 
er die eheweibliche fragliche Verbuͤrgung und Ber- 
pfändung nicht genehm halten wolle. 

Bielmehr hat derjelbe nach befagtem Rechtögefchäfte 
— und zwar 8 bis 10 Tage nachher — feine Zuſtim⸗ 
mung zu jener Bürgichaft und Verpfändung Seiten 
feiner Ehefrau dem Kläger gegenüber vor Zeugen in 
beregtem Kranfenhaufe ausprüdlich erneuert und wies 
berholt, fo daß er feinen fraglichen ehemännlichen 
Conſens fiher auch vor Gericht abgegeben haben 
würde, wenn dem obenbemerften ®efuche um aldbal- 
digſte Requifition oder bezüglich diefer felbft eher oder 
alsbald entiprochen fein würde.” 

In dem rechtlichen Verfahren beftritt Beflagte 

1) die Legalität des Bürgfchaftsactes, und 

2) ercipirte fie unter Eidesantrag, daß fie bei ber 
Bürgfhaftsleiftung die Schuld nur mit Zinfen zu 
4; Procent und als nach halbjähriger, beiden Theilen 
freiftehender Auffündigung zahlbar übernommen habe, 
eine Auffündigung aber nicht erfolgt fei, und daher, 
felbft wenn die Bürgfchaft gültig wäre, die Klage zur 
Zeit nicht ftatthaft und das auf Zubilliigung feche- 
procentiger Zinfen gerichtete Verlangen Klägers unbe- 
gründet fei. 


Das Königl. Bezirksgericht Annaberg er- 
fannte in einem den Parteien am 21. Juni 1869 
publicirten Urthel auf ein Relatum des Klägers 
dahin: 

„daß der Bellagten Ehemann 8 bis 10 Tage 

nad der Seiten der Bellagten am 13. Juni 

1863 an Amtöftelle zu ©. erklärten Bürgfchafte- 

leiftung und BVerpfändung wegen einer fällig 

geweſenen Wechjelforderung Kläger an ihren 
Ehemann im Betrage von 425 Thalern im Kran 
fenhaufe zu Eh. ihm, Klägerm, gegenüber feine 

Zuftimmung zu der Seiten feiner Ehefrau wegen 

ber gedachten Forderung bewirkten Verbuͤrgung 
und Verpfändung ausprüdlich erflärt habe”, 
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ingleichen auf das Relatum über die Ausflucht im 
Betreff des obigen Kündigungs- und Zinfenpaffus. 

In den Entfheidungsgründen, welche hier 
nur infoweit mitgetheilt werben, als fie die in der 
Ueberfchrift bezeichnete Frage berühren, wird zur 
Widerlegung des von der Beflagten gegen die Lega- 
lität der Bürgichaft erhobenen Einwandes Folgendes 
ausgeführt: 

„Dem aus der Nichtanwefenheit des Ehemannes 
bei der Bürgfchaftsleiftung der Beklagten erhobenen 
Bedenken ift Kläger bereit8 durch die der Klage inje- 
tirte Neplif, daß Beflagter, der damals im Kranfen- 
hauſe zu Eh. verweilt, ſchon vor der erfolgten Bürg- 
fhafısleiftung und zwar am 10. Juni 1868 feine 
ehemännliche Zuftimmung zu der Seiten feiner Ehe- 
frau übernommenen fraglichen Berbürgung und Ver⸗ 
pfändung vor Zeugen, und ſodann 8 bis 10 Tage 
nad) der Bürgfchaftsleiftung wiederum im Kranken⸗ 
haufe zu Eh. dem Kläger gegenüber mit ausdrüdlichen 
Worten erflärt habe, entgegengetreten. 

Zwar hat Bellagte Bl. — behaupten wollen, daß 
aus $. 1650. des bürgerlichen Gefegbuchs mit Noth« 
wendigfeit gefolgert werden müfle, daß die Erflärung 
der Bürgfchaftsleiftung Seiten der Ehefrau in Gegen- 
wart ihres an Gerichtöftelle mitanwefenden Ehemanns 
erfolgen müffe. Allein diefer Auffaffung hat man 
nicht beitreten fönnen; denn die Wortfafjung der 


I fraglichen Gefepesftelle läßt eine Auslegung, wie fie 


Beklagte für fi in Anfpruch nimmt, keineswegs als 
nothwendig erfcheinen; in Ermangelung diefer Noths 
wendigfeit aber muß man fich für die Annahme ent« 
ſcheiden, daß ber Gefepgeber ed bei der bisherigen 
Praris habe bewenden lafjen wollen, nad; weldyer 
der Conſens des Ehemanns auch außergerichtlih und 
zwar vor und nach der Verbürgung ertheilt werben 
fonnte. 
vergl. Eurtius, Handbuch des im Königreiche 
Sachſen geltenden Civilrechts, 4. Thl. 2. Abtheil. 
Note * zu 8. 1605. 1606. 1607. 1608. und 
Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verwaltung, N. F. 
Band XIV. ©. 229. 
Es waren daher die in der Klage enthaltenen Bes 
hauptungen, daß der Ehemann der Bellagten vor 
und nad der Bürgfchaftsleiftung außergerichtlich die 
Einwilligung zu derſelben ertheilt habe, nicht ohne 
Weiteres unberüdfichtigt zu laſſen, ſondern der Prü- 
fung zu unterwerfen, inwieweit fie fchlüffig und für 
den gebrauchten Eidedantrag geeignet vorgetragen 
feien. 

In diefer Beziehung konnte nun allerdings das 
bei dem — inlafjungspunfte geleugnete Anführen 
der Klage, daß der Ehemann der Bellagten jchon vor 
der Bürgfchaftsleiftung und zwar am 10. Juni 1868 
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ſeine ehemaͤnnliche Zuſtimmung zu derſelben vor Zeu⸗ 
gen mit ausdruͤcklichen und beſtimmten Worten aus⸗ 
geſprochen habe, rechtliche Beachtung nicht finden, 
weil jede Angabe darüber zu vermiſſen iſt, gegen wen 
und ob gegen einen Betheiligten die Einwilligung 
erflärt worben fei, mithin die Füglichfeit nicht geboten 
ift, zu beurtheilen, inwieweit durch die behauptete 
Erklärung eine rechtöverbindlihe Willenserklärung 
babe ausgefprochen werben follen. Dagegen war 
aber ber bei dem — Einlaffungspunfte geleugneten 
Behauptung Klägers, daß der Ehemann der Bellagten 
8 bis 10 Tage nach Reiftung der Bürgfchaft feiner 
Ehefrau feine Zuftimmung zu berfelben dem Kläger 
gegenüber ausdrüdlich ausgefprochen habe, rechtliche 
Beachtung nicht zu verfagen und deshalb auf ben 
DI. — dem Kläger zurüdgegebenen Eid zu erkennen, 
und für den Fall der Reiftung deffelben die Bürg« 
fhaftsleiftung der Beflagten als vechtsbeftändig und 
für fie verbindlich zu erachten.” xc. 

Gegen diefes Urthel appellirten beide Theile. Es 
fommt bier nur die Berufung der Beflagten, welche 
wiederholt die Abweifung der Klage beantragte, in 
Beirat. Im diefem Punkte aber confirmirte das 
Königliche Appellationsgeriht zu Zwidau 
mitteld eined am 15. December 1869 publicirten 
Urthels die Entfheidung erfter Inftanz und zwar aus 
nachftehenden Gründen: 

„Der Anficht der Beflagten, daß nad) der Beftim- 
mung in $. 1650. des bürgerlichen Geſetzbuchs bei 
der gerichtlichen Vornahme eines Rechtögeichäfts, 
durch welches eine Ehefrau fich für den Ehemann 
verpflichtet, der Letztere an Gerichtöftelle mit anweſend 
fein und feine Einwilligung geben müffe, hat auch in 
jegiger Inftanz nicht beigepflichtet werben können. 

Nach 8.1. des Mandats vom 6. November 1828 
gehörte zur Interceffion einer Ehefrau für den Ehe 
mann, 

1) daß fie vor dem competenten Richter gefchehe, 
2) daß diefer Richter die Ehefrau vorher über den 
Bermögensverluft, den fie burch die Verbürgung 
ſich zugiehen kann, belehre, 
3) daß dem Geſchaͤfte ein beftätigter Gefchlechts- 
vormund beitrete. 
Zugleich war dem Richter in 8. 6. das Befugniß 
ertheilt, dem Ehemanne die Gegenwart bei ben $. 1. 
unter 1. 2. angegebenen Handlungen zu unterfagen. 

Mit der Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft 
durch das Geſetz vom 8. Januar 1838 ift fpäter — 
vergl. no. 2. dieſes Geſetzes — das oben unter 3. 
gedachte Erforderniß in Wegfall gelommen, der Richter 
aber angewiefen worden, bei der in Gemäßheit des 
Mandat den Eheweibern zu eriheilenden Belehrung 
über den im Gefolg der Interceffion zu beforgenden 


Vermögensverluft und bei der darauf abzugebenden 
Erklärung felbft die Anweſenheit der Ehemänner oder 
deren Sachwalter niemals zu geftatten, während im 
Uebrigen unter no. 3. des angezogenen Geſetzes aud- 
gefprochen wird, daß legteres auf die. eheliche Voc⸗ 
mundfchaft ſich nicht erfireden, vielmehr auch in 
Zufunft nach den beftehenden Gefegen beurtheilt wer- 
den folle, wiefern zur Gültigkeit der Handlungen ber 
Ehefrauen die Einwilligung der Ehemänner erforder 
lich fei oder jene ganz allein handeln fönnen. 

Obſchon hiernach ausbrüädlich darüber awas ſich 
nicht angeordnet findet, ob es bei Interceſſionen der 
Eheweiber für die Ehemänner einer befenderen Eins 
willigung der legteren dazu bebürfe, fo ift doch das 
Erforderniß einer ſolchen Einwilligung in der Praris 
jederzeit anerfannt worden; 

Zeitſchrift für Rechtspflege u. Berwaltung, R. F. 

Band 13. ©. 330. 

Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfaͤlle, Jahrg. 
1849. ©. 505. 
Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Band 2. 

©. 34. 
und andererjeits hat man einen Unterfchied darauf, 
ob der ehemännliche Conſens zur Interceffion der 
Ehefrau vor Gericht oder außergerichtlich, vorher oder 
nachher, ausdrüdlich oder tharfächlich erklärt wird, 
um deswillen nicht gefegt, weil, wie im Allgemeinen 
die Gefege eine beftimmte Form für die Ertheilung 
der ehemännlichen Genehmigung zu den Handlungen 
der Ehefrau nicht vorfchreiben, fo auch weder das 
Mandat von 1828, noch das Geſetz von 1838 hiers 
unter Formalbeftimmungen enthielten, vielmehr beide 
auf das Gegentheil infofern hinwiefen, als, wenn 
darnach im Interefle der Ehefrau bei der Belehrung 
derfelben und bei der darauf folgenden Interceffionds 
erklärung die Anmejenheit des Ehemanns unterfagt 
iſt, nothwendig vorausgefegt worden, daß deſſen Eon- 
fens entweder vorher oder nachher ertheilt werde. 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Berwaltung, N. F. 

Band 14. ©. 229. 
vergl. auch Band 22. S. 156. und 
Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bo. 4. 
©. 512. 
An das bisherige Recht fchließt fi nun auch dem 
Weſen nad das gegenwärtig geltende und auf den 
vorliegenden Fall anzumwendende bürgerliche Gefeg- 
buch an. 

Siebenhaar, Commentar, Band 3. ©. 48. 
Zwar zeigt fit) eine Abweichung darin, daß nad 
$. 1650. theils die Abwejenheit des Ehemann bei 
der gerichtlichen Belehrung der Ehefrau ein wejent- 
liches Requifit der Legalität ber Interceffion bil: 
det, 
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vergl. alleg. Commentar, Band 1. Seite 10. 
(2. Ausg.) 

theild daß dieſe Abmwefenheit nur bei ber gedachten 
Belehrung erfordert wird, während nach dem Man- 
date von 1828 verbunden mit dem Gefepe von 1838 
die Gegenwart des Ehemanns auch bei der auf die 
Belehrung folgenden Interceffionserflärung 
unterfagt war, theild endlich daß der ehemännlichen 
Einwilligung zur gerichtlichen Vornahme der eheweib- 
lihen Interceffion ausdruͤcklich gedacht if. 

Der betreffende gerichtliche Act wird fich daher 
nunmehr jo zu geftalten haben, daß zunächfi die Ehe- 
frau in Abwefenheit des Ehemanns vom Richter über 
den Vermögendverluft, welchen fie ſich durch die für 
den Ehemann einzugehende Verpflichtung zugiehen 
könne, belehrt wird und daß fie ſodann ebenfalls vor 
Gericht das verpflichtende Rechtsgeſchäft mit Einmillis 
gung des Ehemannd vornimmt. 

Allein wenn hiernach auch der oben hervorgeho- 
bene, aus der Faflung der älteren Geſetzesbeſtimmun⸗ 
gen rüdfichtlich des Zeitpunftes der Ertheilung des 
ehemännlihen Conſenſes hergeleitete Grund feine 
Bedeutung verloren hat, indem der Eonfens dermalen 
auch bei der gerichtlichen Interceffionserflärung der 
Ehefrau vom Ehemanne ausgefprochen werben fann, 
fo folgt doch weder hieraus, noch aus dem Wortlaute 
der Vorſchrift in 8. 1650. des bürgerlichen Geſetz- 
buche, noch endlich aus dem Sinne derſelben mit 
Nothwendigkeit, daß nach jepigem Rechte ebenfo wie 
die Interceffionserflärung auch die Einwilligung 
bes Ehemanns vor Gericht, beziehentlich in un« 
mittelbarem Anjchluffe an jene gefchehen oder der 
Ehemann vor Gericht infoweit mit gegenwärtig 
fein müffe. 

Nach 8. 1638. des bürgerlichen Geſetzbuchs ift 
der ehemännliche Conſens zu den Rechtsgeichäften 
der Ehefrau an eine Form ebenfalls nicht gebunden. 

vergl. allegirten Commentar, Band 3. ©. 40. 

Diefer Grundfag würde deshalb auch auf die zur 
gerichtlichen Interceffion der Ehefrau befindliche ehe⸗ 
männliche Einwilligung fo lange anzuwenden fein, 
als etwas Anderes nicht ausprüdlich vorgefchrieben 
wäre. Lepteres ift jedoch nicht der Fall. Denn 
fhon an ſich, noch mehr aber bei der Erwägung, 
daß, wie früher, fo auch jegt das Geſetz lediglich das 
Intereffe der Ehefrau zu fchügen beabfichtigt, treten 
in $. 1650. des bürgerlichen Geſetzbuchs als weſent⸗ 
lihe Formalvorfchriften Tediglih die Belehrung 
der Ehefrau dur den Richter und die Vor- 
nahme des Rechtsgefhäfts Seiten derfelben 
vor Gericht hervor. Iſt daher gleichzeitig geſagt, 
daß diefe Bornahme mit Einwilligung des Ehe- 
mannes au gefchehen habe, jo kann es nicht wohl 





zweifelhaft fein, daß felbft dem Wortlaute nach hier 
durch das Erforderniß der gerichtlichen Vornahme der 
Interceffion nicht auf die ehemännlihe Einwilligung 
dayu hat erftredt und eine Ausnahme von der allge» 
meinen Borfchrift in $. 1688. hat gemacht ‚werben 
follen. Wäre dies die Abficht geweſen, fo würde ber 
Gefepgeber jedenfalls einen völlig unzweideutigen 
Ausdruf zu wählen fih um fo gewiffer veranlaft 
gefunden haben, als ed nicht nur um Formalvor- 
fchriften fi handelt, welche bei Strafe der Nichtig- 
feit zu befolgen find, fondern auch das Erforderniß 
der Gegenwart ded Ehemanns bei der gerichtlichen 
Interceffionserflärung der Ehefrau, begiehentlich der 
gerichtlichen Erklärung des Eonfenjes unter Umftän- 
den und namentlich bei Berfchievenheit des zeitweili« 
gen Aufenthaltsortes der Ehegatten die gültige Bor- 
nahme der Interceffion auf das Erheblichfte erfchweren 
und möglicher Weife geradezu unmöglich machen 
müßte. 

Es fommt aber noch hinzu, daß ber Sinn, wel- 
chen der Gefepgeber mit der Erwähnung des Requi⸗ 
ſites der ehemännlichen Einwilligung verbunden hat, 
auch jonft genügend fich ermitteln läßt. 

Im Entwurfe von $. 1638. des bürgerlichen Ges 
ſetzbuchs — 8. 1669. — war anfänglich der Zufag 
enthalten: „Auch zur Uebernahme einer Verbindlich⸗ 
feit des Ehemanns bedarf fie (die Ehefrau) dieſer 
Einwilligung (des Ehemanns)." Wie 

die fpeciellen Motiven zum Entwurfe S. 855. 
ergeben, follte durch diefen Satz die Anficht, als ob 
die Verbürgung der Ehefrau für den Ehemann nicht 
ein Rechtögeichäft mit einem Dritten, fondern ein 
Rehtsgefhäft mit dem Ehemanne, alfo auch ohne 
Conſens des legteren gültig fei, reprobirt werben. 
Da aber in $. 1681. des Entwurfs übereinftimmend 
mit der gegenwärtigen Baffung von 8. 1650. des 
Geſetzbuchs das Erforderniß der ehemännlichen Ein 
willigung zur Interceffion der Ehefrau ſpeciell aus— 
gebrüdt ift, fo hat man bei der Schlufredaction von 
8. 1638. des Geſetzbuchs den gedachten Zufag in 
8. 1699. des Entwurfs als überflüfig wieder in 


"Wegfall gebracht. 


alleg. Commentar, Band 3. ©. 39. 

Hieraus geht deutlich hervor, daß bie Bezug- 
nahme in $. 1650. auf die ehemännliche Einwillis 
gung nur den Zweck, auszufprechen, daß ed auch bei 
eheweiblichen Interceffionen des Conſenſes des Ehe⸗ 
manns bebürfe, nicht aber auch die Beflimmung 
haben fann, eine befondere Form der Eonfensertheis 
lung, d. h. deren gerichtliche Erflärung, und noch 
viel weniger die Gegenwart des Ehemanns bei ber 
Interceffionserflärung der Ehefrau zu erfordern. 
Wäre in $. 1638. des Geſetzbuchs der Zufag des 





Entwurfs beibehalten und dagegen in $. 1650. bie 
befondere Erwähnung ber ehemännlichen Genehmi⸗ 
gung geftrichen worben, fo würde ein Zweifel der in 
Frage befangenen Art überhaupt nicht haben entftehen 
können, nad der vorausgeſchickten Entftehungs- 
gefchichte der betreffenden Geſetzesbeſtimmung muß 
er aber, foweit er durch das umgefehrte Verfahren 
überhaupt möglich gemacht worden wäre, eben für 
erledigt angefehen werben. 

Wenn übrigens die Beklagte Bl. — darauf fid 
berufen will, daß eine ihrer Anficht günftige Aufs 
faſſung bereits bei der dict. fol. — gedachten Gele 
genheit in jegiger Inſtanz geltend gemacht worden 
fei, fo ift dies, abgefehen noch davon, daß hierdurch 
eine andere Anfchauung im vorliegenden Falle nicht 
ausgefchloffen werden würde, ungenau, ba in ber 
Berordnung Bl. — der herbeigegogenen Specialacten 
zu Folium — des Grund- und Hypothelenbuchs für 
die Stadt ©. die ehemännlihe Genehmigung zur 
Berbürgung der Beflagten überhaupt vermißt, nament- 
lich nicht fo ohne Weiteres in den Heraudlaffungen 
des Ehemanns Bl. — Act. diet. gefunden wird. 


Nach alledem führt die Thatfache, daß zufolge der 
eigenen Darftellung des Klägers der Ehemann eine 
gerichtliche Erflärung feiner Einwilligung in die für 
ihn von der Bellagten geleiftete Buͤrgſchaft nicht ab- 
gegeben hat, an und für ſich zur Verwerfung des 
auf die legtere geftügten Klaganſpruchs weder fchlech- 
terdings, noch in der angebrachten Maaße; vielmehr 
genügt hierunter auch die Bezugnahme auf außer 
gerichtliche Conſensertheilung. 

Eine ſolche ift aber in dem von der vorigen In- 
ſtanz berüdfichtigten Alaganführen bei Einlaffungs- 
abſchnitt — auf fchlüffige Weife enthalten und na» 
mentlich bringt die Faſſung des Bl. — erkannten, 
infoweit entfcheidenden Relateides zugleich den Ums 
ftand zum Ausprude, daß die von der Bellagten 
gerichtlich erflärte Bürgichaft für ihren Ehemann 
durch Tegteren Genehmigung erhalten habe. 


Außerdem mag ein Bedenken gegen die Zuläffig- 
feit des Erfenntniffes auf den Eid aus der Erflärung 
des Klägers Bl. —, wonach er über den Inhalt der 
Klage „unter Borbehalt des Beweiſes“ den 
Eid anträgt, um deswillen nicht hergenommen wer⸗ 
den, weil immerhin durch diefen Vorbehalt der Ges 
brauch der Gewiffensrührung nicht auf einzelne Theile 
der Klage beichränft worden ift und daher gegen- 
wärtig unerörtert bleiben fann, wie Kläger ſich die 
Eventualität vorgeftellt habe, daß er bei durchgängi- 
gem Eidesantrage über die Klage noch fürmlichen 
Beweis derfelben zu führen in der Lage fein 
werde.” ic. 
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Diefes Urthel wurde, der dagegen von der Bes 
klagten ergriffenen Berufung ungeachtet, am 17. Mär; 
1870 beftätigt. 

Die Entfheidungsgründe der Tertia lauten 
alfo: 

„Wie in dem Commentare zum bürgerlichen 
Geſetzbuche (zu $. 1638. Theil III. zweite Ausgabe 
Seite 46.) ausdruͤcklich hervorgehoben wird, ift „der 
ehemännliche Conſens“, deſſen es nad) der gedachten 
Gefegesvorfchrift zu den Rechtögefchäften der Ehe 
frauen mit dritten Perfonen bedarf, „weder an eine 
Form gebunden, noch überhaupt al& eine nach den 
Vorſchriften des Römifchen Rechts zu beurtheilende 
auctoritatis interpositio aufjufaflen; berjelbe kann 
mündlich oder fchriftlich, gerichtlich oder außergericht- 
lich, ausbrüdlich oder ftillfchweigend, in Voraus oder 
gleichzeitig oder nachträglich ertheilt werben”, und 
„die nachträgliche Genehmigung bewirkt, daß das 
Gefchäft der Ehefrau rüdwärts convaledcirt”. Eben- 
fowenig erfcheint es der gegenwärtigen Inftanz zwei⸗ 
felhaft, daß befagter Eonfens, da er, wie gebadht, an 
feine Form gebunden ift, fowohl der Ehefrau jelbft 
gegenüber, als, fo lange wenigftens dieſe legtere nicht 
ihren Willen, den ohne Einwilligung ihres Ehe— 
manns abgefchloffenen, fie zu einer Leiftung verpflich- 
tenden Vertrag wieder auflöfen zu wollen, unzwei⸗ 
deutig zu erfennen gegeben hat, aud) gegen den Dritten 
mit der Wirkung, daß das vorher ungültige Rechts⸗ 
geihäft dadurch convalescirt, erflärt werden fönne. 
Dies folgt ohne Weiteres auch aus der Beftimmung 
in 8. 787. des bürgerlichen Geſetzbuchs. Denn wenn 
nach felbiger dem Dritten, welcher mit einer Perſon, 
deren Handlungsfähigfeit eine bejchränfte ift, einen 
die lehtere verpflichtenden Vertrag eingegangen hat, 
ausdrüdlich das Recht eingeräumt wird, von ber 
jenigen Perſon, deren Einwilligung zu dem Vertrage 
erforderlich ift, Erklärung zu verlangen, ob der Ber 
trag beftehen folle, fo liegt ed auf der Hand, daß 
mit der auf ein ſolches Anverlangen dem anderen 
Paciscenten von dem dazu Berechtigten ertheilten 
bejahenden Antwort dad negotium claudicans ohne 
Weiteres volle rechtliche Wirkſamkeit erlangt. Daß 
aber die Borfchrift in $. 787. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs infoweit auch auf das Verhaͤltniß der Ehe 
frauen Anwendung zu leiven habe, fann feinem 
Zweifel unterliegen. 

vergl. Commentar zum bürgerlichen Geſetzbuche, 
(2. Ausg.) Band IIL. Seite 46. (zu $. 1638.) 
und Seite 49. am Ende (zu $. 1641.). 

Bei der Entfcheidung des vorliegenden Falles han⸗ 
belt e8 fi daher nur um die Beantwortung ber 
Frage, ob die vorgedachten Örunpfäge auch in dem 
in $. 1650. des bürgerlichen Gefegbuchs vorauss 
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geſetzten Falle einer Interceſſion der Ehefrau für ihren 
Ehemann Anwendung zu leiden haben, ober ob in 
biefem Falle eine Ausnahme von der allgemeinen 
Regel vorgefchrieben ſei. Mit Recht ift nun bereits 
von voriger Inſtanz Bl. — flg. bemerft worden, daß, 
wäre bie Abficht des Geſetzgebers darauf gerichtet ger 
weien, in den Fällen des $. 1650. eine ſolche Aus- 
nahme von den in $. 1638. aufgeftellten Grundfägen 
zu ftatuiren, derſelbe dies jedenfalls in völlig unzwei⸗ 
deutiger und beftimmter Weife ausgefprochen haben 
würde. Dies ift jedoch in der That nicht nur nicht 
der Fall, fondern die Worte des Geſetzes rechtfertigen 
aud die von der Bellagten vertheidigte Auslegung 
in feiner Weife. Denn wenn es in $. 1650. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs wörtlich heißt: 

Jedes Rechtsgeſchaͤft, durch welches eine Ehefrau 

fih für den Ehemann verpflichtet, ift nichtig, 

ausgenommen, wenn fie daſſelbe mit Ginmilli- 

gung des Ehemanns vor Gericht vornimmt ıc. 
fo ftehben die Worte „vor Gericht” ſchon der Sap- 
bildung nad) nur mit dem, was über die „Bornahme 
bes NRechtögefhäfts von Seiten der Ehefrau” vor 
gefchrieben ift, in Verbindung. Es folgt daher aus 
den Worten des Geſetzes weder, daß die Einmilli- 
gung des Ehemanns gerichtlich erflärt, noch auch, 
daß diefelbe bei der gerichtlihen Verbürgung feiner 
Ehefrau bereits ertheilt fein müfle, fondern diefelben 
befagen nut, daß das Rechtögefchäft, auch wenn es 
gerichtlich vorgenommen worden, nur dann gültig fei, 
wenn noch außerdem der Ehemann feine Einmilli- 
gung dazu gegeben habe. Nur darüber fönnte bei 
diefer Wortfafiung des Geſetzes möglicher Weife ein 
Zweifel auffommen, ob der Gefepgeber die Eonfend- 
ertheilung blos in Bezug auf den Geſchaͤftsabſchluß 
überhaupt oder auch zu der gerichtlichen Vornahme 
defielben von Seiten der Ehefrau für ein nothwendi⸗ 
ged Requifit einer gültigen eheweiblichen Interceffion 
habe erklären wollen. Auch dieſer Zweifel erledigt 
fi jedoch fchon durch die Erwägung, daß der ehe⸗ 
männliche Conſens, wäre er auch den Worten nad 
nur zu dem Abfchluffe des die Interceifion enthalten» 
den Rechtögefchäfts ertheilt worden, doch, da legtere 
eben nur vor Gericht in gültiger Weife zur Voll⸗ 
giehung gelangen fann, im Zweifel die Genehmigung 
zu deren gerichtlicher Bornahme vorausjeglic mit 
umfaßt. Denn, daß der Ehemann den ertheilten 
Conſens auf den Erfteren allein habe beſchraͤnken 
wollen, fann, weil ein foldhes Vorgehen einen offen» 
baren dolus deffelben enthalten würde, in feinem Falle 
präjumirt werben. 

Auch aus diefen Gründen ftellt fi) das, was von 

der Bellagten wider die Auffaflung der vorigen In- 
ftanzen geltend gemacht worden ift, ald hinfällig dar. 
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Das Königliche Oberappellationsgericht trägt aber 
auch fein Bedenken, den von der vorigen Inftanz auf 
Grund der hiftorifchen Entftehung und Fortbildung 
bes bier fraglichen Inftituts entwidelten Anfichten 
beizutreten. 

Dagegen hat die Beklagte aus der jedenfalls un- _ 
deutlichen Erflärung Klägers Bl. —, daß er „unter 
Eivesantrag, indeß mit Vorbehalt des Beweiſes“, 
von der Bellagten Einlaffung und Antwort auf bie 
erhobene Klage fordere, einen Grund zu Abweifung 
der letzteren felbft nicht abgeleitet, vielmehr den ge- 
dachten Eid unter der ausprüdlichen Erklärung, daß 
fie denfelben als über die fämmtlichen geleugneten 
Klagpunkte angetragen anfehe, Bl. — dem Kläger 
zurüdgegeben. Auch infoweit war daher der Anficht 
der vorigen Inftanz Bl. —, daß der Gebrauch des 
Eidesantrags auf das gefammte Alaganbringen be 
zogen werden müfle und nicht, wie in dem durch die 
Annalen des Königlichen Oberappellationdgerichte, 
Alte Folge Band VIL. Seite 249 fig. dargelegten 
Falle, ald auf einzelne, nicht fpeciell hervorgehobene 
Theile der Klage beſchraͤnkt anzufehen fei, beizutreten.” 


Die nachträgliche Ausfüllung eines im Blanquet 

acceptirten Wechſelformulars ift, wenn überhaupt, 

doch jedenfalld nur bis zu deſſen gerichtlicher 
Geltendmachung zuläffig. 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. ©, in Dr. 


W. D. reichte am 24. Januar 1870 bei dem 
K. Handelögerichte im Bezirfägerichte Dresven wider 
€. 5. und W. F. auf Örund einer ald Wechfel bes 
zeichneten, von Bellagtem am 5. September 1869 
per 5. October 1869 ausgeftellten, von der Mit 
beklagten acceptirten Urkunde eine Wechielflage ein, 
in welcher jedoch der Name des Remittenten nicht 
angegeben, die vielmehr hinter den Worten „an die 
Ordte“ einen unbefchriebenen Raum enthielt. Das 
Proceßgericht wies deshalb den Kläger auf Grund 
der Borfchriften in Art. 4. No. 3. in Berbindung 
mit Art. 7. der Allgem. Deutſchen Wechfelorbnung 
mit dem Gefuhe um Anberaumung eines Wechſel⸗ 
verhörd ab, und erhielt der Kläger in Folge deſſen 
auch die Klagurfunde wieder ausgehändigt. 

Am 26. Februar 1870 bradte nun der Kläger 
diefelbe Urfunde, nachdem er fie inzwifchen durch 
Einfügung der Worte „meiner eigenen” hinter 
den Worten „an die Ordre” hatte vernollfländigen 
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laffen, unter Wiederholung feiner frühern . Anträge 
abermals ein. Das Proceßgericht beraumte nunmehr 
zwar ein Wechfelverhör an, wies jevodh in dem am 
4. März 1870 eröffneten Befcheide unter Bezugnahme 
auf Siebenhaar’s Arhiv, Band 16. ©. 87 fig. 
und die in Seuffert's Archiv, Band 3. Seite 220. 
abgedruckte Entſcheidung des Obertribunals zu Stutts 
gart Klägerd Suchen in der angebrachten Maaße ab, 
da ald derjenige Zeitpunkt, bis zu welchem die Aus- 
füllung einer in einem Wechfel vorhandenen Lüde 
zuläffig fei und nad defien Ablaufe die Beftimmung 
in Art. 7. der Allgem. Deutſchen Wechſelordnung 
eintrete, unter allen Umftänden die gerichtliche Gel- 
tendmachung des Wechfeld fich darftelle, indem bei 
ber entgegengefegten Annahme die beregte Vorfchrift 
völlig wirkungslos erfcheine. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Dres» 
ben beftätigte das erſtinſtanzliche Erkenntniß am 
7. Mai 1870 unter Beifügung folgender Gründe: 

„Weil zuwörderft dem Ausfpruche voriger Inftanz, 
daß die der erhobenen Forderung zu Grunde gelegte 
Urkunde zur Zeit der Bl. — bewirften Einreihung 
bei Gericht im Mangel der Bezeichnung eines Remit- 
tenten als ein formrichtiger Wechfel nicht habe 
angejehen werben fünnen, lediglich beizuftimmen ge— 
wefen ift, 

— vergl. noch Borchardt, die Allgem. Deutjche 
Wechfelordnung ıc., V. Aufl. zu Art. 4. no. 3. 
©. 48. not. c. — 

hiernächft auch nad der Anficht des Königl. 
Appellationsgerichts, wenn man felbft die nachträg- 
liche Ausfüllung eines im Blanquet acceptirten Wech- 
felformulard Seiten ded Empfängers, beziehentlich 
nad) Maafgabe der deshalb unter den Betheiligten 
getroffenen Vereinbarungen zulaſſen und, foviel ins⸗ 
bejondere den vorliegenden Fall angeht, von ben 
Bedenken abfehen wollte, welche dem Anfpruche des 
Klägers in Anfehung der Frage entgegenftehen, ob 
auch der dritte Inhaber der Urkunde zu einer ders 
artigen Vervollftändigung befugt fei, doch das Recht 
der Ausfüllung der in einem folden Fotmulate noch 
vorhandenen Lüden unter allen Umftänden nur bie 
zu dem Zeitpunfte ausgeübt werben fann, zu welchem 
der Richter fich darüber auszufprechen berufen ift, ob 
die betreffende Urkunde zur Einleitung des Wechfel- 
proceſſes geeignet ſei oder nicht, 

diefer für die endgültige Feftftellung der dem 
Wechſelinhaber aus dem Befige der probueirten Ur—⸗ 
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funde erwachjenden Rechte maaßgebende Zeitpunkt 
aber nady den in dem Geſetze vom 7. Juni 1849 
über den Wechfelproceß enthaltenen Borfchriften der⸗ 
jenige der UWeberreihung des angebliden Wechjels 
bei Gericht behufs Anberaumung des Wechfelver- 
höre if, 

und nun nad alle dem die vom Kläger nad 
bereitö erfolgter Zurüdweifung feiner Anträge Bl. — 
unternommene Vervollſtaͤndigung des überreichten 
Wechſelformulars in voriger Inſtanz mit Recht ale 
verjpätet angefehen und demgemäß das Flägerifche 
Suchen abgewiefen worben iſt.“ 


Miscellen, 


Ernenunngen, VBerfegungen ıc. 

Seine Majeftät der König haben die Verſetzung 
ded Dirertord des Bezirksgerichts Wreiberg Walter 
Vetſch zum BVezirkögericht Chemnig, des Directors des 
Bezirksgerichts Oſchatz Karl Thilo Meyer zum Bezirks« 
gericht Meißen, des Gerichtsraths des Bezirkögerichts 
Löbau Hermann Mettler zum Bezirkögeriht Chemnig, 
des Gerichtsrathe des Bezirksgerichts Zwidau Karl 
Bruno Schönert zum Bezirkägeriht Dredven, des 
Gerichtsraths des Bezirksögerichts Ofhag Henry William 
Drepler zum Bezirfögericht Meißen, des Gerichtöraths 
des Bezirksgerichts Meipen Karl Hermann Warned 
zum Bezirfögericht Oſchatz, des Staatsanwalts zu Freie 
berg Karl Theodor Albert Siebdrat ald Gerichtärath 
zum Bezirfögericht Dresden, des zweiten Staatsanwalts 
zu Ehemnig Dr. Otto Eduard Noad, unter Genchmi« 
gung ber vorläufigen aushülfsweifen Verwendung deie 
felben beim Appellationsgericht zu Zwickau, ald Gerichts⸗ 
rath zum Bezirfögericht Zwidau, des Staatdanwalts zu 
Zwidau Karl Selmar Rumpelt als erfler Staatd« 
anwalt in Chemnig, des Staatdanwalts in Mittweida 
Ephraim Oskar Taube ald Staatdanwalt in Zwidau, 
des Staatdanwalts in Eibenftod Holm von Megid 
als Staatsanwalt in Mittweida und des Staatdanwalts 
in Oſchatz Dr. Georg Bernhard Grande als weiter 
Staatsanwalt im Chemnig zu genehmigen allergnädigft 
geruht. 


Verſtorben; 


der Advocat Hermann Heiſterbergk, Bürgermeiſter 
in Dippoldiswalda. 
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Die Beibringung der beglaubigten Abfchrift einer 
Generalvollmacht genügt zur Legitimation bes 
Mandatard, jo daß dem Letzteren nochmalige 
Production der Generalvollmacht felbft nicht 
angefonnen werben kann. — Der Erbe hat alle 
von dem Erblaffer inter vivos getroffenen Ver: 
fügungen, foweit die Kräfte bes Nachlaffes reichen, 
ald verbindlih anzuerfennen. — Der animus 
donandi auf der einen, und der animus donum 
acceptandi auf der anderen Geite find unerläß: 
liche Boraudfegungen für die Annahme, daß in 
einem Rechtsgeſchaͤfte eine Schenkung enthalten 
ſei. — In einem Bertrage, in welchem der außer: 
eheliche Vater, um den ihm als ſolchem obliegen- 
den Berbinblichfeiten gerecht zu werden, bem 
außerehelichen Kinde ein Mehreres verfpricht, ala 
wozu er nach $. 1862. ded bürgerlichen Geſetz⸗ 
bus im höchften Kalle angehalten werden Fann, 
ift an fi eine Schenkung nicht zu erbliden, 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. —n— in Dr. 


In Altersvormundfchaft feiner Enkelin Emilie 
Anna €. erhob im Monate Auguft 1869 der Gärtner 
Carl Gottlob E. vor dem K. Gerichtsamte M. gegen 
Juliane Erbmuthen verw. R. in W. folgende Klage: 

Der am 26. Januar 1869 verftorbene Ehemann 
der Beklagten, den leptere ſchon Jahre zuvor verlaffen 
gehabt, fei außerehelicher Vater feiner Muͤndel ge— 
weien. Derjelbe habe unter dem 13. September 
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1870. 


1868 ihm, dem Kläger, gegenüber mittelft notarieller 
Urkunde fich verpflichtet, gebachtes Kind, fo lange er 
leben werde, ohne Zuthun der Mutter aus feinen 
Mitteln zu erziehen, gleich ald wäre es fein eheliches 
Kind, und demfelben zugleich von feinem Vermögen 
als Schuldzahlung die Summe von 6000 Thlen. 
— — +, zahlbar nad) feinem Tode, zu Händen des 
Kindes oder des Klägers, „zu Tilgung aller und 
jeber ihm gegen das Kind als Vater gefeplich oder 
moralifch oder aus jonft welchem Rechtstitel obliegen- 
den Berbindlichfeiten, nur mit einer Subftitution für 
ben Fall, daß Emilie Anna €. entweder ohne Kinder 
oder unverheirathet fterben würde, zu übergeben, und 
er, Kläger, habe dieſe Erflärung angenommen, in ber 
erwähnten notariellen Urkunde fei jedoch fein Muͤndel 
irethümlich ald Amalie Anna €. bezeichnet worden. 

Die Bellagte fei zu einem Dritttheile Erbin ihres 
verftorbenen Ehemannes geworden, weigere fich aber, 
die erwähnten 6000 Thle. zu ihrem Erbantheile der 
Mündel des Klägers zu bezahlen. 

Die Klagbitte ging auf ein Urtheil dahin, daß 
Bellagte die Forderung der Emilie Anna €. zu 
6000 Thlen. an den Nachlaß R.'s anzuerkennen, und 
folhe aus dieſem Nachlaſſe zu ihrem Erbantheile, 
mithin zu 2000 Thlen. c.a., zu bezahlen ıc. ſchuldig. 

Ueber die Klagbehauptungen betreffs der Vater- 
[haft R.'s bezüglich der Muͤndel des Klägers war 
der Eid angetragen. 

Beklagte beftritt zwar die betreffö der Conceptions⸗ 
frift rüdfichtlich der Pflegbefohlenen des Klägers aufs 
geftellten Klagbehauptungen, räumte aber im Uebrigen 
die relevanten Theile der Klage ein und fand bie 
letztere um beswillen unjchlüffig, weil die Zuwendung 
der 6000 Thlr. ald Schenkung zu ihrer Gültigfeit der 
gerichtlichen Infinuation bedurft Haben würbe. 





Das Procefgericht publicirte am 18. November 
1869 folgenden Beſcheid: 

„Daß Bellagte, ald Miterbin zu Carl Gottlob 
R.'s Nachlaſſe, aus diefem Nachlaſſe, foweit 
derjelbe im Wege Erbgangs auf fie übergegangen, 
dem Kläger 333 Thle. 10 Ngr. — zu bezahlen 
fhuldig; dagegen hat im Uebrigen das Suchen 
Klägerd in der angebrachten Maafe nicht 
ftatt 1c.”, 
und begründete venfelben folgendermaaßen: 

„Der Kläger fordert mit der vorliegenden Klage 
im Namen feiner Muͤndel, einer außerehelichen Tochter 
des Ehemannes ber Beklagten, Earl Gottlob R., von 
der Beflagten als Pflichttheilserbin ihres Ehemannes 
nad Höhe ihres Erbtheils, aljo bis zu einem Dritt- 
theile Bezahlung einer Forderung von 6000 Thlrn. 
— —, die feiner genannten Münbel infolge des in 
der ald Klagbeifuge B. abfchriftlich inducirten Urkunde 
enthaltenen Abfommens an die Erben Carl Gottlob 
R.'s erwachſen fein foll. 

Die Bellagte hat beim 28. und 29. Einl.-Punfte 
zugeſtanden, daß fie von ihrem Ehemanne in deſſen 
in der Klagbeifuge C. in Abfchrift zu leſenden legten 
Willen zum Pflichttheile zur Erbin feines Nachlafies 
eingefegt worben fei, und den Nachlaß ihres Ehe 
mannes danach angetreten habe. 

Desgleichen hat diefelbe beim 17. Einl.⸗Punkte 
und Bl. — den Inhalt der Klagbeifuge B., mithin 
den Abſchluß des nah Ausweis derjelben zwiſchen 
dem Kläger und ihrem Ehemanne getroffenen Abkom- 
mens eingeräumt. Ihren Widerfpruch gegen bie 
erhobene Klage hat fie nur damit motivirt, daß ein- 
mal diejenige Perfon, welcher ihr Ehemann mittelft 
des in der Klagbeifuge B. zu lefenden Berfprechens 
eine Summe von 6000 Thalern habe zuwenden wol- 
len, in der gedachten Urkunde „Amalie Anna €.” 
genannt werde, während die Mündel des Klägers 
nad) deſſen eigner Angabe „Emilie Anna E.“ heiße, 
und fodann daß die erwähnte Zuwendung als eine 
Schenkung fi darftelle, und als foldhe wegen Nicht- 
beobadhtung der in $$. 1056. und 1064. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs vorgefchriebenen Formen ungül- 
tig jei. 

Die zuerft berührte Einwendung hat man nicht 
als erheblich anzufehen vermocht. Denn wenn fchon 
die von der Bellagten gerügte Berfchiedenheit in der 
Bezeichnung der Vornamen der Mündel des Klägers 
in der Klage und dem Zeugniffe BI. — auf der einen, 
und der Klagbeifuge B. auf der anderen Seite aller- 
dings vorhanden ift, fo ift diefelbe doch in Feiner 
Weiſe geeignet, einen Zweifel an der Identitaͤt der 
felben zu begründen. Diejenige Perfon, welcher der 
Ehemann ber Bellagten Inhalts der Klagbeifuge B. 
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eine Summe von 6000 Thalern, zahlbar nach feinem 
Tode, ausgefegt hat, wird bafelbft ald die von dem 
Wirthichaftsbefiger Earl Gottlob €. in P. bevormun- 
dete, von deffen Tochter Amalie Emilie E. am 7. Sep: 
tember 1865 geborene außereheliche Tochter des Ehe⸗ 
mannd der Beklagten bezeichnet; alle diefe Angaben 
treffen zufolge des in der Klagbeifuge A. enthaltenen 
Zeugniffes bei der Mündel des Klägers zu, ebenfo 
ift der Familienname und wenigftens ein Vorname 
dem wirflihen Namen der legteren entjprechend an- 
gegeben, und wenn als zweiter Borname „Amalie“ 
ftatt „Emilie” genannt wird, fo liegt die Annahme, 
daß dabei lediglich ein Irrthum obgemwaltet habe, um 
fo näher, als eines Theild der Klang beider Namen 
ein ähnlicher ift, und andern Theild die Mutter der 
Mündel des Klägers eben dieſe beiden Vornamen 
führt, fo daß fehr leicht erflärlich ift, wie bie bei der 
nad Ausweis der Alagbeifuge B. gepflogenen Ber 
handlung betheiligten Interefienten, ſich erinnernd, 
daß die Mündel des Klägers einen Vornamen mit 
ihrer Mutter gemein habe, nur eben verwechfelten, 
welcher von den beiden Vornamen der legteren dieſes 
fei. Unter diefen Umftänden kann nun offenbar dem 
Kläger nicht, wie Beklagte Bl. — verlangt, ein eigent- 
licher Nachweis des Umftandes angefonnen werden, 
daß die in der Klage genannte „Emilie Anna €.“ 
mit der in der Klagbeifuge B. erwähnten „Amalie 
Anna E.“ identifch fei, zumal nach dem Vorbringen 
des Klägers eine Perſon des letztgedachten Namens 
überhaupt nicht eriftirt; fondern es handelt ſich nur 
darum, feitzuftellen, welche Perſon der Erblaffer und 
ob er indbefondere die Mündel des Klägers unter der 
von ihm in der Klagbeifuge B. fo genannten „Amalie 
Anna €.” gemeint habe. Dies ift aber lediglich 
eine Frage ber Interpretation, bei welcher der muth⸗ 
maßliche Wille der Vertragfchließenden nad) freiem 
richterlichen Etmeſſen, wiewohl nad Befinden unter 
Benugung der von den Parteien in diefer Beziehung 
beigebradhten Wahrfcheinlichfeitsgründe, zu erfor 
ſchen iſt. 

Hat nun im vorliegenden Falle die Bellagte, von 
ber doch ald Rechtsnachfolgerin ihres Ehemannes 
wohl erwartet werben darf, daß fie von der PBerfön- 
lichkeit des demfelben gegenüberftehenden Eontrahenten 
Kenntniß habe, nicht einmal behauptet, daß eine von 
der Mündel Klägers verfchiedene „Amalie Anna E.“ 
wirklich exriftire, auf die das in der Klagbeifuge B. 
enthaltene Verſprechen ihres Erblaſſers zu beziehen 
fei, fondern darauf, daß außer der „Emilie Anna €.” 
nod eine „Amalie Anna E.” am 7. September 1865 
von der Tochter des Klägers geboren worden fein 
könne, eben nur ald auf eine Möglichkeit, nicht als 
auf eine Wirklichkeit hingewiejen, fo hat man fein 





Bedenken getragen, aus dem Zutreffen fo vieler ande⸗ 
rer, der „Amalie Anna E.“ zugefchriebener Eigen» 
haften in der Perfon der Mündel des Klägers bie 
Folgerung zu entnehmen, daß die abweichende Be— 
zeichnung des einen Vornamens nur auf einem, im 
gewöhnlichen Leben nicht feltenen Irrthume beruhe, 
und der Erblaffer der Beklagten bei der in der Klag- 
beifuge B. enthaltenen Zuwendung eben nur die 
Mündel des Klägers „Emilie Anna €.” im Sinne 
gehabt habe. 

Soviel nun aber weiter den aus der Nichtbeadh- 
tung der in $. 1056. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
vorgefchriebenen Formen gegen die Schlüffigfeit der 
Klage hergeleiteten Einwand betrifft, fo hat man den⸗ 
felben allerdings wenigftens zum Theil für begründet 
zu erachten gehabt. Wenn der Erblaffer der Beflag- 
ten befage 8. 3. der Klagbeifuge B. ſich verpflichtet 
hat, die Mündel des Klägers, „fo lange er leben 
werde, ohne Zuthun der Mutter zu erziehen und zu 
unterhalten, gleich ald wäre es fein eigenes eheliches 
Kind“, und weiter erklärt hat, „er übergebe ihm von 
feinem Bermögen als Schuldzahlung die Summe von 
Sechstauſend Thalern, zahlbar nach feinem Tode, 
zu Tilgung aller und jeder ihm gegen das Kind als 
Bater gefeplich oder moralifch oder fonft aus irgend 
welchem Rechtstitel obliegenden Berbindlichfeiten”, 
fo find diefe Verfprechungen zwar nicht ausprüdlich 
als unentgeltliche bezeichnet, jedoch ift aus dem In- 
halte der getroffenen Dispofitionen felbft ungweideutig 
erkennbar, daß der Erblaffer der Bellagten damit zu— 
gleich einen Act der Liberalität habe vollziehen wollen. 
Der von demfelben gebrauchte Ausdrud, „er über- 
gebe von feinem Vermögen die Summe von Sehe: 
taufend Thalern ald Schuldzahlung, zahlbar nach 
feinem Tode”, vermag die Annahme eines eigentlichen 
Schuldanerfenntnißvertragd um deswillen nicht zu 
rechtfertigen, weil davon, daß der Erblaffer der Be 
Hlagten der Münbel des Klägers ſchon vor dem ges 
teoffenen Abkommen die Summe von Sechstaufend 
Thalern fchuldig geweſen fei, feineswegs die Rebe if; 
derfelbe fann fomit nur dahin verftanden werden, daß 
die zu zahlende Summe als Abfindung für anderweite 
Anfprüche der Mündel des Klägers habe dienen follen, 
dergeftalt, daß damit nur daffelbe noch einmal gefagt 
wird, was im weiteren Verlaufe mit den Worten: 
„u Tilgung aller und jeder ihm an das Kind als 
Vater gefeglich oder moralifch zuſtehender Verbind⸗ 
lichkeiten” als Grund der Zuwendung bezeichnet wird. 
In der That würde nun das gedachte Verfprechen 
wirklich als ein entgeltliches angefehen werden können, 
foweit Berbindlichfeiten der erwähnten Art auf Seiten 
des Erblaflers der Beflagten wirklich begründet waren, 
wenn fich derfelbe nicht gleichzeitig im Eingange-von 
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8. 3. der Klagbeifuge B. verbindlich gemacht hätte, 
das Kind, „fo lange er leben werbe, ohne Zuthun 
der Mutter aus feinen Mitteln zu erziehen und zu 
unterhalten, gleich ald wäre es fein eigenes eheliches 
Kind”, und alfo noch außerdem auf feine Lebens- 
zeit die wirkliche Erfüllung der ihm als außerehelichem 
Vater gefeplich obliegenden Verpflichtungen auf fich 
genommen hätte. Hiernach fönnte die Zuwendung 
der 6000 Thlr. — —⸗ nur bis zu dem Betrage als 
eine entgeltliche betrachtet werben, den die vom Erb⸗ 
laffer der Beflagten nad feinen Bermögensverhälts 
niffen zu gewähren gewefenen Erziehungsbeiträge auf 
denjenigen Zeitraum ausgemacht haben würden, um 
welchen etwa die in Gemaͤßheit der beftehenden geſetz⸗ 
lihen Beftimmungen zu berechnende muthmaßliche 
Lebensdauer deffelben noch vor dem erfüllten vierzehn» 
ten Lebensjahre der Mündel des Alägers ihre End» 
haft erreicht haben würde. In diefer Beziehung 
aber gebricht es in ber vorliegenden Klage gänzlich 
an einer fchlüffigen Begründung der einfchlagenden 
thatfächlihen BVerhältniffe, namentlich des Alters — 
die biesfallfige Bemerkung in der Klagbeifuge B. 
Bl. — fann nur im Sinne einer von R. felbft aus- 
gehenden BVerficherung verftanden werden — und ber 
Vermögendlage des Erblafferd der Bellagten, und 
wenn ſchon es dem Kläger nicht zu verfagen fein wird, 
nad Befinden mit einer anderweiten Klage unter 
gehöriger Subftanziirung dieſer thatfächlichen Ver— 
hältniffe denjenigen Betrag nachzufordern, bis zu 
welchem hiernach die mehrberührte Zuwendung als 
eine entgeltliche ſich darftellen würde, jo Fann dieſelbe 
doch in deſſen Folge im gegenwärtigen Rechtöftreite 
nicht anders, ald wäre fie ihrem ganzen Umfange 
nad) eine unentgeltliche gewefen, behandelt werden. 
Nun entfteht jedoch die Frage, ob das in ber 
Klagbeifuge B. enthaltene Abkommen etwa ald Schen« 
fung auf den Todesfall zu betrachten und als ſolche 
nad) $. 2502. des bürgerlichen Geſetzbuchs aud in 
Ermangelung der in $$. 1056. bis 1058. vorgefchrie» 
benen Formen nad ihrem ganzen Betrage aufrecht 
zu erhalten fei. Für die gedachte Auffaflung ſcheint 
zu fprechen, daß der Erblaffer der Beklagten die 
Realifirung der von ihm beabfichtigten Schenkung mit 
feinem Tode in Verbindung gebracht hat ; 
vergl. Schmidt, Vorlefungen über Saͤchſ. Privat» 
recht, Bd. IL. 8. 208. S. 250. 
gegen diefelbe fönnte geltend gemacht werben, daß mit 
den vom Erblaffer der Beklagten gebrauchten Worten: 
„ee übergebe von feinem Bermögen die Summe 
von Sechetaufend Thalern, zahlbar nad feinem 
Tode”, nur die Zahlungszeit auf den Tod bes 
Schenlers habe hinausgeſchoben werben follen, ohne 
daß mit hinreichender Deutlichkeit erſichtlich ſei, ob 
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das Ueberleben des Schenfnehmers als Bedingung, 
und alfo im Falle des früheren Todes deſſelben der 
Uebergang feiner Rechte auf feine Erben als aus- 
geichloffen gedacht fei. 
vergl. Siebenhaar, Commentar zum bürgerlichen 
Gefepbuche, edit. IL Band IIL ©. 410. zu 
8. 2500. sub no. 3. 

Man fann jedoch die Beantwortung dieſer Frage 
dahingeftellt fein laffen, da, felbft wenn man fie bes 
jahen wollte, einestheils vie au einer Schenfung auf 
den Todesfall erforderlichen Formen im vorliegenden 
Balle nicht beobachtet find, und anderntheild der 
gegenwärtigen Bellagten überhaupt feine Berpflich- 
tungen daraus erwachfen würben. 

Nah 88. 2500. und 2501. des bürgerlichen 
Gefegbuchs ift ein Schenfungdverfprechen auf den 
Todesfall fowohl rüdfichtlich der Anordnung, als der 
dabei zu beobacdhtenden Form dann, wenn es ein ein- 
ſeitiges geblieben ift, wie eine letztwillige Verfügung, 
wenn es dagegen vom Befchenkten angenommen wor: 
den ift, wie ein Erbvertrag zu beurtheilen. Gegen- 
wöärtig liegt der legtere Fall vor; dagegen reicht die 
gewählte Form der Errichtung vor einem Notar und 
Zeugen in Gemäßheit von $. 2108. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs zwar für eine. einfeitige legtwillige Ver— 
fügung, nicht aber für einen Erbvertrag aus, bei 
welchem lepteren vielmehr nach 8. 2546. des bürger- 
lichen Gefepbuchs die Formen des gerichtlichen letz— 
ten Willens zu beobachten find; und wollte man etwa 
annehmen, daß die beregte Verfügung, wenn fchon 
nicht al8 vertragsmäßige und darum unwiberrufliche, 
fo doch wenigitens als einfeitige, und, nachdem der 
Erblaffer der Bellagten bei Lebzeiten von feinem Wider⸗ 
rufsrechte feinen Gebrauch gemacht, gleichfalls für 
feine Erben verbindliche bei Kräften erhalten werden 
könne, fo würde einer ſolchen Eonverfion die zufolge 
der allgemeinen Beftimmung in $. 2501. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs auch auf vertragsmäßig erflärte 
Schenkungen auf den Todesfall anwendbare Dis- 
pofition in $. 2547. entgegenftehen, wonach ein Erb» 
vertrag, welcher ald foldyer nicht gültig ift, als letzter 
Wille nicht aufrecht erhalten werben fann. 

Zu diefem aus dem Mangel der geſetzlich vor— 
gefchriebenen Form entnommenen Bebenfen fommt 
aber noch hinzu, daß eine etwaige Schenfung auf 
den Todesfall überhaupt für die Beflagte nicht als 
verbindlich angejehen werben fönnte. Denn Beflagte 
ift, wie Kläger ſelbſt zugiebt, nur zum Pflichttheile 
zur Erbin ihres Ehemannes eingefegt worden. Wäh- 
rend dieſelbe nun wirkliche Schulden des Nachlaſſes, 
die den Beſtand deffelben mindern, namentlich alfo 
auch die durch ein Schenfungdverfprechen unter Leben⸗ 
den begründete Schuld, außer foweit diefelbe etwa 


als pflichtwidrig angefehen werben fönnte, felbftver- 
ftändlich mit dem auf fie gefommenen Pflichttheile zu 
vertreten hat, fo braucht diefelbe doch letztwillige 
Verfügungen, durch welche ihr noch weitere Leiftuns 
gen an britte Perſonen aufgebürbet werben, nicht 
gegen fich gelten zu laflen, weil ihr fonft nicht einmal 
der Pflichttheil von dem beim Tode des Erblafierd 
vorhanden gewefenen Nachlaßbeſtande verbleiben 
wuͤrde. 

Unter dieſen Umftänden bleibt Nichts übrig, als 
das in ber Klagbeifuge B. enthaltene Abfommen als 
eine Schenkung unter Lebenden aufzufafien; als ſolche 
ift diefelbe in Gemäßheit von 8. 1056. in Verbin» 
dung mit $. 1058. des bürgerlichen Geſetzbuchs nur 
bis zum Betrage von 1000 Thlen. — —» gültig, 
und es fonnte daher Beklagte nach Verhaͤltniß ihres 
Erbtheild nur zur Bezahlung von 333 Thlen. 10 Ngr. 
—s aus dem Nachlaffe ihres Ehemannes verurtheilt 
werden, wogegen im Uebrigen die Klage in der anges 
braten Maaße abzuweifen war.” 

Auf ded Klägers Appellation erfannte das Königl. 
Appellationsgericht zu Dresden unter dem 25. 
Januar 1870 (publ. 3. März 1870) reformatorifch 
folgendermaaßen: 

„rc Hiernächft*) ift e8, die Sache felbft anlans 
gend, bei dem — Beſcheide nicht allenthalben zu 
lafien, fondern es ift Beflagte dem Kläger außer 
benjenigen 333 Thlen. 10 Ngr. —-, in welche fie 
bereitö BI. — verurtheilt worden (ald wobei e8 bes 
wendet), annoh Bier Hundert vier und zwanzig 
Thaler 20 Nr. —-⸗, und zwar diefe Summe nebft 
Verzugszinſen zu 5 Procent von Zeit erhobener Klage 
an aus dem Nachlaffe Earl Gottlob R.'s, foweit der- 
felbe im Wege Erbgangs auf fie übergegangen, zu 
bezahlen verbunden. 

Dagegen wird der angefochtene Beſcheid im Uebri- 
gen hierdurch beftätigt. 

Gründe: 

x. Was zuvörderſt die Bedenken betrifft, welche 
Bellagte im Verfahren aus dem Umftande hat herleis 
ten wollen, daß bie Pflegebefohlene des Klägers in 
dem Vertrage Bl. — flg. (Klagbeifuge B.) Amalie 
Anna E. genannt wird, während fie doch nach Bl. — 
Emilie Anna €. heißt, fo genügt ed um fo mehr, 
auf das hierunter in der Entfcheidung der erften Ins 
ſtanz BI. — flg. Bemerkte Bezug zu nehmen, als 





*) Im Gingange des Urthels war ben für vie Beflagte 
aufgetretenen Sachwaltern, welche fich durch beglaubigte Nb: 
ſchrift einer Generalvollmacht legitimirt hatten, aufgegeben 
worden, das Original der letzteren beizubringen, weil in ber 
Zeit, welche feit Beglaubigung der Abfchrift verflofien fei, das 
Generalmandat zurüdgenemmen worben fein fönne. 

5 Anmerf, bes Einf. 
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Beklagte dieſe Entſcheidung überhaupt nicht angefoch- 
ten hat. 

Hiernähft mag in Bezug auf die BI. — fig. 
näher erörterte, von der Beklagten felbft übrigens gar 
nicht angeregte Frage, ob der Bl. — flg. zu lefende 
Vertrag etwa als eine Schenkung auf den Todesfall 
ober ald Erbvertrag aufzufaflen fei, bemerkt werben, 
daß dieſe Frage nach Anficht der jepigen Inftanz 
zweifellos zu verneinen ift, da der Umftand allein, 
daß die Zahlung des der Mündel des Klägers zuge 
ficherten Capitals erft nach dem Tode des Erblaſſers 
erfolgen follte, den feinem übrigen Inhalte nad) zus 
naͤchſt ald Vergleich über die Erziehungsanfprüche 
der Pflegebefohlenen des Klägers an ihren außer 
ehelichen Vater fich darftellenden Bertrag um fo weni- 
ger unter jenen Gefichtspunft zu ftellen berechtigt, als 
die diedfallfige Beftfegung des Zahlungstermins offen- 
bar mit Rüdficht darauf erfolgt ift, daß der Erblaffer 
nad) $. 5. des Vertrags, fo lange er lebte, felbft für 
bie Erziehung des gedachten Kindes zu forgen vers 
fprochen hatte, 

Die Entfheidung des gegenwärtigen Rechtöftreites 
beruht ſonach allerdings in der Hauptfache auf der 
Beantwortung der Frage, ob und inwieweit der den 
Grund der Klage bildende Vertrag unter den Gefichts- 
punkt einer Schenfung falle. Man befindet ſich in 
diefer Beziehung im Allgemeinen in Uebereinftimmung 
mit der von ber vorigen Inftanz gewonnenen Anficht, 
obwohl Man im Einzelnen zu einer abweichenden 
Auffaffung und deshalb auch zu einem anderen End» 
ergebnifje gelangt ift. 

Der fragliche Vertrag erfcheint, wie ſchon erwähnt, 
an fi ald eine Vereinbarung zwifchen dem Bors 
munde des auferehelichen Kindes und dem aufer- 
ehelihen Vater über die dem erfteren zuftehenden 
Anfprüche auf Unterhalt. Man hat davon ausyu- 
gehen, daß eine nach $. 1858 flg. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu beurtheilende Verpflichtung zum Unter- 
halte der Mündel des Klägers dem Erblaffer aller- 
dings obgelegen habe; denn das biesfallfige Aner- 
fenntniß des Erblafferd muß Beflagte, ald Miterbin, 
jedenfalls fo lange gegen fich gelten laſſen, als fie 
nicht darzuthun vermag, daß es thatfächlich der Wahr- 
heit wiberftreite. Eine diesfallfige beftimmte Behaup⸗ 
tung hat Beflagte indeß nirgends aufgeftellt und die 
Beantwortung der Einl.-Abfchn. 4. bis 9. mit „Nicht- 
wiſſen“ kann diefelbe offenbar nicht erfegen, fo daß 
es der Leitung des Bl. — angetragenen, Bl. — 
eventuell zurüdgegebenen Eides nicht erft bedarf. 
Damit ift aber die Frage, ob nicht der Bertrag wenig⸗ 
ſtens theilweife unter ben Gefichtspunft einer Schen- 
fung falle, noch feineswegs, wie Beflagte meint, 
entfchieven. Denn in diefer Richtung kommt es kei— 


neswegs blos auf die Form, die gebrauchten Aus⸗ 
drüde oder die Veranlaffung des Vertrags, fondern 
auf die Willensmeinung und Abficht der Betheiligten 
an. Insbeſondere ift nach $. 1052. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs bei zweifeitigen Rechtögefchäften aller Art 
eine Schenfung infoweit vorhanden, als bie Leiftung 
des einen Theiles aus Breigebigfeit geringer (oder, 
was auf dafjelbe hinausfommt, die Reiftung des an- 
deren Theiles höher) beftimmt wird, ald außerdem 
der Fall geweſen fein würde. Dabei ift dem Kläger 
zuzugeben, daß der Beweggrund der Freigebigfeit — 
wie au in den Motiven zu $. 1052. anerfannt 
wird — das enticheidende Moment bildet; allein 
eined bejonderen Nachweifes diefes Beweggrundes 
bedarf es dann nicht, wenn fich legterer aus den vor⸗ 
liegenden Umftänden von felbft ergiebt und ein ande- 
res Motiv eben nicht denkbar, beziehentlich behaup⸗ 
tet if. 

Im vorliegenden Falle hatte die Mündel des 
Klägers allerdings Anfpruch auf einen nach den Ver⸗ 
mögensverhältniffen des Erblafferd zu bemeflenden 
Unterhaltsbeitrag und infoweit, ald ber Erblaffer 
dur den abgeichlofienen Vertrag die Gewährung 
defielben zugeſichert, was Klägers SPflegebefohlene 
hiernach rechtlich erzwingen fonnte, enthält der Ver⸗ 
trag offenbar feine Schenfung. Auch infoweit ift 
eine folche nicht anzunehmen, als die verfprochene 
Leiftung das Auferfte Maaß defielben nicht über- 
fchreitet, wozu ber Erblaffer im für ihn ungünftigften 
Falle hätte durch richterlichen Ausſpruch angehalten 
werden können; denn infoweit war immerhin nicht 
zweifellos, ob eine rechtliche Verpflichtung des Erb⸗ 
laſſers vorliege oder nicht, und wenn dieſe Berpflich- 
tung von dem Erblaffer anerfannt worden ift, fo 
fann dies an fich vecht wohl darauf beruht haben, 
daß er fich felbft nach feinen Vermögensverhältniffen 
für verbunden achtete, den höchften gejeglichen Unter- 
haltsbeitrag zu gewähren, alfo nicht auf Freigebig- 
feit. Es hätte daher infoweit lediglich die Nadhlaf- 
fung eined Ausfluchtsbeweifes in Frage kommen 
fönnen. Zu einer ſolchen lag indeffen feine Ver— 
anlaffung vor, da Bellagte nah Bl. — lediglich 
aus dem Inhalte des Vertrages felbft folgert, daß 
derfelbe ald Schenkung ſich darftelle, keineswegs aber 
auf anderweite, außerhalb des Vertrages liegende 
Thatfachen fich berufen hat, deren Beweis ihr aufs 
gegeben werben fönnte, 

Infoweit nun aber die von dem Erblaffer der 
Beklagten verfprochene Leiftung über die gedachte 
Grenze hinausgeht, alfo ein Mehreres umfaßt, als 
der Erblaffer der Bellagten zu gewähren äußerften 
Falles rechtlich verpflichtet war und fich rechtlich für 
verpflichtet halten konnte, ift ein anderes Motiv, als 





Freigebigfeit, nicht wohl denkbar, wie denn auch 
Kläger ein ſolches darzuthun nicht vermocht hat. Daß 
für diefe Freigebigfeit die Zuneigung zu der Muͤndel 
des Klägers, vielleicht auch Abneigung gegen die 
Beflagte der entferntere Beftimmungegrund gewejen 
fein mag, ändert hinſichtlich der Auffaflung ald Schen- 
fung nichts. 
vergl. Siebenhaar, in den Annalen, Neue Folge, 
Br. II. S. 19. 
Man hat zwar früher in mehreren, einigermaaßen 
analogen Faͤllen 
vergl. Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle vom 
Jahre 1852. S. 286 flg., vom Jahre 1856. 
©. 465 fig. 
Annalen des Königl. Säaͤchſ. Oberappellationd» 
gerichts, Bb. VIII. ©. 315. 
in der Sächfifchen Praris angenommen, daß eine 
Schenkung, zu welcher der Schenfgeber durch das 
Gefühl einer gewiſſen moralifhen Verpflichtung 
bewogen worden (aud) wenn fie nicht ald remunera⸗ 
torifche anzufehen), der gerichtlichen Infinuation nicht 
bebürfe. Allein diefe Annahme, obwohl fie den Bei- 
fall angefehener Rechtölehrer gefunden hatte, 
vergl. Savigny, Syftem des heutigen römifchen 
Reis, Th. IV. 8. 152. ©. 83 fig. 
berubte im Wefentlihen doch nur auf unficherer 
Schlußfolgerung und einzelnen Ausfprüchen der römi- 
fhen Rechtsquellen und hatte deshalb ſchon nad) 
gemeinem Rechte gewichtige Gründe gegen ſich. 
vergl. Seuffert’8 Archiv für Entfcheidungen ꝛc., 
Br. XXI. ©. 207. No. 129. a. 
Am meiften ſprach dafür die analoge Anwendung ber 
Grundfäge bezüglich ber fogen. remuneratorijchen 
Schenkungen, bei welchen die frühere Praris eine 
gerichtliche Infinuation nicht als erforberlih anfah. 
Diefe Analogie ift aber gegenwärtig, nachdem das 
bürgerliche Geſetzbuch in $. 1064. rüdfichtlich der 
remuneratorifhen Senkungen für die entgegengefehte 
Anficht entfchieden hat, weggefallen und es läßt ſich 
daher nach der Anficht des Appellationsgerichts auch 
bei unentgeltlihen Zuwendungen aus moraliſchem 
Pflichtgefühl, infofern fie thatfächlich zur Bereicherung 
des Empfängers auf Koften des Gebers gereichen, 
die Ausſchließung der auf die Form der Schenkungen 
bezüglichen Vorfchriften nach den Beftimmungen des 
bürgerlichen Gefegbuchs nicht redhifertigen. 
Aus den Borfchriften in $. 1052. verbunden mit 
8. 1058. ergiebt fich nun die auch im zweiten Sage 
des 8. 1064. 
vergl. das in Siebenhaar’s Commentar, Bd. IL 
©. 220. der zweiten Auflage dazu gegebene 
Beifpiel, 
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anerfannte Confequeng, daß bei einem gemifchten 
Recyiögefchäfte der in $. 1052. gedachten Art bie 
verfprochene Leiftung, foweit das Geſchäft nicht als 
Schenlung fi) darftellt, volftändig, und außerdem 
noch, foweit das Verſprechen ald Schenkung anzu- 
fehen, bis zum Betrage von 1000 Thalern ohne ges 
richtliche Infinuation gefordert werden fann. Die 
erfte Inftang geht nach Bl. — von der nämlichen 
Anficht aus, hat aber Alägerm gleichwohl ein Meh— 
tered, ald den auf die Beklagte fallenden Antheil von 
1000 Thlen. —⸗ —⸗ nicht zugebilligt, weil in Er- 
mangelung näherer Angaben über die Bermögend- 
verhältniffe und das Alter des Erblaffers nicht erfenn- 
bar fei, bis gu welcher Grenze der Vertrag unter den 
Gefihtspunft eines entgeltlichen Rechtsgeſchaͤfts geftellt 
werben fünne. Das erfte Bedenken ift bereitd oben 
erledigt worden; in Ießterer Beziehung aber ift auf 
$. 1873. des bürgerlichen Geſetzbuchs zu verweien, 
wonach die Unterhaltspflicht des Erblaſſers fich Feineds 
wegs auf defien Lebensdauer befchränfte. Man hat 
daher in gegenwärtiger Inftanz fein Bedenfen getra- 
gen, den Anfpruch der Mündel des Klägerd in dem 
Umfange ald begründet anzufehen, daß fie, außer 
denjenigen 1000 Thlen. —⸗ —⸗, bis zu welder 
Summe der Vertrag ald Schenfung gültig, auch noch 
den Unterhaltsbeitrag auf die Zeit vom Todedtage 
des Erblaſſers Calfo nach Einl.-Abfhn. 25. vom 
26. Januar 1869) an bis zum erfüllten 14. Leben» 
jahre (alfo nah Bl. — bis zum 7. September 1879) 
fordern fönne, was auf 10 Jahre 7 Monate und 
12 Tage bei jährlich 120 Thlr. —⸗ —» im Ganzen 
1274 Thle. — —⸗ beträgt, wovon die Bellagte 
den dritten Theil mit 424 Thlrn. 20 Ngr. — (und 
zwar diefe Summe, weil infoweit überhaupt feine 
Schenfung anzunehmen). mit den Bl. — gebetenen 
Verzugszinſen zu gewähren hat. Es mag dabei noch 
erwähnt werben, daß, fofern Klägers Mündel dadurch 
einen Vortheil erlangt, daß der Erblaffer anftatt der 
nad $. 1863. des bürgerlichen Geſetzbuchs an ſich 
erft nad) und nach fälligen Erziehungsbeiträge ein bei 
feinem Ableben zahlbares Capital verfprochen hat, 
diefer Vortheil bei Berechnung besjenigen Betrages, 
bis zu welchem eine Schenfung überhaupt nicht ans 
zunehmen ift, außer Anfchlag zu bleiben hat (mit 
anderen Worten: von Abrechnung der Zwifchenzinfen 
abzufehen ift), weil in der bloßen Borauszahlung 
einer an fich begründeten Schuld noch nicht bie 
Zuwendung eines Vermögensgegenftandes aus 
Freigebigfeit (8. 1049. des bürgerlichen Geſetzbuchs) 
und fonach feine Schenfung liegt, wie denn aud) 
das Gezahlte in ſolchem Falle nach $. 1521. des 
bürgerlichen Gefegbuchs nicht zurüdgefordert werben 
fann. 





Was übrigens bie in $. 3. des Vertrags BI. — 
weiter enthaltene Beftimmung betrifft, wonach unter 
gewiffen Umftänden bie Hälfte der von dem Erblaffer 
der Mündel des Klägers verfprochene Summe ben 
dort bezeichneten Verwandten des erfteren zufallen 
und einftweilen fichergeftellt werben follte, jo kommt 
unter den jegigen Parteien nicht in Frage, inwieweit 
biefelbe etwa durch die nur theilmeife Aufrechterhal- 
tung des Vertrags für erledigt zu achten fei. Denn 
wollte man auch annehmen, daß nicht blo® die even- 
tuell berechtigten Verwandten, fondern auch die Erben, 
als folche, jene Sicherftellung zu verlangen befugt fein 
würden, fo ift doch Bellagte mit einem ſolchen Ber- 
langen nirgends bervorgetreten 1.” : 

Beide Theile appellirten, worauf im Mai 1870 
das Königl. Oberappellationsgericht abermals 
teformatorifch folgendermaaßen erkannte: 

„Daß die für die Beflagte aufgetretenen Sad)- 
walter, Dr. N. und Dr. £., mit Demjenigen, 
was ihnen Bl. — fig. ihrer Legitimation halber 
aufgegeben worben ift, zu verjchonen. 

Anlangend die Hauptfache, fo ift es ıc. auf 
die eingewenbeten Appellationen bei dem gedachten 
Urthel (2ter Inftanz) nicht zu laffen, jondern es 
ift die Bellagte die geflagten 2000 Thaler fammt 
Zinfen des Verzuges, von Zeit der erhobenen 
Klage an, aus dem Nachlaſſe Earl Gottlob R.'s 
an ben Kläger zu bezahlen ıc. verbunden, fie 
fönnte und wollte denn ihre BI. — unter No. 3. 
in Berbindung mit BL. — vorgefhügte Ausflucht 
der Schenkung innerhalb dreimöchiger Frift, dem 
Kläger der Gegenbeweis, beiden Theilen die 
Gewiflensrührung und andere Rechtszuftändig- 
feiten vorbehältlih, wie Recht erweifen, ſolchen⸗ 
falls ıc. was Recht ift. 

Gründe: 

Die für die Beklagte aufgetretenen Anwälte haben 
DI. — eine beglaubigte Abjchrift der Generalvollmacht 
ihres Subftituenten beigebracht. Diefelben find hier- 
nad folange zu dem Procefie ausreichend legitimirt, 
als nicht entweder ihre Subftitution oder die General⸗ 
vollmacht ihres Subftituenten revocirt wird. Wenn 
die Beglaubigung der Generalvollmacht Bl. — einige 
Monate vor dem Beginne ded gegenwärtigen Pros 
ceffes liegt, jo fann dies feinen Grund abgeben, dem 
Subftituten die nochmalige Beibringung der Urſchrift 
jener Generalvollmadht aufzugeben, zumal, wie Bl. — 
nicht ohne Grund bemerft wird, ber denfbare Zweifel 
gegen die Proceplegitimation durch die Beibringung 
der Urfchrift der Generalvollmadht nicht einmal jo 
fhlechterdings gehoben werden fünnte. — 

Soviel die Hauptſache anlangt, jo würde man 
das vorige Urthel, wenigftend in der Hauptſache, 
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beftätigt haben, wenn man bie Annahme, auf welcher 
baffelbe beruht, daß in der Urkunde Bl. — fig. eine 
Schenkung enthalten fei, für richtig anzufehen ver- 
mocht hätte. Aber gegen dieſe Annahme find bem 
Königlichen Oberappellationsgerichte Bedenken bei- 
gegangen, welche Dafjelbe nicht zu befeitigen vermocht 
bat, nämlich nachſtehende: 
A 


Rah der Urkunde Bl. — fig. hat der Erblaffer 
ber Beflagten dem Kläger gegenüber (die Verfchieden- 
beit in den Bornamen der Pilegebefohlenen deſſelben 
bat fi nad den beiden vorigen Entfcheidungen er- 
ledigt) erflärt, daß er fi zum Bater der Pflege 
befohlenen des Alägers befenne und ſich ſowohl geſetz⸗ 
lid, wie auch moralifch für verbunden halte, dieſes 
fein außer der Ehe erzeugtes Kind nicht nur zu erzies 
ben und zu unterhalten, fondern auch deſſen Zufunft 
durch Uebereignung eines beftimmten Vermögens, 
foviel an ihm fei, ficher zu ftellen, daß er ſich daher 
verpflichte, diefes Kind, fo lange er leben werde, ohne 
Zuthun der Mutter aus feinen Mitteln zu erziehen 
und zu unterhalten, gleich ald wäre es fein eigenes 
eheliches Kind, und demfelben von feinem Vermögen 
als Schuld die Summe von 6000 Thalern, zahlbar 
nad) feinem Tode zu Händen des Kindes oder deflen 
Altersvormundes, zu Tilgung aller und jeder ihm 
gegen daſſelbe ald Vater gejeglich oder moralifch oder 
aus welchem Rechtögrunde obliegenden Verbindlich 
feiten übergebe. Der Kläger hat diefe Erklärung für 
feine Pflegbefohlene angenommen, die dabei geftellten 
(noch weiter unten zu erwähnenden) Bedingungen 
zugeftanden, dagegen auf alle fonft denkbaren An- 
fprüche feiner Pflegbefohlenen an den Erblaffer der 
Beklagten Verzicht geleiftet, und hierzu das obervor« 
mundjchaftlide Deeret, weldyes auh nah Bl. — 
nachträglich wirklich ertheilt worden ift, beizubringen 
veriprochen. 

Diefen Vertrag, in welchem der verftorbene Earl 
Gottlob R. bekannt hat, daß er der Vater der Pfleg- 
befohlenen des Klägers fei, und diefem Kinde gegen» 
über alle Berbindlichkeiten eines ehelichen Vaters zu 
erfüllen habe, und aus diefem Grunde eine, nur in 
Beziehung auf ihre Zahlbarkeit bis nach feinem Tode 
binausgejhobene, Summe von 6000 Thalern ſchuldig 
geworben fei, muß die Beklagte, ald Erbin gedachten 
R.'s, abgejehen von ihrem Pflichttheilsrechte, welches 
fie ald Ehefrau hatte, unbedingt anerfennen. Ob ihr 
Erblaffer in der That Vater der Pflegbefohlenen des 
Klägerd war, ob er deren kuͤnftiges Lebensglüd zu 
begründen hatte, ob er deshalb verpflichtet geweien 
wäre, eine nach feinem Tode zahlbare Schuld von 
6000 Thalern zu übernehmen, dies alles find Fragen, 
bei deren Beantwortung der Bellagten, ald Erbin, 
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fein entfcheidenbes Wort zufteht. Denn der Erbe hat 
die von dem Erxblafjer getroffenen Verfügungen unter 
Lebenden, foweit die Kräfte des Nachlaſſes reichen, 
als verbindlich anzuerfennen; es gehen alle Laften 
der Erbfchaft und alle Berbindlichfeiten des Erblaffers, 
felbft die aus unerlaubten Handlungen entitandenen, 
auf ihn über; es gilt dies felbit von ſolchen Vers 
fügungen, welche der Erblaffer über das eigene Ver: 
mögen des Erben getroffen hat. 

Bergl. 85. 2282. 2283. des bürgerlichen Geſethz⸗ 

buche. 
Gommentar, ed. II. Bb. 3. ©. 336. 
B. 

Wenn für die Beftimmung eines Rechtsgeſchaͤfts 
der Wille der Gontrahenten die Richtſchnur ift, fo 
fann in dem Bertrage BI. — flg. eine Schenkung 
nicht gefunden werden. Wie nämlich in den 

Annalen, R. F. Bd. 2. 199. 
gezeigt wird, liegt das charakteriftifche Merkmal der 
Schenkung in dem Willen des Schenferd, den Be- 
ſchenkten zu bereichern, zu feinem anderen Zwede, als 
um ihn zu bereichern, und in dem Willen des Be— 
fchenkten, ein ſolche Wohlthat von dem Schenker 
anzunehmen. Allerdings kann der fogen. animus 
donandi und donum acceptandi in allen möglichen 
Gontractöformen zum Ausprude gelangen, wie die in 
den 88. 1050. 1052. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
aufgeführten einzelnen Beifpiele lehren. Aber ohne 
den angegebenen animus donandi ift eine Schenkung 
nicht denkbar. Namentlih muß derſelbe bei dem 
Rechtsgefchäfte im Bordergrunde ftehen, indem von 
einer Schenfung nur die Rede fein fann, wenn ent- 
weder die Gontrahenten ihr Einverftändniß, daß es 
eine Schenkung fei, ausprüdlich erflären, oder die 
concurrirenden Nebenumftände von der Art find, daß 
auf ein folches Einverftändniß derfelben mit Sicher- 
heit zu fehließen if. Dagegen fommt darauf Etwas 
nicht an, welchen entfernteren Beftimmungsgrund die 
Gontrahenten gehabt haben und es geht insbefondere 
ber Kauf oder die Erfüllung einer Obligation- nicht 
deshalb in eine Schenkung über, weil in dem erfteren 
Falle der Verkäufer in der Abficht, dem Käufer einen 
Gewinn zuzuwenden, einen verhältnißmäßig niebrigen 
Kaufpreis verlangt, oder im legteren Falle der Schuld» 
ner in dem Glauben fteht, mit der Erfüllung dem 
Gläubiger ein Geſchenk zu machen. Denn die Mo- 
tiven beftimmen blos zu der Schließung eines Rechts⸗ 
geihäfts, fie haben auf das legtere nur Einfluß, wenn 
fie zu deſſen integrivenden Theilen gemacht worden 


Rebacteur: Bundes» Oberhandelsgerichtsratöi Werner. 


find, fie gehören, wenn fie nicht zu erfennen gegeben 
worden find, zu dem fogen. internis, welche weder 
für die Natur des Rechtögefchäfts, noch für die Inter- 
pretation eine Norm abgeben können. In dem Ber- 
trage Bl. — flg. findet fih nun aber feine Spur von 
einer Schenfung. Der Erblafler der Beklagten hat 
im Gegentheile ausprüdlich erflärt, daß er der Pfleg⸗ 
befohlenen des Klägerd gegenüber eine unzweifelhafte 
Verbindlichkeit habe und diefe Verbindlichkeit zu er- 
füllen beabfichtige, und ebenjo hat der Kläger, Namens 
feiner Plegbefohlenen, diefe Erflärungen in der Vor- 
ftellung angenommen, daß es ſich um die Feftftellung 
einer weitreichenden Verbindlichkeit des Erblaſſers der 
Beklagten, oder um einen Bergleich handle, wie fich 
insbefondere daraus ergiebt, daß er das obervor- 
mundfchaftliche Decret für nöthig gehalten und auch 
wirflich beigebracht hat. 

Da der in Frage ftehende Vertrag der Annahme 
einer Schenfung direct entgegenfteht, fo ift auch bie 
Unterfuhung, ob darin materiell eine Schenfung 
verborgen liege, ausgefchlofien. Die Eontrahenten 
haben eine Schenkung nicht gewollt, fondern einen 
ihren Anfichten und Wünfchen entfprechenden entgelt« 
lien Vertrag geichloffen. Zwar ift ſoviel richtig, 
daß das Gefep für Schenkungen, welche eine gewiſſe 
Summe überfteigen, eine befondere Form vorjchreibt, 
und dem Schenker noch überdies das Recht giebt, 
auch felbft eine an fi) gültige Schenfung wegen 
Undankbarfeit des Befchenkten zu widerrufen. Alles 
dies gilt jedoch nur, wenn eine Schenkung vorliegt, 
nicht aber, wenn ein Vertrag gefchloffen worden ift, 
durch welchen dem einen Eontrahenten ein verhältniß« 
mäßig größerer Vortheil zufließt, ald dem anderen 
Eontrahenten. Wie wenig eine foldhe Bevormundung 
bispofitionsfähiger Eontrahenten in dem Geifte des 
bürgerlihen Geſetzbuchs begründet fei, ergiebt fich 
namentlich daraus, daß daflelbe die gemeinrechtlichen 
Säge über die fogen. laesio enormis nicht aufgenom- 
men bat. Hierzu fommt, daß die im $. 1056. des 
bürgerlichen Gefegbuch® vorgefchriebene Form der fog. 
donatio immodica eine pofitive Vorfchrift ift, 

vergl. Annalen, N. F. Bd. 2. ©. 229 fig. 
der in $$. 1059. bis 1063. erwähnte Widerruf der 
Schenkungen aber in dem präfumtiven Willen der 
Intereffenten ihren Grund hat, beide Arten von Be— 
fimmungen alfo nur gelten, wenn ihre Borausjegun- 
gen vorhanden find. 


(Schluß in der gleichzeitig erfheinenben Nummer 55.) 
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(Säluß aus No. 54.) 


Der Standpunkt, von welchem nad) den vorftehen- 
den Ausführungen bei der rechtlichen Beurtheilung 
gefchloffener Verträge und entftandener Obligationen 
auszugehen ift, unterfcheidet fi von dem Stand- 
punkte, nach weldem dem Obligationenrechte eine 
Herrfchaft über die Verträge und über die dadurch 
begründeten Obligationen zugefchrieben wird. Nach 
jenem bilden die Bertragsverhandlungen und bie 
Willenserflärungen der Eontrahenten die Grundlage 
für die Entfcheidungen. Nach diefem giebt das Recht 
die Normen für die Bertragsverhandlungen wenig« 
ſtens infoweit, als bei den Entſcheidungen zu unter- 
fuchen ift, welchen Zwed die Eontrahenten gehabt 
haben und wie fie ihn am Zwedmäßigften hätten er- 
reichen fönnen. In der Mehrzahl der conereten Fälle 
wird es zu denfelben Ergebniffen führen, man mag 
biefen oder jenen Standpunkt nehmen. Wenn fidy 
aber in einem concreten Falle aus beiden Eonftruc- 
tionsweifen Widerfprüche ergeben, fo dürfte es rich- 
tiger fein, den ausbrüdlichen, oder aus den Berhält- 
niffen zu entnehmenden Willen der Gontrahenten 
auch felbft dann für maaßgebend zu halten, wenn er 
die höhere Kritif des Rechts und der Zwedmäßigfeit 
nicht befteht. 

Gefept aber auch, ed wäre, troß der beftimmten 
Erflärungen der Vertragfchließenden, zuläffig, von 
einem höheren Standpunfte aus zu unterfuchen, ob 
der Erblaffer der Beflagten ſich durch den mit dem 
Kläger gefchloffenen Vertrag zu einem Mehreren 
verpflichtet habe, ald wozu er auf Grund der 
88. 1858. bis 1863. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
als aufßerehelicher Vater verbunden geweſen wäre, 
fo würde man doch nicht zu ben Ergebniflen ge 


fangen, welche die vorige Inftanz BL. — fig. auf- 
geftellt hat. 

Im Wefentlichen geht die vorige Inftanz von der 
Anfiht aus, daß, foweit der Erblaffer ver Bellagten 
ein Mehreres zu zahlen verfprochen habe, als bie 
Zuſammenrechnung bes in $. 1862. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs feftgeftellten höchften jährlichen Alimenta- 
tiondquantums auf die Zeit vom 26. Januar 1869 
(dem Todedtage R.'s) bis zum 7. September 1879 
(dem Tage, mit welchem die Pflegbefohlene des Alä- 
gers das viergehnte Lebensjahr erreichen wird, ergebe, 
eine Schenfung anzunehmen fei, welche nur nad 
einer Summe von 1000 Thalern gültig, im Uebrigen 
aber wegen Mangels der gerichtlichen Infinuation 
ungültig fei. Diefe Anficht verdient zwar vor ber 
der erften Inftanz den Vorzug, weil nach ihr die von 
dem Erblaffer der Beklagten verfprochenen 6000 Tha- 
ler wenigftens nad) dem Betrage, welchen der Bater 
eines außerehelichen Kindes nach den $$. 1862. 1873. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs zu zahlen hat, ald ges 
ſchenkt zu betrachten, vielmehr die Vorfchriften über 
die Schenfungen erft nach Abrechnung dieſes Betrages 
anwenbbar fein follen. Deffenungeachtet hat man 
aus nachflehenden Gründen Bedenken getragen, ben- 
felben beizutreten. 

1. Wenn die zweite Inftang ihrer Berechnung 
den in $. 1862. des bürgerlichen Geſetzbuchs angege- 
benen höchſten Sap von 120 Thalern auf das Jahr 
zu Grunde legt, fo dürfte dies nicht ganz confequent 
fein, weil diefer Sap eben der höchſte if, welcher nur 
unter Berüdfichtigung der im $. 1864. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs erwähnten befonderen Berhältniffe 
erfannt werben fann. Entweder ift es zuläffig, die 
von dem Erblaffer der Beklagten verfprocdhene Summe 
auf den Betrag zu rebuciren, welchen der Bater eines 
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außerehelichen Kindes vermöge bed Geſetzes zu geben 
hat, oder es ift Dies nicht zuläffig. Im erfteren Falle 
darf in der Schluffolgerung nicht in der Weife ab- 
gebrochen werden, daß, ohne eine weitere Unter- 
ſuchung, welches Alimentationsquantum in dem gerade 
vorliegenden Falle zu geben fei, fofort dad Marimum 
angenommen wird. 

2. Da das Alimentationsquantum, welches ber 
Bater eines außerehelichen Kindes zu geben hat, nad) 
$. 1863. des bürgerlichen Geſetzbuchs auf monatliche, 
im Boraus zu bezahlende Raten zu vertheilen ift, fo 
entfteht bei der Unterfuchung, ob und inwieweit ein 
im Voraus veriwilligtes Averfionalguantum das gefeß- 
liche Maaß überfteigt, mit Hinficht auf die Vorfchrift 
in $. 1057. des bürgerlichen Geſetzbuchs nothwendig 
der Zweifel, ob auf die einzelnen Zahlungstermine 
Ruͤckſicht zu nehmen fei oder nicht. 

3. Die wichtigften Bedenken hat die Schlußfolges 
rung, daß, wenn ber aufßereheliche Bater ein Meh— 
reres leiftet oder verfpricht, ald das Geſetz vorfchreibt, 
unbedingt eine Schenkung anzunehmen fei. Abgefehen 
nämlich davon, daß der aufercheliche Vater nad) 
$. 1870 des bürgerlichen Gefegbuchs den Unterhalt 
des Kindes, wenn baflelbe das fechfte Lebensjahr 
erreicht hat, felbft übernehmen kann, und wenn er 
dies thut, es feinem Ermeſſen überlaffen bleibt, in 
welcher Weife er feine Pflichten ald Vater erfüllen 
will, ohne irgend eine Grenze für das Marimum 
und lediglich mit einer Grenze für das Minimum, 
fo haben die auf die Mlimentationgpflicht des außer: 
ehelichen Vaters bezüglichen gejeplichen Beitimmungen 
an ſich nicht den Zwed, den natürlichen Regungen 
und Gefühlen des Vaters gegen fein Kind ein Ziel 
zu fegen. Giebt der auferehelihe Vater zu dem 
Unterhalte und zur Erziehung ded Kindes mehr, als 
das Gefeg fordert, fo ift dies nicht ein Gefchenf, fon- 
dern ein ob causam datum. Ebenſo liegt in dem 
Berfprechen des außerehelichen Vaters, zu dem Unter: 
halte und zur Erziehung des Kindes ein Mehreres 
zu geben, ald das Geſetz fordert, nicht ein Schen- 
fungsverfprechen, fondern die Uebernahme einer Obli- 
gation mit der Abficht, eine Verbindlichkeit zu erfüllen, 
welche ohnedem nicht klagbar fein würde. Analoge 
Verhältniffe fommen namentlich in dem Familien- 
rechte vor. So ift 3. B. der eheliche Vater an ſich 
nur verbunden, dem Kinde eine feinen Standed= und 
Vermögensverhältniffen entfprechende Erziehung zu 
geben; hat er aber mehr darauf verwendet, fo ift er, 
abgejehen von befonderen Fällen, nicht berechtigt, von 
dem Kinde die Erftattung feines Aufwandes zu ver- 
langen. 

Der Einwand, es werde mit diefer Meinung die 
gemeinrechtliche Lehre von der obligatio naturalis, 


obfchon fie von dem bürgerlichen Geſetzbuche nicht 
angenommen worben fei, auf einem Umwege wieder 
eingeführt, ift nicht begründet. Dem natürlichen 
Pflichtgefühle des außerehelichen Vaters gegen das 
außereheliche Kind wird nicht eine rechtliche Wirkung, 
wie fie die obligatio naturalis nach der neueren 
Doctrin haben foll, beigelegt, vielmehr foll nur ber 
Umftand, daß das natürliche Pflichtgefühl der Grund 
gewelen iſt, warum der außereheliche Vater ſich durch 
Vertrag dem außerehelichen Kinde gegenüber obligirt 
hat, der Obligation feinen Eintrag thun, ober, mit 
anderen Worten, es fol diefer Umftand nicht die 
Folge haben, daß ea fo betrachtet wird, ald ob der 
aufereheliche Vater ein indebitum erfüllt und bie 
Obligation donandi animo übernommen habe. Wie 
in der 1. 32. $. 2. Dig. de condict. indeb. gefagt 
wird: „sublata falsa opinione, relinquitur pietatis 
causa, ex qua solutum repeti non potest“. In 
vielen anderen Fällen fann in ganz gleicher Weife 
eine Obligation, welche nicht vorhanden ift, durch 
Vertrag gültig übernommen werden. Am Deutlich- 
ften tritt dies bei dem Vergleiche hervor. Eine Oblis 
gation, welche durch Vergleich übernommen wird, ift 
zu erfüllen, jelbft wenn nachgewieſen werden fann, 
daß fie vor dem Vergleiche nicht beitanden hat; aus 
feinem anderen Grunde, ald weil der Bergleich jede 
Unterfuchung ausfchließt, ob die Obligation wirklich 
eriftirt hat oder nicht. Der Unterfchied zwifchen der 
Zahlung einer Nichtfhuld und der Erfüllung einer 
DObligation aus einem Vergleiche befteht darin, daß 
jene eine irrtümlich angenommene causa praeterita, 
diefe eine durch die Erfüllung eintretende causa vor⸗ 
ausjegt. Aehnlich verhält es ſich mit der fogen. 
causa pietatis. Wenn die neuere Doctrin die Sache 
fo auffaßt, als fei dies eine Ausnahme von der Regel, 
daß ein indebitum zurüdgefordert werden fünne, fo 
ift dies irrig, vielmehr hat die condictio indebiti nicht 
Statt, weil debite gezahlt worden ift. 

4. Die Anficht der zweiten Inſtanz hat weiter 
das Bedenken gegen fih, daß fie lediglich auf das 
außerehelihe Band zwiſchen dem Erblaffer der Bes 


klagten und ber Pflegbefohlenen des Klägers Rüdficht 


nimmt, während in dem Bertrage Bl. — flg. aus- 
drüdlich gejagt wird, daß der Erblaffer der Beflagten 
fi) verbindlich gemacht habe, die Pflegbefohlene des 
Klägers, ohne Zuthun der Mutter derfelben, aus 
eigenen Mitteln zu unterhalten und zu erziehen. 
Infoweit übernahm der Erblafjer der Beflagten eine 
fremde Verbindlichkeit (obligatio aliena), nämlich die 
der Mutter und den mütterlichen Verwandten oblie- 
gende Alimentationspfliht. Nun ift es aber ein 
unzweifelhafter Grundfaß, daß derjenige, welcher dem 
Berechtigten gegenüber die Erfüllung einer fremden 





Berbindlichkeit übernimmt, unter allen Umftänben 
nicht das Recht hat, von dem Berechtigten Befreiung 
von der Obligation oder Erfag des Geleifteten zu 
fordern ($. 1524. des bürgerlichen Geſetzbuchs und 
Commentar, ed. II. Bb. 2. ©. 393.). Hätte er 
namentlich animo donandi gehandelt, fo würde nicht 
der Berechtigte, fondern der Berpflichtete als befchenkt 
gelten. 
C. 

Die Bellagte hat Bl. — unter No. 3. in Ber- 
bindung mit Bl. — flg. die Behauptung aufgeftellt, 
daß der Vertrag BI. — fig. eine Schenfung enthalte, 
und dies theild aus dem Inhalte der Urkunde, theils 
aus den in den Acten befannten Nebenumftänden 
nachzuweiſen gefucht. Wie oben ausgeführt worben, 
ift dies unbegründet, und nähme man an, daß bie 
Beklagte ihre Ausflucht der Schenkung lebiglich auf 
die bisherigen Acten zu bafiren beabfichtigt habe, fo 
würde auf die Ausflucht felbft Fein weiteres Abjehen 
zu richten fein. Nichtöveftoweniger hat man Beden⸗ 
fen getragen, der Bellagten den Beweis der Ausflucht 
der Schenkung abzufchneiden. Es ift nämlich allerdings 
denkbar, daß die 6000 Thaler, welche der Beflagten 
Erblaffer der Pflegbefohlenen des Klägers ſchuldig 
zu fein befannt hat, ein Gefchent fein können, z. B. 
wenn beide Kontrahenten darüber einverftanden ge- 
weien wären, daß die Schuld eine geringere wäre 
und nur deshalb höher angegeben werben follte, weil 
der Erblaſſer der Bellagten das plus geſchenkt hätte, 
und wenn der Vertrag Bl. — fig. nur die Form ge- 
weſen wäre, in welche die Contrahenten dieſes ge- 
mifchte Gefchäft eingelleidet hätten. Allerdings ift es 
nicht ſehr wahrfcheinlich, daß die Bellagte dieſen 
Beweis zu führen im Stande fein werde. Aber in 
der Ausflucht, es enthalte der Bertrag DI. — fig. 
eine Schenfung, fann auch eine Behauptung des 
angegebenen Inhaltes gefunden werben, und etwas 
Meiteres, als daß das Fundament der Einrede fürz- 
lich und deutlich angezeigt worben fei, ift nach ber 
Erl. Proc.Ordn. ad tit. XL. $. 4. zu dem Erfennt- 
niffe auf Beweis der fogen. exceptio generalis nicht 
erforberlich. 

Bereitd oben wurde erwähnt, daß der Erblaffer 
der Beflagten die Pflegbefohlene des Klägers vincu- 
lirt habe, von den 6000 Thalern die Summe von 
8000 bis zu ihrer Verheirathung zu Gunften britter 
Perfonen, welchen diefe 3000 Thaler gehören follten, 
wenn die Pflegbefohlene des Klägers kinderlos oder 
ehelos verftürbe, durch Depofition oder tüchtige Hypo⸗ 
thef ficher zu ftellen. Vermoͤchte die Beklagte den ihr 
nachgelafjenen Beweis der Schenkung zu führen, fo 
würde in der fünftigen Definitive auch darüber zu 
erkennen fein, ob und inwieweit die angegebene Be— 
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ſchraͤnkung rüdfichtlih der 3000 Thaler nach den 
88. 1065. 1066. des bürgerlichen Geſetzbuchs in ber 
Beurtheilung Etwas ändern fönnte. 

D 


Nah dem bisher Gefagten bedarf es faum noch 
der Bemerkung, daß die Vorfchriften über die Schen- 
fungen auf den Todesfall in 88. 2500. bis 2603. 
des bürgerlichen Gejegbuchs auf den gegenwärtigen 
Fall nicht anwendbar find. 

Vergl. Eommentar, ed. II. Bb. 3. ©. 409 fig. 
E 


Bermag die Beflagte den Beweis der Schenkung 
nicht zu führen, fo ift fie ald Erbin R.'s zu der Be- 
zahlung der 6000 Thaler, zu ihrem Erbantheile, aus 
dem Nachlaſſe verbunden (8. 2589. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs). Als Pflichttheilsberechtigte würde 
fie zwar auch für ihre Perſon berechtigt fein, den 
zwifchen ihrem Erblaſſer und der Pflegbefohlenen des 
Klägers geichloffenen Bertrag, wenn dadurch ihr 
Pflichttheil verlegt worden wäre, anzufechten (58. 
2603. bis 2616. des bürgerlichen Gefegbuchs). Aber 
fie hat. eine hierauf gerichtete Exception nicht vorge- 
ſchuͤtzt, was um fo mehr erforberlich gewefen wäre, 
als der Pflichttheilsberechtigte die vom Erblaffer ge- 
troffenen Verfügungen unter Lebenden, durch welche 
der Pflichttheil verlegt worden ift, nur unter ganz 
beſonders geftalteten Berhältnifien dem Dritten gegen- 
über anfechten kann.” 


92, 

A. Die Ehefrau ald Vermietherin. Im Allge: 
meinen und abgefehen von bem durch $. 1694. 
bes bürgerlichen Geſetzbuchs betroffenen Falle eines 
ſchenkungsweiſen Werzichtes des Ehemannes auf 
fein Nießbrauchsrecht find Eheleute nicht behin- 
dert, über die Art und Weiſe der Verwaltung und 
Benugung des eheweiblichen Grundſtücks befon- 
bere Berabredungen zu treffen, namentlich Fönnen 
Pacht: oder Miethverträge über ein ſolches unter 
Zuftimmung bed Ehemannes auf ben Namen ber 
Ehefrau mit rechtlichen Erfolge abgefchloffen wer⸗ 
ben. Ueber Geltendmachung von Anfprüden aus 
folhen Verträgen (zu $. 604. 623— 629. 1677, 
leg. cit. — B. Die Ehefrau ald Abmietherin (zu 

$. 1634. 1635. 1645. 1650. 1339. leg. cit. 

Mitgetheilt von 
Herren Dr. 8, in L. 
Zu A. 
Am 20. October 1869 trat die verehel. B. gegen 





den Kaufmann 9. mit einer Räumungsklage unter 
dem Anführen hervor, fie habe am 1. Juli 1868 unter 
ehemännlicher Genehmigung in eigenem Namen das 
ihr eigenthümlich zugehörige, in der Gerberftraße sub 
ar. — gelegene Hausgrundftüd, deſſen Nutzungen, 
insbefondere die Miethzinfen, ihr Ehemann ihr beim 
Berkaufe deſſelben an fie am 17. September 1867 
überlaffen gehabt habe, an 3. auf 6 Jahre für den 
jährlichen Zins von 400 Thlen. —⸗ —⸗ vermiethet 
und übergeben, der Miether aber habe verfprocdhen, 
diefen Zins in Ljährigen Terminen an fie zu berichti= 
gen, damit den 1. Juli 1868 den Anfang zu machen 
und bis zur Beendigung des Eontracts pünktlich sub 
clausula cassatoria damit fortzufahren; da er an fie 
bis jegt noch gar feinen Miethzins entrichtet habe, 
verlange fie Räumung. 

In dem vom Gerichtsamte im Bezirkögerichte 
Leipzig anberaumten Verhandlungstermine räumte 
Deflagter das Thatfächliche der Klage ein und es 
wurbe hierbei auch durch gerichtliche Urkunden con⸗ 
ftatirt, 

a) daß die Klägerin das qu. Haus am 17. Sep- 
tember 1867 von ihrem Ehemanne gefauft und bie 
Paciscenten ausgemacht hatten, daß die Käuferin die 
Nusungen, infonderheit die Miethzinfen zu beziehen, 
dagegen auch bie Laften zu tragen habe, 

b) daß diefelbe unterm 1. December 1868 dieſes 
Haus mit ehemännlicher Zuftimmung unter den in 
ber Klage gedachten näheren Bedingungen an J. ver- 
miethet hatte. Es heißt ausprüdlich im Contracte, 
der Miethzins fei an die „Vermietherin“ zu zahlen, 
und wenn ber Abmiether mit den Terminzahlungen 
nicht längftend 8 Tage nad der Verfallzeit innehalte, 
fei „Vermietherin“ berechtigt, ven Miethvertrag fofort 
zu löfen. 

Beklagter verlangte gleichwohl Abweifung, weil 
die Bermietherin und nicht vielmehr deren Ehemann 
die Klage erhoben habe. Mit lepterem habe er ſich 
berechnet und feine, Bellagtens, Gegenforderungen 
feien mindeſtens der beflagten Miethzinsforberung 
glei. Diefe Einwendungen fanden in den darauf 
ertheilten Entfcheidungen feine Beachtung. 

I. Gerihtsamtlicher Befheid vom 3. Novem- 
ber 1869: 

„Weil, wenn fchon dem Ehemanne wie überhaupt 
an dem Bermögen der Ehefrau, jo namentlih an 
dem ihr zugehörigen Immobiliarbefige das Recht des 
Niefbrauchs und der Verwaltung zufteht, 

vergl. 8. 1655. des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
und demgemäß vorausfeglich der Ehemann in Aus- 
übung diejes Rechtes und nicht die Ehefrau bie 
auf ein Hausgrundftüd fich beziehenden Miethver- 
träge abſchließt, folglich auch präfumtiv nur der Ehe- 
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mann die aus folchen Verträgen abzuleitenden Rechte 
geltend machen fann, doch die diesfalfige Präfumtion 
von einer ald Bermietherin auftretenden Ehefrau 
durch die fchlüffige Darlegung der Eigenſchaft des in 
Rede ſtehenden Grunpftüds ald eined dem ehemänn- 
lihen Nutznießungs · und Berwaltungsrechte entzoge- 
nen Sondergutes ober durch die Bezugnahme darauf, 
daß fie als die Befigerin des Grundftüds den frag- 
lichen Miethvertrag mit dem Miether unter ehemänn- 
licher Genehmigung in eignem Namen abgefchlofien 
habe, befeitigt werden kann, 

bei Anwendung biefer Grundfäge auf ben gegen- 
wärtigen Fall aber der von Chriftianen Thereſen 
verehel. B. auf Räumung des Bl. — näher gedach⸗ 
ten, ihr zugehörigen Hausgrundftüds verklagte Fried» 
rich Otto 3. feiner Verurtheilung nicht entgehen fann, 
da, bat auch die Klägerin die Receptitienqualität des 
Haufes nicht nachgewiefen, doch nach dem fol. — 
dict. sq. in ertractweifer beglaubter Abfchrift erſicht⸗ 
lichen, Seiten Bellagtens anerkannten Miethcontracte 
foviel gewiß ift, daß die Alägerin gedachten Vertrag 
mit Beflagtem unter ehemännlicher Genehmigung in 
eignem Namen abgefchloffen, infonverheit auch 
Beklagter dadurch, daß er nach BI. — den ftipulirten 
Miethzins in vierteljährigen, jeded Mal in voraus- 
fälligen Raten bei Berluft des Contractes, bafern 
auch nur ein einziger Zinstermin länger ald acht Tage 
im Rüdftande gelaffen werde, die legtere ald die im 
Berzugsfalle Elagberechtigte Mitcontrahentin anerfannt 
bat, hieraus aber von felbft folgt, daß nicht deren 
Ehemann, fondern fie felbft zu Empfangnahme des 
Mietbzinfes und demgemäß auch zu Geltendmachung 
ber vom Bellagten vielfach verwirkten caflatorifchen 
Glaufel berechtigt war und foldemnad die an den 
Ehemann der Klägerin angeblich durch Eompenfation 
bewirkte Zahlung des Zinfes für Beflagten nicht von 
liberatorifcher Wirkung fein fonnte, wie denn auch 
der Verſuch Bellagtens durch Bezugnahme auf die 
Vorſchrift in $. 1218. des bürgerlichen Gejegbuche, 
die Abweifung der Klage herbeizuführen, als ein ver⸗ 
geblicher bezeichnet werben muß, da diefer Paragraph 
von der hier nicht in Frage fommenden, nach Ablauf 
der Miethzeit ftattfindenden tacita relocatio handelt 
und es faum nur noch eined Hinweiſes darauf bedarf, 
daß ein Verzicht auf die Rechtöverwirfung nur in 
Fällen der $. 1437. leg. cit. gedachten Art, von 
denen feiner hier vorliegt, angenommen, nicht aber 
ſchon in dem Umftande, daß die Klägerin die caflas 
torifche Elaufel nicht gleich nach dem 8. October, ſon⸗ 
dern erft am 20. ej.m. geltend gemacht hat, gefunden 
werden darf, 

fo ift Beflagter das im Miethcontracte vom 1. Juli 
1868 näher bezeichnete Hausgrundftüd zu räumen 





und fammt den Seinigen-und etwaigen Aftermiethern 
zu verlaffen, auch der Klägerin contractgemäß zuruͤck⸗ 
zugeben ſchuldig.“ 

U. Gründe zu der confirmatorifhen Ent- 
fheidung des Königl. Appellationsgerichts 
zu Leipzig vom 4. December 1869: 

„So wenig verfannt werben mag, daß bie zwi⸗ 
fchen den ‘Parteien ftreitige Rechtöfrage zu mehrfachen 
Zweifeln Anlaß giebt, jo hat doch auch die gegen- 
wärtige Inftanz geglaubt, der dem Beflagten ungün- 
ftigen Anficht des Proceßgerichts aus folgenden Gruͤn⸗ 
den beipflichten zu müffen: 

Wenn der Ehemann fraft des an dem eheweib- 
lichen Bermögen ihm präfumtiv zuftehenden Rechtes 
des Niefbrauhs und der Verwaltung jowohl zur 
unmittelbaren Perception der natürlichen Früchte der 
der Ehefrau zugehörigen Grundftüde, begiehentlich 
eigener Benugung ber letzteren befugt, ald auch be- 
rechtigt ift, am Stelle diefer eigenen Früchtebeziehung 
diefe Grundftüde zu verpachten oder zu vermiethen, 
fo erfcheint es offenbar den zwifchen beiden Ehegatten 
beftehenden rechtlichen Beziehungen am meiften ents 
fprechend, daß bei den während ber Dauer der Ehe 
in Betreff folder Grundftüde abzuſchließenden Pacht⸗ 
oder Miethverträgen diefes Berwaltungs- und Nieß⸗ 
brauchsrecht des Ehemannes auch nad außen hin 
zum zweifellofen Ausorude gelange, und demgemäß 
der Abfchluß derartiger Berträge von dem Ehemanne 
felbft und in defien Namen erfolge. Wie ingwifchen 
im Allgemeinen, und abgefehen von dem durch $. 1694. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs betroffenen Falle eines 
ſchenkungsweiſen BVerzichted des Ehemannes auf fein 
Nießbrauchsrecht, die Eheleute nicht behindert find, 
über die Art und Weife der Verwaltung und Be- 
nugung der eheweiblichen Orundftüde fpecielle Maaß⸗ 
nahmen und befondere Berabredungen unter fich tref⸗ 
fen, fo ift es auch an fich nicht für unzuläffig anzu⸗ 
fehen, wenn Pacht⸗ beziehentlich Miethverträge über 


ſolche Grundftüde unter Zuftimmung des Ehemannes . 


von der Ehefrau felbft und auf ihren Namen abge- 
ſchloſſen werben. Iſt dies gefchehen und find mittelft 
eines foldhen Vertrages — welchem an fi, und 
namentlich foviel das wechfelfeitige Verhältniß der 
Ehegatten anlangt, feineswegs die Bedeutung eines 
völligen Berzichtes des Ehemannes auf das Nieß- 
brauchsreht an dem Grundftüde, und namentlich 
nicht einer ſchenkungsweiſen Entfagung auf diejes 
Befugniß beigemeffen werden darf — die Rechte und 
Verpflichtungen des Vermiethers von der Ehefrau im 
Berhältniß zu dem Abmiether übernommen, beziehent- 
lich als der Ehefrau zuftändig von dem Ehemanne 
durch feine Genehmigung des Vertrages anerfannt 
worden, fo find auch die dem Vermiether zufommen- 
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ben Klagerechte fowohl im Allgemeinen, ald nament- 
lih von dem Abmiether ald Beſtandtheile des ehe 
weiblichen Vermögens anzufehen und haben folglich 
auch wegen Geltendmachung der actio locati derjeni⸗ 
gen Grundfäge Plag zu greifen, welche rüdfichtlich 
anderer Forberungsrechte der Ehefrau in den Geſehen 
beftimmt find. Würde nun bemohnerachtet, wenn 
auf den Niefbraucd des Ehemannes die allgemeinen 
Vorſchriften von $. 604 fig. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche, imsbefondere 623 — 629., ohne Ausnahme 
Anwendung litten, der Ehemann nad) $. 625. au) 
in einem foldyen Falle befugt fein, das Forderungs⸗ 
recht der Ehefrau ohne deren Einwilligung 
mittelft einer von ibm allein zu erhebenven Klage 
— nad) gemeinem Rechte mit einer actio locati 
utilis — 
Windſcheid, Pandecten, L $. 206. 

zu verfolgen, fo geftaltet fich doch rüdfichtlich einer 
dem Niefbrauchsrechte des Ehemannes unterworfe- 
nen Forderung der Ehefrau das Berhältnif infofern 
anders, ald der Erftere nach der fingulären Vorſchrift 
von $. 1677. 1. cit. zur Erhebung und Einflagung 
derartiger Forderungen der Einwilligung feiner Ehe 
frau benöthigt, mithin allein und ohne Eoncurrenz 
berjelben darüber zu verfügen nicht berechtigt if. 
Bon jelbft folgt hieraus, daß die Ehefrau in dem 
gedachten Falle einen von dem Ehemanne in Betreff 
diefer ihrer Forderungen getroffenen Dispofitionsact, 
wie 3. B. eine von ihm wegen des Miethzinjes ges 
leiftete Quittung, oder ein biesfalls von ihm vereins 
bartes Abrechnungsgefchäft, anzuerkennen nicht ohne 
Weiteres verbunden, ebenfowenig aber auch der Ab⸗ 
miether der Eagenden Ehefrau eine ihm an den Ehe- 
mann zuftändige Forderung in Gegenrechnung zu 
ftellen befugt if. Daß hieraus im einzelnen Falle 
für den Abmiether wejentliche Nachtheile ſich ergeben 
fönnen, mag nicht verfannt werben. Inzwiſchen ift 
in Miethverhältniffen der bezeichneten Art auch ba, 
wo ausdrüdliche Stipulationen fo präcifer Baflung, 
wie bie in $. 2. des Miethvertrages BI. — zu lefen- 
den, nicht vorliegen, dem Abmiether ſchon durch den 
Umftand, daß er mit der Ehefrau contrahirt hat, 
ausreichende Beranlaffung zu befonders vorfichtiger 
Wahrung feiner Interefien geboten. Es würbe auch 
in dem vorliegenden Falle der Bellagte dem Ehemanne 
der Klägerin, fofern diefer ohne die Reptere Zahlung 
des Miethzinfes, beziehentlich Aufrechnung deſſelben 
gegen eine Schuld des Ehemanned an den Beflagten 
beanfprucht hatte, die Vorfchrift von 8. 1677. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs, und bie damit übereintrefs 
fende Beftimmung von $. 2. des Miethvertrags mit 
Erfolg haben entgegen halten, die diesfallfige Rechts» 
vertheidigung des Beflagten aber der Vorwurf einer 
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exceptio de jure tertii fo wenig, wie in bem in 
den 
Annalen des Königl. Oberappellationsgerichts, 
N. F. Band 5. Seite 224 flg., insbefondere 
©. 226. 
erwähnten umgekehrten Falle den dort bezeichneten 
Schuldner, haben treffen können.” 


Zu B. 


Am 22. März 1869 verlangte der Hausbefiger K. 
Räumung der an den Eigarrenmacher S. vermiethe- 
ten Wohnung. In dem vom Gerichtsamte im Be- 
sirkögerichte Leipzig anberaumten Berhandlungstermine 
probueirte der Kläger einen vom 1. April 1868 datir- 
ten Vertrag, worin des Bellagten Ehefrau als Ab- 
mietherin aufgeführt, des letzteren felbft aber nicht 
gedacht war,. er führte jedoch, die lage ergänzend, 
an, der Bellagte habe ſich 8—14 Tage nach dem 
Einzuge der Ehefrau bei derjelben eingefunden und 
von da mit ihr zufammengelebt; wennſchon S. den 
ſchriftlichen Vertrag nicht vollzogen, fei er doch theils 
wegen bed eingetretenen Verzugs in Bezahlung des 
Miethzinfes, für defien Berichtigung er ald Ehemann 
der Abmietherin, mit der er bis jept zufammengelebt, 
zu forgen habe, theild auf Grund erfolgter Kündigung 
die Wohnung zu räumen fchuldig. 

Der Beklagte widerfpracdh der Klage, machte jedoch 
dem Kläger ſehr umfaſſende Zugeftänpnifle, wie foldhe 
fi aus der nachfolgenden erftinftanzlichen Entfchei- 
dung des Näheren ergeben. 

Der am 27. März 1869 befannt gemachte Ge— 
richtsbeſcheid war folgenden Inhalts: 

„Weil der Ehemann vermöge der ihm obliegenden 
Verpflichtung, zu dem Unterhalte der Ehefrau und 
zu Beftreitung der Koften des gemeinfchaftlichen 
Haushaltes (8. 1634. 1635. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs) auch für die Beihaffung der gemeinfamen 
Wohnung Sorge zu tragen hat, die Ehefrau aber 
nad) der Vorfchrift in $. 1645. leg. cit. durch Ver- 
träge, welche fie zum Zwede der Führung, des Haus- 
haltes mit Dritten abſchließt, den Ehemann jelbft 
dann verbindlich macht, wenn derfelbe hierzu feine 
Einwilligung nicht ertheilt hat, und zu dergleichen 
Berträgen, wie feines Nachweifes bedarf, auch die 
auf Berfchaffung einer gemeinfhaftliden Wohnung 
gerichteten Miethverträge gehören, woraus von felbft 
folgt, daß, wenn fogar die Ehefrau ein derartiges, 
den Ehemann allein berührendes Rechtögefchäft in 
eigenem Namen und mit oder ohne deſſen ausdruͤck⸗ 
licher Zuftimmung abfchließt, nicht fie ſelbſt, ſondern 
nur der legtere verbindlich wird, und für fie nur 
dann eine vermögensrechtliche Verpflichtung entfteht, 
wenn das Geihäft unter Beobachtung der in $. 1650. 


l. c. vorgefchriebenen Formalitäten zum Abſchluſſe 
gebracht worden ift, 

hiernach aber des Beflagten G. S. Berurtheilung 
geboten erfcheint, da, ift auch der ftreitige Miethver- 
trag von dem Hagenden H. K. nicht mit dem Bes 
klagten felbft, fondern mit deſſen Ehefrau abgeſchloſſen 
und von der legtern .ald Abmietherin vollzogen wor⸗ 
den, doch dieſer Umftand allein eine Verweifung des 
Klägers an bie verehelichte S. herbeizuführen nicht 
geeignet ift, anerwogen ber Beflagte, daß feine Ehe 
frau das in Rede ftehende Quartier als ihre gemein- 
fhaftlihe Wohnung zugleih zu Betreibung ihres 
gemeinfchaftlichen Gewerbes gemiethet und er fogar 
daffelbe zugleich mit ihr bezogen habe und noch bes 
wohne, ingleichen daß fie den producirten, mit ber 
caffatorifchen Elaufel verfehenen Mietheontract voll« 
zogen habe, BI. — ausbrüdlich zugeftanden und bier 
nah das Berhalten feiner Ehefrau geradezu als 
Gefhäftsführung ohne Auftrag (5. 1339. des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs) anerfannt, die erbetene Ver— 
urtheilung aber um fo gewiffer zu erfolgen hat, als 
die caffatorifche Elaufel ſich als verwirft darftellt und 
nad) den Seiten Beflagtens nicht weiter mit Beftimmt- 
heit beftrittenen Auführungen des Klägerd die am 
17. März bezahlten 2 Thle. — — = nicht auf den 
Miethzins, fondern auf eine Ältere, Seiten des Bes 
Hlagten auch zugeftandene Schuld berichtigt worden 
find, 

fo ift der Beflagte die ıc. Wohnungslocalitäten zu 
räumen xc. ſchuldig.“ 

Mittelſt Entſcheidung vom 16. April 1869 wies 
auf Bellagtend Berufung das Königl. Appella— 
tionsgericht zu Leipzig die Klage ab und ſprach 
fid) in den Gründen über die vorliegende Streitfrage 
dahin aus: 

„Die Ermiethung eines zu dem ehelichen Zufam- 
menwohnen beftimmten Quartier gehört nad) ber 
von der jegigen Inſtanz bereitö mehrfach ausgeſproche⸗ 


nen Anficht nicht zu den in $. 1645. des bürgerlichen 


Geſetzbuchs bezeichneten Verträgen. Wenn daher 
Beklagtens Ehefrau den fraglichen Miethvertrag mit 
Klägerm, wie dies nach des lepteren Borbringen 
BI. — unverkennbar der Hal gewefen, nicht in Stell- 
vertretung des Beklagten, fondern für fi) in eigenem 
Namen abgefchloffen hat, fo hat Kläger durch diejen 
Vertragsabſchluß, defien Rechtsbeftändigfeit der pacis⸗ 
eirenden Ehefrau des Beflagten gegenüber dermalen 
ganz dahin geftellt zu laſſen ift, gegen den Beflagten 
contractliche Rechte, um welche allein es fich gegen- 
wärtig handelt, offenbar nicht erlangen fönnen. Und 
alles Dasjenige, was Kläger dem Bellagten gegen- 
über Bl. — geltend gemacht hat und von leßterem 
Bl. — eingeräumt worden ift, weiſt — wenigftens 
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mit der erforderlichen Beftimmtheit — lediglich auf 
bie nachträgliche ehemännliche Einwilligung des Bes 
Hagten zu dem von feiner Ehefrau mit Klaͤgerm ver- 
einbarten Vertrage als einem von ihr in eigenem 
Namen für ſich abgefchloffenen, nicht aber auf einen 
thatſaͤchlichen Eintritt des Beflagten in biefen Ber 
trag bin.” 


93. 


Die Vorſchrift von $. 55. des Erecutiondgefeges 
vom 28. Februar 1838 leidet feine Anwendung, 
wenn ein Dritter einer nach $. 57.1. cit. verfüg- 
ten Inhibition einer Forderung unter Berufung 
auf eine angeblih vor der Inhibition an ihn 
erfolgten Geffion des Anſpruchs widerfpricht. — 
Dem betreffenden Geffionar fteht aber auch in 
bem von dem Ausbringer der Inhibition wider 
den debitor debitoris anzuftellenden Separat: 
proceffe ein Recht der Intervention nicht zu. 
Mitgetheilt von 
Herrn W. in &. 


In Sachen K. gegen S. wurde auf Antrag des 
Klägers eine Forderung des Bellagten an den Bäder 
W. von der Procefbehörde nach 8. 57. des Erecu- 
tionsgefeges vom 28. Februar 1838 mit Beichlag bes 
legt. Gegen dieſe Verfügung remonftrirte ein gewifler 
5. unter Bezugnahme darauf, daß der Bellagte ©. 
(welcher ſeinerſeits einen Widerfpruch gegen die In: 
bibitionsauflage nicht erhob) feine jegt mit Beichlag 
belegte Forderung laut Documents vom 21. November 
1868 bereits längft ihm abgetreten habe. Dabei bot 
F., dafern der Kläger nicht ohne Weiteres in Frei- 
gebung der Forderung zu feinen, F.'s, Gunſten ein» 
willige, „Interventionstermin anzuberaumen, und die 
Betheiligten dazu vorzuladen”. Das Proceßgericht 
legte diefe Eingabe dem Kläger vor, wies aber, als 
legterer der verlangten Freigebung widerfprochen hatte, 
das Geſuch des F. auf Termindanberaumung wegen 
Incompetenz zurüf und gab demjelben anheim, den 
Kläger bei deflen orbentlicher Behörde auf Freigebung 
der in Rede ftehenden Forderung zu verflagen. F. erhob 
gegen dieſe Beicheidung bei dem Proceßgericht „Appels 
lation und Beſchwerde“, und reichte, ald das Gericht 
ihm die unmittelbare Anbringung des ald Beſchwerde 
zu betrachtenden Rechtömitteld anheimgab, felbft das 
Rechtsmittel bei dem König. Appellationdgericht 
zu Leipzig ein. Bon legterem erging jedoch unter 
dem 12. Februar 1869 folgende rejicirende Verord⸗ 
nung: 


— „Der Beichwerbeführer geht augenscheinlich 
von der Anfiht aus, daß das Gerichtsamt X. den 
von ihm wider die BI. — erfichtliche Verfügung Bl. — 
erhobenen Widerſpruch als eine Intervention im Sinne 
von $. 55. des Erecutionsgefeged vom 28. Februar 
1838 hätte anfehen, und demgemäß das wegen foldyer 
Interventionen in jenem Paragraphen angeorbnete 
Berfahren hätte einleiten follen. Diefer Auffafjung 
ift jedoch ſchon um deswillen nicht beizupflichten, weil 
weder die nad) $. 57. 1. cit. verfügte Berfümmerung 
einer Forderung des Bellagten als eine „Beſchlag⸗ 
nahme einer in des Schuldners Gewahrfame befind- 
lichen (körperlichen) Sache, von welchem Falle allein 
$. 55. cit. handelt, betrachtet, noch auch, nach dem 
prineipiellen Unterfchiede zwifchen Sachen und Forde⸗ 
rungsrechten, von einem wirklichen Cigenthume an 
legteren, und insbefondere davon die Rede fein kann, 
daß nach gefchehener gerichtlicher Inhibition einer 
Forderung ein Dritter diefe Forderung im Sinne des 
$. 55. cit. „als Eigenthum in Anfpruch nehme”. 
Es hat daher die gedachte $. 55. im vorliegenden 
Falle weder eine unmittelbare, noch auch bei der 
gänzlihen Berfchiedenheit aller einfchlagenden Ber- 
haͤltniſſe — eine analoge Anwendung zu finden. 

Bergl. au Annalen des K. Oberappellations- 

gerihts, N. F. Br. 3. ©. 279. 

Es ergiebt fich aber die Unzuläffigfeit des von dem 
Beichwerdeführer geftellten Berlangens auch noch aus 
einem anderen Gefichtöpunfte. In jedem Falle würde 
nad) den allgemeinen von der Intervention geltenden 
Grundfägen 

zu vergl. Wepel, Syſtem des orbentl. Civilproceſſes, 

8.7. Rote 13 fig. 

Dfterloh, ordentl. bürgerl. Proceß, $. 188 fig. 
eine Intervention, wie fie der Beichwerdeführer im 
Sinne bat, nur dann als zuläffig angefehen werden 
können, wenn berjelbe an dem Ausgange eines wegen 
der angeblich ihm cedirten Forderung zwifchen dritten 
Perjonen jchwebenden Procefjes ein eigenes 
rechtliched Intereffe hätte. Run ift aber zunächft 
zwiſchen dem Kläger und dem Bl. — genannten W., 
an weldyen wegen der ebendajelbft bezeichneten Schuld 
Inbibitionsauflage erlaffen worden, in Betreff diefer 
Schuld ein Proceß überhaupt nicht anhängig. Im 
vorliegenden Falle ift fogar Seiten W.'s gegen die 
neuefte Inhibitionsverfügung ein Widerfpruch gar 
nicht erhoben worden. Aber auch dann, wenn in 
Bolge eines nach 8.57. des Erecutionsgefeges erlaffe- 
nen praeceptum de non solvendo der Schuldner die 
Eriftenz oder den Fortbeftand der mit Beichlag be- 
legten Forderung beftreitet, oder fonftige Einwendun⸗ 
gen gegen die ihm beigemefiene Verbindlichkeit erhebt, 
ift die diesfallſige Differenz nicht durch einen Inci— 
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dentftreit im Erecutiondverfahren vor der erequirenden 
Behörde zum Austrag zu bringen, fondern vielmehr 
der Kläger genöthigt, mittelft einer befonderen, bei 
der Gerichtöbehörde des Schuldners anzuftel- 
lenden Klage feinen Anfpruch auf Befriedigung aus 
ber verholfenen Forderung in derjenigen Proceßart, 
welche nah Maafgabe der ihm gebotenen Beweis⸗ 
mittel zuläffig ift, zu verfolgen, 
vergl. Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw., N. F. 
Br. 13. ©. 180., Br. 18. ©. 439., Br. 30. 
S. 42. 
und ed würbe mithin, wenn überhaupt, dann erft in 
diefem Rechtsſtreite eine Intervention besjenigen, 
dem die verholfene Forderung vor deren Beichlag- 
nahme abgetreten worden, am Plage fein. Aber 
auch in dieſem fpäteren Procefie würde wider die 
Staithaftigkeit einer foldhen Intervention das weſent⸗ 
liche Bedenken fidy ergeben, daß, wenn der angebliche 
Geffionar in Wirklichkeit ein Recht an den Schuldner 
auf Zahlung der für Rechnung eines Dritten mit 
Beichlag belegten Forderung bereits früher erworben 
hatte, diefem Rechte nach befannten Grundfägen und 
nad ausvrüdlichem Inhalte der in Gemäßheit von 
8. 57. eit. zu erlaflen geweſenen Berfügung durch 
die legtere nicht hat Eintrag gethan werben können, 
noch auch durch den ohne Betheiligung des Eeffionars 
zwifchen dem angeblichen Hülfspfandgläubiger und 
dem Schuldner ventilitten Proceß, welcher für den 
Geffionar lediglich ald res inter alios acta erfcheint, 
präjubicirt werben kann. 

Das Gerichtsamt X. — welches übrigens durch 
die DI. — hervorgehobene Erwägung ſich nicht hätte 
behindert finden mögen, zu Bermeidung größerer, in 
Faͤllen der vorliegenden Art leicht eintretender und 
bei dem gegenwärtigen Anlaffe auch wirklich eingetre- 
tener Weiterungen das Bl. — eingebrachte Rechts⸗ 
mittel ohne Weiteres dem Königl. Appellationsgericht 
anzuzeigen — erhält hiermit Verordnung, demgemäß 
den Beichwerdeführer unter Abweifung mit dem ers 
geiffenen Rechtsmittel, deffen Koften abzuftatten er 
ſchuldig ift, zu befcheiden.” 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Ver— 
ordunngen. Das 18. Stück des Gefeg- und Ber 


Rebacteur: Bundes» Oberhandelsgerihtsrati Werner. 
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orbnungsblattes für das Königreih Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 102. Berorbnung, Erörterungen über Unglücks⸗ 
fälle beim Bergbaue betreffend, vom 22. Auguft 1870, 
N0.108. Befanntmadhung, die Betätigung der Statuten 
der innengenannten Gaffe betreffend, vom 2. September 
1870. No. 104. pie Vertretung bed Sportelfidcus im 
Procefje betreffend, vom 6. September 1870. No. 105. 
die Bewilligung einer von dem Spar⸗ und Vorſchuß⸗ 
vereine zu Großhartmanndborf eingetragenen Genoſſen⸗ 
{haft erbetenen Ausnahme von beftehenven Gefegen be— 
treffend, vom 6. September 1870. No. 106. Befannt- 
madhung, den Gommiffar für den Bau der Süblaufiger 
und ber Radeberg⸗Kamenzer Staatdeifenbahn betreffend, 
vom 17. September 1870. No. 107. Berorbnung, 
Maafregeln wegen ber Ninverpeft betreffend, vom 24. 
September 1870. No. 108. Bekanntmachung, die An- 
empfehlung von Vorbauungs= und KHeilmitteln bei ber 
Ninderpeft betreffend, vom 24. September 1870. — 
Letzte Abfendung: am 3. October 1870. 


Beförderungen, Seine Majeftät ver König haben 
den Aſſeſſor des Gerichtsamtd Schönfeld Holm von 
Dies kau zum Gerichtsrath des Bezirfögerichts Eiben- 
ſtock, den Aſſeſſor des Bezirksgerichts Zwickau Johann 
Karl Friedrich Lippert zum Gerichtsrath des Bezirks⸗ 
gerichts Chemnitz und den Aſſeſſor des Gerichtsamts 
Auerbach Rudolph Nottrott zum Gerichtsamtmann 
des Gerichtdamts Klingenthal zu ernennen allergnädigit 
gerubt. 


Verſetzungen. Seine Königliche Majeftät haben 
den Gerichtörath beim Bezirkögeriht Zwickau Bernhard 
Döfar Neumann unter Belaffung feines Titeld und 
Ranges zum etatmäßigen Hülfsarbeiter bei dem Appel- 
lationsgeridht zu Zwidau zu ernennen, die aushülfsweife 
Verwendung des Gerichtsraths beim Bezirkögericht 
Eibenſtock Karl Woldemar Hüttner in gleicher Gigen- 
ſchaft beim Appellationsgericht zu Zwidau zu genehmi⸗ 
gen, die Berfegung des Gerichtsraths beim Bezirks 
gericht Leipzig Hand Auguſt Ked von Schwartzbach 
zum Bezirkögericht Zwickau zu befchließen, den zeitheri« 
gen Borftand des Gerichtsamtd Klingenthal, Gerichtd- 
amtmann Karl Morig Keller, in gleicher Stellung zum 
Gerichtsamte Auerbach zu verfegen und ben zeitherigen 
Gerichtsrath beim Bezirksgericht Chemnig Hermann 
Ludolph Eoith zum Gerichtdamtmann bed Gerichtsamts 
Auguftusburg zu ernennen allergnäpigft gerubt. 


Dffiein der Berlagshandlung. 
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Zur Lehre von der condictio indebiti. — Das 
durch Artifel 313. ded allgemeinen deutjchen 
Handelögefegbuchd begründete Metentiondrecht 
geht durch Unterlaffung rechtzeitiger Anzeige von 
der beabfichtigten Ausübung nicht verloren, Diefe 
Unterlaffung zieht nur die Verpflichtung zum 
Schadenerjage nach fi. 
Mitgetheilt von 
Heren —r in 8. 


Die Inhaber der Firma St. & H. in Bremen 
erhoben im Monat Februar 1869 vor dem Handels» 
gericht zu Leipzig Klage gegen Kr. auf Rüdjahlung 
von 202 Thlen. 3 Ngr. — fammt Zinfen zu 6 vom 
Hundert vom 9. Januar 1869 an, unter dem Anfüh- 
ven, daß ihr Bevollmaͤchtigter K. diefen Betrag am 
gedachten Tage dem Beklagten unter Vorbehalt aller 
Rechte, ind Befondere des Rechtes der Rüdforberung, 
fediglich zu dem Zwede bezahlt habe, um ein angeb- 
liches Retentionsrecht des Bellagten an zwei Lager- 
ſcheinen über verpfändeten Tabaf zu befeitigen, und 
hiernach durch Empfang der beiden Lagerfcheine die 
Dispofition über den Tabaf felbft zu erhalten. Die 
weiteren thatfächlichen Unterlagen der Entfcheidungen 
ergeben ſich aus den nachftehenden denſelben beigefüg« 
ten Gründen. 

I. Erfenntnif des Königl. Handelsgerichts 
zu Leipzig, publ. den 30. Juni 1869: 

„Würden Kläger den über die Klage Bl. — von 
ihnen dem Beflagten angetragenen, von dem letzteren 
Bl. — infoweit ihnen zurüdgegebenen Eid zu den 
Einl.⸗Pkt. — dahin: 


und dafür hielten, der BI. — genannte Jacob K. 
bei der zu den Einl.- Pkt. — gedachten Gelegen- 
heit dem, Commis Beklagtens ausbrüdlih ale 
Bevollmächtigten der Kläger ſich vorgeftellt, dieſer 
Eommis auch den Bellagten hiervon mit aud- 
drüdlihen Worten in Kenntniß gefeßt, der letztere 
aber fodann denfelben ausprüdlich ermächtigt habe, 
Jacob K.'n die Erflärung abzugeben, daß er die 
Lagerfcheine nah Einlöfung des Wechfels über 
350 Thle. —- —» erhalten follte, 
fhwören, fo ift Bellagter Klägern die geforderten 
202 Thle. 3 Nor. —» fammt Berzugszinfen zu 
5 Procent vom 9. Januar 1869 am gerechnet zu bes 
zahlen, denfelben auch die verurfachten Procepkoften 
zu erftatten ſchuldig, es fönnte und würde denn Bes 
Hagter den Bl. — infoweit von ihm ausprüdlich 
angenommenen Klageid zum Einl.-Pft. — dahin: 
daß, wie er nicht anders wifle, auch glaube und 
dafürhalte, fein Bl. — bezeichneter Commis feis 
neöwegs bei der BL. — gedachten Gelegenheit 
dem dort genannten Jacob K. ausbrüdlich mit- 
getheilt habe, daß die Ragerfcheine an ihn vom 
Bellagten verabfolgt werben follten, nachdem der 
bei der hiefigen Filiale der Sächfifchen Banf lies 
gende, vom Beklagten weiter begebene Wechfel 
über 350 Thle. —⸗ —s würde eingelöft fein, 
fhwören, ſolchenfalls ift Beflagter von der erhobenen 
Klage, foweit diefelbe auf Bezahlung der obgedachten 
Beträge gerichtet ift, zu entbinden und loszuzählen, 
es find ihm auch für diefen Fall Kläger die ihm ver- 
urfachten Proceßloſten zu erflatten verbunden; 
dahingegen hat das Flägerifche Suchen, infoweit 
es auf Bezahlung eines fechften Zinsthalers gerichtet 
ift, in Maaßen es angebracht, nicht Statt. ıc. 
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Gründe: 

Die Zugeftändniffe des Bellagten umfaffen fol 
gende in der Klage angeführten Thatumftände: 

Der dort genannte Otto W. hat durch Yushän- 
bigung der betreffenden Lagerjcheine ven Bl. — ſpeci⸗ 
ficitten Tabak wegen einer Wechſelſchuld von 350 
Thlen. — —⸗ pr. 3. Januar 1869 an den Beflag- 
ten verpfändet; dieſer Tabak ift Seiten W.'s an den 
Bevollmächtigten der Kläger, Jacob K., verkauft, 
und das Driginal der Bl. — befindlichen Klagbei- 
fuge C.*) an den legteren ausgehändigt worden. 
Noch vor dem 24. December 1868 hat ſich der ge- 
nannte 8. in des Bellagten Gefchäftslocal einem 
dafelbft anwefenden Eommis des letzteren vorgeftellt 
und unter Borweifung des Originals zu der Klag— 
beifuge C. erflärt, daß Kläger bereit feien, den be 
treffenden Wechjel über 350 Thle. —⸗ —⸗ gegen 
Empfang der Lagerjcheine zu bezahlen; der genannte 
Commis hat hiervon den Beklagten in Kenntniß ge 
fegt und 8. am 4. Januar 1869 in dem Gefchäftds 
locale Bellagtend dem gedachten Commis 350 Thlr. 
—. —⸗ baar zur Einlöfung des Wechfeld produeirt 
und um Auslieferung der Lagerfcheine gebeten, am 
Tage darauf den quittirten Wechfel dem Bellagten 
felbft unter Wiederholung feiner Bitte um Aushändis 
gung der Lagerfcheine präfentirt, legterer aber hierauf 
erklärt, er habe noch für einen an W. gewährten Vor⸗ 
fhuß, fowie Zinfen für den obgedachten Wechfel der 
350 Thlr. — ⸗ — ⸗ zufammen gegen 50 Thlr. — —⸗ 
von W. zu fordern; der Bellagte hat ſodann noch an 
dem nämlichen Tage einem ihm zugefendeten Commis 
eine der Klagbeifuge E. bis auf die darunter befind- 
liche Quittung gleichlautende Rechnung ausgefertigt 
und demjelben erflärt: W. fchulde ihm den Betrag 
diefer Rechnung, wenn dieſelbe bezahlt würde, wolle 
er die Lagerfcheine herausgeben; endlich ift im Auf- 
trage der Kläger deſſen dermalen für ihn Hagbar 
gewordener Sachwalter am 9. Januar 1869 zu Bes 
Hlagtem gefommen, und hat ihm die ausdrüdliche 
Erklärung, Kläger würden den Betrag diefer Rech— 
nung an 202 Thlen. 3 Ngr. —⸗ unter Borbehalt 


*) Diefer Brief lautet: 
„Herrn Edmund K., Leipzig. 
Hiermit zeige Ihnen an, daß ich den bei Ihnen verpfün- 
deten Tabaf 
S. & H. # 664/75. 12 Seronen Barmen, 
— #0. 1 Klſte Seeblaef, 
— * 683/8. 6 Seronen Guba 
an Herren St. & H. in Bremen verfaufte und wollen Sie 
denfelben gegen Zahlung des Mccepts p. Januar Rthlr. 350. 
—⸗ —s an Bringer diefes ausliefern, nebſt Rückgabe ber 
Papiere und Accept. 


Lelpzig, ben 9. December 1868, 
Otto W.“ 





aller Rechte, insbeſondere des Rechts der Ruͤckforde⸗ 
rung, bezahlen, abgegeben, und viefe 202 Thlr. 
3 Nor. —« wirklich an Bellagten bezahlt, letzterer 
aber in ber auf der Klagbeifuge E. erfichtlichen Weife 
über deren Empfang mit den Worten quittirt: 

„Borftehende Rechnung haben die Herren St. & H. 

in Bremen unter Vorbehalt aller Rechte ins Be- 

fondere der Rüdforderung heute bezahlt. 
Leipzig, 9. Januar 1869. 
Edmund K.“ 

Dagegen hat der Beflagte alle übrigen Klaganfüh- 
tungen geleugnet, bez. mit Nichtwiſſen beantwortet, 
insbefondere die von Seiten 8.8 felbft bei der im 
— Einl.⸗Punkt gedachten Gelegenheit erfolgte Prä- 
fentation feiner Perfon in der ihm innewohnenden 
Eigenſchaft ald Bevollmächtigten der Kläger gegen- 
über feinem, des Beflagten, Commis bei Einl.⸗Pkt. —, 
die Mittheilung hiervon von Seiten des legteren an 
ihn, den Bellagten, die feinerfeits erfolgte Ermaͤchti⸗ 
gung des Commis zu der Erklärung an K., daß der⸗ 
felbe die Lagerſcheine nach Einlöjung des Wechſels 
über 350 Thle. —» —« erhalten folle, die dem ent- 
fprechende Eröffnung von Seiten dieſes Commis an 
K., die von K. erfolgte Einlöfung der fraglichen 
Wechjel über 350 Thle. — —- durch Zahlung, die 
von feiner, des Beklagten, Seite erfolgte Abgabe der 
Erflärung: er fönne den Klägern nur die Lagerfcheine 
herausgeben, wenn Kläger auch noch die in Frage 
ftehende Summe von gegen 50 Thlen. —⸗ —« ber 
richtigen würden, die von K. bewirkte Ertheilung des 
Auftrags an einen Commis, gegen Empfangnahme 
der Lagerfcheine auch die ferner geforderten 50 Thlr. 
—- — s unter Borbehalt aller Rechte für die Kläger 
an Bellagten zu zahlen, die feinerfeits erfolgte 
Erklärung gegen diefen Commis, er werde die Rager- 
heine nur dann herausgeben, wenn Kläger ben 
Gefammtbetrag der im — Einl.-Pkt. näher gedachten 
Rechnung mit 202 Thlen. 3 Ngr. — + Beklagtem 
bezahlen würden, endlich die ihm gegenüber gejchehene 
Präjentation des Hlägerifchen Sachwalters als eines 
Bevollmächtigten der Kläger. 

Uebervem hat Bellagter Bl. — gegen den An- 
ſpruch der Kläger verſchiedene Einwendungen erhoben. 
Zunaͤchſt beftreitet er, daß in rechtlicher Beziehung 
Kläger aus der Klagbeifuge C. ein eigenes Recht 
gegen den Beklagten herleiten könnten, ba biefelbe eine 
ausdrüdliche Eejfion des W.'jchen Anſpruchs an die 
Kläger nicht, vielmehr lediglich eine einfache Anzeige 
von dem gefchehenen Verkaufe der Waare und die 
Bitte enthalte, die agerfcheine nach geichehener Ein- 
löfung des Wechfeld an den Ueberbringer der 
Anzeige auszuhändigen, worunter im Zweifel nur ein 
Bevollmächtigter W.'s verftanden werben lönne; 





fodann hat der Beflagte an dem gedachten Tabal 
wegen ber BL. — näher begründeten Anſpruͤche an 
W. ein Retentionsrecht, welches auch durch einen 
inzwifchen gefchehenen Verkauf der Waare nicht auf 
gehoben worden fei, geltend gemacht, und 

endlich auszuführen verfucht, daß, da K. nie als 
Bevollmächtigter der Kläger ſich zu erfennen gegeben, 
ein Rechtsverhältniß zwifchen dieſen und dem Bellag- 
ten nicht zu Stande gefommen, insbejondere die ge- 
fchehene Zahlung ald im Namen W.'s erfolgt anzu- 
fehen fei, daher jedenfalls Kläger, felbft für den Fall 
ber mangelnden Begründung ber gedachten weiteren 
Anfprüche, nicht berechtigt wären, das Ruͤckforde⸗ 
rungsrecht in eigenem Namen geltend zu machen. — 

Hierauf ift Folgendes zu bemerfen: 

Es ift richtig, daß Bellagter an ſich berechtigt 
geweſen wäre, wegen der BI. — gedachten Forderuns 
gen an W. ein Retentionsrecht an dem ihm zumächft 
für eine ihm an den legteren zuftehende andere Schuld 
verpfändeten Tabak geltend zu machen und daß diefes 
Retentionsrecht durch den inzwifchen vorgenommenen 
Berfauf deſſelben an die Kläger nicht hätte alterirt 
werden Fönnen, fowie ferner, daß die Alagbeifuge C. 
weder eine ausbrüdliche Abtretung des W. ſchen Ans 
ſpruchs auf Herausgabe des Pfandes nach gefchehener 
Berichtigung der Pfandfchuld an die Kläger, noch 
auch nur die ausdrüdliche Bezeichnung des Ueber- 
bringerd der Anzeige ald des Bevollmächtigten der 
Kläger enthält, daß fomit, wenn K. fich nicht neben- 
bei in diefer legteren Eigenichaft dem Bellagten aus- 
drüdlich zu erkennen gegeben hat, Feineswegs in 
Liquidität berubt, ob K. hierbei für feine Perſon, 
ober für wen fonft derjelbe verhandelt habe, und daß 
aljo Kläger ohne Bezugnahme auf eine Eeffion ber 
etwa für W. oder K. aus diefer Verhandlung ent- 
ftandenen Anfprüche diefelben zu erheben nicht befugt 
fein würden. 

IR jedoch in der That, wie Kläger in der Klage 
bei den Einl.⸗Pkt. — in fchlüffiger Weife behauptet 
haben, durch die desfallfige Erklärung 8.8 das qu. 
Repräfentationsverhältniß zum Ausdruck gebracht, und 
Beflagter auch hiervon benachrichtigt worden, und 
hat fegterer auf das ihm an jenem Tabake zuftehende 
Retentionsrecht durch die bei Einl.⸗Pkt. — behauptete 
Erflärung, denſelben ven Tabaf herauszugeben, fobald 
der dort gedachte Wechjel über 350 Thle. —⸗ —⸗ 
bezahlt fein würde, rechtsguͤltig verzichtet, jo fann 
diefe Verbindlichkeit zur unbedingten Herausgabe des 
Tabaks an die Kläger für den Fall der Erfüllung 
jener Bedingung einem begründeten Bedenfen nicht 
unterliegen. 

Hat nun gleichwohl Bellagter erklärt, die Lager 
fheine nur nad) Berichtigung auch jener anderweiten 
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Forderungen herausgeben zu wollen, und haben Klaͤ⸗ 
ger den Betrag berfelben nur unter ausdrücklichem 
Vorbehalt des Rüdforderungsrechtes an ven Bellagten 
bezahlt, fo erfcheint die Klage hinreichend begründet. 
Beklagter verfennt Bl. — ſelbſt nicht, daß Kläger 
an fi zur Bezahlung jenes Betrags nicht verpflichtet 
waren, und da nad Bl. — der Dr. T. im Augen- 
blid der Zahlung für die Kläger das Rüdforderungs- 
recht fi) vorbehalten hat, fo geht hieraus, auch abge: 
fehen von dem MWortlaute der Bl. — befindlichen 
Quittung, zur Genüge hervor, daß die Zahlung 
Namens der Kläger, nicht W.'s, erfolgt fei. 

Folgt endlih aus den angeführten Thatfachen 
von felbft, daß Beflagter bei Empfangnahme ber Zah. 
lung im unreblichen Glauben fi befunden hat, fo 
ericheint auch der Anfpruch der Kläger auf Gewähs 
rung von Zinfen vom Tage der Zahlung an in Ges 
mäßheit der Vorfchriften in 8. 1528. 1499. 739. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs ausreichend gerechtfertigt. 

Es war jedoch, da die Zahlung einer Summe 
Geldes, ohne daß eine rechtliche Verpflichtung hierzu 
beftanden hat, nicht ſchlechthin als Handelsgeſchaͤft 
aufgefaßt werden kann, der Anfpruch der Kläger auf 
Verzugszinfen feiner Höhe nach nicht nach den Vor⸗ 
fchriften des Handelögefegbuchs, fondern nach denen 
des bürgerlichen Geſetzbuchs in 8. 742. zu bemefen, 
fo, daß nur foldhe zu 5 Procent zugebilligt werben 
fonnten, wogegen wegen des fechften Zinsthalers die 
Klage in der angebrachten Maafe abzuweifen war. 

Nach alledem war auf das Relatum über die 
Klagbehauptungen bei den Einl.-Pft. — zu erfennen, 
und, defien Leiftung vorausgefegt, der Bellagte ad 
petita libelli, wiewohl mit der foeben gedachten Be- 
ihränfung, zu verurtheilen, dem Bellagten jedoch 
nachzulafien, durch Ableiftung des Relati zum Einl⸗ 
Bet. — ſich von dem Klaganſpruch zu befreien. 

Es ift nur noch hervorzuheben, daß, wenn Klaͤger 
fi beim — Einl.- Pkt. auf ein zweites Verſprechen 
BDeflagtens, die Lagerfcheine den Hlägern herauszu⸗ 
geben, fobald die dort gedachten 50 Thle. —⸗ —⸗ 
berichtigt fein würden, bezogen haben, allerdings aus 
diefem Berfprechen, an fich betrachtet, unter der Vor⸗ 
ausjegung der Klagbarfeit deſſelben überhaupt, Klaͤger 
wenigftens bezüglich des die Summe von 50 Thlen. 
—⸗ — ⸗ überfteigenden Betrags ein Ruͤckforderungs⸗ 
recht würden haben herleiten können. Allein es 
fonnte hierauf bei der Entſcheidung einige Rüdficht 
nicht genommen werben, weil Kläger ſelbſt in der 
Klage bei dem — Einl.- Pkt. eingeräumt haben, daß 
diefe Zufiherung ihrerfeits nicht fofort acceptirt wor⸗ 
den jel, jo daß diefelbe durch die am nächftfolgenden 
Tage noch vor erfolgter Erklärung ihrer Acceptation 
Seiten Beflagtens erflärte Steigerung feiner Anfprüche 





als ſtillſchweigend wieder zurüdgezogen zu betrach- 
ten if. 

Es bedarf endlich Feiner befonderen Rechtfertigung, 
daß die Abweifung ber Klage wegen bes geforderten 
fechften Zinsthalers einen Einfluß auf die Entjchei- 
bung ber Koftenfrage nicht ausgeübt hat.” 

Diefes Erfenntniß wurde auch in IL und III 
Inftanz beftätigt. 

U. Entfheibungsgründe zu dem Erfenntniffe 
des Königl. Appellationsgerichts zu Leipzig 
(publicirt pen 21. December 1869): 

„Kläger haben ihrem Anführen zufolge, um in 
den Befig einer von dem Kaufmanne Otto W. durch 
Einhänbigung der Lagerfcheine dem Beklagten ver- 
pfändeten, fpäter aber den Klägern verkauften Duan- 
tität Tabak zu gelangen, außer der Pfandſchuld felbft, 
durch ihren in der Klage namhaft gemachten Bevoll- 
mächtigten bie Bl. — fpecificitten Beträge an 202 
Thlen. 3 Ngr. —⸗ zur Befeitigung ded von dem 
Beklagten deshalb an dem gedachten Fauftpfande gel- 
tend gemachten Retentionsrechts, wiewohl unter aus⸗ 
brüdlichem Vorbehalte aller ihnen zuftehenden Rechte, 
an ben Bellagten bezahlt. 

Das mittelft gegenwärtiger Klage verfolgte Recht 
auf Rüdforderung diefer Geldſumme wird von Alä- 
gern der Sache nach auf ein breifaches Fundament 
geftügt, auf das Anführen nämlich, daß 

1 


die von dem Beflagten geltend gemachte Forderung 
überhaupt der Begründung. entbehrt habe, — daß 
diefelbe ferner 

2. 
fhon nad) allgemeinen Rechtögrundfägen nicht bie 
Grundlage eines ihnen, ben Klägern, gegenüber 
wirkffamen Retentionsrechts hätte bilden fönnen, — 
daß die Forderung aber jedenfalls 

8. 
um deöwillen wirkungslos gegen fie geworben fei, weil 
Beflagter fi) ihnen vertragsmäßig zu Herausgabe 
des Fauftpfandes nach Dedung der Pfandſchuld 
verpflichtet habe. 

Nun erfcheint es zwar 

z zu 1. 
an fich nicht ohne Bedeutung, daß Kläger ihrem fchon 
erwähnten, von dem Beklagten infoweit nicht beftrit- 
tenen Anführen zufolge bei Zahlung des gedachten 
Geldbetrags gegen den Bellagten ihre Rechte fich 
vorbehalten haben. Ohne einen ſolchen Vorbehalt 
würde bei anzunehmender wiffentliher Zahlung 
einer Nichtſchuld die Rüdforderung ohne Weiteres 
für ausgefchloflen zu erachten fein (8.1523. des bür- 
gerlichen Gefepbuchs, wozu zu vergl. die Bemerkung 
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in Siebenhaar's Commentar, Bd. IL. ©. 361.). 
Allein immerhin trifft nach den allgemeinen Grund⸗ 
fägen über Rüdforderung wegen eiftung einer Nicht⸗ 
ſchuld der von dem Beflagten nicht in Abrede geftells 
ten Tchatfache erfolgter Zahlung gegenüber zufolge 
8.1533. des bürgerlichen Geſetzbuchs die Kläger der 
Beweis des Nichtbeſtehens eined Rechts auf die 
geleiftete Zahlung. Hierbei fann es fi nad den 
befonderen Berhältniffen des Streitfals nicht darum 
handeln, das Nichtbeftehen eines von den Klägern 
für ihre eigene Perfon zu vertretenden Forderungs⸗ 
rechts des Bellagten darzuthun. Die Eriftenz eines 
ſolchen Rechts hat Bellagter zu Feiner Zeit behauptet, 
und in diefem Sinne hat er der Kläger eigener Sach⸗ 
barftellung zufolge den lehteren das Anfinnen der 
Zahlungsleiftung überhaupt nicht geftellt. Die von 
den Klägern felbft BI. — beigebrachte Rechnung über 
bie bezahlte Schuld bezieht fi blos auf Anfprüche, 
welche Bellagter an Dito W., den BVerpfänder der 
Waare, erhoben hat. Kläger wurden von biefen 
Anfprüchen blos infofern berührt, als Beflagter bis 
zu deren Tilgung die Herausgabe der in feinem Bes 
fige befindlichen ihm verpfändeten Waare verweigerte. 
Haben Kläger zu Wahrung ihres eigenen Intereſſes 
eine dem Berpfänder der Waare, ald demjenigen, 
von welchem fie felbft ihre Rechte auf die Waare ab- 
leiteten, angefonnene Schulpverbindlichfeit durch Zah⸗ 
lung getilgt, fo haben fie damit, wie aus $. 1356. 
des angezogenen Geſetzbuchs fich ergiebt, ohne Auf- 
trag die Gefchäfte ihres Rechtsvorgängers geführt. 
Der factifche Anlaß zu der Rüdforberung des Gezahl⸗ 
ten kann hiernach im gegenwärtigen Falle nur in dem 
Nichtbeftehen eines zwifchen dem letztgedachten Dritten 
und dem Beflagten begründeten Forderungsrechts ge⸗ 
funden werben. 

Die Mangelhaftigfeit des hierauf bezüglichen 
Klagvorbringens fpringt fofort bei der Erwägung in 
die Augen, daß Kläger fich begnügt haben, die Bes 
gründung eines Forberungsrechts der gedachten Art 
in Abrebe zu ftellen, ohne durch Anführung einſchla⸗ 
gender Thatfachen die Füglichfeit eines Einblids in 
das zwifchen den gedachten Interefienten in Wirklichs 
feit beftandene Bertragsverhältnif und dadurch formell 
taugliche Unterlagen für das gewählte Beweismittel 
bes Eidesantrags zu gewähren. Ja fie haben im 
Verlauf des erften Berfahrens Bl. — jogar den 
Hauptbeitandtheil der von dem Beklagten aufgeftellten 
Berechnung sub E. Bl. —, nämlich die dafelbft ver- 
zeichnete vierte und fünfte Poſt, ausprüdlich für rich“ 
tig anerfannt. Die Thatfache alfo, daß dem Beflagten 
zur Zeit der erfolgten Zahlung die in der Berechnung 
sub E. verzeichneten Anſprüche an Dito W. wirklich 
zugeftanden haben, kann nach ber vorftehend erwähn- 





ten procefiualen Sadjlage von den Klägern nicht weiter 
mit Erfolg in Abrede geftellt werben. 

Eben fo wenig haben fie 

u 2. 
das Borhandenfein der gefeplichen Vorausſetzungen 
bed von dem Beflagten geltend gemachten Retentions- 
rechts zu beftreiten vermocht. 

Nach der Kläger eigenem Anführen ift Bellagter 
durch einen Berpfändungsacd Dito W.'s in den Befig 
der das Recht auf Berabfolgung der Waare begrän- 
denden Lagerjcheine gefommen. W. fowohl, als 
Bellagter find Kaufleute. Im Zweifel nahm daher 
(Art. 274. des allgem. deutſchen Handelsgefegbuchs) 
bad eingegangene Verpfändungsgefhäft auf Seiten 
beider Eontrahenten die Natur eines Handelsgeſchaͤfts 
an, und bie Fälligkeit der vorftehend unter 1. er- 
wähnten Forderung läßt fi nad dem Inhalte der 
Klagbeifuge E. weber an fich bezweifeln, noch haben 
Kläger Momente für das Gegentheil beigebracht. 

Waren hiernach in der That von vornherein alle 
Requifite des im Art. 313. des allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs geordneten Retentionsrechts zu 
Bunften Beflagtend gegeben, jo irren Kläger, wenn 
fie meinen, Bellagter fei diefes Rechts in der Folge 
durch unterlaffene rechtzeitige Ausübung verluftig ge- 
gangen. Bor Allem ift hierbei im Auge zu behalten, 
daß dem Bellagten der Natur der Sache nad) erft 
dann Beranlaffung gegeben war, von dem gedachten 
Rechte Gebrauch zu machen, wenn er davon, daß 
fein Schuldner Veranftaltung traf, über die zurüd- 
zubehaltende Sache zu feinem, des Oläubigers, Nach⸗ 
theile zu verfügen, Kunde erhielt. Leptere Boraus- 
ſetzung trat zwar ein, ald der Bevollmächtigte ber 
Kläger dem Bellagten unter der im — Einl.»Pft. 
bezeichneten Erklärung von dem Inhalte des Schrift: 
ſtücks unter C. Mittheilung machte, wornach Beflagter 
buch den Pfandſchuldner aufgefordert wurbe, die 
durch die Lagerfcheine repräfentirte Pfandwaare gegen 
angebotene Befriedigung wegen ber Pfandſchuld einer 
dritten Perfon, dem Inhaber jenes Schriftftüds, zu 
verabfolgen. Allein an dem urfprünglichen Rechts- 
beftande des Befigverhältnifies Beflagtens wurde durch 
diefe Aufforderung zunächft und fo lange nichts ges 
ändert, als Beklagter nicht wegen ber Pfandfchuld 
Befriedigung erlangt hatte. War leptere erfolgt, 
fo konnte allerdings Beflagter mit Rüdficht auf fein 
Vertragdverhältniß zu dem Verpfänder, deſſen Ber- 
tragswille nach den Umftänden lediglich auf Ueber» 
laffung des Befipes während der Dauer des Pfand- 
nerus gerichtet geweſen fein konnte, fich nicht ent- 
brechen, die Verpflichtung zu Herausgabe der Waare 
in ber von dem Berpfänder geordneten Weife anzu- 
erfennen. Diefe Verpflichtung wurde jedoch durch 
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das wegen ber fälligen Forberung an den Pfand- 
ſchuldner dem Obigen nad ihm zur Seite ftehende 
Zurüdbehaltungsrecht wefentlich modifieirt. Zu Aus⸗ 
übung dieſes Rechts bedurfte ed übrigens feinesivegs 
einer ausbrüdlichen Erklärung gegen die Betheiligten. 
Es betätigte fich vielmehr diefelbe zur Genuͤge in der 
verweigerten Berabfolgung der Waare und deren fort« 
dauernder Innebehaltung, in welcher Bellagter ſich 
vermöge des Beſitzes ber Lagerſcheine, fofern dieſe ihm 
bie Füglichkeit der Verfügung über die Waare geftat- 
teten, bis zu bem Zeitpunfte, wo die Kläger von ihm 
über den Umfang feiner Anfprüche nach Inhalt der 
Klage ausprüdlich in Kenntniß gefegt worden find, 
liquider Maaßen befunden hat. Sollte aber dem 
Beklagten hierbei wirklich ein Verzug in Betreff der 
Notification von der Geltendmachung des Zurüd- 
behaltungsrechts, fei ed dem Pfandſchuldner felbft, 
oder den Klägern als deſſen Rechtsnachfolgern gegen- 
über zur Laft gefallen fein, fo würbe dies nach dem 
Haren Wortlaute des Art. 315. des angezogenen 
Handelögefepbuchs nicht den Berluft des Retentiond- 
rechts ſelbſt, ſondern lediglich die Begründung einer 
Verpflichtung zum Schabenerfage zur Folge gehabt 
haben (zu vergl. v. Hahn, Commentar, Band 2. 
©. 138.). 

Mit Recht hat hiernach die vorige Inftanz den 

einzigen Stügpunft der Alage in dem 

“gu. 
von den Klägern geltend gemachten Bertrags- 
momente gefunden, deſſen thatfächliche Begründung 
die Bl. — erfannten Eide bezwecken. 

Dem Beklagten gegenüber bedarf dies im Mangel 
eines von beflen Seite vorliegenden Rechtsmittels Feiner 
befonderen Rechtfertigung. 

Kläger haben hiergegen eingewendet: 

a) im Hinblid auf die von dem Beklagten bei 
den Einl.Pkt. — abgelegten Zugeftändniffe erledige 
fi der ihnen, den Klaͤgern, zuerkannte Relateid 
infofern, als derſelbe bezwede, Gewißheit darüber 
herbeizuführen, daß K., der in der Klage erwähnte 
Bevollmächtigte der Kläger, in dieſer feiner Eigen- 
ſchaft dem Beklagten ſich zu erfennen gegeben habe, 

b) ver nurerwähnte Eid erfcheine aber auch infor 
fern unftatthaft, als dabei Thatfachen in Betracht 
gelangten, bei denen fie, Kläger, weder felbft, noch 
durch ihren Bevollmächtigten concurrirt hätten (facta 
referentis propria), während andererfeits 

c) die erfannten Eide das Streitmaterial deshalb 
nicht erfchöpften, weil die bei den Einl.-PBkt. — 
aufgeftellte Behauptung, daß Bellagter bei der dajelbft 
gedachten Gelegenheit feine Anfprüche felbft nur auf 
den Betrag von ungefähr 50 Thlen. — —⸗ bejchränft 





babe, von wefenilichem Belange für die Entſchei⸗ 
bung fei. 

Diefe Einwendungen entbehren jedoch ber Be- 
gründung. Denn 

su a 

ergiebt der Inhalt des Schriftftüds sub C. nur fo 
viel, daß der Berpfänder des Tabals Dito W. dem 
Beflagten den Berkauf diefer Waare an die Kläger 
notificirte, ohne doch die letzteren unmittelbar zur 
Empfangnahme der Waare zu legitimiren. Diefe 
%egitimation wurde vielmehr dem „Bringer“ des 
Scriftftüds unter der Borausfegung der Zahlung 
des die Pfandſchuld repräfentirenden Accepts von 
350 Thlrn. —⸗ — ⸗ ertheilt. Nun ift allerdings 
dur die Zugeftändniffe Beflagtens zu den Einlaf- 
fungspunften liquid geftellt, daß der Bevollmächtigte 
der Kläger, K., das erwähnte Schriftftüd dem 
Eommis. Bellagtens mit der beigefügten Erflärung, 
Kläger feien bereit, den betreffenden Wechſel über 
350 Thle. —⸗ —⸗ gegen Empfang der Lagerſcheine 
zu dem verpfändeten Tabak zu bezahlen, übergeben 
und hierauf der Gommis Beflagtens den legteren von 
diefen Erklärungen 8.8 in Kenntniß geſeht habe. 
Allein dieſe liquiden Umftände rechtfertigen noch nicht 
die Annahme, daß der erwähnte Bevollmächtigte der 
Kläger in diefer feiner Eigenfchaft dem Beklagten fich 
zu erfennen gegeben habe. Denn die vorgedachte, 
die Production des Schriftftüds C. begleitende Er- 
klaͤrung 8.8 läßt ihrem Wortlaute nad auch die 
Auffaffung zu, es habe K. nur diejenigen Berfonen, 
welche die zur Einlöfung der Waare erforderlichen 
Mittel zu befchaffen bereit feien, namhaft machen 
wollen, welchenfalls felbftverftändlich ein Repräfen- 
tationdverhältniß zu Gunften der Kläger nicht ges 
ſchaffen werben fonnte. Das Obwalten eines foldyen 
Berhältniffes ftellen jedoch die bei den Einl.⸗Pkt. — 
aufgeftellten Behauptungen außer Zweifel, deren Er- 
mittelung daher nicht umgangen werben durfte. 

Was dagegen bie unter 

b. 

erhobene Einwendung anlangt, fo fann derſelben 
Beachtung deshalb nicht zu Theil werden, weil nad) 
der von dem Königlichen Appellationdgerichte zu 
Leipzig in dermaliger Uebereinftimmung mit dem 
Königlichen Oberappellationsgerichte befolgten Rechts⸗ 
anfiht die Rüdgabe des Eides mit Ausnahme be- 
ftimmter, in den Gefegen georbneter, hier nicht vor- 
liegender Fälle, auch in Betreff folder Handlungen 
ftatthaft ift, bei welchen der Deferent nicht concurrirt 
hat (zu vergl. Siebenhaar, in den Annalen des 
Königl. Oberappellationsgerihts, N. F. Band 2. 
S. 433 fig. und das ibid. ©. 475 flg. abgebrudte 
Erkenntniß des Königl. Oberappellationsgerichts). 
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Endlich laflen die unter 


c. 

bemerften Thatfachen geeignete Unterlagen eines Ver⸗ 
tragsmoments offenbar ſchon deshalb vermiflen, 
weil, wie beveitd die vorige Inftanz richtig hervor⸗ 
gehoben hat, der für die Kläger verhandelnde Bevoll- 
mächtigte der Kläger eigenem Anführen zufolge unters 
lafien hat, die behauptete Erklärung Bellagtend zu 
acceptiren, von dem Beflagten aber bie fpäter erfolgte 
Dfferte der Zahlung des Betrags von 50 Thlm. —⸗ 
— + duch Steigerung feiner Anſprüche thatſaͤchlich 
abgelehnt worden ift. 

Im Uebrigen mag noch die Bemerfung Plap 
greifen, daß bie in voriger Inftanz verfügte Abweis 
fung des Bl. — geforderten fechften Zinsthalers — 
wogegen, wenn fchon die Kläger eine fpecielle Ein» 
wendung nicht erhoben haben, doch die BI. — auf- 
geftellten Beſchwerden in ihrer generellen Tendenz als 
mit gerichtet anzufehen find — um beswillen auch 
nad Anficht jepiger Inftanz als gerechifertigt fid) 
darftellt, weil die Behauptung der Zahlung einer 
Nichtſchuld, worauf die Klage beruht, die Eriftenz 
jeves der Zahlung zu Grunde liegenden BVertrags- 
verhaͤltniſſes negirt, ſonach jelbftverftändlih auch 
die Vorausfegungen eines den Anſpruch ſechsprocen⸗ 
tiger Verzinſung geſtattenden Handelsgeihäfts 
— Art. 287. des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs — mangeln.“ ꝛc. 

UL Entſcheidungsgründe zu dem Erfennts 
niſſe des Königl. Oberappellationsgerichts 
(publicirt den 29. April 1870): 

„Dem Borbehalte ver Rüdforderung, welcher von 
den Klägern ausweislich der Klagbeifuge E. bei Zah⸗ 
lung des in der legteren bemerken Betrags geftellt 
und vom Beflagten zugeſtanden worden ift, bat die 
zweite Inftanz Bl. — mit Recht nur die Wirkung 
der Erhaltung des Klagrechts aus der gegahlten Nicht» 
ſchuld beigelegt. Sollte damit nicht blos die Bor- 
ausjegung, daß Kläger wifjentlih ein indebitum 
gezahlt, befeitigt, fondern auch den Klägern ein von 
der condictio indebiti, foviel die Begründung und 
Beweislaft anlangt, abweichendes Klagrecht erworben 
werben, fo hätte die darauf gerichtete, überdies nad) 
Lage der Sache wenigftens auf Seiten des Beflagten 
unwahrſcheinliche Abſicht deutlicher ausgefprochen 
werben follen. Ob übrigens die BL. — angedeutete 
Auffaffung der Klage ald condietio sine causa 
(8. 1547 flg. des bürgerlichen Gejegbuchs) den Klä- 
gern günftiger gewefen fein würde, fann bahin geftellt 
bleiben, nachdem von ihnen Bl. — das Vorhanden⸗ 
fein eine Schuld Otto W.'s, ald Grundes der 
Zahlung, ausprüdlich eingeräumt worden ift und es, 
wie bereit8 BL. — (unter U. zu 1.) entwidelt worden, 





hierbei überhaupt nur auf das Schuldverhältnig W.’s 
zu ‚dem Beflagten, nicht darauf anfommt, ob dem 
Beklagten eine Forderung an die Kläger zugeftanden 
habe. Bon felbft erledigt fich hierdurch zugleich die 
DI. — zu lefende Hindeutung auf die condictio ob 
turpem causam (bürgerl. Geſetzbuch $. 1540 flg.). 
Bellagter war zu der geforderten Herausgabe des 
Tabals eben nicht verpflichtet, wenn ihm daran wegen 
feiner vorgebachten Forderung an W. ein Retentions- 
recht in Gemäßheit Art. 313. des allgem. deutfchen 
Handelsgeſetzbuchs zuftand. 

Die Zuftändigfeit des lepteren haben nun Kläger 
dermalen an fich nicht beftritten, fondern nur deſſen 
Berluft in Folge unterlaffener unverzüglicher Benach⸗ 
richtigung Seiten des Bellagten behauptet. Wenn 
die zweite Inftanz Bl. — dagegen bemerkt, daß jene 
Unterlaffung nicht den Berluft des Retentionsrechts, 
fondern nur die Verpflichtung zum Schabenerfage 
nad) fid) ziehe, fo entfpricht dies der von der jepigen 
Inftanz befolgten, durch die analogen Beftimmungen 
der Art, 310. Abſ. 3. und Art. 311. a. €. unter- 
ftügten Auslegung von Art. 315. Den Klägern fteht 
aber noch überdies, wie Bl. — nachgewieſen ift, ent- 
gegen, daß dem Beflagten eine Unterlafjung recht⸗ 
zeitiger Anzeige überhaupt nicht zur Laft fällt. 

Endlich war der in der Anmerkung zu Einl.⸗Pkt. — 
aufgeftellten, von dem vorigen Inftanzen gebilligten 
Anficht des Beklagten, daß Klagbeifuge C. nur W.'s 
Anzeige des an Kläger erfolgten Berfaufs der Tabafe, 
nicht aber eine Anweiſung des Beflagten zu beren 
Auslieferung an Kläger enthalte, lediglich beizuftim- 
men. Inwiefern aber dadurch, daß der in Alagbeis 
fuge C. zur Empfangnahme der Tabake legitimirte 
„Bringer dieſes“ der Beauftragte der Kläger Jacob 
K. geweſen, das Recht der Kläger auf deren Aus- 
antwortung indirect hergeftellt werde, hängt von ber 
Richtigkeit der in Klagabfchnitt — gegebenen Dar- 
ftellung des Sachhergangs ab, über welche das BI. — 
erfannte relatum zu entjcheiven hat. Bon der in die 
Eidesformel mit aufgenommenen Klagbehauptung, 
daß ernannter K. ald Bevollmädhtigter der Kläger 
fich zu erfennen gegeben habe, gänzlich abzufehen, wie 
Kläger Bl. — verlangen, erjcheint der jegigen Inftanz 
unthunlich. If auch erwiefener Maaßen K. ſchon 
vor der hier fraglichen Zeit mit Vollmacht Seiten der 
Kläger verfehen geweien, jo folgt doch daraus noch 
nicht, daß Bellagter bereitö bei der in Klagabſchn. — 
gedachten Gelegenheit Kennmiß hiervon gehabt habe. 
8.8 Herauslaffung, Kläger feien zu Bezahlung des 
fraglichen Wechfeld gegen Empfang der Lagerfcheine 
bereit, läßt der gleichzeitig vorgezeigten Klag— 
beifuge C. gegenüber noch feineswegs auf ein 
anderes, ald das BL. — (unter IL. zu 3.a.) bargelegte 
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Verſtaͤndniß ber letzteren mit Sicherheit ſchließen. 
Kommt hierzu nah Klagabſchn. — no, daß Be 
Hagter auf jene Herauslaffung zur Ausantwortung 
der Lagerfcheine nicht an bie Kläger, fonbern, in 
Uebereinftimmung mit bem Inhalte der Klagbeif. C., 
an K.'n, als „Bringern derfelben‘, fich bereit erflärt 
haben foll, fo find auch die vorberührten Umftände 
ungeeignet, ein die Geltendmahung des Retentiond- 
rechts für die Zukunft ausfchließendes vertragsmäßiges 
Berhältniß des Bellagten zu ben Klaͤgern in dem 
DI. — entwidelten Sinn zu begründen, dazu bedarf 
ed vielmehr der Bewahrheitung der obengebachten 
Klagbehauptung durch den erfannten Relateid.” ıc. 


Iſt ein zum Behufe der Bortfegung eines Spieles 
gegebene8 Darlehn rechtögültig und einflagbar? 


Mitgetheilt von 
Herrn 9, ©, in D. 


3. war im MWechfelproceffe auf Grund eines von 
ihm auf ©. gezogenen, von diefem auch acceptirten 
Wechſels über 50 Thle. — — wider diefen Hagbar 
geworden. In dem angeftandenen Wechfelverhöre 
fagte der Bellagte zwar vergleichöweife die Bezahlung 
der Wechfelforberung zu, behielt fich aber mit Klägers 
Genehmigung vor, die von ihm geltend gemachte, ihm 
jedoch von letzterm beftrittene Einrede, daß die beregte 
Wechſelſchuld aus einem Hazardſpiele herrühre, im 
Wege der Widerflage auszuführen. In Gemäßheit 
dieſes Vorbehalts reichte ©. nun auch die Widerflage 
ein, in welcher er fi darauf bezog, daß er fih am 
Tage der Austellung des MWechfeld in der B.'ſchen 
Reftauration bei einer von einem gewiſſen M. aufs 
gelegten Pharobanf mit dem Widerbeflagten und 
andern Perfonen als Mitfpieler betheiligt und bei 
diefer Gelegenheit den Widerbeflagten um ein Darlehn 
von 50 Thlrn. —⸗ —⸗ behufs der Fortfegung des 
Spieles erfucht habe, welches ihm diefer, nachdem er 
den der Vorklagſache zu Grunde gelegten Wechſel 
acceptirt, auch gewährt habe, er, der Widerfläger, 
babe jedoch auch diefen Betrag an den Banfhalter M. 
verloren. 

Das Proceßgericht erachtete das Suchen des Wider- 
flägerd für begründet und entband in Folge deſſen 
denfelben von dem in der Borklagfache erhobenen 
Anfpruche, da nach 8. 1480. des bürgerl. Geſetzbuchs 
Forberungen aus einem Spiele mittelft Klage nicht 
geltend gemacht werben fönnen, nad) der diefer geſetz⸗ 
lichen Beftimmung in der Praris bisher zu Theil 
gewordenen Auslegung — Zeitfchrift für Rechtspfl. 
u. Berw., N. F. Br. 32. S. 519. und Annalen des 
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KR. Oberappellationsgerichts, N. F. Bd. V. ©. 437. 
Anm. 6. — nun aber von biefer Beftimmung nicht 
nur biejenigen Forderungen betroffen werben, welche 
dem einen Spieler an den andern direct aud dem 
Spiele entftanden feien, fondern dadurch auch bie- 
jenigen Forderungen von der Klagbarkeit ausgeichlofien 
würden, welche dadurch entftanden, daß ein Mitipie- 
ler dem andern Darlehne zum Zwede des Spieles 
gemacht habe, indem, wie an den vorgedadhten Stellen 
ausführlich auseinandergefegt worden fei, hierin im 
Zweifel nur eine verfchleierte Spielſchuld zu erbliden 
fei. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Dres- 
den wies dagegen des Widerflägerd Suchen mittels 
Erfenntniffes vom 13. Auguft 1870 fchlechterdings ab, 
„in Erwägung, daß das Mandat wegen der Hazard- 
und anderer hohen Spiele vom 20. December 1766 
duch das Geſetz vom 11. April 1864 ausdrücklich 
aufgehoben und hier die in dem erftern enthaltene 
Beftimmung über die Ungültigfeit von Darlehnen 
zum Behufe des Spieles nicht wiederholt, ferner bei 
Abfaffung des bürgerlichen Geſetzbuchs von der Auf- 
nahme einer ſolchen Beftimmung abgeſehen, 

Siebenhaar, Commentar zum bürgerl. Geſetzbuch, 

1. Aufl. Br. 2. ©. 346. 

und darnach in 8.1480. des angezogenen Geſetzbuchs 
nur ben Forderungen aus Spiel die Fähigkeit, Hag- 
oder ausfluchtöweife geltend gemacht zu werden, abs 
geiprochen worden, dies aljo, weil zu Forderungen 
aus Spiel Darlehne zum Spielen oder Fortfpielen 
nad klarem Wortlaute der angezogenen Paragraphe 
nicht gehören, vom bürgerl. Geſetzbuche augenfcheinlich 
auf den Fall befchränft ift, wenn von den Perſonen, 
welche gegen einander gejpielt haben (fo, daß jede 
unmittelbar von der andern gewinnen wollte, wie 
beim Hazarbipiel der Banfhalter und der gegen ihn 
Einjegende), eine die andere zur Zahlung des ur- 
fprünglichen Spielverlufts oder des zu deſſen Dedung, 
bez. zum Fortfpielen gegen fie von einer der andern 
darlehnsweife Borgefchoffenen anhalten will, als wel- 
ches aud; in dem Bl. — von der vorigen Inftanz 
und vom Widerfläger angezogenen, in der Zeitfchrift 
für Rechtspflege und Verwaltung, N. 5. Bd. 32. 
©. 519 lg. veröffentlichten Falle ftattgefunden hat, 

jedoch in dem jegt zur Entfcheidung vorliegenden 
Vorgange das Verhältniß ein anderes geweſen ift, 
indem bier nad Bl. — beide Parteien feineswegs 
unter fi und gegen einander, fondern jede für fich, 
blos gegen den Banfhalter gejpielt haben und folglich 





Nedarteur: Bundes: Oberhandelsgerichteraitg Werner, 
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auch vom Widerfläger die a. a. D. mitgetheilte Ent- 
ſcheidung des Königl. Oberappellationdgerichts nicht 
zu feinen Gunften angezogen werden kann, obwohl 
andererfeitd der Widerbeflagte, wenn bie cit. $. 1480. 
gegen ihn Anwendung litte, auf feine angebliche Ber- 
wahrung gegen das, was der Widerfläger mit dem 
ihm geliehenen Gelde machen werde, unter den ftatt- 
gefundenen Umftänden fich nach $. 140. des bürgerl. 
Geſetzbuchs vergebens beziehen und nad $. 1399. 
dafelbft ebenjo erfolglos auf das Bl. — nachgewie⸗ 
jene Schuldanerfenntniß feines Gegners ſich berufen 
würde, 

demnach bei der Sachlage ein rechtlich volllom⸗ 
men Hagbarer, von der Vorſchrift $. 1480, des bürs 
gerlichen Gejepbuchs nicht berührter Darlehnövertrag 
der Parteien in Frage fteht, und da der Wibderfläger 
der Erborgung der in der Vorklagfache von ihm ein- 
geflagten 50 Thle. —⸗ —⸗ unter Acceptirung eines 
am nächften Tage fälligen Wechfeld ſowohl dort als 
gegenwärtig Bl. — geftändig gewefen ift, der Uns 
grund feiner lediglich auf die mehrerwähnte $. 1480. 
geftügten Widerflage zu Tage liegt und dad vom 
Widerbeflagten eingewendete Rechtsmittel volle Bes 
achtung zu finden hatte.” ꝛc. 


Miscellen, 


Erneunungen ꝛc. Seine Königlihe Majeftät haben 
den Affeffor des Gerichtsamts Morigburg Oskar Leopold 
Böttger zum Gerichtörath des Bezirfögerihts Oſchatz, 
den Aſſeſſor des Gerichtsamts Sayda Julius Wilhelm 
Fleck zum Gerichtörathe des Bezirksgerichts Chemnig, 
den Affeffor des Gerichtsamts Brandis Arthur Helmuth 
Domaſchke zum Gerichtsrath des Bezirfögerichtd Borna 
und den Affeffor des Bezirksgerichts Zwidau Karl Gott 
lob Clauß zum Gerichtörath deſſelben Bezirkögerichts 
zu ernennen allergnäpigft geruht. 





Abgang. Seine Königliche Majeftät Haben dem 
Gerichtörathe des Bezirfögerihts Baugen Karl Guſtav 
Bach die nachgefuchte Verfegung in Ruheſtand mit der 
gefeglihen Penfion unter Belaffung feines Titeld und 
Ranges zu bewilligen und die definitive Berfegung in 
Ruheſtand des feither in Wartegeld geftandenen vor« 
maligen Gerichtdamtmanns des Gerichtdamtd Burgftäbt, 
Friedrich Theodor Martini mit Bewilligung der gejeh- 
lichen Penfion und unter Belaffung feines Titels umd 
Ranges zu genehmigen in Gnaden geruht. 


Dffiein der Verlagshandlung,. 


Wochenblatt 


Don biefem Mo: 
Ghenblatte ers 
fheinen lahrlich 
64 Nummern zu 
1Duartbogen un 
außerbem am Jah⸗ 
resihluffeein aus: 
führlihes Regifter. 


merkwürdige | hechtsfälle, 


in actenmäßigen Darftellungen 


aus dem Gebiete der Iustizpflege 


Ale BoRämter 
w.Budbanblungen 
übernehmen Beftels 
lungen und liefern 
dasDnartalzupem 
praenumerandozu 
entrichtenbenPreife 
von 1 Thaler, 


und Verwaltung 
zumächft für das 


Königreich Sachfen. 


Berlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 


M 57. 


Meue Folge Adytzehnter Fahrgang. 


1870. 





9%. 


Kann die Vereinbarung der Fäuflichen Ueberlaf- 
fung eines Zeitungsträgergejchäfts ohne fpecielle 
vertragäweife Feftftellung ber Leitungen des 
Berfäuferd ald Gegenftand eines perfecten Rechts⸗ 
geihäfts angejehen werben oder ift eine ſolche 
Vereinbarung nichtig mit der Wirkung, daß ber 
Käufer das Angezahlte conbieiren fann? (Zu 
$. 1082. 1232. 90. 800. 801. 1547. 785. 864. 
1089. des bürgerlichen Geſetzbuchs.) 


Mitgetbeilt von 
Herrn Dr. 8, in 2. 


Mittelft einer bei dem Königl. Gerichtamte im 
Bezirfögerichte Leipzig angebrachten, durchweg auf 
Eidesantrag geftügten Klage forderte S. von dem 
Zeitungsträger B. 290 Thlr. 18 Nor. 8 Pf. nebit 
Berzugszinfen und ftügte diefe Klage auf folgende 
thatfächliche Anführungen: . 

Nachdem er erfahren, daß Beflagter fein Zeitungs- 
trägergejchäft verfaufen wolle, fei er am 24. Auguft 
1868 wegen Fäuflicher Erwerbung des legtern mit 
dem Beklagten in Unterhandlung getreten. Hierbei 
habe B. angegeben, daß das Geſchäft jährlich 1600 
Thle. —⸗ —s eintrage und daß er für das Geſchaͤft 
1000 Thle. — — verlange. Er, Kläger, habe fi 
nicht abgeneigt gezeigt, ihm das Gejhäft für dieſen 
Preis abzufaufen, „wenn es, wie Bellagter fage, 
wirklich foviel einbringe”, worauf legterer bemerflich 
gemadt, „wenn Sie 1000 Thle. — — geben, da 
geht das Geſchaͤft gleich auf Ihre Rechnung und Sie 
haben die Einnahme von diefem Vierteljahre (Johan- 
nis bis Michaelis 1868). Wollen Sie ed von 


Michaelis an nehmen, da geben Sie 800 Thle. — —r. 
Er, Kläger, habe dem Bellagten feine Bereitwilligfeit 
zu erkennen gegeben, das Gefchäft zu übernehmen, 
ihm jedoch auch gefagt, wie er das Geld dazu erft zu 
Neujahr 1869 flüffig machen könne. Worläufig habe 
er dem Bellagten jedoch 10 Thle. — —- als Drauf- 
geld gezahlt. 

Nähere Mittheilungen über die Natur und das 
Weſen des fraglihen Geichäfts, namentlich welche 
und wieviel Zeitungsblätter einzufaufen und leihmeife 
herumgutragen, wer die Kunden feien, wie viel bie 
Blätter im Einkaufspreiſe fofteten, wieviel und in 
welchen Friften die Kunden zahlten ıc., bergleichen 
Mittheilungen habe ihm Bellagter nicht gemacht, fo 
daß ed an einem eigentlichen Kaufsgegenftande gaͤnz⸗ 
lich gefehlt habe. 

Am 25. Auguſt ej. ai. habe Bellagter gefagt, er 
wolle ihm das Gefhäft am 1. September übergeben, 
wuͤnſche jedoch eine Anzahlung von 100 Thlen.— —. 
Darauf habe er in Ermangelung baaren Geldes dem 
Beklagten drei Scheine der Sächfifhen Hypothefen- 
banf auf je 100 Thle. — —⸗ lautend mit der Bes 
flimmung übergeben, daß er, Bellagter, durch deren 
Verkauf ſich die begehrten 100 Thle. —⸗ —⸗ ver 
ſchaffen fönne; am 26. Auguft habe auch der Beflagte 
ihn bereitd in Kenntniß gefegt, daß er für dieſe 
Scheine einfchließlich der laufenden Zinfen 280 Thlr. 
18 Ngr. 8 Pf. baar ausgezahlt erhalten habe. Darauf 
habe er, Kläger, dem Bellagten gefagt, daß ed doch 
für ihn, Klägern, zu viel fei und daß er das Geſchaͤft 
nicht nehmen fönne, Tags darauf habe er den Bes 
klagten aufgefordert, ihm etwas Schriftliches über den 
Empfang von 10 Thlen. — — und der drei Hypo⸗ 
thefenbanffcheine zu geben, worauf Beflagter einen 
Schein folgenden Inhalts: „Ich Unterzeichneter bes 
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fenne hiermit, daß ich mein Zeitungsgefhäft an ven 
Herrn ©. für den Preis von 1000 Thlın. — —⸗ 
fäuflich überlafle, wovon mir 290 Thlr. 18 Ngr-8 Pf. 
Draufgeld und Anzahlung gemacht bat. Gottlob 
Friedrich V. Zu bemerken iſt noch, daß das Ge- 
ſchaͤft, wie es fteht und liegt, mit Ausgabe und Ein- 
nahme ich ihm uͤberlaſſe.“ ausftellte. 

Er habe die Annahme diefes Scheines abgelehnt, 
und unter wiederholter Weigerung, das Gefchäft zu 
übernehmen, die Ausftellung eines andern Scheines 
verlangt, einen abgeänderten Schein jeboch nicht er- 
halten. Bellagter habe ihm nun weder am 1. Sep- 
tember 1868, noch überhaupt Etwas geleiftet, um 
ihn in den Stand zu fepen, das Zeitungsgefchäft zu 
übernehmen und fortzuftellen, ja er habe kurz vorher 
fhon einem feiner Söhne einen Theil der dazu ger 
hörigen Zeitungen gegen Zahlung einer Summe von 
100 Thlm. —⸗ —» abgetreten, und neuerdings 
(October 1868) habe Bellagter fein Zeitungsgefchäft, 
foweit er daſſelbe nach diefer Abtrennung eines Thei- 
led zu Gunften des Sohnes noch befeffen, an einen 
gewiflen Sch. für 800 Thlr. —⸗ —⸗ verfauft, ber 
biejes Geſchaͤft auch gegenwärtig betreibe. Sei hier 
nad aber ſchon von vornherein zwifchen Klägerm 
und Beflagtem fein Vertrag gültiger Weife zu Stande 
gefommen, fo habe Bellagter deshalb die angeblich 
als Kaufgeld angezahlten 290 Thle. 18 Nor. 8 Pf. 
bem Kläger zurüdzugeben ıc. 

Wie fi) der Beflagte auf die Klage eingelaffen, 
geht zur Genüge aus den nachftehenden Entfcheiduns 
gen hervor. 

1. Urthel des Königl. Bezirkögerichts zu 
Leipzig vom 8. Mai 1870: 

„In Erwägung, daß der Kläger Rüdzahlung 
derjenigen 290 Thle. 18 Nor. 8 Pf., welche er dem 
Beklagten in Abſchlag auf das Kaufgeld für ein dem- 
felben zugehöriges Zeitungsträgergefchäft gewährt hat, 
nah Bl. — im Wefentlichen unter dem Anführen 
fordert, 

a) es ſei von vornherein zwifchen ihm und bem 
Beklagten fein Bertrag gültiger Weife zu Stande 
gefommen und ed habe 

b) der Bellagte dafjelbe Gefchäft, wofür er die im 
Streite befangene Summe von ihm gezahlt ans 
genommen, an einen Dritten fäuflich abgetreten 
und übergeben, 

dieſe Klage aber der rechtlichen Begründung ent 
behrt, da 


zu a. 
feinen eignen Zugeftänpniffen ad pet. lit. cont. — 
zu Folge der Kläger felbft dem Beflagten das in Rede 
ftehende Gefhäft am 24. Auguft 1868 feil gemacht, 





und als biefer dafür 1000 Thle. — —⸗ mit dem 
Bemerfen verlangt, es würde, wenn Kläger biefe 
Summe gewähre, das Geihäft jhon von Johannis 
1868 ab auf jeine Rechnung gehen, feine Bereit 
willigfeit, dad Geſchaͤft fäuflich zu übernehmen, fofort 
zu erfennen gegeben und alsbald 10 Thle.. — —⸗ 
in Abfchtag auf die Kaufſumme gewährt, auch bed 
andern Tages mit dem Bellagten ausgemacht, daß 
die Uebergabe bereitö am 1. September erfolgen folle, 
nicht minder am 27. Auguft dem Bellagten auf defien 
Berlangen eine anderweite Abfchlagszahlung in Werth» 
papieren, bie der Bellagte mit 280 Thlen. 18 Nor. 
8 Pf. verfilbert gehabt, geleiftet und ein Empfangs⸗ 
befenntniß des bei Einl.-Abjchn. — gedachten Inhaltes 
über das gefchloffene Rechtsgefhäft angenommen hat, 
Zugeftändniffe, welche feinen Zweifel darüber ent 
ftehen laſſen, daß zwiſchen den ftreitenden Parteien 
ein zweifeitiger Bertrag zu Stande gefommen ift, auf 
Grund defien der Kläger nur einen Anfpruch auf 
Erfüllung, aljo auf Leiftung des Kaufsobjectes, 
d. h. auf Ueberweifung der Kundſchaft und Nam: 
haftmachung der Zeitungen und Journale, welche von 
biefer gelefen werden, ingleichen auf Rechnungsable—⸗ 
gung über Einnahme und Ausgabe auf die Zeit von 
Iohannis 1868 bis zur factifchen Uebernahme des 
Geihäfts gegen Zahlung des Reftes der Kauffumme, 
nicht aber das Recht einfeitigen Rüdtritted vom 
Vertrage wegen einer etwaigen mora des Mitcontra- 
henten in Erfüllung der ihm obliegenden Berbind- 
lichfeiten erlangt hat ($. 785. 864. 1089. flg. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs), weiter die 
zu b. 

angeführte Thatfache, wäre fie auch, wie nicht ge— 
fchehen (vergl. Einl.⸗Abſchn. 33. und 34.), von dem 
Beklagten zugeftanden worden, bie beantragte Ver 
urtheilung zu rechtfertigen nicht geneigt fein würde, 
da nad ber neueren, die früher entgegenftehende 
Praris aufhebenden Gefeggebung fogar die Unmög- 
lichfeit der Vertragserfüllung ohne freiwillige Mits 
wirkung dritter Perfonen nicht als ein Grund anzu- 
jehen ift, die Klage auf Erfüllung unftatthaft erfcheinen 
zu laflen und den Berechtigten auf die Entſchaͤdi— 
gungäflage zu befchränfen ($. 144. und 761. des 
bürgerlihen Geſetzbuchs, vergl. auch Siebenhaar, 
Gommentar zum bürgerlichen Geſetzbuch zu $. 761., 
Zeitfchrift für Rechröpflege und Verwaltung, N. 8. 
Band 28. Seite 348.), demnächft aber auf Umftände, 
welche auf einen mutuus dissensus ($. 106. leg. cit.) 
fließen laſſen könnten, auf Grund deſſen der Kläger 
Aufhebung des Kaufgeihäfts und Rüdgabe der ge- 
machten Anzahlungen fordern könnte, nicht Bezug 
genommen worben ift, folhem allen nach die Abwei- 
fung der Klage geboten erfcheint, 
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fo hat des Klägers Suchen in der angebrachten Maaße 

nicht ftatt 10.” 

2. Urthel des Königl. Appellationsgerichts 
zu Leipzig am 24. September 1869: 

„Daß e8 bei dem ıc. Urthel nicht zu laflen, ſon— 
bern es ift der Beflagte dem Kläger den geforderten 
Bereicherungsbetrag an 290 Thlr. 18 Nor. 8 Pf. 
nebft Zinfen des Berzugs zu 5 Procent von Zeit er- 
hobener Klage an berauszuzahlen ſchuldig. 

Entfheidungsgründe: 

Selbft wenn liquid vorläge, zwifchen den Parteien 
fei, wie der Bellagte BL. — anführt, am 24. Auguft 
1868 ein dahin lautendes Abkommen berebet worben, 

der Bellagte verkaufe fein Zeitungsgeihäft dem 
Kläger für den Preis von 1000 Thlen. — —; 
300 Thlr. — — + feien fofort ald Draufgeld 
und 700 Thle. — —⸗ am 1. September 1868 
zu zahlen; an diefem Tage folle die Uebernahme 
bes Gefchäfts ftattfinden, das Geſchaͤft aber jos 
gleich auf Rechnung Klägers gehen und biefer 
die Einnahme für das Vierteljahr Johannis bis 
Michaelis 1868 haben, 
— und daß fpeciellere Verabredungen getroffen wor⸗ 
den feien, behauptet auch der Bellagte nicht — fo 
wäre damit fein Anhalt für die Annahme gewährt, 
es fei zwifchen ven Parteien ein Rechtögefchäft, fei 
dies ein mit Mandat verbundener Kaufvertrag oder 
ein fonft gemifchter Bertrag, zur Perfection gelangt. 
Es ergiebt fich dies ohne Weiteres aus der Erwaͤ⸗ 
gung, daß, hätte der Kläger mit der actio emti auf 
Erfüllung oder der Beflagte mit der Berfaufsflage 
auf Zahlung des Kaufgeldreftes geklagt, der Richter 
fi) außer Stande befinden würde, eine bie Leiftung 
des Beflagten feftftellende erecutionsfähige Eon» 
demnatoria zu faffen. Die Erflärung des überein» 
Rimmenden Willens, Bellagter folle dem Kläger fein 
Zeitungsgefchäft für 1000 Thle. — —⸗ laͤuflich 
überlaflen, läßt in feiner Weife erfennen, ob Einvers 
ftändniß der Vertragichließenden über den Umfang 
und die Befchaffenheit der Bertragsleiftungen des 
Beflagten vorhanden geweſen fei; ebenſowenig giebt 
ed einen objectiven Maafftab, um für die Beftim- 
mung diefer Bertragsleiftungen ein arbitrium boni 
viri eintreten zu laffen. Die Bemerkungen der Klag- 
fchrift Bl. — und BI. — (p. 1. c.—) und die Aus» 
lafjungen des Bellagten Bl. — weifen zwar darauf 
bin, daß das Geſchaͤft des lehteren ein „Zeitungs— 
trägergefchäft” geweſen fei, daß berfelbe Zeitungen 
gehalten, fie an Kunden vermiethet und benfelben 
zugetragen haben fol. Allein ohne nähere Kenntniß 
der Art und Weife, in welcher diefes Gewerbe betrie- 
ben worden ift, laͤßt fich der Leiftungsgehalt der 
Obligation in feiner Weife ermeflen, welche der 
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Beklagte mit der Zufage „Läuflicher Geichäftsüber- 
laffung‘ übernommen hat, und ebenfowenig, ob in 
dieſer Beziehung Uebereinftimmung der Parteien vor⸗ 
handen fein fünne. Wollte man fi) an die gewählte 
Bezeichnung des Rechtsgefchäfts ald eines „Kaufes” 
halten, jo hätte die Verbindlichkeit des Beklagten ber 
Sadlage nah nur in der Tradition Förperlicher 
Saden und in der Geffion erworbener Forderungen 
beftehen fünnen (zu vergl. $. 1082. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs). Dann würde in Frage fommen: haben 
zur Zeit der Vereinbarung zwifchen dem Beflagten 
und feinen Kunden Mieth- und Dienftverträge bes 
ftanden, die dem erfteren Klagrechte über die Zeit des 
1. September 1868 hinaus gewährten, waren bie 
Forderungstechte aus den das Zutragen ber Zeituns 
gen betreffenden Dienftverträgen überhaupt ceffibel® 
(zu vergl. $. 1232.) hatte der Bellagte mit den Ver⸗ 
fäufern, von welchen er die Zeitungen, die Mieth- 
objecte, bezog, Berträge gefchloffen, die über die Zeit 
bes 1. September 1868 hinausreichten? nach welchem 
Maafftabe hatte der Kläger bei einer Geffion der 
diesfallfigen Kaufsflagen zu Berichtigung der Kaufs 
preife beizutragen, oder war dieſe Beitragspflicht mit 
der Verwilligung des fogenannten Kaufpreifes an 
1000 Thle. — — befeitigt? gehörten zu bem ver- 
fauften Gejchäfte außer den Gefchäftsbüchern körper- 
lihe Sachen, Utenfilien, angefammelte und verwerth- 
bare Jahrgänge der zu Bermiethung benußten Zei- 
tungen, und war die Verbindlichkeit zu eigenthümlicher 
Ueberlaſſung diefer körperlichen Sachen in dem Kaufs- 
geihäfte begriffen? hatte der Beklagte eine befondere 
Localität für die Aufbermahrung ber Zeitungen, Bücher 
und für den Gejchäftsbetrieb ermiethet, und hatte er 
dem Kläger den Eintritt in den diesfallfigen Mieth⸗ 
vertrag zu verichaffen oder ihm die Benugung ber 
Localität bis zum Ablaufe der Miethzeit gegen Ge— 
währung ber ftipulirten Vergütung von 1000 Thlr. 
—⸗ —, zu geftatten? x. Nach allen diefen Rich- 
tungen bin fann Anlaß zu fpeciellen Bereinbarungen 
vorhanden geweien fein, und daß dergleichen Be— 
redungen, auf deren Mangel fich der Kläger Bl. — 
fügt, flattgefunden haben oder inwieweit biefelben 
nad) der Beichaffenheit des Gejchäftsbetriebes des 
Bellagten entbehrlich geweſen feien, darüber gewährt 
die BI. — in Anmerkungen zu einzelnen Einlaffungs- 
punkten zerftreut aufgenommene Sachdarſtellung des 
Beklagten feinen Aufichluß. Die Bl. — auf den 
Eid geftellte Behauptung des Beklagten BI. —, 
er habe dem Kläger die Geſchaͤftsbuͤcher vorge: 
legt, ihm die darin aufgeführten Kunden gezeigt, 
die Zeitungen, welche er gehalten habe, fowie 
die Einnahme und Ausgabepoften erläutert und 
ihm nachgewiefen, daß das Geſchaͤft vierteljäh- 





tig nach Abzug aller Spefen einen Reingewinn 
von 130 Thalern bis 150 Thalern abgeworfen 
habe, 
giebt jelbftverftänblich feinen Aufichluß darüber, daß 
Einverftändniß der Eontrahenten über die Bertragd- 
leiftungen des Bellagten zur Ausſprache gelangt jei. 
Die vorige Inftanz verweift Bl. — darauf, 
„das Bertragsobject habe in einem facere, ber 
Ueberweifung der Kundfhaft und Namhaft⸗ 
machung der Zeitungen und Journale, ingleichen 
in der Rechnungslegung über Einnahme und 
Ausgabe auf die Zeit von Johannis 1868 bis 
zur factifchen Uebernahme des Gejchäfts beftan- 
den.” 

Adgefehen indeß davon, daß dem Obbemerften 
nach feine Unterlagen actenfundig geworden find, 
welche die Annahme rechtfertigen, die Vereinbarung 
„der Fäuflichen Gefchäftsüberlaffung‘ habe dem Be- 
Hagten zu weiteren Leiftungen ald den nurbezeichneten 
nicht verpflichten können, fo ift auch „die Ueber: 
weifung der Kundfchaft” eine unbeftimmte Leiftung, 
bie einer fpecielleren vertragdweifen Feftftellung beburft 
haben würbe, um als Beftandtheil eines perfecten 
Rechtsgeſchäfts zu gelten, da ohne eine foldhe Feft- 
fellung die Frage offen bleiben mußte, ob der Kläger 
ſich mit einer Namhaftmachung der Perfon und der 
Wohnungen der Zeitungsfunden begnügen, ober ob 
er perfönliche Empfehlung Seiten des Beklagten ober 
Bermittelung der Zuftimmung ber Kunden zu feinem 
Eintritte in die von dem Beflagten mit denfelben ge: 
ſchloſſenen Verträge ıc. beanfpruchen dürfe. 

Das flreitige Rechtsgefchäft würde demnach auch 
dann als ein in wefentlichen Theilen unvollendetes 
bezeichnet werben müffen, wenn, wie ber Bellagte 
unter Berneinung des 13. Einlafjungspunftes anführt, 
vollftändige Einigung über die Zahlungsfriften erlangt 
worden wäre. Das bürgerliche Geſetzbuch bezeichnet 
Verträge, denen ed an dem Erforberniffe der Beftimmt- 
heit und Beftimmbarfeit der Bertragsleiftung bes 
einen ober andern Theiles gebricht, für nichtig (8.90. 
$. 800. und 8. 801.) und gewährt dem, welcher aus 
einem nichtigen Gefchäfte etwa® dem anderen Con— 
trahenten geleiftet hat, die condictio sine causa auf 
Rüdforderung des Geleifteten (8. 1547.). Als eine 
foldhe condictio sine causa erfcheint die BI. — er- 
hobene Klage nicht nur dem Obigen nad) begründet, 
ſondern auch in ihren factifchen Unterlagen liquid. 
Denn den Empfang der zurüdgeforberten 290 Thlr. 
18 Nor. 9 Pf. hat der Bellagte zugeftanden (p. 1. c. 
14. 20. 23.) und feine eigene Geſchichtserzaͤhlung 
giebt Mare Maaße, daß der ald Kauf bezeichnete Ver- 
trag ein unvollendetes Nechtsgefchäft gewefen ift, dem 
gegenüber das Innebehalten des Empfangenen eine 
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nicht gerechtfertigte Bereicherung feines Vermögens 
zum Nachtheile des Klägers zur Ericheinung bringt. 
Daß übrigens der legtere Bl. — die Ueberlafiung des 
Grlöfes der fol. cit. gedachten Ereditpapiere als ein mit 
den Verhandlungen über den Erfauf des Zeitungd- 
geihäfts zufammenhängendes Darlehnsgeihäft bar 
zuftellen fucht und der Beklagte die Darlehnsberebung 
(p- 1. c. 17. und 19.) geleugnet hat, ift irrelevant, 
da jener Erlös von dem Bellagten ald gewährtes 
Angeld bezeichnet und mit diefem Belenntnifle das 
Eonbdictionsrecht des Alägers liquid geftellt worden ift 
(zu vergl. Anmerkung zu p. 1. c. 19.). 

Auch die in der Anmerkung zu p. 1. c.32. Bl. — 
vorgeſchuͤtzte, auf einen Verzichtövertrag geftügte Aus⸗ 
flucht hat bei der Entſcheidung unberüdfichtigt bleiben 
müffen. Denn bat gezeigter Maafen ein Klagrecht 
auf Bertragserfüllung und fomit auch der Anſpruch 
auf ein als „Reugeld“ bezeichneted id quod interest 
für den Beflagten nicht beftanden und fchließen ferner 
die actenkundig gewordenen Berhältnifie die Annahme 
aus, daß der Kläger mit der Erflärung, „da lafle 
ich die 300 The. —⸗ —- fahren”, wäre fie in 
Wahrheit erfolgt, einen Liberalitätsact zu Gunſten 
des Beflagten hätte üben wollen, fo liefert auch die 
Begründung der Klage ald condictio sine causa und 
deren Liquidität zugleich fchlüffige wie liquide Unter- 
lagen für die Replif, daß der Verzicht auf Nüdfordes 
rung des als Angeld Gemwährten die irethümliche 
Leiſtung einer Nichtſchuld enthalten habe, und jomit 
liquide Unterlagen für eine Eondicirung derjenigen 
Obligation, die durch den BI. — ercipirten Verzichtd- 
vertrag zur Entftehung gelangt fein fol. Ob daher 
der legtere in Wahrheit beredet worden ift oder nicht, 
bleibt für die Entſcheidung einflußlos, weil, felbit 
wenn bie auf jenen Vertrag geftügte Exception in 
rechtlicher Gewißheit berubte, der Beachtung derjelben 
die condictio indebiti liquid entgegenftehen würbe, 
die die Klage als eine replica libello inserta in fi) 
ſchließt. 

In Erwägung deſſen ift in Beachtung des Rechts⸗ 
mitteld des Klägerd in der Hauptfache eine dem 
Petitum BI. — entiprechende unbebingte Verurtheis 
lung des Bellagten auszufprechen geweſen.“ 


3. Urthel des Königl. Oberappellationss 
gerichts zu Dresden vom 17. März 1870: 
„Daß es, auf die Appellation der Bellagten*), 
weder bei dem gedachten Urthel (zweiter Inftanz), 
noch fo fchlechterding® bei der Entjcheidung der erften 
Inftanz Bl. — zu lafien, fondern würden die Be- 


*) namlich der Erben des während des Rechtefireites ver: 


ftorbenen Beklagten. 
Anmerk. des Ginj, 





Flagten den über den 17Tten und 19ten Einlafjungs- 
abſchnitt BI. — angetragenen, Bl. — angenommenen 
Eid in der Faflung, 
daß, foviel fie wifien, auch glauben und dafür 
halten, ihr Exblafler, Gottlob Friedrich V., bei 
der BI. — angegebenen Gelegenheit die eben- 
daſelbſt erwähnten drei Scheine der Sächſiſchen 
Hypothefenbanf nicht mit der Beftimmung, fich 
durch deren Berfauf die nöthigen 100 Thaler 
zu verfchaffen, von dem Kläger übergeben erhal- 
ten habe, 
Ihwören, fo find fie in Anfehung eines Betrages von 
180 Thlen. 18 Nor. 8 Pf. von der erhobenen Klage 
zu entbinden und loszuzählen. Dagegen hat des 
Klägers auf ein Mehreres gerichtete Suchen in der 
angebrachten Maaße nicht ftatt. 
Entfheidungsgründe: 
Das vorftehende Urthel beruht auf nachftehenden 
Erwägungen: 
A. 
Der Kläger führt in feiner Klage Bl. — an, 
er habe dem Erblafler der Beflagten 10 Thaler 
und 100 Thaler auf die 1000 Thaler bezahlt, 
welche er demſelben für die Ueberlaffung des 
DI. — näher beichriebenen Zeitungsträgergefchäfts 
verfprochen gehabt habe. 

Eine Rüdforderung diefer Zahlungen würbe nur 
dann begründet fein, wenn ber Vertrag über das 
Zeitungsträgergefchäft entweder wegen wefentlichen 
Irrthums, wegen Handlungsunfähigfeit der Vertrag⸗ 
fchließenden, wegen Richtvorhandenfeins oder Außer- 
verfehrftehens des Objects, über welches contrahirt 
wurbe, nichtig gewefen, oder aus einem fonftigen 
Grunde, 3. B. durch f. g. mutuus dissensus, in ber 
Weife wieder rüdgängig gemacht worben wäre, daß 
er als gar nicht gefchlofien hätte gelten follen. Bon 
alledem findet fih aber in der Klage Etwas nicht. 
Der Kläger hält fih zur Rüdforderung berechtigt, 
weil ein Zeitungsträgergefchäft keinen Gegenftand 
eines Kaufes bilden könne, und weil ihm vor ber 
Schließung des Bertiags von dem Erblaſſer ver Be- 
Hagten feine näheren Mittheilungen über die Natur 
und das Weſen des fraglichen Gefchäfts, namentlich 
welche und wie viel Zeitungsblätter einzukaufen und 
feihweife herum zu tragen, wer die Kunden feien, wie 
viel die Blätter im Einfaufspreife fofteten, wie viel 
die Kunden zablten und zu welchen Friften u. |. w. — 
gemacht worben feien und es ſonach an einem eigent⸗ 
lichen Kaufsgegenftande gänzlich gefehlt habe. Indeſſen 
ift dieſe Anficht des Klägers aus nachftehenden Grün- 
den eine irethümliche: 

1. Man fann dahin geftellt fein laſſen, ob ver 
Begriff des Kaufes nach römischen Rechte auf förper- 
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liche Sachen und Rechte an fremden Sachen beſchraͤnkt 
geweſen ſei. Im heutigen und insbeſondere im 
Säaͤchſiſchen Rechte (man vergl. $. 1082. des bürgerl. 
Geſetzbuchs) if, mamentli nach der Aenderung, 
welche ſich in der Lehre des Obligationenrechts infos 
fern vollzogen hat, als die römifche Contractöform, 
do ut facias oder facio ut des, mit allen ihr nach 
tömifchem Rechte zufommenden Eigenthümlichkeiten 
binwegfallen und in die allgemeine Gruppe ber f. 9. 
Eonfenfualverträge eingereiht worden ift, befteht diefe 
Schranke nicht mehr (Commentar zum bürger!. Geſetz⸗ 
buche, ed. II. Bd. 2. ©. 3. und ©. 83 flg.). 

2. Ergiebt ſich aber hieraus, daß ein angebrach- 
tes Geſchaͤft, alfo auch ein Zeitungsträgergefchäft, 
Object eines Eonfenfualvertrages fein fann, fo bedarf 
es, wenn über ein foldhes Gefchäft contrahirt worden 
ift, zur Gültigkeit des Bertrags nicht der Specialis 
täten, welche der Kläger nad) dem oben Gefagten 
erfordert, indem ber Gegenftand des Vertrags ſchon 
durch den Hinweis auf das Gefchäft, wie es betrieben 
wird, ald ausreichend beftimmt zu betrachten ift. 

3. In der Regel wird es fih, wenn ein ange- 
brachtes Gefchäft veräußert wird, auch um förperliche 
Sadıen, 3. B. das Gefchäftsinventar, die Gefchäfts- 
buͤcher u. f. w., handeln und der Vertrag ſich wenig« 
ftens infoweit unter den Begriff eines Kaufes über 
körperliche Sachen bringen laflen. Aber auch, wenn 
dies nicht der Fall ift, begründet der Vertrag über 
ein Geſchaͤft eine Menge Verbinplichkeiten auf Seiten 
des BVeräußerers, für welche eine Gegenleiftung ver⸗ 
ſprochen werden fann. 

Wollte man alfo felbft zugeben, daß ein Vertrag 
über die Ueberlaffung eines Gefchäfts gegen eine 
Gegenleiftung dann, wenn gar feine Förperlichen 
Sachen dazu gehörten, nicht als eigentlicher Kauf zu 
betrachten wäre, fo würbe doch wenigftend darin ein 
nach Analogie des Kaufes zu beurtheilender, durch 
Eonfens der Kontrahenten zur Perfection gelangender 
Vertrag über die Gewährung der zum Fortbetriebe 
des Geſchaͤfts erforderlichen Mittel und Aufichlüffe 
enthalten fein. 

Wenn aber ber Kläger Bl. — noch weiter auf 
Thatfahen Bezug nimmt, aus welchen nad feiner 
Anficht folgen fol, daß der Erblaſſer der Bellagten 
fih außer Stand gefegt habe, den Bertrag ihm, dem 
Kläger, gegenüber zu erfüllen, fo fann auch hierauf 
ein Gewicht nicht gelegt werben, weil, hätte der Erb» 
laffer der Beflagten das dem Kläger verfaufte Gefchäft 
anderweit verfauft, daraus nicht folgen würde, daß 
die Erfüllung des Kaufes dem Kläger gegenüber 
unmöglich geworben fei, zumal fich der Erblaffer 
der Beklagten in den Anmerkungen zu den Einlaffungs- 
abfchnitten 33. und 34. Bl. — zu der Uebergabe des 
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Geſchaͤfts an den Kläger fort und fort bereit er 
Härt bat. 

Unter diefen Berhältniffen war die Klage, joweit 
fie auf Reftitution der Bl. — ald Draufgeld bezahl⸗ 
ten 10 Thaler und der ebendafelbft angegebenen Ab- 
ſchlagszahlung von 100 Thalern gerichtet war, in ber 
angebrachten Maaße abzuweiſen. 

B 


Mit den außerdem geforderten 180 Thalern 
18 Nor. 8 Pf. hat es eine ganz andere Bewandtniß. 
Der Kläger behauptet nämlih Bl. —, daß der Erb- 
faffer der Beklagten ihn, den Kläger, nur um bie 
Bezahlung einer Summe von 100 Thalern gebeten, 
und er, der Kläger, demſelben drei Scheine der Säd)- 
fiihen Hypotbhefenbanf dazu überlafien habe, daß er, 
der Erblaffer ver Bellagten, fich durch deren Verkauf 
die nöthigen 100 Thaler —⸗ —⸗ verichaffen könne. 
Berubte dies in Wahrheit, jo würde der Erblaffer 
der Beklagten von den für die drei Scheine der Saͤch⸗ 
ſiſchen Hypothefenbanf gelöften 280 Thaler 18 Ngr. 
8 Pf. nur 100 Thaler als eine von dem Kläger ges 
leiftete Abſchlagszahlung an fich haben behalten fün- 
nen, die übrigen 180 Thaler 18 Ngr. 8 Pf. aber 
dem Kläger zurüdzugeben gehabt haben, indem in 
der Ueberlaffung der drei Scheine der Saͤchſiſchen 
„ Hypothefenbanf ein Verfaufsmandat mit der Bejtim- 
mung gelegen hätte, daß ber Erblaffer der Beklagten 
die Scheine verkaufen, von dem Kaufpreiſe 100 Tha- 
ler für fich behalten, den Ueberreſt aber an den Kläger 
ausantworten ſollte. Der Erblaſſer ver Bellagten 
hat die angegebene Behauptung des Klägers zu dem 
1Tten und 19ten Einlaſſungsabſchnitte BL — ver- 
neint und Bl. — den ihm darüber angetragenen Eid 
angenommen, indem er angeführt hat, es jeien ihm 
drei Scheine der Saͤchſiſchen Hypothefenbanf auf drei 
Hundert Thaler, welche der Kläger ſchon vor ber 
Uebergabe des erfauften Geſchaͤfts zu bezahlen ver 
fprochen habe, in solutum gegeben worben. 

Das Königliche Oberappellationdgericht hat bie 
Entſcheidung wegen der 180 Thaler 18 Ngr. 8 Pf. 
von der Leiftung des Delateides über die Einlafjungs- 
abfchnitte 17. und 19. aus nachftehenden Gründen 
abhängig gemacht: 

1. Wäre das Berhältniß fo geweſen, wie ber 
Kläger es darftellt, jo wäre der Erblafjer der Beflag- 
ten ex mandato verpflichtet gewejen, die Summe, 
welche er bei dem Berfaufe der drei Scheine ber 
Sädfifchen Hypothekenbank erhalten hatte, nad; Ab- 
zug der 100 Thaler, an den Kläger auszuliefern. 
Nun könnte man zwar die Anficht aufftellen, es fei 
die Forderung des Klägers auf diefen Reft des Er- 
löfes wenigftens nunmehr durch Gompenfation er 
loſchen, weil die Zahlungszeit für die Kaufgeldet, 





welche der Kläger dem Beklagten zu bezahlen gehabt, 
nad dem eigenen Geſtaͤndniſſe des Klaͤgers in ber 
Klage immittelft eingetreten fei. Dem ftehen aber 
nachftehende Bedenken entgegen: 

an) daß der Gefichtspunft des Compenfationd- 
rechts des Erblaflerd der Bellagten nach dem Sage: 
negans jure jurejurando delato et acceptato non 
excipit, in dem vorliegenden Falle ausgefchloffen ift, 

bb) daß der Erblaſſer der Bellagten nach den 
$$. 1098. 860. 768. 990. des bürgerl. Geſetzbuchs 
(man vergl. auch Annalen, N. 5. Band 5. Seite 
446 flg.) gegen die Summe, welche er dem Kläger 
ex mandato ſchuldig war, die Kaufgelder für das 
verfaufte Geſchaͤft nur dann hätte in Aufrechnung 
bringen fönnen, wenn er, was von ihm zu beweifen 
geweſen wäre (man vergl. 8.861. des bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs), den Kauf erfüllt gehabt hätte, 

cc) daß der Erblaffer der Beklagten BI. — felbft 
anführt, es fei zwifchen feinem Mandatar und dem 
Kläger ein Vergleich gefchloffen worden, nach weldyem 
der legtere gegen Innelafjung der geleifteten Abſchlags⸗ 
zahlungen aus dem Kaufe entlafien worden fei. 

2. Die Behauptung des Erblaſſers der Beflagten 
Bl. — es feien ihm die drei Scheine der Saͤchſiſchen 
Hppothefenbanf für fällige 300 Thaler an Zahlungs- 
ſtatt überlaffen worden, involvirt, abgefehen von 
100 Thalern, eine bloße Berneinung der Klage. 
Man kann aber in dem vorliegenden Falle nicht ein- 
mal joviel behaupten, daß darin eine modificirte Ver⸗ 
neinung enthalten fei, indem ein Auftrag, wie ihn 
der Kläger ertheilt haben will, ein ganz anderes Ge⸗ 
ſchaͤft ift, als dasjenige, vermöge deſſen der Erblaffer 
der Bellagten bie drei Scheine der Saͤchſiſchen Hypo⸗ 
thefenbanf erhalten haben will. 

3. Was der Kläger Bl. — über die Quittung 
fagt, welche ihm der Erblaffer der Beklagten aus- 
geftellt habe, ift für die Entjcheidung einflußlos, weil 
nad dem $. 978. des bürgerlichen Geſetzbuchs die 
Quittung nur dann etwas beweifen könnte, wenn es 
ih um eine bei dem Borhandenfein mehrerer Geld» 
ſchulden geleiftete Zahlung (Erfüllung) handelte. 

4 Auch die Meinung hat man nicht für begrün« 
det halten fünnen, daß der Erblaſſer der Beklagten 
in dem zu Begründung der Ausflucht des Vergleiche 
DI. — Gefagten die Wiederauflöfung des Kaufver- 
trags zugeftanden habe, und aus biefem Zugeftänd- 
nifje zu der Reftitution der erhaltenen Abjchlagszah- 
lungen bis zum Beweife des Gegentheils verpflichtet 
worden ſei. Wie in $. 1000. des bürgerl. Geſetz⸗ 
bus beftimmt wird, begründet die Vereinbarung 
über die Wiederaufhebung eines Eonjenfualvertrags, 
wenn der Vertrag entweder ganz oder zum Theil be 
reits erfüllt worben ift, eine Forderung auf Ruͤckgabe 





bes Geleifteten nur dann, wenn bie Abficht ber 
Intereffenten dahin gegangen ift, daß das Geleiftete 
aurüdgegeben werden foll (Gommentar a. a. O., 
Band 1. Seite 145., Zeitfchrift'für Rechtspflege und 
Verwaltung, N. F. Band 28. Seite 41., Annalen, 
N. 5. Band 3. Seite 543.). In diefer Beziehung 
würde aber der Kläger, wenn er zur Rüdforberung 
der Zahlung berechtigt zu fein behauptete, der beweis- 
pflichtige Theil fein.” 2 





97. 
Das in $.3 flg. des Gefeges vor 30. Juni 1868 
georbniete Verfahren findet nicht Anwendung auf 
Ginwendungen des debitor debitoris gegen eine 
an ihn erlaffene Inhibitiondverfügung.*) 
Mitgetheilt von 
Herrn A. W. in P. 

In einer vor dem Königl. Gerichtsamte P. an- 
hängigen größeren Rechtsſache hatte Kläger V. im 
Erecutionsftadium die Inhibition einer angeblich dem 
Beklagten D. bei einem Dritten, M., zuſtehenden 
Forderung von über 100 Thlen. — —» beantragt. 
M. brachte Einwendungen gegen bie an ihn erlaflene 
Inhibitionsverfügung vor, und es wurde daraufhin 
feiten des Procefgerichtd dem Kläger B. unter Mit- 
theilung diefer Einwendungen überlaflen, die legteren 
durch geeignete Anträge zu bejeitigen. 

Zu legterem Zwede beantragte nummehr Kläger 
Anberaumung eines Berhandlungstermins in Gemäß- 
heit 8. 3. des Gejepes vom 30. Juni 1868 und berief 
ſich zur Rechtfertigung feines Geſuchs darauf, das 
angezogene Geſetz ordne das Verfahren auf Einfprüche 
Dritter bei der Hülfsvollftretung in bewegliche Sachen; 
nun gehörten nad) 8. 60. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
Forderungen zu den beweglichen Sachen; folglich 
müffe über die Einwendungen M.'s nach Vorſchrift 
ded genannten Geſetzes entſchieden werben. 

Das Proceßgericht lehnte den Hägerifchen Antrag 
ab, unter Hinweis darauf, daß das Gejep vom 
30. Juni 1868. $. 3 flg. nicht auf Einſprüche dieſer 
Art Anwendung zu leiden habe, und auf hiergegen 
eingewendete Beſchwerde ſprach fi das Königliche 
Appellationsgeriht Zwidau unterm 30. Auguft 
1870 beftätigend dahin aus, unter „beweglichen 
Sachen“ im Sinne des Gefeges vom 30. Juni 1868 
8.1. und $. 3. könnten Forderungen, in welche Die 
Hülfe vollftredt worden, nicht gezählt werben; bie 
Beftimmung in $. 60. ded bürgerlichen Geſetzbuchs 
beziehe fi nur auf den Ball, wo die beweglichen 


*) zu vergl. ©. 325 flg. und S. 439 fig. bes lauf. Jahrg. 
biefes Wochenbl. 
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und bie unbeweglichen Theile eines Bermögensbeftan- 
des zu ſondern feien, wie denn auch ſchon vor dem 
Ericheinen des Gefeges vom 30. Juni 1868 der Fall, 
wo gegen den Rechisbeftand einer Forderung, in 
welche die Hülfe vollfireds worden, Einwendungen 
erhoben worben jeien, aber wo ein Dritter behauptet 
habe, der Forberungsberechtigte zu fein, in ber ſaäch⸗ 
ſiſchen Praris nicht als ein nach 8. 5b. bed Execu⸗ 
tiondgefeges zu behandelnder angefehen worden fel. 
Es habe daher der Befchwerbeführer, dafern er bie 
ibm Bl. — verholfene Forderung zu feiner Befriebi- 
gung zu verwenden gebenfe, im förmlichen Rechtswege 
gegen den am angegogenen Orte genannten Schuldner 
foweit er fich damit fortzulommen getraue — aufzus 
treten x. 


98, 
Zur Lehre vom Schägungseide. Der Schägungd- 
eid ift nach ſächſiſchem Rechte nur bei einem durch 
Arglift oder grobe Fahrlaͤfſigkeit verurfachten 
Schaden, indbefondere dann zuläffig, wenn ſich 
der Schaden fonft nicht ermitteln Täpt. 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. Dr. R. ©. in Gl. 

Ein Strumpfwaarenhänbler verflagte einen Glau⸗ 
chauer Spediteur unter dem Anführen, daß er demſel⸗ 
ben eine Kifte voll Strumpfwaaren mit dem Auftrage 
übergeben habe, diejelbe zu dem am 12. und 13, Octo⸗ 
ber 1869 in Gera ftattgefundenen Jahrmarkte zu ſpe⸗ 
diren, daß Bellagter auch die Kiſte und den Auftrag 
angenommen, bieje Kifte jeboch aus Verſehen nad) 
Leipgig fpebirt, Kläger daher dDiefe Strumpfiwaaren auf 
dem Geraer Jahrmarkte nicht habe feil bieten und 
verfaufen fönnen, auf den ihm hierdurch entgangenen 
Reingewinn im Betrage von 25 Thleın. — —. 

Obwohl ein vom Beklagten benannter Sachver⸗ 
ftändiger dieſe Schädenforderung um eim Bebeutendes 
mobderirt hatte, verurtheilte doch das Handelögericht 
Glauchau unter der Borausfegung, daß Kläger, wozu 
er fich erboten, einen Schägungseid leiftete, den Be- 
klagten zur Begahlung der geforderten 25 Thlr. — —. 

Nachdem Bellagter hiergegen Appellation einge- 
wendet hatte, jepte das K. Appellationsgericht zu 
Zwidau mitteljt eines am 25. April 1870 publicitten 
Urthels den ganzen Inhalt des erftinftanzlichen Bes 
ſcheids außer Wirfjamfeit, indem es hierüber in den 
Entfheidungsgründen Folgendes anführte: 

„Die Beſchwerden des Beklagten find hauptfächlich 
dagegen gerichtet, Daß Kläger zum Schägungseide ger 
laffen worden ift. 

Inſoweit hat Man auch das Rechtsmittel nicht 
für unbegründet anfehen können. 
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Die Sächfifchen Procefgefege enthalten feine be 
fondern Beftimmungen über diefen Eid, vielmehr ver- 
weit die Erl. Broc.-Orbn. ad tit. XXXL 8. 2. auf 
die gemeinrechtlichen Vorfchriften über das juramen- 
tum in litem und Zenonianum. 

Nun herrfcht aber in diefer Lehre unter den Leh— 
tern des gemeinen Rechts keineswegs Uebereinftim- 
mung, vielmehr ift faft jeder Satz beftritten. 

Matheä, Eontroverjen » Lericon, Bd. ILL. unter 
juramentum in litem, ©. 434 fig. 

Nach der richtigern Anficht fand der Schaͤtzungs⸗ 
eid im engern Sinne (juramentum in litem) außer 
bei actionibus arbitrariis nur ftatt, wenn der zur 
BVorzeigung oder Rüdgabe einer Sache Berpflichtete 
die Vorzeigung oder Rüdgabe (exhibere oder resti- 
tuere) ungehorfamer Weije verweigerte, oder wenn er 
diefelbe argliftig oder aus grober Fahrläffigfeit un- 
möglich gemacht hatte. Ein fogenanntes juramentum 
quantitatis, welches dann zuläffig fein fol, wenn bie 
Berpflihtung zum Schavenerfag feftfteht und nur 
defien Höhe ftreitig ift, ohne daß es einer weitern 
Beicheinigung des Schadens bedürfe, neben dieſem 
Schägungseide im engern Sinne (juramentum in 
litem) gab es nicht. 

v. Bangerow, Leitfaden für Pandecten-Borlefun- 
gen, $. 171. Bd. I. ©. 197 fig. 

Dr. Schwarze, in der Zeitfchrift für Rechtspflege 
und Berwaltung, N. F. Bo. IV. ©. 209 fig. 

Morftadt, Eivilprocepfchlüfiel, $. 313. 

Indeſſen hatte ſich ſchon frühzeitig die Anficht gel- 
tend gemacht, daß zu dieſem Schägungseide auch ohne 
vorgängigen Beweis auf fein bloßes Erbieten dazu 
Jeder zu laffen fei, welchem durch Arglift oder grobe 
Fahrläffigfeit ein Schaden zugefügt worden ſei. 

Linde, Eivilprocef, $. 313. 
Wocenblatt v. 3. 1843. ©. 140. 

Ja, ed giebt ſogar Rechtslchrer, welche diefen Eid 
auch ſchon im Fall eines durch leichte Fahrläffigfeit 
zugefügten Schadens für ftatthaft erachteten. Allein 
fie befchränften die® doch auf den Fall, wo Jemand 
buch die fahrläffige Vernichtung eines zurüdzugebens 
ben Gegenftandes Schaden erlitten hatte. 

Matheä, Eontroverfen-Lericon, Abth. III. S. 435. 
unter V. 

Nun hat zwar die Säͤchſiſche Spruchpraris dieſer 
legtern Meinung ſich nicht angefchloflen, jedoch auch 
die zuerft beregte ftrengere Anficht nicht feftgehalten, 
fondern ſich mehr der mitten inneliegenden Anſicht 
jugeneigt und den Eid Jedem, welcher durch Arglift 
und grobe Fahrlaͤſſigleit eines Dritten in Schaden 


gefommen ift, gegeben, insbeſondere, wenn ſich der 
Schaden fonft nicht wohl ermitteln läßt. 
Wochenblatt v. 3. 1845. ©. 181. von 1840. 
©. 262. 
Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 
R. F. Br. U. ©. 356. 
Dfterloh, der ordentl. bürgerl. Proceß, 8. 265. 
insbef. Note 30. ©. 244. 

An diefe Meinung hatte ſich der fächfiiche Ent- 
wurf zu einer bürgerlichen Procefordnung im Weſent⸗ 
lichen angeſchloſſen. 

Marſchner, in der Zeitfchrift ıc. Br. XXX. 
©. 109. unter IV.’ 

Auch ift duch die Verordnung vom 13. März 
1867, einige Abänderungen im bürgerlichen Procefie 
betreffend, unter V. an den beftehenden Vorſchriften 
über den Schägungseid etwas nicht geändert und nur 
foviel am Schluffe des gedachten Abfchnittes beftimmt, 
daß das dajelbft geordnete Verfahren nur eintreten 
fol, wenn die verlegte Partei auf den Schägungseid 
verzichtet hat. _ 

Marſchner, a. a. O. ©. 121. und 122. 135. 

Im vorliegenden Falle handelt e8 fi nun um 
einen Schaden, welcher dem Kläger durch nicht ges 
hörige Erfüllung eines Speditionsvertrags entftanden 
fein fol. 

Nah Art. 380. des Allgem. Deutſchen Handels- 
geſetzbuchs, welches ſich hierbei in Uebereinftimmung 
mit den Vorfchriften in 88. 122. 728. und 730, des 
bürgerl. Geſetzbuchs befindet, haftet der Spediteur für 
jeden Schaden, welcher aus der Bernachläffigung der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns bei der Auds 
führung der von ihm übernommenen Verjendung der 
Güter entfteht, alfo ſelbſt für leichte Fahrläffigkeit. 

Da nun Bellagter Bl. — hat einräumen müffen, 
daß er die fragliche Kifte- am 8. October 1869 zur 
Beförderung nach Gera für den dafelbft am 12. und 
13. October 1869 ftattgefundenen Jahrmarkt über- 
nommen habe, daß bie Kifte aus Berjehen von ihm 
nad) Leipzig gegangen und in Folge davon erft am 
12. October 1869 in Gera eingetroffen fei, fo fann 
die Verpflichtung des Beflagten zum Schadenerfage 
nicht dem geringften Zweifel unterliegen. Allein als 
ein grobes Berfehen ift es nicht angufehen, wenigftens 
würde es, um ein foldhes oder wohl gar eine Abficht- 
lichfeit annehmen zu lönnen, ber Angabe befonderer 
Umftände bedürfen. 

Hiermit ift num die Zuläffigfeit des von dem Klä- 
ger gewählten Beweismitteld ausgefchloffen.” 
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9. 


Als ein Kauf auf Beficht ift es nicht anzufchen, 
wenn der Käufer ſich ausbedungen, einen Theil 
bed Kaufpreiſes fo lange retiniren zu dürfen, bis 
er fich bei der vorbehaltenen Befichtigung von ber 
vertragamäßigen Beichaffenheit der Waare über: 
zeugt habe. — Dietum et promissum oder bloß 
unverbindliche Anpreifung? 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in & 


Unterm 7. Mai 1869 erhob P. bei dem Königl. 
SHandelsgericht zu Leipzig Klage gegen 2. auf Bezah— 
lung von 87 Thlen. 22 Ngr. —⸗ nebft Zinfen zu 
6 vom Hundert vom 1. Juni 1868 ab, als auf bie 
in Rüdftand gelaffene Hälfte des vereinbarten Kauf- 
preifes für vier Stüd am 18. October 1867 dem 
Bellagten gelieferte Azaleen. Der Bellagte wurde 
in beiden Inſtanzen (publicirt den 30. November 
1869 und den 27. April 1870) dem Klaggefuche ge- 
mäß verurtheilt. Den Entfcheidungen waren folgende 
Gründe beigefügt: 

I. Zum Erfenntniffe des Königl. Handels: 
gerichts zu Leipzig: 

„Ginverftändniß herrfcht unter den Parteien nach 
den Ausdlaffungen des Bellagten zu Einl. Pkt. — 
darüber, daß der Leptere vom Kläger die auf der ber 
Klage beigefügten Rechnung A. Bl. — unter Debet 
verzeichneten Pflangenfendungen auf vorherige Bes 
ftellung zu den beigefegten Zeiten und Preifen, welche 
legteren vorher unter ihnen vereinbart worden, gelies 
fert erhalten, hierauf demfelben die eben dort unter 
Credit aufgeführten Beträge gewährt hat und unter 


ber Sendung vom 18. October 1867 vier Azaleen im 


Preife von zufammen 160 Thlen. — —» mitbegriffen 
gewefen find. 

Hinfichtlich der Tehteren beruht es ferner auf Grund 
ber von den Parteien Bl. — vorgelegten, Bl. — 
anerfannten Briefe unter B. in rechtlicher Gewißheit, 
daß der Beflagte dem Kläger, nachdem ihm biefe 
Pflanzen mit dem Bemerfen, fie feien wirflich ganz 
wundervoll” jhön, und unter weiterer Anpreifung 
derfelben zum Kaufen angeboten worden, unterm 
16. October 1867 geantwortet hat, er wolle fie für 
160 Thlr. —⸗ —» als fein Eigenthum vom Kläger 
unter der Bedingung erwerben, daß er, Beflagter, die 
Hälfte des Betrags nach Ablieferung der Pflanzen 
fofort bezahle, die andere Hälfte aber erft dann, wenn 
er fie bei fich in Blüthe gefehen und fie den Befchrei- 
bungen des Klägers in feinem Briefe entfprechend 
gefunden habe. Nicht minder ift hiernach als zwei- 
fellos zu betrachten, daß Kläger am 18. deflelben 
Monats nicht nur mit diefer Propofition des Beklag⸗ 
ten fich einverftanden erklärt, fondern auch Beflagtem 
die vier Azaleen überfendet und diefer ſolche am nächſt⸗ 
folgenden Tage erhalten, fie jedoch, obwohl die Blüthe- 
zeit derfelben jährlich in die Monate März bis Mai 
fällt, erft unterm 26. Auguft 1868 Klägerm zur Ber: 
fügung geftellt hat. 

Beflagter hat nun Bl. — die Zahlung der Fägeri- 
ſchen Reftforderung verweigert und die Schlüffigfeit 
der Klage aus verjchiedenen Gründen beftritten; zu⸗ 
vörberft hat er 

1. 
behauptet, es liege nach Ausweis jener Briefe ein 
Kauf auf Beficht vor, von welchem er, da er weder 
die Waare genehmigt, noch Kläger eine desfallfige 
Erklärung von ihm gefordert habe, nad Art. 339. 
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Abf. 1. 2. und 3. des Allgemeinen Deutfhen Hans 
belögejegbuchs jeder Zeit habe zurüdtreten Fönnen; 
hat derfelbe auch BL. — eventuell hervorgehoben, daß 
er zufolge Art. 349. deſſelben Geſetzbuchs binnen 
ſechs Monaten, vom Monat März oder Mai 1868, 
als der Blüthezeit der Azaleen an, den feinem Anfüh- 
ven nach wirklich vorhanden geweſenen Mangel der 
vertragsmäßigen Beichaffenheit derſelben mit Erfolg 
habe geltend machen können. 

Das Königliche Handeldgericht vermag dem jedoch 
nicht allenthalben beizupflichten.. Denn wenn man 
aud mit dem Bellagten das Vorhandenfein eines 
Kaufs auf Beficht annehmen kann, fo hat man doch 
gleichzeitig — was auch der Kläger Bl. — behaupten 
zu wollen fcheint — in der oben erwähnten Berein- 
barung der Parteien nad) Lage der Sache nicht eine 
dem Vertrage beigefügte Bedingung im eigentlichen 
Sinne, fondern nur eine Zeitbeftimmung bezüglich 
ber Zahlungsmodalität und gleichzeitig eine ver» 
tragsmäßige Befchränfung der dem Bellagten 
zur Abgabe feiner Erklärung über Genehmigung oder 
Nichtgenehmigung der Waare fonft zuftehenden Frift 
zu erbliden, welde mit Rüdficht darauf, daß bie 
qu. Azaleen dem Beklagten bereitd übergeben waren, 
firirt worden ift, durch die nach BI. — nur bis zu 
dem Ende ded Monats Mai 1868 ſich erftredende 
Blüthezeit folder Pflanzen, fo daß das von dem 
Beklagten bis zum 26. Auguft deſſ. Jahres beobachtete 
Stillſchweigen nah Art. 339. Abſ. 2. und 4. des 
angezogenen Geſetzbuchs ald Genehmigung der Waare 
anzufehen ift und die zu dem gedachten Zeitpunfte 
erfolgte Dispofitionsftellung als eine verfpätete und 
ebendeshalb rechtlich unmirkfame gelten muß. 

Hierzu fommt noch, daß zufolge Art. 347. Abf. 3. 
und 4. auch die Anzeige der nicht fofort bei der Ab» 
lieferung erkennbaren Mängel der Waare ohne Ber» 
zug nach der Entdeckung, mithin im vorliegenden 
Falle fpäteftend mit Ablauf der nächiten Blüthezeit 
der Pflanzen, zu erfolgen hatte, wogegen die von dem 
Bellagten für fi) geltend gemachte Beftimmung in 
Art. 349, demjelben ſchon um deswillen nicht zu 
Statten fommt, weil die in diefem Artikel erwähnte 
fehsmonatige Frift von dem Tage der Ablieferung 
der Waare an den Käufer zu laufen beginnt, bier: 
nad aber, wenn biefer Artifel im vorliegenden Falle 
überhaupt Play griffe, die Einrede des Bellagten ohne 
Weiteres erlofchen wäre. 

Ferner 

3. 
Bellagter hat zwar Bl. — auch noch die Ausflucht 
des Betrugs vorgeſchuͤtzt; es ift dies jedoch in einer 
folden Weiſe gefchehen, daß diefer Einwand nad) 





Anfiht des Königlichen Handeldgerichts rechtliche 
Beachtung nicht finden Eonnte. : 
Zuvörderſt laͤßt fich nämlich nach den Worten des 
Briefs des Beflagten unter 1. Bl. —: 
jeder Verkäufer preife feine Waare; Kläger dürfe 
ihm das nicht übel nehmen, wenn er vorfichtig 
fei, und die Beftimmung bezüglich der Zahlung 
der zweiten Hälfte des Kaufpreifes fei eine Feine 
Gautel, die dem Käufer nicht zu verargen fei, 
nicht wohl annehmen, daß Bellagter die in den vor- 
hergegangenen Briefen Klägers enthaltene Schilde— 
tung der vier Azaleen für mehr als bloße unverbind- 
lihe Empfehlungen und Anpreifungen und indbefon- 
bere, daß er fie für eine beftimmte Zuficherung Klägers, 
daß die Pflanzen derfelben auch wirflich allenthalben 
entfprechen würden, gehalten, fowie, daß er lediglich 
duch die Angaben des Lepteren über die vorzüglichen 
Eigenſchaften diefer Azaleen ſich zum Kaufe habe bes 


"wegen laflen. Außerdem aber hat der Beflagte dar- 


zuthun nicht vermocht, daß Kläger bei der Ueberjen- 
dung der Azaleen davon, daß fie zur Blüthezeit auf 
jeden Fall der von ihm davon gegebenen, Beichreibung 
nicht entiprechen würden, bereits Kenntniß gehabt 
babe oder wenigftend habe befigen müfjen. Zwar 
glaubt der Beflagte Bl. —, einen Betrug Klägers 
aus den einjchlagenden Umftänden ableiten zu bürfen; 
allein mit Unrecht; denn es erjcheint in feiner Weife 
die Möglichkeit ausgefchloffen, daß entweder auf 
Seiten des Klägers in dieſer Beziehung nur ein 
Irrthum vorgelegen oder auch irgend ein nicht im 
Voraus zu berechnender und unbekannt gebliebener 
Zufall den Eintritt der in Ausficht geftellten ſchönen 
Blüthe der Pflanzen verhindert, beziehentlich beein- 
trächtigt habe. Endlich muß aber auch der Bl. — 
gebrauchte Eidedantrag zur Beicheinigung des Anfüh- 
vend Bl. —, daß von den fraglichen Azaleen im 
Frühjahr 1868 die eine nur ald eine ganz gemeine 
Azalee geblüht, die drei übrigen aber die behauptete 
Blüthens und Farbenpracht gar nicht enthüllt hätten, 
um deswillen ald ungeeignet ericheinen, weil darin 
bloße Urtheile enthalten find. Dagegen fann durch 
die Ausfage ded BL. — genannten, Bl. — abgehör- 
ten fachverftändigen Zeugen M. wegen ihrer Unbes 
ftimmtheit noch nicht einmal ald dargethan betrachtet 
werben, daß wirklich die dem Bellagten vom Kläger 
gelieferten Pflanzen im Monat Mai des Jahres 
1869 den in den Briefen des Lepteren enthaltenen 
Schilderungen nicht entiprochen haben; zu einem 
Erfüllungseide zu Ounften des Bellagten war aber 
um deswillen nicht zu gelangen, weil aus ber Be- 
ichaffenheit diefer oftgenannten Pflanzen im Monat 
Mai des laufenden Jahres in alle Wege fein ficherer 
Ruͤckſchluß auf den Zuftand der Blüthe diefer Azaleen 


zu der bier ausfchließlich in Frage kommenden Zeit 
bes Jahres 1868 gemacht werben fann. 

Hiernach allenthalben bedurfte es feines näheren 
Eingehens auf die BL. — behauptete Verſchneidung 
der Azaleen und indbefondere auf die von der Mehr- 
zahl der Sachverftändigen allerdings nicht zu Klägers 
Gunſten beantwortete Frage, ob darin eine Verfügung 
über diefelben zu erbliden fein würde, und war viel 
mehr der Beklagte ſchon aus den oben angegebenen 
Gründen in Bezahlung der Hägerifchen Reftforderung 
nebft handelsüblichen Zinfen vom 1. Juni 1868, als 
von dem Tage an, an welchem nach dem Obigen bie 
ihm zum Rüdtritt vom Kaufe verftattete Frift ver- 
ftrichen war ꝛc., zu verurtheilen.” 

I. Zum Erfenntnifje des Königl. Appella- 
tionsgerichts zu Leipzig: 

„Wie in der erjtinftanzlichen Entfcheivung BI. — 
actenmäßig zufammengeftellt worden, handelt es ſich 
in dem vorliegenden Proceſſe um Zahlung des Reft- 
faufpreifes für vier Stüd Azaleen, welche der Beklagte, 
nachdem ihm bdiejelben von dem Kläger mitteld des 
DI. — im Driginale erfichtlichen Briefes vom 13. 
October 1867 für den Kaufpreis von 40 Thlen. — —⸗ 
pro Stüd offeriert worden, in dem BI. — gleichfalls 
in der Urfchrift bei den Acten befindlichen Briefe vom 
16. des nämlichen Monats beftellt und am 18. Dcto- 
ber 1867 vom Kläger geliefert erhalten und in Em— 
pfang genommen hat. Die vorige Inftanz ift nad) 
DI. — der von dem Bellagten zu feiner Rechtöver- 
theidigung geltend gemachten Anficht, daß auf Grund 
der erwähnten Correſpondenz der Abſchluß eines 
Kaufs auf Beficht im Sinne von Art. 339. des 
allgemeinen deutfchen Handelsgeſetzbuchs anzunehmen 
fei, beigetreten, jedoch deſſenungeachtet zur Verurthei⸗ 
lung des Bellagten gelangt, weil nad) den einjchla- 
genden Vereinbarungen ber Parteien die, nach deren 
übereinftimmenden Angaben BI. — mit dem Monate 
Mai 1868 zu Ende gegangene Blüthezeit der Azaleen 
als eine dem Bellagten vertragsmäßig gefepte Friſt 
zu Abgabe feiner Erklärung über Genehmigung oder 
Nichtgenehmigung der Waare anzufehen, und, da bie 
Ieptere dem Bellagten bereits übergeben gewejen, von 
diefem aber friftgemäß eine Erklärung nicht abgegeben 
worden fei, aus dieſem Stillichweigen nach Abfag 4. 
des angezogenen Artikel 339. defien Genehmigung 
und mithin feine Verbindlichkeit zu Zahlung des nod) 
rüdjtändigen Kaufpreifes herzuleiten fei. Auch die 
gegenwärtige Inſtanz würde, dafern ein Kauf auf 
Beficht vorläge, im Wefentlichen aus den Bl. — dar- 
gelegten Gründen diefer legteren Auffafjung beigutres 
ten haben. Jedes weitere Eingehen hierauf und auf 
das vom Bellagten in ber umfänglichen Deduction 
Bl. — dawider Vorgebrachte erledigt fich indeflen, 
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da nach Anficht des Königlichen Appellationsgerichts 
die vorgedachte Annahme, daß ein Kauf auf Beficht 
im Sinne des angejogenen Art. 339. zwifchen den 
Parteien vereinbart worden fei, in den acenfunbis 
gen Verhandlungen der letzteren feine Rechtfertigung 
findet. 

Schon die Erflärung, mit welcher der Beflagte 
auf die ihm vom Kläger in dem Briefe vom 13. Octo- 
ber 1867 BI. — gemachte, mit der genauen Beſchrei⸗ 
bung der angebotenen Pflanzen verbundene Kaufd- 
offerte eingegangen ift, daß er nämlich „die vier 
Sorten um den Preis von 160 Thlın. —⸗ — + al 
fein Eigenthbum vom Kläger erwerben wolle”, 
deutet auf die Abficht hin, mit dem Kläger wegen 
der gedachten Azaleen einen feiten, beide Theile fofort 
verbindenden Kaufvertrag abzufchliefen. Dem fteht 
auch der Vorbehalt nicht entgegen, welchen er in dem 
nämlichen Briefe rüdfichtlich der Befichtigung und 
Genehmigung der Azaleen fich gemacht hat. Denn 
einerfeitö hat er hiervon überhaupt nicht das Beftes 
hen des Kaufvertrages — fei es das Zuftandefommen 
oder die Fortdauer deſſelben —, fondern nur die 
Zahlbarkeit der einen Hälfte des vereinbarten Kauf- 
preiſes, deſſen andere Hälfte er fofort nach Abliefe- 
rung der Pflanzen zu zahlen verfprochen, abhängig 
gemacht. Andererfeits und hauptfächlich gewährt der 
Inhalt des gedachten Briefs vom 16. October 1867 
feinen Anhalt dafür, daß die Abficht des Beflagten 
dahin gegangen fei, diefe Genehmigung als eine in 
feinem freien Willen und Belieben ſtehende 
Bedingung der Griftenz eines ihn bindenden Ber- 
tragsverhältnifes fich vorzubehalten; wenigftend würbe 
dieſe Abficht, hätte fie bei ihm beftanden, in dem ge» 
dachten Briefe nicht, wie dies zum Zuftandefommen 
eined Vertrags der in Art. 339. begeichneten Art ers 
forberlich gewefen wäre, in einer dem Kläger erfenn- 
baren Weife zum Ausprude gelangt fein. Vielmehr 
ift nach Anficht der gegenwärtigen Inftanz auf Grund 
der actenftundigen Verhandlungen nur die Annahme 
gerechtfertigt, der Bellagte habe, ald er auf die ihm 
vom Kläger gemachte Offerte einging, zwar bas 
Vorhandenfein der von diefem in dem Briefe vom 
13. October 1867 zugeficherten Eigenfchaften ber zu 
liefernden Waare voraudgefegt, für den Fall ber 
Empfangbarfeit der legteren aber fich zu deren Geneh⸗ 
migung und feinerfeitiger Vertragsderfüllung ver⸗ 
pflidten, und nur, bis er fi) von ber vertragd- 
mäßigen Beichaffenheit bei der vorbehaltenen Befichtis 
gung überzeugt, die eine Kaufpreishälfte zur Sicher- 
ftellung der ihm aus dem etwaigen vertragswidrigen 
Zuftande der Pflanzen entftehenden Anſprüche retinis 
ren wollen. Wie er daher in dem Falle der Empfang- 
barfeit der Waare feineswegs befugt geweſen wäre, 
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deren Genehmigung willfürlich zu verfagen, fo folgte 
hieraus für den entgegengefegten Fall der vertrags⸗ 
widrigen Beichaffenheit der Waare auf Grund von 
Art. 347. des allgemeinen deutichen Handelögefep- 
buchs für ihn die Verpflichtung, diefelbe fofort nach 
der Entdefung der betreffenden Mängel dem Kläger 
zur Dispofition zu ftellen, widrigenfalls die Waare 
als ftillfhweigend genehmigt zu gelten hatte. Wie 
bereit erwähnt, find die Parteien darüber einver- 
ftanden, daß die Blüthezeit der Azaleen in den Monas 
ten März bis Mai ftattfindet. Stellte fi nun, wie 
Beflagter BI. — behauptet hat, in der dem Vertrags: 
abſchluſſe und der Lieferung der Azaleen zunächft fol- 
genden Blüthezeit des Jahres 1868 heraus, daß der 
Waare die vom Kläger zugeficherten Eigenfchaften 
abgingen, fo lag ihm ob, hiervon dem Kläger ohne 
Verzug, mithin fpäteftens zu Anfang Juni 1868, 
Anzeige zu machen. Dies ift von ihm unterlafjen 
worden, und der hieraus zu folgenden Genehmigung 
der Waare gegenüber ift der nah Bl. — erft am 
26. Auguft 1868, und mithin verfpätet erfolgten 
Dispofitionsftellung jede Rechtswirkſamkeit abzus 
fprechen. 

Hieraus ergiebt fich zugleih, daß das BL. — 
geftellte Verlangen des Bellagten ungegründet ift, es 
möge bie Klage in der angebrachten Maaße abgewie— 
fen werben, weil Kläger in berfelben auf die vers 
tragemäßige Beichaffenheit der Waare Bezug zu neh- 
men unterlaffen habe. Denn ganz abgefehen davon, 
daß nach 8.860. des bürgerl. Gefegbuchs zu Begrün- 
dung einer Klage aus einem gegenfeitigen Bertrage 
ed des Anführens der Seiten des Klägers erfolgten 
Bertragserfüllung nicht bedarf, fo war der Kläger 
auch materiell der Bezugnahme auf die erfolgte ver- 
tragsmäßige Lieferung und der Beicheinigung der 
legteren durch die aus der unterbliebenen rechtzeitigen 
Dispofitionsftellung zu folgernde ftillfchweigende Ges 
nehmigung enthoben. 

Wenn der Bellagte weiter die Beachtlichfeit feiner 
Einwendungen gegen die Empfangbarkeit der Waare 
aus der Beftimmung in Art. 349. des allgemeinen 
deutſchen Handelsgefegbuch® herzuleiten verfucht hat, 
fo fann dies nur auf einer mißverftändlichen Auffaf- 
fung dieſes Artifels beruhen. Der legtere würde im 
Gegentheile die Beachtung der gedachten Einwendun- 
gen ausjchließen, wenn diefelben nicht ſchon wegen 
der Nichtbefolgung der Borfchrift in Art. 347. aufier 
Berüdfichtigung zu bleiben hätten. Denn an ber 
auf der legteren Gefegesbeftimmung beruhenden Ber- 
pflichtung der rechtzeitigen Dispofitionsftellung ift in 
Art. 349. nichts geändert, dagegen als Außerfte Frift, 
innerhalb welcher die Geltendmachung von Mängeln 
einer Waare überhaupt ftatthaft ift, der Zeitraum 


von ſechs Monaten feit der Ablieferung feſtgeſetzt 
und biefe Frift war im vorliegenden Falle bereits 
abgelaufen, als der Bellagte dem Kläger die in Frage 
ftehenden Azaleen zur Dispofition ftellte. 

Was fchließlich die Bezugnahme auf ein dolofes 
Gebahren des Klägers anlangt, fo erfcheint ed zwar 
dem oben Ausgeführten zufolge bedenklich, in der von 
dem Kläger in dem Briefe vom 13. October 1867 
gemachten Befchreibung der zum Kaufe offerirten 
Pflanzen, wie Bl. — von der vorigen Inftanz ges 
fchehen, bloße unverbindlihe Empfehlungen und 
Anpreifungen, und nicht vielmehr die Zuficherung 
beftimmter Eigenschaften derfelben zu finden. Dagegen 
hat man den weiteren, von der vorigen Inſtanz 
DI. — geltend gemachten fachgemäßen und erjchöpfen- 
den Gründen, deren Widerlegung dem Bellagten 
DI. — nicht gelungen ift, allenthalben, und zwar 
fowohl darin, daß die vertragswidrige Beichaffenheit 
der gelieferten Azaleen in der maaßgebenden Blüthes 
zeit des Jahres 1868 unbefcheinigt geblieben ift, als 
auch namentlich darin beizutreten gehabt, daß ed an 
jeder Unterlage dafür gebricht, der Kläger habe bei 
dem Vertragsabichluffe davon, daß die verfauften 
Pflanzen der von ihm gemachten Beichreibung nicht 
entjprechen werden, Kenntniß gehabt und mithin bie 
diesfallfigen Zuficherungen abfichtlich wider die Wahrs 
heit und befferes Wiſſen abgegeben.” 


100. 


Bei eingetretenem theilweifen Schaden ift im 
Zweifel dad Berhältnig der Verſicherungsſumme 
zu dem MWerthe des ganzen Verſicherungsgegen— 
ftandes behufs der Bemeffung des dem Berficher: 
ten zufommenden Entjchädigungäbetrages zu be= 
rücfichtigen, und hat deshalb in biefem Kalle ber 
Verficherte zur Begründung feines diesfallſigen 
Anfpruchs in der Klage den Werth des geſamm— 
ten Berfiherungsobjectd anzugeben unb nad): 
zuweifen. 
Mitgetheilt von 
Herrn 9. ©, in D. 

In einem bei dem Handelsgerichte im Bezirks— 
gerichte D. anhängigen Rechtöftreite forderte H. und ©. 
von der Allgemeinen Verficherungsgefelichaft ıc. unter 
Derugnahme darauf, daß fie bei derfelben zehn in 
Braunfchweig der Eifenbahn zum Transporte nach 


Leipzig übergebene Colli um die Baufchfumme von 
4000 Thlen. — —s verfichert, eines von benfelben 





aber dort nicht angefommen fei, den vollen Werth 
diefed Ballens. 

Die Klage ward jedoch in allen drei Inftanzen, 
und zwar durch Erkenntniß des Proceßgerichts vom 
26. Mai 1869, des K. Appellationdgerichts zu Dred- 
den vom 28. Auguft 1869 und des K. Oberappellas 
tiondgerichtö vom 10. December 1869, in ber anges 
brachten Maaße abgewiefen. 

Die diefen Entfcheidungen beigefügten Gründe 
Tauteten im Hauptwerfe folgendermaaßen: 


L 

x. „Bon Gewicht ift dagegen der von der Be— 
Hagten gegen die Schlüffigfeit der Klage Bl. — er- 
hobene Einwand. 

Die Kläger fordern ald Erfag den vollen Werth 
des abhanden gefommenen Waarenballend. Hierzu 
würden fie aber nur dann befugt fein, wenn ber volle 
Werth jämmtlicher gleichzeitig um das Bauſchquantum 
von 4000 Thlen. —⸗ —» verficherter zehn Waaren⸗ 
ftüde den Betrag der gefammten Berfiherungsjumme 
nicht überftiege, indem, wenn biefe gehn Waarenftüde 
einen höhern Gejammtwerth als 4000 Thlr. —⸗ — 
gehabt haben follten, die Kläger nad) allgemeinen 
Rechtögrundfägen und $. 4. der der Police beigefüg- 
ten allgemeinen Verfiherungsbedingungen Erfag des 
von ihnen duch das Abhandenfommen des Waaren- 
ballens M. L.E. # 1. erlittenen Schadens nur im 
Verhältniffe des verficherten zu dem nichtverficherten 
Werthe wuͤrden fordern können. Welchen Werth 
nur die gefammten gleichzeitig um 4000 Thle. — —⸗ 
verfiherten zehn Waarenftügfe gehabt haben, geben 
die Kläger nirgends an. Es läßt fi) daher auch 
gar nicht ermefien, wieviel fie zu fordern haben. 

Schon diefer Umftand allein mußte zur Abwei- 
fung der Klage führen.” x. 

IL. 

„Daß die allgemeinen Rechtögrundfäge, auf welche 
Kläger Bl. — Bezug nehmen, die Annahme recht- 
fertigen würden, es ſei auch in dem Falle, wenn bie 
Berficherungsfumme den Berfiherungswerth, d. 5. 
den wahren Werth des verficherten Gegenftandes, 
nicht erreicht, bei eingetretenem theilweifen Schaden 
der ganze Betrag deffelben von dem Berficherer zu 
erfegen, fofern derſelbe nur die BVerficherungsfumme 
nicht überfteigt, fann feineswegs als zweifellos ans 
erfannt werden. Insbeſondere ließe fich dagegen 
geltend machen, daß in dem angegebenen Falle nad) 
Art. 796. des Handelsgeſetzbuchs, defien Beftimmun- 
gen über Seeverficherung, foweit fie nicht auf den 
eigenthümlichen Verhältniffen der Seefchifffahrt be- 
ruhen, auch auf andere Arten von Berficherungen, 
in Ermangelung befonderer gefegliher Beftimmungen 
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darüber analog angewendet werben können (vergl. 
Mal, Zeitfchrift für Verſicherungsrecht, I. S.1 fig. 
U. S. 216.), der Berficherer nur nach Verhaͤltniß 
der Verficherungsfumme zum BVerficherungswerthe für 
den Betrag des Schabens haftet, es Fönnte auch 
weiter gegen die Anficht der Kläger in Erwägung 
fommen, ob nicht an und für fich bei einer nur theils 
weifen Berficherung zunächft davon auszugehen fein 
würde, daß infoweit, ald die Verfiherungsfumme . 
hinter dem Werthe des verficherten Gegenftandes zu⸗ 
rücbleibt, der Verficherer als Selbftverficherer zu gel« 
ten habe, was eine Theilung des eingetretenen pars 
tiellen Schadens zwifchen Verfichertem und Berficherer 
nach Berhältniß der verficherten Summe und des 
durch letztere ungededt bleibenden Betrags zur Folge 
haben mußte. Auch vermögen ſich Kläger für ihre 
Meinung auf den BI. — angegogenen Schriftfteller*) 
und die ebenda citirte Entſcheidung des K. Obers 
appellationdgerichts**) mit Erfolg nicht zu berufen, 
da von jenem und in diefer die hier vorliegende Frage 
nicht unmittelbar berührt wird. Indeflen bedarf es 
einer Entfcheidung derfelben nad) den einichlagenden 
allgemeinen Rechtsgrundfägen hier darum nicht erft, 
weil 88. 4. 8. der allgemeinen Bedingungen des den 
Klaggrund bildenden Verficherungsvertrags die aus- 
drüdlichen Beftimmungen enthalten, daß die beflagte 
Gefellihaft im Falle einer nur theilweifen Berfiches 
rung für den Schaden und Berluft nur im Berhälte 
niß des verficherten zu dem nicht verficherten Werthe 
haftet und der Gefellfchaft der Unterfchied zwifchen 
dem erlösbaren Werthe und dem Werthe des Beichä- 
digten im Verhaͤltniß der Berficherungsfumme zur 
Laft fällt. Diefe Beftimmungen, wenn fie auch deut- 
licher hätten gefaßt werben fönnen, laſſen doc wenig⸗ 
ftend darüber feinen Zweifel, daß dann, wenn die 
Verſicherung nur für den theilweifen Werth genommen 
ift, eine Vergütung des Schaben® nicht nad} deſſen 
vollem Betrage, fondern nur nad) einem Quotalvers 
hältniffe ftattzufinden hat, welches durch die Ber- 
fiherungsfumme einerfeit8 und den Mehrbetrag des 
Werthes des verficherten Gegenſtandes andererjeits 
beflimmt wird. ıc. Ferner beftimmt $. 4. ganz all« 
gemein, daß die Berficherung entweder für den ganzen 
oder für den theilweifen Werth eines Gegenftandes 
ftattfinde, während eine Beftimmung des Inhalts, 
daß legtered nur dann anzunehmen fei, wenn im 
Vertrage ausdrüdlich eine Quote des wahren Werths 
als Berficherungsobject bezeichnet fei, in den Ber- 


) Gerber, beutfhes Privatrecht, $. 212. Mote 10. 
Anmerf. des Gini. 
*) Wochenblatt für merfwärbige Nechtsfälle, Jahrgang 
1867. ©. 7. 
Anmerl. des Einj. 


fiherungsbebingungen nicht enthalten ift, das Gegen» 
theil vielmehr aus $. 8. ſich infofern ableiten läßt, 
als dort die Geſellſchaft zur Schäbenvergütung im 
Berhältniß der verficherten Summe verpflichtet und 
dabei auf $. 4. verwieſen, fomit alfo vorausgefegt 
wird, daß auch im Falle einer nur theilweifen Ver— 
fiherung im Verficherungsvertrag das Verſicherungs⸗ 
object nach einer beftimmten Summe bezeichnet fei. 
Ebenfowenig läßt fi eine Vermuthung dafür auf- 
fielen, daß die Verficherungsfumme dem wahren 
Werthe entfpreche, da nach den allgemeinen Berfiche- 
zungsbebingungen zwifchen der vollen und theilweifen 
Berfiherung die Wahl gegeben und diefe Wahl nad 
dem vorliegenden Bertrage, wonach die Berficherung 
jedes einzelnen Spebitiondguts durch deſſen Eintra- 
gung Seiten der Kläger in das Berfiherungsjournal 
zum Abſchluß gefommen, Bl. — der einjeitigen Be- 
flimmung der Kläger überlafien geweien ift. Es 
mußten biefelben daher zu Begründung ihres Ans 
fpruchs auf Vergütung des vollen Werths ber ver- 
loren gegangenen Waaren fi) darauf beziehen, daß 
bie von ihnen bezüglich der hier in Rebe ftehenden 
Forderung in das BVerficherungsjournal eingetragene 
Verfiherungsfumme dem wahren Werthe der ver: 
fiherten Güter entiprochen habe, während ohnedies 
nicht ausgefchlofien ift, daß nur ein Theil des Werths 
verfihert war und die Geſellſchaft den eingetretenen 
Schaden nur nach einem aus der Klage nicht erficht- 
lichen Theilverhältniß zu erfegen verpflichtet fei. Da 
fomit zu einem Urtheil darüber, ob Kläger den vollen 
Werth der verloren gegangenen Waaren oder nur 
einen Antheil davon, und lepteren Falles, einen wie 
großen Antheil fie zu fordern berechtigt find, auf 
Grund vorliegender Klage nicht zu gelangen ift, fo 
bleibt allerdings nichts Anderes übrig, als biefelbe 
angebradhtermaaßen abzuweiſen.“ ꝛc. 


III. 

Zu Widerlegung deſſen, was Klaͤger gegen die 
in der vorigen Entſcheidung entwickelten, durchaus 
zu billigen geweſenen Gründe der erfolgten Klag— 
abweifung Bl. — auszuführen verfucht haben, ge— 
nügen nadhftehende Bemerkungen: x. 

Ebenfowenig vermögen ſich die Kläger mit eini- 
gem Erfolge auf die Präfumtion zu beziehen, welche 
nad ihrer Anficht bei einer Verficherung der vorlie— 
genden Art, bei welcher ed an einer ausdrüdlichen 
Beitimmung darüber fehlt, ob der ganze Werth der 
BVerfiherungsobjecte oder nur ein Theil dieſes Werths 
verfichert fein folle, für die bewirkte Verficherung des 
vollen Werths ftreitet. Denn wollte man auch diefe 
Präfumtion an fich als richtig anerfennen, fo würde 
doch immer und zwar auch in dem Falle, wenn in 
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dem oben erwähnten Journale neben ber Verſiche⸗ 
rungsſumme zugleich der Werth der verficherten Güter 
angegeben wäre, ber wirkliche Werth der legtern, für 
welchen die einfeitige Angabe des BVerficherten nicht 
als enticheidend betrachtet werden fünnte, nach dem 
Eintritte eines die Entfhädigungspfliht des Ver— 
fichererö begründenden Unfalles erft gehörig feftzus 
ftellen und dadurch eine Unterlage für die Beantwors 
tung der Frage, ob die Verficherungsjumme diefem 
Werthe gleihfomme oder nicht, herbeizufchaffen fein. 
Jedenfalls aber würde aus einer folhen Modalität 
ber Verficherung noch nicht ein dahin gerichteter Ber 
tragswille, daß dann, wenn nur ein Theil der unter 
einer Summe verficherten Güter von einem Unfalle 
betroffen werben und der zu ermittelnde wahre Werth 
ber gefammten Güter die Verſicherungsſumme über: 
fteigen würde, die Höhe der Entichädigung ohne 
Rüdfiht auf das Verhältniß der Verfiherungsfumme 
zu jenem Werthe auszuwerfen und hierbei der volle 
Werth des von dem Unfalle betroffenen Theild der 
verficherten Güter, lediglich unter Einhaltung der 
durch die Verfiherungsfumme ſelbſt gezogenen Grenze 
maaßgebend fein folle, fich entnehmen laflen. Dies 
um fo weniger, ald man unbedenflih davon ausju- 
gehen hat, daß nad allgemeinen Grunbfägen und 
nad Analogie der Vorfchrift in Art. 796. des allgem. 
deutfchen Handelsgeſetzbuchs, welche auf eine Bejon- 
derheit des Weſens der Seeverficherung fich nicht 
zurüdführen läßt, in dem vorbemerkten Falle eines 
erlittenen theilweifen Schadens das proportionelle 
Berhältnig der Verficherungsjumme zu dem Werthe 
des ganzen Verficherungsgegenftandes bei Bemeffung 
des dem DVerficherten zufommenden Entſchaͤdigungs⸗ 
betrags allerdings in Zweifel zu berüdfichtigen ift.“ 


101. 


Dei ber freiwilligen Streitanfündigung fteht dem 
Litiädenunciaten dad Befugniß zu einer weiteren 
gerichtlichen Streitanfündigung nicht zu. 
Mitgetheilt von 
Herren —r in & 


M. & Eo. erhoben vor dem Königl. Handels- 
gericht 2. Klage gegen ©. & Lo. auf Ausführung 
eined Spebitionsauftrags, 

In dem auf mündliche Citation ftattgefundenen 
Verhörstermine erflärten die Bellagten, daß fie dem 
Königl. Saͤchſ. Staatsfiscus in Vertretung der Sädji. 
Staatdeifenbahn und ingleichen der Azienda Asse- 
euratrice in Trieft den Streit anfündigen, und be 
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antragten Borladung ber Litisdenunciaten zu einem | als 


anderweiten Berhörstermine. 

Mit Genehmigung des Gerichts fchloffen Kläger 
und Beflagte ein Compromiß, daß der Verhördtermin 
auf den 10. Januar 1870 verlegt fein, und zu dem⸗ 
felben die Litisdenunciaten vorgeladen werben follten. 
Auf die hiernach empfangene Ladung erflärte der 
Königl. Saͤchſ. Staatsfiscus, daß er wiederum ber 
Generaldirection der Süpbahngefellihaft zu Wien ben 
Streit anfündige, und beantragte, diefelbe zur Theil: 
nahme am Proceffe aufzufordern und ftatt des auf 
den 10. Januar 1870 angefegten Berhörstermins 
einen andern anzuberaumen. Das Procefgericht gab 
diefem Antrag allenthalben ftatt, verlegte den Termin 
auf den 7. Februar 1870 und blieb bei diefer Ent- 
fhliefung auch ftehen, ald die Aläger, unter Bezug- 
nahme auf Oſterloh's bürgerl. Proceß, $.193. no. T., 
der Aufhebung ded Termins widerfprochen, die neue 
Streitanfündigung des Königl. Sächſ. Staatsfiscus 
als unzuläffig bezeichnet, und gegen die ebengedachte 
Entſchließung Appellation eingewendet hatten. 

Diefe Refolution des Procegerichts war darauf 
geftügt worden, daß das im Verhörstermine unter 
den Parteien abgeichloffene Compromiß nur für den 
Kläger und den Bellagten als verbindlich angefehen 
werben fünne, nicht aber für den Litisdenunciaten, 
den Königl. Sächſ. Staatöfiscus, welcher dieſem 
Termine gar nicht beigewohnt habe, hiernächft auch 
bie von Dfterloh aufgeftellte Anficht weder in den 
Gefepen Ausprud, noch auch in der Praris Anerfen- 
nung gefunden, vielmehr die gegentheilige Meinung 
von dem Gommentator der Proceßorbnung, Griebner, 
sub voce „wenn einer litem” ıc. ad tit. IV. &. 1. 
S. 141 flg., ald auch von einem höheren Gerichtöhofe 
unter Bezugnahme auf verfchiedene wiflenfchaftliche 
Autoritäten, vergl. Wochenblatt für merfw. Rechtöf., 
Jahrg. 1861. ©. 246 fig., für eine richtige erflärt 
worden jei. 

Durch Verordnungen des Königl. Appellations- 
gerichtd zu Leipzig vom 11. Januar 1870 und des 
Königl. OberappellationsgerichtE vom 26. Februar 
1870 wurde zwar die Aufhebung des auf den 10. 
Januar 1870 angefegt geweſenen Berhörstermind 
aufrecht erhalten, dagegen die von dem Königl. Saͤchſ. 
Staatsfiscus unternommene Streitanfündigung für 
unzuläffig erklärt. Den Entſcheidungen waren folgende 
Gründe beigefügt. 

I. Zur Verordnung des Königl. Appella- 
tiondgericht® zu Leipzig: 

„Die gedachte Berufung hat ſowohl 

a) die Gerichtswegen erfolgte Zulaffung und Be- 
achtung der Bl. — angebrachten Streitanfün- 
digung, 


b) die in Gemaͤßheit der ad a. befolgten Nechts- 
anficht von dem Handelsgerichte erfolgte Auf⸗ 
hebung des auf den 10. Januar angefegt ge 
weſenen anderweiten Berhörstermins 

zum Gegenftande. 

In der unter b. gedachten Beziehung ift die Ber 
rufung für erledigt zu achten. Denn da bdiefelbe erft 
am legten Werfeltage vor dem anberaumten Termine 
eingewendet, und demgemäß erft am Abend jenes 
Tages zur Kenntniß des Königlichen Appellations- 
gericht gebracht worden ift, jo hat eine zweitinftang« 
liche Entfchliefung über das eingelegte Rechtsmittel 
vor Ablauf der Zeit, auf welche der fragliche Termin 
anberaumt geweien, nicht gefaßt und noch weniger 
dem Procefgerichte übermittelt werden können, und 
hat ed daher, da eine Unterbehörde durch eine ein« 
gewendete Berufung zwar wohl zu Suspenbirung 
der Ausführung einer von ihr befchlofienen Maaß— 
regel, nicht aber zu Ausübung einer von ihr abgelehn- 
ten pofitiven proceßrichterlichen Thätigfeit gezwungen 
werben fann, bei der Gerichtöwegen verfügten Auf- 
hebung jenes Termins lediglich zu bewenden. 

Dagegen ift zu a. der mehrerwähnten Berufung 
Berüdfichtigung nicht zu verfagen gewefen, ba, ganz 
abgefehen von den Bl. — aufgeitellten Bedenken, 
nach der von dem Königl. Appellationsgerichte zu 
Leipzig conftant befolgten Rechtsanficht die Zuläffig- 
feit der Streitanfündigung überhaupt nur auf ſolche 
Fälle, wo fie nad) den Gefegen zu Wahrung eines 
fünftigen Regreßanſpruchs nothwen dig, alfo lediglich 
auf wirkliche Evictiondfälle, zu beichränfen iſt.“ ıc. 


U. Zur Verordnung des Königl. Oberappel- 
lationdgerichts gu Dresden: 

„Die von dem Appellanten Bl. — erflärte Streit« 
anfündigung betrifft ebenfo, wie die BL. — gegen 
den Staatöfiscus erhobene Litisdenunciation, feinen 
Evictionsfall, fondern es beziehen fich beide auf Ent« 
Ihädigungsanfprüche, welche auf befondere, zwifchen 
dem Litisdenuncianten und Litisdenunciaten beſtehende 
Redytöverhältniffe begründet werben, es find aljo 
feine zur Erhaltung eines Regreßanfpruchs an den 
Auctor nad) den beftehenden Gejegen nothwendigen, 
fondern nur fogenannte freiwillige Streitanfündigun« 
gen, deren Zwed auf Seiten des Staatsfiscus nur 
darin beftehen fönnte, fi den Beiftand und die 
Unterftügung feines Litisvenunciaten zu verfchaffen, 
falls er fich ſelbſt als Litispenunciat an dem vorlie- 
genden Procefje betheiligen wollte. Hieran wird 
auch durch die Bl. — wiederholt angezogene Beftim- 
mung in $. 16. des NReglements für den Vereins— 
verfehr auf den Bahnen des Vereins deutfcher Eiſen⸗ 


bahnverwaltungen vom 1. März 1865 etwas nicht 
geändert. Denn abgefehen davon, daß durch eine 
Vereinbarung der Eifenbahnverwaltungen über ihre 
gegenfeitige Erfagpflicht die civil- und proceßrechtlichen 
Grundfäge über Nothwendigfeit und Zuläffigfeit der 
Streitanfündigung nicht mobdifieirt werben fünnten, 
ift auch in dem erwähnten 8. 16. nach deffen BI. — 
teferirtem Inhalte nur foviel gejagt, daß die im 
Rechtswege ergebenden Enticheidungen (über An- 
ſprüche an die gedachten Transportanftalten) für bie 
betheiligten Verwaltungen bindend fein follen, wenn 
fie nah den Gefepen des Landes, in welchem der 
Proceß anhängig if, in rechtsförmlicher Weife 
zugezogen worben find, keineswegs aber, daß zur 
Erhaltung des Regreßanſpruchs eine Streitanfündi- 
gung unbedingt nothwendig fein folle. 

Nun ift zwar in der fächfijchen Praris auch eine 
von den Hauptparteien gegen Dritte bewirkte foge- 
nannte freiwillige Streitanfündigung zugelafien und 
darauf verfügt worden. Es erfcheint aber bedenklich, 
diefe Praris noch weiter auszudehnen und in Fällen 
einer blos freiwilligen Streitanfündigung auch dem 
Litisdenunciaten das Befugniß zu einer weiteren 
gerichtlichen Streitanfündigung zujugeftehen, weil, 
wollte man dies thun, der Procef ohne Roth und 
ohne wejentlichen Nuten für den Litispenuncianten 
in die Länge gezogen werben würbe.” ıc. 


Miscellen. 


Unzeige men ergangener Gefege und Ver— 
orduungen. Das 19. Stück des Geſetz⸗ und Ver— 
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orbnungsblattes für dad Königreich Sachen (vom Jahre 
1870) enthält: ; 

No. 109. Gefeg, die Sonn«, Feſt- und Buptags« 
feier betreffend, vom 10. September 1870. No. 110, 
Verordnung, die Ausführung des Geſetzes, die Sonne, 
Feſt⸗ und Bußtagsfeier betreffend, vom 10. September 
1870. No. 111. Berorbnung, die nächſte Volks— 
zählung betreffend, vom 3. October 1870. No. 112. 
Verorbnung, die Abänderung der Beftimmungen über 
die Gontrole, unter welder Melaffe zur Branntwein- 
bereitung zollfrei zuzulaffen ift, betreffend, vom 5. Octo⸗ 
ber 1870. No. 113. Befanntmadhung, eine Anleihe 
der Actienbrauerei zu Medingen betreffend, vom 7. Octo⸗ 
ber 1870.— Letzte Abfendung: am 19, October 1870. 

Das 20. Stück des Gefeh- und BVerorbnungd« 
blatted für das Königreich Sachſen (vom Jahre 1870) 
enthält: 

No. 114. Bekanntmachung, die Bewilligung einer 
von dem Spar⸗ und Vorfchufvereine für Neufirchen 
und Umgegend erbetenen Ausnahme von beſtehenden 
Gefegen betreffend, vom 3. October 1870, No. 115. 
Bekanntmachung, die technifche Beauffihtigung der 
Dampffeffel in ven Kreispirectiondbezirfen Dredven und 
Baugen betreffend, vom 10. October 1870. No 116. 
Bekanntmachung, die Bewilligung einer von dem Sparz, 
Vorſchuß⸗ und Erebitvereine zu Grünhain erbetene Aus- 
nahme von beftehenden Gefegen betreffend, vom 11. Octo⸗ 
ber 1870. No. 117. Berorbnung, die Erpropriation 
von Grunbeigenthum für Unterführung der Lößnitzſtraße 
allhier unter ver Sächſiſch-Schleſiſchen Staatseifenbahn 
betreffend, vom 13, October 1870. No. 118. Bers 
orbnung, bie Aihung und Stempelung von Silbermünz« 
gewichten betreffend, vom 20. October 1870. — Lepte 
Abfendung: am 3. November 1870. 


Eiſenhuth'ſche Stiftung. 


Ueber die für die Eiſenhuth'ſche Stiftung von der unterzeichneten Facultät am 26. Mai 1869 geitellte 


Preidfrage: vis et effectus erroris in persona etc. find zwei Arbeiten übergeben worden. Die Facultät hat 
befchloffen, daß feiner derjelben der Preis zuerkannt werden Fönne, daß aber derjenigen Arbeit, welche das 
Motto führt: „res severa est verum gaudium “, in Anbetracht des in ihr bargelegten Fleißes und wiſſen— 
ſchaftlichen Strebens eine Gratification im Betrage von Fünfzig Thalern zugubilligen fei. Als Berfaffer 
ergab fih Herr Johannes Martin Lotihius, gegenwärtig Hülfsreferendar beim K. Gerichtsamte zu 
Baugen. 

Reipzig, den 1. November 1870. 


Die Juriftenfacultät. 


Nebacteur: Bundes : Oberhandelsgerihtsrath Werner. Officin der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 
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Soll auf eine Hypothek eine von dem Hypotheken⸗ 
gläubiger quittirte Forderung abgefchrieben wer: 
den, fo hat der Schuldner nachzuweifen, daß die 
legtere auf die Hypothek gezahlt worden ſei. — 
Mirkfamfeit mündliher vom fchriftlichen Mer: 
trage abweichender Berabredungen über ben 
Kaufprei bei einem Jmmobilienfaufe, 


Mitgetheilt von 
Herten Dr. —n— in Dr. 


Die thatfächlichen Verhältniſſe des den nachftehen- 
den Entjcheidungen zu Grunde liegenden Rechtöftreites, 
in welchem M. gegen die verw. P. auf die Duittungs-, 
Loͤſchungs⸗ und Abfchreibungsbewilligung der lepteren 
bezüglich einer Forderung von 525 Thlm. —⸗ —: 
im Grund» und Hppothefenbuche für M. klagbar 
wurde, erhellen zur Genüge aus den Urtheln jelbft. 

Das Gerihtsamt Zittau ald Procefgericht 
ertheilte unter dem 14. September 1869 folgenden 
Beſcheid: 

„Da die Entſcheidung in der Hauptſache von der 
Frage abhaͤngt, ob das erceptiviſche Vorbringen der 
Beklagten Bl. — wahr iſt oder nicht, weil naͤmlich 
dann, wenn die diesfallfigen Behauptungen der Be— 
flagten richtig wären, der von dem Kläger für ſich 
angezogene Hausfauf um die Summe von 700 Thas 
lern nach $. 828. des bürgerlichen Geſetzbuchs nichtig 
und den in 8. 849. und 850. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs feftgefegten Folgen der Nichtigkeit unterworfen 
fein würde, während dagegen der von der Beflagten 
für fi) angezogene Hausfauf um die Summe von 
925 Thlen. —⸗ —⸗ nad den Beitimmungen in 


nene Folge Achtzehnter Dahrgang. 


1870. 


8. 822. 824. und 100. dieſes Gefepbuchs ebenfalls 
nichtig fein würbe, demnach nicht, wie Kläger Bl. — 
behauptet, im gegenwärtigen Falle $. 826. des mehr- 
erwähnten Gefepes maafigebend ift, fo ift — würde 
Kläger den über das erceptivifche Vorbringen der 
Bellagten Bl. — von diefer ihm BI. — angetragenen, 
von ihm Bl. — ausbrüdlih angenommenen Eid 
bahin: 
wie es nicht in Wahrheit beruhe, daß er fich mit 
der Beflagten bei den über das Hausgrundftüd 
Fol. 96. zu M. zwiſchen ihnen fattgehabten 
Kaufsverhandlungen dahin geeinigt habe, daß 
er für erwähntes Hausgrundftüd der Beflagten 
den Preis von 925 Thlen. — —⸗ zahlen follte 
und wollte, daß jedoch in dem Kaufcontracte 
anftatt des Kaufpreifes von 925 Thlen. eine 
Kauffumme von 700 Thlen. geſetzt werben folle, 
damit weniger Koften entftänden, 
ſchwören — mit Rüdfidht darauf, daß nach Einver- 
ftändniß der Parteien vom Kläger 225 Thle. — — 
und 300 Thle. — —» Gapital zur Tilgung der 
Kaufgelver, und zwar letztere am 22, Juli 1867, 
gezahlt worden find, Beflagte dagegen bei dem 7. 8. 
und 9. Einl.-Abjchn. in Abrede geftellt hat, einen» 
theild, daß die Zinfen von erwähnten 300 Thlen. 
—⸗ — auf die Zeit vom 1. Januar 1867 bis 1. Juli 
1867 vom Kläger gezahlt worden, anderntheils, daß 
fie, Bellagte, auf die von diefen 300 Thlen. — — 
vom 1. Juli 1867 ab ferner auflaufenden Zinfen 
verzichtet habe — Bellagte mittelft ausdrüdlicher, im 
Unterlaffungsfalle für gefchehen zu erachtenden, den 
in $. 170. der Berorbnung vom 9. Januar 1865 
gedachten Erforbernifien entiprechende Erflärung den 
Empfang der Abjchlagszahlungen von 225 Thlen. 
und 300 Thlen. — —⸗ fammt Zinfen von denjeni⸗ 


gen 700 Thlen. —⸗ —-, welche auf Fol. 96. des 
Grund» und Hypothekenbuchs von M. Rubr. III. 
sub No. 1./I. für fie, Beflagte, eingetragen ſich bes 
finden, auf Klägers Koften zu beftätigen jchuldig; 

es fünnte und wollte denn Bellagte den zu ben 
Einl.⸗Abſchn. 7. 8. 9. im Mangel einer Erklärung 
für angenommen zu eradhtenden Eid dahin: 

daß Kläger bei der Zahlung von 300 Thlrn. 
—⸗ — Capital am 22. Juli 1867 zugleich die 
Zinfen davon vom 1. Januar 1867 bis 1. Juli 
1867 mit 6 Thlen. — —⸗ nicht mitberichtigt 
habe, 
oder: 
daß fie, Bellagte, am 27. Juni 1867 bei Ges 
legenheit, als ihr Kläger die Abfchlagszahlung 
von 300 Thlm. —⸗ —⸗Capital angeboten, ſich 
Klägerm gegenüber nicht einverftanden erflärt 
habe, daß er, Kläger, das Gapital von 300 Thlen. 
— — nicht länger ald bis zum 1. Juli 1867 
verzinfe, 
fhwören, fo hat, da Bellagte, ohne wegen ber Zinfen 
volftändige Befriedigung erhalten zu haben, zur Lö— 
ihungsbewilligung des betreffenden Gapitald ſammt 
Anhang nicht angehalten werden kann, das Suchen 
bes Klägers, foweit es auf ein Mehreres ald auf eine 
Summe von 225 Thlen. —⸗ — ⸗ gerichtet, zur Zeit 
nicht Statt. 

Sollte endlich Kläger obigen Eid nicht leiften, fo 
ift Beflagte von der Klage zu entbinden und loszjus 
zählen.” 

Gegen diefes Erfenntniß appellirten beide Par- 
teien, worauf das Königl. Appellationdgericht 
zu Baupen unter dem 23. December 1869 (Publ.- 
Termin 22. Januar 1870) folgendermaaßen ent: 
ſchied: 

„Daß in dem BL. — dem Kläger zuerkannten 
Eide auf der erften Seite des — Xctenblattes in der 
zweiten Zeile von oben zwifchen den Worten: „Thas 
len — —⸗“ und „zahlen“ Folgendes: 

„und hiervon 225 Thle. — — noch vor der 
Recognition des Kaufes“ 
einzuſchalten. Dagegen iſt im Uebrigen gedachter 
Beſcheid, wie andurch geſchieht, zu beſtaͤtigen. 
Gründe: 

Da Bellagte ihre erfte Beihwerde Bl. —, mittelft 
deren fie Abweifung der Klage verlangt, Bl. — nicht 
weiter ausgeführt, fondern infoweit nur auf das im 
Verfahren Angebrachte ſich bezogen hat, fo kann die 
Begründung jenes Berlangens nur in der Behaup- 
tung Bl. — gefucht werden, ed gehe ſchon aus dem 
der Klage zu Grunde gelegten, in der Klagbeifuge 
unter A. DI. — flg. enthaltenen Kaufbriefe hervor, 
daß Kläger die nad) Inhalt der Klagbeifuge unter C. 
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Bl. — am 14. Februar 1867 bezahlten 225 Thlr. 
—- —- nicht auf die Kauffumme der 700 The. 
—⸗ —s bezahlt haben könne, weil Kläger in jenem 
Kaufbriefe die Beklagte nah Höhe der Kaufjumme 
an 700 Thle. — — = für feine Gläubigerin auss 
drüdlich anerfannt und zu dem Inhalte diefer Urkunde 
am 19. Februar 1867 fich gerichtlich befannt hat. 
Diefe Schlußfolgerung beruht jedoch auf einer uners 
wiefenen thatfächlihen Vorausſetzung, indem nicht 
dargethan ift, daß die Recognition des Kaufvertrags 
von Seiten Klägers erft am 19. Februar 1867 erfolgt 
ift, vielmehr in Uebereinftimmung mit der Behaup- 
tung des Klägers Bl. — auf Grund des in ber 
Klagbeifuge B. Bl. — enthaltenen Befigereintrags 
vom 19. Februar 1867 angenommen werben muß, 
daß die Recognition ſchon am 14. Februar 1867 ges 
fchehen fei, da in jenem Eintrage ber als deſſen 

1. Sanuar 
14. Februar 
1867 datirt und hierdurch die nicht mit Zuverläffigfeit 
lesbare Zahl, welche auf dem vom Kläger überreichten 
Originale ber vor der Grund» und Hypothefenbehörbe 
aufgenommenen Recognitionsregiftratur den Tag ihrer 
Aufnahme bezeichnet, von diefer Behörde felbft erklärt 
worden ift. 

Im Uebrigen betreffen die Beſchwerden beider 
Theile lediglich die Frage, ob das Vorbringen ber 
Beklagten in der Anmerkung zum 3. Einl.Abſchn. 
Bl. — ald motivirtes Leugnen des Klaggrundes oder 
als zerftörliche Ausflucht aufzufaflen, und wenn lep- 
tered, ob diefe Ausflucht als jchlüffig anzufehen fei. 

In diefer Beziehung ift man zunächſt mit der 
vorigen Inftanz darüber einverftanden, daß jenes 
Vorbringen eine wahre Ausflucht enthält. Denn 
ſchuldete Kläger der Beflagten aus dem in der Klag— 
beifuge A. beurfundeten, am 1. Januar 1867 aus 
gefertigten Kaufvertrage nur eine Kauffumme von 
700 Thalern, jo muß die nach Inhalt der Klagbei- 
fuge C. Bl. — am 14, Februar 1867 von dem Kläger 
an bie Beflagte ald eine Schuld geleiftete Zahlung 
von 225 Thlen. —⸗ —», obwohl in der Quittung 
der Grund der Schuld nicht angegeben worden iſt, 
auf jened Kaufgeld gerechnet werden, da dieje Zah— 
lung nad) Entftehung jener Forderung geleiftet wor- 
den und eine Mehrheit von Forderungen nicht zu 
vermuthen ift. In der Anmerfung zum 3. Einl. 
Punkte Bl. — behauptet aber Bellagte, daß mündlich 
zwiſchen ihr und dem Kläger der Kaufpreis für ihr 
an denjelben verfauftes Hausgrundftüd auf 925 Thlr. 
—⸗ —= mit der Beftimmung, daß davon 225 Thlr. 
— — noch vor der Recognition bed Kaufes baar 
bezahlt werden follten, fejtgefegt, in der Kaufsurfunde 
aber, um Koften zu fparen, nur auf TOO Thle. — — 


Grundlage angezogene Kaufvertrag vom 


—— nm 


angegeben worden fei. Hätte nun demzufolge Bellagte 
von dem Kläger ein Kaufgeld von nicht blos 700 
Thlen. — —⸗, fondern von 925 Thlın. — —- zu 
fordern gehabt, fo wuͤrde nach Anleitung ber in 
$. 977 flg. des bürgerlichen Gefegbuchs aufgeftellten 
Grundfäge die befage der Klagbeifuge C. von dem 
Kläger ohne Beitimmung, auf welche Schuld, geleis 
ftete und von der Beflagten ohne Beftimmung, auf 
welde Forderung, angenommene Zahlung von 225 
Zhlen. — — auf die ältere und fällige Theilfchuld, 
mithin auf den vor der gerichtlichen Recognition der 
Kaufsurkunde nach Höhe von 225 Thlın. — — 
zu entrichten gewefenen Theil der Kauffumme zu 
rechnen jein. Beklagte macht demnach Thatfachen 
geltend, welche die dem Kläger zur Seite ftehende 
Bermuthung, daß die nach Inhalt der Klagbeifuge C. 
geleiftete Zahlung von 225 Thlrn. — —⸗ auf die 
in der Klage erwähnte Kaufgelderfchuld von 700 
Thlen. — —⸗ zu rechnen fei, und den hierauf ges 
gründeten Anfpruch auf antheilige Abfchreibung der 
deshalb eingetragenen Hypothek entfräften, demnach 
aber auch von der Beklagten zu beweifen find. Wie 
nun aus Borftehendem erhellt, daß man in der recht- 
lichen Beurtheilung diefer Ausflucht mit der vorigen 
Inftanz nicht übereinftimmt, jo hat man zur Wider: 
legung der hierüber in dem angeführten Beſcheide 
entwidelten Auffaffung nur noch Folgendes zu bes 
merfen: 

Durch die von der Beflagten behauptete mündliche 
Uebereinfunft würde der nad) Maafgabe der Klag- 
beifuge A. beurfundete Kaufvertrag den Charakter 
eines nach $. 828, des bürgerlichen Geſetzbuchs nidy- 
tigen Scheingefhäfts nicht annehmen, da die Par- 
teien, wie bereit8 von dem Kläger Bl. — richtig 
ausgeführt worden ift, die Eingehung eines Kauf- 
vertrags wirklich gewollt haben. Vielmehr ift der 
Einfluß jener mündlichen Mebereinfunft auf den ab» 
weichenden Inhalt der Kaufsurfunde, abgejehen von 
der formellen Gültigkeit der drfteren, nach demjenigen 
Grundfage zu beurtheilen, welcher der Borfchrift in 
$. 829. des bürgerlichen Geſetzbuchs zu Grunde liegt, 
und dahin führt, daß dasjenige gilt, was die Bethei- 
ligten wirklich beabfichtigt, nicht dasjenige, was fie 
vorgefpiegelt haben, demnach im vorliegenden Falle 
dahin, daß die verabredete Kauffumme nicht 700 Thlr. 
— —, fondern 925 Thle. — — beträgt. 

Andererſeits fann aber auch die Nichtigkeit des 
zwifchen den Parteien abgefhlofienen Grundſtücks— 
faufs, infofern dabei eine Kauffumme von 925 Thlen. 
— — verabredet worden, nicht aus den Vorfchriften 
in 8$. 822. 824. und 100. bes bürgerlichen Geſetz- 
buchs abgeleitet werben, da, wenn auch in der Klag— 
beifuge A. die Kaufſumme nur auf 700 Thle. — —⸗ 
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angegeben worden ift, doch deshalb ber Gegenftand 
des Kaufes nicht geändert wird, und bie lediglich 
mit Rüdjicht auf diefen in $. 822. vorgefchriebene 
Form durch Ausfertigung jener Urkunde gewahrt ift. 
Vielmehr ift die formelle Gültigkeit der von der Bes 
klagten behaupteten mündlichen Verabredung, welche 
vor dem Abjchluffe des Vertrags ftattgefunden hat, 
jedoch mit der Vertragsurfunde nicht übereinftimmt, 
lediglich nach den von der vorigen Inftanz als unan« 
wenbbar bezeichneten Borfchriften in $. 826. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilen. In dieſer 
Hinfiht hat Man aber der befchränfenden Auslegung 
des nurangezogenen Paragraphen, welche das Königl. 
Oberappellationsgericht neuerdings angenommen hat, 
Annalen, N. F. Br. 4. ©. 382. 

beizupflichten. Hiernach find die in $. 826. erwähn- 
ten, vor oder bei Abfaflung des fchriftlichen Vertrags 
getroffenen mündlichen Verabredungen nur injoweit 
als ungültig anzufehen, als fie den Zwed haben, die 
beurfundete Uebertragung des Eigenthums an einem 
Grundftüde oder die Uebertragung einer mit Folium 
im Grundbuche verfehenen Berechtigung zu verändern, 
zu erweitern oder zu befchränfen, weil in $. 822, 
lediglich mit Rüdfiht auf diefen Gegenftand bes 
Vertrags die Abfaffung einer Urfunde über den Bers 
trag vorgefchrieben if. Wenn nun die fragliche, mit 
der Bertragsurfunde nicht übereinftimmende mündliche 
Verabredung nur die Höhe des Kaufpreifes, keines⸗ 
wegs aber die Individualität oder den Umfang des 
Grundftüds betrifft, fo hat Man die formelle Gültig« 
feit jener Verabredung nicht bezweifeln mögen und 
erachtet ed aus biefem Grunde für gerechtfertigt, daß 
auf den zum Beweife derfelben angetragenen und ans 
genommenen Eid erfannt worben iſt. Es war jedoch 
infolge der veränderten rechtlichen Beurtheilung, welche 
nad Obigem die vorliegende Ausflucht in gegenwärs 
tiger Inftanz gefunden hat, in den darüber auferleg« 
ten Eid noch diejenige Bertragsbeftimmung aufzus 
nehmen, wodurch die Fälligkeit des bewilligten Mehr⸗ 
betrags der Kaufſumme feftgefegt worden ift, da es 
ohne dieſe Beitimmung an einer Grundlage fehlt, 
um die nach Inhalt der Klagbeifuge C. geleiftete 
Zahlung auf den nicht mit Hypothef verfehenen Theil 
des Kaufgeldes abrechnen zu fünnen.” 

Nachdem gegen diefe Entfcheidung nur die Der 
Hagte remedirt, erfannte im April 1870 das Königl. 
DOberappellationsgericht unter Compenſation der 
Inftanzfoften auf Betätigung derjelben mit der 
Abänderung, 

daß Klägers auf Abſchreibung der gebachten 
225 Thaler gerichtetes Suchen in der angebrach⸗ 
ten Maafie nicht ftatt habe, er auch, wenn bie 
Bellagte. den einen oder den andern ber ihr 
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DB. — fg. wahlmweife zuerfannten Delateide 
fchwören follte, die in erfter Inftanz erwachjenen 
Koften derfelben zu erftatten ſchuldig fei, 

und begründete diefes Urthel folgendermaaßen: 


„Das Könige. Oberappellationdgericht ift bei der 
Entſcheidung der vorliegenden Sache von nachftehen- 
den Erwägungen ausgegangen: 

Auf Grund der BI. — flg. abfchriftlich beigebradh- 
ten, von der Bellagten ausgeftellten Quittung vom 
14. Februar 1867 verlangt der Kläger Abfchreibung 
der darin quittirten Summe von ben 700 Thalern, 
welche laut des zwifchen ihm, dem Kläger, als Käus 
fer, und der Bellagten, als Verkäuferin, gefchloffenen 


1. Januar 
Kaufe vom IE. Februar 1867, als mit Bier vom 


Hundert zinsbare unbezahlte Kaufgelder auf feinem, 
des Klägers, käuflich erworbenen Grundftüde bypo- 
thefarifch eingetragen worden find. Die Klage wird 
aber durch die angegebene Quittung der Bellagten 
nicht ausreichend begründet. 

Wie fi von felbft verfteht, kann der Kläger die 
Abfchreibung der quittirten 225 Thaler auf die Hypo- 
thef der 700 Thaler Kaufgelver nur dann fordern, 
wenn jene eine Abfchlagszahlung auf diefe geweien 
find. Durch die Quittung felbft wird dies jedoch 
nicht bewiefen, indem darin nur gefagt wird, ed habe 
der Kläger die ihr, der Beklagten, ſchuldig gewefenen 
225 Thaler zurüdgezahlt, und es verfpreche bie 
Deflagte, wegen diefer bezahlt erhaltenen Summe an 
den Kläger feine weiteren Anfprüche zu machen. Will 
man nämlich hieraus auch nicht gerade die Folgerung 
ziehen, daß die Schuld, welche bezahlt worden ift, 
gerade eine Darlehnsſchuld gewefen fein müffe, fo 
beruht doch wenigftens foviel außer allem Zweifel, 
daß die Beflagte in ihrer Quittung nicht gejagt hat, 
es feien die 225 Thaler auf Kaufgelver abſchlaͤglich 
bezahlt worden, welche fie von dem Kläger zu fordern 
gehabt habe. 

Um zu dem in der Klage aufgeftellten Ergebniffe 
zu gelangen, müßte man von der, wenn aud) nicht 
völlig beftimmt angegebenen, jo doch wenigftens durch 
das Wort „zurüdgezahlt” nach einer gewiffen Rich- 
tung in Etwas angedeuteten Beichaffenheit der Schuld 
gänzlich abftrahiren, die Quittung als eine ſ. g. 
indiserete anfehen und hieraus die Folgerung ziehen, 
daß, wenn ber Kläger zu der Zeit, wo er die Zahlung 
geleijtet, 700 Thaler ald Kaufgelver jchuldig geweſen 
wäre, bie 225 Thaler hierauf abgerechnet werben 
fönnten. Wenn es aber ſchon an fich bedenklich fallen 
muß, der Quittung gegenüber von dem Gate: plu- 
ralitas debitorum non praesumitur, Gebrauch zu 
machen und dem Kläger das Recht zu geben, die der 


Bellagten geleiftete Zahlung auf jeve andere Schuld 
zu rechnen, deren Erfüllung ihm damals der Bellagten 
gegenüber obgelegen hat, fo ſprechen in dem vorlie= 
genden Falle gegen die Annahme, daß die fraglichen 
225 Thaler eine Abjchlagszahlung auf die Kaufgelver 
der 700 Thaler geweſen feien, eine Menge Nebens 
umftände. 

In dem am 1. Januar 1867 gefchlofienen Kaufe 
8.2. war nämlich ausdrüdlich beftimmt worden, daß 
die ganze Kauffumme der 700 Thaler geftundet und 
als eine auf dem verkauften Haufe haftende Hypothef 
folgendermaafen eingetragen werben follte, 

2. 
fünfhundert Thaler mit einer beiden Theilen jederzeit 
freiftehenden einvierteljährigen Auffündigung, und 

b 


zweihundert Thaler vom Tage des Kaufsabjchluffes 
an erft in vier Jahren fündbar. 


Wenn nun der Kläger am 14. Februar 1867 an 
die Beklagte die Summe von 225 Thalern zahlte, fo 
fann dies nicht eine Abjchlagszahlung auf die Kauf- 
gelder gewefen fein, weil die legteren damals noch 
gar nicht fällig waren. Wenigſtens ergiebt fich dies 
nicht aus den Verhältniffen, foweit fie aus der Klage 
zu erfehen find. Hätte der Kläger an diefem Tage 
eine abjchläglihe Zahlung auf die Kaufgelderſchuld 
geleiftet und die Beklagte die Zahlung hierauf ange: 
nommen, jo würde darin ein Abgehen von dem 
Uebereinfommen über die Zahlungszeit der Kauf 
gelver gelegen haben, und eine foldye Aenderung des 
Kaufes kann doch wenigftens nicht ohne Weiteres zu 
Gunften des Klägerd angenommen werden. Denn 
dem Kläger liegt der Beweis ob, daß die am 
14. Februar 1867 geleiftete Zahlung auf die Kauf: 
gelder zu rechnen fei. Wie wenig der Kläger ſich 
überhaupt darüber klar geweſen ift, immieweit bie 
Quittung Bl. — flg. zur Grundlage für feinen An- 
fpruch dienen fönne, ergiebt ſich namentlich aus dem 
Anführen in der Klage Bl. —, daß die Beflagte die 
Quittung ausgeftellt habe, nachdem fie vorher aud- 
drüdlich ihm, dem Kläger, gegenüber auf Bezahlung 
der Zinien von 225 Thalern verzichtet, er auch diefen 
Verzicht angenommen gehabt habe. 


Die Unwahrfcheinlichfeit, daß die Zahlung ber 
225 Thaler eine Abfchlagszahlung auf die Kaufgelver 
geweſen fei, fteigert fih aber auch noch durch folgende 
zwei Momente: Erftens ift die Duittung Bl. — flg- 
an demjelben Tage ausgeftellt worden, an welchem 
fih die Kaufsintereffenten zu dem Kaufe gerichtlich 
befannt haben. Nun läßt fich zwar nicht mit Be 
ſtimmtheit erfehen, ob die Quittung der Zeit nad 
früher liegt, ald die Recognition. Aber wollte man 
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auch die Behauptung des Klägers Bl. —, daß er 
200 Thaler unmittelbar nach erfolgter Recognition, 
und 25 Thaler etwa 8 bis 14 Tage fpäter bezahlt 
habe, als wahr annehmen, fo liegt doch in diefen 
Angaben infofern etwas Unmwahrfcheinliched, als der 
Kläger 225 Thaler auf die 700 Thaler bezahlt haben 
will, welde nad) dem von ihm gerichtlich recognos⸗ 
eirten Kaufe erft weit fpäter fällig geworben find. 
Zweitens verwidelt fich der Kläger auch noch inſo— 
fern in einen Widerſpruch, als er Bl. — jelbft zu- 
giebt, es fei die ganze Kauffumme nebft Zinfen am 
19. Februar 1867 auf das von ihm gefaufte Grund» 
Rüd eingetragen worden, ohne die Richtigkeit dieſes 
Eintrags zu beftreiten. Wäre es nämlich begründet, 
daß er bereitd am 14. Februar deſſelben Jahres eine 
Abſchlagszahlung auf die Kauffumme geleiftet gehabt 
hätte, fo würde der Eintrag nad) dem Betrage dieſer 
Abſchlagszahlung ungültig geweſen fein. 

Nach dem bisher Gefagten dürfte faum ein Zwei- 
fel darüber vorhanden fein, daß die Klage, foweit fie 
auf die Quittung Bl. — baſirt worden ift, in ber 
angebrachten Maaße nicht ftatt habe. Die Sache ift 
aber im Laufe des Proceſſes verwidelt geworden, und 
zwar durch die eigene Verjchuldung der Bellagten. 
Diefelbe hat nämlih Bl. — fig. zu ihrer Vertheidi⸗ 
gung angeführt: 

ed habe der Kaufpreis für das an den Kläger 
verfaufte Grundftüd nicht blos, wie in dem 
Kaufe angegeben fei, 700 Thaler, fondern 925 
Thaler betragen; noch im December 1866 jei 
fie mit dem Kläger über den Kaufpreis von 
925 Thalern einig geworben; ed habe aber der 
Kläger ihr den Vorjchlag gemacht, daß er noch 
vor der Recognition des Kaufes 225 Thaler an 
fie bezahlen wollte, und dann in dem Kaufe 
felbt nur ein Kaufpreis von 700 Thalern ans 
gegeben werden jollte, damit weniger Koften 
entftänden; fie, die Bellagte, ſei hiermit ein- 
verftanden gewejen und die von ihr quittirten 
225 Thaler feien das von dem Kläger über 
die im Kaufe angefegte Kaufjumme verwilligte 
plus, 


Dan kann dahin geftellt fein laffen, ob die Klage 
der Beflagten Veranlaffung gab, mit diefen Behaup- 
tungen hervorzutreten. Die Beflagte hat aber fich 
nicht blos damit begnügt, die vorftehende Sachdar— 
ftellung zu geben, fondern fi auch noch über den 
rechtlichen Einfluß ihrer Darftellung BI. — flg. dahin 
ausgeiprochen: 

es folge daraus, daß die 225 Thaler, welche der 
Kläger überdies nicht am 14. Februar 1867 
bezahlt habe, auf die im Kaufe gedachten 700 


Thaler nicht abgezahlt worden feien, ba bie 
causa debendi, das gerichtliche Anerkenntniß, 
fpäter batire, ald die angebliche Abfchlagszah- 
lung; fie, die Beflagte, vermöge deshalb mit 
gutem Gewiffen den Eid zu leiften, daß die in 
Frage ftehenden 225 Thaler nicht auf die im 
Kaufe erwähnten 700 Thaler abichläglich bezahlt 
feien und fie nehme in diefem Sinne den über 
die Klage angetragenen Eid an; eventuell werde 
dem Kläger über die Anmerkung zum 3. Einl.s 
Punkte der Eid angetragen, indem diefe Anmer- 
fung in vim exceptionis peremtoriae wieder⸗ 
holt werde. 

Die erfte Inftanz fand in dem Anführen der Bes 
flagten eine Erception und legte dem Kläger einen 
Delateid über die Behauptung der Beflagten auf, daß 
der Kaufpreis 925 Thaler betragen habe, und bie 
Gontrahenten dahin überein gefommen feien, daß zur 
Erjparung von Gerichtöfoften nur eine Kauffumme 
von 700 Thalern angegeben werben folle. Hiergegen 
appellitte die Beklagte, und unter den von ihr auf⸗ 
geftellten Befchwerden Bl. — findet ſich namentlich 
auch die, daß nicht die Klage überhaupt abgewiefen 
worden fei; in ihrer Appellationsdebuction BI. — flg. 
aber befchränfte fie fih auf die Behauptung, in ihrer 
Sachdarſtellung liege nur ein motivirted Leugnen des 
Klaggrundes und es fei deshalb auf einen Delateid 
über die Klage nach der Richtung zu erkennen, daß 
„der vom Kläger behauptete Kauf nicht um 700 Tha- 
ler abgejchloffen worden fei”, der Kaufpreis vielmehr 
925 Thaler betragen habe. 


Die zweite Inftanz trat zwar den Rationen der 
erften Inftanz nicht bei, glaubte aber in dem Anfüh- 
en ber Beflagten gleichfalls eine Exception erbliden 
zu müflen, und hielt nur noch eine Bervollftändigung 
bed dem Kläger zuerfannten Delateives duch Ein— 
haltung der Bl. — angegebenen Worte für zweck⸗ 
mäßig. 

Wenn die Bellagte BI. — flg. auch gegen bas 
zweite Urthel appellirt und in ihrer Appellations- 
deduction Bl. — fig. vornehmlich auch auf Abweis 
fung der Klage in der angebrachten Maafe angetra= 
gen hat, fo bedarf es wohl nicht erft der Erwähnung, 
daß die Appellationsdeduction BL — fig. nicht ale 
eine Beichränfung der Appellation wider die erfte 
Entſcheidung zu betrachten ift, indem die Beflagte 
ihrer auf Abweilung der Klage gerichteten Beſchwerde 
nicht entfagt, fondern nur ihre fubjective Anficht dar« 
über, wie zu entjcheiden fei, ausgefprochen hat. 

Soviel nun die Sache felbft anlangt, fo iſt das 
Anführen der Beklagten Bl. — nicht geeignet, der 
Klage, welche, wie oben gezeigt worden ift, der erfors 
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derlichen factifhen Begründung entbehrt, eine neue 
Stüpe zu geben. Die Klage würde nur dann aufs 
recht zu erhalten gewejen fein, wenn in ihr mit aus— 
reichender Beftimmtheit darauf Bezug genommen 
worden wäre, daß die 225 Thaler, welche der Kläger 
am 14. Februar 1867 an die Bellagte bezahlt hat, 
eine Abfchlagszahlung auf die Kaufgelder der 700 
Thaler geweien wären. Begnügte fih nun die Be— 
Hagte nicht damit, auf die Mängel der Klage auf- 
merkſam zu machen, verftand fie ſich vielmehr dazu, 
auch fogar den Entftehungsgrund der Schuld, welche 
durch die 225 Thaler getilgt worden war, anzugeben, 
fo übernahm fie dadurch nicht etwa die Beweislaft. 
Denn es handelte ſich nicht darum, ob die Schulp, 
welche der Kläger bezahlt hatte, eriftirte oder nicht, 
fondern vielmehr darum, ob die von dem Kläger ge: 
leiftete Zahlung nicht auf eine beftimmte Schuld, fons 
dern verhältnißmäßig auf mehrere Schulden abzu— 
rechnen wäre, und darum, ob der Kläger die Zahlung 
nicht auf bereits fällige, fondern auf erft fünftig fällig 
werdende Schulden geleiftet hätte. Anders würde 
fi das Verhaͤliniß nur dann geftalten, wenn man 
den $. 822. des bürgerlichen Geſetzbuchs fo erklären 
wollte, daß, wenn von dem Käufer außer dem im 
fehriftlichen Kaufe angegebenen Kaufpreife noch eine 
andere 2eiftung verfprochen worden wäre, auch felbft 
die Zahlung condicirt werden fünnte. Cine foldye 
ertenfive Interpretation würde jedoch, wie fi nament- 
lich auch aus dem im 

Gommentar, ed. II. Band 2. ©. 109. und 

112 fig. 

Gefagten ergiebt, in alle Wege nicht‘ zu rechtfertigen 
fein. 


Aber auch auf einen Eid, wie fich ihn die Beflagte 
Bl. — vorgeftellt hat, war nicht zu erfennen, weil 
der Kläger Bl. — gar nicht angeführt hat, daß die 
225 Thaler auf die Kaufgelder der 700 Thaler 
bezahlt und von der Beklagten angenommen worden 
fein. Wenn die Bellagte irriger Weife geglaubt 
hat, es fei eine ſolche Behauptung in der Klage ent: 
haften, jo fann dies nidyt dahin führen, daß die 
Entſcheidung von dem Delateide über die Klage ab- 
hängig zu machen jei. 

War aber aus diefen Gründen die Klage, foweit 
fie die Bl. — angegebenen 225 Thaler zum Gegen» 
ftande hat, in der angebrachten Maaße abzumweifen, 
jo mußten auch für den Fall, daß die Beflagte durch 
die Leiftung eines der BL. — flg. erfannten Delateide 
die Klage in Beziehung auf die Abfchlagszahlung der 
300 Thle. — —⸗ erledigt, der Kläger in die Koften 
der erften Inſtanz verurtheilt werden. 
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Der confirmatorifche Theil des vorftehenden Urthels 
bezieht fi auf die Entjcheidung der beiden vorigen 
Inſtanzen über die ebengedachte Abfchlagszahlung der 
300 Thaler, gegen welche die Appellation der Be- 
klagten ihrer allgemeinen Faſſung nad) ebenfalls ges 
richtet ift, ingleichen auf die Bl. — ausgeſprochene 
Eompenfation der zweiten Inftanz.” ꝛc. 


103. 


Der Nechtövertreter im Concurſe ift nach den 
Vorſchriften des Geſetzes vom 8. Juli 1868 
berechtigt, ſelbſtſtaͤndig ein Rechtsmittel gegen 
diejenigen Theile des Locationderfenntuiffes ein— 
zuwenden, welche fi) nur auf die den einzelnen 
Släubigern anzuweifende Rangordnung bezie— 
hen. — Was gehört zur Begründung eines 
Hülfspfandrechtes an beweglichen Sachen? 


Mitgetheilt von 
Herrn U. 8, in Dre. 


In dem bei dem Königlichen Gerichtsamte im 
Berirfsgerichte Dr. anhängigen Schuldenweien 2.'8 
war Liquidant U. bei Ertheilung des DOrbnungs- 
erfenntnifjes zur vorzugsweifen Befriebigung aus 
gewifien, in einem dem Concurs voraudgegangenen 
Rechtsftreite dem nachherigen Gemeinſchuldner abge: 
pfändeten beweglichen Sachen locirt worden, obwohl 
der Streitvertreter nach Lage der Sache die Legalität 
der Hülfsvollftrefung beftritten hatte. Derſelbe 
wendete daher gegen dieſen Theil des Orbnungs- 
erfenntnified Berufung ein, und das Königliche 
Appellationsgeriht zu Dresden änderte das 
erftinftanzliche Erkenntniß feinem Antrage gemäß ab, 
nachdem ed zuvor den in der Ueberichrift an bie 
Spige geftellten Grundfag, unter eingehender Be- 
gründung deffelben, ausgefprochen hatte. Das That- 
jächliche des Falles ergiebt fi) zur Genüge aus den 
Entfcheidungsgründen. Man läßt daher diefelben 
ohne Weiteres folgen, und zwar unter I. den betref- 
fenden Theil des Inftangbejcheides (vom 10. Januar 
1870, ©erichtsamt im Bezirfögericht Dr.), und unter 
IL. die Gründe des Erfenntnifjes der 2ten Inftanz 
(vom 22. Februar 1870). 

I. 

„Liquidant hat das Recht auf vorzugsweiſe Be- 
friedigung aus Pfändern in Anfpruch genommen, 
welche nach Bl. — im Wege der Hülfsvollftredung 
für ihn erlangt worden feien, der Streitverireter und 


die Gläubigerfchaft im Hauptverhöre aber haben bie- 
fen Anſpruch beftritten. 

Nach den Auslaffungen des Erecutord B. aber 
in Verbindung mit der diefelben beftätigenden, pflicht« 
mäßig erftatteten Anzeige ded dem Erecutor zur 
Affiftenz bei der Hülfshandlung beigegeben geweſenen 
Gerichtöbeidienerd M. Bl. — hat man indeſſen an- 
zunehmen gehabt, daß ed an den Requifiten einer 
gefepmäßigen und wirffamen Hülfsvollitrefung im 
gegenwärtigen Balle nicht fehle. Denn nad den 
Anzeigen der gedachten Gerichtöperfonen ift vom 
Erecutor dem Schuldner in beftimmter und unzweis 
deutiger Weife zu erkennen gegeben worden, daß er 
gewiffe Sachen zum Zwede der Hülfsvollfitefung in 
diefelben aufzeichne, und es ift dann dem Schuld» 
ner die Verfügung darüber unterfagt und ihm er- 
öffnet worden, daß er diefe Sachen innerhalb ber 
Frift von vierzehn Tagen wieder einlöfen fönne. 
Eine äußere Handlung, durch welche die Abficht der 
Huͤlfsvollſtreckung zur Berhätigung gelangt ift, ift 
alfo vom Erecutor vorgenommen worden, und burch 
diefe in Verbindung mit der Unterfagung jeder Ver— 
fügung über die Sachen ift der Befig an denfelben 
vom Schuldner auf das Gericht übergegangen. Dies 
genügt aber, um das Hülfsrecht für in rechtlich wirf- 
famer Weife entftanden anzufehen. 

Bergl. Wochenblatt für merfwürdige Nechtsfälle, 
Jahrgang 1864. S. 369. 


Daher war Liquidant mit dem Betrage, zu welchem 
er je nach dem Ergebniß der vom Rechtövertreter zu 
führenden Beicheinigung überhaupt noch ſchließlich 
in Anfap fommen wird, zur vorzugsweiſen Beftie- 
digung auf die in Rede ftehenden Pfänder anzu— 
weiſen.“ 

I. 

„Da das von dem beftellten NRechtövertreter ein- 
geivendete Rechtsmittel lediglich gegen die von ber 
vorigen Inftanz Bl. — ausgejprochene prioritätifche 
Befriedigung des Liquidanten A. gerichtet iſt, fo 
mußte zunächft die Frage entitehen, ob der Erftere 
in feiner Eigenihaft ald Rechtövertreter zur Ein- 
wendung von Nechtsmitteln gegen diejenigen Theile 
des Locationderfenntniffes, welche fih nur auf die 
den verfchiedenen einzelnen Gläubigern anzuweifende 
Rangorbnung beziehen und wodurch nur eine größere 
oder geringere Anzahl derjelben, im Gegenſatz zu der 
Gefammtheit der Gläubigerfchaft, betroffen worden, 
als berechtigt angejehen werden könne. Denn die 
in 8. 10. des Geſehes vom 8. Juli 1868, „einige 
Beftimmungen über den Concurs der Gläubiger 
betreffend‘, enthaltene Vorſchrift geht nur dahin, daß 
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ſich der Rechtövertreter im Laufe des in demjelben 
$. 10. angeorbneten ſchriftlichen Verfahrens auch 
über die Anfprüche auf bevorzugte Befriedigung zu 
erklären habe, es ift demnach die dem Concursver⸗ 
treter ertheilte, eine Abänderung der früheren geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen enthaltende Ermächtigung ihrem 
Wortlaute nach auf die vor der Ertheilung eines 
Locationserkenntniſſes ftattfindenden Verhandlungen 
befchränft. Dafür, daß ed auch nicht in der Abficht 
des Gefepgeberd gelegen habe, eine weiter gehende 
Abänderung jener Beftimmungen eintreten zu laflen 
und die dem Rechtövertreter ertheilte Ermächtigung 
noch weiter, als auf die gedachten Verhandlungen 
auszudehnen, könnte noch der Umftand geltend ge- 
macht werben, daß in dem nach $. 12. des angezo⸗ 
genen Geſetzes abzuhaltenden Berhörätermine über 
Anerfennung der ftreitigen Forderungen und An— 
iprüche auf prioritätifche Befriedigung ſpeciell ver- 
handelt werben foll, wenn man berüdjichtigt, daß ber 
Zwed diefer Verhandlung jedenfalls darin befteht, 
eine Feſtſtellung dieſer Anfprüche und Forderungen 
ihon im Verhörstermine herbeizuführen, nun aber 
zu diefem Zeitpunfte neben dem Concurögericht jelbft 
in der Negel nur der Rechtövertreter ſich in der Lage 
befunden haben wird, von den behufs der Begrün« 
dung der von einzelnen Gläubigern in Anſpruch ges 
nommenen Priorität angeführten thatſächlichen Um— 
ftänden Kenntniß zu nehmen und biefelben einer 
Prüfung zu unterziehen, mithin eine befondere Ver— 
anlafjung geboten war, den NRechtövertreter zu einer 
folhen Prüfung und Erflärung, im Intereſſe ber 
übrigen Gläubiger und um deren Rechte möglichft zu 
wahren, zu verpflichten. Diejer Grund würde aber 
in den fpäteren Stadien des Concursprocefies nicht 
weiter vorliegen und deshalb auch nicht dazu haben 
führen können, dem Rechtsvertreter die Einwendung 
von Rechtsmitteln gegen das Locationderfenntniß zu 
dem Zwede, um die darin angeordnete prioritätiiche 
Befriedigung einzelner Gläubiger zu bejeitigen, zu 
verftatten. 

Wenn Man indeffen dem ungeachtet in gegen- 
wärtiger Inftanz zu der Anficht gelangt ift, daß die 
Einwendung der vorliegenden Berufung Seiten des 
Rechtövertreterd nicht als unftatthaft bezeichnet wer⸗ 
den könne, fo rechtfertigt ſich Died dadurch, daß ber 
im früheren Rechte beftandene Grundjag, daß dem 
Mechtövertreter die Einmiſchung in die Prioritäte- 
ftreitigfeiten der Gläubiger nicht verftattet fei, im 
Weſentlichen auf der in der Erl. Proceßordnung ad 
tit. XLIL. 8. 1. enthaltenen Dispofition beruht, „es 
haben aber jedes Orts Gerichte hierunter allen un« 
nöthigen Aufwand zu vermeiden, curator litis aud) 
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aller Weitläufigfeit und fonderlih ded Verfahrens 
super prioritate fich zu enthalten”, diefe aber, wie 
nicht bezweifelt werben fann, durch die oben erwähnte 
neuerliche gejegliche Veſtimmung aufgehoben worden 
ift (vergl. $. 13. des Geſetzes vom 8. Juli 1868), 
fo daß es nunmehr an einem beftimmten gefeglichen 
Anhalten dafür, dem Rechtövertreter die Wahrneh— 
mung der Intereffen der durch Anfprüche einzelner 
Liquidanten auf vorzugsweife Befriedigung benadh- 
theiligten gemeinen Gläubiger in einem fpäteren 
Stadium des Concursproceſſes zu verfagen, gebricht. 


Hat Man fi) daher gegenwärtig in Bezug auf 
die Stellung des Streitvertreterd zur Prioritätsfrage 
nur an die Dispofition in $. 10. des Geſetzes vom 
8. Juli 1868 zu halten, fo muß darin allerdings 
dad Princip audgedrüdt gefunden werben, daß der 
Streitvertreter gefeglich autorifirt fei, die Rechte der 
gemeinen Gläubiger gegenüber denen, die im Con— 
curöverfahren bevorzugte Befriedigung aus der Maffe 
oder einzelnen Theilen derjelben verlangen, wahr« 
zunehmen, wie ja aud) ſchon nach gemeinem Rechte 
unter Umftänden ber contradietor als befugt anzus 
ſehen war oder doch vom Richter ermächtigt werben 
fonnte, über die Prioritätsfrage in die Verhandlung 
einzutreten (vergl. Dabelow, Goncurs der Gläubi- 
ger. Halle, 1801. ©. 587. ©. 658.). Bon diefem 
Standpunfte aus fehlt ed aber an einem zureichenden 
Grunde, die Befugniß des Streitvertreters auf das 
erfte Verfahren zu bejchränfen und ihm das Recht 
der Berufung gegen die darauf gegründete Enticheis 
dung in einem Falle der vorliegenden Art, wo die 
fämmtlich gemeinen Gläubiger an der Prioritätöfrage 
intereffirt find, abzufprecdhen. 


Mufte man demzufolge Bedenken tragen, den 
Rechtövertreter mit dem BI. — eingewendeten Rechts» 
mittel aus formellen Gründen zurüdzuweifen, jo war 
demfelben auch in materieller Beziehung Beachtung 
nicht zu verfagen. Denn bie in der Bl. — erficht- 
lichen Relation des Erecutors enthaltene Angabe, daß 
dem jegigen Gemeinſchuldner die Bl. — verzeichneten 
Gegenftände abgepfändet und in Verwahrung genoms- 
men worden feien, hat ſich nachgehends und, wie ber 
gedachte Erecutor BI. — felbft hat einräumen müffen, 
ald unwahr herausgeftellt, es hat ſich vielmehr nach 
den Angaben deffelben und des Bl. — abgehörten 
Beidieners M. der damals in Berfolg des vom Klä- 
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ger A. Bl. — geftellten Antrags auf Hülfsvollftrefung 
vorgenommene Act darauf bejchränft, daß der Erecus 
tor DB. gewifle Gegenftände im Beijein und unter 
Mitwirkung des Schuldners aufgezeichnet und diefen 
bedeutet hat, daß er darüber nicht verfügen dürfe, ihm 
aber die Wiedereinlöfung derfelben binnen 14 Tagen 
freiftünde. Hierin fann jedoch eine zur Begründung 
eines gerichtlichen Pfandrechts zu Gunften des Klä- 
gers A. geeignete legale Hülfsvollftredung nicht erblickt 
werden. Denn wenn man auch von ber Anficht 
ausgehen wollte, daß zur Gültigkeit einer folchen die 
Entziehung der abgepfändeten Gegenftände aus dem 
Gewahrfam des Schuldners nicht unbedingt erforder⸗ 
lich fei, fondern durch die in $. 54. des Executions⸗ 
gefeges vom 28. Februar 1838 enthaltenen Beftim- 
mungen nicht ausgefchlofien werde, daß fie, dem 
Beſtehen eines Huͤlfspfandrechts unbefhadet, auch 
dem Schuldner felbft zur ferneren Aufbewahrung ans 
vertraut werben fönnen, jo muß bierbei doch zum 
Mindeften vorausgefegt werben, daß eine Beſchlag— 
nahme der abgepfändeten Gegenftände Seiten des 
Gerichts, d. h. eine Befigergreifung derfelben, vorher 
auch wirklich ftattgefunden habe. Als eine foldhe 
fann aber die Aufzeichnung von Bermögendgegens 
ftänden des Schuldners weder an ſich, noch aud 
dann bezeichnet werden, wenn bemfelben dabei die 
Bedeutung ertheilt worden ift, ſich der eigenen Ber- 
fügung darüber zu enthalten, da ſolche einjeitige 
wörtliche Erflärungen die nach $. 196 fig. des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs zur Uebertragung des Beſitzes 
erforberlihen Erwerbshandlungen nicht zu erfegen 
vermögen. 

vergl. Zeitichrift für Rechtspflege ıc., N. F. 

BP. XV. ©. 450. Bd. XVILL ©. 154. 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bd. J. 

©. 183. 

Laͤßt ſich demzufolge aber nicht annehmen, daß 
für den Liquidanten A. durch die angegebenen Vor— 
gänge ein legaled Hülfspfandreht an den Bl. — 
verzeichneten Gegenftänden begründet worden fei, jo 
fonnte ihm auch ein Anfpruch auf prioritätifche Bes 
friedigung aus dem Erlöfe derfelben nicht zugeftanden 
werden, ed war daher die Bl. — zu lefende Ent- 
Iheidung in dem vom Nechtövertreter angefochtenen 
Punkte abzuändern und der genannte Liquidant nur 
in der fünften Claſſe in gleichem Range mit den dort 
DL. — aufgeführten Gläubigern zu lociren.” 


Officin der Berlagshandlung. 
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Rechtliche Natur des Lehrvertrags.*) Derfelbe 
ift im Zweifel mit der Handelsgeſellſchaft, nicht 
mit deren einzelnen Inhabern abgefchloffen. — 
Ein Givilanfpruch gegen den rechtlichen Vertreter 
bed Lehrlings auf Kortfegung und Erfüllung des 
Lehrvertrags ift auch nach Aufhebung der Be- 
flimmungen in $. 83. Abf. 1. des Sächfifchen 
Gewerbegefeped vom 15. October 1861 unftatt- 
haft. — Erforbderniffe der Begründung eines 
Anſpruchs auf Schadenerfag wegen unberechtig- 
ter einfeitiger Aufhebung bed Lehrvertrags. — 
$. 1243 flg. und 8, 787. des bürgerl. Geſetzbuchs. 
Mitgetheilt von 
Herrn —r in &. 

Am 9. Mai 1868 erhob 2. in Firma 2. & Eo. 
vor dem Königl. Handelögerichte zu Leipzig Klage 
gegen T. und verlangte, daß Bellagter verurtheilt 
werde, den mit der klagenden Firma über die Lehrzeit 
feines Sohnes H. T. abgeſchloſſenen Bertrag bis zum 
Ablauf der feftgeftellten Lehrzeit fortzufegen und dem 
Kläger die erweislichen Schäden zu erfepen. 

Beklagter geftand den Abſchluß des der Klage zu 
Grunde gelegten Lehrvertrags, und daß fein Sohn 
H. 3. vor Ablauf der vertragsmäßig feftgefegten Zeit 
Klägers Gefchäft verlaffen habe, zu, fhügte aber vor: 

I. daß er mit Rüdfiht auf die befonderen, dem 

Zwecke des Lehrvertrags entgegenftehenden Ver⸗ 


*) Dergleihe den Rechtöfall unter Mr. 88, Seite 412. 
biefes Jahrgangs. 


häftnife in Rlägers Geſchaft, — in 
Folge des Ausſcheidens des früheren Mitinha- 
bers St. aus diefem Gefchäft, zu einfeitiger 
Aufhebung des Lehrvertrags berechtigt fei, 

II. daß Kläger feinen angeblihen Schaden nicht 
genügend jpecifieirt habe und 

III. daß nad dem Ausfcheiden von St. aus ber 
Flägerifchen Firma zwifchen feinem, Bellagtens, 
Sohne H. T. und dem Kläger Verhandlungen 
gepflogen worben feien, welche ein Abkommen 
wegen der Aufhebung des Lehrvertrags ent- 
hielten. 

Das Königliche Handelsgericht fowohl, als das 
Königliche Appellationdgericht in Leipzig wieſen die 
Klage in der angebrachten Maafe ab. Das am 
13. October 1868 publicirte Erfenntniß der erften 
Inſtanz lautete: 

Beil 

1. 
zwar der vom Beklagten Bl. — erhobene Einwand, 
er habe den Lehrvertrag wegen ſeines in der 

Klage bezeichneten Sohnes lediglich mit dem in 

ber Klage genannten St. ohne Rüdficht darauf, 

in welchem Gefchäfte derfelbe damals Inhaber 
geweien, und ohne Nennung irgend einer Firma 
abgefchloffen, und habe ſich daher, da er eben 
feinen Sohn nicht bei der Firma A. L. & Co., 
fondern lediglich zu genanntem St. in die Lehre 
gegeben, nunmehr, nachdem Legterer aus genann« 
ter Firma ausgefchieden, für berechtigt gehalten, 
feinen Sohn aus dem fraglichen Geſchaͤfte wieder 
wegzunehmen, 
feinen rechtlichen Beifall finden fann, da genannter 
* zur Zeit des Contractsabſchluſſes — Oſtern 
1867 — als vertretungsberechtigter Theilhaber der 
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Handelögefellfchaft A. 2. & Eo. in dem Handels⸗ 
tegifter der Stadt Leipzig eingetragen fand, hiernach 
aber in Gemäßheit der Beftimmungen in Art. 110. 
Abſ. 1. und Art. 114. Abſ. 2. die genannte Handels- 
geſellſchaft fich hinfichtlich des von St. mit dem Be- 
Hagten abgefchloffenen Lehrvertrags als Gontrahentin 
anzufehen um fo gewiffer berechtigt wurde, ald Bes 
klagter befondere thatfächliche Umftände, aus welchen 
zu entnehmen wäre, daß St. den fraglichen Lehrver- 
trag für feine Perfon allein, nicht für die genannte 
Firma abgefchloffen habe, nicht angeführt hat, nun 
aber ein derartiger Vertrag feiner Natur nad im 
Zweifel als ein folcher anzufehen ift, welcher, wenn 
ihn das Mitglied einer Handelögefellfchaft abfchließt, 
für die letztere rechtöverbindliche Kraft erlangt, wes— 
halb es im vorliegenden Falle auf Seiten des Klägers 
nicht erft noch des Nachweifes, daß St. den fraglichen 
Vertrag ausprüdlich im Namen der genannten Firma 
abgefchloffen habe, bedarf, ſonach es ihm nicht zum 
Nachtheile gereichen kann, daß allerdings das bezüg- 
liche Anführen in der Klage, 

St. habe „im Namen der Firma” A. L. & Co. 

den Bertrag mit dem Kläger abgefchloffen, und 

er jei „für die llagende Firma” mit dem Kläger 

übereingefommen ıc. 
für den gebrauchten Gidesantrag als zu allgemein 
ſich darftellt; dahingegen 

2 


Beflagter ſich Bl. — zur Bertheibigung gegen die 
erhobene Klage, foweit diefelbe nah BI. — darauf 
gerichtet ift, daß er den abgefchloffenen Lehrvertrag 
bis zur Beendigung der Lehrzeit feines Sohnes mit 
der Firma A. 2. & Co. fortjegen folle, mit Recht auf 
die Vorfchrift in $. 83. Abſ. 1. des Gewerbegeſetzes 
vom 15. October 1861 berufen bat, eine Beftimmung, 
welche nad; ausbrüdlicher Vorfchrift des $. 86. def- 
ſelben Gejepes*) auch auf faufmännifche Lehrlinge 
Anwendung leidet, und durch das neuere Geſetz, die 
Abänderung mehrerer Beftimmungen des Gewerbe: 
gefepes beir., vom 23. Juni 1868 eine Abänderung 
nicht erlitten bat, mithin deren Anwendbarkeit auf 
den vorliegenden Hall vom Kläger BI. — ohne Grund 
verneint wird, da nad Ausweis des von ihm jelbft 
beigebrachten Briefes Bl. — der betreffende Lehrling 


*) Diefe Beftimmungen des Saͤchſiſchen Gewerbegefepes 
find zwar formell dur die Berorbnung, bie Ausführung ber 
Gewerbeorbnung für den Norbbeutfchen Bund betreffend, vom 
16. September 1869 aufgehoben, da biefelben aber nach ber 
Ausführung in dem nachftehenden Grfenntniffe zweiter Inftang 
materiell rechtlich gültig bleiben, fo dürfte biefer Thell ber 
Entfheldung aud für die Gegenwart und Zufunft no von 
Intereſſe fein. 

Aumerf. des Einf. 


nicht nur nicht gegen den Willen bed Bellagten, feines 
Vaters, fondern gerade zufolge defien eigener Ent- 
ſchließung und auf feine Anordnung die Lehre bei dem 
Kläger verlafien hat, und nun zwar die angeführte 
geiegliche Beftimmung ihrem Wortlaute nach zunächft 
den Fall, daß ein Zwangsrecht gegen den Lehrling 
felbft zur Geltung gebracht werben foll, vor Augen 
bat, doch aber, follte einem dergleichen Zwangsrechte 
zu Fortfegung des Lehrvertrags gegenüber dem recht« 
lihen Bertreter des Lehrlings flattgegeben wer= 
ben, dies offenbar gegen die gedachte Geſetzesbeſtim⸗ 
mung verftoßen würde, da auch in diefem Falle der 
Lehrling gegen den Willen feines rechtlichen 
Vertreters zur Vollendung der Lehrzeit genöthigt 
werben würbe; weiter 
3. 

die vom Kläger Bl. — für ſich geltend gemachte 
Beftimmung in Art. 61. Abf. 2. des Handelsgeſetz- 
buchs im vorliegenden Falle überhaupt außer Frage 
bleibt, da es fich gegenwärtig noch gar nicht um bie 
in zweiter Reihe fiehende Frage nach der Dauer der 
Lehrzeit, fondern zuvörderft darum handelt, ob übers 
haupt Bellagter verpflichtet fei, den fraglichen Lehr- 
vertrag mit dem Kläger fortzufegen; ferner 


dem Bellagten darin beizuftimmen ift, daß die erho- 
bene Klage, joweit fie auf Schadenerfag gerichtet iſt, 
der erforderlichen Begründung entbehrt, wenn man 
erwägt, daß Kläger fid) mit dem Anführen BI. — 
begnügt hat, 
es fei ihm durch den Weggang des betreffenden 
Lehrlings aus feinem Geſchaͤfte ein nicht unbe 
beutender Schaden erwachfen und erwachfe ihm 
noch, infofern er diefen Lehrling für fein Gefchäft 
fehr gut habe verwenden können, und daß er, 
um feine Stelle zu erfegen, einen andern mit 
feinem Geſchaͤfte bereits vertrauten Handlungs- 
gehülfen, welchen er aber falariren muͤſſe, habe 
engagiren oder felbft feine perfönlichen Geſchaͤfts⸗ 
reifen einfchränfen müflen, um nicht zu lange 
von feinem Gejchäfte entfernt zu fein und die 
in feinem Perſonal entfiandene Lüde auszus 
füllen, 
diefes Anführen aber für den BL. — gebrauchten 
Eidesantrag, wie feiner weiteren Auseinanderjegung 
bedarf, als ungeeignet ſich darftellt, und nun zwar 
Kläger Bl. — ausprüdlich erklärt hat, 
er überlafje die Beitfegung der ihm vom Beflag- 
ten wegen des libellirten Vertragsbruches zu ge— 
währenden Entfhädigung dem Ausjpruche von 
Sadyverftändigen, deren Zugiehung von Seiten 
bed Gericht er beantrage, 
diefe Erflärung aber feinen Anhalt bietet, um durch 


etwaige Bernehmung von Sachverftändigen im vors 
liegenden Falle nad) Lage der Sache zu einem bes 
flimmten Refultate zu gelangen, immaaßen, bevor 
von der Feitfegung einer Entfchädigungsfumme durch 
das Gericht mit Zuziehung von Sacjverftändigen die 
Rede fein kann, vor Allem erft die Eriftenz eines 
Schadens dargeihan fein muß, dem Umftande aber, 
daß nad Befinden die Zuziehung von Sachverftän- 
digen auch beim Beweife der Eriftenz eines Schabens 
in Betracht fommen und entfcheidend werben fann, 
fi im vorliegenden Falle um deöwillen Feine weitere 
Folge geben läßt, weil eben Kläger lediglich vie 
„Beftfegung der ihm vom Bellagten zu gewährenden 
Entſchaͤdigung“ dem Ermeffen von Sachverſtaͤndigen 
unterbreitet hat, ohne hierbei durch entfprechende, für 
das gebrauchte Beicheinigungsmittel des Eidesantrags 
geeignete tharfächliche fpecielle Behauptungen — nas 
mentlich über die Leiftungsfähigfeit des betreffenden 
Lehrlings, fowie die Dadurch bedingte Nothwendigleit, 
an feiner Stelle einen zu falariren geweſenen Ge— 
ihäftsgehülfen zu engagiren —, den zu vernehmenden 
Sadverftändigen gehörige Unterlagen zu bieten, um 
damad die Höhe des ihm dur den Weggang des 
Lehrlings entftandenen Schadens zu bemeffen, 

fo bat die erhobene Klage, immaaßen fie ange 
bracht, nicht Statt.” ꝛc. 

Dem unterm 29. Januar 1869 ergangenen Er- 
fenntniffe der zweiten Inſtanz waren folgende Ent- 
Iheidungsgründe beigegeben: 

„Zu Rechtfertigung des Erfenntnifjes genügen 
folgende Bemerkungen: 

1. 

Das bürgerliche Geſetzbuch verweiſt in den 88. 1280. 
und 1243. Abſ. 2. die operas liberales in die Bes 
geiffsbeftimmung der locatio conductio operarum 
und der locatio conductio operis. Mit dem Abſchluſſe 
eined Lehrvertrags, wie deffen die Klagichrift Bl. — 
gedenkt, ftellt der Lehrherr nicht feine Arbeitöfraft dem 
Mitcontrahenten zur Verfügung, überläßt nicht bie 
Ausführung der Arbeit der Leitung des Lepteren, 
unterwirft fich nicht den Anorbnungen deſſelben, fon» 
dern er übernimmt die Gewährung eines Thätig- 
feitörefultats, die Ausbildung des Lehrlinge zu dem 
Berufsfache, dem fich der Letztere widmet, er verpflichtet 
fi „au Bollbringung eines Unternehmens” im Sinne 
des 8. 1243. des bürgerlichen Gefegbuchs; er hat 
mithin für die Tauglichkeit feiner Unterrichts- und 
Beſchaͤftigungsmethode einzuftehen und infoweit für 
die universitas consummationis (l. 51. $. 2. D. 
locat. cond, [19. 2.] und $. 1244. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs, Abi. 1.). Der Lehrvertrag ift daher nad) 
den Grundfägen der locatio conductio operis zu 
beurtheilen und ift auch fo nach bisherigem Rechte, 
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welches jedoch nach dem römijchen Obligationsfpfteme 
benjelben ald Innominatcontrat zu bezeichnen hatte, 
zu beurtheilen gewefen. Zu jenen Grundfägen gehört 
aber namentlich der, daß der locator operis jeberzeit 
von dem Bertrage abgehen darf, dem conductor nie 
mals ein Klagrecht auf Ausführung der uͤbernomme⸗ 
nen Leiſtung zufteht, die Gontractöflage des conductor 
vielmehr, im Falle der locator vom Vertrage zurüd- 
teitt, auf die Verfolgung des id quod interest be» 
ſchraͤnkt if. 

zu vergl. Annalen des Königlichen Oberappellas 

tionsgerichts, Bd. 2. p. 226. und $. 1252. des 
bürger!. Gefegbliche. 

Der $. 83. der Gewerbeorbnung vom 15. October 
1861 enthält feine Abweichung von den Vorfchriften 
bes bürgerlihen Rechts, auf welche diefed Geſetz in 
den 88. 59. und 103. den Eivilrichter ausprüdlich 
verweift, inſoweit fi nicht in demfelben Specials 
beftimmungen finden, die auf die Beurtheilung der 
privatrechtlichen Anfprücde aus dem Lehrvertrage von 
Einfluß fein können. Der $. 83. bringt vielmehr 
inbirect den civilrechtlichen Grundfag zum Ausprude, 
daß der Lehrherr, hat er den Lehrvertrag mit dem 
münbigen Lehrling oder hat er ihn mit dem Vater 
oder dem Vormunde ded minorennen Lehrlings abge 
fhlofien, die Gontractöffage gegen den Mitcontrahen» 
ten nicht auf das facere, d. h. nicht auf Rüdfehr, 
begiehentlih Zurüdführung in die Behaufung des 
Lehrherrn und auf Dispofitionsftellung der Perſon 
zum Unterrichtsempfange und zu der damit verbuns- 
denen Dienftleiftung, fondern nur auf das Interefle 
richten fönne, wenn ber mündige Lehrling aus eigener 
Beftimmung, der unmündige mit Genehmigung bes 
Baterd oder Bormundes die Lehre verlaffe. Die Frage, 
ob die dem $. 83. gegebene Faſſung, 

gegen den Willen feiner rechtlichen Vertreter oder 
gegen feinen eignen Willen, wenn er bereits 
muͤndig ift, fann ein Lehrling, welcher die Lehre 
vor Beendigung der Lehrzeit verläßt, nicht zu 
Vollendung der Lehrzeit genöthigt werben; dem 
Lehrherrn bleibt die Ausführung feines etwaigen 
Entfhädigungsanfpruchs vorbehalten, 
gewährt worben fei, um auszubrüden, daß eine Zuruͤck⸗ 
führung in die Lehre gegen den Willen des mündigen 
Lehrlings, wie gegen den Willen des gefeglichen Ber- 
treterö des minorennen Lehrlings auch in dem Admi⸗ 
niftratiowege nicht weiter erzwingbar fein folle, be- 
rührt nicht das im Wege des Eivilproceffes verfolgbare 
Klagrecht. Die Fälle, in denen der Lehrvertrag von 
dem Bormunde oder Vater des unmündigen Lehr 
lings nit in Willensrepräfentation des letzteren, 
fondern in eigenem Namen und unter Obligirung des 
eigenen Vermögens, ober von einer britten Perſon, 





dem Pilegevater, entfernteren Verwandten ded Lehr: 
lings ıc. mit dem Lehrheren vereinbart worben ifl, 
werden durch den $. 83. der Gewerbeorbnung nicht 
direet betroffen; auch für diefe Fälle gelten daher die 
Grundfäge der locatio conductio operis, wogegen 
das Entlaufen des minorennen Lehrling aus der 
Lehre, gefchieht e8 gegen den Willen des Vaters oder 
Vormundes, überhaupt nicht als Vertragsbruch im 
privatrechtlichen Sinne, fondern nur als ein discipli⸗ 
nell zu abndendes Ungebührnig aufzufaflen if, da in 
einem ſolchen Falle präfumirt werben darf, ed werde 
auf Berlangen des Lehrheren die unverweilte Rüd- 
führung des Lehrlinge durch den Bater oder Vor— 
mund, beziehentlich unter Anrufung polizeilicher Hülfe, 
bewerfftelligt werden. Der Anficht endlich, weldye 
fi) in dem Deputationsberichte der zweiten Kammer 
andtagsmittheilungen von den Jahren 1860—1861. 
II. Kammer, Bd. I. p. 355.) ausgefprochen findet, 
der $. 83. der Gewerbeorbnung (8. 79. des Geſetz⸗ 
entwurfs) enthalte einen Eivilpafjus, welcher neu 
fei und den zeitherigen Anfchauungen direct wider 
fpreche, vermag fich das Königliche Appellationdgericht 
nicht anzufchließen. 

In dem vorliegenden Falle ergiebt ſich aus ber 
Sachdarſtellung der Klage und dem Inhalte der 
Klagbeilage A. BI. —, daß der Lehrling vor Beendis 
gung der Bertragszeit auf Geheiß des Bellagten, 
feines Vaters, aus der Lehre getreten ift. Ein Recht, 
auf Fortfegung des Lehrvertrags bis zu deſſen Ablaufe, 
mithin auf ein facere, zu Magen, konnte durch dieſen 
Borgang dem Obigen nach für den Kläger nicht zur 
Entftehung gelangen, weil ſchon der Abfchluß des 
Vertrags für ihn nur ein eventuelles Klagrecht auf 
das id quod interest begründete, und die Bl. — 
erfolgte Bezugnahme auf $. 761. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs ift den für das dermalen ftreitige Vers 
tragdverhältnig maaßgebenden Beftimmungen des 
8. 1252. des bürgerlichen Gefepbuchs gegenüber un⸗ 
beachtlich. 

2. 

Als Klage auf Anerfenntniß des fubjectiven und 
objectiven Beſtandes des behaupteten Lehrvertrags 
aufgefaßt, ift die Klage ebenfalls eine unftatthafte, 
weil Klagen auf Anerfenntniß eines Rechts nicht zu⸗ 
zulaflen find, fobald das Recht felbft, deſſen Aner- 
fenntniß gefordert wird, bereit Hagbar gemacht (zu 
vergl. Zeitfchrift, N. F. Bd. 20. p. 20.), fomit, wie 
dies der 8. 147. des bürgerlichen Geſetzbuchs aus- 
brüdt, dem gegenwärtigen rechtlichen Interefie des 
Klägerd an der Feftitellung des Rechtsverhältniffes 
auf andere Weife — in dem gegenwärtigen Falle 
durch Ausllagung des angeblichen id quod interest — 
genügt werden fann. Als Klage auf Schabenerfag 
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endlich läßt fich die Klage ſchon deshalb nicht aufrecht 
erhalten, weil jede Quantificirung der angeblichen 
Vermögensfchmälerung und ein auf eine beftimmte 
Summe gerichteted Petitum mangelt, jo daß nicht 
einmal darüber Aufſchluß gewährt wird, ob der Streit- 
gegenftand in diefer Richtung die Grenze der Gering« 
fügigfeit überfchreite oder nicht. Hinzu fommt, daß, 
wenn ed auch dem Kläger unbenommen geweſen fein 
würde, in der Klagbitte die Höhe des nad) eigener 
Schägung quantificirten Schädenbetrags richterlichem 
arbitrium zu unterftellen, und wenn auch für die 
Begründung des Anſpruchs die Präfumtion einer 
gewöhnlichen Befähigung des Lehrlings hätte geltend 
gemacht werben fönnen, doch für die Subftantüirung 
der Klage als einer auf das id quod interest gerich« 
teten, die, begiehentlich eidesfchlüffige Darlegung der⸗ 
jenigen thatfächlichen Berhältniffe unerläßlich geweien 
wäre, welche ald Unterlagen für eine richterliche, unter 
Zuziehung von Sadverftändigen zu bewirfende Feſt⸗ 
ftellung der Betragshöhe nicht entbehrt werden konn⸗ 
ten und zu denen namentlich geeignete Angaben über 
den Umfang und die inneren Einrichtungen des dem 
Kläger gehörigen Gefchäfts gehört haben würden. 
An alle dem fehlt es in der jegigen Klage, und daß 
die Bl. — angezogene Berorbnung vom 13. März 
1867 sub V. denjenigen, welcher eine Eontractöflage 
auf 8eiftung des id quod interest erhebt, nicht von 
der Verbindlichkeit entlaftet, die Thatſache, daß und 
in wie fern die Verfchuldung des Gegners ihm, dem 
Kläger, eine Vermögensbeeinträchtigung verurfacht 
habe, im fchlüffiger Weife darzulegen, den Schaden 
zu quantificiren und das Petitum auf eine wenigftens 
relativ beftimmte Summe zu richten, ergiebt ſich theils 
aus den Cingangsworten des $. V. ber gedachten 
Berordnung, theild aus der Nothwendigfeit, die Be— 
fimmungen derfelben mit denjenigen Anforderungen 
zu vereinbaren, welche das beftehende Proceßrecht an 
die Einrichtung einer Klage ftellt.” ꝛc. 

Das Erkenntniß des Königl. Appellationsgerichts 
erlangte Rechtskraft. 


Am 22. October 1869 erhob nun 2. anderweite 
Klage gegen denfelben Beflagten und verlangte, daß 
derfelbe wegen der einfeitigen unberechtigten Auflöfung 
des mehrgedachten Lehrvertrags verurteilt werde, ihm 
einen Schaden von 585 Thlen. —⸗—⸗ fammt Zinfen 
zu 6 vom Hundert hiervon vom Tage der erhobenen 
Klage an zu erjepen. 

Nah Inhalt der Klage follte der dem Kläger 
durch Bellagtens Sohn, beziehentlich durch die ein— 
feitige Auflöfung des Lehrvertrags angeblich verurfachte 
Schaden beftehen: 





1) in einem Salair von 175 Thlen.— —», 
welches der Kläger einem an Stelle des plöglich aus 
feinem Gefchäft getretenen Sohnes des Bellagten 
engagirten Commis für deffen Dienftleiftungen wäh- 
rend eines halben Jahres und zwar vom 15. Mai 
bis zum 15. November 1868 bezahlt zu haben be- 
hauptet, 

2) in einer Summe von 110 Thlrn. — —, 
als auf wie hoch der Kläger den ihm durch vielfache, 
in Folge dieſes Austeittd in Verbindung mit der 
Unfenntniß des zu dem angegebenen Zeitpunfte in 
fein Gefchäft neu eingetretenen Commis vorgefommene, 
mit Einbußen der verfchiedenften Art verbundene 
Verfehen bei der Ausführung der von Seiten der 
Gefchäftskunden eingegangenen Aufträge entftandenen 
Schaden beziffert hat, und endlich 

3) in einem Gejammtbetrage von 300 
Thlen. —- —-, infofern der Kläger durch die 
Entziehung der Arbeitskraft des Sohnes des 
Beklagten auf einen Zeitraum von drei Jahren 
jährlich einen Schaden von 100 Thlen. — —, aljo 
überhaupt einen foldhen nad) Höhe von 300 Thlen. 
— — erlitten habe. 

Bellagter bewirkte die Klagbeantwortung ganz in 
derfelben Weife, wie in dem Vorproceffe, beftritt im 
Allgemeinen die Unterlagen der Schaͤdenberechnung, 
und ſchuͤtzte neben den ſchon früher unter I. IL. ILL. 
vorgebrachten Einreden noch vor, 

IV. daß er die Baarvergütungen, beziehentlich 
den Geldwerth derjenigen ©egenleiftungen von den 
geforderten Schäden in Abzug zu bringen berechtigt 
fei, welche ihm von dem Kläger im Falle wirklicher 
Aushaltung der Lehrzeit zu gewähren geweſen wären. 

Die erfte und zweite Inftang wiefen auch biefe 
Klage mitteld der am 21. Februar und am 18. Juli 
1870 befannt gemachten Erfenntniffe in der ange— 
brachten Maaße ab. 


Entfheidungsgründe ber Ia: 

„Während der Kläger nad) Ausweis der Acten 
No. — von dem Beflagten in dem früher wider ihn 
angeftrengten Procefje verlangt hatte, daß berjelbe 
den mit ihm über die Lehrzeit feines Sohnes abge 
ſchloſſenen Bertrag bis zu dem contractlich vereinbar⸗ 
ten Termine fortjegen und ihm die durch einjeitige 
Löfung dieſes Vertragsverhältniffes entftandenen er- 
weislichen Schäden erfepen folle, ift Die gegenwärtige 
Klage auf Erftattung drei verfchiedener, zur Ziffer 
gebrachter Kategorieen von Schäden gerichtet. 

Nah den Zugeftändnifien des Beflagten Bl. — 
beruht nun die Thatfache der in der Klage behaup— 
teten einfeitigen Auflöfung des zwifchen den Parteien 
in Betreff des Sohnes des Bellagten abgejchloffenen 
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Lehrvertrags, fowie die behauptete urfprüngliche Feft- 
feßung der Dauer des lepteren in Richtigkeit. 

Nicht minder find die Parteien über den Eharafs 
ter des Fägerifchen Gefchäfts am fich, fowie über den 
Wirfungsfreis, welcher einem Lehrlinge in einem 
ſolchen zugewiefen zu werben pflegt (wiewohl mit 
Ausnahme des weiter unten zu erwähnenden Klag- 
anführens beim Einl.-PBunft —), mit einander ein- 
verftanden. 

Dahingegen weichen die Angaben des Beklagten 
in Hinficht der Dienfte, welche deffen Sohn in dem 
klaͤgeriſchen Geſchaͤfte zu verrichten gehabt habe, von 
den Klagbehauptungen ganz wefentlich ab. 

Zwar ift der Bellagte zu Einl.-PBunft — nicht 
abredig geweſen, daß die Thätigfeit feines Sohnes 
darin beftanden habe, die von den Kunden beftellten 
Waaren nad Mufter, Nummer, Qualität und Ge- 
ſchmack im Auftrage des Klägers auszufuchen, mit 
dem Reifenden des Klägers vor deſſen Abreife die 
Reifemufter mit dem Waarenlager zu vergleichen und 
fi über die Beilegung von einzelnen Gegenftänden 
für gewiffe Kunden oder für gewifle Gegenden zu 
befprechen, ingleichen mit demfelben den Umfang der 
auf dem Lager befindlichen weniger couranten Mufter 
feftzuftellen, nicht minder Vorfchläge wegen Completis 
rung des Lagers zu machen. Es hat aber der Beklagte 
bei Einl.Punft — auf das Beitimmtefte beftritten, 
daß fein Sohn in diefer Hinficht irgend eine ſelbſt⸗ 
ftändige Thätigfeit entwidelt habe. Vielmehr hat der 
legtere hierbei nach den Angaben des Beklagten diefe 
vorerwähnten Dienftleiftungen immer nur in Gemeins 
ſchaft mit dem übrigen in der Anmerkung zu Einl.s 
Punkt — fpeciell namhaft gemachten Geſchaͤftsperſo— 
nale beforgt. 

Daß nun aber der Schwerpunft der Klage in 
Hinficht aller drei Gruppen von Schäbenforberungen 
auf dem höheren oder niederen Grab der Leiftungs- 
fähigkeit des Sohnes des Beflagten, fowie auf dem 
Umfange des demfelben zugewiejenen Wirfungsfreifes 
ruht, und daß lediglich hiernach nicht nur Die Anges 
mefienheit der Höhe der geforderten Schäden, fondern 
auch die Statthaftigfeit diefer Anfprüche überhaupt 
beurtheilt werben könne, feheint auch der Kläger in 
feiner Klage nicht verfannt zu haben. 

In diefer Beziehung find nun in der Klage bei 
den von dem Beflagten geleugneten Einl.⸗Punkt — 
folgende fpecielle Behauptungen anzutreffen, 

daß ein Lehrling in einem Bijouterie- und Galan- 
teriewaarengefchäft der gegenwärtig in Frage be— 
fangenen Art überhaupt zuerft zur Effectuirung der 
eingehenden Aufträge herangebildet und bemgemäß 
beauftragt werde, die von den Kunden beftellten 
Waaren felbftftändig auszuſuchen, 


daß aud) der Sohn des Bellagten dieſe beftellten 
Waaren im Auftrage des Klägers nad) Mufter, Num— 
mer, Qualität und Geſchmack jedes betreffenden Kun— 
den vom Lager ſelbſtſtändig ausgefucht, verpadt 
und verfendet, und überhaupt die von dem Flägeri- 
ſchen Reifenden oder von den Mägerifhen Kunden 
eingehenden Aufträge felbftftändig ausgeführt habe, 

und endlich, 

daß das Ausfuchen und Verſenden der von den 
Kunden beftellten Waaren dur den Sohn des Bes 
Hagten ausſchließlich beforgt worden fei. 


Der vorftehends fpeciell mitgeiheilte Klagpaſſus 
ift nun, infoweit derfelbe die Function betrifft, weldye 
der ofterwähnte Lehrling in dem Hägerifchen Geſchaͤfte 
verrichtet haben fol, auf Eid geftellt. Gegen bie 
Statthaftigfeit diefes Beweismittels find jedoch dem 
Handelögerichte in theilweijer Webereinftimmung mit 
dem Bellagten BI. — verſchiedene Bedenken beige: 
gangen. 

Zuvörberft enthält nämlich das bezeichnete Klag- 
vorbringen in feinem wefentlichften Theile feine 
Thatſache, fondern ein Urtheil. 


Die behauptete Selbftftändigfeit des Lehrlinge 
bei der Berrichtung der ihm zugewiefenen Dienfte 
harafterifirt fi als ein Begriff, deſſen richtige Firi— 
tung von der individuellen Auffaffung der eides— 
pflichtigen Berfon abhängt. Wie aber überhaupt nad) 
dem übereinftimmenden Gutachten der faufmännifchen 
Mitglieder des Handelsgerichts die von dem Kläger 
im Allgemeinen geſchilderte Thätigfeit eines Lehrlinge 
in einem Kurzwaarengefchäft der hier fraglichen Art 
bei einer orbnungsmäßigen Vertheilung der Gejchäfte 
nicht fügli) den behaupteten Charakter der Selbft- 
fändigfeit an fi tragen wird, fo muß ed auch 
bevenflih fallen, dem Kläger zu geftatten, dieſe 
Modalität der Dienftleiftungen feines ausgetretenen 
Lehrlingd durch den Bl. — ihm eventuell referirten 
Eid feftzuftellen, dies um fo mehr, als die Annahme, 
es habe der Sohn des Bellagten die eingehenden 
Aufträge „felbitftändig” ausgeführt, nur dann als 
eine berechtigte angefehen werden fönnte, wenn dem— 
jelben hierbei gleichzeitig auch noch andere Verrich- 
tungen, wie 3. B. die Auszeichnung der Preife und 
die Anfertigung der Facturen, übertragen worden 
wären. 

Daß dies bezüglich des oftgenannten Lehrlinge 
ber Fall geweſen fei, ift weder von dem Kläger be- 
hauptet worden, nocd überhaupt für wahrfcheinlich 
zu halten, indem dieſe Functionen bei einem nor— 
malen Öeichäftsgange von einem Lehrlinge nicht, am 
allerwenigften aber im erften Jahre feiner Lehrzeit 
verrichtet zu werben pflegen. 
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Es fommt hinzu, daß man fi), insbefondere in 
Berüdfihtigung des Gutachtens der auch hierüber 
befragten faufmännifhen Mitglieder des Handels- 
gericht, fogar behindert fehen müßte, alle diejenigen 
Thätigkeitsacte in die Eidesnotul aufzunehmen, welche 
ber Sohn des Bellagten nach Inhalt der Klage in 
dem Flägerifchen Geſchaͤfte verrichtet haben foll. Denn 
das Berpaden der Waaren fann in alle Wege nicht 
fo ohne Weiteres als eine dem Lehrling zufallende 
Dienftleiftung angefehen werden, fondern einer ſolchen 
hat fi) nach der gewöhnlichen Einrichtung in einem 
faufmännifch organifirten Geſchäfte — und als ein 
foldyes ift in der That das am hiefigen Plage befte- 
hende Hägerifche Gefhäft zu betrachten — vielmehr 
der Marfthelfer zu unterziehen. Man würde daber, 
hätte man dem Hägerifchen Suchen entfprechen wollen, 
auf einen Eid zu erfennen gehabt haben, den ber 
Kläger in der Faſſung, wie derfelbe nach deffen eige- 
nen Angaben geförmelt werden müßte, wohl faum zu 
leiften würbe vermocht haben. 

Konnte nun nach den vorftehenden Ausführungen 
nicht beurtheilt werden, ob der Sohn des Bellagten 
wirflich die ganz auferordentlichen — über die Sphäre 
eines einjährigen Lehrlings auch nach der Anficht der 
faufmännifhen Mitglieder des Handelsgerichts ganz 
weſentlich hinausgehenden — Fähigkeiten der in der 
Klage geſchilderten Art befige, jo fehlt es auch an 
allem und jedem Anhalte für die Feitftellung der Höhe 
des durch die einfeitige Auflöfung des Lehrvertrags 
dem Kläger verurfachten Schadens. 

Diefer in der Klage anzutreffende und mit Rüd- 
fit auf das hierunter gebrauchte Beweismittel zu 
deren Abweifung führende Mangel ift aber folgerecht 
auch für die Beurtheilung der Statthaftigfeit eines 
jeden einzelnen der von dem Kläger wider den Be— 
klagten geltend gemachten Anſprüche von unzweifel: 
haftem Einfluß. — 

Was nun den — an ſich jedenfalls anomalen — 
Ball des Engagements eines Commis mit Gehalt 
an Stelle eines nur das erfte Jahr feiner Lehrzeit in 
einem Gefchäfte thätig geweienen Lehrlinge anlangt, 
jo hat ſich zu defien Rechtfertigung der Kläger wies 
derum unter Eidesantrag darauf bezogen, daß er 
nad) Austritt des Sohnes des Bellagten Niemanden 
zur Ausführung ber eingehenden Aufträge ꝛc. gehabt 
habe und daß er daher „in die Nothwendigfeit ver- 
fegt worben fei”, einen Commis ftatt befielben zu 
engagiren. 

Durch diefe auf Eid geftellten Anführungen kann 
nun aber der Nachweis des nothwendigen Gaufal- 
zufammenhangs zwifchen dem Austritt des Lehrlinge 
und der Anftellung eines bejoldeten Commis offenbar 
nicht erbracht werden, wie folches feiner weiteren 


Ausführung bedarf. Es würde aber auch ber an 
erfter Stelle berechnete Schadenanſpruch des Klagers 
nur dann als einigermaaßen begründet angefehen 
werden fünnen, wenn ber Kläger in einer für das 
gebrauchte Beweismittel fehlüffigen Weife ſich darauf 
bezogen hätte, daß der neuengagirte Commis während 
des angegebenen Zeitraums lediglich die Arbeiten 
des ausgetretenen Lehrlings, nicht aber gleichzeitig 
etwa noch die Function eines oder des anderen Mit: 
gliedes des Bejchäftsperfonald — wie ſolches nad 
den eigenen Angaben des Klägers in feiner Klage 
DI. — zu der hier fraglichen Zeit allerdings eriftirt 
hat — verrichtet habe. — 

Dem zweiten Klaganſpruche an 110 Thle. — 
—, bezüglich deſſen ſich der Kläger des Eidesantrags 
nicht bedient hat, fteht hiernächft, abgefehen von dem 
eingangserwähnten Bedenken, die Erwägung entgegen, 
daß derjelbe von dem Kläger lediglich auf die gerin«- 
gere Tüchtigfeit des neuengagirten Commis, 
beziehentlich des übrigen Gefchäftsperfonals geftügt 
worben ift. Fuͤr Berjehen der dort angegebenen Art 
— welche übrigend erfahrungsmäßig in größerem 
ober geringerem Grade in jedem faufmänniichen 
Gefchäft vorfommen — fann aber der Bellagte, als 
Bater des ausgetretenen Lehrlinge, in alle Wege 
nicht verantwortlich gemacht werben, dies um fo 
weniger, als es der Kläger lediglich fich felbft zuzu—⸗ 
fchreiben hat, wenn er einen Commis engagirt hat, 
welcher in 6 Monaten nicht einmal foviel Gefchäfts- 
fenntniß fich zu erwerben vermocht hat, als ein Lehr- 
ling in dem erften Jahre feiner Lehrzeit. 

Bezüglich des dritten Klaganſpruchs endlich, 
eine Bergütung von 300 Thlen. — —⸗ betreffend, 
nimmt der Kläger felbft feinen Ausgangspunkt von 
den ausgezeichneten Reiftungen des oftermeldeten Lehr: 
lings. Erfcheint dieſer Anſpruch eigentlich fchon 
wegen des obenerwähnten Mangels des Nachweifes 
diefer Eigenfchaften auf Seiten des Sohnes des De 
Hagten ald zur Zeit vollftändig unbegründet, fo ift 
auch dem von dem Lepteren BI. — in der Anmerkung 
zu Einf.» Punft — gegen die Modalität der von dem 
Kläger aufgeftellten Berechnung nur beijupflichten. 

Es war hiernach das Handeldgericht auch nicht 
einmal in ber Rage, bezüglich der 2ten und dten 
Schädenpoft fein richterliches Ermeffen, welchem ber 
Kläger die Statthaftigfeit diefer Ansprüche in Hinficht 
ihrer Höhe unterftellt hatte, eintreten zu laffen. 

Dagegen bedurfte eö unter den vorliegenden Um— 
ftänden feined weiteren Eingehens auf die von dem 
Beklagten Bl. — vorgefhügten Ausflüchte.” ıc. 

Entjheidungsgründe der Ilda: 

„Die vorige Inftanz hat die erhobene Klage vor- 

zugsweife deshalb abweijen zu müflen geglaubt, weil 
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diefelbe wefentlih auf die Behauptung fich ftüge, ber 
Sohn des Beklagten habe zur Zeit feines Austritts 
aus dem Geſchaͤfte Klägers die ihm übertragenen ge 
ſchaͤftlichen Dienftleiftungen felbfttändig und aus— 
fhließlic verrichtet, diefe Behauptung aber auf ein 
für den gebrauchten Eivesantrag ungeeignetes Urtheil 
binaudfomme. Ob dieſes Bedenken begründet fei, 
fann Man dahingeftellt lafien, da daflelbe, wäre es 
auch an fi anzuerkennen, doch jedenfalls noch nicht 
zur Abweifung der Klage führen würde. Denn foviel 
ergiebt fih zur Genüge ſchon aus den eigenen Zuger 
Rändniffen des Bellagten, daß Kläger durch jenen 
Austritt des Sohnes Bellagtens eine Arbeitöfraft 
verloren hat, deren gefchäftlicher Werth auch ohne 
Gewißheit über den Gehalt derjenigen Angaben, bie 
von dem Kläger zur fpecielleren Charakterifirung der 
von Bellagtens Sohne geleifteten Dienfte aufgeftellt 
worden find, nach bem in einem foldhen Falle anzu- 
legenden Maapftabe mittlerer, gewöhnlicher Befähi- 
gung des Lehrlings in Verbindung mit den aus ber 
bereitö beftandenen einjährigen Dauer des Lehrver- 
haͤltniſſes abzuleitenden Folgerungen möglicherweije 
fih wohl normiren laffen würde und zu deren ſach⸗ 
gemäßer Ergänzung der Kläger ohne Zweifel be- 
rechtigt war. Offenbar nicht fachgemäß ftellt fich 
jedoch der von dem Kläger eingefchlagene Weg ber 
Ergänzung des eingetretenen Defectd dar. Denn 
jelbfteinleuchtend kann das von einem Commis zu 
erwartende Arbeitdergebniß nicht als ein geeignetes 
Surrogat für die ausgefallene Arbeitskraft eines 
Lehrlinge, zumal eines ſolchen, der erft den geringften 
Theil der Lehrzeit beftanden hat, betrachtet werben. 
Die beiderjeitigen Leiftungen find nach dem natürlichen 
und gewöhnlichen Berlaufe der Dinge — und die 
vorauszufegende Geftaltung dieſes Verlaufes ift bei 
Beurtheilung von Schädenanfprüchen nach 8. 125. 
ded bürgerlichen Geſetzbuchs von durchſchlagender 
Bedeutung — eben jo quantitativ, ald qualitativ ver⸗ 
idieden: quantitativ, weil der Lehrling im Wefent- 
lichen blos des Lernens halber arbeitet und präfumtiv, 
felbft bei vorgefchrittener Ausbildung in den einfchla- 
genden Kenntniſſen und Fertigkeiten, der zurechtwei- 
jenden Aufficht und Beihülfe des Principals oder 
feiner Stellvertreter nicht völlig entbehren fann, dem 
Eommis dagegen die Bermuthung erlangter Befähis 
gung zu jachentiprechender Ausführung der ihm zu- 
gewielenen Arbeiten zur Seite fteht, — qualitativ, 
weil der Commis im Zweifel über ein größeres Maaß 
ihm beimohnender Fertigkeiten und Kenntniſſe ver 
fügt, als der im günftigften Falle nur nach einzelnen 
Seiten der Gejchäftsthätigfeiten erfahrene Lehrling. 
Einer Sachlage gegenüber, bei welcher in der dar- 
gelegten Weife eine durch die Ratur der einfchlagenden 
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Verhältnifie felbft bedingte, das Wefen der Forderung 
betreffende innere Verſchiedenheit zwiſchen der ent 
zogenen und erfagweife herbeigegogenen Leiftung offen 
zu Tage tritt, können die Bl. — von dem Kläger 
geltend gemachten, im Allgemeinen ganz richtigen 
procefualen Präfumtionen*), die eben nur für Fälle 
zweifelhafter Sachgeſtaltung Geltung haben, nicht 
Pag greifen; vielmehr ift hier davon auszugehen, 
daß Kläger durch dad Engagement eines Commis an 
Etelle des Lehrlings Arbeitskräfte ſich nutzbar gemacht 
hat, auf die er nach der concreten Sadjlage feinen 
Anſpruch hatte. In der That mangelt ed daher, wie 
bereits die erfte Inftanz bemerkt hat, an dem erfor» 
derlihen Gaufalzufammenhange zwiſchen dem dem 
Kläger feiner Behauptung nad) verurfachten Koften- 
aufwande und der dem Bellagten zur Laft fallenden 
vertragswidrigen Handlungsweife. 

Die vorftehenden Ausftellungen berühren gleich» 
mäßig die unternommene Begründung derjenigen 
Schädenanfprüce im Betrage von 175 Thlen. — —⸗ 
und 110 Thlen. — —», deren Bertretung Kläger 
dem Bellagten deshalb anfinnt, weil die erftere 
Summe zu Salarirung des gedachten Commis auf 
bie Zeit vom 15. Mai bis 15. November 1868 auf- 
zuwenden geweſen, die andere Summe aber ven 
Betrag der Gefchäftseinbuße repräfentire, die während 
derfelben Zeit durch mangelhafte Ausführung der vor- 
mals dem Sohne Beklagtens übertragenen Arbeiten 
erwachien jei. Beide Anforderungen ermangeln nad) 
dem Obigen der Begründung. Bezüglih des an 
zweiter Stelle erwähnten Anſpruchs tritt zu dem Ge- 
fagten noch die Erwägung, daß, find des Engage: 
ments eines zu Vertretung des Sohnes Bellagtens 
beftimmten Commis ungeachtet Gejchäftsverlufte eins 
getreten, dieſe nach den Umftänden entweder nur in 
dem Mangel geeigneter Fachkenntniß des vom Kläger 
ausgewählten Commis oder in dem Mangel gefchäft- 
licher Ueberwachung von Seiten des Klägers, als 
Prineipals, ihren Grund gehabt haben fünnen. In 
einem, wie dem anderen Falle concurrirt ein eigenes 


*) Kläger hatte nämlich, fo argumentirt: daß er an Stelle 
des ausgefreienen Lehrlings Erſatz gebraucht habe, fei bis zum 
Bewelſe des Gegentheils zu präfumiren; daß er ſich auf andere 
Meife hätte helfen Fönnen, als durch Annahme eines Gommis, 
habe Beflagter zu erweifen. Eben fo wenig habe ihm, Kläs 
germ, der Demweis obgelegen, daß biefer Gommis nur bie 
Arbeiten des Lehrlinge verrichtet habe. 

Anmerf. bes Ginf. 


— — — — — 
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Verſchulden des Klägers, wofür er nach $. 781. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs feinen Schavenerfag fordern 
fann. 

Weſentlich günftiger für den Kläger geftaltet fich 
nun zwar nach dem Dafürhalten der jegigen Inftanz 
an und für ſich die Sachlage, foweit Kläger an dritter 
Stelle ohne Rüdfiht auf die befonderen, zur Aus- 
gleihung des Schadens getroffenen Vorkehrungen, 
demnah auf Grund allgemeiner Erfahrungsfäge 
Erjag für den Verluft der ihm in dem Lehrlinge ge- 
botenen unentgeltlichen Arbeitöfraft auf die bei Aus- 
tritt des Sohnes Beflagtens noch übrige dreijährige 
Vertragsdauer fordert. Denn daß Kläger durch dies 
fen Austritt pecuniären Schaden erlitten habe, dafür 
ſpricht von vornherein eine gewiffe Wahrjcheinlichkeit, 
wenn man, wie dem eben Gejagten zufolge nicht 
unftatthaft erfcheint, das vorausfegliche, Durch Klägers 
oder feiner Leute Mühwaltungen berbeigeführte Er- 
gebniß der ausgehaltenen einjährigen Lehrzeit nad 
dem Maaßſtabe gewöhnlicher Befähigung des Lehr- 
lings in Berüdjichtigung zieht und zugleich erwägt, 
daß die fpäteren Lehrjahre naturgemäß die Beitim- 
mung haben, durch nicht zu honorirende Arbeitd- 
thätigfeit des Lehrlings dem Principal für die während 
der erften Jahre in erhöhtem Maaße nothwendig ge- 
wejene Unterweifung und Ueberwachung entiprechenden 
Erjag zu bieten. 

Deffenungeachtet war auch in dieſer Richtung zu 
Aufrechterhaltung des jegigen Klagvorbringens nicht 
zu gelangen. Unerläßlih war, wie dem Kläger bes 
reits in den Rationen Bl. — der Voracten bemerklich 
gemacht worden ift, zu Gewinnung ausreichender 
Unterlagen für das bezüglich der Höhe der Schäden» 
würderung hierbei maaßgebende richterliche Ermeſſen 
nähere Auskunft über den Umfang des Geichäfts 
fowohl, als der in felbigem beftehenden Einrichtungen. 
In beiderlei Hinficht hat Kläger zwar einige Angaben 
in ber vorliegenden Klage gemacht; diejelben find 
aber theils procefjual unbenugbar, theild ihrem Inhalte 
nah ohne durchichlagende Bedeutung. Erfteres 
gilt von der den Gegenftand des — Einlafjungs- 
Abſchnitts bildenden Auskunft über den Geſchäfts— 
umfang, die, wie im Hinblid auf die hierbei vor 
geihügten ungefähren und durchſchnittlichen 
Rechnungsergebnifje eines weiteren Nachweifes nicht 
bedarf, durch das dafür gewählte Beweismittel des 
Eidesantrags nicht liquid geftellt werden fann. 

(Schluß in der gleichzeitig erfheinenben Nummer 61.) 
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(Schluß aus No. 60.) 


Legteres trifft die in den Einlaffungspunften — be= 
wirkten Angaben über die innere Einrichtung des, 
Geſchaͤfts, aus denen zwar einiger Aufichluß über die 
Stellung des Lehrlings innerhalb der erften Jahre 
der Lehrzeit, nicht aber über die Modalität der durch 
den Lehrzweck gebotenen ferneren Ausbildung deflelben 
fowie über die gefchäftliche Arbeitövertheilung über- 
haupt gewonnen wird, Namentlich wird fich über 
die Höhe des durch die Entziehung der Arbeitöfraft 
des Lehrlings dem Kläger verurfachten Schadens nur 
dann ein allfeitig ficheres Urtheil fällen laffen, wenn 
neben dem Hinweife auf das in dem Geſchaͤfte ar 
beitende Kapital auch über den Umfang und die Ber- 
wendung der zu dem Betriebe des Geſchaͤfts erforder» 
lihen Wrbeitöfräfte geeignete Auskunft ertheilt wird. 

Die Berweifung diefer Auskunftsertheilung in das 
bei Einl.-Abjhnitt — vorbehaltene Beicheinigungs- 
verfahren erfcheint ſchon deshalb ausgefchloffen, weil 
Kläger einen wefentlihen Theil der nah dem Vor- 
ftehenden in Betracht gelangenden thatfächlichen Mo- 
mente auf Eid geftellt hat.” ıc. 

Das Bundes-Oberhandelsgericht erfannte 
unterm 26. September 1870 theilweife reformato- 
riſch: 

daß es bei dem Bl. — befindlichen Urthel, ſoviel 
das darin in Betreff der beim Iften und Zten Klag« 
punfte geforderten 175 Thle. — —⸗ und 300 Thlr. 
— —s fammt Zinfen, ingleihen bezüglich des 
Koftenpunktes Erfannte anlangt, nicht zu laffen: 

würde vielmehr Kläger 

1. den über das exceptifche Vorbringen Bl. — 
angetragenen,,. Bl. — ausprüdlid angenommenen 
Eid entweder dahin: 


a) daß er bei Gelegenheit des Ausfcheidens feines 
frühern Handlungsgeſellſchafters Heinrich St. 
im April 1868 den 2ehrlingen der Firma 4. 
L. & Eo. gegenüber nicht erflärt habe: „bie 
Lehrlinge kann ich zwar juriftifch zwingen, bei 
mir zu bleiben, wer aber nicht mit Luft und 
Liebe bei mir ift, den mag ich nicht haben, und 
frage deshalb, ob fie bei mir bleiben wollen“, 

oder in nachftehender Maaße: 

b) mie ed nicht in Wahrheit beruhe, daß auf eine 
bei Gelegenheit des Ausfcheidens feines früheren 
Handlungsgefellichafters Heinrich St. im April 
1868 den Lehrlingen der Firma A. 2. & Ev. 
gegenüber von ihm abgegebene Erklärung des 
Sinnes, die Lehrlinge fönne er zwar juriftifch 
zwingen, bei ihm, SKlägerm, zu bleiben, wer 
aber nicht mit Luft und Liebe bei ihm fei, den 
möge er nicht haben und frage daher, ob fie bei 
ihm bleiben wollten, der Sohn des Bellagten 
Heinrich Th. mit „Nein“ geantwortet habe, 

fhwören, ingleihen - 

2. die auf den 3. Klagpunft bezüglichen Ans 
führungen in Klagabſchnitt —, foviel ihm daran ver- 
neint worben, binnen Sächfifcher, vom Tage der 
vorerwähnten Eidesleiftung ab zu berechnenden Frift, 
dem Bellagten die Gegenbefcheinigung, in welcher 
ihm das Vorbringen sub IV. mit auszuführen un- 
benommen, und die Gewiffensrührung, beiden Thei- 
(en auch andere Rechtszuftändigfeiten vorbehältlich, 
befcheinigen, 

fo ergehet darauf wegen der beim Iften und äten 
Klagpunkte geforderten Beträge an Hauptftamm und 
Zinfen, fowie der in erfter Inftanz erwachfenen Pro⸗ 
ceßfoften halber, nicht minder darüber, ob es ber 
Leiftung des zu Klagabſchnitt — zurüdgegebenen und 
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des über das erceptivifche Vorbringen sub IV. theils 
weife angetragenen Eides noch bebürfe, weiter was 
Recht ift. 

Dagegen ift im Uebrigen und foviel den im 2ten 
Klagpunfte erhobenen Anfpruch von 110 Thlen. — 
— mit Zinfen betrifft, das im Eingange erwähnte 
Urthel, wie hierdurch gefchieht, zu beftätigen. ꝛc.“ 

Entfheidungsgründe: 
L Zu dem reformatorifhen Theile der 
Entſcheidung. 

Die von dem Beklagten zu Einl.⸗Punkt — ein⸗ 
geräumte Thatfache, daß er feinen Bl. — genannten 
Sohn vor Beendigung des mit Heinrih St., ald 
früherem Mitinhaber der Firma A. L. & Eo., abs 
geichloffenen Lehrvertrags aus dem Geſchaͤfte biefer 
Firma entnommen und diefen Vertrag feiner Seite 
für aufgehoben erklärt habe, enthält das Zugeftänds 
niß einer Handlung, die an fi) und abgefehen von 
dem ihre Rechtfertigung bezwedenden exrceptivifchen 
Vorbringen Bl. — als eine die Verpflichtung zum 
Schadenerfage begründende Bertragsverlegung fich 
darftellt. 

Daß duch den Vertragsbruch des Bellagten dem 
als nunmehrigen alleinigen Inhaber der vorgenann- 
ten Firma durch das Randzeugniß Bl. — verbunden 
mit dem Zugefländniffe Bl. — fowie in der An- 
merkung zu Einl.⸗Punkt — legitimirten Kläger wirf« 
lih Schaden erwachſen fei, erachtet man in Ueberein- 
ftimmung mit der zweiten Inftanz für genügend feft- 
geftellt. Denn es ift, wie Bl. — richtig bemerft 
wird, als die auf allgemeiner Erfahrung beruhende 
Regel anzufehen, daß auch nach dem Maßſtabe ge 
wöhnlicher Befähigung des Lehrlings durch deſſen 
orbnungsmäßige Ausbildung dem Lehrheren eine Ars 
beitöfraft gewonnen wird, deren unentgeltliche 
keiftungen, namentlih in den jpäteren Lehrjahren, 
einen entfprechenden Erſatz für die zuvor in erhöhtem 
Grade aufgewendete Mühe der Unterweifung und 
Ueberwachung gewähren und der Abficht der Eontra- 
henten gemäß gewähren follen. Daß in dem vor- 
liegenden Falle in Folge befonderer Geftaltung bes 
Sadverhalts eine Ausnahme von diefer Regel ein- 
trete, ift weder von dem Bellagten behauptet, noch 
duch irgend ein actenmäßiged Moment angezeigt. 
Es ift daher unbedenflih davon auszugehen, baf 
dem Kläger duch den Abgang eines bereitd über 
Iahresfrift in feinem Gefchäfte unterrichteten und ge- 
bildeten Lehrlings die unentgeltliche Benupung einer 
Arbeitöfraft, auf welche er rechtlichen Anfpruch hatte, 
entzogen worben und dadurch Schaden entftanben ift. 

Wenn nun Kläger ald EU dieſes Schadens 


die Erftattung desjenigen — welchen er für 
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Salarirung des zum Erſatze des abgegangenen Lehr⸗ 
lings angenommenen Commis gemacht hat, bei dem 
1. Klagpunkte mit Rihlr. 175 — — fordert, fo iſt 
dieſer Anſpruch für begründet zu achten. 

Das Bedenken der vorigen Inftanzen, daß Kläger 
duch die Gewinnung der quantitativ und qualitativ 
werthvolleren Dienfte eines Commis vorausfeplich 
größeren Nupen erlangt habe, als er aus der Fort- 
fegung der Dienftleiftungen des abgegangenen Lehr- 
lingd gezogen haben würbe, fann man nicht für 
durchſchlagend erachten. Zu gefchweigen, daß duch 
die Annahme eines neuen Lehrlings die Leiftungen 
eined bereitd über Jahresfrift gefchulten Lehrlinge 
offenbar nicht vollftändig zu erfegen geweſen wären, 
würde jener dem Kläger etwa qugefloffene größere 
Nupen als Folge der Vertragsverlegung des Bellag- 
ten und als ein durch diejelbe dem Kläger aufge 
nöthigter Vorteil nur dann nicht zu betrachten fein, 
wenn klar vorläge, daß Kläger in anderer, weniger 
foftjpieliger Weife einen Stellvertreter des abge 
gangenen Lehrlings zu erlangen im Stande geweſen 
fei, mithin bei Anwendung gehöriger Sorgfalt der 
entftandene Schaden ſich gemindert haben wuͤrde. 
Die Behauptung und der Nachweis geringeren Scha- 
dens hätte aber dem Beflagten, wenn er fich dadurch 
von einer an fich begründeten Verbindlichkeit ganz 
oder theilweije befreien wollte, um fo gewiller ob» 
gelegen, ald das Mißverhäftniß oder die Unvergleich- 
barfeit der Leiftungen eines Commis und eines in der 
Ausbildung bereitd vorgejchrittenen Lehrlings bier 
nicht fo far und zweifellos vorliegt, daß ſchon aus 
diefem Grunde die Nothwendigfeit einer hierauf bes 
züglichen, der Klage zu inferivenden Replik abzu- 
nehmen wäre. In diefer Richtung hat aber der Be- 
flagte irgend einen beachtlichen, beziehentlih zum 
Beweife nadyzulaffenden Einwand nicht erhoben. Er 
befchränft fi auf die Behauptung BL. —, es habe 
Kläger zwar in der That einen Commis, aber nicht 
an Stelle des Sohnes Beflagtens, fondern an Stelle 
der mit dem früheren Affocie ausfcheidenden Commis 
B. und U. engagirt, — eine Behauptung, die um 
deswillen irrelevant ift, weil fie in ihrer Unbeftimmt- 
heit feinen thatfächlichen Anhalt für die Annahme 
darbietet, daß durch den Abgang des Sohnes Be- 
Hagtend Klägerm überhaupt fein oder doch ein ge: 
tingerer, ald der angegebene Schaden erwachſen jei, 
an fich aber der Verluſt der fraglichen Arbeitäfraft 
aud dann ald Schaden bringen» gelten muß, wenn 
Kläger ſich veranlaßt gefunden haben follte, die Zahl 
feiner Commis zu befchränfen. Erheblich ift jedoch) 
die vorgedachte Behauptung für die Beweisfrage. 

Durch das Geftändniß, daß Kläger einen Com— 
mid unter Umftänden engagirt habe, die biefen als 





Erſatz für den abgegangenen Lehrling anzufehen ge- 
fatten, wird die pecuniäre Seite des Schadens im 
Allgemeinen in Gewißheit gefept, infofern damit 
die Vermuthung zur Geltung fommt, daß ber er- 
wähnte Stellvertreter feine gewerbömäßigen Dienfte 
nicht unentgeltlich Teifte. Auch die Höhe der vom 
Kläger dem gedachten Commis für ſechsmonatige 
Dienfleiftung mit Rihle. 175 — — gewährten 
Bergütung kann unbedenklich als conftatirt angefehen 
werden. Denn Beflagter hat gegen deren Angemeffen- 
heit feinerlei Einwendung erhoben und überdies ift 
nad den fattfam befannten örtlichen Gefchäftsver- 
bältniffen das in Rebe ftehende Gehalt keineswegs 
ald außergewöhnlich zu bezeichnen. Iſt aber die An- 
gemeſſenheit diefes Gehalts nad Lage der Sade 
außer Zweifel, jo fommt auf die zu Einl⸗Punkt — 
von dem Beklagten in das Nichtwiſſen geftellte thats 
ſaͤchliche Berichtigung des geflagten Betrags nichts 
an. Kläger ift um diefen Betrag in Schaden ge 
bracht, gleichviel, ob er denſelben bereits gezahlt oder 
ſich erſt noch von feiner Vertrags-Verbindlichkeit dem 
Commis gegenuͤber durch Zahlung zu liberiren hat: 
der Beklagte aber hat an dem Nachweiſe der Er— 
füllung dieſer ihn gar nicht beruͤhrenden Verbindlich⸗ 
feit fein rechtliches Intereffe. 
Soviel hiernaͤchſt 


2. 
bie beim Zten Klagpunfte mit 300 Thlm. — — 
geforderte Entichädigung für die dem Kläger während 
der übrigen Lehrvertragsjeit vom 4. Mai 1868 bis 
Oftern 1871 entzogene Arbeitökraft anlangt, hat ſchon 
die zweite Inſtanz Bl. — die rechtliche Bafis des 
Anſpruchs an ſich anerfannt. Sie hat die Schlüffig- 
feit der Klage in diefem Punkte nur deshalb bean» 
ftandet, weil fie der für das Bl. — angerufene rich— 
terliche Ermeffen, zumal gegenüber der rechtöfräftigen 
Entſcheidung des Borprocefjes erforderlichen thatfäch- 
lichen Unterlagen entbehre. 

In der erfteren Beziehung mit ber vorigen In- 
ftang einverftanden, ift man, fo viel den gedachten 
Abweifungsgrund betrifft, zu einer dem Kläger gün- 
ftigeren Auffaffung gelangt. 

Zwar find in demjenigen, was zu Klagabſchnitt 
— unter Eidesantrag angeführt wirb, eidesjchlüffige 
Angaben über den Umfang des Hägerifchen Geſchaͤfts, 
wie fie die rechtöfräftige Entfcheivung des Vorpro- 
jeffes verlangt, aus den Bl. — ausgeführten ſach— 
gemäßen Gründen nicht zu befinden. Die Behaups 
tung Klägers, daß der angegebene Schaden ben 
Leiftungen des Sohnes des Bellagten, den Einrich— 
tungen im Flägerifchen Geſchäfte und dem Umfange 
bes Leßteren entiprechend nicht zu hoch gegriffen fei, 
iſt jedoch auf Beweis geftellt, mithin zu der weiteren 
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Ausführung durch Beibringung thatfächlicher Unter 
lagen geeignet. Dem Kläger ift Gelegenheit geboten, 
in biefem Beweiſe andere Thatumftände, welche bie 
Anführungen des Klagabſchnitis — für den Rach⸗ 
weis des Gejhäftsumfanges entbehrlich machen, dar⸗ 
zulegen, überhaupt aber die Richtigkeit jener Behaup- 
tung unter Zuhülfenahme Sachverſtaͤndiger, fowie 
unter Benugung befien darzuthun, was Beflagter 
theild in Beziehung auf das für die Beurtheilung des 
Geihäftsumfangs nicht unwichtige Moment des Bes 
ftandes der Hanblungsgehilfen Bl. — angeführt, 
theils, foviel die Beichäftigung eines Lehrlinge im 
Geſchaͤfte Klägers, fowie die in demſelben beftehende 
innere Einrichtung und Arbeitövertheilung betrifft, zu 
Einl.-PBunft — eingeräumt hat. Erft in dem End» 
erfenntniffe wird zu beurtheilen fein, ob und in wie 
weit das durch den Beweis, beziehentlich Gegenbeweis 
gelieferte Material zur Bemeffung der Höhe des hier 
in Frage befangenen Schadens, zugleich unter Be— 
rüdfihtigung des beim Iften Klagpunfte bereits even- 
tuell Zugebilligten, ausreiche. Es wird und foll aber 
auch durch den Erfolg der Beweisführung, felbit 
wenn foldhe ald ungenügend ſich darftellen follte, in 
feinem Falle ausgefchloffen fein, daß der erfennende 
Richter von den ihm durch die Beftimmung der Ber 
ordnung vom 13. März 1867 sub V. verliehenen 
umfänglichen Befugniſſen Gebrauch mache und, nad) 
Befinden unter Zurathegiehung von Sachverftändigen, 
mit Würdigung aller Umftände den Schabenbetrag 
der Billigfeit gemäß unabhängig von dem Beweis⸗ 
refultate feſtſetze. 

Dem Enderfenntniffe war endlich auch die Ent- 
ſcheidung darüber vorzubehalten, ob es mit Rüdficht 
auf die Vorjchrift des allgemeinen Deutfchen Handels» 
gefepbuche Art. 61. Abfap 2. gegenüber der Vers 
neinung zu Einl.⸗Punkt — der Beftftellung der Bes 
hauptung, daß eine mit Oftern 1867 beginnende vier» 
jährige Lehrzeit bebungen ſei, mitield des BI. — 
veferirten Eides über die Klage bebürfe. 

In Folge der im Vorſtehenden gerechtfertigten 
theilweifen Aufrechthaltung der Klage war 
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auf das erceptivifche Vorbringen BL. — einzugehen. 

Für unerheblih war zunächft das Vorbringen 
sub I. zu befinden. Sieht man von der Annahme 
des Bellagten ab, daß der Lehrvertrag mit ihm von 
dem früheren Mitinhaber der Firma A. 2. & Co. für 
feine Berfon, nicht in Vertretung der Firma geſchloſ⸗ 
fen worben fei, — und dieſe Annahme ift durch bie 
von dem Bellagten nicht angefochtene Entſcheidung 
des Vorproceſſes bereitd vechtöfräftig zurüdgewiefen, 
— fo entbehrt die Meinung, daß mit dem Ausicheis 
den jenes Mitinhaberd der Zweck des Lehrvertrages 





unerreihbar, mithin der letztere hinfällig geworben 
fei, jeven rechtlichen Anhalte. 

Die Vorausfegung, daß der Mitcontrahent feinen 
Bertragöverpflihtungen nicht genügen werde, ift an 
fich eine rechtlich unzuläffige, auch durch die acten- 
mäßige Lage der Sache in feiner Weife thatfächlich 
gerechtfertigt; insbefondere begründen die Bl. — aus⸗ 
gehobenen Worte der Klage feineswegs die Schlufß- 
folgerung, daß der Sohn des Bellagten die fernere 
Ausbildung im Gefchäfte Klägers nicht mehr habe 
erlangen fönnen. Bellagtens unmotivirte Beforgniß, 
daß dies der Fall fein werde, kann daher ebenfowenig, 
als die Bl. — ausgefprochene Befürchtung, daß Klaͤ⸗ 
ger die ihm obliegende gefhäftliche Ausbildung feines 
Lehrlinge auf deſſen religiöfe Richtung ausdehnen 
werde, als ein im Sinne des allgemeinen Deutfchen 
Handelögefepbuchs Art. 62. wichtiger Grund zu Auf- 
hebung des Dienftverhältnifies betrachtet werden. 

Erheblich Dagegen erfcheint das Vorbringen sub II. 
DB. —. Die Wahrheit der nach des Beklagten Dar- 
ftellung zwifchen feinem Sohne und dem Kläger ges 
pflogenen Verhandlung vorausgefept, — liegt ein Ab⸗ 
fommen wegen Auflöfung des Lehrvertrags vor, deſſen 
Rechtöverbindlichfeit auf Grund der BI. — anges 
zogenen Vorſchrift im $. 787. des bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs, zumal im Hinblide auf die in der Klage 
eingeräumte briefliche Erflärung des Bellagten Bl.—, 
außer Zweifel if. Daß auf den darüber BI. — an- 
getragenen, Bl. — vom Kläger ausdrüdlich angenom- 
menen Eid zunächſt erfannt worden ift, wird durch 
die präjudicielle Bebeutung, welche das fragliche 
Abkommen für die den Iften und Zten Klagpunkt 
bildenden Anſpruͤche gleichmäßig hat, genügend ges 
rechtfertigt. 

Weiter iſt auch dasjenige, was Bellagter Bl, — 
sub IV. als Ausflucht der Compenfation geltend ges 
macht hat, beachtlih. Kläger kann ſich nicht ent- 
brechen, auf die durch Entziehung der Arbeitskraft 
feines Lehrlinge verurfachten Schäden diejenigen Baar 
vergütungen, beziehentlich den Geldwerth derjenigen 
Gegenleiftungen in Abzug bringen zu laffen, welche 
diefem im Falle wirklicher Aushaltung der Lehrzeit zu 
geroähren geweſen wären. Dies gilt nicht blos von 
dem Anfpruche des Zten Klagpunftes, fondern auch, 
foviel den fraglichen Zeitraum bis zum 15. Nov. 1868 
betrifft, in Beziehung auf den Iften Klagpunft: in 
beiden Richtungen beabfichtigt der Beflagte die Höhe 
des geforderten Schäbenbetrags zu mindern. 

Zu Ausführung diefes Minderungsbetrags, rüd- 
fichtlich defien Bellagter auf das Gutachten Sachver⸗ 
ftändiger Bl. — provocirt hat, ift ihm im dem zu 
Klagpunft 3. nachgelaſſenen Gegenbeweife ausreichende 
Gelegenheit geboten und man hat daher die Ausſetzung 
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ber Entſcheidung in Betreff des über das Vorbringen 
theilweife angetragenen Eides um fo angemeflener be= 
funden, als erft in dem Enderfenntniffe zu überfehen 
fein wird, ob es nach dem Ergebniffe der Sachver⸗ 
fändigenbefragung diefes Eides überhaupt noch be= 
dürfe oder nad Befinden der erfennende Richter 
auch ohne folchen in der Lage fei, bei der ihm vorbe⸗ 
haltenen Feftfegung des Schädenbetrags den frag- 
lien Punkt mit zu berüdfichtigen. 
U. Zu dem confirmatorifchen Theile der 
Entfcheidung. 

In Betreff der Unftatthaftigfeit der Klage bei dem 
2ten Klagpunkte war der übereinftimmenden Anſicht 
der vorigen Inſtanzen vollftändig beizutreten. Die 
zu Klagpunft 1. und 3. Klägerm eventualiter zu- 
gebilligten Beträge decken den erwachjenen Schaden 
vorausſetzlich vollftändig: fie gewähren ihm das volle 
Yequivalent für die duch den Vertragsbruch des Be— 
flagten entzogene Arbeitskraft. Wie Kläger dazu be» 
rechtigt fein folle, den Bellagten noch außerdem für 
Verſehen oder Unterlaffungen verantwortlich zu machen, 
welche der an feines Sohnes Statt engagirte Com⸗ 
mis wegen Mangeld an Gefchäftsfenntniß oder Er 
fahrung verhangen haben foll, ift ſchon deshalb nicht 
abzujehen, weil es am Nachweife des Cauſalzuſammen⸗ 
hanges diefer Schäden und ber Bertragsverlegung 
des Bellagten fehlt, wie fchon die zweite Inftanz 
DB. — gezeigt hat, überdies, worauf Bl. — mit 
Recht aufmerkfam gemacht wird, nicht einmal voraus⸗ 
zufegen ift, daß gleiche Borkommnifie im Geſchaͤfte 
Klägers bei fortdauernder Thätigkeit des abgegange- 
nen Lehrlings ausgefchlofien gewefen feien. 


105. 


Zur Lehre von der Rechtäfraft. — Auch wenn 
der von der Mutter auf Alimente für die Zufunft 
belangte außereheliche Water ſich ausfluchtsweiſe 
lediglich auf einen Verzicht der Mutter bezogen 
hat und rechtöfräftig auf Beweis diefer Ausflucht 
erfannt worden ift, muß der Beweis mit barauf 
gerichtet werden, daß der Verzicht mit Gench- 
migung bed Vormundſchaftsgerichts erfolgt jei 
(bürgerl. Geſetzbuch $. 1867). 

(Nachtrag zu dem in No.29. Seite 231 flg. dieſ. Jahrg. 
des Wochenblattes mitgetheilten Rechtöfalle.) 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. 2. in Sch. 


Auch gegen das Erfenntniß der dritten Inftang 
hatte Bellagter nochmals Berufung eingewandts 
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Indeß wurde dieſes Erfenntniß in vierter Inſtanz 
unterm 5. März 1870 beftätigt aus folgenden Grün- 
den: 

„Der Einwand des Bellagten, daß es in dem 
vorliegenden Falle des Nachweiſes, daß der zwifchen 
ihm und ber Klägerin zu Stande gefommene Ver— 
gleich infoweit, als die legtere dabei ald Mutter des 
von ihr mit dem Bellagten aufßerehelich erzeugten 
Kindes auch auf Alimente für die Zukunft verzichtet, 
und dem eventuellen Anfpruche auf Bezahlung der 
Vegräbnißfoften entfagt hat, in ®emäßheit der aus- 
drüdlichen Vorſchrift 8. 1867. des bürgerlichen Gefep- 
buch mit Genehmigung des Bormundfchaftögerichts 
abgeſchloſſen worden fei, fhon um beswillen nicht 
bedurft habe, weil die Klägerin nur für ihre Perfon 
geklagt, ihr gegenüber aber die Verzichtleiftung unbes 
dingt gelten müffe und den Rechten des Kindes ba- 
durch gar nicht präjubicirt werde, ftellt ſich als ein 
unrichtiger und irrelevanter dar. Denn die Klägerin 
bat nad Bl. — jet. Bl. — infoweit, als fie Bei- 
träge für die Zufunft beanfprucht, als Vertreterin 
ded Kindes und mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geflagt, und der Ausgang dieſes Pro- 
ceſſes gilt mithin nach $. 1865. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs auch für und gegen das Kind. 

Hiernady fonnte es fich bei Entfcheibung der 
Sache auch nur noch um die Frage handeln, ob dem 
Erfenntniffe der vorigen Inſtanz, in welchem ber 
Ausfluchtsbeweis des Beklagten den betreffenden, im 
Vorftehenden erwähnten Anfprüchen der Klägerin 
gegenüber wegen Mangels jenes Rachweifes für miß- 
lungen erachtet, und in Folge deſſen erfannt worden, 
daß es infoweit nunmehr bei ber BI. — ausgefproche- 
nen Berurtheilung des Bellagten ſchlechterdings zu 
verbleiben, die Rechtskraft des Beweisinterlocuts 
Bl. — um desiwillen entgegenftehe, weil in demſelben 
dem Bellagten der Beweis der von ihm BL. — ohne 
Bezugnahme auf eine erfolgte obervormundichaftliche 
Genehmigung vorgefhügten Einrede des Werzichts 
ganz im Allgemeinen nachgelaffen worden, ed hat 
diefe Frage aber auch von der jegigen Inftanz aus 
den Bl. — flg. angeführten völlig ausreichenden und 
von dem Oberappellationsgerichte auch bereits früher 
in dem BI. — angezogenen ähnlichen Falle zur An- 
wendung gebrachten Gründen verneint werben müffen. 

Das vorige Erkenntniß war daher allenthalben zu 
beftätigen.” 
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Der Erftcher eines zwangsweiſe verfteigerten 
Grundftüdd erwirbt vor dem Eintrage in das 
Grundbuch Fein dingliches Recht an dem Kaufs— 
objecte. — Zu $$. 1225. und 1226. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs. — Was hat der Subhafta- 
tionsrichter dem Erſteher bed Grundſtücks zu 
gewähren? — Der Erficher hat wegen ber 
Miethzinfen, die das verfteigerte Grundftüdf vom 
Erftehungdtage an bis zur Berlautbarung des 
Eigenthumswechfeld trägt, an ſich Fein klagbares 
Recht gegen die Miethbewohner jelbft, ſondern 
lediglich einen perfönlihen Anſpruch an feinen 
Derfäufer, ven Subhaftationsrichter. — Wirfung 
ber Vorauszahlung von Miethzinfen. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©, in 2. 


Die Verficherungsbanf T. zu 2. erhob als Erfte- 
herin des am 7. April 1869 zwangsweiſe verfteigerten 
P.'ſchen Hausgrundftüds zu 2. unterm 30. Juli 1869 
Klage gegen Herrn W. ald Mierhbewohner auf Be- 
zahlung des Mierhzinjes nah Höhe von jährlich 
550 Thlen. —= —⸗, wie er zulept bezahlt worden, 
für die Zeit vom 8. April bis 22. Juni 1869 als 
die Dauer der Benugung der Wohnung. Klägerin 
war zur Zeit der Klagerhebung noch nicht als Befigerin 
des Haufes eingetragen, konnte beftehenver Lehns⸗ 
verhältnifie wegen vielmehr erft am 27. October 1869 
in der II. Rubrif verlautbart werben. 

Das Königl. Bezirksgericht zu Leipzig er- 
fannte unterm 18. November 1869: 

„Weil die Berufung der Klägerin darauf, daß 
fie das ꝛc. gelegene Hausgrundftüd des Maurermeifter 
P. am 7. April 1869 in nothiwendiger Subhaftation 
um bad Höchitgebot von 63,300 Thlen. —⸗ —⸗ 
erftanden und nach Erlegung des dritten Theiled der 
Erſtehungsſumme abjubicirt erhalten, auch dem Bes 
klagten den über einen Theil des erftandenen Haus— 
geundftüds mit P. um einen jährlichen Miethzins 
von 550 Thlen. — — abgefchlofienen Miethvertrag 
am 28. April 1869 aufgefündigt, der Beklagte aber 
darauf die ermietheten Räume am 22. Juni 1869 
verlaſſen habe, nach Anficht der gegenwärtigen Inftanz 
nicht ausreicht, um den daraus gegen ben Bellagten 
abgeleiteten Anfpruch, inhalts defien der Leptere den 
auf die Zeit vom Subhaftationstermine an bis zur 
Räumung des Miethlocales aufgelaufenen Miethzins 
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nad) Verhältniß von 550 Thlen. —- —- auf das | 
Jahr an die Klägerin zahlen foll, zu begründen, wenn 
man in Erwägung zieht, daß 

1 


der Grfteher eines Hausgrundſtücks nad) der aus— 
drüdlichen Dispofition in dem $. 1225. des bürger- 
lichen Geſetzbuchs nicht, wie die Klägerin anzunehmen 
fheint, ſchon von dem Augenblide des Zufchlages 
an, fondern nur erft nach feiner Eintragung im 
Grund- und Hupothefenbuche den im Grundftüde 
vorgefundenen Abmiether nach vorgängiger Künbi- 
gung zu dem Verlaſſen der ermietheten Localitäten 
zwingen fann, und nad) den damit in Berbindung 
ftehenden Beftimmungen des $. 1226. befagten Gefep- 
buchs den bis zur Räumung der Miethwohnung aufs 
gelaufenen Miethzins nach der zeither vom Abmiether 
berichtigten Höhe nicht, wie die Klägerin behauptet, 
bereit vom Subhaftationdtermine, fondern allererft 
von Zeit feines Befigeintrags an fordern fann, 
eine Anficht, welche in dem angezogenen $. 1226. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs infofern einen ganz prä- 
cifen Ausdrud gefunden hat, als darnach das Recht 
auf diefe Miethzinsforderung nur erft mit der Er- 
werbung bes erftandenen Grundftüds eriftent wird, 
und diefe Erwerbung nad) $. 276. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs an den Befigeintrag geknüpft ift, 

(vgl. auch zu 8. 1226. Schmidt’ Borlefungen 
über das jächfiiche Privatrecht, Band I. Seite 
442.) 

aus diefen Gründen aber 

2. 

die Klägerin, welche an ſich überhaupt ald Erftehe- 
rin zu dem Abmiether bed erftandenen Grundftüds 
in feinem Vertragsverhältniſſe fteht und als folche 
nicht ohne Weitered von dem Miether die Erfüllung 
des mit dem Gigenthümer des fubhaftirten Grund» 
ftüds abgefchloffenen Mierhvertrags fordern fann, 
zur Begründung ihres lediglich auf den Beſtimmun—⸗ 
gen der 88. 1225. und 1226. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs beruhenden Rechtes ſich vor allen Dingen nicht 
blos auf die Erftehung und Adjudication, fondern 
vornehmlih auf ihren Beſitzeintrag und die Zeit 
deffelben zu beziehen gehabt hätte, eine ſolche Bezug: 
nahme aber in ber vorliegenden Klage mangelt, 
während die Andeutung im Repliffage Bl. —, auf 
welche ſich der Beflagte nicht erflärt hat, ale ver- 
fpätet, außer Berüdfichtigung bleiben mußte, 


fo hat der Klägerin Suchen, inmaaßen es ange- 
bracht, nicht ſtatt.“ 

Das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
beftätigte den Beicheid und die Gründe ber erften 


Inftanz allenthalben und fügte aus Beranlaffung 
bed Inhalts der Deductionsichrift folgende Bemer- 
fungen bei: 

„Der Erfteher des zwangsweiſe verfteigerten 
Grundftüds erwirbt das Eigenthum an bemjelben und 
mit ihm die rei vindicatio erft mit dem Eintrage in 
das Grundbuch. Lediglich die Zuftändigfeit dieſes 
dinglihen Klagrechts vermittelt denjenigen Ans 
fpruch auf Miethzins, deffen die SS. 1225. und 1226. 
des bürgerl. Gefegbuchs gevenfen, indem ber 8. 1225. 
die Ausübung des Vertreibungsrechts, welches der Er- 
fteher mit feinem Gintrage erlangt, (verba: „nad 
feiner Eintragung”) durch die Borzeichnung eines 
tempus modicum bejchränft, das dem Miether für 
den Ball geftattet bleiben foll, daß er nicht gemeint 
ift, das ermiethete Quartier fofort nach Eintritt des 
Eigenthumswechjels zu räumen. Mit der Adjudi- 
eation, welche in dem vorliegenden Falle am 24. 
April 1869, mithin mehrere Monate vor dem am 
27. October 1869 erfolgten Eintrage der Klägerin in 
die Befigerrubif des betreffenden Grunpftüdsfoliums 
ftattgefunden hat, erwirbt ber Erfteher fein dingliches 
Recht an dem Kaufsobjecte. Hat daher der Vorbe— 
figer und Vermiether feinen Anfprud; auf den Mieth- 
zins nicht an den Erfteher abgetreten, fo läßt fich für 
ben legteren bis zu dem Zeitpunfte feines Eintrags 
in das Grundbuch der Erwerb eines Klagrechts gegen 
den Abmiether nicht conftruiren. Die Adjudication 
bringt den Kaufvertrag, der mit der Vollendung des 
BVerfteigerungsactes zwifchen dem Subhaftationsrich- 
ter und dem Erfteher zur Perfection gelangt, infofern 
zum definitiven Abſchluſſe, als fie das bedingte Recht 
des Erftcherd auf Kaufderfüllung durch Befeitigung 
des, jus poenitendi wie des etwaigen Pönalverluftes 
des Erſtehungsrechtes (Erl. Proc.Ordn. ad tit. 39. 
$. 16. und $. 17. und $. 14. des Gefeges vom 30. 
Juni 1868) in ein unbedingtes verwandelt und zu⸗ 
gleich die bei dem freiwilligen Verkaufe nothwendige 
Zuftimmung des zeitherigen Eigenthümers zu dem 
Befigereintrage des Käuferd — die frühere Lehnsauf- 
laffung des Verfäufers — vertritt, wie denn aud) die 
Erl. Proc.Ordn. ad tit. 39. 8. 18. in Verbindung 
mit $.2. ad tit. 40, die Adjudication, und zwar nicht 
blos bei Lehngütern, ſondern auch bei Erbgütern, als 
einen Act bezeichnet, der die Lehnsauflafjung des 
debitor erjegen joll, die nach früherem Rechte auch 
bei dem Zwangsverfaufe des verholfenen Grunpftüds 
erforderlich war, und entweder freiwillig erflärt oder 
auf vorgängige Commination in contumaciam für 
geſchehen erachtet werden fonnte (zu vergl. Alte Proc.» 
Ordn. tit. 40. $. 4. Griebner, Discurs, ad tit. 
39. $. 18. der Erl. Proc.Ordn. zu dem Worte 
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„ohne“, und Pfotenhauer, doctrina processus 
8. 616.) Aeltere Rechtölchrer und namentlih Hom- 
mel, Rhapsod. quaest. observ. 44. Tom. I. $. 59. 
find allerdings der Meinung, die Adjubication gebe 
dem Erfteher ein dingliches Recht, ein „dominium 
bonitarium‘“ und mit ihm das Recht des ususfru- 
etus. Es fann jedoch dieſe Anficht der neueren Legis⸗ 
lation, der des Hypothefengefeges vom 6. Nov. 1843 
wie der des bürgerlichen Geſetzbuchs, gegenüber nicht 
weiter in Betracht fommen, von denen das eine wie 
das andere die Annahme eines fog. natürlichen, zur 
actio Publiciana in rem beredhtigenden Eigenthums 
an Immobilien befeitigt hat (zu vergl. $. 325. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs und die Motiven wie Be- 
merfungen zu biefem $. in Siebenhaars Commen⸗ 
tar, Bd. 1. p. 323. und 324., desgleichen Zeitfchrift 
für Rechtöpflege und Verwaltung, N. 5. Bd. 15. 
p. 125 flg. und ®b. 17. p. 329.). 

Unzweifelhaft gebühren nun zwar diejenigen 
Nupungen des verfteigerten Grundftüds, welche der 
Eigenthümer deflelben, wäre die Subhaftation nicht 
erfolgt, zu ziehen berechtigt gewefen wäre, vom Er» 
ftehungstage ab dem Erfteher, welcher von dem näm- 
lichen Zeitpunfte ab die Gefahr und die Laften der 
Sache zu tragen hat; es fommen ihm alfo auch Mieth- 
zinfen als die bürgerliche Frucht zu, die das ver- 
fteigerte Grundftüd, nach Verhaͤltniß der Zeitdauer 
gerechnet, vor der Vollendung des Subhaftationg- 
acted an für den Eigenthümer abwirft; und es gelten 
in diefer Beziehung für den Zwangsverfauf ganz bie 
nämlichen Orundfäge, die der $. 869. des bürgerl. 
Geſetzbuchs in Verbindung mit $. 1091. für den 
Verkauf aus freier Hand vorzeichnet. Der Sap, dem 
Käufer gebühren die Miethzinſen, welche von der 
Kaufsperfection an gefällig werben und die bem 
Eigenthümer des Grundftüds aus Verträgen, bie 
er mit dem Abmiether vereinbarte, zu fordern hat, — 
und nur ſolche Miethzinſen kommen in dem gegen- 
wärtigen Falle in Frage und nur auf fie beziehen ſich 
die nachftehenden Bemerkungen. — dieſer Sat ift 
jedoch nicht dahin zu verftehen, daß der Erfteher 
wegen der vom Erftehungstage an bis zu feinem Bes 
figereintrage gefällig werdenden Miethzinfen ein Klag— 
recht gegen die das Kaufsobject detinirenden Miether 
erwerbe. Kann bei dem freien Berfaufe der Ber: 
fäufer dem Käufer nicht fofort nach dem Kaufab— 
ſchluſſe vacuam possessionem gewähren und erlangt 
der Käufer die Intabulirung des Kaufgefchäfts und 
mit ihr die Küglichkeit, das Vertreibungsrecht aus— 
zuüben, ebenfalls erft fpäter, fo fommt der Verkäufer 
in die Lage eines negotiorum gestor; er hat im 
Zweifel custodiam zu leiften ($. 1093. jet. $. 750. 


des bürgerlichen Geſetzbuchs) und ift verbunden, den 
Käufer über die Miethyinfen, die auf die Zeit von 
dem Kaufsabjchluffe an fallen, Rechnung zu legen 
und ihm den vereinnahmten Betrag beziehentlic unter 
Kürzung der verlegten Abgaben und befirittenen Ob- 
laften zu verabfolgen. Ebenfo hat der Erfteher wegen 
der Miethzinfen, die das verfteigerte Grundftüd vom 
Erftehungstage an bis zur Berlautbarung ded Eigen- 
thumswechfeld in dem Grundbuche trägt, an fich ledig⸗ 
lich einen perfönlichen Anſpruch an feinen Verfäufer, 
den Subhaftationsrichter. Dem entiprechend fchreibt 
das Mandat vom 26. Yuguft 1732 (C. C. A. L 
p- 295) vor, „daß die Sequeftration des Gutes bis 
zur Adjudication fortzuftellen und dem Käufer bie 
von der Zeit an, da er das Gut erftanden, erhobenen 
Nugungen zu verabfolgen feien. 


Zu vergl. Diener, syst. proc. $. 225. verba, 
„sequester rationes reddere debet“, 
und 
Ofterloh, der orbentl. bürgerl. Proceß nad 
fönigl. fächf. Rechte, Bd. 2. 8. 366. p. 673. 
IV. Aufl. 


Das Mandat geht hierbei offenbar davon aus, 
daß mit der Adjubication entweder die Lehnsreihung 
oder wenigitens die Verſchaffung der vacua possessio 
verbunden fein werde, und das Mandat durfte dies 
als die Regel vorausfegen, weil der Erfteher mit der 
Adjudication ebenfo den Anſpruch auf Lehnsreihung 
— jegt auf den Eintrag im Grundbuche — als den 
Anfpruch auf Naturalübergabe erwirbt. (Erl. Proc.s 
Orbn. ad tit. 39. $. 18. verba: „nach der Adjudis 
cation wird das Gut demjenigen, der es eritanden, 
völlig eingeräumt”.) Iſt indeß der Richter der Des 
tention Dritter, der Miethbewohner, halber nicht in 
der Lage, dem Erfteher jofort mit der Adjudication 
den freien Befig und mit ihm die Füglichfeit eigener 
Denugung zu gewähren, — und, nur dem zeitherigen 
Eigenthümer gegenüber ift dem Richter die Ermächti— 
gung fofortiger Ermiffion eingeräumt, (zu vergl. $. 14. 
des Geſetzes vom 30. Juni 1868 und Siegmann 
in den Annalen des Königl. Ober-Appellationd-Ges 
richts, N. F. Bo. 4. p. 497.) — fo kann felbftein- 
leuchtend diefe Behinderung fein Obligationdverhält- 
niß zwilchen dem Erfteher und dem Miether zur Ents 
ftehung bringen. Vielmehr verbleibt dem Erſteren 
wegen ber bis zum Eigenthumserwerbe weiter fällig 
werdenden Miethzinfen an ſich immer nur ein mit 
der actio emti verfolgbarer Anſpruch an den Sub— 
haftationsrichter, beziehentlich den denſelben privats 
rechtlich vertretenden Staatefiscus. Zu welchen Maaß⸗ 
nahmen aber der Richter zu verjchreiten hat, um fich 
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die Füglichkeit zu wahren, dem Erfteher die vom 
Licitationdtermine ab bis zum Eintrage des Kauf- 
geihäfts in das Grundbuch fällig werdenden Mieth- 
zinfen verabfolgen zu fönnen, ob er fich deshalb durch 
Beftellung eines Sequefterd oder rechtzeitige In— 
hibition der Miethzinfen vorfehen will, darf für jeven 
einzelnen Fall feinem, des Richters, Ermeſſen über: 
laffen bleiben, um fo mehr ald Sicherheitsmaßregeln 
in diefer Richtung durch Vereinbarungen, die ber 
Erfteher mit den Miethbewohnern unter ausdrüd- 
licher oder factifcher Zuftimmung des Bermiethers 
und zeitherigen Eigenthümers trifft, ſich vollftändig 
verüberflüffigen fönnen und erfahrungsmäßig in vielen 
Fällen verüberflüffigen. 


Singulär dagegen geitaltet fich die Sachlage in 
einem Halle der vorliegenden Art, in welchem ber 
Miether bereits vor der Subhaftation feinen Ber- 
miether, dem zeitherigen Eigenthümer des Grundftüds, 
den Miethyins im Voraus bezahlt hat, den er für die 
Zeit vom Licitationstermine an bis zu feinem noch 
vor dem Eintrage des Erſtehers erfolgten Auszuge 
vertragsmäßig zu berichtigen hatte. Hierbei fommt 
in Betracht einmal, daß der Richter den Zwangsd- 
verfauf zwar kraft feines Amtes und in eigenem 
Namen vornimmt, jedoch nicht eine ihm gehörige, 
fondern immer nur eine fremde Sache verkauft, ſo— 
dann, daß in einem foldhen Falle der Richter virtuell 
ein von dem bisherigen Gigenthümer der bürgerlichen 
Frucht für die Zeit bis zum Auszuge ded Miethers 
beraubtes Grundftüd zum Berfaufe bringt, und end» 
li, daß, felbft wenn er mit der Subhaftation eine 
Sequeftrationsanlegung verbunden hätte, der Se— 
quefter im Zweifel nicht berechtigt fein würde, den 
Abmiether zu nochmaliger Bezahlung des an feinen 
Vermiether praenumerando berichtigten Miethzinfes 
zu nöthigen, da vorausbezahlte Mierhzinfen zu ben 
fructibus perceptis gehören (zu vergl. das im Jur. 
Wochenblatte 1858 p. 356. abgedrudte Erkenntniß 
des Königl. Ober-Appellations-Gerichts). In einem 
ſolchen Falle fann daher zwar die Frage entftchen, 
ob ein Recht des Erftcherd anzuerfennen fei, ver- 
langen zu dürfen, daß der Subhaftationsrichter durch 
einen zu beftellenden Actor von dem zeitherigen Eigen= 
thümer den Miethzinsantheil, deſſen Einziehung der 
(etere dem Richter zu überlaffen gehabt hätte und im 
Verhältnißg zu dem Erfteher sine causa inne hat, 
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condiciren und an ihn, den Erfteher, verabfolgen 
laffe oder ob der Erfteher auf einen Schadenanſpruch 
an den früheren Gigenthümer verwieſen fei oder fich 
wenigftens mit einer Abtretung des Eondictionsredhtes 
Seiten des Richters nach 8.959. des bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs begnügen muͤſſe. Auf derartige Fragen näher 
einzugehen, liegt jedoch Fein Anlaß vor, denn die 
Entſcheidung des gegenwärtigen Rechtöftreites hängt 
lediglich von der Beantwortung der Frage ab, ob die 
Klägerin, welche der BI. — erwähnten Feubalver- 
hältniffe halber erft am 27. October 1869 zum Ein- 
trage gelangt ift, mit dem in der Klage Bl. — ers 
wähnten Erwerbe des Entftehungsrechts und mit der 
Adjudication ein Klagrecht gegen den Bellagten, den 
Miethbewohner, auf Miethentfchädigung für die Zeit 
vom 8. April bis 22. Juni 1869 erworben habe. 
Diefe Frage war zu verneinen.” ıc. 


Ein zweites Rechtsmittel war nach Lage der Sache 
nicht zulaͤſſig. 


Miscellen. 


Ernennungen ꝛc. Geine Königliche Majeftät 
haben zu genchmigen allergnäpigft gerußt, daß ber 
Gerichtsrath des Bezirksgerichts Mittweida Karl Rus 
dolph Booft, und der Affeffor des Bezirfägerichts 
Leipzig, Hand Bernhard von Frommberg, fowie 
ber zum Gerichtdamte Zwickau verjepte zeitherige Aſſeſſor 
des Gerichtsamts Dresden, Heinrich Wilhelm Juſt, 
bis auf Weiteres ald Hülfsarbeiter, erftere Beide bei 
dem Collegium des Appellationsgerichts zu Leipzig, 
und Letzterer bei dem Collegium des Appellationd- 
gerichtz zu Zwidau mit Sig und Stimme, wie bie 
ordentlichen Mitglieder verwendet werben. 





Ehrenbezeigung.: Seine Königliche Majeſtät 
haben dem in Ruheftand getretenen Aſſeſſor beim Ge— 
richtsamte Zöblig, Iohann Gottlob Brunner, das 
Ehrenkreuz des Bervienflordens zu verleihen allergnä- 
digſt geruht. 
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Begründung ber Klage auf Rüdgabe einer Pacht: 
eaution. — Feftftellung von Schädenanfprüchen 
in Gemäßheit der Berordnung vom 13. März 
1867 sub V. — Anſpruch auf Erlaß des Pacht⸗ 
zinſes und auf Schadenerfag wegen unvollitän- 
biger Gewährung der Pachtobjeete, beziehentlich 
vorzeitiger Auflöfung des Pachtverhältniffes 
($. 1198. 1223. des bürgerl. Geſetzbuchs). 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 3, in D. 


Frau verw. R. in D. hatte ihren dafelbft gelege- 
nen Gafthof an E. R. verpachtet und diefer hatte 
denjelben wiederum an C. W. in Unterpacht gegeben. 
E. R. blieb jedoch mit dem Pachtzins in Nüdftand 
und bie verw. R. machte deshalb von der ftipulirten 
caffatorifchen Clauſel Gebrauch, in Folge deſſen der 
Unterpadter C. W. am 23. December 1868 aus dem 
Pachtgrundſtuͤck gerichtlich ermittirt wurde. 

Der Unterpachter C. W. machte nun gegen feinen 
Unterverpachter E. R. mittelft einer im Februar 1869 
beim K. Gerichtsamt zu D. eingereichten Klage fols 
gende Anfprüche geltend: 

1) auf Rüdzahlung der an den Unterverpachter 
gezahlten Pachteaution von 500 Thlen. — — nebft 
Zinfen zu 4 v. H. vom 1. Februar 1868 an und 
nebft Zinfen zu 5 v. H. vom Tage der Klagbehändi- 
gung an, 

2) auf Rüdgabe eines von ihm zu Erfüllung der 
bedungenen Pachteaution von 1000 Thlen. — — 
am 5. April 1868 ausgeftellten, am 1. Juni 1868 


Neue Folge Achtzehnter Jahrgang. 





1870. 


zahlbar geweſenen Solawechſels über 500 Thlr. 


— —“ 


3) auf 500 Thlr. —⸗ —⸗ Schadenerſatz wegen 
der durch Beklagten verſchuldeten Ermiffion des 
Klaͤgers, 

4) auf Rüderftattung des bereits gezahlten Pacht⸗ 
geldes nach richterlich feftzuftellendem Betrage wegen 
Nichtgewaͤhrung gewiſſer ihm mitverpachteter Locali⸗ 
täten und Inventarienftüde, 

5) auf Erlaß des Unterpachtgelves für die Zeit 
vom 1. October bis 23. December 1868, 

6—8) auf Bezahlung eines Darlehns, einer Zech⸗ 
ſchuld und eines verlegten Dienftlohnbetrages von 
zuſammen 18 Thlen. 20 Nor. 9 Pf. 

Beflagter machte neben anderen Einreden nament- 
ih die der Compenfation geltend, wogegen Kläger 
im Verfahren erflärte, daß er die bei No. 1. vom 
1. Februar 1868 an geforderten Verzugszinfen nur 
erſt vom 1. October 1868 an beanfpruche. 

Alles Weitere ergiebt fih aus den nachftehenden 
Erfenntniffen. 

Das Königliche Gerihtsamt gu D. erkannte 
mittelft de am 10. Juni 1869 publicirten Beſcheids 
binfitli der Anfprücde unter No. 6—8 auf Ent- 
bindung und 2oszählung des Beflagten von der Klage, 
während es dieſelbe im Uebrigen in der angebrachten 
Maafe abwies,. 

Entfheidungsgründe: 

„Die Bl. — unter No. 6. 7. und 8. erwähnten 
Anſpruͤche Klägers im Gefammtbetrage von 18 Then. 
20 Nor. 9 Pf. hat Bellagter bei p. 1. c. 134. ein» 
geräumt. Gleichwohl fonnte hierunter eine Verur: 
theilung des Beflagten nicht ausgeſprochen werben, 
vielmehr war er ſchon mit Rüdficht auf feinen BI. — 
vorgebrachten und hiernaͤchſt Bl. — von dem Kläger 


für richtig zugeftandenen Einwand, daß Lepterer in 
Folge von Eeffion und beziehentlich Hülfsvollſtreckung 
zu einem noch bedeutend höheren Betrage nicht mehr 
Inhaber der Klaganiprüce fei, infoweit von der 
wider ihn erhobenen Klage zu entbinden und los— 
zuzählen, ohne daß es, um hierzu zu gelangen, eines 
Eingehens auf die Bl. — und Bl. — vom Beflagten 
vorgebrachten Einreden der Zahlung und eventuell 
der Gompenfation erft noch bebürfte. Denn obſchon 
nah BI. — in Verbindung mit Bl. — jener Einwand 
erft nach der Klagerhebung, jedoch noch vor dem Güte: 
und Rechtötermine entftanden ift und demnach die 
Klage bezüglich der gedachten, freilih nur ganz ge 
tingfügigen Anfprüche von vorn herein für begründet 
anzufehen war, fo vermöchte doch diefer Umſtand, 
auch wenn man bie vom Bellagten nad Obigem 
geltend gemachte Einrede der Zahlung und der Com— 
penfation ganz außer Betracht ließe, nicht einmal im 
Koftenpunfte zu Gunften Klägers Einfluß zu äußern, 
weil hier aud) dann bie durch die Erklärungen Klägers 
DI. — liquide Zuvielforberung defjelben bezüglich des 
SKlaganfpruches sub 1. audgleichend einwirken würde, 
überdied aber durch die Mitausführung jener An- 
fprüche in der Klagfchrift ein irgend nennendwerther 
Mehraufwand von Koften nicht hervorgerufen wors 
den ift. 

Wegen der übrigen Klaganſpruͤche hingegen, ſo— 
weit fie hiernach noch in Betracht fommen, ift man 
zu Abweifung der Klage in der angebrachten Maaße 
gelangt und zwar auf Grund folgender Erwägungen: 

I. Den Klaganfprud von 1. betreffend, 

Man fann hier dem Kläger darin beitreten, daß 
er nad) Lage der Berhältniffe des concreten Falles 
fi darauf, wie er die Pachtobjecte und Inventarien- 
ftüde an den Bellagten gehörig zurüdübergeben 
habe, in der Klage nicht zu beziehen brauchte, da 
Bellagter die förmliche Rüdübergabe jener injofern 
felbit gehindert hat, ald er durch fein Verhalten gegen 
die Hauptverpachterin verw. R. feine und damit zu- 
gleich des Unterpachters gerichtliche Ermiffton herbei— 
führte, bei legterer aber für Klägern offenbar feine 
Zeit und Gelegenheit dazu geboten war, die in $. 3. 
des Unterpachtvertrages ftipulirte Nüdübergabe der 
PBachtobjecte an den, noch dazu auswärts wohnhaften 
Beklagten vorzunehmen. 

Wohl aber gehörte, wie Kläger nachträglich jelbft 
zu fühlen fcheint, zur fchlüffigen Begründung der 
Klage auf Rüdgabe der in Rede ftehenden baaren 
Pachtcaution von 500 Thlrn. — —s die Bezug: 
nahme darauf, daß die Pachtobjecte zur Zeit jener 
gerichtlichen Exmiſſion fämmtlih no vorhanden 
gewefen und beziehentlih bei der gerichtlichen Er- 


miffion von ihm zurüdgelafien worden fein. Denn ' 
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dies muß, felbft wenn man eine bezügliche Anzeige 
bed Klägers an den Bellagten, als feinen Verpachter 
nach erfolgter Exrmiffion nicht für nothwendig halten 
wollte, wenigitens der Fall geweſen fein, fobald der 
Anfpruc auf ungefchmälerte Rüdgabe der Caution 
für rechtlich begründet angefehen werden foll, während 
allerdings die Behauptung des Bellagten: daß die 
Pachtobjecte damals erheblich verfchlechtert geweſen 
feien, ald in das Bereich der Erception fallend zu 
betrachten wäre. 

cfr. Annalen des Kgl. Oberappellationsgerichts, 

Bd. II. Seite 441. 442. 

In dem Repliffage Bl. — kommt jenes Anführen 
Klägers, welches nur bezüglich des Pachtgrund⸗ 
ftüdes feines befonderen Nachweifes bedurfte, zu 
fpät; 8.860. des bürgerl. Geſetzbuchs leidet auf einen 
Fall der vorliegenden Art feine Anwendung. Webers 
dies ift hier in Betracht zu ziehen, daß dem Bellag- 
ten, wie weiter unten sub V. näher darzulegen fein 
wird, no ein Anfpruch auf Gewährung des Unter- 
pachtgeldes auf die Zeit vom 1. October bis 23. Des 
cember 1868 an Klägern zufteht, nun aber nadı 8.3. 
des Unterpachtvertrages die Rüdgabe der Gaution 
allererft „nach Befeitigung aller etwaiger Anfprüche” 
des Unterverpachtens gefordert werden durfte. Ends 
li das bei p. 1. c. 117 flg., erwähnte Rüdzahlungs- 
verſprechen ift ohne Bedeutung, da es zu einer recht⸗ 
zeitigen Acceptation deſſelben nicht gefommen ift. 

Ganz die nämlichen Bedenken ftehen 

U. dem Klaganfprud No. 2. 

entgegen, da ber fragliche Wechfel über 500 Thlr. 
—- — nach Klägers eigener Sachdarſtellung zu 
Dedung der im Ganzen 1000 Thle. — —s bes 
tragenden Unterpadhtcaution dem Beflagten gegeben 
worden fein fol. Namentlich jchlägt hier ſchon der 
fo eben ad I. erwähnte Umftand, daß Kläger noch 
Pachtgeld fchuldet, duch, felbft wenn hierauf, trog 
der beionderen Beftimmung in $. 3. des Gontractes, 
bezüglich des Klaganſpruches unter No. 1. im Anhalte 
an das in der 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verwaltung, N. F. 

Bd. XII. Seite 279. 280. unter No. 9. 
abgedrudte Präjudiz fein Gewicht gelegt werden 
wollte. 
III. ven Klaganfprud No. 3. betr. 
Das Proceßgericht befolgt die nach 
Wochenblatt für merkwürdige Nechtsfälle, Jahr⸗ 
gang 1868. S. 302 flg. 

auch bereitd anderwärts zur Geltung gelangte Anficht, 
daß die Beftimmung in No. V. der Verordnung vom 
13. März 1867 nur bei eigentlichen Delietsobligatio- 
nen, d. h. dann Anwendung leide, wenn die Ber- 
bindlichfeit zum Schabenerfag auf einer ſolchen Hand⸗ 


lung oder Unterlaffung beruht, welche an fich und 
ganz abgejehen von einem zwifchen ven Betheiligten 
bereits beftehenden obligatorifchen Verhaͤltniß, als 
wibderrechtlich fich darftellt. 

Das Leptere läßt fich indefien vom gegenwärtig 

zur Entſcheidung vorliegenden Falle nah Anficht 
jegiger Inſtanz keineswegs behaupten. Denn hier 
hat Kläger bei p. 1. c. 118. dem Bellagten nur fo 
viel zur Laft zu legen vermocht, daß dieſer durch Ver- 
abfäumung feiner contractlichen Obliegenheiten gegen⸗ 
über der Hauptverpachterin verw. R. Anlaß dazu 
gegeben habe, daß dieſe gegen ihn von dem ihr ver- 
tragdömäßig zuftehenden Erpulfionsrecht, von welchem 
nun auch Kläger ald Unterpachter indirect mitbetrofs 
fen worden, Gebrauch gemacht. Hierin ift noch fein 
Delict in dem oben bemerften Sinne zu finden, fon- 
bern es fchlägt hier leviglich $. 1198. des bürgerl. 
Geſetzbuchs ein; die vom Kläger behauptete Berpflich- 
tung des Beflagten zum Schadenerfaß ift mit anderen 
Worten nur aus dem zwiſchen diefen Beiden in Folge 
des zuvor abgefchlofienen Unterpachtvertrages beftehens 
den befonderen obligatorifchen Verhältniß zu dedu— 
eiren. 
Deshalb ift im vorliegenden Falle die Feftftellung 
des behauptlichen Schadens durch den erfennenden 
Richter nicht zuläffig. Vielmehr hätte Kläger, worin 
die ihm verurfachten Schäden beftehen, in der Klag- 
fhrift unter Anführung geeigneter Thatumftände ges 
nau darlegen, die einzelnen Bofitionen ſpeciell zur 
Ziffer bringen und überhaupt die fünftige Feftftellung 
feines Schadens durch das gewöhnliche Beweisver- 
fahren gehörig vorbereiten follen. Beim Mangel ders 
artiger Subftantiirung der Alage ließ ſich auch nicht 
einmal auf deren Beweis interloquiren. Im Uebri- 
gen foll ja auch, wie deren Wortlaut felbft ergiebt, 
No. V. der Verordnung eit. nicht in jedem Schä- 
denprocefle, fondern nur da angewendet werben, wo 
nicht nur die Verpflichtung zum Schadenerfag bereits 
in rechtlicher Gewißheit beruht, ſon dern auch weiter 
aus der ganzen Sachlage hervorgeht, daß der Betrag 
des Schadens „norausfichtli nicht oder nur mit 
unverhältnigmäßigen Koften oder mit unverhältniß- 
mäßigen Schwierigfeiten zu beweifen fei”. 

Daß nun aber ein derartiger befonderer Fall hier 
wirflich vorliege, dafür gebricht e8 zur Zeit an jedem 
fiheren Anhalte, da Kläger nad dem Obigen nicht 
einmal den Verſuch gemacht hat, eine ordentliche 
Schävenrechnung, die nach Lage der Verhaͤltniſſe ſehr 
wohl denlkbar ift, aufzuftellen. 

Zu einem für Klägern günftigeren Ergebniß würbe 
übrigens felbft dann nicht zu gelangen fein, wenn man 
No. V. der Berordnung vom 13. März 1867 auf 
den vorliegenden Fall anwenden wollte. 
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Wie nämlih unbeftrittener Maaßen die Zuer- 
fennung eines Schägungseides auch in den fonft dazu 
geeigneten Fällen vorausfegt, daß factifche Angaben 
vorliegen, welche den Richter in den Stand fegen, 
das ihm zuftehende Moderationsrecht ausüben zu 
fünnen, 

efr. Zeitfchrift für Rechtöpflege und Verwaltung, 

N. F. Br. XIX. Seite 451. 

fo müfjen demfelben audy dann, wenn von ihm aus- 
nahmsweiſe die VBorfchrift in No. V. der Verordnung 
vom 13. Mär; 1867 im einzelnen Falle angewendet 
werben foll, diejenigen factifhen Unterlagen über 
Eriftenz, Art und annähernd auch über den Umfang 
des behaupteten Schadens gewährt fein, welche ihm 
eine gewiffenhafte, die Umftände des concreten Falles 
gehörig beruͤckſichtigende Schägung ermöglichen. Denn 
aud bier fann fein unbefchränftes, willfürliches Ers 
meſſen nicht maaßgebend fein, es fann ihm ein ſolches 
auch nicht angefonnen werden. Und wo ed an jols 
hen tharfächlichen Unterlagen für die Abjhägung des 
Schadens fehlt, fann auch die Zugiehung Sadver- 
ftändiger, ald Gehülfen des richterlichen Amts nichts 
feuchten, denn auch diefe bedürfen folder für ihr 
Urtheil. 

Im vorliegenden Falle fieht man fih nun aber 
nad) folchen factifchen Unterlagen (welche, wenn ber 
betreffende Schädenanfpruch klagend geltend gemacht 
wird, fchon in die Klagſchrift gehören) in dem Bl. — 
anzutreffenden Libell ganz vergeblich um. Das, was 
Kläger in diefer Beziehung Bl. — und Bl. — im 
Repliffag nachgetragen hat, kommt, wie Beflagter 
Bl. — mit Recht gerügt hat, wieder zu fpät und ift 
wohl auch überdies zu dem gedachten Zwede nicht 
ausreichend. 

Daß bei p. 1. e. 117 flg. erwähnte Entſchaͤdi⸗ 
gungsverfprehen des Beflagten ift für die Ent 
ſcheidung einflußlos, weil ed nach den einzelnen An- 
gaben Klägers von ihm nicht, bez. nicht rechtzeitig 
acceptirt worden ift. Ebenfo fchlägt $. 10. des Con—⸗ 
tractd (Bl. —), wie fih Kläger Bl. — ſelbſt bes 
ſchieden hat, hier direct nicht ein; eine analoge An- 
wendung dieſer befonderen Vertragsbeſtimmung aber 
erfcheint unzuläffig. 

Unter ſolchen Umftänden blieb gar nichts Anderes 
übrig, ald die Klage auch bezüglich des BL. — unter 
No. 3. gedachten Anſpruches in der angebrachten 
Maaße abzumweifen. 

Dem nämlicdhen Schidfale mußte die Klage aber 
auch 

IV. rückſichtlich des Klaganſpruches No. 4. 
verfallen. 

Auch hier ſind Quantificirung der angeblichen 
Schaͤden und eventuell die ſonſtigen Vorausſetzungen 





zu Anwendung der Borjchrift in No. V. der Berorb- 
nung vom 13. März 1867 oder auch nur zu einem 
Interlocut auf Beweis in der Klage zu vermiflen. 
Ein ſolches Interlocut würbe überdies fchon aus dem 
Grunde nicht möglich fein, weil es ſich hier allem 
Anfcheine nah nur um ein „geringfügiged‘ Object 
handelt, nun aber wegen weiterer Klagpunfte nach 
dem Dbigen und beziehentlich Nachftehendem auf 
Führung eines Beweifes nicht zu erfennen ift. 

Hinzutritt, daß, nachdem Kläger die nad) und 
nad) fällig gewordenen Pachtzinfen ohne entiprechen- 
den Abzug bezahlt und ambdererfeits im Libell fich 
darauf: wie er fich hierbei feine Anfprüche wegen ber 
jetzt geltend gemachten Mangelhaftigfeit und beziehent⸗ 
lich des Fehlens einiger Inventarienftüde vorbehalten 
oder auch nur folche mit der Aufforderung zu deren 
Abftellung ſchon früher gerügt habe, — nicht bezogen 
hat, davon auszugehen ift, daß er jene Mängel in 
der Gontractserfüllung dem Bellagten thatſaͤchlich 
verziehen, eventuell die ihm durch jene angeblich ver- 
urſachten Schäden ſich durch unterlaffene Verfolgung 
eines ihm zuftändigen Rechtes felbft mitzugezogen und 
resp. wifjentlich eine Nichtſchuld bezahlt habe, wobei 
er an bie befannte Rechtöparömie zu erinnern ift: ad 
Jura renuntiata non datur regressus! 

efr. auch Zeitfchrift eit. N. 5. Bd. XXVI 

Seite 27. 
Soviel endlich 
V. den Klaganſpruch No. 5. 

anlangt, fo fteht der Klage entgegen, daß Bellagter 
ben Unterpachtzins nad Bl. — nur bis zum 23. Des 
cember 1868 (dem Tage der oben unter I. und III. 
erwähnten gerichtlichen Ermiffion) fordert und daß 
nun aud der Anfpruch deffelben darauf, daß ihm 
Kläger den auf die Zeit bis dahin ſich berechnenden 
Zins gewähre, nach 8.1198. des bürgerl. Geſetzbuchs 
zunächft vollfommen begründet erfcheint. Denn nad) 
biefer Gefegesbeftimmung ift, wenn der Berpachter die 
Benugung der Pachtobjecte theilweife nicht gewährt, 
der Bachter (abgefehen von deſſen hier nicht in Frage 
fommender Befugniß zu Liquidirung weitergehender 
Schäden im Falle der Nachweisbarkeit einer Ber- 
ſchuldung des Verpachterd) nur auf verhältnigmäßi« 
gen, nicht auf totalen Erlaß des Pachtpreifes berech- 
tiget, woraus folgt, daß, wenn eine zeitweife Ent- 
ziehung der Benugung ftattgefunden hat, eben auf bie 
Dauer jener die Verpflihtung zu Bezahlung der 
Gegenleiftung hinwegfält. Solche Umftände aber, 
welche eine Abweichung von diefer Regel für den 
conereten Ball rechtfertigen, hat Kläger anzuführen 
nicht vermocht.“ 

Auf die vom Kläger gegen dieſen Beſcheid ein- 
gewendete Appellation wurde am 27. September 1869 


492 — 


folgendes Erkenntniß des Königl. Appellations— 
gerichts zu Dresden publicirt: 

„Daß es bei dem Bl. — zu leſenden, und Bl. — 
am 10. Juni 1869 befannt gemachten Beſcheide, in⸗ 
foweit darin Klägerd Suchen auch bei dem zweiten 
Klagpunfte Bl. — in der angebrachten Maafe ab» 
gewiefen und Beflagter wegen der BI. — unter No.6. 
7. und 8. bezeichneten Klagpunfte von ber wider ihn 
erhobenen Klage entbunden und losgezählt, Kläger 
auch unbedingt in Erftattung der Koften verur- 
theilt worden, nicht zu laffen. Würde vielmehr Be- 
Hlagter den ihm über den 31.—40. Einlafjungsab- 
fhnitt angetragenen, Bl.— angenommenen Eid ent« 
weder dahin: 

„wie ed nicht in Wahrheit berube, daß er am 
1. Juli 1868 in ©. gegen den Kläger münblich 
erflärt habe, daß er den Gautionsreft von 500 
Thlen. — —⸗ nicht mehr beanfpruche, weil er 
fchon wieder 200 Thle. — —⸗ von der feiners 
ſeits der verwittweten R. beftellten Caution weg 
habe und die Worte hinzugefegt habe, den Wech⸗ 
fel fönnen wir nun zerreißen, ich fomme einmal 
hinüber”. 
oder nad} feiner Wahl dahin: 
„wie ed nicht in Wahrheit beruhe, daß der Klä- 
ger auf eine von ihm, Beklagtem, am 1. Juli 
1868 in ©. gegen denfelben abgegebene Erflä- 
rung des Inhalts, daß er, Bellagter, den Cau—⸗ 
tiondreft von 500 Thlen. — —- nicht mehr 
beanfpruche, weil er ſchon wieder 200 Thlr. —⸗ 
—s von der der verwittweten R. beftellten aus 
tion weg habe und daß fie nun den Wechſel 
zerreißen könnten, erwiebert habe: gut‘. 
ſchwören, fo ift er in Anfehung des zweiten Klag« 
punftes von der wider ihn erhobenen Klage zu ent» 
binden und loszuzählen, ıc. ingleichen hat bei dem 
6ten Tten und ten Klagpunfte Klägers Suchen in 
der angebrachten Maafe nicht ftatt. Dagegen ift. die 
angefochtene Entfcheidung im Uebrigen, wie hiermit 
geſchieht, zu beftätigen. s 
Entfheidungsgründe: 

Beide Parteien find nah Bl. — und BI. — 
verbunden mit Einlafjungspunft 1. und 113. darüber 
einverftanden, daß der Beflagte von Eleonoren Wil- 
helminen verw. R. in D. das derfelben eigenthümlich 
zugehörige Gafthofsgrundftüd dafelbft nebft Gebäuden 
und Schanfinventar auf vier Jahre gewiß und vier 
Jahre ungewiß für einen jährlihen Pachtzins von 
1100 Thlen. — — erpachtet habe und hierüber ein 
mit ber Klagbeilage I. Bl. — gleichlautender Pacht⸗ 
vertrag abgefaßt und von dem Bellagten und ber 
Verpachterin unterfchriftlich vollzogen worben ſei, 
ferner darüber, daß Beflagter über die obengebachten 
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Pachigegenftände in ber Zeit vom 8. bis mit 14. 
Januar mit dem Kläger einen Unterpachtvertrag ab» 
geichlofien habe und hierbei mit demjelben dahin 
übereingefommen fei, daß für diefen Unterpacht die 
zwifchen ihm und der verw. R. für den Haupt: 
padhtvertrag getroffenen, aus der Klagbeilage 
unter I. erfichtlichen Verabredungen gelten follten, 
fowie darüber, daß der Kläger dem Bellagten eine 
baare Pachtcaution im Betrage von 500 Thlen. — —⸗ 
gewährt und übergeben habe, endlich darüber, daß 
Bellagter den von ihm an feine Verpachterin am 
1. October 1868 zu entrichten gewefenen Pachtzins 
nicht rechtzeitig abgeführt und dieſelbe von der in 
8.5. des Pachtvertrags ftipulirten cafjatorifchen Glaufel 
Gebrauch gemacht habe, in defien Folge aber Aläger 
am 23. December 1868 aus dem erpachteten Grund» 
ftüde gerichtlich ermittirt worden fei. Auf Grund 
diefer hierdurch herbeigeführten Auflöfung des zwifchen 
ihm und dem Beflagten beftandenen Bachtverhältnifies 
verlangt nun Kläger 
1. 

die Rüdgabe der dem Bellagten gewährten baaren 
Pachteaution im Betrage von 500 Thlen. — —⸗ 
nebft rüdftändigen Zinfen davon vom 1. October 
1868 an. 

Die vorige Inftanz hat jedoch diefen Anfpruch 
deshalb nicht für fehlüffig begründet erachtet, weil 
Kläger nicht darauf Bezug genommen hat, daß er 
dem Bellagten die Pachtgegenftände zurüdgegeben 
oder doch bei feiner Herausfegung im Pachtgrund⸗ 
ftüde zurüdgelaffen habe, und diefer Anficht hat Man 
au in gegenmwärtiger Inftanz beitreten müſſen. 
Denn wenn auch nach den oben bemerkten Zugeftänd- 
niffen des Beflagten feftfteht, daß durch den von ihm 
bei Bezahlung des Pachtgelves verhangenen Verzug 
die gerichtliche Ermiffion des Kläägers aus dem ver- 
pachteten Grunbftüde herbeigeführt worden ift um 
der Bellagte ihm für etwaige, ihm durch die Nicht- 
gewährung der Pachtgegenftände verurfachte Schäden 
aufzufommen hat, fo ift er doch dadurch feiner Vers 
bindlichfeit, dem Bellagten nach Auflöfung des Pacht- 
verhältnifies die Pachtgegenftände zurüdzugeben, noch 
nicht enthoben. Auch läßt fich keineswegs behaupten, 
daß ihm durch die Ermiffion die Möglichkeit diefer 
Uebergabe benommen worden fei, indem aus feinen 
eigenen Anführungen Bl. — verbunden mit Bl. — 
hervorgeht, daß er von der bevorftehenden Ermiſſion 
Kenntniß gehabt und diefelbe durch Ginwendung von 
Rechtsmitteln dagegen abzuwenden verfucht habe. 

Hängt nun aber nad den von der vorigen 
Inftanz Bl. — angezogenen, auch vom Königlichen 
Appellationsgericht befolgten Rechtsgrundfägen das 
Recht des Klägers, die beftellie Pachtcaution zurüd- 


sufordern, davon ab, daß er bie ihm aus dem Pacht« 
vertrage obliegenden Berbinblichkeiten, zu denen auch 
die Rüdgabe der fämmtlihen Pachtobjecte — zu 
welcher fih Kläger außerdem nach $. 9. des im Ein- 
gang erwähnten Pachtvertrags beſonders verpflichtet 
bat — gehört, erfüllt habe, fo gebricht es auch dem 
Vorbringen des Klägers, fomweit es auf Rückgabe ver 
baar erlegten Caution gerichtet ift, an ber erforber- 
lihen Begründung. 

Selbft wenn Man aber auch davon ausgehen 
wollte, daß unter den vorliegenden Umftänden eine 
förmliche Rüdübergabe der Pachtgegenftände an den 
Beflagten vor oder bei der Ermilfion dem Kläger 
nicht anzufinnen gewefen fei, jo würde ihn dies doch, 
wie auch bereits BI. — angedeutet worden, noch nicht 
berechtigen, die gedachte Gautionsfumme ſchon vorher 
zurüdzufordern, ehe Beklagter wegen feines Anſpruchs 
auf Rüdgabe der Pachtobjecte befriebigt war, und 
hätte deshalb in der Klage wenigftens darauf, daß 
das Leptere der Fall fei, Bezug genommen werden 
müffen. Die hierunter vom Kläger im Replikfage 
aufgeftellte Behauptung ift verfpätet und kann ſich 
Kläger auch nicht dem entgegen auf $. 860. des bür« 
gerlichen Geſetzbuchs fügen, da es fich hier nicht um 
die Erfüllung des Pachtvertrags felbft, d. h. Gewäh« 
rung der Pachtgegenftände oder Bezahlung des Pacht⸗ 
zinfes, fondern um die durch die Auflöfung eines 
Pachtverhältniffes für die Betheiligten entftandenen 
Verbindlichkeiten handelt und vielmehr der Schlußfag 
des 8.1297. in Verbindung mit 8.171. Anwendung 
leidet. In Betreff dieſes Klagpumftes war daher 
die vorige Entfcheidung zu beftätigen. Dagegen if 
Man 

2. 
bezüglich des vom Kläger Bl. — unter 2. erhobenen 
Anfpruchs auf Rüdgabe des von ihm dem Beflagten 
am 5. April 1868 zur Erfüllung der Cautionsſumme 
ausgeftellten Wechfeld über 500 Thle. —⸗ —⸗ zu 
einer von der vorigen Inftanz abweichenden Anficht 
gelangt. 

Kläger hat ſich nämlich zur Begründung beffelben 
nicht blos auf die Beendigung des Pachtverhältnifles, 
fondern auch auf die von ihm BI. — angeführte 
mündliche Zuficherung des Bellagten und deren Accep- 
tation von feiner Seite bezogen. 

Diefe Erklärung enthält aber nicht blos eine Zu- 
fiherung der fünftigen Rüdgabe der Pachtcaution, 
fondern eine Verzichtleiftung des Bellagten auf Be- 
ftellung einer weiteren Cautionsfumme ald der vom 
Kläger bereits baar erlegten, verbunden mit einer 
Erklärung, daß er den Beſitz des gedachten Wechfels 
zu Gunften des Klägers aufgeben wolle, wie fih aus 
den angeblich vom Bellagten gefprochenen Worten: 
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„er beanfpruche den Gautionsreft von 500 Thlrn. 
—⸗ —s nicht mehr” in Verbindung damit ergiebt, 
daß nach 8. 3. des Pachtvertrags die Erlegung einer 
baaren Gautionsfumme von 1000 Thlm. —⸗ —⸗ 
bedungen worden war und nad dem SKlaganführen 
DI. — und ben damit übereinftimmenden Auslaffun- 
gen des Bellagten Bl. — die Ausftellung eines 
Wechfeld Seiten Klägers nur deshalb erfolgte, weil 
diefer ven Cautiondreft von 500 Thlen. — —⸗ baar 
zu erlegen nicht vermochte. An diefe Erklärung ift 
aber der Bellagte gebunden und zwar fann er auch 
dem dadurch befonders begründeten vertragsmaͤßigen 
Anfpruche des Klägers gegenüber das ihm fonft an 
der Bachtcaution zuftehende Retentiondrecht nicht gel- 
tend machen. 

Beflagter hat nun zwar bei Einlaffungspunft 
11— 30. geleugnet, daß ihm von dem Kläger, bezie- 
bentlich deflen Ehefrau in der vom Erfteren Bl. — 
angegebenen Weiſe ein Wechſel audgeftellt worden jei, 
allein aus dem von ihm Bl. — und BI. — Vor 
gebrachten ergiebt fi, daß er in Wahrheit einen 
dergleichen auf 500 Thle. — —⸗ lautenden Wechfel 
vom Kläger und deſſen Ehefrau ausgeftellt erhalten 
hat, es konnte daher der dem Beklagten Bl. — hier 
über angetragene, von ihm Bl. — angenommene 
Eid nur auf die von ihm nad) Klägers Behauptung 
abgegebene Erflärung alternativ mit der angeblich 
von Letzterem erklärten Acceptation gerichtet werben, 
und war er, falls er den einen oder ben anderen 
diefer Eide leiftet, bei dieſem Klagpunfte von ber 
erhobenen Klage zu entbinden und loszuzählen. Der- 
felbe hat zwar Bl. — noch behauptet, daß er den ihm 
von dem Kläger und deſſen Ehefrau ausgeftellten 
Wechfel über 500 Thlr. —» —⸗ in deren Gegenwart 
noch vor dem 1. Juli 1868 (an weldhem Tage er 
auf den Gautionsreft von 500 Thlen. — —⸗ ver⸗ 
zichtet haben ſoll) vernichtet habe, allein diefe Bes 
hauptung ftellt ſich, foweit fie gegen den auf der von 
ihm geleugneren mündlichen Zuficherung beruhenden 
Klaggrund gerichtet ift, als eine Einrede dar, mit 
welcher Bellagter, da er den ihm angetragenen Eid 
angenommen hat, nicht weiter zu hören ift. 

Weiter fordert Kläger 


8. 
deshalb, weil durch die vom Bellagten bei der Bezah— 
lung des Pachtgeldes fich zu Schulden gebrachte Ver- 
zögerung die Auflöfung des Pachtverhältniffes vor 
Ablauf des in $. 1. des Pachtvertrags feftgefegten 
Zeitraums herbeigeführt worden ift, eine Entſchaͤdi⸗ 
gung von 500 Thlen. — —⸗. Daß diefer Schäden: 
anfpruch nad den im Gingange erwähnten Zuge 
ftändniffen des Bellagten in Verbindung mit den 
Beitimmungen in $. 1222. und 1223. des bürger- 





lichen Geſetzbuchs an fich begründet fei, Täßt fich nicht 
bezweifeln. 

Die vorige Inftanz hat jedoch die Klage bei dies 
fem Klagpunfte deshalb zurüdgemwiefen, weil fie bes 
züglich der Höhe des geforderten Schadenerſatzes ber 
thatfächlichen Begründung entbehrt und die vom 
Kläger Bl. — bezogene Vorfchrift der Verordnung 
vom 13. März 1867 unter V. nur auf die ſogenann⸗ 
ten Delictsobligationen Anwendung leide, welchen 
das hier vorliegende Rechtsverhältniß nicht beizugählen 
fei. Allein nach der von der gegenwärtigen Inftanz 
befolgten und ſchon in früheren Hällen zur Anwen» 
dung gebrachten Rechtsanficht wirb weder durch die 
Wortfaffung, noch duch den Zwed der angezogenen 
geſetzlichen Beftimmung die Anwendung berfelben auf 
ſolche Fälle ausgefhloffen, in denen die Verbindlich⸗ 
feit zum Schadenerfag auf der Nichterfüllung vers 
tragsmäßiger Obliegenheiten beruht und es ift auch 
im vorliegenden Rechtsſtreite für die richterliche Feit- 
fegung der dem Kläger zugubilligenden Entihädis 
gungsfumme in der in 8. 10. des Bl. — erſichtlichen 
Pachtvertrags enthaltenen, auch zwifchen den Parteien 
gültigen Beftimmung, wonach die Hauptverpachterin 
dem Bellagten bei einer durch die Veräußerung bed 
Pachtgrundſtücks im erften Pachtjahre herbeigeführten 
Auflöfung des Pachtvertrags eine Entſchaͤdigung von 
300 Thlen. — — zu gewähren hatte, ein — 
des Anhalten geboten. 

Das Königliche Appellationsgericht — daher 
bie Klage bei diefem Klagpunfte nach Höhe von 
300 Thlın. —⸗ — + an ſich für jchlüffig und würde 
diefelbe infoweit aufrecht erhalten haben, wenn nicht 
ihre Abweifung aus anderen als den Bl. — geltend 
gemachten Gründen als geboten erfchiene. 

Kläger hat nämlih Bl. — eingeräumt, daß er 
nad Einreihung der Klage die geflagte Forderung 
nad Höhe von 100 Thlen. — —» an den daſelbſt 
genannten Grafen M. abgetreten habe, er hat dem⸗ 
zufolge bezüglich vdiejes Betrags nad 8. 968. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs aufgehört, Gläubiger zu fein 
und ift deshalb zur Einklagung nicht weiter berechtigt, 
fodaß die Klage infoweit aus dieſem Grunde ald un» 
ftatthaft erfcheint. 

In Anfehung der noch übrigen 200 Thle. —⸗ —⸗ 
aber kommt in Betracht, daß Kläger nach feinen eiges 
nen Anführungen Bl. — verbunden mit Bl. — 
unter 5. mit dem auf die Zeit nach dem 1. October 
1868 dem Bellagten zu gewährenden Pachtgelvde in 
Rüdftand verblieben ift, fein auf Erlaß deflelben ers 
hobener Anfpruch aber, wie bereitd von der vorigen 
Inſtanz Bl. — nachgewieſen worben, der rechtlichen 
Begründung ermangelt. 

Beklagter hat nun auch die ihm folchergeftalt an 





ben Kläger zuftehende Forderung BI. — in Gegen- 
rechnung gebracht, es fleht demnach, und weil diefelbe 
ſelbſtverſtaͤndlich zunächft dem fchlüffigen Theile der 
Klage gegenüber rechtliche Wirkſamkeit äußert, dem 
obigen Schädenanfpruche des Klägers eine liquide 
Einrede entgegen, welche die Zurüdweifung deſſelben 
zur Folge haben mußte. Hierdurch erledigt ſich zu- 
gleich die Frage, ob und inwieweit Beflagter berech⸗ 
tigt fe, auch diefem Schäbenanfpruche gegenüber auf 
Grund der vom Kläger noch nicht bewirkten oder 
wenigftend nicht behaupteten und nachgewieſenen 
Rüdgabe der Pachtgegenftände ein NRetentionsrecht 
an der dem Lepteren zu gewährenden Entſchaͤdigungs⸗ 
fumme auszuüben. 
4. 

In Betreff des Aten Klagpunktes Bl. — flimmt 
Man mit der erften Inftanz darin überein, daß der- 
felbe in dem diesfallfigen klägeriſchen Vorbringen feine 
hinlaͤngliche Begründung finde. 

Denn wenn auch der Bellagte dem Kläger bie 
Benugung des Bl. — gedachten Pferdeftalled nicht 
gewährt und ihm die in der Beilage unter E. Bl. — 
aufgeführten Gegenftände nicht mit übergeben haben 
follte, und wenn man ferner auch annehmen wollte, 
daß, obſchon diefe Objecte nur einen geringfügigen 
Theil der fämmtlichen Pachtgegenftände ausmachen 
und fi) deshalb faum annehmen läßt, daß ihr Vor- 
handenfein oder ihr Fehlen auf die Beftimmung der 
Pachtſumme wirklich einen Einfluß zu äußern ver- 
möge, die BVorfchrift in 8. 1198. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs hier wirklich Anwendung zu leiden habe, 
fo fehlt es doch an allen thatfädhlichen Angaben in 
der Klage, wonach die Höhe der dem Kläger als eine 
Herabfegung des Pachtzinſes zuzubilligenden Summe 
bemefien werden fönnte. 

Außerdem fleht aber feinem Anfpruche noch der 
Umftand entgegen, daß die angezogene gefegliche 
Beſtimmung in derartigen Fällen nur die theilmweije 
Rüdforderung des vorausbezahlten Miethzinfes 
zuläßt, was offenbar auf der Annahme beruht, daß 
der Pachter, welcher der unvollftändigen Gewährung 
der Radhtobjecte ungeachtet den vollen Pachtzins zahlt, 
auf feine diesfallfigen Anfprüce ſtillſchweigend ver 
zichtet. 

Im vorliegenden Falle hat aber Kläger nach $. 4. 
des hier maafgebenden Pachtvertrags, fowie nad) 
feinen eigenen Angaben Bl. — gar feine Boraus- 
bezahlung geleiftet, ed kann daher ſchon hiernach von 
einer theilweiſen Rüdforberung des von ihm bezahlten 
Pachtgeldes nicht die Rede fein. 


Soviel endlich 
die BI. — unter No. 6. 7. und 8. erwähnten Forde⸗ 
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rungen des Alägerd anlangt, fo hat zwar Beflagter 
diefelben bei Einlafjungspunft 134. eingeräumt, allein 
da fie durch die oben unter 3. erwähnte Gegenforde⸗ 
zung deſſelben mit gebedt werben, fo fonnte eine Ber- 
urtheilung des Bellagten auch bei diefen Alanpunften 
nicht audgefprochen werden. Allerdings war zu der 
von der vorigen Inftanz hierunter ausgefprochenen 
Entbindung und Roszählung deffelben feine Veranlaſ⸗ 
fung vorhanden, weil ihrer Verfolgung im gegen- 
wärtigen Rechtsſtreite eine proceßhindernde Einrede 
entgegenfteht und in ſolchen Fällen nach dem ſeſt⸗ 
ſtehenden Gerichtsbrauche auf Abweifung der Klage 
erfannt zu werben pflegt, e8 war daher die vorige 
Entſcheidung in Betreff des G6ten, Teen und Bten 
Klagpunftes in diefer Weife abzuändern.“ 

Gegen diejes Erfenntniß appellitten beide Par⸗ 
teien, und ed wurde darauf am 8. Februar 1870 
folgendes Erfenntniß des K. Oberappellations- 
gerichts publicitt: 

„Daß es bei dem vorgedachten Urthel (jmeiter 
Inftanz), ſoweit darin dem Beklagten bei dem zweiten 
Klagpunkte lediglich die Wahl zwifchen der Leiftung 
bes einen oder anderen der BI. — geförmelten beiden 
Eide verftattet worden, nicht zu laflen, fondern es 
bleibt dem Bellagten unbenommen, auch durch Lei⸗ 
ftung des ihm in der Klage angetragenen, Bl. — 
angenommenen Eides zu Einlafjungsabichnitt 11—30. 
feine Entbindung von der Klage bei dem bezeichneten 
Klagpunkte herbeizuführen und find demgemäß Bl. — 
auf der 5. und 6. Zeile ftatt der Worte: „über den 
31.—40. Einlaſſungsabſchnitt“ vielmehr die Worte: 
„über den 11.—40. Einlaffungsabfchnitt‘” zu fegen, 
nicht minder ift ebendafelbft nach den auf der fieben- 
ten Zeile anzutreffenden Worten: „entweder dahin“ 
annoch Folgendes: 

„daß er feineswegs am 5. April 1868 einen 

Wechſel über 500 Thle. —⸗ —⸗, zahlbar am 

1. Juni 1868, dem Kläger und defien Ehefrau 
mit der Aufforderung, ſolchen zu unterfchreiben, 
vorgelegt und nach erfolgter Unterfchrift an fich 
genommen habe, 
ober nach feiner Wahl dahin“ 
einzufhalten. Dagegen ift das angefochtene Urthel 
im Uebrigen, wie hiermit gefchieht, zu beftätigen. 
Entjheidungsgründe: 
1 


Man kann die Frage, ob nicht unter den hier 
vorliegenden Umftänden das in dem 113. Einlaſſungs⸗ 
abjhnitte enthaltene Anführen zu Begründung des 
Anſpruchs, weldyer bei dem 1. Klagpunfte wegen 
Rüdgabe der dem Bellagten beftellten baaren Pacht⸗ 
caution von 500 Thlen. —= —» erhoben worden, 
an fih für genügend zu achten und in dieſer Hinficht 
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zu einer von der Auffaſſung der beiden vorigen In- 
ftanzen abweichenden Anficht zu gelangen fei, auf ſich 
beruben lafjen. Denn die erfannte Abweifung dieſes 
Anfpruchs erfcheint deshalb völlig gerechtfertigt, weil 
die Klage das Geſtaͤndniß Klägers, auf die Zeit vom 
1. October bis zum 23. December 1868, dem Tage 
feiner Herausfegung aus dem erpachteten Grundftüde, 
noch feinen Unterpachtzins an den Beklagten entrichtet 
zu haben, mit in fich ſchließt und die nachıheiligen 
Wirkungen dieſes Geftändniffes weder durch das 
Erbieten Klägers, den rüdftändigen Pachtzins von 
der Cautionsſumme fi) in Abrechnung bringen zu 
laffen, noch durch ein geeignetes teplicatorifches Vor⸗ 
bringen befeitigt find. 

Zwar hat der Kläger nad Bl. — bei dem fünften 
Klagpunfte das Recht auf Befreiung von der dieds 
fallfigen Verbindlichkeit geltend gemacht. 

Allein woraus ein foldyed Recht nach feiner Mei— 
nung zu entlehnen fein foll, darüber gewährt bie 
Klage keinen näheren Aufihluß und in der That fehlt 
es für das Verlangen eined Erlaſſes der auf jenen 
Zeitraum zu repartirenden Pachtgeldquote an jedem 
zureichenden Grunde. 

Wie die neuerlihen Ausführungen Bl. — er 
geben, glaubt Kläger diejes Verlangen ohne Weiteres 
darauf fügen zu fönnen, daß ihm buch die am 
23. December 1868 ftattgefundene, lediglich von dem 
Beklagten ald Hauptpachter verfchuldete Ermiffton die 
Benugung der Pachtobjecte inmitten des Vierteljahres 
vom 1. October bis zum legten December 1868 ent⸗ 
zogen worben jei. 

Aus diefem Vorgange ift indefjen, abgejehen von 
dem bei dem 3. Klagpunfte bejonders verfolgten An- 
fpruche auf Schadenerfag, jchon nad) der Natur des 
Pachtverhaͤltniſſes und nach allgemeinen Grundfägen 
nur die Berechtigung Klägers ableitbar, zu verlangen, 
daß ihm auf die Zeit, während deren er die Benugung 
der Bacdhtgegenftände innerhalb des gedachten Viertel- 
jahres entbehrt hat, die Bezahlung von Pachtgeld 
nicht angefonnen werde. Ob durch die von der erften 
Inftanz Bl. — angezogenen Beftimmungen in 8.1198. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs der vorliegende Fall einer 
zeitweifen Entziehung der Pachtobjecte mit getroffen 
werde, fann hiernach ganz dahingeftellt bleiben. 

2 


Die Statthaftigfeit ded zweiten, auf Herausgabe 


des in der Klage Bl. — erwähnten Wechſels gerich- 
teten Klaganſpruchs giebt von dem in der vorigen 
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Entſcheidung Bl. — dargelegten Gefichtöpunfte aus 
zu feinem Bedenken Anlaß. Wenn der Bellagte die- 
felbe Bl. — um deswillen beftreiter, weil die Erflä- 
zung, welche er bei der in den Einlafjungsabfchnitten 
31—40. angeführten Verhandlung gegen den Kläger 
abgegeben haben folle, einen definitiven Verzicht auf 
die Geltendmachung des betreffenden Wechſels nicht 
mit genügender Beftimmtheit erfennen laſſe, fo hat 
biejer Einwand als ein unhaltbarer angejehen werden 
müjfen. 
(Schluß folgt in der naͤchſten Nummer.) 
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Anzeige nen ergangener Gefege und Ver— 
ordnungen. Dad 21. Stück des Gejeg- und Ver- 
ordnungsblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1870) enthält: 

No. 119. Befanntmadhung, die der allgemeinen 
Kranken- und Begräbnifcaffe für Gewerbögehülfen ıc. 
in Altſtadt Waldenburg bewilligte Ausnahme von bes 
ftehenden Gefegen betreffend, vom 28. October 1870, 
No. 120. Deeret wegen Beftätigung des Ginquartie« 
rungsregulativd während des Friedensſtandes für bie 
Stadt Dederan, vom 29. October 1870. No. 121. 
Bekanntmachung, die Bewilligung einer vom landwirth« 
ſchaftlichen Spar- und Vorſchußvereine zu Langenau, 
eingetragener Genoſſenſchaft, erbetenen Ausnahme von 
beftehenden Gejegen betreffend, vom 5. November 1870, 
No, 122. Bekanntmachung, die der Begräbnißcaffe der 
Weberinnung zu Hartenftein bewilligte Ausnahme von 
beſtehenden Gejegen betreffend, vom 5. November 1870, 
No. 123. Berorpnung, dad Verhalten der Schiffs- 
führer in Schleppzügen auf der Elbe betreffend, vom 
T. November 1870. No, 124. Verordnung, die geodaͤ⸗ 
tifhen Unterlagen bei Parzellenglieverungen betreffend, 
vom 10. November 1870. No. 125. Verordnung zu 
weiterer Ausführung der Vorjchrift am Schluffe von 
$. 26. des Gefeged über Erfüllung der Militärpflicht 
vom 24. December 1866 und der Verordnung, die 
Militär-Erjag-Inftruction für den Norbdeutfchen Bund 
vom 2. Juni 1868. $. 1. beziehentlich zur Grgänzung 
von $. 141. der Ausführungsverorbnung vom 24. De= 
cember 1866, vom 11. November 1870, — Lepte 
Abjendung: am 22. November 1870. 
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(Säluß des ©. 496. abgebrochenen Redtsfalles.) 


Denn in der Aeußerung des Bellagten, den Wech⸗ 
fel könnten fie — die Parteien — nunmehr zerreißen, 
ift ein folcher Verzicht unzweideutig ausgefprochen und 
der beigefügte Zufag, er, Beflagter, fomme einmal 
hinüber, läßt fi daher auch nicht, wie der Beklagte 
meint, in dem Sinne, daß ein endgültiges Abfommen 
über die Annullirung des Wechfels erft bei einer fünf- 
tigen anderweiten Beredung getroffen werben folle, 
auffaflen, fondern nur dahin verftehen, es folle die 
eben ertheilte Zufage gelegentlich bei einer fpäteren 
Zufammenfunft duch Vernichtung des Wechſels zur 
Realifirung gebracht werben. 

Ebenfo ift aber die der gedachten Aeußerung 
angeblich vorausgegangene Erklärung des Beklagten, 
er beanjpruche ven Gautionsreft von 500 Thlın. —⸗ 
—⸗ nicht mehr, in dem gefammten Zufammenhange 
bes von dem Kläger vorgetragenen Sachverlaufes 
unbezweifelt darauf zu beziehen, daß der Beflagte fich 
entichloffen habe, von dem in feinen Händen befind- 
lihen Wechſel gegen den Kläger feinen Gebrauch zu 
machen, während eine Auslegung in der Maafe, als 
habe fid) Beflagter nur rüdfichtlich der bedungenen 
Pachtcaution nunmehr befriedigt gezeigt, offenbar 
ausgeſchloſſen erfcheint. 

Hat demzufolge der Berufung Bellagtens un- 
geachtet die Aufrehterhaltung des 2. Klagpunftes 
vollfommen gebilligt werden müffen, fo ift dagegen 
dem eventuellen Antrage Bl. — rechtliche Beachtung 
nicht zu verfagen geweſen. Der Bellagte hat bei 
Einlaſſungsabſchnitt 11—30. verneint, daß ber in 
der Klage befchriebene Wechfel über 500 Thlr. — —⸗ 
von dem Kläger ausgeftellt und ihm eingehändigt 
worben fei. Diefes Verneinen ift mit Rüdficht auf 
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die Bl. — der Klagbeantwortung eingefhaltete An- 
merfung feineöwegs nur als ein formelle zu betrachten. 
Denn obwohl in der eben gedachten Anmerkung die 
erfolgte Ausftellung und Empfangnahme eines Wech⸗ 
feld von gleihem Betrage eingeräumt ift, foll doch 
diejer Wechfel nach der dortigen Sachdarſtellung auf 
eine ganz verfchiedene, noch vor dem Ausftellungstage 
des in der Klage erwähnten Wechjeld liegende Bers 
fallzeit gelautet haben, und da es fich hier um bie 
Rüdgabe eines individuell beftimmten Schulddocus 
ments, einer species, handelt, hat man unter foldhen 
Umftänden in jener Anmerkung lediglich eine Moti— 
virung ded erwähnten Leugnens zu erbliden. Dem⸗ 
gemäß darf aber der Beklagte mit Grunde beanfpruchen, 
daß ihm neben den bereits in der vorigen Entjcheis 
dung nacdhgelaffenen zwei alternativen Eiden über das 
in den Ginlafjungsabihnitten 31 —40. behauptete, 
bie Annullirung des von dem Kläger zurüdgeforberten 
Wechſels betreffende Abkommen annoch ein dritter Eid 
über die in den Einlaflungsabichnitten 11—30. an- 
gegebenen Thatfachen wahlweife zuerfannt werde. 
3 


Eine zulänglice Subftantiirung des Schäden- 
anfpruchs, welchen Kläger auf Grund feiner bereits 
im erften Unterpachtjahre ftattgefundenen, durch das 
fäumige Verhalten des Beflagten ald Hauptpachters 
herbeigeführten Ermiffion aus den erpachteten Locali—⸗ 
täten bei dem 3. Klagpunft geltend gemacht und ber 
richterlichen Feftftellung unterworfen hat, ift in der 
Klage gänzlich zu vermiffen. Der Kläger hat fi 
DI. — mit dem Hinmweife darauf begnügt, daß in 
8. 10. des der Klage unter I. beiliegenden Pachtvers 
trags für den Fall eines Verkaufes des Pachtgrund⸗ 
ſtücks während der Dauer des Pachtverhältniffes je 
nach dem Zeitpunfte dieſes Verkaufes ein gewiſſes 
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Abftandsquantum dem Pachter zugefichert, ingleichen 
daß ihm von dem Beklagten bei einer im December 
1868 gepflogenen Unterrevung die Gewährung einer 
Entfhädigung von 500 Thlen. —⸗ —⸗ wegen ber 
vorzeitigen Wieberauflöfung des Pachtverhältnifies 
offerirt, von feiner Seite jedoch die Entſchließung 
über die Annahme diefer Offerte vorbehalten worben 
fei. Unverfennbar bezwedt die Bezugnahme auf die 
eben gedachten Thatfachen zunaͤchſt nur foviel, dem 
Richter für die Bemeffung der Höhe des geforderten 
Schadenerfages einige Anhaltepunfte zu liefern. Für 
die Schlüffigfeit der Klagbegründung felbit ift damit 
etwas nicht gewonnen. Die Beftimmungen in $.10. 
des Pachtvertrags, hier ohne Weiteres ald analog 
anwendbar und demgemäß, wie in der vorigen Ent» 
fheidung gefchehen, den libellirten Schävenanfpruch 
nah Höhe von 300 Thlen. —⸗ —» an fih ale 
fundirt zu betrachten, muß nach Anficht der jegigen 
Inftanz bebenflich fallen, da jene Bertragsbeitimmun- 
gen der muthmaaßlihen Willensmeinung der Con— 
trahenten entſprechend auf die fpeciell vorgejehene 
Eventualität eines Verkaufes des Pachtgrundftüds 
fireng zu bejchränfen find. 

Ebenfowenig würde es zuläffig fein, den Beklagten 
an das oben erwähnte, von dem anderen Theile nicht 
acceptirte Anerbieten, welches übrigens erft in Liquis 
bität zu fegen wäre, irgendwie noch für gebunden zu 
achten oder aus dieſem Anerbieten einen Maaßſtab 
für die dem Kläger zugubilligende Schädenfumme zu 
entnehmen. 

Was aber die Frage anlangt, ob und inwieweit 
dem Kläger die Vorſchrift in Abſchnitt V. der Ber» 
ordnung vom 13. Mär; 1867 zu Statten komme, 
fo gewährt dieſe Vorſchrift, welche allerdings auch 
nad Anficht der jepigen Inftanz nicht lediglich bei 
der Ermittelung von Schäden aus eigentlichen Delicis- 
obligationen Plag ergreift, weder nach ihrem Worts 
laute, noch nad ihrer ganzen Tendenz demjenigen, 
der die Ausführung einer Schädenforderung unter- 
nimmt, eine fo weitgreifende VBergünfligung, daß 
berjelbe jeder Angabe und Auseinanderjegung darüber 
enthoben wäre, in welchen Beziehungen für ihn ein 
Schaden wirklid entjtanden und auf welche that» 
ſaͤchlichen Momente bei Conftatirung des Umfanges 
diejes Schadens das Augenmerk zu richten jei. 

In dem gegenwärtigen alle fpricht zwar im 
Allgemeinen eine gewiſſe Vermuthung dafür, daß der 
Kläger durch die unzeitige Beendigung des Unter- 
pachtverhältnifjes einen Vermögensgewinn, ben er 
außerdem aus der fortgefegten Benugung der Pacht⸗ 
objecte gezogen haben würde, eingebüßt habe. Deſſen⸗ 
ungeachtet wäre ed aber immer die Aufgabe Klägers 
gewejen, über das Borhandenfein eines ſolchen ent- 


behrten Gewinnes und die bei deſſen Ermittelung in 
Betracht zu ziehenden Umftände mindeftens einige 
Auskunft in der Klage zu ertheilen. Diefer Aufgabe 
ift in Feiner Beziehung Genüge geleiftet worden, und 
es fehlen fomit nicht nur für ein in Gemäßheit der 
gedachten Verordnung fofort einzuleitendes Wuͤrde⸗ 
rungsverfahren, fondern auch für ein Interlocut auf 
Beweis. die nothwendigen Unterlagen. Hiernach 
bleibt nichts übrig, ald die Klage auch beim 3. Klag- 
punfte angebrachter Maafen abzumweifen, was bereits 
in den früheren Inftangen aus zum Theile anderen 
Gründen erfolgt ift. j 


Der Aufrechterhaltung des 4. Klagpunftes fteht 
zweifellos fon die Erwägung entgegen, daß Kläger 
wegen der behaupteten Nichtgewährung, refp. man⸗ 
gelhaften Beichaffenheit einer Anzahl Pachtobjecte 
jedenfalls nicht ohne Weiteres die Reftitution des 
gelammten, jondern nur eines verhältnißmäßigen 
Theiles des entrichteten Pachtgeldes und nach Befin- 
den Schadenerfag auf Grund der Beitimmungen in 
85. 1196 — 1198. des bürgerlichen Gejegbuchs zu 
fordern berechtigt fein würde, für die wirkliche Eri« 
ftenz und Quantificirung einer derartigen Forderung 
aber es in der Klagichrift an jedem geeigneten Anhalte 
gebricht. 

Endlich werden die ganz geringfügigen Anfprüche, 
welde den Gegenftand der Klagpunfte 6—8. bilden 
und von dem Bellagten nicht beftritten find, durch 
die Gegenforderung vollftändig mit abjorbirt, die 
dem Bellagten liquivermaaßen nad dem bereits 
unter 1. Bemerkten rüdfichtlih des auf die Zeit vom 
1. October bis zum 23. December 1868 verfallenen 
Pachtgeldes in Höhe von über 200 Thlen. — — + 
zufteht. 

5 


Dem Allen zufolge war die angefochtene Entſchei— 
bung nur in ber oben unter 2. angegebenen Richtung 
in theilweifer Beachtung des von dem Bellagten ein- 
gewwendeten Rechtsmittels abzuändern, im Uebrigen 
dagegen den Beſchwerden beider Parteien gegenüber 
zu beftätigen.” ac. 


Kläger appellirte zwar gegen dieſes Erkenntniß 
nochmals, daffelbe wurde aber in vierter Inſtanz 
duch das am 2. Mai 1870 publicirte Erkenntniß 
des K. Oberappellationsgerichts beftätigt. 
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108. 


Iſt die Seiten eines Inteftaterben vor dem Tode 
feines Grblafferd bewirfte Abtretung einer be: 
ftimmten Summe von dem dereinft für ihn aus— 
fallenden @rbtheile an einen Dritten ein gültiges 
Nechtögeichäft, inäbefondere eine nah $. 964. 
bes bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilende 
Geffion und kann daher der Gefjionar in dem 
nach dem Erbantritte zum Vermögen des Geben: 
ten eröffneten Concurſe die ihm von leßterem 
abgetretene Summe vom Gütervertreter aus— 
gezahlt verlangen? 


Mitgetbeilt von 
Herrn GR N. in €. 


Am 24. Mai 1862 verftarb zu Warfchau der 
K. Ruffiiche Generalmajor Guftav Ottomar Sch. mit 
Hinterlaffung eines Vermögens von 40,000 Rubeln, 
und hinterließ als Erben feines Nachlafjes feine Ges 
ihwifter 1) Guſtav Rudolph Sch., 2) Guſtav Albert 
Sch., 3) Agnes Helene verehel. K. geb. Sch., und 
4) die ſechs Nachfümmlinge feines derftorbenen Bru⸗ 
ders Ghriftian Gottlob Auguft Sch. Bei Berthei- 
lung der Nachlaßmaſſe ward der Erbtheil des unter 2. 
genannten, feit längerer Zeit verjchollenen und des— 
halb vom K. Gerichtsamte im Bezirfsgerichte Dresden 
unter Abwefenheitsvormundichaft geftellten Guſtav 
Albert Sch. am 5. Mai 1863 bei gebachter Vor- 
mundichaftsbehörde hinterlegt und von legterer fodann 
auf Antrag mehrerer Intereſſenten, unter welchen der 
am 21. December 1867 vom K. Gerichtsamte im 
Bezirkögerichte Ehemnig unter Zuftandsvormundichaft 
geftellte Franz Guftav Sch., ein Sohn des unter 
Nr. 4. aufgeführten Sch., ſich befand, mit Erlaß ver 
Edictalien behufs Vorbereitung der Erklärung des 
Todes des abwefenden Guftav Albert Sch. verfahren, 
ed warb der Verfchollene auch nach Ablauf der in 
8. 38. des bürgerlichen Geſetzbuchs geordneten Frift 
mitteld rechtöfräftigen Erfenniniffes des K. Gerichtö- 
amts im Bezirfsgerichte Dresden vom 2. März 1868 
für tobt erflärt, der Tag feines präfumtiven Todes 
auf den 20. Mai 1867 feftgeftellt und neben vier 
anderen Miterben der obgenannte Franz Guſtav Sc. 
als erbberechtigt zu dem im Depofitum der erfennen- 
den Behörde befindlichen Nachlaffe des Verfchollenen 
anerfannt. 

Schon im Auguft 1865 hatte indeflen Franz 
Guftav Sch. angefangen, Gelver aufjuborgen und 
fonftige Berbinplichfeiten zu übernehmen und dafür 
den beireffenden Gläubigern zur Decuung einen ent 


fprechenden Betrag von demjenigen Erbtheile, welchen 
er als Erbe des verfchollenen Guſtav Albert Sch. 
von defien bei dem K. Gerichtsamte im Bezirkögerichte 
Dresden obervormundfchaftlich verwalteten Vermögen 
dereinft zu erwarten habe, abzutreten, und wurbe 
bis zu der Zeit, wo er unter Zuſtandsvormundſchaft 
gerieth, der Depofitalbehörbe eine große Reihe foldyer 
Abtretungen notificitt. 

Das K. Gerichtsamt im Bezirkögerichte Dresden 
übermittelte nach Bertheilung des Nachlaſſes Guſtav 
Albert Sch.'s den rechtöfräftig feitgeftellten Erbtheil 
Franz Guftav Sch.'s nebft Gläubigerverzeichniß im 
Juli 1868 dem K. Gerichtsamte im Bezirkögerichte 
Chemnitz ald Vormundfchaftsbehörde und dieſes er- 
öffnete auf Antrag des Zuftandsyormundes unterm 
14. November 1868 Concurs zu dem actenkundig 
überfhuldeten Vermögen des bevormundeten Sch. 

Bei diefem Concurſe machten diejenigen Gläubiger 
des Cridars, denen lepterer vor, beziehentlich nach 
dem 20. Mai 1867 eine beftimmte Summe von feis 
nem bereinftigen Erbtheile aus Guftav Albert Sch.'s 
Nachlaſſe zur Dedung abgetreten, ihre angemeldete 
Forderung zunädft ald Separationsaniprud 
gegen den Gütervertreter geltend, und verlangte ber 
größte Theil derfelben nur eventuell für den Fall des 
Unterliegens im Rechtöftreite antheilige Befriedigung 
aus der freien Mafle. 

Der Güter» und Rechtövertreter geftand im Ber 
fahren die angemeldeten Forderungen ganz, beziehent⸗ 
lich theilweife zu, beftritt aber allenthalben den Sepa⸗ 
rationdanfpruch und fam im Berhördtermine unter 
der Gläubigerfchaft ein vom Concursgerichte geneh⸗ 
migter Vergleich zu Stande, wonach die Höhe ber 
angemeldeten Forderungen, beziehentlich unter Vors 
behalt eidlicher Beftärkung feftgeftellt, die Beantwors 
tung der Frage aber, ob der bei verfchiedenen Forbes 
rungen zugleich geltend gemachte Separationsanfprud) 
begründet fei, rechtlicher Entfcheidung vorbehalten fein 
follte. 

Die darauf in L, II. und III. Inftanz gefällten 
Urthel mögen, foweit deren Inhalt für vorliegens 
den Rechtsfall von Intereſſe ift, nachftehend Platz 
finden. 

I. 
Erfenntniß des K. Bezirksgerichts Chemnip, 
publ. am 30. Juni 1869: 

x. „Weil hiernächft die Seiten eines Eridar vor 
Eröffnung des Goncurfes zu feinem Vermögen zur 
Dedung fälliger Forderungen feiner Gläubiger bes 
wirkte Abtretung fälliger Außenftände an feine Glaͤu— 
biger legtere als Geifionare, dafern nur die Abtretung 
gehörig beicheinigt ift und nicht etwa als ein an ſich 
nichtiges Nechtögefchäft fich darftellt, berechtigt, das 
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ihnen Abgetretene als ihnen gehörig aus der Con— 
eurömaffe, zu welcher es gezogen worden, in Anfpruch 
zu nehmen, xx. weil ferner die Abtretung eined Erb- 
theil8 oder von Theilen eines ſolchen Seiten eines 
Erben als eine nach 8.2372. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zu beurtheilende Exbfchaftsveräußerung, welche 
zu ihrer Rechtsbeftändigfeit ven Anfall der fraglichen 
Erbſchaft an den Eedenten vorausfegt, anzufehen ift, 
fo daß die vor dem Erbanfalle bewirkte Abtretung 
eines nach dem Tode einer beftimmten Perfon erft zu 
erwartenden Erbtheils nach 8.2563. des bürgerlichen 
Gefepbuchs als ein über die Erbſchaft eines beftimm- 
ten Dritten bei deſſen Lebzeiten gefchloffenen Bertrag 
ſich darftellt, welcher nichtig ift, ausgenommen wenn 
er mit Einwilligung dieſes Dritten als fünftigen 
Erblaffers abgefchloffen wurde, und der Dritte feine 
Verfügung traf, durch welche das den Gegenftand 
des Vertrags bildende Recht aufgehoben fein würde, 
und weil enblich der verfchollene Guftav Albert Sch. 
laut vechtöfräftigen Erfenntniffes des K. Gerichtsamts 
im Bezirkögerichte Dresven ıc. ald am 20. Mai 1867 
mit Tode abgegangen, deſſen bei gebachter Behörde 
deponirter Nachlaß daher feinen fünf Erben und 
darunter dem Cridar Franz Guftav Sch. als an dies 
fem Tage zum fünften Theile angefallen zu erachten 
ift, der Cridar ſonach über den ihm gebührenden 
Theil der Erbſchaft Guftav Albert Sch.'s erft vom 
20. Mai 1867 an und bis zu der am 14. November 
1868 erfolgten Eröffnung des Goncurfes zu feinem 
Bermögen rechtöbeftändig, beziehentlich nach feiner 
am 21. December 1867 ıc. erfolgten Stellung unter 
Zuftandsvormundfchaft durch feinen Vormund ver- 
fügen fonnte, fo ift der beftellte Gütervertreter ıc., 
Impetrat ıc., 


1) Impetrantem E. ı. aus den von Guftav 
Albert Sch.'s Nachlafje herrührenden, zur Eoncure- 
mafje gezogenen Exbegeldern zu gewähren ſchuldig, 
Dagegen find 


a) Impetrant B. betreffs der von ihm auf Grund 
der beigebracdhten, vom Impetraten ıc. anerfannten 
Eeffionsurkunde vom 23. Auguft 1865 aus gedachten 
Erbegeldern als Maffeihuld beanfpruchten Summe 
von 107 Thlen. 22 Ngr. 5 Pf., ıc. 


g) Impetrantin verw. H. betreffö der laut Liq.⸗ 
Base. 4. auf Grund beigebrachter gerichtlicher Eef- 
fionsurfunden vom 27. April 1867 und 1. April 
1868, fowie auf Grund Erblegitimationdattefts aus 
benjelben Erbegelvern beanfpruchten 525 Thlen. — 
—⸗ xX., anerwogen zu a. c. e. und g. die Abtretun- 
gen vom Eridar vor dem Anfalle der fraglichen Erb⸗ 
ſchaft bewirkt, mithin nichtig find, mit ihrem Suchen 
ſchlechterdings abzumeifen.” ıc. 


LI. 
Erfenntniß des K. Appellationsgerichts zu 
Zwidau, publ. den 24. December 1869: 

ꝛc. „Die Hauptjache anlangend, ift es bei dem 
angefochtenen Erfenntniffe (1. Inftanz) nicht jo allent- 
halben zu laffen, fondern es ift zuvörderſt a) auf des 
Appellanten Chriftian Friedrich B. und b) auf der 
Appellantin Johannen Friederifen Eleonoren verw. H. 
Rechtsmittel der georbnete Gütervertreter bie auf 
Grund der BI. — des Fasc. 820. anerfannten Gef» 
fionsurfunde vom 23. Auguft 1865, fowie der Fasc. 4. 
beigebrachten gerichtlichen Geffionsurfunden vom 27. 
April 1867 und 1. April 1868 nebſt Erblegitima- 
tionsatteft Bl. — angemeldeten Beträge, als: zu a. 
107 Thle. 22 Ngr.5 Pf. und zu b. 525 Thle. — — 
den Appellanten aus dem von Guſtav Albert Sch.'s 
Naclaffe herrührenden, zum Gerichtsdepoſitum ge— 
nommenen Erbtheile des Cridars verabfolgen zu laſſen 
verbunden. xc. 

Gründe: 

ıc. Wenn ıc. das Rocationserfenntniß eine fepa- 
rate Befriedigung der betreffenden Gläubiger nur mit 
der Befchränfung anerfannt hat, daß die dem An— 
ſpruche zu Grunde liegende Ceſſion nicht vor dem 
20. Mai 1867, d. i. vem Tage des präfumtiven 
Todes Guftav Albert Sch.’s, erfolgt fein dürfe, fo 
hat man der erften Inſtanz nidyt beizutreten ver- 
modht. ıc. 

Der Gütervertreter fcheint die Möglichkeit einer 
Geffion in dem gegenwärtigen Falle für überhaupt 
ausgefchloffen anzufehen. Hiergegen ift einzuhalten: 
Wollte man auch nicht zugeben, daß ein Depofitum, 
welches in baarem Gelde befteht, dafern dritte Pers 
fonen insbefondere ald Erben Rechte auf Aushändi— 
gung des Depofitalbetrags haben, fofort ald eine 
Forderung (nomen) anzufehen und einem jeden der 
Erben nad) dem Grundſatze: nomina sunt ipso jure 
divisa, direct eine Klage (actio depositi) auf den 
einem jeden gebührenden Antheil zu geftatten fei, 
obwohl diefer Auffaffung ein begründete Bedenfen 
nicht entgegenftehen, und desfalls auch die Zuläffigfeit 
ber Geifion eines Anſpruchs auf ein depositum nicht 
beftritten werden dürfte, fo ergiebt ſich doch die Gül- 
tigkeit der angefochtenen Geffionen aus folgenden 
Erwägungen: 

Legt man das Gewicht darauf, daß das zum 
Albert Sch.'ſchen Nachlaſſe gehörige Depofitum das 
Vermögen eines Abwejenden und fpäter eine noch 
ungetheilte Erbſchaft bildete, fo waren, fo lange, als 
Guftav Albert Sch. noch als lebend betrachtet werben 
mußte, bie für ihn im Depofitum des Gerichtsamts 
im Bezirksgerichte Dresden liegenden Gelder und 
beziehentlich Werthpapiere nicht im Eigenthume ber 
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Erben; fie waren dies aber felbft dann noch nicht, 
als Albert Sch. bereits für todt erflärt war, vielmehr 
ftanden den Erben nunmehr erft die aus der Erb- 
theilungsflage hervorgehenden Anfprüche zu, welche 
augenscheinlich Forderungsrechte find, da die actio 
familiae hereiscundae troß des ihr theilweife innes 
wohnenden Gharafter6 einer actio in rem scripta, 
im Rechtsſyſtem allgemein den perjönlichen Klagen 
beigezählt wird. Auch an baarem Gelde, welches 
zum Nachlaſſe gehörte, fonnte den Erben höchftens 
ein Eigenthum nach ibeellen Theilen zuftehen, nicht 
aber fonnten einem der Erben beftimmte Münzftüde 
als alleinigem Eigenthümer gehören. Alſo auch das 
baare, zum Nachlaffe gehörige Geld bebürfte erft einer 
Theilung, welche bei Auseinanderfegung der Erben 
zu erfolgen hatte, fo daß auch in diefer Beziehung 
bis zu lepterem Zeitpunfte nur von einem Erbthei- 
lungsanfpruche — einer actio familiae hereiscundae— 
die Rede fein fonnte. Daß foldyergeftalt eine Eeffion 
diefer Forderungsrechte ftatthaft ift, liegt auf ber 
Hand, es folgt aber fodann weiter aus der ſonach 
befundenen Statthaftigfeit der zwifchen dem Eridar 
und Dritten abgefchloffenen Eeffionen, daß leptere als 
Eeffionare nicht genöthigt werben fönnen, das ihnen 
cedirte Forderungsrecht zur Concursmaſſe ziehen zu 
laſſen, vielmehr einen Anfpruch auf directe Befriebi- 
gung haben. 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verw., N. 8. 

Br. XX. ©. 249. 

ıc. Zurüdfommend auf die obige Widerlegung 
ber im erftinftanzlichen Erfenntniffe ausgefprochenen 
Anfiht, daß diejenigen Geffionen des Cridars uns 
gültig feien, weldye vor dem 20. Mai 1867 bewirkt 
worden find, wendet man fich nunmehr zu den ein- 
zelnen Rechtömitteln, indem die Entſcheidung 1) über 
die Berufung Ehriftian Friedrich B.’8 von der Beant- 
wortung der nurgedachten Frage abhängt. 

In der betreffenden Urfunde, welche bereitd am 
23. Auguft 1865 ausgeftellt ift, befennt zumächft der 
Eridar, dem Impetranten B. einen Betrag von 
107 Thlm. 22 Nor. 5 Pf. ſchuldig zu fein, und tritt 
fodann „zur Deckung diefer Schuld einen gleichen 
Betrag von demjenigen Erbtheile, welchen er ald Erbe 
des verjchollenen Albert Sch. von deſſen bei dem 
K. Gerichtsamte im Bezirfägerichte Dresden obervor- 
mundfchaftlich verwalteten Vermögen bereinft zu er 
warten habe, dergeftalt mit allen Rechten und Klag— 
befugniffen ab, daß derfelbe damit, wie mit feinem 
Eigenthum fchalten und walten könne“, und ift enb- 
lid) damit einverftanden, „daß der genannte Betrag, 
fobald fein Erbtheil fällig werde, unmittelbar aus 
dem Nachlafdepofitum ausgezahlt werde”. Aus die- 
fem Inhalte folgert das gravirende Erfenntniß, daß 


ed um eine Abtretung eines nad dem Tode einer 
beftimmten Perſon erft zu erwartenden Erbtheils ſich 
handle, welche Abtretung nach $. 2372. in Berbin- 
dung mit $. 2563. des bürgerlichen Gefegbuchs zu 
beurtheilen ſei, hiernach aber einestheils zur Rechts- 
beftändigfeit einer Erbſchaftsveraͤußerung der Anfall 
der fraglichen Erbſchaft an den Eedenten und andern« 
theild zur Gültigkeit eines über die Exrbfchaft eines 
beftimmten Dritten bei defjen Lebzeiten geſchloſſenen 
Bertrags die Einwilligung dieſes Dritten als fünftis 
gen Erblafjerd nothwendig fei. 


Allein in gegenwärtiger Inftang hat man fi 
dieſer Anficht nicht anzufcließen, vielmehr die Ans 
nahme nicht abzuweiſen vermocht, daß die Gontras 
henten einen Vertrag über eine fremde, noch nicht 
angefallene Erbſchaft, wie er die Vorausfegung für 
die Nichtigkeit des betreffenden Rechtsgeſchäfts fein 
würde, überhaupt nicht haben fchließen wollen. Sie 
beabfichtigten augenfcheinlih nur, daß der Eeffionar 
die betreffende Summe aus dem fünftigen Percep⸗ 
tiondquantum des Cridars, welches bei Bertheilung 
ber ganzen Erbſchaft auf ihn fallen werde, gewährt 
erhalten folle, während lepterer ald Cedent immer 
Erbe blieb. 

Der Cridar hat fonac auch nicht die Erbſchaft 
als folche, fondern nur ein zur Zeit bebingtes, 
aber an fich gültiges, fowie nach $. 964. des bürger- 
lihen Geſetzbuchs abtretbared Forderungsrecht 
cedirt. Die Veräußerung einer Erbſchaft hätte nur 
nach einer beftimmten Quote, nicht aber nad einer 
beftimmten Summe, auf welche doch das Ceſſions— 
document lautet, erfolgen können. Es ift auch im 
gegenwärtigen Falle recht wohl anzunehmen, daß bie 
Gontrahenten das durch Eeffion begründete Rechts⸗ 
verhältnig nicht erft durch den, nunmehr allerdings 
auch erfolgten, Eintritt der Bedingung (vergl. 8.112. 
des bürgerlichen Gejegbuchs) zur Vollendung haben 
gelangen laſſen wollen. 


Iſt aber von der Abficht des definitiven Abſchluſſes 
eines Rechtsverhältniffes unter den Parteien bei Aus- 
ftellung der Geffionsurfunde auszugehen, fo ift es 
gleichgültig, ob die Ausftellung noch vor dem 20. Mai 
1867, dem Tage des Anfalls der Erbquote an den 
Gridar, gefchehen fei, indem die Gültigfeit und der 
Rang diefer Geffion unter allen Umftänden ges 
wahrt erjcheint. 

Da ferner die übrigen Vorausſetzungen einer gül- 
tigen Ceſſion alfenthalben vorhanden find, bie erfors 
berlihe Rotification nah Bl. — erfolgt if, aud 
fonft ein befonveres Bedenken nirgend aufgeftellt ift, 
fo rechtfertigt fich die dermalen getroffene Enticheidung, 
äufolge deren ıc. 
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Die naͤmlichen Erwägungen haben 2) in Bezug 
auf die Berufung Johannen Friederifen Eleonoren 
verw. H. x. Plap greifen und zu demjelben Refultat, 
nämlich der Verurtheilung des &ütervertreterd in 
Gewährung des von der Wppellantin geforderten 
Betrags aus dem qu. Erbiheile des Cridars führen 
muͤſſen.“ ıc. 


III. 
Erfenntniß des K. Oberappellationsgerichte, 
publ. am 7. Mai 1870: . 

x. „Daß es bei dem nurgedachten Grfenntniffe 
(‚weiter Inſtanz), infomweit darin 1) der Güterver- 
treter des Eingangs erwähnten Schuldenweſens für 
verbunden erachtet worden, dem Impettanten Chris 
ftian Friedrich B. (und nunmehr dem Advocat £.) 
die Summe von 107 Thlen. 22 Nor. 5 Pf. und der 
Imperrantin Friederike Eleonore verw. H. die Summe 
von 525 Thlrn. —⸗ —» aus dem von Guftav Albert 
Sch.'s Nachlaffe herrührenven, zum Gerichtsdepoſitum 
genommenen Erbtheile des Cridars verabfolgen zu 
lafien ꝛc., nicht zu laffen, fondern es ift ſowohl 
zu 1. binfichtlich der Impetranten, Chriſtian Fried- 
rih B.'s und nunmehr des Advocaten &., fowie 
Friederifen Eleonoren verw. H., ald auch ıc. das⸗ 
jenige, wie hiermit gejchieht, wieder herzuftellen, was 
bezüglich derjelben in erſter Inſtanz Bl. — unter a. 
und g. und DI. — ıc. äusgeiprochen worden it. 


Entfheidungsgründe: 
II. 

Die Eeffionen des Eridard an den Impetranten 
Ehriftian Friedrich B. und nunmehr an den Advocat 
%. und an die Impetrantin Friederife Eleonore 
verw. H. find nad Bl. — flg. des Fade. 820. und 
nad Bl. — des Fade. 4. am 23. Auguft 1865, be— 
ziehentlihd am 27. April 1867 erfolgt, alfo nad 
Bl. — fig. in Verbindung mit Bl. — der Acten des 
Gerichtsamts im Bezirfögerichte Dresden Cap. IV.a. 
lit. S. No. 920. vor dem auf den 20. Mai 1867 
rechtöfräftig feftgefegten präjumtiven Todestage des 
verfchollenen Guſtav Albert Sch. Erſt mit dieſem 
Tage des präfumtiven Todes des Guſtav Albert Sch. 
fiel der Nachlaß deſſelben feinen Erben und darunter 
auch antheilig dem Cridar an. Bor diefem Zeitpunfte 
hatten die Erben und indbefondere der jegige Gemeins 
ſchuldner um fo gewifler keinerlei Necht an dem Ver: 
mögen des Guſtav Albert Sch., je weniger die Mög- 
lichkeit beftritten werden fann, daß derſelbe noch lebte 
und in Folge der erlaffenen öffentlichen Vorladung 
erjheinen und fein Vermögen jelbjt in Befig und 
Verfügung nehmen fonnte. Man fann durchaus 
nicht jagen, daß vor der Topederflärung Guſtav 
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Albert Sch.'s und vor Ablauf der zwanzigjährigen 
Feift feit der legten über fein Leben vorhandenen 
Nachricht deffen präfumtive Erben irgend ein Recht 
oder einen Anfpruch auf feinen dereinftigen Nachlaß, 
wenn auch nur eventuell und bedingungsweiſe 
hatten. Es eriftirte eben, weil Guftav Albert Sch. 
noch als lebend zu betrachten war und möglicher 
Weiſe zurüdfehren konnte, bis zum 20. Mai 1867 
noch gar fein Nachlaß defjelben, fondern die aus dem 
Nachlaſſe des Generalmajor Guftav Ditomar Sc. 
für Guſtav Albert Sch. ausgefallene und bei dem 
Gerichtsamte im Bezirfsgerichte Dresden hinterlegte 
Erbſchaftsrate gehörte bis zum 20. Mai 1867 aus— 
fhließlih dem letztgedachten Guſtav Albert Sch., 
wurde für ihn bei der Depofitenbehörde aufbewahrt 
und ging erft von diefem Tage an auf feine Erben 
und beziehentlich in deren Verfügung über. Erſt mit 
dem wirklichen Tode oder mit ber Todeserflärung 
einer Perjon gehen deſſen Bermögensrechte auf Andere 
über ($. 1999. des bürgerl. Geſetzbuchs) und eine 
Erbſchaft ift blos zu verftehen von den auf die Erben 
übergegangenen Rechten und Berbindlichfeiten eines 
Verftorbenen oder für todt Erflärten ($. 2000. und 
2007. des bürgerl. Geſetzbuchs). Bon der Erbſchaft 
eines Lebenden fann in diefem Sinne nicht geſprochen 
werben ($. 2007. des bürgerl. Geſetzbuchs). 

Schon aus diefen einfachen Erwägungen leuchtet 
ein, daß der Eridar Franz Guſtav Sch. ald künftiger 
Erbe Guftav Albert Sch.'s vor dem gedachten Zeit- 
punfte überhaupt feinerlei Recht an dem Vermögen 
des Lepteren hatte, darüber nicht verfügen, und nas 
mentlich auch durch Geffion daffelbe ganz oder theil- 
weile nicht auf Andere übertragen fonnte. Die 
Abtretung jegt nach 8. 964. des bürgerl. Geſetzbuchs 
ein entweder bereit klagbares, oder erſt fünftig fällig 
werbendes, oder bedingted oder ungewiſſes Horde 
rungsrecht, unter allen Umftänden aber einen wirklich 
eriftirenden Anſpruch voraus. Die fünftige, allen- 
falls mögliche Erbſchaft eines wirklich oder präfumtiv 
noch Lebenden ift daher unftreitig nicht als ein foldyer 
Bermögensvortheil des fünftigen möglien Erben 
anzujehen, welcher gültiger Weife und mit Rechtes 
wirfung an Andere abgetreten werben fann. Denn 
man kann ſich gar nicht denfen, an wen dieſes ab» 
getrerene Forderungsrecht dem Gridar zugeftanden 
haben fol. An den künftigen Erblaffer, der zur Zeit 
der Ceſſion muthmaaßlich noch lebte, gewiß ebenfo 
wenig, wie an die fünftigen Miterben, die noch gar 
nicht eriftirten, noch auch endlih an die Depofitens 
behörde, welche bis zum 20. Mai 1867 die Erbſchafis⸗ 
tate aus Guſtav Ottomar Sch.'s Nachlaſſe nicht für 
den Gridar Franz Guſtav Sch., fondern für den 


— 503 — 


abwefenden Guſtav Albert Sch. aufbewahrte. Im 
Grunde braucht man daher im vorliegenden Kalle 
nicht einmal auf die Beftimmungen in $. 2563. des 
bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach Verträge über bie 
Erbfchaft eines beftimmten Dritten bei beflen Leb- 
zeiten, außer wenn fie mit defien Einwilligung ge- 
fchloffen werden und er feine das den Gegenftand bes 
Vertrags bildende Recht aufhebende Verfügung trifft, 
nichtig find, aurüczufommen, um zu der Ueberzeugung 
zu gelangen, daß die Geflionen, welche der jegige 
Gemeinſchuldner an die Impetranten B. und verw. H. 
vor dem 20. Mai 1867, ald dem präfumtiven Todes» 
tage des Guſtav Albert Sch., ertheilt hat, wenigſtens 
gegen diejenigen Gläubiger des Gemeinſchuldners, 
an welche derfelbe nach Anfall der Erbſchaft Ceſſionen 
ertbeilt hat, unwirkſam find, ein Recht auf Separa- 
tion der ihnen abgetretenen Summen aus der Gon- 
cursmaſſe nicht eriftirt, vielmehr ihnen nur ein pers 
fönlicher (chitographariſcher) Entſchaͤdigungsanſpruch 
an den Cridar zuſteht. Man kann auch keineswegs 
zu der Annahme gelangen, daß die vor dem präfums 
tiven Todestage des Verfchollenen hinfälligen Eef- 
fionen mit dem Tage der Todeserflärung, wo bie 
Erbichaft den Erben des Verfchollenen anfiel, nach: 
träglih gültig würden. Denn fehlte es vom 
Anfange an den fraglichen Geffionen an einem zur 
Abtretung geeigneten Forderungsrechte, fo fann der 
Umftand, daß fpäter ein foldyes Object entftand, 
die früheren Geffionen gegen Dritte nicht wirfjam 
machen. 

Auf die Berufung des Gütervertreterd waren aus 
diefen Gründen die Separationsanfprüche der Impe— 
tranten B. (und nunmehr Adv. X.) und der verw. 9. 
abzuerfennen und infoweit, wie im vorftehenden Urthel 
geichehen, die erfte Entſcheidung wieder herzuftellen.” 


109, 


Die von dem Sachwalter einer Partei behufs 
ber Abwartung eined im Proceffe angefegten 
Zeugenverhörd aufgewendeten Reifefoften, wenn 
ſchon fie in der Regel der Erftattung von Seiten 
der Gegenpartei im alle vorhandener copia 
advocatorum an bem Site des Gerichts, vor 
welchem der fraglihe Termin flattgefunden hat, 
nicht unterliegen, find wenigftens nach Höhe des— 
jenigen Koftenaufwandes zu erflatten, welcher 
der Partei entftanden fein würde, wenn ihr 


Sahwalter behufs Abwartung des betreffenden 
Termins einen am Site des requirirten Gerichts 
wohnhaften Anwalt jpeciell inftruirt hätte. 


Mitgetheilt von 
Herrn € B. in D. 


In einem vor dem Königlichen Gerichtsamte u D. 
zwiſchen E. 5. St., Klägerm an einem, ©. M. J., 
Beflagtem am andern, I. K., Mitbeflagtem am 
dritten Theile, anhängigen Procefie waren mehrere 
Zeugen vor dem Königlichen Gerichtsamte zu P. 
abgehört worden. Die Beilagen waren in biefen 
Zeugenverhören durch einen zur Zeit jener Verhöre 
auf der Erpebition des Sachwalters der Bellagten, 
des Juftigrathes K. in D., beichäftigten Rechts— 
candidaten, welcher zu diefem Zwecke jedes Mal mit 
der Eifenbahn von D. nach P. gefahren war, vers 
treten worden. 


Der Kläger, welcher in dem gedachten Proceffe 
rechtöfräftig verurtheilt worden war, dem Bellagten 
am andern Theile die zu defien Antheile erwachfenen 
Proceßkoften zu erftatten, hatte gegen die von dem 
Sachwalter der Beklagten eingereichte und von dem 
Proceßgerichte feftgeftellte Koftenrechnung verſchiedene 
Einwendungen erhoben und insbefondere um Streis 
dung der Anjäge gebeten, die fi auf den Reiſe— 
aufwand bezogen, welcher in Folge der Abwartung 


der in P. abgehaltenen Termine duch den Rechtes 


candidaten des Sachwalters der Bellagten entftanden 
war. Da das Königliche Gerichtsamt zu D. dem 
Antrage des Klägers nicht fügte, fo traten die von 
dem Kläger eventuell eingewendeten Rechtsmittel 
der Berufung und beziehentlich der Beſchwerde in 
Kraft. 


Das Königliche Appellationsgericht zu 
Dresden ſprach fich hierauf in einer unter dem 
11. December 1869 an das Procefgericht erlaffenen 
Verordnung über die einfchlagenden Fragen unter 
Anderm in folgender Weife aus: 


„Nach der Beftimmung im $. 8. a. €. der Aus—⸗ 
führungsverorpnung vom 30. December 1861 zu 
dem Givilproceßgejege vom nämlihen Tage und 
Jahre gehören (nun) die Koften des Advocaten für 
Abwartung eined Termins zur Zeugenabhörung im 
Allgemeinen zu den im Proceſſe zu erftattenden Koften. 
Dies hat auch Kläger felbft nicht verfannt und darum 
die Erftattungsfähigfeit der von Advocat K. Bl. — 
angefegten Gebühren für Abwartung der in der 
vorliegenden Rechtsfahe Bl. — fig. vor dem Ge- 
tichtsamte P. flatigefundenen Zeugenverhöre nebft 





Actenbemerkung darüber, beziehentlich nunmehr weiter 
nicht beanftandet. Dagegen befchwert fich Kläger 
darüber, daß er dem Bellagten 9. auch die von 
Advocat K. bei Nr. — — Bl. — weiter noch in 
Anſatz gebrachten, durch die Reife nah P. zu den 
gedachten Zeugenverhören entſtandenen Reiſekoſten 
Meilengebühren, Diäten und Eifenbahn», fowie 
Droſchkenfahrgeld zur Hälfte erftatten folle; und dieſe 
Beſchwerde ift an und für ſich unter den hier vor: 
liegenden Umftänden begründet. Denn im Allge- 
meinen unterliegen allerdings die von dem Sadı- 
walter einer Partei Behufs der eigenen Abwartung 
eines im Procefje angejegten Termins aufgewendeten 
Reifekoften der Erftattung von Seiten der Gegen- 
partei alddann nicht, wenn an dem Sitze des Ge— 
richts, vor welchem der fragliche Termin Statt ge- 
funden, zur betreffenden Zeit zwei oder mehrere andere 
Sachwalter vorhanden geweſen find, fo daß die die 
Koftenerftattung verlangende Partei einen an jenem 
Orte practicirenden Sachwalter hätte auswählen und 
mit ihrer Bertretung in dem Termine beauftragen 
fönnen. 


vergl. Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, 
Jahrgang 1854. Seite 237. 


Eine Ausnahme von diefem Grundfage würde fich 
nur in ganz befonderen Fällen, namentlich wenn bie 
betreffende Streitfache fo vermwidelt wäre, daß die 
Abwartung des fraglichen Verhörs durch einen ande— 
ten Sachwalter, welcher dem Streite bisher fern 
geftanden, mit Nugen für die Partei vorausfeglich 
nicht würde haben erfolgen können, nach Befinden 
rechtfertigen laflen. 


Ein derartiger Ausnahmefall lag jedoch hier nicht 
vor, da die perfönliche Abwartung der Termine zur 
Abhörung der benannten Zeugen vor dem Gerichts— 
amte P. durch den Anwalt der Beflagten, beziehent- 
(ih den auf deſſen Erpedition befchäftigten Rechtes 
candidaten, im Interefie der Bellagten allem An— 
fheine nach nicht geboten gewefen, vielmehr eine 
zwedentiprechende Vertretung der Letzteren in jenen 
Terminen auch von einem biefer Streitfache bisher 
fern gebliebenen auswärtigen Sachwalter, wenn ber- 
felbe nur von Advocat K. mit gehöriger Inftruction 
hierzu verfehen wurde, fich recht wohl erwarten ließ. 
Da nun zur Zeit der betreffenden Termine in P. 
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die Auswahl unter mehr, als zwei Sachwaltern den 
Beflagten freigeftanden hat, fo fann Bellagter 3. die 
Erftattung der fraglichen Neifekoften des Advocat K., 
als foldyer, auch zu feinem Antheile, von dem Kläger 
allerdings nicht beanfpruchen. 


Hieraus folgt aber noch nicht, daß der betref- 
fende Koftenaufwand ganz zu ſtreichen und nad 
feinem gefammten Umfange als nicht erflattungsfähig 
zu betrachten wäre. Es leuchtet nämlidy ein, daß, 
wenn Advocat K., anftatt die Zeugenabhörungs- 
termine felbft, beziehentlich durch den bei ihm be» 
ſchaͤftigten Rechtscandidaten abwarten zu laffen, einen 
in P. wohnhaften Anwalt zur Vertretung der Be- 
klagten in diefem Termine mit Auftrag verjehen hätte 
— und es ijt nicht in Abrede zu ftellen, daß dies im 
Intereſſe der Beklagten allerdings geboten gewejen 
fein würde — ber dadurch herbeigeführte Koſten— 
aufwand vom Kläger jedenfalls zu erftatten fein 
würde. 


(vergl. $. 8. a. E. der Ausführungsverorbnung 
vom 30. December 1861.) 


Berüdfihtigt Man nun, daß zu diefem Behufe 
Advocat K. den erwählten Unterbevollmächtigten 
außer der Untervollmacht ſelbſt auch mit einer Sach⸗ 
inftruction zu verſehen, und der Subftitut Behufs 
der zwedentiprechenden Ausführung des ihm ertheilten 
Auftrags fih in der Sache zu informiren und dem 
Hauptbevollmädhtigten feiner Zeit über die Ausfüh— 
zung dieſes Auftrags fchriftlide Mittheilung zu 
machen gehabt haben würde, fo würde der Aufwand 
an Gebühren und Verlägen, welcher entftanden fein 
würde, wenn Advocat K. diefen Weg gewählt hätte, 
nad einer nicht zu hohen-Schägung auf überhaupt 
3 Thle. 15 Ngr. —- fich belaufen haben, diefer 
Aufwand jedoch, wenn gleich vor dem Gerichtsamte 
P. die Zeugenverhöre an verfchiedenen Tagen ftatt- 
gefunden haben, im Ganzen nur einmal entftanden 
fein. 

Es erjcheint daher billig, daß der Kläger wenige 
ſtens zur Erftattung der den 9. treffenden Hälfte 
des zulegt gedachten Betrages von 3 Thlen. 15 Ngr. 
—« an J. an Stelle der von diefem Bl. — bei 
Nr. — — verlangten Hälfte des Reifefoftenaufwan- 
des des Advocaten K. von überhaupt 14 Thlen. 
— + —s angehalten werde.” 
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110. 


Ueber die Bertretungapflicht bed Verkäufers, wenn 
derjelbe bei Ueberſendung der verfauften Waare 
an den entfernten Wohnort bed Käufers nicht den 
bireeten Weg gewählt hat. — In der vorbehalt: 
lofen Annahme der Waare von Seiten bed Adreffa: 
ten, und in deffen Schweigen auf die ihm gemachte 
Mittheilung von der Wahl des Speditionsweges 
liegt an ſich noch feine Genehmigung des legteren. 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in L. 


Das Königl. Handelsgericht zu Leipzig 
erkannte in einem am 30. Januar 1870 publicirten 
Erfenntniß: 

„Würde Kläger E. noch den ihm zurüdgegebenen 
Eid zu den GEinlafjungsabfehnitten 12. und 31. 
dahin: 

daß er bei der Abnahme der Bl. — erwähnten 
100 Sad Hirfe den Betrag von 166 Thlen. 
5 Nor. 5 Pf. und für die Bl. — gedachten 
. 67 Sad Hirje an Fracht und Nachnahme 96 Tha- 
ler 17 Ngr. 9 Pf. an die Güterverwaltung der 
Leipzigs Dresdner Eifenbahn bezahlt habe, 
ſchwören, 

fo iſt Bekllagter K. dem Kläger die in den bei— 
gegebenen Entfcheidungsgründen unter D. berechneten 
Beträge von 46 Thlen. 13 Nor. 8 Pf. und 18 Thlen. 
11 Nor. 4 Pf. fammt Zinfen des Verzugs zu Sechs 
vom Hundert auf das Jahr von dem Gefammtbetrage 
an 64 Thlr. 25 Nor. 2 Pf. vom 9. April 1869, als 
dem Tage der erhobenen Klage an gerechnet, au bes 


zahlen, ihm auch die Koften diefes Proceffes, ſowie 
des voraudgegangenen Provocationsprocefles zu er= 
ftatten ſchuldig, dahingegen hat des Klägers Suchen, 
infoweit ed auf Gewährung eines Mehreren gerichtet 
worden, in Maafen ed angebracht, nicht Statt. 


Gründe: 

Der Anſpruch, welchen der Kläger geltend gemacht 
bat, betrifft einen Gefammtbetrag von 69 Thlen. 
26 Nor. 1 Pf. Kläger erachtet den Bellagten zu 
defien Bezahlung aus dem Grunde für verpflichtet, 
weil ihm derfelbe die in der Klage Bl. — angegebe- 
nen, von ihm, dem Kläger, bei dem Beklagten fäufs 
lich beftellten zwei Quantitäten Hirfe nicht direct von 
Pet, dem Wohnorte des Bellagten, nad) Leipzig, 
wofelbft ſich die Handeldniederlaffung des Klägers 
befindet, zugefendet habe, jondern bei diefen Verfen- 
dungen in einer auftragd- und orbnungswibrigen 
Weiſe, duch welche die bezifferten Koften ald Mehr- 
aufwand verurfacht worden, verfahren ſei. Der 
Bellagte habe nämlich — fo bemerft der Kläger in 
feiner Klage — IL die eine Poft an 100 Sad mit 
149 Gentnern 60 Pfund Brutto nah Dresden an 
den in der Klage genannten Spediteur S., — IL die 
zweite Poſt an 67 Sad mit 102 Eentnern Brutto 
aber nicht per Eiſenbahn, jondern per Dampfſchiff 
nah Wien an das in der Klage genannte Hand— 
lungshaus zur Weiterbeförderung an ihn, den Kläger, 
gelangen laſſen. 

Bei Beurtheilung des gefammten Anführense — 
bezüglich deſſen zu bemerfen ift, daß, fomweit die Klage 
nebft Beifugen verneint worben, ber Bellagte den 
ihm Bl. — angetragenen Eid dem Kläger Bl. — 
zurüdgegeben hat — ift nun von folgenden Erwä— 
gungen auszugehen geweien: 
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A. 

Des befonderen Beweiſes, daß ein Kaufvertrag 
binfichtlich der hier fraglichen beiden Quantitäten 
von 149 Etrn. 60 Pfd. und von 102 Eten. Hirfe 
jwijchen den Proceßparteien in der in der Klage an- 
gegebenen Weife abgefchlofien worden jei — wie 
ſolches der Beflagte bei den betreffenden Einlafjungs- 
punkten geleugnet hat — bedurfte es nicht, da ſolches 
nah dem Inhalt der anerkannten Klagbeilagen A. 
D. E. und K., namentlicy der Facturen A. und K. 
als zur Genüge conftatirt angefehen werden muß. 

Hiernächft ift die Verbindlichkeit des Beklagten, 
dem Kläger den Mehrbetrag zu erftatten, welchen 
derſelbe für die unter I. und IL gedachten Transporte 
Hirfe hat berichtigen müffen, an ſich betrachtet ohne 
Weiteres und zwar um deswillen ald begründet ans 
aufeben, weil zumal im Handelöverfehr die vertrags- 
mäßigen Obliegenheiten eines jeden Gontrahenten 
darin beftehen, daß er Dasjenige, was zur Erfüllung 
bed Vertrags gehört, nach Treu und Glauben und 
nad) der Handlungsweife eines reblihen Mannes 
leiſte. 

— vgl. 8. 858. des bürgerlichen Geſetzbuchs. — 

Hiernach mußte ſich der Bellagte, auch wenn, wie 
vom Kläger bezüglich der Hirfenfendung sub IL. Bl. — 
behauptet worden, die directe Berfendung der Hirfe 
nicht der Gegenftand befonderer Vereinbarung unter 
den Parteien gewefen wäre, bei dem Mangel bes 
Vorhandenfeind einer entgegengejegten Weifung von 
Seiten des Klägers felbit jagen, daß eine directe Bes 
förderung der von ihm auf Rechnung des Klägers 
verjendeten Waare — welche übrigens nad) der Aus- 
fage des Zeugen 8. in Verbindung mit dem Inhalt 
der vom Zeugen K. Bl. — für echt anerfannten 
Frachtbriefe unter M. 1. und 2. fon durch ihre 
Wohlfeilheit vor jeder anderen den Vorzug verdient — 
in der klaͤgeriſchen Intention gelegen habe. 

Dem von dem Bellagten gegen beide geltend 
gemachten Forderungen erhobenen Einwande Bl. —, 
es ſei der angebliche Schädenanfpruch, weil Kläger 
auf einen Vorbehalt bei der Annahme der Waare 
fich hätte beziehen müffen, unzuläffig, fteht ſchon das 
Bedenken entgegen, daß Verzichte befanntlich nicht 
vermuthet werden, hierzu fommt aber noch, daß der 
im Art. 408. des allgemeinen deutſchen Handels— 
geſetzbuchs enthaltene Rechtsfag, daß durd; Annahme 
des Gutes und Bezahlung der Fracht der betreffende 
Anſpruch nur gegenüber dem Frachtführer erlifcht, 
eine Pönalbeftimmung enthält, bezüglich deren eine 
analoge Anwendung anderen Perjonen gegenüber 
bedenklich erſcheint, ſonach im vorliegenden Falle, 
in welchem der Käufer dem Verkäufer, von dem 
er die Waare durch einen Frachtführer zugejendet 





erhalten bat, in Anſpruch nimmt, nicht Platz greifen 
fann. 

Hiernach allenthalben ftellen fich beide Klag— 
anfprüche in der Hauptfache dann als an ſich begrün- 
bet dar, wenn die Zahlung der Frachtipefen von 
Seiten des Klägers und der Umftand, daß durch den 
vom Bellagten gewählten Umweg der behauptete 
Mehraufwand erwachfen, befcheinigt ift, nur erfchien 
die Forderung ded Klägers auf Gewährung von 
Zinfen vor der Klaganftellung wegen mangelnder 
Begründung und Beicheinigung derfelben als unftatt= 
haft. 

Die erfolgte Zahlung der in den beiden Fracht: 
briefen angegebenen Speſen hatte bei den biesfallfigen 
ableugnenden Erklärungen des Bellagten durch den 
dem Kläger zuerfannten Haupteid — ald worüber 
weiter unten das Erforderliche noch gejagt werden 
wird — zu erfolgen. 

Inwieweit 

B. 
die erſte Klagpoft anlangend, 

wie der Bellagte Bl. — auszuführen verfucht hat, 
dem betreffenden Beamten ber 8. K. Defterreicyifchen 
Norbbahn eine von diefem zu vertretende Berfchuldung 
treffe, kann dermalen bahingeftellt bleiben, da Beflagter 
die Waare, anftatt an den Kläger nach Leipzig, an 
S. nad Dresden adreffirt hatte; in jedem Falle aber 
fonnte der Beklagte an ſich betrachtet nicht an 
den Kläger das Anfinnen ftellen, den genannten 
Beamten wegen einer von dieſem etwa in bieler 
Hinſicht verhangenen Nadjläffigkeit in Anſpruch zu 
nehmen; vielmehr war der Kläger berechtigt, feine 
diesfallfigen Rechte gegen feinen Mitcontrahenten, 
den Beklagten, geltend zu machen und dem lepteren 
die Regreßnahme zu überlaflen. 

Im Uebrigen fehlt es aber auch an dem Nach— 
weije einer von dem betreffenden Beamten verhan- 
genen, von ihm zu vertretenden Nachläffigfeit, nicht 
zu gedenfen, daß, da die Waare auf ded Bellagten 
Veranlaffung in jedem Falle bis Brünn unter faljcher 
Adreſſe gegangen, und im günftigften Falle erft an 
dem zulegt gedachten Orte eine Abänderung des bis 
dahin auf Dresden geftellten Frachtbriefes thunlich 
gewejen wäre, ber durch den beregten Beamten sans 
geblich verurfadhte Schaden die Höhe dieſer Klag— 
forderung gar nicht erreicht haben fann. 

C 

Gegen die zweite Klagpoft 
find die Einreden des Beklagten Bl. — gerichtet. 
Lepterer behauptet nämlich, 
a. 
er habe dem Kläger davon, daß er die Hirſe nicht 
durch die Bahn, fondern nur durch Schiff erpediren 


— 
— 


könne, am 26. November 1866 briefliche Mittheilung 
gemacht und ihm auf eine Depeiche deſſelben vom 
29. deſſelben Monats, Inhalts deren der Beflagte 
die Abfendung der Hirfe per Bahn anderweit ver- 
langt habe, die Antwort, daß er bereitd vor dem 
Eintreffen dieſer Depejche die Hirfe der Donaus 
Dampfſchifffahrts⸗ Geſellſchaft in Peit zur Beförderung 
an das Wiener Handelshaus übergeben habe, ertheilt, 
auch zugleich den Kläger aufgefordert, ihm fofort zu 
telegraphiren, wenn er, Kläger, die Hirfe per Schiff 
nicht acceptiren wolle, indem er, Bellagter, wenn bid 
zum Mittag des 4. December 1866 das bezügliche 
Telegramm nicht in feinen Beſitz gelangt fein jollte, 
Alles in Ordnung halten würde — wie offenbar, 
ftatt der BI. — anzutreffenden fehlerhaften Abichrift: 
„hätte Alles in Ordnung” zu fefen ift. Dieſen 
noch vor dem 4. December deſſelben Jahres dem 
Kläger übergebenen Brief habe derſelbe — fo bemerft 
Beflagter weiter — gar nicht beantwortet, vielmehr 
nachmals die ofterwähnte Hirſe von der Eifenbahn- 
Güterverwaltung in Leipzig ausgeantwortet erhalten 
und ohne Borbehalt in Empfang genommen, ſonach 
aber feine, des Beklagten, Handlungsweiſe allent⸗ 
halben genehmigt. 
Hiernaͤchſt hat der Beklagte 
b 


darauf Bezug genommen, daß in den Monaten Dcto- 
ber und November 1866 die Bahnzufuhe in Peſt 
wegen zu großen Andrangs an mindeftend 30 Tagen 
fiftirt und hiernach eine directe Berladung der Hirfe 
per Eifenbahn in der zweiten Hälfte des Monats 
November 1866 unmöglich geweſen. — 

Hinfichtlich dieſes vom Kläger, insbefonvere in 
Betreff des zulegt erwähnten, angeblih am 4. Des 


cember 1866 in Leipzig angelangten Briefes, fowie 


der Behauptung der Siftirung des Bahnverkehr 
während des angegebenen Zeitraums Bl. — geleug- 
neten und in Hinficht feiner rechtlichen Relevanz be⸗ 
ftrittenen Vorbringens hatte nun in Betracht zu ges 
langen: 
&. 

daß eine Einwilligung des Klägers in die vom Be— 
Hagten gewählte Berfendungsart in dem Stillſchwei⸗ 
gen des erſteren auf den Brief vom 2./4. December 
1866 Bl. — auch dann nicht gefunden werden kann, 
wenn derſelbe durch feine zuvor an den Bellagten 
gelangte Depefche, in welcher er auf Abfendung durch 
die Bahn beftanden hat, im Voraus gegen des 
legteren Handlungsweife zur Genüge ſich verwahrt 
hätte; 


B. 
daß von ben Seiten des Bellagten zum Nachweiſe 
der behaupteten Siſtirung des Bahnverkehrs benann⸗ 
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ten Zeugen ſowohl Morig R. als Conrad K. die in 
ihre Wiſſenſchaft geſtellte Thatſache zu beſtaͤtigen 
nicht vermocht haben, die dem Bellagten günftige 
Ausfage des Zeugen M. aber ſchon mit Rüdficht auf 
die Behauptung, daß die Bahnzufuhr in drei Mo⸗ 
naten (September, October, November 1866) an 
mindeftend 30 Tagen fiftirt und daher für ben 
Bellagten es unmöglich geweſen, in der jweiten 
Hälfte des Monats November deſſelben Jahres die 
qu. Hirſe von Peft aus direct mit der Bahn an den 
Kläger abgehen zu laſſen, nicht ganz verftänblich und 
hiernach, namentlich da diefer Zeuge in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als „Magazineur” des Beklagten ald ein Haffis 
ſchet nicht gelten kann, die Beicheinigung des Beflag- 
ten als mißlungen erfcheint; 


7. 
daß unter dieſen Umſtaͤnden ganz dahingeſtellt bleiben 
fann, ob, wie der Kläger behauptet, der Bellagte 
aber beim — Einl.⸗Punkt geleugnet hat, der erſtere 
mittelſt eines ſpaͤteſtens am 25. November 1866 in 
die Haͤnde des Beklagten gelangten Schreibend — 
der Klagbeifuge H. — die Anweifung die fragliche 
Hirfe „ab einer andern Station” abzufenden ertheilt 
habe. 

D 


Was endlich die Höhe der vom Kläger geforber- 
ten Beträge anlangt, fo ift das Hlägerifche Vorbringen 
durch die Zeugen 2. und K., deren Ausfage die Par⸗ 
teien BI. — als beſchworen anfehen zu wollen erflärt 
haben, voll bejcheinigt worden. Dagegen ift bie 
Zahlung unter J. 2. d. und IL 2. durch den Haupteib 
feftzuftellen. 

Hiernach ergiebt fi, daß Kläger für die Sen- 
dung 166 Thle. 5 Nor. 5 Pi. anftatt 119 Thle. 
21 Nor. T Pf., alfo 46 Thlr. 13 Nor. 8 Pf. zuviel 
bezahlt und an Fracht für bie sub II. gedachten 
102 Gentner, welche bei directer Verfendung nad 
dem Frachtfag von 23 Ngr. pro Eentner auf 78 Thlr. 
6 Nor. —⸗ fich belaufen hätte, während biefelbe nad) 
dem Frachtbrief L. 96 Thlt. 17 Ngr. 4 Pf. gefoftet 
hat, — weitere 18 Thle. 11 Nor. 4 Pf., mithin zus 
fammen 64 Thlr. 25 Nor. 2 Pf., nicht aber 69 Thlr. 
26 Nor. 1 Pf. als Schädenforderung geltend machen 
fonnte. 


Die Entſcheidung binfichtlich des Koftenpunktes 
endlich bedarf feiner befonderen Rechtfertigung; nur 
mag bemerft werden, daß der rüdfichtlich des einen 
Hirfetransportes geforderte höhere, dem Kläger nicht 
zugebilligte Betrag feinen befonderen Koftenaufwand 
berurfacht hat. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
beftätigte mitteld des am 8. Juli 1870 befannt ges 
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machten Erfenntniffes diefe Entſcheidung aus folgen- 
den Gründen: 


„Den von ber vorigen Inftanz entwidelten Grüns 
den ift bei nochmaliger Erwägung in den wefentlichen 
Punften beizupflichten gewefen. Zu Widerlegung der 
dagegen gerichteten Einwendungen Beflagtens bedarf 
es nur noch folgender Bemerkungen: 

’ 1. 

Rach Art. 344. des allgemeinen beutichen Han⸗ 
delsgeſehbuchs gilt der Berfäufer in Fällen, in denen 
die Waare dem Käufer von einem anderen Orte zu 
überfenden ift, der Käufer aber über die Art der 
Ueberfendung nichts beftimmt hat, für beauftragt, 
mit Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns die Be- 
ſtimmung ftatt des Käufers zu treffen. Es erfcheint 
hiernach, wie die vorige Inftanz mit Recht angenom⸗ 
men hat, im vorliegenden Falle gleichgültig, ob eine 
ausdrückliche Beredung über die Transportmodalität 
zwiſchen den Parteien ftattgefunden habe, oder nicht. 
Auch bei unterbliebener Vereinbarung hatte Bellagter 
Behufs der Berfendung der von dem Kläger erfauften 
Waare diejenigen Beranftaltungen zu treffen, die nach 
den Umftänden vorausfeplich der Abficht und dem 
Bortheile des Klägers am meiften entfprechen. Daß 
er hiernad für den Weg directer Zufendung unter 
Benugung der actenfundiger Maafen jwifchen Beft, 
dem Wohnorte Bellagtens, und Leipzig, dem Orte 
ber Handeldniederlaffung Klägers, beftehenden Eifen- 
bahnverbindung fich zu entſcheiden hatte, fann feinem 
Zweifel unterliegen. Es ließ ſich nicht allein erwar⸗ 
ten, daß Kläger auf diefe Weife am Eheften in den 
Defig der Waare gelangen werde, Beflagter hatte 
auch zugleich die dadurch bedingte, zufolge der Aus- 
fagen der Bl. — gehörten Zeugen in Verbindung mit 
dem Inhalte des dem Kläger BI. — auferlegten 
Relateides außer Zweifel geftellte Koſtenerſparniß in 
dad Auge zu faflen. Beide, für den Kaufmann, der 
durch ſchnellen Umfag der Waare einen möglichft 
hohen Gewinn erzielen will, weſentliche Rüdfichten 
wiefen den Bellagten unverfennbar auf die Nothwen⸗ 
digkeit directer Verſendung der Waare an den 
Klaͤger hin. 

2. 

In offenem Widerſpruch mit den hiernach dem 
Beklagten obliegenden Pflichten ſteht das von dem— 
ſelben eingehaltene Verfahren, wenn er die unterm 
15. November 1866 abgeſendete Waarenpoſt anſtatt 
an den Kläger an bie Adreſſe des Spediteur Karl S. 


in Dresden dirigirt hat. Mag hierbei auch, wie. 


Kläger bei dem — Einf.-Abfchn. felbft zugiebt, auf 
Beklagtens Seite ein bloßes Verſehen obgewaltet 
haben, jedenfalls hatte die Rechtsfolgen dieſes 


Irrthums nicht der Klaͤger, ſondern der Beklagte 
ſelbſt zu vertreten. Dieſer Vertretung kann fi Be- 
klagter in alle Wege nicht dadurch entſchlagen, daß 
er den Kläger Behufs der Schadloshaltung an die 
Annahmebahn — die K. K. Defterreichifche Nord⸗ 
bahn — zu verweiſen ſucht, weil lehtere feiner Be— 
hauptung zufolge die von ihm nach Wahrnehmung 
des Jrrthums ertheilte berichtigende Weifung über 
die dem Transporte zu gebende Richtung nicht ord⸗ 
nungsmäßig ausgeführt habe. Offenbar verfolgte 
jene Eontreorbre nur den Zweck thunlichfter Wieder 
gutmachung des eigenen Verſehen Bellagtens. So 
gewiß es daher auch ift, daß der Transport der 
Waare an ſich nad) Art. 345. des obgedachten Hans 
delögejepbuchs für Rechnung und Gefahr des Klägers 
ging und Bellagter demnach im Zweifel allen ein 
Ihlagenden Verrichtungen in der Eigenſchaft eines 
Beauftragten oder Gefchäftsführers Alägers ſich un 
terzog, mithin im Allgemeinen für die von dem 
Frachtführer verhangenen Ordnungswidrigfeiten 
nicht einzuftehen hatte, fo wenig ſteht doch das Er⸗ 
gebniß diefer Säge ber gegenwärtigen Rechtöverfols 
gung Klägerd gegen den Beklagten entgegen. Denn 
waren die Rechtsfolgen der irrthümlichen Adreſſitung 
der Sendung, wie bereits oben dargelegt, von dem 
Bellagten zu vertreten, fo führte augenſcheinlich Be- 
klagter bei Aufgabe einer fpäteren, die Direction der 
Sendung verändernden Weifung nicht Klägers, ſon⸗ 
dern feine eigenen Gefchäfte, fofern er dadurch die 
Wirfungen der von ihm verhangenen Nachlaͤſſigleit 
unſchaͤdlich zu machen ſuchte. Hat fi nun bei Aus- 
führung diefer legteren Weifung die Transportbahn 
gleichfalls einer Nachläffigkeit ſchuldig gemacht, fo 
treffen die dadurch verurfachten Vermoͤgensnachtheile 
offenbar nur den Beflagten; feine Sache war es 
demnach, etwanige Rechtszuftändigfeiten der gedachten 
Eifenbahn gegenüber zur Durhführung zu bringen. 
Der Einwand Beflagtens entbehrt daher rechtlicher 
Begründung. 

Eben fo irrt Bellagter, wenn er meint, es habe 
dem Kläger wenigftens die Pflicht obgelegen, die ihm, 
Beklagtem, hierunter zuftchenden Rechte gegen die 
abliefeende Eifenbahn der WVorfchrift im Art. 408. 
des Handelsgeſetzbuchs entfprechend zu wahren. Hierz. 
von fann, von allem Andern abgefehen, ſchon des⸗ 
halb keine Rede ſein, weil nach den actenkundigen 
Verhaͤltniſſen Kläger gar nicht auf Grund des von 
dem Beklagten abgefchlofienen Frachtvertrags das 
Gut in Empfang genommen hat, vielmehr dieſe Em—⸗ 
pfangnahme des Guts erſt vermittelt worden iſt durch 
den neuen Frachtvertrag, den der von dem Beklagten 
irtthümlich bezeichnete Adreſſat S. in Dresden mit 
der Leipgig- Dresdner Gifenbahn- Compagnie Behufs 
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MWeiterbeförderung der Waare an den Kläger abge 
fchlofien hat. Die Movalität der Ausführung diefes 
Frachtvertrags gab dem Kläger nach den Acten feinen 
Anlaß zu einer Ausftellung. 


3. 

Aus dem unter 1. Gefagten folgt, daß Bellagter 
bei dem Mangel entgegengefegter Weifung von 
Eeiten Klägers — und eine foldye ift von ihm nicht 
behauptet — auch zu Ausführung der legten in ber 
Klage bezeichneten Waarenfendung des directen Trands 
portwegs der Gifenbahn ſich zu bedienen hatte, dafern 
nicht befondere Umftände die Wahl eines anderen 
Transportmitteld bedingten. Auf das Vorhandenfein 
folher Umftände hat ſich Bellagter, von dem bie 
Maare am 29. November 1866 durch das Dampf: 
fhiff an das Handlungshaus Sch. & B. Behufs der 
MWeiterbeförderung an den Kläger gefendet worden, 
zu Rechtfertigung feiner Hanblungsweile in der That 
berufen, indem er Bl. — behauptet, zur Zeit der 
Abfendung fei der Balnbetrieb fiftirt gewefen. Der 
Beweis diefer Behauptung traf allgemeinen Rechte» 
grundfägen zufolge den Bellagten. Er hat denfelben 
aud unternommen, jedoch ohne Erfolg. Auch die 
jegige Inftanz hat fich der der vorigen Entſcheidung 
zu Grunde liegenden Annahme anzufchliefen gehabt, 
daß die Ausfage des von dem Bellagten aufgerufenen 
Zeugen M., ganz abgefehen von dem durch die bürs 
gerliche Stellung des Zeugen begründeten Maaße feis 
ner Glaubwürdigkeit, auf ein durch die von ihm 
angeführten thatfächlichen Momente nicht genugfam 
unterftügted Urtheil hinausfommt, dem theild an 
fi, theils im Hinblid auf die von dem Bl. — ger 
hörten Zeugen befundeten Wahrnehmungen entgegen« 
gefegter Art jeder rechtliche Werth abgefprochen wer- 
den muß. 


Nun meint zwar Bellagter, Kläger habe fein 
Einverftändniß mit der gewählten Transport» 
modalität thatfächlich bekundet. 


Diejed Einverftändniß habe er, Bellagter, vor- 
ausjegen muͤſſen, weil Kläger die an ihn ergangene 
brieflihe Aufforderung des Inhaltes: 


er jolle ihm, wenn er die Hirfe per Schiff nicht 
acceptiren wolle, fofort telegraphiren, indem er, 
Beflagter, wenn bis zum Mittag des 4. De 
cember 1866 das Telegramm nicht in feinen 
Beſitz gelangt fei, „Alles in Orbnung halten 
würde” — 


unbeantwortet gelaflen, auch fpäter die Waare ohne 
Vorbehalt angenommen habe. Allein weder in dem 
Schweigen Klägers auf eine derartige briefliche Mit- 
theilung, noch in der vorbehaltlofen Annahme der 


Waare fann ein genügender Anhalt für die Annahme 
Rilljehweigender Genehmigung Klägers mit den Schrit- 
ten Beflagtens gefunden werden. Denn wenn audh, 
fo viel das Erftere anlangt, im Allgemeinen die 
faufmännifhe Sitte die Beantwortung ergangener 
Anfragen fordert und namentlich dann, wenn foldhe 
Anfragen das eigene Intereffe des Adreſſaten be— 
rühren, in Frage fommen fann, ob nicht das Schweis 
gen ald Zuftimmung aufzufaffen fei (zu vergl. die 
im Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, Jahrg. 1868. 
©. 277 flg. und 1869. ©. 25 flg. abgedrudten Ent- 
fheidungen des Königlichen Appellationsgerichts zu 
Leipzig), fo liegt doch einerfeits ein Sachverhalt der 
Art, weldyer die Annahme geftattet, es fei die briefz 
liche Mitcheilung duch das eigene Intereffe Alä- 
gerd geboten geweſen, Feineswegs vor, andererfeits 
fann Niemand, alfo auch der Kaufmann in Han- 
belöverhältniffen nicht, für berechtigt angefehen wer- 
den, in bie Willendfreiheit eines Dritten dergeftalt 
einzugreifen, daß ihm geftattet werben fönnte, dem 
anderen einfeitig ein Präjudbiz, unter dem der Mans 
gel eines pofitiven Widerſpruchs ald Genehmigung 
gelten folle, vorzufchreiben, und im vorliegenden 
Falle ift diefe Befugniß dem Beflagten um fo gewifler 
abzufprechen, ald er auf Grund des von dem Be- 
klagten felbft Bl. — erwähnten, der brieflichen Auf- 
forderung vorausgegangenen Telegramms des Klä- 
gers defien Willensmeinung bezüglich der Abfendung 
durch die Bahn genau fannte. Im Uebrigen liegt 
es, anlangend die Rechtöfolgen der von dem Be- 


‚fagten als fernerer Grund ftillfchweigender Gench- 


migung erwähnten, Seiten Klägers bewirken An- 
nahme der Waare, auf der Hand, daß der letztere 
nicht in der Lage war, feine Rechte wegen mangel- 
hafter Vertragserfüllung des Beflagten, ald des 
Abienderd, der abliefernden Eifenbahn, ald dem 
Frachtführer, gegenüber zur Geltung zu bringen. 
Denn die Ablieferungsbahn fungirte bei dem Acte 
der Uebergabe der Waare an Klägern nicht als 
Stellvertreter des Beklagten, einer Rechtsverwahrung 
ihre gegenüber würbe es jelbfteinleuchtend blos dann 
bedurft haben, wenn Kläger, was nicht der Fall, 
der Eifenbahn felbft den Vorwurf verhangener Ord⸗ 
nungswidrigfeiten zu machen gehabt hätte.” 
. x“. 
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111. 


Der Auöfteller eines Wechfeld an eigne Orbre, 

welcher feinem Indoffamente die Worte „ohne 

Obligo“ oder einen gleihbedeutenden bejehrän: 

fenden Zufaß beigefügt hat, kann deffenungeachtet 

noch ald Auöfteller im Regreßwege in Anſpruch 
genommen werden, *) 


Mitgetheilt von 
Herrn ff. S. in Dr. 


Bei dem K. Handelögerichte im Bezirksgerichte 
Dresden erhob K. gegen 2%. auf Grund eines von 
legterm auf v. 2. gezogenen und von diefem acceptirten, 
an die Ordre des Bellagten zahlbar gewefenen, rechts 
zeitig proteftirten Wechfeld über 174 Thle. —⸗ —«, 
auf defien Rüdfeite folgendes Blancogiro ſich befand: 

ohne Obligo 
A. L. 
Wechſelklage. 

Der Beklagte wendete in dem am 13. Auguſt 
1870 angeftandenen Wechfelverhöre ein, daß er das 
durch, daß er ven Wechfel ohne Obligo weiter begeben 
habe, von feiner Regreßverbindlichkeit überhaupt bes 
freit worden fei, während der Kläger bemerfte, daß 
ver Bellagte ald Ausfteller jedenfalls noch verhaftet 
verblieben fei. 


Das Procefgericht verurtheilte den Bellagten 
im Hauptwerfe, „weil derfelbe nah Bl. — die der 


Klage zu Grunde gelegten Urkunden als ächt aner— 


fannt und nun zwar in Rüdficht darauf, daß er den 
an eigene Ordre ausgeftellten Wechſel ausprüdlich 
ohne Obligo weiter begeben, beftritten hat, daß er ald 
Ausfteller aus diefem Wechjel im Regreßwege in 
Anſpruch genommen werden fünne, diefem Einwande 
aber rechtliche Beachtung verfagt werben mußte — 
in Uebereinftimmung mit der von dem Königl. 
Preuß. Obertribunale zu Berlin neuerdings befolgten 
Anficht 
Siebenhaar’s Archiv für Wechjelrecht, Band 
XVL. ©. 106., XIV. ©. 181 flg., XVIIL 
S. 88 fig. 
Borhardt, Allg. D. Wechielorbnung, 4. Aufl. 
©. 106. 


*) Diefelbe Anfiht iſt auch vom Bundesoberhandele⸗ 
gerichte nach einer Notiz ver Magdeburger Zeitung vom 8. Nos 
vember 1870 in Saden B. gegen St. zur Geltung gebradt 


worden. 
Anmerk. des Einf. 
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und in Widerſpruch mit der fruͤhern Rechtsmeinung 
diefes Gerichtshofs 
Borhardt, a. a. DO. ©. 105. — 
wenn man erwägt, daß, wenn auch eine und dieſelbe 
Perſon auf einem Wechſel verſchiedene Functionen 
bekleidet, z. B. wie gegenwärtig zugleich als Aus— 
ſteller, Remittent und Indoſſant fungirt, — ein Ver— 
haͤltniß, das im 2ten Abſatze des Art. 6. der Allg. 
Deutſchen Wechfelordnung ausprüdlich für ftatthaft 
erflärt worden ift, doch vermöge der rein formellen 
Natur des Wechſels eine ſolche Perfonalunion die 
jeder diefer Eigenfchaften eigenthümlichen Rechte und 
Verpflichtungen unberührt läßt, fo als ob jede dieſer 
Functionen von einer andern Perfon innegehabt 
würde und ſich daher in wechjeltechtlicher Beziehung 
als völlig beveutungslos darftellt, wie z. B. der 
Inhaber eines Wechſels, auch wenn er zugleich als 
Domiciliat bezeichnet worden ift, bei fich felbft Proteſt 
zu erheben genöthigt ift, will er anders ſich den wech- 
felmäßigen Anſpruch fihern, und nun zwar im vor 
liegenden Falle der Beklagte durch den feinem Giro 
beigefügten Zufag „ohne Obligo”, wie ihm dies 
befage der Vorſchrift in Art. 14. ded angezogenen 
Geſetzes freiftand, ſich von der ihm als Indofjanten 
obliegenden Verbindlichkeit befreit hat, hierdurch aber 
nicht zugleich ohne Weiteres von der ihm ald Aus: 
ſteller nach Art. 8. treffenden wechjelmäßigen Ber 
pflichtung entbunden ift, da er jeiner Unterſchrift als 
Ausfteller auf der Vorderſeite des Wechſels einen 
derartigen Beifag nicht hinzugefügt, zufolge der for- 
mellen Natur des Wechjeld aber beide Eigenſchaften 
des Beklagten auseinanderzuhalten find, jodaß darauf, 
daß in einem Halle der gegenwärtigen Art aus beiden 
Functionen diefelben Verpflichtungen ſich ergeben und 
daher eine Beichränfung des Indoffaments ohne 
gleichzeitige des Ausftellungsvermerfs rechtlich ein— 
flußlos erfcheinen würde, etwas nicht anfommt, im 
Uebrigen es ganz dahingeftellt bleiben fann, ob der 
Beklagte legtern einen befchränfenden Zujag hätte 
beifügen fönnen, ohne daß der Wechfel hierdurd) die 
rechtliche Gültigkeit verloren hätte, 
Borchardt, a. a. O. ©. 57. Zufag 111. 

oder ob der Bellagte nicht, wenn er aus dem Wechiel 
eine Verbindlichkeit überhaupt nicht hätte auf fich 
nehmen wollen, von dem Acceptanten an feine — 
Bellagtend — Ordre einen fogenannten eigenen ober 
trodenen Wechfel hätte ausftellen laſſen müffen.” ıc. 


Das Königl. Appellationsgericht zu Dresden 
beftätigte diefen Beſcheid unterm 13. October 1870. 
Die Gründe, infoweit biefelben von allgemeinem 
Interefie, lauten folgendermaaßen: 





x. „Man hatte hiernach auf die zwifchen den 
Parteien allein noch ftreitige Frage einzugehen, ob 
der Ausfteller eines Wechjels an eigene Ordre, welcher, 
wie Seiten des Bellagten nah Bl. — geſchehen, 
feinem Indoſſamente die Worte „ohne Obligo“ oder 
einen gleichbedeutenden befchränfenden Zuſatz beigefügt 
bat, deffen ungeachtet noch ald Ausfteller im Regreßs 
wege in Anfpruch genommen werben fünne. Diefe 
Frage ift befanntlich unter den Rechtslehrern überaus 
beftritten und auch in der Prarid von den deutſchen 
oberen Gerichtshöfen, welchen fie zur Eniſcheidung 
vorgelegen hat, in verſchiedenem Sinne beantwortet 
worden. Während nämlich unter den Rechtsleh— 
tern 

Einert, im Archive für deutſches Wechſelrecht und 
Handelsrecht, Bd. V. ©. 1 fg. 

Thöl, Wechfelreht, 2. Ausg. ©. 601. 

Renaud, Lehrbuch des gemeinen deutichen, ſowie 
des in der allgemeinen deutſchen Wechſelord⸗ 
nung enthaltenen Wechielrehts, 2. Aufl. $- 41. 
S. 105. 

Siebenhaar, im angezogenen Archive, Bd. XVL 
©. 147 fig. 

Hoffmann, ibid. ©. 358 flg. 

2. Wächter, in demfelben Archive, Bd. XIV. 
S. 118 fl. 


in Mebereinftimmung mit älteren Entſcheidungen des 
Obertribunals zu Berlin und mit einer Entſcheidung 
des Obergerichtd zu Hamburg 


vergl. Borchardt, die allgemeine deutſche Wechjel- 
ordnung, 5. Aufl. ©. 133. 
Löhrs Gentralorgan für das deutſche Handels— 
und Wechfelrecht, N. F. Br. I. ©. 326. 
die Statthaftigfeit eined Regreßanſpruchs an den 
Ausfteller in dem bezeichneten Falle verneinen, eine 
Anficht, auf welche auch die von 
Bluntfchli, allgemeine deutſche Wechfelordnung, 
©. 33. 
Diener, wechſelrechtliche Abhandlungen, Seite 
402. j 
gegebenen Ausführungen über die rechtliche Natur 
eines Wechfeld an eigene Ordre hinführen, wird von 
andern Schriftftellern, 
vergl. Bolfmar und Löwy, die deutſche Wechiel- 
ordnung, $. 42. ©. 78. 
Oscar Wächter, Wechfellehre, S. 259. 
Fiſcher, in Löhrs angegogenem Gentralorgane, 
N. F. Br. J. ©. 546 fig. 
Stern, im angejogenen Archive, Bd. XIV. 
©. 408. 


Bil — 


mit welchen früher auch 
Hoffmann, allgemeine deutſche Wechſelordnung, 
©. 210 fig. 
übereinftimmte, der entgegengefegten, neuerdings aud) 
vergl. Borcharbt, a. a. D. ©. 134. 
vom Obertribunale zu Berlin angenommenen Meir 
nung beigepflichtet. Dem K. Appellationdgerichte zu 
Dresden hat diefe Rechtsfrage bereits in einem aͤhn⸗ 
lichen, im Jahre 1866 zu feiner Eognition gelangten 
Rechtöfalle zur Entfcheidung vorgelegen und ift damals 
aus folgenden Gründen die Zuläffigfeit der Regreß- 
Hage bejaht worben: 


Es fpreche dafuͤr zunaͤchſt ſchon der Wortlaut des 
Art. 14. der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung, 
in welchem befchränfenden Zufägen ber darin gedach⸗ 
ten Gattung nur die Wirkung beigelegt werde, daß 
die Verbindlichkeit des Indoffanten aus feinem 
dergeftalt befchränften Indoſſamente wegfalle. Dar- 
aus ergebe fi, daß dadurch eine etwa fonft noch 
aus dem Wechfel hervorgehende Verbindlichkeit des 
Indoffanten nicht berührt werde. Falls daher nur 
anzunehmen fei, daß die Verbindlichkeit des Aus— 
fteller eines Wechfeld an eigene Orbre, welcher den 
Wechfel weiter begeben habe, unabhängig von der 
ihn als Indofianten ſich treffenden Verbindlichkeit 
beftehe, fo fchließe ein derartiger, dem Indoffamente 
beigefügter Vorbehalt die Regreßpflicht des Indoſſan— 
ten in feiner gleichzeitigen Eigenſchaft als Ausfteller 
nicht aus. Gegen jene Annahme ſcheine zwar ber 
Umftand zu fprechen, daß die bloße Austellung eines 
Wechſels an eigene Ordre ohne Hinzutritt eines 
Indoffaments des Ausftellers für diefen eine Ber 
bindlichfeit aus dem Wechjel überhaupt noch nicht 
begründe. Allein das beweife doch zunaͤchſt nur 
foviel, daß es zur Hervorrufung der Haftpflicht des 
Ausftellerd der Girirung des Wechſels durch dieſen 
beduͤrfe, nicht werde aber dadurch die Frage entſchie— 
den, welcher rechtlichen Beurtheilung die durch die 
Begebung des Wechfels einmal begründete Verbind⸗ 
lichkeit des Ausftellers zu unterliegen habe, ob dieſelbe 
insbefondere durch das Beftehen einer Verbindlichkeit 
aus dem Indofjamente bedingt fei. In diefer Hin- 
fit fei jedoch durchichlagendes Gewicht darauf zu 
legen, daß der Ausfteller eines Werhjeld an eigne 
Ordre, indem er biefer Form anjtatt des eignen 
Wechfels fih bediene, um einen wechfelmäßigen Ans 
foruch gegen einen Andern zu erwerben, die Function 
zweier verfchiedener Perſonen, deren jede für Ent- 
ftehung einer gültigen Tratte nothwendig fei, auf 
fih nehme und deshalb auch die der formellen Natur 
des Wechſels entiprechenden Verbindlichleiten einer 
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jeden diefer Perfonen in fich vereinige. Wolle man 
dieſe doppelte Function zweier von einander unab- 
hängiger Perfönlichfeiten ihm nicht beilegen, fo ge- 
tathe man mit der allgemeinen deutſchen Wechfel- 
ordnung in Widerfpruch, welche in Art. 4. das 
Vorhandenfein eines Remittenten und das eines 
Ausftellerd als wefentliche Erforderniffe der Tratte 
aufftelle, und in Art. 6. zwar geftatte, daß der Aus- 
fteller ſich felbft als Remittenten bezeichne, jedoch in 
ihren weiteren Beftimmungen über die Rechte und 
Pflichten des Ausftellers und des Remittenten feine 
Andeutung enthalte, daß diefelben bei einem Wechſel 
an eigene Ordre andere, als bei einer gewöhnlichen 
Tratte feien. Bafle man nun, wie hiernach zu ge— 
fhehen habe, die Function des Ausftellers eines 
Wechfeld an eigene Ordre als völlig getrennt und 
unabhängig von derjenigen auf, welche ihm gleich 
zeitig in feiner Eigenfhaft als Remittent zufomme, 
fo folge mit Nothwendigfeit daraus, daß auch die 
mit jeder dieſer Bunctionen verbundenen Verpflich— 
tungen felbftftändig gegen einander beftehen und die 
Aufhebung oder Ausfchliefung der an die Function 
fi fnüpfenden Haftpflicht nicht von felbit die mit 
ber anderen Function verbundenen Berpflichtungen 
berühre. 


Das Königl. Appellationsgericht hat auch bei 
nochmaliger Erwägung die vorftehends entwidelten 
Gründe für durchichlagend zu befinden gehabt und 
daher von feiner obgedachten, auch dem angefochtenen 
Beſcheide zu Grunde liegenden Anficht abzugeben um 
fo weniger Beranlaffung gefunden, als die oben 
eitirten Vertreter der entgegengefegten Meinung 
hauptfächlich ſich darauf fügen, daß ein Wechfel an 
eigne Ordre erft durch das Indoflament des Aus- 
ſtellers und Remittenten zu einer eigentlichen Tratte 
werde, eine Annahme, welche lediglich auf der vor 
dem Erfcheinen der allgemeinen deutſchen Wechſel⸗ 
orbnung herrfchenden rechtlichen Anſchauung in Bes 
treff diefer Gattung von gezogenen Wechſeln fußt, 
Angefichts der Beftimmung in Art. 6. des nurgedach- 
ten Gejeges aber nunmehr der gefeplichen Grundlage 
entbehrt. 


Wenn endlich Appellant K. für feine gegentheilige 
Anfiht geltend macht, daß «8 widerfinnig fei, anzu—⸗ 
nehmen, er habe durch den feinem Indoffamente beis 
gefügten befchränfenden Zufag nur feiner Verbind— 
lichkeit aus dem Indoſſamente ſich entichlagen, dagegen 
in feiner Eigenſchaft ald Ausfteller haften wollen, und 
daß hiernach ohne Weiteres aus dem Wechſel nad) 
allgemeinen Regeln der Auslegung feine Abficht, auch 
in legterer Beziehung ſich von feiner Regrefpflicht zu 
befreien, deutlich hervorgehe, fo fann man ihm zwar 
legteres unbedenklich zugeben, allein diefer Erwägung 
ift um beswillen irgend welches rechtliche Gewicht 
nicht beizulegen, weil er nach dem oben Ausgeführten 
dieſe Abficht auf dem angegebenen Wege den ein— 
Ihlagenden Rechtögrundfägen gemäß nicht zu erreichen 
vermag, feine diesfallſige Erklärung vielmehr ſich aus 
dem Gefichtöpunfte einer fogenannten protestatio facto 
eontraria (vergl. $. 140. des bürgerlichen Geſetzbuchs) 
der formellen Natur des Wechfeld gegenüber als un- 
wirffam daritellt.” ac. 


Miscellen. 


BVerfegungen. Seine Königlihe Majeftät haben 
ben Vorftand des Gerichtsamts Großſchönau, Gerichte 
amtmann Karl Hermann Ferdinand Lachmann, in 


‚gleicher Stellung zum Gerichtsamte Zittau zu verfegen 


geruht. 


BVerftorben ift der Vorſtand des Gerichtsamts 
Hartha, Gerichtsamtmann Friedrich Wilhelm Schhnei« 
der, am 3. November 1870. 





Rebacteur: Bundes» Oberhandelsgerichtsrath Werner. 


Dfficin der Berlagshanblung. 


65” Das zu diefem Jahrgange gehörige Negifter wird nebft dem Titel in Kurzem nachgeliefert werben. 
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